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HINWEISE FÜR DEN LESER
Die Resolutionen und Beschlüsse der Generalversammlung sind wie folgt gekennzeichnet:

Ordentliche Tagungen
Bis zur dreißigsten ordentlichen Tagung wurden die Resolutionen der Generalversammlung durch eine arabische Zahl für die

laufende Nummer der Resolution und eine in Klammern gesetzte römische Zahl für die laufende Nummer der Tagung gekennzeichnet
(z.B.: Resolution 3363 (XXX)). Wurden mehrere Resolutionen unter derselben Nummer verabschiedet, so wurde jede von ihnen
durch einen auf die arabische Zahl folgenden Großbuchstaben gekennzeichnet (z.B.: Resolution 3367 A (XXX), Resolutionen 3411
A und B (XXX), Resolutionen 3419 A bis D (XXX)). Beschlüsse wurden nicht nummeriert.

Als Teil des neuen Systems für die Kennzeichnung der Dokumente der Generalversammlung werden die Resolutionen und
Beschlüsse seit der einunddreißigsten Tagung durch eine arabische Zahl für die laufende Nummer der Tagung und eine weitere,
durch einen Schrägstrich abgetrennte arabische Zahl für die laufende Nummer der Resolution innerhalb dieser Tagung gekennzeich-
net (z.B.: Resolution 31/1, Beschluss 31/301). Werden mehrere Resolutionen oder Beschlüsse unter derselben laufenden Nummer
verabschiedet, so wird jede(r) durch einen an diese anschließenden Großbuchstaben gekennzeichnet (z.B.: Resolution 31/16 A, Reso-
lutionen 31/6 A und B, Beschlüsse 31/406 A bis E).

Sondertagungen
Bis zur siebenten Sondertagung wurden die Resolutionen der Generalversammlung durch eine arabische Zahl für die laufende

Nummer der Resolution gekennzeichnet, der in Klammern der Buchstabe "S" und eine römische Zahl für die laufende Nummer der
Tagung folgten (z.B.: Resolution 3362 (S-VII)). Beschlüsse wurden nicht nummeriert.

Seit der achten Sondertagung werden die Resolutionen und Beschlüsse durch den Buchstaben "S" und eine arabische Zahl für
die laufende Nummer der Tagung sowie eine weitere, durch einen Schrägstrich abgetrennte arabische Zahl für die laufende Nummer
der Resolution innerhalb dieser Tagung gekennzeichnet (z.B.: Resolution S-8/1, Beschluss S-8/11).

Notstandssondertagungen
Bis zur fünften Notstandssondertagung wurden die Resolutionen der Generalversammlung durch eine arabische Zahl für die

laufende Nummer der Resolution gekennzeichnet, der in Klammern die Buchstaben "ES" und eine römische Zahl für die laufende
Nummer der Tagung folgten (z.B.: Resolution 2252 (ES-V)). Beschlüsse wurden nicht numeriert.

Seit der sechsten Notstandssondertagung werden Resolutionen und Beschlüsse durch die Buchstaben "ES" und eine arabische
Zahl für die laufende Nummer der Tagung sowie eine weitere, durch einen Schrägstrich abgetrennte arabische Zahl für die laufende
Nummer der Resolution innerhalb dieser Tagung gekennzeichnet (z.B.: Resolution ES-6/1, Beschluss ES-6/11).

In jeder der oben genannten Serien erfolgt die Nummerierung jeweils in der Reihenfolge der Verabschiedung.

*
*      *

Der vorliegende Band enthält die von der Generalversammlung in der Zeit vom 13. September bis 23. Dezember 2005 verab-
schiedeten Resolutionen sowie die Informationen, um die die Generalversammlung in Abschnitt C Ziffer 3 ihrer Resolution 54/248
vom 23. Dezember 1999 ersucht hat. Die von der Versammlung während dieses Zeitraums verabschiedeten Beschlüsse finden sich
in Band II. Die weiteren von der Versammlung auf ihrer sechzigsten Tagung verabschiedeten Resolutionen und Beschlüsse erschei-
nen in Band III.

*
*      *

BESONDERER HINWEIS FÜR DIE DEUTSCHE AUSGABE
Auf Grund der Resolution 3355 (XXIX) der Generalversammlung vom 18. Dezember 1974 werden seit dem 1. Juli 1975 aus-

gewählte Dokumente der Vereinten Nationen ins Deutsche übersetzt und bei Quellenangaben auch in Deutsch zitiert. Nicht in
Deutsch verfügbare Dokumente werden zur Vereinfachung von Recherchen und Bestellungen in Englisch zitiert. Handelt es sich
um Übereinkommen, wird zusätzlich auch auf die amtlichen Fassungen in den Gesetzblättern der deutschsprachigen Staaten hin-
gewiesen.
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RESOLUTION 60/1

Verabschiedet auf der 8. Plenarsitzung am 16. September 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.1, überwiesen von der
Generalversammlung auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung an die Plenartagung
der Generalversammlung auf hoher Ebene.

60/1. Ergebnis des Weltgipfels 2005

Die Generalversammlung

verabschiedet das folgende Ergebnis des Weltgipfels
2005:

Ergebnis des Weltgipfels 2005

I. Werte und Grundsätze

1. Wir, die Staats- und Regierungschefs, sind vom 14. bis
16. September 2005 am Amtssitz der Vereinten Nationen in
New York zusammengetreten.

2. Wir bekräftigen unseren Glauben an die Vereinten Na-
tionen und unser Bekenntnis zu den Zielen und Grundsätzen
der Charta der Vereinten Nationen und des Völkerrechts, die
unverzichtbare Grundlagen einer friedlicheren, wohlhabende-
ren und gerechteren Welt sind, und bekunden erneut unsere
Entschlossenheit, ihre strikte Achtung zu fördern. 

3. Wir bekräftigen die Millenniums-Erklärung der Verein-
ten Nationen1, die wir am Anbruch des 21. Jahrhunderts ver-
abschiedeten. Wir anerkennen die wertvolle Rolle, die die gro-
ßen Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen im
Wirtschafts- und Sozialbereich und auf damit zusammenhän-
genden Gebieten, einschließlich des Millenniums-Gipfels, er-
füllen, indem sie die internationale Gemeinschaft auf lokaler,
nationaler, regionaler und globaler Ebene mobilisieren und als
Handlungsanleitung für die Arbeit der Vereinten Nationen die-
nen.

4. Wir bekräftigen, dass unsere gemeinsamen Grundwerte,
darunter Freiheit, Gleichheit, Solidarität, Toleranz, Achtung
aller Menschenrechte, Achtung der Natur und geteilte Verant-
wortung, für die internationalen Beziehungen unerlässlich
sind.

5. Wir sind entschlossen, im Einklang mit den Zielen und
Grundsätzen der Charta in der ganzen Welt gerechten und dau-
erhaften Frieden herbeizuführen. Wir bekennen uns erneut da-
zu, alle Anstrengungen zur Wahrung der souveränen Gleich-
heit aller Staaten zu unterstützen, ihre territoriale Unversehrt-
heit und politische Unabhängigkeit zu achten, jede mit den
Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen unvereinbare
Androhung oder Anwendung von Gewalt in unseren interna-
tionalen Beziehungen zu unterlassen und die Beilegung von
Streitigkeiten mit friedlichen Mitteln und in Übereinstimmung
mit den Grundsätzen der Gerechtigkeit und des Völkerrechts,
das Selbstbestimmungsrecht der Völker, die sich weiterhin un-
ter kolonialer Herrschaft und ausländischer Besetzung befin-
den, die Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten der
Staaten, die Achtung der Menschenrechte und Grundfreihei-

ten, die Achtung der Gleichberechtigung aller ohne Unter-
schied nach Rasse, Geschlecht, Sprache oder Religion, die in-
ternationale Zusammenarbeit bei der Lösung internationaler
Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller oder humani-
tärer Art sowie die nach Treu und Glauben erfolgende Erfül-
lung der im Einklang mit der Charta eingegangenen Verpflich-
tungen zu wahren. 

6. Wir erklären erneut, dass ein wirksames multilaterales
System, im Einklang mit dem Völkerrecht, von entscheidender
Bedeutung ist, um den mannigfaltigen und miteinander ver-
flochtenen Herausforderungen und Bedrohungen, denen sich
unsere Welt gegenübersieht, besser begegnen und Fortschritte
im Bereich des Friedens und der Sicherheit, der Entwicklung
und der Menschenrechte erzielen zu können, unter Betonung
der zentralen Rolle der Vereinten Nationen, und wir verpflich-
ten uns, die Wirksamkeit der Organisation durch die Umset-
zung ihrer Beschlüsse und Resolutionen zu fördern und zu
stärken.

7. Wir sind der Überzeugung, dass wir heute mehr als je zu-
vor in einer globalisierten und interdependenten Welt leben.
Kein Staat kann gänzlich alleine stehen. Wir erkennen an, dass
die kollektive Sicherheit von einer wirksamen, im Einklang
mit dem Völkerrecht durchgeführten Zusammenarbeit gegen
grenzüberschreitende Bedrohungen abhängt.

8. Wir erkennen an, dass die derzeitigen Entwicklungen
und Umstände von uns verlangen, umgehend einen Konsens
über die großen Bedrohungen und Herausforderungen zu
schaffen. Wir verpflichten uns, diesen Konsens in konkrete
Maßnahmen umzusetzen und dabei auch die tieferen Ursachen
dieser Bedrohungen und Herausforderungen resolut und ent-
schlossen anzugehen.

9.  Wir erkennen an, dass Frieden und Sicherheit, Entwick-
lung und die Menschenrechte die Säulen des Systems der Ver-
einten Nationen und die Grundlagen der kollektiven Sicherheit
und des kollektiven Wohls sind. Wir erkennen an, dass Ent-
wicklung, Frieden und Sicherheit sowie die Menschenrechte
miteinander verflochten sind und einander gegenseitig verstär-
ken.

10.  Wir bekräftigen, dass die Entwicklung selbst ein zentra-
les Ziel ist und dass die nachhaltige Entwicklung in ihren wirt-
schaftlichen, sozialen und ökologischen Aspekten ein Schlüs-
selelement des übergreifenden Rahmens der Tätigkeiten der
Vereinten Nationen bildet.

11.  Wir erkennen an, dass gute Regierungsführung und die
Herrschaft des Rechts auf nationaler und internationaler Ebene
unerlässlich sind, um ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum
und eine nachhaltige Entwicklung herbeizuführen und Armut
und Hunger zu beseitigen.

12.  Wir bekräftigen, dass die Gleichheit der Geschlechter so-
wie die Förderung und der Schutz des vollen Genusses aller
Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle unabdingbar für
die Förderung der Entwicklung und des Friedens und der Si-
cherheit sind. Wir sind entschlossen, eine Welt zu schaffen, die
den künftigen Generationen gerecht wird und das Wohl des
Kindes berücksichtigt.

1 Siehe Resolution 55/2.
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13.  Wir erklären erneut, dass alle Menschenrechte allgemein
gültig und unteilbar sind, einander bedingen und miteinander
verknüpft sind.

14.  In Anerkennung der Vielfalt der Welt sind wir uns dessen
bewusst, dass alle Kulturen und Zivilisationen zur Bereiche-
rung der Menschheit beitragen. Wir erkennen an, wie wichtig
die Achtung und das Verständnis der religiösen und kulturel-
len Vielfalt auf der ganzen Welt sind. Im Hinblick auf die För-
derung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit
verpflichten wir uns, für das Wohlergehen, die Freiheit und
den Fortschritt der Menschheit überall zu arbeiten sowie To-
leranz, Achtung, Dialog und Zusammenarbeit zwischen ver-
schiedenen Kulturen, Zivilisationen und Völkern zu begünsti-
gen.

15.  Wir versprechen, die Relevanz, Wirksamkeit, Effizienz,
Rechenschaftspflicht und Glaubwürdigkeit des Systems der
Vereinten Nationen zu verbessern. Dies ist unsere gemeinsa-
me Verantwortung und unser gemeinsames Interesse.

16.  Wir beschließen daher, eine friedlichere, wohlhabendere
und demokratischere Welt zu schaffen und konkrete Maßnah-
men zu ergreifen, um auch weiterhin Mittel und Wege zur Um-
setzung der Ergebnisse des Millenniums-Gipfels und der an-
deren großen Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten
Nationen zu finden und so multilaterale Lösungen für Proble-
me auf den folgenden vier Gebieten herbeizuführen: 

Entwicklung

Frieden und kollektive Sicherheit

Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit

Stärkung der Vereinten Nationen

II. Entwicklung

17.  Wir bekunden erneut mit Nachdruck unsere Entschlos-
senheit, die rasche und vollständige Verwirklichung der auf
den großen Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Na-
tionen vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der auf
dem Millenniums-Gipfel vereinbarten und als Millenniums-
Entwicklungsziele bezeichneten Ziele, sicherzustellen, die ein
Ansporn für Bemühungen um die Beseitigung der Armut wa-
ren. 

18.  Wir verweisen nachdrücklich auf die maßgebliche Rolle
der großen Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Na-
tionen im Wirtschafts- und Sozialbereich und auf damit zu-
sammenhängenden Gebieten bei der Gestaltung einer umfas-
senden Vision der Entwicklung und bei der Festlegung einver-
nehmlicher Ziele, die zur Verbesserung der menschlichen
Lebensbedingungen in verschiedenen Teilen der Welt beige-
tragen haben. 

19.  Wir bekräftigen unsere Verpflichtung auf die Beseiti-
gung der Armut und die Förderung eines dauerhaften Wirt-
schaftswachstums, einer nachhaltigen Entwicklung und welt-
weiten Wohlstands für alle. Wir sehen uns dadurch ermutigt,
dass die Armut in jüngster Zeit in einigen Ländern zurückge-
gangen ist, und sind entschlossen, diese Tendenz zum Nutzen
der Menschen weltweit zu verstärken und auszudehnen. Wir
sind jedoch nach wie vor besorgt über die langsamen und un-

gleichmäßigen Fortschritte bei der Armutsbekämpfung und
der Verwirklichung der anderen Entwicklungsziele in einigen
Regionen. Wir verpflichten uns, die Entwicklung der Produk-
tionssektoren in den Entwicklungsländern zu fördern, damit
diese auf wirksamere Weise am Prozess der Globalisierung
teilhaben und daraus Nutzen ziehen können. Wir unterstrei-
chen die Notwendigkeit dringenden Handelns auf allen Seiten,
einschließlich ehrgeizigerer nationaler Entwicklungsstrate-
gien und von stärkerer internationaler Unterstützung getrage-
ner Bemühungen. 

Weltweite Entwicklungspartnerschaft

20.  Wir bekräftigen unser Bekenntnis zu der in der Millen-
niums-Erklärung1, dem Konsens von Monterrey2 und dem
Durchführungsplan von Johannesburg3 beschriebenen welt-
weiten Entwicklungspartnerschaft.

21.  Wir bekräftigen ferner unser Bekenntnis zu einer soliden
Politik, guter Regierungsführung auf allen Ebenen und zur
Rechtsstaatlichkeit sowie zur Mobilisierung einheimischer
Ressourcen, zur Schaffung von Anreizen für den Zufluss in-
ternationaler Finanzmittel, zur Förderung des internationalen
Handels als Motor der Entwicklung, zur Verstärkung der in-
ternationalen finanziellen und technischen Entwicklungszu-
sammenarbeit, zu einer nachhaltigen Schuldenfinanzierung
und Erleichterung der Auslandsschuldenlast sowie zur Förde-
rung der Kohärenz und Stimmigkeit des internationalen Wäh-
rungs-, Finanz- und Handelssystems. 

22.  Wir bekräftigen, dass jedes Land die Hauptverantwor-
tung für die eigene Entwicklung übernehmen muss und dass
die Rolle der nationalen Politiken und Entwicklungsstrategien
bei der Herbeiführung einer nachhaltigen Entwicklung nicht
genügend betont werden kann. Wir erkennen außerdem an,
dass die nationalen Anstrengungen durch unterstützende glo-
bale Programme, Maßnahmen und Politiken ergänzt werden
sollten, mit dem Ziel, die Entwicklungschancen der Entwick-
lungsländer zu vergrößern, wobei die jeweiligen nationalen
Gegebenheiten zu berücksichtigen sind und die Achtung der
nationalen Trägerschaft, der nationalen Strategien und der na-
tionalen Souveränität zu gewährleisten ist. Zu diesem Zweck
beschließen wir, 

a) bis zum Jahr 2006 umfassende nationale Entwick-
lungsstrategien zu verabschieden und umzusetzen, um die in-
ternational vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der
Millenniums-Entwicklungsziele, zu erreichen;

2 Monterrey Consensus of the International Conference on Financing for
Development (Report of the International Conference on Financing for
Development, Monterrey, Mexico, 18-22 March 2002 (United Nations
publication, Sales No. E.02.II.A.7), Kap. I, Resolution 1, Anlage). In
Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/ac198-
11.pdf.
3 Plan of Implementation of the World Summit on Sustainable
Development (Report of the World Summit on Sustainable Development,
Johannesburg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United
Nations publication, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I,
Resolution 2, Anlage). In Deutsch verfügbar unter http://www. un.org/
Depts/german/ conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
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b) die öffentlichen Finanzen wirksam zu verwalten, um
makroökonomische Stabilität und langfristiges Wachstum
herbeizuführen und aufrechtzuerhalten, und öffentliche Gel-
der auf wirksame und transparente Weise zu verwenden sowie
zu gewährleisten, dass die Entwicklungshilfe für den Aufbau
nationaler Kapazitäten genutzt wird;

c) durch erhöhte Entwicklungshilfe, die Förderung des
internationalen Handels als Motor der Entwicklung, Techno-
logietransfer unter gegenseitig vereinbarten Bedingungen, zu-
nehmende Investitionsströme und eine breitere und tieferge-
hende Entschuldung die Anstrengungen zu unterstützen, wel-
che die Entwicklungsländer unternehmen, um nationale Ent-
wicklungspolitiken und -strategien zu verabschieden und
umzusetzen, und die Entwicklungsländer durch eine beträcht-
lich erhöhte Hilfe zu unterstützen, die von ausreichender Qua-
lität ist und rechtzeitig ankommt, um ihnen bei der Erreichung
der international vereinbarten Entwicklungsziele, einschließ-
lich der Millenniums-Entwicklungsziele, behilflich zu sein;

d) dass die steigende Interdependenz der Volkswirt-
schaften in einer zunehmend globalen Welt und die Entwick-
lung regelgestützter Ordnungsrahmen für die internationalen
Wirtschaftsbeziehungen dazu geführt haben, dass der Hand-
lungsspielraum für nationale Wirtschaftspolitik, das heißt der
Wirkungsbereich innerstaatlicher Politiken, insbesondere in
den Bereichen Handel, Investitionen und industrielle Entwick-
lung, jetzt oft durch internationale Disziplinen, Verpflichtun-
gen und Weltmarkterwägungen eingegrenzt wird. Es ist Sache
jeder Regierung, die mit der Akzeptanz internationaler Regeln
und Verpflichtungen verbundenen Vorteile mit den Nachtei-
len aus dem Verlust politischen Handlungsspielraums abzu-
wägen. Es ist besonders wichtig für die Entwicklungsländer,
eingedenk der Entwicklungsziele, dass alle Länder der Not-
wendigkeit eines angemessenen Gleichgewichts zwischen na-
tionalem politischen Handlungsspielraum und internationalen
Disziplinen und Verpflichtungen Rechnung tragen; 

e) den Beitrag der nichtstaatlichen Organisationen, der
Zivilgesellschaft, des Privatsektors und anderer Interessenträ-
ger im Rahmen der nationalen Entwicklungsanstrengungen
sowie bei der Förderung der weltweiten Entwicklungspartner-
schaft zu verstärken;

f) sicherzustellen, dass die Fonds und Programme der
Vereinten Nationen sowie die Sonderorganisationen die An-
strengungen der Entwicklungsländer durch die gemeinsamen
Landesbewertungen und Entwicklungshilfe-Programmrah-
men der Vereinten Nationen unterstützen und so ihre Unter-
stützung für den Kapazitätsaufbau verstärkt wird;

g) unsere natürliche Ressourcenbasis zu Gunsten der
Entwicklung zu schützen. 

Entwicklungsfinanzierung

23.  Wir bekräftigen den Konsens von Monterrey2 und erken-
nen an, dass die Mobilisierung von Finanzmitteln zu Gunsten
der Entwicklung und die wirksame Verwendung dieser Mittel
in den Entwicklungsländern und Transformationsländern zen-
trale Bestandteile einer weltweiten Entwicklungspartnerschaft
zu Gunsten der Erreichung der international vereinbarten Ent-

wicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwick-
lungsziele, sind. In dieser Hinsicht

a) sind wir ermutigt durch die jüngsten Zusagen über
beträchtliche Erhöhungen der öffentlichen Entwicklungshilfe
und die von der Organisation für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung vorgelegte Schätzung, wonach jetzt ei-
ne jährliche Erhöhung der öffentlichen Entwicklungshilfe für
alle Entwicklungsländer um rund 50 Milliarden US-Dollar bis
zum Jahr 2010 erfolgen wird, unter gleichzeitiger Anerken-
nung dessen, dass eine beträchtliche Erhöhung dieser Hilfe er-
forderlich ist, um die international vereinbarten Ziele, ein-
schließlich der Millenniums-Entwicklungsziele, innerhalb ih-
res jeweiligen Zeitrahmens zu erreichen; 

b) begrüßen wir es, dass als Folge der Aufstellung von
Zeitplänen durch viele entwickelte Länder erhöhte Mittel zur
Verfügung stehen werden, um den Zielwert von 0,7 Prozent
des Bruttosozialprodukts für die öffentliche Entwicklungshil-
fe bis 2015 und mindestens 0,5 Prozent bis 2010 zu erreichen
und gemäß dem Brüsseler Aktionsprogramm für die am we-
nigsten entwickelten Länder für die Dekade 2001-20104 für
diese Länder den Zielwert von 0,15 bis 0,20 Prozent bis spä-
testens 2010 zu erreichen, und fordern die entwickelten Län-
der, die dies nicht bereits getan haben, nachdrücklich auf, im
Einklang mit ihren Verpflichtungen konkrete Anstrengungen
in dieser Hinsicht zu unternehmen; 

c) begrüßen wir ferner die jüngsten Bemühungen und
Initiativen zur Verbesserung der Qualität und zur Erhöhung
der Wirksamkeit der Hilfe, namentlich die Erklärung von Paris
über die Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit, und
beschließen, konkrete, wirksame und rechtzeitige Maßnah-
men zur Erfüllung aller vereinbarten Verpflichtungen betref-
fend die Wirksamkeit der Hilfe zu ergreifen, mit klarer Über-
wachung und klaren Fristen, namentlich durch eine weitere
Anpassung der Hilfe an die Strategien der Länder, den Aufbau
institutioneller Kapazitäten, die Senkung der Transaktionsko-
sten und die Beseitigung bürokratischer Verfahren, die Erzie-
lung von Fortschritten hinsichtlich der Aufhebung der Bin-
dung der Entwicklungshilfe, die Verbesserung der Absorp-
tionsfähigkeit und des Finanzmanagements der Empfänger-
länder und die verstärkte Betonung der Ergebnisse der Ent-
wicklung;

d) erkennen wir an, dass es sinnvoll ist, innovative Fi-
nanzierungsquellen zu erschließen, vorausgesetzt, dass diese
den Entwicklungsländern keine übermäßige Last aufbürden.
In dieser Hinsicht nehmen wir mit Interesse Kenntnis von den
internationalen Bemühungen, Beiträgen und Erörterungen,
wie beispielsweise der Aktion gegen Hunger und Armut, die
das Ziel haben, innovative und zusätzliche Mittel für die Ent-
wicklungsfinanzierung aus öffentlichen, privaten, einheimi-
schen oder ausländischen Quellen zu erschließen, die die aus
traditionellen Finanzierungsquellen stammenden Mittel erhö-
hen und ergänzen. Einige Länder werden die Internationale Fi-
nanzfazilität umsetzen. Einige Länder haben die Internationale
Finanzfazilität für Immunisierungen in die Wege geleitet. Ei-

4 A/CONF.191/13, Kap. II.
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nige Länder werden in naher Zukunft unter Gebrauch ihrer na-
tionalen Befugnisse einen Beitrag auf Flugtickets erheben, um
Entwicklungsprojekte, insbesondere im Gesundheitssektor,
direkt oder mit Mitteln der Internationalen Finanzfazilität fi-
nanzieren zu können. Andere Länder prüfen derzeit, ob und in
welchem Umfang sie sich an diesen Initiativen beteiligen wer-
den;

 e) anerkennen wir die unverzichtbare Rolle, die der Pri-
vatsektor bei der Mobilisierung neuer Investitionen, bei der
Schaffung von Arbeitsplätzen und bei der Entwicklungsfinan-
zierung spielen kann;

 f) beschließen wir, im Rahmen der zuständigen multi-
lateralen und internationalen Foren die Entwicklungsbedürf-
nisse der Entwicklungsländer mit niedrigem Einkommen an-
zugehen, um ihnen dabei behilflich zu sein, unter anderem ih-
ren finanziellen, technischen und technologischen Bedarf zu
decken;

 g) beschließen wir, die Entwicklungsanstrengungen der
Entwicklungsländer mit mittlerem Einkommen weiter zu un-
terstützen, indem wir in den zuständigen multilateralen und in-
ternationalen Foren sowie im Wege bilateraler Abmachungen
Maßnahmen erarbeiten, um ihnen dabei behilflich zu sein, un-
ter anderem ihren finanziellen, technischen und technologi-
schen Bedarf zu decken;

 h) beschließen wir, den von der Generalversammlung
eingerichteten Weltsolidaritätsfonds seine Arbeit aufnehmen
zu lassen, und bitten diejenigen Länder, die dazu in der Lage
sind, freiwillige Beiträge an den Fonds zu entrichten;

 i) erkennen wir die Notwendigkeit an, insbesondere
den Armen Zugang zu Finanzdienstleistungen zu verschaffen,
namentlich über Mikrofinanzierungen und Kleinstkredite. 

Mobilisierung einheimischer Ressourcen

24.  Bei unserem gemeinsamen Streben nach Wachstum, Ar-
mutsbeseitigung und nachhaltiger Entwicklung besteht eine
entscheidende Herausforderung darin, innerhalb unserer Län-
der die notwendigen Voraussetzungen für die Mobilisierung
öffentlicher wie privater einheimischer Ersparnisse, die dau-
erhafte Sicherung ausreichender produktiver Investitionen, ei-
ne vermehrte Qualifikationsförderung, die Eindämmung der
Kapitalflucht, die Eindämmung des illegalen Transfers von Fi-
nanzmitteln und die Verstärkung der internationalen Zusam-
menarbeit zur Herbeiführung eines förderlichen innerstaatli-
chen Umfelds zu schaffen. Wir verpflichten uns, die Anstren-
gungen der Entwicklungsländer zur Schaffung eines förderli-
chen innerstaatlichen Umfelds für die Mobilisierung einhei-
mischer Ressourcen zu unterstützen. Zu diesem Zweck
beschließen wir daher, 

 a) eine gute Regierungsführung und eine solide makro-
ökonomische Politik auf allen Ebenen zu verfolgen und die
Entwicklungsländer bei ihren Bemühungen zu unterstützen,
die erforderlichen Politiken und Investitionen zu verwirkli-
chen, um ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum in Gang zu set-
zen, kleine und mittlere Unternehmen zu fördern, die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen zu fördern und den Privatsektor zu sti-
mulieren;

 b) zu bekräftigen, dass gute Regierungsführung von
grundlegender Bedeutung für eine nachhaltige Entwicklung
ist, dass eine solide Wirtschaftspolitik, stabile demokratische
Institutionen, die auf die Bedürfnisse der Bevölkerung einge-
hen, und eine verbesserte Infrastruktur die Grundlage für ein
dauerhaftes Wirtschaftswachstum, die Armutsbeseitigung und
die Schaffung von Arbeitsplätzen bilden und dass Freiheit,
Frieden und Sicherheit, Stabilität im Inneren, die Achtung der
Menschenrechte, einschließlich des Rechts auf Entwicklung,
sowie Rechtsstaatlichkeit, die Gleichstellung der Geschlech-
ter, eine marktorientierte Politik und eine allgemeine Ver-
pflichtung auf eine gerechte und demokratische Gesellschaft
ebenfalls von wesentlicher Bedeutung sind und sich gegensei-
tig stärken;

 c) dem Kampf gegen die Korruption auf allen Ebenen
Vorrang einzuräumen, und wir begrüßen alle diesbezüglich er-
griffenen Maßnahmen auf nationaler und internationaler Ebe-
ne, darunter die Verabschiedung von Politiken, welche die Re-
chenschaftspflicht, eine transparente Verwaltung des öffentli-
chen Sektors und die Verantwortung und Rechenschaftspflicht
der Unternehmen in den Vordergrund stellen, einschließlich
Maßnahmen zur Rückführung von Vermögenswerten, die auf
Grund von Korruption transferiert wurden, im Einklang mit
dem Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Korrup-
tion5. Wir fordern alle Staaten nachdrücklich auf, zu erwägen,
das Übereinkommen zu unterzeichnen, zu ratifizieren und
durchzuführen, sofern sie das noch nicht getan haben;

 d) durch Maßnahmen im öffentlichen, öffentlich-priva-
ten und privaten Bereich private Kapazitäten und Mittel in die
Stimulierung des Privatsektors in den Entwicklungsländern zu
lenken, um ein förderliches Umfeld für Partnerschaften und
Innovation zu schaffen, das zu einer rascheren wirtschaftli-
chen Entwicklung und zur Beseitigung von Hunger und Armut
beiträgt; 

 e) die Bemühungen zur Eindämmung der Kapitalflucht
und die Maßnahmen zur Eindämmung des illegalen Transfers
von Finanzmitteln zu unterstützen. 

Investitionen

25.  Wir beschließen, verstärkte Direktinvestitionen, nament-
lich ausländische Investitionen, in den Entwicklungsländern
und Transformationsländern anzuregen, um ihre Entwick-
lungsaktivitäten zu unterstützen und den Nutzen zu erhöhen,
den sie aus solchen Investitionen ziehen können. In dieser Hin-
sicht

 a) unterstützen wir weiter die Anstrengungen, die die
Entwicklungsländer und Transformationsländer unterneh-
men, um ein investitionsförderndes innerstaatliches Umfeld zu
schaffen, unter anderem durch die Herbeiführung eines trans-
parenten, stabilen und berechenbaren Investitionsklimas, mit
funktionierender Vertragsdurchsetzung und Achtung der Ei-
gentumsrechte und der Rechtsstaatlichkeit, sowie durch die
Schaffung geeigneter politischer und ordnungsrechtlicher

5 Resolution 58/4, Anlage. Deutsche Übersetzung: öBGBl. III
Nr. 47/2006.
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Rahmenbedingungen, die der Unternehmensgründung förder-
lich sind;

 b) werden wir die erforderlichen Politiken umsetzen,
um auf Dauer ausreichende Investitionen in den Bereichen Ge-
sundheit, sauberes Wasser und Abwasserentsorgung, Wohnen
und Bildung sowie die Bereitstellung öffentlicher Güter und
sozialer Netze zum Schutz der schwächeren und benachteilig-
ten Schichten der Gesellschaft zu gewährleisten;

 c) bitten wir die nationalen Regierungen, die Infrastruk-
turprojekte entwickeln und ausländische Direktinvestitionen
mobilisieren wollen, Strategien zu verfolgen, bei denen so-
wohl der öffentliche als auch der private Sektor und gegebe-
nenfalls internationale Geber beteiligt sind; 

 d) fordern wir die internationalen Finanz- und Bankin-
stitutionen auf, zu erwägen, die Mechanismen der Risikobe-
wertung transparenter zu gestalten. Im Rahmen der vom Pri-
vatsektor durchgeführten Bewertungen der hoheitlichen Län-
derrisiken sollten in größtmöglichem Umfang strenge, objek-
tive und transparente Parameter angewandt werden, was durch
qualitativ hochwertige Daten und Analysen erleichtert werden
kann;

 e) unterstreichen wir die Notwendigkeit, auf Dauer ei-
nen ausreichenden und stabilen Zufluss privater Finanzmittel
in die Entwicklungsländer und Transformationsländer sicher-
zustellen. Es kommt darauf an, in den Ursprungs- und Emp-
fängerländern Maßnahmen zur Verbesserung der Transparenz
und der Informationen über die Finanzströme in die Entwick-
lungsländer, insbesondere die Länder in Afrika, die am wenig-
sten entwickelten Länder, die kleinen Inselentwicklungslän-
der und die Binnenentwicklungsländer, zu fördern. Maßnah-
men zur Abfederung der Auswirkungen übermäßiger Schwan-
kungen kurzfristiger Kapitalströme sind wichtig und müssen
erwogen werden. 

Verschuldung

26.  Wir betonen, dass eine rasche, wirksame, umfassende
und dauerhafte Lösung für die Schuldenprobleme der Ent-
wicklungsländer von hoher Bedeutung ist, da die Schuldenfi-
nanzierung und -erleichterung eine wichtige Quelle von Kapi-
tal für die Entwicklung sein kann. Zu diesem Zweck 

 a) begrüßen wir die jüngsten Vorschläge der Gruppe der
Acht, den hochverschuldeten armen Ländern, die die erforder-
lichen Voraussetzungen erfüllen, ihre noch ausstehenden
Schulden beim Internationalen Währungsfonds, der Interna-
tionalen Entwicklungsorganisation und dem Afrikanischen
Entwicklungsfonds zu 100 Prozent zu erlassen und zusätzliche
Mittel zur Verfügung zu stellen, um zu gewährleisten, dass die
Finanzierungskapazität der internationalen Finanzinstitutio-
nen nicht verringert wird;

 b) betonen wir, dass die Schuldentragfähigkeit eine we-
sentliche Grundlage für Wachstum ist, und unterstreichen, wie
wichtig die Schuldentragfähigkeit für die Anstrengungen zur
Erreichung der nationalen Entwicklungsziele, einschließlich
der Millenniums-Entwicklungsziele, ist, in Anerkennung der
entscheidenden Rolle, die Schuldenerleichterungen bei der
Freisetzung von Mitteln spielen können, die dann für Maßnah-

men zur Beseitigung der Armut und zur Herbeiführung eines
dauerhaften Wirtschaftswachstums und einer nachhaltigen
Entwicklung verwendet werden können;

 c) betonen wir ferner die Notwendigkeit, zusätzliche
Maßnahmen und Initiativen zu erwägen, um die langfristige
Schuldentragfähigkeit zu gewährleisten, namentlich durch ei-
ne erhöhte zuschussbasierte Finanzierung und den 100-pro-
zentigen Erlass der öffentlichen multilateralen und bilateralen
Schulden der hochverschuldeten armen Länder, und gegebe-
nenfalls und je nach Fall eine maßgebliche Schuldenerleich-
terung oder -umstrukturierung für Länder mit niedrigem und
mittlerem Einkommen zu erwägen, deren Schuldenlast untrag-
bar ist und die nicht Teil der Initiative für hochverschuldete ar-
me Länder sind, sowie Mechanismen zur umfassenden Bewäl-
tigung der Schuldenprobleme dieser Länder zu untersuchen.
Solche Mechanismen können nach Bedarf Schuldenerlasse
gegen Förderung der nachhaltigen Entwicklung oder Schul-
denumwandlungsvereinbarungen mit mehreren Gläubigern
umfassen. Derartige Initiativen könnten weitere Bemühungen
des Internationalen Währungsfonds und der Weltbank zur Ent-
wicklung von Rahmenbedingungen für die Schuldentragfä-
higkeit der Länder mit niedrigem Einkommen umfassen. Dies
sollte ohne eine Verringerung der für die öffentliche Entwick-
lungshilfe bereitgestellten Mittel erreicht werden, wobei die fi-
nanzielle Integrität der multilateralen Finanzinstitutionen ge-
wahrt bleiben muss. 

Handel

27.  Ein universales, regelgestütztes, offenes, nichtdiskrimi-
nierendes und gerechtes multilaterales Handelssystem und ei-
ne sinnvolle Handelsliberalisierung können bedeutsame An-
triebsfaktoren für die weltweite Entwicklung darstellen und so
Ländern aller Entwicklungsstufen zugute kommen. In diesem
Zusammenhang bekräftigen wir unsere Entschlossenheit, den
Handel zu liberalisieren und sicherzustellen, dass er in vollem
Maße zur Förderung des Wirtschaftswachstums, der Beschäf-
tigung und der Entwicklung für alle beiträgt. 

28.  Wir verpflichten uns, Anstrengungen zu unternehmen,
um sicherzustellen, dass die Entwicklungsländer und insbe-
sondere die am wenigsten entwickelten Länder uneinge-
schränkt am Welthandelssystem teilhaben und so ihren wirt-
schaftlichen Entwicklungsbedarf decken können, und bekräf-
tigen unsere Entschlossenheit, einen erweiterten und bere-
chenbaren Marktzugang für die Exporte der Entwicklungslän-
der zu gewähren.

29.  Im Einklang mit dem Brüsseler Aktionsprogramm4 wer-
den wir auf das Ziel des zoll- und kontingentfreien Marktzu-
gangs für alle Produkte der am wenigsten entwickelten Länder
zu den Märkten der entwickelten Länder sowie der Entwick-
lungsländer, die zur Gewährung eines solchen Zugangs in der
Lage sind, hinarbeiten und ihre Anstrengungen zur Überwin-
dung ihrer angebotsseitigen Schwierigkeiten unterstützen.

30.  Wir sind entschlossen, die Gewährung verstärkter Hilfe
für den Aufbau der Produktions- und Handelskapazitäten der
Entwicklungsländer zu unterstützen und zu fördern und wei-
tere diesbezügliche Schritte zu unternehmen, und begrüßen
gleichzeitig die bereits gewährte maßgebliche Unterstützung.
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31.  Wir werden darauf hinarbeiten, dass die Entwicklungs-
länder und Transformationsländer der Welthandelsorganisa-
tion nach Maßgabe ihrer Kriterien schneller und leichter bei-
treten können, in Erkenntnis dessen, wie wichtig die Integra-
tion aller Länder in das regelgestützte globale Handelssystem
ist.

32.  Wir werden beschleunigt auf die Umsetzung der Ent-
wicklungsdimensionen des Arbeitsprogramms von Doha6 hin-
arbeiten. 

Rohstoffe

33.  Wir betonen die Notwendigkeit, den Auswirkungen
niedriger und instabiler Rohstoffpreise zu begegnen und die
rohstoffabhängigen Länder bei ihren Bemühungen zur Um-
strukturierung, Diversifizierung und Stärkung der Wettbe-
werbsfähigkeit ihrer Rohstoffsektoren zu unterstützen. 

Initiativen mit schnellen Entwicklungserfolgen

34.  In Anbetracht der Notwendigkeit, umgehend raschere
Fortschritte in den Ländern zu erzielen, in denen die derzeiti-
gen Trends die Erreichung der international vereinbarten Ent-
wicklungsziele unwahrscheinlich machen, beschließen wir,
umgehend mit ausreichender internationaler Unterstützung
von den Ländern selbst angeführte Initiativen zu ermitteln und
durchzuführen, die mit ihren jeweiligen langfristigen nationa-
len Entwicklungsstrategien im Einklang stehen und sofortige
und dauerhafte Verbesserungen der Lebensbedingungen der
Menschen sowie erneute Hoffnung auf die Erreichung der Ent-
wicklungsziele versprechen. In diesem Zusammenhang wer-
den wir Maßnahmen durchführen wie die Verteilung von An-
timalaria-Moskitonetzen, gegebenenfalls auch kostenlos, die
Bereitstellung wirksamer Behandlungen gegen die Malaria,
die Ausweitung lokaler Schulspeisungsprogramme, bei denen
nach Möglichkeit einheimisch produzierte Nahrungsmittel
verwendet werden, und die Abschaffung der Grundschulge-
bühren und gegebenenfalls der Gebühren für die Inanspruch-
nahme von Gesundheitsdiensten. 

Systemfragen und weltwirtschaftlicher Entscheidungs-
prozess

35.  Wir bekräftigen die Verpflichtung, die Mitwirkung der
Entwicklungsländer und Transformationsländer an den welt-
wirtschaftlichen Entscheidungs- und Normsetzungsprozessen
auszuweiten und zu stärken, betonen zu diesem Zweck, wie
wichtig es ist, die Bemühungen um die Reform der internatio-
nalen Finanzarchitektur fortzusetzen, und stellen fest, dass die
Verbesserung der Mitsprache und Mitwirkung der Entwick-
lungsländer und Transformationsländer in den Bretton-
Woods-Institutionen ein kontinuierliches Anliegen bleibt. 

36.  Wir bekräftigen unser Bekenntnis zu Lenkungsstruktu-
ren, Ausgewogenheit und Transparenz im Finanz-, Währungs-
und Handelssystem. Wir bekennen uns außerdem zu einem of-
fenen, ausgewogenen, regelgestützten, berechenbaren und

nichtdiskriminierenden multilateralen Handels- und Finanzsy-
stem.

37.  Wir unterstreichen zudem unser Bekenntnis zu einem so-
liden inländischen Finanzsektor, der einen wesentlichen Bei-
trag zu den nationalen Entwicklungsbemühungen leistet und
einen wichtigen Baustein einer entwicklungsfördernden inter-
nationalen Finanzarchitektur bildet. 

38.  Wir bekräftigen ferner, dass die Vereinten Nationen eine
grundlegende Rolle bei der Förderung der internationalen Ent-
wicklungszusammenarbeit und bei der Gewährleistung der
Kohärenz sowie der Koordinierung und Umsetzung der von
der internationalen Gemeinschaft vereinbarten Ziele und Maß-
nahmen auf dem Gebiet der Entwicklung spielen müssen, und
beschließen, in enger Zusammenarbeit mit allen anderen mul-
tilateralen Finanz-, Handels- und Entwicklungsinstitutionen
die Koordinierung innerhalb des Systems der Vereinten Na-
tionen zu stärken, um ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum,
die Armutsbekämpfung und die nachhaltige Entwicklung zu
fördern. 

39.  Eine gute Ordnungspolitik auf internationaler Ebene ist
für die Verwirklichung einer nachhaltigen Entwicklung von
grundlegender Bedeutung. Um ein dynamisches und förderli-
ches internationales wirtschaftliches Umfeld sicherzustellen,
ist es wichtig, durch die Auseinandersetzung mit den interna-
tionalen Finanz-, Handels-, Technologie- und Investitionsmu-
stern, die sich auf die Entwicklungsaussichten der Entwick-
lungsländer auswirken, eine weltweite wirtschaftliche Ord-
nungspolitik zu fördern. Zu diesem Zweck sollte die interna-
tionale Gemeinschaft alle erforderlichen und geeigneten
Maßnahmen ergreifen, namentlich die Gewährleistung von
Unterstützung für strukturelle und makroökonomische Refor-
men, eine umfassende Lösung des Problems der Auslandsver-
schuldung und die Erweiterung des Marktzugangs für Ent-
wicklungsländer.

Süd-Süd-Zusammenarbeit

40.  Wir anerkennen die Erfolge und das große Potenzial der
Süd-Süd-Zusammenarbeit und ermutigen zur Förderung die-
ser Zusammenarbeit, welche die Nord-Süd-Zusammenarbeit
als wirksamer Beitrag zur Entwicklung und als Mittel zum
Austausch bewährter Praktiken und zu verstärkter technischer
Zusammenarbeit ergänzt. In diesem Zusammenhang nehmen
wir Kenntnis von dem jüngst auf dem zweiten Süd-Gipfel ver-
abschiedeten und in der Erklärung von Doha7 und dem Ak-
tionsplan von Doha8 enthaltenen Beschluss der politischen
Führer des Südens, ihre Bemühungen um die Süd-Süd-Zusam-
menarbeit zu verstärken, einschließlich durch die Einrichtung
der Neuen strategischen Partnerschaft zwischen Asien und
Afrika und andere regionale Kooperationsmechanismen, und
ermutigen die internationale Gemeinschaft, einschließlich der
internationalen Finanzinstitutionen, die Bemühungen der Ent-
wicklungsländer unter anderem im Wege der Dreieckskoope-
ration zu unterstützen. Wir nehmen außerdem mit Anerken-

6 Siehe A/C.2/56/7, Anlage.

7 A/60/111, Anlage I.
8 Ebd., Anlage II.
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nung Kenntnis von der Einleitung der dritten Runde der Ver-
handlungen über das Globale System der Handelspräferenzen
zwischen Entwicklungsländern, das ein bedeutendes Instru-
ment zur Stimulierung der Süd-Süd-Zusammenarbeit dar-
stellt. 

41.  Wir begrüßen die Arbeit des Hochrangigen Ausschusses
der Vereinten Nationen für die Süd-Süd-Zusammenarbeit und
bitten die Länder, zu erwägen, die Sondergruppe für Süd-Süd-
Zusammenarbeit innerhalb des Entwicklungsprogramms der
Vereinten Nationen zu unterstützen, um wirksam auf die Ent-
wicklungsbedürfnisse der Entwicklungsländer einzugehen. 

42.  Wir anerkennen den erheblichen Beitrag von Einrichtun-
gen wie etwa dem von einer Gruppe von Entwicklungsländern
initiierten Fonds der Organisation der erdölausführenden Län-
der sowie den potenziellen Beitrag des Süd-Fonds für Ent-
wicklung und humanitäre Hilfe zu den Entwicklungsaktivitä-
ten in den Entwicklungsländern. 

Bildung

43.  Wir unterstreichen die ausschlaggebende Rolle sowohl
der schulischen als auch der außerschulischen Bildung bei der
Erreichung des Ziels der Armutsbeseitigung und der anderen
Entwicklungsziele, wie in der Millenniums-Erklärung1 vorge-
sehen, insbesondere der Grundbildung und -ausbildung für die
Beseitigung des Analphabetentums, und erstreben eine erwei-
terte Sekundar- und Hochschulbildung sowie Berufs- und
Fachausbildung, insbesondere für Mädchen und Frauen, die
Erschließung von Humanressourcen und Infrastrukturkapazi-
täten und die Stärkung der Selbsthilfekraft der in Armut leben-
den Menschen. In diesem Zusammenhang bekräftigen wir den
auf dem Weltbildungsforum im Jahr 2000 verabschiedeten
Rahmenaktionsplan von Dakar9 und erkennen an, wie wichtig
die Strategie der Organisation der Vereinten Nationen für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur zur Bekämpfung der Armut,
insbesondere der extremen Armut, bei der Unterstützung der
"Bildung für alle"-Programme als Instrument zur Erreichung
des Millenniums-Entwicklungsziels der allgemeinen Grund-
schulbildung bis 2015 ist.

44.  Wir verpflichten uns erneut, die Anstrengungen zu un-
terstützen, die die Entwicklungsländer unternehmen, um si-
cherzustellen, dass alle Kinder Zugang zu einer unentgeltli-
chen obligatorischen Grundschulbildung guter Qualität haben
und diese abschließen, die Ungleichheit und das Ungleichge-
wicht zwischen den Geschlechtern zu beseitigen und erneute
Anstrengungen zur Verbesserung der Bildung von Mädchen
zu unternehmen. Wir verpflichten uns außerdem, die Bemü-
hungen der Entwicklungsländer zur Durchführung der Initia-
tive "Bildung für alle" weiter zu unterstützen, so auch durch
die Bereitstellung von mehr Ressourcen aller Art im Rahmen
der Schnellspurinitiative "Bildung für alle" zu Gunsten der von
den Ländern selbst gelenkten nationalen Bildungspläne.

45.  Wir verpflichten uns zur Förderung der Bildung für den
Frieden und die menschliche Entwicklung.

Ländliche und landwirtschaftliche Entwicklung

46.  Wir bekräftigen, dass der Ernährungssicherheit und der
ländlichen und landwirtschaftlichen Entwicklung im Rahmen
der nationalen Entwicklungs- und Reaktionsstrategien ange-
messene und dringende Aufmerksamkeit gewidmet werden
muss, und werden in diesem Zusammenhang die Beiträge in-
digener und ortsansässiger Gemeinschaften gegebenenfalls
verstärken. Wir sind überzeugt, dass die Beseitigung von Ar-
mut, Hunger und Mangelernährung, insbesondere soweit sie
Kinder betreffen, ausschlaggebend für die Erreichung der
Millenniums-Entwicklungsziele ist. Die ländliche und land-
wirtschaftliche Entwicklung sollte ein fester Bestandteil der
nationalen und internationalen Entwicklungspolitik sein. Wir
halten es für erforderlich, die produktiven Investitionen in die
ländliche und landwirtschaftliche Entwicklung zu verstärken,
um Ernährungssicherheit zu erreichen. Wir verpflichten uns,
verstärkte Unterstützung für die landwirtschaftliche Entwick-
lung und den Aufbau von Handelskapazitäten im Agrarsektor
in den Entwicklungsländern zu gewähren. Die Unterstützung
für Rohstoffentwicklungsprojekte, insbesondere marktorien-
tierte Projekte, und für ihre Erarbeitung im Rahmen des Zwei-
ten Kontos des Gemeinsamen Fonds für Rohstoffe sollte ge-
fördert werden.

Beschäftigung

47.  Wir unterstützen mit Nachdruck eine faire Globalisie-
rung und beschließen, im Rahmen unserer Anstrengungen zur
Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele das Ziel der
produktiven Vollbeschäftigung und einer menschenwürdigen
Arbeit für alle, namentlich für Frauen und junge Menschen, zu
einem zentralen Ziel unserer einschlägigen nationalen und in-
ternationalen Politiken sowie nationalen Entwicklungsstrate-
gien, namentlich der Armutsbekämpfungsstrategien, zu ma-
chen. Diese Maßnahmen sollten auch die Beseitigung der
schlimmsten Formen der Kinderarbeit, wie in dem Überein-
kommen 182 der Internationalen Arbeitsorganisation defi-
niert, und der Zwangsarbeit umfassen. Wir beschließen außer-
dem, die volle Achtung der grundlegenden Prinzipien und
Rechte bei der Arbeit zu gewährleisten.

Nachhaltige Entwicklung: Bewirtschaftung und Schutz 
unserer gemeinsamen Umwelt

48.  Wir bekräftigen unsere Entschlossenheit, das Ziel der
nachhaltigen Entwicklung zu erreichen, namentlich durch die
Umsetzung der Agenda 2110 und des Durchführungsplans von
Johannesburg3. Zu diesem Zweck verpflichten wir uns, kon-
krete Aktionen und Maßnahmen auf allen Ebenen durchzufüh-
ren und die internationale Zusammenarbeit auszubauen, unter

9 Siehe United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization,
Final Report of the World Education Forum, Dakar, Senegal, 26-28 April
2000 (Paris 2000).

10 Report of the United Nations Conference on Environment and
Development, Rio de Janeiro, 3-14 June 1992, Vol. I: Resolutions
Adopted by the  Conference (United Nations publication, Sales
No. E.93.I.8 und Korrigendum), Resolution 1, Anlage II. In Deutsch
verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/agenda21/
agenda_21.pdf.
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Berücksichtigung der Grundsätze von Rio11. Diese Anstren-
gungen werden außerdem die Integration der drei Komponen-
ten der nachhaltigen Entwicklung – wirtschaftliche Entwick-
lung, soziale Entwicklung und Umweltschutz – als interdepen-
dente, einander verstärkende Säulen begünstigen. Die Besei-
tigung der Armut, die Änderung nicht nachhaltiger Produk-
tions- und Konsummuster und der Schutz und die Bewirtschaf-
tung der natürlichen Ressourcenbasis, auf der die wirtschaft-
liche und soziale Entwicklung aufbaut, sind übergreifende
Ziele und wesentliche Voraussetzungen einer nachhaltigen
Entwicklung.

49.  Wir werden nachhaltige Konsum- und Produktionsmu-
ster fördern, wobei die entwickelten Länder die Führung über-
nehmen und alle Länder aus dem Prozess Nutzen ziehen, wie
im Durchführungsplan von Johannesburg gefordert. In diesem
Zusammenhang unterstützen wir die Entwicklungsländer bei
ihren Bemühungen zur Förderung einer Recyclingwirtschaft. 

50.  Wir stehen vor ernsten und mehrfachen Herausforderun-
gen, wenn es darum geht, das Problem der Klimaänderung an-
zugehen, saubere Energie zu fördern, Energiebedarf zu decken
und eine nachhaltige Entwicklung herbeizuführen, und wir
werden in dieser Hinsicht mit Entschlossenheit und Dringlich-
keit handeln.

51.  Wir sind uns dessen bewusst, dass der Klimawandel eine
ernste und langfristige Herausforderung darstellt, die Auswir-
kungen auf alle Teile der Welt haben könnte. Wir unterstrei-
chen die Notwendigkeit, alle Verpflichtungen zu erfüllen, die
wir im Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über
Klimaänderungen12 und in anderen einschlägigen internatio-
nalen Übereinkünften, namentlich auch, für viele von uns, dem
Kyoto-Protokoll13, eingegangen sind. Das Klimaübereinkom-
men ist der geeignete Rahmen für die Ergreifung künftiger
Maßnahmen auf dem Gebiet der Klimaänderung auf globaler
Ebene.

52.  Wir bekräftigen unsere Verpflichtung auf das Endziel
des Rahmenübereinkommens, die Treibhausgaskonzentratio-
nen in der Atmosphäre auf einem Niveau zu stabilisieren,
auf dem eine gefährliche anthropogene Störung des Klima-
systems verhindert wird.

53.  Wir erkennen an, dass der globale Charakter des Klima-
wandels eine möglichst breite Zusammenarbeit und Mitwir-
kung an einer wirksamen und angemessenen internationalen
Reaktion in Übereinstimmung mit den Grundsätzen des Rah-
menübereinkommens verlangt. Wir sind entschlossen, die
weltweite Diskussion über langfristige kooperative Maßnah-
men zur Bewältigung der Klimaänderungen in Übereinstim-
mung mit diesen Grundsätzen voranzubringen. Wir unterstrei-

chen die Bedeutung der elften Tagung der Konferenz der Ver-
tragsparteien des Rahmenübereinkommens, die im November
2005 in Montreal (Kanada) abgehalten werden soll.

54.  Wir anerkennen die verschiedenen bestehenden Partner-
schaften zur Förderung von Maßnahmen in den Bereichen sau-
bere Energie und Klimaänderung, einschließlich bilateraler,
regionaler und multilateraler Initiativen.

55.  Wir sind entschlossen, weitere Maßnahmen im Wege ei-
ner praktischen internationalen Zusammenarbeit zu ergreifen,
um unter anderem

 a) Innovationen, saubere Energie und Energieeffizienz
sowie Energieeinsparung zu fördern, die politischen, regula-
torischen und finanziellen Rahmenbedingungen zu verbessern
und den Einsatz saubererer Technologien zu beschleunigen;

 b) Privatinvestitionen, Technologietransfer und Kapa-
zitätsaufbau zu Gunsten der Entwicklungsländer zu fördern,
wie im Durchführungsplan von Johannesburg gefordert, und
dabei ihren eigenen Energiebedarf und ihre diesbezüglichen
Prioritäten zu berücksichtigen;

 c) den Entwicklungsländern dabei behilflich zu sein, ih-
re Widerstandsfähigkeit zu verbessern und die Anpassungs-
ziele in ihre Strategien zur nachhaltigen Entwicklung zu inte-
grieren, da Anpassung an die Auswirkungen der sowohl durch
natürliche als auch anthropogene Faktoren verursachten Kli-
maänderung für alle Nationen hohe Priorität besitzt, insbeson-
dere in den am meisten gefährdeten, nämlich den in Arti-
kel 4 (8) des Rahmenübereinkommens genannten Ländern; 

 d) den Entwicklungsländern, insbesondere den kleinen
Inselentwicklungsländern, den am wenigsten entwickelten
Ländern und den afrikanischen Ländern, namentlich denen,
die durch Klimaänderungen besonders gefährdet sind, weiter-
hin dabei behilflich zu sein, ihren Anpassungsbedarf im Hin-
blick auf die nachteiligen Auswirkungen der Klimaänderun-
gen zu decken.

56.  Gemäß unserem Bekenntnis zur Herbeiführung einer
nachhaltigen Entwicklung beschließen wir ferner, 

 a) die Dekade der Vereinten Nationen "Bildung für eine
nachhaltige Entwicklung" und die Internationale Aktionsde-
kade "Wasser – Quelle des Lebens" zu fördern; 

 b) die Durchführung des Übereinkommens der Verein-
ten Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbildung in den von
Dürre und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen Ländern,
insbesondere in Afrika14, zu unterstützen und zu stärken, um
die Ursachen der Wüstenbildung, der Landverödung und der
Armut als Folge von Landverödung zu bekämpfen, unter an-
derem durch die Mobilisierung angemessener und berechen-
barer Finanzmittel, Technologietransfer und den Aufbau von
Kapazitäten auf allen Ebenen;

11 Ebd., Anlage I. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/conf/agenda21/rio.pdf.
12 United Nations, Treaty Series, Vol. 1771, Nr. 30822. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1993 II S. 1783; LGBl. 1995 Nr. 118; öBGBl.
Nr. 414/1994; AS 1994 1052. 
13 FCCC/CP/1997/7/Add.1, Beschluss 1/CP.3, Anlage. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 2002 II S. 966; LGBl. 2005 Nr. 49; öBGBl. III
Nr. 89/2005; AS 2004 5205.

14 United Nations, Treaty Series, Vol. 1954, Nr. 33480. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1997 II S. 1468; LGBl. 2000 Nr. 69; öBGBl. III
Nr. 139/1997; AS 2003 788.
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 c) die Vertragsstaaten des Übereinkommens über die
biologische Vielfalt15 und des Protokolls von Cartagena über
die biologische Sicherheit16 sollten die Durchführung des
Übereinkommens und des Protokolls sowie anderer Überein-
künfte mit Bezug auf die Biodiversität wie auch der in Johan-
nesburg eingegangenen Verpflichtung auf eine erhebliche Re-
duzierung des Rückgangs der biologischen Vielfalt bis 2010
unterstützen. Die Vertragsstaaten werden auch weiterhin im
Rahmen des Übereinkommens über die biologische Vielfalt
verhandeln und dabei die Bonner Leitlinien17 berücksichtigen,
ein internationales Regime zur Förderung und zur Gewährlei-
stung der gerechten und ausgewogenen Beteiligung an den
Vorteilen aus der Nutzung der genetischen Ressourcen. Alle
Staaten werden ihre Verpflichtungen erfüllen und den Rück-
gang der biologischen Vielfalt bis 2010 signifikant verringern
und die laufenden Bemühungen um die Ausarbeitung und
Aushandlung eines internationalen Regelwerks für den Zu-
gang zu genetischen Ressourcen und die Teilung des sich er-
gebenden Nutzens fortsetzen; 

 d) anzuerkennen, dass die nachhaltige Entwicklung in-
digener Völker und ihrer Gemeinschaften für unseren Kampf
gegen Hunger und Armut von entscheidender Bedeutung ist;

 e) unsere Entschlossenheit zu bekräftigen, im Rahmen
unserer innerstaatlichen Rechtsvorschriften die Kenntnisse,
Innovationen und Gebräuche indigener und ortsansässiger Ge-
meinschaften mit traditionellen Lebensformen, die für die Er-
haltung und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt
von Belang sind, zu achten, zu bewahren und zu erhalten, ihre
breitere Anwendung mit Billigung und unter Beteiligung der
Träger dieser Kenntnisse, Innovationen und Gebräuche zu be-
günstigen und die gerechte Teilung der aus ihrer Nutzung ent-
stehenden Vorteile zu fördern;

 f) rasch auf die Errichtung eines weltweiten Frühwarn-
systems für alle Naturgefahren hinzuarbeiten, das über regio-
nale Knotenpunkte verfügt und auf den vorhandenen nationa-
len und regionalen Kapazitäten aufbaut, wie dem neu errich-
teten System für Tsunami-Warnung und -Folgenbegrenzung
im Indischen Ozean;

 g) die Erklärung von Hyogo18 und den Hyogo-Rah-
menaktionsplan 2005-201519, die auf der Weltkonferenz für
Katastrophenvorsorge verabschiedet wurden, vollständig um-
zusetzen, insbesondere diejenigen Verpflichtungen, die sich
auf Hilfe für katastrophengefährdete Entwicklungsländer und

von Katastrophen betroffene Staaten beziehen, die sich in der
Übergangsphase zu einer nachhaltigen physischen, sozialen
und wirtschaftlichen Erholung befinden, zu Gunsten von Ri-
sikominderungsaktivitäten in Prozessen der Katastrophen-
nachsorge und Rehabilitation;

 h) den Entwicklungsländern bei ihren Bemühungen zur
Seite zu stehen, im Rahmen ihrer nationalen Entwicklungs-
strategien integrierte Pläne zur Bewirtschaftung der Wasser-
ressourcen und zur effizienten Wassernutzung zu erarbeiten
und Zugang zu einwandfreiem Trinkwasser und grundlegen-
den sanitären Einrichtungen bereitzustellen, im Einklang mit
der Millenniums-Erklärung1 und dem Durchführungsplan von
Johannesburg3, indem namentlich der Anteil der Menschen,
die hygienisches Trinkwasser nicht erreichen oder es sich nicht
leisten können und die keinen Zugang zu grundlegenden sani-
tären Einrichtungen haben, bis 2015 halbiert wird;

 i) die Entwicklung und Verbreitung erschwinglicher
und saubererer Energieeffizienz- und Energieeinsparungs-
technologien sowie die Weitergabe solcher Technologien, ins-
besondere an die Entwicklungsländer, zu günstigen Konditio-
nen, namentlich zu gegenseitig vereinbarten Konzessions- und
Vorzugsbedingungen, zu beschleunigen, eingedenk dessen,
dass der Zugang zu Energie die Beseitigung der Armut erleich-
tert;

 j) die Erhaltung, nachhaltige Bewirtschaftung und Ent-
wicklung aller Arten von Wäldern zum Nutzen heutiger und
künftiger Generationen, unter anderem durch eine verstärkte
internationale Zusammenarbeit, zu stärken, damit Bäume und
Wälder in vollem Maß zur Erreichung der international ver-
einbarten Entwicklungsziele, einschließlich der in der Millen-
niums-Erklärung enthaltenen Ziele, beitragen können, wobei
die Zusammenhänge zwischen dem Forstsektor und anderen
Sektoren voll zu berücksichtigen sind. Wir sehen mit Interesse
den Erörterungen der sechsten Tagung des Waldforums der
Vereinten Nationen entgegen; 

 k) die umweltgerechte Behandlung von Chemikalien
und gefährlichen Abfällen während ihres gesamten Lebenszy-
klus zu fördern, im Einklang mit der Agenda 21 und dem
Durchführungsplan von Johannesburg, und darauf hinzuwir-
ken, dass Chemikalien spätestens 2020 derart verwendet und
hergestellt werden, dass signifikante schädliche Auswirkun-
gen auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt schließ-
lich auf ein Mindestmaß beschränkt bleiben, unter Einsatz
transparenter und wissenschaftlich gestützter Risikobewer-
tungs- und Risikomanagementverfahren, durch die Annahme
und Umsetzung eines freiwilligen strategischen Ansatzes zur
internationalen Behandlung von Chemikalien, und die Ent-
wicklungsländer bei der Stärkung ihrer Fähigkeiten zur um-
weltgerechten Behandlung chemischer und gefährlicher Ab-
fälle zu unterstützen, indem wir gegebenenfalls technische und
finanzielle Hilfe gewähren;

 l) die Zusammenarbeit und Koordinierung auf allen
Ebenen zu verbessern mit dem Ziel, Ozean- und Meeresfragen
auf integrierte Weise anzugehen, und die integrierte Bewirt-
schaftung und nachhaltige Entwicklung der Ozeane und Meere
zu fördern;

15 Ebd., Vol. 1760, Nr. 30619. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1993 II
S. 1741; LGBl. 1998 Nr. 39; öBGBl. Nr. 213/1995; AS 1995 1408.
16 UNEP/CBD/ExCOP/1/3 und Corr.1, zweiter Teil, Anhang. Deutsche
Übersetzung: dBGBl. 2003 II S. 1508; öBGBl. III Nr. 94/2003; AS 2004
579. 
17 UNEP/CBD/COP/6/20, Anhang I, Beschluss VI/24A. In Deutsch
verfügbar unter http://www.abs.biodiv-chm.de/de/data/Bonn-Guidelines_
englisch-deutsch_Druckfassung.pdf.
18 A/CONF.206/6 und Corr.1, Kap. I, Resolution 1. 
19 Hyogo Framework for Action 2005-2015: Building the Resilience of
Nations and Communities to Disasters (A/CONF.206/6 und Corr.1,
Kap. I, Resolution 2).
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 m) bis zum Jahr 2020 erhebliche Verbesserungen im Le-
ben von mindestens 100 Millionen Slumbewohnern herbeizu-
führen, in der Erkenntnis, dass dringend mehr Ressourcen für
erschwinglichen Wohnraum und wohnungsbezogene Infra-
strukturen bereitgestellt werden müssen, wobei der Verhinde-
rung der Slumbildung und der Slumsanierung Vorrang einzu-
räumen ist, und zur Unterstützung der Stiftung der Vereinten
Nationen für Wohn- und Siedlungswesen und ihrer Slumsa-
nierungsfazilität zu ermutigen;

 n) die wertvolle Rolle der Globalen Umweltfazilität bei
der Erleichterung der Zusammenarbeit mit den Entwicklungs-
ländern anzuerkennen, und sehen ihrer erfolgreichen Auffül-
lung in diesem Jahr entgegen, gleichzeitig mit dem erfolgrei-
chen Abschluss aller ausstehenden Verpflichtungen aus der
dritten Auffüllung;

 o) festzustellen, dass die Einstellung des Transports ra-
dioaktiven Materials durch Regionen kleiner Inselentwick-
lungsländer ein erwünschtes Endziel der kleinen Inselentwick-
lungsländer und einiger anderer Länder ist, und das Recht der
freien Schifffahrt in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht
anzuerkennen. Die Staaten sollten den Dialog und Konsulta-
tionen aufrechterhalten, insbesondere unter der Schirmherr-
schaft der Internationalen Atomenergie-Organisation und der
Internationalen Seeschifffahrts-Organisation, mit dem Ziel,
das gegenseitige Verständnis, die Vertrauensbildung und eine
bessere Kommunikation in Bezug auf den sicheren Seetrans-
port radioaktiven Materials zu verbessern. Die Staaten, die am
Transport solchen Materials beteiligt sind, werden nachdrück-
lich aufgefordert, den Dialog mit den kleinen Inselentwick-
lungsländern und anderen Staaten fortzuführen, um deren An-
liegen zu berücksichtigen. Zu diesen Anliegen gehören die
Weiterentwicklung und Stärkung, im Rahmen geeigneter Fo-
ren, von internationalen Regulierungssystemen zur Verbesse-
rung der Sicherheit, der Offenlegung, der Haftung, der Gefah-
renabwehr und der Entschädigungen im Zusammenhang mit
einem solchen Transport.

HIV/Aids, Malaria, Tuberkulose und andere Gesundheits-
fragen

57.  Wir erkennen an, dass HIV/Aids, Malaria, Tuberkulose
und andere Infektionskrankheiten schwerwiegende Risiken
für die ganze Welt bergen und dass sie die Erreichung von Ent-
wicklungszielen ernsthaft in Frage stellen. Wir anerkennen die
umfangreichen Anstrengungen und Finanzbeiträge der inter-
nationalen Gemeinschaft, wobei wir uns dessen bewusst sind,
dass diese Krankheiten und andere neue Herausforderungen
im Gesundheitsbereich eine nachhaltige internationale Reak-
tion erfordern. Zu diesem Zweck verpflichten wir uns,

 a) aufbauend auf bestehenden Mechanismen und im
Wege von Partnerschaften die Investitionen zur Verbesserung
der Gesundheitssysteme in den Entwicklungsländern und
Transformationsländern zu erhöhen, mit dem Ziel, genügend
Gesundheitsfachkräfte, Infrastrukturen, Managementsysteme
und Versorgungsgüter bereitzustellen, um die gesundheitsbe-
zogenen Millenniums-Entwicklungsziele bis 2015 zu errei-
chen;

 b) Maßnahmen umzusetzen, um Erwachsene und Ju-
gendliche besser zu befähigen, sich vor dem Risiko einer HIV-
Infektion zu schützen;

 c) alle in der Verpflichtungserklärung zu HIV/Aids20

festgelegten Verpflichtungen vollständig umzusetzen, durch
die Entwicklung größerer Führungsstärke, mit großflächiger
Umsetzung einer umfassenden Reaktion, um eine breite sek-
torübergreifende Abdeckung für Prävention, Betreuung, Be-
handlung und Unterstützung zu erreichen, Mobilisierung zu-
sätzlicher Mittel aus nationalen, bilateralen, multilateralen und
privaten Quellen und die maßgebliche Finanzierung des Glo-
balen Fonds zur Bekämpfung von Aids, Tuberkulose und Ma-
laria sowie der HIV/Aids-Komponente der Arbeitsprogramme
der am Kampf gegen HIV/Aids beteiligten Einrichtungen und
Programme des Systems der Vereinten Nationen; 

 d) ein Paket zur HIV-Prävention, -Behandlung und -Be-
treuung zu entwickeln und umzusetzen, mit dem Ziel, sich so
weit wie möglich dem Ziel des allgemeinen Zugangs zur Be-
handlung bis zum Jahr 2010 für alle, die es benötigen, anzu-
nähern, namentlich auch durch erhöhte Ressourcen, und auf
die Beseitigung von Stigmatisierung und Diskriminierung so-
wie einen verbesserten Zugang zu bezahlbaren Medikamenten
und die Verminderung der Verwundbarkeit der von HIV/Aids
und anderen Gesundheitsproblemen betroffenen Personen,
insbesondere Waisenkindern und besonders gefährdeten Kin-
dern sowie älteren Menschen, hinzuarbeiten; 

 e) sicherzustellen, dass unsere Verpflichtungen nach
den von der achtundfünfzigsten Weltgesundheitsversamm-
lung im Mai 2005 beschlossenen Internationalen Gesundheits-
vorschriften21 in vollem Umfang umgesetzt werden, ein-
schließlich der Notwendigkeit, den Globalen Verbund der
Weltgesundheitsorganisation zur Warnung und Reaktion bei
Krankheitsausbrüchen zu unterstützen;

 f) aktiv darauf hinzuarbeiten, dass die "Three Ones"-
Prinzipien in allen Ländern umgesetzt werden, indem wir na-
mentlich sicherstellen, dass die zahlreichen Institutionen und
internationalen Partner allesamt innerhalb eines vereinbarten
HIV/Aids-Rahmens arbeiten, der die Grundlage für die Koor-
dinierung der Arbeit aller Partner bildet; mit einer nationalen
Aids-Koordinierungsstelle, die über ein breit angelegtes sek-
torübergreifendes Mandat verfügt, und im Rahmen eines ver-
einbarten Systems zur Überwachung und Evaluierung auf
Landesebene. Wir begrüßen und unterstützen die wichtigen
Empfehlungen des Globalen Arbeitsteams zur Verbesserung
der Aids-Koordinierung zwischen multilateralen Institutionen
und internationalen Gebern;

 g) bis 2015 den allgemeinen Zugang zur reproduktiven
Gesundheit zu verwirklichen, wie von der Internationalen
Konferenz über Bevölkerung und Entwicklung vorgegeben,
indem wir dieses Ziel in Strategien zur Erreichung der inter-

20 Resolution S-26/2, Anlage. 
21 World Health Organization, Fifty-eighth World Health Assembly,
Geneva, 16-25 May 2005, Resolutions and Decisions, Annex
(WHA58/2005/REC/1), Resolution WHA58.3.
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national vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der in
der Millenniums-Erklärung enthaltenen Ziele, in den Berei-
chen Verringerung der Müttersterblichkeit, Verbesserung der
Gesundheit von Müttern, Verringerung der Kindersterblich-
keit, Förderung der Geschlechtergleichheit, Bekämpfung von
HIV/Aids und Beseitigung der Armut, einbinden;

 h) die langfristige Finanzierung zu fördern, gegebenen-
falls einschließlich öffentlich-privater Partnerschaften für die
akademische und industrielle Forschung sowie für die Ent-
wicklung neuer Impfstoffe und Mikrobizide, Diagnosekits,
Medikamente und Behandlungen zum Einsatz gegen große
Pandemien, Tropenkrankheiten und andere Krankheiten wie
Vogelgrippe und Schweres Akutes Respiratorisches Syndrom,
und die Arbeit zu Marktanreizen voranzubringen, gegebenen-
falls durch Mechanismen wie vorherige Abnahmezusagen;

 i) die Notwendigkeit der dringenden Bekämpfung von
Malaria und Tuberkulose, insbesondere in den am meisten be-
troffenen Ländern, zu betonen und die großflächige Umset-
zung der diesbezüglichen bilateralen und multilateralen Initia-
tiven zu begrüßen.

Geschlechtergleichheit und Ermächtigung der Frau

58. Wir sind nach wie vor überzeugt, dass Fortschritte für
Frauen Fortschritte für alle sind. Wir bekräftigen, dass die voll-
ständige und wirksame Umsetzung der Ziele der Erklärung
und Aktionsplattform von Beijing22 und der Ergebnisse der
dreiundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung
ein wesentlicher Beitrag zur Erreichung der international ver-
einbarten Entwicklungsziele, einschließlich der in der Millen-
niums-Erklärung enthaltenen Ziele, ist, und beschließen, die
Geschlechtergleichheit zu fördern und der alle Bereiche erfas-
senden geschlechtsspezifischen Diskriminierung ein Ende zu
setzen, indem wir

 a) Geschlechterungleichheit in der Grund- und Se-
kundarschulbildung zum frühestmöglichen Zeitpunkt und bis
spätestens 2015 auf allen Bildungsebenen beseitigen;

 b) das freie und gleiche Recht der Frauen garantieren,
Eigentum zu besitzen und zu erben, und sicherstellen, dass
Frauen sichere Grund- und Wohnbesitzrechte haben;

 c) den gleichen Zugang zur reproduktiven Gesundheit
sicherstellen;

 d) den gleichen Zugang von Frauen zu den Arbeits-
märkten, nachhaltiger Beschäftigung und angemessenem ar-
beitsrechtlichem Schutz fördern;

 e) den gleichen Zugang von Frauen zu Produktionsmit-
teln und -ressourcen, einschließlich Land, Krediten und Tech-
nologie, sicherstellen; 

 f) alle Formen der Diskriminierung und der Gewalt ge-
gen Frauen und Mädchen beseitigen, indem wir namentlich

auch der Straflosigkeit ein Ende bereiten und den Schutz von
Zivilpersonen, insbesondere Frauen und Mädchen, in und nach
bewaffneten Konflikten in Übereinstimmung mit den Ver-
pflichtungen der Staaten nach dem humanitären Völkerrecht
und den internationalen Menschenrechten gewährleisten;

 g) die größere Vertretung von Frauen in staatlichen Ent-
scheidungsgremien fördern, namentlich auch durch die Ge-
währleistung ihrer Chancengleichheit bei der vollen Mitwir-
kung am politischen Prozess. 

59.  Wir anerkennen die Wichtigkeit der systematischen Be-
rücksichtigung der Geschlechterperspektive als Instrument
zur Herstellung von Geschlechtergleichheit. Zu diesem Zweck
verpflichten wir uns, die durchgängige Integration der Ge-
schlechterperspektive in die Konzeption, Durchführung,
Überwachung und Evaluierung von Politiken und Program-
men in allen politischen, wirtschaftlichen und sozialen Berei-
chen aktiv zu fördern, und verpflichten uns außerdem, die Fä-
higkeiten des Systems der Vereinten Nationen auf dem Gebiet
der Geschlechterfragen zu stärken. 

Wissenschaft und Technologie im Dienste der Entwick-
lung

60.  Wir erkennen an, dass Wissenschaft und Technologie,
einschließlich der Informations- und Kommunikationstechno-
logien, für die Erreichung der Entwicklungsziele eine ent-
scheidende Rolle spielen und dass internationale Unterstüt-
zung den Entwicklungsländern helfen kann, aus den techno-
logischen Fortschritten Nutzen zu ziehen und ihre Produk-
tionskapazitäten zu steigern. Wir verpflichten uns daher, 

 a) vorhandene Mechanismen zu stärken und zu verbes-
sern und Initiativen auf dem Gebiet der Forschung und Ent-
wicklung zu unterstützen, namentlich auch durch freiwillige
Partnerschaften zwischen dem öffentlichen und dem privaten
Sektor, um den besonderen Bedürfnissen der Entwicklungs-
länder in den Bereichen Gesundheit, Landwirtschaft, Erhal-
tung und nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen und
Umweltmanagement, Energie, Forstwirtschaft und Folgen des
Klimawandels Rechnung zu tragen;

 b) den Zugang zu und die Entwicklung, Weitergabe und
Verbreitung von Technologien, namentlich umweltverträgli-
chen Technologien und entsprechendem Know-how, zu Gun-
sten der Entwicklungsländer zu fördern und gegebenenfalls zu
erleichtern;

 c) den Entwicklungsländern in ihrem Bemühen um die
Förderung und Entwicklung nationaler Strategien auf dem Ge-
biet der Humanressourcen sowie der Wissenschaft und Tech-
nologie, die wesentliche Triebkräfte für den Aufbau nationaler
Kapazitäten zu Gunsten der Entwicklung sind, behilflich zu
sein;

 d) größere Anstrengungen zur Erschließung erneuerba-
rer Energiequellen, wie Sonnen-, Wind- und geothermische
Energie, zu fördern und zu unterstützen;

 e) auf nationaler und internationaler Ebene Politiken
umzusetzen, um öffentliche wie auch private inländische und
ausländische Investitionen anzuziehen, die zu Wissensverbes-

22 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4-15
September 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.13),
Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/beijing/beij_bericht.html.
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serung, Technologietransfer zu gegenseitig vereinbarten Be-
dingungen sowie zu Produktivitätssteigerungen führen;

 f) die individuellen und kollektiven Anstrengungen der
Entwicklungsländer zur Nutzung neuer Agrartechnologien für
eine Steigerung der landwirtschaftlichen Produktivität mit
umweltverträglichen Mitteln zu unterstützen;

 g) eine Informationsgesellschaft, bei der der Mensch im
Mittelpunkt steht und die niemanden ausschließt, aufzubauen,
um die digitalen Chancen für alle Menschen zu erhöhen und
so zur Überwindung der digitalen Kluft beizutragen, das Po-
tenzial der Informations- und Kommunikationstechnologien
in den Dienst der Entwicklung zu stellen und neue Herausfor-
derungen der Informationsgesellschaft anzugehen, indem wir
die Ergebnisse der Genfer Phase des Weltgipfels über die In-
formationsgesellschaft umsetzen und den Erfolg der zweiten
Phase des Gipfels sicherstellen, der im November 2005 in Tu-
nis stattfinden soll; in dieser Hinsicht begrüßen wir die Ein-
richtung des Fonds für digitale Solidarität und ermutigen zu
freiwilligen Beiträgen zu seiner Finanzierung.

Migration und Entwicklung

61.  Wir anerkennen den wichtigen Zusammenhang zwi-
schen internationaler Migration und Entwicklung sowie die
Notwendigkeit, uns den Herausforderungen und Chancen zu
stellen, die sich durch die Migration für die Herkunfts-, Ziel-
und Transitländer ergeben. Wir sind uns dessen bewusst, dass
die internationale Migration für die Weltgemeinschaft mit
Vorteilen wie auch mit Herausforderungen verbunden ist. Wir
sehen mit Interesse dem Dialog der Generalversammlung auf
hoher Ebene über internationale Migration und Entwicklung
im Jahr 2006 entgegen, der eine Chance zur Erörterung der
mehrdimensionalen Aspekte der internationalen Migration
und Entwicklung bieten wird, um geeignete Mittel und Wege
aufzuzeigen, wie ihre Vorteile für die Entwicklung optimal ge-
nutzt und ihre nachteiligen Auswirkungen möglichst gering
gehalten werden können. 

62.  Wir bekräftigen unsere Entschlossenheit, Maßnahmen
zu ergreifen, um die Achtung und den Schutz der Menschen-
rechte von Migranten, Wanderarbeitnehmern und ihren Fami-
lienangehörigen sicherzustellen.

63.  Wir bekräftigen die Notwendigkeit, Politiken zu be-
schließen und Maßnahmen zu ergreifen, um die Kosten der
Geldüberweisungen von Migranten in Entwicklungsländer zu
verringern, und begrüßen die diesbezüglichen Bemühungen
der Regierungen und Interessenträger.

Länder mit besonderen Bedürfnissen

64.  Wir bekräftigen unsere Entschlossenheit, den besonde-
ren Bedürfnissen der am wenigsten entwickelten Länder Rech-
nung zu tragen, und legen allen Ländern sowie allen zuständi-
gen Organisationen des Systems der Vereinten Nationen, ein-
schließlich der Bretton-Woods-Institutionen, eindringlich na-
he, konzertierte Anstrengungen zu unternehmen und rasche
Maßnahmen zur fristgerechten Erreichung der Ziele und Vor-
gaben des Brüsseler Aktionsprogramms für die am wenigsten
entwickelten Länder für die Dekade 2001-20104 zu ergreifen.

65.  Wir anerkennen die besonderen Bedürfnisse und Heraus-
forderungen, denen die Binnenentwicklungsländer gegen-
überstehen, und bekräftigen daher unsere Entschlossenheit,
diesen Bedürfnissen und Herausforderungen vordringlich
Rechnung zu tragen, indem wir das Aktionsprogramm von Al-
maty: Befriedigung der besonderen Bedürfnisse der Binnen-
entwicklungsländer innerhalb eines Neuen weltweiten Rah-
menplans für die Zusammenarbeit im Transitverkehr zwi-
schen Binnen- und Transitentwicklungsländern23 und den auf
der elften Tagung der Handels- und Entwicklungskonferenz
der Vereinten Nationen beschlossenen Konsens von São Pau-
lo24 vollständig, rechtzeitig und wirksam umsetzen. Wir ermu-
tigen die Arbeit der Regionalkommissionen und Organisatio-
nen der Vereinten Nationen zur Festlegung einer Zeit-Kosten-
Methode für Indikatoren zur Messung der Fortschritte bei der
Durchführung des Aktionsprogramms von Almaty. Wir aner-
kennen außerdem die besonderen Schwierigkeiten und Anlie-
gen der Binnenentwicklungsländer bei ihren Bemühungen, ih-
re Volkswirtschaften in das multilaterale Handelssystem zu in-
tegrieren. In dieser Hinsicht sollte die vollständige und
rechtzeitige Umsetzung der Erklärung von Almaty25 und des
Aktionsprogramms von Almaty23 mit Vorrang betrieben wer-
den.

66.  Wir anerkennen die besonderen Bedürfnisse und Gefähr-
dungen der kleinen Inselentwicklungsländer und bekräftigen
unsere Entschlossenheit, umgehend konkrete Maßnahmen zu
ergreifen, um diesen Bedürfnissen und Gefährdungen Rech-
nung zu tragen, indem wir die von der Internationalen Tagung
zur Überprüfung der Durchführung des Aktionsprogramms
für die nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaaten unter
den Entwicklungsländern verabschiedete Strategie von Mau-
ritius26, das Aktionsprogramm von Barbados27 und die Ergeb-
nisse der zweiundzwanzigsten Sondertagung der Generalver-
sammlung28 vollständig und wirksam umsetzen. Wir ver-
pflichten uns ferner, eine größere internationale Zusammenar-
beit und Partnerschaft zu Gunsten der Umsetzung der Strategie
von Mauritius zu fördern, unter anderem durch die Mobilisie-
rung einheimischer und internationaler Ressourcen, die För-

23 Report of the International Ministerial Conference of Landlocked and
Transit Developing Countries and Donor Countries and International Fi-
nancial and Development Institutions on Transit Transport Cooperation,
Almaty, Kazakhstan, 28 and 29 August 2003 (A/CONF.202/3), Anhang I.
24 TD/412, Teil II.
25 Report of the International Ministerial Conference of Landlocked and
Transit Developing Countries and Donor Countries and International Fi-
nancial and Development Institutions on Transit Transport Cooperation,
Almaty, Kazakhstan, 28 and 29 August 2003 (A/CONF.202/3), An-
hang II.
26 Report of the International Meeting to Review the Implementation of the
Programme of Action for the Sustainable Development of Small Island
Developing States, Port Louis, Mauritius, 10-14 January 2005 (United
Nations publication, Sales No. E.05.II.A.4 und Korrigendum), Kap. I,
Resolution 1, Anlage II.
27 Report of the Global Conference on the Sustainable Development of
Small Island Developing States, Bridgetown, Barbados, 25 April - 6 May
1994 (United Nations publication, Sales No. E.94.I.18 und Korrigenda),
Kap. I, Resolution 1, Anlage II.
28 Resolution S-22/2, Anlage.
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derung des Welthandels als Motor der Entwicklung sowie eine
verstärkte internationale finanzielle und technische Zusam-
menarbeit.

67.  Wir betonen die Notwendigkeit einer kontinuierlichen,
koordinierten und wirksamen internationalen Unterstützung
für die Erreichung der Entwicklungsziele in Ländern, die Kon-
flikte überwunden haben, und in Ländern, die gerade Natur-
katastrophen überwinden.

Deckung der besonderen Bedürfnisse Afrikas

68.  Wir begrüßen die erheblichen Fortschritte, welche die
afrikanischen Länder bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen
erzielt haben, und betonen die Notwendigkeit, die Umsetzung
der Neuen Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas29 voran-
zubringen, um ein nachhaltiges Wachstum und eine nachhal-
tige Entwicklung zu fördern und die Demokratie, die Men-
schenrechte, eine gute Regierungsführung und ein solides
Wirtschaftsmanagement sowie die Geschlechtergleichheit tie-
fer zu verankern, und ermutigen die afrikanischen Länder, un-
ter Mitwirkung der Zivilgesellschaft und des Privatsektors ihre
diesbezüglichen Anstrengungen fortzusetzen, indem sie Insti-
tutionen für die Regierungsführung und die Entwicklung der
Region aufbauen und stärken, und begrüßen außerdem die
jüngsten Beschlüsse der Partner Afrikas, einschließlich der
Gruppe der Acht und der Europäischen Union, zur Unterstüt-
zung der afrikanischen Entwicklungsanstrengungen, nament-
lich auch Zusagen, die zu einer jährlichen Erhöhung der öf-
fentlichen Entwicklungshilfe für Afrika um 25 Milliarden Dol-
lar bis zum Jahr 2010 führen werden. Wir bekräftigen unsere
Entschlossenheit, den besonderen Bedürfnissen Afrikas Rech-
nung zu tragen, um diesem Kontinent, der als einziger nicht auf
gutem Wege ist, bis 2015 irgendeines der Ziele der Millenni-
ums-Erklärung zu erreichen, die Integration in die Weltwirt-
schaft zu ermöglichen, und beschließen,

 a) die Zusammenarbeit mit der Neuen Partnerschaft für
die Entwicklung Afrikas durch die kohärente Unterstützung
der von den führenden afrikanischen Politikern in diesem Rah-
men konzipierten Programme zu verstärken, unter anderem
mittels der Mobilisierung interner und externer Finanzmittel
und der Erleichterung der Genehmigung derartiger Program-
me durch die multilateralen Finanzinstitutionen;

 b) die afrikanische Selbstverpflichtung zu unterstützen,
dafür Sorge zu tragen, dass alle Kinder bis zum Jahr 2015 Zu-
gang zu einer vollständigen, unentgeltlichen und obligatori-
schen Grundschulbildung guter Qualität sowie zu einer Basis-
gesundheitsversorgung haben werden;

 c) den Aufbau eines internationalen Infrastrukturkon-
sortiums zu unterstützen, an dem die Afrikanische Union, die
Weltbank und die Afrikanische Entwicklungsbank beteiligt
sind und für das die Neue Partnerschaft für die Entwicklung
Afrikas den Hauptrahmen bildet, um öffentliche und private
Infrastrukturinvestitionen in Afrika zu erleichtern;

d) eine umfassende und dauerhafte Lösung für die Aus-
landsverschuldungsprobleme der afrikanischen Länder zu för-
dern, namentlich durch eine 100-prozentige Streichung der
multilateralen Schulden im Einklang mit dem jüngsten Vor-
schlag der Gruppe der Acht für die hochverschuldeten armen
Länder sowie, von Fall zu Fall und soweit angezeigt, eine maß-
gebliche Entschuldung, unter anderem auch durch Streichung
oder Umstrukturierung für hochverschuldete afrikanische
Länder, die nicht Teil der Initiative für hochverschuldete arme
Länder sind und die unter einer nicht tragfähigen Schuldenlast
leiden;

 e) Anstrengungen zu unternehmen, um die afrikani-
schen Länder vollständig in das internationale Handelssystem
zu integrieren, namentlich auch durch gezielte Programme
zum Aufbau von Handelskapazitäten;

 f) die Bemühungen rohstoffabhängiger afrikanischer
Länder um Umstrukturierung, Diversifizierung und Stärkung
der Wettbewerbsfähigkeit ihrer Rohstoffsektoren zu unterstüt-
zen und zu beschließen, auf marktorientierte Regelungen unter
Beteiligung des Privatsektors zum Preisrisikomanagement bei
Rohstoffen hinzuarbeiten;

 g) die individuellen und kollektiven Anstrengungen der
afrikanischen Länder zur Steigerung der landwirtschaftlichen
Produktivität auf nachhaltige Weise, wie im Umfassenden
afrikanischen Agrarentwicklungsprogramm der Neuen Part-
nerschaft für die Entwicklung Afrikas festgelegt, als Teil einer
afrikanischen "Grünen Revolution", zu ergänzen;

 h) die Initiativen der Afrikanischen Union und subre-
gionaler Organisationen zur Verhütung, Vermittlung in und
Beilegung von Konflikten mit Hilfe der Vereinten Nationen zu
ermutigen und zu unterstützen, und begrüßen in diesem Zu-
sammenhang die Vorschläge der Gruppe der Acht zur Unter-
stützung afrikanischer Friedenssicherungsmaßnahmen;

 i) mit dem Ziel einer aids-, malaria- und tuberkulose-
freien Generation in Afrika Hilfe für Prävention und Betreu-
ung zu gewähren und uns so weit wie möglich dem Ziel des
allgemeinen Zugangs zur HIV/Aids-Behandlung in den afri-
kanischen Ländern bis zum Jahr 2010 zu nähern, pharmazeu-
tischen Unternehmen nahe zu legen, dass sie Medikamente,
namentlich auch antiretrovirale Medikamente, in Afrika zu er-
schwinglichen Preisen zugänglich machen, und eine verstärkte
bilaterale und multilaterale Hilfe, nach Möglichkeit auf Zu-
schussbasis, zur Bekämpfung von Malaria, Tuberkulose und
anderen Infektionskrankheiten in Afrika durch die Stärkung
der Gesundheitssysteme zu gewährleisten.

III. Frieden und kollektive Sicherheit

69.  Wir erkennen an, dass wir einem ganzen Spektrum von
Bedrohungen gegenüberstehen, auf die wir dringend, gemein-
sam und entschlossener reagieren müssen. 

70.  Wir anerkennen außerdem, dass im Einklang mit der
Charta die Bewältigung dieser Bedrohungen die Zusammen-
arbeit aller Hauptorgane der Vereinten Nationen im Rahmen
ihres jeweiligen Mandats erfordert.

71.  Wir erkennen an, dass wir in einer interdependenten und
globalen Welt leben und dass viele der heutigen Bedrohungen

29 A/57/304, Anlage.
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sich über Staatsgrenzen hinwegsetzen, miteinander verfloch-
ten sind und auf globaler, regionaler und nationaler Ebene im
Einklang mit der Charta und dem Völkerrecht angegangen
werden müssen. 

72.  Wir bekräftigen daher unsere Entschlossenheit, auf einen
Sicherheitskonsens hinzuarbeiten, der auf der Erkenntnis be-
ruht, dass viele Bedrohungen miteinander verflochten sind,
dass Entwicklung, Frieden, Sicherheit und Menschenrechte
einander verstärken, dass kein Staat sich am besten selbst
schützen kann, indem er völlig im Alleingang handelt, und
dass alle Staaten ein wirksames und effizientes System der kol-
lektiven Sicherheit in Übereinstimmung mit den Zielen und
Grundsätzen der Charta benötigen.

Friedliche Beilegung von Streitigkeiten

73.  Wir betonen die Verpflichtung der Staaten, ihre Streitig-
keiten auf friedlichem Weg im Einklang mit Kapitel VI der
Charta beizulegen, einschließlich, wenn angezeigt, durch An-
rufung des Internationalen Gerichtshofs. Alle Staaten sollten
im Einklang mit der Erklärung über Grundsätze des Völker-
rechts betreffend freundschaftliche Beziehungen und Zusam-
menarbeit zwischen den Staaten im Einklang mit der Charta
der Vereinten Nationen30 handeln.

74.  Wir unterstreichen die Wichtigkeit der Verhütung be-
waffneter Konflikte in Übereinstimmung mit den Zielen und
Grundsätzen der Charta und erneuern feierlich die von uns ein-
gegangene Verpflichtung, eine Kultur der Verhütung bewaff-
neter Konflikte zu fördern, als Mittel zur wirksamen Bewälti-
gung der miteinander verknüpften Herausforderungen auf
dem Gebiet der Sicherheit und der Entwicklung, denen die
Völker in aller Welt gegenüberstehen, sowie die Fähigkeit der
Vereinten Nationen zur Verhütung bewaffneter Konflikte zu
stärken.

75.  Wir unterstreichen ferner die Wichtigkeit eines kohären-
ten und integrierten Ansatzes zur Verhütung bewaffneter Kon-
flikte und zur Beilegung von Streitigkeiten sowie die Notwen-
digkeit, dass der Sicherheitsrat, die Generalversammlung, der
Wirtschafts- und Sozialrat und der Generalsekretär ihr Vorge-
hen im Rahmen ihres jeweiligen Mandats nach der Charta ko-
ordinieren.

76.  In Anerkennung der wichtigen Rolle der Guten Dienste
des Generalsekretärs, namentlich auch bei der Vermittlung in
Streitigkeiten, unterstützen wir die Bemühungen des General-
sekretärs, seine Kapazität in diesem Bereich zu stärken.

Anwendung von Gewalt nach der Charta der Vereinten 
Nationen

77.  Wir weisen erneut auf die Verpflichtung aller Mitglied-
staaten hin, in ihren internationalen Beziehungen jede mit der
Charta unvereinbare Androhung oder Anwendung von Gewalt
zu unterlassen. Wir bekräftigen, dass zu den die Vereinten Na-
tionen leitenden Zielen und Grundsätzen gehört, den Weltfrie-
den und die internationale Sicherheit zu wahren und freund-

schaftliche, auf der Achtung vor dem Grundsatz der Gleichbe-
rechtigung und Selbstbestimmung der Völker beruhende Be-
ziehungen zwischen den Nationen zu entwickeln und andere
geeignete Maßnahmen zur Festigung des Weltfriedens zu tref-
fen, und sind zu diesem Zweck entschlossen, wirksame Kol-
lektivmaßnahmen zu treffen, um Bedrohungen des Friedens zu
verhüten und zu beseitigen, Angriffshandlungen und andere
Friedensbrüche zu unterbinden und internationale Streitigkei-
ten oder Situationen, die zu einem Friedensbruch führen könn-
ten, durch friedliche Mittel nach den Grundsätzen der Gerech-
tigkeit und des Völkerrechts zu bereinigen oder beizulegen.

78.  Wir verweisen erneut auf die Wichtigkeit der Förderung
und Stärkung des multilateralen Prozesses sowie der Bewälti-
gung internationaler Herausforderungen und Probleme durch
die strikte Befolgung der Charta und der Grundsätze des Völ-
kerrechts und unterstreichen ferner unser Bekenntnis zum
Multilateralismus.

79.  Wir bekräftigen, dass die einschlägigen Bestimmungen
der Charta ausreichen, um auf das gesamte Spektrum der Be-
drohungen des Weltfriedens und der internationalen Sicher-
heit zu reagieren. Wir bestätigen ferner die Befugnis des Si-
cherheitsrats, Zwangsmaßnahmen zu verfügen, um den Welt-
frieden und die internationale Sicherheit zu wahren und wie-
derherzustellen. Wir betonen, wie wichtig es ist, im Einklang
mit den Zielen und Grundsätzen der Charta zu handeln.

80.  Wir bekräftigen außerdem, dass der Sicherheitsrat die
Hauptverantwortung für die Wahrung des Weltfriedens und
der internationalen Sicherheit trägt. Wir vermerken die Rolle
der Generalversammlung in Bezug auf die Wahrung des Welt-
friedens und der internationalen Sicherheit im Einklang mit
den einschlägigen Bestimmungen der Charta.

Terrorismus

81.  Wir verurteilen mit Nachdruck den Terrorismus in allen
seinen Arten und Erscheinungsformen, gleichviel von wem,
wo und zu welchem Zweck er begangen wird, da er eine der
schwersten Bedrohungen des Weltfriedens und der internatio-
nalen Sicherheit darstellt. 

82.  Wir begrüßen die vom Generalsekretär vorgenommene
Bestimmung von Elementen einer Strategie zur Terrorismus-
bekämpfung. Diese Elemente sollten von der Generalver-
sammlung unverzüglich im Hinblick darauf weiterentwickelt
werden, eine Strategie zur Förderung umfassender, koordi-
nierter und konsequenter Maßnahmen auf nationaler, regiona-
ler und internationaler Ebene zur Bekämpfung des Terroris-
mus zu verabschieden und umzusetzen, die auch die Bedin-
gungen berücksichtigt, welche die Ausbreitung des Terroris-
mus begünstigen. In diesem Zusammenhang würdigen wir die
verschiedenen Initiativen zur Förderung des Dialogs, der To-
leranz und des Verständnisses zwischen den Zivilisationen.

83.  Wir betonen die Notwendigkeit, alles zu tun, um wäh-
rend der sechzigsten Tagung der Generalversammlung Eini-
gung über ein umfassendes Übereinkommen über den interna-
tionalen Terrorismus zu erzielen und ein solches Übereinkom-
men zu schließen.30 Resolution 2625 (XXV), Anlage. 
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84.  Wir erkennen an, dass die Frage der Einberufung ei-
ner Konferenz auf hoher Ebene unter der Schirmherrschaft der
Vereinten Nationen zur Entwicklung einer internationalen
Antwort auf den Terrorismus in allen seinen Arten und Er-
scheinungsformen geprüft werden könnte.

85.  Wir erkennen an, dass die internationale Zusammen-
arbeit zur Bekämpfung des Terrorismus in Übereinstimmung
mit dem Völkerrecht, namentlich der Charta und den einschlä-
gigen internationalen Übereinkünften und Protokollen, durch-
geführt werden muss. Die Staaten müssen sicherstellen, dass
alle von ihnen ergriffenen Maßnahmen zur Bekämpfung des
Terrorismus mit ihren Verpflichtungen nach dem Völkerrecht,
insbesondere den Menschenrechten, dem Flüchtlingsvölker-
recht und dem humanitären Völkerrecht, im Einklang stehen.

86.  Wir fordern die Staaten erneut auf, terroristische
Handlungen weder zu organisieren, zu finanzieren, zu begün-
stigen, dafür auszubilden noch auf andere Weise zu unterstüt-
zen und geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustel-
len, dass ihr Hoheitsgebiet nicht für solche Aktivitäten genutzt
wird.

87.  Wir würdigen die wichtige Rolle, die die Vereinten
Nationen bei der Bekämpfung des Terrorismus spielen, und
unterstreichen außerdem den unverzichtbaren Beitrag der re-
gionalen und bilateralen Zusammenarbeit, insbesondere auf
der praktischen Ebene der Zusammenarbeit auf dem Gebiet
der Strafverfolgung und des fachlichen Austauschs. 

88.  Wir fordern die internationale Gemeinschaft, ein-
schließlich der Vereinten Nationen, nachdrücklich dazu auf,
die Staaten beim Aufbau nationaler und regionaler Kapazitä-
ten zur Bekämpfung des Terrorismus zu unterstützen. Wir bit-
ten den Generalsekretär, der Generalversammlung und dem
Sicherheitsrat im Rahmen ihres jeweiligen Mandats Vorschlä-
ge darüber vorzulegen, wie die Fähigkeit des Systems der Ver-
einten Nationen, die Staaten bei der Bekämpfung des Terro-
rismus zu unterstützen, gestärkt und die Koordinierung der
diesbezüglichen Aktivitäten der Vereinten Nationen verbes-
sert werden kann.

89.  Wir betonen, wie wichtig es ist, den Opfern des Ter-
rorismus Hilfe zu gewähren und ihnen und ihren Familien bei
der Bewältigung ihres Verlusts und ihrer Trauer beizustehen. 

90.  Wir ermutigen den Sicherheitsrat, Möglichkeiten zur
Stärkung seiner Überwachungs- und Durchsetzungsfunktion
im Rahmen der Bekämpfung des Terrorismus, namentlich
durch die Konsolidierung der Berichtspflichten der Staaten un-
ter Berücksichtigung und Achtung der unterschiedlichen Man-
date seiner Nebenorgane zur Terrorismusbekämpfung, zu prü-
fen. Wir bekennen uns zur uneingeschränkten Zusammenar-
beit mit den drei zuständigen Nebenorganen bei der Erfüllung
ihrer Aufgaben, wobei wir anerkennen, dass viele Staaten auch
weiterhin Hilfe bei der Durchführung der einschlägigen Reso-
lutionen des Sicherheitsrats benötigen.

91.  Wir unterstützen die Bemühungen um das frühzeitige In-
krafttreten des Internationalen Übereinkommens zur Bekämp-
fung nuklearterroristischer Handlungen31 und legen den Staa-
ten eindringlich nahe, zu erwägen, rasch Vertragspartei zu
werden sowie den zwölf weiteren internationalen Überein-

kommen und Protokollen zur Terrorismusbekämpfung ohne
Verzögerung beizutreten und sie durchzuführen.

Friedenssicherung

92.  In der Erkenntnis, dass die Friedenssicherung der Ver-
einten Nationen eine entscheidende Rolle dabei spielt, den
Konfliktparteien bei der Einstellung der Feindseligkeiten be-
hilflich zu sein, und in Würdigung des in dieser Hinsicht ge-
leisteten Beitrags der Friedenssicherungskräfte der Vereinten
Nationen, in Anbetracht der in den letzten Jahren vorgenom-
menen Verbesserungen bei den Friedenssicherungsmaßnah-
men der Vereinten Nationen, wie der Entsendung integrierter
Missionen in komplexen Situationen, sowie unter Betonung
der Notwendigkeit, Einsätze zu organisieren, die über ausrei-
chende Fähigkeiten verfügen, um Feindseligkeiten entgegen-
zutreten und ihr Mandat wirksam zu erfüllen, fordern wir nach-
drücklich die Weiterentwicklung der Vorschläge für verbes-
serte schnell verlegbare Kapazitäten zur Verstärkung von Frie-
denssicherungseinsätzen in Krisen. Wir billigen die Schaffung
einer vorläufigen Einsatzfähigkeit für eine ständige Polizeika-
pazität, die eine kohärente, wirksame und reaktionsfähige An-
fangskapazität für die Polizeikomponente der Friedenssiche-
rungsmissionen der Vereinten Nationen bereitstellen und be-
stehenden Missionen mit Rat und Sachverstand behilflich sein
soll.

93.  In Anerkennung des wichtigen Beitrags der Regionalor-
ganisationen zu Frieden und Sicherheit, wie in Kapitel VIII der
Charta vorgesehen, und der Bedeutung des Aufbaus berechen-
barer Partnerschaften und Abmachungen zwischen den Ver-
einten Nationen und den Regionalorganisationen sowie insbe-
sondere feststellend, wie wichtig angesichts der besonderen
Bedürfnisse Afrikas eine starke Afrikanische Union ist,

 a) unterstützen wir die Bemühungen der Europäischen
Union und anderer regionaler Institutionen zum Aufbau von
Fähigkeiten, beispielsweise für schnelle Verlegbarkeit, Verfü-
gungsbereitschaft und Überbrückungsoperationen;

 b) unterstützen wir die Erarbeitung und Umsetzung ei-
nes Zehnjahresplans für den Kapazitätsaufbau mit der Afrika-
nischen Union.

94.  Wir unterstützen die Durchführung des im Jahr 2001 ver-
abschiedeten Aktionsprogramms zur Verhütung, Bekämpfung
und Beseitigung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und
leichten Waffen unter allen Aspekten32.

95.  Wir fordern die Vertragsstaaten des Übereinkommens
über das Verbot von Antipersonenminen33 und des Proto-

31 Resolution 59/290, Anlage. 
32 Siehe Report of the United Nations Conference on the Illicit Trade in
Small Arms and Light Weapons in @ll Its Aspects, New York, 9-20 July
2001 (A/CONF.192/15), Kap. IV, Ziff. 24. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.orf/Depts/german/conf/ac192-15.pdf.
33 Convention on the Prohibition of the Use, Stockpiling, Production
and Transfer of Anti-personnel Mines and on Their Destruction (United
Nations, Treaty Series, Vol. 2056, Nr. 35597). Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1998 II S. 779; LGBl. 1999 Nr. 229; öBGBl. III Nr. 38/1999;
AS 2003 3133.
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kolls II zum Übereinkommen über bestimmte konventionelle
Waffen in der geänderten Fassung34 nachdrücklich auf, ihre je-
weiligen Verpflichtungen in vollem Umfang zu erfüllen. Wir
fordern die Staaten, die dazu in der Lage sind, auf, den von Mi-
nen betroffenen Staaten verstärkt technische Hilfe zu gewäh-
ren. 

96.  Wir unterstreichen die Bedeutung der Empfehlungen, die
der Berater des Generalsekretärs in Fragen der sexuellen Aus-
beutung und des sexuellen Missbrauchs durch Friedenssiche-
rungspersonal der Vereinten Nationen abgegeben hat35, und
fordern mit Nachdruck die vollständige und unverzügliche
Durchführung der in den einschlägigen Resolutionen der Ge-
neralversammlung auf der Grundlage dieser Empfehlungen
beschlossenen Maßnahmen. 

Friedenskonsolidierung

97.  Unter Betonung der Notwendigkeit eines koordinierten,
kohärenten und integrierten Ansatzes zur Friedenskonsolidie-
rung und Aussöhnung in der Konfliktfolgezeit mit dem Ziel,
dauerhaften Frieden herbeizuführen, sowie in Anerkennung
der Notwendigkeit eines speziellen institutionellen Mechanis-
mus, der dem besonderen Bedarf der Länder, die einen Kon-
flikt überwunden haben, auf dem Gebiet der Wiederherstel-
lung, der Wiedereingliederung und des Wiederaufbaus Rech-
nung trägt und ihnen bei der Schaffung der Grundlagen für ei-
ne nachhaltige Entwicklung behilflich ist, wie auch in
Anerkennung der unverzichtbaren Rolle der Vereinten Natio-
nen in dieser Hinsicht beschließen wir, eine Kommission für
Friedenskonsolidierung als zwischenstaatliches Beratungsor-
gan einzusetzen. 

98.  Der Hauptzweck der Kommission für Friedenskonsoli-
dierung besteht darin, sämtliche maßgeblichen Akteure zu-
sammenzubringen, um Ressourcen zu mobilisieren, zu inte-
grierten Strategien für die Friedenskonsolidierung und den
Wiederaufbau nach Konflikten Rat zu erteilen und derartige
Strategien vorzuschlagen. Die Kommission sollte die Auf-
merksamkeit auf die für die Wiederherstellung nach dem Kon-
flikt erforderlichen Maßnahmen zum Wiederaufbau und zum
Aufbau von Institutionen lenken sowie die Entwicklung inte-
grierter Strategien unterstützen, um die Grundlagen für eine
nachhaltige Entwicklung zu schaffen. Darüber hinaus sollte
sie Empfehlungen und Informationen zur Verbesserung der
Koordinierung aller maßgeblichen Akteure innerhalb und au-
ßerhalb der Vereinten Nationen erteilen, bewährte Praktiken
entwickeln, bei der Gewährleistung einer berechenbaren Fi-
nanzierung für rasche Wiederaufbaumaßnahmen behilflich
sein und dafür sorgen, dass dem Wiederaufbau in der Konflikt-
folgezeit von der internationalen Gemeinschaft länger Auf-
merksamkeit gewidmet wird. Die Kommission sollte in allen

Angelegenheiten auf der Basis des Konsenses zwischen ihren
Mitgliedern tätig werden.

99.  Die Kommission für Friedenskonsolidierung sollte die
Ergebnisse ihrer Erörterungen und ihre Empfehlungen allen
zuständigen Organen und Akteuren, einschließlich der inter-
nationalen Finanzinstitutionen, in Form von Dokumenten der
Vereinten Nationen öffentlich zugänglich machen. Die Kom-
mission sollte der Generalversammlung einen jährlichen Be-
richt vorlegen. 

100. Die Kommission für Friedenskonsolidierung sollte in
unterschiedlicher Zusammensetzung tagen. Bei den länder-
spezifischen Sitzungen der Kommission, zu denen der in
Ziffer 101 genannte Organisationsausschuss einlädt, sollten
neben den Mitgliedern des Organisationsausschusses folgende
Mitglieder vertreten sein:

 a) das Land, über das beraten wird;

 b) die im Konfliktnachsorgeprozess engagierten Länder
der Region und andere an Hilfsmaßnahmen und/oder dem po-
litischen Dialog beteiligte Länder sowie die zuständigen re-
gionalen und subregionalen Organisationen;

 c) die wichtigsten an den Wiederaufbaumaßnahmen be-
teiligten Beitragszahler und Steller von Truppen und Zivilpo-
lizei;

 d) der ranghöchste Vertreter der Vereinten Nationen im
Feld und andere zuständige Vertreter der Vereinten Nationen;

 e) die in Betracht kommenden regionalen und interna-
tionalen Finanzinstitutionen.

101. Die Kommission für Friedenskonsolidierung sollte über
einen ständigen Organisationsausschuss verfügen, der für die
Ausarbeitung ihrer Verfahren und für organisatorische Fragen
zuständig ist und sich wie folgt zusammensetzt: 

 a) Mitglieder des Sicherheitsrats, einschließlich der
ständigen Mitglieder;

 b) Mitglieder des Wirtschafts- und Sozialrats, die aus
dem Kreis der regionalen Gruppen gewählt werden, unter ge-
bührender Berücksichtigung von Ländern, die eigene Erfah-
rungen mit dem Wiederaufbau nach einem Konflikt haben;

 c) die größten Zahler von Pflichtbeiträgen zu den Haus-
halten der Vereinten Nationen und von freiwilligen Beiträgen
für die Fonds, Programme und Organisationen der Vereinten
Nationen, einschließlich des ständigen Friedenskonsolidie-
rungsfonds, die nicht bereits nach den Buchstaben a) oder b)
ausgewählt wurden; 

 d) die größten Steller von Militärpersonal und Zivilpo-
lizei für Missionen der Vereinten Nationen, die nicht bereits
nach den Buchstaben a), b) oder c) ausgewählt wurden.

102. Vertreter der Weltbank, des Internationalen Währungs-
fonds und anderer institutioneller Geber sollten in einer für ih-
re Lenkungsstrukturen geeigneten Weise zur Teilnahme an al-
len Sitzungen der Kommission für Friedenskonsolidierung
eingeladen werden, ebenso wie ein Vertreter des Generalse-
kretärs.

34 Amended Protocol II to the Convention on Prohibition or Restrictions
on the Use of Certain Conventional Weapons Which May Be Deemed
to Be Excessively Injurious or to Have Indiscriminate Effects
(CCW/CONF.I/16 (Part I), Anhang B). Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1997 II S. 806; LGBl. 1998 Nr. 155; öBGBl. III Nr. 17/1999; AS 2003
4085.
35 A/59/710, Ziff. 68-93.
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103. Wir ersuchen den Generalsekretär, einen mehrjährigen
ständigen Friedenskonsolidierungsfonds für die Friedenskon-
solidierung nach Konflikten einzurichten, der aus freiwilligen
Beiträgen finanziert wird und bestehende Instrumente gebüh-
rend berücksichtigt. Eines der Ziele des Friedenskonsolidie-
rungsfonds wird es sein, die sofortige Verfügbarmachung von
Ressourcen, die für die Einleitung von Friedenskonsolidie-
rungsmaßnahmen benötigt werden, und die Verfügbarkeit ei-
ner angemessenen Finanzierung für den Wiederaufbau sicher-
zustellen.

104. Wir ersuchen den Generalsekretär außerdem, innerhalb
des Sekretariats und im Rahmen der vorhandenen Mittel ein
kleines Büro zur Unterstützung der Friedenskonsolidierung
einzurichten, das mit qualifizierten Fachleuten besetzt wird
und der Kommission für Friedenskonsolidierung Hilfs- und
Unterstützungsdienste leistet. Das Büro sollte sich das beste
verfügbare Fachwissen zunutze machen.

105. Die Kommission für Friedenskonsolidierung sollte ihre
Arbeit spätestens am 31. Dezember 2005 aufnehmen.

Sanktionen

106. Wir unterstreichen, dass Sanktionen nach wie vor ein
wichtiges in der Charta vorgesehenes Instrument bei unseren
Bemühungen um die Wahrung des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit ohne den Einsatz von Gewalt sind, und
beschließen, sicherzustellen, dass Sanktionen sorgfältig auf
die Unterstützung klarer Ziele ausgerichtet sind, die vom Si-
cherheitsrat festgelegten Sanktionen zu befolgen und dafür zu
sorgen, dass Sanktionen auf eine Weise angewandt werden,
dass ihre Wirksamkeit bei der Herbeiführung der erwünschten
Ergebnisse in einem angemessenen Gleichgewicht zu den
möglichen nachteiligen Auswirkungen, einschließlich der so-
zioökonomischen und humanitären Folgen, auf die Bevölke-
rung und auf Drittstaaten steht. 

107. Sanktionen sollten wirksam angewandt und überwacht
werden sowie klaren Kriterien unterliegen, gegebenenfalls re-
gelmäßig überprüft werden und für einen begrenzten Zeitraum
nur so lange aufrecht bleiben, wie dies für die Erreichung der
Ziele der Sanktionen notwendig ist, und sollten aufgehoben
werden, sobald die Ziele erreicht sind. 

108. Wir fordern den Sicherheitsrat auf, mit Unterstützung
des Generalsekretärs seine Überwachung der Anwendung und
der Auswirkungen von Sanktionen zu verbessern, die verant-
wortliche Anwendung von Sanktionen sicherzustellen, die Er-
gebnisse dieser Überwachung regelmäßig zu überprüfen und
im Einklang mit der Charta einen Mechanismus zur Behebung
der durch die Anwendung von Sanktionen entstehenden be-
sonderen wirtschaftlichen Probleme zu entwickeln.

109. Wir fordern den Sicherheitsrat außerdem auf, mit Unter-
stützung des Generalsekretärs dafür Sorge zu tragen, dass faire
und klare Verfahren vorhanden sind, die die Aufnahme von
Personen und Institutionen in Sanktionslisten und die Strei-
chung von diesen Listen sowie die Gewährung von Ausnah-
men aus humanitären Gründen regeln.

110. Wir unterstützen die über die Vereinten Nationen unter-
nommenen Bemühungen um die Stärkung der Fähigkeit der
Staaten zur Anwendung von Sanktionsbestimmungen.

Grenzüberschreitende Kriminalität

111. Wir bekunden unsere tiefe Besorgnis über die negativen
Auswirkungen der grenzüberschreitenden Kriminalität, na-
mentlich des Schmuggels von und Handels mit Menschen, des
Weltdrogenproblems und des unerlaubten Handels mit Klein-
waffen und leichten Waffen, auf die Entwicklung, den Frieden
und die Sicherheit sowie die Menschenrechte und über die zu-
nehmende Verwundbarkeit der Staaten gegenüber dieser Art
von Kriminalität. Wir bekräftigen die Notwendigkeit eines
kollektiven Vorgehens, um die grenzüberschreitende Krimi-
nalität zu bekämpfen.

112. Wir erkennen an, dass der Menschenhandel weiter eine
ernste Herausforderung für die Menschheit darstellt und einer
konzertierten internationalen Reaktion bedarf. Zu diesem
Zweck fordern wir alle Staaten nachdrücklich auf, wirksame
Maßnahmen zur Bekämpfung und Beseitigung aller Formen
des Menschenhandels zu erarbeiten, durchzusetzen und zu
verstärken, um der Nachfrage nach Opfern von Menschenhan-
del entgegenzuwirken und die Opfer zu schützen. 

113. Wir legen allen Staaten eindringlich nahe, soweit sie es
nicht bereits getan haben, zu erwägen, Vertragspartei der ein-
schlägigen internationalen Übereinkünfte über organisierte
Kriminalität und Korruption zu werden, und diese nach ihrem
Inkrafttreten wirksam durchzuführen, indem sie insbesondere
die Bestimmungen dieser Übereinkünfte in ihr innerstaatliches
Recht übernehmen und ihre Strafjustizsysteme stärken.

114. Wir bekräftigen unsere feste Entschlossenheit und unser
unbeirrbares Engagement bei der Überwindung des Weltdro-
genproblems durch internationale Zusammenarbeit und natio-
nale Strategien, durch die sowohl das unerlaubte Angebot von
Drogen als auch die Nachfrage nach unerlaubten Drogen be-
seitigt werden.

115. Wir beschließen, die Kapazität des Büros der Vereinten
Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung, die Mit-
gliedstaaten bei diesen Aufgaben auf Antrag zu unterstützen,
im Rahmen seines bestehenden Mandats zu stärken.

Die Rolle der Frauen bei der Verhütung und Beilegung von 
Konflikten

116. Wir betonen die wichtige Rolle der Frauen bei der Ver-
hütung und Beilegung von Konflikten sowie bei der Friedens-
konsolidierung. Wir bekräftigen unsere Entschlossenheit, die
Resolution 1325 (2000) des Sicherheitsrats vom 31. Oktober
2000 über Frauen und Frieden und Sicherheit vollständig und
wirksam durchzuführen. Wir unterstreichen außerdem, wie
wichtig es ist, dass bei allen Anstrengungen zur Wahrung und
Förderung von Frieden und Sicherheit die Geschlechterper-
spektive systematisch berücksichtigt wird und dass Frauen die
Möglichkeit haben, gleichberechtigt teilzuhaben und in vol-
lem Umfang mitzuwirken, und dass es notwendig ist, ihre Rol-
le bei den Entscheidungsprozessen auf allen Ebenen auszubau-
en. Wir verurteilen entschieden alle Verletzungen der Men-
schenrechte von Frauen und Mädchen in bewaffneten Konflik-
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ten sowie die Anwendung sexueller Ausbeutung, sexueller
Gewalt und sexuellen Missbrauchs und verpflichten uns, Stra-
tegien auszuarbeiten und umzusetzen mit dem Ziel, über ge-
schlechtsspezifische Gewalt zu berichten und sie zu verhüten
und zu bestrafen.

Schutz von Kindern in bewaffneten Konflikten

117. Wir bekräftigen unsere Entschlossenheit, die Rechte und
das Wohlergehen von Kindern in bewaffneten Konflikten zu
fördern und zu schützen. Wir begrüßen die maßgeblichen Fort-
schritte und Neuerungen, die in den letzten Jahren erreicht
wurden. Wir begrüßen insbesondere die Verabschiedung der
Resolution 1612 (2005) des Sicherheitsrats vom 26. Juli 2005.
Wir fordern die Staaten auf, die Ratifikation des Übereinkom-
mens über die Rechte des Kindes36 und des Fakultativproto-
kolls zum Übereinkommen über die Rechte des Kindes betref-
fend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten37

in Erwägung zu ziehen. Wir fordern die Staaten außerdem da-
zu auf, gegebenenfalls wirksame Maßnahmen zur Verhütung
der Einziehung und des Einsatzes von Kindern in bewaffneten
Konflikten, unter Verstoß gegen das Völkerrecht, durch be-
waffnete Kräfte und Gruppen zu ergreifen und solche Prakti-
ken zu verbieten und zu kriminalisieren.

118. Wir fordern daher alle betroffenen Staaten auf, konkrete
Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass diejenigen,
die für schwere Missbrauchshandlungen gegen Kinder verant-
wortlich sind, zur Rechenschaft gezogen werden und sich dem
Recht fügen. Wir bekräftigen außerdem unsere Entschlossen-
heit, sicherzustellen, dass Kinder in bewaffneten Konflikten
rechtzeitig wirksame humanitäre Hilfe erhalten, darunter auch
im Bildungsbereich, damit sie rehabilitiert und in die Gesell-
schaft wiedereingegliedert werden können.

IV. Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit

119. Wir verpflichten uns erneut, alle Menschenrechte, die
Rechtsstaatlichkeit und die Demokratie aktiv zu schützen und
zu fördern, erkennen an, dass sie miteinander verknüpft sind
und sich gegenseitig verstärken und dass sie zu den universel-
len und unteilbaren grundlegenden Werten und Prinzipien der
Vereinten Nationen gehören, und rufen alle Teile des Systems
der Vereinten Nationen auf, die Menschenrechte und Grund-
freiheiten im Einklang mit ihrem jeweiligen Mandat zu för-
dern.

120. Wir bekräftigen das feierliche Bekenntnis unserer Staa-
ten, ihren Verpflichtungen zur Förderung der allgemeinen
Achtung und der Einhaltung und des Schutzes aller Menschen-
rechte und Grundfreiheiten für alle im Einklang mit der Charta,
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte38 und anderen

Menschenrechtsübereinkünften und dem Völkerrecht nachzu-
kommen. Der universelle Charakter dieser Rechte und Frei-
heiten steht außer Frage. 

Menschenrechte

121. Wir bekräftigen, dass alle Menschenrechte allgemein
gültig, unteilbar und miteinander verknüpft sind und einander
bedingen und gegenseitig verstärken und dass alle Menschen-
rechte in gerechter und gleicher Weise, auf derselben Grund-
lage und mit demselben Nachdruck behandelt werden müssen.
Obgleich die Bedeutung nationaler und regionaler Besonder-
heiten und der verschiedenen historischen, kulturellen und re-
ligiösen Traditionen zu beachten ist, haben alle Staaten unge-
achtet ihrer politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Sy-
steme die Pflicht, alle Menschenrechte und Grundfreiheiten zu
fördern und zu schützen.

122. Wir betonen die Verantwortung aller Staaten, im Ein-
klang mit der Charta die Menschenrechte und Grundfreiheiten
für alle ohne irgendeinen Unterschied, etwa nach Rasse, Haut-
farbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonsti-
ger Anschauung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermö-
gen, Geburt oder sonstigem Stand, zu achten. 

123. Wir beschließen ferner, das Instrumentarium der Verein-
ten Nationen auf dem Gebiet der Menschenrechte weiter zu
stärken, um die effektive Ausübung aller Menschenrechte –
der bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Rechte, einschließlich des Rechts auf Entwicklung
– durch alle Menschen zu gewährleisten.

124. Wir beschließen, das Amt des Hohen Kommissars der
Vereinten Nationen für Menschenrechte zu stärken, unter
Kenntnisnahme des Aktionsplans der Hohen Kommissarin,
um es in die Lage zu versetzen, sein Mandat wirksam wahr-
zunehmen und das breite Spektrum der Herausforderungen zu
bewältigen, denen sich die internationale Gemeinschaft auf
dem Gebiet der Menschenrechte gegenübersieht, insbesondere
in den Bereichen technische Hilfe und Kapazitätsaufbau, und
zwar durch eine Verdoppelung seiner ordentlichen Haushalts-
mittel in den kommenden fünf Jahren, um allmählich ein aus-
gewogenes Verhältnis zwischen ordentlichen Haushaltsmit-
teln und freiwilligen Beiträgen zu seinen Ressourcen herzu-
stellen, eingedenk anderer vorrangiger Programme zu Gunsten
der Entwicklungsländer, sowie durch die Einstellung hoch-
qualifizierter Mitarbeiter auf breiter geografischer Grundlage
und mit ausgewogener Vertretung von Männern und Frauen,
finanziert aus ordentlichen Haushaltsmitteln, und wir unter-
stützen seine engere Zusammenarbeit mit allen zuständigen
Organen der Vereinten Nationen, namentlich der Generalver-
sammlung, dem Wirtschafts- und Sozialrat und dem Sicher-
heitsrat.

125. Wir beschließen, die Wirksamkeit der Menschenrechts-
vertragsorgane zu verbessern, namentlich durch eine aktuelle-
re Berichterstattung, durch die Verbesserung und Straffung
der Berichtsverfahren sowie durch technische Unterstützung
der Staaten beim Ausbau ihrer Berichterstattungskapazitäten,
und die Umsetzung ihrer Empfehlungen weiter zu stärken.

126. Wir beschließen, die Förderung und den Schutz der Men-
schenrechte in die nationalen Politiken zu integrieren und ihre

36 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993;
AS 1998 2055.
37 Ebd., Vol. 2173, Nr. 27531. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2004 II
S. 1354; LGBl. 2005 Nr. 26; öBGBl. III Nr. 92/2002; AS 2002 3579.
38 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html. 
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noch systematischere Berücksichtigung im gesamten System
der Vereinten Nationen zu unterstützen sowie eine engere Zu-
sammenarbeit zwischen dem Amt des Hohen Kommissars der
Vereinten Nationen für Menschenrechte und allen zuständigen
Organen der Vereinten Nationen zu fördern. 

127. Wir bekräftigen unsere Entschlossenheit, weitere Fort-
schritte bei der Förderung der Menschenrechte der indigenen
Völker der Welt auf lokaler, nationaler, regionaler und inter-
nationaler Ebene zu erzielen, so auch durch die Konsultation
und Zusammenarbeit mit ihnen, und so bald wie möglich einen
endgültigen Entwurf der Erklärung der Vereinten Nationen
über die Rechte der indigenen Völker vorzulegen.

128. Wir anerkennen die Notwendigkeit, den Menschenrech-
ten von Frauen und Kindern besondere Aufmerksamkeit zu
widmen, und verpflichten uns, diese Rechte in jeder nur er-
denklichen Weise zu fördern, namentlich indem wir ge-
schlechtsspezifische Perspektiven und Gesichtspunkte des
Kinderschutzes auf die Menschenrechtstagesordnung setzen.

129. Wir anerkennen die Notwendigkeit, Menschen mit Be-
hinderungen den vollen Genuss ihrer Rechte ohne Diskrimi-
nierung zu garantieren. Wir bekräftigen außerdem die Not-
wendigkeit, den Entwurf für ein umfassendes Übereinkom-
men über die Rechte von Menschen mit Behinderungen fer-
tigzustellen.

130. Wir stellen fest, dass die Förderung und der Schutz der
Rechte von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiö-
sen und sprachlichen Minderheiten angehören, zur politischen
und sozialen Stabilität und zum Frieden beitragen und die kul-
turelle Vielfalt und das Erbe der Gesellschaft bereichern.

131. Wir unterstützen die Förderung der Menschenrechtsbil-
dung und des Lernens über die Menschenrechte auf allen Ebe-
nen, gegebenenfalls auch durch die Umsetzung des Welt-
programms für Menschenrechtsbildung, und bestärken alle
Staaten, diesbezügliche Initiativen zu erarbeiten.

Binnenvertriebene

132. Wir anerkennen die Leitgrundsätze betreffend Binnen-
vertreibungen39 als einen wichtigen internationalen Rahmen
für den Schutz von Binnenvertriebenen und beschließen, wirk-
same Maßnahmen zur Verbesserung des Schutzes von Binnen-
vertriebenen zu ergreifen. 

Schutz und Unterstützung von Flüchtlingen

133. Wir verpflichten uns, den Grundsatz des Flüchtlings-
schutzes zu wahren und unserer Verantwortung, der Not der
Flüchtlinge abzuhelfen, nachzukommen, namentlich auch
durch die Unterstützung von Maßnahmen mit dem Ziel, die
Ursachen der Flüchtlingsbewegungen zu beseitigen, eine si-
chere und dauerhafte Rückkehr dieser Bevölkerungsgruppen
herbeizuführen, Dauerlösungen für Flüchtlinge in seit langem
bestehenden Situationen zu finden und zu verhindern, dass
Flüchtlingsbewegungen zu einer Quelle von Spannungen zwi-
schen den Staaten werden. Wir bekräftigen den Grundsatz der

Solidarität und der Lastenteilung und beschließen, den Län-
dern bei der Unterstützung der Flüchtlingsbevölkerung und ih-
rer Aufnahmegemeinden behilflich zu sein.

Herrschaft des Rechts

134. In Anerkennung der Notwendigkeit, den Grundsatz der
Herrschaft des Rechts auf nationaler wie auch internationaler
Ebene allgemein einzuhalten und anzuwenden,

 a) bekräftigen wir unser Bekenntnis zu den Zielen und
Grundsätzen der Charta und des Völkerrechts sowie zu einer
auf der Herrschaft des Rechts und des Völkerrechts beruhen-
den internationalen Ordnung, eine wesentliche Voraussetzung
für die friedliche Koexistenz und die Zusammenarbeit zwi-
schen den Staaten;

 b) unterstützen wir die jährliche "Zeremonie der Verträ-
ge";

 c) ermutigen wir die Staaten, die dies nicht bereits getan
haben, zu erwägen, Vertragspartei aller den Schutz von Zivil-
personen betreffenden Verträge zu werden;

 d) fordern wir die Staaten auf, ihre Anstrengungen zur
Abschaffung von Politiken und Praktiken, die Frauen diskri-
minieren, fortzusetzen sowie Gesetze zu erlassen und Prakti-
ken zu fördern, die die Rechte von Frauen schützen und die
Gleichheit der Geschlechter begünstigen;

 e) unterstützen wir die Idee, in Übereinstimmung mit
den bestehenden einschlägigen Verfahren und vorbehaltlich
eines Berichts des Generalsekretärs an die Generalversamm-
lung eine Unterstützungsgruppe Rechtsstaatlichkeit innerhalb
des Sekretariats einzusetzen, die die Aktivitäten der Vereinten
Nationen zur Förderung der Rechtsstaatlichkeit namentlich
auch durch technische Hilfe and Kapazitätsaufbau stärken soll;

 f) anerkennen wir die wichtige Rolle des Internationa-
len Gerichtshofs, des Hauptrechtsprechungsorgans der Ver-
einten Nationen, bei der gerichtlichen Entscheidung von Strei-
tigkeiten zwischen Staaten sowie den Wert seiner Arbeit und
fordern die Staaten, die dies nicht bereits getan haben, dazu
auf, die Annahme der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs im
Einklang mit seinem Statut zu erwägen und Möglichkeiten zur
Stärkung der Tätigkeit des Gerichtshofs zu prüfen, so auch
durch die Unterstützung des Treuhandfonds des Generalsekre-
tärs zur Unterstützung der Staaten bei der Regelung ihrer Strei-
tigkeiten durch den Internationalen Gerichtshof auf freiwilli-
ger Basis. 

Demokratie

135. Wir bekräftigen, dass die Demokratie ein universaler
Wert ist, der auf dem frei bekundeten Willen der Menschen,
ihr politisches, wirtschaftliches, soziales und kulturelles Sy-
stem selbst zu bestimmen, sowie auf ihrer uneingeschränkten
Teilhabe in allen Aspekten ihres Lebens beruht. Wir bekräfti-
gen außerdem, dass Demokratien zwar gemeinsame Merkma-
le aufweisen, es jedoch kein einheitliches Demokratiemodell
gibt und dass Demokratie nicht einem Land oder einer Region
gehört, und bekräftigen die Notwendigkeit, die Souveränität
und das Recht auf Selbstbestimmung gebührend zu achten.
Wir betonen, dass Demokratie, Entwicklung und die Achtung

39 E/CN.4/1998/53/Add.2, Anhang.
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vor allen Menschenrechten und Grundfreiheiten einander be-
dingen und sich gegenseitig stärken. 

136. Wir bekunden erneut unsere Entschlossenheit, die De-
mokratie zu unterstützen, indem wir die Fähigkeit der Länder
zur Anwendung demokratischer Grundsätze und Praktiken
stärken, und beschließen, die Fähigkeit der Vereinten Natio-
nen, den Mitgliedstaaten auf Antrag behilflich zu sein, zu stär-
ken. Wir begrüßen die Schaffung eines Demokratiefonds bei
den Vereinten Nationen. Wir stellen fest, dass bei der Einset-
zung des Beirats auf eine vielfältige geografische Vertretung
geachtet werden sollte. Wir bitten den Generalsekretär, mit da-
für zu sorgen, dass die praktischen Regelungen für den Demo-
kratiefonds unter gebührender Berücksichtigung der auf die-
sem Gebiet bestehenden Aktivitäten der Vereinten Nationen
getroffen werden.

137. Wir bitten interessierte Mitgliedstaaten, Beiträge zu dem
Fonds ernsthaft in Erwägung zu ziehen.

Verantwortung für den Schutz der Bevölkerung vor Völ-
kermord, Kriegsverbrechen, ethnischer Säuberung
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit

138. Jeder einzelne Staat hat die Verantwortung für den
Schutz seiner Bevölkerung vor Völkermord, Kriegsverbre-
chen, ethnischer Säuberung und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit. Zu dieser Verantwortung gehört es, solche
Verbrechen, einschließlich der Anstiftung dazu, mittels ange-
messener und notwendiger Maßnahmen zu verhüten. Wir ak-
zeptieren diese Verantwortung und werden im Einklang damit
handeln. Die internationale Gemeinschaft sollte gegebenen-
falls die Staaten ermutigen und ihnen dabei behilflich sein, die-
se Verantwortung wahrzunehmen, und die Vereinten Nationen
bei der Schaffung einer Frühwarnkapazität unterstützen. 

139. Die internationale Gemeinschaft hat durch die Vereinten
Nationen auch die Pflicht, geeignete diplomatische, humani-
täre und andere friedliche Mittel nach den Kapiteln VI und VIII
der Charta einzusetzen, um beim Schutz der Bevölkerung vor
Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischer Säuberung und
Verbrechen gegen die Menschlichkeit behilflich zu sein. In
diesem Zusammenhang sind wir bereit, im Einzelfall und in
Zusammenarbeit mit den zuständigen Regionalorganisationen
rechtzeitig und entschieden kollektive Maßnahmen über den
Sicherheitsrat im Einklang mit der Charta, namentlich
Kapitel VII, zu ergreifen, falls friedliche Mittel sich als unzu-
reichend erweisen und die nationalen Behörden offenkundig
dabei versagen, ihre Bevölkerung vor Völkermord, Kriegsver-
brechen, ethnischer Säuberung und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit zu schützen. Wir betonen die Notwendigkeit,
dass die Generalversammlung die Verantwortung für den
Schutz von Bevölkerungsgruppen vor Völkermord, Kriegs-
verbrechen, ethnischer Säuberung und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit und die sich daraus ergebenden Auswirkun-
gen eingedenk der Grundsätze der Charta und des Völker-
rechts weiter prüft. Wir beabsichtigen außerdem, uns erforder-
lichenfalls und soweit angezeigt dazu zu verpflichten, den
Staaten beim Aufbau von Kapazitäten zum Schutz ihrer Be-
völkerung vor Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischer
Säuberung und Verbrechen gegen die Menschlichkeit behilf-

lich zu sein und besonders belasteten Staaten beizustehen, be-
vor Krisen und Konflikte ausbrechen.

140. Wir unterstützen uneingeschränkt die Mission des Son-
derberaters des Generalsekretärs für die Verhütung von Völ-
kermord.

Rechte des Kindes

141. Wir bekunden unsere Bestürzung über die zunehmende
Zahl von Kindern, die in bewaffnete Konflikte verwickelt und
von diesen betroffen sind, sowie über alle anderen Formen der
Gewalt, namentlich Gewalt in der Familie, sexuellen Miss-
brauch und sexuelle Ausbeutung sowie Kinderhandel. Wir un-
terstützen Politiken der Zusammenarbeit mit dem Ziel der
Stärkung der Fähigkeit der Staaten, die Lage dieser Kinder zu
verbessern und ihnen bei ihrer Rehabilitation und Wiederein-
gliederung in die Gesellschaft behilflich zu sein.

142. Wir verpflichten uns, die Rechte eines jeden Kindes zu
achten und zu gewährleisten, ohne jede Diskriminierung, un-
abhängig von der Rasse, der Hautfarbe, dem Geschlecht, der
Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen An-
schauung, der nationalen, ethnischen oder sozialen Herkunft,
dem Vermögen, einer Behinderung, der Geburt oder dem son-
stigen Stand des Kindes, seiner Eltern oder seiner Vormunde.
Wir fordern die Staaten auf, mit Vorrang zu erwägen, Ver-
tragspartei des Übereinkommens über die Rechte des Kindes36

zu werden.

Menschliche Sicherheit

143. Wir betonen das Recht der Menschen auf ein Leben in
Freiheit und Würde, frei von Armut und Verzweiflung. Wir er-
kennen an, dass alle Menschen, insbesondere die schwächsten,
Anspruch auf Freiheit von Furcht und Freiheit von Not haben,
mit gleichen Möglichkeiten, all ihre Rechte auszuüben und ihr
menschliches Potenzial voll zu entfalten. Zu diesem Zweck
verpflichten wir uns, das Konzept der menschlichen Sicherheit
in der Generalversammlung zu erörtern und zu definieren. 

Kultur des Friedens und Initiativen zur Förderung des
Dialogs zwischen den Kulturen, Zivilisationen und
Religionen

144. Wir bekräftigen die Erklärung und das Aktionspro-
gramm für eine Kultur des Friedens40 sowie die Globale Agen-
da für den Dialog zwischen den Kulturen und das dazugehö-
rige Aktionsprogramm41, die von der Generalversammlung
verabschiedet wurden, und den Wert der verschiedenen Initia-
tiven zur Förderung des Dialogs zwischen den Kulturen und
Zivilisationen, namentlich den Dialog über die Zusammenar-
beit zwischen den Religionen. Wir verpflichten uns, Maßnah-
men zur Förderung einer Kultur des Friedens und des Dialogs
auf lokaler, nationaler, regionaler und internationaler Ebene zu
ergreifen, und ersuchen den Generalsekretär, mögliche Ver-
besserungen der Durchführungsmechanismen zu erkunden
und diese Initiativen weiterzuverfolgen. In diesem Zusam-

40 Resolutionen 53/243 A und B.
41 Siehe Resolution 56/6.
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menhang begrüßen wir außerdem die vom Generalsekretär am
14. Juli 2005 verkündete Initiative für die Allianz der Zivili-
sationen.

145. Wir unterstreichen, dass Sport den Frieden und die Ent-
wicklung fördern sowie zu einer Atmosphäre der Toleranz und
des Verständnisses beitragen kann, und wir regen dazu an, in
der Generalversammlung Vorschläge zu erörtern, die in einen
Aktionsplan für Sport und Entwicklung münden könnten.

V. Stärkung der Vereinten Nationen
146. Wir bekräftigen unsere Entschlossenheit, die Vereinten
Nationen zu stärken, um ihre Autorität und Effizienz zu stei-
gern und sie besser in die Lage zu versetzen, das gesamte Spek-
trum der Herausforderungen unserer Zeit im Einklang mit den
Zielen und Grundsätzen der Charta wirksam zu bewältigen.
Wir sind entschlossen, die zwischenstaatlichen Organe der
Vereinten Nationen neu zu beleben und sie den Erfordernissen
des 21. Jahrhunderts anzupassen.

147. Wir betonen, dass die Organe der Vereinten Nationen,
um ihr jeweiliges in der Charta vorgesehenes Mandat effizient
wahrzunehmen, eine gute Zusammenarbeit und Koordinie-
rung in dem gemeinsamen Bemühen um den Aufbau einer
wirksameren Organisation entwickeln sollten. 

148. Wir unterstreichen die Notwendigkeit, die Vereinten Na-
tionen rechtzeitig mit angemessenen Ressourcen auszustatten,
damit sie ihre Mandate erfüllen können. Eine reformierte Or-
ganisation muss auf alle Mitglieder eingehen, ihren Grün-
dungsgrundsätzen treu bleiben und der Durchführung ihres
Mandats angepasst sein.

Generalversammlung
149. Wir bekräftigen die zentrale Stellung der Generalver-
sammlung als wichtigstes Beratungs-, richtliniengebendes
und repräsentatives Organ der Vereinten Nationen sowie ihre
Rolle im Prozess der Normsetzung und der Kodifizierung des
Völkerrechts.

150. Wir begrüßen die von der Generalversammlung verab-
schiedeten Maßnahmen mit dem Ziel, ihre Rolle und Autorität
zu stärken sowie die Rolle und die Führung des Versamm-
lungspräsidenten zu stärken, und fordern zu diesem Zweck die
vollständige und rasche Durchführung dieser Maßnahmen.

151. Wir fordern die Stärkung der Beziehungen zwischen der
Generalversammlung und den anderen Hauptorganen, um im
Einklang mit ihren jeweiligen Mandaten eine bessere Koordi-
nierung in aktuellen Fragen zu gewährleisten, die ein koordi-
niertes Tätigwerden der Vereinten Nationen erfordern.

Sicherheitsrat
152. Wir bekräftigen, dass die Mitgliedstaaten dem Sicher-
heitsrat die Hauptverantwortung für die Wahrung des Welt-
friedens und der internationalen Sicherheit übertragen haben,
der dabei wie in der Charta vorgesehen in ihrem Namen han-
delt.

153. Wir unterstützen eine baldige Reform des Sicherheitsrats
– ein wesentlicher Bestandteil unserer übergreifenden An-
strengungen zur Reform der Vereinten Nationen –, um ihn re-
präsentativer, effizienter und transparenter zu gestalten und

somit seine Wirksamkeit und die Legitimität und die Durch-
führung seiner Beschlüsse weiter zu verbessern. Wir ver-
pflichten uns, unsere Anstrengungen zur Herbeiführung eines
Beschlusses zu diesem Zweck fortzusetzen, und ersuchen die
Generalversammlung, zum Jahresende 2005 die Fortschritte
bei der hier dargelegten Reform zu überprüfen.

154. Wir empfehlen dem Sicherheitsrat, seine Arbeitsmetho-
den weiter so anzupassen, dass Staaten, die nicht Mitglied des
Rates sind, gegebenenfalls stärker an seiner Arbeit beteiligt
werden, seine Rechenschaftspflicht gegenüber den Mitglied-
staaten erhöht und die Transparenz seiner Tätigkeit gesteigert
wird.

Wirtschafts- und Sozialrat

155. Wir bekräftigen die Rolle, die die Charta und die Gene-
ralversammlung dem Wirtschafts- und Sozialrat übertragen
haben, und anerkennen die Notwendigkeit, den Wirtschafts-
und Sozialrat als Hauptorgan für Koordinierung, Politiküber-
prüfung und Politikdialog und Empfehlungen zu Fragen der
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung sowie für die Um-
setzung der auf den großen Konferenzen und Gipfeltreffen der
Vereinten Nationen vereinbarten internationalen Entwick-
lungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwicklungszie-
le, wirksamer zu gestalten. Zur Erreichung dieser Ziele sollte
der Rat 

 a) den weltweiten Dialog und eine weltweite Partner-
schaft zu globalen Politiken und Tendenzen auf wirtschaftli-
chem, sozialem, ökologischem und humanitärem Gebiet för-
dern. Zu diesem Zweck wird der Rat als hochwertige Plattform
für den Austausch zwischen den Mitgliedstaaten sowie mit den
internationalen Finanzinstitutionen, dem Privatsektor und der
Zivilgesellschaft auf hoher Ebene sowie für die Erörterung von
neuen globalen Trends, Politiken und Aktionen fungieren und
seine Fähigkeit ausbauen, auf Entwicklungen auf internatio-
nalem wirtschaftlichem, ökologischem und sozialem Gebiet
besser und rascher zu reagieren;

 b) ein zweijährliches Forum für Entwicklungszusam-
menarbeit auf hoher Ebene abhalten, um die Tendenzen bei der
internationalen Entwicklungszusammenarbeit, namentlich die
Strategien, Politiken und Finanzierung, zu analysieren, größe-
re Kohärenz zwischen den Entwicklungsaktivitäten verschie-
dener Entwicklungspartner zu fördern und die Verbindungen
zwischen der normsetzenden und operativen Arbeit der Ver-
einten Nationen zu stärken;

 c) die Weiterverfolgung der Ergebnisse der großen
Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen, ein-
schließlich der international vereinbarten Entwicklungsziele,
sicherstellen und jährliche sachbezogene Überprüfungen auf
Ministerebene zur Fortschrittsbewertung abhalten, unter Her-
anziehung seiner Fach- und Regionalkommissionen sowie an-
derer internationaler Institutionen im Einklang mit ihrem je-
weiligen Mandat;

 d) die internationalen Anstrengungen zur Bewältigung
von humanitären Notsituationen, einschließlich Naturkata-
strophen, unterstützen und ergänzen, um eine bessere und ko-
ordinierte Reaktion der Vereinten Nationen zu fördern;
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 e) eine Hauptrolle bei der Gesamtkoordinierung der
Fonds, Programme und Organisationen spielen, indem er ihre
Kohärenz gewährleistet und eine Überschneidung von Man-
daten und Tätigkeiten vermeidet.

156. Wir betonen, dass der Arbeitsplan, die Tagesordnung und
die gegenwärtigen Arbeitsmethoden des Wirtschafts- und So-
zialrats angepasst werden sollten, damit er die genannten Auf-
gaben vollständig wahrnehmen kann.

Menschenrechtsrat

157. Gemäß unserem Bekenntnis zur weiteren Stärkung der
Menschenrechtsmechanismen der Vereinten Nationen be-
schließen wir, einen Menschenrechtsrat zu schaffen.

158. Der Rat wird für die Förderung der allgemeinen Achtung
des Schutzes aller Menschenrechte und Grundfreiheiten für al-
le, ohne irgendeinen Unterschied und auf faire und gleiche
Weise, verantwortlich sein.

159. Der Rat sollte sich mit Situationen von Verletzungen der
Menschenrechte, namentlich groben und systematischen Ver-
letzungen, befassen und diesbezügliche Empfehlungen abge-
ben. Er sollte außerdem die wirksame Koordinierung und die
durchgängige Integration von Menschenrechtsfragen in allen
Bereichen des Systems der Vereinten Nationen fördern.

160. Wir ersuchen den Präsidenten der Generalversammlung,
offene, transparente und alle Seiten einschließende Verhand-
lungen zu führen, die so bald wie möglich während der
sechzigsten Tagung abgeschlossen werden sollen, mit dem
Ziel, das Mandat, die Modalitäten, die Funktionen, die Größe,
die Zusammensetzung, die Mitglieder, die Arbeitsmethoden
und die Verfahren für den Rat festzulegen.

Sekretariat und Managementreform

161. Wir erkennen an, dass es zur wirksamen Einhaltung der
Grundsätze und Ziele der Charta eines effizienten, wirksamen
und rechenschaftspflichtigen Sekretariats bedarf. Seine Be-
diensteten haben im Einklang mit Artikel 100 der Charta in ei-
ner Organisationskultur der Rechenschaftspflicht, der Trans-
parenz und der Integrität tätig zu sein. Dementsprechend

 a) anerkennen wir die vom Generalsekretär durchge-
führten laufenden Reformmaßnahmen zur Stärkung der Re-
chenschaftspflicht und der Aufsicht, zur Verbesserung der
Managementleistung, zur Erhöhung der Transparenz und zur
Stärkung ethischen Verhaltens und bitten ihn, der Generalver-
sammlung über die bei der Durchführung erzielten Fortschritte
Bericht zu erstatten;

 b) weisen wir nachdrücklich darauf hin, wie wichtig es
ist, wirksame und effiziente Mechanismen für Verantwortlich-
keit und Rechenschaftspflicht im Sekretariat zu schaffen;

 c) fordern wir den Generalsekretär nachdrücklich auf,
sicherzustellen, dass im Einklang mit Artikel 101 der Charta
der ausschlaggebende Gesichtspunkt bei der Einstellung der
Bediensteten ein Höchstmaß an Leistungsfähigkeit, fachlicher
Eignung und Integrität ist, unter gebührender Berücksichti-
gung des Grundsatzes der ausgewogenen geografischen Ver-
teilung;

 d) begrüßen wir die Anstrengungen, die der Generalse-
kretär unternimmt, um ethisches Verhalten, eine umfangrei-
chere Offenlegung der Vermögensverhältnisse von Amtsträ-
gern der Vereinten Nationen sowie einen umfassenderen
Schutz für diejenigen zu gewährleisten, die Fehlverhalten in-
nerhalb der Organisation aufdecken. Wir fordern den General-
sekretär nachdrücklich auf, die bestehenden Verhaltensnor-
men strikt anzuwenden und einen systemweiten Ethikkodex
für alle Bediensteten der Vereinten Nationen zu erarbeiten. In
diesem Zusammenhang ersuchen wir den Generalsekretär, der
Generalversammlung auf ihrer sechzigsten Tagung Einzelhei-
ten zu einem unabhängigen Ethikbüro vorzulegen, das er ein-
zurichten beabsichtigt;

 e) versprechen wir, die Vereinten Nationen pünktlich
mit angemessenen Mitteln auszustatten, um der Organisation
die Durchführung ihrer Mandate und die Erreichung ihrer Zie-
le zu ermöglichen, nach Maßgabe der von der Generalver-
sammlung vereinbarten Prioritäten und der Notwendigkeit,
Haushaltsdisziplin zu wahren. Wir betonen, dass alle Mitglied-
staaten ihren Verpflichtungen im Hinblick auf die Ausgaben
der Organisation nachkommen sollen;

 f) fordern wir den Generalsekretär mit allem Nach-
druck auf, die Mittel im Einklang mit von der Generalver-
sammlung vereinbarten klaren Vorschriften und Verfahren im
Interesse aller Mitgliedstaaten auf die bestmögliche und effi-
zienteste Weise einzusetzen, indem er sich der besten Mana-
gementpraktiken bedient, einschließlich der wirksamen Nut-
zung der Informations- und Kommunikationstechnologien,
mit dem Ziel, die Effizienz zu erhöhen und die Kapazität der
Organisation zu verbessern, und sich dabei auf diejenigen Auf-
gaben zu konzentrieren, die die vereinbarten Prioritäten der
Organisation widerspiegeln.

162. Wir bekräftigen die Rolle des Generalsekretärs als höch-
ster Verwaltungsbeamter der Organisation gemäß Artikel 97
der Charta. Wir ersuchen den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung Vorschläge über die Bedingungen und die Maßnah-
men zur Prüfung zu unterbreiten, die notwendig sind, damit er
seine Managementaufgaben wirksam wahrnehmen kann.

163. Wir würdigen die bisherigen und gegenwärtigen An-
strengungen des Generalsekretärs, das Management der Ver-
einten Nationen wirksamer zu gestalten, sowie seinen Einsatz
für die Modernisierung der Organisation. Eingedenk unserer
Verantwortung als Mitgliedstaaten betonen wir die Notwen-
digkeit, zusätzliche Reformen zu beschließen, damit die der
Organisation zur Verfügung stehenden finanziellen und per-
sonellen Ressourcen effizienter genutzt und ihre Grundsätze,
Ziele und Mandate somit besser eingehalten werden. Wir for-
dern den Generalsekretär auf, der Generalversammlung im er-
sten Quartal 2006 Vorschläge für die Durchführung von Ma-
nagementreformen zur Prüfung und Beschlussfassung vorzu-
legen, welche die folgenden Bestandteile umfassen werden:

 a) Wir werden sicherstellen, dass die Haushalts-, Fi-
nanz- und Personalpolitiken, -vorschriften und -regelungen
der Vereinten Nationen den aktuellen Bedürfnissen der Orga-
nisation entsprechen und ihr die effiziente und wirksame
Durchführung ihrer Arbeit gestatten, und wir werden den Ge-
neralsekretär ersuchen, der Generalversammlung eine Bewer-
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tung und Empfehlungen zur Beschlussfassung im ersten Quar-
tal 2006 vorzulegen. Die Bewertung und die Empfehlungen
des Generalsekretärs sollten die bereits im Gang befindlichen
Maßnahmen zur Reform des Personalmanagements und des
Haushaltsverfahrens berücksichtigen;

 b) wir beschließen, das Arbeitsprogramm der Vereinten
Nationen zu stärken und zu aktualisieren, damit es den heuti-
gen Anforderungen der Mitgliedstaaten entspricht. Zu diesem
Zweck werden die Generalversammlung und die anderen zu-
ständigen Organe alle auf Resolutionen der Generalversamm-
lung und anderer Organe beruhenden Mandate, die älter als
fünf Jahre sind, überprüfen, in Ergänzung der bestehenden re-
gelmäßigen Überprüfungen der Aktivitäten. Die Generalver-
sammlung und die anderen Organe sollten diese Überprüfung
im Laufe des Jahres 2006 beenden und die daraufhin notwen-
digen Beschlüsse fassen. Wir ersuchen den Generalsekretär,
diese Überprüfung durch Analysen und Empfehlungen zu er-
leichtern, namentlich in Bezug auf Gelegenheiten für Pro-
grammverlagerungen, deren rasche Prüfung durch die Gene-
ralversammlung erwogen werden könnte;

 c) einen detaillierten Vorschlag über den Rahmen eines
einmaligen Abfindungsprogramms für Bedienstete mit dem
Ziel der Verbesserung der Personalstruktur und -qualität, unter
Angabe der anfallenden Kosten und der Mechanismen, die si-
cherstellen sollen, dass das Programm seinen beabsichtigten
Zweck erfüllt.

164. Wir anerkennen die dringende Notwendigkeit, die Auf-
sichts- und Managementprozesse der Vereinten Nationen er-
heblich zu verbessern. Wir betonen, wie wichtig es ist, die ope-
rative Unabhängigkeit des Amtes für interne Aufsichtsdienste
zu gewährleisten. Daher 

 a) werden die Fachkenntnisse, Kapazitäten und Res-
sourcen des Amtes für interne Aufsichtsdienste auf den Ge-
bieten Rechnungsprüfung und Disziplinaruntersuchungen
dringend erheblich gestärkt werden;

 b) ersuchen wir den Generalsekretär, eine unabhängige
externe Evaluierung des Rechnungsprüfungs- und Aufsichts-
systems der Vereinten Nationen, einschließlich der Sonderor-
ganisationen, vorzulegen, die auch die Rolle und die Verant-
wortlichkeiten des Managements umfasst, unter gebührender
Berücksichtigung des Charakters der fraglichen Rechnungs-
prüfungs- und Aufsichtsorgane. Diese Evaluierung wird im
Kontext der umfassenden Prüfung der Leitungs- und Auf-
sichtsmechanismen stattfinden. Wir bitten die Generalver-
sammlung, so früh wie möglich während ihrer sechzigsten Ta-
gung auf der Grundlage ihrer Prüfung der aus der Evaluierung
hervorgehenden und vom Generalsekretär abgegebenen Emp-
fehlungen Maßnahmen zu beschließen;

 c) erkennen wir an, dass zusätzliche Maßnahmen not-
wendig sind, um die Unabhängigkeit der Aufsichtsstrukturen
zu stärken. Daher ersuchen wir den Generalsekretär, der Ge-
neralversammlung zur frühzeitigen Prüfung auf ihrer sechzig-
sten Tagung detaillierte Vorschläge zur Schaffung eines un-
abhängigen beratenden Ausschusses für Aufsichtsfragen vor-
zulegen, einschließlich seines Mandats, seiner Zusammenset-

zung, des Auswahlverfahrens und des Qualifikationsprofils
der Sachverständigen;

 d) ermächtigen wir das Amt für interne Aufsichtsdien-
ste, zu untersuchen, inwieweit es seine internen Aufsichtsdien-
ste auf Organisationen der Vereinten Nationen, die um solche
Dienste ersuchen, ausweiten könnte, wobei sicherzustellen ist,
dass die Erbringung interner Aufsichtsdienste für das Sekre-
tariat nicht beeinträchtigt wird.

165. Wir bestehen darauf, dass das Verhalten des gesamten
Personals der Vereinten Nationen den strengsten Verhaltens-
normen entspricht, und unterstützen die umfangreichen An-
strengungen, die derzeit unternommen werden, um die Null-
Toleranz-Politik des Generalsekretärs für sexuelle Ausbeu-
tung und sexuellen Missbrauch durch Personal der Vereinten
Nationen sowohl am Amtssitz als auch im Feld umzusetzen.
Wir legen dem Generalsekretär nahe, der Generalversamm-
lung Vorschläge zu unterbreiten, die bis zum 31. Dezember
2005 zu einem umfassenden Konzept für die Opferhilfe füh-
ren.

166. Wir legen dem Generalsekretär und allen Entscheidungs-
organen nahe, weitere Schritte zur durchgängigen Integration
der Geschlechterperspektive in der Politik und den Beschlüs-
sen der Organisation zu unternehmen.

167. Wir verurteilen mit allem Nachdruck alle Angriffe auf
die Sicherheit des an Aktivitäten der Vereinten Nationen be-
teiligten Personals. Wir fordern die Staaten auf, zu erwägen,
Vertragspartei des Übereinkommens über die Sicherheit von
Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Perso-
nal42 zu werden, und betonen die Notwendigkeit, während der
sechzigsten Tagung der Generalversammlung die Verhand-
lungen über ein Protokoll zur Ausweitung des Rechtsschutzes
abzuschließen.

Systemweite Kohärenz
168. Wir erkennen an, dass die Vereinten Nationen über eine
einzigartige, reiche Vielfalt an Erfahrungen und Ressourcen
zu globalen Fragen verfügen. Wir würdigen die umfangrei-
chen Erfahrungen und Sachkenntnisse der verschiedenen mit
Entwicklungsfragen befassten Organisationen, Einrichtun-
gen, Fonds und Programme des Systems der Vereinten Natio-
nen in ihren unterschiedlichen und einander ergänzenden Tä-
tigkeitsfeldern sowie ihre wichtigen Beiträge zur Erreichung
der Millenniums-Entwicklungsziele und der sonstigen Ent-
wicklungsziele, die von verschiedenen Konferenzen der Ver-
einten Nationen festgelegt wurden.

169. Wir unterstützen eine stärkere systemweite Kohärenz,
indem wir die folgenden Maßnahmen umsetzen:

Politische Ebene

die Verbindungen zwischen der normsetzenden Ar-
beit und den operativen Tätigkeiten des Systems der
Vereinten Nationen stärken;

42 United Nations, Treaty Series, Vol. 2051, Nr. 35457. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1997 II S. 230; LGBl. 2001 Nr. 4; öBGBl. III
Nr. 180/2000.
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unsere Vertretung in den Verwaltungsräten der ver-
schiedenen Entwicklungs- und humanitären Organi-
sationen koordinieren, um sicherzustellen, dass sie
bei der Erteilung von Mandaten und der Zuweisung
von Ressourcen im gesamten System eine kohärente
Politik verfolgen;

sicherstellen, dass die horizontalen politischen
Hauptthemen, wie nachhaltige Entwicklung, Men-
schenrechte und Geschlechterfragen, in den Ent-
scheidungsprozessen im gesamten System der Ver-
einten Nationen berücksichtigt werden;

Operative Tätigkeiten

die laufenden Reformen umsetzen, deren Ziel die
Schaffung einer wirksameren, effizienteren, kohä-
renteren, besser koordinierten und leistungsstärkeren
Landespräsenz der Vereinten Nationen ist, in der dem
leitenden residierenden Amtsträger, sei es der Son-
derbeauftragte, der residierende Koordinator oder
der humanitäre Koordinator, eine größere Rolle mit
entsprechender Autorität, Ressourcen und Rechen-
schaftspflicht zukommt und die über einen gemein-
samen Management-, Programmierungs- und Über-
wachungsrahmen verfügt;

den Generalsekretär auffordern, die weitere Stärkung
des Managements und der Koordinierung der opera-
tiven Tätigkeiten der Vereinten Nationen zu veran-
lassen, damit sie einen noch wirksameren Beitrag zur
Erreichung der international vereinbarten Entwick-
lungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwick-
lungsziele, leisten können, namentlich durch Vor-
schläge, zur Prüfung durch die Mitgliedstaaten, für
straffer geführte Organisationseinheiten auf den Ge-
bieten Entwicklung, humanitäre Hilfe und Umwelt;

Humanitäre Hilfe

die humanitären Grundsätze der Menschlichkeit,
Neutralität, Unparteilichkeit und Unabhängigkeit
fördern und achten sowie sicherstellen, dass humani-
täre Akteure sicheren und ungehinderten Zugang zu
bedürftigen Bevölkerungsgruppen haben, im Ein-
klang mit den einschlägigen Bestimmungen des Völ-
kerrechts und des innerstaatlichen Rechts;

die Anstrengungen unterstützen, welche die Länder,
insbesondere die Entwicklungsländer, unternehmen,
um ihre Kapazitäten auf allen Ebenen zur Vorberei-
tung auf Naturkatastrophen, zur raschen Reaktion
und zur Folgenbegrenzung auszubauen;

die Wirksamkeit der humanitären Reaktion der Ver-
einten Nationen steigern, unter anderem durch die ra-
schere Bereitstellung und eine bessere Berechenbar-
keit der Finanzmittel für humanitäre Maßnahmen,
zum Teil durch die Verbesserung des Zentralen re-
volvierenden Nothilfefonds;

die Mechanismen für den Einsatz verfügungsbereiter
Nothilfekapazitäten unter der Ägide der Vereinten
Nationen für eine rasche Reaktion auf humanitäre
Notstände nach Bedarf weiterentwickeln und verbes-
sern;

Umweltaktivitäten

im Bewusstsein der Notwendigkeit effizienterer Um-
weltaktivitäten im System der Vereinten Nationen,
mit stärkerer Koordinierung, besserer Politikbera-
tung und Anleitung, besseren wissenschaftlichen
Kenntnissen, Bewertungen und entsprechender Zu-
sammenarbeit, besserer Vertragseinhaltung unter
gleichzeitiger Achtung der rechtlichen Autonomie
der Verträge sowie besserer Eingliederung von Um-
weltaktivitäten in den breiteren Rahmen der nachhal-
tigen Entwicklung auf operativer Ebene, namentlich
durch Kapazitätsaufbau, kommen wir überein, die
Möglichkeit eines kohärenteren institutionellen Rah-
mens zu sondieren, um dieser Notwendigkeit Rech-
nung zu tragen, einschließlich einer besser integrier-
ten Struktur, aufbauend auf den bestehenden Institu-
tionen und den international vereinbarten Rechtsin-
strumenten sowie den Vertragsorganen und den
Sonderorganisationen.

Regionalorganisationen

170. Wir unterstützen stärkere Beziehungen zwischen den
Vereinten Nationen und den regionalen und subregionalen Or-
ganisationen nach Kapitel VIII der Charta und beschließen da-
her,

a) die Konsultationen und die Zusammenarbeit zwi-
schen den Vereinten Nationen und den regionalen und subre-
gionalen Organisationen im Wege förmlicher Abkommen
zwischen ihren jeweiligen Sekretariaten und gegebenenfalls
durch die Beteiligung von Regionalorganisationen an der Ar-
beit des Sicherheitsrats auszuweiten;

b) sicherzustellen, dass Regionalorganisationen, die
über Kapazitäten zur Verhütung bewaffneter Konflikte oder
für die Friedenssicherung verfügen, die Möglichkeit erwägen,
diese Kapazitäten in das System der Verfügungsbereitschafts-
abkommen der Vereinten Nationen einzustellen;

c) die Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem, sozialem
und kulturellem Gebiet zu verstärken.

Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und 
Parlamenten

171. Wir fordern eine stärkere Zusammenarbeit zwischen den
Vereinten Nationen und nationalen und regionalen Parlamen-
ten, insbesondere über die Interparlamentarische Union, mit
dem Ziel, alle Aspekte der Millenniums-Erklärung in allen Tä-
tigkeitsbereichen der Vereinten Nationen zu fördern und die
wirksame Durchführung der Reform der Vereinten Nationen
zu gewährleisten.
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Mitwirkung der Kommunen, des Privatsektors und der
Zivilgesellschaft, einschließlich nichtstaatlicher Or-
ganisationen

172. Wir begrüßen den positiven Beitrag, den der Privatsektor
und die Zivilgesellschaft, einschließlich der nichtstaatlichen
Organisationen, zur Förderung und Durchführung von Ent-
wicklungs- und Menschenrechtsprogrammen leisten, und be-
tonen, wie wichtig es ist, dass sie sich auf diesen Schlüsselge-
bieten auch weiterhin mit Regierungen, den Vereinten Natio-
nen und anderen internationalen Organisationen engagieren.

173. Wir begrüßen den Dialog zwischen diesen Organisatio-
nen und den Mitgliedstaaten, der in den ersten informellen in-
teraktiven Anhörungen der Generalversammlung mit Vertre-
tern nichtstaatlicher Organisationen, der Zivilgesellschaft und
des Privatsektors Ausdruck findet. 

174. Wir unterstreichen den wichtigen Beitrag der Kommu-
nen zur Erreichung der international vereinbarten Entwick-
lungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwicklungszie-
le.

175. Wir ermutigen zu verantwortungsbewussten Unterneh-
menspraktiken, wie sie beispielsweise durch den Globalen
Pakt gefördert werden.

Charta der Vereinten Nationen
176. In Anbetracht dessen, dass der Treuhandrat nicht mehr
zusammentritt und keine verbleibenden Aufgaben mehr hat,
sollten wir Kapitel XIII der Charta sowie die Hinweise auf den
Rat in Kapitel XII streichen.

177. Unter Berücksichtigung der Resolution 50/52 der Gene-
ralversammlung vom 11. Dezember 1995 und unter Hinweis
auf die diesbezüglichen Erörterungen in der Generalversamm-
lung, eingedenk des tieferen Grundes für die Gründung der
Vereinten Nationen und im Hinblick auf unsere gemeinsame
Zukunft beschließen wir, die Hinweise auf "Feindstaaten" in
den Artikeln 53, 77 und 107 der Charta zu streichen.

178. Wir ersuchen den Sicherheitsrat, die Zusammensetzung,
das Mandat und die Arbeitsmethoden des Generalstabsauss-
chusses zu prüfen.

RESOLUTION 60/2

Verabschiedet auf der 28. Plenarsitzung am 6. Oktober 2005, ohne Abstimmung,
auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.2 und Add.1 in seiner münd-
lich abgeänderten Fassung, eingebracht von: Algerien, Andorra, Angola, Argen-
tinien, Aserbaidschan, Australien, Bangladesch, Belarus, Belgien, Belize, Bosni-
en und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso,
Chile, China, Costa Rica, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Deutsch-
land, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische
Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Ga-
bun, Griechenland, Guatemala, Indonesien, Irland, Island, Israel, Italien, Jamai-
ka, Japan, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Kongo, Kroatien, Lettland, Litauen,
Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malta, Marokko, Mexiko, Monaco,
Mongolei, Mosambik, Namibia, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Pa-
nama, Papua-Neuguinea, Peru, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumänien,
Russische Föderation, San Marino, Schweden, Schweiz, Senegal, Sierra Leone,
Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Sudan, Thailand, Timor-Leste, Togo,
Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigte
Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Ver-
einigte Staaten von Amerika, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

60/2. Jugendpolitiken und Jugendprogramme

Die Generalversammlung

1. bekräftigt das Weltaktionsprogramm für die Jugend
bis zum Jahr 2000 und danach43;

2. erkennt an, dass es zur Durchführung des Weltak-
tionsprogramms und zur Erreichung der international verein-
barten Entwicklungsziele, insbesondere der in der Millen-
niums-Erklärung der Vereinten Nationen44 enthaltenen Ziele,
der vollen und wirksamen Mitwirkung von Jugendlichen und
Jugendorganisationen und anderen zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen auf lokaler, nationaler, regionaler und internatio-
naler Ebene bedarf;

3. fordert die Regierungen, die Organisationen und Or-
gane des Systems der Vereinten Nationen und die nichtstaat-
lichen Organisationen auf, starke Partnerschaften zur großflä-
chigen Ausweitung der Investitionen zu Gunsten von Jugend-
lichen aufzubauen und die Jugendlichen zu eigenständigen
Beiträgen zur Erreichung der international vereinbarten Ent-
wicklungsziele, insbesondere der in der Millenniums-Erklä-
rung enthaltenen Ziele, anzuspornen;

4. fordert die Regierungen nachdrücklich auf, im Be-
nehmen mit Jugendorganisationen ganzheitliche und inte-
grierte Jugendpolitiken auf der Grundlage des Weltaktions-
programms auszuarbeiten und sie im Rahmen der Weiterver-
folgung und Durchführung des Aktionsprogramms regelmä-
ßig zu evaluieren;

5. ersucht die Regionalkommissionen der Vereinten
Nationen, im Rahmen ihrer vorhandenen Ressourcen regiona-
le Konsultationen mit Mitgliedstaaten und Jugendorganisatio-
nen zu veranstalten, um die Durchführung des Weltaktions-
programms zu evaluieren;

6. fordert die Organisationen, Programme und Sonder-
organisationen des Systems der Vereinten Nationen auf, die
interinstitutionellen Abmachungen in Bezug auf Jugendpoli-
tiken und -programme auszubauen, um die Koordinierung zu
verbessern und stärkere Synergien zwischen den diesbezüg-
lich relevanten Tätigkeiten des Systems herbeizuführen;

7. begrüßt die in dem Ergebnis der Plenartagung auf ho-
her Ebene der sechzigsten Tagung der Generalversammlung45

enthaltene Verpflichtung, das Ziel der produktiven Vollbe-
schäftigung und einer menschenwürdigen Arbeit für Jugend-
liche zum zentralen Ziel der diesbezüglichen nationalen und
internationalen Politiken sowie der nationalen Entwicklungs-
strategien, namentlich der Armutsbekämpfungsstrategien, zu
machen, unter anderem durch die Ausarbeitung nationaler Ak-
tionspläne für die Jugendbeschäftigung sowie indem den zur
Durchführung dieser Pläne erforderlichen Ressourcen hohe
Priorität zugewiesen wird, und legt in dieser Hinsicht den maß-
geblichen Interessenträgern nahe, die Regierungen auch wei-
terhin auf Antrag bei ihren Bemühungen um die Ausarbeitung

43 Resolution 50/81, Anlage.
44 Siehe Resolution 55/2.
45 Siehe Resolution 60/1.
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und Durchführung nationaler Lageberichte und Aktionspläne
zu unterstützen; 

8. betont, wie wichtig die Arbeit des Netzwerks für Ju-
gendbeschäftigung als Mechanismus für den Austausch und
die gegenseitige Unterstützung und Überprüfung ist, und legt
den Mitgliedstaaten, den Vereinten Nationen und den Partner-
organisationen nahe, das Netzwerk auf nationaler, regionaler
und internationaler Ebene zu stärken und auszuweiten;

9. begrüßt die Mitwirkung von Jugendvertretern in den
nationalen Delegationen und fordert die Mitgliedstaaten nach-
drücklich auf, zu erwägen, sich während der einschlägigen Er-
örterungen in der Generalversammlung und im Wirtschafts-
und Sozialrat und seinen Fachkommissionen kontinuierlich
durch Jugendvertreter vertreten zu lassen, unter Berücksichti-
gung des Grundsatzes der ausgewogenen Vertretung von Män-
nern und Frauen;

10. bittet alle Regierungen und zwischenstaatlichen und
nichtstaatlichen Organisationen, unter anderem zu dem Ju-
gendfonds der Vereinten Nationen für die Mitwirkung von Ju-
gendvertretern in den nationalen Delegationen, insbesondere
denjenigen aus Entwicklungsländern, beizutragen;

11. begrüßt den Beschluss, das informelle, interaktive
Rundtischgespräch einzuberufen, das Jugendorganisationen
Gelegenheit zu Kontakten mit Mitgliedstaaten bot, und spricht
sich dafür aus, in Zukunft ähnliche Veranstaltungen in Erwä-
gung zu ziehen;

12. fordert die Regierungen, das System der Vereinten
Nationen, die Jugendorganisationen sowie die sonstigen maß-
geblichen Interessenträger auf, die Anstrengungen mit dem
Ziel der Durchführung der im Weltaktionsprogramm aufge-
führten zehn Vorrangbereiche zu verstärken;

13. beschließt, die folgenden zusätzlichen Vorrangberei-
che für die Durchführung des Weltaktionsprogramms aufzu-
nehmen: die unterschiedlichen Auswirkungen der Globalisie-
rung auf junge Frauen und junge Männer, den Einsatz der In-
formations- und Kommunikationstechnologien und den Zu-
gang dazu, den drastischen Anstieg der HIV-Infektionen unter
Jugendlichen und die Auswirkungen der Epidemie auf ihr Le-
ben, die aktive Beteiligung von Jugendlichen an bewaffneten
Konflikten, sowohl als Opfer wie auch als Täter, und die ge-
stiegene Bedeutung, die der Bewältigung von Generations-
konflikten in einer alternden Gesellschaft zukommt;

14. ersucht die Kommission für soziale Entwicklung, auf
ihrer fünfundvierzigsten Tagung die genannten fünf Vorrang-
bereiche näher auszuführen und der Generalversammlung
Empfehlungen für eine Ergänzung des Weltaktionspro-
gramms zur Verabschiedung auf ihrer zweiundsechzigsten Ta-
gung vorzulegen und dabei weitere neu auftretende Fragen, die
für die Jugend von besonderer Bedeutung sind, zu berücksich-
tigen;

15. ersucht das Sekretariat, in Zusammenarbeit mit an-
deren zuständigen Programmen und Organisationen der Ver-
einten Nationen einen breiten Katalog jugendbezogener Indi-
katoren aufzustellen, die von Regierungen und anderen Ak-
teuren genutzt werden könnten, um Fortschritte bei der Durch-
führung des Weltaktionsprogramms zu messen;

16. nimmt Kenntnis von den drei Themengruppen, die in
dem Bericht des Generalsekretärs "Weltjugendbericht 2005"46

vorgestellt werden, nämlich Jugend und die globale Wirt-
schaft, Jugend in der Zivilgesellschaft und Jugend und ihr
Wohlergehen, und ersucht den Generalsekretär, der General-
versammlung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung über die
Kommission für soziale Entwicklung auf ihrer fünfundvier-
zigsten Tagung einen umfassenden Bericht über die Durchfüh-
rung des Weltaktionsprogramms in einer der drei genannten
Themengruppen, einschließlich einer Definition der Ziele und
Zielvorgaben, vorzulegen. 

RESOLUTION 60/3

Verabschiedet auf der 36. Plenarsitzung am 20. Oktober 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.5 und Add.1, einge-
bracht von: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bangladesch, Barbados, Bela-
rus, Belize, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Brunei Dar-
ussalam, Burkina Faso, Chile, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Demokratische Republik
Kongo, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Er-
itrea, Fidschi, Gambia, Grenada, Guatemala, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, In-
dien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien,
Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kolumbien, Kon-
go, Kuba, Kuwait, Lesotho, Libanon, Liberia, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Ma-
lediven, Mali, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mikro-
nesien (Föderierte Staaten von), Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Ne-
pal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Phil-
ippinen, Ruanda, Russische Föderation, Sambia, Senegal, Seychellen, Sierra
Leone, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika,
Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thai-
land, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tunesien, Turkmenistan, Usbeki-
stan, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zentralafrikanische Republik.

60/3. Internationale Dekade für eine Kultur des Frie-
dens und der Gewaltlosigkeit zu Gunsten der Kin-
der der Welt 2001-2010

Die Generalversammlung,

eingedenk der Charta der Vereinten Nationen, einschließ-
lich der darin enthaltenen Ziele und Grundsätze, und nament-
lich ihres Bestrebens, die kommenden Generationen vor der
Geißel des Krieges zu bewahren,

unter Hinweis auf die Satzung der Organisation der Ver-
einten Nationen für Bildung, Wissenschaft und Kultur, in der
es heißt, dass, "da Kriege im Geiste des Menschen entstehen,
auch die Verteidigung des Friedens im Geiste des Menschen
ihren Anfang nehmen muss",

sowie unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen über
eine Kultur des Friedens, insbesondere die Resolution 52/15
vom 20. November 1997, mit der sie das Jahr 2000 zum Inter-
nationalen Jahr für eine Kultur des Friedens erklärte, die Re-
solution 53/25 vom 10. November 1998, mit der sie den Zeit-
raum 2001-2010 zur Internationalen Dekade für eine Kultur
des Friedens und der Gewaltlosigkeit zu Gunsten der Kinder
der Welt erklärte, und die Resolutionen 56/5 vom 5. November

46 A/60/61-E/2005/7.
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2001, 57/6 vom 4. November 2002, 58/11 vom 10. November
2003 und 59/143 vom 15. Dezember 2004,

in Bekräftigung der Erklärung über eine Kultur des Frie-
dens47 und des Aktionsprogramms für eine Kultur des Frie-
dens48, in dem Bewusstsein, dass diese unter anderem die
Grundlage für die Begehung der Dekade bilden, und in der
Überzeugung, dass eine wirksame und erfolgreiche Begehung
der Dekade auf der ganzen Welt eine Kultur des Friedens und
der Gewaltlosigkeit fördern wird, die der Menschheit und ins-
besondere den kommenden Generationen zugute kommen
wird,

unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der Verein-
ten Nationen49, in der die aktive Förderung einer Kultur des
Friedens verlangt wird,

Kenntnis nehmend von der Resolution 2000/66 der Men-
schenrechtskommission vom 26. April 2000 mit dem Titel
"Wege zu einer Kultur des Friedens"50,

sowie Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalse-
kretärs über die Internationale Dekade für eine Kultur des Frie-
dens und der Gewaltlosigkeit zu Gunsten der Kinder der
Welt51, namentlich von Ziffer 28, aus der hervorgeht, dass je-
des der zehn Jahre der Dekade jeweils einem anderen mit dem
Aktionsprogramm zusammenhängenden vorrangigen Thema
gewidmet wird,

feststellend, dass der vom 26. August bis 4. September
2002 in Johannesburg (Südafrika) abgehaltene Weltgipfel für
nachhaltige Entwicklung, die vom 18. bis 22. März 2002 in
Monterrey (Mexiko) abgehaltene Internationale Konferenz
über Entwicklungsfinanzierung, die vom 8. bis 10. Mai 2002
in New York abgehaltene Sondertagung der Generalversamm-
lung über Kinder, die vom 31. August bis 8. September 2001
in Durban (Südafrika) abgehaltene Weltkonferenz gegen Ras-
sismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und da-
mit zusammenhängende Intoleranz und die Dekade der Ver-
einten Nationen für Menschenrechtserziehung 1995-2004 für
die Internationale Dekade für eine Kultur des Friedens und der
Gewaltlosigkeit zu Gunsten der Kinder der Welt 2001-2010
von Bedeutung sind und dass die dort vereinbarten einschlä-
gigen Beschlüsse nach Bedarf umgesetzt werden müssen,

in dem Bewusstsein, dass alle Anstrengungen, die das Sy-
stem der Vereinten Nationen im Allgemeinen und die gesamte
internationale Gemeinschaft im Hinblick auf Friedenssiche-
rung, Friedenskonsolidierung, Konfliktverhütung, Abrüstung,
nachhaltige Entwicklung, Förderung der Menschenwürde und
der Menschenrechte, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, gute
Regierungsführung und die Gleichstellung der Geschlechter

auf nationaler wie auf internationaler Ebene unternehmen, er-
heblich zu einer Kultur des Friedens beitragen,

feststellend, dass ihre Resolution 57/337 vom 3. Juli 2003
über die Verhütung bewaffneter Konflikte zur weiteren För-
derung einer Kultur des Friedens beitragen könnte,

unter Berücksichtigung des "Manifests 2000" zur Förde-
rung einer Kultur des Friedens, das auf eine Initiative der Or-
ganisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft
und Kultur zurückgeht und das weltweit bisher mit über fünf-
undsiebzig Millionen Unterschriften unterstützt wurde,

mit Dank Kenntnis nehmend von dem Bericht des Gene-
raldirektors der Organisation der Vereinten Nationen für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur über die Durchführung der Re-
solution 59/14352,

Kenntnis nehmend von dem auf der Plenartagung der Ge-
neralversammlung auf hoher Ebene verabschiedeten Ergebnis
des Weltgipfels 200553,

1. betont erneut, dass die Internationale Dekade für eine
Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit zu Gunsten der
Kinder der Welt 2001-2010 das Ziel verfolgt, im Anschluss an
die Begehung des Internationalen Jahres für eine Kultur des
Friedens im Jahr 2000 die weltweite Bewegung für eine Kultur
des Friedens weiter zu stärken;

2. bittet die Mitgliedstaaten, ihren Tätigkeiten zur För-
derung einer Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit, ins-
besondere während der Dekade, auf nationaler, regionaler und
internationaler Ebene noch größeres Gewicht zu geben, sie
auszuweiten und dafür zu sorgen, dass auf allen Ebenen ein
Mehr an Frieden und Gewaltlosigkeit erzielt wird;

3. würdigt die Organisation der Vereinten Nationen für
Bildung, Wissenschaft und Kultur dafür, dass sie die Förde-
rung einer Kultur des Friedens als Ausdruck ihres grundlegen-
den Auftrags anerkannt hat, und legt ihr nahe, als federführen-
de Organisation für die Dekade ihre Tätigkeiten zur Förderung
einer Kultur des Friedens, namentlich die weltweite Verbrei-
tung der Erklärung über eine Kultur des Friedens47 und des Ak-
tionsprogramms für eine Kultur des Friedens48 und damit zu-
sammenhängender Materialien in verschiedenen Sprachen,
weiter zu verstärken;

4. würdigt außerdem die zuständigen Organe der Ver-
einten Nationen, insbesondere das Kinderhilfswerk der Ver-
einten Nationen, den Entwicklungsfonds der Vereinten Natio-
nen für die Frau und die Friedensuniversität, für ihre Tätigkei-
ten zur weiteren Förderung einer Kultur des Friedens und der
Gewaltlosigkeit, namentlich die Förderung der Friedenserzie-
hung und die Tätigkeiten im Zusammenhang mit den im Ak-
tionsprogramm für eine Kultur des Friedens benannten kon-
kreten Bereichen, und legt ihnen nahe, ihre Anstrengungen
fortzusetzen, weiter zu verstärken und auszuweiten;

47 Resolution 53/243 A.
48 Resolution 53/243 B.
49 Siehe Resolution 55/2.
50 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2000,
Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2000/23 und Corr.1), Kap. II,
Abschn. A.
51 A/56/349.

52 Siehe A/60/279.
53 Siehe Resolution 60/1.
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5. legt den zuständigen Behörden nahe, den Kindern in
den Schulen eine Bildung zu vermitteln, die zu gegenseitigem
Verständnis, Toleranz, aktiver Staatsbürgerschaft, Achtung
der Menschenrechte und zur Förderung einer Kultur des Frie-
dens erzieht;

6. würdigt die Zivilgesellschaft, einschließlich der
nichtstaatlichen Organisationen und der jungen Menschen, für
ihre Tätigkeiten zur weiteren Förderung einer Kultur des Frie-
dens und der Gewaltlosigkeit, so auch durch ihre Kampagne
zur Schärfung des Bewusstseins für eine Kultur des Friedens,
und nimmt Kenntnis von den Fortschritten, die von über sie-
benhundert Organisationen in über einhundert Ländern erzielt
wurden;

7. ermutigt die Zivilgesellschaft, einschließlich der
nichtstaatlichen Organisationen, ihre Anstrengungen zur För-
derung der Ziele der Dekade weiter zu verstärken, unter ande-
rem durch die Verabschiedung eines eigenen Aktivitätenpro-
gramms zur Ergänzung der Initiativen der Mitgliedstaaten, der
Organisationen des Systems der Vereinten Nationen und der
sonstigen internationalen und regionalen Organisationen;

8. befürwortet, dass die Massenmedien in die Erziehung
zu einer Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit einbezo-
gen werden, insbesondere im Hinblick auf Kinder und Jugend-
liche, namentlich durch die geplante Ausweitung des Informa-
tionsnetzes "Kultur des Friedens" zu einem weltweiten Netz-
werk von Internetseiten in vielen Sprachen;

9. begrüßt die von der Organisation der Vereinten Na-
tionen für Bildung, Wissenschaft und Kultur unternommenen
Anstrengungen, die während des Internationalen Jahres ge-
troffenen Kommunikations- und Vernetzungsvereinbarungen
weiterzuführen, um stets über den neuesten Stand der Ent-
wicklungen im Zusammenhang mit der Begehung der Dekade
informieren zu können;

10. bittet die Mitgliedstaaten, alljährlich am 21. Septem-
ber den Internationalen Friedenstag als einen Tag zu begehen,
an dem weltweit Waffenruhe und Gewaltlosigkeit herrschen,
im Einklang mit Resolution 55/282 vom 7. September 2001;

11. bittet die Mitgliedstaaten sowie die Zivilgesellschaft,
einschließlich der nichtstaatlichen Organisationen, dem Gene-
ralsekretär weiterhin Informationen über die Begehung der
Dekade und über die Tätigkeiten zur Förderung einer Kultur
des Friedens und der Gewaltlosigkeit zu unterbreiten;

12. dankt den Mitgliedstaaten für ihre Teilnahme an dem
Plenarsitzungstag zur Überprüfung der Fortschritte bei der
Umsetzung der Erklärung über eine Kultur des Friedens und
des Aktionsprogramms für eine Kultur des Friedens sowie der
Begehung der Dekade zu ihrer Halbzeit;

13. ersucht den Generalsekretär, mögliche Verbesserun-
gen der Mechanismen für die Umsetzung der Erklärung über
eine Kultur des Friedens und des Aktionsprogramms für eine
Kultur des Friedens zu erkunden54;

14. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Be-
richt über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen;

15. beschließt, den Punkt "Kultur des Friedens" in die
vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung auf-
zunehmen. 

RESOLUTION 60/4

Verabschiedet auf der 36. Plenarsitzung am 20. Oktober 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.6 und Add.1 in seiner
mündlich abgeänderten Fassung, eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Alba-
nien, Algerien, Andorra, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Au-
stralien, Bahrain, Bangladesch, Belarus, Belgien, Bhutan, Bolivien, Bosnien und
Herzegowina, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Chile, China, Costa Rica,
Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea,
Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti, ehemalige jugoslawische Re-
publik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien,
Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Haiti, Honduras, Indien, In-
donesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan,
Jemen, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kirgi-
sistan, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Libanon, Liberia, Libysch-Ara-
bische Dschamahirija, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malaysia, Malediven,
Mali, Malta, Marokko, Mexiko, Monaco, Mongolei, Myanmar, Neuseeland, Nie-
derlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Pa-
raguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ru-
mänien, Russische Föderation, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz,
Senegal, Sierra Leone, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri
Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Syrische
Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Tschechische Repu-
blik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, Usbekistan, Vereinigte
Arabische Emirate, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Viet-
nam, Zypern.

60/4. Globale Agenda für den Dialog zwischen den Kul-
turen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 53/22 vom 4. Novem-
ber 1998, 54/113 vom 10. Dezember 1999 und 55/23 vom
13. November 2000 mit dem Titel "Jahr des Dialogs zwischen
den Kulturen" und ihre Resolution 56/6 vom 9. November
2001 mit dem Titel "Globale Agenda für den Dialog zwischen
den Kulturen",

in Bekräftigung der in der Charta der Vereinten Nationen
verankerten Ziele und Grundsätze,

unter Hinweis auf die am 8. September 2000 verabschie-
dete Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen55, in der
unter anderem die Auffassung vertreten wird, dass Toleranz zu
den unverzichtbaren Grundwerten der internationalen Bezie-
hungen im 21. Jahrhundert gehört und dass sie die aktive För-
derung einer Kultur des Friedens und des Dialogs zwischen
den Kulturen umfassen muss, in der die Menschen einander in
der gesamten Vielfalt ihrer Glaubensüberzeugungen, Kulturen
und Sprachen achten und Unterschiede innerhalb einer Gesell-
schaft sowie zwischen verschiedenen Gesellschaften weder

54 Siehe Resolution 60/1, Ziff. 144. 55 Siehe Resolution 55/2.
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fürchten noch unterdrücken, sondern vielmehr als kostbares
Gut der Menschheit schätzen,

sowie unter Hinweis auf das von der Plenartagung der Ge-
neralversammlung auf hoher Ebene verabschiedete Ergebnis
des Weltgipfels 200556, in dem unter anderem die Auffassung
vertreten wird, dass alle Kulturen und Zivilisationen zur Be-
reicherung der Menschheit beitragen, in dem anerkannt wird,
wie wichtig die Achtung und das Verständnis der religiösen
und kulturellen Vielfalt auf der ganzen Welt sind, und in dem
die Verpflichtung der Mitgliedstaaten hervorgehoben wird,
Maßnahmen zur Förderung einer Kultur des Friedens und des
Dialogs auf lokaler, nationaler, regionaler und internationaler
Ebene zu ergreifen,

unterstreichend, dass alle Kulturen die Einheit und die
Vielfalt der Menschheit würdigen, dass der Dialog mit anderen
Kulturen sie bereichert und vorangebracht hat und dass es im
Laufe der Geschichte der Menschheit trotz Hindernissen auf
Grund von Intoleranz, Streitigkeiten und Kriegen immer po-
sitive, für alle Seiten nützliche Berührungen zwischen den
Kulturen gegeben hat,

betonend, dass alle Völker das Recht auf Selbstbestim-
mung haben, auf Grund dessen sie ihren politischen Status frei
bestimmen und ihre wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Entwicklung frei verfolgen können,

unterstreichend, dass die Globale Agenda für den Dialog
zwischen den Kulturen57 eine Schlüsselinitiative zur Förde-
rung eines größeren Verständnisses zwischen den Kulturen
und den Menschen auf der ganzen Welt gewesen ist,

in Bekräftigung der in der Globalen Agenda ausgeführten
Ziele und Grundsätze des Dialogs zwischen den Kulturen,

erneut erklärend, dass der Dialog zwischen den Kulturen
ein alle einschließender Prozess ist, der innerhalb der Kulturen
und zwischen ihnen stattfindet und in dem der kollektive
Wunsch zum Ausdruck kommt, zu lernen, vorgefasste Mei-
nungen aufzudecken und zu untersuchen, gemeinsame Sinn-
gebungen und Grundwerte aufzuzeigen und verschiedene Per-
spektiven in diesen Dialog einzubeziehen,

betonend, dass das eigentliche Ziel des Dialogs zwischen
den Kulturen darin besteht, die Herzen und den Verstand der
kommenden Generation zu erreichen,

unter Begrüßung der zahlreichen von den Staaten, dem Sy-
stem der Vereinten Nationen, namentlich dem Persönlichen
Beauftragten des Generalsekretärs für das Jahr des Dialogs
zwischen den Kulturen, und anderen internationalen und re-
gionalen Organisationen sowie der Zivilgesellschaft und den
nichtstaatlichen Organisationen unternommenen Initiativen
und Anstrengungen zur weiteren Förderung des Dialogs zwi-
schen den Kulturen sowie des Wertes der verschiedenen In-
itiativen zur Förderung des Dialogs zwischen den Kulturen

und Zivilisationen, einschließlich des Dialogs über die Zusam-
menarbeit zwischen den Religionen und der Initiative für die
Allianz der Zivilisationen,

in Würdigung der Organisation der Vereinten Nationen für
Bildung, Wissenschaft und Kultur, die zur Durchführung der
Globalen Agenda beigetragen hat, indem sie sie in ihre mittel-
fristige Strategie für 2002-2007 aufgenommen hat, in dem Be-
streben, ihr strategisches Ziel der Erhaltung der kulturellen
Vielfalt und der Förderung des Dialogs zwischen den Kulturen
und Zivilisationen zu erreichen, 

1. nimmt mit Dank Kenntnis von dem der Generalver-
sammlung auf ihrer sechzigsten Tagung im Einklang mit Re-
solution 56/6 vorgelegten Bericht des Generalsekretärs58;

2. bekundet ihre feste Entschlossenheit, den Dialog zwi-
schen den Kulturen weiter zu erleichtern und zu fördern;

3. erklärt, dass unter Berücksichtigung des Aktionspro-
gramms der Globalen Agenda für den Dialog zwischen den
Kulturen59 in allen Regionen konkrete und nachhaltige Akti-
vitäten von einem möglichst breiten Spektrum an Partnern und
Interessenträgern geplant und durchgeführt werden sollen;

4. bekräftigt, dass sich die Mitgliedstaaten verpflichtet
haben, für das Wohlergehen, die Freiheit und den Fortschritt
der Menschheit überall zu arbeiten und Toleranz, Achtung,
Dialog und Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Kultu-
ren, Zivilisationen und Völkern zu fördern;

5. bekräftigt außerdem, dass Toleranz, die Achtung der
Vielfalt und die universelle Förderung und der allgemeine
Schutz der Menschenrechte sich gegenseitig stützen, und er-
kennt an, dass Toleranz und die Achtung der Vielfalt unter an-
derem die Ermächtigung der Frau wirksam fördern und durch
sie gestützt werden;

6. bittet die Staaten, die internationalen und regionalen
Organisationen und die Zivilgesellschaft, einschließlich der
nichtstaatlichen Organisationen, auf lokaler, nationaler, regio-
naler und internationaler Ebene geeignete Mittel und Wege zur
weiteren Förderung des Dialogs und der gegenseitigen Ver-
ständigung zwischen den Kulturen zu erschließen und dem
Generalsekretär über ihre Tätigkeiten Bericht zu erstatten;

7. bittet das System der Vereinten Nationen, auch wei-
terhin den Dialog zwischen den Kulturen anzuregen und zu er-
leichtern und Mittel und Wege auszuarbeiten, um den Dialog
zwischen den Kulturen innerhalb der verschiedenen Tätig-
keitsbereiche der Vereinten Nationen zu fördern;

8. ersucht den Generalsekretär, mögliche Verbesserun-
gen der Mechanismen für die Durchführung der Globalen
Agenda und dieser Resolution zu erkunden und der General-
versammlung auf ihrer fünfundsechzigsten Tagung darüber
Bericht zu erstatten.

56 Siehe Resolution 60/1.
57 Siehe Resolution 56/6.

58 A/60/259.
59 Resolution 56/6, Abschn. B.
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RESOLUTION 60/5

Verabschiedet auf der 38. Plenarsitzung am 26. Oktober 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.8 und Add.1, einge-
bracht von: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Argentinien, Armenien,
Aserbaidschan, Australien, Bahrain, Bangladesch, Belgien, Brunei Darussalam,
Chile, China, Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti, Fidschi, Frank-
reich, Gambia, Griechenland, Guatemala, Guinea-Bissau, Guyana, Indien, Indo-
nesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Je-
men, Jordanien, Kambodscha, Kanada, Kasachstan, Katar, Komoren, Kroatien,
Kuba, Kuwait, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Luxemburg, Mada-
gaskar, Malaysia, Malta, Marokko, Monaco, Nepal, Neuseeland, Nigeria, Oman,
Österreich, Pakistan, Panama, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Mol-
dau, Rumänien, Russische Föderation, Sambia, Saudi-Arabien, Schweiz, Sene-
gal, Singapur, Slowenien, Spanien, Südafrika, Sudan, Syrische Arabische Repu-
blik, Thailand, Timor-Leste, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Vereinigte Arabi-
sche Emirate, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam,
Zypern.

60/5. Verbesserung der weltweiten Straßenverkehrssi-
cherheit

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 57/309 vom 22. Mai
2003, 58/9 vom 5. November 2003 und 58/289 vom 14. April
2004 über die Verbesserung der weltweiten Straßenverkehrs-
sicherheit,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
die weltweite Krise der Straßenverkehrssicherheit60,

mit Lob für die Rolle der Weltgesundheitsorganisation bei
der Erfüllung des ihr von der Generalversammlung in Resolu-
tion 58/289 übertragenen Mandats, in enger Zusammenarbeit
mit den Regionalkommissionen der Vereinten Nationen als
Koordinierungsstelle für Fragen der Straßenverkehrssicher-
heit innerhalb des Systems der Vereinten Nationen zu fungie-
ren,

sowie mit Lob für die Regionalkommissionen der Verein-
ten Nationen und ihre Nebenorgane, die auf die genannten Re-
solutionen und den Bericht des Generalsekretärs mit einer Be-
schleunigung oder Ausweitung ihrer Aktivitäten auf dem Ge-
biet der Verkehrssicherheit reagiert haben,

mit Befriedigung Kenntnis nehmend von den von der Grup-
pe der Vereinten Nationen für die Zusammenarbeit auf dem
Gebiet der Straßenverkehrssicherheit erzielten Fortschritten,
wie in dem Bericht des Generalsekretärs beschrieben61, sowie
von den auf diesem Gebiet ergriffenen Initiativen der zustän-
digen Organisationen der Vereinten Nationen und ihrer inter-
nationalen Partner,

unterstreichend, wie wichtig es ist, dass die Mitgliedstaa-
ten auch künftig den World Report on Road Traffic Injury Pre-
vention (Weltbericht über die Verhütung von Verletzungen im
Straßenverkehr) als Orientierungsrahmen für ihre Maßnah-
men auf dem Gebiet der Verkehrssicherheit benutzen und die
darin enthaltenen Empfehlungen umsetzen, indem sie den fünf

aufgezeigten Risikofaktoren – Nichtverwendung von Sicher-
heitsgurten und Kindersitzen, Alkohol, Nichttragen von Si-
cherheitshelmen, unangemessene und überhöhte Geschwin-
digkeit und mangelnde Infrastruktur62 – besondere Aufmerk-
samkeit widmen,

den Vorschlag der Wirtschaftskommission für Europa be-
grüßend, im April 2007 in Genf die erste Woche der Vereinten
Nationen für die weltweite Straßenverkehrssicherheit zu ver-
anstalten, die an junge Verkehrsteilnehmer, namentlich junge
Fahrzeugführer, gerichtet ist,

sowie den Vorschlag begrüßend, in Anerkennung der Op-
fer des Straßenverkehrs und der Trauer und des Leids ihrer Fa-
milienangehörigen den dritten Sonntag im November zum
Weltgedenktag für die Straßenverkehrsopfer zu erklären63,

in der Überzeugung, dass die Verantwortung für die Ver-
kehrssicherheit auf der lokalen, kommunalen und nationalen
Ebene liegt,

anerkennend, dass viele Entwicklungs- und Transforma-
tionsländer nur über beschränkte Kapazitäten zur Auseinan-
dersetzung mit diesen Fragen verfügen, und in diesem Zusam-
menhang unterstreichend, wie wichtig die internationale Zu-
sammenarbeit ist, um insbesondere die von den Entwick-
lungsländern unternommenen Anstrengungen zum Kapazi-
tätsaufbau auf dem Gebiet der Verkehrssicherheit stärker zu
unterstützen, und wie wichtig es ist, die dafür notwendige fi-
nanzielle und technische Unterstützung zu gewähren,

1. bekundet ihre Besorgnis darüber, dass die Zahl der
Todesfälle und Verletzungen im Straßenverkehr auf der gan-
zen Welt und insbesondere in den Entwicklungsländern weiter
zunimmt;

2. bekräftigt, wie wichtig es ist, sich mit den Fragen der
weltweiten Straßenverkehrssicherheit zu befassen, und dass es
notwendig ist, die internationale Zusammenarbeit weiter zu
verstärken, unter Berücksichtigung der Bedürfnisse der Ent-
wicklungsländer, indem ihre Kapazitäten auf dem Gebiet der
Verkehrssicherheit ausgebaut und ihre Anstrengungen finan-
ziell und technisch unterstützt werden; 

3. legt den Mitgliedstaaten und der internationalen Ge-
meinschaft, einschließlich der internationalen und regionalen
Finanzinstitutionen, nahe, die Regionalkommissionen der
Vereinten Nationen, die Weltgesundheitsorganisation und an-
dere zuständige Organisationen der Vereinten Nationen bei ih-
ren Anstrengungen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit
gegebenenfalls finanziell, technisch und politisch zu unterstüt-
zen;

4. bittet die Regionalkommissionen der Vereinten Na-
tionen, die zuständigen Organisationen der Vereinten Natio-
nen und die internationalen Partner, die laufenden Initiativen
auf dem Gebiet der Verkehrssicherheit fortzusetzen, und legt
ihnen nahe, weitere Initiativen zu ergreifen;

60 A/60/181 und Corr.1.
61 Ebd., Ziff. 32.

62 Ebd., Ziff. 37 f) und g).
63 Ebd., Ziff. 37 i).
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5. legt den Mitgliedstaaten nahe, das Abkommen von
1949 über den Straßenverkehr64 und die Übereinkommen von
1968 über den Straßenverkehr65 und über Straßenverkehrszei-
chen66 zu befolgen, um in ihren Ländern ein hohes Maß an Ver-
kehrssicherheit zu gewährleisten, und legt ihnen außerdem na-
he, im Hinblick auf die Erreichung der Millenniums-Entwick-
lungsziele Anstrengungen zu unternehmen, um die Zahl der
Verletzungen und Todesfälle im Straßenverkehr zu verrin-
gern;

6. betont die Wichtigkeit der Verbesserung der interna-
tionalen Rechtsnormen auf dem Gebiet der Verkehrssicherheit
und begrüßt in dieser Hinsicht die von der Arbeitsgruppe für
Straßenverkehrssicherheit des Binnenverkehrsausschusses
der Wirtschaftskommission für Europa geleistete Arbeit zur
Erstellung eines beträchtlichen Pakets von Änderungen an den
Übereinkommen von 1968 über den Straßenverkehr und über
Straßenverkehrszeichen;

7. bittet die Mitgliedstaaten, die Empfehlungen aus dem
World Report on Road Traffic Injury Prevention umzusetzen,
namentlich diejenigen, die sich auf die fünf Hauptrisikofakto-
ren – Nichtverwendung von Sicherheitsgurten und Kindersit-
zen, Nichttragen von Sicherheitshelmen, Trunkenheit im Ver-
kehr, unangemessene und überhöhte Geschwindigkeit sowie
mangelnde Infrastruktur – beziehen;

8. bittet die Mitgliedstaaten außerdem, auf nationaler
Ebene eine leitende Behörde für die Verkehrssicherheit einzu-
richten und einen nationalen Aktionsplan zur Verringerung der
Zahl der Verletzungen im Straßenverkehr zu erarbeiten und zu
diesem Zweck die erforderlichen Rechtsvorschriften zu ver-
abschieden und anzuwenden, notwendige Aufklärungskampa-
gnen durchzuführen und geeignete Verfahren zur Überwa-
chung und Evaluierung der durchgeführten Maßnahmen ein-
zusetzen;

9. bittet die Regionalkommissionen der Vereinten Na-
tionen und die Weltgesundheitsorganisation, im Rahmen ihrer
Mittel sowie mit freiwilliger finanzieller Unterstützung durch
staatliche, zivilgesellschaftliche und privatwirtschaftliche In-
teressenträger gemeinsam die erste Woche der Vereinten Na-
tionen für die weltweite Straßenverkehrssicherheit zu organi-
sieren, die als eine Plattform für globale und regionale, jedoch
hauptsächlich nationale und lokale Aktivitäten zur Schärfung
des Bewusstseins für Fragen der Verkehrssicherheit dienen
und entsprechende Reaktionen auf diesen Ebenen hervorrufen
und fördern soll, und im Rahmen der Woche für die weltweite
Straßenverkehrssicherheit ein zweites Forum von Interessen-

trägern auf dem Gebiet der Verkehrssicherheit in Genf einzu-
berufen, um die 2004 auf dem ersten Forum am Amtssitz der
Vereinten Nationen begonnene Arbeit fortzusetzen;

10. bittet die Mitgliedstaaten und die internationale Ge-
meinschaft, als angemessenes Zeichen der Anerkennung der
Opfer von Verkehrsunfällen und ihrer Familienangehörigen
den dritten Sonntag im November eines jeden Jahres zum
Weltgedenktag für die Straßenverkehrsopfer zu erklären;

11. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung über die Fortschrit-
te bei der Verbesserung der weltweiten Straßenverkehrssi-
cherheit Bericht zu erstatten;

12. beschließt, den Punkt "Weltweite Krise der Straßen-
verkehrssicherheit" in die vorläufige Tagesordnung ihrer
zweiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/6

Verabschiedet auf der 41. Plenarsitzung am 31. Oktober 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 137 Stimmen bei 1 Gegenstimme und keiner Ent-
haltung*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.13 und Add.1, ein-
gebracht von: Ägypten, Albanien, Andorra, Argentinien, Armenien, Australien,
Bangladesch, Belarus, Belgien, Bolivien, Brasilien, Bulgarien, Chile, Costa Rica,
Dänemark, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salva-
dor, Estland, Finnland, Frankreich, Gabun, Griechenland, Guatemala, Indien, Ir-
land, Island, Italien, Japan, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Kroatien, Kuwait,
Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malta, Mexiko, Mona-
co, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Peru,
Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Rus-
sische Föderation, Sambia, Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Sin-
gapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Thailand, Timor-Leste, Tsche-
chische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes Königreich
Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

* Dafür: Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Argentinien, Armenien, Aser-
baidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados,
Belarus, Belgien, Belize, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasili-
en, Brunei Darussalam, Bulgarien, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dä-
nemark, Deutschland, Dschibuti, ehemalige jugoslawische Republik Mazedoni-
en, Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland,
Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Is-
lamische Republik), Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jorda-
nien, Kamerun, Kanada, Kasachstan, Katar, Kenia, Kolumbien, Komoren, Kroa-
tien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lettland, Liberia, Li-
bysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagas-
kar, Malaysia, Malediven, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mexiko,
Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Nepal, Neuseeland,
Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan,
Palau, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea,
Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Sambia, San Marino, Sau-
di-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Singapur,
Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vin-
cent und die Grenadinen, Südafrika, Suriname, Syrische Arabische Republik,
Thailand, Timor-Leste, Togo, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Ukrai-
ne, Ungarn, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische
Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien
und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Vietnam, Zypern.

Dagegen: Demokratische Volksrepublik Korea.
Enthaltungen: Keine.

64 United Nations, Treaty Series, Vol. 125, Nr. 1671. Deutsche Überset-
zung: öBGBl. Nr. 222/1955.
65 Ebd., Vol. 1042, Nr. 15705. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1977 II
S. 809, 811; öBGBl. Nr. 289/1982; AS 1993 402.
66 Ebd., Vol. 1091, Nr. 16743. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1977 II
S. 809, 893; öBGBl. Nr. 291/1982; AS 1993 498.
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60/6. Bericht der Internationalen Atomenergie-Orga-
nisation

Die Generalversammlung,

nach Erhalt des Berichts der Internationalen Atomenergie-
Organisation für das Jahr 200467,

Kenntnis nehmend von der Erklärung des Generaldirektors
der Internationalen Atomenergie-Organisation68, in der er zu-
sätzliche Informationen über die wichtigsten Entwicklungen
in der Tätigkeit der Organisation im Jahr 2005 gab,

in Anerkennung der Wichtigkeit der Arbeit der Organisa-
tion,

sowie in Anerkennung der Zusammenarbeit zwischen den
Vereinten Nationen und der Organisation und des Abkom-
mens zur Regelung der Beziehungen zwischen den Vereinten
Nationen und der Organisation, das von der Generalkonferenz
der Organisation am 23. Oktober 1957 und von der General-
versammlung in der Anlage zu ihrer Resolution 1145 (XII)
vom 14. November 1957 gebilligt wurde,

1. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht der Inter-
nationalen Atomenergie-Organisation67;

2. nimmt Kenntnis von den Resolutionen
GC(49)/RES/9A über Maßnahmen zur Verstärkung der
internationalen Zusammenarbeit bei der Nuklear-, Strahlungs-
und Transportsicherheit und bei der Abfallbehandlung,
GC(49)/RES/9B über Transportsicherheit, GC(49)/RES/10A
über Fortschritte bei den Maßnahmen zum Schutz vor dem nu-
klearen und radiologischen Terrorismus, GC(49)/RES/10B
über Änderungen des Übereinkommens über den physischen
Schutz von Kernmaterial, GC(49)/RES/11 über die Stärkung
der Tätigkeit der Organisation auf dem Gebiet der technischen
Zusammenarbeit, GC(49)/RES/12A über die Stärkung der Tä-
tigkeit der Organisation auf dem Gebiet der Kernwissenschaft
und -technik und ihrer Anwendungen, GC(49)/RES/12B über
die Heranziehung der Isotopenhydrologie zur Wasserbewirt-
schaftung, GC(49)/RES/12C über das Aktionsprogramm für
Krebstherapie, GC(49)/RES/12D über die Unterstützung der
Panafrikanischen Kampagne der Afrikanischen Union zur
Ausrottung der Tsetsefliege und der Trypanosomiasis,
GC(49)/RES/12E über den Plan für die wirtschaftliche Trink-
wassergewinnung durch den Einsatz kleiner und mittelgroßer
Kernreaktoren, GC(49)/RES/12F über die Tätigkeit der Orga-
nisation auf dem Gebiet der Entwicklung innovativer Kern-
technik, GC(49)/RES/12G über Ansätze zur Unterstützung der
Infrastrukturentwicklung auf dem Gebiet der Kernenergie,
GC(49)/RES/13 über die Stärkung der Wirksamkeit und Stei-
gerung der Effizienz des Sicherungssystems und die Anwen-
dung des Musterzusatzprotokolls, GC(49)/RES/14 über die
Durchführung des Abkommens zwischen der Organisation
und der Demokratischen Volksrepublik Korea über die An-

wendung der Sicherungsmaßnahmen im Zusammenhang mit
dem Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen,
GC(49)/RES/15 über die Anwendung der Sicherungsmaßnah-
men der Organisation im Nahen Osten, GC(49)/RES/16A über
die Personalausstattung des Sekretariats der Organisation und
GC(49)/RES/16B über Frauen im Sekretariat sowie von den
Beschlüssen GC(49)/DEC/11 über die israelische Nukle-
arkapazität und die davon ausgehende Bedrohung,
GC(49)/DEC/12 über die Änderung des Artikels VI der Sat-
zung und GC(49)/DEC/13 über die Änderung des Artikels
XIV.A der Satzung, die am 30. September 2005 von der Ge-
neralkonferenz der Organisation auf ihrer neunundvierzigsten
ordentlichen Tagung verabschiedet wurden69;

3. bekräftigt ihre nachdrückliche Unterstützung für die
unverzichtbare Rolle der Organisation bei der Förderung und
Unterstützung der Entwicklung und praktischen Anwendung
der Atomenergie für friedliche Zwecke, beim Technologie-
transfer in die Entwicklungsländer und bei der nuklearen Si-
cherheit, Verifikation und Sicherung;

4. begrüßt Resolution GC(49)/RES/2, in der die Ernen-
nung von Herrn Mohamed ElBaradei zum Generaldirektor der
Organisation bis zum 30. November 2009 gebilligt wurde;

5. begrüßt außerdem die Verleihung des Friedensno-
belpreises 2005 an die Organisation und ihren Generaldirek-
tor, Herrn Mohamed ElBaradei, für die unternommenen An-
strengungen, um zu verhindern, dass Kernenergie zu militäri-
schen Zwecken genutzt wird und zu gewährleisten, dass Kern-
energie für friedliche Zwecke unter strengsten Sicherheitsvor-
kehrungen genutzt wird;

6. appelliert an die Mitgliedstaaten, die Tätigkeit der
Organisation auch weiterhin zu unterstützen;

7. ersucht den Generalsekretär, dem Generaldirektor
der Organisation das Protokoll der sechzigsten Tagung der Ge-
neralversammlung zu übermitteln, soweit es sich auf die Tä-
tigkeit der Organisation bezieht.

RESOLUTION 60/7

Verabschiedet auf der 42. Plenarsitzung am 1. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.12 und Add.1, einge-
bracht von: Albanien, Andorra, Äquatorialguinea, Argentinien, Aserbaidschan,
Äthiopien, Australien, Belarus, Belgien, Benin, Bolivien, Bosnien und Herzego-
wina, Brasilien, Bulgarien, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, De-
mokratische Republik Kongo, Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador,
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Fidschi,
Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Griechenland, Guatemala, Hai-
ti, Honduras, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kamerun, Kanada, Kasachstan,
Kolumbien, Kongo, Kroatien, Lettland, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Madagaskar, Mali, Malta, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten
von), Monaco, Mongolei, Mosambik, Nauru, Neuseeland, Nicaragua, Niederlan-
de, Norwegen, Österreich, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru,
Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ruanda, Rumä-
nien, Russische Föderation, Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien

67 International Atomic Energy Agency, The Annual Report for 2004
(GC(49)/5); den Mitgliedern der Generalversammlung mit einer Mittei-
lung des Generalsekretärs (A/60/204) übermittelt.
68 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Ple-
nary Meetings, 40. Sitzung (A/60/PV.40) und Korrigendum.

69 Siehe International Atomic Energy Agency, Resolutions and Other
Decisions of the General Conference, Forty-ninth Regular Session,
26-30 September 2005 (GC(49)/RES/DEC(2005)).
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und Montenegro, Sierra Leone, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Kitts
und Nevis, Timor-Leste, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik,
Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vereinigtes Königreich
Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zentralafrikani-
sche Republik, Zypern.

60/7. Gedenken an den Holocaust 

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte70, in der verkündet wird, dass jeder Anspruch auf
alle darin genannten Rechte und Freiheiten hat, ohne irgend-
einen Unterschied, etwa nach Rasse, Religion oder sonstigem
Stand,

unter Hinweis auf Artikel 3 der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte, in dem es heißt, dass jeder das Recht auf Le-
ben, Freiheit und Sicherheit der Person hat,

sowie unter Hinweis auf Artikel 18 der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte und auf Artikel 18 des Interna-
tionalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte71, wo-
nach jeder das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Reli-
gionsfreiheit hat,

eingedenk dessen, dass das Gründungsprinzip der Charta
der Vereinten Nationen, "die kommenden Generationen vor
der Geißel des Krieges zu bewahren", die unauflösliche Ver-
bindung bezeugt, die zwischen den Vereinten Nationen und
der beispiellosen Tragödie des Zweiten Weltkriegs besteht,

unter Hinweis auf die Konvention über die Verhütung und
Bestrafung des Völkermordes72, die verabschiedet wurde, um
zu verhindern, dass es je wieder zu Völkermorden kommt, wie
sie vom Nazi-Regime begangen wurden,

sowie unter Hinweis auf die Präambel der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte, in der es heißt, dass die Nicht-
anerkennung und Verachtung der Menschenrechte zu Akten
der Barbarei geführt haben, die das Gewissen der Menschheit
mit Empörung erfüllen,

davon Kenntnis nehmend, dass die sechzigste Tagung der
Generalversammlung im sechzigsten Jahr nach der Niederlage
des Nazi-Regimes stattfindet,

erinnernd an die achtundzwanzigste Sondertagung der Ge-
neralversammlung, ein einzigartiges Ereignis, mit dem des
sechzigsten Jahrestags der Befreiung der Nazi-Konzentra-
tionslager gedacht wurde,

in Würdigung des Mutes und der Einsatzbereitschaft der
Soldaten, die die Konzentrationslager befreiten,

erneut erklärend, dass der Holocaust, bei dem ein Drittel
des jüdischen Volkes sowie zahllose Angehörige anderer Min-

derheiten ermordet wurden, auf alle Zeiten allen Menschen als
Warnung vor den Gefahren von Hass, Intoleranz, Rassismus
und Vorurteil dienen wird,

1. beschließt, dass die Vereinten Nationen den 27. Ja-
nuar eines jeden Jahres zum Internationalen Tag des Geden-
kens an die Opfer des Holocaust erklären werden;

2. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, Erzie-
hungsprogramme zu erarbeiten, die die Lehren des Holocaust
im Bewusstsein künftiger Generationen verankern werden, um
verhindern zu helfen, dass es in der Zukunft wieder zu Völ-
kermordhandlungen kommt, und spricht in diesem Zusam-
menhang der Arbeitsgruppe für Internationale Zusammenar-
beit bei der Holocausterziehung, dem Holocaustgedenken und
der Holocaustforschung ihre Anerkennung aus;

3. weist jede vollständige oder teilweise Leugnung des
Holocaust als eines geschichtlichen Ereignisses zurück;

4. lobt die Staaten, die sich aktiv um die Erhaltung der
von den Nazis während des Holocaust als Todeslager, Kon-
zentrationslager, Zwangsarbeitslager und Gefängnisse ge-
nutzten Stätten bemüht haben; 

5. verurteilt vorbehaltlos alle Manifestationen von reli-
giöser Intoleranz, Verhetzung, Belästigung oder Gewalt ge-
genüber Personen oder Gemeinschaften auf Grund ihrer eth-
nischen Herkunft oder religiösen Überzeugung, gleichviel wo
sie sich ereignen;

6. ersucht den Generalsekretär, als Beitrag zur Verhin-
derung künftiger Völkermordhandlungen ein Informations-
programm zum Thema "Der Holocaust und die Vereinten Na-
tionen" aufzustellen und Maßnahmen zur Mobilisierung der
Zivilgesellschaft für das Gedenken an den Holocaust und die
Holocausterziehung zu ergreifen, der Generalversammlung
innerhalb von sechs Monaten nach der Verabschiedung dieser
Resolution über die Aufstellung dieses Programms Bericht zu
erstatten und sie auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung über die
Durchführung des Programms zu unterrichten.

RESOLUTION 60/8

Verabschiedet auf der 43. Plenarsitzung am 3. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.15 und Add.1, einge-
bracht von: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua
und Barbuda, Äquatorialguinea, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopi-
en, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien,
Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien,
Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica,
Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volks-
republik Korea, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti,
Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea,
Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Gre-
nada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Hondu-
ras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Israel, Ita-
lien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap
Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kiribati, Kolumbien, Komoren, Kon-
go, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho,
Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Li-
tauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Ma-
rokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte
Staaten von), Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal,
Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Öster-

70 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http:// www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
71 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS 1993 750.
72 Resolution 260 A (III), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1954
II S. 729; LGBl. 1995 Nr. 45; öBGBl. Nr. 91/1958; AS 2002 2606.
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reich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen,
Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russi-
sche Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und Prín-
cipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro,
Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia,
Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen,
Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische Republik, Tadschi-
kistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschad,
Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Ukrai-
ne, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Vereinigte Arabische Emirate, Ver-
einigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordir-
land, Vereinigte Staaten von Amerika, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zy-
pern.

60/8. Schaffung einer friedlichen und besseren Welt mit
Hilfe des Sports und des olympischen Ideals

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 56/75 vom 11. Dezem-
ber 2001, in der sie beschloss den Punkt "Schaffung einer
friedlichen und besseren Welt mit Hilfe des Sports und des
olympischen Ideals" alle zwei Jahre vor den Olympischen
Sommer- und Winterspielen zu behandeln,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 58/6 vom 3. No-
vember 2003, in der sie beschloss, den Unterpunkt "Schaffung
einer friedlichen und besseren Welt mit Hilfe des Sports und
des olympischen Ideals" in die vorläufige Tagesordnung ihrer
sechzigsten Tagung aufzunehmen und diesen Unterpunkt vor
Beginn der XX. Olympischen Winterspiele zu behandeln,

in Anbetracht ihrer Resolution 48/11 vom 25. Oktober
1993, die unter anderem die alte griechische Tradition der
Ekecheirie oder "Olympischen Waffenruhe" wieder aufnahm
und zu einer Waffenruhe während der Olympischen Spiele
aufrief, die ein friedliches Umfeld fördern und die sichere An-
reise und Teilnahme der Athleten und anderer an den Spielen
gewährleisten und somit die Jugend der Welt für die Sache des
Friedens engagieren soll,

unter Berücksichtigung des in die Millenniums-Erklärung
der Vereinten Nationen73 aufgenommenen Appells, heute und
in Zukunft die Olympische Waffenruhe einzuhalten und das
Internationale Olympische Komitee bei seinen Bemühungen
um die Förderung des Friedens und der Verständigung zwi-
schen den Menschen mit Hilfe des Sports und des olympischen
Ideals zu unterstützen,

unter Hinweis auf ihre Resolution 58/5 vom 3. November
2003, in der sie beschloss, das Jahr 2005 zum Internationalen
Jahr des Sports und der Leibeserziehung als Mittel zur Förde-
rung der Bildung, der Gesundheit, der Entwicklung und des
Friedens zu erklären,

in Anerkennung dessen, dass die olympische Bewegung
das Ziel verfolgt, durch die Erziehung der Jugend der Welt mit
Hilfe des Sports, der ohne Diskriminierung und im olympi-
schen Geist betrieben wird, welcher auf gegenseitigem Ver-

ständnis, Freundschaft, Solidarität und Fairness basiert, eine
friedliche und bessere Welt zu schaffen,

unter Begrüßung der gemeinsamen Aktivitäten des Inter-
nationalen Olympischen Komitees und des Systems der Ver-
einten Nationen in Bereichen wie menschliche Entwicklung
und Armutslinderung, humanitäre Hilfe, Gesundheitsförde-
rung und HIV/Aids-Prävention, Bekämpfung von Malaria,
Tuberkulose und anderen Infektionskrankheiten, Grundbil-
dung, Gleichheit der Geschlechter und Umweltschutz,

in Anerkennung der wichtigen Rolle des Sports bei der
Verwirklichung der international vereinbarten Entwicklungs-
ziele, einschließlich der in der Millenniums-Erklärung enthal-
tenen Entwicklungsziele, und in Bekräftigung der Verpflich-
tungen, die in diesem Zusammenhang von den Staats- und Re-
gierungschefs auf dem vom 14. bis 16. September 2005 in
New York abgehaltenen Weltgipfel der Generalversammlung
eingegangen wurden,

mit Befriedigung davon Kenntnis nehmend, dass bei den
Olympischen Spielen die Fahne der Vereinten Nationen ge-
hisst wird, 

1. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, im
Rahmen der Charta der Vereinten Nationen während der vom
10. bis 26. Februar 2006 in Turin (Italien) stattfindenden XX.
Olympischen Winterspiele und der darauf folgenden, vom
10. bis 19. März ebenfalls in Turin stattfindenden Paralympi-
schen Winterspiele einzeln oder gemeinsam die Olympische
Waffenruhe einzuhalten, indem sie die sichere Anreise und
Teilnahme der Athleten an den Spielen gewährleisten;

2. begrüßt den Beschluss des Internationalen Olympi-
schen Komitees, die internationalen Sportorganisationen und
Nationalen Olympischen Komitees der Mitgliedstaaten dafür
zu mobilisieren, auf örtlicher, nationaler, regionaler und welt-
weiter Ebene konkrete Maßnahmen zu ergreifen, um im Geiste
der Olympischen Waffenruhe eine Kultur des Friedens zu för-
dern und zu festigen, und mit den nationalen Komitees des In-
ternationalen Jahres des Sports und der Leibeserziehung zu-
sammenarbeiten;

3. ersucht den Generalsekretär, die Einhaltung der
Olympischen Waffenruhe unter den Mitgliedstaaten zu för-
dern, indem er die Aufmerksamkeit der Weltöffentlichkeit auf
den Beitrag lenkt, den eine solche Waffenruhe zur Förderung
der internationalen Verständigung, des Friedens und des guten
Willens leisten könnte, und mit dem Internationalen Olympi-
schen Komitee bei der Verwirklichung dieses Ziels zusam-
menzuarbeiten;

4. ruft die Mitgliedstaaten auf, mit dem Internationalen
Olympischen Komitee und allen betroffenen Organisationen
und Programmen der Vereinten Nationen im Rahmen ihrer Be-
mühungen zusammenzuarbeiten, die Olympische Waffenruhe
während der Olympischen Spiele und danach in den Dienst der
Friedensförderung zu stellen, und Projekte durchzuführen, bei
denen der Sport als Mittel zur Förderung der Entwicklung ein-
gesetzt wird;

5. beschließt, den Unterpunkt "Schaffung einer friedli-
chen und besseren Welt mit Hilfe des Sports und des olympi-

73 Siehe Resolution 55/2.
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schen Ideals" in die vorläufige Tagesordnung ihrer zweiund-
sechzigsten Tagung aufzunehmen und ihn vor Abhaltung der
XXIX. Olympischen Spiele 2008 in Beijing zu behandeln.

RESOLUTION 60/9

Verabschiedet auf der 43. Plenarsitzung am 3. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.7 und Add.1, einge-
bracht von: Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Argentinien, Armenien,
Aserbaidschan, Bangladesch, Belarus, Belgien, Belize, Brunei Darussalam, Bur-
kina Faso, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kon-
go, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominikanische Republik, Dschibuti,
Frankreich, Gabun, Gambia, Griechenland, Guinea-Bissau, Indonesien, Irland,
Italien, Japan, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kroatien, Kuba, Laoti-
sche Volksdemokratische Republik, Libanon, Luxemburg, Madagaskar, Mali,
Malta, Marokko, Monaco, Mongolei, Namibia, Österreich, Peru, Philippinen, Por-
tugal, Republik Moldau, Russische Föderation, Sambia, San Marino, Saudi-Ara-
bien, Schweiz, Senegal, Spanien, St. Lucia, Südafrika, Sudan, Thailand, Timor-
Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tunesien, Türkei, Ukraine, Vereinigte Arabi-
sche Emirate, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam,
Zentralafrikanische Republik, Zypern.

60/9. Sport als Mittel zur Förderung der Bildung, der
Gesundheit, der Entwicklung und des Friedens

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 58/5 vom 3. Novem-
ber 2003 und 59/10 vom 27. Oktober 2004 sowie ihren Be-
schluss, das Jahr 2005 zum Internationalen Jahr des Sports und
der Leibeserziehung als Mittel zur Förderung der Bildung, der
Gesundheit, der Entwicklung und des Friedens zu erklären,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 60/1 vom 16. Sep-
tember 2005, in der sie hervorhob, dass Sport den Frieden und
die Entwicklung fördern sowie zu einer Atmosphäre der To-
leranz und des Verständnisses beitragen könnte, 

in Anerkennung der wichtigen Rolle, die die Vereinten Na-
tionen, ihre Fonds und Programme, das Entwicklungspro-
gramm der Vereinten Nationen, die Organisation der Verein-
ten Nationen für Bildung, Wissenschaft und Kultur und andere
Sonderorganisationen über ihre Landesprogramme bei der
Förderung der menschlichen Entwicklung durch Sport und
Leibeserziehung übernehmen,

unter Hinweis auf das Übereinkommen über die Rechte des
Kindes74 und das Ergebnisdokument der Sondertagung der Ge-
neralversammlung über Kinder "Eine kindergerechte Welt"75,
in denen betont wird, dass die Bildung darauf gerichtet sein
muss, die Persönlichkeit, die Begabung und die geistigen und
körperlichen Fähigkeiten des Kindes voll zur Entfaltung zu
bringen,

mit Sorge zur Kenntnis nehmend, welchen Gefahren Sport-
ler und Sportlerinnen, insbesondere junge Athleten und Ath-
letinnen, ausgesetzt sind, darunter insbesondere Kinderarbeit,
Gewalt, Doping, früher Spezialisierung, Übertraining und aus-

beuterischen Formen der Kommerzialisierung, sowie weniger
sichtbaren Bedrohungen und Entbehrungen, wie etwa der ver-
frühten Trennung von der Familie und dem Verlust sportli-
cher, sozialer und kultureller Bindungen,

die Auffassung vertretend, dass Sport und Leibeserziehung
zur Verwirklichung der international vereinbarten Entwick-
lungsziele, einschließlich der in der Millenniums-Erklärung
der Vereinten Nationen76 enthaltenen Entwicklungsziele, so-
wie der breiteren Ziele der Entwicklung und des Friedens bei-
tragen,

feststellend, dass Sport und Leibeserziehung ein Leben
lang ausgeübt werden und für die Gesundheit und die körper-
liche Entwicklung sowie für den Erwerb der für den sozialen
Zusammenhalt und den interkulturellen Dialog notwendigen
Werthaltungen ein wichtiger Faktor sind,

anerkennend, dass Sport und Leibeserziehung Chancen für
Solidarität und Zusammenarbeit bieten können, um Toleranz,
eine Kultur des Friedens, soziale Ausgewogenheit und die
Gleichstellung der Geschlechter, angemessene Reaktionen auf
die besonderen Bedürfnisse von Menschen mit Behinderun-
gen, Dialog und Harmonie zu fördern,

in Anerkennung des Beitrags, den die Olympischen Spiele
zur Verständigung, zum Frieden und zur Toleranz zwischen
den Völkern und Zivilisationen leisten,

in der Erkenntnis, dass es einer stärkeren Koordinierung
der auf internationaler Ebene unternommenen Anstrengungen
bedarf, damit Doping wirkungsvoller bekämpft werden kann,

in Anbetracht der Notwendigkeit, einen gemeinsamen
Rahmen innerhalb der Vereinten Nationen zu schaffen, um
den Sport als Mittel zur Förderung der Bildung, der Gesund-
heit, der Entwicklung und des Friedens zu begünstigen,

in Anerkennung der Notwendigkeit, die aus der Begehung
des Internationalen Jahrs des Sports und der Leibeserziehung
entstandene Dynamik als Mittel zur Förderung der Bildung,
der Gesundheit, der Entwicklung und des Friedens zu erhalten,
unter anderem im Wege erhöhter freiwilliger Beiträge und ge-
zielter Kommunikationskampagnen,

1. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Bericht
des Generalsekretärs "Sport im Dienste des Friedens und der
Entwicklung: Internationales Jahr des Sports und der Leibes-
erziehung"77;

2. begrüßt die von den Mitgliedstaaten, den mit Sport
befassten Organisationen und dem Privatsektor allgemein be-
wiesene Entschlossenheit zur erfolgreichen Begehung des In-
ternationalen Jahres des Sports und der Leibeserziehung, als
Mittel zur Förderung der Bildung, der Gesundheit, der Ent-
wicklung und des Friedens, durch auf nationaler, regionaler
und internationaler Ebene organisierte Aktivitäten und Veran-
staltungen,

74 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993;
AS 1998 2055.
75 Resolution S-27/2, Anlage.

76 Siehe Resolution 55/2.
77 A/60/217.
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a) die Abhaltung internationaler Konferenzen, auf de-
nen die Rolle von Sport und Leibeserziehung als Mittel zur
Förderung der Bildung, der Gesundheit, der Entwicklung und
des Friedens hervorgehoben wird;

b) das Erstellen eines Netzwerkes nationaler Koordinie-
rungsstellen in nahezu jeder Region;

c) die Veranstaltung von Gipfeltreffen jugendlicher
Führer, auf denen der Nutzen von Sport als erster Schritt auf
dem Weg zur Verwirklichung der Millenniums-Entwick-
lungsziele hervorgehoben wird; 

d) die Verstärkung der Zusammenarbeit mit dem Inter-
nationalen Olympischen Komitee, den mit Sport befassten Or-
ganisationen und anderen Partnern;

e) die Ernennung bekannter Sportler zu Sprechern des
Internationalen Jahres des Sports und der Leibeserziehung als
Mittel zur Förderung der Bildung, der Gesundheit, der Ent-
wicklung und des Friedens;

3. nimmt davon Kenntnis, dass die Arbeitsgruppe Sport
im Dienste der Entwicklung und des Friedens der Gruppe der
Vereinten Nationen für Kommunikation einen Tätigkeitsplan
erarbeitet hat, der als gemeinsamer Rahmen zur Verstärkung
der Koordinierung und der Zusammenarbeit zu Gunsten einer
systematischeren und kohärenteren Verwendung des Sports
als Mittel zur Förderung der Bildung, der Gesundheit, der Ent-
wicklung und des Friedens dienen soll, und ersucht den Gene-
ralsekretär, den Tätigkeitsplan unter den Mitgliedstaaten, dem
System der Vereinten Nationen und den mit Sport befassten
Organisationen so weit wie möglich zu verbreiten;

4. ersucht den Generalsekretär,

a) einen Aktionsplan zu erarbeiten, der die Partner-
schaften der Vereinten Nationen mit den Regierungen, den mit
Sport befassten Organisationen und dem Privatsektor auswei-
ten und stärken wird, unter anderem auf der Grundlage einer
Bewertung der bei der Ausschöpfung der Möglichkeiten des
Sports als Mittel zur Förderung der Entwicklung und des Frie-
dens erzielten Fortschritte, der in diesem Rahmen ergriffenen
Maßnahmen und dabei angetroffenen Schwierigkeiten;

b) die Lobbyarbeit und die Mobilisierung der Gesell-
schaft auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene zu
verstärken, insbesondere im Wege gezielter Kommunika-
tionskampagnen, und betont den Beitrag, der mit Hilfe des
Sport-Bulletins sowie der Internetseiten der Vereinten Natio-
nen in dieser Hinsicht geleistet wird;

5. bittet die Mitgliedstaaten, freiwillig dazu beizutra-
gen, dass die Aktivitäten des Büros für Sport im Dienste der
Entwicklung und des Friedens angemessen ausgeführt und
weiterverfolgt werden; 

6. bittet die Mitgliedstaaten, das System der Vereinten
Nationen, die internationalen Sportgremien und die mit Sport
befassten Organisationen, weiterhin den Sport und die Leibes-
erziehung zu fördern, einschließlich der Unterstützung beim
Aufbau beziehungsweise der Wiederherstellung von Sportin-
frastruktur, der Durchführung von Partnerschaftsinitiativen
und Entwicklungsprojekten, als Beitrag zur Verwirklichung
der international vereinbarten Entwicklungsziele, einschließ-

lich der in der Millenniums-Erklärung der Vereinten Natio-
nen76 enthaltenen Entwicklungsziele, sowie der breiteren Ziele
der Entwicklung und des Friedens;

7. bittet die Regierungen und die internationalen Sport-
gremien, die Entwicklungsländer, insbesondere die am wenig-
sten entwickelten Länder und die kleinen Inselentwicklungs-
länder, bei ihren Anstrengungen zu unterstützen, Kapazitäten
für Sport und Leibeserziehung aufzubauen, durch die Bereit-
stellung finanzieller, technischer und logistischer Ressourcen
für die Entwicklung von Sportprogrammen;

8. begrüßt es, dass die Generalkonferenz der Organisa-
tion der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft und
Kultur auf ihrer dreiunddreißigsten Tagung das Internationale
Übereinkommen gegen Doping im Sport verabschiedet hat78,
und bittet die Mitgliedstaaten, es zu erwägen, diesem Überein-
kommen so bald wie möglich beizutreten;

9. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung unter dem Punkt
"Sport im Dienste des Friedens und der Entwicklung" über die
Durchführung dieser Resolution und über die 2005 zur Bege-
hung des Jahres auf nationaler, regionaler und internationaler
Ebene organisierten Veranstaltungen Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/10

Verabschiedet auf der 43. Plenarsitzung am 3. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.4/Rev.1 und Add.1,
eingebracht von: Ägypten, Argentinien, Aserbaidschan, Bangladesch, Belize,
Costa Rica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Gabun,
Gambia, Georgien, Guatemala, Guinea-Bissau, Haiti, Indonesien, Iran (Islami-
sche Republik), Kambodscha, Kamerun, Kasachstan, Kongo, Malaysia, Marok-
ko, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Mongolei, Myanmar,
Pakistan, Panama, Peru, Philippinen, Senegal, Slowenien, Spanien, Sudan,
Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Trinidad und Tobago, Tunesien, Türkei,
Turkmenistan, Usbekistan, Zentralafrikanische Republik.

60/10. Förderung des interreligiösen Dialogs und der
Zusammenarbeit für den Frieden

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung der in der Charta der Vereinten Nationen
verankerten Ziele und Grundsätze,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 56/6 vom 9. Novem-
ber 2001 über die Globale Agenda für den Dialog zwischen
den Kulturen, 57/6 vom 4. November 2002 betreffend die För-
derung einer Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit,
57/337 vom 3. Juli 2003 über die Verhütung bewaffneter Kon-
flikte, 58/128 vom 19. Dezember 2003 über die Förderung von
Verständnis, Harmonie und Zusammenarbeit auf dem Gebiet
der Religion und der Kultur, 59/199 vom 20. Dezember 2004
über die Beseitigung aller Formen der religiösen Intoleranz
und 59/23 vom 11. November 2004 über die Förderung des in-
terreligiösen Dialogs,

78 United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization, Re-
cords of the General Conference, Thirty-third Session, Paris, 3-21 Octo-
ber 2005, Vol. 1: Resolutions, Kap. V, Resolution 14.
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sowie unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 2005
vom 16. September 200579, in dem die Staats- und Regierungs-
chefs den Wert des Dialogs über die interreligiöse Zusammen-
arbeit bekräftigten und sich dazu verpflichteten, Maßnahmen
zur Förderung einer Kultur des Friedens und des Dialogs auf
lokaler, nationaler, regionaler und internationaler Ebene zu er-
greifen,

in Bekräftigung der Notwendigkeit, dass alle Staaten wei-
terhin internationale Anstrengungen zur Verstärkung des Dia-
logs und zur Vertiefung des Verständnisses zwischen den Zi-
vilisationen unternehmen, in dem Bemühen, unterschiedslose
Angriffe auf andere Religionen und Kulturen zu verhindern80,

unterstreichend, wie wichtig es ist, Verständnis, Toleranz
und Freundschaft unter den Menschen in all ihrer religiösen,
weltanschaulichen, kulturellen und sprachlichen Vielfalt zu
fördern, und daran erinnernd, dass sich alle Staaten nach der
Charta verpflichtet haben, die allgemeine Achtung und Ein-
haltung der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle ohne
Unterschied nach Rasse, Geschlecht, Sprache oder Religion zu
fördern und zu festigen,

Kenntnis nehmend von mehreren sich gegenseitig ein-
schließenden und einander verstärkenden Initiativen für inter-
religiöse, interkulturelle und interzivilisatorische Dialoge und
Friedenszusammenarbeit81, namentlich dem vom 9. bis
10. Dezember 2004 in Tirana abgehaltenen Regionalgipfel
über den interreligiösen und interethnischen Dialog, der vom
12. bis 14. April 2005 in Melbourne (Australien) abgehaltenen
Tagung über interkulturellen und interreligiösen Dialog für die
südostasiatische und pazifische Region, der von der Organi-
sation der Islamischen Konferenz unterstützten Initiative Pa-
kistans für eine "aufgeklärte Mäßigung", der am 9. und
10. Mai 2005 in Teheran abgehaltenen Internationalen Konfe-
renz über Umwelt, Frieden und den Dialog zwischen den Zi-
vilisationen und Kulturen, der am 14. Juli 2005 vom General-
sekretär gegründeten Allianz der Zivilisationen, der Einleitung
des 2007 in Senegal stattfindenden Weltgipfels für die Bezie-
hungen zwischen Christen und Muslimen, dem dreijährlich in
Astana stattfindenden Kongress der Führer von Weltreligio-
nen und traditionellen Religionen, dem am 21. und 22. Juli
2005 in Bali (Indonesien) abgehaltenen interkonfessionellen
Dialog des Asien-Europa-Treffens zum Thema "Aufbau inter-
konfessioneller Harmonie in der internationalen Gemein-
schaft"82, der am 22. Juni 2005 am Amtssitz der Vereinten Na-
tionen abgehaltenen Konferenz über interkonfessionelle Zu-
sammenarbeit für den Frieden: Förderung des interkonfessio-
nellen Dialogs und der Friedenszusammenarbeit im
21. Jahrhundert83 und dem am 13. September 2005 am Amts-
sitz der Vereinten Nationen abgehaltenen Informellen Treffen

der Führer über interkonfessionellen Dialog und Friedenszu-
sammenarbeit84,

in Anbetracht des Bekenntnisses aller Religionen zum
Frieden,

1. erklärt, dass gegenseitige Verständigung und interre-
ligiöser Dialog eine wichtige Dimension des Dialogs zwischen
den Zivilisationen und der Kultur des Friedens darstellen;

2. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Arbeit der
Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur betreffend den interreligiösen Dialog im Zu-
sammenhang mit ihren Bemühungen zur Förderung des Dia-
logs zwischen den Zivilisationen, Kulturen und Völkern sowie
von Aktivitäten zu einer Kultur des Friedens, begrüßt ihre
schwerpunktmäßige Ausrichtung auf konkrete Maßnahmen
auf globaler wie auch auf regionaler und subregionaler Ebene
und auf die Förderung des interkonfessionellen Dialogs als ih-
rer neuen wegweisenden Tätigkeit, und legt den zuständigen
Organen der Vereinten Nationen nahe, mit der Organisation
eng zusammenzuarbeiten und ihre Bemühungen in dieser Hin-
sicht zu koordinieren;

3. bittet den Generalsekretär, auch weiterhin die Auf-
merksamkeit aller Regierungen, Regionalorganisationen und
zuständigen internationalen Organisationen auf die Förderung
des interreligiösen Dialogs zu lenken, so auch auf Wege, bei
der Durchführung der Initiativen für den interreligiösen Dialog
und die Friedenszusammenarbeit Verbindungen zu festigen
und stärkere Schwerpunkte bei praktischen Maßnahmen zu
setzen;

4. bittet den Generalsekretär außerdem, in seinen der
Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung un-
ter dem Punkt "Kultur des Friedens" vorzulegenden Bericht
Informationen über die Durchführung dieser Resolution auf-
zunehmen.

RESOLUTION 60/11

Verabschiedet auf der 43. Plenarsitzung am 3. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.10 und Add.1, einge-
bracht von: Ägypten, Algerien, Aserbaidschan, Bangladesch, Belarus, China, Co-
sta Rica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Indonesien, Iran (Islamische Re-
publik), Jordanien, Kasachstan, Kirgisistan, Libanon, Malaysia, Marokko, Paki-
stan, Panama, Philippinen, Senegal, Spanien, Sudan, Syrische Arabische
Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Tunesien, Türkei, Turkmenistan,
Usbekistan.

60/11. Förderung von Verständnis, Harmonie und Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Religion und
der Kultur

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung der in der Charta der Vereinten Nationen
und der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte85 veran-

79 Siehe Resolution 60/1.
80 Ebenfalls anerkannt in Resolution 1624 (2005) des Sicherheitsrats.
81 Siehe A/60/201.
82 Siehe A/60/254.
83 Siehe A/60/269-E/2005/91, Anlage II, Beilage.

84 Siehe A/60/383.
85 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
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kerten Ziele und Grundsätze, insbesondere des Rechts auf Ge-
danken-, Gewissens- und Religionsfreiheit,

unter Hinweis auf die Globale Agenda für den Dialog zwi-
schen den Kulturen86 und die Allgemeine Erklärung zur kultu-
rellen Vielfalt der Organisation der Vereinten Nationen für
Bildung, Wissenschaft und Kultur87 und die darin enthaltenen
Grundsätze,

unterstreichend, wie wichtig es ist, Verständnis, Toleranz
und Freundschaft unter den Menschen in all ihrer religiösen,
weltanschaulichen, kulturellen und sprachlichen Vielfalt zu
fördern, und daran erinnernd, dass sich alle Staaten nach der
Charta verpflichtet haben, die allgemeine Achtung und Ein-
haltung der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle ohne
Unterschied nach Rasse, Geschlecht, Sprache oder Religion zu
fördern und zu festigen,

Kenntnis nehmend von dem auf der Plenartagung der Ge-
neralversammlung auf hoher Ebene verabschiedeten Ergebnis
des Weltgipfels 200588, in dem anerkannt wird, wie wichtig die
Achtung der religiösen und kulturellen Vielfalt weltweit und
das Verständnis für diese Vielfalt ist, und unter Betonung der
darin enthaltenen Verpflichtung darauf, zur Förderung des
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit für das Wohl-
ergehen, die Freiheit und den Fortschritt der Menschheit über-
all zu arbeiten sowie Toleranz, Achtung, Dialog und Zusam-
menarbeit zwischen verschiedenen Kulturen, Zivilisationen
und Völkern zu begünstigen, 

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 59/23 vom 11. No-
vember 2004 und 59/142 und 59/143 vom 15. Dezember 2004
sowie andere einschlägige Resolutionen,

anerkennend, dass interreligiöser Dialog und interreligiöse
Verständigung, namentlich das Bewusstsein für Unterschiede
und Gemeinsamkeiten zwischen Völkern und Zivilisationen,
zur friedlichen Beilegung von Konflikten und Streitigkeiten
beitragen und das Potenzial für Feindseligkeit, Zusammenstö-
ße und sogar Gewalt senken,

Kenntnis nehmend von dem wertvollen Beitrag verschie-
dener Initiativen auf nationaler, regionaler und internationaler
Ebene, wie der Initiative "Allianz der Zivilisationen", der Er-
klärung von Bali über den Aufbau interkonfessioneller Har-
monie in der internationalen Gemeinschaft89, des Kongresses
der Führer von Weltreligionen und traditionellen Religionen,
des Dialogs zwischen den Zivilisationen und Kulturen, der
Strategie einer "aufgeklärten Mäßigung", des Informellen
Treffens der Führer über interkonfessionellen Dialog und Frie-
denszusammenarbeit90 und des Islam-Christentum-Dialogs,

die sich alle gegenseitig einschließen, einander verstärken und
miteinander verknüpft sind,

betonend, dass es geboten ist, Freiheit, Gerechtigkeit, De-
mokratie, Toleranz, Solidarität, Zusammenarbeit, Pluralis-
mus, Achtung vor der kulturellen, religiösen oder weltan-
schaulichen Vielfalt, Dialog und Verständigung als wichtige
Bausteine des Friedens auf allen Ebenen der Gesellschaft so-
wie zwischen den Nationen zu stärken, und in der Überzeu-
gung, dass die Leitgrundsätze der demokratischen Gesell-
schaft von der internationalen Gemeinschaft aktiv gefördert
werden müssen,

bekräftigend, dass die freie Meinungsäußerung, der Me-
dienpluralismus, die Mehrsprachigkeit, der gleiche Zugang
zur Kunst und zu wissenschaftlichem und technologischem
Wissen, auch in digitaler Form, sowie die Möglichkeit aller
Kulturen, Zugang zu Ausdrucks- und Verbreitungsmitteln zu
erhalten, die kulturelle Vielfalt garantieren und dass bei der
Gewährleistung des freien Flusses von Ideen in Wort und Bild
sorgfältig darauf zu achten ist, dass alle Kulturen zu Wort kom-
men und Gehör finden können,

in Anerkennung aller Anstrengungen, die das System der
Vereinten Nationen und andere internationale und regionale
Organisationen unternehmen, um Verständnis, Toleranz und
Freundschaft zwischen den Menschen in all ihrer kulturellen,
religiösen, weltanschaulichen und sprachlichen Vielfalt zu
fördern,

höchst beunruhigt darüber, dass ernste Fälle von Intoleranz
und Diskriminierung auf Grund der Religion oder der Weltan-
schauung, einschließlich Gewalthandlungen, Einschüchterun-
gen und Nötigungen, deren Beweggrund religiöse Intoleranz
ist, in vielen Teilen der Welt zunehmen und die Ausübung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten gefährden,

die Auffassung vertretend, dass Toleranz für kulturelle,
ethnische, religiöse und sprachliche Vielfalt sowie der Dialog
innerhalb der Zivilisationen und zwischen ihnen eine wesent-
liche Voraussetzung für Frieden, Verständigung und Freund-
schaft zwischen Einzelpersonen und Völkern sind, die ver-
schiedenen Kulturen und Nationen der Welt angehören, wäh-
rend Erscheinungsformen von kulturellen Vorurteilen, Intole-
ranz und Fremdenfeindlichkeit gegenüber verschiedenen
Kulturen und Religionen überall auf der Welt zu Hass und Ge-
walt zwischen den Völkern und Nationen führen,

hervorhebend, dass die Bekämpfung von Hass, Vorurtei-
len, Intoleranz und Stereotypisierung auf Grund der Religion
oder der Kultur eine bedeutende globale Herausforderung dar-
stellt, die weitere Maßnahmen erfordert,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht, den der Generalse-
kretär gemäß den Resolutionen 59/142 und 59/143 übermittelt
hat91;

2. ist sich dessen bewusst, dass die Achtung der Vielfalt
der Religionen und Kulturen, die Toleranz, der Dialog und die
Zusammenarbeit in einem Klima des gegenseitigen Vertrau-

86 Resolution 56/6.
87 United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization,
Records of the General Conference, Thirty-first Session, Paris, 15 Oc-
tober - 3 November 2001, Vol. 1 und Korrigendum: Resolutions,
Kap. V, Resolution 25, Anlage I.
88 Siehe Resolution 60/1.
89 A/60/254, Anlage.
90 Siehe A/60/383. 91 Siehe A/60/279.
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ens und Verständnisses zur Bekämpfung von auf Diskriminie-
rung, Intoleranz und Hass gegründeten Ideologien und Prak-
tiken und zur Stärkung des Weltfriedens, der sozialen Gerech-
tigkeit und der Freundschaft zwischen den Völkern beitragen
können;

3. bekräftigt die feierliche Selbstverpflichtung aller
Staaten, ihren Verpflichtungen zur Förderung der allgemeinen
Achtung, der Einhaltung und des Schutzes aller Menschen-
rechte und Grundfreiheiten für alle im Einklang mit der Charta
der Vereinten Nationen, anderen Menschenrechtsüberein-
künften und dem Völkerrecht nachzukommen; der universale
Charakter dieser Rechte und Freiheiten steht außer Frage;

4. bekräftigt außerdem, wie wichtig es ist, dass alle Völ-
ker und Nationen ihr kulturelles Erbe und ihre kulturellen Tra-
ditionen in einem nationalen und internationalen Klima des
Friedens, der Toleranz und der gegenseitigen Achtung pfle-
gen, weiterentwickeln und erhalten;

5. erkennt an, dass die Achtung der religiösen und kul-
turellen Vielfalt in einer zunehmend globalisierten Welt zur in-
ternationalen Zusammenarbeit beiträgt, einen stärkeren Dia-
log zwischen den Religionen, Kulturen und Zivilisationen för-
dert und mithilft, ein Umfeld zu schaffen, das den Austausch
menschlicher Erfahrungen begünstigt;

6. erkennt außerdem an, dass trotz Intoleranz und Kon-
flikten, die Länder und Regionen spalten und die eine wach-
sende Bedrohung der friedlichen Beziehungen zwischen den
Nationen darstellen, alle Kulturen und Zivilisationen einen ge-
meinsamen Katalog universeller Werte haben und alle zur Be-
reicherung der Menschheit beitragen können; 

7. erkennt ferner an, dass, die Staaten unter Berücksich-
tigung der Bedeutung nationaler und regionaler Besonderhei-
ten und der verschiedenen historischen, kulturellen und reli-
giösen Traditionen gehalten sind, ungeachtet ihrer politischen,
wirtschaftlichen und kulturellen Systeme alle Menschenrechte
und Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen;

8. bekräftigt, dass die Förderung und der Schutz der
Rechte von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiö-
sen und sprachlichen Minderheiten angehören, zur politischen
und gesellschaftlichen Stabilität und zum Frieden beitragen
und die kulturelle Vielfalt und das Erbe der gesamten Gesell-
schaft in den Staaten, in denen diese Personen leben, berei-
chern, und fordert die Staaten nachdrücklich auf, dafür zu sor-
gen, dass ihr politisches System und ihre Rechtsordnung die
multikulturelle Vielfalt innerhalb ihrer Gesellschaften wider-
spiegeln, und, falls erforderlich, die demokratischen und poli-
tischen Institutionen, Organisationen und Verfahrensweisen
so zu verbessern, dass sie eine umfassendere Partizipation er-
möglichen und die Marginalisierung, Ausgrenzung und Dis-
kriminierung bestimmter Teile der Gesellschaft vermeiden;

9. legt den Regierungen nahe, namentlich durch Bil-
dung und die Entwicklung fortschrittlicher Lehrpläne und
Lehrbücher, Verständnis, Toleranz und Freundschaft zwi-
schen den Menschen in all ihrer religiösen, weltanschaulichen,
kulturellen und sprachlichen Vielfalt zu fördern und so den
kulturellen, gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, politischen

und religiösen Quellen der Intoleranz entgegenzuwirken, und
dabei geschlechtsspezifische Gesichtspunkte zur Anwendung
zu bringen, um Verständnis, Toleranz, Frieden und freund-
schaftliche Beziehungen zwischen den Nationen und allen
Rassen- und Religionsgruppen zu fördern, wobei sie aner-
kennt, dass die Bildung auf allen Ebenen zu den wichtigsten
Mitteln für den Aufbau einer Kultur des Friedens gehört;

10. fordert alle Staaten auf, alles daranzusetzen, um si-
cherzustellen, dass religiöse und kulturelle Stätten im Ein-
klang mit ihren internationalen Verpflichtungen und ihrem in-
nerstaatlichen Recht voll und ganz geachtet und geschützt wer-
den, sowie geeignete Maßnahmen zur Verhütung von Hand-
lungen oder Drohungen zur Beschädigung oder Zerstörung
solcher Stätten zu ergreifen;

11. fordert die Staaten nachdrücklich auf, in Überein-
stimmung mit ihren internationalen Verpflichtungen alle not-
wendigen Maßnahmen zu ergreifen, um die Aufstachelung zu
und die Begehung von Gewalthandlungen, Einschüchterun-
gen und Nötigungen zu bekämpfen, deren Beweggrund Hass
und Intoleranz auf Grund der Kultur, der Religion oder der
Weltanschauung ist und die zu Zwietracht und Disharmonie
innerhalb der Gesellschaften und zwischen ihnen führen kön-
nen;

12. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf,
wirksame Maßnahmen zu treffen, um religiös oder weltan-
schaulich begründete Diskriminierung bei der Anerkennung,
der Ausübung und dem Genuss der Menschenrechte und
Grundfreiheiten in allen Bereichen des bürgerlichen, wirt-
schaftlichen, politischen, sozialen und kulturellen Lebens zu
verhüten und zu beseitigen, und alles daranzusetzen, um durch
den Erlass oder gegebenenfalls die Aufhebung von Gesetzen
jede solche Diskriminierung zu verbieten, und alle geeigneten
Maßnahmen zu treffen, um Intoleranz aus religiösen oder
weltanschaulichen Gründen zu bekämpfen;

13. fordert die Staaten ferner nachdrücklich auf, sicher-
zustellen, dass die Angehörigen der mit der Rechtsdurchset-
zung beauftragten Organe und das Militär, die Beamten, die
Lehrkräfte und die sonstigen Angehörigen des öffentlichen
Dienstes bei der Wahrnehmung ihrer Dienstpflichten unter-
schiedliche Religionen und Weltanschauungen achten und
Personen, die sich zu anderen Religionen oder Weltanschau-
ungen bekennen, nicht diskriminieren und dass jede notwen-
dige und geeignete Aufklärung oder Schulung bereitgestellt
wird;

14. begrüßt die Anstrengungen, die die Staaten, die zu-
ständigen Stellen des Systems der Vereinten Nationen und an-
dere zwischenstaatliche Organisationen, die Zivilgesellschaft,
einschließlich religiöser und anderer nichtstaatlicher Organi-
sationen, sowie die Medien unternehmen, um eine Kultur des
Friedens aufzubauen, und ermutigt sie, diese Anstrengungen
fortzusetzen, so auch durch die Förderung der Interaktion zwi-
schen den Religionen und Kulturen innerhalb der Gesellschaf-
ten und zwischen ihnen, unter anderem durch Kongresse, Kon-
ferenzen, Seminare, Fachtagungen, Forschungsarbeiten und
damit zusammenhängende Prozesse;
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15. ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass
die mit dieser Resolution zusammenhängenden einschlägigen
Materialien der Vereinten Nationen in möglichst vielen ver-
schiedenen Sprachen über das System der Vereinten Nationen,
so auch über die Informationszentren der Vereinten Nationen,
im Rahmen der verfügbaren Mittel so weit wie möglich ver-
breitet werden;

16. ersucht den Generalsekretär außerdem, in seinen der
Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung un-
ter dem Punkt "Kultur des Friedens" vorzulegenden Bericht
Informationen über die Durchführung dieser Resolution auf-
zunehmen.

RESOLUTION 60/12

Verabschiedet auf der 45. Plenarsitzung am 8. November 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 182 Stimmen bei 4 Gegenstimmen und 1 Enthal-
tung*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.9, eingebracht von Ku-
ba.

* Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua
und Barbuda, Äquatorialguinea, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopi-
en, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien,
Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien,
Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica,
Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volks-
republik Korea, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti,
Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Eritrea, Estland, Fi-
dschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Grie-
chenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien,
Indonesien, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan,
Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan,
Katar, Kenia, Kirgisistan, Kiribati, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba,
Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Li-
beria, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg,
Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Mauretanien, Mauritius,
Mexiko, Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Neu-
seeland, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan,
Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Re-
publik Korea, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, Sa-
lomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien,
Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Seychellen, Sierra
Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lan-
ka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Su-
dan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thai-
land, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische
Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn,
Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte
Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Groß-
britannien und Nordirland, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Israel, Marshallinseln, Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltung: Mikronesien (Föderierte Staaten von).

60/12. Notwendigkeit der Beendigung der von den Ver-
einigten Staaten von Amerika gegen Kuba ver-
hängten Wirtschafts-, Handels- und Finanzblok-
kade

Die Generalversammlung,

entschlossen, die strikte Achtung der in der Charta der Ver-
einten Nationen verankerten Ziele und Grundsätze zu fördern,

unter Bekräftigung, neben anderen Grundsätzen, der sou-
veränen Gleichheit der Staaten, der Nichtintervention und

Nichteinmischung in ihre inneren Angelegenheiten sowie der
Freiheit des internationalen Handels und der internationalen
Schifffahrt, die außerdem in zahlreichen internationalen
Rechtsakten verankert sind,

unter Hinweis auf die auf den iberoamerikanischen Gipfel-
treffen abgegebenen Erklärungen der Staats- und Regierungs-
chefs betreffend die Notwendigkeit, die einseitige Anwendung
von die Freiheit des internationalen Handels beeinträchtigen-
den Wirtschafts- und Handelsmaßnahmen durch einen Staat
gegen einen anderen Staat zu beenden,

besorgt darüber, dass Mitgliedstaaten nach wie vor Geset-
ze und andere Vorschriften erlassen und anwenden, wie das am
12. März 1996 erlassene sogenannte "Helms-Burton-Gesetz",
deren extraterritoriale Auswirkungen die Souveränität anderer
Staaten, die legitimen Interessen von ihrer Rechtshoheit unter-
stehenden juristischen oder natürlichen Personen sowie die
Freiheit des Handels und der Schifffahrt beeinträchtigen,

Kenntnis nehmend von den Erklärungen und Resolutionen
verschiedener zwischenstaatlicher Foren, Organe und Regie-
rungen, in denen zum Ausdruck kommt, dass die internationa-
le Gemeinschaft und die öffentliche Meinung den Erlass und
die Anwendung derartiger Rechtsvorschriften zurückweisen,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 47/19 vom 24. No-
vember 1992, 48/16 vom 3. November 1993, 49/9 vom 26. Ok-
tober 1994, 50/10 vom 2. November 1995, 51/17 vom 12. No-
vember 1996, 52/10 vom 5. November 1997, 53/4 vom 14. No-
vember 1998, 54/21 vom 9. November 1999, 55/20 vom 9. No-
vember 2000, 56/9 vom 27. November 2001, 57/11 vom
12. November 2002, 58/7 vom 4. November 2003 und 59/11
vom 28. Oktober 2004,

besorgt darüber, dass seit der Verabschiedung ihrer Reso-
lutionen 47/19, 48/16, 49/9, 50/10, 51/17, 52/10, 53/4, 54/21,
55/20, 56/9, 57/11, 58/7 und 59/11 weitere derartige Maßnah-
men, die darauf abzielen, die Wirtschafts-, Handels- und Fi-
nanzblockade gegen Kuba zu verstärken und auszuweiten, er-
lassen wurden und weiter angewandt werden, sowie besorgt
über die nachteiligen Auswirkungen dieser Maßnahmen auf
die kubanische Bevölkerung und auf kubanische Staatsange-
hörige, die in anderen Ländern leben,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über die Durchführung der Resolution 59/1192;

2. wiederholt ihre Aufforderung an alle Staaten, gemäß
ihren Verpflichtungen nach der Charta der Vereinten Nationen
und dem Völkerrecht, worin unter anderem die Freiheit des
Handels und der Schifffahrt festgeschrieben ist, den Erlass und
die Anwendung von Gesetzen und Maßnahmen von der Art,
wie sie in der Präambel dieser Resolution genannt werden, zu
unterlassen;

3. richtet erneut die dringende Aufforderung an die
Staaten, in denen solche Gesetze und Maßnahmen bestehen
und nach wie vor angewandt werden, so bald wie möglich und

92 A/60/213.
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in Übereinstimmung mit ihrer Rechtsordnung die erforderli-
chen Schritte zu unternehmen, um sie aufzuheben oder außer
Kraft zu setzen;

4. ersucht den Generalsekretär, im Benehmen mit den
entsprechenden Organen und Organisationen des Systems der
Vereinten Nationen und unter Berücksichtigung der Ziele und
Grundsätze der Charta und des Völkerrechts einen Bericht
über die Durchführung dieser Resolution zu erstellen und ihn
der Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung
zu unterbreiten;

5. beschließt, den Punkt "Notwendigkeit der Beendi-
gung der von den Vereinigten Staaten von Amerika gegen Ku-
ba verhängten Wirtschafts-, Handels- und Finanzblockade" in
die vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung
aufzunehmen.

RESOLUTION 60/13

Verabschiedet auf der 52. Plenarsitzung am 14. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.18 und Add.1, einge-
bracht von: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Argenti-
nien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bangladesch,
Barbados, Belarus, Belgien, Benin, Bhutan, Botsuana, Brunei Darussalam, Chile,
China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Re-
publik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El
Salvador, Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Ghana, Grenada,
Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Indonesien,
Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Je-
men, Jordanien, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Kolumbi-
en, Komoren, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik,
Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Li-
tauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Ma-
rokko, Marshallinseln, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco,
Mongolei, Mosambik, Myanmar, Nepal, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwe-
gen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen,
Portugal, Republik Korea, Rumänien, Russische Föderation, Saudi-Arabien,
Schweden, Serbien und Montenegro, Seychellen, Simbabwe, Singapur, Slowe-
nien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika,
Sudan, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste,
Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, Uru-
guay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emi-
rate, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten
von Amerika, Zypern.

60/13. Verstärkung der Soforthilfe, der Rehabilitation,
des Wiederaufbaus und der Vorbeugung nach der
Erdbebenkatastrophe in Südasien – Pakistan

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 46/182 vom 19. De-
zember 1991, 57/152 vom 16. Dezember 2002, 57/256 vom
20. Dezember 2002, 58/25 vom 5. Dezember 2003, 58/214
und 58/215 vom 23. Dezember 2003, 59/212 vom 20. Dezem-
ber 2004, 59/231 und 59/233 vom 22. Dezember 2004 sowie
59/279 vom 19. Januar 2005,

den Opfern und ihren Familien sowie den Völkern Paki-
stans, Indiens, Afghanistans und anderer betroffener Gebiete,
die durch das massive Erdbeben am 8. Oktober 2005 in der
südasiatischen Region ungeheure Verluste an Menschenleben
und sozioökonomische und Umweltschäden erlitten, ihr auf-

richtiges Beileid und ihre tief empfundene Anteilnahme bekun-
dend,

äußerst beunruhigt über die durch extreme Wetterverhält-
nisse und schwieriges Gelände verschärfte kritische Lage von
Millionen von Obdachlosen und unzähligen Verletzten, die in
Verzweiflung und Schmerz auf Soforthilfemaßnahmen war-
ten,

die Unterstützung und die Beiträge begrüßend, die die in-
ternationale Gemeinschaft, namentlich Regierungen, interna-
tionale Organisationen, die Zivilgesellschaft und der Privat-
sektor, bei den Soforthilfe- und Rehabilitationsmaßnahmen
geleistet hat und die den Geist der internationalen Solidarität
und Zusammenarbeit bei der Bewältigung der mit dieser Ka-
tastrophe verbundenen Herausforderungen widerspiegeln,
und in diesem Zusammenhang auch die Rolle des Volkes und
der Regierung Pakistans würdigend,

sowie unter Begrüßung des von den Vereinten Nationen
am 11. Oktober 2005 im Zusammenhang mit dem Erdbeben in
Südasien erlassenen Blitzappells und des fortlaufenden Enga-
gements des Generalsekretärs mit dem Ziel, die weltweiten
Soforthilfemaßnahmen zur Deckung der dringenden und un-
mittelbaren Bedürfnisse der betroffenen Bevölkerung zu ver-
stärken,

ferner begrüßend, dass die Vereinten Nationen am
26. Oktober 2005 in Genf ein Ministertreffen der Geber auf
hoher Ebene einberufen haben, um weitere Soforthilfe und
Unterstützung für den Wiederaufbau nach der Katastrophe zu
mobilisieren,

betonend, dass Risikominderungsstrategien in Entwick-
lungspolitiken und Wiederaufbauprogramme integriert wer-
den müssen, wie im Hyogo-Rahmenaktionsplan 2005-201593

vorgesehen,

unter Hinweis darauf, dass auch weiterhin die Entschlos-
senheit unter Beweis gestellt werden muss, den betroffenen
Ländern und ihrer Bevölkerung, insbesondere den schwäch-
sten Gruppen, dabei behilflich zu sein, sich vollständig von
den verheerenden und traumatischen Auswirkungen der Kata-
strophe zu erholen, namentlich auch bei ihren mittel- und lang-
fristigen Rehabilitations- und Wiederaufbaumaßnahmen, und
die in diesem Zusammenhang von der Regierung Pakistans
und den internationalen Organisationen angekündigten Maß-
nahmen begrüßend,

hervorhebend, wie wichtig die internationale Zusammen-
arbeit ist, um die betroffenen Staaten bei der Bewältigung von
Naturkatastrophen und -gefahren in allen Phasen zu unterstüt-
zen, namentlich bei der Vorbeugung, der Vorsorge, der Fol-
genbegrenzung, der Wiederherstellung und dem Wiederauf-
bau sowie beim Ausbau der Reaktionskapazitäten der betrof-
fenen Länder,

93 Hyogo-Rahmenaktionsplan 2005-2015: Stärkung der Widerstandskraft
von Nationen und Gemeinwesen gegen Katastrophen (A/CONF.206/6
und Corr.1, Kap. I, Resolution 2).
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1. bekundet den von dem Erdbeben in Südasien betrof-
fenen Menschen ihr Mitgefühl;

2. betont die Notwendigkeit, sich vor allem darauf zu
konzentrieren, der betroffenen Bevölkerung, insbesondere den
Witwen und Waisen, bei der Überwindung ihres physischen
und psychischen Traumas zu helfen und medizinische Sofort-
hilfe zu leisten, insbesondere bei der Impfung von Kindern und
der Langzeitrehabilitation;

3. betont außerdem, dass sich die internationale Ge-
meinschaft auch nach der derzeitigen Soforthilfephase darauf
konzentrieren muss, dass der politische Wille zur Unterstüt-
zung der mittel- und langfristigen Rehabilitations-, Wieder-
aufbau- und Risikominderungsmaßnahmen erhalten bleibt,
die die Regierung Pakistans und andere betroffene Staaten auf
allen Ebenen betreiben;

4. begrüßt die wirksame Zusammenarbeit zwischen den
Behörden Pakistans und den zuständigen Organen des Sy-
stems der Vereinten Nationen, den Geberländern, den regio-
nalen und internationalen Finanzinstitutionen, den zuständi-
gen internationalen Organisationen und der Zivilgesellschaft
bei der Koordinierung und Bereitstellung von Soforthilfe und
unterstreicht die Notwendigkeit der Fortsetzung dieser Zu-
sammenarbeit und Hilfe während der laufenden Hilfseinsätze
und Rehabilitations- und Wiederaufbaumaßnahmen in einer
Art und Weise, die die Anfälligkeit für künftige Naturgefahren
mindert;

5. legt der internationalen Gemeinschaft, insbesondere
den Geberländern, den internationalen Finanzinstitutionen
und den zuständigen internationalen Organisationen sowie
dem Privatsektor und der Zivilgesellschaft nahe, ihren einge-
gangenen Verpflichtungen rasch nachzukommen und auch
weiterhin die zur Unterstützung der Rehabilitations- und Wie-
deraufbaumaßnahmen erforderlichen Finanzmittel und die be-
nötigte Hilfe bereitzustellen;

6. ersucht den Generalsekretär, einen Sondergesandten
zu ernennen, der unter anderem dafür sorgen soll, dass der po-
litische Wille der internationalen Gemeinschaft zur Unterstüt-
zung der mittel- und langfristigen Rehabilitations-, Wieder-
aufbau- und Risikominderungsmaßnahmen erhalten bleibt;

7. ersucht den Generalsekretär außerdem, weiter nach
Möglichkeiten zu suchen, wie die Schnelleingreifkapazität der
internationalen Gemeinschaft zur Durchführung humanitärer
Soforthilfemaßnahmen weiter gestärkt werden kann, aufbau-
end auf den bestehenden Abkommen und den laufenden In-
itiativen;

8. bittet die Weltbank und die Asiatische Entwicklungs-
bank, in Zusammenarbeit mit den Geberländern, anderen in-
ternationalen und regionalen Finanzinstitutionen und den Ver-
einten Nationen die Mitglieder der internationalen Gemein-
schaft, einschließlich der betroffenen Länder, für die Deckung
des mittel- und langfristigen Rehabilitations- und Wiederauf-
baubedarfs der betroffenen Gebiete zu mobilisieren;

9. begrüßt den Vorschlag, am 19. November 2005 in Is-
lamabad eine Wiederaufbaukonferenz zur Mobilisierung der
für die langfristigen Rehabilitations- und Wiederaufbaupha-

sen in den Katastrophengebieten erforderlichen Hilfe und Zu-
sagen abzuhalten;

10. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über den Wirt-
schafts- und Sozialrat auf seiner Arbeitstagung 2006 unter dem
Punkt "Verstärkte Koordinierung der humanitären Hilfe und
Katastrophenhilfe der Vereinten Nationen, einschließlich der
Wirtschaftssonderhilfe" über die Durchführung dieser Reso-
lution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/14

Verabschiedet auf der 52. Plenarsitzung am 14. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.19 und Add.1, einge-
bracht von: Angola, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bangla-
desch, Belarus, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Chile, China, Co-
sta Rica, Deutschland, Dominikanische Republik, ehemalige jugoslawische Re-
publik Mazedonien, Estland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Haiti, Indien,
Indonesien, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kambodscha, Kap Verde, Ka-
sachstan, Kirgisistan, Kolumbien, Kuba, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta,
Monaco, Mongolei, Myanmar, Norwegen, Österreich, Pakistan, Peru, Philippi-
nen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische
Föderation, San Marino, Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Sloweni-
en, Somalia, Spanien, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand,
Tschechische Republik, Türkei, Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, Usbekistan, Vi-
etnam, Zypern.

60/14. Verstärkung der internationalen Zusammenar-
beit und Koordinierung der Anstrengungen zur
Untersuchung, Milderung und Minimierung der
Folgen der Katastrophe von Tschernobyl

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung ihrer Resolutionen 45/190 vom 21. De-
zember 1990, 46/150 vom 18. Dezember 1991, 47/165 vom
18. Dezember 1992, 48/206 vom 21. Dezember 1993, 50/134
vom 20. Dezember 1995, 52/172 vom 16. Dezember 1997,
54/97 vom 8. Dezember 1999, 56/109 vom 14. Dezember
2001 und 58/119 vom 17. Dezember 2003 sowie ihrer Reso-
lution 55/171 vom 14. Dezember 2000 über die Stilllegung des
Kernkraftwerks Tschernobyl und Kenntnis nehmend von den
Beschlüssen, die von den Organen, Organisationen und Pro-
grammen des Systems der Vereinten Nationen zur Durchfüh-
rung der genannten Resolutionen verabschiedet wurden,

unter Hinweis auf die Resolutionen des Wirtschafts- und
Sozialrats 1990/50 vom 13. Juli 1990, 1991/51 vom 26. Juli
1991 und 1992/38 vom 30. Juli 1992 sowie auf den Ratsbe-
schluss 1993/232 vom 22. Juli 1993,

im Bewusstsein der langfristigen Auswirkungen der Kata-
strophe im Kernkraftwerk Tschernobyl, die von ihren Ausma-
ßen und ihrer Komplexität her eine technologische Großkata-
strophe war und die die ganze Menschheit betreffende huma-
nitäre, ökologische, soziale, wirtschaftliche und gesundheitli-
che Folgen und Probleme nach sich gezogen hat, deren Lösung
eine umfassende und aktive internationale Zusammenarbeit
und die Koordinierung internationaler und nationaler Maßnah-
men auf diesem Gebiet erfordert,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die Auswir-
kungen, die der Unfall nach wie vor auf das Leben und die Ge-
sundheit der Menschen, insbesondere der Kinder, in den be-
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troffenen Gebieten Belarus', der Russischen Föderation und
der Ukraine sowie in den anderen betroffenen Ländern hat,

Kenntnis nehmend von dem unter den Mitgliedern des
Tschernobyl-Forums94 erzielten Konsens über die Ergebnisse
der Berichte "Environmental Consequences of the Chernobyl
Accident and their Remediation: Twenty Years of Experience"
(Umweltfolgen des Unfalls von Tschernobyl und ihre Behe-
bung: Zwanzig Jahre Erfahrung) und "Health Effects of the
Chernobyl Accident and Special Health Care Programmes"
(Gesundheitsfolgen des Unfalls von Tschernobyl und beson-
dere Gesundheitsversorgungsprogramme) und in Anerken-
nung des wichtigen Beitrags, den das Forum zur Gesamtbeur-
teilung der ökologischen, gesundheitlichen und sozioökono-
mischen Auswirkungen der Katastrophe von Tschernobyl ge-
leistet hat,

in dem Bewusstsein, wie wichtig die nationalen Bemühun-
gen sind, die die Regierungen Belarus', der Russischen Föde-
ration und der Ukraine unternehmen, um die Folgen der Kata-
strophe von Tschernobyl zu mildern und auf ein Mindestmaß
zu beschränken,

in Anerkennung des Beitrags, den die Organisationen der
Zivilgesellschaft, namentlich die nationalen Rotkreuz-Gesell-
schaften Belarus', der Russischen Föderation und der Ukraine
und die Internationale Föderation der Rotkreuz- und Rothalb-
mond-Gesellschaften, in Reaktion auf die Katastrophe von
Tschernobyl und zur Unterstützung der von den betroffenen
Ländern unternommenen Anstrengungen leisten, 

betonend, wie wichtig der neue entwicklungsbezogene
Ansatz für die Bewältigung der durch den Unfall von Tscher-
nobyl verursachten Probleme ist, dessen Ziel darin besteht, die
Lage der betroffenen Personen und Gemeinschaften mittel-
und langfristig zu normalisieren95,

unter Betonung der außergewöhnlichen Bedürfnisse im
Zusammenhang mit Tschernobyl, insbesondere in den Berei-
chen Gesundheit, Umwelt und Forschung, beim Übergang der
Maßnahmen zur Minderung der Folgen der Katastrophe von
Tschernobyl von der Nothilfe- zur Sanierungsphase, 

Kenntnis nehmend von der Übertragung der Aufgaben des
Koordinators der Vereinten Nationen für die internationale
Zusammenarbeit zu Gunsten von Tschernobyl von dem Un-
tergeneralsekretär für humanitäre Angelegenheiten und Not-

hilfekoordinator auf den Administrator des Entwicklungspro-
gramms der Vereinten Nationen und Vorsitzenden der Gruppe
der Vereinten Nationen für Entwicklungsfragen,

unter Betonung der Notwendigkeit weiterer Koordinie-
rung durch das Entwicklungsprogramm der Vereinten Natio-
nen und einer verbesserten Mobilisierung von Ressourcen
durch das System der Vereinten Nationen, um die Aktivitäten
des Internationalen Forschungs- und Informationsnetzes zu
Tschernobyl sowie die Bemühungen, die Erkenntnisse des
Tschernobyl-Forums zu verbreiten, zu unterstützen,

feststellend, dass die unter der Ägide des Internationalen
Forschungs- und Informationsnetzes zu Tschernobyl durchge-
führte Analyse des Informationsbedarfs der betroffenen Be-
völkerung in Belarus, der Russischen Föderation und der
Ukraine abgeschlossen ist,

betonend, wie bedeutsam der bevorstehende zwanzigste
Jahrestag des Unfalls für die weitere Stärkung der internatio-
nalen Zusammenarbeit zur Untersuchung, Milderung und Mi-
nimierung der Folgen der Katastrophe von Tschernobyl ist,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs
betreffend die Durchführung der Resolution 58/11996 sowie
von den einschlägigen Teilen der Berichte der Einrichtungen
und Organisationen des Systems der Vereinten Nationen,

1. begrüßt den Beitrag der Staaten und der Organisatio-
nen des Systems der Vereinten Nationen zur Förderung der
Zusammenarbeit zur Milderung und Minimierung der Folgen
der Katastrophe von Tschernobyl, die Aktivitäten regionaler
und sonstiger sowie nichtstaatlicher Organisationen sowie die
Aktivitäten auf bilateraler Ebene;

2. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Anstren-
gungen, welche die der Interinstitutionellen Arbeitsgruppe für
Tschernobyl angehörenden Organisationen des Systems der
Vereinten Nationen und anderen internationalen Organisatio-
nen unternommen haben, um bei der Untersuchung, Milde-
rung und Minimierung der Folgen der Katastrophe von
Tschernobyl einen neuen, entwicklungsbezogenen Ansatz an-
zuwenden, insbesondere durch die Ausarbeitung konkreter
Projekte, und betont, dass die Interinstitutionelle Arbeitsgrup-
pe ihre diesbezüglichen Tätigkeiten weiterführen muss, na-
mentlich durch die Koordinierung der Anstrengungen auf dem
Gebiet der Mobilisierung von Ressourcen;

3. erkennt die Schwierigkeiten an, mit denen die am
stärksten betroffenen Länder bei der Minimierung der Folgen
der Katastrophe von Tschernobyl konfrontiert sind, und bittet
die Staaten, insbesondere die Geberstaaten und alle zuständi-
gen Organisationen, Fonds und Programme des Systems der
Vereinten Nationen, insbesondere die Bretton-Woods-Institu-
tionen, sowie die nichtstaatlichen Organisationen, die An-
strengungen, die Belarus, die Russische Föderation und die
Ukraine laufend zur Milderung der Folgen der Katastrophe
von Tschernobyl unternehmen, weiterhin zu unterstützen, na-
mentlich durch die Veranschlagung angemessener Mittel zur

94 Das Tschernobyl-Forum setzt sich aus Mitgliedern der folgenden Or-
ganisationen und Organe des Systems der Vereinten Nationen zusammen:
Internationale Atomenergie-Organisation, Entwicklungsprogramm der
Vereinten Nationen, Weltgesundheitsorganisation, Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, Umweltprogramm
der Vereinten Nationen, Sekretariats-Amt für die Koordinierung huma-
nitärer Angelegenheiten, Wissenschaftlicher Ausschuss der Vereinten
Nationen zur Untersuchung der Auswirkungen der atomaren Strahlung
und Weltbank; dazu kommen Vertreter der Regierungen von Belarus, der
Russischen Föderation und der Ukraine.
95 Siehe den Bericht der Vereinten Nationen "The Human Consequences
of the Chernobyl Nuclear Accident: A Strategy for Recovery" (Mensch-
liche Folgen des nuklearen Unfalls von Tschernobyl: Eine Sanierungs-
strategie). 96 A/60/443.
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Unterstützung der mit der Katastrophe zusammenhängenden
medizinischen, sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen
Programme;

4. bekräftigt, dass die Vereinten Nationen bei der Stär-
kung der internationalen Zusammenarbeit zur Untersuchung,
Milderung und Minimierung der Folgen der Katastrophe von
Tschernobyl auch weiterhin eine wichtige Katalysator- und
Koordinierungsfunktion übernehmen sollten;

5. ersucht den Generalsekretär und den Koordinator der
Vereinten Nationen für die internationale Zusammenarbeit zu
Gunsten von Tschernobyl, in seiner Eigenschaft als Admini-
strator des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen
und als Vorsitzender der Gruppe der Vereinten Nationen für
Entwicklungsfragen weiter geeignete praktische Maßnahmen
zu ergreifen, um die Koordinierung der internationalen An-
strengungen auf diesem Gebiet zu verstärken;

6. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von der Verwirkli-
chung des Programms für Zusammenarbeit bei der Sanierung
in Belarus und des Sanierungs- und Entwicklungsprogramms
für Tschernobyl in der Ukraine, die in den betroffenen Gebie-
ten bessere Lebensbedingungen und eine nachhaltige Ent-
wicklung fördern sollen;

7. nimmt außerdem mit Befriedigung Kenntnis von der
Hilfe der Internationalen Atomenergie-Organisation für Bela-
rus, die Russische Föderation und die Ukraine bei der Sanie-
rung landwirtschaftlicher und städtischer Räume, bei kosten-
wirksamen landwirtschaftlichen Schutzmaßnahmen und bei
der Beobachtung der Exposition der Menschen in den von der
Katastrophe von Tschernobyl betroffenen Gebieten;

8. nimmt ferner mit Befriedigung Kenntnis von den
Fortschritten, die die Regierungen der betroffenen Länder bei
der Umsetzung nationaler Strategien zur Milderung der Folgen
des Unfalls von Tschernobyl erzielt haben, ruft die Organisa-
tionen der Vereinten Nationen und die multilateralen und bi-
lateralen Geber auf, ihre Hilfe auch weiterhin mit den Vorrang-
bereichen der nationalen Strategien der betroffenen Staaten in
Einklang zu bringen, und betont, wie wichtig es ist, bei deren
Umsetzung im Geiste der Zusammenarbeit zu kooperieren;

9. begrüßt die Anstrengungen der Regierung der Ukrai-
ne und der internationalen Gebergemeinschaft, den Bau des
Einschlusses fertigzustellen97, sowie die Bemühungen, für ei-
ne umweltverträgliche Sammlung und Lagerung von Atom-
müll zu sorgen, und fordert zu weiteren diesbezüglichen An-
strengungen auf;

10. nimmt davon Kenntnis, dass weitere Maßnahmen er-
griffen werden müssen, um zu gewährleisten, dass die von dem
Tschernobyl-Forum vorgenommene Bewertung der ökologi-
schen, gesundheitlichen und sozioökonomischen Folgen des
nuklearen Unfalls von Tschernobyl in den Prozess des Inter-
nationalen Forschungs- und Informationsnetzes zu Tscherno-

byl einfließen, indem die Erkenntnisse des Forums verbreitet
werden, einschließlich in Form praktischer Mitteilungen über
gesunde und produktive Lebensweisen an die von dem Unfall
betroffene Bevölkerung, um sie in die Lage zu versetzen, die
soziale und wirtschaftliche Erholung und die nachhaltige Ent-
wicklung unter allen Aspekten zu maximieren;

11. erkennt die Rolle an, die die Gemeinschaft Unabhän-
giger Staaten bei der Vorbereitung der Veranstaltungen spielt,
die im Rahmen der Begehung des zwanzigsten Jahrestags des
Unfalls von Tschernobyl in den Staaten der Gemeinschaft
stattfinden werden;

12. begrüßt in diesem Zusammenhang die Aktivitäten
der Teilnehmerstaaten der Gemeinschaft Unabhängiger Staa-
ten zur Begehung des Internationalen Tages des Gedenkens an
die Opfer von Strahlungsunfällen und Strahlungskatastrophen
am 26. April;

13. bittet die Mitgliedstaaten, diesen Tag zu begehen und
im Rahmen geeigneter Aktivitäten der Opfer von Strahlungs-
unfällen und Strahlungskatastrophen zu gedenken sowie die
Öffentlichkeit besser über die Folgen aufzuklären, die diese
für die Gesundheit des Menschen und die Umwelt in der gan-
zen Welt haben;

14. begrüßt die Initiativen der Regierungen Belarus', der
Russischen Föderation und der Ukraine, zur Begehung des
zwanzigsten Jahrestags des Unfalls von Tschernobyl interna-
tionale Veranstaltungen über gewonnene Erfahrungen und zu-
künftige Antwortmaßnahmen auf die Katastrophe von Tscher-
nobyl auszurichten, und bittet die Organisationen des Systems
der Vereinten Nationen, die Geberländer und sonstige Ent-
wicklungsorganisationen, zu ihrer effektiven Verwirklichung
beizutragen;

15. ersucht den Präsidenten der Generalversammlung,
im April 2006 zur Begehung des zwanzigsten Jahrestags der
Katastrophe von Tschernobyl eine Sondergedenksitzung der
Versammlung einzuberufen;

16. ersucht den Generalsekretär, seine Bemühungen um
die Durchführung der einschlägigen Resolutionen der Gene-
ralversammlung fortzusetzen und über die vorhandenen Ko-
ordinierungsmechanismen, insbesondere den Koordinator der
Vereinten Nationen für die internationale Zusammenarbeit zu
Gunsten von Tschernobyl, die enge Zusammenarbeit mit den
Organisationen des Systems der Vereinten Nationen sowie mit
den regionalen und den sonstigen zuständigen Organisationen
weiterzuführen und gleichzeitig konkrete Tschernobyl betref-
fende Programme und Projekte durchzuführen;

17. ersucht den Koordinator der Vereinten Nationen für
die internationale Zusammenarbeit zu Gunsten von Tschern-
obyl, in Zusammenarbeit mit den Regierungen Belarus', der
Russischen Föderation und der Ukraine eine weitere Studie
über die gesundheitlichen, ökologischen und sozioökonomi-
schen Folgen des Unfalls von Tschernobyl zu organisieren, im
Einklang mit den Empfehlungen des Tschernobyl-Forums;

97 Ebd., Ziff. 49 und 50.
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18. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung unter einem geson-
derten Unterpunkt einen Bericht vorzulegen, der eine umfas-
sende Bewertung der Durchführung aller Aspekte dieser Re-
solution enthält.

RESOLUTION 60/15
Verabschiedet auf der 52. Plenarsitzung am 14. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.20 und Add.1, einge-
bracht von: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und
Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Baha-
mas, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Benin, Bhutan, Brasilien, Brunei
Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire,
Dänemark, Deutschland, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Ghana, Grenada, Grie-
chenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Indien, Indonesi-
en, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan,
Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan,
Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische
Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libanon, Liberia, Liechtenstein, Litauen,
Luxemburg, Madagaskar, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshall-
inseln, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Mo-
sambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande,
Nigeria, Norwegen, Oman, Pakistan, Papua-Neuguinea, Peru, Philippinen, Po-
len, Portugal, Republik Korea, Russische Föderation, Sambia, Samoa, Saudi-
Arabien, Schweden, Senegal, Serbien und Montenegro, Seychellen, Singapur,
Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, Südafrika, Sudan, Syrische Arabische
Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tschechische Republik,
Tunesien, Türkei, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Ve-
nezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Kö-
nigreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika,
Vietnam, Zypern.

60/15. Verstärkung der Soforthilfe, der Rehabilitation,
des Wiederaufbaus und der Vorbeugung nach der
Tsunami-Katastrophe im Indischen Ozean

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 46/182 vom 19. De-
zember 1991, 57/152 vom 16. Dezember 2002, 57/256 vom
20. Dezember 2002, 58/25 vom 5. Dezember 2003, 58/214
und 58/215 vom 23. Dezember 2003, 59/212 vom 20. Dezem-
ber 2004, 59/231 und 59/233 vom 22. Dezember 2004 sowie
59/279 vom 19. Januar 2005,

mit Lob für den Geist der internationalen Solidarität und
Zusammenarbeit bei der Bewältigung dieser Katastrophe, den
die internationale Gemeinschaft auf Ebene der Regierungen,
der Zivilgesellschaft, des Privatsektors und der Einzelperso-
nen mit ihrer raschen Reaktion, ihrer fortgesetzten Unterstüt-
zung, ihrer großzügigen Hilfe und ihren Beiträgen bei den So-
forthilfe-, Rehabilitations- und Wiederaufbaumaßnahmen be-
wiesen hat,

Kenntnis nehmend von der Erklärung über Maßnahmen zur
Verstärkung der Soforthilfe, der Rehabilitation, des Wieder-
aufbaus und der Vorbeugung nach der Erdbeben- und Tsuna-
mi-Katastrophe vom 26. Dezember 2004, die auf der Sonder-
tagung führender Politiker des Verbands Südostasiatischer
Nationen am 6. Januar 2005 in Jakarta verabschiedet wurde98,

unter Hinweis auf die Erklärung von Hyogo99 und den Hy-
ogo-Rahmenaktionsplan 2005-2015100 sowie die gemeinsame
Erklärung der Sondertagung über die Katastrophe im Indi-
schen Ozean101, die auf der vom 18. bis 22. Januar 2005 in Ko-
be (Hyogo, Japan) abgehaltenen Weltkonferenz für Katastro-
phenvorsorge verabschiedet wurden,

Kenntnis nehmend von dem am 16. Februar 2005 auf dem
dritten Erdbeobachtungsgipfel in Brüssel verabschiedeten
Kommuniqué betreffend die Unterstützung von Warnsyste-
men für Tsunamis und Mehrfachrisiken im Rahmen des Glo-
balen Systems der Erdbeobachtungssysteme,

sowie Kenntnis nehmend von der gemeinsamen Erklärung
führender asiatischer und afrikanischer Politiker über Tsuna-
mi-, Erdbeben- und andere Naturkatastrophen, die auf dem am
22. und 23. April 2005 in Jakarta abgehaltenen Asien-Afrika-
Gipfel 2005 verabschiedet wurde102,

ferner Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalse-
kretärs über die Verstärkung der Soforthilfe, der Rehabilita-
tion, des Wiederaufbaus, der Wiederherstellung und der Vor-
beugung nach der Tsunami-Katastrophe im Indischen Oze-
an103,

es begrüßend, dass Herr William Jefferson Clinton, der
ehemalige Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika,
zum Sondergesandten des Generalsekretärs für Tsunami-Wie-
deraufbau ernannt und das Globale Konsortium für die vom
Tsunami betroffenen Länder geschaffen wurde, um dafür zu
sorgen, dass der politische Wille der internationalen Gemein-
schaft zur Unterstützung der von den Regierungen der betrof-
fenen Länder betriebenen mittel- und langfristigen Rehabili-
tations-, Wiederaufbau- und Risikominderungsmaßnahmen
erhalten bleibt,

mit Befriedigung Kenntnis nehmend von den im Juni und
September 2005 abgehaltenen Treffen des Globalen Konsorti-
ums für die vom Tsunami betroffenen Länder mit dem Ziel, die
Koordinierung zwischen den maßgeblichen Interessenträgern
zu verbessern und ein gemeinsames Online-Beobachtungssy-
stem und gemeinsame Indikatoren zur Überwachung und Eva-
luierung der Wirkung der Tsunami-Soforthilfe- und -Rehabili-
tationsprogramme zu entwickeln, was die Notwendigkeit un-
terstreicht, die nationale Eigenverantwortung der vom Tsuna-
mi betroffenen Länder beim Überwachungsprozess zu fördern,

unter Begrüßung der derzeit im Rahmen des internationa-
len Systems unternommenen Anstrengungen zur Erfassung,
Konsolidierung und Verbreitung der aus den Reaktions- und
Wiederaufbaumaßnahmen nach dem Tsunami gewonnenen

98 A/59/669, Anlage.

99 A/CONF.206/6 und Corr.1, Kap. I, Resolution 1.
100 Hyogo-Rahmenaktionsplan 2005-2015: Stärkung der Widerstands-
kraft von Nationen und Gemeinwesen gegen Katastrophen
(A/CONF.206/6 und Corr.1, Kap. I, Resolution 2).
101 Gemeinsame Erklärung der Sondertagung über die Katastrophe im In-
dischen Ozean: Risikominderung für eine sicherere Zukunft
(A/CONF.206/6 und Corr.1, Anhang II).
102 Siehe A/59/841, Anlage.
103 A/60/86-E/2005/77.
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Erkenntnisse, die als Orientierung für künftiges Katastrophen-
management auf allen Ebenen dienen sollen,

sowie unter Begrüßung der Einrichtung des Freiwilligen
Treuhandfonds mehrerer Geber für Vorkehrungen zur Tsuna-
mi-Frühwarnung im Indischen Ozean und in Südostasien, der
zum Aufbau eines Frühwarnsystems und zum Ausbau der Ka-
pazität der Region zur Bewältigung von Naturkatastrophen
beitragen wird,

ferner unter Begrüßung des Vorschlags, vom 27. bis
29. März 2006 in Bonn (Deutschland) eine dritte Internationa-
le Konferenz zur Frühwarnung vor Naturkatastrophen abzu-
halten, die sich mit dem gesamten Spektrum der Naturgefahren
befasst, wobei der Schwerpunkt auf der unverzüglichen Ein-
richtung von Frühwarnsystemen für hydrometeorologische
und geologische Gefahren weltweiten Ausmaßes liegen soll,

betonend, dass Risikominderungsstrategien ausgearbeitet
und gegebenenfalls in nationale Entwicklungspläne integriert
werden müssen, insbesondere mittels Umsetzung der Interna-
tionalen Katastrophenvorbeugungsstrategie, um so die Wider-
standskraft von Bevölkerungen gegen Katastrophen zu stärken
und die Risiken für die Menschen, ihre Lebensgrundlagen, die
soziale und wirtschaftliche Infrastruktur und die Umweltres-
sourcen zu mindern,

sowie betonend, dass die Katastrophenvorsorge, ein-
schließlich der Verringerung der Anfälligkeit für Naturkata-
strophen, in erheblichem Maße zur Verwirklichung einer
nachhaltigen Entwicklung beiträgt,

ferner betonend, dass auch weiterhin die Entschlossenheit
unter Beweis gestellt werden muss, den betroffenen Ländern
und ihrer Bevölkerung, insbesondere den schwächsten Grup-
pen, dabei behilflich zu sein, sich vollständig von den verhee-
renden und traumatischen Auswirkungen der Katastrophe zu
erholen, namentlich auch bei ihren mittel- und langfristigen
Rehabilitations- und Wiederaufbaumaßnahmen, und die dies-
bezüglichen staatlichen und internationalen Hilfsmaßnahmen
begrüßend,

1. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von den Anstren-
gungen, die die Regierungen der betroffenen Länder unterneh-
men, um die Soforthilfephase abzuschließen und zur Rehabi-
litations- und Wiederaufbauphase überzugehen und um die fi-
nanzielle Transparenz und Rechenschaftspflicht bei der Wei-
terleitung und dem Einsatz von Ressourcen zu erhöhen,
gegebenenfalls auch durch die Heranziehung internationaler
öffentlicher Rechnungsprüfer;

2. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Arbeit von
Herrn William Jefferson Clinton, dem ehemaligen Präsidenten
der Vereinigten Staaten von Amerika, dem Sondergesandten
des Generalsekretärs für Tsunami-Wiederaufbau, und seinen
verschiedenen Initiativen und ermutigt ihn, sich auch weiter-
hin um die Erhaltung des politischen Willens der internationa-
len Gemeinschaft, insbesondere der regionalen und internatio-
nalen Finanzinstitutionen, der Zivilgesellschaft und des Pri-
vatsektors zu bemühen, die von den Regierungen der betrof-
fenen Länder betriebenen mittel- und langfristigen Rehabi-
litations-, Wiederaufbau- und Risikominderungsmaßnahmen
zu unterstützen;

3. legt den Geberländern und den internationalen und
regionalen Finanzinstitutionen sowie dem Privatsektor und
der Zivilgesellschaft nahe, die bestehenden Partnerschaften zu
verstärken und dem mittel- und langfristigen Rehabilitations-
und Wiederaufbaubedarf der betroffenen Länder weiter entge-
genzukommen, so auch durch die rasche Erfüllung der von den
Gebern eingegangenen Verpflichtungen;

4. betont die Notwendigkeit, die Transparenz und Re-
chenschaftspflicht unter den Gebern und den Empfängerlän-
dern unter anderem mittels eines einheitlichen Online-Verfol-
gungssystems für Finanz- und Sektorinformationen – einer
Entwicklungshilfe-Datenbank – mit Unterstützung und Betei-
ligung des Globalen Konsortiums für die vom Tsunami betrof-
fenen Länder zu fördern, und hebt hervor, wie wichtig rasche
und genaue Informationen über den ermittelten Bedarf sowie
die Quellen und die Verwendung der Finanzmittel sind;

5. befürwortet die weitere wirksame Koordinierung
zwischen den Regierungen der betroffenen Länder, den zu-
ständigen Organen des Systems der Vereinten Nationen, den
internationalen Organisationen, den Geberländern, den regio-
nalen und internationalen Finanzinstitutionen, der Zivilgesell-
schaft und den Privatsektoren, die sich an den Hilfs-, Rehabi-
litations- und Wiederaufbaumaßnahmen beteiligen, damit den
verbleibenden humanitären Bedürfnissen auf angemessene
Weise entsprochen und die bestehenden gemeinsamen Pro-
gramme wirksam durchgeführt werden sowie unnötige Dop-
pelarbeit verhindert und die Anfälligkeit für künftige Natur-
gefahren vermindert wird;

6. ersucht den Generalsekretär, den institutionellen Me-
chanismus und die Kapazitäten der Vereinten Nationen zur
Unterstützung der nationalen und lokalen Behörden bei der
Koordinierung der Wiederaufbaumaßnahmen nach der Tsuna-
mi-Katastrophe zu stärken;

7. bekräftigt, dass alle regionalen Maßnahmen dem
Zweck dienen sollen, die internationale Zusammenarbeit zur
Einrichtung eines globalen Frühwarnsystems für Mehrfachri-
siken zu verstärken, so auch das neu geschaffene System für
Tsunami-Warnung und -Folgenbegrenzung im Indischen Oze-
an;

8. hebt die Notwendigkeit hervor, stärkere Institutio-
nen, Mechanismen und Kapazitäten auf regionaler, nationaler
und lokaler Ebene zu schaffen, wie in der Erklärung von Hyo-
go99 und im Hyogo-Rahmenaktionsplan 2005-2015100 bekräf-
tigt, sowie die Aufklärung und Sensibilisierung der Öffentlich-
keit und die Einbindung der Gemeinwesen zu fördern, um die
Widerstandskraft gegen Gefahren und Katastrophen systema-
tisch zu erhöhen und die Risiken für die Bevölkerung und de-
ren Katastrophenanfälligkeit zu mindern, insbesondere in den
Entwicklungsländern;

9. legt den Regierungen und dem System der Vereinten
Nationen eindringlich nahe, bei der Vorsorgeplanung für den
Katastrophenfall und der Bewältigung von Naturkatastrophen
sowie bei der Durchführung von Wiederherstellungs-, Reha-
bilitations- und Wiederaufbaumaßnahmen eine Geschlechter-
perspektive zu integrieren und sicherzustellen, dass Frauen in
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allen Phasen des Katastrophenmanagements aktiv und gleich-
gestellt mitwirken;

10. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin nach
Möglichkeiten zu suchen, wie die Schnelleingreifkapazität der
internationalen Gemeinschaft zur Bereitstellung humanitärer
Soforthilfe gestärkt werden kann, aufbauend auf den bestehen-
den Abkommen und den laufenden Initiativen;

11. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über den
Wirtschafts- und Sozialrat auf seiner Arbeitstagung 2006 unter
dem Punkt "Verstärkte Koordinierung der humanitären Hilfe
und Katastrophenhilfe der Vereinten Nationen, einschließlich
der Wirtschaftssonderhilfe" über die Durchführung dieser Re-
solution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/16

Verabschiedet auf der 52. Plenarsitzung am 14. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.17 und Add.1, einge-
bracht von: Aserbaidschan, Australien, Bangladesch, Demokratische Volks-
republik Korea, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien,
Frankreich, Griechenland, Haiti, Indien, Indonesien, Island, Italien, Jamaika, Ja-
pan, Kanada, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Luxemburg, Malawi, Marokko, Mo-
naco, Mongolei, Oman, Österreich, Philippinen, Rumänien, Russische Föde-
ration, Slowenien, Syrische Arabische Republik, Thailand, Timor-Leste, Türkei,
Turkmenistan, Vereinigte Staaten von Amerika.

60/16. Achthundert Jahre mongolische Staatlichkeit

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 56/6 vom 9. November
2001 über die Globale Agenda für den Dialog zwischen den
Kulturen,

erneut erklärend, dass die Errungenschaften der verschie-
denen Kulturen das gemeinsame Erbe aller Menschen bilden
und für die gesamte Menschheit eine Quelle der Inspiration
und des Fortschritts sind,

unter Betonung der Notwendigkeit, ein objektives Ver-
ständnis aller Kulturen herbeizuführen und die konstruktive
Interaktion und Kooperation zwischen den Kulturen zu för-
dern,

in Anerkennung des Reichtums der Nomadenkultur und ih-
res wichtigen Beitrags zur Förderung des Dialogs und der In-
teraktion zwischen allen Kulturkreisen,

anerkennend, dass die Nomadenkultur in einem echten
Austausch menschlicher Werte unter anderem Gesellschaften
in ganz Asien und Europa beeinflusst und ihrerseits sowohl
östliche als auch westliche Einflüsse aufgenommen hat,

in Anerkennung der wichtigen Rolle, die einer starken und
beständigen Nomadenkultur bei der Entwicklung weitreichen-
der Handelsnetzwerke und der Schaffung großer Verwal-
tungs-, Kultur-, Religions- und Handelszentren zukam,

eingedenk dessen, dass einer Kultur des harmonischen Zu-
sammenlebens mit der Natur, wie sie bei den Nomaden zu fin-
den ist, in der heutigen Welt eine immer größere Bedeutung
und Relevanz zukommt,

1. begrüßt die Bemühungen der Mitgliedstaaten, ein-
schließlich der Mongolei, die Kultur und die Traditionen der
Nomaden in den modernen Gesellschaften zu bewahren und
weiterzuentwickeln;

2. begrüßt außerdem die Anstrengungen der Regierung
der Mongolei, im Jahr 2006 den achthundertsten Jahrestag der
mongolischen Staatlichkeit zu begehen;

3. bittet die Mitgliedstaaten, die Vereinten Nationen, ih-
re Sonderorganisationen und die sonstigen Organisationen des
Systems der Vereinten Nationen sowie die zuständigen zwi-
schenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen, Regio-
nalorganisationen und Stiftungen sowie akademische Kreise,
an den von der Mongolei zu organisierenden Veranstaltungen
zur Begehung dieses Jahrestags aktiv teilzunehmen.

RESOLUTION 60/29

Verabschiedet auf der 53. Plenarsitzung am 23. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.25 und Add.1, einge-
bracht von: Albanien, Andorra, Antigua und Barbuda, Argentinien, Australien,
Barbados, Belgien, Belize, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Bra-
silien, Bulgarien, Costa Rica, Dänemark, Demokratische Republik Kongo,
Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugosla-
wische Republik Mazedonien, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gambia,
Georgien, Ghana, Griechenland, Guyana, Honduras, Irland, Island, Italien, Jor-
danien, Kambodscha, Kanada, Kenia, Kolumbien, Kroatien, Lesotho, Lettland,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Mali, Malta, Mexiko, Mongolei,
Namibia, Neuseeland, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Österreich, Pana-
ma, Paraguay, Peru, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumä-
nien, Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montene-
gro, Sierra Leone, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Vincent und die Grenadi-
nen, Südafrika, Tadschikistan, Timor-Leste, Trinidad und Tobago, Tschechische
Republik, Uganda, Ungarn, Uruguay, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes
Königreich Großbritannien und Nordirland, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

60/29. Bericht des Internationalen Strafgerichtshofs

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 47/33 vom 25. No-
vember 1992, 48/31 vom 9. Dezember 1993, 49/53 vom 9. De-
zember 1994, 50/46 vom 11. Dezember 1995, 51/207 vom
17. Dezember 1996, 52/160 vom 15. Dezember 1997, 53/105
vom 8. Dezember 1998, 54/105 vom 9. Dezember 1999,
55/155 vom 12. Dezember 2000, 56/85 vom 12. Dezember
2001, 57/23 vom 19. November 2002, 58/79 vom 9. Dezember
2003, 58/318 vom 13. September 2004 und 59/43 vom 2. De-
zember 2004,

feststellend, dass das Römische Statut des Internationalen
Strafgerichtshofs104 am 17. Juli 1998 verabschiedet wurde und
am 1. Juli 2002 in Kraft getreten ist,

104 Official Records of the United Nations Diplomatic Conference of
Plenipotentiaries on the Establishment of an International Criminal
Court, Rome, 15 June - 17 July 1998, Vol. I: Final documents (United
Nations publication, Sales No. E.02.I.5), Abschn. A. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 2000 II S. 1394; LGBl. 2002 Nr. 90; öBGBl. III
Nr. 180/2002; AS 2002 3743.
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unter Hinweis darauf, dass das Römische Statut die Ziele
und Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen bekräftigt,

Kenntnis nehmend von den beträchtlichen Fortschritten,
die bisher dabei erzielt wurden, dem Internationalen Strafge-
richtshof die vollständige Aufnahme seiner Tätigkeiten zu er-
möglichen, sowie Kenntnis nehmend von wichtigen Meilen-
steinen wie den Beschlüssen des Anklägers des Internationa-
len Strafgerichtshofs, Ermittlungen betreffend die Situation in
Uganda und in der Demokratischen Republik Kongo aufzu-
nehmen, dem Beschluss des Sicherheitsrats, die Situation in
Darfur seit dem 1. Juli 2002 dem Ankläger zu unterbreiten105,
und der Aufnahme der Ermittlungen betreffend die Situation
in Darfur durch den Ankläger sowie der Ausstellung von Haft-
befehlen gegen die fünf Anführer der Widerstandsarmee des
Herrn durch den Gerichtshof,

in Anerkennung der Rolle des Internationalen Strafge-
richtshofs in einem multilateralen System, dessen Ziel darin
besteht, die Straflosigkeit zu beenden, die Herrschaft des
Rechts herzustellen und die Achtung vor den Menschenrech-
ten zu fördern und zu festigen, im Einklang mit dem Völker-
recht und den Zielen und Grundsätzen der Charta,

mit dem Ausdruck ihres Dankes an den Generalsekretär für
die Gewährung wirksamer und effizienter Hilfe bei der Schaf-
fung des Internationalen Strafgerichtshofs,

in Anerkennung des von der Generalversammlung in ihrer
Resolution 58/318 gebilligten Abkommens über die Bezie-
hungen zwischen den Vereinten Nationen und dem Internatio-
nalen Strafgerichtshof ("Beziehungsabkommen")106, nament-
lich von Ziffer 3 der Resolution betreffend die vollständige
Übernahme aller den Vereinten Nationen als Ergebnis der
Durchführung des Beziehungsabkommens entstehenden Ko-
sten107; das Beziehungsabkommen trat am 4. Oktober 2004 in
Kraft und schafft einen Rahmen für die weitere Zusammenar-
beit zwischen dem Gerichtshof und den Vereinten Nationen,
in deren Rahmen die Vereinten Nationen die Feldaktivitäten
des Gerichtshofs erleichtern und erforderlichenfalls den Ab-
schluss zusätzlicher Abmachungen und Vereinbarungen för-
dern könnten,

nach Erhalt des Berichts des Internationalen Strafgericht-
shofs108,

erneut auf die historische Bedeutung der Verabschiedung
des Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs
hinweisend,

1. fordert alle Staaten aus allen Weltregionen, die noch
nicht Vertragsparteien des Römischen Statuts des Internatio-
nalen Strafgerichtshofs104 sind, auf, zu erwägen, es unverzüg-
lich zu ratifizieren beziehungsweise ihm beizutreten;

2. begrüßt die hundertste Ratifikation des Römischen
Statuts, die am 28. Oktober 2005 von Mexiko vollzogen wur-
de;

3. fordert alle Staaten, die noch nicht Vertragsparteien
des Übereinkommens über die Vorrechte und Immunitäten des
Internationalen Strafgerichtshofs109 sind, auf, dies zu erwägen;

4. legt den Vertragsstaaten des Römischen Statuts, die
dies noch nicht getan haben, nahe, innerstaatliche Rechtsvor-
schriften zur Umsetzung der Verpflichtungen aus dem Römi-
schen Statut zu erlassen und mit dem Internationalen Strafge-
richtshof bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben zusammen-
zuarbeiten, und verweist auf die von Vertragsstaaten diesbe-
züglich bereitgestellte technische Hilfe;

5. erinnert daran, dass auf Grund des Artikels 12 Ab-
satz 3 des Römischen Statuts ein Staat, der nicht Vertragspartei
des Statuts ist, durch Hinterlegung einer Erklärung beim Kanz-
ler des Internationalen Strafgerichtshofs die Ausübung der Ge-
richtsbarkeit durch den Gerichtshof in Bezug auf bestimmte,
in Absatz 2 des Artikels genannte Verbrechen anerkennen
kann;

6. sieht der vierten Tagung der Versammlung der Ver-
tragsstaaten des Römischen Statuts des Internationalen Straf-
gerichtshofs vom 28. November bis 3. Dezember 2005 in Den
Haag sowie der Wiederaufnahme der vierten Tagung am
26. und 27. Januar 2006 in New York mit Interesse entgegen;

7. erinnert daran, dass die Versammlung der Vertrags-
staaten die allen Staaten gleichberechtigt offen stehende Son-
derarbeitsgruppe zum Verbrechen der Aggression eingerichtet
hat, und legt allen Staaten nahe, die aktive Mitwirkung in der
Arbeitsgruppe zu erwägen, mit dem Ziel, Vorschläge für eine
Bestimmung über das Verbrechen der Aggression auszuarbei-
ten;

8. legt den Staaten nahe, zu dem Treuhandfonds zu
Gunsten der Opfer und der Angehörigen der Opfer von Ver-
brechen, die der Gerichtsbarkeit des Internationalen Strafge-
richtshofs unterliegen, sowie zu dem Treuhandfonds für die
Teilnahme der am wenigsten entwickelten Länder beizutra-
gen, und nimmt von den bisher an die beiden Treuhandfonds
entrichteten Beiträgen Kenntnis;

9. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs über die
Tätigkeit der Vereinten Nationen110, in dem auf die wichtige
Rolle des Internationalen Strafgerichtshofs bei der Förderung
der Sache der Gerechtigkeit und der Rechtsstaatlichkeit Bezug
genommen wird;

10. erinnert daran, dass der Sicherheitsrat die Situation in
Darfur seit dem 1. Juli 2002 dem Ankläger des Internationalen

105 Siehe Resolution 1593 (2005) des Sicherheitsrats.
106 Siehe A/58/874 und Add.1.
107 Artikel 10 und 13 des Beziehungsabkommens.
108 Siehe A/60/177.

109 Official Records of the Assembly of States Parties to the Rome Statute
of the International Criminal Court, First session, New York, 3-10 Sep-
tember 2002 (United Nations publication, Sales No. E.03.V.2 und Kor-
rigendum), Teil II.E. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2004 II S. 1138;
LGBl. 2004 Nr. 213; öBGBl. III Nr. 13/2005.
110 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechzigste Tagung,
Beilage 1 (A/60/1).
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Strafgerichtshofs unterbreitet105, und erinnert außerdem an
Artikel 13 Buchstabe b des Römischen Statuts;

11. stellt fest, wie bedeutend der Abschluss und die
Durchführung des Beziehungsabkommens zwischen den Ver-
einten Nationen und dem Internationalen Strafgerichtshof106

ist, das einen Rahmen für die enge Zusammenarbeit zwischen
den beiden Organisationen und für Konsultationen zu Ange-
legenheiten gemeinsamen Interesses bildet, gemäß den Be-
stimmungen des genannten Abkommens und in Übereinstim-
mung mit den einschlägigen Bestimmungen der Charta der
Vereinten Nationen und des Römischen Statuts;

12. begrüßt den Bericht des Internationalen Strafge-
richtshofs für 2004108 und bittet den Gerichtshof, der General-
versammlung im Einklang mit Artikel 6 des Beziehungsab-
kommens Jahresberichte über seine Tätigkeit vorzulegen; 

13. erinnert daran, dass der Internationale Strafgerichts-
hof nach Artikel 4 Absatz 2 des Beziehungsabkommens der
Arbeit der Generalversammlung als Beobachter beiwohnen
und daran teilnehmen kann;

14. beschließt, den Punkt "Bericht des Internationalen
Strafgerichtshofs" in die vorläufige Tagesordnung ihrer ein-
undsechzigsten Tagung aufzunehmen und auch weiterhin un-
mittelbar im Plenum zu behandeln und unter diesem Punkt den
Jahresbericht des Gerichtshofs zu behandeln, welcher einge-
laden wird, diesen Beratungen beizuwohnen und daran teilzu-
nehmen.

RESOLUTION 60/30

Verabschiedet auf der 56. Plenarsitzung am 29. November 2005 in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 141 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 4 Enthaltun-
gen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.22 und Add.1, einge-
bracht von: Australien, Belgien, Belize, Brasilien, Dänemark, Deutschland, Fi-
dschi, Finnland, Griechenland, Honduras, Indonesien, Irland, Island, Italien, Ja-
maika, Kanada, Kroatien, Madagaskar, Malta, Mexiko, Mikronesien (Föderierte
Staaten von), Monaco, Namibia, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Öster-
reich, Philippinen, Polen, Portugal, Russische Föderation, Samoa, Schweden,
Serbien und Montenegro, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, Tonga, Tri-
nidad und Tobago, Tschechische Republik, Ukraine, Uruguay, Vereinigtes Kö-
nigreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zy-
pern.
* Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbu-
da, Argentinien, Armenien, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bolivien, Bosnien und Herzegowina,
Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, China,
Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Deutschland, Dominica, Dominikanische
Republik, Dschibuti, Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Grenada,
Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Honduras, Indien, Indonesi-
en, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Je-
men, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia,
Kirgisistan, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik,
Lettland, Libanon, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Ma-
laysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius,
Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Myanmar,
Namibia, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Oman,
Österreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Phil-
ippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russi-
sche Föderation, Salomonen, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden,
Serbien und Montenegro, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka,
St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Sudan, Suriname,
Tadschikistan, Thailand, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Re-
publik, Tunesien, Tuvalu, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigte Arabische Emi-

rate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Vietnam, Zentralafrikanische Repu-
blik, Zypern.

Dagegen: Türkei.
Enthaltungen: Ecuador, Kolumbien, Libysch-Arabische Dschamahirija, Ve-

nezuela (Bolivarische Republik).

60/30. Ozeane und Seerecht

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 49/28 vom 6. Dezem-
ber 1994, 52/26 vom 26. November 1997, 54/33 vom 24. No-
vember 1999, 57/141 vom 12. Dezember 2002, 58/240 vom
23. Dezember 2003, 59/24 vom 17. November 2004 und an-
dere einschlägige Resolutionen betreffend das Seerechtsüber-
einkommen der Vereinten Nationen ("Seerechtsübereinkom-
men")111,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs112, des
dazugehörigen Addendums113 sowie der Berichte über die
sechste Tagung des Offenen informellen Beratungsprozesses
der Vereinten Nationen über Ozeane und Seerecht ("Bera-
tungsprozess")114, die zweite Internationale Arbeitstagung
über den regelmäßigen globalen Berichterstattungs- und Be-
wertungsprozess zum Zustand der Meeresumwelt, einschließ-
lich sozioökonomischer Aspekte115, und die fünfzehnte Ta-
gung der Vertragsstaaten des Seerechtsübereinkommens116,

den herausragenden Beitrag betonend, den das Seerechts-
übereinkommen zur Festigung des Friedens, der Sicherheit,
der Zusammenarbeit und der freundschaftlichen Beziehungen
zwischen allen Nationen in Übereinstimmung mit den Grund-
sätzen der Gerechtigkeit und Gleichberechtigung und zur För-
derung des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts aller
Völker der Welt im Einklang mit den in der Charta der Ver-
einten Nationen verankerten Zielen und Grundsätzen der Ver-
einten Nationen sowie für die nachhaltige Entwicklung der
Ozeane und Meere geleistet hat,

sowie den universellen und einheitlichen Charakter des
Seerechtsübereinkommens betonend und erneut erklärend,
dass das Seerechtsübereinkommen den rechtlichen Rahmen
für die Durchführung aller die Ozeane und Meere betreffenden
Tätigkeiten vorgibt, und dass seine Intaktheit gewahrt werden
muss, wie dies auch von der Konferenz der Vereinten Nationen
über Umwelt und Entwicklung in Kapitel 17 der Agenda 21117

anerkannt wurde,

111 United Nations, Treaty Series, Vol. 1833, Nr. 31363. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1994 II S. 1798; öBGBl. Nr. 885/1995.
112 A/60/63.
113 A/60/63/Add.2.
114 A/60/99.
115 A/60/91.
116 SPLOS/135.
117 Report of the United Nations Conference on Environment and
Development, Rio de Janeiro, 3-14 June 1992, Vol. I, Resolutions
Adopted by the Conference (United Nations publication, Sales
No. E.93.I.8 und Korrigendum), Resolution 1, Anlage II. In Deutsch
verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/agenda21/
agenda_21.pdf.
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in dem Bewusstsein, dass die Probleme des Meeresraums
eng miteinander verbunden sind und im Rahmen eines inte-
grierten, interdisziplinären und intersektoralen Ansatzes als
Ganzes betrachtet werden müssen, und in Bekräftigung der
Notwendigkeit, die Zusammenarbeit und die Koordinierung
auf nationaler, regionaler und globaler Ebene im Einklang mit
dem Seerechtsübereinkommen zu verbessern, um die Anstren-
gungen der einzelnen Staaten zur Förderung der Durchführung
und Einhaltung des Seerechtsübereinkommens sowie der in-
tegrierten Bewirtschaftung und nachhaltigen Erschließung der
Ozeane und Meere zu unterstützen und zu ergänzen,

erneut erklärend, dass es unerlässlich ist, zusammenzuar-
beiten, namentlich durch den Aufbau von Kapazitäten und die
Weitergabe von Meerestechnologie, um sicherzustellen, dass
alle Staaten, insbesondere die Entwicklungsländer und vor al-
lem die am wenigsten entwickelten Länder und die kleinen In-
selentwicklungsländer sowie die afrikanischen Küstenstaaten,
in der Lage sind, sowohl das Seerechtsübereinkommen durch-
zuführen und aus der nachhaltigen Erschließung der Ozeane
und Meere Nutzen zu ziehen als auch voll an den globalen und
regionalen Foren und Prozessen mitzuwirken, die sich mit Fra-
gen im Zusammenhang mit den Ozeanen und dem Seerecht be-
fassen,

betonend, dass die zuständigen internationalen Organisa-
tionen verstärkt in die Lage versetzt werden müssen, auf glo-
baler, regionaler, subregionaler und bilateraler Ebene durch
Kooperationsprogramme mit den Regierungen zum Ausbau
nationaler Kapazitäten in der Meereswissenschaft und der
nachhaltigen Bewirtschaftung der Ozeane und ihrer Ressour-
cen beizutragen,

in Anbetracht dessen, dass die Meereswissenschaft eine
wichtige Rolle dabei spielt, die Armut zu bekämpfen, zur Er-
nährungssicherheit beizutragen, die Meeresumwelt und die
Meeresressourcen der Welt zu erhalten, Naturereignisse zu
verstehen, vorherzusagen und darauf zu reagieren sowie die
nachhaltige Erschließung der Ozeane und Meere zu fördern,
indem sie durch nachhaltige Forschungsanstrengungen und
die Evaluierung der Überwachungsergebnisse den Wissens-
stand verbessert und dieses Wissen auf die Bewirtschaftungs-
und Entscheidungsprozesse anwendet,

unter Hinweis auf ihren in den Resolutionen 57/141 und
58/240 auf Empfehlung des Weltgipfels für nachhaltige Ent-
wicklung118 gefassten Beschluss, im Rahmen der Vereinten
Nationen einen regelmäßigen globalen Berichterstattungs-
und Bewertungsprozess zum Zustand der Meeresumwelt, ein-
schließlich aktueller und absehbarer sozioökonomischer
Aspekte, einzurichten und dabei die bestehenden Regionalbe-
urteilungen zugrunde zu legen, und feststellend, dass es dies-
bezüglich der Zusammenarbeit aller Staaten bedarf,

mit dem erneuten Ausdruck ihrer Besorgnis über die schäd-
lichen Auswirkungen menschlicher Tätigkeiten auf die Mee-
resumwelt und die biologische Vielfalt, insbesondere auf emp-
findliche Meeresökosysteme einschließlich Korallen, bei-
spielsweise durch die übermäßige Nutzung lebender Meeres-
ressourcen, die Anwendung destruktiver Praktiken, physische
Auswirkungen durch Schiffe, die Einführung invasiver nicht-
einheimischer Organismen sowie Meeresverschmutzung jed-
weden Ursprungs, vom Lande aus wie auch durch Schiffe, ins-
besondere durch das rechtswidrige Freisetzen von Öl und son-
stigen Schadstoffen, den Verlust oder das Zurücklassen von
Fischfanggerät und das Einbringen von gefährlichen Abfällen
wie beispielsweise radioaktives Material, nukleare Abfälle
und gefährliche Chemikalien,

in der Erkenntnis, dass hydrografische Vermessungen und
die Seekartografie von entscheidender Bedeutung für die Si-
cherheit der Schifffahrt, den Schutz des menschlichen Lebens
auf See, den Schutz der Umwelt, einschließlich des Schutzes
empfindlicher Meeresökosysteme, und die weltweite Schiff-
fahrtsindustrie sind, sowie in diesem Zusammenhang anerken-
nend, dass der zunehmende Einsatz der elektronischen Karto-
grafie nicht nur die Sicherheit der Schifffahrt und die Kontrolle
von Schiffsbewegungen erheblich verbessert, sondern auch
Daten und Informationen liefert, die für eine nachhaltige Fi-
schereibewirtschaftung und andere sektorale Nutzungen der
Meeresumwelt, die Festlegung der Seegrenzen und den Um-
weltschutz von Nutzen sein können,

mit Besorgnis Kenntnis nehmend von dem anhaltenden
Problem der grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität
und der Bedrohungen der Sicherheit der Schifffahrt und der
Gefahrenabwehr in der Schifffahrt, namentlich Seeräuberei,
bewaffnete Raubüberfälle auf See und Schmuggel, und Kennt-
nis nehmend von den beklagenswerten Verlusten an Men-
schenleben und den nachteiligen Auswirkungen dieser Akti-
vitäten auf den internationalen Handel,

feststellend, dass der Kommission zur Begrenzung des
Festlandsockels ("Kommission") eine wichtige Rolle bei der
Unterstützung der Vertragsstaaten bei der Durchführung von
Teil VI des Seerechtsübereinkommens zukommt, indem sie
die ihr von den Küstenstaaten vorgelegten Informationen be-
treffend die äußeren Grenzen des Festlandsockels jenseits von
200 Seemeilen prüft, sowie feststellend, dass die wirksame
Aufgabenwahrnehmung der Kommission in einer Zeit, in der
ihr Arbeitsvolumen rasch wächst, gewährleistet werden muss,
und insbesondere feststellend, dass die Teilnahme der Mitglie-
der der Kommission an ihren Unterkommissionen gewährlei-
stet werden muss,

in Anerkennung der Wichtigkeit und des Beitrags der in
den vergangenen sechs Jahren geleisteten Arbeit des Bera-
tungsprozesses, den die Generalversammlung mit Resolution
54/33 einrichtete, um ihre jährliche Überprüfung der Entwick-
lungen auf dem Gebiet der Meeresangelegenheiten zu erleich-
tern, und den sie mit Resolution 57/141 um drei Jahre verlän-
gerte,

Kenntnis nehmend von den Verantwortlichkeiten, die dem
Generalsekretär nach dem Seerechtsübereinkommen und den
damit zusammenhängenden Resolutionen der Generalver-

118 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johan-
nesburg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations
publication, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I,
Resolution 2, Anlage, Ziff. 36 b). In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
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sammlung, insbesondere den Resolutionen 49/28, 52/26 und
54/33, zukommen, und in diesem Zusammenhang feststellend,
dass die Aktivitäten der Abteilung Meeresangelegenheiten
und Seerecht des Sekretariats-Bereichs Rechtsangelegenhei-
ten ("Abteilung") zugenommen haben, insbesondere in Anbe-
tracht der wachsenden Zahl der an die Abteilung gerichteten
Anfragen betreffend zusätzliche Leistungen und Konferenz-
betreuungsdienste, der zunehmenden Aktivitäten auf dem Ge-
biet des Kapazitätsaufbaus und der Hilfe für die Kommission
und der Rolle der Abteilung bei der interinstitutionellen Ko-
ordinierung und Zusammenarbeit,

betonend, dass das archäologische, kulturelle und histori-
sche Erbe unter Wasser, einschließlich Schiffswracks und
Wasserfahrzeugen, unverzichtbare Informationen über die
Geschichte der Menschheit birgt und dass dieses Erbe eine
Ressource darstellt, die geschützt und erhalten werden muss,

I

Durchführung des Seerechtsübereinkommens und damit
zusammenhängender Vereinbarungen und Rechtsin-
strumente
1. bekräftigt ihre Resolutionen 49/28, 52/26, 54/33,

57/141, 58/240, 59/24 und andere einschlägige Resolutionen
betreffend das Seerechtsübereinkommen111;

2. fordert alle Staaten auf, soweit noch nicht geschehen,
Vertragsparteien des Seerechtsübereinkommens und des
Übereinkommens zur Durchführung des Teiles XI des See-
rechtsübereinkommens der Vereinten Nationen vom 10. De-
zember 1982 ("Durchführungsübereinkommen")119 zu wer-
den, um das Ziel der universellen Beteiligung zu erreichen;

3. fordert alle Staaten auf, soweit noch nicht geschehen,
Vertragsparteien des Übereinkommens zur Durchführung der
Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens der Vereinten
Nationen vom 10. Dezember 1982 über die Erhaltung und Be-
wirtschaftung von gebietsübergreifenden Fischbeständen und
Beständen weit wandernder Fische ("Übereinkommen über
Fischbestände")120 zu werden, um das Ziel der universellen Be-
teiligung zu erreichen;

4. bekräftigt den einheitlichen Charakter des Überein-
kommens und die Notwendigkeit, seine Intaktheit zu wahren;

5. fordert die Staaten erneut auf, mit Vorrang ihre in-
nerstaatlichen Rechtsvorschriften mit den Bestimmungen des
Seerechtsübereinkommens und, soweit anwendbar, einschlä-
giger Vereinbarungen und Rechtsinstrumente in Einklang zu
bringen, die konsequente Anwendung dieser Bestimmungen
sicherzustellen und außerdem sicherzustellen, dass alle Erklä-
rungen, die sie bei der Unterzeichnung oder Ratifikation des
Seerechtsübereinkommens beziehungsweise dem Beitritt zu
ihm abgegeben haben oder abgeben, nicht darauf abzielen, die

Rechtswirkung der Bestimmungen des Seerechtsübereinkom-
mens in ihrer Anwendung auf diesen Staat auszuschließen
oder zu ändern, und alle derartigen Erklärungen zurückzuneh-
men;

6. fordert die Vertragsstaaten des Seerechtsüberein-
kommens auf, wie im Seerechtsübereinkommen vorgesehen,
beim Generalsekretär Seekarten oder Verzeichnisse geografi-
scher Koordinaten zu hinterlegen;

7. legt allen Staaten eindringlich nahe, direkt oder über
die zuständigen internationalen Organe zusammenzuarbeiten
und Maßnahmen zu ergreifen, um im Meer gefundene Gegen-
stände archäologischer und historischer Art im Einklang mit
dem Seerechtsübereinkommen zu schützen und zu erhalten,
und fordert die Staaten auf, im Hinblick auf so unterschiedli-
che Herausforderungen und Chancen wie das angemessene
Verhältnis zwischen dem Bergungsrecht und dem wissen-
schaftlichen Management und der Erhaltung des Kulturerbes
unter Wasser, den Ausbau der technologischen Fähigkeiten
zur Entdeckung und Erreichung von Unterwasserstätten sowie
Plünderung und die Zunahme des Unterwassertourismus zu-
sammenzuarbeiten;

8. nimmt Kenntnis von den Anstrengungen der Organi-
sation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft und
Kultur zur Erhaltung des Kulturerbes unter Wasser und nimmt
insbesondere Kenntnis von den Regeln im Anhang zu dem
Übereinkommen von 2001 über den Schutz des Kulturerbes
unter Wasser121, die das Verhältnis zwischen dem Bergungs-
recht und den wissenschaftlichen Grundsätzen des Manage-
ments, der Erhaltung und des Schutzes des Kulturerbes unter
Wasser für die Vertragsstaaten, ihre Staatsangehörigen und die
ihre Flagge führenden Schiffe behandeln;

II

Kapazitätsaufbau

9. fordert die Geberorganisationen und die internatio-
nalen Finanzinstitutionen auf, ihre Programme laufend syste-
matisch zu überprüfen, um sicherzustellen, dass alle Staaten,
insbesondere die Entwicklungsländer, über die wirtschaftli-
chen, rechtlichen, nautischen, wissenschaftlichen und techni-
schen Fertigkeiten verfügen, die für die volle Durchführung
des Seerechtsübereinkommens und der Ziele dieser Resolu-
tion sowie die nachhaltige Erschließung der Ozeane und Mee-
re auf nationaler, regionaler und globaler Ebene erforderlich
sind, und dabei die Interessen und Bedürfnisse der Binnenent-
wicklungsländer zu beachten;

10. befürwortet verstärkte Bemühungen zum Kapazitäts-
aufbau in den Entwicklungsländern, insbesondere in den am
wenigsten entwickelten Ländern und den kleinen Inselent-
wicklungsländern, sowie in den afrikanischen Küstenstaaten,
mit dem Ziel, die hydrografischen Dienste und die Herstellung

119 United Nations, Treaty Series, Vol. 1836, Nr. 31364. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1994 II S. 2565, 3796; 1997 II S. 1327, 1402: öBGBl.
III Nr. 885/1995.
120 Ebd., Vol. 2167, Nr. 37924. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2000 II
S. 1022; öBGBl. III Nr. 21/2005.

121 United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization,
Records of the General Conference, Thirty-first Session, Paris, 15 Octo-
ber - 3 November 2001, Vol. 1 und Korrigendum: Resolutions,
Resolution 24, Anlage.
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von Seekarten, einschließlich elektronischer Karten, sowie die
Mobilisierung von Ressourcen und den Kapazitätsaufbau mit
Unterstützung seitens der internationalen Finanzinstitutionen
und der Gebergemeinschaft zu verbessern;

11. fordert die Staaten und die internationalen Finanzin-
stitutionen auf, namentlich durch bilaterale, regionale und glo-
bale Kooperationsprogramme und technische Partnerschaften
auch weiterhin den Aufbau von Kapazitäten auf dem Gebiet
der wissenschaftlichen Meeresforschung zu verstärken, insbe-
sondere in den Entwicklungsländern, unter anderem durch die
Ausbildung des erforderlichen Fachpersonals, die Bereitstel-
lung der benötigten Geräte, Einrichtungen und Schiffe sowie
durch den Transfer umweltverträglicher Technologien;

12. erkennt an, dass es angesichts der besonderen Anfäl-
ligkeit der kleinen Inselentwicklungsländer für die Auswir-
kungen der Meeresverschmutzung vom Land aus und des
Meeresmülls notwendig ist, in den Entwicklungsländern Ka-
pazitäten aufzubauen, um das Bewusstsein für verbesserte Ab-
fallbehandlungspraktiken zu schärfen und deren Anwendung
zu unterstützen;

13. erkennt außerdem an, wie wichtig es ist, die Entwick-
lungsländer, insbesondere die am wenigsten entwickelten
Länder und die kleinen Inselentwicklungsländer, bei der
Durchführung des Seerechtsübereinkommens zu unterstützen,
und fordert die Staaten, die zwischenstaatlichen Organisatio-
nen und Einrichtungen, die nationalen Institutionen, die nicht-
staatlichen Organisationen und die internationalen Finanzin-
stitutionen sowie natürliche und juristische Personen nach-
drücklich auf, freiwillige finanzielle oder sonstige Beiträge an
die in Resolution 57/141 genannten, zu diesem Zweck ge-
schaffenen Treuhandfonds zu leisten;

14. legt den Staaten nahe, die von der Versammlung der
Zwischenstaatlichen Ozeanografischen Kommission der Or-
ganisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft
und Kultur verabschiedeten Kriterien und Leitlinien für die
Weitergabe von Meerestechnologie122 anzuwenden;

15. legt den Staaten außerdem nahe, den Entwicklungs-
ländern, insbesondere den am wenigsten entwickelten Län-
dern und den kleinen Inselentwicklungsländern, sowie den
afrikanischen Küstenstaaten auf bilateraler und gegebenen-
falls regionaler Ebene bei der Ausarbeitung der der Kommis-
sion zu unterbreitenden Anträge betreffend die Festlegung der
äußeren Grenzen des Festlandsockels jenseits von 200 See-
meilen behilflich zu sein, namentlich bei der in Form einer
Schreibtischstudie zu erstellenden Analyse der Beschaffenheit
und des Ausmaßes des Festlandsockels eines Küstenstaats so-
wie bei der Festlegung der äußeren Grenzen seines Festland-
sockels;

16. lobt die Abteilung für die Fertigstellung des Ausbil-
dungshandbuchs, nimmt mit Befriedigung Kenntnis von der
erfolgreichen Durchführung zweier regionaler Ausbildungs-
kurse und begrüßt die Absicht, vor Jahresmitte 2006 zwei zu-

sätzliche Ausbildungskurse mit dem Ziel durchzuführen,
Fachkräfte der Küstenentwicklungsländer in Bezug auf die
Festlegung der äußeren Grenzen des Festlandsockels jenseits
von 200 Seemeilen und die Ausarbeitung der der Kommission
zu unterbreitenden Anträge zu schulen;

17. ersucht den Generalsekretär, in Zusammenarbeit mit
den Staaten und den zuständigen internationalen Organisatio-
nen und Institutionen auch weiterhin solche Ausbildungskurse
auf regionaler sowie gegebenenfalls auf subregionaler und na-
tionaler Ebene anzubieten;

18. bittet die Mitgliedstaaten und andere, die dazu in der
Lage sind, die Kapazitätsaufbaumaßnahmen der Abteilung zu
unterstützen, so insbesondere die Ausbildungsaktivitäten zur
Unterstützung der Entwicklungsländer bei der Ausarbeitung
ihrer der Kommission zu unterbreitenden Anträge, und bittet
die Mitgliedstaaten und andere, die dazu in der Lage sind, Bei-
träge an den neuen Treuhandfonds zu entrichten, den der Ge-
neralsekretär für den Sekretariats-Bereich Rechtsangelegen-
heiten eingerichtet hat, um die Förderung des Völkerrechts zu
unterstützen;

19. erkennt an, wie wichtig das Hamilton-Shirley-Ame-
rasinghe-Gedächtnisstipendienprogramm für Seerechtsfragen
ist, legt den Mitgliedstaaten und anderen, die dazu in der Lage
sind, eindringlich nahe, zum weiteren Ausbau des Stipendien-
programms beizutragen, und nimmt mit Befriedigung Kennt-
nis von der laufenden Durchführung des Stipendienpro-
gramms der Vereinten Nationen und der Nippon Foundation
mit dem Schwerpunkt der Erschließung der Humanressourcen
der Küstenentwicklungsländer, gleichviel, ob sie Vertrags-
staaten des Seerechtsübereinkommens sind oder nicht, auf
dem Gebiet der Meeresangelegenheiten und des Seerechts
oder in verwandten Disziplinen;

III

Tagung der Vertragsstaaten

20. begrüßt den Bericht der fünfzehnten Tagung der Ver-
tragsstaaten des Seerechtsübereinkommens116;

21. ersucht den Generalsekretär, die sechzehnte Tagung
der Vertragsstaaten des Seerechtsübereinkommens für den
19. bis 23. Juni 2006 nach New York einzuberufen und die er-
forderlichen Dienste bereitzustellen;

IV

Friedliche Beilegung von Streitigkeiten

22. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von dem fortdau-
ernden, bedeutenden Beitrag des Internationalen Seegerichts-
hofs ("Seegerichtshof") zur Beilegung von Streitigkeiten
durch friedliche Mittel nach Teil XV des Seerechtsüberein-
kommens und unterstreicht die wichtige Rolle und die Befug-
nisse des Seegerichtshofs im Hinblick auf die Auslegung oder
die Anwendung des Seerechtsübereinkommens und des
Durchführungsübereinkommens;

23. stellt fest, dass die Vertragsstaaten einer internationa-
len Übereinkunft, die mit den Zielen des Seerechtsüberein-
kommens in Zusammenhang steht, unter anderem dem Seege-
richtshof oder dem Internationalen Gerichtshof jede ihm im

122 Siehe Intergovernmental Oceanographic Commission, Dokument
IOC/INF-1203.
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Einklang mit dieser Übereinkunft unterbreitete Streitigkeit
über die Auslegung oder Anwendung dieser Übereinkunft un-
terbreiten können, und stellt außerdem fest, dass die Statute
des Seegerichtshofs und des Internationalen Gerichtshofs die
Möglichkeit vorsehen, Streitigkeiten einer Kammer zu unter-
breiten;

24. bekundet gleichermaßen dem Internationalen Ge-
richtshof ihre Hochachtung für die wichtige Funktion, die er
in Bezug auf die friedliche Beilegung von Streitigkeiten be-
treffend das Seerecht seit langer Zeit wahrnimmt;

25. legt den Vertragsstaaten des Seerechtsübereinkom-
mens nahe, zu erwägen, eine schriftliche Erklärung abzuge-
ben, mit der sie eines der in Artikel 287 des Seerechtsüberein-
kommens genannten Mittel zur Beilegung von Streitigkeiten
über die Auslegung oder Anwendung des Seerechtsüberein-
kommens und des Durchführungsübereinkommens wählen,
sofern sie dies noch nicht getan haben;

V

Das Gebiet

26. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von dem Fortgang
der Gespräche über Fragen betreffend die Vorschriften für die
Prospektion und Erforschung polymetallischer Sulfide und
kobaltreicher Eisenmangankrusten in dem Gebiet und erklärt
erneut, wie wichtig es ist, dass die Internationale Meeresbo-
denbehörde ("Behörde") im Einklang mit Artikel 145 des See-
rechtsübereinkommens fortlaufend Regeln, Vorschriften und
Verfahren ausarbeitet, um die Meeresumwelt wirksam zu
schützen, die natürlichen Ressourcen des Gebiets zu schützen
und zu erhalten sowie Schäden für ihre Pflanzen und Tiere auf
Grund schädlicher Auswirkungen, die sich aus den Tätigkeiten
in dem Gebiet ergeben können, zu vermeiden;

27. nimmt Kenntnis von dem Beschluss des Rates der Be-
hörde123, einen von einem neuen Vertragsnehmer vorgelegten
Arbeitsplan für die Erforschung polymetallischer Knollen zu
billigen, was einen wichtigen Schritt zur Nutzung der Ressour-
cen in dem Gebiet darstellt;

28. nimmt außerdem davon Kenntnis, wie wichtig die der
Behörde mit den Artikeln 143 und 145 des Seerechtsüberein-
kommens übertragenen Aufgaben sind, die sich auf die wis-
senschaftliche Meeresforschung beziehungsweise auf den
Schutz der Meeresumwelt beziehen;

VI

Effektive Aufgabenwahrnehmung der Behörde
und des Seegerichtshofs

29. appelliert an alle Vertragsstaaten des Seerechtsüber-
einkommens, ihre Pflichtbeiträge für die Behörde beziehungs-

weise den Seegerichtshof vollständig und pünktlich zu entrich-
ten;

30. legt allen Vertragsstaaten des Seerechtsübereinkom-
mens nahe, an den Tagungen der Behörde teilzunehmen, und
fordert die Behörde auf, allen Möglichkeiten, einschließlich
der Terminfrage, nachzugehen, um die Anwesenheit in Kings-
ton zu verbessern und eine weltweite Beteiligung zu gewähr-
leisten;

31. fordert die Staaten auf, soweit nicht bereits gesche-
hen, die Ratifikation des Übereinkommens über die Vorrechte
und Immunitäten des Internationalen Seegerichtshofs124 und
des Protokolls über die Vorrechte und Immunitäten der Inter-
nationalen Meeresbodenbehörde125 beziehungsweise den Bei-
tritt dazu zu erwägen;

VII

Festlandsockel und Tätigkeit der Kommission

32. legt den Vertragsstaaten des Seerechtsübereinkom-
mens, die dazu in der Lage sind, nahe, alles zu tun, um der
Kommission in Übereinstimmung mit Artikel 76 des See-
rechtsübereinkommens und mit Artikel 4 der Anlage II des
Seerechtsübereinkommens Informationen über die Festlegung
der äußeren Grenzen des Festlandsockels jenseits von
200 Seemeilen vorzulegen und dabei den Beschluss der elften
Tagung der Vertragsstaaten des Seerechtsübereinkommens126

zu berücksichtigen;

33. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von den Fortschrit-
ten bei der Tätigkeit der Kommission127, davon, dass sie derzeit
drei neue Anträge betreffend die Festlegung der äußeren Gren-
zen des Festlandsockels jenseits von 200 Seemeilen prüft, und
dass eine Reihe von Staaten ihre Absicht mitgeteilt haben,
demnächst Anträge zu unterbreiten;

34. billigt es, dass der Generalsekretär die siebzehnte Ta-
gung der Kommission für den 20. März bis 21. April 2006
nach New York und die achtzehnte Tagung der Kommission
für den 21. August bis 15. September 2006 nach New York
einberufen hat, mit der Maßgabe, dass die folgenden Zeiträu-
me für die fachliche Prüfung der unterbreiteten Anträge im
GIS-Labor und in anderen technischen Einrichtungen der Ab-
teilung genutzt werden: 20. bis 31. März 2006, 10. bis
21. April 2006, 23. August bis 5. September 2006 und 11. bis
15. September 2006;

123 ISBA/11/C/10.

124 SPLOS/25.
125 ISBA/4/A/8, Anlage.
126 SPLOS/72.
127 CLCS/44 und CLCS/48 und Corr.1.
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35. nimmt Kenntnis von den Schritten, die das Sekretariat
zur Verbesserung der von der Kommission genutzten Einrich-
tungen unternommen hat, sowie von den zusätzlichen Erfor-
dernissen der Kommission113 und fordert den Generalsekretär
nachdrücklich auf, auch weiterhin alles Erforderliche zu ver-
anlassen, um sicherzustellen, dass die Kommission die ihr
nach dem Seerechtsübereinkommen übertragenen Aufgaben
in Anbetracht ihres rasch wachsenden Arbeitsvolumens erfül-
len kann;

36. ermutigt die Staaten, zusätzliche Beiträge zu den
nach den Ziffern 18 und 20 der Resolution 55/7 vom 30. Ok-
tober 2000 eingerichteten freiwilligen Treuhandfonds zu ent-
richten, um den Entwicklungsländern, insbesondere den am
wenigsten entwickelten Ländern und den kleinen Inselent-
wicklungsländern, die Ausarbeitung von der Kommission zu
unterbreitenden Anträgen sowie die Einhaltung des Arti-
kels 76 des Seerechtsübereinkommens zu erleichtern und die
Kosten der Teilnahme der Kommissionsmitglieder aus Ent-
wicklungsländern an den Sitzungen der Kommission tragen zu
helfen;

37. bringt ihre feste Überzeugung darüber zum Aus-
druck, wie wichtig die Arbeit ist, die die Kommission im Ein-
klang mit dem Seerechtsübereinkommen leistet, namentlich in
Bezug auf die Teilnahme des Küstenstaates an den Verfahren,
die den von ihm unterbreiteten Antrag betreffen;

38. nimmt Kenntnis von der Änderung des Anhangs 3 der
Geschäftsordnung der Kommission, die eine stärkere Interak-
tion der Staaten, die Anträge unterbreiten, und der Kommis-
sion ermöglicht;

39. ermutigt die Staaten zu einer Fortsetzung des Mei-
nungsaustauschs mit dem Ziel eines besseren Verständnisses
der Fragen, die sich aus der Anwendung des Artikels 76 des
Seerechtsübereinkommens ergeben, einschließlich der damit
verbundenen Ausgaben, um den Staaten, insbesondere den
Entwicklungsländern, die Ausarbeitung der Anträge an die
Kommission zu erleichtern;

40. ersucht den Generalsekretär, in Zusammenarbeit mit
den Mitgliedstaaten auch weiterhin Arbeitstagungen oder
Symposien zu wissenschaftlichen und technischen Aspekten
der Festlegung der äußeren Grenzen des Festlandsockels jen-
seits von 200 Seemeilen zu unterstützen und zu veranstalten,
unter Berücksichtigung der Frist für die Unterbreitung von An-
trägen;

VIII

Sicherheit der Schifffahrt, Gefahrenabwehr in der Schiff-
fahrt und Normeinhaltung durch Flaggenstaaten

41. legt den Staaten nahe, die internationalen Überein-
künfte betreffend die Sicherung und Sicherheit der Seefahrt zu
ratifizieren beziehungsweise ihnen beizutreten und die mit
dem Seerechtsübereinkommen vereinbaren notwendigen
Maßnahmen zur Einhaltung und Durchsetzung der in diesen
Übereinkünften enthaltenen Regeln zu beschließen;

42. legt den Staaten außerdem nahe, Pläne für die An-
wendung der Leitlinien für Notliegeplätze für Schiffe in See-
not128 auszuarbeiten und Verfahren dafür festzulegen;

43. begrüßt die Abhaltung der vierundneunzigsten Ta-
gung (Seeschifffahrtstagung) der Internationalen Arbeitskon-
ferenz vom 7. bis 23. Februar 2006, die der Verabschiedung
des konsolidierten Seearbeitsübereinkommens gewidmet war;

44. begrüßt außerdem die Anstrengungen der Internatio-
nalen Seeschifffahrts-Organisation und der Internationalen
Arbeitsorganisation zur Ausarbeitung von Leitlinien für die
faire Behandlung von Seeleuten bei einem Seeunfall als eine
Möglichkeit, die grundlegenden Menschenrechte von Seeleu-
ten, die in Verbindung mit Seeunfällen inhaftiert werden, bes-
ser zu schützen;

45. nimmt Kenntnis von den Fortschritten bei der Umset-
zung des vom Gouverneursrat der Internationalen Atomener-
gie-Organisation im März 2004 gebilligten Aktionsplans für
die Sicherheit des Transports von radioaktiven Materialien129

und ermutigt die beteiligten Staaten, ihre Anstrengungen zur
Umsetzung aller Teilbereiche des Aktionsplans fortzusetzen; 

46. nimmt außerdem davon Kenntnis, dass die Einstel-
lung des Transports radioaktiven Materials durch Regionen
kleiner Inselentwicklungsländer ein erwünschtes Endziel der
kleinen Inselentwicklungsländer und einiger anderer Länder
ist, und erkennt das Recht der freien Schifffahrt in Überein-
stimmung mit dem Völkerrecht an. Die Staaten sollten den
Dialog und Konsultationen aufrechterhalten, insbesondere un-
ter der Schirmherrschaft der Internationalen-Atomenergie-Or-
ganisation und der Internationalen Seeschifffahrts-Organisa-
tion, mit dem Ziel, das gegenseitige Verständnis, die Vertrau-
ensbildung und die Kommunikation in Bezug auf den sicheren
Seetransport radioaktiven Materials zu verbessern. Die Staa-
ten, die am Transport solchen Materials beteiligt sind, werden
nachdrücklich aufgefordert, den Dialog mit den kleinen Insel-
entwicklungsländern und anderen Staaten fortzuführen, um
deren Anliegen zu berücksichtigen. Zu diesen Anliegen gehö-
ren die Weiterentwicklung und Stärkung, im Rahmen geeig-
neter Foren, von internationalen Regulierungssystemen zur
Verbesserung der Sicherheit, der Offenlegung, der Haftung,
der Gefahrenabwehr und der Entschädigungen im Zusammen-
hang mit einem solchen Transport130;

47. fordert die Flaggenstaaten, die weder über eine effek-
tive Schifffahrtsverwaltung noch über einen angemessenen
rechtlichen Rahmen verfügen, abermals nachdrücklich auf,
die Infrastruktur-, Gesetzgebungs- und Durchsetzungskapazi-
täten auf- oder auszubauen, die notwendig sind, um die wirk-
same Einhaltung, Durchführung und Durchsetzung ihrer völ-
kerrechtlichen Verpflichtungen zu gewährleisten, und bis zur
Ergreifung diesbezüglicher Maßnahmen zu erwägen, keine

128 International Maritime Organization, Assembly, Resolution
A.949(23).
129 Siehe www-ns.iaea.org/meetings/rw-summaries/vienna-transport-
safety-2003.htm.
130 Resolution 60/1, Ziff. 56 o).
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neuen Schiffe zum Führen ihrer Flagge zu berechtigen, keine
Schiffe mehr zu registrieren beziehungsweise kein Register zu
öffnen, und fordert die Flaggen- und Hafenstaaten auf, alle mit
dem Völkerrecht vereinbaren notwendigen Maßnahmen zu
treffen, um den Betrieb von Schiffen, die nicht den geltenden
Normen entsprechen, zu verhindern;

48. begrüßt die Fortschritte der Internationalen See-
schifffahrts-Organisation bei der Schaffung eines freiwilligen
Audit-Verfahrens für Mitgliedstaaten der Internationalen See-
schifffahrts-Organisation und sieht seiner Weiterentwicklung
innerhalb der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation
mit Interesse entgegen;

49. erwartet mit Interesse die Ergebnisse der laufenden
Arbeiten, die die Internationale Seeschifffahrts-Organisation
in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen internationalen
Organisationen auf Grund der in Resolution 58/240 und in Re-
solution 58/14 vom 24. November 2003 an sie gerichteten Bit-
te ausführt, zu prüfen und zu klären, welche Rolle der "echten
Verbindung" im Hinblick auf die Pflicht des Flaggenstaats zu-
kommt, eine wirksame Kontrolle über die seine Flagge füh-
renden Schiffe, einschließlich Fischereifahrzeuge, auszuüben,
und welche Folgen die Nichterfüllung der in den einschlägigen
internationalen Übereinkünften beschriebenen Pflichten und
Obliegenheiten der Flaggenstaaten haben könnte;

50. ermutigt die Staaten, zusammenzuarbeiten, um Be-
drohungen der Sicherheit der Schifffahrt und der Gefahrenab-
wehr in der Schifffahrt, namentlich Seeräuberei, bewaffnete
Raubüberfälle auf See, Schmuggel und terroristische Hand-
lungen gegen den Schiffsverkehr, Offshore-Anlagen und an-
dere maritime Interessen, mittels bilateraler und multilateraler
Rechtsinstrumente und Mechanismen zu überwachen, zu ver-
hüten und dagegen vorzugehen;

51. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, in Zusammen-
arbeit mit der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation die
Seeräuberei und bewaffnete Raubüberfälle auf See zu be-
kämpfen, indem sie Maßnahmen beschließen, einschließlich
Hilfsmaßnahmen für den Kapazitätsaufbau durch die Fortbil-
dung von Seeleuten, Hafenpersonal und Vollzugsbeamten zur
Verhütung, Meldung und Untersuchung von Zwischenfällen,
die mutmaßlichen Täter im Einklang mit dem Völkerrecht vor
Gericht bringen und indem sie innerstaatliche Rechtsvor-
schriften verabschieden sowie Schiffe und Ausrüstung für den
Vollzug bereitstellen und die betrügerische Registrierung von
Schiffen verhüten;

52. fordert die Staaten nachdrücklich auf, Vertragspar-
teien des Übereinkommens zur Bekämpfung widerrechtlicher
Handlungen gegen die Sicherheit der Seeschifffahrt und des
Protokolls zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen ge-
gen die Sicherheit fester Plattformen, die sich auf dem Fest-
landsockel befinden131, zu werden, nimmt Kenntnis von der
Verabschiedung der Protokolle von 2005 zur Änderung dieser

Rechtsinstrumente am 14. Oktober 2005132 und fordert die
Vertragsstaaten außerdem nachdrücklich auf, geeignete Maß-
nahmen zu ergreifen, um die wirksame Durchführung dieser
Rechtsinstrumente sicherzustellen, gegebenenfalls durch die
Verabschiedung von Gesetzen; 

53. fordert die Staaten auf, den Internationalen Code für
die Gefahrenabwehr auf Schiffen und in Hafenanlagen und die
damit zusammenhängenden Änderungen des Internationalen
Übereinkommens zum Schutz des menschlichen Lebens auf
See133 wirksam anzuwenden und mit der Internationalen See-
schifffahrts-Organisation zusammenzuarbeiten, um den siche-
ren Schiffsverkehr zu fördern und gleichzeitig die Freiheit der
Schifffahrt zu gewährleisten; 

54. fordert die Staaten außerdem auf, im Einklang mit
dem Völkerrecht, insbesondere dem Seerechtsübereinkom-
men, die Freiheit der Schifffahrt sowie das Recht der Transit-
durchfahrt und das Recht der friedlichen Durchfahrt zu ge-
währleisten;

55. begrüßt die Tätigkeit der Internationalen Seeschiff-
fahrts-Organisation zum Schutz der Schifffahrtswege von
strategischer Wichtigkeit und Bedeutung, insbesondere zur
Verbesserung der Sicherheit, der Gefahrenabwehr und des
Umweltschutzes in Meerengen, die der internationalen Schiff-
fahrt dienen, und fordert die Internationale Seeschifffahrts-Or-
ganisation, die Meerengenanliegerstaaten und die Benutzer-
staaten auf, ihre Kooperationsbemühungen fortzusetzen, um
diese Meerengen im Einklang mit dem Völkerrecht, insbeson-
dere dem Seerechtsübereinkommen, jederzeit sicher und für
die internationale Schifffahrt offen zu halten;

56. appelliert an die Staaten, die Nutzer oder Anlieger
von Meerengen sind, die der internationalen Schifffahrt die-
nen, in Fragen betreffend die Sicherheit der Schifffahrt, na-
mentlich Sicherheitsanlagen für die Schifffahrt, sowie bei der
Verhütung, Verringerung und Überwachung der Verschmut-
zung durch Schiffe einvernehmlich zusammenzuarbeiten; 

57. begrüßt die Fortschritte bei der regionalen Zusam-
menarbeit in einigen geografischen Gebieten durch die am
8. September 2005 verabschiedete Erklärung von Jakarta über
die Verbesserung der Sicherheit, der Gefahrenabwehr und des
Umweltschutzes in den Straßen von Malakka und Singapur134

sowie durch das am 11. November 2004 in Tokio verabschie-
dete Regionale Kooperationsabkommen zur Bekämpfung der
Seeräuberei und bewaffneter Raubüberfälle auf Schiffe in
Asien und legt den Staaten eindringlich nahe, ihre Aufmerk-
samkeit vordringlich auf die Annahme, den Abschluss und die
Durchführung von Kooperationsabkommen auf regionaler
Ebene und in Gebieten mit hohem Risiko zu richten;

58. fordert die Staaten nachdrücklich auf, soweit nicht
bereits geschehen, Vertragsparteien des Zusatzprotokolls ge-

131 International Maritime Organization publication, Sales
No. 462.88.12.E. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1990 II S. 494, 508;
LGBl. 2003 Nr. 47; öBGBl. Nr. 406/1992; AS 1993 1923.

132 International Maritime Organization, Dokumente LEG/CONF.15/21
und LEG/CONF.15/22.
133 International Maritime Organization, Dokumente SOLAS/CONF.5/32
und 34. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2003 II S. 2018.
134 A/60/529, Anlage II.
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gen die Schleusung von Migranten auf dem Land-, See- und
Luftweg zum Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen
die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität135 sowie
des Zusatzprotokolls zur Verhütung, Bekämpfung und Bestra-
fung des Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und
Kinderhandels, zum Übereinkommen der Vereinten Nationen
gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität136 zu
werden und geeignete Maßnahmen zu treffen, um ihre wirk-
same Durchführung sicherzustellen;

59. fordert die Staaten auf, zusammenzuarbeiten, um si-
cherzustellen, dass Personen aus Seenot gerettet und an einen
sicheren Ort verbracht werden, und legt den Staaten eindring-
lich nahe, alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um si-
cherzustellen, dass die Änderungen des Internationalen Über-
einkommens über den Such- und Rettungsdienst auf See137 und
des Internationalen Übereinkommens zum Schutz des
menschlichen Lebens auf See138 betreffend die Verbringung
von aus Seenot geretteten Personen an einen sicheren Ort nach
ihrem Inkrafttreten sowie die dazugehörigen Leitlinien für die
Behandlung von aus Seenot geretteten Personen139 wirksam
durchgeführt werden;

60. begrüßt den Beschluss der Internationalen Hydrogra-
fischen Organisation, am 21. Juni jedes Jahres den "Welttag
der Hydrografie" zu begehen, mit dem Ziel, ihrer Arbeit auf al-
len Ebenen angemessene Publizität zu verschaffen und den Er-
fassungsbereich hydrografischer Informationen weltweit aus-
zudehnen, und fordert alle Staaten nachdrücklich auf, mit der
genannten Organisation zusammenzuarbeiten, um eine siche-
re Schifffahrt zu fördern, insbesondere in den Gebieten, die der
internationalen Schifffahrt dienen, in Häfen und dort, wo sich
gefährdete oder geschützte Meeresgebiete befinden; 

IX

Meeresumwelt, Meeresressourcen, biologische Vielfalt der 
Meere und Schutz empfindlicher Meeresökosysteme

61. betont erneut, wie wichtig die Durchführung von
Teil XII des Seerechtsübereinkommens ist, um die Meeresum-
welt und ihre lebenden Meeresressourcen vor Verschmutzung
und physischer Schädigung zu schützen und zu bewahren, und
fordert alle Staaten auf, zusammenzuarbeiten und direkt oder
über die zuständigen internationalen Organisationen Maßnah-
men zum Schutz und zur Bewahrung der Meeresumwelt zu er-
greifen;

62. legt den Staaten nahe, die internationalen Überein-
kommen zum Schutz und zur Bewahrung der Meeresumwelt
und ihrer lebenden Meeresressourcen vor Verschmutzung und
physischer Schädigung sowie die Übereinkommen, die eine
Entschädigung für Schäden auf Grund von Meeresverschmut-

zung vorsehen, zu ratifizieren beziehungsweise ihnen beizu-
treten, und die mit dem Seerechtsübereinkommen vereinbaren
notwendigen Maßnahmen zur Durchführung und Durchset-
zung der in diesen Übereinkommen enthaltenen Regeln zu be-
schließen;

63. legt den Staaten außerdem nahe, das Protokoll von
1996 zum Übereinkommen über die Verhütung der Meeres-
verschmutzung durch das Einbringen von Abfällen und ande-
ren Stoffen von 1972140 zu ratifizieren oder ihm beizutreten,
um das rasche Inkrafttreten des Protokolls sicherzustellen;

64. legt den Staaten ferner nahe, im Einklang mit dem
Seerechtsübereinkommen und anderen einschlägigen Rechts-
instrumenten entweder auf bilateraler oder auf regionaler Ebe-
ne gemeinsam Notfallpläne zu erarbeiten und zu fördern, um
Verschmutzungsereignissen sowie anderen Ereignissen zu be-
gegnen, die der Meeresumwelt und der biologischen Vielfalt
der Meere schwerwiegende Schäden zufügen könnten;

65. nimmt Kenntnis von dem Mangel an Informationen
und Daten über Meeresmüll, ermutigt die zuständigen natio-
nalen und internationalen Organisationen, weitere Studien
zum Ausmaß und zur Art des Problems durchzuführen, und er-
mutigt die Staaten außerdem, Partnerschaften mit der Industrie
und der Zivilgesellschaft aufzubauen, um das Ausmaß der
Auswirkungen des Meeresmülls auf die Gesundheit und die
Produktivität der Meeresumwelt und die daraus resultierenden
wirtschaftlichen Verluste stärker ins Bewusstsein zu rücken; 

66. fordert die Staaten nachdrücklich auf, das Problem
des Meeresmülls in ihre nationalen Strategien zur Abfallbe-
handlung in der Küstenzone, in Häfen und in maritimen Indu-
strien, namentlich Verwertung, Wiederverwendung, Verrin-
gerung und Entsorgung, einzubinden und die Entwicklung ge-
eigneter wirtschaftlicher Anreize zur Behebung dieses Pro-
blems zu fördern, namentlich die Entwicklung von Kostendek-
kungssystemen, die einen Anreiz zur Nutzung von Hafenauf-
fangeinrichtungen bieten und Schiffe davon abbringen, Müll
ins Meer einzubringen, und legt den Staaten nahe, auf regio-
naler und subregionaler Ebene zusammenzuarbeiten, um ge-
meinsame Programme zur Vermeidung und Wiedergewin-
nung von Meeresmüll auszuarbeiten und durchzuführen;

67. bittet die Internationale Seeschifffahrts-Organisa-
tion, im Benehmen mit den zuständigen Organisationen und
Organen Anhang V des Internationalen Übereinkommens von
1973 zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch Schiffe
in der durch das dazugehörige Protokoll von 1978 geänderten
Fassung zu überprüfen und seine Wirksamkeit im Umgang mit
auf See befindlichen Quellen von Meeresmüll zu beurteilen;

68. begrüßt die fortlaufende Tätigkeit der Internationa-
len Seeschifffahrts-Organisation zu Hafenauffangeinrichtun-
gen für Schiffsabfälle und nimmt Kenntnis von der Arbeit, die
sie geleistet hat, um Problembereiche zu ermitteln und einen
Aktionsplan zur Behebung der Unzulänglichkeit dieser Ein-
richtungen zu entwickeln;

135 Resolution 55/25, Anlage III.
136 Ebd., Anlage II.
137 International Maritime Organization, Dokument MSC/78/26/Add.1,
Anhang 5, Resolution MSC.155(78).
138 Ebd., Anhang 3, Resolution MSC.153(78).
139 Ebd., Anhang 34, Resolution MSC.167(78). 140 IMO/LC.2/Circ.380.
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69. fordert die Staaten auf, alle geeigneten Maßnahmen
zu ergreifen, um die Meeresverschmutzung vom Lande aus im
Rahmen ihrer nationalen Strategien und Programme zu Gun-
sten einer nachhaltigen Entwicklung im größtmöglichen Um-
fang und auf integrierte und umfassende Weise zu überwa-
chen, zu verringern und zu minimieren und die Durchführung
des Weltaktionsprogramms zum Schutz der Meeresumwelt
gegen vom Lande ausgehende Tätigkeiten141 und der Erklä-
rung von Montreal über den Schutz der Meeresumwelt gegen
vom Lande ausgehende Tätigkeiten142 voranzubringen;

70. begrüßt die Einberufung der zweiten Zwischenstaat-
lichen Tagung zur Überprüfung des Weltaktionsprogramms
zum Schutz der Meeresumwelt gegen vom Lande ausgehende
Tätigkeiten vom 16. bis 20. Oktober 2006 nach Beijing als Ge-
legenheit, das Problem des Meeresmülls im Hinblick auf die
im Weltaktionsprogramm genannten Quellenkategorien zu er-
örtern, und dringt auf eine breite Beteiligung hochrangiger
Vertreter;

71. begrüßt außerdem die von den Staaten, dem Umwelt-
programm der Vereinten Nationen und den Regionalorganisa-
tionen fortlaufend unternommenen Bemühungen um die Um-
setzung des Weltaktionsprogramms und tritt dafür ein, bei der
Erreichung der internationalen Entwicklungsziele, einschließ-
lich der in der Millenniums-Erklärung der Vereinten Natio-
nen143 enthaltenen Ziele, und der termingebundenen Ziele in
dem Durchführungsplan des Weltgipfels für nachhaltige Ent-
wicklung ("Durchführungsplan von Johannesburg")144, insbe-
sondere des die Abwasserentsorgung betreffenden Ziels, so-
wie des von der Internationalen Konferenz über Entwicklungs-
finanzierung verabschiedeten Konsenses von Monterrey145

stärkeres Gewicht auf die Zusammenhänge zwischen Süßwas-
ser, Küstenzone und Meeresressourcen zu legen;

72. nimmt Kenntnis von der Tätigkeit im Rahmen des
Mandats von Jakarta für die biologische Vielfalt der Meere
und Küsten146 und des auf dem Übereinkommen über die bio-
logische Vielfalt beruhenden erweiterten Arbeitsprogramms
für die biologische Vielfalt der Meere und Küsten147;

73. erklärt erneut, dass die Staaten und die zuständigen
internationalen Organisationen dringend prüfen müssen, wie
das Management der Risiken für die meeresbiologische Viel-
falt der Tiefseeberge, der Kaltwasserkorallen, der hydrother-

malen Schlote und bestimmter anderer Unterwassergebilde
auf der Grundlage der besten verfügbaren wissenschaftlichen
Erkenntnisse und im Einklang mit dem Seerechtsübereinkom-
men und damit zusammenhängenden Vereinbarungen und
Rechtsinstrumenten integriert und verbessert werden kann;

74. erklärt außerdem erneut, dass die Staaten ihre An-
strengungen fortsetzen müssen, um verschiedene Konzepte
und Instrumente zur Erhaltung und Bewirtschaftung empfind-
licher Meeresökosysteme auszuarbeiten und ihren Einsatz zu
erleichtern, darunter die mögliche Einrichtung von Meeres-
schutzgebieten gemäß dem Völkerrecht und auf der Grundlage
der besten verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse sowie
der Aufbau repräsentativer Netzwerke solcher Meeresschutz-
gebiete bis zum Jahr 2012;

75. nimmt Kenntnis von der Tätigkeit der Staaten und der
zuständigen zwischenstaatlichen Organisationen und Organe,
einschließlich des Übereinkommens über die biologische
Vielfalt, zur Bewertung der wissenschaftlichen Erkenntnisse
über schutzbedürftige Meeresgebiete und zur Zusammenstel-
lung ökologischer Kriterien für die Ermittlung solcher Gebie-
te, in Anbetracht des Ziels des Weltgipfels für nachhaltige Ent-
wicklung, verschiedene Konzepte und Instrumente auszuar-
beiten und ihren Einsatz zu erleichtern, darunter die Einrich-
tung von Meeresschutzgebieten gemäß dem Völkerrecht und
auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse, ein-
schließlich des Aufbaus repräsentativer Netzwerke bis zum
Jahr 2012;

76. nimmt außerdem Kenntnis von den Syntheseberich-
ten über die Millenniums-Bewertung der Ökosysteme und von
der darin aufgezeigten dringenden Notwendigkeit, die biolo-
gische Vielfalt der Meere zu schützen;

77. fordert die Staaten und die internationalen Organisa-
tionen auf, dringend Maßnahmen zu ergreifen, um im Ein-
klang mit dem Völkerrecht gegen zerstörerische Praktiken
vorzugehen, die schädliche Auswirkungen auf die biologische
Vielfalt und die Ökosysteme der Meere haben, namentlich auf
Tiefseeberge, hydrothermale Schlote und Kaltwasserkorallen;

78. nimmt Kenntnis von dem auf Grund des Ersuchens in
Ziffer 74 der Resolution 59/24 erstellten und veröffentlichten
Bericht des Generalsekretärs über die Erhaltung und nachhal-
tige Nutzung der biologischen Vielfalt der Meere außerhalb
der nationalen Hoheitsbereiche148;

79. beschließt, dass die Tagung der in Ziffer 73 der Re-
solution 59/24 eingesetzten Offenen informellen Ad-hoc-Ar-
beitsgruppe allen Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen und
allen Vertragsparteien des Seerechtsübereinkommens offen
steht und andere interessierte Parteien im Einklang mit der bis-
herigen Praxis der Vereinten Nationen als Beobachter einge-
laden sind, wobei sie feststellt, dass während der Tagung ge-
gebenenfalls nichtöffentliche Sitzungen stattfinden können; 

80. beschließt außerdem, dass die Tagung der Arbeits-
gruppe von zwei Kovorsitzenden koordiniert wird, die der Prä-

141 A/51/116, Anlage II.
142 Siehe A/57/57, Anhang I.B.
143 Siehe Resolution 55/2.
144 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations publi-
cation, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
145 Report of the International Conference on Financing for Develop-
ment, Monterrey, Mexico, 18-22 March 2002 (United Nations publica-
tion, Sales No. E.02.II.A.7), Kap. I, Resolution 1, Anlage. In Deutsch ver-
fügbar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/ac198-11.pdf.
146 Siehe A/51/312, Anlage II, Beschluss II/10.
147 UNEP/CBD/COP/7/21, Anlage, Beschluss VII/5, Anlage I. 148 A/60/63/Add.1.
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sident der Generalversammlung im Benehmen mit den Mit-
gliedstaaten sowie unter Berücksichtigung dessen ernennt,
dass entwickelte Länder und Entwicklungsländer vertreten
sein müssen;

81. bekundet erneut ihre Unterstützung für die Interna-
tionale Korallenriff-Initiative, nimmt Kenntnis von der vom
25. bis 27. April 2005 auf Mahé (Seychellen) abgehaltenen
Allgemeinen Tagung der Internationalen Korallenriff-Initiati-
ve, unterstützt die im Rahmen des Mandats von Jakarta für die
biologische Vielfalt der Meere und Meeresküsten und des er-
weiterten Arbeitsprogramms für die biologische Vielfalt der
Meere und Meeresküsten geleistete Arbeit betreffend Koral-
lenriffe und nimmt Kenntnis von den Fortschritten, die die In-
ternationale Korallenriff-Initiative und andere zuständige Or-
gane bei der Aufnahme von Kaltwasserkorallen-Ökosystemen
in ihre Programme und Aktivitäten sowie bei der Förderung
der Erhaltung und der nachhaltigen Nutzung aller Korallenriff-
Ressourcen erzielt haben;

82. legt den Staaten nahe, direkt oder über die zuständi-
gen internationalen Organe zusammenzuarbeiten, um bei
Schiffsunfällen auf Korallenriffen Informationen auszutau-
schen und die Ausarbeitung von Verfahren zur wirtschaftli-
chen Analyse des Wertes der Wiederherstellung sowie des
Wertes des Verzichts auf die Nutzung von Korallenriffsyste-
men zu fördern;

83. betont die Notwendigkeit, die nachhaltige Bewirt-
schaftung von Korallenriffen und die integrierte Bewirtschaf-
tung von Wassereinzugsgebieten durchgängig in die nationa-
len Entwicklungsstrategien sowie in die Tätigkeiten der zu-
ständigen Organisationen und Programme der Vereinten Na-
tionen, der internationalen Finanzinstitutionen und der
Gebergemeinschaft einzubinden;

84. befürwortet weitere Studien und Erörterungen über
die Auswirkungen des Unterwasserlärms auf die lebenden
Meeresressourcen; 

X

Meereswissenschaft

85. fordert die Staaten auf, einzeln oder in Zusammenar-
beit miteinander oder mit den zuständigen internationalen Or-
ganisationen und Organen das Verständnis und das Wissen in
Bezug auf die Tiefsee zu verbessern, insbesondere was den
Umfang und die Anfälligkeit der biologischen Vielfalt der
Tiefsee und ihrer Ökosysteme betrifft, indem sie ihre wissen-
schaftliche Meeresforschung im Einklang mit dem Seerechts-
übereinkommen ausweiten;

86. nimmt Kenntnis von dem Beitrag des Census of Ma-
rine Life (Bestandsaufnahme des Lebens im Meer) zur Erfor-
schung der biologischen Vielfalt der Meere und ermutigt zur
Beteiligung an dieser Initiative;

87. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Arbeit des
Fachbeirats für Seerecht der Zwischenstaatlichen Ozeanogra-
fischen Kommission betreffend die Praxis der Mitgliedstaaten
der Kommission bei der Anwendung der Teile XIII und XIV
des Seerechtsübereinkommens und nimmt Kenntnis von den

aus dieser Arbeit hervorgegangenen und von der Kommission
gebilligten Empfehlungen; 

88. begrüßt es, dass die Versammlung der Zwischen-
staatlichen Ozeanografischen Kommission das Verfahren für
die Anwendung des Artikels 247 des Seerechtsübereinkom-
mens durch die Kommission verabschiedet hat149;

XI

Regelmäßiger globaler Berichterstattungs- und Bewer-
tungsprozess zum Zustand der Meeresumwelt, ein-
schließlich sozioökonomischer Aspekte

89. macht sich die Schlussfolgerungen der zweiten Inter-
nationalen Arbeitstagung über den regelmäßigen globalen Be-
richterstattungs- und Bewertungsprozess zum Zustand der
Meeresumwelt, einschließlich sozioökonomischer Aspekte,
("regelmäßiger Prozess")150 zu eigen;

90. beschließt, die Anlaufphase, die "Bewertung der Be-
wertungen", als Vorbereitungsphase für die Einrichtung des
regelmäßigen Prozesses einzuleiten und sie innerhalb von
zwei Jahren abzuschließen;

91. beschließt außerdem die Schaffung eines organisato-
rischen Rahmens mit einer Ad-hoc-Lenkungsgruppe, die die
Ausführung der "Bewertung der Bewertungen" überwacht,
zwei Organisationen der Vereinten Nationen, die die gemein-
same Federführung in dem Prozess übernehmen, und einer
Sachverständigengruppe;

92. setzt die Ad-hoc-Lenkungsgruppe mit folgender Zu-
sammensetzung ein:

a) je ein Vertreter aus jedem Mitgliedstaat, die jeweils
vom Präsidenten der Generalversammlung im Benehmen mit
den Mitgliedstaaten und den Regionalgruppen unter Gewähr-
leistung der erforderlichen Bandbreite an Sachkenntnissen
und auf ausgewogener geografischer Grundlage wie folgt be-
nannt werden: fünf Mitgliedstaaten aus der Gruppe der afrika-
nischen Staaten, fünf Mitgliedstaaten aus der Gruppe der asia-
tischen Staaten, zwei Mitgliedstaaten aus der Gruppe der ost-
europäischen Staaten, drei Mitgliedstaaten aus der Gruppe der
lateinamerikanischen und karibischen Staaten und drei Mit-
gliedstaaten aus der Gruppe der westeuropäischen und sonsti-
gen Staaten, mit der Maßgabe, dass die finanzielle Unterstüt-
zung für diese Sachverständigen durch die Organisationen
vorbehaltlich der Verfügbarkeit von Mitteln erfolgt;

b) je ein Vertreter der nachstehenden Organe der Ver-
einten Nationen und verwandten internationalen Organisatio-
nen: Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Ver-
einten Nationen, Weltorganisation für Meteorologie, Interna-
tionale Seeschifffahrts-Organisation, Zwischenstaatliche
Ozeanografische Kommission und Umweltprogramm der

149 Siehe Resolution XXIII-8, verabschiedet auf der dreiundzwanzigsten
Tagung der Versammlung der Zwischenstaatlichen Ozeanografischen
Kommission.
150 A/60/91, Anhang.
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Vereinten Nationen sowie Internationale Meeresbodenbehör-
de;

93. legt für die Ad-hoc-Lenkungsgruppe die folgenden
Aufgaben fest:

a) Billigung der Zusammensetzung der von den feder-
führenden Organisationen vorzuschlagenden Sachverständi-
gengruppe und Übermittlung dieser Zusammensetzung an die
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen;

b) Beschluss eines Arbeitsprogramms für die "Bewer-
tung der Bewertungen" auf der Grundlage eines über die fe-
derführenden Organisationen vorgelegten Vorschlags der
Sachverständigengruppe und Verteilung dieses Programms an
die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen; 

c) Durchführung einer offenen Halbzeitüberprüfung
der bis dahin geleisteten Arbeiten und erzielten Fortschritte,
mit dem Ziel, allen Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen
Gelegenheit zu geben, sich zu den laufenden Arbeiten im Rah-
men der "Bewertung der Bewertungen" zu äußern und zu ihrer
Weiterentwicklung beizutragen; 

d) bei Bedarf Anleitung der federführenden Organisa-
tionen und der Sachverständigengruppe im Einklang mit den
Schlussfolgerungen der zweiten Internationalen Arbeitsta-
gung;

94. beschließt, dass die federführenden Organisationen
zusätzlich zu dem Beitrag, den sie im Rahmen ihres eigenen
Mandats zu den Arbeiten leisten, folgende Maßnahmen unter
der Anleitung der Ad-hoc-Lenkungsgruppe ergreifen: 

a) Bereitstellung von Sekretariatsdiensten für die Ad-
hoc-Lenkungsgruppe;

b) Koordinierung der Arbeiten in Zusammenarbeit mit
den zuständigen Organen, Organisationen und Programmen
der Vereinten Nationen sowie den verwandten internationalen
Organisationen;

c) Einsetzung einer von der Ad-hoc-Lenkungsgruppe
zu billigenden Sachverständigengruppe, die die eigentliche
Bewertung der verschiedenen Bewertungen durchführen soll,
eingedenk dessen, wie wichtig eine angemessene Mitwirkung
von Sachverständigen aus Entwicklungsländern in dieser
Gruppe ist; 

d) Erstellung eines Berichts über die Ergebnisse der
"Bewertung der Bewertungen" für die Generalversammlung;

95. bittet das Umweltprogramm der Vereinten Nationen
und die Zwischenstaatliche Ozeanografische Kommission,
gemeinsam als federführende Organisationen unter der Anlei-
tung der Ad-hoc-Lenkungsgruppe zu fungieren; 

96. beschließt, dass die Ausführung der "Bewertung der
Bewertungen", einschließlich der Tätigkeit der Ad-hoc-Len-
kungsgruppe und der Sachverständigengruppe, aus freiwilli-
gen Beiträgen und anderen bei den teilnehmenden Organisa-
tionen und Organen verfügbaren Mitteln finanziert wird, und
bittet die Mitgliedstaaten, die dazu in der Lage sind, Beiträge
zu leisten; 

XII

Regionale Zusammenarbeit

97. stellt fest, dass in verschiedenen Regionen mehrere
Regionalinitiativen zur Förderung der Durchführung des See-
rechtsübereinkommens ergriffen wurden, nimmt in diesem
Zusammenhang Kenntnis von dem auf die Karibik ausgerich-
teten Hilfsfonds, der hauptsächlich durch technische Hilfe die
freiwillige Führung von Verhandlungen über die Festlegung
von Seegrenzen zwischen karibischen Staaten erleichtern soll,
nimmt erneut Kenntnis von dem Friedensfonds für die fried-
liche Beilegung von Gebietsstreitigkeiten, den die Generalver-
sammlung der Organisation der amerikanischen Staaten im
Jahr 2000 in Anbetracht seiner größeren regionalen Reich-
weite als einen Hauptmechanismus für die Verhütung und Bei-
legung von anhängigen Gebietsstreitigkeiten und Streitigkei-
ten über Land- und Seegrenzen eingerichtet hat, und fordert die
Staaten und andere, die dazu in der Lage sind, auf, Beiträge zu
diesen Fonds zu entrichten;

98. nimmt Kenntnis von der am 16. und 17. September
2005 auf Bali (Indonesien) abgehaltenen zweiten Ministerta-
gung der Asiatisch-Pazifischen Wirtschaftlichen Zusammen-
arbeit zum Thema Ozeane, insbesondere von der Gemeinsa-
men Ministererklärung und dem Aktionsplan von Bali, die den
wichtigen Beitrag der Ozeane und ihrer Ressourcen zur nach-
haltigen wirtschaftlichen Entwicklung und zum Wohl der asia-
tisch-pazifischen Region anerkennen; 

XIII

Offener informeller Beratungsprozess über
Ozeane und Seerecht

99. bekräftigt ihren Beschluss, die Durchführung des
Seerechtsübereinkommens und andere Entwicklungen im Zu-
sammenhang mit Meeresangelegenheiten und dem Seerecht
jedes Jahr zu prüfen und zu bewerten, begrüßt die Tätigkeit des
Beratungsprozesses während der letzten sechs Jahre, nimmt
Kenntnis von dem Beitrag des Beratungsprozesses zur Stär-
kung der jährlichen Aussprache der Generalversammlung
über die Ozeane und das Seerecht und beschließt, den Bera-
tungsprozess gemäß Resolution 54/33 in den kommenden drei
Jahren weiterzuführen und seine Wirksamkeit und Nützlich-
keit auf der dreiundsechzigsten Tagung der Versammlung er-
neut zu überprüfen;

100. erkennt an, dass es notwendig ist, die Effizienz des
Beratungsprozesses zu stärken und zu verbessern, und legt den
Staaten, zwischenstaatlichen Organisationen und Program-
men nahe, die Kovorsitzenden diesbezüglich anzuleiten, ins-
besondere vor und während der Vorbereitungstagung für den
Beratungsprozess; 

101. ersucht den Generalsekretär, die siebente Tagung des
Beratungsprozesses vom 12. bis 16. Juni 2006 nach New York
einzuberufen, ihm die zur Durchführung seiner Arbeit erfor-
derlichen Einrichtungen zur Verfügung zu stellen und zu ver-
anlassen, dass die Abteilung, gegebenenfalls in Zusammenar-
beit mit anderen zuständigen Stellen des Sekretariats, Unter-
stützung gewährt;
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102. ermutigt die Staaten, zusätzliche Beiträge zu dem
freiwilligen Treuhandfonds gemäß Resolution 55/7 zu entrich-
ten, um den Entwicklungsländern, insbesondere den am we-
nigsten entwickelten Ländern, den kleinen Inselentwicklungs-
ländern und den Binnenentwicklungsländern, dabei behilflich
zu sein, an den Tagungen des Beratungsprozesses teilzuneh-
men;

103. empfiehlt den Teilnehmern an der Tagung des Bera-
tungsprozesses, sich bei ihrer Erörterung des Berichts des Ge-
neralsekretärs über Ozeane und Seerecht auf das folgende The-
menfeld zu konzentrieren: "Ökosystemkonzepte und die
Ozeane";

XIV

Koordinierung und Zusammenarbeit

104. ermutigt die Staaten, eng mit den internationalen Or-
ganisationen, Fonds und Programmen sowie mit den Sonder-
organisationen des Systems der Vereinten Nationen und den
einschlägigen internationalen Übereinkünften zusammenzu-
arbeiten und sie als Forum zu nutzen, um neue Schwerpunkt-
bereiche für die verbesserte Koordinierung und Zusammenar-
beit sowie die besten Vorgehensweisen zur Behandlung dieser
Fragen aufzuzeigen; 

105. ersucht den Generalsekretär, diese Resolution den
Leitern der mit Meeresangelegenheiten und Seerecht befas-
sten zwischenstaatlichen Organisationen, Sonderorganisatio-
nen und Fonds und Programme der Vereinten Nationen sowie
der Finanzierungsinstitutionen zur Kenntnis zu bringen, und
unterstreicht, wie wichtig ihre konstruktiven und rechtzeitigen
Beiträge zu dem Bericht des Generalsekretärs über Ozeane
und Seerecht und ihre Teilnahme an den entsprechenden Ta-
gungen und Prozessen sind;

106. begrüßt die Tätigkeit der Sekretariate der zuständi-
gen Sonderorganisationen, Programme, Fonds und Organe der
Vereinten Nationen und der Sekretariate der verwandten Or-
ganisationen und Übereinkommen zur Verstärkung der inter-
institutionellen Koordinierung und Zusammenarbeit in Mee-
resfragen, so auch durch VN-Ozeane, den interinstitutionellen
Koordinierungsmechanismus für Meeres- und Küstenfragen
im System der Vereinten Nationen;

107. ermutigt VN-Ozeane, den Mitgliedstaaten auch wei-
terhin aktuelle Informationen über seine Prioritäten und Initia-
tiven zu übermitteln, insbesondere in Bezug auf die vorge-
schlagene Mitwirkung an VN-Ozeane;

XV

Aktivitäten der Abteilung Meeresangelegenheiten
und Seerecht

108. dankt dem Generalsekretär für den von der Abteilung
erstellten umfassenden Jahresbericht über Ozeane und See-
recht sowie für die sonstigen Aktivitäten der Abteilung, die
den hohen Standard der den Mitgliedstaaten von der Abteilung
gewährten Unterstützung widerspiegeln; 

109. ersucht den Generalsekretär, die ihm mit dem See-
rechtsübereinkommen und den damit zusammenhängenden
Resolutionen der Generalversammlung, namentlich den Reso-
lutionen 49/28 und 52/26, übertragenen Aufgaben auch künf-
tig wahrzunehmen und sicherzustellen, dass der Abteilung im
Rahmen des für die Organisation gebilligten Haushaltsplans
ausreichende Mittel zur Durchführung ihrer Tätigkeit zuge-
wiesen werden;

XVI

Einundsechzigste Tagung der Generalversammlung

110. ersucht den Generalsekretär, im Einklang mit den
Resolutionen 49/28, 52/26 und 54/33 einen umfassenden Be-
richt über Entwicklungen und Fragen im Zusammenhang mit
Meeresangelegenheiten und dem Seerecht, einschließlich der
Durchführung dieser Resolution, in seiner gegenwärtigen um-
fassenden Form und gemäß der bisherigen Praxis zur Behand-
lung durch die Generalversammlung auf ihrer einundsechzig-
sten Tagung zu erstellen und ihn mindestens sechs Wochen vor
der Tagung des Beratungsprozesses zur Verfügung zu stellen;

111. hebt die entscheidende Rolle hervor, die dem umfas-
senden Jahresbericht des Generalsekretärs zukommt, welcher
Informationen über Entwicklungen in Bezug auf die Durch-
führung des Seerechtsübereinkommens und die Arbeit der
Vereinten Nationen, ihrer Sonderorganisationen und anderer
Einrichtungen im Bereich der Meeresangelegenheiten und des
Seerechts auf globaler und regionaler Ebene einschließt und
dementsprechend die Grundlage für die jährliche Behandlung
und Überprüfung der die Meeresangelegenheiten und das See-
recht betreffenden Entwicklungen durch die Generalver-
sammlung als der für eine solche Überprüfung zuständigen
globalen Institution bildet;

112. stellt fest, dass der in Ziffer 110 genannte Bericht ge-
mäß Artikel 319 des Seerechtsübereinkommens auch den Ver-
tragsstaaten vorgelegt werden wird, soweit es um Fragen all-
gemeiner Art geht, die in Bezug auf das Seerechtsübereinkom-
men aufgetreten sind;

113. stellt außerdem fest, dass der Wunsch besteht, die Ef-
fizienz der informellen Konsultationen über die jährliche Re-
solution der Generalversammlung betreffend Ozeane und See-
recht und über die Resolution betreffend nachhaltige Fischerei
sowie die wirksame Beteiligung der Delegationen daran weiter
zu verbessern, beschließt, die Dauer der informellen Konsul-
tationen über beide Resolutionen auf insgesamt höchstens vier
Wochen zu begrenzen und dafür zu sorgen, dass die Konsul-
tationen zeitlich so geplant werden, dass eine Überschneidung
mit dem Tagungszeitraum des Sechsten Ausschusses vermie-
den wird, und dass die Abteilung über ausreichend Zeit für die
Erstellung des in Ziffer 110 genannten Berichts verfügt;

114. beschließt, den Punkt "Ozeane und Seerecht" in die
vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung auf-
zunehmen. 
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RESOLUTION 60/31
Verabschiedet auf der 56. Plenarsitzung am 29. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.23 und Add.1, einge-
bracht von: Australien, Belgien, Belize, Brasilien, Dänemark, Deutschland, Fi-
dschi, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Kanada, Madagaskar,
Malta, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Namibia, Neuseeland,
Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Philippinen, Polen, Portugal, Russi-
sche Föderation, Samoa, Schweden, Spanien, St. Lucia, Tonga, Trinidad und To-
bago, Tschechische Republik, Ukraine, Uruguay, Vereinigtes Königreich Groß-
britannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

60/31. Nachhaltige Fischerei, namentlich durch das
Übereinkommen von 1995 zur Durchführung der
Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens
der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982
über die Erhaltung und Bewirtschaftung von ge-
bietsübergreifenden Fischbeständen und Bestän-
den weit wandernder Fische und damit zusam-
menhängende Übereinkünfte

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung ihrer Resolutionen 46/215 vom 20. De-
zember 1991, 49/116 und 49/118 vom 19. Dezember 1994,
50/25 vom 5. Dezember 1995 und 57/142 vom 12. Dezember
2002 sowie anderer Resolutionen über Fischfang mit großen
pelagischen Treibnetzen, nicht genehmigte Fischerei in Zonen
des nationalen Hoheitsbereichs und auf Hoher See, Beifänge
und Rückwürfe in der Fischerei und andere Entwicklungen, ih-
rer Resolutionen 56/13 vom 28. November 2001 und 57/143
vom 12. Dezember 2002 über das Übereinkommen zur Durch-
führung der Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens
der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982 über die Er-
haltung und Bewirtschaftung von gebietsübergreifenden
Fischbeständen und Beständen weit wandernder Fische
("Durchführungsübereinkommen")151 und ihrer Resolutionen
58/14 vom 24. November 2003 und 59/25 vom 17. November
2004,

unter Hinweis auf die einschlägigen Bestimmungen des
Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen ("See-
rechtsübereinkommen")152 und eingedenk des Verhältnisses
zwischen dem Seerechtsübereinkommen und dem Durchfüh-
rungsübereinkommen,

anerkennend, dass das Durchführungsübereinkommen im
Einklang mit dem Seerechtsübereinkommen Bestimmungen
für die Erhaltung und Bewirtschaftung von gebietsübergrei-
fenden Fischbeständen und Beständen weit wandernder Fi-
sche festlegt, einschließlich Bestimmungen über die Einhal-
tung der Maßnahmen und Durchsetzung durch den Flaggen-
staat und die subregionale und regionale Zusammenarbeit bei
der Durchsetzung, die verbindliche Streitbeilegung und die
Rechte und Pflichten der Staaten im Hinblick auf die Geneh-
migung für ihre Flagge führende Schiffe zum Fischfang auf

Hoher See sowie spezifischer Bestimmungen, um den Bedürf-
nissen der Entwicklungsstaaten im Zusammenhang mit Erhal-
tungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen für gebietsübergrei-
fende Fischbestände und Bestände weit wandernder Fische
und der Entwicklung der Fischerei auf die Bestände Rechnung
zu tragen,

feststellend, dass in dem Verhaltenskodex für verantwor-
tungsvolle Fischerei der Ernährungs- und Landwirtschaftsor-
ganisation der Vereinten Nationen ("Verhaltenskodex")153 und
den damit verbundenen internationalen Aktionsplänen Grund-
sätze und globale Verhaltensnormen für verantwortungsvolle
Praktiken in Bezug auf die Erhaltung von Fischereiressourcen
und die Fischereibewirtschaftung und -entwicklung festgelegt
sind,

mit Besorgnis feststellend, dass die wirksame Bestandsbe-
wirtschaftung in der marinen Fangfischerei in einigen Gebie-
ten durch unzuverlässige Informationen und Daten, die auf
nicht oder falsch gemeldete Fangmengen und Befischung zu-
rückzuführen sind, erschwert wird und dass dieser Mangel an
Daten in einigen Gebieten zur weiteren Überfischung beiträgt,

mit Befriedigung Kenntnis nehmend von der vor kurzem
von der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der
Vereinten Nationen verabschiedeten Strategie zur Verbesse-
rung der Informationen über den Stand und die Tendenzen der
Fangfischerei154 und anerkennend, dass die langfristige Erwei-
terung des Wissens und des Verständnisses zum Stand und zu
den Tendenzen der Fischerei eine grundlegende Vorausset-
zung für die Fischereipolitik und die Fischereibewirtschaftung
zur Anwendung des Verhaltenskodexes ist,

in Anerkennung der Notwendigkeit, den Durchführungs-
plan des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung ("Durchfüh-
rungsplan von Johannesburg")155 mit Vorrang umzusetzen, so-
weit er sich auf die Herbeiführung einer nachhaltigen Fischerei
bezieht, einschließlich des Ziels, Fischbestände auf einem
Stand zu erhalten oder auf diesen zurückzuführen, der den
größtmöglich erreichbaren Dauerertrag sichert, wobei diese
Ziele für erschöpfte Bestände dringend und nach Möglichkeit
spätestens 2015 erreicht werden sollen,

sowie in Anerkennung des maßgeblichen Beitrags der
nachhaltigen Fischerei zur Ernährungssicherheit, zum Ein-
kommen und zum Wohlstand der heutigen und künftigen Ge-
nerationen,

151 United Nations, Treaty Series, Vol. 2167, Nr. 37924. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 2000 II S. 1022; öBGBl. Nr. 21/2005.
152 Ebd., Vol. 1833, Nr. 31363. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1994 II
S. 1798; öBGBl. Nr. 885/1995.

153 International Fisheries Instruments with Index (United Nations pu-
blication, Sales No. E.98.V.11), Abschn. III. In Deutsch verfügbar
unter http://www.fao.org/documents/show_cdr.asp?url_file=/docrep/
005/v9878g/v9878de00.htm.
154 Food and Agriculture Organization of the United Nations, Report of the
twenty-fifth session of the Committee on Fisheries, Rome, 24-28 February
2003, FAO Fisheries Report No. 702 (FIPL/R702(En)), Anhang H.
155 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations publi-
cation, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.



I.  Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

64

missbilligend, dass die Fischbestände, einschließlich der
gebietsübergreifenden Fischbestände und Bestände weit wan-
dernder Fische, in vielen Teilen der Welt überfischt oder kaum
geregelter, starker Befischung ausgesetzt sind, was unter an-
derem auf nicht genehmigte Fischerei, unzureichende Kon-
trolle und Durchsetzung durch die Flaggenstaaten, namentlich
Überwachungs-, Kontroll- und Aufsichtsmaßnahmen, unzu-
reichende Regulierungsmaßnahmen, schädliche Fischereisub-
ventionen und Überkapazitäten zurückzuführen ist,

besorgt darüber, dass die illegale, nicht gemeldete und un-
regulierte Fischerei bestimmte Fischbestände ernsthaft zu er-
schöpfen und die Meereslebensräume und -ökosysteme erheb-
lich zu schädigen droht, zum Nachteil der nachhaltigen Fische-
rei sowie der Ernährungssicherheit und der Volkswirtschaften
vieler Staaten, insbesondere von Entwicklungsländern,

unter Begrüßung der Ergebnisse der vom 7. bis 11. März
2005 abgehaltenen sechsundzwanzigsten Tagung des Fische-
reiausschusses der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisa-
tion der Vereinten Nationen156,

sowie unter Begrüßung der am 12. März 2005 von der Mi-
nistertagung über Fischerei der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen verabschiedeten
Erklärung von Rom von 2005 über illegale, nicht gemeldete
und unregulierte Fischerei157, mit der die internationale Ge-
meinschaft ihre Entschlossenheit bekräftigte, illegale, nicht
gemeldete und unregulierte Fischerei zu verhindern, davon ab-
zuschrecken und zu beseitigen,

ferner unter Begrüßung der am 12. März 2005 von der Mi-
nistertagung verabschiedeten Erklärung von Rom von 2005
über Fischerei und den Tsunami158, die sich mit der Frage der
Rehabilitation im Zusammenhang mit der Tsunami-Katastro-
phe befasste,

Kenntnis nehmend von den Anstrengungen der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation im Hinblick auf die Arbeit im Fi-
schereisektor,

anerkennend, dass die Zusammenhänge zwischen Meeres-
aktivitäten wie Schifffahrt und Fischerei und Umweltfragen
weiter untersucht werden müssen,

besorgt, dass die Meeresverschmutzung jedweden Ur-
sprungs, so auch durch Schiffe und insbesondere vom Lande
aus, eine ernsthafte Bedrohung der menschlichen Gesundheit
und Sicherheit darstellt, die Fischbestände, die biologische
Vielfalt der Meere und die Meereslebensräume gefährdet und
erhebliche Kosten für die lokale Wirtschaft und die Volkswirt-
schaft verursacht,

anerkennend, dass Meeresmüll ein globales, grenzüber-
schreitendes Verschmutzungsproblem ist und dass auf Grund
der vielen verschiedenen Arten und Quellen von Meeresmüll
unterschiedliche Ansätze zu seiner Verhinderung und Besei-
tigung erforderlich sind,

sowie anerkennend, dass geeignete Maßnahmen gegen
verloren gegangene oder aufgegebene Fanggeräte ergriffen
werden müssen, namentlich den Fang durch unbrauchbare
Fanggeräte, der unter anderem Fischbestände und Lebensräu-
me schädigt,

feststellend, dass Entwicklungsländern aus dem Beitrag
der nachhaltigen Aquakultur zur globalen Fischversorgung
auch weiterhin Möglichkeiten erwachsen, die lokale Ernäh-
rungssicherheit zu erhöhen und die Armut zu lindern, und dass
dadurch sowie durch die Anstrengungen anderer Länder, die
Aquakultur betreiben, erheblich dazu beigetragen wird, die
künftige Fischnachfrage zu befriedigen, unter Berücksichti-
gung des Artikels 9 des Verhaltenskodexes,

auf die Umstände verweisend, die die Fischerei in vielen
Entwicklungsländern, insbesondere in afrikanischen Ländern
und in kleinen Inselentwicklungsländern, beeinflussen, und
die dringende Notwendigkeit des Kapazitätsaufbaus, ein-
schließlich der Weitergabe von Meerestechnologie, anerken-
nend, um diese Staaten dabei zu unterstützen, im Einklang mit
den internationalen Übereinkünften ihren Verpflichtungen
nachzukommen und ihre Rechte auszuüben und sich so die Fi-
schereiressourcen zunutze zu machen,

feststellend, dass alle Staaten gehalten sind, entsprechend
den Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens bei der Er-
haltung und Bewirtschaftung von gebietsübergreifenden
Fischbeständen und Beständen weit wandernder Fische zu-
sammenzuarbeiten, und anerkennend, dass die Koordinierung
und Zusammenarbeit auf globaler, regionaler, subregionaler
und nationaler Ebene, unter anderem auf dem Gebiet der Da-
tenerhebung, des Informationsaustauschs, des Kapazitätsauf-
baus und der Ausbildung, für die Erhaltung, Bewirtschaftung
und nachhaltige Erschließung der lebenden Meeresressourcen
von entscheidender Bedeutung sind,

anerkennend, dass die Flaggenstaaten gemäß dem See-
rechtsübereinkommen, dem Übereinkommen zur Förderung
der Einhaltung internationaler Erhaltungs- und Bewirtschaf-
tungsmaßnahmen durch Fischereifahrzeuge auf Hoher See
("Einhaltungsübereinkommen")159, dem Durchführungsüber-
einkommen und dem Verhaltenskodex die Pflicht haben, wirk-
same Kontrolle über die ihre Flagge führenden Fischereifahr-
zeuge und Fischereiversorgungsfahrzeuge auszuüben und da-
für Sorge zu tragen, dass deren Tätigkeit die Wirksamkeit der
in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht und auf nationaler,
subregionaler, regionaler oder globaler Ebene getroffenen Er-
haltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen nicht beeinträch-
tigt,

156 Siehe Food and Agriculture Organization of the United Nations, Re-
port of the twenty-sixth session of the Committee on Fisheries, Rome,
7-11 March 2005, FAO Fisheries Report No. 780 (FIPL/R780(En)).
157 Food and Agriculture Organization of the United Nations, Out-
come of the Ministerial Meeting on Fisheries, Rome, 12 March 2005
(CL 128/INF/11), Anhang B.
158 Ebd., Anhang A.

159 International Fisheries Instruments with Index (United Nations publi-
cation, Sales No. E.98.V.11), Abschn. II. Deutsche Übersetzung: ABl. EG
Nr. L 177 S. 24.
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sowie anerkennend, dass dringender Handlungsbedarf auf
allen Ebenen besteht, um die langfristige nachhaltige Nutzung
und Bewirtschaftung der Fischereiressourcen durch die um-
fassende Anwendung eines Vorsorgeansatzes sowie durch
Maßnahmen sicherzustellen, die geeignet sind, Abfall, Rück-
würfe und andere für die Fischbestände schädliche Faktoren zu
verringern,

ferner anerkennend, welche wirtschaftliche und kulturelle
Bedeutung Haifische in vielen Ländern haben, welche biolo-
gische Bedeutung ihnen im Meeresökosystem zukommt, dass
bestimmte Haiarten durch Überfischung gefährdet sind und
dass Maßnahmen ergriffen werden müssen, um die langfristi-
ge Bestandfähigkeit der Haipopulationen und des Haifisch-
fangs zu fördern, und dass der Internationale Aktionsplan der
Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen von 1999 zur Erhaltung und Bewirtschaftung von
Haifischen die maßgebliche Grundlage für die Ausarbeitung
solcher Maßnahmen bildet,

in Bekräftigung ihrer Unterstützung der auf die Erhaltung
und Bewirtschaftung von Haifischen gerichteten Initiative der
Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen und der zuständigen regionalen und subregionalen
Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibe-
wirtschaftung, jedoch besorgt feststellend, dass nur wenige
Länder den Internationalen Aktionsplan zur Erhaltung und Be-
wirtschaftung von Haifischen umgesetzt haben,

unter Begrüßung der Ministererklärung der vom 1. bis
5. Mai 2005 in St. John’s (Kanada) abgehaltenen "Konferenz
über die Regulierung der Hochseefischerei und das Fischerei-
übereinkommen der Vereinten Nationen – Vom Wort zur Tat"
und feststellend, dass es sich dabei um eine Initiative zur ver-
besserten Regulierung der Hochseefischerei, einschließlich
der wirksamen Anwendung des Durchführungsübereinkom-
mens, handelt,

mit Befriedigung Kenntnis nehmend von den Ergebnissen
der vom 31. Mai bis 3. Juni 2005 in New York abgehaltenen
vierten informellen Konsultationsrunde der Vertragsstaaten
des Durchführungsübereinkommens,

mit Dank Kenntnis nehmend von dem Bericht des Gener-
alsekretärs160, insbesondere von seinem Nutzen in Bezug auf
die Sammlung und Verbreitung von Informationen zur Frage
der nachhaltigen Erschließung der lebenden Meeresressour-
cen der Welt,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis darüber, dass die Praxis
des Fischfangs mit großen pelagischen Treibnetzen die leben-
den Meeresressourcen weiter bedroht, obwohl sie in den mei-
sten Regionen der Ozeane und Meere der Welt nach wie vor
selten vorkommt,

betonend, dass Anstrengungen unternommen werden sol-
len, um sicherzustellen, dass die Durchführung der Resolution
46/215 in einigen Teilen der Welt nicht dazu führt, dass Treib-

netze, deren Verwendung im Widerspruch zu der genannten
Resolution steht, in andere Teile der Welt verbracht werden,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über Berichte, wonach
Seevögel, insbesondere Albatrosse und Sturmvögel, sowie an-
dere Meeresarten, namentlich Haie und andere Fischarten so-
wie Meeresschildkröten, nach wie vor der Fischerei, insbeson-
dere der Langleinenfischerei, sowie anderen Aktivitäten als
Beifang zum Opfer fallen, gleichzeitig jedoch die beträchtli-
chen Anstrengungen anerkennend, die im Rahmen verschie-
dener regionaler Organisationen und Vereinbarungen betref-
fend Fischereibewirtschaftung unternommen werden, um Bei-
fänge in der Langleinenfischerei zu verringern,

anerkennend, dass der Fischereiausschuss auf seiner
sechsundzwanzigsten Tagung die Leitlinien zur Verringerung
der Sterblichkeit von Meeresschildkröten in der Fischerei161

billigte,

es begrüßend, dass immer mehr Staaten, im Seerechtsüber-
einkommen und in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b des Durch-
führungsübereinkommens genannte Rechtsträger sowie regio-
nale und subregionale Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung nach Bedarf Maßnahmen
zur Umsetzung der Bestimmungen des Durchführungsüber-
einkommens ergriffen haben,

I

Herbeiführung einer nachhaltigen Fischerei

1. bekräftigt die Bedeutung, die sie der langfristigen Er-
haltung, Bewirtschaftung und nachhaltigen Nutzung der le-
benden Meeresressourcen der Ozeane und Meere der Welt bei-
misst, sowie die Verpflichtung der Staaten zur Zusammenar-
beit im Hinblick auf dieses Ziel, im Einklang mit dem Völker-
recht, wie in den entsprechenden Bestimmungen des See-
rechtsübereinkommens152, insbesondere den Bestimmungen
über Zusammenarbeit in Teil V und Teil VII Abschnitt 2 des
Seerechtsübereinkommens, sowie, soweit anwendbar, in dem
Durchführungsübereinkommen151 festgelegt;

2. betont die Verpflichtung der Flaggenstaaten, ihre
Aufgaben im Einklang mit dem Seerechtsübereinkommen und
dem Durchführungsübereinkommen wahrzunehmen und si-
cherzustellen, dass die ihre Flagge führenden Schiffe die für
die Fischereiressourcen auf Hoher See beschlossenen und gel-
tenden Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen einhal-
ten;

3. fordert alle Staaten auf, soweit nicht bereits gesche-
hen, zur Verwirklichung des Ziels der universellen Beteili-
gung Vertragsparteien des Seerechtsübereinkommens zu wer-
den, das den rechtlichen Rahmen für alle Tätigkeiten in den
Ozeanen und Meeren vorgibt, unter Berücksichtigung des
Verhältnisses zwischen dem Seerechtsübereinkommen und
dem Durchführungsübereinkommen;

160 A/60/189.

161 Food and Agriculture Organization of the United Nations, Report of the
Technical Consultation on Sea Turtles Conservation and Fisheries,
Bangkok, Thailand, 29 November - 2 December 2004, FAO Fisheries Re-
port No. 765 (FIRM/R765(En)), Anhang E.
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4. fordert alle Staaten auf, unmittelbar oder über regio-
nale Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung und im Einklang mit dem Völkerrecht den
Vorsorgeansatz und den Ökosystem-Ansatz auf breiter Ebene
auf die Erhaltung, Bewirtschaftung und Nutzung der Fischbe-
stände, einschließlich gebietsübergreifender Fischbestände
und Bestände weit wandernder Fische, anzuwenden, und for-
dert außerdem die Vertragsstaaten des Durchführungsüberein-
kommens auf, die Bestimmungen des Artikels 6 des Überein-
kommens in vollem Umfang und mit Vorrang umzusetzen;

5. begrüßt und befürwortet die Tätigkeit der Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen und ihres Fischereiausschusses, insbesondere die kürzlich
ergangene Aufforderung, die verschiedenen bereits ausgear-
beiteten Rechtsinstrumente zur Gewährleistung einer verant-
wortungsvollen Fischerei wirksam durchzuführen;

6. fordert die Staaten nachdrücklich auf, Handels-
schranken, namentlich Spitzenzölle, hohe Zölle und mit ihren
Verpflichtungen nach den Übereinkommen der Welthandels-
organisation unvereinbare nichttarifäre Hemmnisse und Maß-
nahmen, in Anbetracht der Bedeutung des Handels mit Fische-
reierzeugnissen, insbesondere für die Entwicklungsländer,
aufzuheben;

7. begrüßt die 2005 von der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen herausgegebenen
Internationalen Leitlinien für die Umweltkennzeichnung von
Fischen und Fischereierzeugnissen aus der marinen Fangfi-
scherei, erkennt die Rolle der Zertifizierungs- und Umwelt-
kennzeichnungssysteme an, die mit dem Völkerrecht, ein-
schließlich der einschlägigen Übereinkünfte der Welthandels-
organisation, vereinbar sein müssen, und nimmt Kenntnis von
der laufenden Erörterung solcher Systeme in der Welthandels-
organisation;

8. fordert die Staaten und die zuständigen internationa-
len und nationalen Organisationen nachdrücklich auf, dafür zu
sorgen, dass Interessenträger der Kleinfischerei an der Ausar-
beitung entsprechender Politiken und Fischereibewirtschaf-
tungsstrategien mitwirken können, um die Bestandfähigkeit
der Kleinfischerei langfristig zu sichern, in Übereinstimmung
mit der Verpflichtung, die geeignete Erhaltung und Bewirt-
schaftung der Fischereiressourcen zu gewährleisten;

II

Durchführung des Übereinkommens von 1995 zur Durch-
führung der Bestimmungen des Seerechtsübereinkom-
mens der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982
über die Erhaltung und Bewirtschaftung von gebiets-
übergreifenden Fischbeständen und Beständen weit
wandernder Fische
9. fordert alle Staaten sowie die im Seerechtsüberein-

kommen und in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b des Durchfüh-
rungsübereinkommens genannten Rechtsträger auf, soweit
nicht bereits geschehen, das Durchführungsübereinkommen
zu ratifizieren beziehungsweise ihm beizutreten und in der
Zwischenzeit seine vorläufige Anwendung in Erwägung zu
ziehen;

10. fordert die Vertragsstaaten des Durchführungsüber-
einkommens auf, mit Vorrang ihre innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften den Bestimmungen des Übereinkommens anzupas-
sen und sicherzustellen, dass diese in den regionalen Organi-
sationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirt-
schaftung, deren Mitglied sie sind, wirksam umgesetzt
werden;

11. betont, wie wichtig diejenigen Bestimmungen des
Durchführungsübereinkommens sind, die sich auf die bilate-
rale, regionale und subregionale Zusammenarbeit bei der
Durchsetzung beziehen, und fordert nachdrücklich zur Fort-
führung der diesbezüglichen Anstrengungen auf;

12. legt den Staaten nahe, gegebenenfalls anzuerkennen,
dass die allgemeinen Grundsätze des Durchführungsüberein-
kommens auch für Fischbestände gelten, die nur auf Hoher See
vorkommen;

13. fordert alle Staaten auf, sicherzustellen, dass ihre
Schiffe die von den subregionalen und regionalen Organisa-
tionen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaf-
tung im Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen des
Seerechtsübereinkommens und des Durchführungsüberein-
kommens beschlossenen Erhaltungs- und Bewirtschaftungs-
maßnahmen befolgen;

14. fordert die Vertragsstaaten des Durchführungsüber-
einkommens nachdrücklich auf, im Einklang mit Artikel 21
Absatz 4 allen Staaten, deren Schiffe auf Hoher See in dersel-
ben Region oder Subregion Fischfang betreiben, unmittelbar
oder über die entsprechende subregionale oder regionale Or-
ganisation oder Vereinbarung betreffend Fischereibewirt-
schaftung die Art der Legitimation mitzuteilen, die sie ihren
zum Anbordgehen und zur Kontrolle gemäß Artikel 21 und 22
des Übereinkommens ordnungsgemäß bevollmächtigten In-
spektoren ausgestellt haben;

15. fordert die Vertragsstaaten des Durchführungsüber-
einkommens außerdem nachdrücklich auf, im Einklang mit
Artikel 21 Absatz 4 eine geeignete Behörde für die Entgegen-
nahme von Mitteilungen nach Artikel 21 zu bezeichnen und
die Bezeichnung über die entsprechende subregionale oder re-
gionale Organisation oder Vereinbarung betreffend Fischerei-
bewirtschaftung in geeigneter Weise bekannt zu machen;

16. bittet die Staaten, die internationalen Finanzinstitu-
tionen und die Organisationen des Systems der Vereinten Na-
tionen, gemäß Teil VII des Durchführungsübereinkommens
Hilfe zu gewähren, gegebenenfalls auch durch die Schaffung
spezieller Finanzmechanismen oder -instrumente, um den Ent-
wicklungsländern, insbesondere den am wenigsten entwickel-
ten Ländern und den kleinen Inselentwicklungsländern, dabei
behilflich zu sein, eigene Kapazitäten zur Nutzung von Fische-
reiressourcen zu entwickeln, namentlich durch den Aufbau ei-
ner Fischereiflotte unter der Flagge ihres Landes, eine wert-
schöpfende Weiterverarbeitung und die Ausweitung ihrer
wirtschaftlichen Grundlage in der Fischereiindustrie, in Über-
einstimmung mit der Verpflichtung, für eine ordnungsgemäße
Erhaltung und Bewirtschaftung dieser Fischereiressourcen zu
sorgen;
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17. stellt mit Befriedigung fest, dass der Hilfsfonds nach
Teil VII des Durchführungsübereinkommens seine Tätigkeit
aufgenommen hat und Anträge auf Hilfe von Entwicklungs-
ländern prüft, die Vertragsstaaten des Durchführungsüberein-
kommens sind, und legt den Staaten, zwischenstaatlichen Or-
ganisationen, internationalen Finanzinstitutionen, nationalen
Institutionen, nichtstaatlichen Organisationen sowie natürli-
chen und juristischen Personen nahe, freiwillige finanzielle
Beiträge an den Fonds zu entrichten;

18. begrüßt die vom 28. bis 30. September 2005 in
Windhuk abgehaltene Gründungstagung des Wissenschaftli-
chen Ausschusses der Organisation für die Fischerei im Süd-
ostatlantik und die anschließend von ihrer Kommission verab-
schiedeten neuen Erhaltungsmaßnahmen für die Ressourcen,
die innerhalb des Geltungsbereichs des Übereinkommens über
die Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischereiressourcen im
Südostatlantik unter ihre Zuständigkeit fallen, und fordert die
Unterzeichnerstaaten und anderen Staaten, deren Schiffe im
Geltungsbereich des genannten Übereinkommens von ihm er-
fasste Fischereiressourcen befischen, nachdrücklich auf, mit
Vorrang Vertragsparteien dieses Übereinkommens zu werden
und in der Zwischenzeit seine Bestimmungen und die nach ih-
nen beschlossenen Maßnahmen vorläufig anzuwenden, um si-
cherzustellen, dass die Schiffe, die berechtigt sind, ihre Flagge
zu führen, diese Maßnahmen anwenden;

19. begrüßt außerdem die am 9. und 10. Dezember 2004
auf Pohnpei (Föderierte Staaten von Mikronesien) abgehalte-
ne Gründungstagung der Fischereikommission für den west-
lichen und mittleren Pazifik und legt ferner den in Betracht
kommenden Staaten nahe, Vertragsparteien des Übereinkom-
mens über die Erhaltung und Bewirtschaftung weit wandern-
der Fischbestände im westlichen und mittleren Pazifik zu wer-
den und in der Zwischenzeit seine Bestimmungen und die nach
ihnen beschlossenen Maßnahmen auf Schiffe anzuwenden, die
berechtigt sind, ihre Flagge zu führen;

20. bekräftigt Ziffer 16 der Resolution 59/25 betreffend
die Einberufung einer Überprüfungskonferenz ("Überprü-
fungskonferenz") durch den Generalsekretär gemäß Arti-
kel 36 des Durchführungsübereinkommens, die vom 22. bis
26. Mai 2006 in New York stattfinden soll;

21. nimmt Kenntnis von dem Bericht der vierten infor-
mellen Konsultationsrunde der Vertragsstaaten des Durchfüh-
rungsübereinkommens, ersucht den Generalsekretär, bei der
Erstellung des in Ziffer 17 der Resolution 59/25 genannten
umfassenden Berichts in Zusammenarbeit mit der Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen die konkreten Vorschläge der vierten informellen Konsul-
tationsrunde in Bezug auf den umfassenden Bericht zu berück-
sichtigen, und ersucht außerdem darum, dass im Einklang mit
der bisherigen Praxis eine unredigierte Vorabfassung dieses
Berichts ab dem 16. Januar 2006 über die Webseiten der Ab-
teilung Meeresangelegenheiten und Seerecht des Sekretariats-
Bereichs Rechtsangelegenheiten ("Abteilung") zur Verfügung
gestellt wird;

22. bittet die Vertragsstaaten sowie die Staaten und
Rechtsträger, die berechtigt sind, Vertragsparteien zu werden,
subregionale und regionale Organisationen und Vereinbarun-

gen betreffend Fischereibewirtschaftung sowie andere zwi-
schenstaatliche und nichtstaatliche Organisationen, der Über-
prüfungskonferenz Informationen und Auffassungen zu An-
gelegenheiten zu unterbreiten, die für das Mandat der Konfe-
renz relevant sind und deren Arbeit bereichern würden;

23. verweist auf Ziffer 6 ihrer Resolution 56/13 und er-
sucht den Generalsekretär, für März 2006 eine fünfte informel-
le Konsultationsrunde der Vertragsstaaten des Durchfüh-
rungsübereinkommens zur Vorbereitung der Überprüfungs-
konferenz einzuberufen;

24. ersucht den Generalsekretär, eine vorläufige Tages-
ordnung und eine Geschäftsordnung für die Überprüfungskon-
ferenz im Entwurf auszuarbeiten und sie zusammen mit der
von der vierten informellen Konsultationsrunde der Vertrags-
staaten des Durchführungsübereinkommens vorgeschlagenen
vorläufigen Tagesordnung für die fünfte informelle Konsulta-
tionsrunde sechzig Tage vor Beginn dieser Konsultationsrun-
de zu verteilen;

25. ersucht den Generalsekretär außerdem, die Staaten
und die im Seerechtsübereinkommen und in Artikel 1 Ab-
satz 2 Buchstabe b des Durchführungsübereinkommens ge-
nannten Rechtsträger, die nicht Vertragsparteien des Durch-
führungsübereinkommens sind, voll und auf gleicher Grund-
lage wie die Vertragsstaaten des Durchführungsübereinkom-
mens, jedoch ohne Stimmrecht, an der fünften informellen
Konsultationsrunde der Vertragsstaaten mitzuwirken, und be-
kräftigt, dass im Einklang mit der bisherigen Praxis alles getan
werden wird, um Empfehlungen auf Konsensbasis zu verab-
schieden;

26. ersucht den Generalsekretär ferner, das Entwick-
lungsprogramm der Vereinten Nationen, die Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen und an-
dere Sonderorganisationen, die Kommission für Nachhaltige
Entwicklung, die Weltbank, die Globale Umweltfazilität und
andere zuständige internationale Finanzinstitutionen, subre-
gionale und regionale Organisationen und Vereinbarungen be-
treffend Fischereibewirtschaftung, andere Fischereiorgane,
andere zuständige zwischenstaatliche Organe und nichtstaat-
liche Organisationen einzuladen, der fünften informellen Kon-
sultationsrunde der Vertragsstaaten des Durchführungsüber-
einkommens als Beobachter beizuwohnen;

27. ermutigt zur breiten Beteiligung an der Überprü-
fungskonferenz im Einklang mit Artikel 36 des Durchfüh-
rungsübereinkommens und fordert die Staaten, die dazu in der
Lage sind, auf, vor der Konferenz Vertragsparteien des Durch-
führungsübereinkommens zu werden;

III

Verwandte Fischereiübereinkünfte

28. betont, wie wichtig die wirksame Durchführung des
Einhaltungsübereinkommens159 ist, und fordert nachdrücklich
weitere diesbezügliche Anstrengungen;

29. fordert alle Staaten und die anderen in Artikel X
Absatz 1 des Einhaltungsübereinkommens genannten Rechts-
träger, die noch nicht Vertragspartei dieses Übereinkommens
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geworden sind, auf, dies mit Vorrang zu tun und in der Zwi-
schenzeit seine vorläufige Anwendung zu erwägen;

30. fordert die Staaten und die subregionalen und regio-
nalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung nachdrücklich auf, den Verhaltenskodex153

innerhalb ihres Zuständigkeitsbereichs anzuwenden und seine
Anwendung zu fördern;

31. legt den Staaten eindringlich nahe, mit Vorrang na-
tionale und gegebenenfalls regionale Aktionspläne zu erarbei-
ten und durchzuführen, um die internationalen Aktionspläne
der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Verein-
ten Nationen umzusetzen;

32. begrüßt die Verabschiedung des Sicherheitskodex
für Fischereifahrzeuge und ihre Besatzungen in der von der Er-
nährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Na-
tionen, der Internationalen Arbeitsorganisation und der Inter-
nationalen Seeschifffahrts-Organisation überarbeiteten Fas-
sung und ermutigt zu seiner wirksamen Anwendung und for-
dert die Staaten nachdrücklich auf, Vertragsparteien des
Protokolls von 1993 zum Internationalen Übereinkommen
von Torremolinos über die Sicherheit von Fischereifahrzeu-
gen zu werden;

IV

Illegale, nicht gemeldete und unregulierte Fischerei

33. bringt erneut mit Nachdruck ihre ernsthafte Besorg-
nis darüber zum Ausdruck, dass die illegale, nicht gemeldete
und unregulierte Fischerei nach wie vor eine der größten Be-
drohungen für Meeresökosysteme darstellt und auch weiterhin
ernste und schwerwiegende Folgen für die Erhaltung und Be-
wirtschaftung der Meeresressourcen hat, und fordert die Staa-
ten erneut auf, allen bestehenden Verpflichtungen in vollem
Umfang nachzukommen und diese Art der Fischerei zu be-
kämpfen sowie dringend alle erforderlichen Schritte zur
Durchführung des Internationalen Aktionsplans der Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen zur Verhinderung, Abschreckung und Beseitigung der il-
legalen, nicht gemeldeten und unregulierten Fischerei zu un-
ternehmen;

34. fordert die Staaten auf, den ihre Flagge führenden
Schiffen nicht zu gestatten, auf Hoher See oder in Gebieten un-
ter nationalen Hoheitsbefugnissen anderer Staaten Fischfang
zu betreiben, ohne eine wirksame Kontrolle über ihre Tätigkeit
auszuüben, es sei denn, die Schiffe haben eine ordnungsgemä-
ße Genehmigung der Behörden des betreffenden Staates erhal-
ten und üben ihre Tätigkeit im Einklang mit den in der Geneh-
migung festgelegten Bedingungen aus, und fordert sie auf, im
Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen des Seerechts-
übereinkommens, des Durchführungsübereinkommens und
des Einhaltungsübereinkommens konkrete Maßnahmen zu er-
greifen, einschließlich Maßnahmen, um ihre Staatsangehöri-
gen davon abzuhalten, ihre Schiffe umzuflaggen, um die Fi-
schereitätigkeit von Schiffen, die ihre Flagge führen, zu kon-
trollieren;

35. bekräftigt, dass der internationale rechtliche Rahmen
für die zwischenstaatliche Zusammenarbeit, insbesondere auf
regionaler und subregionaler Ebene, bei der Bewirtschaftung
der Fischbestände und bei der in Übereinstimmung mit dem
Völkerrecht erfolgenden Bekämpfung der illegalen, nicht ge-
meldeten und unregulierten Fischerei gegebenenfalls verstärkt
werden muss und dass die Staaten und die im Seerechtsüber-
einkommen und in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b des Durch-
führungsübereinkommens genannten Rechtsträger gemeinsa-
me Anstrengungen unternehmen müssen, um gegen derartige
Fischereitätigkeiten vorzugehen, unter anderem durch die Er-
arbeitung und Anwendung von Schiffsüberwachungssyste-
men und die Auflistung von Schiffen, mit dem Ziel, illegale,
nicht gemeldete und unregulierte Fischereitätigkeiten zu ver-
hindern, und, wo dies angezeigt und mit dem Völkerrecht ver-
einbar ist, durch die Erarbeitung und Anwendung von Han-
delsüberwachungssystemen, einschließlich zur Erfassung
weltweiter Fangdaten, mittels subregionaler und regionaler
Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibe-
wirtschaftung;

36. fordert die Flaggen- und Hafenstaaten auf, alle mit
dem Völkerrecht vereinbaren notwendigen Maßnahmen zu
treffen, um den Betrieb von Schiffen, die nicht den geltenden
Normen entsprechen, sowie illegale, nicht gemeldete und un-
regulierte Fischereitätigkeiten zu verhindern;

37. fordert die Staaten nachdrücklich auf, eine wirksame
Kontrolle über ihre Staatsangehörigen und die ihre Flagge füh-
renden Schiffe auszuüben und sie daran zu hindern und davon
abzuschrecken, illegale, nicht gemeldete und unregulierte Fi-
schereitätigkeiten auszuüben;

38. verweist auf das Ersuchen an den Generalsekretär,
der Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung
über die Untersuchung Bericht zu erstatten, die die Internatio-
nale Seeschifffahrts-Organisation in Zusammenarbeit mit an-
deren zuständigen internationalen Organisationen auf Grund
der in Resolution 58/14 und Resolution 58/240 vom 23. De-
zember 2003 an sie gerichteten Bitte durchgeführt hat, zu prü-
fen und zu klären, welche Rolle der "echten Verbindung" im
Hinblick auf die Pflicht des Flaggenstaats zukommt, eine
wirksame Kontrolle über die Schiffe auszuüben, die seine
Flagge führen, einschließlich Fischereifahrzeugen, und wel-
che möglichen Folgen die Nichterfüllung der in den maßgeb-
lichen internationalen Übereinkünften vorgesehenen Aufga-
ben und Pflichten der Flaggenstaaten haben könnte;

39. bekräftigt den Appell der Fischereiminister der Er-
nährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Na-
tionen in ihrer Erklärung von Rom von 2005 über illegale,
nicht gemeldete und unregulierte Fischerei157, namentlich für
weitere internationale Maßnahmen zur Beseitigung illegaler,
nicht gemeldeter und unregulierter Fischerei durch "Billig-
flaggen" führende Schiffe und zur zwingenden Herstellung ei-
ner "echten Verbindung" zwischen Staaten und den ihre Flag-
ge führenden Fischereifahrzeugen, und fordert die Staaten auf,
die Erklärung mit Vorrang umzusetzen;

40. ersucht die Staaten und die zuständigen internationa-
len Organe, im Einklang mit dem Völkerrecht wirksamere
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Maßnahmen zur Rückverfolgung von Fischen und Fischerei-
erzeugnissen auszuarbeiten, damit die Einfuhrstaaten Fische
oder Fischereierzeugnisse identifizieren können, die auf eine
Weise gefangen wurden, die die in Übereinstimmung mit dem
Völkerrecht vereinbarten internationalen Erhaltungs- und Be-
wirtschaftungsmaßnahmen untergräbt, und gleichzeitig anzu-
erkennen, wie wichtig der Marktzugang für Fische und Fische-
reierzeugnisse, die auf eine mit diesen internationalen Maß-
nahmen übereinstimmende Weise gefangen wurden, im Ein-
klang mit den Bestimmungen 11.2.4, 11.2.5 und 11.2.6 des
Verhaltenskodexes ist;

41. ermutigt die zuständigen internationalen Organisa-
tionen, namentlich die Ernährungs- und Landwirtschaftsorga-
nisation der Vereinten Nationen und die subregionalen und re-
gionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fi-
schereibewirtschaftung, auch weiterhin Leitlinien für die Kon-
trolle der Flaggenstaaten über Fischereifahrzeuge zu erarbei-
ten;

42. erkennt an, dass es verstärkter Hafenstaatkontrolle
bedarf, um die illegale, nicht gemeldete und unregulierte Fi-
scherei zu bekämpfen, fordert die Staaten nachdrücklich zur
Zusammenarbeit auf, insbesondere auf regionaler Ebene und
über die regionalen und subregionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, und
legt den Staaten nahe, die vom Fischereiausschuss auf seiner
sechsundzwanzigsten Tagung im März 2005156 gebilligten
Musterleitlinien für Hafenstaatmaßnahmen auf nationaler und
regionaler Ebene anzuwenden, ihre Anwendung über die re-
gionalen Organisationen, Vereinbarungen und Organe betref-
fend Fischereibewirtschaftung zu fördern und, wenn ange-
zeigt, die Möglichkeit der Ausarbeitung eines rechtsverbind-
lichen Übereinkommens zu prüfen;

43. fordert alle Staaten auf, sicherzustellen, dass die ihre
Flagge führenden Schiffe keine Umladungen von Fischen vor-
nehmen, die von Fischereifahrzeugen gefangen wurden, die il-
legale, nicht gemeldete und unregulierte Fischerei betreiben,
und einzeln oder über regionale Organisationen oder Verein-
barungen betreffend Fischereibewirtschaftung wirksamere
Durchsetzungs- und Einhaltungsmaßnahmen auszuarbeiten,
um solche Umladungen im Einklang mit dem Völkerrecht zu
verhindern und zu unterbinden;

44. fordert die Staaten nachdrücklich auf, einzeln und
über die zuständigen regionalen Organisationen und Verein-
barungen betreffend Fischereibewirtschaftung obligatorische
Überwachungs-, Kontroll- und Aufsichtssysteme für Fische-
reifahrzeuge, namentlich für den Austausch von Informatio-
nen über Durchsetzungsfragen in der Fischerei, einzurichten,
dem bestehenden freiwilligen Internationalen Netzwerk zur
Überwachung, Kontrolle und Aufsicht von Fischereitätigkei-
ten beizutreten und, wenn angezeigt, die Möglichkeit zu prü-
fen, das Netzwerk im Einklang mit dem Völkerrecht in eine
mit eigenen Mitteln ausgestattete internationale Einrichtung
umzuwandeln, die den auf dem Gebiet der Fischerei tätigen
Durchsetzungsbehörden behilflich sein kann;

45. befürwortet und unterstützt die Entwicklung eines
umfassenden globalen Registers für Fischereifahrzeuge, ein-

schließlich Kühlschiffen und Versorgungsschiffen, im Rah-
men der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der
Vereinten Nationen, das die verfügbaren Informationen über
das wirtschaftliche Eigentum, vorbehaltlich der Verpflichtung
zur Wahrung der Vertraulichkeit nach innerstaatlichem Recht,
enthält, und fordert die Flaggenstaaten nachdrücklich auf, vor-
zuschreiben, dass alle ihre großen Hochsee-Fischereifahrzeu-
ge bis spätestens Dezember 2008 oder, sofern der Flaggenstaat
oder eine der zuständigen regionalen Organisationen oder Ver-
einbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung dies be-
schließt, auch früher mit den in der Erklärung von Rom von
2005 über illegale, nicht gemeldete und unregulierte Fischerei
geforderten Schiffsüberwachungssystemen ausgerüstet wer-
den;

46. fordert die Staaten nachdrücklich auf, einzeln und
über regionale Organisationen und Vereinbarungen betreffend
Fischereibewirtschaftung und im Einklang mit dem Völker-
recht, einschließlich der in den Übereinkünften der Welthan-
delsorganisation festgelegten Grundsätze, Rechte und Ver-
pflichtungen, international vereinbarte marktbezogene Maß-
nahmen zu beschließen und durchzuführen, wie im Internatio-
nalen Aktionsplan zur Verhinderung, Abschreckung und
Beseitigung der illegalen, nicht gemeldeten und unregulierten
Fischerei gefordert;

V

Überkapazitäten in der Fischerei

47. fordert die Staaten und die zuständigen regionalen
und subregionalen Organisationen und Vereinbarungen be-
treffend Fischereibewirtschaftung auf, mit Vorrang wirksame
Maßnahmen für eine bessere Steuerung der Fangkapazitäten
zu ergreifen und den Internationalen Aktionsplan für die
Steuerung der Fangkapazitäten der Ernährungs- und Land-
wirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen umzusetzen,
unter Berücksichtigung der Notwendigkeit, durch diese Maß-
nahmen die Übertragung von Fangkapazitäten auf andere Fi-
schereien oder Fanggebiete zu verhindern, insbesondere, je-
doch nicht begrenzt auf, diejenigen Gebiete, in denen Überfi-
schung stattfindet oder die Fischbestände erschöpft sind;

48. bekräftigt die Erklärung von Rom von 2005 über Fi-
scherei und den Tsunami158, in der unter anderem unterstrichen
wurde, dass der Wiederaufbau der Fischerei und der Aquakul-
tur in den betroffenen Gebieten im Einklang mit den Grund-
sätzen des Verhaltenskodexes stehen muss, und in der betont
wurde, dass die Wiederaufbaubemühungen, einschließlich des
Transfers von Schiffen, unter der Führung und Kontrolle der
betroffenen Staaten erfolgen müssen und dass bei der Wieder-
herstellung der Fangkapazitäten sicherzustellen ist, dass diese
den Produktionskapazitäten der Fischereiressourcen und ihrer
nachhaltigen Nutzung angemessen sind;

49. fordert die Staaten nachdrücklich auf, Subventionen
abzuschaffen, die zu illegaler, nicht gemeldeter und unregu-
lierter Fischerei und zu Überkapazitäten beitragen, und gleich-
zeitig die von der Welthandelsorganisation im Einklang mit
der Erklärung von Doha über das Übereinkommen über han-
delsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums und
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die öffentliche Gesundheit162 unternommenen Anstrengungen
zur Klarstellung und Verbesserung ihrer Disziplinen betref-
fend Fischereisubventionen zu Ende zu führen, unter Berück-
sichtigung der Bedeutung dieses Sektors, namentlich der
Kleinfischerei, der handwerklichen Fischerei und der Aqua-
kultur, für die Entwicklungsländer;

VI

Fischfang mit großen pelagischen Treibnetzen

50. bekräftigt die Bedeutung, die sie der weiteren Befol-
gung ihrer Resolution 46/215 und anderer späterer Resolutio-
nen über Fischfang mit großen pelagischen Treibnetzen bei-
misst, und fordert die Staaten und die im Seerechtsüberein-
kommen sowie in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b des Durch-
führungsübereinkommens genannten Rechtsträger nach-
drücklich auf, die in den genannten Resolutionen empfohlenen
Maßnahmen voll durchzusetzen;

VII

Beifänge und Rückwürfe in der Fischerei

51. fordert die Staaten, die regionalen und subregionalen
Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibe-
wirtschaftung und die anderen zuständigen internationalen Or-
ganisationen nachdrücklich auf, soweit noch nicht geschehen,
im Einklang mit dem Völkerrecht und den einschlägigen in-
ternationalen Übereinkünften, einschließlich des Verhaltens-
kodexes, Maßnahmen zur Verringerung oder Beseitigung von
Beifängen, Fang durch verloren gegangene oder aufgegebene
Fanggeräte, Fischrückwürfen und Verlusten nach dem Fang,
namentlich bei Jungfischen, zu ergreifen und insbesondere zu
erwägen, Maßnahmen zu ergreifen, darunter gegebenenfalls
technische Maßnahmen in Bezug auf Fischgröße, Maschen-
größe oder Geräte, Rückwürfe, Schonzeiten und -bereiche so-
wie Gebiete, die bestimmten Fischereitätigkeiten, insbesonde-
re der handwerklichen Fischerei, vorbehalten sind, und Me-
chanismen zur Weitergabe von Informationen über Gebiete
mit einer hohen Konzentration von Jungfischen zu schaffen,
unter Berücksichtigung dessen, dass es geboten ist, die Ver-
traulichkeit dieser Informationen zu wahren, sowie Studien
und Forschungsarbeiten zur Verringerung oder Beseitigung
der Beifänge von Jungfischen zu unterstützen;

52. legt den Staaten und den im Seerechtsübereinkom-
men und in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b des Durchfüh-
rungsübereinkommens genannten Rechtsträgern nahe, gege-
benenfalls die Mitwirkung in regionalen und subregionalen
Übereinkünften und Organisationen zu erwägen, die den Auf-
trag haben, bei der Fangtätigkeit als Beifänge mitgefangene,
nicht befischte Fischarten zu erhalten;

53. ersucht die Staaten und die regionalen Organisatio-
nen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung,
die in den Leitlinien zur Verringerung der Sterblichkeit von
Meeresschildkröten161 und dem Internationalen Aktionsplan

zur Verringerung der Beifänge von Seevögeln bei der Lang-
leinenfischerei empfohlenen Maßnahmen, soweit angezeigt,
dringend durchzuführen, um den Rückgang der Meeresschild-
kröten- und Seevogelpopulationen zu verhindern, indem sie
bei ihren Fischereitätigkeiten Beifänge verringern und die
Überlebenschancen freigelassener Tiere erhöhen, namentlich
durch die Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet alter-
nativer Fanggeräte und Köder, die Förderung des Einsatzes der
bestehenden Technologien zur Beifangreduzierung sowie die
Förderung und Verstärkung von Datenerhebungsprogrammen
mit dem Ziel, standardisierte Informationen für die zuverläs-
sige Schätzung der Beifänge dieser Arten zu gewinnen;

VIII

Subregionale und regionale Zusammenarbeit

54. fordert die Küstenstaaten und die Staaten, die Hoch-
seefischerei betreiben, nachdrücklich auf, sich in Überein-
stimmung mit dem Seerechtsübereinkommen und dem Durch-
führungsübereinkommen um eine Zusammenarbeit in Bezug
auf gebietsübergreifende Fischbestände und Bestände weit
wandernder Fische zu bemühen, entweder unmittelbar oder
über geeignete subregionale oder regionale Organisationen
oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung,
um die wirksame Erhaltung und Bewirtschaftung dieser Be-
stände sicherzustellen;

55. legt den Staaten, die gebietsübergreifende Fischbe-
stände und Bestände weit wandernder Fische auf Hoher See
befischen, sowie den betreffenden Küstenstaaten nahe, dort,
wo eine subregionale oder regionale Organisation oder Ver-
einbarung betreffend Fischereibewirtschaftung befugt ist, Er-
haltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen für solche Be-
stände zu treffen, ihre Pflicht zur Zusammenarbeit zu erfüllen,
indem sie Mitglied der Organisation werden, sich an der Ver-
einbarung beteiligen oder der Anwendung der im Rahmen die-
ser Organisation oder Vereinbarung festgelegten Erhaltungs-
und Bewirtschaftungsmaßnahmen zustimmen;

56. bittet in dieser Hinsicht die subregionalen und regio-
nalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung, dafür zu sorgen, dass alle Staaten, die ein
tatsächliches Interesse an der betreffenden Fischerei haben, im
Einklang mit dem Seerechtsübereinkommen und dem Durch-
führungsübereinkommen Mitglied solcher Organisationen
oder Teilnehmer solcher Vereinbarungen werden können;

57. legt den betreffenden Küstenstaaten und Staaten, die
gebietsübergreifende Fischbestände oder Bestände weit wan-
dernder Fische auf Hoher See befischen, nahe, falls keine sub-
regionale oder regionale Organisation oder Vereinbarung be-
treffend Fischereibewirtschaftung zur Festlegung von Erhal-
tungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen für diese Bestände
vorhanden ist, zusammenzuarbeiten, um eine solche Organi-
sation zu schaffen oder sonstige geeignete Vereinbarungen
einzugehen, um die Erhaltung und Bewirtschaftung dieser Be-
stände sicherzustellen, und an der Arbeit der Organisation oder
der Vereinbarung teilzunehmen;

58. fordert die regionalen Organisationen und Vereinba-
rungen betreffend Fischereibewirtschaftung nachdrücklich

162 Siehe World Trade Organization, Dokument WT/MIN(01)/DEC/2.
Verfügbar unter http://docsonline.wto.org.
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auf, ihre begrüßenswerten Anstrengungen zur Stärkung und
Modernisierung ihres Mandats mit Vorrang fortzusetzen und
einen Ökosystem-Ansatz für die Fischereibewirtschaftung so-
wie Erwägungen der biologischen Vielfalt darin aufzuneh-
men, sofern diesbezüglich noch Lücken bestehen, um sicher-
zustellen, dass sie einen wirksamen Beitrag zur langfristigen
Erhaltung und Bewirtschaftung der lebenden Meeresressour-
cen leisten;

59. legt den regionalen Organisationen und Vereinbarun-
gen betreffend Fischereibewirtschaftung eindringlich nahe,
dafür zu sorgen, dass ihre Entscheidungsprozesse auf den be-
sten zur Verfügung stehenden wissenschaftlichen Informatio-
nen beruhen, den Vorsorgeansatz einbeziehen, in Verteilungs-
kriterien münden, die gegebenenfalls die einschlägigen Be-
stimmungen des Durchführungsübereinkommens berücksich-
tigen, und die Integration, Koordinierung und Zusammenar-
beit mit anderen zuständigen Fischereiorganisationen, Regio-
nalmeervereinbarungen und anderen zuständigen internatio-
nalen Organisationen stärken;

60. ermutigt die Staaten, im Rahmen ihrer Teilnahme an
den regionalen Organisationen und Vereinbarungen betref-
fend Fischereibewirtschaftung Prozesse zur Überprüfung ihrer
Leistung einzuleiten, und begrüßt die Arbeiten der Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen an der Entwicklung allgemeiner objektiver Kriterien für
solche Überprüfungen;

61. fordert die Staaten auf, einzeln und über die regiona-
len Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischerei-
bewirtschaftung und in Übereinstimmung mit ihrem inner-
staatlichen Recht und dem Völkerrecht Positiv- oder Negativ-
listen von Schiffen zu erstellen beziehungsweise zu erweitern,
die von einer regionalen Organisation oder Vereinbarung be-
treffend Fischereibewirtschaftung erfasste Gebiete befischen,
um die Einhaltung der Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaß-
nahmen zu überprüfen und Erzeugnisse aus illegalen, nicht ge-
meldeten und unregulierten Fängen zu identifizieren, nament-
lich indem sie, wo möglich, entsprechende Rückverfolgungs-
und Verifikationsmechanismen einrichten, und ermutigt zur
Verbesserung der Koordinierung zwischen allen Parteien und
den regionalen Organisationen und Vereinbarungen betref-
fend Fischereibewirtschaftung beim Austausch und bei der
Nutzung dieser Informationen;

62. ermutigt zur Aufstellung regionaler Leitlinien, auf
die die Staaten bei Nichteinhaltung zurückgreifen können, um
gegen ihre Flagge führende Schiffe und ihre Staatsangehöri-
gen Sanktionen zu verhängen, die angemessen streng sind, um
die Einhaltung wirksam sicherzustellen, von weiteren Verstö-
ßen abzuschrecken und den Tätern die Früchte ihrer illegalen
Aktivitäten zu entziehen;

IX

Verantwortungsvolle Fischerei im Meeresökosystem

63. legt den Staaten nahe, bis 2010 den Ökosystem-An-
satz zur Anwendung zu bringen, nimmt Kenntnis von der Er-
klärung von Reykjavik über verantwortungsvolle Fischerei im

Meeresökosystem163 und von dem Beschluss VII/11164 und den
anderen einschlägigen Beschlüssen der Konferenz der Ver-
tragsparteien des Übereinkommens über die biologische Viel-
falt, nimmt Kenntnis von der Arbeit der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen im Zu-
sammenhang mit Leitlinien für die Anwendung des Ökosy-
stem-Ansatzes auf die Fischereibewirtschaftung und stellt au-
ßerdem fest, wie wichtig die einschlägigen Bestimmungen des
Durchführungsübereinkommens und des Verhaltenskodexes
für diesen Ansatz sind;

64. ermutigt zur Vertiefung der wissenschaftlichen
Grundlage der Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen,
die im Einklang mit dem Völkerrecht die Anwendung des Vor-
sorgeansatzes und die Erwägung der Anwendung von Ökosy-
stem-Ansätzen auf die Fischereibewirtschaftung einbeziehen
und stärken, namentlich durch die Umsetzung der Strategie zur
Verbesserung der Informationen über den Stand und die Ten-
denzen der Fangfischerei154 und die stärkere Nutzung wissen-
schaftlicher Beratung bei der Verabschiedung solcher Maß-
nahmen;

65. fordert die Staaten und die regionalen Organisatio-
nen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung
auf, aktuellere und umfassendere Daten über Fangmenge und
Fischereiaufwand zu erheben und gegebenenfalls der Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen zu melden, namentlich für gebietsübergreifende Fischbe-
stände und Bestände weit wandernder Fische innerhalb und
außerhalb der Gebiete nationaler Hoheitsbefugnisse, Hochsee-
Fischbestände sowie Beifänge und Rückwürfe;

66. legt den Staaten nahe, einzeln oder über regionale Or-
ganisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirt-
schaftung und andere zuständige internationale Organisatio-
nen darauf hinzuwirken, dass die Erhebung von Fischerei- und
anderen Ökosystemdaten auf koordinierte und integrierte
Weise erfolgt, die bei Bedarf die Einbindung in globale Beob-
achtungsinitiativen erleichtert;

67. legt den Staaten außerdem nahe, die wissenschaftli-
che Forschung im Einklang mit den völkerrechtlichen Bestim-
mungen betreffend das Meeresökosystem zu verstärken;

68. fordert die Staaten, die Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen und andere Son-
derorganisationen der Vereinten Nationen, bei Bedarf die sub-
regionalen und regionalen Organisationen und Vereinbarun-
gen betreffend Fischereibewirtschaftung sowie die sonstigen
in Betracht kommenden zwischenstaatlichen Organisationen
auf, bei der Herbeiführung einer nachhaltigen Aquakultur zu-
sammenzuarbeiten, namentlich indem sie Informationen aus-
tauschen, gleichwertige Normen zu Fragen wie etwa der Ge-
sundheit von Wassertieren und der menschlichen Gesundheit
und Sicherheit erarbeiten, die möglichen positiven und nega-
tiven Auswirkungen der Aquakultur, einschließlich der sozio-

163 E/CN.17/2002/PC.2/3, Anlage.
164 Siehe UNEP/CBD/COP/7/21, Anhang.
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ökonomischen, auf die Meeres- und Küstenumwelt, ein-
schließlich der biologischen Vielfalt, bewerten und geeignete
Methoden und Verfahren beschließen, um die nachteiligen
Auswirkungen abzumildern beziehungsweise auf ein Min-
destmaß zu beschränken;

69. bekräftigt die Bedeutung, die sie den Ziffern 66 bis
71 der Resolution 59/25 betreffend die Auswirkungen der Fi-
scherei auf empfindliche Meeresökosysteme beimisst, und
fordert die Staaten und die regionalen Organisationen und Ver-
einbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung nachdrück-
lich auf, raschere Fortschritte bei der Durchführung dieser Be-
standteile der Resolution zu erzielen;

70. ersucht die für die Regulierung der Bodenfischerei
zuständigen regionalen Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung, im Einklang mit Zif-
fer 67 der Resolution 59/25 geeignete Erhaltungs- und Bewirt-
schaftungsmaßnahmen, einschließlich räumlicher und zeitli-
cher Maßnahmen, zu beschließen und durchzuführen, um
empfindliche Meeresökosysteme vordringlich zu schützen;

71. begrüßt die Fortschritte bei der Durchführung der
Ziffern 68 und 69 der Resolution 59/25, in denen dazu aufge-
fordert wurde, die Zuständigkeit der bestehenden regionalen
Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibe-
wirtschaftung für die Regulierung der Bodenfischerei und der
Auswirkungen der Fischerei auf empfindliche Meeresökosy-
steme gegebenenfalls auszuweiten oder neue regionale Orga-
nisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirt-
schaftung zu schaffen, die für Hochseegebiete, für die es der-
zeit keine entsprechende Organisation oder Vereinbarung gibt,
zuständig sind;

72. fordert die Staaten auf, ihre Zusammenarbeit bei der
Schaffung vorläufiger gezielter Schutzmechanismen für emp-
findliche Meeresökosysteme in Regionen, in denen sie ein In-
teresse an der Erhaltung und Bewirtschaftung der lebenden
Meeresressourcen haben, dringend voranzutreiben;

73. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung in Zusammenarbeit
mit der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Ver-
einten Nationen über die von den Staaten und den regionalen
Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibe-
wirtschaftung ergriffenen Maßnahmen zur Umsetzung der
Ziffern 66 bis 69 der Resolution 59/25 Bericht zu erstatten, um
die in Ziffer 71 der Resolution genannte Überprüfung des Um-
setzungsstands der ergriffenen Maßnahmen zu erleichtern, mit
dem Ziel, erforderlichenfalls weitere Empfehlungen für dieje-
nigen Gebiete abzugeben, in denen die Regelungen unzurei-
chend sind, und ersucht ferner darum, dass im Einklang mit der
bisherigen Praxis eine unredigierte Vorabfassung des Berichts
ab dem 15. Juli 2006 über die Webseiten der Abteilung zur
Verfügung gestellt wird;

74. ersucht die Staaten und die regionalen Organisatio-
nen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung,
dem Generalsekretär rechtzeitig ausführliche Informationen
über die gemäß den Ziffern 66 bis 69 der Resolution 59/25 er-
griffenen Maßnahmen zu übermitteln, um eine umfassende
Überprüfung dieser Maßnahmen zu erleichtern;

75. ermutigt zu Fortschritten bei der Aufstellung von Kri-
terien für die Ziele und die Bewirtschaftung von Meeres-
schutzgebieten für Fischereizwecke und begrüßt in dieser Hin-
sicht den Vorschlag der Ernährungs- und Landwirtschaftsor-
ganisation der Vereinten Nationen, im Einklang mit dem See-
rechtsübereinkommen stehende technische Leitlinien für die
Festlegung, Ausweisung und Erprobung von Meeresschutzge-
bieten für diese Zwecke auszuarbeiten, und fordert nachdrück-
lich zur Koordinierung und Zusammenarbeit zwischen allen
zuständigen internationalen Organisationen und Organen auf;

76. stellt fest, dass sich die Verabschiedung des Weltak-
tionsprogramms zum Schutz der Meeresumwelt gegen vom
Lande ausgehende Tätigkeiten165 2005 zum zehnten Mal jährt,
und fordert alle Staaten nachdrücklich auf, das Weltaktions-
programm durchzuführen und beschleunigt Maßnahmen zum
Schutz des Meeresökosystems, samt Fischbeständen, vor Ver-
schmutzung und physischer Schädigung zu ergreifen;

77. fordert die Staaten, die Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen, die Internationale
Seeschifffahrts-Organisation, das Umweltprogramm der Ver-
einten Nationen, insbesondere sein Regionalmeerprogramm,
die regionalen und subregionalen Organisationen und Verein-
barungen betreffend Fischereibewirtschaftung und die sonsti-
gen in Betracht kommenden zwischenstaatlichen Organisatio-
nen auf, soweit nicht bereits geschehen, Maßnahmen zur Lö-
sung des Problems verloren gegangener oder aufgegebener
Fanggeräte und des damit verbundenen Meeresmülls zu er-
greifen, darunter durch die Erhebung von Daten über Fangge-
rätverluste, die wirtschaftlichen Kosten für die Fischerei und
andere Sektoren und die Auswirkungen auf die Meeresökosy-
steme;

78. ermutigt nach Bedarf zu enger Zusammenarbeit und
Koordinierung zwischen den Staaten, den zuständigen zwi-
schenstaatlichen Organisationen, den Programmen und ande-
ren Organen der Vereinten Nationen, beispielsweise der Er-
nährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Na-
tionen, der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation, dem
Umweltprogramm der Vereinten Nationen, dem Weltweiten
Aktionsprogramm und den Regionalmeervereinbarungen, den
regionalen und subregionalen Organisationen und Vereinba-
rungen betreffend Fischereibewirtschaftung und den maßgeb-
lichen Interessenträgern, einschließlich der nichtstaatlichen
Organisationen, das Problem des verloren gegangenen und zu-
rückgelassenen Fanggeräts und des damit verbundenen Mee-
resmülls zu lösen, indem sie Initiativen wie die Analyse der
Durchführung und Wirksamkeit der bestehenden Maßnahmen
zur Kontrolle und Behandlung unbrauchbaren Fanggeräts und
des damit verbundenen Meeresmülls, die Ausarbeitung und
Durchführung gezielter Studien zur Ermittlung der sozioöko-
nomischen, technischen und sonstigen Einflussfaktoren auf
den versehentlichen Verlust und die bewusste Entsorgung von
Fanggerät auf See, die Bewertung und Durchführung von Prä-
ventivmaßnahmen sowie von positiven und/oder negativen
Anreizen in Bezug auf den Verlust und die Entsorgung von

165 A/51/116, Anlage II.
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Fanggerät auf See und die Entwicklung bester Management-
praktiken durchführen;

79. legt den Staaten nahe, unmittelbar und über die re-
gionalen und subregionalen Organisationen und Vereinbarun-
gen betreffend Fischereibewirtschaftung und in enger Zusam-
menarbeit und Abstimmung mit den maßgeblichen Interessen-
trägern das Problem verloren gegangener und zurückgelasse-
ner Fanggeräte und des damit verbundenen Meeresmülls
anzugehen, indem sie je nach Bedarf Initiativen wie die Aus-
arbeitung und Durchführung gemeinsamer Verhütungs- und
Wiedergewinnungsprogramme, die Einrichtung einer Clea-
ring-Stelle zur Erleichterung des Informationsaustauschs zwi-
schen den Staaten über Typen von Fischereinetzen und ande-
res Fanggerät, die regelmäßige, langfristige Erhebung, Zusam-
menstellung und Verbreitung von Informationen über un-
brauchbares Fanggerät sowie die Aufstellung nationaler
Verzeichnisse von Netzarten und anderem Fanggerät durch-
führen;

80. legt den Staaten, dem Umweltprogramm der Verein-
ten Nationen, dem Weltaktionsprogramm, der Ernährungs-
und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, der
Internationalen Seeschifffahrts-Organisation, den subregiona-
len und regionalen Organisationen und Vereinbarungen be-
treffend Fischereibewirtschaftung und den anderen zuständi-
gen zwischenstaatlichen Organisationen und Programmen na-
he, die Ergebnisse des im Januar 2004 im Rahmen der
Asiatisch-Pazifischen Wirtschaftlichen Zusammenarbeit ver-
anstalteten Fortbildungs- und Kontaktseminars zu unbrauch-
barem Fanggerät und damit verbundenem Meeresmüll sowie
Möglichkeiten ihrer Umsetzung zu prüfen;

81. legt den Staaten nahe, ihren Fischereisektor und die
subregionalen und regionalen Organisationen und Vereinba-
rungen betreffend Fischereibewirtschaftung für das Problem
unbrauchbaren Fanggeräts und des damit verbundenen Mee-
resmülls zu sensibilisieren und mögliche Maßnahmen zu er-
mitteln;

82. legt dem Fischereiausschuss nahe, das Problem un-
brauchbaren Fanggeräts und des damit verbundenen Meeres-
mülls, insbesondere die Umsetzung der einschlägigen Bestim-
mungen des Verhaltenskodexes, auf seiner nächsten Tagung
im Jahr 2007 zu behandeln;

X

Kapazitätsaufbau

83. erklärt erneut, wie entscheidend wichtig es ist, dass
die Staaten unmittelbar oder gegebenenfalls über die zustän-
digen regionalen und subregionalen Organisationen sowie
über andere internationale Organisationen, einschließlich im
Rahmen des FishCode-Programms der Ernährungs- und Land-
wirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, zusammenar-
beiten, um die Entwicklungsländer unter anderem durch die
Gewährung finanzieller und/oder technischer Hilfe im Ein-
klang mit dem Durchführungsübereinkommen, dem Einhal-
tungsübereinkommen, dem Verhaltenskodex, dem Internatio-
nalen Aktionsplan zur Verhinderung, Abschreckung und Be-
seitigung der illegalen, nicht gemeldeten und unregulierten Fi-

scherei und dem Internationalen Aktionsplan zur Erhaltung
und Bewirtschaftung von Haifischen besser in die Lage zu ver-
setzen, die in dieser Resolution geforderten Ziele und Maß-
nahmen zu verwirklichen;

84. begrüßt die Tätigkeit der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen bei der Ausarbei-
tung von Leitlinien für die erforderlichen Strategien und Maß-
nahmen zur Schaffung eines förderlichen Umfelds für die
Kleinfischerei, namentlich die Ausarbeitung eines Verhaltens-
kodexes und von Leitlinien für die Erhöhung des Beitrags der
Kleinfischerei zur Armutsminderung und zur Ernährungssi-
cherung, die angemessene Bestimmungen betreffend finanzi-
elle Maßnahmen und Kapazitätsaufbau, namentlich Techno-
logietransfer, enthalten, und ermutigt zu Studien über die
Schaffung möglicher alternativer Existenzgrundlagen für Kü-
stengemeinschaften;

85. ermutigt die Staaten, die internationalen Finanzinsti-
tutionen und die zuständigen zwischenstaatlichen Organisa-
tionen und Organe, den Kapazitätsaufbau und die technische
Hilfe für Fischer, insbesondere Kleinfischer, in den Entwick-
lungsländern, vor allem in den kleinen Inselentwicklungslän-
dern, in Übereinstimmung mit dem Grundsatz der ökologi-
schen Nachhaltigkeit zu verstärken;

86. legt der internationalen Gemeinschaft nahe, die
Chancen für eine nachhaltige Entwicklung in den Entwick-
lungsländern, insbesondere in den am wenigsten entwickelten
Ländern, den kleinen Inselentwicklungsländern und den afri-
kanischen Küstenstaaten, zu erhöhen, indem sie diese Staaten
ermutigt, sich stärker an den genehmigten Fischereitätigkeiten
zu beteiligen, die Fernfischerei betreibende Staaten im Ein-
klang mit dem Seerechtsübereinkommen in den Gebieten un-
ter ihren nationalen Hoheitsbefugnissen durchführen, damit
Entwicklungsländer bessere wirtschaftliche Erträge aus den
Fischereiressourcen in den Gebieten unter ihren nationalen
Hoheitsbefugnissen erzielen und ihre Rolle in der regionalen
Fischereibewirtschaftung ausbauen können, und indem sie in
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht, insbesondere dem
Seerechtsübereinkommen und dem Durchführungsüberein-
kommen, die Fähigkeit der Entwicklungsländer stärkt, ihre ei-
gene Fischerei zu entwickeln und sich an der Fischerei auf Ho-
her See zu beteiligen, namentlich indem sie ihnen den Zugang
dazu eröffnet;

87. ersucht die Fernseefischerei betreibenden Staaten,
die Aushandlung von Zugangsabkommen und -vereinbarun-
gen mit Küstenentwicklungsländern auf eine ausgewogene
und nachhaltige Grundlage zu stellen, namentlich indem sie
ihre Aufmerksamkeit stärker auf die Fischverarbeitung, ein-
schließlich Einrichtungen für die Fischverarbeitung, im natio-
nalen Hoheitsbereich des Küstenentwicklungslandes richten,
um diesen Ländern dabei behilflich zu sein, Nutzen aus der
Entwicklung der Fischereiressourcen zu ziehen;

88. ermutigt zur stärkeren Unterstützung von Entwick-
lungsstaaten bei der Konzeption, Einführung und Anwendung
einschlägiger Vereinbarungen, Instrumente und Werkzeuge
für die Erhaltung und nachhaltige Bewirtschaftung von Fisch-
beständen, namentlich durch den Ausbau der Forschungs- und
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der wissenschaftlichen Kapazitäten über vorhandene Fonds
wie den Hilfsfonds nach Teil VII des Durchführungsüberein-
kommens, die bilaterale Hilfe, die Hilfsfonds der regionalen
Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibe-
wirtschaftung, das FishCode-Programm, das globale Fische-
reiprogramm der Weltbank und die Globale Umweltfazilität;

XI

Zusammenarbeit innerhalb des Systems 
der Vereinten Nationen

89. ersucht die in Betracht kommenden Teile des Sy-
stems der Vereinten Nationen, die internationalen Finanzinsti-
tutionen und die Geberorganisationen, Unterstützung für den
Ausbau der Kapazitäten der regionalen Organisationen betref-
fend Fischereibewirtschaftung und ihrer Mitgliedstaaten zur
Durchsetzung und Einhaltung der Regelungen zu gewähren;

90. bittet die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisa-
tion der Vereinten Nationen, die Vorkehrungen, die sie mit den
Organisationen der Vereinten Nationen hinsichtlich der Zu-
sammenarbeit bei der Umsetzung der internationalen Aktions-
pläne getroffen hat, aufrechtzuerhalten und dem Generalsekre-
tär über die Prioritäten bei der Zusammenarbeit und der Ko-
ordinierung dieser Arbeiten Bericht zu erstatten, damit er diese
Angaben in seinen Jahresbericht über die nachhaltige Fische-
rei aufnehmen kann;

91. bittet die Abteilung, die Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen und die anderen
zuständigen Organe des Systems der Vereinten Nationen, sich
bei der Ausarbeitung von Fragebögen für die Erhebung von In-
formationen über die nachhaltige Fischerei miteinander abzu-
stimmen und zusammenzuarbeiten, um Doppelarbeit zu ver-
meiden;

XII

Einundsechzigste Tagung der Generalversammlung

92. ersucht den Generalsekretär, die Aufmerksamkeit al-
ler Mitglieder der internationalen Gemeinschaft, der zuständi-
gen zwischenstaatlichen Organisationen, der Organisationen
und Organe des Systems der Vereinten Nationen, der regiona-
len und subregionalen Organisationen betreffend Fischereibe-
wirtschaftung und der zuständigen nichtstaatlichen Organisa-
tionen auf diese Resolution zu lenken und sie zu bitten, dem
Generalsekretär Informationen zukommen zu lassen, die für
die Durchführung dieser Resolution von Belang sind;

93. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Be-
richt über "Nachhaltige Fischerei, namentlich durch das Über-
einkommen von 1995 zur Durchführung der Bestimmungen
des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen vom
10. Dezember 1982 betreffend die Erhaltung und Bewirtschaf-
tung von gebietsübergreifenden Fischbeständen und Bestän-
den weit wandernder Fische und damit zusammenhängende
Übereinkünfte" vorzulegen, in dem die von den Staaten, den
zuständigen Sonderorganisationen, insbesondere der Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen, und anderen in Betracht kommenden Organen, Organisa-
tionen und Programmen des Systems der Vereinten Nationen,

den regionalen und subregionalen Organisationen und Verein-
barungen betreffend die Erhaltung und Bewirtschaftung von
gebietsübergreifenden Fischbeständen und Beständen weit
wandernder Fische sowie von anderen zuständigen zwischen-
staatlichen Organen und nichtstaatlichen Organisationen be-
reitgestellten Informationen berücksichtigt werden und der
unter anderem die in den entsprechenden Ziffern dieser Reso-
lution vorgegebenen Bestandteile enthalten soll;

94. beschließt, den Unterpunkt "Nachhaltige Fischerei,
namentlich durch das Übereinkommen von 1995 zur Durch-
führung der Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens
der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982 über die Er-
haltung und Bewirtschaftung von gebietsübergreifenden
Fischbeständen und Beständen weit wandernder Fische und
damit zusammenhängende Übereinkünfte" unter dem Punkt
"Ozeane und Seerecht" in die vorläufige Tagesordnung ihrer
einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTIONEN 60/32 A und B

Verabschiedet auf der 58. Plenarsitzung am 30. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.27 und Add.1 in seiner
mündlich abgeänderten Fassung, eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Alba-
nien, Algerien, Andorra, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Au-
stralien, Bangladesch, Belarus, Belgien, Belize, Bhutan, Bolivien, Bosnien und
Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dä-
nemark, Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige
jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finn-
land, Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau,
Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Is-
land, Israel, Italien, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada,
Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kongo, Kroatien, Lettland, Li-
banon, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malaysia, Ma-
lediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauritius, Mikronesien (Föderierte
Staaten von), Monaco, Mongolei, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande,
Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neu-
guinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik
Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, San Marino, Saudi-Ara-
bien, Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Seychellen, Slowakei, Slo-
wenien, Spanien, St. Vincent und die Grenadinen, Sudan, Syrische Arabische
Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Tonga, Trinidad und Tobago,
Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, Uru-
guay, Usbekistan, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zentralafrikanische Re-
publik, Zypern.

60/32. Die Situation in Afghanistan und ihre Auswirkun-
gen auf den Weltfrieden und die internationale Si-
cherheit sowie internationale Nothilfe für Frie-
den, Normalität und den Wiederaufbau des
kriegszerstörten Afghanistan

A

DIE SITUATION IN AFGHANISTAN UND IHRE AUSWIRKUNGEN
AUF DEN WELTFRIEDEN UND DIE INTERNATIONALE SI-
CHERHEIT

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/112 A vom 8. De-
zember 2004 und alle ihre früheren einschlägigen Resolutio-
nen,
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sowie unter Hinweis auf alle einschlägigen Resolutionen
des Sicherheitsrats und Erklärungen des Präsidenten des Rates
über die Situation in Afghanistan, insbesondere die jüngsten
Resolutionen 1589 (2005) vom 24. März 2005 und 1623
(2005) vom 13. September 2005 sowie die Erklärung des Prä-
sidenten des Rates vom 23. August 2005166,

in Bekräftigung ihres nachdrücklichen Bekenntnisses zur
Souveränität, Unabhängigkeit, territorialen Unversehrtheit
und nationalen Einheit Afghanistans sowie unter Achtung sei-
nes multikulturellen, multiethnischen und historischen Erbes,

mit Beifall Kenntnis nehmend von der Abhaltung der Par-
laments- und Provinzratswahlen am 18. September 2005, mit
denen der Bonner Prozess nunmehr abgeschlossen ist,

betonend, wie wichtig es ist, dass die Regierung die ethni-
sche, kulturelle und geografische Vielfalt des Landes wider-
spiegelt,

unter Hinweis auf die Resolution 1325 (2000) des Sicher-
heitsrats vom 31. Oktober 2000 über Frauen, Frieden und Si-
cherheit und mit Anerkennung für die konkreten Fortschritte
bei der Ermächtigung der Frauen in der afghanischen Politik,
die historische Meilensteine im politischen Prozess darstellen
und dazu beitragen werden, einen dauerhaften Frieden und die
nationale Stabilität in Afghanistan zu festigen,

in Anerkennung der dringenden Notwendigkeit, die noch
verbleibenden Herausforderungen in Afghanistan anzugehen,
darunter terroristische Bedrohungen, den Kampf gegen Sucht-
stoffe, die mangelnde Sicherheit in bestimmten Gebieten, die
umfassende landesweite Auflösung illegaler bewaffneter
Gruppen und die Wiedereingliederung der Afghanischen Mi-
litärkräfte, die Entwicklung der afghanischen Regierungsinsti-
tutionen, auch auf subnationaler Ebene, die Stärkung der
Rechtsstaatlichkeit, die Beschleunigung der Reformen des Ju-
stizsektors, die Förderung der nationalen Aussöhnung und der
Unrechtsaufarbeitung in der Übergangszeit unter afghanischer
Führung, die sichere und geordnete Rückkehr der afghani-
schen Flüchtlinge, die Förderung und den Schutz der Men-
schenrechte und die wirtschaftliche und soziale Entwicklung,

in diesem Zusammenhang in Bekräftigung ihrer fortgesetz-
ten Unterstützung des Geistes und der Bestimmungen des
Übereinkommens von Bonn vom 5. Dezember 2001167 und der
Berliner Erklärung vom 1. April 2004 samt Anlagen168 und der
Regierung und dem Volk Afghanistans zusagend, sie nach
dem erfolgreichen Abschluss des politischen Übergangs wei-
terhin zu unterstützen, während sie ihr Land wieder aufbauen,
die Grundlagen einer konstitutionellen Demokratie stärken
und wieder ihren rechtmäßigen Platz in der Gemeinschaft der
Nationen einnehmen,

mit dem Ausdruck ihrer Anerkennung und nachdrückli-
chen Unterstützung für die zentrale und unparteiische Rolle,
die der Generalsekretär und sein Sonderbeauftragter bei der
Festigung des Friedens und der Stabilität in Afghanistan auch
weiterhin wahrnehmen, und unter Begrüßung der von der Re-
gierung Afghanistans und den Vereinten Nationen eingeleite-
ten Konsultationen über den Post-Bonn-Prozess,

in diesem Zusammenhang mit dem Ausdruck ihrer tiefen
Besorgnis über die Angriffe auf afghanische wie auch auslän-
dische Staatsangehörige, die sich für die Unterstützung der Fe-
stigung des Friedens, der Stabilität und der Entwicklung in Af-
ghanistan einsetzen, insbesondere Bedienstete der Vereinten
Nationen und diplomatisches Personal, Personal nationaler
und internationaler humanitärer Organisationen und Entwick-
lungsorganisationen, die Internationale Sicherheitsbeistands-
truppe und die Koalition der Operation "Dauerhafte Freiheit",

feststellend, dass trotz der beim Aufbau des Sicherheits-
sektors erzielten Verbesserungen die Zunahme der von Agen-
ten der Al-Qaida, den Taliban und anderen extremistischen
Gruppen in den vergangenen Monaten verübten Terroran-
schläge, insbesondere im Süden und in Teilen des Ostens Af-
ghanistans, und die mangelnde Sicherheit, die auf kriminelle
Tätigkeiten und die unerlaubte Drogengewinnung und den un-
erlaubten Drogenverkehr zurückzuführen ist, nach wie vor ein
ernstes Problem darstellen und den demokratischen Prozess
sowie den Wiederaufbau und die wirtschaftliche Entwicklung
gefährden,

sowie feststellend, dass es der Regierung Afghanistans, un-
terstützt durch die Sicherheitsbeistandstruppe und die Koali-
tion der Operation "Dauerhafte Freiheit", obliegt, für Sicher-
heit, Recht und Ordnung im ganzen Land zu sorgen, die dies-
bezüglich erzielten Fortschritte anerkennend und betonend,
wie wichtig es ist, die Autorität der Zentralregierung weiter auf
alle Teile Afghanistans auszudehnen,

mit Lob für den Beitrag der Afghanischen Nationalarmee
und der Afghanischen Nationalpolizei, der Sicherheitsbei-
standstruppe und der Koalition der Operation "Dauerhafte
Freiheit" zur Verbesserung der Sicherheitsbedingungen in Af-
ghanistan, namentlich während des Wahlprozesses,

zutiefst besorgt über die Fortsetzung des Anbaus und der
Gewinnung von Suchtstoffen sowie des Verkehrs damit in Af-
ghanistan, was die Stabilität und die Sicherheit sowie den po-
litischen und wirtschaftlichen Wiederaufbau Afghanistans un-
tergräbt und gefährliche Auswirkungen auf die Region und
weit darüber hinaus hat, und in diesem Zusammenhang die er-
neut bekundete Entschlossenheit der Regierung Afghanistans
würdigend, das Land von diesen verderblichen Produktions-
und Handelsaktivitäten zu befreien, namentlich auch durch
entschlossene Strafverfolgungsmaßnahmen und die Bekämp-
fung der Korruption, was im Jahr 2005 zu einem Rückgang des
Opiumanbaus geführt hat,

in der Erkenntnis, dass die soziale und wirtschaftliche Ent-
wicklung Afghanistans, insbesondere die Schaffung von dau-
erhaften alternativen Erwerbsmöglichkeiten im formellen Pro-
duktionssektor, ein wichtiger Bestandteil der erfolgreichen
Umsetzung der umfassenden nationalen Drogenkontrollstra-

166 S/PRST/2005/40; siehe Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheits-
rats, 1. August 2005 - 31. Juli 2006.
167 Übereinkommen über vorläufige Regelungen in Afghanistan bis zur
Wiederherstellung dauerhafter staatlicher Institutionen (siehe Dokument
S/2001/1154).
168 In Englisch verfügbar unter http://www.unama-afg.org.
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tegie Afghanistans ist und weitgehend von einer Ausweitung
der internationalen Zusammenarbeit mit der Regierung Af-
ghanistans abhängt,

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs169 und die
darin enthaltenen Empfehlungen;

2. gratuliert dem Volk Afghanistans zu den Parla-
ments- und Provinzratswahlen am 18. September 2005, die
das breite Engagement der afghanischen Wähler für eine de-
mokratische Zukunft ihres Landes bewiesen haben;

3. dankt der Hilfsmission der Vereinten Nationen in Af-
ghanistan und der internationalen Gemeinschaft, namentlich
auch den Nachbarländern Afghanistans, für ihre Unterstüt-
zung, mit der sie die Abhaltung der Parlaments- und Provinz-
ratswahlen durch die Bereitstellung von Sicherheitsbeistand,
Finanzmitteln, Wahlpersonal und Wahlbeobachtern erleich-
tert haben;

4. nimmt davon Kenntnis, dass der politische Übergang
gemäß dem Bonner Prozess mit der Bildung der Nationalver-
sammlung Afghanistans demnächst abgeschlossen sein wird,
ist sich der noch bevorstehenden Herausforderungen bewusst
und fordert die internationale Gemeinschaft auf, auch weiter-
hin nachhaltige Unterstützung zu gewähren;

5. macht sich die in dem Bericht des Generalsekretärs
dargelegten wesentlichen Grundsätze für die Zusammenarbeit
zwischen der Regierung Afghanistans und der internationalen
Gemeinschaft während des Post-Bonn-Prozesses170 zu eigen,
namentlich auch die führende Rolle Afghanistans im Wieder-
aufbauprozess, die gerechte Aufteilung einheimischer und in-
ternationaler Wiederaufbaumittel auf das gesamte Land, die
regionale Zusammenarbeit, den Aufbau dauerhafter Kapazitä-
ten und Institutionen, die Bekämpfung der Korruption und die
Förderung von Transparenz und Rechenschaftspflicht, die In-
formation und Partizipation der Öffentlichkeit sowie die auch
weiterhin zentrale Rolle der Vereinten Nationen im Post-
Bonn-Prozess, die sich auch auf Gebiete erstrecken sollte, auf
denen die Vereinten Nationen die besten verfügbaren Fach-
kenntnisse besitzen171;

6. begrüßt die Bereitschaft der Regierung Afghanistans,
eine vorläufige nationale Entwicklungsstrategie zu erstellen,
die auf einer für Januar 2006 geplanten Konferenz in London
behandelt werden soll, wo auch ein neues Engagement zwi-
schen der internationalen Gemeinschaft und der Regierung Af-
ghanistans eingegangen werden soll, und fordert die interna-
tionale Gemeinschaft nachdrücklich auf, diesen Prozess aktiv
zu unterstützen, indem sie ihre Unterstützung nach Möglich-
keit an dieser Strategie ausrichtet;

7. betont, wie wichtig die Gewährleistung ausreichen-
der Sicherheit im Post-Bonn-Prozess ist, und ruft die Mitglied-
staaten zu diesem Zweck auf, auch weiterhin Personal, Aus-

rüstung und sonstige Ressourcen für die Internationale Sicher-
heitsbeistandstruppe bereitzustellen und die regionalen Wie-
deraufbauteams in enger Abstimmung mit der Regierung
Afghanistans und der Hilfsmission weiter auszubauen;

8. begrüßt die seit dem Beginn des Entwaffnungs-, De-
mobilisierungs- und Wiedereingliederungsprozesses im Okto-
ber 2003 erzielten Fortschritte, insbesondere den Abschluss
der Entwaffnung und Demobilisierung der Afghanischen Mi-
litärkräfte, und betont, dass das Programm nur dann Erfolg ha-
ben kann, wenn die ehemaligen Kombattanten wiedereinge-
gliedert werden;

9. betont, wie wichtig es ist, die Auflösung der illegalen
bewaffneten Gruppen im ganzen Land voranzutreiben und da-
bei gleichzeitig die weitere Koordinierung und Kohärenz mit
anderen einschlägigen Anstrengungen auf dem Gebiet der Re-
form des Sicherheitssektors und der Gemeinwesenentwick-
lung sicherzustellen;

10. begrüßt den Aufbau der neuen professionellen Af-
ghanischen Nationalarmee und der Afghanischen Nationalpo-
lizei und die Fortschritte bei der Schaffung eines fairen und
wirksamen Justizsystems als wichtige Schritte in Richtung auf
das Ziel, die Regierung Afghanistans zu stärken, für Sicherheit
zu sorgen, die Rechtsstaatlichkeit zu gewährleisten und die
Korruption im ganzen Land zu beseitigen, und fordert die in-
ternationale Gemeinschaft nachdrücklich auf, die Bemühun-
gen, die die Regierung Afghanistans auf diesen Gebieten un-
ternimmt, auch weiterhin auf koordinierte Weise zu unterstüt-
zen;

11. fordert die Regierung Afghanistans auf, mit Hilfe der
internationalen Gemeinschaft, namentlich auch über die Ko-
alition der Operation "Dauerhafte Freiheit" und die Sicher-
heitsbeistandstruppe im Einklang mit den ihnen jeweils zuge-
wiesenen Verantwortlichkeiten, auch weiterhin gegen die Be-
drohung der Sicherheit und Stabilität Afghanistans vorzuge-
hen, die von Agenten der Al-Qaida, den Taliban und anderen
terroristischen oder extremistischen Gruppen sowie von kri-
mineller Gewalttätigkeit ausgeht, insbesondere Gewalttätig-
keiten im Zusammenhang mit dem Drogenhandel;

12. fordert die uneingeschränkte Achtung der Men-
schenrechte und des humanitären Völkerrechts in ganz Afgha-
nistan und, mit Unterstützung der afghanischen Unabhängigen
Menschenrechtskommission und der Hilfsmission, die vollin-
haltliche Umsetzung der in der neuen afghanischen Verfas-
sung enthaltenen Menschenrechtsbestimmungen, namentlich
derjenigen, die die uneingeschränkte Wahrnehmung der Men-
schenrechte durch die Frauen betreffen, und lobt die Regie-
rung Afghanistans für ihr diesbezügliches Engagement;

13. begrüßt die Anstrengungen, die die afghanischen Be-
hörden bislang unternommen haben, um ihren am 16. Februar
2005 vorgelegten umfassenden Durchführungsplan für die
Suchtstoffbekämpfung umzusetzen, und fordert die Regierung
Afghanistans nachdrücklich auf, entschlossen vorzugehen und
insbesondere der Verarbeitung von Drogen und dem Handel
damit ein Ende zu setzen, indem sie die konkreten Maßnahmen
aus dem Arbeitsplan der Regierung Afghanistans durchführt,

169 A/60/224-S/2005/525.
170 Ebd., Ziff. 77.
171 Siehe A/59/744-S/2005/183, Ziff. 68.
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den sie auf der Internationalen Afghanistan-Konferenz am
31. März und 1. April 2004 in Berlin vorgelegt hat172;

14. fordert die internationale Gemeinschaft auf, der Re-
gierung Afghanistans bei der Umsetzung ihres umfassenden
Durchführungsplans für die Suchtstoffbekämpfung behilflich
zu sein, der darauf abzielt, den illegalen Mohnanbau zu besei-
tigen, namentlich durch die Unterstützung verstärkter Straf-
verfolgungsmaßnahmen, von Unterbindungsmaßnahmen, der
Nachfragesenkung, der Vernichtung illegal angebauter Kultu-
ren, von Ersatzanbau- und anderen alternativen Existenzsiche-
rungs- sowie Entwicklungsprogrammen, die Öffentlichkeit
verstärkt zu sensibilisieren und die Kapazitäten der Drogen-
kontrolleinrichtungen zu stärken, und ermutigt dazu, über den
von der Regierung Afghanistans eingerichteten Treuhand-
fonds für Suchtstoffbekämpfung mehr Finanzmittel zur Sucht-
stoffbekämpfung bereitzustellen;

15. unterstützt den Kampf gegen den unerlaubten Ver-
kehr mit Drogen und Vorläuferstoffen in Afghanistan selbst,
in den Nachbarstaaten und in den an den Handelswegen gele-
genen Ländern, namentlich die verstärkte Zusammenarbeit
zwischen ihnen, um die Kontrollen zur Bekämpfung von
Suchtstoffen zu verstärken und so den Drogenstrom einzu-
dämmen, und begrüßt in diesem Zusammenhang die am
1. April 2004 erfolgte Unterzeichnung der Berliner Erklärung
zur Drogenbekämpfung im Rahmen der Erklärung von Kabul
über gutnachbarliche Beziehungen vom 22. Dezember
2002173;

16. lobt die kontinuierlichen Anstrengungen, die die Un-
terzeichner der Erklärung von Kabul über gutnachbarliche Be-
ziehungen174 unternehmen, um ihren Verpflichtungen aus die-
ser Erklärung nachzukommen, einschließlich, innerhalb die-
ses Rahmens, der entsprechenden Verpflichtungen aus der Er-
klärung vom 22. September 2003 über die Förderung einer
engeren Zusammenarbeit im Bereich des Handels, des Tran-
sits und der Investitionen, und fordert alle anderen Staaten auf,
diese Bestimmungen zu achten und ihre Umsetzung zu unter-
stützen sowie die regionale Stabilität zu fördern;

17. dankt den Mitgliedern der Dreierkommission, näm-
lich Afghanistan, Pakistan und den Vereinigten Staaten von
Amerika, für ihre Bemühungen, sich im Einklang mit ihrem
Mandat auch weiterhin mit grenzüberschreitenden Aktivitäten
zu befassen;

18. fordert die Weiterführung der internationalen Hilfe
für die enorme Zahl afghanischer Flüchtlinge und Binnenver-
triebener, um ihre sichere und geordnete Rückkehr und ihre
dauerhafte Wiedereingliederung in die Gesellschaft zu er-
leichtern und damit einen Beitrag zur Stabilität des gesamten
Landes zu leisten;

19. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung während ihrer sechzigsten Tagung alle sechs Monate über
die Entwicklungen in Afghanistan, namentlich die Parla-
ments- und Provinzwahlen sowie die Konsultationen über den
Post-Bonn-Prozess, sowie über den Stand der Durchführung
dieser Resolution Bericht zu erstatten;

20. beschließt, den Punkt "Die Situation in Afghanistan"
in die vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Ta-
gung aufzunehmen.

B

INTERNATIONALE NOTHILFE FÜR FRIEDEN, NORMALITÄT
UND DEN WIEDERAUFBAU DES KRIEGSZERSTÖRTEN AF-
GHANISTAN

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/112 B vom 8. De-
zember 2004 und ihre früheren einschlägigen Resolutionen,

sowie unter Hinweis auf das am 5. Dezember 2001 in Bonn
(Deutschland) zwischen verschiedenen afghanischen Gruppen
erzielte Übereinkommen167, die am 21. und 22. Januar 2002 in
Tokio abgehaltene Internationale Konferenz über Wiederauf-
bauhilfe für Afghanistan und die am 31. März und 1. April
2004 in Berlin abgehaltene Internationale Afghanistan-Kon-
ferenz sowie die Geber daran erinnernd, ihre in diesem Zusam-
menhang abgegebenen Zusagen einzuhalten,

es begrüßend, dass die Regierung Afghanistans über den
Nationalen Entwicklungsrahmen, das Programm "Die Zu-
kunft Afghanistans sichern" und den nationalen Haushaltsplan
weiter und in zunehmendem Maße die Eigenverantwortung für
die Rehabilitations- und Wiederaufbaubemühungen übernom-
men hat, und betonend, dass es im Hinblick auf eine wirksa-
mere Nutzung der Hilfe unbedingt erforderlich ist, auf allen
Gebieten der Regierungs- und Verwaltungsführung die volle
Eigenverantwortung zu erreichen und die institutionelle Ka-
pazität zu verbessern,

in Anerkennung der Fortschritte bei der nationalen Ent-
wicklungsstrategie Afghanistans und in diesem Zusammen-
hang unter Begrüßung der Annahme des ersten Berichts der
Regierung Afghanistans über die Millenniums-Entwicklungs-
ziele sowie ihrer weiteren Anstrengungen zur Erreichung die-
ser Ziele,

in diesem Zusammenhang begrüßend, dass die neue Ver-
fassung die Menschenrechte und Grundfreiheiten aller Afgha-
nen garantiert, was einen wichtigen Schritt zur Verbesserung
der Situation hinsichtlich dieser Rechte und Freiheiten, insbe-
sondere für Frauen und Kinder, darstellt,

gleichzeitig mit Besorgnis Kenntnis nehmend von Berich-
ten, wonach es in Teilen des Landes zu Menschenrechtsver-
letzungen und Verstößen gegen das humanitäre Völkerrecht
sowie zu gewaltsamen oder diskriminierenden Praktiken
kommt,

mit Besorgnis feststellend, dass die mangelnde Sicherheit
in bestimmten Gebieten manche Organisationen dazu veran-
lasst hat, ihre humanitäre Arbeit und ihre Entwicklungstätig-

172 Berliner Erklärung, Anhang 1. In Englisch verfügbar unter http://
www.unama-afg.org.
173 Berliner Erklärung, Anhang 3. Verfügbar unter http://www.unama-
afg.org.
174 S/2002/1416, Anlage.



I.  Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

78

keiten in einigen Teilen Afghanistans einzustellen oder zu re-
duzieren, da der beschränkte Zugang und die unzureichenden
Sicherheitsbedingungen für die Auslieferung von Hilfsgütern
ihre Arbeit nach wie vor erheblich behindern,

erfreut darüber, dass Flüchtlinge und Binnenvertriebene
weiter zurückkehren, gleichzeitig jedoch mit Besorgnis fest-
stellend, dass die in manchen Teilen Afghanistans herrschen-
den Bedingungen noch keine sichere und dauerhafte Rückkehr
an die Herkunftsorte zulassen,

nach wie vor zutiefst besorgt über das Problem der Millio-
nen von Antipersonenminen und explosiven Kampfmittel-
rückstände, die eine große Gefahr für die Bevölkerung und ein
erhebliches Hindernis für die Wiederaufnahme der Wirt-
schaftstätigkeit sowie für die Wiederherstellungs- und Wie-
deraufbaumaßnahmen darstellen,

im Bewusstsein der hohen Anfälligkeit Afghanistans für
Naturkatastrophen, insbesondere Dürren oder Überschwem-
mungen, und unter Betonung der Notwendigkeit, die Bevöl-
kerung auf extreme Klimabedingungen vorzubereiten, bei-
spielsweise durch Maßnahmen zur Wintervorbereitung,

unterstreichend, dass dem Sonderbeauftragten des Gene-
ralsekretärs für Afghanistan und der Hilfsmission der Verein-
ten Nationen in Afghanistan eine Koordinierungsrolle zu-
kommt, wenn es darum geht, unter afghanischer Führerschaft
einen nahtlosen Übergang von der humanitären Nothilfe zur
Wiederherstellung und zum Wiederaufbau zu gewährleisten,

mit dem Ausdruck ihres Dankes für die Arbeit des Exeku-
tiv-Lenkungsausschusses der regionalen Wiederaufbauteams,
der Anleitung für das Management und die Koordinierung der
regionalen Wiederaufbauteams und für das Zusammenwirken
ziviler und militärischer Akteure erteilt,

im Bewusstsein der Notwendigkeit eines anhaltenden,
nachdrücklichen internationalen Engagements für die huma-
nitäre Hilfe und für Wiederherstellungs-, Rehabilitations- und
Wiederaufbauprogramme unter der Trägerschaft der Regie-
rung Afghanistans, und gleichzeitig mit dem Ausdruck ihres
Dankes an das System der Vereinten Nationen und an alle
Staaten sowie internationalen und nichtstaatlichen Organisa-
tionen, deren internationale und lokale Mitarbeiter dem Bedarf
Afghanistans auf humanitärem Gebiet, für die Übergangszeit
und auf dem Gebiet der Entwicklung auch weiterhin entspre-
chen,

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs169 und die
darin enthaltenen Empfehlungen;

2. fordert die Regierung Afghanistans und die lokalen
Behörden nachdrücklich auf, alles zu tun, um die Sicherheit
und Bewegungsfreiheit des gesamten Personals der Vereinten
Nationen, der Entwicklungsorganisationen und der humanitä-
ren Organisationen sowie ihren sicheren und ungehinderten
Zugang zu allen betroffenen Bevölkerungsgruppen zu ge-
währleisten und das Eigentum der Vereinten Nationen, der
Entwicklungsorganisationen beziehungsweise der humanitä-
ren Organisationen, einschließlich der nichtstaatlichen Orga-
nisationen, zu schützen;

3. verurteilt nachdrücklich alle Gewalt- und Einschüch-
terungshandlungen gegen Entwicklungshelfer, humanitäres
Personal, Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetes
Personal, bedauert die Verluste an Leib und Leben und fordert
die Regierung Afghanistans nachdrücklich auf, alles zu tun,
um diejenigen, die Angriffe verübt haben, ausfindig zu ma-
chen und vor Gericht zu stellen;

4. begrüßt den Abschluss der Entwaffnung und Demo-
bilisierung von Kindersoldaten bei den Afghanischen Militär-
kräften, betont, wie wichtig die Wiedereingliederung der Kin-
dersoldaten und die Betreuung anderer vom Krieg betroffener
Kinder ist, lobt die Regierung Afghanistans für ihre diesbe-
züglichen Anstrengungen und ermutigt zur Fortsetzung dieser
Bemühungen in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen;

5. bekundet ihre Besorgnis über die Einziehung und den
Einsatz von Kindersoldaten durch illegale bewaffnete Grup-
pen in Afghanistan, erklärt erneut, wie wichtig es ist, den ge-
gen das Völkerrecht verstoßenden Einsatz von Kindern zu be-
enden, und begrüßt den Beitritt Afghanistans zu dem Überein-
kommen über die Rechte des Kindes175 und seinen beiden Fa-
kultativprotokollen176;

6. erklärt erneut, wie notwendig es ist, dass den afgha-
nischen Kindern in allen Teilen des Landes Bildungs- und Ge-
sundheitseinrichtungen zur Verfügung stehen, unter Anerken-
nung der besonderen Bedürfnisse von Mädchen, und ermutigt
die Regierung Afghanistans, diese Einrichtungen mit Hilfe der
internationalen Gemeinschaft auszuweiten und den vollen und
gleichberechtigten Zugang aller Mitglieder der afghanischen
Gesellschaft zu ihnen zu fördern;

7. begrüßt die Initiative der Regierung Afghanistans, ei-
nen nationalen Aktionsplan zur Bekämpfung des Kinderhan-
dels auszuarbeiten, legt ihr nahe, sich dabei von dem Zusatz-
protokoll zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des
Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinderhan-
dels, zum Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die
grenzüberschreitende organisierte Kriminalität177 leiten zu las-
sen, und betont, wie wichtig es ist, zu erwägen, Vertragspartei
des Protokolls zu werden;

8. fordert die volle Achtung der Menschenrechte und
Grundfreiheiten aller, ohne jede Diskriminierung, namentlich
auf Grund des Geschlechts, der Volkszugehörigkeit oder der
Religion, im Einklang mit den Verpflichtungen nach der af-
ghanischen Verfassung und dem Völkerrecht;

175 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993;
AS 1998 2055.
176 Ebd., Vol. 2171, Nr. 27531 (Deutsche Übersetzung: öBGBl. III
Nr. 93/2004) und ebd., Vol. 2173, Nr. 27531 (Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 2004 II S. 1354; LGBl. 2005 Nr. 26; öBGBl. III Nr. 92/2002; AS
2002 3579).
177 Resolution 55/25, Anlage II. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2005 II
S. 954, 995; öBGBl. III Nr. 220/2005.
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9. betont, dass die Achtung des Rechts der freien Mei-
nungsäußerung und des Rechts auf Gedanken-, Gewissens-
oder Glaubensfreiheit gewährleistet werden muss;

10. betont weiterhin, dass es geboten ist, die Vorwürfe
über aktuelle und vergangene Verletzungen der Menschen-
rechte und des humanitären Völkerrechts zu untersuchen, na-
mentlich Verletzungen, die gegen Angehörige ethnischer und
religiöser Minderheiten sowie gegen Frauen und Mädchen be-
gangen wurden, die Bereitstellung effizienter und wirksamer
Rechtsbehelfe für die Opfer zu erleichtern und die Täter im
Einklang mit dem Völkerrecht vor Gericht zu stellen;

11. erklärt erneut, welche wichtige Rolle der afghani-
schen Unabhängigen Menschenrechtskommission bei der För-
derung und dem Schutz der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten zukommt, und betont, dass der Umfang ihrer Tätigkei-
ten in allen Teilen Afghanistans im Einklang mit der afghani-
schen Verfassung ausgeweitet werden muss, begrüßt die
Verabschiedung der Grundelemente des Aktionsplans zur Un-
rechtsaufarbeitung in der Übergangszeit durch die Regierung
Afghanistans und betont, wie wichtig es ist, dass sich die Ur-
heber von Menschenrechtsverletzungen im Einklang mit dem
Völkerrecht vor Gericht verantworten müssen;

12. betont abermals, dass auf dem Gebiet der Justizre-
form in Afghanistan weitere Fortschritte erzielt werden müs-
sen, und fordert die Regierung Afghanistans und die interna-
tionale Gemeinschaft nachdrücklich auf, auch für den Wieder-
aufbau und die Reform des Strafvollzugs Finanzmittel
bereitzustellen, damit die Rechtsstaatlichkeit und die Men-
schenrechte in den Gefängnissen besser geachtet und gleich-
zeitig die Risiken für die körperliche und geistige Gesundheit
der Insassen vermindert werden;

13. verweist auf die Resolution 1325 (2000) des Sicher-
heitsrats vom 31. Oktober 2000 über Frauen, Frieden und Si-
cherheit, würdigt die Bemühungen der Regierung Afghani-
stans, Geschlechterfragen durchgängig zu berücksichtigen
und die Gleichberechtigung von Frauen und Männern, die un-
ter anderem durch Afghanistans Ratifikation des Übereinkom-
mens zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der
Frau178 sowie durch die afghanische Verfassung garantiert
wird, zu schützen und zu fördern, begrüßt die hohe Anzahl af-
ghanischer Frauen, die sich an den jüngsten Parlaments- und
Provinzratswahlen beteiligt haben, namentlich die Wahl weib-
licher Kandidaten in diese Organe, und erklärt erneut, wie
wichtig es nach wie vor ist, dass Frauen an allen Bereichen des
afghanischen Lebens in vollem Umfang und gleichberechtigt
teilhaben;

14. verurteilt entschieden die Vorfälle von Diskriminie-
rung und Gewalt gegen Frauen und Mädchen, begrüßt die be-
trächtlichen Anstrengungen, die die Regierung Afghanistans
unternimmt, um gegen Diskriminierung vorzugehen, legt der
Regierung eindringlich nahe, alle Teile der afghanischen Ge-

sellschaft, insbesondere Frauen, aktiv in die Ausarbeitung und
Durchführung von Hilfs-, Rehabilitations-, Wiederherstel-
lungs- und Wiederaufbauprogrammen einzubeziehen, und
regt die Erhebung und Nutzung von nach dem Geschlecht auf-
geschlüsselten statistischen Daten an, um die Fortschritte bei
der vollen Integration der Frau in das politische, wirtschaftli-
che und soziale Leben Afghanistans genau zu verfolgen;

15. stellt mit Besorgnis fest, dass der Anbau von Opium-
mohn sowie die damit zusammenhängende Drogengewinnung
und der Drogenhandel eine ernsthafte Bedrohung der Sicher-
heit, der Rechtsstaatlichkeit und der Entwicklung in Afghani-
stan darstellen, und fordert die Regierung Afghanistans nach-
drücklich auf, mit Unterstützung der internationalen Gemein-
schaft darauf hinzuarbeiten, die Suchtstoffbekämpfung in alle
nationalen Programme zu integrieren, begrüßt in diesem Zu-
sammenhang den Rückgang des Opiumanbaus, würdigt die
diesbezüglichen Anstrengungen der Regierung Afghanistans
und fordert sie ferner nachdrücklich auf, ihre Anstrengungen
gegen den Opiumanbau zu verstärken;

16. fordert insbesondere die Regierung Afghanistans
nachdrücklich auf, in Zusammenarbeit mit der internationalen
Gemeinschaft ihren umfassenden Durchführungsplan für die
Suchtstoffbekämpfung umzusetzen, der auf die Beseitigung
des illegalen Mohnanbaus, die Unterstützung verstärkter
Strafverfolgungsmaßnahmen, von Unterbindungsmaßnah-
men, der Nachfragesenkung, der Vernichtung illegal angebau-
ter Kulturen, von Ersatzanbau- und anderen alternativen Exi-
stenzsicherungs- sowie Entwicklungsprogrammen sowie die
verstärkte Sensibilisierung der Öffentlichkeit und die Stär-
kung der Kapazitäten der Drogenkontrolleinrichtungen ab-
zielt, und die Schaffung von dauerhaften Erwerbsmöglichkei-
ten im formellen Produktionssektor sowie in anderen Sektoren
zu fördern und so die Lebensbedingungen, die Gesundheit und
die Sicherheit der Menschen, insbesondere in ländlichen Ge-
bieten, wesentlich zu verbessern;

17. dankt den Regierungen der Länder, die weiterhin af-
ghanische Flüchtlinge aufnehmen, ist sich der enormen Bela-
stung bewusst, die sie bisher in dieser Hinsicht auf sich ge-
nommen haben, und erinnert sie an ihre Verpflichtungen nach
dem Flüchtlingsvölkerrecht betreffend den Schutz von Flücht-
lingen, den Grundsatz der freiwilligen Rückkehr und das
Recht, Asyl zu suchen, sowie die Verpflichtung, internationa-
len Stellen im Hinblick auf den Schutz und die Betreuung die-
ser Personen Zugang zu gewähren;

18. fordert die Regierung Afghanistans nachdrücklich
auf, sich mit Unterstützung der internationalen Gemeinschaft
auch weiterhin verstärkt darum zu bemühen, die Vorausset-
zungen für die freiwillige, sichere, würdevolle und dauerhafte
Rückkehr der noch verbleibenden afghanischen Flüchtlinge
und Binnenvertriebenen sowie für ihre Wiedereingliederung
zu schaffen;

19. fordert dazu auf, weitere internationale Hilfe für die
große Zahl afghanischer Flüchtlinge und Binnenvertriebener
bereitzustellen, um ihre freiwillige, sichere und geordnete
Rückkehr zu erleichtern;

178 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl.
Nr. 443/1982; AS 1999 1579.
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20. fordert die Regierung Afghanistans nachdrücklich
auf, ihren Verantwortlichkeiten aus dem Übereinkommen
über das Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der Herstellung
und der Weitergabe von Antipersonenminen und über deren
Vernichtung179 nachzukommen, mit dem von den Vereinten
Nationen koordinierten Antiminenprogramm voll zusammen-
zuarbeiten und alle vorhandenen Bestände an Antipersonen-
minen zu vernichten;

21. macht sich die in dem Bericht des Generalsekretärs
dargelegten wesentlichen Grundsätze für die Zusammenarbeit
zwischen der Regierung Afghanistans und der internationalen
Gemeinschaft während des Post-Bonn-Prozesses170 zu eigen,
namentlich auch die führende Rolle Afghanistans im Wieder-
aufbauprozess, die gerechte Aufteilung einheimischer und in-
ternationaler Wiederaufbaumittel auf das gesamte Land, die
regionale Zusammenarbeit, den Aufbau dauerhafter Kapazitä-
ten und Institutionen, die Bekämpfung der Korruption und die
Förderung von Transparenz und Rechenschaftspflicht, die In-
formation und Partizipation der Öffentlichkeit sowie die auch
weiterhin zentrale Rolle der Vereinten Nationen im Post-
Bonn-Prozess, die sich auch auf Gebiete erstrecken sollte, auf
denen die Vereinten Nationen die besten verfügbaren Fach-
kenntnisse besitzen171;

22. bittet alle Staaten sowie die zwischenstaatlichen und
nichtstaatlichen Organisationen, die Afghanistan Hilfe ge-
währen, besonderes Gewicht auf den Aufbau von Kapazitäten
und Institutionen zu legen und dafür zu sorgen, dass diese Tä-
tigkeit die Entwicklung einer Volkswirtschaft, die durch eine
solide makroökonomische Politik gekennzeichnet ist, die Ent-
wicklung eines Finanzsektors, der unter anderem Dienstlei-
stungen für Mikrounternehmen, Klein- und Mittelbetriebe und
Haushalte erbringt, sowie eine transparente Regulierung wirt-
schaftlicher Tätigkeit und die Rechenschaftspflicht ergänzt
und begünstigt;

23. fordert die Regierung Afghanistans nachdrücklich
auf, den Sektor der öffentlichen Verwaltung weiter wirksam
zu reformieren, um die Rechtsstaatlichkeit zu verwirklichen,
auf nationaler wie auf lokaler Ebene für eine gute Regierungs-
und Verwaltungsführung und für Rechenschaftspflicht zu sor-
gen und die Führungsrolle im Kampf gegen die Korruption zu
übernehmen;

24. fordert die Regierung Afghanistans außerdem nach-
drücklich auf, sich mit Hilfe der internationalen Gemeinschaft
mit der Frage der Eigentumsansprüche an Grund und Boden
zu befassen, im Wege eines umfassenden Programms zur Re-
gistrierung von Grundeigentumsrechten, einschließlich der of-
fiziellen Registrierung aller Grundstücke und der besseren Si-
cherung von Eigentumsrechten, und begrüßt die von der Re-
gierung Afghanistans diesbezüglich bereits unternommenen
Schritte;

25. fordert die internationale Gemeinschaft nachdrück-
lich auf, ihre Hilfe über den nationalen Haushalt bereitzustel-
len, so auch indem sie Beiträge an den Treuhandfonds für den
Wiederaufbau Afghanistans und den Treuhandfonds für die
öffentliche Ordnung entrichtet, und die nationalen Schwer-
punktprogramme der Regierung Afghanistans großzügig zu
unterstützen, um die Eigenverantwortung, die Transparenz
und die Funktionsfähigkeit der grundlegenden staatlichen In-
stitutionen zu verbessern;

26. appelliert eindringlich an alle Staaten, das System der
Vereinten Nationen und die internationalen und nichtstaatli-
chen Organisationen, Afghanistan auch weiterhin in enger Ab-
stimmung mit der Regierung des Landes und im Einklang mit
ihrer nationalen Entwicklungsstrategie jede mögliche und not-
wendige humanitäre, Wiederherstellungs-, Wiederaufbau-, fi-
nanzielle, technische und materielle Hilfe zu gewähren;

27. betont, dass die zivilen und militärischen Beziehun-
gen zwischen den internationalen Akteuren nach Bedarf und
auf allen Ebenen aufrechterhalten, verstärkt und überprüft
werden müssen, um die Komplementarität der Tätigkeiten zu
gewährleisten, die auf den jeweiligen Mandaten und kompa-
rativen Vorteilen der verschiedenen Akteure beruhen, die in
Afghanistan humanitäre, Entwicklungs-, Polizei- und Militär-
aufgaben wahrnehmen;

28. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung während ihrer sechzigsten Tagung alle sechs Monate über
die Entwicklungen in Afghanistan, namentlich über die Parla-
ments- und Provinzwahlen, über die Konsultationen über den
Post-Bonn-Prozess sowie über den Stand der Durchführung
dieser Resolution Bericht zu erstatten;

29. beschließt, den Punkt "Die Situation in Afghanistan"
in die vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Ta-
gung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/33

Verabschiedet auf der 58. Plenarsitzung am 30. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.21, eingebracht von
Jamaika (im Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder
der Gruppe der 77 sind, und Chinas).

60/33. Aufschub des Zeitraums des reibungslosen Über-
gangs für das Aufrücken der Malediven aus der
Liste der am wenigsten entwickelten Länder

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 59/209 und 59/210
vom 20. Dezember 2004,

in Bekräftigung ihres Bekenntnisses zu dem Prozess für das
Aufrücken aus der Liste der am wenigsten entwickelten Län-
der und zu der Strategie zur Sicherung eines reibungslosen
Übergangs für Länder, die aus dieser Liste aufrücken,

unter gebührender Berücksichtigung der beispiellosen
Zerstörungen und Schäden, die der Tsunami im Indischen
Ozean am 26. Dezember 2004 an der sozialen und wirtschaft-
lichen Infrastruktur der Malediven, den Wohnstätten und der
Existenzgrundlage Tausender von Menschen verursachte, des

179 United Nations, Treaty Series, Vol. 2056, Nr. 35597. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1998 II S. 778; LGBl. 1999 Nr. 229; öBGBl. III
Nr. 38/1999; AS 2003 3133.
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Rückschlags für die Wirtschaft des Landes und der Beein-
trächtigung seiner Entwicklungspläne,

mit der Bitte an die internationale Gemeinschaft, umfas-
sende Unterstützung für die Anstrengungen der Regierung der
Malediven zur Rehabilitation, zum Wiederaufbau und zur Ri-
sikominderung zu gewähren,

1. bringt ihre tiefe Besorgnis über die Folgen des Ts-
unami im Indischen Ozean für die Malediven zum Ausdruck;

2. beschließt, im Falle der Malediven den Beginn des
Dreijahreszeitraums des reibungslosen Übergangs für das
Aufrücken aus der Liste der am wenigsten entwickelten Län-
der um drei Jahre bis zum 1. Januar 2008 aufzuschieben; 

3. unterstreicht den singulären Charakter dieses Be-
schlusses, der im Kontext der von dem Tsunami am 26. De-
zember 2004 verursachten beispiellosen Naturkatastrophe ge-
fasst wird. 

RESOLUTION 60/34

Verabschiedet auf der 58. Plenarsitzung am 30. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.24 und Add.1, einge-
bracht von: Afghanistan, Argentinien, Aserbaidschan, Bahamas, Belize, Chile,
Dominikanische Republik, Frankreich, Guatemala, Haiti, Israel, Italien, Japan,
Jordanien, Kambodscha, Kenia, Komoren, Laotische Volksdemokratische Repu-
blik, Malaysia, Mali, Marokko, Mexiko, Nicaragua, Nigeria, Panama, Paraguay,
Republik Korea, Senegal, Singapur, Südafrika, Thailand, Timor-Leste, Tschad,
Vereinigte Republik Tansania, Vereinigte Staaten von Amerika, Vietnam.

60/34. Öffentliche Verwaltung und Entwicklung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf alle einschlägigen Resolutionen, insbe-
sondere ihre Resolution 59/55 vom 2. Dezember 2004 über öf-
fentliche Verwaltung und Entwicklung,

Kenntnis nehmend vom zehnten Jahrestag der wiederauf-
genommenen fünfzigsten Tagung der Generalversammlung
im April 1996, die das Thema öffentliche Verwaltung und Ent-
wicklung behandelte,

in Anerkennung der wichtigen Rolle, die der öffentlichen
Verwaltung bei der Planung und Bereitstellung öffentlicher
Dienstleistungen zukommt, und des positiven Beitrags, den sie
zur Schaffung günstiger Rahmenbedingungen für die Förde-
rung einer nachhaltigen Entwicklung leisten kann, 

betonend, dass es notwendig ist, die Effizienz, Transparenz
und Rechenschaftspflicht der öffentlichen Verwaltung zu ver-
bessern,

erneut erklärend, dass einer effizienten, rechenschafts-
pflichtigen, wirksamen und transparenten öffentlichen Ver-
waltung auf nationaler wie internationaler Ebene eine Schlüs-
selrolle bei der Erreichung der international vereinbarten Ent-
wicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwick-
lungsziele, zukommt,

feststellend, dass die Kapazitäten der öffentlichen Institu-
tionen und die Humanressourcen einen entscheidenden Bei-
trag zur Fähigkeit der Mitgliedstaaten zur wirksamen Errei-
chung der Millenniums-Entwicklungsziele leisten werden,

ferner in der Erkenntnis, dass Maßnahmen zum Ausbau ei-
ner partizipatorischen und transparenten Regierungsführung
den Mitgliedstaaten helfen werden, ihre Kapazitäten zur Be-
wältigung von Entwicklungs- und anderen Herausforderungen
aufzubauen und zu stärken, 

betonend, wie wichtig eine partizipatorische, auf die Be-
dürfnisse der Menschen eingehende öffentliche Verwaltung
und eine gute Regierungsführung sind, 

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs180;

2. betont, dass eine gute Regierungsführung und eine
transparente und rechenschaftspflichtige öffentliche Verwal-
tung auf nationaler und internationaler Ebene zur Erreichung
der Millenniums-Entwicklungsziele beitragen werden; 

3. erkennt an, wie wichtig die Anstrengungen sind, die
die Regierungen unternehmen, um die Beteiligung der Öffent-
lichkeit an der Regierungsführung und an Entwicklungspro-
zessen zu fördern, indem sie mit allen Interessenträgern ihrer
Gesellschaft, einschließlich des Privatsektors, der Zivilgesell-
schaft und nichtstaatlicher Organisationen, zusammenarbei-
ten;

4. betont, dass die einzelstaatlichen Anstrengungen zur
Verbesserung der Regierungsführung, der öffentlichen Ver-
waltung sowie der institutionellen und der Managementkapa-
zitäten unerlässlich sind, damit die Mitgliedstaaten die inter-
national vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der
Millenniums-Entwicklungsziele, erreichen können, und ermu-
tigt die Mitgliedstaaten, ihre diesbezüglichen Anstrengungen
zu verstärken; 

5. ermutigt die internationale Gemeinschaft, die einzel-
staatlichen Anstrengungen, namentlich die der Entwicklungs-
länder, auf dem Gebiet der öffentlichen Verwaltung stärker zu
unterstützen, namentlich durch Nord-Süd-Zusammenarbeit,
Süd-Süd-Zusammenarbeit und öffentlich-private Partner-
schaften, um nach Bedarf unter anderem finanzielle, bildungs-
bezogene, materielle und technische Unterstützung und Zu-
sammenarbeit zu gewähren;

6. ersucht alle Mitgliedstaaten, in Übereinstimmung
mit dem Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Kor-
ruption181 die Grundsätze einer ordnungsgemäßen Verwaltung
öffentlicher Angelegenheiten und öffentlichen Eigentums, der
Gerechtigkeit, der Verantwortung und der Gleichheit vor dem
Gesetz einzuhalten und der Notwendigkeit Rechnung zu tra-
gen, Integrität zu wahren und eine Kultur der Transparenz, der
Rechenschaftspflicht und der Ablehnung von Korruption auf
allen Ebenen und in allen ihren Formen zu pflegen, und fordert
die Mitgliedstaaten in dieser Hinsicht nachdrücklich auf, so-
fern nicht bereits geschehen, den Erlass von Gesetzen zu er-
wägen, um diese Ziele zu erreichen;

180 A/60/114.
181 Resolution 58/4, Anlage. Deutsche Übersetzung: öBGBl. III
Nr. 47/2006.
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7. stimmt darin überein, dass die Vereinten Nationen
Innovationen in den Bereichen Regierung und öffentliche Ver-
waltung fördern sollen, und betont, wie wichtig es ist, wirksa-
meren Gebrauch von dem Tag des öffentlichen Dienstes und
dem Preis der Vereinten Nationen für öffentliche Verwaltung
in dem Prozess der Neubelebung der öffentlichen Verwaltung
durch den Aufbau einer Kultur der Innovation, der Partner-
schaft und der Bürgernähe zu machen;

8. ersucht den Generalsekretär, auch künftig über das
Online-Netzwerk der Vereinten Nationen für öffentliche Ver-
waltung und Finanzen die Verbreitung von Informationen,
Wissen und bewährten Verfahrensweisen im Bereich der öf-
fentlichen Verwaltung zu erleichtern;

9. betont den wertvollen Beitrag des Globalen Forums
"Den Staat neu erfinden" zum Austausch der bei Reformen der
öffentlichen Verwaltung gewonnenen Erfahrungen; 

10. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Erklärung
von Seoul über partizipatorische und transparente Regierungs-
führung, die von den Teilnehmern des vom 24. bis 27. Mai
2005 in Seoul abgehaltenen sechsten Globalen Forums "Den
Staat neu erfinden" verabschiedet wurde182;

11. dankt der Regierung der Republik Korea für die Aus-
richtung des sechsten Globalen Forums "Den Staat neu erfin-
den";

12. unterstreicht die Bedeutung, die dem von den Ver-
einten Nationen im Jahr 2007 auszurichtenden siebenten Glo-
balen Forum "Den Staat neu erfinden" zukommt, auf dem her-
vorgehoben werden wird, wie wichtig es ist, die öffentliche
Verwaltung zu verbessern, um die international vereinbarten
Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwick-
lungsziele, zu erreichen;

13. fordert die Vereinten Nationen nachdrücklich auf,
die Wirksamkeit ihrer Aktivitäten im Bereich der öffentlichen
Verwaltung und der Entwicklung so weit wie möglich zu stei-
gern, indem sie nach Bedarf die Partnerschaften mit anderen
internationalen und regionalen Organisationen stärken und
den Einsatz der Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien als Instrument zur Herbeiführung von Entwicklung för-
dern;

14. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung einen Bericht über die Durchführung dieser Resolution
und über die Ergebnisse des für 2007 anberaumten siebenten
Globalen Forums "Den Staat neu erfinden" vorzulegen.

RESOLUTION 60/35

Verabschiedet auf der 58. Plenarsitzung am 30. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.26 und Add.1, einge-
bracht von: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Angola, Antigua und Bar-
buda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas,
Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bhutan, Bolivien, Bosnien und
Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso,
Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Re-

publik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland, Dominica, Do-
minikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun,
Gambia, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau,
Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Irland,
Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kame-
run, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Ko-
moren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik,
Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechten-
stein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Ma-
rokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von),
Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Neuseeland,
Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan,
Palau, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea,
Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, Sambia, Samoa,
San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Monte-
negro, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien,
Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen,
Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische Republik, Tadschi-
kistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tschechische Repu-
blik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbe-
kistan, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes
Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Vi-
etnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

60/35. Verstärkung des Kapazitätsaufbaus im Bereich
der öffentlichen Gesundheit auf globaler Ebene

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der Verein-
ten Nationen183, die auf dem Millenniums-Gipfel der Vereinten
Nationen verabschiedet wurde, und die darin enthaltenen Ent-
wicklungsziele, insbesondere diejenigen mit Bezug auf die
Gesundheit, sowie ihre Resolutionen 58/3 vom 27. Oktober
2003 und 59/27 vom 23. November 2004,

sowie unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
2005184, das von den Staats- und Regierungschefs auf der vom
14. bis 16. September 2005 in New York abgehaltenen Plenar-
tagung auf hoher Ebene der sechzigsten Tagung der General-
versammlung verabschiedet wurde, einschließlich der Ver-
pflichtungen betreffend HIV/Aids, Malaria, Tuberkulose und
andere Gesundheitsfragen,

anerkennend, dass die Gesundheit eine unabdingbare Vor-
aussetzung für die Erreichung der international vereinbarten
Entwicklungsziele ist, einschließlich aller in der Millenniums-
Erklärung enthaltenen Ziele, und dass diese Ziele Gelegenheit
bieten, der Gesundheit einen zentralen Platz in der Entwick-
lungsagenda einzuräumen und das politische Engagement und
die Finanzmittel für diesen Sektor zu erhöhen,

mit Besorgnis Kenntnis nehmend von den schädlichen
Auswirkungen, die HIV/Aids, Tuberkulose, Malaria und an-
dere schwere Infektionskrankheiten und Epidemien auf die
Menschheit haben, sowie von den schweren Belastungen, de-
nen arme Menschen, insbesondere in den Entwicklungslän-
dern, einschließlich der am wenigsten entwickelten Länder,

182 A/60/391, Anlage.

183 Siehe Resolution 55/2.
184 Siehe Resolution 60/1.
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sowie in den Transformationsländern, durch Krankheiten aus-
gesetzt sind, und in diesem Zusammenhang mit Anerkennung
Kenntnis nehmend von der Arbeit des Gemeinsamen Pro-
gramms der Vereinten Nationen für HIV/Aids, seiner Träger-
organisationen und des Globalen Fonds zur Bekämpfung von
Aids, Tuberkulose und Malaria,

sowie mit Besorgnis Kenntnis nehmend von den durch Na-
turkatastrophen verursachten schweren Schäden und hohen
Verlusten an Menschenleben und ihren negativen Auswirkun-
gen auf die öffentliche Gesundheit und das öffentliche Ge-
sundheitswesen,

eingedenk dessen, dass der Kampf gegen neue und erneut
auftretende Krankheiten wie das Schwere Akute Respiratori-
sche Syndrom und eine durch die Vogelgrippe ausgelöste
Menschengrippe-Pandemie noch lange nicht gewonnen ist,
und in dieser Hinsicht die Anstrengungen der Weltgesund-
heitsorganisation, der Ernährungs- und Landwirtschaftsorga-
nisation der Vereinten Nationen und der Weltorganisation für
Tiergesundheit begrüßend, internationale Strategien zu ent-
wickeln und eine internationale Zusammenarbeit aufzubauen,
sowie begrüßend, dass der Generalsekretär vor kurzem einen
Leitenden Koordinator des Systems der Vereinten Nationen
für Vogel- und Menschengrippe ernannt hat,

betonend, dass die Mitgliedstaaten die Hauptverantwor-
tung für den verstärkten Ausbau ihrer Kapazitäten im öffent-
lichen Gesundheitswesen tragen, um durch die Einrichtung
und Verbesserung wirksamer Mechanismen im öffentlichen
Gesundheitswesen den Ausbruch schwerer Infektionskrank-
heiten rasch erkennen und darauf reagieren zu können, jedoch
anerkennend, dass das Ausmaß der erforderlichen Gegenmaß-
nahmen die Kapazitäten vieler Länder, insbesondere von Ent-
wicklungs- und Transformationsländern, übersteigen kann,

in der Überzeugung, dass die Stärkung des öffentlichen
Gesundheitswesens von entscheidender Bedeutung für die
Entwicklung aller Mitgliedstaaten ist und dass die Kapazitäts-
aufbaumaßnahmen im öffentlichen Gesundheitswesen, na-
mentlich Strategien für die Ausbildung, Rekrutierung und
Weiterbeschäftigung von genügend Personal im öffentlichen
Gesundheitswesen sowie Präventions- und Impfsysteme zur
Bekämpfung von Infektionskrankheiten, die wirtschaftliche
und soziale Entwicklung stärken,

anerkennend, dass rasche Fortschritte politisches Engage-
ment sowie die Ausweitung effizienterer und wirksamerer
Strategien und Maßnahmen, höhere finanzielle Investitionen,
ein ausreichend mit Personal ausgestattetes und wirksames
Gesundheitswesen, den Kapazitätsaufbau im öffentlichen und
im privaten Sektor, eine klare Konzentration auf Gerechtigkeit
beim Zugang und den Ergebnissen und kollektives Handeln in-
nerhalb und zwischen den Ländern erfordern werden,

in der Erkenntnis, dass die nationalen Infrastrukturen im
Gesundheits- und Sozialbereich gestärkt werden müssen, um
die Maßnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung beim
Zugang zur öffentlichen Gesundheitsversorgung, zu Informa-
tionen und zu Bildung für alle, insbesondere für die am meisten
unterversorgten und gefährdeten Gruppen, zu verstärken,

sowie in der Erkenntnis, dass die internationale und regio-
nale Zusammenarbeit verstärkt werden muss, um den neuen
und den bereits bestehenden Herausforderungen im Bereich
der öffentlichen Gesundheit zu begegnen, insbesondere durch
die Förderung von wirksamen Maßnahmen wie dem Einsatz
sicherer, erschwinglicher und zugänglicher Impfstoffe, durch
Hilfe für die Entwicklungsländer bei der Erlangung von Impf-
stoffen gegen vermeidbare Infektionskrankheiten und durch
die Unterstützung der Entwicklung neuer Impfstoffe,

unter Begrüßung der am 14. November 2001 verabschie-
deten Erklärung von Doha über das Übereinkommen über han-
delsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums und
die öffentliche Gesundheit185 sowie im Hinblick auf den Be-
schluss des Allgemeinen Rates der Welthandelsorganisation
vom 30. August 2003 über die Umsetzung von Ziffer 6 der Er-
klärung186,

in Anerkennung der Sachkompetenz der Weltgesundheits-
organisation und ihrer Rolle unter anderem bei der Koordinie-
rung von Maßnahmen mit Mitgliedstaaten in den Bereichen
Informationsaustausch, Ausbildung von Personal, technische
Unterstützung, Ressourceneinsatz, Verbesserung der globalen
Vorsorge- und Eingreifmechanismen im Bereich der öffentli-
chen Gesundheit sowie Stimulierung und Förderung von Tä-
tigkeiten zur Verhütung, Eindämmung und Ausrottung von
Epidemien, endemischen und anderen Krankheiten sowie in
Anerkennung der Tätigkeit des Büros der Weltgesundheitsor-
ganisation zur Überwachung und Bekämpfung ansteckender
Krankheiten,

unter Begrüßung der in Zusammenarbeit mit den Mitglied-
staaten, dem System der Vereinten Nationen, den Bretton-
Woods-Institutionen, dem Privatsektor und der Zivilgesell-
schaft unternommenen Anstrengungen der Weltgesundheits-
organisation, den Kapazitätsaufbau im Bereich der öffentli-
chen Gesundheit auf globaler Ebene zu verstärken und die öf-
fentliche Gesundheit auf Landesebene zu fördern,

unterstreichend, wie wichtig die von der Weltgesund-
heitsversammlung in ihrer Resolution 58.3 vom 23. Mai 2005
verabschiedeten Internationalen Gesundheitsvorschriften
(2005)187 sind, als Instrument für die Gewährleistung des
größtmöglichen Schutzes vor der internationalen Ausbreitung
von Krankheiten bei möglichst geringer Behinderung des in-
ternationalen Verkehrs,

1. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die öf-
fentliche Gesundheit weiter in ihre nationalen wirtschaftlichen
und sozialen Entwicklungsstrategien zu integrieren, nament-
lich durch die Einrichtung und Verbesserung wirksamer öf-
fentlicher Gesundheitseinrichtungen, insbesondere von Netz-

185 Siehe World Trade Organization, Dokument WT/MIN(01)/DEC/2.
Verfügbar unter http://docsonline.wto.org.
186 Siehe World Trade Organization, Dokument WT/L/540. Verfügbar
unter http://docsonline.wto.org.
187 Siehe World Health Organization, Fifty-eighth World Health Assem-
bly, Geneva, 16-25 May 2005, Resolutions and Decisions, Annex
(WHA58/2005/REC/1).
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werken zur Überwachung, Bekämpfung, Eindämmung, Ver-
hütung und Behandlung von Krankheiten und zum Informa-
tionsaustausch darüber sowie durch die Rekrutierung und
Ausbildung von Personal im nationalen öffentlichen Gesund-
heitswesen;

2. fordert die Mitgliedstaaten und die internationale Ge-
meinschaft nachdrücklich auf, auf bestehenden Mechanismen
aufzubauen und im Wege von Partnerschaften die Investitio-
nen zur Verbesserung der Gesundheitssysteme in den Ent-
wicklungs- und Transformationsländern zu erhöhen, mit dem
Ziel, genügend Gesundheitsfachkräfte, Infrastruktur, Manage-
mentsysteme und Versorgungsgüter bereitzustellen, um die
gesundheitsbezogenen Millenniums-Entwicklungsziele bis
2015 zu erreichen;

3. fordert die Mitgliedstaaten und die internationale Ge-
meinschaft auf, gegebenenfalls Maßnahmen zu ergreifen, um
Personalknappheit im Gesundheitsbereich zu beheben, unter
anderem durch die Entwicklung, Finanzierung und Umset-
zung von Politiken im Rahmen nationaler Entwicklungsstra-
tegien, um die Ausbildung und das Management zu verbessern
und die Rekrutierung, die Weiterbeschäftigung und den Ein-
satz von Gesundheitsfachkräften wirksam zu regeln;

4. fordert die Mitgliedstaaten und die internationale Ge-
meinschaft außerdem auf, das Bewusstsein für gute Verfah-
rensweisen im Bereich der öffentlichen Gesundheit zu schär-
fen, namentlich durch Aufklärung und die Massenmedien;

5. betont, wie wichtig eine auf den Grundsätzen der ge-
genseitigen Achtung und der Gleichstellung beruhende aktive
internationale Zusammenarbeit bei der Eindämmung von In-
fektionskrankheiten im Hinblick auf die Stärkung des Kapa-
zitätsaufbaus im öffentlichen Gesundheitswesen ist, insbeson-
dere in Entwicklungsländern, namentlich durch den Informa-
tions- und Erfahrungsaustausch, und wie wichtig Forschungs-
und Ausbildungsprogramme sind, die schwerpunktmäßig auf
die Überwachung, Verhütung, Eindämmung, Bekämpfung,
Betreuung und Behandlung bei Infektionskrankheiten sowie
auf entsprechende Impfstoffe abstellen;

6. fordert die Verbesserung der Vorsorge- und Eingreif-
systeme im Bereich der globalen öffentlichen Gesundheit, na-
mentlich der Systeme zur Verhütung und Überwachung von
Infektionskrankheiten, um besser auf schwere Krankheiten
reagieren zu können, insbesondere auf eine durch die Vo-
gelgrippe ausgelöste Menschengrippe-Pandemie;

7. anerkennt die Resolution 58.5 der Weltgesundheits-
versammlung vom 23. Mai 2005 über die Verstärkung der
Vorsorge und Bekämpfung im Falle einer Grippe-Pandemie187

und fordert die Mitgliedstaaten in dieser Hinsicht auf, ihre na-
tionalen Reaktionspläne zu entwickeln, durchzuführen bezie-
hungsweise zu verstärken, begrüßt die laufende Zusammenar-
beit über zahlreiche Foren hinweg, in deren Rahmen Fragen
zur Förderung der nationalen Anstrengungen und der interna-
tionalen Zusammenarbeit in den Bereichen Vorsorge, Eventu-
alfallplanung sowie Bekämpfung und Eindämmung der Vo-
gelgrippe und einer Grippe-Pandemie behandelt werden, und
nimmt mit Interesse Kenntnis von der Initiative der Internatio-

nalen Partnerschaft gegen Vogelgrippe und pandemische
Grippe und ihren Kerngrundsätzen188;

8. fordert die Mitgliedstaaten auf, alle geeigneten Maß-
nahmen zu ergreifen, um das Ziel und die schließliche Anwen-
dung der von der Weltgesundheitsversammlung in ihrer Reso-
lution 58.3 vom 23. Mai 2005 verabschiedeten Internationalen
Gesundheitsvorschriften (2005)187 bis zu deren Inkrafttreten zu
fördern, einschließlich des Aufbaus der notwendigen Kapazi-
täten auf dem Gebiet der öffentlichen Gesundheit und der Er-
arbeitung rechtlicher und administrativer Bestimmungen, und
legt ihnen nahe, die Vorschriften so bald wie möglich anzu-
wenden und den Globalen Verbund der Weltgesundheitsorga-
nisation zur Warnung und Reaktion bei Krankheitsausbrüchen
zu unterstützen;

9. ermutigt die Mitgliedstaaten, sich aktiv an der Veri-
fizierung und Validierung von Überwachungsdaten und -an-
gaben zu Notständen im öffentlichen Gesundheitswesen mit
internationaler Tragweite zu beteiligen und in enger Zusam-
menarbeit mit der Weltgesundheitsorganisation rechtzeitig
und offen Informationen und Erfahrungen über Epidemien und
die Verhütung und Eindämmung neu beziehungsweise erneut
auftretender Infektionskrankheiten auszutauschen, die eine
Gefährdung der globalen öffentlichen Gesundheit darstellen;

10. fordert die Mitgliedstaaten und die internationale Ge-
meinschaft nachdrücklich auf, die langfristige Finanzierung
zu fördern, gegebenenfalls einschließlich öffentlich-privater
Partnerschaften für die akademische und industrielle For-
schung sowie für die Entwicklung neuer Impfstoffe und Mi-
krobizide, Diagnosekits, Medikamente und Behandlungen
zum Einsatz gegen große Pandemien, Tropenkrankheiten und
andere Krankheiten wie Vogelgrippe und das Schwere Akute
Respiratorische Syndrom, und die Arbeit zu Marktanreizen
voranzubringen, gegebenenfalls durch Mechanismen wie vor-
herige Abnahmezusagen;

11. betont, wie wichtig es ist, die internationale Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der öffentlichen Gesundheit nach
Naturkatastrophen zu verstärken, um die nationalen Anstren-
gungen in allen Phasen der Bekämpfung zu unterstützen, und
fordert die Mitgliedstaaten und die internationale Gemein-
schaft nachdrücklich auf, ihre Kooperationsprogramme im
Hinblick auf die Bereiche Vorsorge, Folgenbegrenzung, Be-
kämpfung und Erholung auszuweiten; 

12. bittet die Regionalkommissionen des Wirtschafts-
und Sozialrats, beim Kapazitätsaufbau im öffentlichen Ge-
sundheitswesen und bei der regionalen Zusammenarbeit zur
Verminderung und Beseitigung der schädlichen Auswirkun-
gen schwerer Infektionskrankheiten mit den Mitgliedstaaten,
dem Privatsektor und der Zivilgesellschaft je nach Bedarf auf
Ersuchen eng zusammenzuarbeiten;

13. ermutigt die Mitgliedstaaten und die Organisationen,
Organe, Fonds und Programme der Vereinten Nationen, sich
im Einklang mit ihrem jeweiligen Mandat im Rahmen ihrer

188 Siehe A/60/530, Anlage.
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Entwicklungstätigkeiten und -programme weiter mit Fragen
der öffentlichen Gesundheit zu befassen und den Kapazitäts-
aufbau im Bereich der globalen öffentlichen Gesundheit und
der Gesundheitsversorgungseinrichtungen aktiv zu unterstüt-
zen, so etwa indem sie den Entwicklungs- sowie den Trans-
formationsländern technische und sonstige geeignete Hilfe ge-
währen;

14. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 60/36

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 1. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 106 Stimmen bei 8 Gegenstimmen und 59 Enthal-
tungen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.28 und Add.1, ein-
gebracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Brunei Darussalam,
Dschibuti, Guinea, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien, Katar, Komoren, Kuba,
Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Libanon, Madagaskar, Malay-
sia, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Namibia, Oman, Saudi-Arabien, Sene-
gal, Simbabwe, Somalia, Südafrika, Sudan, Tunesien, Venezuela (Bolivarische
Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Palästina.

* Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasilien,
Brunei Darussalam, Burkina Faso, Chile, China, Costa Rica, Demokratische
Volksrepublik Korea, Dominica, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fi-
dschi, Gabun, Gambia, Ghana, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Indien,
Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kam-
bodscha, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komo-
ren, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Li-
banon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malaysia, Malediven, Mali,
Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mosambik, Myanmar, Nami-
bia, Nepal, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Paraguay, Philippinen, Sambia,
Saudi-Arabien, Senegal, Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia,
St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syri-
sche Arabische Republik, Tadschikistan, Togo, Trinidad und Tobago, Tunesien,
Türkei, Turkmenistan, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinig-
te Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zypern.

Dagegen: Australien, Israel, Kanada, Marshallinseln, Mikronesien (Föde-
rierte Staaten von), Nauru, Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Andorra, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bul-
garien, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Republik, ehemalige jugosla-
wische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Grie-
chenland, Guatemala, Honduras, Irland, Island, Italien, Japan, Kamerun, Kroati-
en, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Monaco, Neuseeland, Nicara-
gua, Niederlande, Norwegen, Österreich, Papua-Neuguinea, Peru, Polen,
Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation,
Salomonen, Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien und Montene-
gro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Thailand, Tschechische Republik, Tuvalu,
Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vanuatu, Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland, Zentralafrikanische Republik.

60/36. Ausschuss für die Ausübung der unveräußerli-
chen Rechte des palästinensischen Volkes

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 181 (II) vom 29. No-
vember 1947, 194 (III) vom 11. Dezember 1948, 3236 (XXIX)
vom 22. November 1974, 3375 (XXX) und 3376 (XXX) vom
10. November 1975, 31/20 vom 24. November 1976 und alle
späteren einschlägigen Resolutionen, namentlich die von der
Generalversammlung auf ihren Notstandssondertagungen ver-

abschiedeten Resolutionen und die Resolution 59/28 vom
1. Dezember 2004,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 58/292 vom
6. Mai 2004,

nach Behandlung des Berichts des Ausschusses für die
Ausübung der unveräußerlichen Rechte des palästinensischen
Volkes189,

unter Hinweis auf die gegenseitige Anerkennung der Re-
gierung des Staates Israel und der Palästinensischen Befrei-
ungsorganisation, der Vertreterin des palästinensischen Vol-
kes, und auf die zwischen den beiden Seiten bestehenden Ab-
kommen sowie darauf, dass diese Abkommen vollständig ein-
gehalten werden müssen,

sowie unter Hinweis auf den "Fahrplan" des Quartetts für
eine dauerhafte Zwei-Staaten-Lösung zur Beilegung des israe-
lisch-palästinensischen Konflikts190,

ferner unter Hinweis auf das Gutachten des Internationalen
Gerichtshofs vom 9. Juli 2004 über die Rechtsfolgen des Baus
einer Mauer in dem besetzten palästinensischen Gebiet191 so-
wie unter Hinweis auf ihre Resolution ES-10/15 vom 20. Juli
2004,

erneut erklärend, dass die Vereinten Nationen eine dau-
ernde Verantwortung für die Palästina-Frage tragen, bis diese
unter allen Aspekten zufriedenstellend im Einklang mit inter-
nationaler Legitimität gelöst ist,

1. dankt dem Ausschuss für die Ausübung der unveräu-
ßerlichen Rechte des palästinensischen Volkes für seine Be-
mühungen bei der Wahrnehmung der ihm von der Generalver-
sammlung übertragenen Aufgaben und nimmt Kenntnis von
seinem Jahresbericht189, namentlich den in Kapitel VII enthal-
tenen Schlussfolgerungen und Empfehlungen;

2. ersucht den Ausschuss, auch weiterhin alles zu tun,
um die Verwirklichung der unveräußerlichen Rechte des pa-
lästinensischen Volkes zu fördern, den Nahost-Friedenspro-
zess zu unterstützen und internationale Unterstützung und Hil-
fe für das palästinensische Volk zu mobilisieren, und ermäch-
tigt den Ausschuss, in seinem gebilligten Arbeitsprogramm
alle Anpassungen vorzunehmen, die er im Lichte der Entwick-
lungen für zweckmäßig und notwendig hält, und der General-
versammlung darüber auf ihrer einundsechzigsten Tagung und
danach Bericht zu erstatten;

3. ersucht den Ausschuss außerdem, die Situation im
Zusammenhang mit der Palästina-Frage weiter zu verfolgen
und gegebenenfalls der Generalversammlung, dem Sicher-
heitsrat oder dem Generalsekretär Bericht zu erstatten und
Vorschläge zu unterbreiten;

4. ersucht den Ausschuss ferner, palästinensischen und
anderen Organisationen der Zivilgesellschaft auch weiterhin
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seine Zusammenarbeit und Unterstützung zu gewähren, um in-
ternationale Solidarität und Unterstützung für die Verwirkli-
chung der unveräußerlichen Rechte des palästinensischen
Volkes und für eine friedliche Regelung der Palästina-Frage zu
mobilisieren, und weitere Organisationen der Zivilgesell-
schaft in seine Tätigkeit einzubeziehen;

5. ersucht die Vergleichskommission der Vereinten Na-
tionen für Palästina nach Resolution 194 (III) der Generalver-
sammlung und die anderen mit der Palästina-Frage befassten
Organe der Vereinten Nationen, mit dem Ausschuss auch wei-
terhin voll zusammenzuarbeiten und ihm auf Ersuchen die ih-
nen vorliegenden einschlägigen Informationen und Unterla-
gen zur Verfügung zu stellen;

6. bittet alle Regierungen und Organisationen, mit dem
Ausschuss bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben zusam-
menzuarbeiten;

7. ersucht den Generalsekretär, den Bericht des Aus-
schusses allen zuständigen Organen der Vereinten Nationen
zuzuleiten, und fordert diese nachdrücklich auf, nach Bedarf
die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen;

8. ersucht den Generalsekretär außerdem, dem Aus-
schuss auch weiterhin alle erforderlichen Einrichtungen zur
Wahrnehmung seiner Aufgaben zur Verfügung zu stellen. 

RESOLUTION 60/37

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 1. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 105 Stimmen bei 8 Gegenstimmen und 59 Enthal-
tungen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.29 und Add.1, ein-
gebracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Brunei Darussalam,
Dschibuti, Guinea, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien, Katar, Komoren, Kuba,
Kuwait, Libanon, Madagaskar, Malaysia, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Na-
mibia, Oman, Saudi-Arabien, Senegal, Simbabwe, Somalia, Südafrika, Sudan,
Tunesien, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Pa-
lästina.

* Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barba-
dos, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Brunei Darus-
salam, Burkina Faso, Chile, China, Costa Rica, Demokratische Volksrepublik
Korea, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Er-
itrea, Gabun, Gambia, Ghana, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Indien, In-
donesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambo-
dscha, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren,
Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libanon, Libe-
ria, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marok-
ko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Nige-
ria, Oman, Pakistan, Panama, Paraguay, Philippinen, Sambia, Saudi-Arabien,
Senegal, Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die
Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische Repu-
blik, Tadschikistan, Togo, Trinidad und Tobago, Tunesien, Türkei, Turkmeni-
stan, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Ara-
bische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zypern.

Dagegen: Australien, Israel, Kanada, Marshallinseln, Mikronesien (Föde-
rierte Staaten von), Nauru, Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Andorra, Armenien, Belgien, Bosnien und Herze-
gowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland,
Guatemala, Honduras, Irland, Island, Italien, Japan, Kamerun, Kroatien, Lett-
land, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Monaco, Neuseeland, Nicaragua, Nie-
derlande, Norwegen, Österreich, Papua-Neuguinea, Peru, Polen, Portugal, Re-
publik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen,

Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Thailand, Tschechische Republik, Tuvalu, Uganda, Ukrai-
ne, Ungarn, Vanuatu, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland,
Zentralafrikanische Republik.

60/37. Sekretariats-Abteilung für die Rechte der Palästi-
nenser

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Ausschusses für die
Ausübung der unveräußerlichen Rechte des palästinensischen
Volkes192,

insbesondere Kenntnis nehmend von den in Kapitel V.B
des genannten Berichts enthaltenen einschlägigen Informatio-
nen,

unter Hinweis auf ihre Resolution 32/40 B vom 2. Dezem-
ber 1977 und alle späteren einschlägigen Resolutionen, na-
mentlich Resolution 59/29 vom 1. Dezember 2004,

1. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Maßnah-
men, die der Generalsekretär gemäß ihrer Resolution 59/29 er-
griffen hat;

2. ist der Auffassung, dass die Sekretariats-Abteilung
für die Rechte der Palästinenser nach wie vor einen nützlichen
und konstruktiven Beitrag leistet;

3. ersucht den Generalsekretär, die Abteilung auch
künftig mit den erforderlichen Ressourcen auszustatten und
dafür zu sorgen, dass sie ihr Arbeitsprogramm, das in den ein-
schlägigen früheren Resolutionen im Einzelnen festgelegt
wurde, im Benehmen mit dem Ausschuss für die Ausübung der
unveräußerlichen Rechte des palästinensischen Volkes und
unter seiner Anleitung auch weiterhin durchführt, so insbeson-
dere auch, dass sie in verschiedenen Regionen unter Einbezie-
hung aller Teile der internationalen Gemeinschaft Tagungen
und Konferenzen veranstaltet, die Dokumentensammlung des
Informationssystems der Vereinten Nationen zur Palästina-
Frage weiterentwickelt und ausbaut, Veröffentlichungen und
Informationsmaterial über verschiedene Aspekte der Palästi-
na-Frage erstellt und möglichst weit verbreitet und das jährli-
che Schulungsprogramm für Bedienstete der Palästinensi-
schen Behörde veranstaltet;

4. ersucht den Generalsekretär außerdem, auch künftig
für die Zusammenarbeit der Hauptabteilung Presse und Infor-
mation und anderer Stellen des Sekretariats Sorge zu tragen,
dahin gehend, dass sie die Abteilung in die Lage versetzen, ih-
re Aufgaben zu erfüllen und angemessen über die verschiede-
nen Aspekte der Palästina-Frage zu berichten;

5. bittet alle Regierungen und Organisationen, mit der
Abteilung bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zusammen-
zuarbeiten;

6. ersucht den Ausschuss und die Abteilung, im Rah-
men der Begehung des Internationalen Tages der Solidarität
mit dem palästinensischen Volk am 29. November in Zusam-
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menarbeit mit der Ständigen Beobachtervertretung Palästinas
bei den Vereinten Nationen auch künftig jedes Jahr eine Aus-
stellung über die Rechte der Palästinenser oder eine kulturelle
Veranstaltung zu organisieren, und ermutigt die Mitgliedstaa-
ten, die Begehung des Tages der Solidarität auch weiterhin
möglichst umfassend zu unterstützen und einem möglichst
breiten Publikum bekannt zu machen. 

RESOLUTION 60/38

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 1. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 160 Stimmen bei 7 Gegenstimmen und 6 Enthaltun-
gen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.30 und Add.1, einge-
bracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Brunei Darussalam, Dschi-
buti, Guinea, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien, Katar, Komoren, Kuba, Kuwait,
Libanon, Madagaskar, Malaysia, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Namibia,
Oman, Saudi-Arabien, Senegal, Somalia, Südafrika, Sudan, Tunesien, Venezue-
la (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Palästina.

* Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua
und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bah-
rain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien,
Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien,
Burkina Faso, Chile, China, Costa Rica, Dänemark, Demokratische Volksrepu-
blik Korea, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecua-
dor, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Est-
land, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grie-
chenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien,
Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Ja-
pan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar,
Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische
Volksdemokratische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Ara-
bische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malaysia, Malediven,
Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mo-
sambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nige-
ria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Philippi-
nen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische
Föderation, Salomonen, Sambia, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden,
Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Simbabwe, Singapur, Slowakei,
Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadi-
nen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische Republik,
Tadschikistan, Thailand, Togo, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik,
Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vene-
zuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Repu-
blik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam,
Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Australien, Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staa-
ten von), Nauru, Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Kamerun, Papua-Neuguinea, Samoa, Tuvalu, Uganda, Va-
nuatu.

60/38. Besonderes Informationsprogramm der Sekreta-
riats-Hauptabteilung Presse und Information
über die Palästina-Frage

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Ausschusses für die
Ausübung der unveräußerlichen Rechte des palästinensischen
Volkes193,

insbesondere Kenntnis nehmend von den in Kapitel VI des
genannten Berichts enthaltenen Informationen,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/30 vom 1. Dezember
2004,

überzeugt, dass die weltweite Verbreitung genauer und
umfassender Informationen und die Rolle der Organisationen
und Institutionen der Zivilgesellschaft nach wie vor von ent-
scheidender Bedeutung für eine bessere Kenntnis und eine
stärkere Unterstützung der unveräußerlichen Rechte des palä-
stinensischen Volkes sind,

unter Hinweis auf die gegenseitige Anerkennung der Re-
gierung des Staates Israel und der Palästinensischen Befrei-
ungsorganisation, der Vertreterin des palästinensischen Vol-
kes, und auf die zwischen den beiden Seiten bestehenden Ab-
kommen sowie darauf, dass diese Abkommen vollständig ein-
gehalten werden müssen,

sowie unter Hinweis auf den "Fahrplan" des Quartetts für
eine dauerhafte Zwei-Staaten-Lösung zur Beilegung des israe-
lisch-palästinensischen Konflikts194,

Kenntnis nehmend von dem Gutachten des Internationalen
Gerichtshofs vom 9. Juli 2004 über die Rechtsfolgen des Baus
einer Mauer in dem besetzten palästinensischen Gebiet195,

1. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Maßnah-
men, welche die Sekretariats-Hauptabteilung Presse und In-
formation gemäß Resolution 59/30 getroffen hat;

2. vertritt die Auffassung, dass das besondere Informa-
tionsprogramm der Hauptabteilung über die Palästina-Frage
insofern sehr nützlich ist, als es die Palästina-Frage und die Si-
tuation im Nahen Osten der internationalen Gemeinschaft stär-
ker ins Bewusstsein rückt, und dass das Programm wirksam zu
einem Klima beiträgt, das den Dialog fördert und den Frie-
densprozess unterstützt;

3. ersucht die Hauptabteilung, in voller Zusammenar-
beit und Abstimmung mit dem Ausschuss für die Ausübung
der unveräußerlichen Rechte des palästinensischen Volkes
und mit der auf Grund von Entwicklungen betreffend die Pa-
lästina-Frage unter Umständen gebotenen Flexibilität ihr be-
sonderes Informationsprogramm im Zweijahreszeitraum
2006-2007 fortzusetzen und vor allem 

a) Informationen über alle die Palästina-Frage betref-
fenden Aktivitäten des Systems der Vereinten Nationen zu
verbreiten, so auch Berichte über die von den zuständigen Or-
ganisationen der Vereinten Nationen geleistete Arbeit;

b) auch weiterhin Publikationen über die verschiedenen
Aspekte der Palästina-Frage auf allen Gebieten herauszugeben
und auf den neuesten Stand zu bringen, so auch Materialien
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über die jüngsten diesbezüglichen Entwicklungen, insbeson-
dere die Aussichten auf Frieden;

c) ihre Sammlung audiovisuellen Materials über die Pa-
lästina-Frage zu erweitern und auch weiterhin solches Material
herzustellen und zu erhalten und die Ausstellung im Sekreta-
riat zu aktualisieren;

d) Erkundungsreisen für Journalisten in das besetzte pa-
lästinensische Gebiet, einschließlich Ost-Jerusalems, zu ver-
anstalten und zu fördern;

e) internationale, regionale und nationale Seminare
oder Treffen für Journalisten zu veranstalten, die insbesondere
darauf gerichtet sind, die Öffentlichkeit für die Palästina-Frage
zu sensibilisieren;

f) dem palästinensischen Volk auch künftig beim Aus-
bau des Medienbereichs behilflich zu sein und insbesondere
das 1995 begonnene Ausbildungsprogramm für das Personal
palästinensischer Rundfunk- und Fernsehanstalten und für pa-
lästinensische Journalisten zu stärken.

RESOLUTION 60/39

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 1. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 156 Stimmen bei 6 Gegenstimmen und 9 Enthaltun-
gen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.31 und Add.1, einge-
bracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Brunei Darussalam, Dschi-
buti, Guinea, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien, Katar, Komoren, Kuba, Kuwait,
Libanon, Madagaskar, Malaysia, Mali, Marokko, Mauretanien, Namibia, Oman,
Saudi-Arabien, Senegal, Simbabwe, Somalia, Südafrika, Sudan, Tunesien, Ve-
nezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Palästina.

* Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Antigua und Bar-
buda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain,
Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Bos-
nien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Bur-
kina Faso, Chile, China, Dänemark, Demokratische Volksrepublik Korea,
Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehema-
lige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi,
Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Griechenland, Guate-
mala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien,
Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen,
Jordanien, Kambodscha, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Ko-
lumbien, Komoren, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Re-
publik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko,
Mauretanien, Mauritius, Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Ne-
pal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Oman, Öster-
reich, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik
Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sam-
bia, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und
Montenegro, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri
Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname,
Swasiland, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Togo, Trini-
dad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan,
Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Ver-
einigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich
Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Australien, Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staa-
ten von), Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Costa Rica, Kamerun, Kanada, Nauru, Papua-Neuguinea,
Samoa, Tuvalu, Uganda, Vanuatu.

60/39. Friedliche Regelung der Palästina-Frage

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre einschlägigen Resolutionen, ein-
schließlich der auf der zehnten Notstandssondertagung verab-
schiedeten Resolutionen,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 58/292 vom
6. Mai 2004,

ferner unter Hinweis auf die einschlägigen Resolutionen
des Sicherheitsrats, namentlich die Resolutionen 242 (1967)
vom 22. November 1967, 338 (1973) vom 22. Oktober 1973,
1397 (2002) vom 12. März 2002, 1515 (2003) vom 19. No-
vember 2003 und 1544 (2004) vom 19. Mai 2004,

es begrüßend, dass der Sicherheitsrat die Vision einer Re-
gion bekräftigt hat, in der zwei Staaten, Israel und Palästina,
Seite an Seite innerhalb sicherer und anerkannter Grenzen le-
ben,

mit Besorgnis feststellend, dass seit der Verabschiedung
der Resolution 181 (II) vom 29. November 1947 achtundfünf-
zig Jahre vergangen sind und dass sich die 1967 erfolgte Be-
setzung palästinensischen Gebiets einschließlich Ost-Jerusa-
lems zum achtunddreißigsten Mal jährt,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs, der
gemäß dem Ersuchen in ihrer Resolution 59/31 vom 1. De-
zember 2004 vorgelegt wurde196,

erneut erklärend, dass die Vereinten Nationen eine dau-
ernde Verantwortung für die Palästina-Frage tragen, bis diese
unter allen Aspekten im Einklang mit dem Völkerrecht gelöst
ist,

unter Hinweis auf das Gutachten des Internationalen Ge-
richtshofs vom 9. Juli 2004 über die Rechtsfolgen des Baus ei-
ner Mauer in dem besetzten palästinensischen Gebiet197 sowie
unter Hinweis auf ihre Resolution ES-10/15 vom 20. Juli
2004,

überzeugt, dass die Herbeiführung einer endgültigen fried-
lichen Regelung der Palästina-Frage, des Kerns des arabisch-
israelischen Konflikts, eine zwingende Voraussetzung für die
Herbeiführung eines umfassenden und dauerhaften Friedens
und von Stabilität im Nahen Osten ist,

sich dessen bewusst, dass der Grundsatz der Gleichberech-
tigung und der Selbstbestimmung der Völker zu den Zielen
und Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen gehört,

in Bekräftigung des Grundsatzes der Unzulässigkeit des
Gebietserwerbs durch Krieg,

unter Hinweis auf ihre Resolution 2625 (XXV) vom
24. Oktober 1970,

in Bekräftigung der Illegalität der israelischen Siedlungen
in dem seit 1967 besetzten Gebiet und der israelischen Maß-
nahmen zur Veränderung des Status von Jerusalem,

196 A/60/539-S/2005/701.
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erneut erklärend, dass der Bau einer Mauer durch die Be-
satzungsmacht Israel in dem besetzten palästinensischen Ge-
biet, einschließlich in Ost-Jerusalem und seiner Umgebung,
sowie die mit der Mauer verbundenen Vorkehrungen gegen
das Völkerrecht verstoßen,

in abermaliger Bekräftigung des Rechts aller Staaten der
Region, in Frieden innerhalb sicherer, international anerkann-
ter Grenzen zu leben,

unter Hinweis auf die gegenseitige Anerkennung der Re-
gierung des Staates Israel und der Palästinensischen Befrei-
ungsorganisation, der Vertreterin des palästinensischen Vol-
kes198, und auf die zwischen den beiden Seiten bestehenden
Abkommen, sowie darauf, dass diese Abkommen vollständig
eingehalten werden müssen,

sowie unter Hinweis darauf, dass sich der Sicherheitsrat in
der Resolution 1515 (2003) den von dem Quartett erarbeiteten
"Fahrplan" für eine dauerhafte Zwei-Staaten-Lösung des is-
raelisch-palästinensischen Konflikts199 zu eigen gemacht hat,
und die dringende Notwendigkeit betonend, dass er umgesetzt
wird und dass seine Bestimmungen eingehalten werden,

in Anerkennung der Anstrengungen, die die Palästinensi-
sche Behörde mit internationaler Unterstützung unternimmt,
um ihre beschädigten Institutionen wiederaufzubauen, zu re-
formieren und zu stärken,

unter Begrüßung des wichtigen Beitrags, den der Sonder-
koordinator der Vereinten Nationen für den Nahost-Friedens-
prozess und Persönliche Beauftragte des Generalsekretärs bei
der Palästinensischen Befreiungsorganisation und der Palästi-
nensischen Behörde zu dem Friedensprozess leistet, so auch
im Rahmen der Tätigkeiten des Quartetts,

erfreut über die Einberufung internationaler Gebertagun-
gen sowie über die Schaffung internationaler Mechanismen
zur Gewährung von Hilfe an das palästinensische Volk,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über die tragischen Er-
eignisse in dem besetzten palästinensischen Gebiet einschließ-
lich Ost-Jerusalems seit dem 28. September 2000, namentlich
über die große Zahl der Toten und Verwundeten, hauptsäch-
lich unter der palästinensischen Zivilbevölkerung, die Ver-
schlechterung der sozioökonomischen und humanitären Lage
des palästinensischen Volkes und die weit verbreitete Zerstö-
rung öffentlichen und privaten palästinensischen Eigentums
sowie entsprechender Infrastruktur,

mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis über die wie-
derholten Militäraktionen in dem besetzten palästinensischen
Gebiet und die erneute Besetzung palästinensischer Bevölke-
rungszentren durch die israelischen Besatzungstruppen und in
dieser Hinsicht betonend, dass die Vereinbarungen von
Scharm esch-Scheich durchgeführt werden müssen,

betonend, wie wichtig die Sicherheit und das Wohl aller Zi-
vilpersonen in der gesamten Nahostregion sind, und alle Akte

der Gewalt und des Terrors gegen Zivilpersonen auf beiden
Seiten, namentlich Selbstmordbombenanschläge, außerge-
richtliche Hinrichtungen und Anwendung übermäßiger Ge-
walt, verurteilend,

in Anerkennung der Wichtigkeit des israelischen Rückzugs
aus dem Gazastreifen und Teilen des nördlichen Westjordan-
lands und des Abrisses der dort vorhandenen Siedlungen als
Schritt auf dem Weg zur Umsetzung des "Fahrplans",

unter Betonung der dringenden Notwendigkeit, dass sich
die internationale Gemeinschaft, einschließlich des Quartetts,
dauerhaft und aktiv beteiligt, um beide Parteien dabei zu un-
terstützen, den Friedensprozess im Hinblick auf die Wieder-
aufnahme und Beschleunigung direkter Verhandlungen zwi-
schen den Parteien zur Herbeiführung einer endgültigen Frie-
densregelung im Einklang mit dem "Fahrplan" neu zu beleben,

erfreut über die Initiativen und Anstrengungen der Zivil-
gesellschaft zur Herbeiführung einer friedlichen Regelung der
Palästina-Frage,

Kenntnis nehmend von den Feststellungen des Internatio-
nalen Gerichtshofs in seinem Gutachten, einschließlich der
Feststellung, dass die Vereinten Nationen als Ganzes dringend
ihre Anstrengungen verstärken müssen, um den israelisch-pa-
lästinensischen Konflikt, der nach wie vor eine Bedrohung des
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit darstellt, rasch
zu beenden und so einen gerechten und dauerhaften Frieden in
der Region herbeizuführen200,

1. erklärt erneut, dass es notwendig ist, eine friedliche,
alle Aspekte einbeziehende Regelung der Palästina-Frage, des
Kerns des arabisch-israelischen Konflikts, herbeizuführen und
alle diesbezüglichen Anstrengungen zu verstärken;

2. bekräftigt ihre volle Unterstützung für den in Madrid
eingeleiteten Nahost-Friedensprozess und die zwischen der is-
raelischen und der palästinensischen Seite bestehenden Ab-
kommen, betont, dass im Nahen Osten ein umfassender, ge-
rechter und dauerhafter Frieden geschaffen werden muss, und
begrüßt in dieser Hinsicht die fortgesetzten Anstrengungen des
Quartetts;

3. begrüßt die Arabische Friedensinitiative, die der Rat
der Liga der arabischen Staaten auf seiner am 27. und 28. März
2002 in Beirut abgehaltenen vierzehnten Tagung verabschie-
dete201;

4. fordert beide Parteien auf, ihren Verpflichtungen in
Bezug auf die Umsetzung des "Fahrplans"199 nachzukommen,
indem sie entsprechende parallele und reziproke Schritte un-
ternehmen, und betont, wie wichtig und vordringlich die
Schaffung eines glaubwürdigen und wirksamen Mechanismus
zur Fremdüberwachung unter Beteiligung aller Mitglieder des
Quartetts ist;

5. begrüßt den israelischen Rückzug aus dem Gaza-
streifen und Teilen des nördlichen Westjordanlands und den

198 Siehe A/48/486-S/26560, Anlage.
199 S/2003/529, Anlage.

200 Siehe A/ES-10/273 und Corr.1, Gutachten, Ziff. 161.
201 A/56/1026-S/2002/932, Anlage II, Resolution 14/221.
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Abriss der dort vorhandenen Siedlungen als Schritt auf dem
Weg zur Umsetzung des "Fahrplans";

6. fordert die Besatzungsmacht Israel in diesem Zusam-
menhang auf, sich im Hinblick auf die Änderung des Charak-
ters und des Status des besetzten palästinensischen Gebiets
einschließlich Ost-Jerusalems genauestens an ihre Verpflich-
tungen auf Grund des Völkerrechts, einschließlich des huma-
nitären Völkerrechts, zu halten;

7. betont, dass die Parteien mit Hilfe der internationalen
Gemeinschaft alle noch offenen Fragen betreffend den Gaza-
streifen rasch und vollständig regeln und so auch zu einer lang-
fristigen Regelung für die Grenzübergänge, den Flughafen,
den Bau des Seehafens, die Schuttbeseitigung und die Einrich-
tung einer dauerhaften physischen Verbindung zwischen dem
Gazastreifen und dem Westjordanland gelangen müssen, und
begrüßt die positive Rolle, die der Sondergesandte des Quar-
tetts für die Entflechtung in dieser Hinsicht spielt;

8. unterstreicht die Notwendigkeit der raschen Beendi-
gung der erneuten Besetzung palästinensischer Bevölkerungs-
zentren und der vollständigen Einstellung aller Gewalthand-
lungen, darunter militärische Angriffe, Zerstörungen und Ter-
rorakte;

9. unterstreicht außerdem, dass die Vereinbarungen
von Scharm esch-Scheich sofort durchgeführt werden müssen;

10. fordert die Parteien auf, mit Unterstützung durch das
Quartett und andere interessierte Parteien alle notwendigen
Anstrengungen zu unternehmen, um die Verschlechterung der
Situation aufzuhalten, alle seit dem 28. September 2000 am
Boden ergriffenen Maßnahmen rückgängig zu machen und die
rasche Wiederaufnahme des Friedensprozesses und den Ab-
schluss einer endgültigen friedlichen Regelung zu erleichtern;

11. verlangt, dass die Besatzungsmacht Israel ihren völ-
kerrechtlichen Verpflichtungen entsprechend dem Gutach-
ten197 und den Forderungen in den Resolutionen ES-10/13 vom
21. Oktober 2003 und ES-10/15 vom 20. Juli 2004 nach-
kommt und dass sie unter anderem den Bau der Mauer in dem
besetzten palästinensischen Gebiet einschließlich Ost-Jerusa-
lems sofort einstellt, und fordert alle Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen auf, ihren rechtlichen Verpflichtungen ent-
sprechend dem Gutachten nachzukommen;

12. bekräftigt ihr Eintreten, im Einklang mit dem Völ-
kerrecht, für die Zwei-Staaten-Lösung für Israel und Palästina,
nach der sie innerhalb anerkannter Grenzen unter Zugrunde-
legung des Grenzverlaufs von vor 1967 Seite an Seite in Frie-
den und Sicherheit leben;

13. verlangt abermals die vollständige Einstellung der
gesamten israelischen Siedlungstätigkeit in dem besetzten pa-
lästinensischen Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems und in
dem besetzten syrischen Golan und fordert die vollinhaltliche
Durchführung der einschlägigen Resolutionen des Sicher-
heitsrats;

14. unterstreicht die Notwendigkeit

a) des Abzugs Israels aus dem seit 1967 besetzten palä-
stinensischen Gebiet;

b) der Verwirklichung der unveräußerlichen Rechte des
palästinensischen Volkes, allen voran des Rechts auf Selbst-
bestimmung und des Rechts auf seinen unabhängigen Staat;

15. unterstreicht außerdem die Notwendigkeit der Lö-
sung des Problems der Palästinaflüchtlinge in Übereinstim-
mung mit ihrer Resolution 194 (III) vom 11. Dezember 1948;

16. begrüßt das vor kurzem geschlossene Abkommen
über die Bewegungsfreiheit und den Zugang zwischen den bei-
den Seiten und betont die Notwendigkeit, zu gewährleisten,
dass die darin eingegangenen Verpflichtungen im Einklang
mit dem in dem Abkommen festgelegten Zeitplan voll erfüllt
werden;

17. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, in die-
ser kritischen Zeit die Gewährung wirtschaftlicher, humanitä-
rer und technischer Hilfe für das palästinensische Volk und die
Palästinensische Behörde zu beschleunigen, um die humani-
täre Krise, mit der das palästinensische Volk konfrontiert ist,
lindern, die palästinensische Wirtschaft und Infrastruktur wie-
der aufbauen und die Neustrukturierung und Reform der palä-
stinensischen Institutionen unterstützen zu helfen;

18. ersucht den Generalsekretär, die Bemühungen fort-
zusetzen, die er mit den beteiligten Parteien und in Absprache
mit dem Sicherheitsrat unternimmt, um eine friedliche Rege-
lung der Palästina-Frage herbeizuführen und den Frieden in
der Region zu fördern, und der Generalversammlung auf ihrer
einundsechzigsten Tagung einen Bericht über diese Bemühun-
gen und über die Entwicklungen in dieser Angelegenheit vor-
zulegen.

RESOLUTION 60/40

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 1. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 106 Stimmen bei 6 Gegenstimmen und 62 Enthal-
tungen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.32 und Add.1, ein-
gebracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Brunei Darussalam,
Dschibuti, Guinea, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien, Katar, Komoren, Kuba,
Kuwait, Libanon, Malaysia, Marokko, Mauretanien, Namibia, Oman, Saudi-Ara-
bien, Senegal, Somalia, Südafrika, Sudan, Syrische Arabische Republik, Tune-
sien, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Palästi-
na.

* Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Antigua und Barbuda, Argentinien,
Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barba-
dos, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Brunei Darus-
salam, Burkina Faso, Chile, China, Demokratische Volksrepublik Korea, Domini-
ca, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Gabun, Gambia, Ghana, Guinea,
Guinea-Bissau, Guyana, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Ja-
maika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia,
Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemo-
kratische Republik, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschama-
hirija, Madagaskar, Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius,
Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Nigeria,
Oman, Pakistan, Panama, Paraguay, Philippinen, Russische Föderation, Sam-
bia, Saudi-Arabien, Senegal, Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri Lanka,
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasi-
land, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Togo, Trinidad und
Tobago, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische



I.  Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

91

Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Viet-
nam, Zentralafrikanische Republik.

Dagegen: Israel, Kanada, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten
von), Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herze-
gowina, Bulgarien, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Repu-
blik, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Fidschi, Finnland,
Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Haiti, Honduras, Irland, Island,
Italien, Japan, Kamerun, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg,
Malta, Monaco, Nauru, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Pa-
pua-Neuguinea, Peru, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ru-
mänien, Salomonen, Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien und
Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Tuvalu,
Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vanuatu, Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland, Zypern.

60/40. Der syrische Golan

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Punktes "Die Situation im Nahen
Osten",

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekre-
tärs202,

unter Hinweis auf die Resolution 497 (1981) des Sicher-
heitsrats vom 17. Dezember 1981,

in Bekräftigung des Grundprinzips der Unzulässigkeit des
gewaltsamen Gebietserwerbs, im Einklang mit dem Völker-
recht und der Charta der Vereinten Nationen,

erneut bekräftigend, dass das Genfer Abkommen vom
12. August 1949 zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszei-
ten203 auf den besetzten syrischen Golan Anwendung findet,

zutiefst besorgt darüber, dass sich Israel unter Verstoß ge-
gen die einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats und der
Generalversammlung nicht aus dem seit 1967 unter Besetzung
stehenden syrischen Golan zurückgezogen hat,

betonend, dass der Bau von Siedlungen und die anderen
Tätigkeiten, die Israel seit 1967 in dem besetzten syrischen
Golan durchführt, illegal sind,

mit Befriedigung Kenntnis nehmend von der Einberufung
der Friedenskonferenz über den Nahen Osten am 30. Oktober
1991 in Madrid auf der Grundlage der Resolutionen des Si-
cherheitsrats 242 (1967) vom 22. November 1967, 338 (1973)
vom 22. Oktober 1973 und 425 (1978) vom 19. März 1978 so-
wie der Formel "Land gegen Frieden",

mit dem Ausdruck ernster Besorgnis darüber, dass der Frie-
densprozess ins Stocken geraten ist, was die Verhandlungen

mit Syrien betrifft, und in der Hoffnung, dass die Friedensge-
spräche bald wieder an dem bereits Erreichten anknüpfen wer-
den,

1. erklärt, dass Israel die Resolution 497 (1981) des Si-
cherheitsrats bislang nicht befolgt hat;

2. erklärt außerdem, dass der Beschluss Israels vom
14. Dezember 1981, den besetzten syrischen Golan seinem
Recht, seiner Rechtsprechung und seiner Verwaltung zu un-
terstellen, null und nichtig ist und keinerlei Gültigkeit besitzt,
wie vom Sicherheitsrat in seiner Resolution 497 (1981) bestä-
tigt, und fordert Israel auf, diesen Beschluss rückgängig zu ma-
chen;

3. bekräftigt ihre Feststellung, dass alle einschlägigen
Bestimmungen der Kriegsordnung in der Anlage zum Haager
Abkommen von 1907204 sowie des Genfer Abkommens zum
Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten203 nach wie vor auf
das seit 1967 von Israel besetzte syrische Hoheitsgebiet An-
wendung finden, und fordert alle Vertragsparteien dieser
Übereinkünfte auf, ihre Verpflichtungen aus diesen Überein-
künften unter allen Umständen einzuhalten beziehungsweise
deren Einhaltung sicherzustellen;

4. stellt erneut fest, dass die weiter andauernde Beset-
zung des syrischen Golan und dessen De-facto-Annexion ein
Hindernis auf dem Wege zur Herbeiführung eines gerechten,
umfassenden und dauerhaften Friedens in der Region darstel-
len;

5. fordert Israel auf, die Gespräche mit Syrien und Li-
banon wieder aufzunehmen und die im Verlauf der früheren
Gespräche eingegangenen Verpflichtungen und abgegebenen
Zusicherungen zu achten;

6. verlangt erneut, dass sich Israel in Durchführung der
einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats bis zur Linie
vom 4. Juni 1967 aus dem gesamten besetzten syrischen Golan
zurückzieht;

7. fordert alle betroffenen Parteien, die gemeinsamen
Schirmherren des Friedensprozesses und die gesamte interna-
tionale Gemeinschaft auf, alle erforderlichen Anstrengungen
zu unternehmen, um die Wiederaufnahme des Friedensprozes-
ses und seinen Erfolg sicherzustellen, indem sie die Resolu-
tionen 242 (1967) und 338 (1973) des Sicherheitsrats durch-
führen;

8. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

202 A/60/258.
203 United Nations, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 973. Deutsche Überset-
zung: dBGBl. 1954 II S. 781, 917; LGBl. 1989 Nr. 21; öBGBl. Nr.
155/1953; AS 1951 300. 

204 Siehe Carnegie Endowment for International Peace, The Hague Con-
ventions and Declarations of 1899 and 1907 (New York, Oxford Univer-
sity Press, 1915). Deutsche Übersetzung: dRGBl. 1910 S. 107; öRGBl.
Nr. 180/1913; SR 0.515.112. 
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RESOLUTION 60/41
Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 1. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 153 Stimmen bei 7 Gegenstimmen und 12 Enthal-
tungen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.33 und Add.1, ein-
gebracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Brunei Darussalam,
Dschibuti, Guinea, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien, Katar, Komoren, Kuba,
Kuwait, Libanon, Malaysia, Marokko, Mauretanien, Namibia, Oman, Saudi-Ara-
bien, Senegal, Somalia, Südafrika, Sudan, Tunesien, Venezuela (Bolivarische
Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Palästina.
* Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Bosnien und
Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso,
Chile, China, Dänemark, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland, Do-
minica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische
Republik Mazedonien, Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia,
Georgien, Ghana, Griechenland, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Indien, Indo-
nesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan,
Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Ke-
nia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volks-
demokratische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malaysia, Ma-
lediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongo-
lei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande,
Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Phil-
ippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russi-
sche Föderation, Salomonen, Sambia, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden,
Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Simbabwe, Singapur, Slowakei,
Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadi-
nen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische Republik,
Tadschikistan, Thailand, Togo, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik,
Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vene-
zuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Repu-
blik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam,
Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Costa Rica, Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staa-
ten von), Nauru, Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Australien, El Salvador, Fidschi, Guatemala, Haiti,
Kamerun, Papua-Neuguinea, Samoa, Tuvalu, Uganda, Vanuatu.

60/41. Jerusalem

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 181 (II) vom 29. No-
vember 1947, insbesondere ihre die Stadt Jerusalem betreffen-
den Bestimmungen,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 36/120 E vom
10. Dezember 1981 und alle späteren Resolutionen, nament-
lich Resolution 56/31 vom 3. Dezember 2001, in denen sie un-
ter anderem feststellte, dass alle Gesetzgebungs- und Verwal-
tungsmaßnahmen und Handlungen der Besatzungsmacht Isra-
el, die den Charakter und Status der Heiligen Stadt Jerusalem
geändert haben beziehungsweise ändern sollen, insbesondere
das sogenannte "Grundgesetz" über Jerusalem und die Erklä-
rung Jerusalems zur Hauptstadt Israels, null und nichtig sind
und unverzüglich rückgängig gemacht werden müssen,

ferner unter Hinweis auf die für Jerusalem relevanten Re-
solutionen des Sicherheitsrats, namentlich Resolution 478
(1980) vom 20. August 1980, in der der Rat unter anderem be-
schloss, das "Grundgesetz" nicht anzuerkennen, und diejeni-

gen Staaten, die diplomatische Vertretungen in Jerusalem ein-
gerichtet hatten, aufforderte, diese Vertretungen aus der Hei-
ligen Stadt abzuziehen,

unter Hinweis auf das Gutachten des Internationalen Ge-
richtshofs vom 9. Juli 2004 über die Rechtsfolgen des Baus ei-
ner Mauer in dem besetzten palästinensischen Gebiet205 und
unter Hinweis auf die Resolution ES-10/15 vom 20. Juli 2004,

mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis über jede von ir-
gendeiner staatlichen oder nichtstaatlichen Stelle ergriffene
Maßnahme, die gegen die genannten Resolutionen verstößt,

mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis insbesondere
darüber, dass die Besatzungsmacht Israel die illegalen Sied-
lungstätigkeiten und den Mauerbau in Ost-Jerusalem und sei-
ner Umgebung fortsetzt, und über die weitere Isolierung der
Stadt von dem übrigen besetzten palästinensischen Gebiet,
was nachteilige Auswirkungen auf das Leben der Palästinen-
ser hat und eine Vereinbarung über den endgültigen Status Je-
rusalems präjudizieren könnte,

erneut erklärend, dass die internationale Gemeinschaft
durch die Vereinten Nationen ein legitimes Interesse an der
Frage der Stadt Jerusalem und dem Schutz der einzigartigen
spirituellen, religiösen und kulturellen Dimension der Stadt
hat, wie aus den entsprechenden Resolutionen der Vereinten
Nationen über diese Frage hervorgeht,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs206,

1. wiederholt ihre Feststellung, dass jede von Israel un-
ternommene Maßnahme, die darauf gerichtet ist, die Heilige
Stadt Jerusalem seinem Recht, seiner Rechtsprechung und sei-
ner Verwaltung zu unterstellen, rechtswidrig und somit null
und nichtig ist und keinerlei Gültigkeit besitzt;

2. missbilligt es, dass einige Staaten unter Verstoß ge-
gen die Resolution 478 (1980) des Sicherheitsrats ihre diplo-
matischen Vertretungen nach Jerusalem verlegt haben, und
fordert diese Staaten abermals auf, in Übereinstimmung mit
der Charta der Vereinten Nationen die Bestimmungen der ein-
schlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen zu befolgen;

3. betont, dass eine umfassende, gerechte und dauerhaf-
te Lösung der Frage der Stadt Jerusalem die legitimen Anlie-
gen sowohl der palästinensischen als auch der israelischen Sei-
te berücksichtigen und auch international garantierte Bestim-
mungen enthalten soll, die die Religions- und Gewissensfrei-
heit ihrer Bewohner sowie den ständigen, freien und ungehin-
derten Zugang der Menschen aller Religionen und Staatsan-
gehörigkeiten zu den heiligen Stätten sicherstellen;

4. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

205 Siehe A/ES-10/273 und Corr.1.
206 A/60/258.
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RESOLUTION 60/123

Verabschiedet auf der 63. Plenarsitzung am 15. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.37 und Add.1, einge-
bracht von: Andorra, Angola, Argentinien, Belgien, Brasilien, Chile, Dänemark,
Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Fidschi,
Finnland, Frankreich, Grenada, Griechenland, Irland, Island, Italien, Japan, Ka-
nada, Kap Verde, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Mali,
Malta, Mexiko, Monaco, Neuseeland, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Öster-
reich, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumänien, Schweden, Schweiz, Serbi-
en und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Timor-Leste,
Tschechische Republik, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes Königreich Groß-
britannien und Nordirland, Zypern.

60/123. Sicherheit des humanitären Personals und Schutz
des Personals der Vereinten Nationen

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung ihrer Resolution 46/182 vom 19. Dezem-
ber 1991 über die stärkere Koordinierung der humanitären
Nothilfe der Vereinten Nationen,

unter Hinweis auf alle einschlägigen Resolutionen über die
Sicherheit des humanitären Personals und den Schutz des Per-
sonals der Vereinten Nationen, namentlich ihre Resolution
59/211 vom 20. Dezember 2004, sowie die Resolution
1502 (2003) des Sicherheitsrats vom 26. August 2003 und die
einschlägigen Erklärungen des Präsidenten des Rates,

sowie unter Hinweis auf alle Resolutionen des Sicherheits-
rats und Erklärungen seines Präsidenten sowie die Berichte des
Generalsekretärs an den Rat betreffend den Schutz von Zivil-
personen in bewaffneten Konflikten,

ferner unter Hinweis auf alle einschlägigen Bestimmungen
des Völkerrechts, einschließlich des humanitären Völker-
rechts und der internationalen Menschenrechtsvorschriften,
sowie alle einschlägigen Verträge207,

erneut erklärend, dass es geboten ist, die Achtung vor den
Grundsätzen und Regeln des Völkerrechts, einschließlich des
humanitären Völkerrechts, zu fördern und zu gewährleisten,

daran erinnernd, dass nach dem Völkerrecht die Haupt-
verantwortung für die Sicherheit und den Schutz von humani-
tärem Personal sowie Personal der Vereinten Nationen und
beigeordnetem Personal bei der Regierung liegt, die einen
nach der Charta der Vereinten Nationen beziehungsweise nach

ihren Abkommen mit den zuständigen Organisationen durch-
geführten Einsatz der Vereinten Nationen in ihrem Lande auf-
nimmt,

mit der nachdrücklichen Aufforderung an alle an bewaff-
neten Konflikten beteiligten Parteien, ihren Verpflichtungen
nach dem humanitären Völkerrecht, insbesondere den Genfer
Abkommen vom 12. August 1949208 und den für sie geltenden
Verpflichtungen nach den dazugehörigen Zusatzprotokollen
vom 8. Juni 1977209, nachzukommen und die Sicherheit und
den Schutz des gesamten humanitären Personals sowie des
Personals der Vereinten Nationen und des beigeordneten Per-
sonals zu gewährleisten,

es begrüßend, dass die Anzahl der Vertragsstaaten des am
15. Januar 1999 in Kraft getretenen Übereinkommens über die
Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen und beigeord-
netem Personal210 weiter angestiegen ist und nunmehr neun-
undsiebzig beträgt, und eingedenk der Notwendigkeit, die
Universalität des Übereinkommens zu fördern,

zutiefst besorgt über die Gefahren und Sicherheitsrisiken,
denen das humanitäre Personal, das Personal der Vereinten
Nationen und das beigeordnete Personal bei seinen Einsätzen
im Feld unter zunehmend komplexen Verhältnissen ausgesetzt
ist, sowie über die vielfach zu beobachtende kontinuierliche
Aushöhlung der Achtung vor den Grundsätzen und Regeln des
Völkerrechts, insbesondere des humanitären Völkerrechts,

in Würdigung des Mutes und der Einsatzbereitschaft der-
jenigen, die häufig unter großer Gefahr für ihr eigenes Leben
an humanitären Einsätzen teilnehmen, insbesondere der Orts-
kräfte,

mit dem Ausdruck ihres tiefen Bedauerns über die Todes-
fälle unter dem internationalen und nationalen humanitären
Personal sowie dem auf dem Gebiet der humanitären Hilfe tä-
tigen Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Per-
sonal und nachdrücklich die steigende Zahl der Opfer bekla-
gend, die komplexe humanitäre Notstandssituationen, insbe-
sondere in bewaffneten Konflikten und Postkonfliktsituatio-
nen, unter diesem Personal fordern,

unter nachdrücklicher Verurteilung der Morde und der
sonstigen Formen von Gewalt, Vergewaltigung und sexueller
Nötigung und aller Formen der Gewalt, die insbesondere ge-
gen Frauen begangen wird, sowie der Einschüchterung, des
bewaffneten Raubs, der Entführung und Geiselnahme, der
Drangsalierung und der widerrechtlichen Festnahme und In-
haftierung, denen diejenigen, die sich an humanitären Einsät-

207 Dazu gehören insbesondere das Übereinkommen vom 13. Februar
1946 über die Vorrechte und Immunitäten der Vereinten Nationen, das
Übereinkommen vom 21. November 1947 über die Vorrechte und Immu-
nitäten der Sonderorganisationen, das Übereinkommen vom 9. Dezember
1994 über die Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen und bei-
geordnetem Personal, das Genfer Abkommen vom 12. August 1949 zum
Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten und die Zusatzprotokolle vom
8. Juni 1977 zu den Genfer Abkommen sowie das Protokoll II in der am
3. Mai 1996 geänderten Fassung zu dem Übereinkommen vom 10. Ok-
tober 1980 über das Verbot oder die Beschränkung des Einsatzes be-
stimmter konventioneller Waffen, die übermäßige Leiden verursachen
oder unterschiedslos wirken können.

208 United Nations, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 970-973. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1954 II S. 781; LGBl. 1989 Nr. 18-21; öBGBl.
Nr. 155/1953; AS 1951 181 207 228 300.
209 Ebd., Vol. 1125, Nr. 17512 und 17513. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1990 II S. 1550; LGBl. 1989 Nr. 62; öBGBl. Nr. 527/1982; AS 1982 1362
(Protokoll I); dBGBl. 1990 II S. 1637; LGBl. 1989 Nr. 63; öBGBl.
Nr. 527/1982; AS 1982 1432 (Protokoll II).
210 Ebd., Vol. 2051, Nr. 35457. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1997 II
S. 230; LGBl. 2001 Nr. 4; öBGBl. III Nr. 180/2000.
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zen beteiligen, zunehmend ausgesetzt sind, sowie der Angriffe
auf humanitäre Konvois und der Akte der Zerstörung und
Plünderung von Eigentum,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis darüber, dass die gegen
humanitäres Personal sowie Personal der Vereinten Nationen
und beigeordnetes Personal gerichteten Angriffe und Drohun-
gen einen Faktor darstellen, der die Gewährung von Hilfe und
Schutz für bedürftige Bevölkerungsgruppen in zunehmendem
Maße einschränkt,

daran erinnernd, dass vorsätzliche Angriffe auf Personal,
das an humanitären Hilfsmaßnahmen oder Friedenssiche-
rungsmissionen im Einklang mit der Charta beteiligt ist, als
Kriegsverbrechen in das Römische Statut des Internationalen
Strafgerichtshofs211 aufgenommen wurden, sowie in Anbe-
tracht der Rolle, die der Gerichtshof in geeigneten Fällen dabei
spielen könnte, die für schwere Verstöße gegen das humani-
täre Völkerrecht Verantwortlichen vor Gericht zu bringen,

bekräftigend, dass es zu den grundlegenden Pflichten der
Organisation gehört, ein ausreichendes Maß an Sicherheit für
das Personal der Vereinten Nationen und das beigeordnete hu-
manitäre Personal zu gewährleisten, und eingedenk der Not-
wendigkeit, das Sicherheitsbewusstsein innerhalb der Organi-
sationskultur der Vereinten Nationen sowie eine Kultur der
Rechenschaftspflicht auf allen Ebenen zu fördern und zu ver-
stärken,

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs212;

2. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, die notwendi-
gen Maßnahmen zu ergreifen, um die volle und wirksame Um-
setzung der einschlägigen Grundsätze und Regeln des Völker-
rechts, einschließlich des humanitären Völkerrechts, der inter-
nationalen Menschenrechtsvorschriften und des Flüchtlings-
völkerrechts, soweit sie die Sicherheit des humanitären
Personals und des Personals der Vereinten Nationen betreffen,
sicherzustellen;

3. fordert alle Staaten außerdem nachdrücklich auf, die
für die Fortsetzung und erfolgreiche Durchführung der Einsät-
ze der Vereinten Nationen notwendigen Maßnahmen zu er-
greifen, um die Sicherheit des humanitären Personals sowie
des Personals der Vereinten Nationen und des beigeordneten
Personals zu gewährleisten und die Unverletzlichkeit der
Räumlichkeiten der Vereinten Nationen zu achten und deren
Achtung zu gewährleisten;

4. fordert alle Regierungen und Parteien in komplexen
humanitären Notsituationen, insbesondere in bewaffneten
Konflikten und Postkonfliktsituationen in Ländern, in denen
humanitäres Personal im Einsatz ist, auf, in Übereinstimmung

mit den einschlägigen Bestimmungen des Völkerrechts und
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften voll mit den Verein-
ten Nationen und den anderen humanitären Einrichtungen und
Organisationen zusammenzuarbeiten und den sicheren und
ungehinderten Zugang des humanitären Personals sowie von
Hilfsgütern und Ausrüstung zu gewährleisten, damit dieses
Personal seine Aufgabe der Unterstützung der betroffenen Zi-
vilbevölkerung, namentlich der Flüchtlinge und Binnenver-
triebenen, wirksam wahrnehmen kann;

5. fordert alle Staaten auf, zu erwägen, Vertragsparteien
der einschlägigen internationalen Übereinkünfte zu werden
und ihre entsprechenden Verpflichtungen uneingeschränkt zu
achten;

6. fordert alle Staaten außerdem auf, zu erwägen, Ver-
tragsparteien des Römischen Statuts des Internationalen
Strafgerichtshofs211 zu werden;

7. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Verab-
schiedung des Fakultativprotokolls213 zum Übereinkommen
über die Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen und
beigeordnetem Personal210, mit dem der Umfang des Rechts-
schutzes nach dem Übereinkommen ausgeweitet wird, und
fordert alle Staaten auf, zu erwägen, das Fakultativprotokoll so
bald wie möglich zu unterzeichnen und zu ratifizieren, damit
es rasch in Kraft treten kann, und fordert die Vertragsstaaten
nachdrücklich auf, je nach Bedarf geeignete innerstaatliche
Rechtsvorschriften zu erlassen, um seine wirksame Durchfüh-
rung zu ermöglichen;

8. bringt ihre tiefe Besorgnis darüber zum Ausdruck,
dass die gegen die Sicherheit des humanitären Personals, des
Personals der Vereinten Nationen und des beigeordneten Per-
sonals gerichteten Bedrohungen und Angriffe im Laufe des
vergangenen Jahrzehnts drastisch zugenommen haben und
dass diejenigen, die Gewalthandlungen begehen, anscheinend
straflos agieren;

9. verurteilt nachdrücklich jede Gewaltandrohung oder
Gewalthandlung gegen humanitäres Personal, Personal der
Vereinten Nationen und beigeordnetes Personal, bekräftigt,
dass diejenigen, die für solche Handlungen verantwortlich
sind, zur Rechenschaft gezogen werden müssen, legt allen
Staaten eindringlich nahe, nachdrücklichere Maßnahmen zu
ergreifen, um sicherzustellen, dass jede derartige Handlung,
die in ihrem Hoheitsgebiet verübt wird, eingehend untersucht
wird, sowie um sicherzustellen, dass die Täter im Einklang mit
dem Völkerrecht und den innerstaatlichen Rechtsvorschriften
vor Gericht gestellt werden, und fordert die Staaten nach-
drücklich auf, der Straflosigkeit für solche Handlungen ein En-
de zu setzen;

10. fordert alle Staaten auf, für den Fall, dass humanitä-
res Personal oder Personal der Vereinten Nationen und beige-
ordnetes Personal festgenommen oder inhaftiert wird, rasch
ausreichende Informationen zur Verfügung zu stellen, um ihm
die erforderliche ärztliche Hilfe zukommen zu lassen und es
unabhängigen Ärzteteams zu gestatten, die Inhaftierten aufzu-

211 Siehe Official Records of the United Nations Diplomatic Conference
of Plenipotentiaries on the Establishment of an International Criminal
Court, Rome, 15 June - 17 July 1998, Vol. I: Final documents (United
Nations publication, Sales No. E.02.I.5), Abschn. A. Deutsche Überset-
zung: dBGBl. 2000 II S. 1394; LGBl. 2002 Nr. 90; öBGBl. III
Nr. 180/2002; AS 2002 3743.
212 A/60/223 und Corr.1. 213 Resolution 60/42, Anlage.
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suchen und ihren Gesundheitszustand zu untersuchen, und for-
dert sie nachdrücklich auf, die erforderlichen Maßnahmen zu
ergreifen, um für die rasche Freilassung derjenigen Sorge zu
tragen, die unter Verstoß gegen die in dieser Resolution ge-
nannten einschlägigen Übereinkommen und das anwendbare
humanitäre Völkerrecht festgenommen oder inhaftiert wur-
den;

11. fordert alle anderen an bewaffneten Konflikten betei-
ligten Parteien auf, die Entführung von humanitärem Personal
oder Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Per-
sonal oder die Inhaftierung dieses Personals unter Verstoß ge-
gen die in dieser Resolution genannten einschlägigen Überein-
kommen und das anwendbare humanitäre Völkerrecht zu un-
terlassen und jede entführte oder inhaftierte Person rasch, un-
versehrt und ohne die Einforderung von Zugeständnissen
freizulassen;

12. erklärt erneut, dass das gesamte humanitäre Personal
sowie das Personal der Vereinten Nationen und das beigeord-
nete Personal verpflichtet ist, im Einklang mit dem Völker-
recht und der Charta der Vereinten Nationen die Gesetze des
Landes, in dem es tätig ist, einzuhalten und zu achten;

13. betont, wie wichtig es ist, sicherzustellen, dass das
humanitäre Personal, das Personal der Vereinten Nationen und
das beigeordnete Personal den nationalen und lokalen Sitten
und Gebräuchen seines Einsatzlandes gegenüber aufgeschlos-
sen bleibt und der örtlichen Bevölkerung die verfolgten Zwek-
ke und Ziele klar vermittelt;

14. ersucht den Generalsekretär, durch die Ergreifung
der notwendigen Maßnahmen die volle Achtung vor den Men-
schenrechten, den Vorrechten und Immunitäten des Personals
der Vereinten Nationen und des sonstigen in Erfüllung des
Mandats eines Einsatzes der Vereinten Nationen tätigen Per-
sonals sicherzustellen, und ersucht den Generalsekretär außer-
dem, darauf hinzuwirken, dass die anwendbaren Bestimmun-
gen, die in dem Übereinkommen über die Vorrechte und Im-
munitäten der Vereinten Nationen214, dem Übereinkommen
über die Vorrechte und Immunitäten der Sonderorganisatio-
nen215 und dem Übereinkommen über die Sicherheit von Per-
sonal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal ent-
halten sind, in die Aushandlung von Amtssitz- und sonstigen
Missionsabkommen betreffend Personal der Vereinten Natio-
nen und beigeordnetes Personal einbezogen werden;

15. empfiehlt dem Generalsekretär, auch künftig darauf
hinzuwirken, beziehungsweise den Gastländern, dafür zu sor-
gen, dass die Schlüsselbestimmungen des Übereinkommens
über die Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen und
beigeordnetem Personal, unter anderem diejenigen betreffend
die Verhütung von Angriffen auf Mitarbeiter der jeweiligen
Mission, die Erklärung solcher Angriffe zu gesetzlich strafba-

ren Handlungen und die Strafverfolgung oder Auslieferung
der Täter, in die künftig von den Vereinten Nationen und den
jeweiligen Gastländern auszuhandelnden und erforderlichen-
falls in die bereits bestehenden Abkommen über die Rechts-
stellung der Truppen beziehungsweise der Mission und Gast-
staatabkommen aufgenommen werden, eingedenk dessen, wie
wichtig es ist, diese Abkommen rechtzeitig zu schließen, und
ermutigt zu weiteren Anstrengungen in dieser Hinsicht;

16. begrüßt die laufenden Anstrengungen zur Förderung
und Erhöhung des Sicherheitsbewusstseins innerhalb der Or-
ganisationskultur des Systems der Vereinten Nationen und er-
sucht den Generalsekretär, auch weiterhin die diesbezüglich
notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, namentlich durch die
Weiterentwicklung und Anwendung eines einheitlichen Sy-
stems für das Sicherheitsmanagement sowie durch die Ver-
breitung der Sicherheitsverfahren und -vorschriften und die Si-
cherstellung ihrer Anwendung sowie die Gewährleistung der
Rechenschaftspflicht auf allen Ebenen, und begrüßt außerdem
die Schaffung der Sekretariats-Hauptabteilung Sicherheit;

17. betont, wie wichtig es ist, der Sicherheit des Perso-
nals der Vereinten Nationen und des beigeordneten Personals,
das an Friedenssicherungs- und Friedenskonsolidierungsein-
sätzen der Vereinten Nationen mitwirkt, besondere Aufmerk-
samkeit zu widmen;

18. betont außerdem, dass es notwendig ist, der Sicher-
heit des vor Ort rekrutierten humanitären Personals, das An-
griffen besonders ausgesetzt ist und unter dem die meisten Op-
fer zu verzeichnen sind, besondere Aufmerksamkeit zu wid-
men;

19. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin die not-
wendigen Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass
Personal der Vereinten Nationen und sonstiges Personal, das
in Erfüllung des Mandats eines Einsatzes der Vereinten Natio-
nen tätig ist, entsprechend über die Mindestnormen der opera-
tionellen Sicherheit und die einschlägigen Verhaltenskodexe
informiert wird und im Einklang mit diesen Vorschriften han-
delt und entsprechend über die jeweiligen Einsatzbedingungen
und über die einzuhaltenden Normen, insbesondere auch so-
weit sie Bestandteil des anwendbaren innerstaatlichen Rechts
und des Völkerrechts sind, informiert wird und dass dieses Per-
sonal eine angemessene Ausbildung in den Bereichen Sicher-
heit, Menschenrechte und humanitäres Völkerrecht erhält, um
seine Sicherheit und Effektivität bei der Wahrnehmung seiner
Aufgaben zu erhöhen, und erklärt erneut, dass alle anderen hu-
manitären Organisationen ihr Personal in ähnlicher Weise un-
terstützen müssen;

20. betont, dass dafür gesorgt werden muss, dass alle Be-
diensteten der Vereinten Nationen vor einem Feldeinsatz eine
angemessene Sicherheitsausbildung, einschließlich physi-
scher und psychologischer Ausbildung, sowie eine Ausbil-
dung zur Stärkung ihres interkulturellen Verständnisses erhal-
ten, und dass Stressbewältigungstraining und entsprechende
Beratungsdienste für die Bediensteten im gesamten System
der Vereinten Nationen hohen Vorrang erhalten müssen;

214 Resolution 22 A (I). Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1980 II S 941;
LGBl. 1993 Nr. 66; öBGBl. Nr. 126/1957.
215 Resolution 179 (II). Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1954 II S. 639;
öBGBl. Nr. 248/1950.
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21. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über ein verstärktes und einheitliches System für das Si-
cherheitsmanagement der Vereinten Nationen216;

22. begrüßt die laufenden Bemühungen des Generalse-
kretärs, das System für das Sicherheitsmanagement der Ver-
einten Nationen weiter zu verbessern, und bittet in diesem Zu-
sammenhang die Vereinten Nationen und die anderen huma-
nitären Organisationen, die Bedrohungen ihrer Sicherheit ein-
gehender zu analysieren, um die Sicherheitsrisiken so weit wie
möglich zu reduzieren und fundierte Entscheidungen hinsicht-
lich der Aufrechterhaltung einer wirksamen Präsenz im Feld
zu erleichtern, damit sie unter anderem ihren humanitären
Auftrag erfüllen können;

23. betont, dass die Effizienz der Sicherheitsmaßnahmen
auf Landesebene einheitliche Kapazitäten für die Ausarbei-
tung von Politiken und Standards, die Koordinierung, die
Kommunikation, die Einhaltung sowie die Bedrohungs- und
Risikobewertung erfordert;

24. erkennt an, dass die Anstrengungen zur Herbeifüh-
rung eines verstärkten und einheitlichen Systems für das Si-
cherheitsmanagement der Vereinten Nationen sowohl am
Amtssitz als auch auf Feldebene fortgesetzt werden müssen,
und ersucht das System der Vereinten Nationen sowie die Mit-
gliedstaaten, zu diesem Zweck alle geeigneten Maßnahmen zu
ergreifen;

25. ersucht den Generalsekretär, unter anderem über das
Interinstitutionelle Netzwerk für Sicherheitsmanagement auch
weiterhin eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen den
Hauptabteilungen, Organisationen, Fonds und Programmen
der Vereinten Nationen und angeschlossenen internationalen
Organisationen, namentlich zwischen ihren Amtssitzen und
Feldbüros, bei der Planung und Durchführung von Maßnah-
men zu fördern, die die Sicherheit und die Ausbildung des Per-
sonals verbessern und seine Sensibilität erhöhen sollen, und
fordert alle in Betracht kommenden Hauptabteilungen, Orga-
nisationen, Fonds und Programme der Vereinten Nationen und
angeschlossenen internationalen Organisationen auf, diese
Bemühungen zu unterstützen;

26. erkennt an, dass unablässige Anstrengungen erfor-
derlich sind, um sowohl am Amtssitz als auch auf Feldebene
die Abstimmung und die Zusammenarbeit zwischen den Ver-
einten Nationen und anderen humanitären und nichtstaatlichen
Organisationen in Fragen der Sicherheit des humanitären Per-
sonals, des Personals der Vereinten Nationen und des beige-
ordneten Personals zu verbessern, mit dem Ziel, den Sicher-
heitsanliegen aller Beteiligten im Feld gerecht zu werden;

27. unterstreicht, dass für die Sicherheit des Personals
der Vereinten Nationen angemessene und berechenbare Res-
sourcen bereitgestellt werden müssen, namentlich über den
Prozess der konsolidierten Beitragsappelle, und legt allen
Staaten nahe, Beiträge an den Treuhandfonds für die Sicher-
heit der Bediensteten des Systems der Vereinten Nationen zu
entrichten;

28. erinnert an die wesentliche Rolle von Telekommuni-
kationsmitteln bei der Förderung der Sicherheit von humani-
tärem Personal, Personal der Vereinten Nationen und beige-
ordnetem Personal, fordert die Staaten auf, den Beitritt zu dem
Tampere-Übereinkommen vom 18. Juni 1998 über die Zur-
verfügungstellung von Telekommunikationsmitteln für den
Katastrophenschutz und die Katastrophenhilfseinsätze, das
am 8. Januar 2005 in Kraft trat217, beziehungsweise seine Ra-
tifikation in Erwägung zu ziehen, und legt ihnen eindringlich
nahe, bei solchen Einsätzen die Nutzung von Kommunika-
tionsgerät im Einklang mit ihren innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften und den für sie geltenden internationalen Verpflich-
tungen zu erleichtern und zu beschleunigen, indem sie unter
anderem die Beschränkungen reduzieren und, wann immer
möglich, aufheben, die dem Personal der Vereinten Nationen
und dem beigeordneten Personal bei der Nutzung von Kom-
munikationsgerät auferlegt werden;

29. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen umfassenden
und aktualisierten Bericht über die Sicherheit des humanitären
Personals und den Schutz des Personals der Vereinten Natio-
nen sowie über die Durchführung dieser Resolution vorzule-
gen.

RESOLUTION 60/124

Verabschiedet auf der 63. Plenarsitzung am 15. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.38 und Add.1, einge-
bracht von: Albanien, Andorra, Angola, Argentinien, Australien, Belarus, Belgien,
Belize, Brasilien, Bulgarien, Chile, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugosla-
wische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Grenada, Grie-
chenland, Guatemala, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Kanada, Kap
Verde, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Mali, Malta, Ma-
rokko, Marshallinseln, Mexiko, Monaco, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Nor-
wegen, Österreich, Pakistan, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau,
Rumänien, Samoa, Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Seychellen,
Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Thailand, Timor-Leste, Tschechische
Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

60/124. Verstärkte Koordinierung der humanitären Not-
hilfe der Vereinten Nationen

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung ihrer Resolution 46/182 vom 19. Dezem-
ber 1991 und der in der Anlage dazu enthaltenen Leitlinien und
unter Hinweis auf die anderen einschlägigen Resolutionen der
Generalversammlung und des Wirtschafts- und Sozialrats so-
wie die vereinbarten Schlussfolgerungen des Rates,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs
über die verstärkte Koordinierung der humanitären Nothilfe
der Vereinten Nationen218,

sowie Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalse-
kretärs über die Verbesserung des Zentralen revolvierenden
Nothilfefonds219,

216 A/60/424.

217 United Nations, Treaty Series, Vol. 2296, Nr. 40906.
218 A/60/87-E/2005/78.
219 A/60/432.
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erneut erklärend, dass die Grundsätze der Neutralität, der
Menschlichkeit, der Unparteilichkeit und der Unabhängigkeit
für die Gewährung humanitärer Hilfe gelten,

sowie erneut erklärend, dass Unabhängigkeit die Loslö-
sung humanitärer Ziele von den politischen, wirtschaftlichen,
militärischen oder sonstigen Zielen bedeutet, die ein Akteur im
Hinblick auf Gebiete haben kann, in denen humanitäre Maß-
nahmen durchgeführt werden,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die Zahl und
das Ausmaß von Naturkatastrophen sowie ihre höhere Scha-
denswirkung in den letzten Jahren und erneut erklärend, dass
nachhaltige Maßnahmen auf allen Ebenen erforderlich sind,
um die Anfälligkeit der Gesellschaften für Naturgefahren im
Rahmen eines integrierten, auf vielfältige Gefahren ausgerich-
teten und partizipatorischen Ansatzes zur Auseinandersetzung
mit der Anfälligkeit für Katastrophen, der Risikobewertung,
der Katastrophenvorbeugung, der Folgenbegrenzung, der
Vorbereitung auf den Katastrophenfall, der Katastrophenbe-
wältigung und der Schadensbeseitigung zu verringern,

in diesem Zusammenhang in Bekräftigung der Erklärung
von Hyogo220 und des Hyogo-Rahmenaktionsplans 2005-
2015: Stärkung der Widerstandskraft von Nationen und Ge-
meinwesen gegen Katastrophen221, die auf der vom 18. bis
22. Januar 2005 in Kobe (Hyogo, Japan) abgehaltenen Welt-
konferenz für Katastrophenvorsorge verabschiedet wurden,

mit ernsthafter Besorgnis feststellend, dass sich Gewalt,
einschließlich des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen
und sonstigen Gewalt gegen Frauen, Mädchen und Jungen, in
vielen Notsituationen nach wie vor gezielt gegen die Zivilbe-
völkerung richtet,

besorgt angesichts der Notwendigkeit, angemessene Un-
terstützung, einschließlich Finanzmitteln, für humanitäre Not-
hilfe auf allen Ebenen zu mobilisieren, namentlich auf natio-
naler, regionaler und internationaler Ebene,

in der Erkenntnis, dass eine klare Verbindung zwischen
Nothilfe, Rehabilitation und Entwicklung besteht, dass Not-
hilfe auf eine dem Wiederaufbau und der langfristigen Ent-
wicklung förderliche Weise gewährt werden muss, um einen
reibungslosen Übergang von der Hilfe zur Rehabilitation und
Entwicklung sicherzustellen, und dass Notmaßnahmen als
Schritt auf dem Weg zu langfristiger Entwicklung angesehen
werden sollten,

unter Begrüßung der laufenden Anstrengungen zur Ver-
stärkung der internationalen humanitären Maßnahmen, na-
mentlich der humanitären Nothilfe der Vereinten Nationen,

unterstreichend, dass das Sekretariats-Amt für die Koor-
dinierung humanitärer Angelegenheiten über eine angemesse-
ne und berechenbarere Finanzgrundlage verfügen soll, und da-
bei betonend, wie wichtig es ist, dass das Amt auch weiterhin
Anstrengungen unternimmt, um seinen Geberkreis auszuwei-
ten,

1. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Ergebnis-
sen des zum achten Mal humanitären Angelegenheiten gewid-
meten Tagungsteils der Arbeitstagung 2005 des Wirtschafts-
und Sozialrats;

2. fordert alle Regierungen und Parteien in komplexen
humanitären Notsituationen, insbesondere bewaffneten Kon-
flikten und Postkonfliktsituationen in Ländern, in denen hu-
manitäres Personal im Einsatz ist, auf, in Übereinstimmung
mit den einschlägigen Bestimmungen des Völkerrechts und
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften voll mit den Verein-
ten Nationen und den anderen humanitären Einrichtungen und
Organisationen zusammenzuarbeiten und den sicheren und
ungehinderten Zugang des humanitären Personals sowie von
Hilfsgütern und Ausrüstung zu gewährleisten, damit es seine
Aufgabe der Unterstützung der betroffenen Zivilbevölkerung,
namentlich der Flüchtlinge und Binnenvertriebenen, wirksam
wahrnehmen kann;

3. erklärt erneut, dass alle Staaten und Parteien bewaff-
neter Konflikte verpflichtet sind, Zivilpersonen in bewaffne-
ten Konflikten im Einklang mit dem humanitären Völkerrecht
zu schützen, und bittet die Staaten, eine Kultur des Schutzes
zu fördern, unter Berücksichtigung der besonderen Bedürfnis-
se von Frauen, Kindern, älteren Menschen und Menschen mit
Behinderungen;

4. fordert die Staaten auf, vorbeugende Maßnahmen
und wirksame Abwehrmaßnahmen gegen Gewalthandlungen
gegen die Zivilbevölkerung zu ergreifen und sicherzustellen,
dass die Verantwortlichen umgehend vor Gericht gestellt wer-
den, entsprechend den innerstaatlichen Rechtsvorschriften
und den völkerrechtlichen Verpflichtungen;

5. fordert die Staaten außerdem auf, Strategien zur Be-
richterstattung über alle Formen der Gewalt gegen Frauen,
Mädchen und Jungen, insbesondere sexuelle Gewalt und se-
xuellen Missbrauch, sowie zu ihrer Verhütung und Bestrafung
zu entwickeln und durchzuführen;

6. anerkennt die Leitgrundsätze betreffend Binnenver-
treibungen222 als einen wichtigen internationalen Rahmen für
den Schutz von Binnenvertriebenen und legt den Mitgliedstaa-
ten und den humanitären Hilfsorganisationen nahe, sich ge-
meinsam um eine berechenbarere Reaktion auf die Bedürfnis-
se von Binnenvertriebenen zu bemühen, und ruft in diesem Zu-
sammenhang dazu auf, auf Antrag internationale Unterstüt-
zung für Kapazitätsaufbaumaßnahmen von Regierungen zu
gewähren;

7. betont den grundlegend zivilen Charakter der huma-
nitären Hilfe, bekräftigt die führende Rolle der zivilen Orga-
nisationen bei der Erbringung humanitärer Hilfe, insbesondere
in von Konflikten betroffenen Gebieten, und bestätigt, dass in
Situationen, in denen militärische Kapazitäten und militäri-
sches Gerät zur Unterstützung der Erbringung humanitärer
Hilfe im Einsatz sind, diese im Einklang mit dem humanitären

220 A/CONF.206/6 und Corr.1, Kap. I, Resolution 1. 
221 Ebd., Resolution 2. 222 E/CN.4/1998/53/Add.2, Anhang.
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Völkerrecht und humanitären Grundsätzen eingesetzt werden
müssen;

8. legt dem Nothilfekoordinator nahe, sich auch weiter-
hin um die Stärkung der Koordinierung der humanitären Hilfe
zu bemühen, und fordert die zuständigen Organisationen der
Vereinten Nationen sowie die anderen Akteure im humanitä-
ren und im Entwicklungsbereich auf, bei der Verbesserung der
Koordinierung, der Wirksamkeit und der Effizienz der huma-
nitären Hilfe mit dem Sekretariats-Amt für die Koordinierung
humanitärer Angelegenheiten zusammenzuarbeiten;

9. bekräftigt die Notwendigkeit einer wirksameren, ef-
fizienteren, kohärenteren, besser koordinierten und leistungs-
stärkeren Landespräsenz der Vereinten Nationen, in der dem
leitenden residierenden Amtsträger der Vereinten Nationen,
der mit der Koordinierung der humanitären Hilfe der Verein-
ten Nationen betraut ist, eine größere Rolle mit entsprechender
Autorität, Mittelausstattung und Rechenschaftspflicht zu-
kommt;

10. ersucht den Generalsekretär, den residierenden/hu-
manitären Koordinatoren der Vereinten Nationen sowie den
Landesteams der Vereinten Nationen verstärkte Unterstützung
zu gewähren, namentlich durch die Bereitstellung der notwen-
digen Schulungsmaßnahmen, die Ermittlung von Ressourcen
und die Verbesserung der Verfahren zur Benennung und Aus-
wahl der residierenden/humanitären Koordinatoren der Ver-
einten Nationen;

11. fordert die zuständigen Organisationen des Systems
der Vereinten Nationen sowie gegebenenfalls die anderen auf
humanitärem Gebiet tätigen Akteure auf, die humanitäre Re-
aktion auf Natur- und vom Menschen verursachte Katastro-
phen sowie komplexe Notsituationen zu verbessern, indem sie
die Kapazitäten für humanitäre Maßnahmen auf allen Ebenen
ausbauen, die Koordinierung der humanitären Hilfe auf Fel-
debene verstärken, bei Bedarf auch gemeinsam mit den natio-
nalen Behörden des betroffenen Staates, und die Transparenz,
die Leistungserbringung und die Rechenschaftslegung verbes-
sern;

12. fordert die zuständigen Organisationen der Vereinten
Nationen auf, die Transparenz und die Verlässlichkeit der hu-
manitären Bedarfsermittlung weiter zu steigern und auf die
Verbesserung des Prozesses der konsolidierten Hilfsappelle
hinzuwirken, indem sie unter anderem den Prozess als ein In-
strument der strategischen Planung und der Prioritätensetzung
weiter ausbauen und andere in Betracht kommende humanitä-
re Organisationen in den Prozess einbeziehen, und erklärt
gleichzeitig erneut, dass konsolidierte Hilfsappelle im Beneh-
men mit dem betroffenen Staat ausgearbeitet werden;

13. ersucht den Generalsekretär, im Benehmen mit den
Staaten und den zuständigen Organisationen nach Bedarf die
Mechanismen zur Nutzung verfügungsbereiter Notfallkapazi-
täten, darunter gegebenenfalls auch regionale humanitäre Ka-
pazitäten, unter dem Dach der Vereinten Nationen weiterzu-
entwickeln und zu verbessern, unter anderem durch förmliche
Abkommen mit den entsprechenden Regionalorganisationen,
und der Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Ta-

gung über den Wirtschafts- und Sozialrat darüber Bericht zu
erstatten;

14. fordert die Geber auf, weitere Schritte zur Verbesse-
rung ihrer Politik und Praxis bezüglich humanitärer Maßnah-
men zu unternehmen, und begrüßt in diesem Zusammenhang
die fortlaufenden Anstrengungen im Rahmen der Initiative
"Gutes humanitäres Geberverhalten";

15. beschließt, den bestehenden Zentralen revolvieren-
den Nothilfefonds durch die Aufnahme eines auf freiwilligen
Beiträgen beruhenden, in regelmäßigen Abständen aufzufül-
lenden Zuschusselements in den Zentralen Fonds für die Re-
aktion auf Notsituationen umzuwandeln, um eine berechenba-
rere und rascher einsetzende Reaktion auf humanitäre Notla-
gen zu gewährleisten, mit der Zielsetzung, rasche Maßnahmen
zur Minderung der Verluste an Menschenleben zu fördern, auf
dringliche Anforderungen schneller zu reagieren und die
Kernbestandteile der humanitären Maßnahmen in Krisen, für
die nicht genügend Finanzmittel bereitstehen, zu stärken, auf
der Grundlage nachweislichen Bedarfs und gegebenenfalls der
im Benehmen mit dem betroffenen Staat festgelegten Priori-
täten;

16. beschließt außerdem, dass der Fonds auch künftig im
Einklang mit ihrer Resolution 46/182 und den in der Anlage
dazu enthaltenen Leitgrundsätzen tätig sein wird;

17. bekräftigt, dass ihre Aufgabe darin besteht, die allge-
meinen Richtlinien für den Einsatz des Fonds vorzugeben, um
seine Wirkung zu maximieren und seine Funktionsfähigkeit zu
verbessern, und legt dem Wirtschafts- und Sozialrat nahe, die
praktische Ausgestaltung des Fonds zu erörtern;

18. nimmt davon Kenntnis, dass eine Beratungsgruppe
als unabhängiges Organ eingerichtet werden wird, die den Ge-
neralsekretär hinsichtlich des Einsatzes und der Wirkung des
Fonds beraten soll, und dass der Ständige interinstitutionelle
Ausschuss den Einsatz und die Wirkung des Fonds erörtern
wird;

19. fordert den Generalsekretär auf, auf der Grundlage
seines Berichts über die Verbesserung des Zentralen revolvie-
renden Nothilfefonds219 und im Benehmen mit allen maßgeb-
lichen Interessenträgern die notwendigen Management- und
Verwaltungsregelungen zu treffen, um die Einführung des Zu-
schusselements zu erleichtern und geeignete Berichterstat-
tungs- und Rechenschaftsmechanismen zu schaffen, die si-
cherstellen sollen, dass die über den Fonds zugewiesenen Mit-
tel so effizient, wirksam und transparent wie möglich einge-
setzt werden;

20. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf und
bittet den Privatsektor und alle in Betracht kommenden Ein-
zelpersonen und Institutionen, die Entrichtung freiwilliger
Beiträge an den Fonds zu erwägen, begrüßt die bereits abge-
gebenen Mittelzusagen und betont, dass die Beiträge zusätz-
lich zu den bereits eingegangenen Verpflichtungen zu Gunsten
humanitärer Programme und nicht zu Lasten der für die inter-
nationale Entwicklungszusammenarbeit zur Verfügung ge-
stellten Mittel entrichtet werden sollen;
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21. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung und dem Wirtschafts- und Sozialrat über den Einsatz des
Fonds detailliert Bericht zu erstatten;

22. ersucht den Generalsekretär außerdem, eine unab-
hängige Überprüfung des Fonds zum Ende des zweiten Jahres
seiner Tätigkeit in Auftrag zu geben, um unter anderem das
Zuschuss- und das revolvierende Element des Fonds, seine
Verwaltung, die Kriterien für die Zuweisung von Mitteln, die
von ihm unterstützten Tätigkeiten und Maßnahmen sowie sei-
ne Fähigkeit zur Erreichung seiner Zielsetzungen zu bewerten,
und der Generalversammlung auf ihrer dreiundsechzigsten
Tagung einen diesbezüglichen Bericht vorzulegen;

23. betont, wie wichtig die Erörterung humanitärer Poli-
tiken und Aktivitäten in der Generalversammlung und im
Wirtschafts- und Sozialrat ist und dass diese Erörterungen von
den Mitgliedstaaten kontinuierlich neu belebt werden sollten;

24. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung auf dem Weg über
die Arbeitstagung 2006 des Wirtschafts- und Sozialrats über
die Fortschritte bei der verstärkten Koordinierung der huma-
nitären Nothilfe der Vereinten Nationen Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/125

Verabschiedet auf der 63. Plenarsitzung am 15. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.39 und Add.1, einge-
bracht von: Belgien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Ge-
orgien, Griechenland, Irland, Island, Italien, Jamaika (im Namen der Mitgliedstaa-
ten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der 77 sind, und Chinas),
Japan, Kasachstan, Kroatien, Liechtenstein, Luxemburg, Mexiko, Monaco, Neu-
seeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Republik Moldau,
Rumänien, Russische Föderation, Schweden, Serbien und Montenegro, Slowa-
kei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Ver-
einigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Ame-
rika, Zypern.

60/125. Internationale Zusammenarbeit bei der humani-
tären Hilfe bei Naturkatastrophen: von der Not-
hilfe zur Entwicklung

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung ihrer Resolution 46/182 vom 19. Dezem-
ber 1991, deren Anlage Leitlinien für die verstärkte Koordi-
nierung der humanitären Nothilfe des Systems der Vereinten
Nationen enthält, sowie aller ihrer Resolutionen über die in-
ternationale Zusammenarbeit bei der humanitären Hilfe bei
Naturkatastrophen: von der Nothilfe zur Entwicklung, und un-
ter Hinweis auf die Resolutionen der humanitären Angelegen-
heiten gewidmeten Tagungsteile der Arbeitstagungen des
Wirtschafts- und Sozialrats,

in der Erkenntnis, wie wichtig die Grundsätze der Neutra-
lität, der Menschlichkeit, der Unparteilichkeit und der Unab-
hängigkeit für die Gewährung humanitärer Hilfe sind,

erneut erklärend, dass Unabhängigkeit die Loslösung hu-
manitärer Ziele von den politischen, wirtschaftlichen, militä-
rischen oder sonstigen Zielen bedeutet, die ein Akteur im Hin-
blick auf Gebiete haben kann, in denen gerade humanitäre
Maßnahmen durchgeführt werden,

unter Begrüßung der Erklärung von Hyogo223, des Hyogo-
Rahmenaktionsplans 2005-2015: Stärkung der Widerstands-
kraft von Nationen und Gemeinwesen gegen Katastrophen224

sowie der gemeinsamen Erklärung der Sondertagung über die
Katastrophe im Indischen Ozean: Risikominderung für eine si-
cherere Zukunft225, die auf der vom 18. bis 22. Januar 2005 in
Kobe (Hyogo, Japan) abgehaltenen Weltkonferenz für Kata-
strophenvorsorge verabschiedet wurden,

betonend, dass der betroffene Staat die Hauptverantwor-
tung für die Einleitung, die Organisation, die Koordinierung
und die Durchführung humanitärer Hilfsmaßnahmen in sei-
nem Hoheitsgebiet sowie für die Erleichterung der Arbeit der
humanitären Organisationen bei der Begrenzung der Folgen
von Naturkatastrophen trägt,

sowie betonend, dass alle Staaten dafür verantwortlich
sind, Anstrengungen zur Vorbereitung auf Katastrophenfälle,
Katastrophenbewältigung und Folgenbegrenzung zu unter-
nehmen, um die Auswirkungen von Naturkatastrophen mög-
lichst gering zu halten, und gleichzeitig anerkennend, wie
wichtig die internationale Zusammenarbeit ist, um die betrof-
fenen Länder, deren Kapazitäten zur Erfüllung dieser Erfor-
dernisse möglicherweise beschränkt sind, bei ihren Anstren-
gungen zu unterstützen,

in Anbetracht der entscheidenden Rolle, die den örtlichen
Ressourcen sowie den in den Ländern vorhandenen Kapazitä-
ten beim Management von Naturkatastrophen und bei der Ri-
sikominderung, der Katastrophenbewältigung, der Rehabilita-
tion und der Entwicklung zukommt,

in der Erkenntnis, wie wichtig die internationale Zusam-
menarbeit ist, um die betroffenen Staaten beim Umgang mit
Naturkatastrophen in allen Phasen zu unterstützen, und wie
wichtig der Ausbau der Kapazitäten der betroffenen Länder
zur Katastrophenbewältigung ist,

in Anerkennung der wichtigen Rolle der Mitgliedstaaten,
einschließlich Entwicklungsländern, die den von Naturkata-
strophen heimgesuchten Ländern und Völkern anhaltend und
großzügig die notwendige Hilfe gewährt haben,

sowie in Anerkennung der bedeutenden Rolle, die die na-
tionalen Rotkreuz- und Rothalbmond-Gesellschaften als Teil
der Internationalen Rotkreuz- und Rothalbmond-Bewegung
auf den Gebieten vorbereitende Maßnahmen und Risikomin-
derung, Katastrophenbewältigung, Rehabilitation und Ent-
wicklung übernehmen,

betonend, wie wichtig die Auseinandersetzung mit der An-
fälligkeit für Katastrophen und die Einbindung der Risikomin-
derung in alle Phasen des Katastrophenmanagements, des
Wiederaufbaus nach einer Katastrophe und der Entwicklungs-
planung sind,

die Arbeit begrüßend, die die Zwischenstaatliche Ozeano-
grafische Kommission der Organisation der Vereinten Natio-

223 A/CONF.206/6 und Corr.1, Kap. I, Resolution 1.
224 Ebd., Resolution 2.
225 A/CONF.206/6 und Corr.1, Anhang II.
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nen für Bildung, Wissenschaft und Kultur im Hinblick auf die
Einrichtung regionaler Tsunami-Frühwarnsysteme im Indi-
schen Ozean, im Mittelmeer und im nordöstlichen Atlantik lei-
stet, und von dem Vorschlag Kenntnis nehmend, vom 27. bis
29. März 2006 in Bonn (Deutschland) eine dritte internationa-
le Frühwarnkonferenz abzuhalten,

in Anbetracht dessen, dass die Bemühungen um die Her-
beiführung wirtschaftlichen Wachstums und einer nachhalti-
gen Entwicklung und um die Erreichung der international ver-
einbarten Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-
Entwicklungsziele, durch Naturkatastrophen beeinträchtigt
werden können, sowie im Hinblick auf den positiven Beitrag,
den diese Bemühungen zur Stärkung der Widerstandsfähigkeit
der Bevölkerung gegenüber solchen Katastrophen leisten kön-
nen,

in diesem Zusammenhang betonend, wie wichtig die Rolle
der Entwicklungsorganisationen ist, wenn es darum geht, die
nationalen Anstrengungen zur Begrenzung der Folgen von Na-
turkatastrophen zu unterstützen,

1. nimmt Kenntnis von den Berichten des Generalsekre-
tärs "Internationale Zusammenarbeit bei der humanitären Hil-
fe bei Naturkatastrophen: von der Nothilfe zur Entwick-
lung"226, "Verstärkte Koordinierung der humanitären Nothilfe
der Vereinten Nationen"227, "Verstärkung der Soforthilfe, der
Rehabilitation, des Wiederaufbaus, der Wiederherstellung und
der Vorbeugung nach der Tsunami-Katastrophe im Indischen
Ozean"228, "Der Übergang von der Nothilfe zur Entwick-
lung"229 und "Verbesserung des Zentralen revolvierenden Not-
hilfefonds"230;

2. bringt ihre tiefe Besorgnis zum Ausdruck über die
Zahl, den Umfang und die zunehmenden Auswirkungen von
Naturkatastrophen, durch die es weltweit zu massiven Verlu-
sten an Menschenleben und Sachwerten kommt, insbesondere
in katastrophenanfälligen Gesellschaften, die nicht über aus-
reichende Kapazitäten zur wirksamen Begrenzung der schäd-
lichen sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Langzeit-
folgen von Naturkatastrophen verfügen;

3. fordert die Staaten auf, die Erklärung von Hyogo223

und den Hyogo-Rahmenaktionsplan 2005-2015: Stärkung der
Widerstandskraft von Nationen und Gemeinwesen gegen
Katastrophen224 vollständig umzusetzen, insbesondere diejeni-
gen Verpflichtungen, die sich auf Hilfe für katastrophenge-
fährdete Entwicklungsländer und von Katastrophen heimge-
suchte Staaten beziehen, die sich in der Übergangsphase zu ei-
ner nachhaltigen physischen, sozialen und wirtschaftlichen Er-
holung befinden, zu Gunsten von Risikominderungsaktivitä-
ten in Prozessen der Katastrophennachsorge und Rehabilita-
tion;

4. fordert alle Staaten auf, erforderlichenfalls die not-
wendigen gesetzgeberischen und sonstigen geeigneten Maß-
nahmen zur Milderung der Auswirkungen von Naturkatastro-
phen zu ergreifen beziehungsweise weiterhin wirksam durch-
zuführen und Strategien zur Katastrophenrisikominderung
zum Teil ihrer Entwicklungsplanung zu machen, und ersucht
die internationale Gemeinschaft in diesem Zusammenhang,
den Entwicklungs- sowie den Transformationsländern auch
künftig behilflich zu sein;

5. begrüßt die wirksame Zusammenarbeit zwischen den
betroffenen Staaten, den zuständigen Organen des Systems der
Vereinten Nationen, den Geberländern, den regionalen und in-
ternationalen Finanzinstitutionen, anderen zuständigen Orga-
nisationen wie der Internationalen Rotkreuz- und Rothalb-
mond-Bewegung sowie der Zivilgesellschaft bei der Koordi-
nierung und Bereitstellung von Soforthilfe und unterstreicht,
dass diese Zusammenarbeit und Hilfe im gesamten Verlauf der
Hilfseinsätze und der mittel- und langfristigen Rehabilita-
tions- und Wiederaufbaumaßnahmen so fortgesetzt werden
müssen, dass die Anfälligkeit für künftige Naturgefahren ge-
mindert wird;

6. bekundet erneut ihre Entschlossenheit, die Anstren-
gungen zu unterstützen, welche die Länder, insbesondere die
Entwicklungsländer, unternehmen, um ihre Kapazitäten auf
allen Ebenen zur Vorbereitung auf Naturkatastrophen, zur ra-
schen Reaktion und zur Folgenbegrenzung auszubauen;

7. betont, dass im Hinblick auf die weitere Erhöhung der
Wirksamkeit der humanitären Hilfe besondere Anstrengungen
im Bereich der internationalen Zusammenarbeit unternommen
werden sollen, um die Nutzung der nationalen und lokalen so-
wie bei Bedarf der regionalen und subregionalen Kapazitäten
der Entwicklungsländer zur Vorbereitung auf Katastrophen-
fälle und deren Bewältigung weiter zu verstärken und auszu-
bauen, die in größerer Nähe zum Katastrophenschauplatz so-
wie effizienter und zu geringeren Kosten zur Verfügung ge-
stellt werden könnten;

8. betont in diesem Zusammenhang außerdem, wie
wichtig es ist, dass die internationale Zusammenarbeit bei der
raschen Bereitstellung humanitärer Hilfe in allen Phasen einer
Katastrophe, von der Nothilfe und Folgenbegrenzung bis zur
Entwicklung, verstärkt wird, insbesondere durch den wirksa-
men Einsatz multilateraler Mechanismen sowie durch die Be-
reitstellung angemessener Ressourcen;

9. begrüßt die Rolle, die das Sekretariats-Amt für die
Koordinierung humanitärer Angelegenheiten als Koordinie-
rungsstelle innerhalb des gesamten Systems der Vereinten Na-
tionen übernimmt, um die Tätigkeit der humanitären Organi-
sationen der Vereinten Nationen und anderer humanitärer
Partner auf dem Gebiet der Katastrophenbewältigung zu för-
dern und zu koordinieren;

10. begrüßt außerdem im Hinblick auf die weitere Erhö-
hung der Wirksamkeit der humanitären Hilfe die Einbezie-
hung von Sachverständigen aus katastrophengefährdeten Ent-
wicklungsländern in das Katastrophenabschätzungs- und Ko-
ordinierungssystem der Vereinten Nationen sowie die Tätig-
keit der Internationalen Beratungsgruppe für Such- und

226 A/60/227.
227 A/60/87-E/2005/78.
228 A/60/86-E/2005/77.
229 A/60/89-E/2005/79.
230 A/60/432.
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Rettungsdienste zur Unterstützung dieser Länder bei der Stär-
kung ihrer Such- und Rettungskapazitäten in Städten und der
Einrichtung von Mechanismen zur besseren Koordinierung
der nationalen und internationalen Antwortmaßnahmen vor
Ort und verweist in diesem Zusammenhang auf ihre Resolu-
tion 57/150 vom 16. Dezember 2002 mit dem Titel "Verbes-
serung der Wirksamkeit und Koordinierung der internationa-
len Hilfe für Such- und Rettungsmaßnahmen in Städten";

11. ersucht den Generalsekretär, im Benehmen mit den
Staaten und den zuständigen Organisationen auch weiterhin
nach Möglichkeiten zu suchen, wie die Schnelleingreifkapa-
zität der internationalen Gemeinschaft zur Bereitstellung hu-
manitärer Soforthilfe gestärkt werden kann, aufbauend auf den
bestehenden Abkommen und den laufenden Initiativen; 

12. verweist auf die Notwendigkeit, die Führung und
Nutzung des Zentralregisters der Katastrophenmanagement-
Kapazitäten, einschließlich des Verzeichnisses der Spitzen-
technologien für Katastrophenbewältigung, das zur Unterstüt-
zung der Planung von Katastrophenvorsorge- und -bewälti-
gungsmaßnahmen dienen kann, weiter zu verbessern, und er-
sucht den Generalsekretär, in seinen Bericht über die Durch-
führung dieser Resolution Informationen über die Arbeit des
Zentralregisters aufzunehmen; 

13. ersucht den Generalsekretär, mit den Mitgliedstaa-
ten, die militärische Mittel zur Bewältigung von Naturkata-
strophen anbieten, systematischere Verbindungen aufzubau-
en, um die Verfügbarkeit solcher Mittel festzustellen; 

14. legt den Gebern nahe, zu bedenken, wie wichtig es
ist, sicherzustellen, dass die Hilfe, die im Falle von Naturka-
tastrophen gewährt wird, die ein breites Interesse in der Öf-
fentlichkeit finden, nicht zu Lasten derjenigen Katastrophen
geht, die relativ wenig Beachtung finden, wobei zu berück-
sichtigen ist, dass sich die Bereitstellung von Ressourcen nach
dem jeweiligen Bedarf zu richten hat;

15. legt den Staaten nahe, sofern sie dem am 8. Januar
2005 in Kraft getretenen Tampere-Übereinkommen über die
Zurverfügungstellung von Telekommunikationsmitteln für
den Katastrophenschutz und die Katastrophenhilfseinsätze231

noch nicht beigetreten sind beziehungsweise es noch nicht ra-
tifiziert haben, dies in Erwägung zu ziehen;

16. befürwortet, soweit angebracht, den weiteren Einsatz
von weltraum- und bodengestützten Fernerkundungstechni-
ken sowie den Austausch geografischer Daten für die Vorbeu-
gung, die Begrenzung und das Management von Naturkata-
strophen;

17. ermutigt die Mitgliedstaaten, die zuständigen Orga-
nisationen der Vereinten Nationen und die internationalen Fi-
nanzinstitutionen, die globalen Kapazitäten für eine nachhal-
tige Katastrophennachsorge in Bereichen wie der Koordinie-
rung mit traditionellen und nichttraditionellen Partnern, der
Ermittlung und Verbreitung der gewonnenen Erfahrungen, der

Entwicklung gemeinsamer Instrumente und Mechanismen zur
Ermittlung des Nachsorgebedarfs, der Strategieentwicklung
und -programmierung und der Einbeziehung der Risikomin-
derung in alle Nachsorgeprozesse auszubauen, und begrüßt die
derzeit zu diesem Zweck unternommenen Bemühungen;

18. ersucht das System der Vereinten Nationen, seine
Koordinierung der Katastrophennachsorgemaßnahmen von
der Nothilfe zur Entwicklung zu verbessern, unter anderem
durch die Verstärkung der institutionellen, koordinatorischen
und strategischen Planungsmaßnahmen im Bereich der Kata-
strophennachsorge zur Unterstützung der nationalen Behör-
den;

19. betont, wie wichtig ein rascher Zugang zu Finanzmit-
teln ist, um eine berechenbarere und rascher einsetzende Re-
aktion der Vereinten Nationen auf humanitäre Notlagen zu ge-
währleisten;

20. ersucht den Generalsekretär, sich weiter für die Ver-
besserung der internationalen Maßnahmen zur Bewältigung
von Naturkatastrophen einzusetzen und der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu
erstatten.

RESOLUTION 60/126

Verabschiedet auf der 63. Plenarsitzung am 15. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.36 und Add.1, in seiner
mündlich abgeänderten Fassung, eingebracht von: Albanien, Belgien, Bulgarien,
Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Est-
land, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Italien, Japan, Kanada,
Kap Verde, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Mali, Malta, Monaco, Neu-
seeland, Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Repu-
blik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Sambia, Schweden, Senegal,
Serbien und Montenegro, Seychellen, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika,
Timor-Leste, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Kö-
nigreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

60/126. Hilfe für das palästinensische Volk

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/56 vom 2. Dezember
2004 sowie frühere Resolutionen zu dieser Frage,

sowie unter Hinweis auf die am 13. September 1993 in Wa-
shington erfolgte Unterzeichnung der Prinzipienerklärung
über vorübergehende Selbstverwaltung durch die Regierung
des Staates Israel und die Palästinensische Befreiungsorgani-
sation, die Vertreterin des palästinensischen Volkes232, und die
darauf folgenden, von den beiden Seiten geschlossenen
Durchführungsabkommen,

ferner unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über bür-
gerliche und politische Rechte233, den Internationalen Pakt

231 United Nations, Treaty Series, Vol. 2296, Nr. 40906.

232 A/48/486-S/26560, Anlage.
233 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57;
öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
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über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte233 und das
Übereinkommen über die Rechte des Kindes234,

zutiefst besorgt über die Verschlechterung der Lebensbe-
dingungen des palästinensischen Volkes, insbesondere der
Kinder, im gesamten besetzten Gebiet, die eine wachsende hu-
manitäre Krise darstellt,

im Bewusstsein der dringenden Notwendigkeit einer Ver-
besserung der wirtschaftlichen und sozialen Infrastruktur des
besetzten Gebiets,

sich dessen bewusst, dass die Entwicklung unter einem Be-
satzungsregime schwierig ist und dass sie am besten in einem
Klima des Friedens und der Stabilität gedeiht,

im Hinblick auf die großen wirtschaftlichen und sozialen
Herausforderungen, denen sich das palästinensische Volk und
seine Führung gegenübersehen,

betonend, wie wichtig die Sicherheit und das Wohl aller
Kinder in der gesamten Nahostregion sind,

tief besorgt über die nachteiligen Folgen, namentlich die
gesundheitlichen und psychologischen Folgen, die die Gewalt
für das gegenwärtige und künftige Wohl der Kinder in der Re-
gion hat,

im Bewusstsein der dringenden Notwendigkeit, dem palä-
stinensischen Volk unter Berücksichtigung der palästinensi-
schen Prioritäten internationale Hilfe zu gewähren,

unter Begrüßung der Ergebnisse der am 1. Oktober 1993
in Washington abgehaltenen Konferenz zur Unterstützung des
Friedens im Nahen Osten, der Einsetzung des Ad-hoc-Verbin-
dungsausschusses und der von der Weltbank als dessen Sekre-
tariat geleisteten Arbeit, der Einsetzung der Beratungsgruppe
sowie aller Folgetreffen und internationalen Mechanismen,
die eingerichtet wurden, um Hilfe für das palästinensische
Volk zu gewähren,

sowie unter Begrüßung der Arbeit des Gemeinsamen Ver-
bindungsausschusses, der als ein Forum fungiert, in dem mit
der Palästinensischen Behörde wirtschaftspolitische und prak-
tische Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Geberhilfe
erörtert werden,

betonend, dass die Arbeit des Ad-hoc-Verbindungsaus-
schusses nach wie vor wichtig für die Koordinierung der Hilfe
für das palästinensische Volk ist,

im Hinblick auf die bevorstehende Tagung des Ad-hoc-
Verbindungsausschusses zur Überprüfung des Zustands der
palästinensischen Wirtschaft und die Fortschritte bei der Auf-
stellung eines mittelfristigen Entwicklungsplans für die palä-
stinensische Wirtschaft,

betonend, dass es notwendig ist, dass die Vereinten Natio-
nen am Prozess des Aufbaus palästinensischer Institutionen
voll mitwirken und dem palästinensischen Volk weitreichende

Unterstützung gewähren, und in dieser Hinsicht die Unterstüt-
zung begrüßend, die der Palästinensischen Behörde von der
2002 vom Quartett eingesetzten Arbeitsgruppe für palästinen-
sische Reformen gewährt wurde,

in diesem Zusammenhang Kenntnis nehmend von der ak-
tiven Mitwirkung des Sonderkoordinators der Vereinten Na-
tionen für den Nahost-Friedensprozess und Persönlichen Be-
auftragten des Generalsekretärs bei der Palästinensischen Be-
freiungsorganisation und der Palästinensischen Behörde an
der Tätigkeit der Sondergesandten des Quartetts,

es begrüßend, dass sich der Sicherheitsrat in seiner Reso-
lution 1515 (2003) vom 19. November 2003 den ergebnisori-
entierten "Fahrplan" für eine dauerhafte Zwei-Staaten-Lösung
zur Beilegung des israelisch-palästinensischen Konflikts235 zu
eigen gemacht hat, und betonend, dass dieser umgesetzt und
eingehalten werden muss,

sowie unter Begrüßung des israelischen Rückzugs aus dem
Gazastreifen und Teilen des nördlichen Westjordanlands als
Schritt zur Umsetzung des "Fahrplans",

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs236,

mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis über die Fort-
dauer der tragischen und gewaltsamen Ereignisse der letzten
Zeit, die viele Todesopfer und Verwundete, so auch unter Kin-
dern, gefordert haben,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs236;

2. nimmt außerdem Kenntnis von dem Bericht der Per-
sönlichen Humanitären Gesandten des Generalsekretärs für
die humanitäre Lage und die humanitären Bedürfnisse des pa-
lästinensischen Volkes237;

3. dankt dem Generalsekretär für seine rasche Reaktion
und seine Bemühungen in Bezug auf die Hilfe für das palästi-
nensische Volk;

4. dankt außerdem den Mitgliedstaaten, den Organen
der Vereinten Nationen sowie den zwischenstaatlichen, regio-
nalen und nichtstaatlichen Organisationen, die dem palästi-
nensischen Volk Hilfe gewährt haben und nach wie vor ge-
währen;

5. unterstreicht die Wichtigkeit der Arbeit des Sonder-
koordinators der Vereinten Nationen für den Nahost-Friedens-
prozess und Persönlichen Beauftragten des Generalsekretärs
bei der Palästinensischen Befreiungsorganisation und Palästi-
nensischen Behörde sowie der unter der Schirmherrschaft des
Generalsekretärs ergriffenen Maßnahmen, die sicherstellen
sollen, dass ein Koordinierungsmechanismus für die Tätigkeit
der Vereinten Nationen in den gesamten besetzten Gebieten
geschaffen wird;

234 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993;
AS 1998 2055.

235 S/2003/529, Anlage.
236 A/60/90-E/2005/80.
237 In Englisch verfügbar unter http://domino.un.org/bertini_rpt.htm.
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6. fordert die Mitgliedstaaten, die internationalen Fi-
nanzinstitutionen des Systems der Vereinten Nationen, die
zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen so-
wie die regionalen und interregionalen Organisationen nach-
drücklich auf, dem palästinensischen Volk in enger Zusam-
menarbeit mit der Palästinensischen Befreiungsorganisation
und über offizielle palästinensische Institutionen so rasch und
großzügig wie möglich wirtschaftliche und soziale Hilfe zu ge-
währen;

7. fordert die zuständigen Organisationen und Einrich-
tungen des Systems der Vereinten Nationen auf, ihre Hilfe zu
verstärken, um entsprechend den von der Palästinensischen
Behörde festgelegten palästinensischen Prioritäten auf die
dringenden Bedürfnisse des palästinensischen Volkes einzu-
gehen;

8. fordert die internationale Gemeinschaft zur Bereit-
stellung dringend benötigter Hilfe und Dienste auf, um die ka-
tastrophale humanitäre Krise abzumildern, in der sich die pa-
lästinensischen Kinder und ihre Familien befinden, und zum
Wiederaufbau der maßgeblichen palästinensischen Institutio-
nen beizutragen;

9. fordert die Mitgliedstaaten mit Nachdruck auf, ihre
Märkte für Ausfuhren palästinensischer Erzeugnisse zu den
günstigsten Bedingungen und im Einklang mit den entspre-
chenden Handelsregeln zu öffnen und die bestehenden Han-
dels- und Kooperationsabkommen in vollem Umfang durch-
zuführen;

10. fordert die internationale Gebergemeinschaft auf,
dem palästinensischen Volk die zugesagte Hilfe beschleunigt
zur Verfügung zu stellen, um seinen dringenden Bedarf zu
decken;

11. betont in diesem Zusammenhang, dass es geboten ist,
den freien Durchlass von Hilfslieferungen an das palästinen-
sische Volk und die Freizügigkeit von Personen und Gütern zu
gewährleisten;

12. begrüßt das vor kurzem zwischen den beiden Seiten
geschlossene Abkommen über die Bewegungsfreiheit und den
Zugang und die darauf folgende Öffnung des Grenzübergangs
Rafah am 25. November 2005 und betont, dass es notwendig
ist, sicherzustellen, dass die in dem Abkommen eingegange-
nen Verpflichtungen im Einklang mit dem darin festgelegten
Zeitplan vollständig erfüllt werden;

13. betont, dass alle beteiligten Parteien zusammenarbei-
ten müssen, um alle offenen Fragen im Zusammenhang mit der
Entflechtung rasch zu lösen, und begrüßt in dieser Hinsicht die
Arbeit des Sondergesandten des Quartetts für die Entflech-
tung;

14. fordert die internationale Gebergemeinschaft, die
Einrichtungen und Organisationen der Vereinten Nationen
und die nichtstaatlichen Organisationen nachdrücklich auf,
dem palästinensischen Volk so rasch wie möglich wirtschaft-
liche und humanitäre Nothilfe zu gewähren, um den Auswir-
kungen der gegenwärtigen Krise entgegenzutreten;

15. betont die Notwendigkeit der Verwirklichung des Pa-
riser Protokolls über wirtschaftliche Beziehungen vom

29. April 1994, fünfter Anhang zu dem am 28. September
1995 in Washington unterzeichneten Israelisch-palästinensi-
schen Interimsabkommen über das Westjordanland und den
Gazastreifen238, insbesondere in Bezug auf die vollständige
und unverzügliche Abrechnung der palästinensischen indirek-
ten Steuereinnahmen, und begrüßt die diesbezüglichen Fort-
schritte;

16. regt an, im Jahr 2006 ein von den Vereinten Nationen
getragenes Seminar über Hilfe für das palästinensische Volk
zu veranstalten;

17. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über den Wirt-
schafts- und Sozialrat einen Bericht über die Durchführung
dieser Resolution vorzulegen, der Folgendes enthält:

a) eine Evaluierung der vom palästinensischen Volk tat-
sächlich erhaltenen Hilfe;

b) eine Evaluierung des noch ungedeckten Bedarfs so-
wie konkrete Vorschläge, wie diesem wirksam entsprochen
werden kann;

18. beschließt, den Unterpunkt "Hilfe für das palästinen-
sische Volk" in die vorläufige Tagesordnung ihrer einundsech-
zigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/180

Verabschiedet auf der 66. Plenarsitzung am 20. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.40, vorgelegt vom Prä-
sidenten der Generalversammlung.

60/180. Die Kommission für Friedenskonsolidierung

Die Generalversammlung,

geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der
Vereinten Nationen,

in Bekräftigung des Ergebnisses des Weltgipfels 2005239,

insbesondere unter Hinweis auf die Ziffern 97 bis 105 des
Ergebnisses des Weltgipfels,

in der Erkenntnis, dass Entwicklung, Frieden und Sicher-
heit und die Menschenrechte miteinander verflochten sind und
einander gegenseitig verstärken,

betonend, dass ein koordinierter, kohärenter und integrier-
ter Ansatz zur Friedenskonsolidierung und Aussöhnung nach
Konflikten notwendig ist, um einen dauerhaften Frieden zu er-
reichen,

in Erkenntnis der Notwendigkeit eines besonderen institu-
tionellen Mechanismus, um den besonderen Bedürfnissen von
Ländern, die einen Konflikt überwunden haben, im Hinblick
auf Wiederherstellung, Wiedereingliederung und Wiederauf-
bau zu entsprechen und ihnen dabei behilflich zu sein, die
Grundlagen für eine nachhaltige Entwicklung zu schaffen,

238 A/51/889-S/1997/357, Anlage.
239 Siehe Resolution 60/1. 



I.  Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

104

 in Anerkennung der unverzichtbaren Rolle der Vereinten
Nationen, wenn es darum geht, Konflikte zu verhüten, den
Konfliktparteien dabei behilflich zu sein, die Feindseligkeiten
zu beenden und den Weg zu Wiederherstellung, Wiederaufbau
und Entwicklung einzuschlagen, und nachhaltige internatio-
nale Aufmerksamkeit und Unterstützung zu mobilisieren,

in Bekräftigung der in der Charta festgelegten jeweiligen
Verantwortlichkeiten und Aufgaben der Organe der Vereinten
Nationen sowie der Notwendigkeit, die Koordinierung zwi-
schen ihnen zu verbessern,

erklärend, dass – wo es sie gibt – die nationalen Regierun-
gen und Behörden beziehungsweise die Übergangsregierun-
gen und -behörden der Länder, die einen Konflikt überwunden
haben oder in denen das Risiko des Rückfalls in einen Konflikt
besteht, die Hauptverantwortung dafür tragen, ihre Prioritäten
und Strategien für die Friedenskonsolidierung nach Konflik-
ten festzulegen, um nationale Eigenverantwortung sicherzu-
stellen,

in dieser Hinsicht betonend, wie wichtig es ist, die natio-
nalen Bemühungen um die Schaffung, Neuentwicklung oder
Reform von Institutionen zur wirksamen Verwaltung von Län-
dern, die einen Konflikt überwunden haben, einschließlich der
Bemühungen um den Kapazitätsaufbau, zu unterstützen,

in Anerkennung der wichtigen Rolle der regionalen und
subregionalen Organisationen bei der Durchführung von Frie-
denskonsolidierungsmaßnahmen nach Konflikten in ihren Re-
gionen und unter Betonung der Notwendigkeit nachhaltiger in-
ternationaler Unterstützung für ihre Anstrengungen sowie ei-
nes diesbezüglichen Kapazitätsaufbaus,

sowie in der Erkenntnis, dass Länder, die neuere Erfahrun-
gen mit der Wiederherstellung nach Konflikten haben, wert-
volle Beiträge zu der Arbeit der Kommission für Friedenskon-
solidierung leisten würden,

ferner in Anerkennung der Rolle der Mitgliedstaaten, die
die Friedenssicherungs- und Friedenskonsolidierungsmaß-
nahmen der Vereinten Nationen durch den Beitrag von Finanz-
mitteln, Truppen und Zivilpolizei unterstützen,

in Anerkennung des wichtigen Beitrags der Zivilgesell-
schaft und der nichtstaatlichen Organisationen, einschließlich
der Frauenorganisationen, zu den Friedenkonsolidierungs-
maßnahmen,

erneut erklärend, welche wichtige Rolle Frauen bei der
Verhütung und Beilegung von Konflikten und bei der Frie-
denskonsolidierung zukommt, und betonend, wie wichtig es
ist, dass sie an allen Anstrengungen zur Wahrung und Förde-
rung von Frieden und Sicherheit gleichberechtigt und in vol-
lem Umfang mitwirken und dass ihre Beteiligung an den Ent-
scheidungen im Hinblick auf die Verhütung und Beilegung
von Konflikten sowie die Friedenskonsolidierung erweitert
werden muss,

1. beschließt, tätig werdend in Übereinstimmung mit
dem Sicherheitsrat und im Einklang mit den Artikeln 7, 22 und
29 der Charta der Vereinten Nationen, mit dem Ziel, den Be-
schluss des Weltgipfels 2005239 umzusetzen, als ein zwischen-

staatliches Beratungsorgan die Kommission für Friedenskon-
solidierung einzusetzen;

2. beschließt außerdem, dass die Kommission die fol-
genden Hauptaufgaben haben wird:

a) sämtliche maßgeblichen Akteure zusammenzubrin-
gen, um Ressourcen zu mobilisieren, zu integrierten Strategien
für die Friedenskonsolidierung und die Wiederherstellung
nach Konflikten Rat zu erteilen und derartige Strategien vor-
zuschlagen;

b) Aufmerksamkeit auf die für die Wiederherstellung
nach dem Konflikt erforderlichen Maßnahmen zum Wieder-
aufbau und zum Aufbau von Institutionen zu lenken sowie die
Entwicklung integrierter Strategien zu unterstützen, um die
Grundlagen für eine nachhaltige Entwicklung zu schaffen;

c) Empfehlungen und Informationen zur Verbesserung
der Koordinierung aller maßgeblichen Akteure innerhalb und
außerhalb der Vereinten Nationen zu erteilen, beste Praktiken
zu entwickeln, bei der Gewährleistung einer berechenbaren Fi-
nanzierung für rasche Wiederherstellungsmaßnahmen behilf-
lich zu sein und dafür zu sorgen, dass der Wiederherstellung
in der Konfliktfolgezeit von der internationalen Gemeinschaft
länger Aufmerksamkeit gewidmet wird;

3. beschließt ferner, dass die Kommission in unter-
schiedlicher Zusammensetzung tagen wird;

4. beschließt, dass die Kommission über einen ständi-
gen Organisationsausschuss verfügen wird, der für die Ausar-
beitung seiner eigenen Verfahrensordnung und die Entwick-
lung von Arbeitsmethoden zuständig ist und der sich wie folgt
zusammensetzt:

a) sieben Mitglieder des Sicherheitsrats, einschließlich
ständiger Mitglieder, die nach vom Rat zu beschließenden Re-
geln und Verfahren ausgewählt werden; 

b) sieben Mitglieder des Wirtschafts- und Sozialrats, die
nach vom Rat zu beschließenden Regeln und Verfahren aus
dem Kreis der Regionalgruppen gewählt werden, unter gebüh-
render Berücksichtigung von Ländern, die eigene Erfahrungen
mit der Wiederherstellung nach einem Konflikt haben;

c) fünf der größten Zahler von Pflichtbeiträgen zu den
Haushalten der Vereinten Nationen und von freiwilligen Bei-
trägen für die Fonds, Programme und Organisationen der Ver-
einten Nationen, einschließlich des ständigen Friedenskonso-
lidierungsfonds, die nicht bereits nach den Buchstaben a) oder
b) ausgewählt wurden, wobei diese von den zehn größten Bei-
tragszahlern aus ihrem eigenen Kreis ausgewählt werden, un-
ter gebührender Berücksichtigung der Höhe ihrer Beiträge
nach einer vom Generalsekretär erstellten Liste auf der Grund-
lage der durchschnittlichen jährlichen Beiträge während der
drei vorangegangenen Kalenderjahre, für die statistische An-
gaben verfügbar sind; 

d) fünf der größten Steller von Militärpersonal und Zi-
vilpolizei für Missionen der Vereinten Nationen, die nicht be-
reits nach den Buchstaben a), b) oder c) ausgewählt wurden,
wobei diese von den zehn größten personalstellenden Ländern
aus ihrem eigenen Kreis ausgewählt werden, unter gebühren-
der Berücksichtigung des Umfangs ihrer Beiträge nach einer
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vom Generalsekretär erstellten Liste auf der Grundlage der
durchschnittlichen monatlichen Beiträge während der drei
vorangegangenen Kalenderjahre, für die statistische Angaben
verfügbar sind;

e) sieben zusätzliche Mitglieder werden nach von der
Generalversammlung zu beschließenden Regeln und Verfah-
ren gewählt, unter gebührender Berücksichtigung der Vertre-
tung aller Regionalgruppen in der Gesamtzusammensetzung
des Ausschusses sowie der Vertretung von Ländern, die eigene
Erfahrungen mit der Wiederherstellung nach einem Konflikt
haben;

5. betont, dass ein Mitgliedstaat jeweils nur aus einer
der in Ziffer 4 vorgesehenen Kategorien gewählt werden kann;

6. beschließt, dass die Amtszeit der Mitglieder des Or-
ganisationsausschusses zwei Jahre beträgt und dass sie gege-
benenfalls verlängert werden kann;

7. beschließt außerdem, dass an Sitzungen der Kom-
mission zu einem bestimmten Land auf Einladung des in
Ziffer 4 genannten Organisationsausschusses zusätzlich zu
den Ausschussmitgliedern folgende Vertreter als Mitglied teil-
nehmen:

a) Vertreter des betreffenden Landes;

b) Vertreter der im Konfliktnachsorgeprozess engagier-
ten Länder der Region und anderer an Hilfsmaßnahmen
und/oder dem politischen Dialog beteiligter Länder sowie Ver-
treter der zuständigen regionalen und subregionalen Organi-
sationen;

c) Vertreter der größten an den Wiederherstellungs-
maßnahmen beteiligten Beitragszahler und Steller von Trup-
pen und Zivilpolizei;

d) der ranghöchste Vertreter der Vereinten Nationen im
Feld und andere zuständige Vertreter der Vereinten Nationen;

e) Vertreter der in Betracht kommenden regionalen und
internationalen Finanzinstitutionen;

8. beschließt ferner, dass ein Vertreter des Generalse-
kretärs zur Teilnahme an allen Sitzungen der Kommission ein-
geladen wird; 

9. beschließt, dass Vertreter der Weltbank, des Interna-
tionalen Währungsfonds und anderer institutioneller Geber in
einer für ihre Lenkungsstrukturen geeigneten Weise zur Teil-
nahme an allen Sitzungen der Kommission eingeladen wer-
den;

10. betont, dass die Kommission, wo dies möglich ist, in
Zusammenarbeit mit den nationalen oder Übergangsbehörden
des betreffenden Landes tätig wird, um nationale Eigenverant-
wortung für den Friedenskonsolidierungsprozess sicherzustel-
len;

11. betont außerdem, dass die Kommission gegebenen-
falls in enger Abstimmung mit den regionalen und subregio-
nalen Organisationen tätig wird, um ihre Beteiligung am Frie-
denskonsolidierungsprozess im Einklang mit Kapitel VIII der
Charta sicherzustellen;

12. beschließt, dass der Organisationsausschuss die Ta-
gesordnung der Kommission unter gebührender Berücksichti-
gung der Wahrung der Ausgewogenheit bei der Behandlung
von Situationen in Ländern der verschiedenen Regionen im
Einklang mit den genannten Hauptaufgaben der Kommission
festlegen und dabei Folgendes zugrunde legen wird:

a) Beratungsersuchen des Sicherheitsrats;

b) Beratungsersuchen des Wirtschafts- und Sozialrats
oder der Generalversammlung mit Zustimmung eines betrof-
fenen Mitgliedstaats unter außergewöhnlichen Umständen,
wenn dieser Staat kurz vor dem Ausbruch oder dem erneuten
Ausbruch eines Konflikts steht und der Sicherheitsrat nicht mit
der Situation befasst ist, im Einklang mit Artikel 12 der Char-
ta;

c) Beratungsersuchen von Mitgliedstaaten unter außer-
gewöhnlichen Umständen, wenn der betreffende Staat kurz
vor dem Ausbruch oder dem erneuten Ausbruch eines Kon-
flikts steht und die Situation nicht auf der Tagesordnung des
Sicherheitsrats steht;

d) Beratungsersuchen des Generalsekretärs;

13. beschließt außerdem, dass die Kommission die Er-
gebnisse ihrer Erörterungen und ihre Empfehlungen allen zu-
ständigen Organen und Akteuren, einschließlich der interna-
tionalen Finanzinstitutionen, in Form von Dokumenten der
Vereinten Nationen öffentlich zugänglich machen wird;

14. bittet alle zuständigen Organe der Vereinten Natio-
nen und anderen Organe und Akteure, einschließlich der in-
ternationalen Finanzinstitutionen, dem Rat der Kommission
soweit angezeigt und im Einklang mit ihrem jeweiligen Man-
dat zu entsprechen;

15. beschließt, dass die Kommission der Generalver-
sammlung einen jährlichen Bericht vorlegen wird und dass die
Versammlung eine jährliche Aussprache zur Prüfung des Be-
richts abhalten wird;

16. unterstreicht, dass in Postkonfliktsituationen, die auf
der Tagesordnung des Sicherheitsrats stehen und mit denen er
aktiv befasst ist, insbesondere wenn sich eine mit einem Man-
dat der Vereinten Nationen ausgestattete Friedenssicherungs-
mission im Einsatz befindet oder vor der Entsendung steht und
in Anbetracht der Hauptverantwortung des Rates für die Wah-
rung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit im
Einklang mit der Charta, die Hauptaufgabe der Kommission
darin bestehen wird, dem Rat auf Ersuchen Rat zu erteilen;

17. unterstreicht außerdem, dass der von der Kommis-
sion erteilte Rat, Ländern fortgesetzte Aufmerksamkeit zu
schenken, während sie von der Übergangsphase der Wieder-
herstellung zur Entwicklung übergehen, für den Wirtschafts-
und Sozialrat von besonderer Relevanz sein wird, eingedenk
seiner Rolle als ein Hauptorgan für die Koordinierung, Poli-
tiküberprüfung, den Politikdialog und die Abgabe von Emp-
fehlungen zu Fragen der wirtschaftlichen und sozialen Ent-
wicklung;

18. beschließt, dass die Kommission in allen Angelegen-
heiten auf der Basis des Konsenses zwischen ihren Mitgliedern
tätig wird;
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19. stellt fest, wie wichtig die Beteiligung regionaler und
lokaler Akteure ist, und betont die Wichtigkeit der Annahme
flexibler Arbeitsmethoden, einschließlich Videokonferenzen,
der Abhaltung von Sitzungen außerhalb New Yorks und an-
derer Modalitäten, um die aktive Mitwirkung derjenigen zu
gewährleisten, die für die Beratungen der Kommission von
größter Relevanz sind;

20. fordert die Kommission auf, in ihrer gesamten Arbeit
die Geschlechterperspektive zu berücksichtigen;

21. ermutigt die Kommission, gegebenenfalls die Zivil-
gesellschaft, nichtstaatliche Organisationen, einschließlich
Frauenorganisationen, und Akteure des Privatsektors zu kon-
sultieren, die an Friedenskonsolidierungsmaßnahmen beteiligt
sind;

22. empfiehlt, dass die Kommission ihre Prüfung der Si-
tuation in einem bestimmten Land beendet, sobald die Grund-
lagen für einen dauerhaften Frieden und eine nachhaltige Ent-
wicklung geschaffen sind oder wenn die nationalen Behörden
des betreffenden Landes es beantragen;

23. bekräftigt ihr Ersuchen an den Generalsekretär, in-
nerhalb des Sekretariats im Rahmen der vorhandenen Mittel
ein kleines Büro zur Unterstützung der Friedenskonsolidie-
rung einzurichten, das mit qualifizierten Fachleuten besetzt
wird und der Kommission Hilfs- und Unterstützungsdienste
leistet, und erkennt in dieser Hinsicht an, dass diese Unterstüt-
zung die Sammlung und Analyse von Informationen umfassen
könnte, die die Verfügbarkeit von Finanzmitteln, die einschlä-
gigen Planungstätigkeiten der Vereinten Nationen in dem
Land, die Fortschritte bei der Erreichung der kurz- und mittel-
fristigen Wiederherstellungsziele sowie beste Praktiken in Be-
zug auf bereichsübergreifende Fragen der Friedenskonsolidie-
rung betreffen;

24. bekräftigt außerdem ihr Ersuchen an den Generalse-
kretär, einen aus freiwilligen Beiträgen finanzierten mehrjäh-
rigen ständigen Friedenskonsolidierungsfonds für die Frie-
denskonsolidierung nach Konflikten einzurichten, unter Be-
rücksichtigung bestehender Instrumente, mit dem Ziel, die so-
fortige Verfügbarmachung von Ressourcen, die für die Einlei-
tung von Friedenskonsolidierungsmaßnahmen benötigt wer-
den, und die Verfügbarkeit einer angemessenen Finanzierung
für die Wiederherstellung sicherzustellen;

25. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung während ihrer sechzigsten Tagung über die Vorkehrun-
gen für die Einrichtung des Friedenskonsolidierungsfonds Be-
richt zu erstatten;

26. fordert die zuständigen Organe und die in Ziffer 4 ge-
nannten Mitgliedstaaten auf, dem Generalsekretär die Namen
der Mitglieder des Organisationsausschusses mitzuteilen, da-
mit er die erste konstituierende Sitzung des Ausschusses so
bald wie möglich nach der Verabschiedung dieser Resolution
einberufen kann;

27. beschließt, dass diese Regelungen fünf Jahre nach der
Verabschiedung dieser Resolution überprüft werden, um si-
cherzustellen, dass sie zur Erfüllung der vereinbarten Aufga-
ben der Kommission zweckmäßig sind, und dass diese Über-

prüfung und alle dadurch veranlassten Änderungen nach dem-
selben Verfahren wie in Ziffer 1 beschlossen werden;

28. beschließt außerdem, den Punkt "Bericht der Kom-
mission für Friedenskonsolidierung" in die vorläufige Tages-
ordnung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/181

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 20. Dezember 2005 ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Berichts des Vollmachtenprüfungsausschusses
(A/60/595).

60/181. Vollmachten der Vertreter für die sechzigste Ta-
gung der Generalversammlung

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Vollmachtenprüfungs-
ausschusses240 und der darin enthaltenen Empfehlung,

billigt den Bericht des Vollmachtenprüfungsausschusses.

RESOLUTION 60/182

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 20. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.42 und Add.1, einge-
bracht von: Angola, Argentinien, Armenien, Australien, Belarus, Belgien, Botsua-
na, Brasilien, Bulgarien, China, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Grie-
chenland, Guinea, Indonesien, Irland, Israel, Italien, Japan, Kanada, Kroatien,
Lesotho, Lettland, Liberia, Luxemburg, Namibia, Neuseeland, Niederlande, Nor-
wegen, Österreich, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumäni-
en, Russische Föderation, Schweden, Schweiz, Sierra Leone, Singapur, Slowa-
kei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Thailand, Tschechische Republik, Ukraine,
Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staa-
ten von Amerika, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

60/182. Die konfliktfördernde Rolle von Diamanten: Zer-
schlagung der Verbindung zwischen dem illegalen
Handel mit Rohdiamanten und bewaffneten Kon-
flikten als Beitrag zur Verhütung und Beilegung
von Konflikten

Die Generalversammlung,

in Anbetracht dessen, dass der Handel mit Konfliktdia-
manten ein ernstes Problem für die internationale Gemein-
schaft darstellt, das unmittelbar mit der Schürung bewaffneter
Konflikte, den Aktivitäten von Rebellenbewegungen zur Un-
tergrabung oder zum Sturz rechtmäßiger Regierungen sowie
dem unerlaubten Handel mit und der Verbreitung von Rü-
stungsgütern, insbesondere Kleinwaffen und leichten Waffen,
in Verbindung gebracht werden kann,

sowie in Anbetracht der verheerenden Auswirkungen, die
durch den Handel mit Konfliktdiamanten geschürte Konflikte
auf den Frieden und die Sicherheit der Menschen in den be-
troffenen Ländern haben, und der bei solchen Konflikten be-
gangenen systematischen und schweren Menschenrechtsver-
letzungen,

ferner in Anbetracht der negativen Auswirkungen solcher
Konflikte auf die regionale Stabilität sowie der Verpflichtun-

240 A/60/595.
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gen, welche die Charta der Vereinten Nationen den Staaten im
Hinblick auf die Wahrung des Weltfriedens und der interna-
tionalen Sicherheit auferlegt,

daher anerkennend, dass unbedingt auch weiterhin Maß-
nahmen zur Eindämmung des Handels mit Konfliktdiamanten
getroffen werden müssen,

in Anerkennung der Vorteile des rechtmäßigen Diaman-
tenhandels für die produzierenden Länder und unterstrei-
chend, dass weitere Maßnahmen auf internationaler Ebene ge-
troffen werden müssen, um zu verhindern, dass das Problem
der Konfliktdiamanten den rechtmäßigen Diamantenhandel
beeinträchtigt, der einen entscheidenden Beitrag zur Volks-
wirtschaft vieler Diamanten produzierender, ausführender und
einführender Staaten, insbesondere Entwicklungsländer, lei-
stet,

feststellend, dass die weitaus meisten der weltweit produ-
zierten Rohdiamanten rechtmäßigen Ursprungs sind,

unter Hinweis auf die Charta und alle einschlägigen Reso-
lutionen des Sicherheitsrats zum Thema Konfliktdiamanten
und entschlossen, zur Durchführung der in den genannten Re-
solutionen vorgesehenen Maßnahmen beizutragen und diese
zu unterstützen,

sowie unter Hinweis auf die Resolution 1459 (2003) des Si-
cherheitsrats vom 28. Januar 2003, in der der Rat das Zertifi-
kationssystem des Kimberley-Prozesses241 als einen wertvol-
len Beitrag gegen den Handel mit Konfliktdiamanten nach-
drücklich unterstützte, 

unter Begrüßung des wichtigen Beitrags des Kimberley-
Prozesses, der von den Diamanten produzierenden Ländern
Afrikas eingeleitet wurde,

der Auffassung, dass die Anwendung des Zertifikationssy-
stems des Kimberley-Prozesses dafür sorgen dürfte, dass Kon-
fliktdiamanten eine wesentlich geringere Rolle bei der Förde-
rung bewaffneter Konflikte spielen, und dazu beitragen dürfte,
den rechtmäßigen Handel zu schützen und die wirksame
Durchführung der einschlägigen Resolutionen über den Han-
del mit Konfliktdiamanten sicherzustellen,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 55/56 vom 1. Dezem-
ber 2000, 56/263 vom 13. März 2002, 57/302 vom 15. April
2003, 58/290 vom 14. April 2004 und 59/144 vom 15. Dezem-
ber 2004, in denen sie dazu aufforderte, Vorschläge für ein ein-
faches, wirksames und pragmatisches internationales Zertifi-
kationssystem für Rohdiamanten auszuarbeiten und umzuset-
zen,

in diesem Zusammenhang begrüßend, dass das Zertifika-
tionssystem des Kimberley-Prozesses so angewandt wird, dass
es weder den rechtmäßigen Diamantenhandel behindert noch
die Regierungen oder die Industrie, insbesondere die kleineren
Produzenten, über Gebühr belastet noch die Entwicklung der
Diamantenindustrie behindert,

sowie den Beschluss bestimmter Länder und einer Organi-
sation der regionalen Wirtschaftsintegration begrüßend, das
Problem der Konfliktdiamanten durch die Teilnahme am Kim-
berley-Prozess und die Anwendung des Zertifikationssystems
des Kimberley-Prozesses anzugehen,

ferner den wichtigen Beitrag begrüßend, den die Diaman-
tenindustrie, insbesondere der Weltdiamantenrat, sowie die
Zivilgesellschaft zu den internationalen Anstrengungen zur
Beendigung des Handels mit Konfliktdiamanten leisten,

die vom Weltdiamantenrat angekündigten Initiativen zur
freiwilligen Selbstkontrolle der Diamantenindustrie begrü-
ßend und anerkennend, dass ein System freiwilliger Selbst-
kontrolle dazu beitragen wird, wie in der Erklärung von Inter-
laken vom 5. November 2002 über das Zertifikationssystem
des Kimberley-Prozesses für Rohdiamanten242 beschrieben,
die Wirksamkeit einzelstaatlicher interner Kontrollsysteme
für Rohdiamanten zu gewährleisten,

mit Anerkennung feststellend, dass die Beratungen im Rah-
men des Kimberley-Prozesses unter Mitwirkung aller Interes-
sengruppen, einschließlich der Diamanten produzierenden,
ausführenden und einführenden Staaten, der Diamantenindu-
strie und der Zivilgesellschaft, geführt wurden,

anerkennend, dass die Souveränität der Staaten voll zu
achten und die Grundsätze der Ausgewogenheit, des gegen-
seitigen Nutzens und des Konsenses einzuhalten sind,

in Anbetracht dessen, dass das am 1. Januar 2003 in Kraft
getretene Zertifikationssystem des Kimberley-Prozesses nur
dann glaubhaft sein wird, wenn alle Teilnehmer über interne
Kontrollsysteme verfügen, mittels deren sie Konfliktdiaman-
ten innerhalb ihres Hoheitsgebiets aus der Kette der Produk-
tion, der Ausfuhr und der Einfuhr von Rohdiamanten entfer-
nen können, wobei zu berücksichtigen ist, dass unterschiedli-
che Produktionsmethoden und Handelsbräuche sowie Unter-
schiede bei den entsprechenden institutionellen Kontrollen
unter Umständen unterschiedliche Ansätze zur Erfüllung der
Mindestnormen erfordern,

1. bekräftigt ihre nachdrückliche und anhaltende Un-
terstützung für das Zertifikationssystem des Kimberley-Pro-
zesses241;

2. erkennt an, dass das Zertifikationssystem des Kim-
berley-Prozesses dazu beitragen kann, die wirksame Durch-
führung der einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats zu
gewährleisten, die Sanktionen gegen den Handel mit Konflikt-
diamanten vorsehen, und fordert die vollinhaltliche Durchfüh-
rung der vom Rat beschlossenen Maßnahmen zur Bekämpfung
des illegalen Handels mit Rohdiamanten, die eine konfliktför-
dernde Rolle spielen;

3. erkennt außerdem an, welchen wichtigen Beitrag die
internationalen Anstrengungen zur Bewältigung des Problems
der Konfliktdiamanten, namentlich das Zertifikationssystem
des Kimberley-Prozesses, zur Regelung der Konflikte in An-
gola, der Demokratischen Republik Kongo, Liberia und Sierra

241 Siehe A/57/489. 242 Ebd., Anlage 2.
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Leone geleistet haben und wie nützlich das Zertifikationssy-
stem als ein Mechanismus zur Verhütung künftiger Konflikte
ist;

4. betont, dass eine möglichst breite Beteiligung an dem
Zertifikationssystem des Kimberley-Prozesses von entschei-
dender Bedeutung ist und angeregt werden soll, und fordert al-
le Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, sich aktiv an dem Zerti-
fikationssystem zu beteiligen und den darin enthaltenen Ver-
pflichtungen nachzukommen;

5. nimmt mit Dank Kenntnis von dem gemäß Resolution
59/144 vorgelegten Bericht des Vorsitzes des Kimberley-Pro-
zesses243 und beglückwünscht die an diesem Prozess beteilig-
ten Regierungen und die Vertreter der Organisationen der re-
gionalen Wirtschaftsintegration, der organisierten Diamanten-
industrie und der Zivilgesellschaft zu ihrem Beitrag zur Aus-
arbeitung und Anwendung des Zertifikationssystems des
Kimberley-Prozesses;

6. nimmt Kenntnis von dem Beschluss des Allgemeinen
Rates der Welthandelsorganisation vom 15. Mai 2003, eine
Ausnahmeregelung mit Wirkung vom 1. Januar 2003 bis
31. Dezember 2006 für die zur Anwendung des Zertifikations-
systems des Kimberley-Prozesses getroffenen Maßnahmen zu
gewähren244;

7. begrüßt, dass die vom 15. bis 17. November 2005 in
Moskau abgehaltene Plenartagung des Kimberley-Prozesses
eine Resolution zum Thema der unerlaubten Diamantenpro-
duktion in Côte d'Ivoire verabschiedete, in der verschiedene
Maßnahmen zur Verhinderung des Eindringens von Konflikt-
diamanten aus Côte d'Ivoire in den rechtmäßigen Handel fest-
gelegt werden, einschließlich einer in Zusammenarbeit mit
den Vereinten Nationen durchzuführenden detaillierten Be-
wertung des Volumens der in Côte d'Ivoire produzierten und
von dort ausgeführten Rohdiamanten, und befürwortet die Zu-
sammenarbeit zwischen dem Kimberley-Prozess und den Ver-
einten Nationen, insbesondere der Operation der Vereinten
Nationen in Côte d'Ivoire; 

8. begrüßt außerdem, dass die Plenartagung des Kim-
berley-Prozesses eine Erklärung über die Verbesserung inter-
ner Kontrollen der Produktion alluvialer Diamanten verab-
schiedete, die Empfehlungen für wirksame interne Kontrollen
des Abbaus alluvialer Diamantlagerstätten enthält und poten-
ziellen Gebern nahe legt, Hilfe beim Kapazitätsaufbau zu ge-
währen, um die wirksame Anwendung des Zertifikationssy-
stems des Kimberley-Prozesses zu fördern;

9. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Beitrag,
den der Kimberley-Prozess und sein Vorsitz zur Arbeit des
Ausschusses des Sicherheitsrats nach Resolution 1521 (2003)
betreffend Liberia geleistet hat, einschließlich der Vorlage ei-
nes Berichts über die Ergebnisse der nach Liberia entsandten
Sachverständigenmission des Kimberley-Prozesses;

10. begrüßt die auf der Plenartagung des Kimberley-Pro-
zesses getroffene Vereinbarung über die Aufgabenstellung für
die dreijährliche Überprüfung des Zertifikationssystems des
Kimberley-Prozesses;

11. begrüßt außerdem die bedeutenden Fortschritte bei
der Anwendung des Mechanismus der gegenseitigen Überprü-
fung im Rahmen des Zertifikationssystems des Kimberley-
Prozesses und legt allen übrigen Teilnehmern nahe, freiwillig
Überprüfungsbesuche zu empfangen; 

12. begrüßt ferner die Fortschritte bei der Zusammen-
stellung und Unterbreitung statistischer Berichte über die Pro-
duktion von Rohdiamanten und den Handel damit und legt al-
len Teilnehmern des Kimberley-Prozesses nahe, die Daten-
qualität zu verbessern, um die wirksame Anwendung des Zer-
tifikationssystems des Kimberley-Prozesses zu gewährleisten;

13. nimmt mit höchster Anerkennung Kenntnis von dem
wichtigen Beitrag, den die Russische Föderation, die 2005 den
Vorsitz des Kimberley-Prozesses führte, zu den Bemühungen
um die Eindämmung des Handels mit Konfliktdiamanten lei-
stete, und begrüßt es, dass Botsuana und die Europäische
Union für 2006 den Vorsitz beziehungsweise den stellvertre-
tenden Vorsitz des Prozesses übernehmen;

14. ersucht den Vorsitz des Kimberley-Prozesses, der
Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung ei-
nen Bericht über die Umsetzung des Prozesses vorzulegen;

15. beschließt, den Punkt "Die konfliktfördernde Rolle
von Diamanten" in die vorläufige Tagesordnung ihrer einund-
sechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/221

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.44 und Add.1 in seiner
mündlich abgeänderten Fassung, eingebracht von: Ägypten, Angola, Bahamas,
Belgien, Benin, Botsuana, Brasilien, Burkina Faso, Dänemark, Deutschland,
Dschibuti, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Ghana, Grenada, Gui-
nea, Indien, Irland, Italien, Kap Verde, Kenia, Lesotho, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Luxemburg, Mali, Monaco, Namibia, Niederlande, Niger, Nigeria,
Österreich, Portugal, Ruanda, Salomonen, Sambia, Schweden, Senegal, Sim-
babwe, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Sudan, Syrische Arabische
Republik, Thailand, Togo, Tschad, Türkei, Vereinigte Republik Tansania, Verei-
nigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Ameri-
ka, Zentralafrikanische Republik.

60/221. 2001-2010: Dekade zur Zurückdrängung der Ma-
laria in den Entwicklungsländern, insbesondere
in Afrika

Die Generalversammlung,

unter Hinweis darauf, dass der Zeitraum 2001-2010 von
der Generalversammlung zur Dekade zur Zurückdrängung der
Malaria in den Entwicklungsländern, insbesondere in Afrika,
erklärt wurde245 und dass die Bekämpfung von HIV/Aids, Ma-
laria, Tuberkulose und anderen Krankheiten in die internatio-
nal vereinbarten Entwicklungsziele aufgenommen wurde, ein-

243 A/60/589 und Corr.1, Anlage.
244 Siehe World Trade Organization, Dokument WT/L/518. Verfügbar
unter http://docsonline.wto.org. 245 Siehe Resolution 55/284.
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schließlich der in der Millenniums-Erklärung der Vereinten
Nationen246 enthaltenen Entwicklungsziele,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 49/135 vom
19. Dezember 1994, 50/128 vom 20. Dezember 1995, 55/284
vom 7. September 2001, 57/294 vom 20. Dezember 2002,
58/237 vom 23. Dezember 2003 und 59/256 vom 23. Dezem-
ber 2004 betreffend den Kampf gegen die Malaria in den Ent-
wicklungsländern, insbesondere in Afrika,

eingedenk der einschlägigen Resolutionen des Wirt-
schafts- und Sozialrats betreffend den Kampf gegen die Ma-
laria und gegen Durchfallerkrankungen, insbesondere seiner
Resolution 1998/36 vom 30. Juli 1998,

Kenntnis nehmend von den von der Organisation der afri-
kanischen Einheit verabschiedeten Erklärungen und Beschlüs-
sen über Gesundheitsfragen, insbesondere der Erklärung und
dem Aktionsplan über die Initiative zur Zurückdrängung der
Malaria, die auf dem am 24. und 25. April 2000 in Abuja ab-
gehaltenen Außerordentlichen Gipfeltreffen der Staats- und
Regierungschefs der Organisation der afrikanischen Einheit
verabschiedet wurden247, sowie von dem die Umsetzung dieser
Erklärung und dieses Aktionsplans betreffenden Beschluss
AHG/Dec.155 (XXXVI), der von der Versammlung der
Staats- und Regierungschefs der Organisation der afrikani-
schen Einheit auf ihrer vom 10. bis 12. Juli 2000 in Lomé ab-
gehaltenen sechsunddreißigsten ordentlichen Tagung verab-
schiedet wurde248,

sowie Kenntnis nehmend von der Erklärung von Maputo
über Malaria, HIV/Aids, Tuberkulose und andere damit zu-
sammenhängende Infektionskrankheiten, die von der Ver-
sammlung der Afrikanischen Union auf ihrer vom 10. bis
12. Juli 2003 in Maputo abgehaltenen zweiten ordentlichen
Tagung verabschiedet wurde249,

in Anerkennung dessen, dass es notwendig und wichtig ist,
dass die Anstrengungen zur Erreichung der auf dem Gipfel-
treffen von Abuja festgelegten Zielvorgaben ineinandergrei-
fen, damit das Ziel der Zurückdrängung der Malaria und die
Ziele der Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen bis
zum Jahr 2010 beziehungsweise 2015 erreicht werden,

sowie in Anerkennung dessen, dass ein Großteil der durch
Malaria verursachten Erkrankungen und Todesfälle auf der
ganzen Welt mit politischen Handlungsverpflichtungen und
angemessenen Ressourcen beseitigt werden kann, wenn die
Öffentlichkeit über die Malaria aufgeklärt und für dieses Pro-
blem sensibilisiert wird und wenn entsprechende Gesundheits-
dienste bereitgestellt werden, vor allem in den Ländern, in de-
nen die Krankheit endemisch ist,

unter Betonung der Bedeutung, die der Verwirklichung der
Millenniums-Erklärung zukommt, und in dieser Hinsicht die

Selbstverpflichtung der Mitgliedstaaten, auf die besonderen
Bedürfnisse Afrikas einzugehen, begrüßend,

in Würdigung der über die Jahre hinweg von der Weltge-
sundheitsorganisation, dem Kinderhilfswerk der Vereinten
Nationen und anderen Partnern unternommenen Anstrengun-
gen zur Bekämpfung der Malaria, namentlich der 1998 einge-
gangenen Partnerschaft zur Zurückdrängung der Malaria,

unter Hinweis auf die von der Weltgesundheitsversamm-
lung im Mai 2005 verabschiedete Resolution 58.2250, in der
nachdrücklich ein breites Spektrum nationaler und internatio-
naler Maßnahmen zur Ausweitung der Programme zur Mala-
riabekämpfung gefordert wird,

Kenntnis nehmend von dem Globalen Strategieplan zur
Zurückdrängung der Malaria 2005-2015, der von der Partner-
schaft zur Zurückdrängung der Malaria erarbeitet wurde,

1. nimmt Kenntnis von der Mitteilung des Generalse-
kretärs zur Übermittlung des Berichts der Weltgesundheitsor-
ganisation251 und fordert zur Unterstützung der darin enthalte-
nen Empfehlungen auf;

2. begrüßt es, dass die internationale Gemeinschaft, na-
mentlich die Gruppe der Acht, die Vereinigten Staaten von
Amerika, die Weltbank und die Bill-und-Melinda-Gates-Stif-
tung, sowie die Europäische Kommission und andere bilate-
rale Finanzierungsquellen die Geldmittel für Interventions-
maßnahmen zur Zurückdrängung der Malaria und für
Forschung und Entwicklung im Bereich Malariaprävention
und -bekämpfung erhöht haben;

3. fordert die internationale Gemeinschaft auf, die Or-
ganisationen der Partnerschaft zur Zurückdrängung der Mala-
ria, namentlich die Weltgesundheitsorganisation und das Kin-
derhilfswerk der Vereinten Nationen, die wichtige Quellen der
zusätzlichen Unterstützung der von den Ländern, in denen die
Malaria endemisch ist, unternommenen Anstrengungen zur
Bekämpfung dieser Krankheit sind, auch weiterhin zu unter-
stützen;

4. appelliert an die internationale Gemeinschaft, die bi-
laterale und multilaterale Hilfe zur Bekämpfung der Malaria,
einschließlich der Unterstützung für den Globalen Fonds zur
Bekämpfung von Aids, Tuberkulose und Malaria, zu verstär-
ken und langfristig zu gewährleisten, um den Staaten, insbe-
sondere den Ländern, in denen die Malaria endemisch ist, bei
der Umsetzung fundierter nationaler Pläne zur nachhaltigen
und ausgewogenen Bekämpfung der Malaria behilflich zu
sein, die unter anderem zum Aufbau des Gesundheitssystems
beitragen;

5. fordert die Länder, in denen die Malaria endemisch
ist, nachdrücklich auf, sich um finanzielle Tragfähigkeit zu be-
mühen, für die Malariabekämpfung nach Möglichkeit mehr in-
ländische Ressourcen zu veranschlagen und günstige Bedin-

246 Siehe Resolution 55/2.
247 Siehe A/55/240/Add.1.
248 Siehe A/55/286, Anlage II.
249 A/58/626, Anlage I, Assembly/AU/Decl.6 (II).

250 Siehe Weltgesundheitsorganisation, Fifty-eighth World Health Assem-
bly, Geneva, 16-25 May 2005, Resolutions and Decisions, Annex
(WHA58/2005/REC/1).
251 A/60/208.



I.  Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

110

gungen für die Zusammenarbeit mit dem Privatsektor zu
schaffen, um den Zugang zu hochwertiger Malariaversorgung
zu verbessern;

6. fordert die Mitgliedstaaten, insbesondere diejenigen
Länder, in denen die Malaria endemisch ist, auf, entsprechend
den technischen Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisa-
tion einzelstaatliche Politiken und operative Pläne aufzustel-
len beziehungsweise weiter auszubauen, mit dem Ziel, dass bis
zum Jahr 2010 mindestens 80 Prozent der malariagefährdeten
oder malariakranken Personen von umfassenden Interven-
tionsmaßnahmen zur Malariaprävention und -heilung profitie-
ren können, sodass eine Verringerung des Malaria-Problems
um mindestens 50 Prozent bis zum Jahr 2010 und 75 Prozent
bis zum Jahr 2015 gewährleistet werden kann;

7. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, den
Bedarf an integrierten Humanressourcen auf allen Ebenen des
Gesundheitssystems zu evaluieren und darauf zu reagieren,
um die Ziele der Erklärung von Abuja zur Zurückdrängung der
Malaria in Afrika252 und die international vereinbarten Ent-
wicklungsziele der Millenniums-Erklärung der Vereinten
Nationen246 erreichen zu können, und gegebenenfalls Maßnah-
men zur wirksamen Regelung der Neueinstellung, Ausbildung
und Weiterbeschäftigung von Gesundheitsfachkräften zu er-
greifen;

8. fordert die internationale Gemeinschaft auf, unter an-
derem durch die Unterstützung bei der Deckung des Finanz-
bedarfs des Globalen Fonds zur Bekämpfung von Aids, Tu-
berkulose und Malaria im Wege von Initiativen, die mit aus-
reichender internationaler Unterstützung von den Ländern
selbst getragen werden, die Voraussetzungen für den uneinge-
schränkten Zugang zu mit Insektiziden behandelten Moskito-
netzen, sprühfähigen, für den Innenbereich bestimmten Anti-
malaria-Insektiziden mit Langzeitwirkung und einer wirksa-
men Kombinationstherapie gegen Malaria, gegebenenfalls
einschließlich der kostenlosen Verteilung solcher Netze, zu
schaffen;

9. ersucht die zuständigen internationalen Organisatio-
nen, insbesondere die Weltgesundheitsorganisation und das
Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen, die nationalen Re-
gierungen bei ihren Anstrengungen zu unterstützen, für einen
universellen Schutz von Kleinkindern und Schwangeren in
den Ländern, in denen die Malaria endemisch ist, insbesondere
in Afrika, zu sorgen, indem mit Insektiziden behandelte Mos-
kitonetze schnellstmöglich bereitgestellt werden, und dabei ei-
ne entsprechende Nachhaltigkeit zu gewährleisten, indem die
uneingeschränkte Mitwirkung der Gemeinwesen und die
Durchführung über das Gesundheitssystem gewährleistet
wird;

10. ermutigt alle afrikanischen Länder, soweit nicht be-
reits geschehen, die Empfehlungen des Gipfeltreffens von
Abuja247 betreffend die Senkung oder Aufhebung von Steuern
und Zöllen für Moskitonetze und andere zur Malariabekämp-
fung erforderliche Produkte umzusetzen, um sowohl die Ver-

braucherpreise für diese Moskitonetze zu senken, als auch den
freien Handel mit Moskitonetzen, die mit Insektiziden behan-
delt sind, zu fördern;

11. bekundet ihre Besorgnis über die Zunahme resisten-
ter Malariastämme in verschiedenen Regionen der Welt;

12. legt allen Mitgliedstaaten, in denen Resistenzen ge-
gen die herkömmlichen Monotherapien auftreten, nahe, diese
alsbald entsprechend der Empfehlung der Weltgesundheitsor-
ganisation durch Kombinationstherapien zu ersetzen;

13. erkennt an, wie wichtig die Entwicklung wirksamer
Impfstoffe und neuer Medikamente zur Malariaprävention
und -behandlung ist, und dass die Forschungsarbeiten weiter-
geführt und beschleunigt werden müssen, so auch durch die
Unterstützung des Sonderprogramms für Forschung und Aus-
bildung in Tropenkrankheiten, gemeinsam getragen von dem
Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen, dem Entwicklungs-
programm der Vereinten Nationen, der Weltbank und der
Weltgesundheitsorganisation, und durch wirksame globale
Partnerschaften, wie etwa die verschiedenen Initiativen zur
Entwicklung von Malariaimpfstoffen und die Partnerschaft
"Medikamente gegen Malaria", erforderlichenfalls mit Hilfe
neuer Anreize, um ihre Entwicklung sicherzustellen;

14. fordert die internationale Gemeinschaft auf, auch
über bereits bestehende Partnerschaften Investitionen in die
Entwicklung neuer Medikamente zur Malariaprävention und
-behandlung, insbesondere für Kinder und Schwangere, eben-
so zu unterstützen wie in die Entwicklung empfindlicher und
spezifischer diagnostischer Tests, wirksamer Impfstoffe und
neuer Insektizide und Anwendungsarten, um die Wirksamkeit
zu steigern und das Auftreten von Resistenzen zu verzögern; 

15. fordert die internationale Gemeinschaft außerdem
auf, Mittel und Wege zu unterstützen, um den durch resistente
Stämme der Falciparum-Malaria gefährdeten Bevölkerungs-
gruppen in Afrika besseren Zugang zu Kombinationstherapien
auf Artemisininbasis zu eröffnen, einschließlich der Zusage
neuer Mittel, innovativer Mechanismen für die Finanzierung
und nationale Beschaffung von Kombinationstherapien auf
Artemisininbasis sowie der Ausweitung der Artemisininpro-
duktion, um den gestiegenen Bedarf zu decken;

16. lobt die gestiegene Anzahl öffentlich-privater Part-
nerschaften zur Malariabekämpfung und -prävention, nament-
lich die Geld- und Sachbeiträge in Afrika tätiger Unterneh-
men, sowie das höhere Engagement nichtstaatlicher Dienstlei-
ster;

17. fordert die Länder, in denen die Malaria endemisch
ist, auf, regionale und sektorübergreifende öffentliche und pri-
vate Zusammenarbeit auf allen Ebenen zu fördern, insbeson-
dere auf den Gebieten Bildung, Landwirtschaft, wirtschaftli-
che Entwicklung und Umwelt, um die Erreichung der Ziele der
Malariabekämpfung voranzubringen;

18. fordert die internationale Gemeinschaft auf, entspre-
chend den Empfehlungen der Partnerschaft zur Zurückdrän-
gung der Malaria eine größere Anzahl an Interventionsmaß-
nahmen zu unterstützen, um deren schnelle, effiziente und er-
folgreiche Durchführung zu gewährleisten, die Gesundheits-

252 A/55/240/Add.1, Anlage.
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systeme auszubauen, gefälschte Antimalaria-Medikamente
ausfindig zu machen und ihre Verteilung und Anwendung zu
verhindern und koordinierte Bemühungen unter anderem
durch die Gewährung von technischer Hilfe zur Verbesserung
der Überwachungs-, Beobachtungs- und Evaluierungssysteme
und deren Anpassung an nationale Pläne und Systeme zu un-
terstützen, damit Umfangsänderungen, eine eventuell notwen-
dige Ausweitung der empfohlenen Interventionsmaßnahmen
und der daraus resultierende Rückgang der Belastung durch
Malaria besser verfolgt und gemeldet werden können; 

19. fordert die Mitgliedstaaten, die internationale Ge-
meinschaft und alle zuständigen Akteure, einschließlich des
Privatsektors, nachdrücklich auf, sich für die koordinierte
Durchführung und eine höhere Qualität der malariabezogenen
Maßnahmen einzusetzen, so auch mit Hilfe der Partnerschaft
zur Zurückdrängung der Malaria, im Einklang mit nationalen
Politiken und operativen Plänen, die mit den technischen Emp-
fehlungen der Weltgesundheitsorganisation und den jüngsten
Bemühungen und Initiativen, namentlich der Erklärung von
Paris über die Wirksamkeit der Entwicklungszusammenar-
beit, übereinstimmen;

20. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung unter dem Punkt
"2001-2010: Dekade zur Zurückdrängung der Malaria in den
Entwicklungsländern, insbesondere in Afrika" über die
Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/222

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.16/Rev.1 und Add.1,
in seiner mündlich abgeänderten Fassung, eingebracht von: Angola, Dänemark,
Dschibuti, Finnland, Frankreich, Griechenland, Italien, Jamaika (im Namen der
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der 77 sind,
und Chinas), Japan, Kanada, Luxemburg, Österreich, Polen, Portugal, Ruanda,
Slowenien, Spanien, Ukraine, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nord-
irland.

60/222. Neue Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas:
Fortschritte bei der Durchführung und interna-
tionale Unterstützung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 57/2 vom 16. September
2002 über die Erklärung der Vereinten Nationen über die Neue
Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 57/7 vom 4. No-
vember 2002 über die abschließende Überprüfung und Bewer-
tung der Neuen Agenda der Vereinten Nationen für die Ent-
wicklung Afrikas in den neunziger Jahren und die Unterstüt-
zung für die Neue Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas
sowie auf die Resolutionen 58/233 vom 23. Dezember 2003
und 59/254 vom 23. Dezember 2004 mit dem Titel "Neue Part-
nerschaft für die Entwicklung Afrikas: Fortschritte bei der
Durchführung und internationale Unterstützung",

ferner unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
2005253, in dem unter anderem die Notwendigkeit anerkannt
wird, den besonderen Bedürfnissen Afrikas Rechnung zu tra-
gen,

eingedenk dessen, dass die afrikanischen Länder die
Hauptverantwortung für ihre eigene wirtschaftliche und sozia-
le Entwicklung tragen und dass die Rolle der nationalen Poli-
tiken und Entwicklungsstrategien nicht genug betont werden
kann, sowie eingedenk dessen, dass ihre Entwicklungsanstren-
gungen durch ein günstiges internationales wirtschaftliches
Umfeld unterstützt werden müssen, und in dieser Hinsicht auf
die Unterstützung hinweisend, die die Neue Partnerschaft
durch die Internationale Konferenz über Entwicklungsfinan-
zierung erhalten hat254,

unter Begrüßung des Berichts des Beirats des Generalse-
kretärs für die internationale Unterstützung der Neuen Part-
nerschaft für die Entwicklung Afrikas mit dem Titel "Den
Worten Taten folgen lassen: Mobilisierung internationaler
Unterstützung für die Freisetzung des Potenzials Afrikas"255,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs mit
dem Titel "Neue Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas:
dritter konsolidierter Bericht über die Fortschritte bei der
Durchführung und internationale Unterstützung"256,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs256;

2. bekräftigt ihre volle Unterstützung für die Durchfüh-
rung der Neuen Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas257;

3. erkennt die Fortschritte an, die bei der Durchführung
der Neuen Partnerschaft und bei der regionalen und interna-
tionalen Unterstützung der Neuen Partnerschaft erzielt wur-
den, stellt jedoch gleichzeitig fest, dass hinsichtlich der Durch-
führung der Neuen Partnerschaft noch viel zu tun bleibt;

4. bekräftigt ihre volle Unterstützung für die Umset-
zung der Verpflichtungserklärung zu HIV/Aids, die die Gene-
ralversammlung am 27. Juni 2001 auf ihrer sechsundzwanzig-
sten Sondertagung verabschiedete258;

I

Maßnahmen seitens der afrikanischen Länder
und Organisationen

5. begrüßt die Fortschritte der afrikanischen Länder bei
der Erfüllung ihrer im Hinblick auf die Durchführung der Neu-
en Partnerschaft eingegangenen Verpflichtungen, die Demo-
kratie, die Menschenrechte, eine gute Regierungsführung und
eine solide Wirtschaftsführung zu vertiefen, und ermutigt die
afrikanischen Länder, unter Beteiligung interessierter Partei-
en, einschließlich der Zivilgesellschaft und des Privatsektors,
ihre diesbezüglichen Anstrengungen zu verstärken, indem sie
Lenkungsinstitutionen aufbauen beziehungsweise stärken und

253 Siehe Resolution 60/1.
254 Siehe Report of the International Conference on Financing for De-
velopment, Monterrey, Mexico, 18-22 March 2002 (United Nations pu-
blication, Sales No. E.02.II.A.7), Kap.I, Resolution 1, Anlage. In Deutsch
verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/ac198-11.pdf.
255 Siehe A/60/85.
256 A/60/178.
257 A/57/304, Anlage.
258 Resolution S-26/2, Anlage.
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so ein Umfeld schaffen, das geeignet ist, ausländische Direkt-
investitionen zur Entwicklung der Region anzuziehen;

6. begrüßt und würdigt die fortgesetzten, zunehmenden
Bemühungen der afrikanischen Länder um eine systematische
Integration der Geschlechterperspektive und der Ermächti-
gung der Frau in die Durchführung der Neuen Partnerschaft; 

7. begrüßt die guten Fortschritte bei der Anwendung
des Afrikanischen Mechanismus der gegenseitigen Evaluie-
rung (APRM), insbesondere den Abschluss der Selbstbewer-
tung in einigen Ländern, die Ausrichtung von Landes-Unter-
stützungsmissionen und die Einleitung des innerstaatlichen
Vorbereitungsverfahrens für die gegenseitige Evaluierung in
anderen Ländern, und fordert die afrikanischen Staaten nach-
drücklich auf, sich dem Mechanismus mit Vorrang und so bald
wie möglich anzuschließen und seine Verfahren im Hinblick
auf seine Effizienz zu stärken; 

8. betont, dass die Verhütung, Bewältigung und Lösung
von Konflikten und die Konsolidierung in der Konfliktfolge-
zeit wesentliche Voraussetzungen für die Erreichung der Ziele
der Neuen Partnerschaft sind, und begrüßt in dieser Hinsicht
die Zusammenarbeit und Unterstützung, die die Vereinten Na-
tionen und die Entwicklungspartner den afrikanischen regio-
nalen und subregionalen Organisationen bei der Durchführung
der Neuen Partnerschaft gewähren; 

9. begrüßt die von den afrikanischen Ländern und den
regionalen und subregionalen Organisationen, einschließlich
der Afrikanischen Union, unternommenen Bemühungen zur
Ausarbeitung sektorpolitischer Rahmen und zur Durchfüh-
rung konkreter Programme der Neuen Partnerschaft; 

10. betont, wie wichtig es für die afrikanischen Länder
ist, dass sie auch weiterhin auf der Grundlage ihrer nationalen
Strategien und Prioritäten alle Arten der Hilfe koordinieren,
die ihnen von außen, so auch von multilateralen Organisatio-
nen, gewährt wird, mit dem Ziel, diese Hilfe wirksam in ihren
Entwicklungsprozess einzubinden;

11. befürwortet die weitere Integration der Prioritäten
und Ziele der Neuen Partnerschaft in die Programme der re-
gionalen Strukturen und Organisationen sowie in die Program-
me zu Gunsten der am wenigsten entwickelten afrikanischen
Länder;

12. erinnert daran, dass der Afrikanischen Union und den
regionalen Wirtschaftsgemeinschaften eine ausschlaggebende
Rolle bei der Durchführung der Neuen Partnerschaft zu-
kommt, und legt in diesem Zusammenhang den afrikanischen
Ländern nahe, mit Hilfe ihrer Entwicklungspartner durch ver-
stärkte Unterstützung die Kapazitäten dieser Institutionen zu
verbessern;

13. betont, dass Fortschritte bei der Durchführung der
Neuen Partnerschaft auch von einem günstigen nationalen und
internationalen Umfeld für das Wachstum und die Entwick-
lung Afrikas abhängen, so unter anderem von Maßnahmen zur
Förderung günstiger Rahmenbedingungen für die Entwick-
lung des Privatsektors und für unternehmerische Initiativen;

II

Antwortmaßnahmen seitens der internationalen
Gemeinschaft

14. begrüßt die Bemühungen der Entwicklungspartner
um eine verstärkte Zusammenarbeit mit der Neuen Partner-
schaft;

15. anerkennt die verschiedenen wichtigen Initiativen,
die von den Entwicklungspartnern Afrikas in den letzten Jah-
ren unternommen wurden, so etwa die Initiativen der Organi-
sation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung,
des Afrika-Aktionsplans der Gruppe der Acht, der Europäi-
schen Union, der Internationalen Konferenz von Tokio über
die Entwicklung Afrikas, des Berichts der Kommission für
Afrika mit dem Titel "Unser gemeinsames Interesse"259 und
des Partnerschaftsforums für Afrika, und betont in dieser Hin-
sicht, wie wichtig die Koordinierung derartiger Initiativen für
Afrika ist; 

16. begrüßt den Beitrag der Mitgliedstaaten zur Durch-
führung der Neuen Partnerschaft im Rahmen der Süd-Süd-Zu-
sammenarbeit, und ermutigt in dieser Hinsicht die internatio-
nale Gemeinschaft, einschließlich der internationalen Finanz-
institutionen, die Anstrengungen der afrikanischen Länder zu
unterstützen, so auch durch Dreieckskooperation; 

17. anerkennt die in der revidierten Aufgabenstellung
vom 5. Oktober 2005 festgelegte wichtige Rolle des Partner-
schaftsforums für Afrika, einschließlich seiner Funktion als
Katalysator für Maßnahmen zur Erfüllung der Verpflichtun-
gen, die Afrika und seine Entwicklungspartner eingegangen
sind, sowie als Koordinator der Unterstützung für die Priori-
täten Afrikas und die Neue Partnerschaft, und legt dem Part-
nerschaftsforum für Afrika nahe, seine diesbezüglichen Be-
mühungen zu verstärken; 

18. begrüßt es, dass einige Entwicklungspartner Mittel
für verschiedene Programme der Neuen Partnerschaft zuge-
sagt haben, und stellt in diesem Zusammenhang mit Befriedi-
gung fest, dass einige entwickelte Länder Mittel für die Fazi-
lität der Neuen Partnerschaft für die Erstellung von Infrastruk-
turprojekten und für das Umfassende afrikanische Agrarent-
wicklungsprogramm zugesagt haben, und bittet darum, dass
Afrika auf den Gebieten der Wasserversorgung und Abwas-
serentsorgung, des Wohnungswesens und der städtischen Ent-
wicklung und in anderen Schwerpunktbereichen des auf die
Herbeiführung einer nachhaltigen Entwicklung in der Region
gerichteten Aktionsprogramms der Neuen Partnerschaft eine
ähnliche Unterstützung gewährt wird; 

19. fordert mit Nachdruck die weitere Unterstützung von
Maßnahmen, die darauf gerichtet sind, den Herausforderun-
gen der Armutsbeseitigung und der nachhaltigen Entwicklung
in Afrika zu begegnen, und die je nach Bedarf den Erlass von
Schulden, die Verbesserung des Marktzugangs, die Unterstüt-
zung des Privatsektors und der unternehmerischen Initiative,
die Verstärkung der öffentlichen Entwicklungshilfe und die

259 In Englisch verfügbar unter www.commissionforafrica.org. 
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Erhöhung ausländischer Direktinvestitionen sowie den Tech-
nologietransfer umfassen; 

20. erklärt erneut, dass alle Länder und die zuständigen
multilateralen Institutionen sich auch weiterhin um eine kohä-
rentere Handelspolitik gegenüber den afrikanischen Ländern
bemühen müssen, und anerkennt die Wichtigkeit von Bemü-
hungen, die afrikanischen Länder vollständig in das interna-
tionale Handelssystem zu integrieren, namentlich durch Initia-
tiven zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit Afrikas im Han-
delsbereich und durch Hilfe zur Überwindung von mit der
Handelsliberalisierung verbundenen Anpassungsproblemen;

21. begrüßt den jüngsten Vorschlag der Gruppe der Acht,
den sich die Bretton-Woods-Institutionen auf ihren Jahresta-
gungen 2005 zu eigen machten, hochverschuldeten armen
Ländern, die die erforderlichen Voraussetzungen erfüllen, ihre
noch ausstehenden Schulden beim Internationalen Währungs-
fonds, der Internationalen Entwicklungsorganisation und dem
Afrikanischen Entwicklungsfonds zu 100 Prozent zu erlassen
und zusätzliche Mittel zur Verfügung zu stellen, um zu ge-
währleisten, dass die Finanzierungskapazität der internationa-
len Finanzinstitutionen nicht verringert wird;

22. erkennt an, wie wichtig eine umfassende und dauer-
hafte Lösung für die Auslandsverschuldungsprobleme der
afrikanischen Länder ist, namentlich durch eine 100-prozenti-
ge Streichung der multilateralen Schulden im Einklang mit
dem jüngsten Vorschlag der Gruppe der Acht für die hochver-
schuldeten armen Länder sowie, von Fall zu Fall und soweit
angezeigt, eine weitreichende Entschuldung, unter anderem
auch durch Schuldenerlass oder -umstrukturierung für hoch-
verschuldete afrikanische Länder, die nicht Teil der Initiative
für hochverschuldete arme Länder sind und eine nicht tragfä-
hige Schuldenbelastung haben, und begrüßt die laufenden Be-
mühungen des Internationalen Währungsfonds und der Welt-
bank um die Entwicklung von Rahmenbedingungen für die
Schuldentragfähigkeit der Niedrigeinkommensländer, einge-
denk der Bedeutung von Schuldentragfähigkeit und solider
Haushaltsführung für die Bemühungen um die Erreichung der
nationalen Entwicklungsziele, einschließlich der Millen-
niums-Entwicklungsziele;

23. begrüßt die in jüngster Zeit von zahlreichen Entwick-
lungspartnern zugesagte Erhöhung der öffentlichen Entwick-
lungshilfe, einschließlich der Zusagen der Gruppe der Acht
und der Europäischen Union, wodurch die öffentliche Ent-
wicklungshilfe für Afrika bis 2010 auf 25 Milliarden Dollar
pro Jahr steigen wird, und ermutigt alle Entwicklungspartner,
die Wirksamkeit der Entwicklungshilfe zu gewährleisten, in-
dem sie die Erklärung von Paris über die Wirksamkeit der Ent-
wicklungshilfe: Eigenverantwortung, Harmonisierung, Part-
nerausrichtung, Ergebnisorientierung sowie gegenseitige Re-
chenschaftspflicht umsetzen, die auf dem vom 28. Februar bis
2. März 2005 in Paris abgehaltenen Hochrangigen Forum über
die Frage "Gemeinsame Fortschritte in Richtung auf eine wirk-
samere Entwicklungshilfe: Harmonisierung, Partnerausrich-
tung, Ergebnisorientierung" verabschiedet wurde; 

24. ist sich dessen bewusst, dass die Regierungen und die
internationale Gemeinschaft sich fortlaufend um die vermehr-
te Bereitstellung neuer und zusätzlicher Mittel für die Ent-

wicklungsfinanzierung aus allen öffentlichen wie privaten, in-
ländischen wie ausländischen Quellen bemühen müssen, um
die Entwicklung der afrikanischen Länder zu unterstützen; 

25. begrüßt die von den Entwicklungspartnern unter-
nommenen Anstrengungen, ihre finanzielle und technische
Unterstützung für Afrika genauer an den Prioritäten der Neuen
Partnerschaft auszurichten, die sich in den nationalen Armuts-
bekämpfungsstrategien oder in ähnlichen Strategien nieder-
schlagen, und legt den Entwicklungspartnern nahe, ihre dies-
bezüglichen Anstrengungen zu verstärken;

26. nimmt Kenntnis von den Aktivitäten, die die Bretton-
Woods-Institutionen und die Afrikanische Entwicklungsbank
in afrikanischen Ländern durchführen, und bittet diese Insti-
tutionen, die Verwirklichung der Prioritäten und Ziele der
Neuen Partnerschaft weiter zu unterstützen;

27. ersucht das System der Vereinten Nationen, den Se-
kretariaten der Afrikanischen Union und der Neuen Partner-
schaft und den afrikanischen Ländern auch weiterhin Hilfe bei
der Ausarbeitung von Projekten und Programmen im Rahmen
der Prioritäten der Neuen Partnerschaft zu gewähren;

28. bittet den Generalsekretär, als Folgemaßnahme zu
dem Weltgipfel 2005 das Entwicklungssystem der Vereinten
Nationen mit Nachdruck aufzufordern, die afrikanischen Län-
der bei der Durchführung von Initiativen mit raschen Entwick-
lungserfolgen zu unterstützen, die auf ihren innerstaatlichen
Entwicklungsprioritäten und -strategien aufbauen, um ihnen
die Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele zu ermög-
lichen, und anerkennt in diesem Zusammenhang die jüngsten
Zusagen einiger Geberländer; 

29. stellt fest, dass die Stellen des Systems der Vereinten
Nationen den regionalen Konsultationsmechanismus aktiv als
Instrument zur Förderung der Zusammenarbeit und Koordi-
nierung auf regionaler Ebene einsetzen und ermutigt sie, ver-
stärkte Anstrengungen zu unternehmen, um gemeinsame Pro-
gramme zur Unterstützung der Neuen Partnerschaft auf regio-
naler Ebene auszuarbeiten und durchzuführen;

30. legt den Fonds, Programmen und Sonderorganisatio-
nen der Vereinten Nationen nahe, ihre bestehenden Koordi-
nierungs- und Programmierungsmechanismen weiter zu stär-
ken und ihre Planungs-, Auszahlungs- und Berichtsverfahren
weiter zu vereinfachen und zu harmonisieren, um die afrika-
nischen Länder bei der Durchführung der Neuen Partnerschaft
stärker zu unterstützen;

31. stellt fest, dass die Stellen des Systems der Vereinten
Nationen bei der Unterstützung der Neuen Partnerschaft im-
mer stärker zusammenarbeiten, und ersucht den Generalsekre-
tär, dafür zu sorgen, dass die Tätigkeit des Systems der Ver-
einten Nationen zur Unterstützung der Neuen Partnerschaft
kohärenter wird, unter Zugrundelegung der vereinbarten The-
menkomplexe;

32. begrüßt den Bericht des Beirats des Generalsekretärs
für die internationale Unterstützung der Neuen Partnerschaft
für die Entwicklung Afrikas255 und erwartet mit Interesse sei-
nen ergänzenden Bericht samt Empfehlungen für Maßnahmen
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zur verstärkten Unterstützung der Durchführung der Neuen
Partnerschaft;

33. ersucht den Generalsekretär, weitere Maßnahmen
zur Stärkung des Büros des Sonderberaters für Afrika zu er-
greifen, damit es seinen Auftrag, der auch die Überwachung
der Fortschritte bei der Deckung der besonderen Bedürfnisse
Afrikas und die Berichterstattung darüber umfasst, wirksam
erfüllen kann;

34. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung auf der
Grundlage der Beiträge der Regierungen, der Organisationen
des Systems der Vereinten Nationen und anderer an der Neuen
Partnerschaft interessierter Parteien, wie etwa des Privatsek-
tors und der Zivilgesellschaft, einen umfassenden Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen. 

RESOLUTION 60/223

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.45 und Add.1, einge-
bracht von: Angola, Jamaika (im Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten Na-
tionen, die Mitglieder der Gruppe der 77 sind, und Chinas), Kanada, Ruanda,
Ukraine.

60/223. Umsetzung der Empfehlungen in dem Bericht des
Generalsekretärs über Konfliktursachen und die
Förderung dauerhaften Friedens und einer nach-
haltigen Entwicklung in Afrika

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf den Bericht der Offenen Ad-hoc-Ar-
beitsgruppe über Konfliktursachen und die Förderung dauer-
haften Friedens und einer nachhaltigen Entwicklung in Afri-
ka260 und ihre Resolutionen 53/92 vom 7. Dezember 1998,
54/234 vom 22. Dezember 1999, 55/217 vom 21. Dezember
2000, 56/37 vom 4. Dezember 2001, 57/296 vom 20. Dezem-
ber 2002, 57/337 vom 3. Juli 2003, 58/235 vom 23. Dezember
2003 und 59/255 vom 23. Dezember 2004 sowie auf ihre Re-
solution 59/213 vom 20. Dezember 2004 über die Zusammen-
arbeit zwischen den Vereinten Nationen und der Afrikani-
schen Union,

sowie in diesem Zusammenhang unter Hinweis auf die Re-
solutionen des Sicherheitsrats 1325 (2000) vom 31. Oktober
2000 über Frauen und Frieden und Sicherheit, 1366 (2001)
vom 30. August 2001 über die Rolle des Rates bei der Verhü-
tung bewaffneter Konflikte und 1625 (2005) vom 14. Septem-
ber 2005 über eine wirksamere Rolle des Rates bei der Kon-
fliktprävention, insbesondere in Afrika,

ferner unter Hinweis darauf, dass der Wirtschafts- und So-
zialrat mit seiner Resolution 2002/1 vom 15. Juli 2002 Ad-
Hoc-Beratungsgruppen für afrikanische Länder in Postkon-
fliktsituationen geschaffen hat,

nach Behandlung des Fortschrittsberichts des Generalse-
kretärs261 über die Umsetzung der Empfehlungen in seinem

Bericht über Konfliktursachen und die Förderung dauerhaften
Friedens und einer nachhaltigen Entwicklung in Afrika262,

unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 2005263,
mit dem die führenden Politiker der Welt ihre Entschlossenheit
bekräftigten, den besonderen Bedürfnissen Afrikas Rechnung
zu tragen,

in der Erkenntnis, dass Entwicklung, Frieden und Sicher-
heit und die Menschenrechte miteinander verflochten sind und
einander gegenseitig verstärken,

feststellend, dass die Konfliktprävention und die Friedens-
konsolidierung von koordinierten, nachhaltigen und integrier-
ten Anstrengungen des Systems der Vereinten Nationen und
der Mitgliedstaaten, der regionalen und subregionalen Orga-
nisationen sowie der internationalen und regionalen Finanzin-
stitutionen profitieren würden,

erneut erklärend, dass die Umsetzung der Empfehlungen
in dem Bericht des Generalsekretärs über Konfliktursachen
und die Förderung dauerhaften Friedens und einer nachhalti-
gen Entwicklung in Afrika im System der Vereinten Nationen
und bei den Mitgliedstaaten auch künftig eine Vorrangstellung
einnehmen muss, 

hervorhebend, dass Frieden und Sicherheit in Afrika, na-
mentlich auch die Kapazität, die tieferen Ursachen von Kon-
flikten anzugehen und Konflikte auf friedlichem Weg beizu-
legen, in erster Linie Sache der afrikanischen Länder sind,
gleichzeitig jedoch anerkennend, dass Unterstützung seitens
der internationalen Gemeinschaft notwendig ist,

unterstreichend, dass es geboten ist, die nachteiligen Aus-
wirkungen aller Aspekte der illegalen Ausbeutung von natür-
lichen Ressourcen auf den Frieden, die Sicherheit und die Ent-
wicklung in Afrika anzugehen, und in diesem Zusammenhang
Kenntnis nehmend von den einschlägigen Empfehlungen in
dem Fortschrittsbericht des Generalsekretärs,

hervorhebend, dass es geboten ist, den politischen Willen
weiter zu stärken, um die finanzielle und technische Unterstüt-
zung für die wirksame Umsetzung der Empfehlungen in den
Berichten des Generalsekretärs sicherzustellen,

erneut erklärend, dass die Synergieeffekte zwischen den
Wirtschafts- und Sozialentwicklungsprogrammen Afrikas und
seiner Friedens- und Sicherheitsagenda verstärkt werden müs-
sen,

1. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Fortschrittsbe-
richt des Generalsekretärs261 über die Umsetzung der Empfeh-
lungen in seinem Bericht über Konfliktursachen und die För-
derung dauerhaften Friedens und einer nachhaltigen Entwick-
lung in Afrika262, namentlich von den jüngsten Bemühungen
im Rahmen friedensschaffender und friedenssichernder Ein-
sätze und der Notwendigkeit besonderer Aufmerksamkeit für

260 Official Records of the General Assembly, Fifty-sixth Session, Supple-
ment No. 45 (A/56/45).

261 A/60/182.
262 A/52/871-S/1998/318.
263 Siehe Resolution 60/1.
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den Wiederaufbau und die Friedenskonsolidierung in der Kon-
fliktfolgezeit;

2. begrüßt die anhaltenden Fortschritte bei der Eindäm-
mung der großen Konflikte auf dem Kontinent und die in jüng-
ster Zeit von der Afrikanischen Union sowie von regionalen
und subregionalen afrikanischen Organisationen unternom-
menen nachhaltigen Bemühungen um die Vermittlung in Kon-
flikten und die Konfliktlösung und stellt fest, dass trotz posi-
tiver Tendenzen und Fortschritte in Afrika die für einen dau-
erhaften Frieden und eine nachhaltige Entwicklung erforder-
lichen Bedingungen auf dem Kontinent insgesamt noch
gefestigt werden müssen;

3. stellt mit Besorgnis fest, dass in Afrika zahlreiche Si-
tuationen fortbestehen, die durch verschiedene Formen inter-
ner, namentlich durch ethnische, religiöse und wirtschaftliche
Faktoren verursachter Konflikte gekennzeichnet sind, und
dass die illegale Ausbeutung der natürlichen Ressourcen die
Konflikte in Afrika schürt;

4. unterstützt das afrikanische Ziel, bis zum Jahr 2010
ein konfliktfreies Afrika zu erreichen;

5. begrüßt die Verpflichtungen auf dem Gebiet des Frie-
dens und der Stabilität, die die Länder der Gruppe der Acht in
dem auf ihrem jährlichen Gipfeltreffen vom 6. bis 8. Juli 2005
in Gleneagles (Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland) verabschiedeten Kommuniqué eingegangen sind,
und sieht der raschen Erfüllung dieser Verpflichtungen entge-
gen;

6. begrüßt außerdem die Entschlossenheit der Afrika-
nischen Union, ihre Friedenssicherungskapazität zu stärken
und über ihren Friedens- und Sicherheitsrat, im Einklang mit
Kapitel VIII der Charta der Vereinten Nationen und in enger
Abstimmung mit den Vereinten Nationen, bei der Friedenssi-
cherung auf dem Kontinent die Führung zu übernehmen, und
begrüßt auch die laufenden Bemühungen um den Aufbau eines
kontinentalen Frühwarnsystems, einer erweiterten Vermitt-
lungskapazität, namentlich durch die Schaffung der Gruppe
der Weisen, sowie einer afrikanischen verfügungsbereiten
Truppe;

7. fordert die afrikanischen Länder, das System der
Vereinten Nationen und die internationale Gemeinschaft
nachdrücklich auf, intensivere, koordinierte und nachhaltige
Bemühungen zur Auseinandersetzung mit dem gesamten
Spektrum der Konfliktursachen in Afrika zu unternehmen, in-
dem sie die Maßnahmen und Tätigkeiten zur Konfliktpräven-
tion und Konfliktlösung und zur Friedenskonsolidierung in der
Konfliktfolgezeit verstärken und insbesondere auch die Frie-
denssicherungskapazität Afrikas stärken;

8. fordert die Vereinten Nationen und andere in Be-
tracht kommende Partner nachdrücklich auf, mit Vorrang die
Einrichtung des kontinentalen Frühwarnsystems der Afrikani-
schen Union zu unterstützen;

9. fordert die Vereinten Nationen nachdrücklich auf
und bittet die anderen Entwicklungspartner, die Afrikanische
Union verstärkt zu unterstützen, um ihre Kapazität und Wirk-
samkeit bei der Planung, Entsendung und Steuerung von Frie-

denssicherungseinsätzen und der weiterführenden Ausbildung
afrikanischer Friedenssicherungskräfte zu verbessern, erkennt
die wichtige Rolle der Guten Dienste des Generalsekretärs in
Afrika an und ermutigt den Generalsekretär, so oft wie mög-
lich von der Vermittlung Gebrauch zu machen, um zur fried-
lichen Lösung von Konflikten beizutragen, unter gebührender
Berücksichtigung der diesbezüglich von der Afrikanischen
Union und anderen subregionalen Organisationen geleisteten
Arbeit;

10. begrüßt die Inanspruchnahme der von der Europäi-
schen Union geschaffenen Friedensfazilität für Afrika und die
Initiativen von Mitgliedern der Gruppe der Acht mit dem Ziel,
die Friedenssicherungskapazität Afrikas auszubauen, wie et-
wa die Initiative der Vereinten Staaten von Amerika für Glo-
bale Friedenseinsätze und das Programm Frankreichs zur Stär-
kung der Friedenssicherungskapazität Afrikas, sowie die An-
strengungen anderer internationaler Partner zur Unterstützung
der von der Afrikanischen Union und afrikanischen subregio-
nalen Organisationen durchgeführten Friedensinitiativen;

11. begrüßt außerdem den in dem Ergebnis des Welt-
gipfels 2005 gefassten Beschluss264, eine Kommission für Frie-
denskonsolidierung als zwischenstaatliches Beratungsorgan
einzusetzen, um dem besonderen Bedarf der Länder, die einen
Konflikt überwunden haben, auf dem Gebiet der Wiederher-
stellung, der Wiedereingliederung und des Wiederaufbaus
Rechnung zu tragen und ihnen bei der Schaffung der Grund-
lagen für eine nachhaltige Entwicklung behilflich zu sein, und
vermerkt, dass die Kommission spätestens am 31. Dezember
2005 ihre Arbeit aufnehmen soll; 

12. bittet die Kommission der Afrikanischen Union, das
Sekretariat der Neuen Partnerschaft für die Entwicklung Afri-
kas und das Sekretariat der Vereinten Nationen, ihre Tätigkeit
zu koordinieren, um eine von den afrikanischen Ländern selbst
vorgegebene Agenda zu verwirklichen, ausgehend von dem
strategiepolitischen Rahmen für den Wiederaufbau in der
Konfliktfolgezeit, den die Afrikanische Union gegenwärtig im
Hinblick auf die Friedenskonsolidierung und den Wiederauf-
bau in der Konfliktfolgezeit ausarbeitet und der der Verknüp-
fung zwischen den Aspekten Sicherheit und Entwicklung und
den humanitären Aspekten des Friedens in Afrika Rechnung
trägt;

13. fordert das System der Vereinten Nationen auf und
bittet die Mitgliedstaaten, die afrikanischen Länder, die einen
Konflikt überwunden haben, bei ihren Bemühungen zu unter-
stützen, die Sicherheit wiederherzustellen, die sichere Rück-
kehr der Binnenvertriebenen und Flüchtlinge zu gewährlei-
sten, die Menschenrechte zu fördern und zu überwachen und
für mehr einkommenschaffende Tätigkeiten zu sorgen, insbe-
sondere für Jugendliche und demobilisierte Exkombattanten;

14. betont die entscheidende Bedeutung eines regionalen
Ansatzes bei der Konfliktprävention, vor allem hinsichtlich
grenzüberschreitender Fragen wie Entwaffnungs-, Demobili-
sierungs- und Wiedereingliederungsprogramme und Verhü-

264 Siehe Resolution 60/1, Ziff. 97.
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tung der illegalen Ausbeutung natürlicher Ressourcen und
wertvoller Rohstoffe und des illegalen Handels damit, und be-
tont die mögliche Rolle der Afrikanischen Union und der sub-
regionalen Organisationen bei der Bekämpfung des Problems
des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen
unter allen Aspekten;

15. nimmt mit Sorge Kenntnis von dem tragischen
Schicksal der Kinder in Konfliktsituationen in Afrika, insbe-
sondere dem zunehmenden Phänomen der Kindersoldaten,
und betont erneut die Notwendigkeit von Beratungs-, Rehabi-
litations- und Bildungsangeboten in der Konfliktfolgezeit;

16. stellt mit Besorgnis fest, dass weiter Gewalt gegen
Frauen verübt wird, die häufig sogar zunimmt, selbst wenn be-
waffnete Konflikte ihrem Ende zugehen, und fordert mit
Nachdruck weitere Fortschritte bei der Umsetzung der Politi-
ken und Leitlinien betreffend den Schutz und die Hilfe für
Frauen in Konflikt- und Postkonfliktsituationen;

17. fordert die Stärkung der Rolle der Frau bei der Kon-
fliktprävention, der Konfliktlösung und der Friedenskonsoli-
dierung in der Konfliktfolgezeit sowie die verstärkte Integra-
tion der Geschlechterperspektive in die Arbeit der Organisa-
tionen der Vereinten Nationen, die mit Friedensschaffung,
Friedenssicherung und dem Wiederaufbau in der Konfliktfol-
gezeit befasst sind;

18. beschließt, die Umsetzung der Empfehlungen in dem
Bericht des Generalsekretärs über Konfliktursachen und die
Förderung dauerhaften Friedens und einer nachhaltigen Ent-
wicklung in Afrika auch weiterhin zu überwachen;

19. betont, wie wichtig es ist, das Büro des Sonderbera-
ters für Afrika in die Lage zu versetzen, seine Rolle innerhalb
des Sekretariats als Koordinierungsstelle für die Überwachung
der Umsetzung der Empfehlungen in dem in Ziffer 18 genann-
ten Bericht des Generalsekretärs besser wahrzunehmen;

20. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Fortschrittsbe-
richt über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 60/224

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.43, vorgelegt vom Prä-
sidenten der Generalversammlung.

60/224. Vorbereitung und Organisation der für 2006 an-
beraumten Folgetagung über die Ergebnisse der
sechsundzwanzigsten Sondertagung: Umsetzung
der Verpflichtungserklärung zu HIV/Aids

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung ihres Bekenntnisses zu der Resolution S-26/2
vom 27. Juni 2001 "Verpflichtungserklärung zu HIV/Aids"
und unter Hinweis auf ihre Zusage, der Überprüfung eines Be-
richts des Generalsekretärs und der Abgabe von Empfehlun-
gen zu den Maßnahmen, die für weitere Fortschritte erforder-
lich sind, ausreichend Zeit und mindestens einen vollen Tag
der jährlichen Tagung der Generalversammlung zu widmen, 

bekräftigend, wie wichtig der in der Verpflichtungserklä-
rung vorgeschriebene Folgeprozess ist, darunter die Festle-
gung konkreter termingebundener Zielvorgaben, die in den
Jahren 2005 und 2010 zu erreichen sind, und in diesem Zu-
sammenhang unter Hinweis auf die am 2. Juni 2005 abgehal-
tene Tagung der Generalversammlung auf hoher Ebene zur
Prüfung der Fortschritte bei der Erfüllung der in der Verpflich-
tungserklärung enthaltenen Verpflichtungen,

unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 2005, das
auf der vom 14. bis 16. September 2005 abgehaltenen Tagung
verabschiedet wurde265, einschließlich der Verpflichtung, die
Verpflichtungserklärung vollständig umzusetzen,

anerkennend, dass bei der Eindämmung der HIV/Aids-
Epidemie in einer kleinen, jedoch steigenden Zahl von Län-
dern Fortschritte erzielt wurden, jedoch weiterhin tief besorgt
angesichts der allgemeinen Ausbreitung und Feminisierung
der Epidemie,

sowie anerkennend, dass den Regierungen bei der Be-
kämpfung von HIV/Aids die Hauptrolle und die Hauptverant-
wortung zukommt und dass die Anstrengungen und die Mit-
wirkung aller Sektoren der Gesellschaft unabdingbar sind,
wenn wirksame Gegenmaßnahmen gefunden werden sollen,

ferner anerkennend, welche wichtige Rolle die internatio-
nale Gemeinschaft und die internationale Zusammenarbeit
spielen, wenn es darum geht, die Mitgliedstaaten, insbesonde-
re die Entwicklungsländer, zu unterstützen und die Anstren-
gungen der einzelnen Staaten, wirksam gegen HIV/Aids vor-
zugehen, zu ergänzen,

in Anerkennung der maßgeblichen Rolle der Zivilgesell-
schaft bei der Bekämpfung von Aids, namentlich der nationa-
len und internationalen nichtstaatlichen Organisationen und
der Organisationen und Netzwerke, die Menschen mit
HIV/Aids, Frauen, Männer, Jugendliche, Mädchen und Jun-
gen und Waisen vertreten, der lokalen Verbände und religiö-
sen Organisationen, der Familien und des Privatsektors,

1. beschließt, am 31. Mai und am 1. Juni 2006 eine um-
fassende Überprüfung der Fortschritte bei der Erreichung der
in der Verpflichtungserklärung zu HIV/Aids festgelegten Ziel-
vorgaben vorzunehmen und am 2. Juni 2006 eine Tagung auf
hoher Ebene einzuberufen, die das weitere Engagement der
politischen Führer der Welt für umfassende globale Maßnah-
men zur Bekämpfung von HIV/Aids sicherstellen soll; 

2. bittet die Mitgliedstaaten und Beobachter, bei der Ta-
gung auf hoher Ebene auf höchster Ebene vertreten zu sein;

3. beschließt für die umfassende Überprüfung die fol-
genden organisatorischen Regelungen:

a) Die Überprüfungstagung wird aus Plenarsitzungen,
einer informellen interaktiven Anhörung mit der Zivilgesell-
schaft, aus Podiumsdiskussionen und Runden Tischen beste-
hen;

265 Siehe Resolution 60/1.
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b) auf der Eröffnungs-Plenarsitzung werden der Präsi-
dent der Generalversammlung, der Generalsekretär, der Exe-
kutivdirektor des Gemeinsamen Programms der Vereinten
Nationen für HIV/Aids und ein Vertreter der Zivilgesellschaft
Erklärungen abgeben;

c) an einer unter aktiver Mitwirkung von Menschen mit
HIV/Aids und breiterer Kreise der Zivilgesellschaft organi-
sierten informellen interaktiven Anhörung der Zivilgesell-
schaft, bei der der Präsident der Generalversammlung oder
sein Vertreter den Vorsitz führt, werden Vertreter nichtstaat-
licher Organisationen mit Konsultativstatus beim Wirtschafts-
und Sozialrat, geladene Organisationen der Zivilgesellschaft,
der Privatsektor, die Mitgliedstaaten und Beobachter teilneh-
men;

d) zur Förderung interaktiver Fachdiskussionen wird
die Höchstteilnehmerzahl an jedem Runden Tisch auf vierzig
bis fünfundvierzig Teilnehmer begrenzt, darunter Mitglied-
staaten, Beobachter, Vertreter von Stellen des Systems der
Vereinten Nationen, Organisationen der Zivilgesellschaft und
andere geladene Gäste, wobei ihre Teilnahme auf einen Run-
den Tisch beschränkt sein wird; es wird alles unternommen,
um eine ausgewogene geografische Vertretung zu gewährlei-
sten, eingedenk dessen, wie wichtig es ist, sicherzustellen, dass
an den Runden Tischen jeweils Länder unterschiedlicher Grö-
ße und HIV-Verbreitungsrate sowie unterschiedlichen Ent-
wicklungsstands teilnehmen; jeweils ein Vertreter der fünf Re-
gionalgruppen wird mit Unterstützung der Trägerorganisatio-
nen des Gemeinsamen Programms den Vorsitz eines jeden
Runden Tisches führen, an dem jeweils zwischen fünf und
zehn Vertreter der akkreditierten und geladenen Organisatio-
nen der Zivilgesellschaft teilnehmen werden, unter gebühren-
der Berücksichtigung der ausgewogenen geografischen Ver-
tretung nach Zuordnung aller Mitgliedstaaten;

e) die Vorsitzenden der Runden Tische und der infor-
mellen interaktiven Anhörungen der Zivilgesellschaft werden
auf der für den 1. Juni 2006 anberaumten Plenarsitzung eine
Zusammenfassung der Erörterungen vortragen; 

4. beschließt außerdem, dass der Präsident der General-
versammlung mit Unterstützung des Gemeinsamen Pro-
gramms und im Benehmen mit den Mitgliedstaaten die end-
gültigen organisatorischen Regelungen für die umfassende
Überprüfung und die Tagung auf hoher Ebene festlegen wird,
einschließlich der Benennung des Vertreters der Zivilgesell-
schaft, der auf der Eröffnungs-Plenarsitzung das Wort ergrei-
fen wird, der Festlegung der Themen der Runden Tische, der
Zuordnung der Teilnehmer zu den Runden Tischen, der Fina-
lisierung der Podiumsdiskussionen, der Benennung der Vor-
sitzenden der Runden Tische und der Gestaltung der informel-
len interaktiven Anhörungen;

5. legt den Mitgliedstaaten und Beobachtern nahe, in ih-
re einzelstaatlichen Delegationen für die Sitzungen Vertreter
der Zivilgesellschaft aufzunehmen, einschließlich Vertreter
nichtstaatlicher Organisationen und von Organisationen und
Netzwerken, die Menschen mit HIV/Aids, Frauen, Jugendli-
che und Waisen vertreten, lokaler Verbände, religiöser Orga-
nisationen und des Privatsektors;

6. bittet die Leiter der Stellen des Systems der Vereinten
Nationen, namentlich der Programme, Fonds, Sonderorgani-
sationen und Regionalkommissionen, sowie den Globalen
Fonds zur Bekämpfung von Aids, Tuberkulose und Malaria
und die Sondergesandten des Generalsekretärs für HIV/Aids,
an der Überprüfung beziehungsweise an der Tagung auf hoher
Ebene teilzunehmen;

7. bittet die zwischenstaatlichen Organisationen und
Stellen mit Beobachterstatus in der Generalversammlung, die
nichtstaatlichen Organisationen mit Konsultativstatus beim
Wirtschafts- und Sozialrat und die nichtstaatlichen Mitglieder
des Programmkoordinierungsrats des Gemeinsamen Pro-
gramms, an der Überprüfung und der Tagung auf hoher Ebene,
so auch gegebenenfalls an den Runden Tischen und den Podi-
umsdiskussionen, teilzunehmen;

8. ersucht den Präsidenten der Generalversammlung,
nach entsprechenden Konsultationen mit den Mitgliedstaaten
bis spätestens zum 15. Februar 2006 eine Liste weiterer maß-
geblicher Vertreter der Zivilgesellschaft zu erstellen, darunter
insbesondere Vereinigungen von Menschen mit HIV/Aids,
nichtstaatliche Organisationen, namentlich Organisationen
von Frauen, Jugendlichen, Mädchen, Jungen und Männern, re-
ligiöse Organisationen und der Privatsektor, vor allem phar-
mazeutische Unternehmen und Arbeitnehmervertreter, auch
auf der Grundlage der Empfehlungen des Gemeinsamen Pro-
gramms und unter Berücksichtigung des Grundsatzes der aus-
gewogenen geografischen Vertretung, und diese Liste den
Mitgliedstaaten zur Prüfung nach dem Kein-Einwand-Verfah-
ren und zur endgültigen Beschlussfassung durch die Ver-
sammlung betreffend die Teilnahme an der Überprüfung und
der Tagung auf hoher Ebene, einschließlich an den Runden Ti-
schen und den Podiumsdiskussionen, vorzulegen;

9. beschließt, dass die in Ziffer 8 beschriebenen Rege-
lungen nicht als Präzedenzfall für andere ähnliche Veranstal-
tungen angesehen werden;

10. legt allen Mitgliedstaaten nahe, ihre Nationalberichte
über die Umsetzung der Verpflichtungserklärung fristgerecht
vorzulegen, unter Hinweis auf die Bitte, diese Berichte als Bei-
trag zu dem Bericht des Generalsekretärs bis zum 31. Dezem-
ber 2005 vorzulegen; 

11. ersucht den Generalsekretär, einen umfassenden ana-
lytischen Bericht über die erzielten Fortschritte und die wei-
terhin bestehenden Herausforderungen bei der Erfüllung der in
der Verpflichtungserklärung enthaltenen Verpflichtungen,
insbesondere derjenigen für 2005, mindestens sechs Wochen
vor der Behandlung durch die Generalversammlung vorzule-
gen;

12. ersucht das Sekretariat des Gemeinsamen Pro-
gramms und seine gemeinsamen Träger, dabei behilflich zu
sein, im Rahmen der vorhandenen einzelstaatlichen Strategien
zur Aids-Bekämpfung alle Seiten einschließende, von den
Ländern getragene Prozesse zu fördern, einschließlich Kon-
sultationen mit den zuständigen Interessenträgern, darunter
nichtstaatliche Organisationen, die Zivilgesellschaft und der
Privatsektor, um die Prävention, Behandlung, Betreuung und
Unterstützung im Bereich HIV/Aids weiter auszubauen, um
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dem Ziel des universellen Zugangs zu einer Behandlung für al-
le Menschen, die ihrer bedürfen, bis zum Jahr 2010 möglichst
nahe zu kommen, namentlich durch einen höheren Ressour-
ceneinsatz, und auf die Beseitigung von Stigmatisierung und
Diskriminierung sowie den verbesserten Zugang der von
HIV/Aids und anderen Gesundheitsproblemen betroffenen
Personen zu erschwinglichen Medikamenten und auf die Her-
absetzung ihrer Anfälligkeit, vor allem von Waisen und be-
sonders gefährdeten Kindern sowie älteren Menschen, hinzu-
wirken; ersucht außerdem das Gemeinsame Programm, im
Einklang mit dem Zeitplan für die Vorlage des Berichts des
Generalsekretärs und auf der Grundlage von Beiträgen der
Mitgliedstaaten, eine Evaluierung dieser Prozesse zur Behand-
lung im Rahmen der Überprüfung und der Tagung auf hoher
Ebene vorzulegen, einschließlich einer Analyse der verbreite-
ten Hindernisse für die Ausweitung der Maßnahmen und Emp-
fehlungen zur Überwindung dieser Hindernisse sowie be-
schleunigter und erweiterter Maßnahmen;

13. bittet die Mitgliedstaaten, die Verabschiedung einer
kurzen Erklärung zu erwägen, in der sie erneut ihre Verpflich-
tung auf die vollständige Umsetzung der Verpflichtungserklä-
rung bekräftigen und zum Ausdruck bringen, einschließlich
indem sie die in Ziffer 12 genannte Evaluierung und den Be-
richt des Generalsekretärs gebührend berücksichtigen.

RESOLUTION 60/225

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/60/L.34 und Add.1, einge-
bracht von: Ägypten, Angola, Armenien, Belgien, Botsuana, Burkina Faso, Bu-
rundi, China, Dänemark, Deutschland, Dschibuti, ehemalige jugoslawische Re-
publik Mazedonien, Finnland, Frankreich, Griechenland, Israel, Italien, Jamaika,
Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kenia, Kroatien, Lesotho, Liberia, Libysch-Arabi-
sche Dschamahirija, Marokko, Mauritius, Monaco, Mosambik, Niederlande, Ni-
geria, Norwegen, Österreich, Ruanda, Sambia, Schweden, Singapur, Sloweni-
en, Somalia, Südafrika, Sudan, Swasiland, Timor-Leste, Tunesien, Uganda,
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland.

60/225. Hilfe für die Überlebenden des Völkermordes in
Ruanda 1994, insbesondere für Waisen, Witwen
und Opfer sexueller Gewalt

Die Generalversammlung,

geleitet von der Charta der Vereinten Nationen und der Al-
lgemeinen Erklärung der Menschenrechte266,

unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 2005267,
vor allem seine Feststellung, dass alle Menschen, insbesondere
die schwächsten, Anspruch auf Freiheit von Furcht und Frei-
heit von Not haben, mit gleichen Möglichkeiten, alle ihre
Rechte auszuüben und ihr menschliches Potenzial voll zu ent-
falten,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 59/137 vom
10. Dezember 2004, in der sie den Generalsekretär ersuchte,
die zuständigen Organisationen, Fonds und Programme des

Systems der Vereinten Nationen dazu zu ermutigen, mit der
Regierung Ruandas auch weiterhin bei der Entwicklung und
Durchführung von Programmen zusammenzuarbeiten, deren
Ziel die Unterstützung der weiter unter den Auswirkungen des
Völkermordes 1994 leidenden schutzbedürftigen Gruppen ist,

ferner unter Hinweis auf die Ergebnisse und Empfehlun-
gen der vom Generalsekretär mit Zustimmung des Sicherheits-
rats in Auftrag gegebenen unabhängigen Untersuchung des
Handelns der Vereinten Nationen während des Völkermordes
in Ruanda 1994268,

unter Hinweis auf den Bericht mit dem Titel "Rwanda: The
Preventable Genocide" (Ruanda: Der vermeidbare Völker-
mord), der die Ergebnisse und Empfehlungen der Internatio-
nalen Gruppe namhafter Persönlichkeiten enthält, die von der
Organisation der afrikanischen Einheit zur Untersuchung des
Völkermordes in Ruanda und der damit verbundenen Ereig-
nisse eingerichtet wurde, 

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 58/234 vom
23. Dezember 2003, mit der sie den 7. April 2004 zum Inter-
nationalen Tag des Gedenkens an den Völkermord in Ruanda
erklärte,

in Anerkennung der zahlreichen Schwierigkeiten, denen
sich die Überlebenden des Völkermordes in Ruanda 1994 ge-
genübersehen, insbesondere die Waisen, Witwen und Opfer
sexueller Gewalt, die infolge des Völkermordes ärmer und
schutzbedürftiger sind, insbesondere die vielen Opfer sexuel-
ler Gewalt, die mit dem HI-Virus infiziert wurden und seither
verstorben oder ernsthaft an Aids erkrankt sind,

fest überzeugt von der Notwendigkeit, die Würde der
Überlebenden des Völkermordes in Ruanda 1994 wiederher-
zustellen, was den Aussöhnungs- und Heilungsprozess in Ru-
anda fördern würde,

in Würdigung der enormen Anstrengungen, die von der
Regierung und dem Volk Ruandas und den zivilgesellschaft-
lichen Organisationen sowie auf internationaler Ebene unter-
nommen werden, um die Würde der Überlebenden wiederher-
stellen zu helfen, namentlich der Tatsache, dass die Regierung
Ruandas jedes Jahr 5 Prozent des Staatshaushalts für die Un-
terstützung der Überlebenden des Völkermordes bereitstellt,

1. ersucht den Generalsekretär, den zuständigen Orga-
nisationen, Fonds und Programmen des Systems der Vereinten
Nationen die zügige Durchführung der Resolution 59/137 na-
hezulegen;

2. legt allen Mitgliedstaaten nahe, in Unterstützung die-
ser Resolution den Überlebenden des Völkermordes und an-
deren schutzbedürftigen Gruppen in Ruanda Hilfe zu gewäh-
ren;

3. dankt für die Entwicklungshilfe und die Unterstüt-
zung, die für den Wiederaufbau und die Rehabilitation Ruan-
das nach dem Völkermord 1994 gewährt wurden, und fordert
die Mitgliedstaaten auf, die Entwicklung Ruandas weiter zu

266 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http:// www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
267 Siehe Resolution 60/1. 268 Siehe S/1999/1257.
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unterstützen, unter anderem durch Programme im Rahmen der
Armutsbekämpfungsstrategie;

4. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, Erzie-
hungsprogramme zu erarbeiten, die die Lehren des Völker-
mordes in Ruanda im Bewusstsein künftiger Generationen
verankern werden, um verhindern zu helfen, dass es in Zukunft
wieder zu Völkermordhandlungen kommt; 

5. ersucht den Generalsekretär, ein Informationspro-
gramm mit dem Titel "Der Völkermord in Ruanda und die Ver-
einten Nationen" aufzustellen und Maßnahmen zur Mobilisie-
rung der Zivilgesellschaft für das Gedenken an die Opfer des
Völkermordes in Ruanda und für die Erziehung gegen Völker-
mord zu ergreifen, um verhindern zu helfen, dass es in Zukunft
wieder zu Völkermordhandlungen kommt, und der General-
versammlung innerhalb von sechs Monaten nach der Verab-

schiedung dieser Resolution über die Aufstellung dieses Pro-
gramms Bericht zu erstatten; 

6. ersucht den Generalsekretär außerdem, angesichts
der kritischen Situation der Überlebenden des Völkermordes
in Ruanda 1994, insbesondere der Waisen, Witwen und Opfer
sexueller Gewalt, alle zur Durchführung dieser Resolution
notwendigen und durchführbaren Maßnahmen zu treffen und
der Generalversammlung auf ihrer zweiundsechzigsten Ta-
gung darüber Bericht zu erstatten;

7. ersucht den Präsidialausschuss, die Aufnahme eines
zusätzlichen Punktes "Hilfe für die Überlebenden des Völker-
mordes in Ruanda 1994, insbesondere für Waisen, Witwen
und Opfer sexueller Gewalt" in die vorläufige Tagesordnung
der zweiundsechzigsten Tagung der Generalversammlung zu
erwägen.
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RESOLUTION 60/44

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/451, Ziff. 7)1.

60/44. Objektive Informationen über militärische Ange-
legenheiten, einschließlich der Transparenz der
Militärausgaben

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 53/72 vom 4. Dezem-
ber 1998, 54/43 vom 1. Dezember 1999, 56/14 vom 29. No-
vember 2001 und 58/28 vom 8. Dezember 2003 betreffend ob-
jektive Informationen über militärische Angelegenheiten, ein-
schließlich der Transparenz der Militärausgaben,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 35/142 B vom
12. Dezember 1980, mit der das standardisierte Berichterstat-
tungssystem der Vereinten Nationen über Militärausgaben
eingeführt wurde, und ihre Resolutionen 48/62 vom 16. De-
zember 1993, 49/66 vom 15. Dezember 1994, 51/38 vom
10. Dezember 1996 und 52/32 vom 9. Dezember 1997, mit de-
nen alle Mitgliedstaaten aufgefordert wurden, sich an diesem
System zu beteiligen, sowie ihre Resolution 47/54 B vom
9. Dezember 1992, mit der die Leitlinien und Empfehlungen
betreffend objektive Informationen über militärische Angele-
genheiten befürwortet und die Mitgliedstaaten gebeten wur-
den, dem Generalsekretär sachdienliche Informationen bezüg-
lich deren Umsetzung vorzulegen,

feststellend, dass seitdem eine Reihe von Mitgliedstaaten,
die verschiedenen geografischen Regionen angehören, Natio-
nalberichte über Militärausgaben und über die Leitlinien und
Empfehlungen betreffend objektive Informationen über mili-
tärische Angelegenheiten vorgelegt haben,

überzeugt, dass die Verbesserung der internationalen Be-
ziehungen eine solide Grundlage für die Förderung weiterer
Offenheit und Transparenz in allen militärischen Angelegen-
heiten bildet,

sowie überzeugt, dass Transparenz in militärischen Ange-
legenheiten ein wesentlicher Bestandteil des Aufbaus eines
weltweiten Vertrauensklimas zwischen den Staaten ist und
dass ein besserer Fluss objektiver Informationen über militä-
rische Angelegenheiten internationale Spannungen abbauen
helfen kann und daher einen wichtigen Beitrag zur Konflikt-
prävention darstellt,

in Anbetracht der Rolle des mit ihrer Resolution 35/142 B
eingesetzten standardisierten Berichterstattungssystems als
wichtiges Instrument zur Erhöhung der Transparenz in militä-
rischen Angelegenheiten,

in dem Bewusstsein, dass der Wert des standardisierten Be-
richterstattungssystems durch eine breitere Beteiligung der
Mitgliedstaaten erhöht würde,

daher unter Begrüßung des Berichts des Generalsekretärs2

über Mittel und Wege zur Umsetzung der Leitlinien und Emp-
fehlungen betreffend objektive Informationen über militäri-
sche Angelegenheiten, so insbesondere auch über Möglichkei-
ten zur Stärkung und Erweiterung der Beteiligung an dem stan-
dardisierten Berichterstattungssystem,

unter Hinweis darauf, dass in den Leitlinien und Empfeh-
lungen betreffend objektive Informationen über militärische
Angelegenheiten bestimmte Bereiche zur weiteren Behand-
lung empfohlen wurden, beispielsweise die Verbesserung des
standardisierten Berichterstattungssystems,

Kenntnis nehmend von den Anstrengungen, die mehrere
Regionalorganisationen unternommen haben, um die Trans-
parenz der Militärausgaben zu fördern, namentlich den stan-
dardisierten jährlichen Austausch sachdienlicher Informatio-
nen zwischen ihren Mitgliedstaaten,

1. fordert die Mitgliedstaaten auf, dem Generalsekretär
jährlich bis zum 30. April über ihre Militärausgaben in dem
letzten Rechnungsjahr Bericht zu erstatten, für das Daten ver-
fügbar sind, und dafür vorzugsweise möglichst das in ihrer Re-
solution 35/142 B empfohlene Berichterstattungsinstrument
oder, soweit zweckmäßig, jedes andere Format heranzuziehen,
das im Zusammenhang mit einer ähnlichen Berichterstattung
über Militärausgaben an andere internationale oder regionale
Organisationen ausgearbeitet wurde, und legt in diesem Zu-
sammenhang den Mitgliedstaaten nahe, gegebenenfalls einen
Bericht mit dem Vermerk "Keine" vorzulegen;

2. empfiehlt die Leitlinien und Empfehlungen betref-
fend objektive Informationen über militärische Angelegenhei-
ten allen Mitgliedstaaten zur Umsetzung, unter voller Berück-
sichtigung der jeweiligen politischen, militärischen und son-
stigen Gegebenheiten einer Region sowie auf der Grundlage
von Initiativen und mit der Zustimmung der Staaten der be-
treffenden Region;

3. ermutigt die zuständigen internationalen Organe und
Regionalorganisationen, die Transparenz der Militärausgaben
zu fördern und dafür zu sorgen, dass sich die Berichterstat-
tungssysteme besser ergänzen, unter Berücksichtigung der Ei-
genheiten einer jeden Region, und die Möglichkeit des Aus-
tausches von Informationen mit den Vereinten Nationen zu er-
wägen;

4. nimmt Kenntnis von den Berichten des Generalsekre-
tärs betreffend objektive Informationen über militärische An-
gelegenheiten, einschließlich der Transparenz der Militäraus-
gaben3;

1 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Argentinien, Armenien, Australien,
Belgien, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Bur-
kina Faso, Chile, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Deutschland,
Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finn-
land, Frankreich, Georgien, Ghana, Griechenland, Guatemala, Haiti, Ir-
land, Island, Italien, Jamaika, Japan, Kanada, Kasachstan, Kroatien, Le-
sotho, Lettland, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagas-
kar, Malta, Monaco, Nauru, Neuseeland, Niederlande, Niger, Norwegen,
Österreich, Peru, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ru-
mänien, Russische Föderation, Salomonen, San Marino, Schweden,
Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Sierra Leone, Slowakei, Slo-
wenien, Spanien, Thailand, Trinidad und Tobago, Tschechische Repu-
blik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes Königreich Groß-
britannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika und Zypern. 2 A/54/298.
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5. ersucht den Generalsekretär, im Rahmen der verfüg-
baren Mittel

a) die Praxis beizubehalten, den Mitgliedstaaten jedes
Jahr eine Verbalnote zu senden, in der um die Vorlage von Da-
ten für das standardisierte Berichterstattungssystem der Ver-
einten Nationen über Militärausgaben gebeten wird und die die
formale Gestaltung vorschreibt und sonstige Anleitungen ent-
hält, und die Frist für die Übermittlung der Daten über Mili-
tärausgaben rechtzeitig in den dafür in Betracht kommenden
Medien der Vereinten Nationen zu veröffentlichen;

b) die von den Mitgliedstaaten eingehenden Berichte
über Militärausgaben jährlich zu verteilen;

c) die Konsultationen mit den zuständigen internationa-
len Organen weiterzuführen, um festzustellen, inwieweit das
derzeitige Instrumentarium anpassungsbedürftig ist, damit ei-
ne breitere Beteiligung erreicht wird, und auf Grund der Er-
gebnisse dieser Konsultationen und unter Berücksichtigung
der Auffassungen der Mitgliedstaaten Empfehlungen über er-
forderliche Veränderungen des Inhalts und der Struktur des
standardisierten Berichterstattungssystems abzugeben;

d) den zuständigen internationalen Organen und Orga-
nisationen nahe zu legen, die Transparenz der Militärausgaben
zu fördern und mit diesen Organen und Organisationen Kon-
sultationen zu führen, bei denen vor allem geprüft werden soll,
wie zu erreichen ist, dass sich die internationalen und regiona-
len Berichterstattungssysteme besser ergänzen und dass zwi-
schen diesen Organen und den Vereinten Nationen entspre-
chende Informationen ausgetauscht werden;

e) die Regionalzentren der Vereinten Nationen für Frie-
den und Abrüstung in Afrika, in Asien und im Pazifik sowie
in Lateinamerika und in der Karibik zu ermutigen, den Mit-
gliedstaaten in ihrer jeweiligen Region bei der Erweiterung ih-
rer Kenntnisse über das standardisierte Berichterstattungssy-
stem behilflich zu sein;

f) internationale und regionale/subregionale Symposi-
en und Schulungsseminare zu fördern, um den Zweck des stan-
dardisierten Berichterstattungssystems zu erläutern und geeig-
nete fachliche Anleitung zu geben;

g) über die auf solchen Symposien und Schulungssemi-
naren gewonnenen Erfahrungen zu berichten;

6. legt den Mitgliedstaaten nahe,

a) den Generalsekretär über mögliche Probleme mit
dem standardisierten Berichterstattungssystem und die Grün-
de, aus denen sie die angeforderten Daten nicht vorgelegt ha-
ben, zu informieren;

b) dem Generalsekretär rechtzeitig zur Behandlung
durch die Generalversammlung auf ihrer zweiundsechzigsten
Tagung weiter ihre Auffassungen und Vorschläge über Mittel
und Wege zur Stärkung und Erweiterung der Beteiligung an
dem standardisierten Berichterstattungssystem mitzuteilen, so
auch über notwendige Änderungen seines Inhalts und seiner
Struktur;

7. beschließt, den Punkt "Objektive Informationen über
militärische Angelegenheiten, einschließlich der Transparenz
der Militärausgaben" in die vorläufige Tagesordnung ihrer
zweiundsechzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 60/45

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 177 Stimmen bei 1 Gegenstimme und ohne Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/452, Ziff. 8)4:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Antigua und Bar-
buda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas,
Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Boli-
vien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bul-
garien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Däne-
mark, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland, Dominica, Dominikani-
sche Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedo-
nien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun,
Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau,
Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Ir-
land, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Ka-
merun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien,
Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Repu-
blik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven,
Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mikrone-
sien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Myanmar, Namibia, Nepal,
Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Öster-
reich, Pakistan, Palau, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal,
Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Salomo-
nen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien,
Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Sierra Leone, Simbab-
we, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia,
St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabi-
sche Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Toba-
go, Tschad, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu,
Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivari-
sche Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania,
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zentralafrikani-
sche Republik, Zypern.

Dagegen: Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltungen: Keine.

60/45. Entwicklungen auf dem Gebiet der Information
und Telekommunikation im Kontext der interna-
tionalen Sicherheit

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 53/70 vom 4. Dezem-
ber 1998, 54/49 vom 1. Dezember 1999, 55/28 vom 20. No-
vember 2000, 56/19 vom 29. November 2001, 57/53 vom
22. November 2002, 58/32 vom 8. Dezember 2003 und 59/61
vom 3. Dezember 2004,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen über die Rolle
von Wissenschaft und Technologie im Kontext der internatio-
nalen Sicherheit, in denen sie unter anderem anerkannte, dass
wissenschaftlich-technische Neuentwicklungen sowohl für zi-
vile als auch für militärische Zwecke genutzt werden können

3 A/58/202 und Add.1-3, A/59/192 und Add.1 und A/60/159 und Add.1.
4 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von der Russischen Föderation.
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und dass auf zivile Anwendungsmöglichkeiten ausgerichtete
wissenschaftlich-technische Fortschritte gewahrt und geför-
dert werden müssen,

in Anbetracht der beträchtlichen Fortschritte, die bei der
Entwicklung und Anwendung der neuesten Informationstech-
nologien und Telekommunikationsmittel erzielt worden sind,

feststellend, dass dieser Prozess ihrer Meinung nach die
größten Chancen bietet, den Fortschritt der Zivilisation voran-
zubringen, die Möglichkeiten zur Zusammenarbeit zu Gunsten
des gemeinsamen Wohls aller Staaten auszuweiten, das schöp-
ferische Potenzial der Menschheit zu steigern und die Verbrei-
tung von Informationen innerhalb der Weltgemeinschaft wei-
ter zu verbessern,

in diesem Zusammenhang an die Konzepte und Grundsät-
ze erinnernd, die auf der vom 13. bis 15. Mai 1996 in Midrand
(Südafrika) abgehaltenen Konferenz "Informationsgesell-
schaft und Entwicklung" formuliert wurden,

eingedenk der Ergebnisse der am 30. Juli 1996 in Paris ab-
gehaltenen Ministerkonferenz über Terrorismus und der von
ihr abgegebenen Empfehlungen5,

sowie eingedenk der Ergebnisse der ersten Phase des Welt-
gipfels über die Informationsgesellschaft, die vom 10. bis
12. Dezember 2003 in Genf stattfand6,

in Anbetracht dessen, dass die Verbreitung und der Einsatz
der Informationstechnologien und -mittel die Interessen der
gesamten internationalen Gemeinschaft berühren und dass ei-
ne umfassende internationale Zusammenarbeit ihre größtmög-
liche Wirksamkeit fördert,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis darüber, dass diese
Technologien und Mittel potenziell für Zwecke eingesetzt
werden können, die mit dem Ziel der Wahrung der internatio-
nalen Stabilität und Sicherheit unvereinbar sind und nachtei-
lige Auswirkungen auf die Integrität der Infrastruktur von
Staaten haben können, wodurch die Sicherheit der Staaten im
zivilen wie im militärischen Bereich beeinträchtigt wird,

die Auffassung vertretend, dass es zu verhindern gilt, dass
Informationsressourcen oder -technologien für verbrecheri-
sche oder terroristische Zwecke genutzt werden,

Kenntnis nehmend von dem Beitrag der Mitgliedstaaten,
die dem Generalsekretär gemäß den Ziffern 1 bis 3 der Reso-
lutionen 53/70, 54/49, 55/28, 56/19, 57/53, 58/32 und 59/61 ih-
re Einschätzungen zu Fragen der Informationssicherheit vor-
gelegt haben, 

sowie Kenntnis nehmend von den Berichten des General-
sekretärs mit diesen Einschätzungen7,

unter Begrüßung der Initiative, die das Sekretariat und das
Institut der Vereinten Nationen für Abrüstungsforschung er-
griffen hatten, um im August 1999 in Genf eine internationale
Sachverständigentagung über die Entwicklungen auf dem Ge-
biet der Information und Telekommunikation im Kontext der
internationalen Sicherheit abzuhalten, sowie erfreut über de-
ren Ergebnisse,

die Auffassung vertretend, dass die in den Berichten des
Generalsekretärs enthaltenen Einschätzungen der Mitglied-
staaten und die internationale Sachverständigentagung zu ei-
nem besseren Verständnis des Kerns der Probleme auf dem
Gebiet der internationalen Informationssicherheit und der da-
mit zusammenhängenden Begriffe beigetragen haben,

eingedenk dessen, dass der Generalsekretär in Erfüllung
der Resolution 58/32 im Jahr 2004 eine Gruppe von Regie-
rungssachverständigen einsetzte, die entsprechend ihrem Auf-
trag bestehende und potenzielle Bedrohungen auf dem Gebiet
der Informationssicherheit sowie mögliche kooperative Ge-
genmaßnahmen prüfte und eine Untersuchung der einschlägi-
gen internationalen Konzepte zur Erhöhung der Sicherheit der
globalen Informations- und Telekommunikationssysteme
durchführte,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs
über die Gruppe von Regierungssachverständigen für Ent-
wicklungen auf dem Gebiet der Information und Telekommu-
nikation im Kontext der internationalen Sicherheit, der auf der
Grundlage der Arbeitsergebnisse der Gruppe erstellt wurde8,

1. fordert die Mitgliedstaaten auf, sich auf multilatera-
ler Ebene weiter für die Prüfung der bestehenden und poten-
ziellen Bedrohungen auf dem Gebiet der Informationssicher-
heit sowie für mögliche Maßnahmen zur Begrenzung der auf
diesem Gebiet neu entstehenden Bedrohungen einzusetzen,
wobei der Notwendigkeit Rechnung zu tragen ist, den freien
Informationsfluss aufrechtzuerhalten;

2. ist der Auffassung, dass es bezüglich solcher Maß-
nahmen zweckdienlich sein könnte, die einschlägigen interna-
tionalen Konzepte zur Erhöhung der Sicherheit der globalen
Informations- und Telekommunikationssysteme zu prüfen;

3. bittet alle Mitgliedstaaten, dem Generalsekretär auch
weiterhin ihre Auffassungen und Einschätzungen zu den fol-
genden Fragen mitzuteilen:

a) allgemeine Beurteilung der Probleme im Zusammen-
hang mit der Informationssicherheit;

b) auf nationaler Ebene unternommene Anstrengungen
zur Erhöhung der Informationssicherheit und zur Förderung
der internationalen Zusammenarbeit auf diesem Gebiet;

c) Inhalt der in Ziffer 2 genannten Konzepte;

d) mögliche Maßnahmen, die die internationale Ge-
meinschaft ergreifen könnte, um die Informationssicherheit
auf globaler Ebene zu erhöhen;

5 Siehe A/51/261, Anlage.
6 Siehe A/C.2/59/3. Siehe A/C.2/59/3. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/wsis_03_geneva_doc4d.pdf
(Grundsatzerklärung) und http://www.un.org/Depts/german/conf/
wsis_03_geneva_doc5d.pdf (Aktionsplan).
7 A/54/213, A/55/140 und Corr.1 und Add.1, A/56/164 und Add.1,
A/57/166 und Add.1, A/58/373, A/59/116 und Add.1 und A/60/95 und
Add.1. 8 A/60/202.
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4. ersucht den Generalsekretär, unterstützt durch eine
2009 auf der Grundlage einer ausgewogenen geografischen
Verteilung einzurichtenden Gruppe von Regierungssachver-
ständigen, die bestehenden und potenziellen Bedrohungen auf
dem Gebiet der Informationssicherheit und mögliche koope-
rative Gegenmaßnahmen sowie die in Ziffer 2 genannten Kon-
zepte weiter zu untersuchen und der Generalversammlung auf
ihrer fünfundsechzigsten Tagung einen Bericht über die Er-
gebnisse dieser Untersuchung vorzulegen;

5. beschließt, den Punkt "Entwicklungen auf dem Ge-
biet der Information und Telekommunikation im Kontext der
internationalen Sicherheit" in die vorläufige Tagesordnung ih-
rer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/46
Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 180 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 1 Enthaltung,
auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/453, Ziff. 7)9:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Antigua und Bar-
buda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas,
Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Boli-
vien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bul-
garien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Däne-
mark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea,
Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehema-
lige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi,
Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guate-
mala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak,
Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jorda-
nien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia,
Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische
Volksdemokratische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Ara-
bische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi,
Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauri-
tius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Mosam-
bik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Ni-
geria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neugui-
nea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Mol-
dau, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San
Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal,
Serbien und Montenegro, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowe-
nien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen,
Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thai-
land, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische
Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn,
Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte
Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Groß-
britannien und Nordirland, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltung: Israel.

60/46. Verbot der Entwicklung und Herstellung neuer
Arten von Massenvernichtungswaffen sowie neu-
er derartiger Waffensysteme: Bericht der Abrü-
stungskonferenz

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen über das Ver-
bot der Entwicklung und Herstellung neuer Arten von Mas-
senvernichtungswaffen sowie neuer derartiger Waffensyste-
me,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 51/37 vom
10. Dezember 1996, 54/44 vom 1. Dezember 1999 und 57/50
vom 22. November 2002 über das Verbot der Entwicklung und
Herstellung neuer Arten von Massenvernichtungswaffen so-
wie neuer derartiger Waffensysteme,

ferner unter Hinweis auf Ziffer 77 des Schlussdokuments
der zehnten Sondertagung der Generalversammlung10,

entschlossen, die Entstehung neuer Arten von Massenver-
nichtungswaffen zu verhüten, die in ihren Merkmalen von der
Zerstörungswirkung her denjenigen Massenvernichtungswaf-
fen vergleichbar sind, die in der von den Vereinten Nationen
1948 angenommenen Definition der Massenvernichtungswaf-
fen11 erfasst sind,

feststellend, dass es erstrebenswert ist, diese Frage nach
Bedarf weiter zu verfolgen,

1. erklärt erneut, dass wirksame Maßnahmen ergriffen
werden sollen, um die Entstehung neuer Arten von Massen-
vernichtungswaffen zu verhindern;

2. ersucht die Abrüstungskonferenz, die Frage unbe-
schadet der weiteren Überprüfung ihrer Tagesordnung nach
Bedarf weiter zu verfolgen, mit dem Ziel, erforderlichenfalls
Empfehlungen zur Führung konkreter Verhandlungen über
bestimmte Arten derartiger Waffen abzugeben;

3. fordert alle Staaten auf, etwaige Empfehlungen der
Abrüstungskonferenz sofort nach ihrer Abgabe wohlwollend
zu prüfen;

4. ersucht den Generalsekretär, der Abrüstungskonfe-
renz alle Dokumente zuzuleiten, welche die Behandlung die-
ses Punktes durch die sechzigste Tagung der Generalersamm-
lung betreffen;

5. ersucht die Abrüstungskonferenz, in ihren Jahresbe-
richten an die Generalversammlung über die Ergebnisse einer
etwaigen Behandlung dieser Frage Bericht zu erstatten;

6. beschließt, den Punkt "Verbot der Entwicklung und
Herstellung neuer Arten von Massenvernichtungswaffen so-
wie neuer derartiger Waffensysteme: Bericht der Abrüstungs-
konferenz" in die vorläufige Tagesordnung ihrer dreiundsech-
zigsten Tagung aufzunehmen. 

9 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Armenien, Aserbaidschan, Bangladesch, Bela-
rus, Demokratische Volksrepublik Korea, Georgien, Indonesien, Kasach-
stan, Kirgisistan, Russische Föderation, Tadschikistan, Ukraine, Vene-
zuela (Bolivarische Republik) und Zentralafrikanische Republik.

10 Resolution S-10/2.
11 Die Definition wurde von der Kommission für konventionelle Rüstung
angenommen (siehe S/C.3/32/Rev.1).



II.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Ersten Ausschusses

127

RESOLUTION 60/47

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/454, Ziff. 7)12.

60/47. Antarktis-Frage

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 57/51 vom 22. Novem-
ber 2002, in der sie den Generalsekretär ersuchte, ihr einen Be-
richt mit den von den Konsultativparteien des Antarktis-Ver-
trags zur Verfügung gestellten Informationen über ihre Kon-
sultativtagungen und ihre Tätigkeiten in der Antarktis sowie
über Entwicklungen im Zusammenhang mit der Antarktis zu
unterbreiten,

unter Berücksichtigung der Debatten, die seit ihrer acht-
unddreißigsten Tagung über die Antarktis-Frage stattgefunden
haben,

im Bewusstsein der besonderen Bedeutung, die die Antark-
tis für die internationale Gemeinschaft besitzt, insbesondere
was den Weltfrieden und die internationale Sicherheit, die glo-
bale und regionale Umwelt, ihre Auswirkungen auf die globa-
len und regionalen Klimaverhältnisse und die wissenschaftli-
che Forschung betrifft,

erneut erklärend, dass die Bewirtschaftung und Nutzung
der Antarktis in Übereinstimmung mit den Zielen und Grund-
sätzen der Charta der Vereinten Nationen und im Interesse der
Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit
sowie der Förderung der internationalen Zusammenarbeit zum
Vorteil der gesamten Menschheit erfolgen soll,

in Anerkennung dessen, dass der Antarktis-Vertrag13, der
unter anderem die Entmilitarisierung des Kontinents, das Ver-
bot von Kernexplosionen und der Beseitigung nuklearer Ab-
fälle, die Freiheit der wissenschaftlichen Forschung und den
ungehinderten Austausch wissenschaftlicher Informationen
vorsieht, die Ziele und Grundsätze der Charta fördert,

mit Befriedigung Kenntnis nehmend von dem Inkrafttreten
des Umweltschutzprotokolls zum Antarktis-Vertrag14 am
14. Januar 1998, dem zufolge die Antarktis als ein dem Frieden
und der Wissenschaft gewidmetes Naturreservat bezeichnet
wird, sowie der Bestimmungen in dem Protokoll zum Schutz
der antarktischen Umwelt sowie der abhängigen und verbun-
denen Ökosysteme, namentlich die Notwendigkeit einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung bei der Planung und Durchfüh-
rung aller einschlägigen Tätigkeiten in der Antarktis,

begrüßend, dass die Länder, die in der Antarktis wissen-
schaftliche Forschungsarbeiten durchführen, auch weiterhin
zusammenarbeiten, was dazu beitragen kann, dass die Auswir-
kungen der Tätigkeit des Menschen auf die antarktische Um-
welt auf ein Mindestmaß beschränkt bleiben,

sowie begrüßend, dass sich die internationale Gemein-
schaft zunehmend mit der Antarktis befasst und für diese in-
teressiert, und überzeugt von den Vorteilen, die eine bessere
Kenntnis der Antarktis für die gesamte Menschheit mit sich
bringt,

ferner begrüßend, dass das in Buenos Aires eingerichtete
Sekretariat des Antarktis-Vertrags am 1. September 2004 sei-
ne Arbeit aufgenommen hat, 

in Bekräftigung ihrer Überzeugung, dass die Antarktis im
Interesse der gesamten Menschheit auch weiterhin für alle Zei-
ten ausschließlich für friedliche Zwecke genutzt und nicht zum
Schauplatz oder Gegenstand internationaler Zwietracht wer-
den soll,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über die Antarktis-Frage15 und der Rolle, die der General-
sekretär dem Umweltprogramm der Vereinten Nationen bei
der Erstellung seines Berichts zugewiesen hat, sowie von der
sechsundzwanzigsten Konsultativtagung zum Antarktis-Ver-
trag vom 9. bis 20. Juni 2003 in Madrid, der siebenundzwan-
zigsten Konsultativtagung zum Antarktis-Vertrag vom
24. Mai bis 4. Juni 2004 in Kapstadt (Südafrika) und der acht-
undzwanzigsten Konsultativtagung zum Antarktis-Vertrag
vom 6. bis 17. Juni 2005 in Stockholm;

2. verweist auf die Erklärung in Kapitel 17 der von der
Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwick-
lung verabschiedeten Agenda 2116, wonach Staaten, die For-
schungsarbeiten in der Antarktis durchführen, nach Artikel III
des Antarktis-Vertrags auch in Zukunft

a) sicherstellen sollen, dass die aus diesen Forschungs-
arbeiten resultierenden Daten und Informationen der interna-
tionalen Gemeinschaft unbeschränkt zur Verfügung stehen;

b) der internationalen Wissenschaft und den Sonderor-
ganisationen des Systems der Vereinten Nationen bessere Zu-
griffsmöglichkeiten auf diese Daten und Informationen bieten
sollen, so auch durch die Förderung regelmäßig stattfindender
Seminare und Symposien;

3. begrüßt es, dass der Exekutivdirektor des Umwelt-
programms der Vereinten Nationen zur Teilnahme an den
Konsultativtagungen zum Antarktis-Vertrag eingeladen wur-
de, damit er diesen Tagungen bei ihrer Sacharbeit behilflich
sein kann, und fordert die Parteien nachdrücklich auf, ihn auch
zu künftigen Konsultativtagungen einzuladen;

4. begrüßt außerdem die Praxis, wonach die Konsulta-
tivparteien des Antarktis-Vertrags dem Generalsekretär regel-
mäßig Informationen über ihre Konsultativtagungen und ihre
Tätigkeiten in der Antarktis zur Verfügung stellen, und ermu-
tigt die Parteien, dem Generalsekretär und den interessierten
Staaten auch weiterhin Informationen über diese Tagungen so-

12 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
13 United Nations, Treaty Series, Vol. 402, Nr. 5778. Deutsche Überset-
zung: dBGBl. 1978 II S. 1517; öBGBl. Nr. 39/1988; AS 1990 1925. 
14 International Legal Materials, Vol. XXX, Nr. 6, S. 1461. Deutsche
Übersetzung: dBGBl. 1994 II S. 2478.

15 A/60/222.
16 Siehe Report of the United Nations Conference on Environment and
Development, Rio de Janeiro, 3-14 June 1992, Vol. I, Resolutions Adop-
ted by the Conference (United Nations publication, Sales No. E.93.I.8 und
Korrigendum), Resolution 1, Anlage I. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/agenda21/agenda_21.pdf.
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wie über Tätigkeiten und Entwicklungen im Zusammenhang
mit der Antarktis zur Verfügung zu stellen;

5. beschließt, mit der Angelegenheit befasst zu bleiben. 

RESOLUTION 60/48

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 132 Stimmen bei 3 Gegenstimmen und 46 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/455, Ziff. 7)17:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Antigua und Barbuda, Argentinien,
Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasilien,
Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte
d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea,
Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fi-
dschi, Gabun, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana,
Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika,
Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Ka-
tar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische
Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Mau-
retanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal,
Neuseeland, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Paraguay,
Peru, Philippinen, Republik Korea, Russische Föderation, Salomonen, Sambia,
Samoa, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Senegal, Sierra Leone, Simbab-
we, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Süd-
afrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand,
Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tunesien, Turkmenistan, Tu-
valu, Uganda, Ukraine, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische
Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam,
Zentralafrikanische Republik.

Dagegen: Frankreich, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordir-
land, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Andorra, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bul-
garien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedoni-
en, Estland, Finnland, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Ka-
nada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Marshallin-
seln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Niederlande, Norwegen,
Österreich, Palau, Papua-Neuguinea, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumä-
nien, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Slo-
wenien, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ungarn, Zypern.

60/48. Verwirklichung der Erklärung des Indischen
Ozeans zur Friedenszone

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf die Erklärung des Indischen Ozeans zur
Friedenszone in ihrer Resolution 2832 (XXVI) vom 16. De-
zember 1971 sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/47
vom 1. Dezember 1999, 56/16 vom 29. November 2001 und
58/29 vom 8. Dezember 2003 und andere diesbezügliche Re-
solutionen,

sowie unter Hinweis auf den Bericht der im Juli 1979 ab-
gehaltenen Konferenz der Anrainer- und Hinterlandstaaten
des Indischen Ozeans18,

ferner unter Hinweis auf Ziffer 102 des Schlussdokuments
der vom 20. bis 25. Februar 2003 in Kuala Lumpur abgehal-
tenen dreizehnten Konferenz der Staats- und Regierungschefs
der nichtgebundenen Länder19, in der unter anderem vermerkt
wurde, dass der Vorsitzende des Ad-hoc-Ausschusses für den
Indischen Ozean seine informellen Konsultationen über die
künftige Tätigkeit des Ausschusses fortsetzen werde,

betonend, dass konsensuale Ansätze gefördert werden
müssen, welche die Verfolgung solcher Vorhaben begünsti-
gen,

im Hinblick auf die Initiativen, welche die Länder der Re-
gion ergriffen haben, um die Zusammenarbeit, insbesondere
die wirtschaftliche Zusammenarbeit, im Gebiet des Indischen
Ozeans zu fördern, sowie in Anbetracht des möglichen Bei-
trags solcher Initiativen zu den übergeordneten Zielen einer
Friedenszone,

in der Überzeugung, dass die Teilnahme aller ständigen
Mitglieder des Sicherheitsrats sowie der wichtigsten schiff-
fahrtlichen Nutzer des Indischen Ozeans an der Arbeit des Ad-
hoc-Ausschusses wichtig ist und Fortschritte bei einem für alle
Seiten nutzbringenden Dialog zur Schaffung von Bedingun-
gen des Friedens, der Sicherheit und der Stabilität in der Re-
gion des Indischen Ozeans begünstigen würde,

in der Erwägung, dass größere Anstrengungen und mehr
Zeit erforderlich sind, um eine zielgerichtete Diskussion über
praktische Maßnahmen zur Herbeiführung von Bedingungen
des Friedens, der Sicherheit und der Stabilität in der Region
des Indischen Ozeans einzuleiten,

nach Behandlung des Berichts des Ad-hoc-Ausschusses
für den Indischen Ozean20,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Ad-hoc-Aus-
schusses für den Indischen Ozean20;

2. bringt von neuem ihre Überzeugung zum Ausdruck,
dass die Teilnahme aller ständigen Mitglieder des Sicherheits-
rats sowie der wichtigsten schifffahrtlichen Nutzer des Indi-
schen Ozeans an der Arbeit des Ad-hoc-Ausschusses wichtig
ist und die Einleitung eines für alle Seiten nutzbringenden Dia-
logs zur Förderung des Friedens, der Sicherheit und der Sta-
bilität in der Region des Indischen Ozeans erheblich erleich-
tern würde;

3. ersucht den Vorsitzenden des Ad-hoc-Ausschusses,
seine informellen Konsultationen mit den Mitgliedern des
Ausschusses fortzusetzen und der Generalversammlung auf
ihrer zweiundsechzigsten Tagung über den Ausschuss Bericht
zu erstatten;

4. ersucht den Generalsekretär, dem Ad-hoc-Ausschuss
im Rahmen der vorhandenen Mittel auch weiterhin jede erfor-

17 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Indonesien (im Namen der Mitgliedstaaten der
Vereinten Nationen, die Mitglieder der Bewegung der nichtgebundenen
Länder sind).

18 Official Records of the General Assembly, Thirty-fourth Session, Sup-
plement No. 45 und Korrigendum (A/34/45 und Corr.1).
19 Siehe A/57/759-S/2003/332, Anlage I.
20 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 29 (A/60/29).
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derliche Hilfe zu gewähren, einschließlich der Bereitstellung
von Kurzprotokollen;

5. beschließt, den Punkt "Verwirklichung der Erklärung
des Indischen Ozeans zur Friedenszone" in die vorläufige Ta-
gesordnung ihrer zweiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/49
Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/456, Ziff. 7)21.

60/49. Vertrag über eine kernwaffenfreie Zone in Afrika

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 51/53 vom 10. De-
zember 1996 und 56/17 vom 29. November 2001 und alle ihre
anderen einschlägigen Resolutionen sowie die Resolutionen
der Organisation der afrikanischen Einheit,

sowie unter Hinweis auf die Unterzeichnung des Vertrags
über eine kernwaffenfreie Zone in Afrika (Pelindaba-Ver-
trag)22 am 11. April 1996 in Kairo,

ferner unter Hinweis auf die bei diesem Anlass verabschie-
dete Erklärung von Kairo23, in der betont wurde, dass kernwaf-
fenfreie Zonen, insbesondere in Spannungsregionen wie dem
Nahen Osten, den Frieden und die Sicherheit weltweit und in
den Regionen fördern,

Kenntnis nehmend von der vom Präsidenten des Sicher-
heitsrats am 12. April 1996 im Namen der Ratsmitglieder ab-
gegebenen Erklärung24, in der es hieß, dass die afrikanischen
Länder mit der Unterzeichnung des Vertrags über eine kern-
waffenfreie Zone in Afrika einen wichtigen Beitrag zur Wah-
rung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit ge-
leistet haben,

in der Erwägung, dass die Schaffung von kernwaffenfreien
Zonen, insbesondere im Nahen Osten, die Sicherheit Afrikas
und die Bestandfähigkeit der kernwaffenfreien Zone in Afrika
festigen würde,

1. fordert die afrikanischen Staaten auf, soweit nicht be-
reits geschehen, den Vertrag über eine kernwaffenfreie Zone
in Afrika (Pelindaba-Vertrag)22 möglichst bald zu unterzeich-
nen und zu ratifizieren, damit er unverzüglich in Kraft treten
kann;

2. dankt den Kernwaffenstaaten, welche die sie betref-
fenden Protokolle unterzeichnet haben, und fordert diejenigen
Staaten, welche die sie betreffenden Protokolle noch nicht ra-
tifiziert haben, auf, dies so bald wie möglich zu tun;

3. fordert die Staaten, auf die sich das Protokoll III des
Vertrags bezieht, auf, soweit nicht bereits geschehen, alles Er-

forderliche zu tun, um die rasche Anwendung des Vertrags auf
Hoheitsgebiete sicherzustellen, für die sie de jure oder de facto
völkerrechtlich verantwortlich sind und die innerhalb der
Grenzen der in dem Vertrag festgelegten geografischen Zone
liegen;

4. fordert die afrikanischen Staaten, die Vertragspartei-
en des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen25

sind, auf, soweit nicht bereits geschehen, entsprechend dem
Vertrag umfassende Sicherungsabkommen mit der Internatio-
nalen Atomenergie-Organisation zu schließen und so die Be-
stimmungen des Artikels 9 Buchstabe b und des Anhangs II
des Pelindaba-Vertrags zu erfüllen, sobald dieser in Kraft tritt,
sowie auf der Grundlage des am 15. Mai 1997 vom Gouver-
neursrat der Organisation gebilligten Musterprotokolls26 Zu-
satzprotokolle zu ihren Sicherungsabkommen zu schließen;

5. dankt dem Generalsekretär, dem Vorsitzenden der
Kommission der Afrikanischen Union und dem Generaldirek-
tor der Internationalen Atomenergie-Organisation, dass sie
den Unterzeichnerstaaten des Vertrags gewissenhaft wirksa-
me Unterstützung gewährt haben;

6. beschließt, den Punkt "Vertrag über eine kernwaffen-
freie Zone in Afrika" in die vorläufige Tagesordnung ihrer
zweiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/50

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/457, Ziff. 7)27.

60/50. Festigung der mit dem Vertrag über das Verbot
von Kernwaffen in Lateinamerika und der Kari-
bik (Tlatelolco-Vertrag) geschaffenen Rechtsord-
nung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis darauf, dass der Vertrag über das Verbot von
Kernwaffen in Lateinamerika und der Karibik (Tlatelolco-
Vertrag)28 am 14. Februar 1967 in Mexiko-Stadt zur Unter-
zeichnung aufgelegt wurde,

sowie unter Hinweis darauf, dass in der Präambel zum Tla-
telolco-Vertrag festgestellt wird, dass militärisch entnukleari-
sierte Zonen nicht Selbstzweck, sondern vielmehr ein Mittel
sind, um später eine allgemeine und vollständige Abrüstung zu
erzielen,

21 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Bangladesch und Nigeria (im Namen der Mit-
gliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der afri-
kanischen Staaten sind).
22 Siehe A/50/426, Anlage.
23 A/51/113-S/1996/276, Anlage.
24 S/PRST/1996/17; siehe Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheits-
rats, 1996.

25 United Nations, Treaty Series, Vol. 729, Nr. 10485. Deutsche Überset-
zung: dBGBl. 1974 II S. 785; LGBl. 1978 Nr. 15; öBGBl. Nr. 258/1970;
AS 1977 471.
26 International Atomic Energy Agency, INFCIRC/540 (Korrigierte Fas-
sung).
27 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Antigua und Barbuda, Argentinien, Bahamas,
Bangladesch, Barbados, Belize, Bolivien, Brasilien, Chile, Costa Rica,
Dominica, Dominikanische Republik, Ecuador, El Salvador, Grenada,
Guatemala, Guyana, Haiti, Honduras, Jamaika, Kolumbien, Kuba, Me-
xiko, Nicaragua, Panama, Paraguay, Peru, St. Kitts und Nevis, St. Lucia,
St. Vincent und die Grenadinen, Suriname, Trinidad und Tobago und Ve-
nezuela (Bolivarische Republik).
28 United Nations, Treaty Series, Vol. 634, Nr. 9068.
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ferner unter Hinweis darauf, dass sie in ihrer Resolution
2286 (XXII) vom 5. Dezember 1967 den Tlatelolco-Vertrag
mit besonderer Befriedigung als ein Ereignis von historischer
Bedeutung bei den Bemühungen um die Verhütung der Ver-
breitung von Kernwaffen und die Förderung des Weltfriedens
und der internationalen Sicherheit begrüßte,

unter Hinweis darauf, dass die Generalkonferenz der Or-
ganisation für das Verbot von Kernwaffen in Lateinamerika
und der Karibik 1990, 1991 und 1992 einen Katalog von Än-
derungen29 des Tlatelolco-Vertrags billigte und zur Unter-
zeichnung auflegte, mit dem Ziel, das volle Inkrafttreten dieses
Rechtsakts zu ermöglichen,

hervorhebend, dass sich der Tlatelolco-Vertrag nun für
dreiunddreißig souveräne Staaten der Region in Kraft befin-
det, was eine Konsolidierung der ersten in einer dicht besie-
delten Region geschaffenen kernwaffenfreien Zone bedeutet,

mit Befriedigung Kenntnis nehmend von der führenden
Rolle der Organisation für das Verbot von Kernwaffen in La-
teinamerika und der Karibik bei der Einberufung der ersten
Konferenz der Vertrags- und Unterzeichnerstaaten von Ver-
trägen über die Schaffung kernwaffenfreier Zonen, die vom
26. bis 28. April 2005 in Tlatelolco (Mexiko) stattfand30,

erneut erklärend, wie wichtig es ist, die Organisation als
das geeignete rechtliche und politische Forum für die Gewähr-
leistung der Zusammenarbeit mit den Organisationen anderer
kernwaffenfreier Zonen zu stärken,

1. begrüßt es, dass sich der Vertrag über das Verbot von
Kernwaffen in Lateinamerika und der Karibik (Tlatelolco-
Vertrag)28 für die souveränen Staaten der Region nun in Kraft
befindet und dass dies von der Generalkonferenz der Organi-
sation für das Verbot von Kernwaffen in Lateinamerika und
der Karibik auf ihrer am 5. und 6. November 2003 in Havanna
abgehaltenen achtzehnten Tagung offiziell anerkannt wurde,
und nimmt Kenntnis von den Ergebnissen der genannten Ta-
gung der Generalkonferenz, namentlich von der Verabschie-
dung der Erklärung von Havanna31;

2. fordert die Länder der Region nachdrücklich auf, so-
weit nicht bereits geschehen, ihre Ratifikationsurkunden be-
treffend die von der Generalkonferenz der Organisation in ih-
ren Resolutionen 267 (E-V), 268 (XII) und 290 (E-VII) gebil-
ligten Änderungen des Tlatelolco-Vertrags zu hinterlegen;

3. beschließt, den Punkt "Festigung der mit dem Vertrag
über das Verbot von Kernwaffen in Lateinamerika und der Ka-
ribik (Tlatelolco-Vertrag) geschaffenen Rechtsordnung" in die
vorläufige Tagesordnung ihrer zweiundsechzigsten Tagung
aufzunehmen.

RESOLUTION 60/51
Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 110 Stimmen bei 53 Gegenstimmen und 17 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/459, Ziff. 7)32:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Antigua und Barbuda, Äthiopien, Ba-
hamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien,
Botsuana, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica,
Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Ko-
rea, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Erit-
rea, Fidschi, Gabun, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau,
Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Ja-
maika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Katar, Kenia, Ko-
lumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Repu-
blik, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar,
Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko,
Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria,
Oman, Pakistan, Panama, Peru, Philippinen, Sambia, São Tomé und Príncipe,
Saudi-Arabien, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri Lanka,
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Sudan, Suriname, Syrische Arabische
Republik, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tunesien, Turkme-
nistan, Tuvalu, Uganda, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische
Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zentralafrikanische Republik.

Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowi-
na, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Ma-
zedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island,
Israel, Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Neu-
seeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Papua-Neuguinea, Polen,
Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden,
Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechi-
sche Republik, Türkei, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nord-
irland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

Enthaltungen: Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Belarus, Brasilien,
Kasachstan, Kirgisistan, Paraguay, Russische Föderation, Samoa, Südafrika,
Tadschikistan, Tonga, Ukraine, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu.

60/51. Die Rolle von Wissenschaft und Technologie im
Kontext der internationalen Sicherheit und der
Abrüstung

Die Generalversammlung,

in Anbetracht dessen, dass wissenschaftlich-technische
Neuentwicklungen sowohl für zivile als auch für militärische
Zwecke genutzt werden können und dass auf zivile Anwen-
dungsmöglichkeiten ausgerichtete wissenschaftlich-techni-
sche Fortschritte gewahrt und gefördert werden müssen,

besorgt darüber, dass militärische Anwendungen wissen-
schaftlich-technischer Neuentwicklungen maßgeblich zur
Verbesserung und Perfektionierung von fortgeschrittenen
Waffensystemen und insbesondere von Massenvernichtungs-
waffen beitragen können,

29 A/47/467, Anhang.
30 A/60/121, Anlagen.
31 Siehe Resolution CG/Res.457 der Organisation für das Verbot von
Kernwaffen in Lateinamerika und der Karibik; in Englisch verfügbar un-
ter www.opanal.org.

32 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Bangladesch, Bhutan, Brunei Darussalam, Bur-
kina Faso, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominikanische Repu-
blik, Fidschi, Guyana, Haiti, Indien, Indonesien, Iran (Islamische Repu-
blik), Jordanien, Kambodscha, Kenia, Kongo, Kuba, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Madagaskar, Mauritius, Namibia, Nepal, Pakistan, Peru,
Sambia, Simbabwe, Singapur, Sri Lanka und Vietnam.



II.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Ersten Ausschusses

131

im Bewusstsein der Notwendigkeit, wissenschaftlich-tech-
nische Neuentwicklungen, die nachteilige Auswirkungen auf
die internationale Sicherheit und die Abrüstung haben können,
genau zu verfolgen und solche Neuentwicklungen auf nutz-
bringende Anwendungszwecke hinzulenken,

sich dessen bewusst, dass internationale Transfers von zivil
wie militärisch verwendbaren und spitzentechnologischen
Produkten, Dienstleistungen und Kenntnissen für friedliche
Zwecke für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der
Staaten wichtig sind,

sowie sich der Notwendigkeit bewusst, diese Transfers von
Gütern und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck
sowie von Spitzentechnologien mit militärischen Anwen-
dungsmöglichkeiten durch multilateral ausgehandelte, allge-
mein anwendbare, nichtdiskriminierende Richtlinien zu regu-
lieren,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über die zunehmende
Verbreitung von Ad-hoc- und ausschließlichen Exportkon-
trollregelungen und -vereinbarungen für Güter und Technolo-
gien mit doppeltem Verwendungszweck, die in der Regel die
wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Entwicklungslän-
der behindern,

unter Hinweis darauf, dass in dem Schlussdokument der
vom 20. bis 25. Februar 2003 in Kuala Lumpur abgehaltenen
dreizehnten Konferenz der Staats- und Regierungschefs der
nichtgebundenen Länder33 abermals mit Besorgnis festgestellt
wurde, dass der Export von Gerät, Ausrüstungen und Techno-
logie für friedliche Zwecke in Entwicklungsländer nach wie
vor unangemessenen Beschränkungen unterliegt,

betonend, dass international ausgehandelte Richtlinien für
den Transfer von Spitzentechnologien mit militärischen An-
wendungsmöglichkeiten den legitimen Verteidigungsbedürf-
nissen aller Staaten sowie den Erfordernissen der Wahrung des
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit Rechnung tra-
gen, gleichzeitig jedoch sicherstellen sollen, dass niemandem
der Zugang zu spitzentechnologischen Produkten, Dienstlei-
stungen und Kenntnissen für friedliche Zwecke verwehrt wird,

1. erklärt, dass wissenschaftlich-technische Fortschrit-
te zu Gunsten der gesamten Menschheit genutzt werden sollen,
um die nachhaltige wirtschaftliche und soziale Entwicklung
aller Staaten zu fördern und die internationale Sicherheit zu ge-
währleisten, und dass die internationale Zusammenarbeit bei
der Nutzung von Wissenschaft und Technologie durch den
Transfer und Austausch von technologischem Know-how für
friedliche Zwecke gefördert werden soll;

2. bittet die Mitgliedstaaten, zusätzliche Anstrengun-
gen zu unternehmen, um Wissenschaft und Technologie für
Abrüstungszwecke einzusetzen und interessierten Staaten Ab-
rüstungstechnologien zur Verfügung zu stellen;

3. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, unter
Beteiligung aller interessierten Staaten multilaterale Verhand-
lungen zu führen, mit dem Ziel, allgemein annehmbare, nicht-

diskriminierende Richtlinien für internationale Transfers von
Gütern und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck
sowie von Spitzentechnologien mit militärischen Anwen-
dungsmöglichkeiten zu erarbeiten;

4. ermutigt die Organe der Vereinten Nationen, im Rah-
men der bestehenden Mandate die Anwendung von Wissen-
schaft und Technologie für friedliche Zwecke zu fördern;

5. beschließt, den Punkt "Die Rolle von Wissenschaft
und Technologie im Kontext der internationalen Sicherheit
und der Abrüstung" in die vorläufige Tagesordnung ihrer ein-
undsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/52

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/460, Ziff. 7)34.

60/52. Schaffung einer kernwaffenfreien Zone in der
Nahostregion

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 3263 (XXIX) vom
9. Dezember 1974, 3474 (XXX) vom 11. Dezember 1975,
31/71 vom 10. Dezember 1976, 32/82 vom 12. Dezember
1977, 33/64 vom 14. Dezember 1978, 34/77 vom 11. Dezem-
ber 1979, 35/147 vom 12. Dezember 1980, 36/87 A und B
vom 9. Dezember 1981, 37/75 vom 9. Dezember 1982, 38/64
vom 15. Dezember 1983, 39/54 vom 12. Dezember 1984,
40/82 vom 12. Dezember 1985, 41/48 vom 3. Dezember 1986,
42/28 vom 30. November 1987, 43/65 vom 7. Dezember 1988,
44/108 vom 15. Dezember 1989, 45/52 vom 4. Dezember
1990, 46/30 vom 6. Dezember 1991, 47/48 vom 9. Dezember
1992, 48/71 vom 16. Dezember 1993, 49/71 vom 15. Dezem-
ber 1994, 50/66 vom 12. Dezember 1995, 51/41 vom 10. De-
zember 1996, 52/34 vom 9. Dezember 1997, 53/74 vom 4. De-
zember 1998, 54/51 vom 1. Dezember 1999, 55/30 vom
20. November 2000, 56/21 vom 29. November 2001, 57/55
vom 22. November 2002, 58/34 vom 8. Dezember 2003 und
59/63 vom 3. Dezember 2004 über die Schaffung einer kern-
waffenfreien Zone in der Nahostregion

sowie unter Hinweis auf die Empfehlungen betreffend die
Schaffung einer solchen Zone im Nahen Osten entsprechend
den Ziffern 60 bis 63 und insbesondere Ziffer 63 d) des
Schlussdokuments der zehnten Sondertagung der Generalver-
sammlung35,

unter Hervorhebung der grundlegenden Bestimmungen
der genannten Resolutionen, in denen alle unmittelbar Betei-
ligten aufgefordert werden, die erforderlichen praktischen und
dringlichen Maßnahmen zur Verwirklichung des Vorschlags
zur Schaffung einer kernwaffenfreien Zone in der Nahostre-
gion zu erwägen und für die Zeit bis zur Schaffung einer sol-
chen Zone und während deren Schaffung feierlich zu erklären,
dass sie auf der Grundlage der Gegenseitigkeit darauf verzich-
ten, Kernwaffen und Kernsprengkörper herzustellen, zu er-

33 A/57/759-S/2003/332, Anlage I.

34 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Bangladesch und Dschibuti.
35 Resolution S-10/2.
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werben oder in irgendeiner anderen Form zu besitzen oder
Dritten die Stationierung von Kernwaffen in ihrem Hoheits-
gebiet zu gestatten, der Unterstellung ihrer kerntechnischen
Anlagen unter die Sicherungsmaßnahmen der Internationalen
Atomenergie-Organisation zuzustimmen sowie ihre Unter-
stützung für die Schaffung der Zone zu erklären und solche Er-
klärungen zur etwaigen Behandlung beim Sicherheitsrat zu
hinterlegen,

in Bekräftigung des unveräußerlichen Rechts aller Staaten,
Kernenergie für friedliche Zwecke zu erwerben und zu er-
schließen,

unter Hervorhebung der Notwendigkeit geeigneter Maß-
nahmen in der Frage des Verbots militärischer Angriffe auf
kerntechnische Anlagen,

eingedenk des von der Generalversammlung seit ihrer
fünfunddreißigsten Tagung erzielten Konsenses, wonach die
Schaffung einer kernwaffenfreien Zone im Nahen Osten den
Weltfrieden und die internationale Sicherheit wesentlich festi-
gen würde,

in dem Wunsche, auf diesem Konsens aufbauend maßgeb-
liche Fortschritte auf dem Wege zur Schaffung einer kernwaf-
fenfreien Zone im Nahen Osten zu erzielen,

unter Begrüßung aller Initiativen, die zur allgemeinen und
vollständigen Abrüstung führen, so auch in der Nahostregion,
und insbesondere über die Schaffung einer von Massenver-
nichtungswaffen, einschließlich Kernwaffen, freien Zone in
dieser Region,

Kenntnis nehmend von den Friedensverhandlungen im Na-
hen Osten, die umfassend sein und einen geeigneten Rahmen
für die friedliche Beilegung strittiger Fragen in der Region vor-
geben sollten,

in Anerkennung der Wichtigkeit einer glaubhaften regio-
nalen Sicherheit, einschließlich der Schaffung einer gegensei-
tig verifizierbaren kernwaffenfreien Zone,

unter Hervorhebung der wesentlichen Rolle, die den Ver-
einten Nationen bei der Schaffung einer gegenseitig verifizier-
baren kernwaffenfreien Zone zukommt,

nach Prüfung des Berichts des Generalsekretärs über die
Durchführung der Resolution 59/6336,

1. fordert alle unmittelbar Beteiligten nachdrücklich
auf, im Einklang mit den entsprechenden Resolutionen der Ge-
neralversammlung ernsthaft die zur Verwirklichung des Vor-
schlags zur Schaffung einer kernwaffenfreien Zone in der
Nahostregion erforderlichen praktischen und dringlichen
Maßnahmen zu erwägen, und bittet die betreffenden Länder,
zur Förderung dieses Ziels dem Vertrag über die Nichtverbrei-
tung von Kernwaffen37 beizutreten;

2. fordert alle Länder der Region auf, soweit nicht be-
reits geschehen, bis zur Schaffung der Zone der Unterstellung
ihrer gesamten nuklearen Aktivitäten unter die Sicherungs-

maßnahmen der Internationalen Atomenergie-Organisation
zuzustimmen;

3. nimmt Kenntnis von der Resolution GC(49)/RES/15
über die Anwendung der Sicherungsmaßnahmen der Organi-
sation im Nahen Osten, die am 30. September 2005 von der
Generalkonferenz der Internationalen Atomenergie-Organisa-
tion auf ihrer neunundvierzigsten ordentlichen Tagung verab-
schiedet wurde38;

4. stellt fest, wie wichtig die laufenden bilateralen Nah-
ost-Friedensverhandlungen und die Aktivitäten der multilate-
ralen Arbeitsgruppe für Rüstungskontrolle und regionale Si-
cherheit für die Förderung des gegenseitigen Vertrauens und
der Sicherheit im Nahen Osten, einschließlich der Schaffung
einer kernwaffenfreien Zone, sind;

5. bittet alle Länder der Region, bis zur Schaffung einer
kernwaffenfreien Zone in der Nahostregion entsprechend Zif-
fer 63 d) des Schlussdokuments der zehnten Sondertagung der
Generalversammlung35 ihre Unterstützung für die Schaffung
einer solchen Zone zu erklären und diese Erklärungen beim Si-
cherheitsrat zu hinterlegen;

6. bittet diese Länder außerdem, bis zur Schaffung der
Zone weder Kernwaffen zu entwickeln, herzustellen, zu erpro-
ben oder auf andere Weise zu erwerben noch die Stationierung
von Kernwaffen oder Kernsprengkörpern in ihrem Hoheitsge-
biet oder in ihrer Kontrolle unterstehenden Gebieten zuzulas-
sen;

7. bittet die Kernwaffenstaaten und alle anderen Staa-
ten, bei der Schaffung der Zone mitzuhelfen und gleichzeitig
alles zu unterlassen, was dem Buchstaben und dem Geist die-
ser Resolution zuwiderläuft;

8. nimmt Kenntnis von dem Bericht des General-
sekretärs36;

9. bittet alle Beteiligten, zu überlegen, welche Mittel ge-
eignet wären, zu dem Ziel der allgemeinen und vollständigen
Abrüstung und zur Schaffung einer von Massenvernichtungs-
waffen freien Zone in der Nahostregion beizutragen;

10. ersucht den Generalsekretär, im Einklang mit Zif-
fer 7 der Resolution 46/30 und unter Berücksichtigung der
Entwicklung der Lage in der Region die Konsultationen mit
den Staaten der Region und anderen in Betracht kommenden
Staaten fortzusetzen und die Auffassungen dieser Staaten zu
den in den Kapiteln III und IV der Studie im Anhang zu seinem
Bericht vom 10. Oktober 199039 dargelegten Maßnahmen oder
anderen einschlägigen Maßnahmen einzuholen, damit es zu
Fortschritten auf dem Wege zur Schaffung einer kernwaffen-
freien Zone im Nahen Osten kommt;

11. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Be-
richt über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen;

36 A/60/126 (Part I).
37 United Nations, Treaty Series, Vol. 729, Nr. 10485. Deutsche Überset-
zung: dBGBl. 1974 II S. 785; LGBl. 1978 Nr. 15; öBGBl. Nr. 258/1970;
AS 1977 471. 

38 Siehe International Atomic Energy Agency, Resolutions and Other De-
cisions of the General Conference, Forty-ninth Regular Session,
26-30 September 2005 (GC(49)/RES/DEC(2005)).
39 A/45/435.
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12. beschließt, den Punkt "Schaffung einer kernwaffen-
freien Zone in der Nahostregion" in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/53

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 120 Stimmen ohne Gegenstimmen bei 59 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/461, Ziff. 7)40:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Antigua und Barbuda, Aserbaid-
schan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belize, Benin,
Bhutan, Botsuana, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Co-
sta Rica, Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksre-
publik Korea, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salva-
dor, Eritrea, Fidschi, Gabun, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bis-
sau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Repu-
blik), Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde,
Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Ku-
wait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libanon, Liberia, Li-
bysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Ma-
li, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Na-
mibia, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Paraguay,
Peru, Philippinen, Sambia, Samoa, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Se-
negal, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vin-
cent und die Grenadinen, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tad-
schikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tunesien, Turk-
menistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela
(Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tan-
sania, Vietnam, Zentralafrikanische Republik.

Dagegen: Keine.
Enthaltungen: Albanien, Andorra, Argentinien, Armenien, Australien, Bela-

rus, Belgien, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Däne-
mark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland,
Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Ka-
nada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Marshallin-
seln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Neuseeland, Niederlande,
Norwegen, Österreich, Palau, Papua-Neuguinea, Polen, Portugal, Republik Ko-
rea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, San Marino, Schweden,
Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika,
Tschechische Republik, Türkei, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien
und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

60/53. Abschluss wirksamer internationaler Vereinba-
rungen zur Sicherung der Nichtkernwaffenstaa-
ten gegen den Einsatz oder die Androhung des
Einsatzes von Kernwaffen

Die Generalversammlung,

eingedenk der Notwendigkeit, der berechtigten Sorge der
Staaten der Welt um die Gewährleistung dauerhafter Sicher-
heit für ihre Völker Rechnung zu tragen,

in der Überzeugung, dass Kernwaffen die größte Bedro-
hung für die Menschheit und den Fortbestand der Zivilisation
darstellen,

die Fortschritte begrüßend, die in den letzten Jahren auf
dem Gebiet der nuklearen und der konventionellen Abrüstung
erzielt wurden,

feststellend, dass trotz der jüngsten Fortschritte auf dem
Gebiet der nuklearen Abrüstung weitere Anstrengungen not-
wendig sind, damit die allgemeine und vollständige Abrüstung
unter wirksamer internationaler Kontrolle erreicht wird,

in der Überzeugung, dass die nukleare Abrüstung und die
vollständige Beseitigung der Kernwaffen unerlässlich sind,
wenn die Gefahr eines Atomkriegs gebannt werden soll,

entschlossen, sich strikt an die einschlägigen Bestimmun-
gen der Charta der Vereinten Nationen über die Nichtanwen-
dung oder Nichtandrohung von Gewalt zu halten,

in Anbetracht dessen, dass die Unabhängigkeit, die terri-
toriale Unversehrtheit und die Souveränität der Nichtkernwaf-
fenstaaten gegen die Anwendung oder Androhung von Ge-
walt, das heißt auch gegen den Einsatz oder die Androhung des
Einsatzes von Kernwaffen, geschützt werden müssen,

die Auffassung vertretend, dass die internationale Gemein-
schaft bis zur Herbeiführung einer universalen nuklearen Ab-
rüstung unbedingt wirksame Maßnahmen und Vereinbarun-
gen ausarbeiten muss, um die Sicherheit der Nichtkernwaffen-
staaten vor dem Einsatz oder der Androhung des Einsatzes von
Kernwaffen, gleichviel von welcher Seite, zu gewährleisten,

in Anbetracht dessen, dass wirksame Maßnahmen und
Vereinbarungen zur Sicherung der Nichtkernwaffenstaaten
gegen den Einsatz oder die Androhung des Einsatzes von
Kernwaffen einen positiven Beitrag zur Verhütung der Ver-
breitung von Kernwaffen darstellen können,

eingedenk der Ziffer 59 des Schlussdokuments der zehnten
Sondertagung der Generalversammlung41, der ersten Sonder-
tagung über Abrüstung, in der sie die Kernwaffenstaaten nach-
drücklich aufforderte, sich, soweit angebracht, um den Ab-
schluss wirksamer Vereinbarungen zur Sicherung der Nicht-
kernwaffenstaaten gegen den Einsatz oder die Androhung des
Einsatzes von Kernwaffen zu bemühen, sowie in dem Wun-
sche, die Anwendung der einschlägigen Bestimmungen des
Schlussdokuments zu fördern,

unter Hinweis auf die einschlägigen Teile des Sonderbe-
richts des Abrüstungsausschusses42, der der Generalversamm-
lung auf ihrer zwölften Sondertagung, der zweiten Sonderta-
gung über Abrüstung, vorgelegt wurde43, des Sonderberichts
der Abrüstungskonferenz, der der Versammlung auf ihrer
fünfzehnten Sondertagung, der dritten Sondertagung über Ab-
rüstung, vorgelegt wurde44, sowie des Berichts der Konferenz
über ihre Tagung 199245,

40 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Bangladesch, Ägypten, Brunei Darussalam, De-
mokratische Volksrepublik Korea, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Re-
publik), Jordanien, Kolumbien, Kuba, Malawi, Malaysia, Mali, Myan-
mar, Nigeria, Pakistan, Sambia, Saudi-Arabien, Sri Lanka, Sudan, Syri-
sche Arabische Republik und Vietnam.

41 Resolution S-10/2.
42 Mit Wirkung vom 7. Februar 1984 wurde der Abrüstungsausschuss in
Abrüstungskonferenz umbenannt.
43 Official Records of the General Assembly, Twelfth Special Session,
Supplement No. 2 (A/S-12/2), Abschn. III.C.
44 Ebd., Fifteenth Special Session, Supplement No. 2 (A/S-15/2),
Abschn. III.F.
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sowie unter Hinweis auf Ziffer 12 der in der Anlage zu ih-
rer Resolution 35/46 vom 3. Dezember 1980 enthaltenen Er-
klärung der achtziger Jahre zur Zweiten Abrüstungsdekade,
worin es unter anderem heißt, der Abrüstungsausschuss solle
alles in seinen Kräften Stehende tun, um eilends Verhandlun-
gen zur Erzielung einer Einigung über wirksame internationale
Vereinbarungen zur Sicherung der Nichtkernwaffenstaaten
gegen den Einsatz oder die Androhung des Einsatzes von
Kernwaffen zu führen,

in Anbetracht der eingehenden Verhandlungen, die in der
Abrüstungskonferenz und ihrem Ad-hoc-Ausschuss für wirk-
same internationale Vereinbarungen zur Sicherung der Nicht-
kernwaffenstaaten gegen den Einsatz oder die Androhung des
Einsatzes von Kernwaffen mit dem Ziel einer Einigung in die-
ser Frage geführt werden46,

Kenntnis nehmend von den Vorschlägen, die in der Abrü-
stungskonferenz unter diesem Punkt vorgelegt wurden, na-
mentlich von den Entwürfen eines internationalen Überein-
kommens,

sowie Kenntnis nehmend von dem entsprechenden Be-
schluss der vom 20. bis 25. Februar 2003 in Kuala Lumpur ab-
gehaltenen dreizehnten Konferenz der Staats- und Regie-
rungschefs der nichtgebundenen Länder47 sowie den einschlä-
gigen Empfehlungen der Organisation der Islamischen Kon-
ferenz,

ferner Kenntnis nehmend von den von allen Kernwaffen-
staaten abgegebenen einseitigen Erklärungen über ihre Politik
des Nichteinsatzes und der Nichtandrohung des Einsatzes von
Kernwaffen gegen die Nichtkernwaffenstaaten,

in Anbetracht der in der Abrüstungskonferenz und in der
Generalversammlung zum Ausdruck gekommenen Unterstüt-
zung für die Ausarbeitung eines internationalen Übereinkom-
mens zur Sicherung der Nichtkernwaffenstaaten gegen den
Einsatz oder die Androhung des Einsatzes von Kernwaffen so-
wie in Anbetracht der aufgezeigten Schwierigkeiten bei der
Entwicklung eines allseitig annehmbaren gemeinsamen An-
satzes,

Kenntnis nehmend von der Resolution 984 (1995) des Si-
cherheitsrats vom 11. April 1995 und den dazu zum Ausdruck
gebrachten Auffassungen,

unter Hinweis auf ihre in früheren Jahren verabschiedeten
einschlägigen Resolutionen, insbesondere die Resolutionen
45/54 vom 4. Dezember 1990, 46/32 vom 6. Dezember 1991,
47/50 vom 9. Dezember 1992, 48/73 vom 16. Dezember 1993,
49/73 vom 15. Dezember 1994, 50/68 vom 12. Dezember
1995, 51/43 vom 10. Dezember 1996, 52/36 vom 9. Dezember
1997, 53/75 vom 4. Dezember 1998, 54/52 vom 1. Dezember

1999, 55/31 vom 20. November 2000, 56/22 vom 29. Novem-
ber 2001, 57/56 vom 22. November 2002, 58/35 vom 8. De-
zember 2003 und 59/64 vom 3. Dezember 2004,

1. bekräftigt die dringende Notwendigkeit, eine baldige
Einigung über wirksame internationale Vereinbarungen zur
Sicherung der Nichtkernwaffenstaaten gegen den Einsatz oder
die Androhung des Einsatzes von Kernwaffen zu erzielen;

2. stellt mit Befriedigung fest, dass es in der Abrüstungs-
konferenz keine grundsätzlichen Einwände gegen den Gedan-
ken eines internationalen Übereinkommens zur Sicherung der
Nichtkernwaffenstaaten gegen den Einsatz oder die Andro-
hung des Einsatzes von Kernwaffen gibt, obwohl auch auf die
Schwierigkeiten hingewiesen wurde, die es bei der Entwick-
lung eines allseitig annehmbaren gemeinsamen Ansatzes gibt;

3. appelliert an alle Staaten, insbesondere an die Kern-
waffenstaaten, aktiv auf eine baldige Einigung auf einen ge-
meinsamen Ansatz und insbesondere auf eine gemeinsame
Formel hinzuarbeiten, die Bestandteil eines rechtsverbindli-
chen internationalen Dokuments werden könnte;

4. empfiehlt, der Suche nach einem solchen gemeinsa-
men Ansatz oder einer gemeinsamen Formel weiter intensive
Anstrengungen zu widmen und die verschiedenen Alternati-
ven, so insbesondere auch die in der Abrüstungskonferenz be-
handelten Ansätze, im Hinblick auf eine Überwindung der
Schwierigkeiten weiter zu untersuchen;

5. empfiehlt außerdem der Abrüstungskonferenz, auch
weiterhin aktiv intensive Verhandlungen im Hinblick auf eine
baldige Einigung und den Abschluss wirksamer internationa-
ler Vereinbarungen zur Sicherung der Nichtkernwaffenstaaten
gegen den Einsatz oder die Androhung des Einsatzes von
Kernwaffen zu führen und dabei die breite Unterstützung für
den Abschluss eines internationalen Übereinkommens zu be-
rücksichtigen und alle anderen auf dasselbe Ziel gerichteten
Vorschläge in Erwägung zu ziehen;

6. beschließt, den Punkt "Abschluss wirksamer interna-
tionaler Vereinbarungen zur Sicherung der Nichtkernwaffen-
staaten gegen den Einsatz oder die Androhung des Einsatzes
von Kernwaffen" in die vorläufige Tagesordnung ihrer ein-
undsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/54

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 180 Stimmen bei 2 Gegenstimmen und ohne Ent-
haltungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/462, Ziff. 8)48:

45 Ebd., Forty-seventh Session, Supplement No. 27 (A/47/27),
Abschn. III.F.
46 Ebd., Forty-eighth Session, Supplement No. 27 (A/48/27), Ziff. 39.
47 Siehe A/57/759-S/2003/332, Anlage I.

48 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Algerien, Ägypten, Armenien, Bangladesch,
Belarus, Bhutan, Brunei Darussalam, China, Côte d'Ivoire, Demokrati-
sche Volksrepublik Korea, Dominikanische Republik, Ecuador, Ghana,
Guatemala, Haiti, Indien, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Jamai-
ka, Jemen, Jordanien, Kasachstan, Katar, Kenia, Kongo, Kuba, Kuwait,
Libysch-Arabische Dschamahirija, Malaysia, Mongolei, Myanmar, Ne-
pal, Pakistan, Russische Föderation, Sambia, Saudi-Arabien, Sierra Leo-
ne, Simbabwe, Sri Lanka, Sudan, Syrische Arabische Republik, Timor-
Leste, Trinidad und Tobago und Uruguay.
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Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Antigua und Bar-
buda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas,
Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Boli-
vien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bul-
garien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Däne-
mark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea,
Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehema-
lige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi,
Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guate-
mala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak,
Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jorda-
nien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia,
Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische
Volksdemokratische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Ara-
bische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi,
Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauri-
tius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Mosam-
bik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Ni-
geria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neugui-
nea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Mol-
dau, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San
Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal,
Serbien und Montenegro, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowe-
nien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen,
Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thai-
land, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische
Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn,
Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte
Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Groß-
britannien und Nordirland, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Israel, Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltungen: Keine.

60/54. Verhütung eines Wettrüstens im Weltraum

Die Generalversammlung,

in Anerkennung des gemeinsamen Interesses der gesamten
Menschheit an der Erforschung und Nutzung des Weltraums
zu friedlichen Zwecken,

erneut erklärend, dass es der Wille aller Staaten ist, dass
die Erforschung und Nutzung des Weltraums einschließlich
des Mondes und anderer Himmelskörper friedlichen Zwecken
dient und zum Vorteil und im Interesse aller Länder ohne An-
sehen ihres wirtschaftlichen oder wissenschaftlichen Entwick-
lungsstandes durchgeführt wird,

in Bekräftigung der Artikel III und IV des Vertrags über die
Grundsätze zur Regelung der Tätigkeiten von Staaten bei der
Erforschung und Nutzung des Weltraums einschließlich des
Mondes und anderer Himmelskörper49,

unter Hinweis darauf, dass alle Staaten verpflichtet sind,
die Bestimmungen der Charta der Vereinten Nationen betref-
fend die Anwendung oder Androhung von Gewalt in ihren in-
ternationalen Beziehungen, einschließlich ihrer Weltraumak-
tivitäten, einzuhalten,

in Bekräftigung der Ziffer 80 des Schlussdokuments der
zehnten Sondertagung der Generalversammlung50, worin es

heißt, dass zur Verhütung eines Wettrüstens im Weltraum wei-
tere Maßnahmen ergriffen und entsprechende internationale
Verhandlungen im Geiste des Vertrags geführt werden sollen,

unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen zu dieser
Frage und Kenntnis nehmend von den Vorschlägen, die der
Generalversammlung auf ihrer zehnten Sondertagung und auf
ihren ordentlichen Tagungen vorgelegt wurden, sowie von den
Empfehlungen, die den zuständigen Organen der Vereinten
Nationen und der Abrüstungskonferenz unterbreitet wurden,

in der Erkenntnis, dass die Verhütung eines Wettrüstens im
Weltraum eine ernste Gefahr für den Weltfrieden und die in-
ternationale Sicherheit abwenden würde,

unter Hervorhebung der überragenden Bedeutung der
strikten Einhaltung der bestehenden Rüstungsbegrenzungs-
und Abrüstungsübereinkünfte über den Weltraum, einschließ-
lich der bilateralen Abkommen, und der bestehenden Rechts-
ordnung betreffend die Nutzung des Weltraums,

die Auffassung vertretend, dass eine breite Teilnahme an
der auf den Weltraum anwendbaren Rechtsordnung zu ihrer
größeren Wirksamkeit beitragen könnte,

feststellend, dass der Ad-hoc-Ausschuss zur Verhütung ei-
nes Wettrüstens im Weltraum unter Berücksichtigung der von
ihm seit seiner Einsetzung im Jahr 1985 unternommenen Be-
mühungen und mit dem Ziel der qualitativen Verbesserung
seiner Arbeitsweise die Prüfung und Abgrenzung verschiede-
ner Fragen, bestehender Übereinkünfte und Vorschläge sowie
künftiger Initiativen betreffend die Verhütung eines Wettrü-
stens im Weltraum fortgesetzt hat51 und dass dies zu einem bes-
seren Verständnis einer Reihe von Problemen und zu einem
klareren Bild der verschiedenen Standpunkte beigetragen hat,

sowie feststellend, dass in der Abrüstungskonferenz keine
grundsätzlichen Einwände gegen die Wiedereinsetzung des
Ad-hoc-Ausschusses bestanden, vorbehaltlich der erneuten
Überprüfung des in dem Beschluss der Abrüstungskonferenz
vom 13. Februar 199252 enthaltenen Mandats,

hervorhebend, dass bilaterale und multilaterale Anstren-
gungen auf dem Gebiet der Verhütung eines Wettrüstens im
Weltraum einander ergänzen, sowie in der Hoffnung, dass die-
se Anstrengungen möglichst bald zu konkreten Ergebnissen
führen,

davon überzeugt, dass im Hinblick auf die Verhütung eines
Wettrüstens im Weltraum, namentlich die Stationierung von
Waffen im Weltraum, weitere Maßnahmen zur Erreichung
wirksamer und verifizierbarer bilateraler und multilateraler
Übereinkünfte geprüft werden sollen,

betonend, dass die vermehrte Nutzung des Weltraums die
Notwendigkeit größerer Transparenz und eines besseren In-
formationsstands der internationalen Gemeinschaft erhöht,

49 Resolution 2222 (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1969
II. S. 1967; öBGBl. Nr. 103/1968; AS 1970 87.

50 Resolution S-10/2.
51 Official Records of the General Assembly, Forty-ninth Session, Supple-
ment No. 27 (A/49/27), Abschn. III.D (Ziff. 5 des zitierten Texts).
52 CD/1125.
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in diesem Zusammenhang unter Hinweis auf ihre früheren
Resolutionen, insbesondere die Resolutionen 45/55 B vom
4. Dezember 1990, 47/51 vom 9. Dezember 1992 und 48/74 A
vom 16. Dezember 1993, in denen sie unter anderem die Wich-
tigkeit vertrauensbildender Maßnahmen als Mittel zur Errei-
chung des Ziels der Verhütung eines Wettrüstens im Weltraum
bekräftigte,

im Bewusstsein der Vorteile von vertrauens- und sicher-
heitsbildenden Maßnahmen auf militärischem Gebiet,

in der Erwägung, dass Verhandlungen zum Abschluss ei-
ner oder mehrerer internationaler Übereinkünfte zur Verhü-
tung eines Wettrüstens im Weltraum nach wie vor eine Haupt-
aufgabe des Ad-hoc-Ausschusses sind und dass die konkreten
Vorschläge betreffend vertrauensbildende Maßnahmen einen
festen Bestandteil derartiger Übereinkünfte bilden könnten,

1. bekräftigt die Wichtigkeit und Dringlichkeit der Ver-
hütung eines Wettrüstens im Weltraum sowie die Bereitschaft
aller Staaten, in Übereinstimmung mit dem Vertrag über die
Grundsätze zur Regelung der Tätigkeiten von Staaten bei der
Erforschung und Nutzung des Weltraums einschließlich des
Mondes und anderer Himmelskörper49 ihren Beitrag zur Errei-
chung dieses gemeinsamen Ziels zu leisten;

2. räumt erneut ein, wie auch im Bericht des Ad-hoc-
Ausschusses zur Verhütung eines Wettrüstens im Weltraum
festgestellt wird, dass die auf den Weltraum anwendbare
Rechtsordnung allein noch keine Gewähr für die Verhütung ei-
nes Wettrüstens im Weltraum bietet, dass diese Rechtsord-
nung eine bedeutsame Rolle bei der Verhütung eines Wettrü-
stens in diesem Umweltbereich spielt, dass es erforderlich ist,
diese Rechtsordnung zu konsolidieren und zu stärken und ihre
Wirksamkeit zu erhöhen, und dass es wichtig ist, die bestehen-
den bilateralen und multilateralen Übereinkünfte strikt einzu-
halten;

3. betont, dass zur Verhütung eines Wettrüstens im
Weltraum weitere Maßnahmen mit geeigneten wirksamen Ve-
rifikationsbestimmungen notwendig sind;

4. fordert alle Staaten, insbesondere die führenden
Raumfahrtnationen, auf, aktiv zur Verwirklichung des Ziels
der friedlichen Nutzung des Weltraums und der Verhütung ei-
nes Wettrüstens im Weltraum beizutragen und im Interesse der
Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit
sowie der Förderung der internationalen Zusammenarbeit al-
les zu unterlassen, was diesem Ziel und den bestehenden Ver-
trägen auf diesem Gebiet zuwiderläuft;

5. erklärt erneut, dass die Abrüstungskonferenz als das
einzige Forum für multilaterale Abrüstungsverhandlungen die
Hauptrolle bei der Aushandlung einer oder gegebenenfalls
mehrerer multilateraler Übereinkünfte zur Verhütung eines
Wettrüstens im Weltraum unter allen seinen Aspekten spielt;

6. bittet die Abrüstungskonferenz, die Prüfung und Ak-
tualisierung des in ihrem Beschluss vom 13. Februar 199252

enthaltenen Mandats abzuschließen und so bald wie möglich
während ihrer Tagung 2006 einen Ad-hoc-Ausschuss einzu-
setzen;

7. anerkennt in dieser Hinsicht die wachsende Überein-
stimmung in Bezug auf die Ausarbeitung von Maßnahmen zur
Stärkung der Transparenz, des Vertrauens und der Sicherheit
bei der friedlichen Nutzung des Weltraums;

8. fordert die Staaten, die Weltraumaktivitäten durch-
führen, sowie diejenigen Staaten, die an der Durchführung sol-
cher Tätigkeiten interessiert sind, nachdrücklich auf, die Ab-
rüstungskonferenz über die Fortschritte etwaiger bilateraler
und multilateraler Verhandlungen über diese Angelegenheit
unterrichtet zu halten, um ihr ihre Tätigkeit zu erleichtern;

9. beschließt, den Punkt "Verhütung eines Wettrüstens
im Weltraum" in die vorläufige Tagesordnung ihrer einund-
sechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/55

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 163 Stimmen ohne Gegenstimmen bei 10 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)53:

Dafür: Afghanistan, Albanien, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain,
Bangladesch, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowi-
na, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi,
Chile, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo,
Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehema-
lige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi,
Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guate-
mala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Irak, Irland, Is-
land, Israel, Italien, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada,
Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo,
Kroatien, Kuwait, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dscha-
mahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Ma-
lediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mexiko,
Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar,
Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen,
Oman, Österreich, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philip-
pinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Salomo-
nen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien,
Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Sierra Leone, Simbab-
we, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia,
St. Vincent und die Grenadinen, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik,
Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tschechische
Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay,
Vanuatu, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinig-
tes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika,
Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Keine.
Enthaltungen: Ägypten, Barbados, Belarus, Indonesien, Iran (Islamische

Republik), Jamaika, Kuba, Russische Föderation, Südafrika, Venezuela (Boliva-
rische Republik).

53 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bolivi-
en, Bulgarien, Chile, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische
Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Grie-
chenland, Haiti, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kanada, Kroatien,
Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Monaco, Nicaragua, Niederlande,
Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumä-
nien, Sambia, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien und Montene-
gro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Thailand, Timor-Leste, Tschechi-
sche Republik, Türkei, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien
und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika und Zypern.
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60/55. Einhaltung der Nichtverbreitungs-, Rüstungsbe-
grenzungs- und Abrüstungsübereinkünfte

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 57/86 vom 22. Novem-
ber 2002 und andere einschlägige Resolutionen zu dieser Fra-
ge,

in Anerkennung dessen, dass es ein ständiges Anliegen al-
ler Mitgliedstaaten ist, die Achtung der sich aus den Verträgen,
deren Vertragspartei sie sind, und anderen Völkerrechtsquel-
len ergebenden Rechte und Verpflichtungen zu wahren,

in der Überzeugung, dass es für den Frieden, die Sicherheit
und die Stabilität auf regionaler und globaler Ebene unabding-
bar ist, dass die Mitgliedstaaten die Charta der Vereinten Na-
tionen, die Nichtverbreitungs-, Rüstungsbegrenzungs- und
Abrüstungsübereinkünfte, deren Vertragspartei sie sind, sowie
andere vereinbarte Verpflichtungen einhalten, 

betonend, dass die Nichteinhaltung dieser Übereinkünfte
und anderer vereinbarter Verpflichtungen durch die Vertrags-
staaten sich nicht nur nachteilig auf die Sicherheit der Ver-
tragsstaaten auswirkt, sondern auch Sicherheitsrisiken für an-
dere Staaten schaffen kann, die auf die in diesen Übereinkünf-
ten festgeschriebenen Beschränkungen und Verpflichtungen
vertrauen,

sowie betonend, dass die Bestandfähigkeit und Wirksam-
keit der Nichtverbreitungs-, Rüstungsbegrenzungs- und Abrü-
stungsübereinkünfte und anderer vereinbarter Verpflichtun-
gen die vollständige Einhaltung dieser Übereinkünfte erfor-
dern,

besorgt darüber, dass einige Staaten ihre jeweiligen Ver-
pflichtungen nicht einhalten,

feststellend, dass Verifikation, Einhaltung und eine im Ein-
klang mit der Charta erfolgende Durchsetzung untrennbar mit-
einander verknüpft sind,

in dem Bewusstsein, dass die Staaten durch die volle Ein-
haltung der sie betreffenden Nichtverbreitungs-, Rüstungsbe-
grenzungs- und Abrüstungsübereinkünfte und anderer verein-
barter Verpflichtungen zu den Anstrengungen beitragen, die
unternommen werden, um die gegen internationale Verpflich-
tungen verstoßende Entwicklung und Verbreitung von Mas-
senvernichtungswaffen, ihren Technologien und ihren Träger-
systemen zu verhüten und nichtstaatlichen Akteuren den Zu-
gang zu derartigen Kapazitäten zu verwehren,

1. unterstreicht, dass die Einhaltung der Nichtverbrei-
tungs-, Rüstungsbegrenzungs- und Abrüstungsübereinkünfte
sowie anderer vereinbarter Verpflichtungen zur Stärkung des
Vertrauens und zur Erhöhung der Sicherheit und Stabilität bei-
trägt;

2. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, ihren jeweili-
gen Verpflichtungen nachzukommen und sie vollständig ein-
zuhalten;

3. fordert diejenigen Staaten, die ihre jeweiligen Ver-
pflichtungen derzeit nicht einhalten, nachdrücklich auf, eine
strategische Entscheidung zu Gunsten der erneuten Einhaltung
dieser Verpflichtungen zu treffen;

4. fordert alle Mitgliedstaaten zu einem abgestimmten
Vorgehen im Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen
des Völkerrechts auf, um durch bilaterale und multilaterale
Mittel alle Staaten dazu zu ermutigen, die sie betreffenden
Nichtverbreitungs-, Rüstungsbegrenzungs- und Abrüstungs-
übereinkünfte und anderen vereinbarten Verpflichtungen ein-
zuhalten, und um diejenigen, die diese Übereinkünfte nicht
einhalten, auf eine mit der Charta der Vereinten Nationen im
Einklang stehende Weise dafür zur Rechenschaft zu ziehen;

5. ermutigt alle Vertragsstaaten, die Vereinten Nationen
und andere internationale Organisationen, ihrem jeweiligen
Mandat entsprechend Maßnahmen im Einklang mit der Charta
zu ergreifen, um zu verhindern, dass Staaten der internationa-
len Sicherheit und Stabilität ernsthaften Schaden zufügen, in-
dem sie ihre bestehenden Nichtverbreitungs-, Rüstungsbe-
grenzungs- und Abrüstungsverpflichtungen nicht einhalten;

6. beschließt, mit der Angelegenheit befasst zu bleiben.

RESOLUTION 60/56

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 153 Stimmen bei 5 Gegenstimmen und 20 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)54:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Argentinien, Armenien,
Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belgien,
Belize, Benin, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei
Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte
d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepu-
blik Korea, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecua-
dor, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Finnland, Gabun, Ghana, Grenada, Guatemala,
Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indonesien, Irak, Iran (Islami-
sche Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kam-
bodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan,
Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokra-
tische Republik, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven,
Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei,
Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Ni-
ger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Panama, Papua-Neuguinea, Para-
guay, Peru, Philippinen, Republik Korea, Republik Moldau, Salomonen, Sambia,
Samoa, San Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden,
Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur,
Slowakei, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Süd-
afrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand,
Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tune-
sien, Türkei, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Boliva-
rische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania,
Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Frankreich, Indien, Israel, Vereinigtes Königreich Großbritannien
und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Australien, Belarus, Bhutan, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, Estland, Georgien, Griechenland, Lettland, Mikrone-
sien (Föderierte Staaten von), Pakistan, Palau, Polen, Portugal, Rumänien, Rus-
sische Föderation, Slowenien, Spanien, St. Kitts und Nevis, Ungarn.

54 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Bangladesch, Brasilien, Costa Rica,
Ecuador, Guyana, Irak, Irland, Jordanien, Kenia, Liberia, Malta, Mexiko,
Neuseeland, Österreich, Salomonen, Sambia, Samoa, Schweden, Sierra
Leone, Südafrika und Timor-Leste.
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60/56. Auf dem Weg zu einer kernwaffenfreien Welt: Be-
schleunigte Erfüllung der Verpflichtungen auf
dem Gebiet der nuklearen Abrüstung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 58/51 vom 8. Dezem-
ber 2003 und 59/75 vom 3. Dezember 2004,

sowie unter Hinweis auf die den Nahen Osten betreffenden
Beschlüsse und Resolutionen der Konferenz der Vertragspar-
teien im Jahr 1995 zur Überprüfung und Verlängerung des
Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen55 und auf
das Schlussdokument der Konferenz der Vertragsparteien im
Jahr 2000 zur Überprüfung des Vertrags über die Nichtverbrei-
tung von Kernwaffen56,

es bedauernd, dass auf der Konferenz der Vertragsparteien
im Jahr 2005 zur Überprüfung des Vertrags über die Nichtver-
breitung von Kernwaffen keine sachbezogenen Ergebnisse er-
zielt wurden und dass die Generalversammlung auf ihrem
Weltgipfel 2005 nicht in der Lage war, eine Einigung in Bezug
auf Angelegenheiten im Zusammenhang mit der nuklearen
Abrüstung und der Nichtverbreitung von Kernwaffen zu erzie-
len,

eingedenk des sechzigsten Jahrestags der Atombombenab-
würfe auf Hiroshima und Nagasaki (Japan) im Jahr 2005 und
dessen, dass die Menschheit nie wieder einer solchen entsetz-
lichen Zerstörung ausgesetzt werden sollte,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die Gefahr,
die die Möglichkeit eines Einsatzes von Kernwaffen für die
Menschheit darstellt,

in Anbetracht der wachsenden Besorgnis über die Nicht-
umsetzung der bindenden Verpflichtungen und vereinbarten
Schritte im Hinblick auf die nukleare Abrüstung, 

erneut erklärend, dass die nukleare Abrüstung und die
Nichtverbreitung von Kernwaffen sich gegenseitig verstär-
kende Prozesse sind, die dringend unumkehrbare Fortschritte
an beiden Fronten erfordern,

daran erinnernd, dass sich die Kernwaffenstaaten un-
missverständlich dazu verpflichtet haben, die vollständige Be-
seitigung ihrer Kernwaffenbestände mit dem Ziel der nuklea-
ren Abrüstung herbeizuführen, im Einklang mit den nach
Artikel VI des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kern-
waffen57 eingegangenen Verpflichtungen, 

unterstreichend, wie wichtig der Vertrag und seine Uni-
versalität für die Herbeiführung der nuklearen Abrüstung und
der Nichtverbreitung von Kernwaffen sind,

1. bekräftigt, dass die Ergebnisse der Konferenz der
Vertragsparteien im Jahr 2000 zur Überprüfung des Vertrags
über die Nichtverbreitung von Kernwaffen den Rahmen für sy-
stematische und schrittweise Anstrengungen zur Herbeifüh-
rung der nuklearen Abrüstung vorgeben56;

2. fordert die Kernwaffenstaaten auf, die auf der Über-
prüfungskonferenz von 2000 vereinbarten praktischen Schrit-
te zur Herbeiführung der nuklearen Abrüstung beschleunigt
umzusetzen und dadurch zu einer sichereren Welt für alle
Menschen beizutragen;

3. fordert alle Staaten auf, die in Bezug auf die nukleare
Abrüstung und die Nichtverbreitung von Kernwaffen einge-
gangenen Verpflichtungen voll zu erfüllen und nichts zu tun,
was den beiden Anliegen abträglich sein oder zu einem neuen
nuklearen Wettrüsten führen könnte;

4. fordert alle Vertragsstaaten auf, alles daranzusetzen,
um die Universalität des Vertrags über die Nichtverbreitung
von Kernwaffen57 herbeizuführen, und fordert Indien, Israel
und Pakistan, die noch nicht Vertragsparteien des Vertrags
sind, auf, ihm unverzüglich und bedingungslos als Nichtkern-
waffenstaaten beizutreten;

5. beschließt, den Punkt "Auf dem Weg zu einer kern-
waffenfreien Welt: Beschleunigte Erfüllung der Verpflichtun-
gen auf dem Gebiet der nuklearen Abrüstung" in die vorläufige
Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen
und die Durchführung dieser Resolution auf der genannten Ta-
gung zu überprüfen.

RESOLUTION 60/57

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)58.

60/57. Verbot der Ablagerung radioaktiver Abfälle

Die Generalversammlung,

eingedenk der vom Ministerrat der Organisation der
afrikanischen Einheit verabschiedeten Resolutionen
CM/Res.1153 (XLVIII) von 198859 und CM/Res.1225 (L) von
198960 über die Ablagerung von nuklearen Abfällen und Indu-
strieabfällen in Afrika,

unter Begrüßung der von der Generalkonferenz der Inter-
nationalen Atomenergie-Organisation am 21. September 1990
auf ihrer vierunddreißigsten ordentlichen Tagung verabschie-
deten Resolution GC(XXXIV)/RES/530, mit der ein Verfah-
renskodex für die internationale grenzüberschreitende Ver-
bringung radioaktiver Abfälle aufgestellt wurde61,

55 Siehe 1995 Review and Extension Conference of the Parties to the Trea-
ty on the Non-Proliferation of Nuclear Weapons, Final Document, Part
I (NPT/CONF.1995/32 (Part I) und Corr.2), Anhang.
56 Siehe 2000 Review Conference of the Parties to the Treaty on the Non-
Proliferation of Nuclear Weapons, Final Document, Vol. I
(NPT/CONF.2000/28 (Parts I and II)), Teil I.
57 United Nations, Treaty Series, Vol. 729, Nr. 10485. Deutsche Überset-
zung: dBGBl. 1974 II S. 785; LGBl. 1978 Nr. 15; öBGBl. Nr. 258/1970;
AS 1977 471.

58 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Bangladesch und Nigeria (im Namen der Mit-
gliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der afri-
kanischen Staaten sind). 
59 Siehe A/43/398, Anlage I.
60 Siehe A/44/603, Anlage I.
61 Siehe International Atomic Energy Agency, Resolutions and Other
Decisions of the General Conference, Thirty-fourth Regular Session,
17-21 September 1990 (GC(XXXIV)/RESOLUTIONS (1990)).



II.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Ersten Ausschusses

139

davon Kenntnis nehmend, dass sich die Teilnehmer des am
19. und 20. April 1996 in Moskau abgehaltenen Gipfeltreffens
über nukleare Sicherheit und Sicherung verpflichteten, das
Einbringen radioaktiver Abfälle ins Meer zu verbieten62,

im Hinblick auf ihre Resolution 2602 C (XXIV) vom
16. Dezember 1969, in der sie die Konferenz des Abrüstungs-
ausschusses63 unter anderem ersuchte, effektive Kontrollver-
fahren gegen den Einsatz radiologischer Mittel im Kriege zu
prüfen,

im Bewusstsein der potenziellen Gefahren, die mit jeder
Verwendung radioaktiver Abfälle verbunden sind, die radio-
logischer Kriegführung gleichkäme, sowie von deren Folgen
für die regionale und internationale Sicherheit, insbesondere
die Sicherheit der Entwicklungsländer,

unter Hinweis auf alle ihre Resolutionen, die sie seit ihrer
dreiundvierzigsten Tagung im Jahr 1988 zu dieser Frage ver-
abschiedet hat, namentlich ihre Resolution 51/45 J vom
10. Dezember 1996,

sowie unter Hinweis auf die von der Generalkonferenz der
Internationalen Atomenergie-Organisation am 21. September
2001 auf ihrer fünfundvierzigsten ordentlichen Tagung im
Konsens verabschiedete Resolution GC(45)/RES/1064, in der
die Staaten, die radioaktives Material befördern, gebeten wer-
den, gegebenenfalls den betroffenen Staaten auf deren Ersu-
chen Zusicherungen zu geben, dass die innerstaatlichen Vor-
schriften des befördernden Staates die Transportvorschriften
der Organisation berücksichtigen, und ihnen sachdienliche In-
formationen über die Beförderung solcher Materialien zur
Verfügung zu stellen, wobei die übermittelten Informationen
keinesfalls den Maßnahmen für physische Sicherheit und Si-
cherung widersprechen dürfen,

es begrüßend, dass am 5. September 1997 in Wien auf
Empfehlung der Teilnehmer des Gipfeltreffens über nukleare
Sicherheit und Sicherung das Gemeinsame Übereinkommen
über die Sicherheit der Behandlung abgebrannter Brennele-
mente und über die Sicherheit der Behandlung radioaktiver
Abfälle65 verabschiedet wurde,

mit Befriedigung feststellend, dass das Gemeinsame Über-
einkommen am 18. Juni 2001 in Kraft trat,

feststellend, dass die erste Überprüfungstagung der Ver-
tragsparteien des Gemeinsamen Übereinkommens über die Si-
cherheit der Behandlung abgebrannter Brennelemente und
über die Sicherheit der Behandlung radioaktiver Abfälle vom
3. bis 14. November 2003 in Wien abgehalten wurde,

in dem Wunsche, die Verwirklichung von Ziffer 76 des
Schlussdokuments der zehnten Sondertagung der Generalver-
sammlung66, der ersten Sondertagung über Abrüstung, zu för-
dern,

1. nimmt Kenntnis von dem Teil des Berichts der Abrü-
stungskonferenz, der sich auf ein künftiges Übereinkommen
über das Verbot radiologischer Waffen bezieht67;

2. bekundet ihre ernste Besorgnis über jede Verwen-
dung nuklearer Abfälle, die radiologischer Kriegführung
gleichkäme und ernste Folgen für die nationale Sicherheit aller
Staaten hätte;

3. fordert alle Staaten auf, geeignete Maßnahmen zur
Verhütung jeder Ablagerung von nuklearen oder radioaktiven
Abfällen zu ergreifen, welche die Souveränität von Staaten
verletzen würde;

4. ersucht die Abrüstungskonferenz, bei den Verhand-
lungen über ein Übereinkommen über das Verbot radiologi-
scher Waffen radioaktive Abfälle als eine Frage zu berücksich-
tigen, die in den Anwendungsbereich eines solchen Überein-
kommens fällt;

5. ersucht die Abrüstungskonferenz außerdem, ihre Be-
mühungen zum baldigen Abschluss eines solchen Überein-
kommens zu verstärken und in ihren Bericht an die zweiund-
sechzigste Tagung der Generalversammlung auch Angaben
über die Fortschritte bei den Verhandlungen über dieses The-
ma aufzunehmen;

6. nimmt Kenntnis von der vom Ministerrat der Organi-
sation der afrikanischen Einheit verabschiedeten Resolution
CM/Res.1356 (LIV) von 199168 betreffend das Bamako-Über-
einkommen über das Verbot der Einfuhr gefährlicher Abfälle
nach Afrika und die Kontrolle ihrer grenzüberschreitenden
Verbringung innerhalb Afrikas;

7. bringt die Hoffnung zum Ausdruck, dass die wirksa-
me Anwendung des Verfahrenskodexes der Internationalen
Atomenergie-Organisation für die internationale grenzüber-
schreitende Verbringung radioaktiver Abfälle allen Staaten ei-
nen besseren Schutz vor der Ablagerung radioaktiver Abfälle
in ihrem Hoheitsgebiet gewähren wird;

8. appelliert an alle Mitgliedstaaten, die noch nicht die
erforderlichen Schritte unternommen haben, um Vertragspar-
tei des Gemeinsamen Übereinkommens über die Sicherheit
der Behandlung abgebrannter Brennelemente und über die Si-
cherheit der Behandlung radioaktiver Abfälle65 zu werden,
dies so bald wie möglich zu tun;

9. beschließt, den Punkt "Verbot der Ablagerung radio-
aktiver Abfälle" in die vorläufige Tagesordnung ihrer zwei-
undsechzigsten Tagung aufzunehmen.

62 A/51/131, Anlage I, Ziff. 20.
63 Die Konferenz des Abrüstungsausschusses wurde ab der zehnten Son-
dertagung der Generalversammlung zum Abrüstungsausschuss. Mit Wir-
kung vom 7. Februar 1984 wurde der Abrüstungsausschuss in Abrü-
stungskonferenz umbenannt.
64 Siehe International Atomic Energy Agency, Resolutions and Other
Decisions of the General Conference, Forty-fifth Regular Session,
17-21 September 2001 (GC(45)/RES/DEC(2001)).
65 United Nations, Treaty Series, Vol. 2153, Nr. 37605. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1998 II S. 1752; öBGBl. Nr. 169/2001; AS 2005 31. 

66 Resolution S-10/2.
67 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-fourth Session,
Supplement No. 27 (A/54/27), Kap. III, Abschn. E.
68 Siehe A/46/390, Anlage I.
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RESOLUTION 60/58

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 167 Stimmen bei 3 Gegenstimmen und 8 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)69:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Antigua und Bar-
buda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas,
Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bolivien, Bos-
nien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Bur-
kina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demo-
kratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland,
Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Ga-
bun, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-
Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Ir-
land, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun,
Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren,
Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Leso-
tho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein,
Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Ma-
rokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia,
Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman,
Österreich, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen,
Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Salomonen, Sambia, Sa-
moa, San Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz,
Senegal, Serbien und Montenegro, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien,
Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan,
Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste,
Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei,
Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanua-
tu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte
Republik Tansania, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Frankreich, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordir-
land, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Bhutan, Indien, Israel, Marshallinseln, Pakistan, Palau, Rus-
sische Föderation, Spanien.

60/58. Kernwaffenfreie südliche Hemisphäre und an-
grenzende Gebiete

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 51/45 B vom 10. De-
zember 1996, 52/38 N vom 9. Dezember 1997, 53/77 Q vom
4. Dezember 1998, 54/54 L vom 1. Dezember 1999, 55/33 I
vom 20. November 2000, 56/24 G vom 29. November 2001,
57/73 vom 22. November 2002, 58/49 vom 8. Dezember 2003
und 59/85 vom 3. Dezember 2004,

sowie unter Hinweis darauf, dass die Abrüstungskommis-
sion auf ihrer Arbeitstagung 1999 ein Dokument mit dem Titel
"Schaffung kernwaffenfreier Zonen auf der Grundlage von
Vereinbarungen, die die Staaten der betreffenden Region aus
freien Stücken eingegangen sind" verabschiedete70,

entschlossen, sich weiter für die völlige Beseitigung der
Kernwaffen einzusetzen,

sowie entschlossen, auch weiterhin zur Verhütung der Ver-
breitung von Kernwaffen unter allen Aspekten sowie zu dem
Prozess der allgemeinen und vollständigen Abrüstung unter
strenger und wirksamer internationaler Kontrolle beizutragen,
insbesondere auf dem Gebiet der Kernwaffen und anderer
Massenvernichtungswaffen, mit dem Ziel, den Weltfrieden
und die internationale Sicherheit im Einklang mit den Zielen
und Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen zu festi-
gen,

unter Hinweis auf die Bestimmungen über kernwaffenfreie
Zonen im Schlussdokument der zehnten Sondertagung der Ge-
neralversammlung71, der ersten Sondertagung über Abrüstung,

hervorhebend, welche Bedeutung den Verträgen von Tla-
telolco72, Rarotonga73, Bangkok74 und Pelindaba75, mit denen
kernwaffenfreie Zonen geschaffen wurden, sowie dem Ant-
arktis-Vertrag76 zukommt, wenn es darum geht, unter anderem
eine völlig kernwaffenfreie Welt zu schaffen,

unterstreichend, wie wichtig es ist, dass die Zusammenar-
beit zwischen den Vertrags- und Unterzeichnerstaaten über
kernwaffenfreie Zonen durch Mechanismen wie gemeinsame
Tagungen der Vertragsstaaten, Unterzeichnerstaaten und Be-
obachter dieser Verträge verstärkt wird,

in diesem Zusammenhang darauf verweisend, dass die er-
ste Konferenz der Vertrags- und Unterzeichnerstaaten der Ver-
träge über die Schaffung kernwaffenfreier Zonen vom 26. bis
28. April 2005 in Tlatelolco (Mexiko) abgehalten wurde77, un-
mittelbar vor der Konferenz der Vertragsparteien im Jahr 2005
zur Überprüfung des Vertrags über die Nichtverbreitung von
Kernwaffen,

unter Hinweis auf die anwendbaren Grundsätze und Nor-
men des Völkerrechts in Bezug auf die Freiheit der Hohen See
und die Durchfahrtsrechte durch Seegebiete, so auch diejeni-
gen im Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen78,

1. begrüßt, dass der Antarktis-Vertrag76 und die Verträ-
ge von Tlatelolco72, Rarotonga73, Bangkok74 und Pelindaba75

auch weiterhin dazu beitragen, die südliche Hemisphäre und
die angrenzenden von diesen Verträgen abgedeckten Gebiete
von Kernwaffen zu befreien;

2. begrüßt außerdem, dass alle ursprünglichen Ver-
tragsstaaten den Vertrag von Rarotonga ratifiziert haben, und

69 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Antigua und Barbuda, Argentinien, Bahamas,
Bangladesch, Belize, Bolivien, Brasilien, Brunei Darussalam, Chile, Co-
sta Rica, Ecuador, Fidschi, Guatemala, Guyana, Jamaika, Kambodscha,
Kamerun, Kolumbien, Kongo, Kuba, Liberia, Mexiko, Nauru, Neusee-
land, Nicaragua, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Salomo-
nen, Sambia, Samoa, Sierra Leone, Singapur, St. Lucia, St. Vincent und
die Grenadinen, Südafrika, Thailand, Timor-Leste, Tonga, Uruguay, Va-
nuatu und Venezuela (Bolivarische Republik).

70 Official Records of the General Assembly, Fifty-fourth Session, Supple-
ment No. 42 (A/54/42), Anhang I.
71 Resolution S-10/2.
72 United Nations, Treaty Series, Vol. 634, Nr. 9068.
73 Siehe The United Nations Disarmament Yearbook, Vol. 10: 1985 (Uni-
ted Nations publication, Sales No. E.86.IX.7), Anhang VII.
74 United Nations, Treaty Series, Vol. 1981, Nr. 33873.
75 A/50/426, Anlage.
76 United Nations, Treaty Series, Vol. 402, Nr. 5778. Deutsche Überset-
zung: dBGBl. 1978 II S. 1517; öBGBl. Nr. 39/1988; AS 1990 1925.
77 Siehe A/60/121.
78 United Nations, Treaty Series, Vol. 1833, Nr. 31363. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1994 II S. 1798; öBGBl. Nr. 885/1995.



II.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Ersten Ausschusses

141

fordert die berechtigten Staaten auf, dem Vertrag und den da-
zugehörigen Protokollen beizutreten;

3. begrüßt ferner die Bemühungen, die unternommen
werden, um den Ratifikationsprozess des Vertrags von Pe-
lindaba zum Abschluss zu bringen, und fordert die Staaten der
Region auf, soweit nicht bereits geschehen, den Vertrag zu un-
terzeichnen und zu ratifizieren, damit er bald in Kraft treten
kann;

4. fordert alle betroffenen Staaten auf, auch künftig zu-
sammenzuarbeiten, um allen in Betracht kommenden Staaten,
die den Protokollen zu den Verträgen über kernwaffenfreie
Zonen noch nicht beigetreten sind, den Beitritt zu erleichtern;

5. begrüßt die Maßnahmen, die ergriffen wurden, um
auf der Grundlage von zwischen den Staaten der betreffenden
Region aus freien Stücken geschlossenen Vereinbarungen
weitere Verträge über kernwaffenfreie Zonen zu schließen,
und fordert alle Staaten auf, alle einschlägigen Vorschläge zu
prüfen, so auch diejenigen, die sich in ihren Resolutionen über
die Schaffung kernwaffenfreier Zonen im Nahen Osten und in
Südasien finden;

6. begrüßt außerdem die laufenden Anstrengungen zur
Schaffung einer kernwaffenfreien Zone in Zentralasien;

7. ist überzeugt von der wichtigen Rolle, die den kern-
waffenfreien Zonen bei der Stärkung des Nichtverbreitungs-
regimes für Kernwaffen und bei der Ausweitung der kernwaf-
fenfreien Gebiete der Welt zukommt, und fordert, unter beson-
derem Hinweis auf die Verantwortlichkeiten der Kernwaffen-
staaten, alle Staaten auf, den Prozess der nuklearen Abrüstung
zu unterstützen und sich für die völlige Beseitigung aller Kern-
waffen einzusetzen;

8. begrüßt, dass auf der ersten Konferenz der Vertrags-
und Unterzeichnerstaaten der Verträge über die Schaffung
kernwaffenfreier Zonen, auf der die Staaten die Notwendigkeit
der Zusammenarbeit zur Erreichung ihrer gemeinsamen Ziele
bekräftigten, Fortschritte in Richtung auf eine verstärkte Zu-
sammenarbeit innerhalb der Zonen und zwischen ihnen erzielt
wurden;

9. beglückwünscht die Vertrags- und Unterzeichner-
staaten der Verträge von Tlatelolco, Rarotonga, Bangkok und
Pelindaba sowie die Mongolei zu ihren Bemühungen um die
Erreichung der in diesen Verträgen angestrebten gemeinsa-
men Ziele und um die Förderung des kernwaffenfreien Status
der südlichen Hemisphäre und der angrenzenden Gebiete, und
fordert sie auf, weitere Möglichkeiten der Zusammenarbeit
untereinander und zwischen ihren Vertragsorganen zu erkun-
den und wahrzunehmen;

10. legt den für die Verträge über kernwaffenfreie Zonen
zuständigen Behörden nahe, den Vertrags- und Unterzeichner-
staaten dieser Verträge behilflich zu sein, um die Verwirkli-
chung dieser Ziele zu erleichtern;

11. beschließt, den Punkt "Kernwaffenfreie südliche He-
misphäre und angrenzende Gebiete" in die vorläufige Tages-
ordnung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/59

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 122 Stimmen bei 8 Gegenstimmen und 50 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)79:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Antigua und Barbuda, Aserbaid-
schan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize,
Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso,
Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo,
Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica, Dominikanische Republik, Dschi-
buti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gabun, Ghana, Grenada, Guatemala,
Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran
(Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap
Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Ku-
ba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libanon, Liberia,
Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven,
Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar,
Namibia, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Paraguay,
Peru, Philippinen, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, São Tomé und
Príncipe, Saudi-Arabien, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Somalia,
Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Surina-
me, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo,
Trinidad und Tobago, Tunesien, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Uruguay, Us-
bekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Ver-
einigte Republik Tansania, Vietnam, Zentralafrikanische Republik.

Dagegen: Albanien, Frankreich, Israel, Lettland, Marshallinseln, Mikronesi-
en (Föderierte Staaten von), Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordir-
land, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Andorra, Argentinien, Armenien, Australien, Belgien, Bosnien
und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische
Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Georgien, Griechenland, Irland, Island,
Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Mo-
naco, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Papua-Neugui-
nea, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Samoa, San
Marino, Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Slowenien,
Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vanuatu, Zypern.

60/59. Förderung des Multilateralismus auf dem Gebiet
der Abrüstung und der Nichtverbreitung

Die Generalversammlung,

entschlossen, die strikte Achtung der in der Charta der Ver-
einten Nationen verankerten Ziele und Grundsätze zu fördern,

unter Hinweis auf ihre Resolution 56/24 T vom 29. No-
vember 2001 über multilaterale Zusammenarbeit auf dem Ge-
biet der Abrüstung und Nichtverbreitung und weltweite An-
strengungen zur Bekämpfung des Terrorismus und andere ein-
schlägige Resolutionen sowie auf ihre Resolutionen 57/63
vom 22. November 2002, 58/44 vom 8. Dezember 2003 und
59/69 vom 3. Dezember 2004 über die Förderung des Multi-
lateralismus auf dem Gebiet der Abrüstung und der Nichtver-
breitung,

sowie unter Hinweis auf das von den Vereinten Nationen
verfolgte und in der Charta verankerte Ziel, den Weltfrieden
und die internationale Sicherheit zu wahren und zu diesem
Zweck wirksame Kollektivmaßnahmen zu treffen, um Bedro-

79 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Indonesien (im Namen der Mitgliedstaaten der
Vereinten Nationen, die Mitglieder der Bewegung der nichtgebundenen
Länder sind).
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hungen des Friedens zu verhüten und zu beseitigen, Angriffs-
handlungen und andere Friedensbrüche zu unterbinden und in-
ternationale Streitigkeiten oder Situationen, die zu einem Frie-
densbruch führen könnten, durch friedliche Mittel nach den
Grundsätzen der Gerechtigkeit und des Völkerrechts zu berei-
nigen oder beizulegen,

ferner unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen80, in der es unter anderem heißt, dass die
Verantwortung für die Gestaltung der weltweiten wirtschaft-
lichen und sozialen Entwicklung und die Bewältigung von Be-
drohungen des Weltfriedens und der internationalen Sicher-
heit von allen Nationen der Welt gemeinsam getragen und auf
multilateraler Ebene wahrgenommen werden muss und dass
die Vereinten Nationen als universellste und repräsentativste
Organisation der Welt die zentrale Rolle dabei spielen müssen,

davon überzeugt, dass im Zeitalter der Globalisierung und
vor dem Hintergrund der Informationsrevolution die Probleme
der Rüstungsregelung, der Nichtverbreitung und der Abrü-
stung mehr denn je ein Anliegen aller Länder der Welt sind,
die auf die eine oder andere Weise von diesen Problemen be-
troffen sind und daher die Möglichkeit haben sollten, an den
zu ihrer Bewältigung geführten Verhandlungen teilzunehmen,

eingedenk des Bestehens eines breiten Gefüges von Abrü-
stungs- und Rüstungsregelungsübereinkünften, die aus nicht-
diskriminierenden und transparenten multilateralen Verhand-
lungen unter Beteiligung einer hohen Zahl von Ländern, un-
geachtet ihrer Größe und Machtstellung, hervorgegangen sind,

sich dessen bewusst, dass auf dem Gebiet der Rüstungsre-
gelung, der Nichtverbreitung und der Abrüstung weitere Fort-
schritte auf der Grundlage universeller, multilateraler, nicht-
diskriminierender und transparenter Verhandlungen mit dem
Ziel der allgemeinen und vollständigen Abrüstung unter stren-
ger internationaler Kontrolle erreicht werden müssen,

anerkennend, dass die bilateralen, plurilateralen und mul-
tilateralen Abrüstungsverhandlungen einander ergänzen,

sowie anerkennend, dass die Verbreitung und die Entwick-
lung von Massenvernichtungswaffen, einschließlich Kern-
waffen, zu den unmittelbarsten Bedrohungen des Weltfriedens
und der internationalen Sicherheit gehören, gegen die mit
höchster Priorität vorgegangen werden muss,

in der Erwägung, dass die multilateralen Abrüstungsüber-
einkünfte den Vertragsstaaten Mechanismen für Konsultatio-
nen und Zusammenarbeit bei der Lösung aller Probleme bie-
ten, die im Zusammenhang mit den Zielen dieser Übereinkünf-
te oder bei der Anwendung ihrer Bestimmungen auftreten kön-
nen, und dass diese Konsultationen und diese Zusammenarbeit
auch auf dem Weg geeigneter internationaler Verfahren im
Rahmen der Vereinten Nationen und im Einklang mit der
Charta erfolgen können,

betonend, dass internationale Zusammenarbeit, die fried-
liche Beilegung von Streitigkeiten, Dialog und vertrauensbil-
dende Maßnahmen wesentlich zur Schaffung freundschaftli-

cher multilateraler und bilateraler Beziehungen zwischen den
Völkern und Nationen beitragen würden,

besorgt über die kontinuierliche Aushöhlung des Multila-
teralismus auf dem Gebiet der Rüstungsregelung, der Nicht-
verbreitung und der Abrüstung und anerkennend, dass der
Weltfrieden und die internationale Sicherheit gefährdet und
das Vertrauen in das internationale Sicherheitssystem sowie
die Grundfesten der Vereinten Nationen selbst erschüttert wer-
den, wenn Mitgliedstaaten einseitige Maßnahmen zur Lösung
ihrer Sicherheitsprobleme ergreifen,

in Bekräftigung der absoluten Validität der multilateralen
Diplomatie auf dem Gebiet der Abrüstung und der Nichtver-
breitung und entschlossen, den Multilateralismus als unver-
zichtbares Mittel für den Ausbau der Rüstungsregelungs- und
Abrüstungsverhandlungen zu fördern,

1. bekräftigt den Multilateralismus als Kernprinzip der
Verhandlungen auf dem Gebiet der Abrüstung und der Nicht-
verbreitung, mit dem Ziel, die universellen Normen zu erhal-
ten und zu stärken und ihren Geltungsbereich auszudehnen;

2. bekräftigt außerdem den Multilateralismus als Kern-
prinzip für die Lösung von Abrüstungs- und Nichtverbrei-
tungsproblemen;

3. fordert mit Nachdruck, dass alle interessierten Staa-
ten auf nichtdiskriminierende und transparente Weise an den
multilateralen Verhandlungen über Rüstungsregelung, Nicht-
verbreitung und Abrüstung teilnehmen;

4. unterstreicht, wie wichtig die Erhaltung der beste-
henden Übereinkünfte über Rüstungsregelung und Abrüstung
ist, in denen die Ergebnisse der internationalen Zusammenar-
beit und der multilateralen Verhandlungen zur Bewältigung
der Herausforderungen, denen sich die Menschheit gegen-
übersieht, zum Ausdruck kommen;

5. fordert alle Mitgliedstaaten abermals auf, ihre indi-
viduellen und gemeinschaftlichen Verpflichtungen zur multi-
lateralen Zusammenarbeit als wichtiges Mittel der Verfolgung
und Verwirklichung ihrer gemeinsamen Ziele auf dem Gebiet
der Abrüstung und der Nichtverbreitung zu erneuern und zu er-
füllen;

6. ersucht die Vertragsstaaten der einschlägigen
Rechtsinstrumente betreffend Massenvernichtungswaffen,
einander zu konsultieren und zusammenzuarbeiten, um ihre
Besorgnisse in Bezug auf Fälle der Nichteinhaltung sowie auf
die Durchführung auszuräumen, im Einklang mit den in den
genannten Rechtsinstrumenten festgelegten Verfahren, und
zur Ausräumung ihrer Besorgnisse weder einseitige Maßnah-
men zu ergreifen oder anzudrohen noch sich gegenseitig un-
verifiziert der Nichteinhaltung zu beschuldigen;

7. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs, der die gemäß Resolution 59/69 von den Mitgliedstaaten
vorgelegten Antworten zur Frage der Förderung des Multila-
teralismus auf dem Gebiet der Abrüstung und der Nichtver-
breitung enthält81;

80 Siehe Resolution 55/2. 81 A/60/98 und Add.1.
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8. ersucht den Generalsekretär, die Auffassungen der
Mitgliedstaaten zur Frage der Förderung des Multilateralis-
mus auf dem Gebiet der Abrüstung und der Nichtverbreitung
einzuholen und der Generalversammlung auf ihrer einund-
sechzigsten Tagung einen Bericht darüber vorzulegen;

9. beschließt, den Punkt "Förderung des Multilateralis-
mus auf dem Gebiet der Abrüstung und der Nichtverbreitung"
in die vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Ta-
gung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/60

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 176 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 4 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)82:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Antigua und Bar-
buda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas,
Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Boli-
vien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bul-
garien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Däne-
mark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea,
Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehema-
lige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi,
Finnland, Gabun, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Gui-
nea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Is-
lamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien,
Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisi-
stan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksde-
mokratische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malay-
sia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius,
Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Mosambik,
Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria,
Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay,
Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien,
Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und
Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montene-
gro, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien,
Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Surina-
me, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo,
Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkme-
nistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Vene-
zuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik
Tansania, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltungen: Frankreich, Israel, Palau, Vereinigtes Königreich Großbritan-

nien und Nordirland.

60/60. Beachtung von Umweltnormen bei der Ausarbei-
tung und Durchführung von Abrüstungs- und
Rüstungskontrollübereinkünften

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 50/70 M vom 12. De-
zember 1995, 51/45 E vom 10. Dezember 1996, 52/38 E vom
9. Dezember 1997, 53/77 J vom 4. Dezember 1998, 54/54 S

vom 1. Dezember 1999, 55/33 K vom 20. November 2000,
56/24 F vom 29. November 2001, 57/64 vom 22. November
2002, 58/45 vom 8. Dezember 2003 und 59/68 vom 3. Dezem-
ber 2004,

betonend, dass die Beachtung von Umweltnormen bei der
Ausarbeitung und Durchführung von Abrüstungs- und Rü-
stungsbegrenzungsübereinkünften wichtig ist,

in der Erkenntnis, dass die auf der Konferenz der Vereinten
Nationen über Umwelt und Entwicklung verabschiedeten
Übereinkommen sowie die früher geschlossenen einschlägi-
gen Übereinkünfte bei der Ausarbeitung und Durchführung
von Abrüstungs- und Rüstungsbegrenzungsübereinkünften
gebührend berücksichtigt werden müssen,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekre-
tärs83,

eingedenk der umweltschädigenden Auswirkungen des
Einsatzes von Kernwaffen,

1. erklärt erneut, dass die internationalen Abrüstungs-
foren bei der Aushandlung von Abrüstungs- und Rüstungsbe-
grenzungsverträgen und -übereinkünften die entsprechenden
Umweltnormen vollauf berücksichtigen sollen und dass alle
Staaten bei der Durchführung von Verträgen und Übereinkom-
men, deren Vertragspartei sie sind, durch ihre Maßnahmen in
vollem Umfang dazu beitragen sollen, dass die Einhaltung die-
ser Normen gewährleistet ist;

2. fordert die Staaten auf, durch unilaterale, bilaterale,
regionale und multilaterale Maßnahmen dazu beizutragen,
dass die Anwendung wissenschaftlich-technischer Fortschrit-
te im Rahmen der internationalen Sicherheit, der Abrüstung
sowie auf anderen damit zusammenhängenden Gebieten ohne
Schädigung der Umwelt und ohne Beeinträchtigung ihres
wirksamen Beitrags zur Verwirklichung einer nachhaltigen
Entwicklung gewährleistet ist;

3. begrüßt die von den Mitgliedstaaten bereitgestellten
Informationen über die Durchführung der Maßnahmen, die sie
ergriffen haben, um die in dieser Resolution ins Auge gefas-
sten Ziele voranzubringen83;

4. bittet alle Mitgliedstaaten, dem Generalsekretär In-
formationen über die Maßnahmen zukommen zu lassen, die
sie ergriffen haben, um die in dieser Resolution ins Auge ge-
fassten Ziele voranzubringen, und ersucht den Generalsekre-
tär, der Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Ta-
gung einen Bericht vorzulegen, der diese Informationen ent-
hält;

5. beschließt, den Punkt "Beachtung von Umweltnor-
men bei der Ausarbeitung und Durchführung von Abrüstungs-
und Rüstungskontrollübereinkünften" in die vorläufige Tages-
ordnung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/61

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 177 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 2 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)84:

82 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Indonesien (im Namen der Mitgliedstaaten der
Vereinten Nationen, die Mitglieder der Bewegung der nichtgebundenen
Länder sind). 83 A/60/97 und Add.1.
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Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Antigua und Bar-
buda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas,
Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Boli-
vien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bul-
garien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Däne-
mark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea,
Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehema-
lige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi,
Finnland, Gabun, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Gui-
nea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Is-
lamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien,
Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisi-
stan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksde-
mokratische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malay-
sia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius,
Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Mosambik,
Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria,
Norwegen, Oman, Österreich, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay,
Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien,
Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und
Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montene-
gro, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien,
Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Surina-
me, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo,
Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkme-
nistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Vene-
zuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik
Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zen-
tralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltungen: Frankreich, Israel.

60/61. Zusammenhang zwischen Abrüstung und Ent-
wicklung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis darauf, dass in der Charta der Vereinten Na-
tionen vorgesehen ist, den Weltfrieden und die internationale
Sicherheit herzustellen und zu wahren, indem von den
menschlichen und wirtschaftlichen Hilfsquellen der Welt
möglichst wenig für Rüstungszwecke abgezweigt wird,

sowie unter Hinweis auf die Bestimmungen des Schlussdo-
kuments der zehnten Sondertagung der Generalversammlung
betreffend den Zusammenhang zwischen Abrüstung und Ent-
wicklung85 und auf die Verabschiedung des Schlussdokuments
der Internationalen Konferenz über den Zusammenhang zwi-
schen Abrüstung und Entwicklung86 am 11. September 1987,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolutionen 49/75 J vom
15. Dezember 1994, 50/70 G vom 12. Dezember 1995,
51/45 D vom 10. Dezember 1996, 52/38 D vom 9. Dezember
1997, 53/77 K vom 4. Dezember 1998, 54/54 T vom 1. De-
zember 1999, 55/33 L vom 20. November 2000, 56/24 E vom
29. November 2001, 57/65 vom 22. November 2002 und

59/78 vom 3. Dezember 2004 sowie ihren Beschluss 58/520
vom 8. Dezember 2003,

eingedenk des Schlussdokuments der vom 29. August bis
3. September 1998 in Durban (Südafrika) abgehaltenen zwölf-
ten Konferenz der Staats- und Regierungschefs der nichtge-
bundenen Länder87 sowie des Schlussdokuments der am 8. und
9. April 2000 in Cartagena (Kolumbien) abgehaltenen drei-
zehnten Ministerkonferenz der Bewegung der nichtgebunde-
nen Länder88,

in Anbetracht der Veränderungen in den internationalen
Beziehungen, die seit der Verabschiedung des Schlussdoku-
ments der Internationalen Konferenz über den Zusammenhang
zwischen Abrüstung und Entwicklung am 11. September 1987
stattgefunden haben, einschließlich der in den letzten zehn
Jahren entstandenen Entwicklungsagenda,

eingedenk der neuen Herausforderungen für die internatio-
nale Gemeinschaft auf dem Gebiet der Entwicklung, der Ar-
mutsbekämpfung und der Beseitigung der Krankheiten, von
denen die Menschheit heimgesucht wird,

unter Betonung der Bedeutung, die der Symbiose zwischen
Abrüstung und Entwicklung zukommt, sowie der wichtigen
Funktion der Sicherheit in diesem Zusammenhang, und be-
sorgt über die weltweite Zunahme der Militärausgaben, die
stattdessen für die Entwicklung eingesetzt werden könnten,

1. begrüßt den Bericht der Gruppe von Regierungssach-
verständigen für den Zusammenhang zwischen Abrüstung und
Entwicklung89 und ihre Neubewertung dieser wichtigen Frage
im aktuellen internationalen Kontext;

2. betont die zentrale Rolle, die den Vereinten Nationen
im Zusammenhang zwischen Abrüstung und Entwicklung zu-
kommt, und ersucht den Generalsekretär, die Rolle der Orga-
nisation auf diesem Gebiet weiter zu stärken, insbesondere die
hochrangige Lenkungsgruppe für Abrüstung und Entwick-
lung, mit dem Ziel, die weitere wirksame Koordinierung und
enge Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Hauptabtei-
lungen, Organisationen und Unterorganisationen der Verein-
ten Nationen sicherzustellen;

3. ersucht den Generalsekretär, über die zuständigen
Organe und im Rahmen der verfügbaren Mittel auch künftig
Maßnahmen zur Durchführung des auf der Internationalen
Konferenz von 1987 über den Zusammenhang zwischen Ab-
rüstung und Entwicklung verabschiedeten Aktionspro-
gramms86 zu treffen;

4. fordert die internationale Gemeinschaft nachdrück-
lich auf, einen Teil der durch die Durchführung der Abrü-
stungs- und Rüstungsbegrenzungsübereinkünfte frei geworde-
nen Ressourcen der wirtschaftlichen und sozialen Entwick-
lung zu widmen, um den sich ständig vergrößernden Abstand
zwischen den entwickelten Ländern und den Entwicklungs-
ländern zu verringern;

84 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Indonesien (im Namen der Mitgliedstaaten der
Vereinten Nationen, die Mitglieder der Bewegung der nichtgebundenen
Länder sind).
85 Siehe Resolution S-10/2. 
86 United Nations Publication, Sales No. E.87.IX.8.

87 A/53/667-S/1998/1071, Anlage I.
88 A/54/917-S/2000/580, Anlage.
89 Siehe A/59/119. 
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5. ermutigt die internationale Gemeinschaft, die Millen-
niums-Entwicklungsziele zu erreichen und bei der Überprü-
fung der dabei erzielten Fortschritte im Jahr 2006 auf den Bei-
trag zu verweisen, den die Abrüstung zu ihrer Erreichung lei-
sten könnte, sowie größere Anstrengungen zu unternehmen,
um die Aktivitäten auf dem Gebiet der Abrüstung, der huma-
nitären Hilfe und der Entwicklung zu integrieren;

6. ermutigt die zuständigen regionalen und subregiona-
len Organisationen und Institutionen, die nichtstaatlichen Or-
ganisationen und die Forschungsinstitutionen, Fragen betref-
fend den Zusammenhang zwischen Abrüstung und Entwick-
lung in ihre Programme aufzunehmen und dabei den Bericht
der Gruppe von Regierungssachverständigen zu berücksichti-
gen;

7. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten;

8. beschließt, den Punkt "Zusammenhang zwischen
Abrüstung und Entwicklung" in die vorläufige Tagesordnung
ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/62

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 158 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 11 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)90:

Dafür: Afghanistan, Albanien, Andorra, Argentinien, Armenien, Aserbaid-
schan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgi-
en, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasi-
lien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa
Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Deutschland,
Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland,
Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Gui-
nea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Irland, Island, Israel, Italien, Ja-
maika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde,
Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Kroatien, Kuwait, Lesotho,
Lettland, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Lu-
xemburg, Madagaskar, Malawi, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln,

Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar,
Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen,
Oman, Österreich, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philip-
pinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische
Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und Príncipe,
Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Sierra Leone, Simbab-
we, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St.
Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Tadschikistan, Thai-
land, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik,
Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Us-
bekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Republik Tan-
sania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten
von Amerika, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Iran (Islamische Republik).
Enthaltungen: Ägypten, Algerien, Indien, Indonesien, Kuba, Libanon, Malay-

sia, Mauritius, Mexiko, Pakistan, Syrische Arabische Republik.

60/62. Haager Verhaltenskodex gegen die Verbreitung
ballistischer Flugkörper

Die Generalversammlung,

besorgt über die zunehmenden regionalen und globalen Si-
cherheitsprobleme, die unter anderem durch die kontinuierli-
che Verbreitung ballistischer Flugkörper verursacht werden,
die Massenvernichtungswaffen zum Einsatz bringen können,

eingedenk der Ziele und Grundsätze der Vereinten Natio-
nen und ihrer Rolle und Verantwortung auf dem Gebiet des
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit im Einklang
mit der Charta der Vereinten Nationen,

betonend, welchen bedeutsamen Beitrag regionale und in-
ternationale Anstrengungen zur Verhütung und umfassenden
Eindämmung der Verbreitung ballistischer Flugkörpersyste-
me, die Massenvernichtungswaffen zum Einsatz bringen kön-
nen, zum Weltfrieden und zur internationalen Sicherheit lei-
sten,

unter Begrüßung der Verabschiedung des Haager Verhal-
tenskodexes gegen die Verbreitung ballistischer Flugkörper
am 25. November 2002 in Den Haag91 und in der Überzeu-
gung, dass der Verhaltenskodex dazu beitragen wird, die
Transparenz und das Vertrauen zwischen den Staaten zu erhö-
hen,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/91 vom 3. Dezember
2004 mit dem Titel "Haager Verhaltenskodex gegen die Pro-
liferation ballistischer Raketen",

in Bekräftigung ihres Bekenntnisses zu der Erklärung über
internationale Zusammenarbeit bei der Erforschung und Nut-
zung des Weltraums zum Vorteil und im Interesse aller Staa-
ten, unter besonderer Berücksichtigung der Bedürfnisse der
Entwicklungsländer, die in der Anlage ihrer Resolution 51/122
vom 13. Dezember 1996 enthalten ist,

anerkennend, dass Staaten nicht davon ausgeschlossen
werden sollen, die Vorteile des Weltraums für friedliche
Zwecke zu nutzen, dass sie aber dabei sowie bei der diesbe-
züglichen Zusammenarbeit nicht zur Verbreitung ballistischer

90 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Argentinien, Armenien,
Aserbaidschan, Australien, Belarus, Belgien, Benin, Bosnien und Herze-
gowina, Bulgarien, Burundi, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland,
Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische
Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland,
Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Griechenland, Guatemala, Guinea,
Guyana, Haiti, Irak, Irland, Island, Italien, Japan, Jordanien, Kambo-
dscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Kenia, Kirgisistan,
Kolumbien, Kroatien, Kuwait, Lettland, Liberia, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Mala-
wi, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten
von), Monaco, Mongolei, Nauru, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande,
Niger, Nigeria, Norwegen, Österreich, Palau, Panama, Papua-Neuguinea,
Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik
Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa,
Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Seychellen, Si-
erra Leone, Simbabwe, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Lucia, St. Vin-
cent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Timor-Leste, Tri-
nidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Uganda,
Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivari-
sche Republik), Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich
Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zen-
tralafrikanische Republik und Zypern. 91 A/57/724, Anlage.
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Flugkörper, die Massenvernichtungswaffen zum Einsatz brin-
gen können, beitragen dürfen,

eingedenk der Notwendigkeit, die Verbreitung von Mas-
senvernichtungswaffen und ihren Trägermitteln zu bekämp-
fen,

1. nimmt mit Befriedigung davon Kenntnis, dass ein-
hundertdreiundzwanzig Staaten den Haager Verhaltenskodex
gegen die Verbreitung ballistischer Flugkörper91 als einen kon-
kreten Schritt gegen die Verbreitung von Massenvernich-
tungswaffen und ihren Trägermitteln bereits unterzeichnet ha-
ben;

2. bittet alle Staaten, die den Verhaltenskodex noch
nicht unterzeichnet haben, dies zu tun;

3. befürwortet die Sondierung weiterer Mittel und We-
ge zur wirksamen Bewältigung des Problems der Verbreitung
ballistischer Flugkörper, die Massenvernichtungswaffen zum
Einsatz bringen können;

4. beschließt, den Punkt "Haager Verhaltenskodex ge-
gen die Verbreitung ballistischer Flugkörper" in die vorläufige
Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/63

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)92.

60/63. Regionale Abrüstung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 45/58 P vom 4. De-
zember 1990, 46/36 I vom 6. Dezember 1991, 47/52 J vom
9. Dezember 1992, 48/75 I vom 16. Dezember 1993, 49/75 N
vom 15. Dezember 1994, 50/70 K vom 12. Dezember 1995,
51/45 K vom 10. Dezember 1996, 52/38 P vom 9. Dezember
1997, 53/77 O vom 4. Dezember 1998, 54/54 N vom 1. De-
zember 1999, 55/33 O vom 20. November 2000, 56/24 H vom
29. November 2001, 57/76 vom 22. November 2002, 58/38
vom 8. Dezember 2003 und 59/89 vom 3. Dezember 2004
über regionale Abrüstung,

die Auffassung vertretend, dass die Bemühungen der inter-
nationalen Gemeinschaft um die Verwirklichung des Ideals
der allgemeinen und vollständigen Abrüstung geleitet sind von
der naturgegebenen Sehnsucht der Menschen nach wahrem
Frieden und echter Sicherheit, der Beseitigung der Kriegsge-
fahr und der Freisetzung wirtschaftlicher, geistiger und sonsti-
ger Ressourcen für friedliche Zwecke,

in Bekräftigung der bleibenden Verpflichtung aller Staa-
ten, bei der Gestaltung ihrer internationalen Beziehungen die
in der Charta der Vereinten Nationen verankerten Ziele und
Grundsätze zu achten,

im Hinblick darauf, dass auf der zehnten Sondertagung der
Generalversammlung grundlegende Leitlinien für Fortschritte
auf dem Weg zur allgemeinen und vollständigen Abrüstung
verabschiedet wurden93,

Kenntnis nehmend von den Leitlinien und Empfehlungen
für regionale Ansätze zur Abrüstung im Kontext der weltwei-
ten Sicherheit, die von der Abrüstungskommission auf ihrer
Arbeitstagung 1993 verabschiedet wurden94,

begrüßend, dass sich in den letzten Jahren dank der Ver-
handlungen zwischen den beiden Supermächten Aussichten
auf echte Fortschritte auf dem Gebiet der Abrüstung eröffnet
haben,

Kenntnis nehmend von den jüngst unterbreiteten Vorschlä-
gen zur Abrüstung auf regionaler und subregionaler Ebene,

in Anbetracht der Bedeutung vertrauensbildender Maß-
nahmen für den Frieden und die Sicherheit auf regionaler und
internationaler Ebene,

überzeugt, dass Anstrengungen der Länder zur Förderung
der regionalen Abrüstung, unter Berücksichtigung der beson-
deren Gegebenheiten der jeweiligen Region und im Einklang
mit dem Grundsatz der unverminderten Sicherheit auf dem
niedrigsten Rüstungsstand, die Sicherheit aller Staaten stärken
und so durch die Verminderung des Risikos regionaler Kon-
flikte zum Weltfrieden und zur internationalen Sicherheit bei-
tragen würden,

1. betont, dass nachhaltige Anstrengungen im Rahmen
der Abrüstungskonferenz und unter der Schirmherrschaft der
Vereinten Nationen erforderlich sind, um Fortschritte in der
gesamten Bandbreite der Abrüstungsfragen zu erzielen;

2. erklärt, dass weltweite und regionale Abrüstungsan-
sätze einander ergänzen und daher im Hinblick auf die Förde-
rung des Friedens und der Sicherheit auf regionaler und inter-
nationaler Ebene gleichzeitig verfolgt werden sollten;

3. fordert die Staaten auf, wo immer möglich, Überein-
künfte über die Nichtverbreitung von Kernwaffen, über Abrü-
stung und über vertrauensbildende Maßnahmen auf regionaler
und subregionaler Ebene zu schließen;

4. begrüßt die von einigen Ländern auf regionaler und
subregionaler Ebene ergriffenen Initiativen zu Gunsten der
Abrüstung, der Nichtverbreitung von Kernwaffen und der Si-
cherheit;

5. unterstützt und befürwortet die Anstrengungen, die
zur Förderung vertrauensbildender Maßnahmen auf regionaler
und subregionaler Ebene unternommen werden, um regionale
Spannungen abzubauen und Maßnahmen zur Abrüstung und
zur Nichtverbreitung von Kernwaffen auf regionaler und sub-
regionaler Ebene zu fördern;

92 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Bangladesch, Ecuador, Indonesien,
Jordanien, Nepal, Pakistan, Peru, Saudi-Arabien, Sri Lanka, Sudan und
Türkei.

93 Resolution S-10/2.
94 Official Records of the General Assembly, Forty-eighth Session, Sup-
plement No. 42 (A/48/42), Anhang II.
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6. beschließt, den Punkt "Regionale Abrüstung" in die
vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung auf-
zunehmen.

RESOLUTION 60/64
Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)95.

60/64. Vertrauensbildende Maßnahmen im regionalen
und subregionalen Umfeld

Die Generalversammlung,

geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der
Vereinten Nationen,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/87 vom 3. Dezember
2004,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 57/337 vom 3. Juli
2003 mit dem Titel "Verhütung bewaffneter Konflikte", in der
sie die Mitgliedstaaten aufforderte, ihre Streitigkeiten gemäß
Kapitel VI der Charta auf friedlichem Wege beizulegen, unter
anderem durch von den Parteien beschlossene Verfahren,

ferner unter Hinweis auf die von der Generalversammlung
und der Abrüstungskommission im Konsens verabschiedeten
Resolutionen und Richtlinien betreffend vertrauensbildende
Maßnahmen und deren Durchführung auf weltweiter, regiona-
ler und subregionaler Ebene,

in Anbetracht dessen, dass vertrauensbildende Maßnah-
men, die auf Initiative und mit der Zustimmung aller betroffe-
nen Staaten sowie unter Berücksichtigung der besonderen
Merkmale der jeweiligen Region ergriffen werden, insofern
wichtig und wirksam sind, als sie zur regionalen Stabilität bei-
tragen können,

davon überzeugt, dass die durch die Abrüstung, insbeson-
dere auch die regionale Abrüstung, freigesetzten Ressourcen
für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung und für den
Schutz der Umwelt zum Nutzen aller Völker, insbesondere der
Völker der Entwicklungsländer, verwendet werden können,

anerkennend, dass es eines konstruktiven Dialogs zwi-
schen den betroffenen Staaten bedarf, um Konflikte abzuwen-
den,

unter Begrüßung der von den betroffenen Staaten bereits
eingeleiteten Friedensprozesse, mit denen sie ihre Streitigkei-
ten auf friedlichem Weg bilateral oder mit Hilfe der Vermitt-
lung unter anderem durch Dritte, durch Regionalorganisatio-
nen oder durch die Vereinten Nationen beilegen wollen,

anerkennend, dass Staaten in einigen Regionen bereits auf
bilateraler, subregionaler und regionaler Ebene Schritte in
Richtung auf vertrauensbildende Maßnahmen im politischen
und militärischen Bereich, einschließlich der Rüstungskon-
trolle und Abrüstung, unternommen haben, und feststellend,
dass diese vertrauensbildenden Maßnahmen den Frieden und
die Sicherheit in diesen Regionen gestärkt und zur Besserung

der sozioökonomischen Lage ihrer Bevölkerung beigetragen
haben,

besorgt darüber, dass anhaltende Streitigkeiten zwischen
Staaten, insbesondere soweit kein wirksamer Mechanismus zu
ihrer Beilegung auf friedlichem Weg vorhanden ist, zum Wett-
rüsten beitragen und die Wahrung des Weltfriedens und der in-
ternationalen Sicherheit sowie die Bemühungen der interna-
tionalen Gemeinschaft um die Förderung der Rüstungskon-
trolle und der Abrüstung gefährden könnten,

1. fordert die Mitgliedstaaten auf, im Einklang mit den
Zielen und Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen die
Anwendung oder Androhung von Gewalt zu unterlassen;

2. bekräftigt ihr Eintreten für die friedliche Beilegung
von Streitigkeiten gemäß Kapitel VI der Charta, insbesondere
Artikel 33, der eine Beilegung durch Verhandlung, Untersu-
chung, Vermittlung, Vergleich, Schiedsspruch, gerichtliche
Entscheidung, Inanspruchnahme regionaler Einrichtungen
oder Abmachungen oder durch andere von den Parteien ge-
wählte friedliche Mittel vorsieht;

3. bekräftigt die Mittel und Wege in Bezug auf vertrau-
ens- und sicherheitsbildende Maßnahmen, die in dem Bericht
der Abrüstungskommission über ihre Tagung von 199396 dar-
gelegt sind;

4. fordert die Mitgliedstaaten auf, sich um diese Mittel
und Wege im Rahmen anhaltender Konsultationen und eines
anhaltenden Dialogs zu bemühen und gleichzeitig alles zu un-
terlassen, was einen solchen Dialog behindern oder beein-
trächtigen könnte;

5. fordert die Staaten nachdrücklich auf, alle bilatera-
len, regionalen und internationalen Übereinkünfte, einschließ-
lich Übereinkünfte über Rüstungskontrolle und Abrüstung,
deren Vertragspartei sie sind, strikt einzuhalten;

6. betont, dass das Ziel von vertrauensbildenden Maß-
nahmen darin bestehen sollte, zur Stärkung des Weltfriedens
und der internationalen Sicherheit beizutragen, und dass es mit
dem Grundsatz der unverminderten Sicherheit auf dem nied-
rigsten Rüstungsstand vereinbar sein sollte;

7. befürwortet die Förderung bilateraler und regionaler
vertrauensbildender Maßnahmen mit Zustimmung und Mit-
wirkung der betroffenen Parteien, um Konflikte zu vermeiden
und den unbeabsichtigten und unvorhergesehenen Ausbruch
von Feindseligkeiten zu verhindern;

8. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht mit den
Auffassungen der Mitgliedstaaten zu vertrauensbildenden
Maßnahmen im regionalen und subregionalen Umfeld vorzu-
legen;

9. beschließt, den Punkt "Vertrauensbildende Maßnah-
men im regionalen und subregionalen Umfeld" in die vorläu-
fige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzuneh-
men.

95 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Bangladesch, Pakistan und Ukraine.

96 Siehe Official Records of the General Assembly, Forty-eighth Session,
Supplement No. 42 (A/48/42), Anhang II, Abschn. III.A.
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RESOLUTION 60/65

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 168 Stimmen bei 2 Gegenstimmen und 7 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)97:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Antigua und Bar-
buda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas,
Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bolivien, Bosnien und
Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso,
Burundi, Chile, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik
Kongo, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador,
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fi-
dschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland,
Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indonesien, Irak,
Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jorda-
nien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia,
Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuwait, Laotische Volksde-
mokratische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malay-
sia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius,
Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Mosambik,
Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen,
Oman, Österreich, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philip-
pinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Salomo-
nen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien,
Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Simbabwe, Singapur,
Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die
Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tad-
schikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Tschechische Republik, Tune-
sien, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbe-
kistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emi-
rate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Indien, Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltungen: Bhutan, China, Demokratische Volksrepublik Korea, Israel,

Kuba, Myanmar, Pakistan.

60/65. Erneuerte Entschlossenheit zur völligen Beseiti-
gung der Kernwaffen

Die Generalversammlung,

zum sechzigsten Jahrestag der Atombombenabwürfe auf
Hiroshima und Nagasaki (Japan) daran erinnernd, dass alle
Staaten weitere konkrete Schritte und wirksame Maßnahmen
zur völligen Beseitigung der Kernwaffen ergreifen müssen,
um eine friedliche und sichere kernwaffenfreie Welt herbeizu-
führen, und ihre Entschlossenheit erneuernd, dies zu tun,

feststellend, dass das letztendliche Ziel, das die Staaten mit
ihren Bemühungen im Rahmen des Abrüstungsprozesses ver-
folgen, die allgemeine und vollständige Abrüstung unter stren-
ger und wirksamer internationaler Kontrolle ist,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/76 vom 3. Dezember
2004,

in der Überzeugung, dass alles getan werden muss, um ei-
nen Atomkrieg und Nuklearterrorismus zu verhindern,

in Bekräftigung der entscheidenden Bedeutung des Ver-
trags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen98 als Eckpfei-
ler des internationalen Abrüstungs- und Nichtverbreitungsre-
gimes für Kernwaffen und mit dem Ausdruck ihres Bedauerns
darüber, dass auf der Konferenz der Vertragsparteien im Jahr
2005 zur Überprüfung des Vertrags über die Nichtverbreitung
von Kernwaffen in keiner der Sachfragen Einigung erzielt
wurde und dass im Ergebnis des Weltgipfels 200599 jeder Hin-
weis auf die nukleare Abrüstung und die Nichtverbreitung von
Kernwaffen gestrichen wurde,

unter Hinweis auf die Beschlüsse und die Resolution der
Konferenz der Vertragsparteien im Jahr 1995 zur Überprüfung
und Verlängerung des Vertrags über die Nichtverbreitung von
Kernwaffen100 sowie auf das Schlussdokument der Konferenz
der Vertragsparteien im Jahr 2000 zur Überprüfung des Ver-
trags101,

in der Erwägung, dass die Festigung des Weltfriedens und
der internationalen Sicherheit und die Förderung der nuklearen
Abrüstung einander verstärken,

bekräftigend, dass weitere Fortschritte bei der nuklearen
Abrüstung zur Konsolidierung des internationalen Nichtver-
breitungsregimes für Kernwaffen und so zur Sicherung des
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit beitragen wer-
den,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die zuneh-
menden Gefahren, die von der Verbreitung von Massenver-
nichtungswaffen, unter anderem Kernwaffen, ausgehen, na-
mentlich über die durch Verbreitungsnetzwerke verursachten
Gefahren,

unter Begrüßung der Schlusserklärung der im September
2005 in New York abgehaltenen vierten Konferenz zur Er-
leichterung des Inkrafttretens des Vertrags über das umfassen-
de Verbot von Nuklearversuchen102,

1. bekräftigt, wie wichtig es ist, dass alle Vertragsstaa-
ten des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen98

ihren Verpflichtungen nach allen Artikeln des Vertrags nach-
kommen, und hebt die Wichtigkeit eines wirksamen Verfah-
rens zur Überprüfung des Vertrags hervor;

2. erklärt erneut, wie wichtig es ist, dass alle Staaten
Vertragsparteien des Vertrags werden, und fordert die Staaten,
die nicht Vertragsparteien sind, auf, dem Vertrag unverzüglich
und bedingungslos als Nichtkernwaffenstaaten beizutreten

97 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Australien, Bangladesch, Belgien,
Bosnien und Herzegowina, Burkina Faso, Chile, Costa Rica, Côte
d'Ivoire, Deutschland, Guatemala, Irak, Italien, Japan, Litauen, Luxem-
burg, Marshallinseln, Nepal, Nicaragua, Niederlande, Niger, Norwegen,
Palau, Papua-Neuguinea, Paraguay, Salomonen, Sambia, Samoa,
Schweiz, Spanien, Thailand, Timor-Leste, Ukraine und Usbekistan.

98 United Nations, Treaty Series, Vol. 729, Nr. 10485. Deutsche Überset-
zung: dBGBl. 1974 II S. 785; LGBl. 1978 Nr. 15; öBGBl. Nr. 258/1970;
AS 1977 471.
99 Siehe Resolution 60/1.
100 Siehe 1995 Review and Extension Conference of the Parties to the
Treaty on the Non-Proliferation of Nuclear Weapons, Final Document,
Part I (NPT/CONF.1995/32 (Part I) und Corr.2), Anhang.
101 2000 Review Conference of the Parties to the Treaty on the Non-Pro-
liferation of Nuclear Weapons, Final Document, Vol. I-III
(NPT/CONF.2000/28 (Parts I-IV)).
102 CTBT-Art. XIV/2005/6, Anhang.
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und bis zu ihrem Beitritt alles zu unterlassen, was seinem Ziel
und Zweck zuwiderlaufen könnte, und konkrete Schritte zur
Unterstützung des Vertrags zu unternehmen;

3. befürwortet weitere Schritte zur nuklearen Abrü-
stung, zu der alle Vertragsstaaten nach Artikel VI des Vertrags
verpflichtet sind, namentlich einschneidendere Reduzierun-
gen aller Arten von Kernwaffen, und unterstreicht, wie wichtig
es ist, dass in dem Bemühen um die Beseitigung der Kernwaf-
fen die Grundsätze der Unumkehrbarkeit, der Verifizierbarkeit
und der erhöhten Transparenz in einer Weise Anwendung fin-
den, die die internationale Stabilität und unverminderte Si-
cherheit für alle fördert;

4. ermutigt die Russische Föderation und die Vereinig-
ten Staaten von Amerika, den Vertrag über die Reduzierung
der strategischen Offensivwaffen103 vollständig durchzufüh-
ren, ein Schritt, der die nukleare Abrüstung weiter voranbrin-
gen sollte, und Kernwaffenreduzierungen vorzunehmen, die
über das im Vertrag vorgesehene Maß hinausgehen, und be-
grüßt gleichzeitig die von den Kernwaffenstaaten, einschließ-
lich der Russischen Föderation und der Vereinigten Staaten,
erzielten Fortschritte im Hinblick auf die Reduzierung der
Kernwaffen;

5. legt den Staaten nahe, im Rahmen der internationalen
Zusammenarbeit auch weiterhin zu den Anstrengungen zur
Reduzierung von Kernwaffenmaterial beizutragen;

6. fordert die Kernwaffenstaaten auf, die Einsatzfähig-
keit der Kernwaffensysteme weiter zu vermindern und so die
internationale Stabilität und Sicherheit zu fördern;

7. betont die Notwendigkeit, die Bedeutung von Kern-
waffen in der Sicherheitspolitik zu vermindern, um das Risiko
eines Einsatzes dieser Waffen auf ein Mindestmaß zu be-
schränken und den Prozess ihrer vollständigen Beseitigung zu
erleichtern, in einer die internationale Stabilität fördernden
Weise und beruhend auf dem Grundsatz der unverminderten
Sicherheit für alle;

8. fordert alle Staaten, die den Vertrag über das umfas-
sende Verbot von Nuklearversuchen104 noch nicht unterzeich-
net und ratifiziert haben, nachdrücklich auf, dies bei frühester
Gelegenheit zu tun, damit er bald in Kraft treten kann, betont,
wie wichtig es ist, die bestehenden Moratorien für Kernwaf-
fenversuchsexplosionen bis zum Inkrafttreten des Vertrags
beizubehalten, und bekräftigt, wie wichtig es ist, das Verifika-
tionsregime des Vertrags über das umfassende Verbot von Nu-
klearversuchen weiterzuentwickeln, darunter das internatio-
nale Überwachungssystem, das erforderlich sein wird, um die
Einhaltung des Vertrags sicherzustellen;

9. betont, wie wichtig es ist, sofort Verhandlungen über
einen Vertrag über das Verbot der Herstellung von spaltbarem
Material aufzunehmen und zu einem raschen Vertragsab-
schluss zu gelangen, und fordert alle Kernwaffenstaaten und
die Staaten, die nicht Vertragspartei des Vertrags über die

Nichtverbreitung von Kernwaffen sind, auf, bis zum Inkraft-
treten des Vertrags ein Moratorium für die Herstellung von
spaltbarem Material für alle Kernwaffen zu erklären;

10. fordert alle Staaten auf, verstärkte Anstrengungen zu
unternehmen, um die Verbreitung von Kernwaffen und ande-
ren Massenvernichtungswaffen sowie ihren Trägersystemen
zu verhindern und einzudämmen;

11. betont, wie wichtig es ist, weitere Anstrengungen zu
Gunsten der Nichtverbreitung zu unternehmen, namentlich zur
weltweiten Anwendung der umfassenden Sicherungsabkom-
men der Internationalen Atomenergie-Organisation und des
vom Gouverneursrat der Internationalen Atomenergie-Orga-
nisation am 15. Mai 1997 gebilligten Musterzusatzprotokolls
zu dem/den Abkommen zwischen dem/den Staat(en) und der
Internationalen Atomenergie-Organisation betreffend die An-
wendung der Sicherungsmaßnahmen105 und zur vollständigen
Durchführung der Resolution 1540 (2004) des Sicherheitsrats
vom 28. April 2004;

12. ermutigt alle Staaten, die Empfehlungen in dem Be-
richt des Generalsekretärs über die Studie der Vereinten Na-
tionen über Abrüstungs- und Nichtverbreitungserziehung, der
der Generalversammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Ta-
gung vorgelegt wurde106, soweit angezeigt durch konkrete
Maßnahmen umzusetzen und freiwillig Informationen über ih-
re diesbezüglichen Bemühungen weiterzugeben;

13. befürwortet die konstruktive Rolle der Zivilgesell-
schaft bei der Förderung der Nichtverbreitung von Kernwaffen
und der nuklearen Abrüstung.

RESOLUTION 60/66

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 178 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 1 Enthaltung,
auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)107:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Antigua und Bar-
buda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas,
Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Boli-
vien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bul-
garien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Däne-
mark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea,
Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehema-
lige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi,
Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guate-
mala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak,
Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jorda-
nien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia,
Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische
Volksdemokratische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Ara-
bische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi,
Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauri-
tius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Mosam-
bik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Ni-
geria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neugui-

103 Siehe CD/1674.
104 Siehe Resolution 50/245. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1998 II
S. 1210.

105 International Atomic Energy Agency, INFCIRC/540 (Korrigierte Fas-
sung).
106 A/57/124.
107 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von der Russischen Föderation.



II.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Ersten Ausschusses

150

nea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Mol-
dau, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San
Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal,
Serbien und Montenegro, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowe-
nien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen,
Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thai-
land, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesi-
en, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbeki-
stan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate,
Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nord-
irland, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltung: Israel.

60/66. Transparenz und vertrauensbildende Maßnah-
men bei Weltraumtätigkeiten 

Die Generalversammlung,

erneut erklärend, dass die Verhütung eines Wettrüstens im
Weltraum eine ernste Gefahr für den Weltfrieden und die in-
ternationale Sicherheit abwenden würde,

in dem Bewusstsein, dass im Hinblick auf die Verhütung ei-
nes Wettrüstens im Weltraum, namentlich der Stationierung
von Waffen im Weltraum, weitere Maßnahmen zur Errei-
chung von Übereinkünften geprüft werden sollen,

in diesem Zusammenhang unter Hinweis auf ihre früheren
Resolutionen, in denen unter anderem die Notwendigkeit er-
höhter Transparenz hervorgehoben und die Wichtigkeit ver-
trauensbildender Maßnahmen als Mittel zur Erreichung des
Ziels der Verhütung eines Wettrüstens im Weltraum bekräftigt
wurde,

sowie unter Hinweis auf den Bericht des Generalsekretärs
an ihre achtundvierzigste Tagung, dessen Anlage die Studie
von Regierungssachverständigen über die Anwendung ver-
trauensbildender Maßnahmen im Weltraum enthält108,

1. bittet alle Mitgliedstaaten, dem Generalsekretär vor
ihrer einundsechzigsten Tagung ihre Auffassung dazu mitzu-
teilen, ob es ratsam wäre, die internationale Transparenz und
die vertrauensbildenden Maßnahmen in Bezug auf den Welt-
raum weiter auszubauen, im Interesse der Wahrung des Welt-
friedens und der internationalen Sicherheit und der Förderung
der internationalen Zusammenarbeit sowie der Verhütung ei-
nes Wettrüstens im Weltraum;

2. beschließt, den Punkt "Transparenz und vertrauens-
bildende Maßnahmen bei Weltraumtätigkeiten" in die vorläu-
fige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzuneh-
men.

RESOLUTION 60/67

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)109.

60/67. Durchführung des Übereinkommens über das
Verbot der Entwicklung, Herstellung, Lagerung
und des Einsatzes chemischer Waffen und über
die Vernichtung solcher Waffen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen zum Thema
der chemischen Waffen, insbesondere die ohne Abstimmung
verabschiedete Resolution 59/72 vom 3. Dezember 2004, in
der sie mit Anerkennung von den laufenden Bemühungen
Kenntnis nahm, die im Hinblick auf die Verwirklichung des
Ziels und des Zwecks des Übereinkommens über das Verbot
der Entwicklung, Herstellung, Lagerung und des Einsatzes
chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher Waf-
fen110 unternommen werden,

entschlossen, das wirksame Verbot der Entwicklung, der
Herstellung, des Erwerbs, des Transfers, der Lagerung und des
Einsatzes chemischer Waffen sowie ihre Vernichtung herbei-
zuführen,

mit Befriedigung davon Kenntnis nehmend, dass seit der
Verabschiedung der Resolution 59/72 sieben weitere Staaten
das Übereinkommen ratifiziert haben beziehungsweise ihm
beigetreten sind, womit die Gesamtzahl der Vertragsstaaten
des Übereinkommens nunmehr einhundertvierundsiebzig be-
trägt,

in Bekräftigung der Wichtigkeit der Ergebnisse der ersten
Sondertagung der Konferenz der Vertragsstaaten zur Überprü-
fung der Wirkungsweise des Chemiewaffenübereinkommens,
einschließlich der Politischen Erklärung111, in der die Vertrags-
staaten ihre Entschlossenheit bekräftigten, das Ziel und den
Zweck des Übereinkommens zu verwirklichen, sowie des
Schlussberichts112, in dem auf alle Aspekte des Übereinkom-
mens eingegangen wurde und wichtige Empfehlungen für sei-
ne weitere Durchführung abgegeben wurden,

1. betont, dass die Universalität des Übereinkommens
über das Verbot der Entwicklung, Herstellung, Lagerung und
des Einsatzes chemischer Waffen und über die Vernichtung
solcher Waffen110 für die Verwirklichung seines Ziels und
Zwecks von grundlegender Bedeutung ist, anerkennt die Fort-
schritte bei der Umsetzung des Aktionsplans zur Erreichung
der Universalität des Übereinkommens und fordert alle Staa-
ten auf, soweit nicht bereits geschehen, unverzüglich Vertrags-
parteien des Übereinkommens zu werden;

2. unterstreicht, dass das Übereinkommen und seine
Durchführung zur Stärkung des Weltfriedens und der interna-
tionalen Sicherheit beitragen, und hebt hervor, dass seine voll-
ständige, universelle und wirksame Durchführung einen wei-
teren Beitrag zu diesem Ziel leisten wird, indem die Möglich-
keit des Einsatzes chemischer Waffen zum Wohl der ganzen
Menschheit vollständig ausgeschlossen wird;

108 A/48/305 und Corr.1.
109 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Polen.

110 United Nations, Treaty Series, Vol. 1974, Nr. 33757. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1994 II S. 806; LGBl. 1999 Nr. 235; öBGBl. III
Nr. 38/1997; AS 1998 335.
111 Siehe Organization for the Prohibition of Chemical Weapons, Doku-
ment RC-1/3.
112 Ebd., Dokument RC-1/5. 
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3. betont, dass die volle und wirksame Durchführung al-
ler Bestimmungen des Übereinkommens, namentlich derjeni-
gen über innerstaatliche Durchführungsmaßnahmen (Arti-
kel VII) und über Hilfeleistung und Schutz gegen chemische
Waffen (Artikel X), ein wichtiger Beitrag zu den Anstrengun-
gen ist, die die Vereinten Nationen in dem weltweiten Kampf
gegen den Terrorismus in allen seinen Arten und Erschei-
nungsformen unternehmen;

4. betont außerdem, wie wichtig es für das Überein-
kommen ist, dass alle Staaten, die chemische Waffen, Produk-
tionseinrichtungen für chemische Waffen oder Einrichtungen
für die Entwicklung chemischer Waffen besitzen, einschließ-
lich derjenigen Staaten, die zu einem früheren Zeitpunkt den
Besitz chemischer Waffen deklariert haben, sich unter den
Vertragsstaaten des Übereinkommens befinden, und begrüßt
die in dieser Hinsicht erzielten Fortschritte;

5. stellt fest, dass die wirksame Anwendung des Verifi-
kationssystems Vertrauen hinsichtlich der Einhaltung des
Übereinkommens durch die Vertragsstaaten schafft;

6. unterstreicht, welche wichtige Rolle der Organi-
sation für das Verbot chemischer Waffen dabei zukommt, die
Einhaltung der Bestimmungen des Übereinkommens zu veri-
fizieren und die fristgerechte und effiziente Verwirklichung al-
ler seiner Ziele zu fördern;

7. fordert alle Vertragsstaaten des Übereinkommens
nachdrücklich auf, ihren Verpflichtungen nach dem Überein-
kommen voll und fristgerecht nachzukommen und die Orga-
nisation für das Verbot chemischer Waffen bei ihren Umset-
zungstätigkeiten zu unterstützen;

8. begrüßt die Fortschritte, die bei der Durchführung
des Aktionsplans zur Erfüllung der Verpflichtungen nach Ar-
tikel VII erzielt wurden, lobt die Vertragsstaaten und das Tech-
nische Sekretariat für die Unterstützung, die sie anderen Ver-
tragsstaaten auf Antrag bei der Erfüllung ihrer Verpflichtun-
gen nach Artikel VII gewähren, und fordert die Vertragsstaa-
ten, die ihre Verpflichtungen nach Artikel VII nicht erfüllt
haben, nachdrücklich auf, dies im Einklang mit ihren verfas-
sungsrechtlichen Verfahren ohne weiteren Verzug zu tun;

9. bekräftigt die Bedeutung der Bestimmungen des Ar-
tikels XI, die sich auf die wirtschaftliche und technologische
Entwicklung der Vertragsstaaten beziehen, und erinnert daran,
dass die vollständige, wirksame und nichtdiskriminierende
Umsetzung dieser Bestimmungen zur Universalität beiträgt,
und bekräftigt außerdem die von den Vertragsstaaten einge-
gangene Verpflichtung, die internationale Zusammenarbeit zu
friedlichen Zwecken im Bereich ihrer Tätigkeiten auf chemi-
schem Gebiet zu fördern, sowie die Bedeutung, die dieser Zu-
sammenarbeit und ihrem Beitrag zur Förderung des Überein-
kommens als Ganzes zukommt; 

10. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den laufenden
Arbeiten, die die Organisation für das Verbot chemischer Waf-
fen durchführt, um das Ziel und den Zweck des Übereinkom-
mens zu verwirklichen, die volle Umsetzung seiner Bestim-
mungen sicherzustellen, namentlich derjenigen betreffend die
internationale Verifikation der Einhaltung des Übereinkom-
mens, sowie als Forum für Konsultationen und die Zusammen-

arbeit zwischen den Vertragsstaaten zu dienen, und nimmt au-
ßerdem mit Anerkennung Kenntnis von dem maßgeblichen
Beitrag, den das Technische Sekretariat und der Generaldirek-
tor zur Fortentwicklung und zum weiteren Erfolg der Organi-
sation leisten;

11. begrüßt die Zusammenarbeit zwischen den Verein-
ten Nationen und der Organisation für das Verbot chemischer
Waffen im Rahmen des Abkommens über die Beziehungen
zwischen den Vereinten Nationen und der Organisation im
Einklang mit den Bestimmungen des Übereinkommens;

12. beschließt, den Punkt "Durchführung des Überein-
kommens über das Verbot der Entwicklung, Herstellung, La-
gerung und des Einsatzes chemischer Waffen und über die
Vernichtung solcher Waffen" in die vorläufige Tagesordnung
ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/68

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 177 Stimmen bei 1 Gegenstimme und ohne Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)113:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Antigua und Bar-
buda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas,
Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Boli-
vien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bul-
garien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Däne-
mark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea,
Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehema-
lige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi,
Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guate-
mala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak,
Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jemen,
Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Ke-
nia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Lesotho,
Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Li-
tauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Ma-
rokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte
Staaten von), Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neu-
seeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich,
Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Po-
len, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Födera-
tion, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-
Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Sierra Leone,
Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lu-
cia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Ara-
bische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und To-
bago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Un-
garn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Verei-
nigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich
Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltungen: Keine.

113 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Argentinien, Bangladesch,
Belgien, Bosnien und Herzegowina, Chile, Costa Rica, Dänemark,
Deutschland, Finnland, Irland, Israel, Italien, Kanada, Kroatien, Lettland,
Liberia, Luxemburg, Mali, Malta, Mexiko, Niederlande, Niger, Norwe-
gen, Österreich, Rumänien, Sambia, Schweden, Slowakei, Slowenien,
Spanien, Thailand, Timor-Leste, Ungarn, Vereinigtes Königreich Groß-
britannien und Nordirland und Zypern.
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60/68. Auseinandersetzung mit den negativen Auswir-
kungen der unerlaubten Herstellung, Verbrin-
gung und Verschiebung von Kleinwaffen und
leichten Waffen und ihrer exzessiven Anhäufung
auf die humanitäre Lage und die Entwicklung

Die Generalversammlung,

ihre Achtung des Völkerrechts und der in der Charta der
Vereinten Nationen verankerten Ziele und Grundsätze und ihr
Bekenntnis dazu bekräftigend,

in Anbetracht dessen, dass, wie es in dem Aktionspro-
gramm zur Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des un-
erlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter
allen Aspekten114 heißt, die unerlaubte Herstellung, Verbrin-
gung und Verschiebung von Kleinwaffen und leichten Waffen
sowie ihre exzessive Anhäufung ein breites Spektrum huma-
nitärer und sozioökonomischer Folgen nach sich ziehen und
eine ernsthafte Bedrohung des Friedens, der Aussöhnung, der
Sicherheit, der Stabilität und der nachhaltigen Entwicklung
auf individueller, lokaler, nationaler, regionaler und interna-
tionaler Ebene darstellen,

besorgt über die möglichen Auswirkungen von Armut und
Unterentwicklung auf den unerlaubten Handel mit Kleinwaf-
fen und leichten Waffen unter allen Aspekten und entschlos-
sen, das durch den unerlaubten Handel mit Kleinwaffen und
leichten Waffen unter allen Aspekten verursachte menschliche
Leid zu mindern und die Achtung vor dem Leben und der Wür-
de des Menschen durch die Förderung einer Kultur des Frie-
dens zu verbessern,

erneut erklärend, dass internationale Zusammenarbeit und
Hilfe, darunter nach Bedarf auch finanzielle und technische
Hilfe, dringend notwendig sind, um die auf lokaler, nationaler,
regionaler und globaler Ebene unternommenen Anstrengun-
gen zur Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des uner-
laubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter
allen Aspekten zu unterstützen und zu erleichtern,

unter Hinweis auf die zweite zweijährliche Tagung der
Staaten zur Prüfung der Durchführung des Aktionspro-
gramms, auf der die Staaten die erheblichen Fortschritte in die-
sem Bereich zwar begrüßten, jedoch gleichzeitig feststellten,
dass weitere Maßnahmen erforderlich sind, um die in dem Ak-
tionsprogramm eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen115,

in Anbetracht dessen, dass die führenden Politiker der Welt
im Jahr 2005 ihre tiefe Besorgnis über die negativen Auswir-
kungen bekundeten, die unter anderem der unerlaubte Handel
mit Kleinwaffen und leichten Waffen auf die Entwicklung,
den Frieden und die Sicherheit sowie die Menschenrechte hat,
und dass sie sich darauf verpflichteten, die Durchführung des
Aktionsprogramms zu unterstützen116,

in diesem Zusammenhang feststellend, dass die Konferenz
zur Überprüfung des Aktionsprogramms im Jahr 2006 eine
Gelegenheit darstellt, die miteinander verknüpften Herausfor-
derungen auf dem Gebiet des Friedens und der Sicherheit so-
wie der Entwicklung anzugehen, die für die Agenda der Kon-
ferenz relevant sind,

unter besonderer Hervorhebung der Weltregionen, in de-
nen Konflikte zu Ende gegangen sind und in denen die exzes-
sive und destabilisierende Anhäufung von Kleinwaffen und
leichten Waffen ernsthafte Probleme verursacht, die dringend
angegangen werden müssen,

fordert die Staaten auf, bei der Auseinandersetzung mit der
Frage des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten
Waffen unter allen Aspekten gegebenenfalls zu untersuchen,
wie den Auswirkungen der unerlaubten Herstellung, Verbrin-
gung und Verschiebung von Kleinwaffen und leichten Waffen
und ihrer exzessiven Anhäufung auf die humanitäre Lage und
die Entwicklung, insbesondere in Konflikt- und Postkonflikt-
situationen, wirksamer begegnet werden kann, namentlich in-
dem sie

a) wo angebracht, umfassende Programme zur Verhü-
tung bewaffneter Gewalt ausarbeiten, die Bestandteil der na-
tionalen Entwicklungsstrategien, einschließlich der Armuts-
bekämpfungsstrategien, sind;

b) aufbauend auf der Verpflichtung der Staaten und der
geeigneten internationalen und regionalen Organisationen, die
dazu in der Lage sind, auf Ersuchen der zuständigen Behörden
ernsthaft die Gewährung von Hilfe erwägen, darunter nach Be-
darf auch technische und finanzielle Hilfe, beispielsweise über
Kleinwaffen-Fonds, um die Durchführung der in dem Ak-
tionsprogramm zur Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung
des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen
unter allen Aspekten114 enthaltenen Maßnahmen zur Verhü-
tung, Bekämpfung und Beseitigung des unerlaubten Handels
mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten zu
unterstützen;

c) den Friedenssicherungseinsätzen der Vereinten Na-
tionen nahe legen, die sichere Lagerung und Vernichtung von
Kleinwaffen und leichten Waffen als einen festen Bestandteil
von Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und Wiedereingliede-
rungsprogrammen zu behandeln;

d) systematisch innerstaatliche Maßnahmen zur Regu-
lierung von Kleinwaffen und leichten Waffen zum Bestandteil
längerfristiger Strategien und Programme zur Friedenskonso-
lidierung nach Konflikten machen;

e) nach Bedarf sicherstellen, dass im Rahmen der unter
den Buchstaben c) und d) genannten Aktivitäten die Beiträge,
die Frauen und Frauenorganisationen zum Entwaffnungs-, De-
mobilisierungs- und Wiedereingliederungsprozess im Zusam-
menhang mit Kleinwaffen leisten können, das Erfordernis, in
den Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und Wiedereingliede-
rungsprogrammen den Bedürfnissen weiblicher Kombattan-
ten und Abhängiger Rechnung zu tragen, und die Verpflich-
tung zur Förderung und zum Schutz der Rechte und des Wohl-
es von Kindern in bewaffneten Konflikten umfassend berück-
sichtigt werden.

114 Siehe Report of the United Nations Conference on the Illicit Trade in
Small Arms and Light Weapons in All Its Aspects, New York, 9-20 July
2001 (A/CONF.192/15), Kap. IV, Ziff. 24. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/ac192-15.pdf.
115 A/CONF.192/BMS/2005/1, Ziff. 17.
116 Siehe Resolution 60/1.
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RESOLUTION 60/69

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)117.

60/69. Nationale Rechtsvorschriften über den Transfer
von Waffen, militärischem Gerät sowie Gütern
und Technologien mit doppeltem Verwendungs-
zweck

Die Generalversammlung,

in dem Bewusstsein, dass Abrüstung, Rüstungskontrolle
und Nichtverbreitung für die Wahrung des Weltfriedens und
der internationalen Sicherheit unabdingbar sind,

daran erinnernd, dass eine wirksame nationale Kontrolle
des Transfers von Waffen, militärischem Gerät sowie Gütern
und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck, ein-
schließlich der Transfers, die zu Verbreitungsaktivitäten bei-
tragen könnten, ein wirksames Instrument zur Erreichung die-
ser Ziele ist,

sowie daran erinnernd, dass sich die Vertragsstaaten der
internationalen Abrüstungs- und Nichtverbreitungsverträge
dazu verpflichtet haben, den größtmöglichen Austausch von
Materialien, Gerät und technologischen Informationen zu
friedlichen Zwecken im Einklang mit den Bestimmungen die-
ser Verträge zu erleichtern,

in der Erwägung, dass der Austausch nationaler Rechts-
und sonstiger Vorschriften und Verfahren bezüglich des
Transfers von Waffen, militärischem Gerät sowie Gütern und
Technologien mit doppeltem Verwendungszweck zum gegen-
seitigen Verständnis und Vertrauen zwischen den Mitglied-
staaten beiträgt,

überzeugt, dass ein derartiger Austausch für die Mitglied-
staaten, die derzeit solche Rechtsvorschriften ausarbeiten, vor-
teilhaft wäre,

in Bekräftigung des naturgegebenen Rechts zur individu-
ellen oder kollektiven Selbstverteidigung nach Artikel 51 der
Charta der Vereinten Nationen,

1. bittet die Mitgliedstaaten, die dazu in der Lage sind,
unbeschadet der Bestimmungen in Resolution 1540 (2004)
des Sicherheitsrats vom 28. April 2004 nationale Rechts- und
sonstige Vorschriften und Verfahren zu erlassen oder zu ver-
bessern, um eine wirksame Kontrolle über den Transfer von
Waffen, militärischem Gerät sowie Gütern und Technologien
mit doppeltem Verwendungszweck auszuüben, und gleichzei-
tig sicherzustellen, dass diese Rechts- und sonstigen Vor-
schriften und Verfahren mit den Verpflichtungen der Vertrags-
staaten aus den internationalen Verträgen übereinstimmen;

2. legt den Mitgliedstaaten nahe, dem Generalsekretär
auf freiwilliger Basis Informationen über ihre nationalen
Rechts- und sonstigen Vorschriften und Verfahren bezüglich
des Transfers von Waffen, militärischem Gerät sowie Gütern
und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck und

über daran vorgenommene Änderungen zu übermitteln, und
ersucht den Generalsekretär, den Mitgliedstaaten diese Infor-
mationen zugänglich zu machen;

3. beschließt, mit der Angelegenheit befasst zu bleiben.

RESOLUTION 60/70

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 113 Stimmen bei 45 Gegenstimmen und 20 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)118:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Antigua und Barbuda, Äthiopien, Ba-
hamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien,
Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China,
Costa Rica, Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volks-
republik Korea, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Sal-
vador, Eritrea, Fidschi, Gabun, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-
Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Je-
men, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Katar, Kenia, Kolumbien,
Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Liba-
non, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malaysia,
Malediven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar,
Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Panama, Para-
guay, Peru, Philippinen, Salomonen, Sambia, Samoa, São Tomé und Príncipe,
Saudi-Arabien, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri Lanka,
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische
Arabische Republik, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago,
Tunesien, Tuvalu, Uganda, Uruguay, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Repu-
blik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zen-
tralafrikanische Republik.

Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowi-
na, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Ma-
zedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Island, Israel,
Italien, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Marshall-
inseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Niederlande, Norwegen,
Österreich, Palau, Polen, Portugal, Rumänien, San Marino, Schweiz, Serbien
und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Türkei,
Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staa-
ten von Amerika, Zypern.

Enthaltungen: Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Belarus, Indien, Ir-
land, Japan, Kasachstan, Kirgisistan, Malta, Mauritius, Pakistan, Papua-Neugui-
nea, Republik Korea, Republik Moldau, Russische Föderation, Schweden, Tad-
schikistan, Ukraine, Usbekistan.

60/70. Nukleare Abrüstung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 49/75 E vom 15. De-
zember 1994 über die schrittweise Verringerung der nuklearen
Bedrohung sowie ihre Resolutionen 50/70 P vom 12. Dezem-
ber 1995, 51/45 O vom 10. Dezember 1996, 52/38 L vom
9. Dezember 1997, 53/77 X vom 4. Dezember 1998, 54/54 P

117 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von den Niederlanden.

118 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Algerien, Bangladesch, Bhutan, Brunei Darus-
salam, Burkina Faso, Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Do-
minikanische Republik, Ghana, Guinea, Haiti, Indonesien, Iran (Islami-
sche Republik), Jemen, Jordanien, Kenia, Kolumbien, Kongo, Laotische
Volksdemokratische Republik, Madagaskar, Malaysia, Mongolei, Myan-
mar, Namibia, Nepal, Philippinen, Salomonen, Sambia, Samoa, Saudi-
Arabien, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Sri Lanka, Sudan,
Suriname, Thailand, Timor-Leste, Uganda, Vietnam und Zentralafrika-
nische Republik.



II.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Ersten Ausschusses

154

vom 1. Dezember 1999, 55/33 T vom 20. November 2000,
56/24 R vom 29. November 2001, 57/79 vom 22. November
2002, 58/56 vom 8. Dezember 2003 und 59/77 vom 3. Dezem-
ber 2004 über nukleare Abrüstung,

in Bekräftigung der Verpflichtung der internationalen Ge-
meinschaft auf das Ziel der vollständigen Beseitigung der
Kernwaffen und der Schaffung einer von Kernwaffen freien
Welt,

eingedenk dessen, dass das Übereinkommen von 1972
über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung
bakteriologischer (biologischer) Waffen und von Toxinwaffen
sowie über die Vernichtung solcher Waffen119 und das Über-
einkommen von 1993 über das Verbot der Entwicklung, Her-
stellung, Lagerung und des Einsatzes chemischer Waffen und
über die Vernichtung solcher Waffen120 bereits Rechtsordnun-
gen für das vollständige Verbot von biologischen beziehungs-
weise chemischen Waffen geschaffen haben, und entschlos-
sen, ein Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung,
Erprobung, Herstellung, Lagerung, Ausleihung, Weitergabe,
des Einsatzes und der Androhung des Einsatzes von Kernwaf-
fen und über deren Vernichtung herbeizuführen und möglichst
bald ein solches internationales Übereinkommen zum Ab-
schluss zu bringen,

in der Erwägung, dass nunmehr die Voraussetzungen für
die Schaffung einer kernwaffenfreien Welt gegeben sind, und
betonend, dass konkrete praktische Schritte unternommen
werden müssen, um dieses Ziel zu erreichen,

eingedenk der Ziffer 50 des Schlussdokuments der zehnten
Sondertagung der Generalversammlung121, der ersten Sonder-
tagung über Abrüstung, in der die dringende Aushandlung von
Übereinkünften über die Einstellung der qualitativen Verbes-
serung und Weiterentwicklung von Kernwaffensystemen und
die Erstellung eines umfassenden Stufenprogramms, nach
Möglichkeit mit vereinbarten Zeitplänen, zur schrittweisen
und ausgewogenen Reduzierung der Kernwaffen und ihrer
Trägersysteme gefordert wird, das so bald wie möglich zu ihrer
endgültigen und vollständigen Beseitigung führt,

in Bekräftigung der Überzeugung der Vertragsstaaten des
Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen122, dass
der Vertrag ein Eckpfeiler der Nichtverbreitung von Kernwaf-
fen und der nuklearen Abrüstung ist, sowie der Wichtigkeit des
Beschlusses über die Stärkung des Prozesses zur Überprüfung
des Vertrags, des Beschlusses über die Grundsätze und Ziele
der Nichtverbreitung von Kernwaffen und der nuklearen Ab-
rüstung, des Beschlusses über die Verlängerung des Vertrags
und der Resolution über den Nahen Osten, die von der Konfe-
renz der Vertragsparteien im Jahr 1995 zur Überprüfung und

Verlängerung des Vertrags über die Nichtverbreitung von
Kernwaffen verabschiedet wurden123,

betonend, wie wichtig die dreizehn Schritte für die syste-
matischen und schrittweisen Bemühungen zur Verwirkli-
chung des Ziels der nuklearen Abrüstung bis hin zur vollstän-
digen Beseitigung der Kernwaffen sind, die von den Vertrags-
staaten im Schlussdokument der vom 24. April bis 19. Mai
2000 in New York abgehaltenen Konferenz der Vertragspar-
teien im Jahr 2000 zur Überprüfung des Vertrags über die
Nichtverbreitung von Kernwaffen vereinbart wurden124,

von neuem darauf hinweisend, dass der nuklearen Abrü-
stung in dem Schlussdokument der zehnten Sondertagung der
Generalversammlung sowie von der internationalen Gemein-
schaft höchste Priorität eingeräumt wird,

erneut das baldige Inkrafttreten des Vertrags über das um-
fassende Verbot von Nuklearversuchen125 fordernd,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von dem Inkrafttreten
des Vertrags über die Reduzierung und Begrenzung der stra-
tegischen Offensivwaffen (START I)126, dessen Vertragsstaa-
ten Belarus, Kasachstan, die Russische Föderation, die Ukrai-
ne und die Vereinigten Staaten von Amerika sind,

sowie mit Anerkennung Kenntnis nehmend von dem In-
krafttreten des Vertrags zwischen den Vereinigten Staaten von
Amerika und der Russischen Föderation über die Reduzierung
der strategischen Offensivwaffen ("Moskauer Vertrag")127, der
einen bedeutenden Schritt zur Reduzierung der von ihnen sta-
tionierten strategischen Kernwaffen darstellt, und gleichzeitig
weitere unumkehrbare und einschneidende Reduzierungen ih-
rer Kernwaffenbestände fordernd,

ferner mit Anerkennung Kenntnis nehmend von den einsei-
tigen Maßnahmen, die die Kernwaffenstaaten zur Begrenzung
der Kernwaffen ergriffen haben, und sie zu weiteren derartigen
Maßnahmen ermutigend,

in der Erwägung, dass bilaterale, plurilaterale und multi-
laterale Verhandlungen über nukleare Abrüstung einander er-
gänzen und dass bilaterale Verhandlungen multilaterale Ver-
handlungen in dieser Hinsicht niemals ersetzen können,

in Anbetracht der in der Abrüstungskonferenz und in der
Generalversammlung zum Ausdruck gebrachten Unterstüt-
zung für die Ausarbeitung eines internationalen Übereinkom-
mens zur Sicherung der Nichtkernwaffenstaaten gegen den
Einsatz oder die Androhung des Einsatzes von Kernwaffen so-
wie in Anbetracht der multilateralen Bemühungen innerhalb

119 Resolution 2826 (XXVI), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1983 II S. 132; LGBl. 1991 Nr. 64; öBGBl. Nr. 432/1975; AS 1976 1438.
120 United Nations, Treaty Series, Vol. 1974, Nr. 33757. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1994 II S. 806; LGBl. 1999 Nr. 235; öBGBl. III
Nr. 38/1997; AS 1998 335.
121 Resolution S-10/2.
122 United Nations, Treaty Series, Vol. 729, Nr. 10485. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1974 II S. 785; LGBl. 1978 Nr. 15; öBGBl.
Nr. 258/1970; AS 1977 471.

123 Siehe 1995 Review and Extension Conference of the Parties to the
Treaty on the Non-Proliferation of Nuclear Weapons, Final Document,
Part I (NPT/CONF.1995/32 (Part I) und Corr.2), Anhang. 
124 Siehe 2000 Review Conference of the Parties to the Treaty on the Non-
Proliferation of Nuclear Weapons, Final Document, Vol. I
(NPT/CONF.2000/28 (Parts I and II)), Teil I, Abschnitt "Article VI and
eighth to twelfth preambular paragraphs", Ziff. 15. 
125 Siehe Resolution 50/245. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1998 II
S. 1210.
126 The United Nations Disarmament Yearbook, Vol. 16: 1991 (United
Nations publication, Sales No. E.92.IX.1), Anhang II.
127 Siehe CD/1674.
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der Abrüstungskonferenz, eine baldige Einigung über ein sol-
ches internationales Übereinkommen zu erzielen,

unter Hinweis auf das Gutachten des Internationalen Ge-
richtshofs vom 8. Juli 1996 über die Rechtmäßigkeit der Dro-
hung mit oder des Einsatzes von Kernwaffen128 und es begrü-
ßend, dass alle Richter des Gerichtshofs einstimmig bekräftigt
haben, dass für alle Staaten die Verpflichtung besteht, in red-
licher Absicht Verhandlungen mit dem Ziel der nuklearen Ab-
rüstung in all ihren Aspekten und unter strenger und wirksamer
internationaler Kontrolle zu führen und zu einem Abschluss zu
bringen,

eingedenk der Ziffer 74 und der anderen maßgeblichen
Empfehlungen des Schlussdokuments der vom 20. bis 25. Fe-
bruar 2003 in Kuala Lumpur abgehaltenen dreizehnten Kon-
ferenz der Staats- und Regierungschefs der nichtgebundenen
Länder129, worin die Abrüstungskonferenz aufgerufen wird, so
bald wie möglich und mit höchstem Vorrang einen Ad-hoc-
Ausschuss für nukleare Abrüstung einzurichten und Verhand-
lungen über ein Stufenprogramm zur vollständigen Beseiti-
gung der Kernwaffen innerhalb einer festgelegten Frist aufzu-
nehmen,

unter Hinweis auf Ziffer 61 des Schlussdokuments der
vierzehnten Ministerkonferenz der Bewegung der nichtgebun-
denen Länder, die vom 17. bis 19. August 2004 in Durban
(Südafrika) abgehalten wurde,

sowie unter Hinweis auf Ziffer 19 der Erklärung der am
13. Juni 2005 in Doha abgehaltenen Sondertagung der Außen-
minister der Bewegung der nichtgebundenen Länder130,

in Bekräftigung des konkreten Auftrags, den die General-
versammlung in ihrem Beschluss 52/492 vom 8. September
1998 der Abrüstungskommission erteilte, das Thema der nu-
klearen Abrüstung als einen ihrer sachbezogenen Haupttages-
ordnungspunkte zu erörtern,

unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der Verein-
ten Nationen131, in der die Staats- und Regierungschefs den Be-
schluss fassten, sich für die Beseitigung der Massenvernich-
tungswaffen, insbesondere der Kernwaffen, einzusetzen und
keine Möglichkeit zur Erreichung dieses Zieles außer Acht zu
lassen, einschließlich der Möglichkeit, eine internationale
Konferenz einzuberufen, um Mittel und Wege zur Beseitigung
atomarer Gefahren aufzuzeigen,

bekräftigend, dass die Staaten im Einklang mit der Charta
der Vereinten Nationen bei der Beilegung ihrer Streitigkeiten
in den internationalen Beziehungen den Einsatz oder die An-
drohung des Einsatzes von Kernwaffen unterlassen sollen,

im Bewusstsein der Gefahr, dass bei terroristischen Hand-
lungen Massenvernichtungswaffen, insbesondere Kernwaf-
fen, zum Einsatz kommen könnten, sowie der dringenden Not-

wendigkeit, diese Gefahr durch abgestimmte internationale
Bemühungen unter Kontrolle zu bringen und zu überwinden,

1. erkennt an, dass angesichts der jüngsten politischen
Entwicklungen nunmehr für alle Kernwaffenstaaten die Zeit
gekommen ist, wirksame Abrüstungsmaßnahmen zu ergrei-
fen, mit dem Ziel, die Beseitigung dieser Waffen zu erreichen;

2. bekräftigt, dass die nukleare Abrüstung und die
Nichtverbreitung von Kernwaffen zwei eng miteinander ver-
knüpfte und sich gegenseitig verstärkende Prozesse sind, die
Hand in Hand gehen müssen, und dass die echte Notwendig-
keit eines systematischen und schrittweisen Prozesses der nu-
klearen Abrüstung besteht;

3. begrüßt und befürwortet die Bemühungen, in ver-
schiedenen Teilen der Welt auf der Grundlage von zwischen
den Staaten der betreffenden Regionen aus freien Stücken ge-
schlossenen Vereinbarungen oder Abmachungen neue kern-
waffenfreie Zonen zu schaffen, die ein wirksames Mittel zur
Einschränkung der geografischen Weiterverbreitung von
Kernwaffen sind und die Sache der nuklearen Abrüstung för-
dern;

4. erkennt an, dass eine echte Notwendigkeit besteht,
die Bedeutung von Kernwaffen in den strategischen Doktrinen
und der Sicherheitspolitik zu vermindern, um das Risiko eines
Einsatzes dieser Waffen auf ein Mindestmaß zu beschränken
und den Prozess ihrer vollständigen Beseitigung zu erleich-
tern;

5. fordert die Kernwaffenstaaten nachdrücklich auf, die
qualitative Verbesserung sowie die Weiterentwicklung, Her-
stellung und Lagerung von atomaren Gefechtsköpfen und ih-
ren Einsatzsystemen sofort einzustellen;

6. fordert die Kernwaffenstaaten außerdem nachdrück-
lich auf, als Interimsmaßnahme ihre Kernwaffen aus dem Zu-
stand der Alarmbereitschaft zu nehmen und sie umgehend zu
deaktivieren und weitere konkrete Maßnahmen zu ergreifen,
um die Einsatzfähigkeit ihrer Kernwaffensysteme weiter zu re-
duzieren;

7. ruft die Kernwaffenstaaten von neuem auf, die nu-
kleare Bedrohung schrittweise zu vermindern und wirksame
Maßnahmen zur nuklearen Abrüstung durchzuführen, mit dem
Ziel, die vollständige Beseitigung dieser Waffen zu erreichen;

8. fordert die Kernwaffenstaaten auf, bis zur vollstän-
digen Beseitigung von Kernwaffen ein international rechtsver-
bindliches Übereinkommen zu schließen, mit dem sie sich ge-
meinsam verpflichten, auf den Ersteinsatz von Kernwaffen zu
verzichten, und fordert alle Staaten auf, ein international
rechtsverbindliches Übereinkommen zu schließen, in dem den
Nichtkernwaffenstaaten Sicherheitsgarantien über den Nicht-
einsatz und die Nichtandrohung des Einsatzes von Kernwaffen
gegeben werden;

9. fordert die Kernwaffenstaaten nachdrücklich auf, in
einem geeigneten Stadium als wirksame Maßnahme zur nu-
klearen Abrüstung untereinander plurilaterale Verhandlungen
über weitere einschneidende Reduzierungen der Kernwaffen
aufzunehmen;

128 A/51/218, Anlage; siehe auch Legality of the Threat or Use of Nuclear
Weapons, Advisory Opinion, I.C.J. Reports 1996, S. 226.
129 A/57/759-S/2003/332, Anlage I.
130 A/59/880, Anlage.
131 Siehe Resolution 55/2.
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10. unterstreicht, wie wichtig es ist, dass der Grundsatz
der Unumkehrbarkeit auf den Prozess der nuklearen Abrü-
stung und der Rüstungskontroll- und Rüstungsreduzierungs-
maßnahmen für Kernwaffen und verwandte Waffen Anwen-
dung findet;

11. unterstreicht die Wichtigkeit der unmissverständli-
chen Verpflichtung, die die Kernwaffenstaaten in dem
Schlussdokument der Konferenz der Vertragsparteien im Jahr
2000 zur Überprüfung des Vertrags über die Nichtverbreitung
von Kernwaffen eingegangen sind, die vollständige Beseiti-
gung ihrer Kernwaffenbestände herbeizuführen, mit dem Ziel
der nuklearen Abrüstung, zu der sich alle Vertragsstaaten nach
Artikel VI des Vertrags verpflichtet haben132, sowie die Be-
kräftigung der Vertragsstaaten, dass die vollständige Beseiti-
gung der Kernwaffen die einzige absolute Garantie gegen den
Einsatz oder die Androhung des Einsatzes von Kernwaffen
bietet133;

12. fordert die volle und wirksame Durchführung der
dreizehn Schritte zur nuklearen Abrüstung, die in dem
Schlussdokument der Überprüfungskonferenz im Jahr 2000
enthalten sind124;

13. fordert die Kernwaffenstaaten nachdrücklich auf, ei-
ne weitere Reduzierung der nichtstrategischen Kernwaffen auf
Grund einseitiger Initiativen und als festen Bestandteil des
Prozesses der Reduzierung von Kernwaffen und der nuklearen
Abrüstung durchzuführen;

14. fordert die sofortige Aufnahme von Verhandlungen
in der Abrüstungskonferenz über einen nichtdiskriminieren-
den, multilateralen und international und wirksam verifizier-
baren Vertrag über das Verbot der Herstellung von spaltbarem
Material für Kernwaffen oder andere Kernsprengkörper auf
der Grundlage des Berichts des Sonderkoordinators134 und des
darin enthaltenen Mandats;

15. fordert die Abrüstungskonferenz nachdrücklich auf,
sich auf ein Arbeitsprogramm zu einigen, das die sofortige
Aufnahme von Verhandlungen über einen solchen Vertrag
enthält, mit dem Ziel, sie innerhalb von fünf Jahren abzuschlie-
ßen;

16. fordert den Abschluss eines oder mehrerer interna-
tionaler Rechtsinstrumente über angemessene Sicherheitsga-
rantien für Nichtkernwaffenstaaten;

17. fordert außerdem das baldige Inkrafttreten und die
strenge Einhaltung des Vertrags über das umfassende Verbot
von Nuklearversuchen125;

18. bekundet ihr Bedauern darüber, dass die Konferenz
der Vertragsparteien im Jahr 2005 zur Überprüfung des Ver-
trags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen keine Sach-

ergebnisse erzielen konnte und dass die nukleare Abrüstung
und die Nichtverbreitung von Kernwaffen in dem Ergebnis des
Weltgipfels 2005135 überhaupt nicht erwähnt wurden;

19. bekundet außerdem ihr Bedauern darüber, dass die
Abrüstungskonferenz auf ihrer Tagung 2005 nicht in der Lage
war, einen Ad-hoc-Ausschuss für nukleare Abrüstung einzu-
setzen, wie in Resolution 59/104 vom 3. Dezember 2004 ge-
fordert;

20. fordert die Abrüstungskonferenz von neuem auf, mit
Vorrang einen Ad-hoc-Ausschuss einzusetzen, der sich An-
fang 2006 mit der nuklearen Abrüstung befassen und Verhand-
lungen über ein Stufenprogramm zur nuklearen Abrüstung und
zur letztendlichen vollständigen Beseitigung der Kernwaffen
aufnehmen soll;

21. fordert, dass möglichst bald eine internationale Kon-
ferenz über nukleare Abrüstung unter allen Aspekten einberu-
fen wird, die konkrete nukleare Abrüstungsmaßnahmen be-
nennen und behandeln soll;

22. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen;

23. beschließt, den Punkt "Nukleare Abrüstung" in die
vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung auf-
zunehmen.

RESOLUTION 60/71

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)136.

60/71. Unterstützung von Staaten zur Eindämmung des
unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leich-
ten Waffen und zur Einsammlung dieser Waffen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/74 vom 3. Dezember
2004 über die Unterstützung von Staaten zur Eindämmung des
unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und zur Einsammlung
dieser Waffen,

zutiefst besorgt über das Ausmaß der Verluste an Men-
schenleben und der Leiden, insbesondere unter Kindern, die
durch die unerlaubte Verbreitung und den unerlaubten Einsatz
von Kleinwaffen und leichten Waffen verursacht werden,

132 2000 Review Conference of the Parties to the Treaty on the Non-Pro-
liferation of Nuclear Weapons, Final Document, Vol. I
(NPT/CONF.2000/28 (Parts I and II)), Teil I, Abschnitt "Article VI and
eighth to twelfth preambular paragraphs", Ziff. 15:6.
133 Ebd., Abschnitt "Article VII and the security of non-nuclear-weapon
States", Ziff. 2.
134 CD/1299.

135 Siehe Resolution 60/1.
136 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Andorra, Angola, Belgien, Bulgarien, Chile, Dä-
nemark, Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti, Eritrea, Est-
land, Fidschi, Finnland, Frankreich, Griechenland, Haiti, Honduras, Ir-
land, Italien, Japan, Kamerun, Kanada, Kenia, Kolumbien, Komoren,
Kongo, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malaysia, Mali (im Namen der
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Wirtschafts-
gemeinschaft der westafrikanischen Staaten sind), Malta, Mauretanien,
Mosambik, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumä-
nien, Sambia, San Marino, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien,
Spanien, Swasiland, Timor-Leste, Tschechische Republik, Türkei, Ugan-
da, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Zen-
tralafrikanische Republik und Zypern.
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besorgt darüber, dass sich die unerlaubte Ausbreitung und
der unerlaubte Einsatz dieser Waffen nach wie vor nachteilig
auf die Anstrengungen auswirken, die die Staaten in der Saha-
ra-Sahel-Subregion auf dem Gebiet der Armutsbekämpfung,
der nachhaltigen Entwicklung und der Wahrung des Friedens,
der Sicherheit und der Stabilität unternehmen,

Kenntnis nehmend von dem jüngsten Bericht des General-
sekretärs über die Unterstützung von Staaten zur Eindämmung
des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und zur Einsamm-
lung dieser Waffen sowie über den unerlaubten Handel mit
Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten137, in
dem er unter anderem feststellt, dass fortlaufende Anstrengun-
gen unternommen werden, um Ländern, die sich mit der Ver-
breitung unerlaubter Waffen in ihren Hoheitsgebieten ausein-
andersetzen müssen, Hilfe zu gewähren,

unter Begrüßung des Beschlusses der Wirtschaftsgemein-
schaft der westafrikanischen Staaten, das von den Staats- und
Regierungschefs der Wirtschaftsgemeinschaft am 31. Oktober
1998 in Abuja verabschiedete Moratorium für die Einfuhr,
Ausfuhr und Herstellung von Kleinwaffen und leichten Waf-
fen in Westafrika138 durch seine Aufwertung zu einem binden-
den Rechtsinstrument zu stärken, 

sowie in diesem Zusammenhang unter Begrüßung des Be-
schlusses der Europäischen Union, die Initiative der Wirt-
schaftsgemeinschaft zur Stärkung des Moratoriums umfas-
send zu unterstützen,

ferner unter Begrüßung des Beschlusses der Wirtschafts-
gemeinschaft, eine Gruppe Kleinwaffen zu schaffen und ein
neues Programm zur Eindämmung von Kleinwaffen zu verab-
schieden,

eingedenk der am 1. Dezember 2000 verabschiedeten Er-
klärung von Bamako über eine gemeinsame afrikanische Po-
sition in Bezug auf die unerlaubte Verbreitung und Verschie-
bung von Kleinwaffen und leichten Waffen und den unerlaub-
ten Handel damit139,

unter Hinweis auf den Bericht des Generalsekretärs "In
größerer Freiheit: Auf dem Weg zu Entwicklung, Sicherheit
und Menschenrechten für alle"140, in dem er betonte, dass die
Staaten sich genauso sehr darum bemühen müssen, die Bedro-
hung durch illegale Kleinwaffen und leichte Waffen auszuräu-
men wie die Bedrohung durch Massenvernichtungswaffen,

Kenntnis nehmend von dem Bericht der vom 11. bis 15. Juli
2005 in New York abgehaltenen zweiten zweijährlichen Ta-
gung der Staaten zur Prüfung der Durchführung des Aktions-
programms zur Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des
unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen un-
ter allen Aspekten auf nationaler, regionaler und globaler Ebe-
ne141,

unter Begrüßung der im Ergebnis des Weltgipfels 2005
zum Ausdruck gebrachten Unterstützung für die Durchfüh-
rung des Aktionsprogramms142,

Kenntnis nehmend von dem im Juni 2005 fertiggestellten
Entwurf eines internationalen Rechtsinstruments zur Ermög-
lichung der rechtzeitigen und zuverlässigen Identifikation und
Rückverfolgung illegaler Kleinwaffen und leichter Waffen
durch die Staaten143,

in Anerkennung der wichtigen Rolle, die den Organisatio-
nen der Zivilgesellschaft bei der Sensibilisierung der Öffent-
lichkeit für die Bemühungen um die Eindämmung des uner-
laubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen zu-
kommt,

1. würdigt die Vereinten Nationen, die internationalen,
regionalen und sonstigen Organisationen für die Unterstüt-
zung, die sie den Staaten bei der Eindämmung des unerlaubten
Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen und bei der Ein-
sammlung dieser Waffen gewähren;

2. ermutigt den Generalsekretär, seine Bemühungen im
Zusammenhang mit der Durchführung der Resolution 49/75 G
der Generalversammlung vom 15. Dezember 1994 und den
Empfehlungen der Beratermissionen der Vereinten Nationen
zur Eindämmung der unerlaubten Verbreitung von Kleinwaf-
fen und leichten Waffen und zur Einsammlung dieser Waffen
in den betroffenen Staaten, die darum ersuchen, mit Unterstüt-
zung des Regionalzentrums der Vereinten Nationen für Frie-
den und Abrüstung in Afrika und in enger Zusammenarbeit mit
der Afrikanischen Union fortzusetzen;

3. ermutigt die internationale Gemeinschaft, die An-
wendung des Moratoriums für die Einfuhr, Ausfuhr und Her-
stellung von Kleinwaffen und leichten Waffen in Westafrika138

zu unterstützen und weitere Hilfe für die Umwandlung des
Moratoriums in ein bindendes Rechtsinstrument zu gewähren;

4. ermutigt die Länder der Sahara-Sahel-Subregion, die
wirksame Aufgabenwahrnehmung der nationalen Kommis-
sionen zur Bekämpfung der unerlaubten Verbreitung von
Kleinwaffen und leichten Waffen zu erleichtern, und bittet in
dieser Hinsicht die internationale Gemeinschaft, Unterstüt-
zung zu gewähren, wo immer dies möglich ist;

5. ermutigt die Organisationen und Verbände der Zivil-
gesellschaft, sich an den von den nationalen Kommissionen
unternommenen Anstrengungen zur Bekämpfung des uner-
laubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen sowie
an der Durchführung des Aktionsprogramms zur Verhütung,
Bekämpfung und Beseitigung des unerlaubten Handels mit
Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten144 zu
beteiligen;

137 A/60/161.
138 Siehe A/53/763-S/1998/1194, Anlage.
139 A/CONF.192/PC/23, Anlage.
140 A/59/2005.
141 A/CONF.192/BMS/2005/1.

142 Siehe Resolution 60/1, Ziff. 94.
143 A/60/88 und Corr.2, Anhang.
144 Siehe Report of the United Nations Conference on the Illicit Trade in
Small Arms and Light Weapons in all Its Aspects, New York, 9-20 July
2001 (A/CONF/192/15), Kap. IV, Ziff. 24. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/ac192-15.pdf.



II.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Ersten Ausschusses

158

6. befürwortet die Zusammenarbeit von staatlichen Or-
ganen, internationalen Organisationen und der Zivilgesell-
schaft bei der Unterstützung von Programmen und Projekten
zur Bekämpfung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen
und leichten Waffen und zur Einsammlung dieser Waffen;

7. fordert die internationale Gemeinschaft auf, techni-
sche und finanzielle Unterstützung zu gewähren, um die Or-
ganisationen der Zivilgesellschaft besser in die Lage zu ver-
setzen, Maßnahmen zur Bekämpfung des unerlaubten Handels
mit Kleinwaffen und leichten Waffen zu ergreifen;

8. bittet den Generalsekretär und diejenigen Staaten und
Organisationen, die dazu in der Lage sind, den Staaten bei der
Eindämmung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und
leichten Waffen und bei ihrer Einsammlung auch weiterhin
Unterstützung zu gewähren;

9. ersucht den Generalsekretär, diese Angelegenheit
weiter zu prüfen und der Generalversammlung auf ihrer ein-
undsechzigsten Tagung über die Durchführung dieser Resolu-
tion Bericht zu erstatten;

10. beschließt, den Punkt "Unterstützung von Staaten zur
Eindämmung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und
leichten Waffen und zur Einsammlung dieser Waffen" in die
vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung auf-
zunehmen.

RESOLUTION 60/72

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 87 Stimmen bei 56 Gegenstimmen und 26 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)145:

Dafür: Algerien, Ägypten, Antigua und Barbuda, Bahamas, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belize, Benin, Bhutan, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussa-
lam, Burkina Faso, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepu-
blik Korea, Dominica, Dschibuti, Eritrea, Fidschi, Gabun, Ghana, Grenada, Gui-
nea, Guyana, Haiti, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Je-
men, Jordanien, Kambodscha, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kuba,
Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libanon, Libysch-Ara-
bische Dschamahirija, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Mauretani-
en, Mauritius, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Nigeria, Oman,
Philippinen, Salomonen, Sambia, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Sene-
gal, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent
und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik,
Tadschikistan, Thailand, Togo, Trinidad und Tobago, Tunesien, Turkmenistan,
Uganda, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte
Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam.

Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowi-
na, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Ma-
zedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island,
Israel, Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Neu-
seeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Portugal, Republik
Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Samoa, San Marino,
Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien,
Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vanuatu, Vereinigtes König-
reich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

Enthaltungen: Argentinien, Armenien, Äthiopien, Belarus, Bolivien, Burundi,
Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dominikanische Republik, Ecuador, El
Salvador, Guatemala, Honduras, Indien, Kolumbien, Liberia, Mexiko, Nicaragua,
Niger, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru.

60/72. Weiterverfolgung und Umsetzung der auf den
Konferenzen der Vertragsparteien in den Jahren
1995 und 2000 zur Überprüfung des Vertrags
über die Nichtverbreitung von Kernwaffen einge-
gangenen Verpflichtungen zur nuklearen Abrü-
stung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre verschiedenen Resolutionen auf
dem Gebiet der nuklearen Abrüstung, namentlich die zuletzt
verabschiedeten Resolutionen 59/77, 59/83 und 59/102 vom
3. Dezember 2004,

eingedenk ihrer Resolution 2373 (XXII) vom 12. Juni
1968, deren Anlage den Vertrag über die Nichtverbreitung von
Kernwaffen146 enthält,

Kenntnis nehmend von den Bestimmungen des
Artikels VIII Absatz 3 des Vertrags betreffend die Einberu-
fung von Überprüfungskonferenzen im Abstand von fünf Jah-
ren,

unter Hinweis auf ihre Resolution 50/70 Q vom 12. De-
zember 1995, in der die Generalversammlung davon Kenntnis
nahm, dass die Vertragsstaaten die Notwendigkeit bekräftigt
hatten, entschlossen auf die volle Verwirklichung und die
wirksame Durchführung der Bestimmungen des Vertrags hin-
zuarbeiten, und infolgedessen eine Reihe von Grundsätzen
und Zielen beschlossen hatten,

sowie unter Hinweis darauf, dass die Konferenz der Ver-
tragsparteien im Jahr 1995 zur Überprüfung und Verlängerung
des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen am
11. Mai 1995 drei Beschlüsse betreffend die Stärkung des Pro-
zesses zur Überprüfung des Vertrags, die Grundsätze und Zie-
le der Nichtverbreitung von Kernwaffen und der nuklearen
Abrüstung und die Verlängerung des Vertrags annahm147,

in Bekräftigung der am 11. Mai 1995 von der Konferenz
der Vertragsparteien im Jahr 1995 zur Überprüfung und Ver-
längerung des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kern-
waffen verabschiedeten Resolution über den Nahen Osten147,
in der die Konferenz erneut erklärte, wie wichtig es ist, rasch
die weltweite Einhaltung des Vertrags zu verwirklichen und
die kerntechnischen Anlagen den umfassenden Sicherungs-
maßnahmen der Internationalen Atomenergie-Organisation zu
unterstellen,

sowie in Bekräftigung ihrer Resolution 55/33 D vom
20. November 2000, in der die Generalversammlung begrüß-
te, dass am 19. Mai 2000 das Schlussdokument der Konferenz

145 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von der Islamischen Republik Iran und Sambia.

146 United Nations, Treaty Series, Vol. 729, Nr. 10485. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1974 II S. 785; LGBl. 1978 Nr. 15; öBGBl.
Nr. 258/1970; AS 1977 471.
147 Siehe 1995 Review and Extension Conference of the Parties to the
Treaty on the Non-Proliferation of Nuclear Weapons, Final Document,
Part I (NPT/CONF.1995/32 (Part I) und Corr.2), Anhang.
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der Vertragsparteien im Jahr 2000 zur Überprüfung des Ver-
trags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen148, das insbe-
sondere die Dokumente "Review of the operation of the Trea-
ty, taking into account the decisions and the resolution adopted
by the 1995 Review and Extension Conference" (Überprüfung
der Wirkungsweise des Vertrags, unter Berücksichtigung der
Beschlüsse und der Resolution, die auf der Überprüfungs- und
Verlängerungskonferenz 1995 verabschiedet wurden) und
"Improving the effectiveness of the strengthened review pro-
cess for the Treaty" (Verbesserung der Wirksamkeit des ver-
stärkten Überprüfungsprozesses für den Vertrag) enthält, im
Konsens verabschiedet wurde149,

unter Berücksichtigung der unmissverständlichen Ver-
pflichtung, die die Kernwaffenstaaten im Schlussdokument
der Konferenz der Vertragsparteien im Jahr 2000 zur Überprü-
fung des Vertrags eingegangen sind, die vollständige Beseiti-
gung ihrer Kernwaffenbestände herbeizuführen, mit dem Ziel
der nuklearen Abrüstung, auf die sich alle Vertragsstaaten
nach Artikel VI des Vertrags verpflichtet haben,

ernsthaft besorgt darüber, dass die Konferenz der Ver-
tragsparteien im Jahr 2005 zur Überprüfung des Vertrags kei-
ne Einigung in Sachfragen über die Weiterverfolgung der Um-
setzung der Verpflichtungen zur nuklearen Abrüstung erzielte,

1. beschließt, praktische Schritte zu unternehmen, um
Artikel VI des Vertrags über die Nichtverbreitung von
Kernwaffen146 sowie die Ziffern 3 und 4 Buchstabe c des Be-
schlusses über die Grundsätze und Ziele der Nichtverbreitung
von Kernwaffen und der nuklearen Abrüstung, der von der
Konferenz der Vertragsparteien im Jahr 1995 zur Überprüfung
und Verlängerung des Vertrags gefasst wurde147, durch syste-
matische und schrittweise Bemühungen umzusetzen;

2. verlangt, dass alle Kernwaffenstaaten, wie auf der
Konferenz der Vertragsparteien im Jahr 2000 zur Überprüfung
des Vertrags vereinbart, praktische Schritte unternehmen, die
in einer die internationale Stabilität fördernden Weise zu nu-
klearer Abrüstung führen, und verlangt ausgehend von dem
Grundsatz der unverminderten Sicherheit für alle,

a) dass die Kernwaffenstaaten weitere Anstrengungen
unternehmen, um ihre Kernwaffenbestände einseitig abzubau-
en;

b) dass die Kernwaffenstaaten die Transparenz im Hin-
blick auf die Kernwaffenkapazitäten verstärken und die Über-
einkünfte nach Artikel VI des Vertrags über die Nichtverbrei-
tung von Kernwaffen durchführen und als freiwillige vertrau-
ensbildende Maßnahme weitere Fortschritte bei der nuklearen
Abrüstung unterstützen;

c) dass die nichtstrategischen Kernwaffen auf der
Grundlage einseitiger Initiativen und als fester Bestandteil des
Prozesses der Reduzierung von Kernwaffen und der nuklearen
Abrüstung weiter abgebaut werden;

d) dass konkrete Maßnahmen vereinbart werden, um die
Einsatzfähigkeit der Kernwaffensysteme weiter zu reduzieren;

e) dass die Rolle der Kernwaffen in der Sicherheitspo-
litik vermindert wird, um die Gefahr, dass diese Waffen jemals
eingesetzt werden, auf ein Mindestmaß zu reduzieren und den
Prozess ihrer völligen Beseitigung zu erleichtern;

f) dass alle Kernwaffenstaaten, sobald dies angebracht
ist, den Prozess einleiten, der zur völligen Beseitigung ihrer
Kernwaffen führt;

3. stellt fest, dass die Konferenz der Vertragsparteien im
Jahr 2000 zur Überprüfung des Vertrags damit übereinstimm-
te, dass rechtsverbindliche Sicherheitsgarantien der fünf Kern-
waffenstaaten gegenüber den Nichtkernwaffenstaaten, die
Vertragsstaaten sind, das Nichtverbreitungsregime für Kern-
waffen stärken;

4. fordert die Vertragsstaaten nachdrücklich auf, die
Umsetzung der auf den Konferenzen der Vertragsparteien in
den Jahren 1995 und 2000 zur Überprüfung des Vertrags ein-
gegangenen Verpflichtungen zur nuklearen Abrüstung gemäß
dem Vertrag im Rahmen der Konferenz der Vertragsparteien
im Jahr 2010 zur Überprüfung des Vertrags und ihres Vorbe-
reitungsausschusses weiterzuverfolgen;

5. beschließt, den Punkt "Weiterverfolgung der Umset-
zung der auf den Konferenzen der Vertragsparteien in den Jah-
ren 1995 und 2000 zur Überprüfung des Vertrags über die
Nichtverbreitung von Kernwaffen eingegangenen Verpflich-
tungen zur nuklearen Abrüstung" in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer zweiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/73

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)150.

60/73. Verhütung des Risikos des radiologischen Terro-
rismus

Die Generalversammlung,

in Anbetracht des wesentlichen Beitrags radioaktiver Stof-
fe und Quellen zur sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung
und der allen Staaten aus ihrer Nutzung erwachsenden Vortei-
le,

sowie in Anbetracht der von der internationalen Gemein-
schaft in den einschlägigen Resolutionen der Generalver-
sammlung und des Sicherheitsrats zum Ausdruck gebrachten
Entschlossenheit, den Terrorismus zu bekämpfen,

tief besorgt über die Bedrohung durch den Terrorismus und
das Risiko, dass Terroristen radioaktive Stoffe oder Quellen

148 2000 Review Conference of the Parties to the Treaty on the Non-Pro-
liferation of Nuclear Weapons, Final Document, Vol. I-III
(NPT/CONF.2000/28 (Parts I-IV)).
149 Ebd., Vol. I (NPT/CONF.2000/28 (Parts I and II)), Teil I.

150 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Australien, Belgien, Bolivien, Bosnien
und Herzegowina, Bulgarien, Chile, Dänemark, Deutschland, Estland,
Finnland, Frankreich, Ghana, Griechenland, Guinea, Honduras, Irak, Ir-
land, Israel, Italien, Kanada, Kongo, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Marokko, Monaco, Niederlande, Norwegen, Österreich, Po-
len, Portugal, Rumänien, Schweden, Senegal, Serbien und Montenegro,
Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ungarn,
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland und Zypern.
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erwerben, damit handeln oder sie in radiologischen Disper-
sionsvorrichtungen einsetzen können,

unter Hinweis auf die Bedeutung der internationalen Über-
einkünfte zur Verhütung und Beseitigung eines solchen Risi-
kos, insbesondere des Internationalen Übereinkommens zur
Bekämpfung nuklearterroristischer Handlungen, das am
13. April 2005 verabschiedet wurde151,

feststellend, dass die Maßnahmen der internationalen Ge-
meinschaft zur Bekämpfung der Verbreitung von Massenver-
nichtungswaffen und zur Verhinderung des Zugangs nicht-
staatlicher Akteure zu Massenvernichtungswaffen und dazu-
gehörigem Material, insbesondere Resolution 1540 (2004) des
Sicherheitsrats vom 28. April 2004, Beiträge zum Schutz vor
dem nuklearen und radiologischen Terrorismus darstellen,

betonend, welche wichtige Rolle der Internationalen
Atomenergie-Organisation bei der Förderung und Verstär-
kung der Sicherheit und Sicherung radioaktiver Stoffe und
Quellen zukommt, insbesondere indem sie die Verbesserung
der innerstaatlichen rechtlichen und regulatorischen Infra-
strukturen unterstützt,

davon Kenntnis nehmend, wie wichtig das Gemeinsame
Übereinkommen über die Sicherheit der Behandlung abge-
brannter Brennelemente und über die Sicherheit der Behand-
lung radioaktiver Abfälle152 im Hinblick auf die Sicherheit ra-
dioaktiver Quellen am Ende ihres Lebenszyklus ist,

sowie Kenntnis nehmend von der Bedeutung des Verhal-
tenskodexes für die Sicherheit und Sicherung radioaktiver
Strahlenquellen153 als eines wertvollen, wenn auch nicht
rechtsverbindlichen Instruments zur Verstärkung der Sicher-
heit und Sicherung radioaktiver Quellen sowie des Überarbei-
teten Aktionsplans der Internationalen Atomenergie-Organi-
sation für die Sicherheit und Sicherung radioaktiver Strahlen-
quellen154 und ihres Plans für nukleare Sicherheit für 2006-
2009155,

ferner Kenntnis nehmend von den von der Generalkonfe-
renz der Internationalen Atomenergie-Organisation auf ihrer
neunundvierzigsten ordentlichen Tagung verabschiedeten Re-
solutionen GC(49)/RES/9 und GC(49)/RES/10 betreffend
Maßnahmen zur Verstärkung der internationalen Zusammen-
arbeit bei der Nuklear-, Strahlungs- und Transportsicherheit
und der Abfallbehandlung sowie Maßnahmen zum Schutz vor
dem nuklearen und radiologischen Terrorismus156,

es begrüßend, dass sich die Mitgliedstaaten derzeit einzeln
und gemeinsam bemühen, bei ihren Beratungen den Gefahren
Rechnung zu tragen, die entstehen, wenn radioaktive Stoffe

und Quellen nicht oder nicht ausreichend kontrolliert werden,
und in der Erkenntnis, dass die Staaten wirksamere Maßnah-
men ergreifen müssen, um solche Kontrollen im Einklang mit
ihren nationalen rechtlichen Befugnissen und Rechtsvor-
schriften und in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht zu
stärken,

sowie begrüßend, dass die Mitgliedstaaten multilaterale
Maßnahmen zur Lösung dieses Problems ergriffen haben, wie
in Resolution 57/9 der Generalversammlung vom 11. Novem-
ber 2002 dargelegt,

ferner den Beitrag begrüßend, den die von der Internatio-
nalen Atomenergie-Organisation vom 27. Juni bis 1. Juli 2005
in Bordeaux (Frankreich) veranstaltete Internationale Konfe-
renz über die Sicherheit und Sicherung radioaktiver Quellen:
Auf dem Weg zu einem globalen System für die fortlaufende
Kontrolle der Quellen während ihres gesamten Lebenszyklus
zu den Aktivitäten der Organisation in diesen Fragen geleistet
hat,

eingedenk der Notwendigkeit, dieses zunehmende Pro-
blem für die internationale Sicherheit im Rahmen der Verein-
ten Nationen und durch internationale Zusammenarbeit anzu-
gehen,

1. fordert die Mitgliedstaaten auf, die internationalen
Anstrengungen zur Verhinderung des Erwerbs und der Nut-
zung radioaktiver Stoffe und Quellen durch Terroristen zu un-
terstützen und erforderlichenfalls solche Handlungen zu be-
kämpfen, im Einklang mit ihren nationalen rechtlichen Befug-
nissen und Rechtsvorschriften und in Übereinstimmung mit
dem Völkerrecht;

2. legt den Mitgliedstaaten eindringlich nahe, nach Be-
darf nationale Maßnahmen zu ergreifen und zu verstärken, um
den Erwerb und die Nutzung radioaktiver Stoffe und Quellen
durch Terroristen sowie Terroranschläge auf Kernkraftwerke
und kerntechnische Anlagen, bei denen radioaktive Emissio-
nen entstehen würden, zu verhindern und erforderlichenfalls
solche Handlungen zu bekämpfen, insbesondere indem sie
wirksame Maßnahmen ergreifen, um solche hochgefährlichen
Materialien im Einklang mit ihren internationalen Verpflich-
tungen zu erfassen, zu sichern und physisch zu schützen;

3. bittet alle Mitgliedstaaten, die das Internationale
Übereinkommen zur Bekämpfung nuklearterroristischer
Handlungen151 noch nicht unterzeichnet und ratifiziert haben,
dies zu tun;

4. bittet die Mitgliedstaaten, die in dem Plan der Inter-
nationalen Atomenergie-Organisation für nukleare Sicherheit
für 2006-2009155 beschriebenen Maßnahmen der Organisation
zur Verstärkung der Sicherheit und Sicherung radioaktiver
Quellen zu unterstützen und zu billigen, fordert alle Staaten
nachdrücklich auf, auf die Einhaltung der in dem Verhaltens-
kodex der Organisation für die Sicherheit und Sicherung ra-
dioaktiver Strahlenquellen enthaltenen Leitlinien153, so auch
gegebenenfalls der Leitlinien für die Ein- und Ausfuhr radio-
aktiver Quellen, hinzuarbeiten, wobei sie feststellt, dass die
Leitlinien den Kodex ergänzen, und legt den Mitgliedstaaten
nahe, den Generaldirektor der Organisation über ihre Absicht
zu unterrichten, dies zu tun, in Übereinstimmung mit Resolu-

151 Resolution 59/290, Anlage.
152 United Nations, Treaty Series, Vol. 2153, Nr. 37605. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1998 II S. 1752; öBGBl. Nr. 169/2001; AS 2005 31.
153 International Atomic Energy Agency, Code of Conduct on the Safety
and Security of Radioactive Sources (IAEA/CODEOC/2004).
154 GOV/2001/29-GC(45)/12, Anlage.
155 Siehe GC(49)/17.
156 Siehe International Atomic Energy Agency, Resolutions and Other De-
cisions of the General Conference, Forty-ninth Regular Session,
26-30 September 2005 (GC(49)/RES/DEC(2005)).
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tion GC(48)/RES/10 der Generalkonferenz der Organi-
sation157, erkennt den Nutzen des Austauschs von Informatio-
nen über nationale Ansätze zur Kontrolle radioaktiver Quellen
an und befürwortet Konsultationen des Sekretariats der Orga-
nisation mit ihren Mitgliedstaaten mit dem Ziel, einen forma-
lisierten Prozess für einen regelmäßigen Austausch von Infor-
mationen und Erfahrungen sowie für die Bewertung der Fort-
schritte der Staaten bei der Umsetzung der Bestimmungen des
Kodexes zu schaffen;

5. legt den Mitgliedstaaten nahe, untereinander sowie
über die zuständigen internationalen und gegebenenfalls re-
gionalen Organisationen zusammenzuarbeiten, um die diesbe-
züglichen nationalen Kapazitäten zu stärken;

6. beschließt, den Punkt "Verhütung des Risikos des ra-
diologischen Terrorismus" in die vorläufige Tagesordnung ih-
rer zweiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/74

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)158.

60/74. Probleme infolge der Anhäufung von Beständen
überschüssiger konventioneller Munition

Die Generalversammlung,

im Hinblick darauf, zu dem im Rahmen der Reform der
Vereinten Nationen eingeleiteten Prozess beizutragen, der der
Organisation bei der Wahrung des Friedens und der Sicherheit
zu größerer Wirksamkeit verhelfen soll, indem ihr die Mittel
und Werkzeuge an die Hand gegeben werden, die sie für die
Konfliktprävention, die friedliche Beilegung von Streitigkei-
ten, die Friedenssicherung, die Friedenskonsolidierung in der
Konfliktfolgezeit und den Wiederaufbau benötigt,

unterstreichend, wie wichtig ein umfassender und inte-
grierter Abrüstungsansatz ist, der sich auf die Ausarbeitung
konkreter Maßnahmen stützt,

Kenntnis nehmend von dem Bericht der Sachverständigen-
gruppe über die Munitions- und Sprengstoffproblematik159,

unter Hinweis auf die Empfehlung in Ziffer 27 des Be-
richts, den der Vorsitzende der Offenen Arbeitsgruppe zur
Aushandlung eines internationalen Rechtsinstruments, das
den Staaten ermöglicht, unerlaubte Kleinwaffen und leichte
Waffen rechtzeitig und zuverlässig zu identifizieren und zu-
rückzuverfolgen, vorgelegt hat160, wonach die Frage der Mu-

nition für Kleinwaffen und leichte Waffen als Teil eines im
Rahmen der Vereinten Nationen durchgeführten gesonderten
Prozesses umfassend behandelt werden soll,

mit Befriedigung Kenntnis nehmend von den Tätigkeiten
und Maßnahmen auf regionaler und subregionaler Ebene zur
Frage der konventionellen Munition,

unter Hinweis auf ihren Beschluss 59/515 vom 3. Dezem-
ber 2004, mit dem sie die Frage der Bestände überschüssiger
konventioneller Munition in die Tagesordnung ihrer sechzig-
sten Tagung aufnahm,

1. legt allen interessierten Staaten nahe, auf freiwilliger
Grundlage und nach Maßgabe ihrer legitimen Sicherheitsbe-
dürfnisse zu bewerten, ob Teile ihrer Bestände konventioneller
Munition als überschüssig betrachtet werden sollten, und er-
kennt an, dass die Sicherheit solcher Bestände in Betracht ge-
zogen werden muss und dass angemessene Kontrollen hin-
sichtlich der Sicherheit und Sicherung der Bestände konven-
tioneller Munition auf nationaler Ebene unverzichtbar sind,
um die Explosions-, Verschmutzungs- oder Abzweigungsge-
fahr zu beseitigen;

2. appelliert an alle interessierten Staaten, Umfang und
Art ihrer überschüssigen Bestände konventioneller Munition
zu bestimmen und zu klären, ob sie ein Sicherheitsrisiko dar-
stellen, auf welche Weise sie gegebenenfalls vernichtet wer-
den können und ob Hilfe von außen zur Beseitigung dieses Ri-
sikos erforderlich ist;

3. legt den Staaten, die dazu in der Lage sind, nahe, in-
teressierte Staaten im bilateralen Rahmen oder über interna-
tionale oder regionale Organisationen auf freiwilliger und
transparenter Grundlage bei der Ausarbeitung und Durchfüh-
rung von Programmen zur Beseitigung überschüssiger Bestän-
de oder zur Verbesserung ihrer Verwaltung zu unterstützen;

4. legt allen Mitgliedstaaten nahe, die Möglichkeit zu
prüfen, im nationalen, regionalen oder subregionalen Rahmen
entsprechende Maßnahmen zur Bekämpfung des mit der An-
häufung solcher Bestände zusammenhängenden unerlaubten
Handels auszuarbeiten und durchzuführen;

5. ersucht den Generalsekretär, die Auffassungen der
Mitgliedstaaten über die aus der Anhäufung von Beständen
überschüssiger konventioneller Munition entstehenden Risi-
ken und über Möglichkeiten zur stärkeren Kontrolle konven-
tioneller Munition auf nationaler Ebene einzuholen und der
Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung ei-
nen Bericht vorzulegen;

6. beschließt, diese Frage in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/75

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 174 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 1 Enthaltung,
auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)161:

157 Ebd., Forty-eighth Regular Session, 20-24 September 2004
(GC(48)RES/DEC(2004)).
158 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien,
Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedoni-
en, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Ghana, Griechenland, Gui-
nea, Haiti, Irland, Italien, Kanada, Kroatien, Lettland, Liberia, Liechten-
stein, Litauen, Luxemburg, Mali, Malta, Niederlande, Norwegen, Öster-
reich, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumänien, Schweiz, Senegal,
Serbien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Timor-Leste,
Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes König-
reich Großbritannien und Nordirland und Zypern.
159 Siehe A/54/155. 160 A/60/88 und Corr.2.
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Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Antigua und Bar-
buda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas,
Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bolivien, Bos-
nien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Bur-
kina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demo-
kratische Republik Kongo, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik,
Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salva-
dor, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana,
Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti,
Honduras, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Israel, Ita-
lien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap
Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Ku-
wait, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven,
Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mikrone-
sien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia,
Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman,
Österreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Phil-
ippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russi-
sche Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und Prín-
cipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Si-
erra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri
Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname,
Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Ton-
ga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmeni-
stan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Vene-
zuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik
Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte
Staaten von Amerika, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Indien.
Enthaltung: Bhutan.

60/75. Konventionelle Rüstungskontrolle auf regionaler
und subregionaler Ebene

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 48/75 J vom 16. De-
zember 1993, 49/75 O vom 15. Dezember 1994, 50/70 L vom
12. Dezember 1995, 51/45 Q vom 10. Dezember 1996,
52/38 Q vom 9. Dezember 1997, 53/77 P vom 4. Dezember
1998, 54/54 M vom 1. Dezember 1999, 55/33 P vom 20. No-
vember 2000, 56/24 I vom 29. November 2001, 57/77 vom
22. November 2002, 58/39 vom 8. Dezember 2003 und 59/88
vom 3. Dezember 2004,

in Anerkennung der überaus wichtigen Rolle, die die kon-
ventionelle Rüstungskontrolle bei der Förderung des Friedens
und der Sicherheit auf regionaler und internationaler Ebene
spielt,

davon überzeugt, dass die konventionelle Rüstungskon-
trolle in erster Linie auf regionaler und subregionaler Ebene
durchgeführt werden muss, da in der Zeit nach dem Kalten
Krieg die meisten Bedrohungen für den Frieden und die Si-
cherheit vor allem zwischen Staaten auftreten, die sich in der-
selben Region oder Subregion befinden,

sich dessen bewusst, dass die Erhaltung eines Gleichge-
wichts der Verteidigungskapazitäten der Staaten auf dem nied-
rigsten Rüstungsstand zum Frieden und zur Stabilität beitragen
würde und eines der Hauptziele der konventionellen Rüstungs-
kontrolle sein sollte,

in dem Wunsche, Übereinkünfte zu fördern, die den regio-
nalen Frieden und die regionale Sicherheit auf dem niedrigst-
möglichen Stand der Rüstungen und Streitkräfte festigen,

mit besonderem Interesse von den Initiativen Kenntnis
nehmend, die in dieser Hinsicht in verschiedenen Regionen der
Welt ergriffen wurden, insbesondere von der Aufnahme von
Konsultationen zwischen einer Reihe lateinamerikanischer
Länder sowie von den Vorschlägen zur konventionellen Rü-
stungskontrolle im Zusammenhang mit Südasien, und in die-
sem Zusammenhang die Bedeutsamkeit und den Wert des Ver-
trags über konventionelle Streitkräfte in Europa162 anerken-
nend, der einen Eckpfeiler der europäischen Sicherheit bildet,

die Auffassung vertretend, dass die militärisch bedeuten-
den Staaten und die Staaten mit größeren Militärkapazitäten
eine besondere Verantwortung für die Förderung derartiger
Übereinkünfte zu Gunsten der regionalen Sicherheit tragen,

sowie die Auffassung vertretend, dass ein wichtiges Ziel
der konventionellen Rüstungskontrolle in Spannungsregionen
darin bestehen sollte, die Möglichkeit eines militärischen
Überraschungsangriffs zu verhüten und eine Aggression zu
vermeiden,

1. beschließt, die Fragen im Zusammenhang mit der
konventionellen Rüstungskontrolle auf regionaler und subre-
gionaler Ebene dringend zu prüfen;

2. ersucht die Abrüstungskonferenz, die Ausarbeitung
von Grundsätzen in Erwägung zu ziehen, die als Rahmen für
regionale Übereinkünfte über eine konventionelle Rüstungs-
kontrolle dienen können, und erwartet mit Interesse einen Be-
richt der Konferenz zu dieser Frage;

3. ersucht den Generalsekretär, in der Zwischenzeit die
Auffassungen der Mitgliedstaaten zu dieser Frage einzuholen
und der Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Ta-
gung einen Bericht vorzulegen;

4. beschließt, den Punkt "Konventionelle Rüstungskon-
trolle auf regionaler und subregionaler Ebene" in die vorläufi-
ge Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzuneh-
men.

RESOLUTION 60/76

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 126 Stimmen bei 29 Gegenstimmen und 24 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)163:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Antigua und Barbuda, Argentinien,
Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belize, Bhutan, Bolivien,
Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China,
Costa Rica, Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volks-
republik Korea, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti,

161 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Bangladesch, Belarus, Deutschland, ehemalige
jugoslawische Republik Mazedonien, Italien, Liberia, Nepal, Pakistan,
Peru, Spanien und Ukraine. 162 CD/1064. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1991 II S. 1154.
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Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gabun, Ghana, Grenada, Guatemala, Gui-
nea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Is-
lamische Republik), Irland, Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun,
Kap Verde, Katar, Kenia, Kolumbien, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische Volksde-
mokratische Republik, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschama-
hirija, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Maure-
tanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neu-
seeland, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Papua-Neugui-
nea, Paraguay, Peru, Philippinen, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São
Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Senegal, Sierra Leone, Simbab-
we, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Süd-
afrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand,
Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tunesien, Turkmenistan, Tu-
valu, Uganda, Ukraine, Uruguay, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik),
Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zentral-
afrikanische Republik.

Dagegen: Albanien, Belgien, Bulgarien, Dänemark, Frankreich, Georgien,
Griechenland, Island, Israel, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Monaco, Nie-
derlande, Norwegen, Palau, Polen, Portugal, Rumänien, Russische Föderation,
Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ungarn, Verei-
nigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Ameri-
ka.

Enthaltungen: Andorra, Armenien, Aserbaidschan, Australien, Belarus, Bos-
nien und Herzegowina, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland,
Finnland, Japan, Kanada, Kasachstan, Kirgisistan, Kroatien, Liechtenstein, Mar-
shallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Österreich, Republik Korea,
Republik Moldau, Schweiz, Serbien und Montenegro, Usbekistan, Zypern.

60/76. Folgemaßnahmen zu dem Gutachten des Interna-
tionalen Gerichtshofs über die Rechtmäßigkeit
der Drohung mit oder des Einsatzes von Kernwaf-
fen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 49/75 K vom 15. De-
zember 1994, 51/45 M vom 10. Dezember 1996, 52/38 O vom
9. Dezember 1997, 53/77 W vom 4. Dezember 1998, 54/54 Q
vom 1. Dezember 1999, 55/33 X vom 20. November 2000,
56/24 S vom 29. November 2001, 57/85 vom 22. November
2002, 58/46 vom 8. Dezember 2003 und 59/83 vom 3. Dezem-
ber 2004,

davon überzeugt, dass der Fortbestand von Kernwaffen ei-
ne Bedrohung der ganzen Menschheit darstellt und dass ihr
Einsatz katastrophale Folgen für das gesamte Leben auf der
Erde hätte, und in dem Bewusstsein, dass der einzige Schutz
vor einer nuklearen Katastrophe die vollständige Beseitigung
von Kernwaffen und die Gewissheit ist, dass diese Waffen nie
wieder hergestellt werden,

in Bekräftigung der Verpflichtung der internationalen Ge-
meinschaft auf das Ziel der vollständigen Beseitigung der

Kernwaffen und der Schaffung einer von Kernwaffen freien
Welt,

eingedenk der in Artikel VI des Vertrags über die Nicht-
verbreitung von Kernwaffen164 eingegangenen feierlichen
Verpflichtungen der Vertragsstaaten, insbesondere in redli-
cher Absicht Verhandlungen über wirksame Maßnahmen zur
baldigen Beendigung des nuklearen Wettrüstens und zur nu-
klearen Abrüstung zu führen,

unter Hinweis auf die Grundsätze und Ziele für die Nicht-
verbreitung von Kernwaffen und die nukleare Abrüstung, die
auf der Konferenz der Vertragsparteien im Jahr 1995 zur Über-
prüfung und Verlängerung des Vertrags über die Nichtverbrei-
tung von Kernwaffen verabschiedet wurden165,

betonend, dass sich die Kernwaffenstaaten auf der Konfe-
renz der Vertragsparteien im Jahr 2000 zur Überprüfung des
Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen un-
missverständlich dazu verpflichtet haben, die vollständige Be-
seitigung ihrer Kernwaffenbestände mit dem Ziel der nuklea-
ren Abrüstung herbeizuführen166,

unter Hinweis darauf, dass sie in ihrer Resolution 50/245
vom 10. September 1996 den Vertrag über das umfassende
Verbot von Nuklearversuchen verabschiedet hat, und mit dem
Ausdruck ihrer Befriedigung über die wachsende Zahl von
Staaten, die den Vertrag unterzeichnet und ratifiziert haben,

mit Befriedigung feststellend, dass der Antarktis-Vertrag167

und die Verträge von Tlatelolco168, Rarotonga169, Bangkok170

und Pelindaba171 die gesamte südliche Hemisphäre und die in
diesen Verträgen erfassten angrenzenden Gebiete schrittweise
von Kernwaffen befreien,

betonend, wie wichtig es ist, alle bestehenden mit Kern-
waffen zusammenhängenden Abrüstungs-, Rüstungskontroll-
und Rüstungsreduzierungsmaßnahmen zu verstärken,

in Anerkennung der Notwendigkeit eines multilateral aus-
gehandelten, bindenden Rechtsinstruments zur Sicherung der
Nichtkernwaffenstaaten gegen die Androhung des Einsatzes
oder den Einsatz von Kernwaffen,

in Bekräftigung der zentralen Rolle der Abrüstungskonfe-
renz als des einzigen multilateralen Forums für Abrüstungs-
verhandlungen und mit Bedauern darüber, dass bei den Abrü-

163 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Algerien, Ägypten, Bangladesch, Bolivien, Bru-
nei Darussalam, Chile, Costa Rica, Ecuador, Guatemala, Guyana, Indien,
Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien,
Katar, Kenia, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Re-
publik, Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malay-
sia, Mexiko, Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Pakistan, Peru, Phil-
ippinen, Sambia, Samoa, Saudi-Arabien, Sierra Leone, Simbabwe, Sin-
gapur, Sri Lanka, Syrische Arabische Republik, Thailand, Timor-Leste,
Uruguay und Vietnam.

164 United Nations, Treaty Series, Vol. 729, Nr. 10485. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1974 II S. 785; LGBl. 1978 Nr. 15; öBGBl.
Nr. 258/1970; AS 1977 471.
165 1995 Review and Extension Conference of the Parties to the Treaty on
the Non-Proliferation of Nuclear Weapons, Final Document, Part I
(NPT/CONF.1995/32 (Part I) und Corr.2), Anhang, Beschluss 2.
166 2000 Review Conference of the Parties to the Treaty on the Non-Pro-
liferation of Nuclear Weapons, Final Document, Vol. I
(NPT/CONF.2000/28 (Parts I and II)), Teil I, Abschnitt "Article VI and
eighth to twelfth preambular paragraphs", Ziff. 15:6.
167 United Nations, Treaty Series, Vol. 402, Nr. 5778. Deutsche Überset-
zung: dBGBl. 1978 II S. 1517; öBGBl. Nr. 39/1988; AS 1990 1925.
168 Ebd., Vol. 634, Nr. 9068.
169 Siehe The United Nations Disarmament Yearbook, Vol. 10: 1985 (Uni-
ted Nations publication, Sales No. E.86.IX.7), Anhang VII.
170 United Nations, Treaty Series, Vol. 1981, Nr. 33873.
171 A/50/426, Anlage.
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stungsverhandlungen, insbesondere über nukleare Abrüstung,
in der Konferenz auf ihrer Tagung 2005 keine Fortschritte er-
zielt wurden,

betonend, dass es notwendig ist, dass die Abrüstungskon-
ferenz mit den Verhandlungen über ein Stufenprogramm zur
vollständigen Beseitigung der Kernwaffen innerhalb einer
festgelegten Frist beginnt,

mit dem Ausdruck ihres Bedauerns darüber, dass auf der
Konferenz der Vertragsparteien im Jahr 2005 zur Überprüfung
des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen in kei-
ner der Sachfragen eine Einigung erzielt wurde,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über das Ausblei-
ben von Fortschritten bei der Durchführung der dreizehn
Schritte zur Anwendung von Artikel VI des Vertrags über die
Nichtverbreitung von Kernwaffen, die auf der Konferenz der
Vertragsparteien im Jahr 2000 zur Überprüfung des Vertrags
über die Nichtverbreitung von Kernwaffen vereinbart wur-
den172,

in dem Wunsche, das Ziel eines rechtsverbindlichen Ver-
bots der Entwicklung, Herstellung, Erprobung, Dislozierung,
Lagerung, Androhung des Einsatzes oder des Einsatzes von
Kernwaffen sowie der Vernichtung dieser Waffen unter wirk-
samer internationaler Kontrolle zu verwirklichen,

unter Hinweis auf das Gutachten des Internationalen Ge-
richtshofs vom 8. Juli 1996 über die Rechtmäßigkeit der Dro-
hung mit oder des Einsatzes von Kernwaffen173,

Kenntnis nehmend von den einschlägigen Teilen im Be-
richt des Generalsekretärs, die sich auf die Durchführung der
Resolution 59/83 beziehen174,

1. unterstreicht erneut die einstimmige Schlussfolge-
rung des Internationalen Gerichtshofs, wonach eine Verpflich-
tung besteht, in redlicher Absicht Verhandlungen mit dem Ziel
der nuklearen Abrüstung in all ihren Aspekten und unter stren-
ger und wirksamer internationaler Kontrolle zu führen und zu
einem Abschluss zu bringen; 

2. fordert alle Staaten erneut auf, dieser Verpflichtung
umgehend nachzukommen, indem sie multilaterale Verhand-
lungen aufnehmen, die zum baldigen Abschluss eines Kern-
waffenübereinkommens führen, das die Entwicklung, Herstel-
lung, Erprobung, Dislozierung, Lagerung, Weitergabe, An-
drohung des Einsatzes oder den Einsatz von Kernwaffen ver-
bietet und das die Vernichtung solcher Waffen vorsieht;

3. ersucht alle Staaten, den Generalsekretär über die
Anstrengungen und Maßnahmen zu unterrichten, die sie zur
Durchführung dieser Resolution und im Hinblick auf die nu-
kleare Abrüstung ergriffen haben, und ersucht den Generalse-

kretär, die Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten
Tagung über diese Informationen zu unterrichten;

4. beschließt, den Punkt "Folgemaßnahmen zu dem
Gutachten des Internationalen Gerichtshofs über die Rechtmä-
ßigkeit der Drohung mit oder des Einsatzes von Kernwaffen"
in die vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Ta-
gung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/77
Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)175.

60/77. Verhütung des unerlaubten Transfers tragbarer
Flugabwehrsysteme, des unbefugten Zugangs zu
ihnen und ihres unbefugten Einsatzes

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 58/42 und 58/54 vom
8. Dezember 2003, 58/241 vom 23. Dezember 2003 und 59/90
vom 3. Dezember 2004,

in dem Bewusstsein, dass Abrüstung, Rüstungskontrolle
und Nichtverbreitung für die Wahrung des Weltfriedens und
der internationalen Sicherheit unabdingbar sind,

in Anerkennung des genehmigten Handels mit tragbaren
Flugabwehrsystemen zwischen Regierungen und des legiti-
men Rechts von Regierungen, solche Waffen im Interesse ih-
rer nationalen Sicherheit zu besitzen,

in Anbetracht der Bedrohung, die von dem unerlaubten
Transfer tragbarer Flugabwehrsysteme, dem unbefugten Zu-
gang zu ihnen und ihrem unbefugten Einsatz für die Zivilluft-
fahrt, die Friedenssicherung, das Krisenmanagement und die
Sicherheit ausgeht,

unter Berücksichtigung dessen, dass tragbare Flugabwehr-
systeme leicht zu transportieren, zu verbergen, abzufeuern und
unter bestimmten Umständen zu erlangen sind,

in der Erkenntnis, dass es im Kontext des verstärkten in-
ternationalen Kampfes gegen den globalen Terrorismus be-
sonders wichtig ist, eine wirksame Kontrolle über tragbare
Flugabwehrsysteme auszuüben,

in der Überzeugung, wie wichtig es ist, Transfers tragbarer
Flugabwehrsysteme und die dazugehörigen Schulungsmate-
rialien und Gebrauchsanweisungen einer wirksamen nationa-
len Kontrolle zu unterziehen sowie die Bestände an diesen
Waffen sicher und wirksam zu verwalten,

172 Siehe 2000 Review Conference of the Parties to the Treaty on the Non-
Proliferation of Nuclear Weapons, Final Document, Vol. I
(NPT/CONF.2000/28 (Parts I and II)), Teil I, Abschnitt "Article VI and
eighth to twelfth preambular paragraphs", Ziff. 15.
173 A/51/218, Anlage; siehe auch Legality of the Threat or Use of Nuclear
Weapons, Advisory Opinion, I.C.J. Reports, 1996, S. 226.
174 A/60/122.

175 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Argentinien, Armenien, Au-
stralien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Chile,
Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedoni-
en, Estland, Finnland, Frankreich, Ghana, Griechenland, Honduras, Ir-
land, Italien, Japan, Kanada, Kasachstan, Kenia, Kroatien, Lettland, Li-
beria, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Monaco, Neuseeland,
Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Österreich, Philippinen, Polen, Por-
tugal, Republik Korea, Rumänien, Sambia, Samoa, Schweden, Schweiz,
Serbien und Montenegro, Sierra Leone, Singapur, Slowakei, Slowenien,
Spanien, Thailand, Timor-Leste, Tschechische Republik, Türkei, Un-
garn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland und Zy-
pern.
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in Anerkennung der unterstützenden Rolle des unbefugten
Transfers sachdienlicher Materialien und Informationen bei
der unbefugten Herstellung und dem unerlaubten Transfer
tragbarer Flugabwehrsysteme und damit zusammenhängender
Komponenten,

unter Begrüßung der Anstrengungen, die verschiedene in-
ternationale und regionale Foren derzeit unternehmen, und
Kenntnis nehmend von den Erklärungen, die sie abgeben, um
die Transportsicherheit zu verbessern und die Verwaltung der
Bestände an tragbaren Flugabwehrsystemen zu stärken, um
den unerlaubten Transfer dieser Waffen, den unbefugten Zu-
gang zu ihnen und ihren unbefugten Einsatz zu verhüten,

feststellend, wie wichtig Informationsaustausch und
Transparenz beim Handel mit tragbaren Flugabwehrsystemen
sind, um Vertrauen und Sicherheit zwischen den Staaten auf-
zubauen und den unerlaubten Handel mit diesen Waffen sowie
den unbefugten Zugang zu ihnen zu verhüten,

in Anerkennung der beträchtlichen Anstrengungen, die ei-
nige Mitgliedstaaten unternehmen, um die von der zuständi-
gen nationalen Behörde für überschüssig erklärten tragbaren
Flugabwehrsysteme freiwillig einzusammeln, sicherzustellen
und zu zerstören,

1. hebt hervor, wie wichtig die uneingeschränkte
Durchführung des Aktionsprogramms zur Verhütung, Be-
kämpfung und Beseitigung des unerlaubten Handels mit
Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten ist, das
auf der Konferenz der Vereinten Nationen über den unerlaub-
ten Handel mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen
Aspekten verabschiedet wurde176;

2. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die ge-
genwärtigen internationalen, regionalen und nationalen An-
strengungen zur Bekämpfung und Verhütung des unerlaubten
Transfers tragbarer Flugabwehrsysteme, des unbefugten Zu-
gangs zu ihnen und ihres unbefugten Einsatzes zu unterstüt-
zen;

3. betont, wie wichtig es ist, die Herstellung, die Lage-
rung, den Transfer und die Vermittlung tragbarer Flugabwehr-
systeme wirksamen und umfassenden nationalen Kontrollen
zu unterziehen, um den unerlaubten Handel mit diesen Waf-
fen, den dazugehörigen Komponenten sowie mit Schulungs-
materialien und Gebrauchsanweisungen, den unbefugten Zu-
gang zu ihnen und ihren unbefugten Einsatz zu verhüten;

4. legt den Mitgliedstaaten nahe, Rechts- und sonstige
Vorschriften, Verfahren und Bestandsmanagementpraktiken
aufzustellen oder zu verbessern und andere Staaten auf Antrag
dabei zu unterstützen, um eine wirksame Kontrolle über den
Zugang zu tragbaren Flugabwehrsystemen und ihren Transfer
auszuüben, damit die unerlaubte Vermittlung dieser Waffen,
ihr unerlaubter Transfer, der unbefugte Zugang zu ihnen und
ihr unbefugter Einsatz verhütet wird;

5. legt den Mitgliedstaaten außerdem nahe, Rechts- und
sonstige Vorschriften und Verfahren aufzustellen oder zu ver-
bessern, um den Transfer tragbarer Flugabwehrsysteme an
nichtstaatliche Endnutzer zu verbieten, und sicherzustellen,
dass Ausfuhren dieser Waffen nur an Regierungen oder von ei-
ner Regierung bevollmächtigte Mittler erfolgen;

6. befürwortet Initiativen zum Austausch von Informa-
tionen und zur Mobilisierung von Ressourcen und Fachwis-
sen, um Staaten auf Antrag dabei behilflich zu sein, nationale
Kontrollen und Bestandsmanagementpraktiken zu verbessern,
mit dem Ziel, den unbefugten Zugang zu tragbaren Flugab-
wehrsystemen sowie ihren unbefugten Einsatz und Transfer zu
verhüten sowie gegebenenfalls überschüssige oder veraltete
Bestände an diesen Waffen zu vernichten;

7. beschließt, mit der Angelegenheit befasst zu bleiben.

RESOLUTION 60/78

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)177.

60/78. Maßnahmen zur Verhinderung des Erwerbs von
Massenvernichtungswaffen durch Terroristen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/80 vom 3. Dezember
2004,

in Anbetracht der von der internationalen Gemeinschaft in
den einschlägigen Resolutionen der Generalversammlung und
des Sicherheitsrats zum Ausdruck gebrachten Entschlossen-
heit, den Terrorismus zu bekämpfen,

tief besorgt über die wachsende Gefahr der Verknüpfung
von Terrorismus und Massenvernichtungswaffen und insbe-
sondere über die Möglichkeit, dass Terroristen den Erwerb
von Massenvernichtungswaffen anstreben,

in Kenntnis der von den Staaten ergriffenen Maßnahmen
zur Durchführung der Resolution 1540 (2004) des Sicherheits-
rats über die Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaf-
fen, die am 28. April 2004 verabschiedet wurde,

es begrüßend, dass das Internationale Übereinkommen zur
Bekämpfung nuklearterroristischer Handlungen178 am
13. April 2005 im Konsens verabschiedet wurde,

sowie begrüßend, dass die Internationale Atomenergie-Or-
ganisation am 8. Juli 2005 Änderungen zur Stärkung des Über-
einkommens über den physischen Schutz von Kernmaterial179

im Konsens verabschiedet hat,

176 Siehe Report of the United Nations Conference on the Illicit Trade in
Small Arms and Light Weapons in All Its Aspects, New York, 9-20 July
2001 (A/CONF.192/15), Kap. IV, Ziff. 24. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/ac192-15.pdf.

177 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Albanien, Argentinien, Armenien,
Aserbaidschan, Belgien, Bhutan, Bulgarien, Dänemark, Deutschland,
Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Fi-
dschi, Finnland, Frankreich, Georgien, Ghana, Griechenland, Indien, Ir-
land, Italien, Kambodscha, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Lettland, Li-
tauen, Luxemburg, Malta, Mauritius, Monaco, Myanmar, Nepal, Nieder-
lande, Norwegen, Polen, Portugal, Russische Föderation, Sambia, Serbi-
en und Montenegro, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka,
Thailand, Tschechische Republik, Türkei, Ungarn, Vereinigtes König-
reich Großbritannien und Nordirland und Zypern.
178 Resolution 59/290, Anlage.



II.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Ersten Ausschusses

166

Kenntnis nehmend von der Unterstützung für Maßnahmen
zur Verhinderung des Erwerbs von Massenvernichtungswaf-
fen durch Terroristen, die in dem Schlussdokument der vom
20. bis 25. Februar 2003 in Kuala Lumpur abgehaltenen drei-
zehnten Konferenz der Staats- und Regierungschefs der nicht-
gebundenen Länder180 und in dem Schlussdokument der vom
17. bis 19. August 2004 in Durban (Südafrika) abgehaltenen
vierzehnten Ministerkonferenz der Bewegung der nichtgebun-
denen Länder zum Ausdruck gebracht wurde,

feststellend, dass die Gruppe der Acht, die Europäische
Union, das Regionale Forum des Verbands Südostasiatischer
Nationen und andere bei ihren Beratungen den von dem Er-
werb von Massenvernichtungswaffen durch Terroristen aus-
gehenden Gefahren sowie der Notwendigkeit internationaler
Zusammenarbeit zu dessen Bekämpfung Rechnung getragen
haben,

Kenntnis nehmend von der Prüfung von Fragen betreffend
den Terrorismus und Massenvernichtungswaffen durch den
Beirat für Abrüstungsfragen181,

sowie Kenntnis nehmend von der Resolution
GC(49)/RES/10, die am 30. September 2005 von der General-
konferenz der Internationalen Atomenergie-Organisation auf
ihrer neunundvierzigsten ordentlichen Tagung verabschiedet
wurde182,

ferner Kenntnis nehmend von dem Bericht der Arbeits-
gruppe für Grundsatzfragen betreffend die Vereinten Nationen
und den Terrorismus183,

Kenntnis nehmend von dem gemäß den Ziffern 2 und 4 der
Resolution 59/80 vorgelegten Bericht des Generalsekretärs184,

in Anbetracht der dringenden Notwendigkeit, diese Bedro-
hung der Menschheit im Rahmen der Vereinten Nationen und
durch internationale Zusammenarbeit anzugehen,

betonend, dass auf dem Gebiet der Abrüstung und Nicht-
verbreitung dringend Fortschritte erzielt werden müssen, um
zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicher-
heit sowie zu den weltweiten Anstrengungen zur Bekämpfung
des Terrorismus beizutragen,

1. fordert alle Mitgliedstaaten auf, die internationalen
Anstrengungen zu unterstützen, mit denen verhindert werden
soll, dass Terroristen Massenvernichtungswaffen und ihre
Trägersysteme erwerben;

2. bittet alle Mitgliedstaaten, die Unterzeichnung und
Ratifikation des Internationalen Übereinkommens zur Be-
kämpfung nuklearterroristischer Handlungen178 zu erwägen,
damit es bald in Kraft treten kann;

3. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, inner-
staatliche Maßnahmen zu ergreifen und gegebenenfalls zu ver-
stärken, um Terroristen daran zu hindern, Massenvernich-
tungswaffen, ihre Trägersysteme sowie Materialien und Tech-
nologien, die mit ihrer Herstellung zusammenhängen, zu er-
werben, und bittet sie, den Generalsekretär auf freiwilliger
Grundlage über die in dieser Hinsicht ergriffenen Maßnahmen
zu unterrichten;

4. legt den Mitgliedstaaten nahe, untereinander und mit
den zuständigen regionalen und internationalen Organisatio-
nen zusammenzuarbeiten, um die diesbezüglichen nationalen
Kapazitäten zu stärken;

5. ersucht den Generalsekretär, einen Bericht über die
Maßnahmen zusammenzustellen, die bereits von internationa-
len Organisationen im Hinblick auf Fragen betreffend den Zu-
sammenhang zwischen der Bekämpfung des Terrorismus und
der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen ergriffen
wurden, die Auffassungen der Mitgliedstaaten zu weiteren
zweckdienlichen Maßnahmen zur Abwehr der weltweiten Be-
drohung einzuholen, die vom Erwerb von Massenvernich-
tungswaffen durch Terroristen ausgeht, und der Generalver-
sammlung diesen Bericht auf ihrer einundsechzigsten Tagung
vorzulegen;

6. beschließt, den Punkt "Maßnahmen zur Verhinde-
rung des Erwerbs von Massenvernichtungswaffen durch Ter-
roristen" in die vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzig-
sten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/79

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 115 Stimmen bei 49 Gegenstimmen und 15 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)185:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Antigua und Barbuda, Äthiopien, Ba-
hamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien,
Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, Costa Ri-
ca, Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik
Korea, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Er-
itrea, Fidschi, Gabun, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau,
Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Ja-
maika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Katar, Kenia, Ko-
lumbien, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Leso-
tho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Malawi,
Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei,
Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Paki-
stan, Panama, Peru, Philippinen, Salomonen, Sambia, Samoa, São Tomé und
Príncipe, Saudi-Arabien, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Somalia,
Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Surina-
me, Syrische Arabische Republik, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad
und Tobago, Tunesien, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Uruguay, Vanuatu, Ve-
nezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Repu-
blik Tansania, Vietnam, Zentralafrikanische Republik.

Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowi-
na, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Ma-

179 United Nations, Treaty Series, Vol. 1456, Nr. 24631. Deutsche Über-
setzung: dBGBl 1990 II S. 326; LGBl. 1987 Nr. 2; öBGBl. Nr. 53/1989;
AS 1987 505.
180 A/57/759-S/2003/332, Anlage I.
181 Siehe A/59/361.
182 Siehe International Atomic Energy Agency, Resolutions and Other
Decisions of the General Conference, Forty-ninth Regular Session, 26-
30 September 2005 (GC(49)/RES/DEC(2005)).
183 A/57/273-S/2002/875, Anlage.
184 A/60/185 und Add.1.

185 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Bangladesch, Bhutan, Fidschi, Hai-
ti, Indien, Jordanien, Kambodscha, Kenia, Kuba, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Mauritius, Sambia, Sim-
babwe, Sudan und Vietnam.
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zedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island,
Israel, Italien, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg,
Malta, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Neusee-
land, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Portugal, Rumänien,
San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Sloweni-
en, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ungarn, Vereinigtes Königreich
Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

Enthaltungen: Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Belarus, China, Ja-
pan, Kasachstan, Kirgisistan, Paraguay, Republik Korea, Republik Moldau, Rus-
sische Föderation, Tadschikistan, Ukraine, Usbekistan.

60/79. Verringerung der Atomgefahr

Die Generalversammlung,

eingedenk dessen, dass der Einsatz von Kernwaffen die
größte Gefahr für die Menschheit und ihr Überleben darstellt, 

bekräftigend, dass jeglicher Einsatz oder jegliche Andro-
hung des Einsatzes von Kernwaffen einen Verstoß gegen die
Charta der Vereinten Nationen darstellen würde,

in der Überzeugung, dass die Verbreitung von Kernwaffen
unter allen Aspekten die Gefahr eines Atomkriegs erheblich
verschärfen würde,

sowie in der Überzeugung, dass die nukleare Abrüstung
und die vollständige Beseitigung der Kernwaffen unerlässlich
sind, wenn die Gefahr eines Atomkriegs gebannt werden soll,

in Anbetracht dessen, dass die Kernwaffenstaaten, solange
es noch Kernwaffen gibt, unbedingt Maßnahmen ergreifen
müssen, die die Nichtkernwaffenstaaten gegen den Einsatz
oder die Androhung des Einsatzes von Kernwaffen absichern,

sowie in Anbetracht dessen, dass die Tatsache, dass Kern-
waffenalarm innerhalb von Sekundenbruchteilen ausgelöst
wird, unannehmbare Risiken des unbeabsichtigten oder verse-
hentlichen Einsatzes von Kernwaffen birgt, was katastrophale
Folgen für die gesamte Menschheit hätte,

betonend, dass unbedingt Maßnahmen ergriffen werden
müssen, um zu verhindern, dass es auf Grund von Computer-
anomalien oder anderen technischen Störungen zu versehent-
lichen, nicht veranlassten oder unerklärten Störfällen kommt,

in dem Bewusstsein, dass die Kernwaffenstaaten in be-
grenztem Umfang Maßnahmen zur Löschung von Zielen er-
griffen haben und dass weitere praktische, realistische und sich
gegenseitig verstärkende Schritte erforderlich sind, um zur
Verbesserung des internationalen Klimas für Verhandlungen
mit dem Ziel der Beseitigung der Kernwaffen beizutragen,

in Anbetracht dessen, dass ein durch die Änderung der nu-
klearen Doktrinen herbeigeführter Abbau von Spannungen
positive Auswirkungen auf den Weltfrieden und die interna-
tionale Sicherheit hätte und die Bedingungen für die weitere
Reduzierung und die Beseitigung der Kernwaffen verbessern
würde,

erneut darauf hinweisend, dass der nuklearen Abrüstung in
dem Schlussdokument der zehnten Sondertagung der General-
versammlung186 und von der internationalen Gemeinschaft
höchste Priorität eingeräumt wird,

unter Hinweis darauf, dass es in dem Gutachten des Inter-
nationalen Gerichtshofs über die Rechtmäßigkeit der Drohung
mit oder des Einsatzes von Kernwaffen187 heißt, dass alle Staa-
ten verpflichtet sind, in redlicher Absicht Verhandlungen mit
dem Ziel der nuklearen Abrüstung in all ihren Aspekten und
unter strenger und wirksamer internationaler Kontrolle zu füh-
ren und zu einem Abschluss zu bringen, 

sowie unter Hinweis auf den Aufruf in der Millenniums-
Erklärung der Vereinten Nationen188, sich um die Beseitigung
der von Massenvernichtungswaffen ausgehenden Gefahren zu
bemühen, und den Beschluss, sich für die Beseitigung der
Massenvernichtungswaffen, insbesondere Kernwaffen, einzu-
setzen, einschließlich der Möglichkeit, eine internationale
Konferenz einzuberufen, um Mittel und Wege zur Beseitigung
atomarer Gefahren aufzuzeigen,

1. fordert, dass die nuklearen Doktrinen überprüft wer-
den und dass in diesem Zusammenhang sofort dringende
Schritte zur Verringerung der Risiken eines unbeabsichtigten
und versehentlichen Einsatzes von Kernwaffen unternommen
werden;

2. ersucht die fünf Kernwaffenstaaten, Maßnahmen zur
Durchführung von Ziffer 1 zu ergreifen;

3. fordert die Mitgliedstaaten auf, die notwendigen
Maßnahmen zur Verhütung der Verbreitung von Kernwaffen
unter allen Aspekten zu ergreifen und die nukleare Abrüstung
mit dem Ziel der Beseitigung der Kernwaffen zu fördern;

4. nimmt Kenntnis von dem gemäß Ziffer 5 der Resolu-
tion 59/79 der Generalversammlung vom 3. Dezember 2004
vorgelegten Bericht des Generalsekretärs189;

5. ersucht den Generalsekretär, die Anstrengungen zu
verstärken und die Initiativen zu unterstützen, die zur vollen
Umsetzung der sieben Empfehlungen im Bericht des Beirats
für Abrüstungsfragen beitragen würden, welche das Risiko ei-
nes Atomkriegs erheblich vermindern würden190, sowie die
Mitgliedstaaten weiter zu ermutigen, sich um die Schaffung
von Bedingungen zu bemühen, die einen internationalen Kon-
sens über die in der Millenniums-Erklärung der Vereinten
Nationen188 vorgeschlagene Abhaltung einer internationalen
Konferenz zur Sondierung von Maßnahmen zur Beseitigung
atomarer Gefahren ermöglichen würden, und der Generalver-
sammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung darüber Be-
richt zu erstatten;

6. beschließt, den Punkt "Verringerung der Atomge-
fahr" in die vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten
Tagung aufzunehmen.

186 Resolution S-10/2.
187 A/51/218, Anhang; siehe auch Legality of the Threat or Use of Nuclear
Weapons, Advisory Opinion, I.C.J. Reports 1996, S. 226.
188 Siehe Resolution 55/2.
189 A/60/122.
190 Siehe A/56/400, Ziff. 3.



II.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Ersten Ausschusses

168

RESOLUTION 60/80
Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 158 Stimmen ohne Gegenstimmen bei 17 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)191:

Dafür: Afghanistan, Albanien, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain,
Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Bos-
nien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Bur-
kina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demo-
kratische Republik Kongo, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik,
Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salva-
dor, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana,
Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti,
Honduras, Indonesien, Irak, Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jor-
danien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Katar, Kenia, Kolumbien,
Kongo, Kroatien, Kuwait, Lesotho, Lettland, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Lu-
xemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mar-
shallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten
von), Monaco, Mosambik, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande,
Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Panama, Papua-Neuguinea, Pa-
raguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumänien, Salo-
monen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und Príncipe, Schweden,
Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur,
Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die
Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste,
Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei,
Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vanuatu, Venezuela
(Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tan-
sania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Zentralafrikanische
Republik, Zypern.

Dagegen: Keine.
Enthaltungen: Ägypten, Indien, Iran (Islamische Republik), Israel, Kasach-

stan, Kirgisistan, Kuba, Libysch-Arabische Dschamahirija, Myanmar, Pakistan,
Palau, Republik Korea, Russische Föderation, Syrische Arabische Republik, Us-
bekistan, Vereinigte Staaten von Amerika, Vietnam.

60/80. Durchführung des Übereinkommens über das
Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der Herstel-
lung und der Weitergabe von Antipersonenminen
und über deren Vernichtung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/54 B vom 1. De-
zember 1999, 55/33 V vom 20. November 2000, 56/24 M vom
29. November 2001, 57/74 vom 22. November 2002, 58/53
vom 8. Dezember 2003 und 59/84 vom 3. Dezember 2004,

in Bekräftigung ihrer Entschlossenheit, das Leiden und
Sterben zu beenden, das durch Antipersonenminen verursacht
wird, die jede Woche Hunderte von Menschen, überwiegend
unschuldige, wehrlose Zivilpersonen und insbesondere Kin-
der, töten oder verstümmeln, die wirtschaftliche Entwicklung
und den Wiederaufbau behindern, die Rückführung von
Flüchtlingen und Binnenvertriebenen erschweren und noch
Jahre nach ihrer Verlegung weitere schwerwiegende Folgen
nach sich ziehen,

davon überzeugt, dass alles getan werden muss, um wirk-
sam und koordiniert zur Bewältigung der Herausforderung
beizutragen, welche die Räumung der auf der ganzen Welt ver-
legten Antipersonenminen darstellt, und ihre Vernichtung si-
cherzustellen,

in dem Wunsche, im Hinblick auf die Unterstützung der
Betreuung und Rehabilitation von Minenopfern, einschließ-
lich der sozialen und wirtschaftlichen Wiedereingliederung,
ihr Möglichstes zu tun,

unter Begrüßung des Inkrafttretens des Übereinkommens
über das Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der Herstellung
und der Weitergabe von Antipersonenminen und über deren
Vernichtung192 am 1. März 1999 und mit Befriedigung Kennt-
nis nehmend von den Bemühungen um die Durchführung des
Übereinkommens sowie von den beträchtlichen Fortschritten,
die bei der Bewältigung des weltweiten Landminenproblems
erzielt wurden,

unter Hinweis auf die ersten fünf Tagungen der Vertrags-
staaten des Übereinkommens, die in Maputo (1999)193, Genf
(2000)194, Managua (2001)195, Genf (2002)196 und Bangkok
(2003)197 stattfanden,

sowie unter Hinweis auf die vom 29. November bis 3. De-
zember 2004 in Nairobi abgehaltene erste Konferenz der Ver-
tragsstaaten zur Überprüfung des Übereinkommens über das
Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der Herstellung und der
Weitergabe von Antipersonenminen und über deren Vernich-
tung, auf der die internationale Gemeinschaft erneut ihre un-
beirrbare Entschlossenheit zum Ausdruck brachte, das Ziel ei-
ner von Antipersonenminen freien Welt zu erreichen, und der

191 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Albanien, Algerien, Andorra, An-
gola, Antigua und Barbuda, Argentinien, Äthiopien, Australien, Baha-
mas, Bangladesch, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien,
Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso,
Burundi, Chile, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Deutschland, Do-
minica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugo-
slawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi,
Finnland, Frankreich, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Gui-
nea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Irak, Irland, Island, Italien, Jamaika,
Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde,
Katar, Kenia, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Lesotho, Lettland,
Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Ma-
laysia, Malediven, Mali, Malta, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mona-
co, Mosambik, Namibia, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Ni-
geria, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Po-
len, Portugal, Republik Moldau, Rumänien, Salomonen, Sambia, Samoa,
San Marino, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro,
Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Slowakei, Slowenien, Somalia,
Spanien, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Su-
riname, Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga,
Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Uganda,
Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vanuatu, Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland und Zypern.

192 United Nations, Treaty Series, Vol. 2056, Nr. 35597. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1998 II S. 778; LGBl. 1999 Nr. 229; öBGBl. III
Nr. 38/1999; AS 2003 3133.
193 Siehe APLC/MSP.1/1999/1.
194 Siehe APLC/MSP.2/2000/1.
195 Siehe APLC/MSP.3/2001/1.
196 Siehe APLC/MSP.4/2002/1.
197 Siehe APLC/MSP.5/2003/5.
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Verabschiedung des Aktionsplans von Nairobi 2005-2009198

durch die Vertragsstaaten des Übereinkommens beiwohnte,
mit dem wichtige Fortschritte in Richtung auf das Ziel erreicht
werden sollen, das durch Antipersonenminen verursachte Leid
für alle Menschen für immer zu beenden,

ferner unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
2005199, in dem die Staats- und Regierungschefs unter anderem
die Vertragsstaaten des Übereinkommens nachdrücklich auf-
forderten, ihren Verpflichtungen voll nachzukommen,

mit Befriedigung feststellend, dass weitere Staaten das
Übereinkommen ratifiziert haben beziehungsweise ihm beige-
treten sind, sodass jetzt insgesamt einhundertsiebenundvierzig
Staaten die Verpflichtungen aus dem Übereinkommen formell
akzeptiert haben,

dem Wunsch Nachdruck verleihend, alle Staaten für den
Beitritt zu dem Übereinkommen zu gewinnen, sowie ent-
schlossen, nach besten Kräften auf seine weltweite Geltung
hinzuwirken,

mit Bedauern feststellend, dass Antipersonenminen nach
wie vor weltweit bei Konflikten eingesetzt werden, was
menschliches Leid zur Folge hat und die Entwicklung in der
Konfliktfolgezeit behindert,

1. bittet alle Staaten, die das Übereinkommen über das
Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der Herstellung und der
Weitergabe von Antipersonenminen und über deren Ver-
nichtung192 noch nicht unterzeichnet haben, ihm unverzüglich
beizutreten;

2. fordert alle Staaten, die das Übereinkommen unter-
zeichnet, aber noch nicht ratifiziert haben, nachdrücklich auf,
es unverzüglich zu ratifizieren;

3. betont, wie wichtig die volle und wirksame Durch-
führung und Einhaltung des Übereinkommens ist, so auch
durch die rasche Durchführung des Aktionsplans von Nairobi
2005-2009198;

4. fordert alle Vertragsstaaten nachdrücklich auf, dem
Generalsekretär die in Artikel 7 des Übereinkommens ver-
langten vollständigen Informationen fristgerecht zu unterbrei-
ten, mit dem Ziel, die Transparenz und die Einhaltung des
Übereinkommens zu fördern;

5. bittet alle Staaten, die das Übereinkommen noch
nicht ratifiziert haben beziehungsweise ihm noch nicht beige-
treten sind, auf freiwilliger Basis Informationen bereitzustel-
len, damit die weltweiten Anstrengungen zur Minenbekämp-
fung wirksamer werden;

6. fordert alle Staaten und anderen in Betracht kommen-
den Parteien erneut auf, im Hinblick auf die Förderung und
Unterstützung der Betreuung, der Rehabilitation sowie der so-
zialen und wirtschaftlichen Wiedereingliederung von Minen-
opfern, der Aufklärungsprogramme über die Minengefahr so-
wie der Räumung und Vernichtung der auf der ganzen Welt

verlegten oder gelagerten Antipersonenminen zusammenzu-
arbeiten;

7. bittet und ermutigt alle interessierten Staaten, die
Vereinten Nationen, sonstige in Betracht kommende interna-
tionale Organisationen oder Institutionen, Regionalorganisa-
tionen, das Internationale Komitee vom Roten Kreuz und die
in Betracht kommenden nichtstaatlichen Organisationen, an
der sechsten Tagung der Vertragsstaaten des Übereinkom-
mens vom 28. November bis 2. Dezember 2005 in Zagreb teil-
zunehmen und sich an dem auf der ersten Tagung der Vertrags-
staaten festgelegten und auf den folgenden Tagungen der Ver-
tragsstaaten weiter ausgebauten Arbeitsprogramm für die Zeit
zwischen den Tagungen zu beteiligen;

8. ersucht den Generalsekretär, bis zur Fassung eines
Beschlusses auf der sechsten Tagung der Vertragsstaaten im
Einklang mit Artikel 11 Absatz 2 des Übereinkommens die
Vorbereitungen zu treffen, die für die Einberufung der näch-
sten Tagung der Vertragsstaaten notwendig sind, und im Na-
men der Vertragsstaaten und im Einklang mit Artikel 11 Ab-
satz 4 des Übereinkommens diejenigen Staaten, die nicht Ver-
tragsparteien des Übereinkommens sind, sowie die Vereinten
Nationen, sonstige in Betracht kommende internationale Or-
ganisationen oder Institutionen, Regionalorganisationen, das
Internationale Komitee vom Roten Kreuz und die in Betracht
kommenden nichtstaatlichen Organisationen einzuladen, als
Beobachter an der siebenten Tagung der Vertragsstaaten teil-
zunehmen;

9. beschließt, den Punkt "Durchführung des Überein-
kommens über das Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der
Herstellung und der Weitergabe von Antipersonenminen und
über deren Vernichtung" in die vorläufige Tagesordnung ihrer
einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/81

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)200.

60/81. Der unerlaubte Handel mit Kleinwaffen und
leichten Waffen unter allen Aspekten

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 56/24 V vom
24. Dezember 2001, 57/72 vom 22. November 2002, 58/241
vom 23. Dezember 2003 und 59/86 vom 3. Dezember 2004,

198 Siehe APLC/CONF/2004/5 und Corr.1.
199 Siehe Resolution 60/1.

200 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Algerien, Andorra, Antigua und
Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Australien, Bahamas,
Bangladesch, Belize, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana,
Brasilien, Chile, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dominikanische Republik,
Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Fi-
dschi, Guatemala, Haiti, Irak, Japan, Kambodscha, Kamerun, Kanada,
Kasachstan, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Kongo, Liechtenstein, Mali,
Marokko, Mongolei, Mosambik, Nepal, Niger, Nigeria, Palau, Panama,
Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Republik Korea, Rumänien, Russi-
sche Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, Schweiz, Ser-
bien und Montenegro, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadi-
nen, Südafrika, Suriname, Thailand, Timor-Leste, Togo, Türkei, Ukraine
und Uruguay.
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hervorhebend, wie wichtig die rasche und volle Durchfüh-
rung des Aktionsprogramms zur Verhütung, Bekämpfung und
Beseitigung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und
leichten Waffen unter allen Aspekten ist, das auf der Konfe-
renz der Vereinten Nationen über den unerlaubten Handel mit
Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten verab-
schiedet wurde201,

unter Begrüßung der Bemühungen von Mitgliedstaaten,
auf freiwilliger Basis Nationalberichte über ihre Durchfüh-
rung des Aktionsprogramms vorzulegen,

mit Befriedigung Kenntnis nehmend von den regionalen
und subregionalen Anstrengungen, die zur Unterstützung der
Durchführung des Aktionsprogramms unternommen werden,
und in Würdigung der dabei bereits erzielten Fortschritte, ein-
schließlich der Auseinandersetzung mit den Angebots- und
Nachfragefaktoren, die bei der Bekämpfung des unerlaubten
Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen zu berücksich-
tigen sind,

in Anerkennung der von nichtstaatlichen Organisationen
unternommenen Bemühungen, die Staaten bei der Durchfüh-
rung des Aktionsprogramms zu unterstützen,

unter Berücksichtigung der den unerlaubten Handel mit
Kleinwaffen und leichten Waffen betreffenden Ziffern im Er-
gebnis des Weltgipfels 2005202,

unter Begrüßung des Berichts der vom 11. bis 15. Juli
2005 in New York abgehaltenen zweiten Zweijährlichen Ta-
gung der Staaten zur Prüfung der Durchführung des Aktions-
programms zur Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des
unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen un-
ter allen Aspekten203 und mit dem Ausdruck ihrer Anerken-
nung für die von dem Vorsitzenden der Tagung unternomme-
nen Bemühungen, 

Kenntnis nehmend von dem Bericht der Offenen Arbeits-
gruppe zur Aushandlung eines internationalen Rechtsinstru-
ments, das den Staaten ermöglicht, unerlaubte Kleinwaffen
und leichte Waffen rechtzeitig und zuverlässig zu identifizie-
ren und zurückzuverfolgen204,

in der Erkenntnis, dass unerlaubte Vermittlungsgeschäfte
mit Kleinwaffen und leichten Waffen ein ernsthaftes Problem
darstellen, das die internationale Gemeinschaft dringend an-
gehen sollte, und in diesem Zusammenhang die umfassenden
Konsultationen begrüßend, die der Generalsekretär mit allen
Mitgliedstaaten und interessierten regionalen und subregiona-
len Organisationen über weitere Schritte zur Verstärkung der
internationalen Zusammenarbeit bei der Verhütung, Bekämp-
fung und Beseitigung unerlaubter Vermittlungsgeschäfte mit
Kleinwaffen und leichten Waffen geführt hat,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs
über die Durchführung der Resolution 59/86205,

im Bewusstsein ihres Beschlusses, dass die Konferenz der
Vereinten Nationen zur Überprüfung der Fortschritte bei der
Durchführung des Aktionsprogramms zur Verhütung, Be-
kämpfung und Beseitigung des unerlaubten Handels mit
Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten für
zwei Wochen, vom 26. Juni bis 7. Juli 2006, in New York
stattfinden wird und dass ihr Vorbereitungsausschuss für zwei
Wochen, vom 9. bis 20. Januar 2006, eine Tagung in New
York abhalten wird, der nötigenfalls eine weitere Tagung von
bis zu zwei Wochen folgen wird, was für die Festlegung der
Agenda für die weiteren Tätigkeiten der internationalen Ge-
meinschaft zur Bewältigung der Probleme auf diesem Gebiet
über das Jahr 2006 hinaus von besonderer Relevanz ist,

1. befürwortet alle auf den erfolgreichen Abschluss der
Konferenz der Vereinten Nationen zur Überprüfung der Fort-
schritte bei der Durchführung des Aktionsprogramms zur Ver-
hütung, Bekämpfung und Beseitigung des unerlaubten Han-
dels mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen
Aspekten201 gerichteten Initiativen, einschließlich derjenigen
der Vereinten Nationen, sonstiger internationaler Organisatio-
nen, regionaler und subregionaler Organisationen, nichtstaat-
licher Organisationen und der Zivilgesellschaft, mit dem Ziel,
die Agenda für die Bewältigung der mit dem unerlaubten Han-
del mit Kleinwaffen und leichten Waffen zusammenhängen-
den Probleme durch die internationale Gemeinschaft über das
Jahr 2006 hinaus festzulegen, und fordert alle Mitgliedstaaten
auf, auch weiterhin zur Vorbereitung der Konferenz beizutra-
gen und alles zu tun, um das Aktionsprogramm voll durchzu-
führen;

2. fordert alle Staaten auf, das Internationale Rechtsin-
strument zur Ermöglichung der rechtzeitigen und zuverlässi-
gen Identifikation und Rückverfolgung illegaler Kleinwaffen
und leichter Waffen durch die Staaten206 anzuwenden;

3. beschließt, nach der Überprüfungskonferenz und
spätestens im Jahr 2007 eine Gruppe von Regierungssachver-
ständigen einzusetzen, die nach dem Grundsatz der ausgewo-
genen geografischen Vertretung vom Generalsekretär ernannt
werden und den Auftrag haben, in drei jeweils einwöchigen
Tagungen weitere Schritte zur Verstärkung der internationalen
Zusammenarbeit bei der Verhütung, Bekämpfung und Besei-
tigung unerlaubter Vermittlungsgeschäfte mit Kleinwaffen
und leichten Waffen zu prüfen und der Generalversammlung
auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung den Bericht über die Er-
gebnisse ihrer Untersuchung vorzulegen;

4. ersucht den Generalsekretär, der Gruppe von Regie-
rungssachverständigen die Unterstützung und die Dienste zur
Verfügung zu stellen, die sie zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben benötigt;

5. ermutigt weiter zu allen Initiativen, einschließlich
derjenigen auf regionaler und subregionaler Ebene, die darauf

201 Siehe Report of the United Nations Conference on the Illicit Trade in
Small Arms and Light Weapons in All Its Aspects, New York, 9-20 July
2001 (A/CONF.192/15), Kap. IV, Ziff. 24. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/ac192-15.pdf.
202 Siehe Resolution 60/1.
203 A/CONF.192/BMS/2005/1.
204 A/60/88 und Corr.2.

205 A/60/161.
206 A/60/88 und Corr.2, Anhang. 
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gerichtet sind, Ressourcen und Fachwissen zur Förderung der
Durchführung des Aktionsprogramms zu mobilisieren und
den Staaten Hilfe bei seiner Durchführung zu gewähren;

6. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin die von
den Staaten freiwillig bereitgestellten Daten und Informatio-
nen über die Durchführung des Aktionsprogramms, ein-
schließlich nationaler Berichte, zusammenzustellen und zu
verbreiten, und ermutigt die Mitgliedstaaten zur Vorlage sol-
cher Berichte;

7. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die
Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten;

8. beschließt, den Punkt "Der unerlaubte Handel mit
Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten" in die
vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung auf-
zunehmen.

RESOLUTION 60/82

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)207.

60/82. Informationen über vertrauensbildende Maß-
nahmen auf dem Gebiet der konventionellen Waf-
fen

Die Generalversammlung,

geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der
Vereinten Nationen,

eingedenk des Beitrags, den vertrauensbildende Maßnah-
men auf dem Gebiet der konventionellen Waffen, die auf Be-
treiben der betreffenden Staaten und mit ihrer Einwilligung
durchgeführt werden, zur Verbesserung der Gesamtsituation
in Bezug auf den Weltfrieden und die internationale Sicherheit
leisten,

in der Überzeugung, dass die Erarbeitung vertrauensbil-
dender Maßnahmen auf dem Gebiet der konventionellen Waf-
fen und das internationale Sicherheitsumfeld sich auch gegen-
seitig verstärken können,

in Anbetracht der wichtigen Rolle, die vertrauensbildende
Maßnahmen auf dem Gebiet der konventionellen Waffen auch
bei der Schaffung förderlicher Bedingungen für Abrüstungs-
fortschritte spielen können,

in der Erkenntnis, dass der Austausch von Informationen
über vertrauensbildende Maßnahmen auf dem Gebiet der kon-
ventionellen Waffen zum gegenseitigen Verständnis und Ver-
trauen zwischen den Mitgliedstaaten beiträgt,

1. begrüßt alle von den Mitgliedstaaten bereits unter-
nommenen vertrauensbildenden Maßnahmen auf dem Gebiet
der konventionellen Waffen sowie die freiwillig bereitgestell-
ten Informationen über derartige Maßnahmen;

2. legt den Mitgliedstaaten nahe, weiter vertrauensbil-
dende Maßnahmen auf dem Gebiet der konventionellen Waf-
fen zu unternehmen und diesbezügliche Informationen bereit-
zustellen;

3. legt den Mitgliedstaaten außerdem nahe, den Dialog
über vertrauensbildende Maßnahmen auf dem Gebiet der kon-
ventionellen Waffen fortzusetzen;

4. ersucht den Generalsekretär, mit finanzieller Unter-
stützung der Staaten, die dazu in der Lage sind, eine elektro-
nische Datenbank mit von den Mitgliedstaaten bereitgestellten
Informationen einzurichten und ihnen auf Antrag dabei behilf-
lich zu sein, Seminare, Kurse und Arbeitstagungen zur Vertie-
fung des Wissens über neue Entwicklungen auf diesem Gebiet
abzuhalten;

5. beschließt, den Punkt "Informationen über vertrau-
ensbildende Maßnahmen auf dem Gebiet der konventionellen
Waffen" in die vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzig-
sten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/83

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/464, Ziff. 22)208.

60/83. Regionalzentren der Vereinten Nationen für Frie-
den und Abrüstung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/98 vom 3. Dezember
2004 betreffend die Aufrechterhaltung und Neubelebung der
drei Regionalzentren der Vereinten Nationen für Frieden und
Abrüstung,

sowie unter Hinweis auf die Berichte des Generalsekretärs
über das Regionalzentrum der Vereinten Nationen für Frieden
und Abrüstung in Afrika209, das Regionalzentrum der Verein-
ten Nationen für Frieden und Abrüstung in Asien und im Pa-
zifik210 und das Regionalzentrum der Vereinten Nationen für

207 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Angola, Antigua und Barbu-
da, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Australien, Bahamas, Ban-
gladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bolivien, Bosnien und Her-
zegowina, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, Costa Rica, Côte
d'Ivoire, Dänemark, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik,
Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador,
Estland, Fidschi, Finnland, Georgien, Grenada, Griechenland, Guatema-
la, Guinea, Guyana, Haiti, Indonesien, Irland, Island, Israel, Italien, Ja-
maika, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kenia, Kolumbien, Kongo,
Kroatien, Lettland, Liberia, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi,
Malaysia, Malta, Mexiko, Nicaragua, Niederlande, Niger, Norwegen,
Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Repu-
blik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Sambia,
San Marino, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro,
Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Slowakei, Slowenien, Spanien,
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Suriname, Thailand, Timor-
Leste, Trinidad und Tobago, Tschad, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay,
Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Republik Tansania, Ver-
einigte Staaten von Amerika, Zentralafrikanische Republik und Zypern.

208 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Antigua und Barbuda und Indonesien (im Namen
der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Bewe-
gung der nichtgebundenen Länder sind).
209 A/60/153.
210 A/60/152.
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Frieden, Abrüstung und Entwicklung in Lateinamerika und in
der Karibik211,

in Bekräftigung ihres auf ihrer zwölften Sondertagung im
Jahr 1982 gefassten Beschlusses, das Informationsprogramm
der Vereinten Nationen über Abrüstung einzurichten, dessen
Aufgabe darin besteht, über die Ziele der Vereinten Nationen
auf dem Gebiet der Rüstungskontrolle und der Abrüstung zu
informieren und aufzuklären und dafür in der Öffentlichkeit
Verständnis und Unterstützung zu wecken212,

eingedenk ihrer Resolutionen 40/151 G vom 16. Dezember
1985, 41/60 J vom 3. Dezember 1986, 42/39 D vom 30. No-
vember 1987 und 44/117 F vom 15. Dezember 1989 über die
Regionalzentren für Frieden und Abrüstung in Nepal, Peru und
Togo,

in Anbetracht dessen, dass die in der Welt eingetretenen
Veränderungen neue Chancen eröffnet und neue Herausforde-
rungen mit sich gebracht haben, was die Weiterverfolgung der
Abrüstung betrifft, und in dieser Hinsicht bedenkend, dass die
Regionalzentren für Frieden und Abrüstung wesentlich zum
Verständnis und zur Zusammenarbeit zwischen den Staaten je-
der einzelnen Region auf dem Gebiet des Friedens, der Abrü-
stung und der Entwicklung beitragen können,

feststellend, dass die Staats- und Regierungschefs der
nichtgebundenen Länder in Ziffer 146 des Schlussdokuments
ihrer vom 29. August bis 3. September 1998 in Durban (Süd-
afrika) abgehaltenen zwölften Konferenz den Beschluss der
Generalversammlung zur Aufrechterhaltung und Neubele-
bung der drei Regionalzentren für Frieden und Abrüstung in
Nepal, Peru und Togo begrüßten213,

1. erklärt erneut, wie wichtig die Aktivitäten der Ver-
einten Nationen auf Regionalebene zur Steigerung der Stabi-
lität und der Sicherheit ihrer Mitgliedstaaten sind, die durch die
Aufrechterhaltung und Neubelebung der drei Regionalzentren
für Frieden und Abrüstung wesentlich gefördert werden könn-
ten;

2. erklärt außerdem erneut, dass es zur Herbeiführung
positiver Ergebnisse angezeigt ist, dass die drei Regionalzen-
tren Informations- und Bildungsprogramme zur Förderung des
regionalen Friedens und der regionalen Sicherheit durchfüh-
ren, deren Ziel darin besteht, die Grundeinstellungen gegen-
über Frieden, Sicherheit und Abrüstung zu verändern und so
die Verwirklichung der Ziele und Grundsätze der Vereinten
Nationen zu unterstützen;

3. appelliert an die Mitgliedstaaten in jeder Region und
an die Mitgliedstaaten, die dazu in der Lage sind, sowie an die
internationalen staatlichen und nichtstaatlichen Organisatio-
nen und Stiftungen, freiwillige Beiträge an die Regionalzen-
tren in ihrer jeweiligen Region zu entrichten, damit die Akti-
vitäten und Initiativen dieser Zentren verstärkt werden;

4. betont, wie wichtig die Aktivitäten der Unterabtei-
lung Regionale Fragen der Sekretariats-Hauptabteilung Abrü-
stungsfragen sind;

5. ersucht den Generalsekretär, den Regionalzentren im
Rahmen der vorhandenen Mittel jede erforderliche Unterstüt-
zung bei der Durchführung ihrer Aktivitätenprogramme zu ge-
währen;

6. beschließt, den Punkt "Regionalzentren der Verein-
ten Nationen für Frieden und Abrüstung" in die vorläufige Ta-
gesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/84

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/464, Ziff. 22)214.

60/84. Regionalzentrum der Vereinten Nationen für
Frieden, Abrüstung und Entwicklung in Latein-
amerika und in der Karibik

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 41/60 J vom 3. De-
zember 1986, 42/39 K vom 30. November 1987 und 43/76 H
vom 7. Dezember 1988 über das Regionalzentrum der Verein-
ten Nationen für Frieden, Abrüstung und Entwicklung in La-
teinamerika und in der Karibik mit Amtssitz in Lima,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 46/37 F vom
9. Dezember 1991, 48/76 E vom 16. Dezember 1993, 49/76 D
vom 15. Dezember 1994, 50/71 C vom 12. Dezember 1995,
52/220 vom 22. Dezember 1997, 53/78 F vom 4. Dezember
1998, 54/55 F vom 1. Dezember 1999, 55/34 E vom 20. No-
vember 2000, 56/25 E vom 29. November 2001, 57/89 vom
22. November 2002, 58/60 vom 8. Dezember 2003 und 59/99
vom 3. Dezember 2004,

unter Hervorhebung der Neubelebung des Regionalzen-
trums, der diesbezüglichen Anstrengungen der Regierung Pe-
rus und anderer Länder sowie der wichtigen Arbeit des Direk-
tors des Zentrums,

in Anbetracht dessen, dass das Regionalzentrum weiter als
Instrument zur Durchführung regionaler Initiativen fungiert
und verstärkt zur Koordinierung der auf Frieden und Sicher-
heit gerichteten Anstrengungen der Vereinten Nationen beige-
tragen hat,

den Bericht des Generalsekretärs215 begrüßend, in dem er
zu dem Schluss kommt, dass das Regionalzentrum die Staaten
der lateinamerikanischen und karibischen Region bei der
Durchführung regionaler Initiativen auf dem Gebiet des Frie-
dens, der Abrüstung und der Entwicklung weiter unterstützt
hat und dass diese Unterstützung während des Berichtszeit-
raums unter anderem in Form der Vernichtung von Waffen
und der Verwaltung von Lagerbeständen, von Ausbildungs-

211 A/60/132.
212 Siehe Official Records of the General Assembly, Twelfth Special Ses-
sion, Plenary Meetings, 1. Sitzung, Ziff. 110 und 111.
213 Siehe A/53/667-S/1998/1071, Anlage I.

214 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Argentinien (im Namen der Mitgliedstaaten der
Vereinten Nationen, die Mitglieder der Lateinamerikanisch-karibischen
Gruppe sind).
215 A/60/132.
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kursen für Strafverfolgungsbeamte, für Parlamentsabgeordne-
te und ihre Berater und für Vertreter nichtstaatlicher Organi-
sationen, von Anleitung für die Berichterstattung im Zusam-
menhang mit Übereinkünften, die sich auf Waffen beziehen,
und der Entwicklung von Methoden für künftige vertrauens-
bildende Maßnahmen zwischen den Staaten gewährt wurde,

unter Hinweis auf den in der Resolution 59/78 der Gene-
ralversammlung vom 3. Dezember 2004 genannten Bericht
der Gruppe von Regierungssachverständigen für den Zusam-
menhang zwischen Abrüstung und Entwicklung216, der von
höchstem Interesse in Bezug auf die Rolle ist, die dem Regio-
nalzentrum bei der Förderung dieser Frage in der Region in
Wahrnehmung seines Mandats zur Förderung der wirtschaft-
lichen und sozialen Entwicklung im Zusammenhang mit Frie-
den und Abrüstung zukommt,

feststellend, dass Sicherheits- und Abrüstungsfragen in La-
teinamerika und in der Karibik, der ersten bewohnten Weltre-
gion, die zur kernwaffenfreien Zone erklärt wurde, schon im-
mer als bedeutendes Thema angesehen wurden,

die Unterstützung begrüßend, die das Regionalzentrum im
Berichtszeitraum gewährt hat, um die auf Grund des Vertrags
über das Verbot von Kernwaffen in Lateinamerika und der Ka-
ribik (Tlatelolco-Vertrag)217 geschaffene kernwaffenfreie Zo-
ne zu stärken, die Ratifikation und Durchführung der beste-
henden multilateralen Übereinkünfte im Zusammenhang mit
Massenvernichtungswaffen voranzubringen und dabei behilf-
lich zu sein sowie Projekte auf dem Gebiet der Friedens- und
Abrüstungserziehung zu fördern,

eingedenk der wichtigen Rolle, die das Regionalzentrum
bei der Förderung vertrauensbildender Maßnahmen, der Rü-
stungskontrolle und -begrenzung, der Abrüstung und der Ent-
wicklung auf regionaler Ebene spielen kann,

sowie eingedenk der Bedeutung, die der Information, der
Forschung, der Erziehung und der Ausbildung für Frieden,
Abrüstung und Entwicklung zukommt, wenn es darum geht,
zwischen den Staaten Verständigung und Zusammenarbeit
herbeizuführen,

in der Erwägung, dass es notwendig ist, den drei Regio-
nalzentren der Vereinten Nationen für Frieden und Abrüstung
ausreichende finanzielle Mittel sowie die nötige Kooperation
für die Planung und Durchführung ihrer Aktivitätenprogram-
me zu gewähren,

1. bekundet erneut ihre nachdrückliche Unterstützung
für die Rolle, die das Regionalzentrum der Vereinten Nationen
für Frieden, Abrüstung und Entwicklung in Lateinamerika und
in der Karibik bei der Förderung der Aktivitäten der Vereinten
Nationen auf regionaler Ebene zur Stärkung des Friedens, der
Stabilität, der Sicherheit und der Entwicklung bei seinen Mit-
gliedstaaten spielt;

2. bringt ihre Befriedigung darüber zum Ausdruck, dass
das Regionalzentrum im vergangenen Jahr das breite Spek-

trum seiner Aktivitäten auf dem Gebiet des Friedens, der Ab-
rüstung und der Entwicklung ausgeweitet hat, beglückwünscht
es dazu und ersucht es, die von den Ländern der Region vor-
zulegenden Vorschläge zur Förderung vertrauensbildender
Maßnahmen, der Rüstungskontrolle und -begrenzung, der
Transparenz, der Abrüstung und der Entwicklung auf regiona-
ler Ebene zu berücksichtigen;

3. dankt für die politische Unterstützung und die finan-
ziellen Beiträge, die das Regionalzentrum erhielt und die für
seinen Fortbestand unabdingbar sind;

4. bittet alle Staaten der Region, sich weiter an den Ak-
tivitäten des Regionalzentrums zu beteiligen, Punkte zur Auf-
nahme in sein Programm vorzuschlagen und dabei von den
Möglichkeiten des Zentrums stärkeren und besseren Gebrauch
zu machen, um die Herausforderungen zu bewältigen, mit de-
nen die internationale Gemeinschaft derzeit konfrontiert ist,
damit die Ziele der Charta der Vereinten Nationen im Hinblick
auf Frieden, Abrüstung und Entwicklung verwirklicht werden;

5. erkennt an, dass dem Regionalzentrum eine wichtige
Rolle bei der Förderung und Entwicklung der regionalen In-
itiativen zukommt, die die Länder Lateinamerikas und der Ka-
ribik in Bezug auf Massenvernichtungswaffen, insbesondere
Kernwaffen, konventionelle Waffen, einschließlich Kleinwaf-
fen und leichter Waffen, sowie den Zusammenhang zwischen
Abrüstung und Entwicklung vereinbart haben;

6. legt dem Regionalzentrum nahe, die Aktivitäten auf
dem wichtigen Gebiet der Abrüstung und der Entwicklung
weiter auszubauen;

7. hebt die Schlussfolgerung im Bericht des Generalse-
kretärs hervor, dass das Regionalzentrum durch seine Aktivi-
täten seine Rolle als tragfähiger regionaler Akteur unter Be-
weis gestellt hat, der den Staaten in der Region dabei behilflich
ist, die Sache des Friedens, der Abrüstung und der Entwick-
lung in Lateinamerika und der Karibik voranzubringen218;

8. appelliert an die Mitgliedstaaten, insbesondere die-
jenigen in der lateinamerikanischen und karibischen Region,
sowie an die internationalen staatlichen und nichtstaatlichen
Organisationen und Stiftungen, freiwillige Beiträge zur Stär-
kung des Regionalzentrums, seines Aktivitätenprogramms
und dessen Durchführung zu entrichten beziehungsweise die-
se Beiträge zu erhöhen;

9. ersucht den Generalsekretär, dem Regionalzentrum
im Rahmen der vorhandenen Mittel jede erforderliche Unter-
stützung zu gewähren, damit es sein Aktivitätenprogramm
mandatsgemäß durchführen kann;

10. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die
Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten;

11. beschließt, den Punkt "Regionalzentrum der Verein-
ten Nationen für Frieden, Abrüstung und Entwicklung in La-
teinamerika und in der Karibik" in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

216 Siehe A/59/119.
217 United Nations, Treaty Series, Vol. 634, Nr. 9068. 218 Siehe A/60/132, Ziff. 54.
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RESOLUTION 60/85

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/464, Ziff. 22)219.

60/85. Regionalzentrum der Vereinten Nationen für
Frieden und Abrüstung in Asien und im Pazifik

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 42/39 D vom 30. No-
vember 1987 und 44/117 F vom 15. Dezember 1989, mit de-
nen sie das Regionalzentrum der Vereinten Nationen für Frie-
den und Abrüstung in Asien mit Sitz in Katmandu einrichtete
und es in "Regionalzentrum der Vereinten Nationen für Frie-
den und Abrüstung in Asien und im Pazifik" umbenannte, des-
sen Mandat darin besteht, Mitgliedstaaten der asiatisch-pazi-
fischen Region auf Ersuchen bei Initiativen und anderen ein-
vernehmlich vereinbarten Aktivitäten zur Durchführung von
Maßnahmen im Dienste des Friedens und der Abrüstung durch
die entsprechende Verwendung der verfügbaren Ressourcen
fachliche Unterstützung zu gewähren,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekre-
tärs220, in dem er seine Überzeugung bekundet, dass das Man-
dat des Regionalzentrums weiterhin gültig ist und dass das
Zentrum nach wie vor ein nützliches Instrument zur Förderung
eines Klimas der Zusammenarbeit im Dienste des Friedens
und der Abrüstung in der Region ist,

feststellend, dass die Aufgabe des Regionalzentrums, die
darin besteht, den Mitgliedstaaten bei der Auseinandersetzung
mit den in der Region neu auftretenden Problemen der Sicher-
heit und der Abrüstung behilflich zu sein, durch die Entwick-
lungen in der Zeit nach dem Kalten Krieg stärker in den Vor-
dergrund getreten ist,

in Würdigung der nutzbringenden Tätigkeit des Regional-
zentrums bei der Anregung eines regionalen und subregiona-
len Dialogs mit dem Ziel verstärkter Offenheit, Transparenz
und Vertrauensbildung sowie der Förderung der Abrüstung
und der Sicherheit durch die Veranstaltung regionaler Tagun-
gen, was in der asiatisch-pazifischen Region inzwischen all-
gemein als "Katmandu-Prozess" bekannt ist,

mit dem Ausdruck ihres Dankes an das Regionalzentrum
für die Ausrichtung der Tagungen und Konferenzen in der Re-
gion, die vom 26. bis 29. Juli 2004 in Sapporo (Japan), vom
18. bis 20. August 2004 in Nadi (Fidschi), vom 6. bis 8. De-
zember 2004 auf der Insel Jeju (Republik Korea), vom 19. bis
21. April 2005 in Beijing und am 13. und 14. Juni 2005 in Ka-
nazawa (Japan) stattfanden,

die Anregung begrüßend, dass ein Aus- und Fortbildungs-
programm für Frieden und Abrüstung in Asien und im Pazifik
für junge Menschen unterschiedlichen Hintergrunds einge-
richtet werden könnte, das aus freiwilligen Beiträgen zu finan-
zieren wäre,

in Anbetracht der wichtigen Rolle, die das Regionalzen-
trum bei der Unterstützung regionalspezifischer Initiativen
von Mitgliedstaaten innehat, namentlich seine fortgesetzte
Unterstützung bei der Ausarbeitung der endgültigen Fassung
eines Vertrags zur Schaffung einer kernwaffenfreien Zone in
Zentralasien sowie betreffend die internationale Sicherheit
und den kernwaffenfreien Status der Mongolei, 

unter besonderer Würdigung der allgemeinen Unterstüt-
zung, die Nepal als Sitzstaat des Regionalzentrums geleistet
hat,

1. bekräftigt ihre nachdrückliche Unterstützung für die
anstehende Tätigkeit und die weitere Stärkung des Regional-
zentrums der Vereinten Nationen für Frieden und Abrüstung
in Asien und im Pazifik;

2. unterstreicht die Bedeutung des Katmandu-Prozes-
ses als eines wirksamen Mittels für den Aufbau der Praxis ei-
nes gesamtregionalen Sicherheits- und Abrüstungsdialogs;

3. dankt für die politische Unterstützung und die frei-
willigen finanziellen Beiträge, die das Regionalzentrum wei-
terhin erhält und die für seinen Fortbestand unabdingbar sind;

4. appelliert an die Mitgliedstaaten, insbesondere die-
jenigen in der asiatisch-pazifischen Region, sowie an die in-
ternationalen staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen
und Stiftungen, freiwillige Beiträge, die einzige Mittelquelle
des Regionalzentrums, zur Stärkung des Aktivitätenpro-
gramms des Zentrums und zu dessen Durchführung zu entrich-
ten;

5. ersucht den Generalsekretär, unter Hinweis auf Zif-
fer 6 der Resolution 49/76 D der Generalversammlung vom
15. Dezember 1994, dem Regionalzentrum im Rahmen der
vorhandenen Mittel jede erforderliche Unterstützung bei der
Durchführung seines Aktivitätenprogramms zu gewähren;

6. fordert den Generalsekretär nachdrücklich auf, si-
cherzustellen, dass das Regionalzentrum seinen Betrieb in
Katmandu innerhalb von sechs Monaten nach Unterzeichnung
des Gaststaatabkommens aufnehmen und wirksam tätig sein
kann;

7. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten;

8. beschließt, den Punkt "Regionalzentrum der Verein-
ten Nationen für Frieden und Abrüstung in Asien und im Pa-
zifik" in die vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten
Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/86

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/464, Ziff. 22)221.

219 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Australien, Bangladesch, Bhutan,
Brunei Darussalam, China, Demokratische Volksrepublik Korea, Fi-
dschi, Indien, Indonesien, Japan, Kambodscha, Kasachstan, Kirgisistan,
Laotische Volksdemokratische Republik, Malaysia, Malediven, Mongo-
lei, Myanmar, Nauru, Nepal, Neuseeland, Pakistan, Salomonen, Samoa,
Sri Lanka, Thailand, Timor-Leste und Vietnam.
220 A/60/152.
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60/86. Regionalzentrum der Vereinten Nationen für
Frieden und Abrüstung in Afrika

Die Generalversammlung,

eingedenk der Bestimmungen des Artikels 11 Absatz 1 der
Charta der Vereinten Nationen, wonach eine der Aufgaben der
Generalversammlung darin besteht, sich mit den allgemeinen
Grundsätzen der Zusammenarbeit zur Wahrung des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit, einschließlich der
Grundsätze für die Abrüstung und die Rüstungsbegrenzung,
zu befassen,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 40/151 G vom 16. De-
zember 1985, 41/60 D vom 3. Dezember 1986, 42/39 J vom
30. November 1987 und 43/76 D vom 7. Dezember 1988 über
das Regionalzentrum der Vereinten Nationen für Frieden und
Abrüstung in Afrika sowie ihre Resolutionen 46/36 F vom
6. Dezember 1991 und 47/52 G vom 9. Dezember 1992 über
regionale Abrüstung, einschließlich vertrauensbildender Maß-
nahmen,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 48/76 E vom
16. Dezember 1993, 49/76 D vom 15. Dezember 1994,
50/71 C vom 12. Dezember 1995, 51/46 E vom 10. Dezember
1996, 52/220 vom 22. Dezember 1997, 53/78 C vom 4. De-
zember 1998, 54/55 B vom 1. Dezember 1999, 55/34 D vom
20. November 2000, 56/25 D vom 29. November 2001, 57/91
vom 22. November 2002, 58/61 vom 8. Dezember 2003 und
59/101 vom 3. Dezember 2004,

im Bewusstsein der wichtigen Rolle, die das Regionalzen-
trum dabei spielen kann, vertrauensbildende und Rüstungsbe-
grenzungsmaßnahmen auf regionaler Ebene zu fördern und so
zum Fortschritt auf dem Gebiet der nachhaltigen Entwicklung
beizutragen,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekre-
tärs222, in dem festgestellt wurde, dass das Regionalzentrum
sein Mandat nach wie vor unter äußerst schwierigen finanzi-
ellen und operativen Bedingungen erfüllt,

besorgt darüber, dass die Tätigkeiten und die Personalaus-
stattung des Regionalzentrums angesichts der beschränkten
ihm zur Verfügung stehenden Mittel reduziert wurden, 

zutiefst besorgt darüber, dass die Zukunft des Regionalzen-
trums, wie im Bericht des Generalsekretärs festgestellt, ange-
sichts des Fehlens einer zuverlässigen Finanzierungsquelle,
die die Fortdauer seiner Tätigkeit sicherstellen würde, düster
aussieht,

eingedenk der Anstrengungen, die unternommen werden,
um die erforderlichen Mittel für die Betriebskosten des Regio-
nalzentrums zu mobilisieren,

sich dessen bewusst, dass es geboten ist, das Mandat und
die Programme des Regionalzentrums im Lichte der Entwick-

lungen, die sich seit seiner Einrichtung auf dem Gebiet des
Friedens und der Sicherheit in Afrika vollzogen haben, zu
überprüfen,

unter Berücksichtigung dessen, dass zur Steigerung der
Wirksamkeit eine enge Zusammenarbeit zwischen dem Re-
gionalzentrum und dem Friedens- und Sicherheitsrat der Afri-
kanischen Union, insbesondere seinen Institutionen auf dem
Gebiet des Friedens, der Abrüstung und der Sicherheit, sowie
mit den zuständigen Organen und Programmen der Vereinten
Nationen in Afrika hergestellt werden muss,

1. ersucht den Generalsekretär, im Rahmen der vorhan-
denen Mittel einen Konsultationsmechanismus der interessier-
ten Staaten, insbesondere afrikanischer Staaten, zur Frage der
Neugliederung des Regionalzentrums der Vereinten Nationen
für Frieden und Abrüstung in Afrika einzurichten und der Ge-
neralversammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung dar-
über Bericht zu erstatten;

2. appelliert erneut an alle Staaten sowie an die inter-
nationalen staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen
und Stiftungen, freiwillige Beiträge zu leisten, damit die Pro-
gramme und Aktivitäten des Regionalzentrums gestärkt wer-
den und ihre Durchführung erleichtert wird;

3. ersucht den Generalsekretär, dem Regionalzentrum
auch weiterhin die erforderliche Unterstützung zu gewähren,
damit es bessere Leistungen und Ergebnisse erzielen kann;

4. ersucht den Generalsekretär außerdem, eine enge Zu-
sammenarbeit zwischen dem Regionalzentrum und der Afri-
kanischen Union, insbesondere auf dem Gebiet des Friedens,
der Sicherheit und der Entwicklung, zu erleichtern und auch
künftig Hilfe zur Stabilisierung der Finanzlage des Zentrums
zu gewähren;

5. ruft insbesondere das Regionalzentrum auf, in Zu-
sammenarbeit mit der Afrikanischen Union, regionalen und
subregionalen Organisationen sowie den afrikanischen Staa-
ten Maßnahmen zu ergreifen, um die konsequente Durchfüh-
rung des Aktionsprogramms zur Verhütung, Bekämpfung und
Beseitigung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und
leichten Waffen unter allen Aspekten223 zu fördern;

6. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten;

7. beschließt, den Punkt "Regionalzentrum der Verein-
ten Nationen für Frieden und Abrüstung in Afrika" in die vor-
läufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzu-
nehmen.

RESOLUTION 60/87

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/464, Ziff. 22)224.

221 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Nigeria (im Namen der Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der afrikanischen Staaten
sind).
222 A/60/153.

223 Siehe Report of the United Nations Conference on the Illicit Trade in
Small Arms and Light Weapons in All Its Aspects, New York, 9-20 July
2001 (A/CONF.192/15), Kap. IV, Ziff. 24. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/ac192-15.pdf.
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60/87. Regionale vertrauensbildende Maßnahmen: Ak-
tivitäten des Ständigen beratenden Ausschusses
der Vereinten Nationen für Sicherheitsfragen in
Zentralafrika

Die Generalversammlung,

eingedenk der Ziele und Grundsätze der Vereinten Natio-
nen und ihrer Hauptverantwortung für die Wahrung des Welt-
friedens und der internationalen Sicherheit im Einklang mit
der Charta der Vereinten Nationen,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 43/78 H und 43/85
vom 7. Dezember 1988, 44/21 vom 15. November 1989,
45/58 M vom 4. Dezember 1990, 46/37 B vom 6. Dezember
1991, 47/53 F vom 15. Dezember 1992, 48/76 A vom 16. De-
zember 1993, 49/76 C vom 15. Dezember 1994, 50/71 B vom
12. Dezember 1995, 51/46 C vom 10. Dezember 1996,
52/39 B vom 9. Dezember 1997, 53/78 A vom 4. Dezember
1998, 54/55 A vom 1. Dezember 1999, 55/34 B vom 20. No-
vember 2000, 56/25 A vom 29. November 2001, 57/88 vom
22. November 2002, 58/65 vom 8. Dezember 2003 und 59/96
vom 3. Dezember 2004,

in Anbetracht dessen, dass vertrauensbildende Maßnah-
men, die auf Initiative und unter Mitwirkung aller betroffenen
Staaten sowie unter Berücksichtigung der besonderen Merk-
male der jeweiligen Region ergriffen werden, insofern wichtig
und wirksam sind, als sie zur regionalen Stabilität, zum Welt-
frieden und zur internationalen Sicherheit beitragen können,

davon überzeugt, dass die durch die Abrüstung, einschließ-
lich der regionalen Abrüstung, freigesetzten Ressourcen für
die wirtschaftliche und soziale Entwicklung und für den
Schutz der Umwelt zum Nutzen aller Völker, insbesondere der
Völker der Entwicklungsländer, verwendet werden können,

unter Hinweis auf die auf ihrer zehnten Sondertagung, der
ersten Sondertagung über Abrüstung, verabschiedeten Leitli-
nien für die allgemeine und vollständige Abrüstung,

davon überzeugt, dass die Entwicklung nur in einem Klima
des Friedens, der Sicherheit und des gegenseitigen Vertrauens
innerhalb der Staaten und zwischen ihnen verwirklicht werden
kann,

eingedenk dessen, dass der Generalsekretär am 28. Mai
1992 den Ständigen beratenden Ausschuss der Vereinten Na-
tionen für Sicherheitsfragen in Zentralafrika eingesetzt hat,
dessen Aufgabe darin besteht, die Rüstungsbegrenzung, die
Abrüstung, die Nichtverbreitung und die Entwicklung in die-
ser Subregion zu fördern,

unter Hinweis auf die Erklärung von Brazzaville über Zu-
sammenarbeit für Frieden und Sicherheit in Zentralafrika225,
die Erklärung von Bata zur Förderung einer dauerhaften De-
mokratie, eines dauerhaften Friedens und einer dauerhaften

Entwicklung in Zentralafrika226 und die Erklärung von Jaunde
über Frieden, Sicherheit und Stabilität in Zentralafrika227,

eingedenk der Resolutionen 1196 (1998) und 1197 (1998),
die der Sicherheitsrat nach seiner Behandlung des Berichts des
Generalsekretärs über Konfliktursachen und die Förderung
dauerhaften Friedens und einer nachhaltigen Entwicklung in
Afrika228 am 16. beziehungsweise 18. September 1998 verab-
schiedete,

betonend, dass die Konfliktverhütungs- und Friedenssi-
cherungskapazität Afrikas gestärkt werden muss,

unter Hinweis auf den auf der vierten Ministertagung des
Ständigen beratenden Ausschusses gefassten Beschluss zu
Gunsten der Einrichtung eines subregionalen Zentrums für
Menschenrechte und Demokratie in Zentralafrika in Jaunde
unter dem Dach des Amtes des Hohen Kommissars der Ver-
einten Nationen für Menschenrechte,

mit Befriedigung Kenntnis nehmend von den Anstrengun-
gen, die die Mitgliedstaaten der Wirtschaftsgemeinschaft der
zentralafrikanischen Staaten unternehmen, um den Frieden
und die Sicherheit in ihrer Subregion zu fördern, einschließlich
des Besuchs des Präsidenten der Republik Kongo und derzei-
tigen Vorsitzenden der Wirtschaftsgemeinschaft der zentral-
afrikanischen Staaten in Kinshasa am 24. Juni 2005 sowie des
Vierparteien-Gipfels der Staatschefs Angolas, der Demokrati-
schen Republik Kongo, Gabuns und Kongos, der am 16. Juli
2005 in Kinshasa im Rahmen des Mandats stattfand, das dem
derzeitigen Vorsitzenden auf der zwölften Tagung der Konfe-
renz der Staats- und Regierungschefs der Wirtschaftsgemein-
schaft der zentralafrikanischen Staaten übertragen wurde,

sowie mit Befriedigung Kenntnis nehmend von der Verbes-
serung der Lage zwischen der Demokratischen Republik Kon-
go und Ruanda, insbesondere den ermutigenden Ergebnissen,
die auf den Treffen der von der Demokratischen Republik
Kongo, Ruanda und Uganda gebildeten Dreierkommission zu
Fragen der Sicherheit in diesem Teil der Region der Großen
Seen erzielt wurden,

Kenntnis nehmend von dem erfolgreichen Abschluss der
Wahlprozesse in der Zentralafrikanischen Republik und in Bu-
rundi,

anerkennend, wie wichtig Entwaffnungs-, Demobilisie-
rungs- und Wiedereingliederungsprogramme sind, wenn es
darum geht, den Frieden, die politische Stabilität und den Wie-
deraufbau zu stärken, insbesondere in Postkonfliktsituationen,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über regionale vertrauensbildende Maßnahmen, der sich
mit den Aktivitäten des Ständigen beratenden Ausschusses der
Vereinten Nationen für Sicherheitsfragen in Zentralafrika seit
der Verabschiedung der Resolution 59/96 der Generalver-
sammlung befasst229;

224 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Angola, Burundi, Gabun, Kamerun, Kongo,
Tschad und Zentralafrikanische Republik.
225 A/50/474, Anhang I. 

226 A/53/258-S/1998/763, Anlage II, Anhang I.
227 A/53/868-S/1999/303, Anlage II.
228 A/52/871-S/1998/318.
229 A/60/166.
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2. bekräftigt ihre Unterstützung für die Bemühungen
um die Förderung vertrauensbildender Maßnahmen auf regio-
naler und subregionaler Ebene, mit dem Ziel, Spannungen und
Konflikte in Zentralafrika abzubauen und den Frieden, die Sta-
bilität und die nachhaltige Entwicklung in der Subregion auf
Dauer zu fördern; 

3. legt den Mitgliedstaaten der Wirtschaftsgemein-
schaft der zentralafrikanischen Staaten nahe, ihre Anstrengun-
gen zur Förderung des Friedens und der Sicherheit in ihrer
Subregion fortzusetzen;

4. legt der Demokratischen Republik Kongo und Ruan-
da nahe, ihre Anstrengungen zur Stärkung ihrer bilateralen Be-
ziehungen fortzusetzen;

5. appelliert mit Nachdruck an die internationale Ge-
meinschaft, jede erforderliche Unterstützung für den reibungs-
losen Ablauf des derzeit in der Demokratischen Republik Kon-
go vonstatten gehenden Wahlprozesses zu gewähren; 

6. appelliert an die internationale Gemeinschaft, die be-
treffenden Staaten bei ihren Anstrengungen zur Durchführung
von Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und Wiedereingliede-
rungsprogrammen zu unterstützen;

7. bekräftigt erneut ihre Unterstützung für das Arbeits-
programm des Ständigen beratenden Ausschusses, das auf der
vom 27. bis 31. Juli 1992 in Jaunde abgehaltenen Organisa-
tionstagung des Ausschusses verabschiedet wurde;

8. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von den Fortschrit-
ten, die der Ständige beratende Ausschuss bei der Durchfüh-
rung seines Arbeitsprogramms für den Zeitraum 2004-2005
erzielt hat230;

9. betont, wie wichtig es ist, den Mitgliedstaaten des
Ständigen beratenden Ausschusses die unerlässliche Unter-
stützung zu gewähren, die sie benötigen, um das von ihnen auf
ihren Ministertagungen verabschiedete gesamte Aktivitäten-
programm durchzuführen;

10. begrüßt es, dass die am 25. Februar 1999 in Jaunde
abgehaltene Konferenz der Staats- und Regierungschefs der
Mitgliedstaaten der Wirtschaftsgemeinschaft der zentralafri-
kanischen Staaten einen Mechanismus zur Förderung, Wah-
rung und Konsolidierung des Friedens und der Sicherheit in
Zentralafrika geschaffen hat, der die Bezeichnung "Rat für
Frieden und Sicherheit in Zentralafrika" führt, und ersucht den
Generalsekretär, seine volle Unterstützung zu gewähren, da-
mit dieser wichtige Mechanismus seine Wirksamkeit effektiv
entfalten kann;

11. betont die Notwendigkeit, den Frühwarnmechanis-
mus in Zentralafrika funktionsfähig zu machen, damit er ei-
nerseits als ein Instrument zur Analyse und Überwachung der
politischen Lage in den Mitgliedstaaten des Ständigen bera-
tenden Ausschusses dienen kann, mit dem Ziel, den Ausbruch
künftiger bewaffneter Konflikte zu verhindern, und anderer-
seits als ein Fachorgan, mit dessen Hilfe die Mitgliedstaaten
das Arbeitsprogramm des Ausschusses durchführen werden,

das auf seiner 1992 in Jaunde abgehaltenen Organisationsta-
gung verabschiedet wurde, und ersucht den Generalsekretär,
ihm die Unterstützung zu gewähren, die er benötigt, damit er
seine Tätigkeit ordnungsgemäß durchführen kann;

12. ersucht den Generalsekretär und die Hohe Kommis-
sarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte, auch wei-
terhin ihre volle Unterstützung für den ordnungsgemäßen Be-
trieb des Subregionalen Zentrums für Menschenrechte und
Demokratie in Zentralafrika zu gewähren;

13. ersucht den Generalsekretär, im Einklang mit Reso-
lution 1197 (1998) des Sicherheitsrats den Mitgliedstaaten des
Ständigen beratenden Ausschusses die notwendige Unterstüt-
zung dabei zu gewähren, den Rat für Frieden und Sicherheit
in Zentralafrika und den Frühwarnmechanismus einsatzfähig
zu machen und ihren reibungslosen Betrieb zu gewährleisten;

14. ersucht den Generalsekretär außerdem, die Schaf-
fung eines Netzes von Parlamentariern zu unterstützen, mit
dem Ziel der Einrichtung eines subregionalen Parlaments in
Zentralafrika;

15. ersucht den Generalsekretär und den Hohen Flücht-
lingskommissar der Vereinten Nationen, den Ländern Zentral-
afrikas auch weiterhin vermehrte Hilfe zu gewähren, damit sie
die Probleme der Flüchtlinge und Vertriebenen in ihrem je-
weiligen Hoheitsgebiet bewältigen können;

16. dankt dem Generalsekretär für die Schaffung des
Treuhandfonds für den Ständigen beratenden Ausschuss der
Vereinten Nationen für Sicherheitsfragen in Zentralafrika;

17. appelliert an die Mitgliedstaaten sowie an die staat-
lichen und nichtstaatlichen Organisationen, zusätzliche frei-
willige Beiträge an den Treuhandfonds zu entrichten, damit
das Arbeitsprogramm des Ständigen beratenden Ausschusses
durchgeführt werden kann;

18. dankt dem Generalsekretär dafür, dass er vom 8. bis
22. Juni 2003 eine multidisziplinäre Mission entsandt hat, mit
dem Auftrag, die vorrangigen Bedürfnisse der Region und die
Probleme zu ermitteln, mit denen sie auf den Gebieten Frieden,
Sicherheit, wirtschaftliche Entwicklung, Menschenrechte,
HIV/Aids und humanitäre Angelegenheiten konfrontiert ist;

19. ersucht den Generalsekretär, den Mitgliedstaaten des
Ständigen beratenden Ausschusses auch weiterhin Unterstüt-
zung zu gewähren, damit sie ihre Bemühungen fortsetzen kön-
nen;

20. fordert den Generalsekretär auf, der Generalver-
sammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht
über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen;

21. beschließt, den Punkt "Regionale vertrauensbildende
Maßnahmen: Aktivitäten des Ständigen beratenden Ausschus-
ses der Vereinten Nationen für Sicherheitsfragen in Zentral-
afrika" in die vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzig-
sten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/88

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 111 Stimmen bei 49 Gegenstimmen und 13 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/464, Ziff. 22)231:230 Siehe A/59/769-S/2005/212, Anlage.
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Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äthio-
pien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belize, Benin, Bhutan, Bolivi-
en, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China,
Costa Rica, Côte d'Ivoire, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica, Domi-
nikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gabun,
Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indone-
sien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha,
Kamerun, Kap Verde, Katar, Kenia, Kolumbien, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische
Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Mau-
retanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Ni-
caragua, Niger, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen,
Sambia, Samoa, Saudi-Arabien, Senegal, Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri
Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname,
Syrische Arabische Republik, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und
Tobago, Tunesien, Turkmenistan, Uruguay, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische
Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam,
Zentralafrikanische Republik.

Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowi-
na, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Ma-
zedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island,
Israel, Italien, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg,
Malta, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Neusee-
land, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Portugal, Rumänien,
San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Sloweni-
en, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ungarn, Vereinigtes Königreich
Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

Enthaltungen: Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Belarus, Japan, Ka-
sachstan, Kirgisistan, Republik Korea, Republik Moldau, Russische Föderation,
Tadschikistan, Ukraine, Usbekistan.

60/88. Übereinkommen über das Verbot des Einsatzes
von Kernwaffen

Die Generalversammlung,

davon überzeugt, dass der Einsatz von Kernwaffen die
größte Gefahr für das Überleben der Menschheit darstellt,

eingedenk des Gutachtens des Internationalen Gerichts-
hofs vom 8. Juli 1996 betreffend die Rechtmäßigkeit der Dro-
hung mit oder des Einsatzes von Kernwaffen232,

davon überzeugt, dass ein multilaterales, universales und
bindendes Übereinkommen über das Verbot des Einsatzes
oder der Androhung des Einsatzes von Kernwaffen zur Besei-
tigung der nuklearen Bedrohung und zur Schaffung eines ge-
eigneten Klimas für Verhandlungen beitragen würde, die zur
letztlichen Beseitigung der Kernwaffen führen und so den
Weltfrieden und die internationale Sicherheit stärken würden,

sich dessen bewusst, dass einige Maßnahmen der Russi-
schen Föderation und der Vereinigten Staaten von Amerika
zur Reduzierung ihrer Kernwaffenbestände sowie zur Verbes-

serung des internationalen Klimas zu dem Ziel der vollständi-
gen Beseitigung der Kernwaffen beitragen können,

unter Hinweis darauf, dass es in Ziffer 58 des Schlussdo-
kuments der zehnten Sondertagung der Generalversamm-
lung233 heißt, alle Staaten sollten aktiv an den Bemühungen
teilhaben, in den internationalen Beziehungen zwischen den
Staaten Bedingungen zu schaffen, unter denen ein Kodex des
friedlichen Verhaltens der Staaten in internationalen Angele-
genheiten vereinbart werden könnte und die den Einsatz oder
die Androhung des Einsatzes von Kernwaffen ausschließen
würden,

bekräftigend, dass jeder Einsatz von Kernwaffen eine Ver-
letzung der Charta der Vereinten Nationen und ein Verbrechen
gegen die Menschlichkeit wäre, wie sie in ihren Resolutionen
1653 (XVI) vom 24. November 1961, 33/71 B vom 14. De-
zember 1978, 34/83 G vom 11. Dezember 1979, 35/152 D
vom 12. Dezember 1980 und 36/92 I vom 9. Dezember 1981
erklärt hat,

entschlossen, ein internationales Übereinkommen über das
Verbot der Entwicklung, der Herstellung, der Lagerung und
des Einsatzes von Kernwaffen mit dem Ziel ihrer letztlichen
Vernichtung herbeizuführen,

betonend, dass ein internationales Übereinkommen über
das Verbot des Einsatzes von Kernwaffen ein bedeutsamer
Schritt im Rahmen eines Stufenprogramms zur vollständigen
Beseitigung von Kernwaffen innerhalb einer festgelegten Frist
wäre,

mit Bedauern feststellend, dass die Abrüstungskonferenz
auf ihrer Tagung 2005 nicht in der Lage war, die in der Reso-
lution 59/102 der Generalversammlung vom 3. Dezember
2004 verlangten Verhandlungen über diese Frage zu führen,

1. wiederholt ihr Ersuchen an die Abrüstungskonfe-
renz, Verhandlungen aufzunehmen, um Einigung über ein in-
ternationales Übereinkommen über das Verbot des Einsatzes
oder der Androhung des Einsatzes von Kernwaffen unter allen
Umständen zu erzielen;

2. ersucht die Abrüstungskonferenz, der Generalver-
sammlung über die Ergebnisse dieser Verhandlungen Bericht
zu erstatten.

RESOLUTION 60/89

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/465, Ziff. 12)234.

60/89. Fünfundzwanzigster Jahrestag des Instituts der
Vereinten Nationen für Abrüstungsforschung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 34/83 M vom 11. De-
zember 1979, in der sie den Generalsekretär darum ersuchte,
auf der Grundlage der Empfehlungen in dem Bericht des Ge-
neralsekretärs235 das Institut der Vereinten Nationen für Abrü-
stungsforschung zu gründen, 

231 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Bangladesch, Bhutan, Botsuana, Bru-
nei Darussalam, Burkina Faso, Demokratische Volksrepublik Korea,
Ecuador, Fidschi, Ghana, Haiti, Indien, Indonesien, Iran (Islamische Re-
publik), Jordanien, Kambodscha, Kenia, Kolumbien, Kongo, Kuba, Lao-
tische Volksdemokratische Republik, Libysch-Arabische Dschamahirija,
Madagaskar, Malaysia, Mauritius, Myanmar, Nepal, Sambia, Simbabwe,
Sudan und Vietnam.
232 A/51/218, Anhang; siehe auch Legality of the Threat or Use of Nuclear
Weapons, Advisory Opinion, I.C.J. Reports 1996, S. 226. 233 Siehe Resolution S-10/2.
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unter erneutem Hinweis auf ihre Resolution 39/148 H vom
17. Dezember 1984, in der sie die Satzung des Instituts billigte,
die Regierungen erneut bat, die Entrichtung freiwilliger Bei-
träge an das Institut zu erwägen, und den Generalsekretär er-
suchte, das Institut auch künftig administrativ und auf andere
Weise zu unterstützen,

unter Hinweis auf ihre Resolution 45/62 G vom 4. Dezem-
ber 1990 über den zehnten Jahrestag des Instituts und ihre Re-
solution 55/35 A vom 20. November 2000 über den zwanzig-
sten Jahrestag des Instituts,

in der Erwägung, dass die internationale Gemeinschaft
weiter Zugang zu unabhängigen und eingehenden For-
schungsarbeiten über Sicherheitsfragen und über die Aussich-
ten für die Abrüstung und die Nichtverbreitung haben muss,

unterstreichend, dass das Institut einen besonders maßgeb-
lichen Beitrag zu den Überlegungen und Analysen zu Fragen
der internationalen Sicherheit im aktuellen Kontext leistet, 

Kenntnis nehmend von dem Prüfungsbericht des Amtes für
interne Aufsichtsdienste über das Institut, in dem die Wirkung
der Arbeit des Instituts positiv bewertet und dem Institut emp-
fohlen wird, sich um ausreichende Finanzmittel aus dem or-
dentlichen Haushalt zu bemühen, um die Kosten für sein Kern-
personal besser decken zu können, und im Benehmen mit sei-
nem Kuratorium konkrete Stellen für die Kernaufgaben des In-
stituts zu schaffen, 

sowie Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalse-
kretärs über die Tätigkeit des Beirats für Abrüstungsfragen236,
in dem der Beirat nach Behandlung des Prüfungsberichts des
Amtes für interne Aufsichtsdienste empfahl, die Kosten für
das Kernpersonal des Instituts aus dem ordentlichen Haushalt
der Vereinten Nationen zu finanzieren,

1. begrüßt den fünfundzwanzigsten Jahrestag der Grün-
dung des Instituts der Vereinten Nationen für Abrüstungsfor-
schung;

2. anerkennt die Wichtigkeit, die Aktualität und die ho-
he Qualität der Arbeit des Instituts;

3. gibt erneut ihrer Überzeugung Ausdruck, dass das In-
stitut auch weiterhin unabhängige Forschungsarbeiten über
abrüstungs- und sicherheitsbezogene Probleme sowie spezia-

lisierte Forschungsarbeiten durchführen sollte, die einen ho-
hen Grad an Fachwissen erfordern;

4. appelliert an alle Mitgliedstaaten, auch weiterhin fi-
nanzielle Beiträge an das Institut zu entrichten, um seine Le-
bensfähigkeit und die Qualität seiner Arbeit auf lange Sicht si-
cherzustellen;

5. empfiehlt dem Generalsekretär, die einschlägigen
Empfehlungen des Amtes für interne Aufsichtsdienste und die
Beschlüsse des Kuratoriums des Instituts umzusetzen und
auch weiterhin zu sondieren, wie die Finanzierung des Instituts
im Rahmen der vorhandenen Mittel aufgestockt werden kann.

RESOLUTION 60/90

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/465, Ziff. 12)237.

60/90. Bericht der Abrüstungskonferenz

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts der Abrüstungskonfe-
renz238,

in der Überzeugung, dass der Abrüstungskonferenz als
dem einzigen Forum der internationalen Gemeinschaft für
multilaterale Abrüstungsverhandlungen bei den Sachverhand-
lungen über vorrangige Abrüstungsfragen die zentrale Rolle
zukommt,

anerkennend, dass multilaterale Verhandlungen mit dem
Ziel geführt werden müssen, Einvernehmen über konkrete
Themen zu erzielen,

in dieser Hinsicht unter Hinweis darauf, dass sich die Kon-
ferenz mit einer Reihe dringender und wichtiger Verhand-
lungsthemen befasst,

Kenntnis nehmend von den regen Erörterungen über das
Arbeitsprogramm, die auf der Tagung der Konferenz im Jahr
2005 stattfanden, wie aus dem Bericht und dem Protokoll der
Plenarsitzungen hervorgeht,

sowie Kenntnis nehmend von den wichtigen Beiträgen, die
auf der Tagung von 2005 geleistet wurden, um sachbezogene
Erörterungen über die Gegenstände auf der Tagesordnung zu
fördern, wie auch von den zu anderen Themen abgehaltenen
Erörterungen, die für das derzeitige internationale Sicherheits-
umfeld ebenso von Interesse sein könnten,

betonend, dass die Konferenz zu Beginn ihrer Tagung im
Jahr 2006 dringend ihre Sacharbeit aufnehmen muss,

anerkennend, dass die Reden der Außenminister die Un-
terstützung für die Bemühungen der Konferenz und für ihre
Rolle als des einzigen Forums für multilaterale Abrüstungs-
verhandlungen zum Ausdruck brachten,

234 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Ägypten, Algerien, Argentinien, Au-
stralien, Belgien, Bolivien, Brasilien, Bulgarien, Costa Rica, Dänemark,
Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland,
Finnland, Frankreich, Ghana, Griechenland, Guatemala, Guinea-Bissau,
Haiti, Indien, Irak, Irland, Island, Israel, Italien, Kanada, Kongo, Kroati-
en, Lettland, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Mali, Malta, Marokko,
Mexiko, Monaco, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Pa-
kistan, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumänien,
Russische Föderation, Sambia, Schweden, Schweiz, Senegal, Sierra Leo-
ne, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, Südafrika, Thailand, Ti-
mor-Leste, Tschechische Republik, Türkei, Ungarn, Vereinigtes König-
reich Großbritannien und Nordirland, Zentralafrikanische Republik und
Zypern.
235 A/34/589.
236 A/60/285.

237 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Bangladesch und Peru.
238 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supple-
ment No. 27 (A/60/27). 
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1. bekräftigt die Rolle der Abrüstungskonferenz als des
einzigen Forums für multilaterale Abrüstungsverhandlungen,
über das die internationale Gemeinschaft verfügt;

2. fordert die Konferenz auf, die Konsultationen zu in-
tensivieren und zu erkunden, wie eine Einigung über ein Ar-
beitsprogramm erzielt werden könnte;

3. nimmt Kenntnis von dem starken gemeinsamen Inter-
esse der Konferenz an der möglichst baldigen Aufnahme der
Sacharbeit auf ihrer Tagung im Jahr 2006;

4. begrüßt den Beschluss der Konferenz, ihren gegen-
wärtigen Präsidenten und den designierten Präsidenten zu er-
suchen, während des zwischen den Tagungen liegenden Zeit-
raums Konsultationen zu führen und möglichst auch Empfeh-
lungen abzugeben, unter Berücksichtigung aller sachdienli-
chen Vorschläge, einschließlich der als Konferenzdokumente
vorgelegten Vorschläge, sowie der vorgetragenen Auffassun-
gen und der geführten Erörterungen, und sich darum zu bemü-
hen, die Mitglieder der Konferenz entsprechend über ihre
Konsultationen unterrichtet zu halten, wie dies in Ziffer 38 ih-
res Berichts238 zum Ausdruck gebracht wurde;

5. ersucht alle Mitgliedstaaten der Konferenz, mit dem
gegenwärtigen Präsidenten und seinen Nachfolgern bei ihren
Bemühungen um eine rasche Aufnahme der Sacharbeit der
Konferenz auf ihrer Tagung im Jahr 2006 zusammenzuarbei-
ten;

6. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin sicher-
zustellen, dass die Konferenz angemessene administrative,
fachliche und Konferenzunterstützungsdienste erhält;

7. ersucht die Konferenz, der Generalversammlung auf
ihrer einundsechzigsten Tagung einen Tätigkeitsbericht vor-
zulegen;

8. beschließt, den Punkt "Bericht der Abrüstungskonfe-
renz" in die vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten
Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/91

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/465, Ziff. 12)239.

60/91. Bericht der Abrüstungskommission

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts der Abrüstungskommis-
sion240,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 47/54 A vom 9. De-
zember 1992, 47/54 G vom 8. April 1993, 48/77 A vom
16. Dezember 1993, 49/77 A vom 15. Dezember 1994,
50/72 D vom 12. Dezember 1995, 51/47 B vom 10. Dezember
1996, 52/40 B vom 9. Dezember 1997, 53/79 A vom 4. De-
zember 1998, 54/56 A vom 1. Dezember 1999, 55/35 C vom

20. November 2000, 56/26 A vom 29. November 2001, 57/95
vom 22. November 2002, 58/67 vom 8. Dezember 2003 und
59/105 vom 3. Dezember 2004,

in Anbetracht der der Abrüstungskommission zugedachten
Rolle und des Beitrags, den sie durch die Prüfung und Vorlage
von Empfehlungen zu verschiedenen Problemen auf dem Ge-
biet der Abrüstung und durch die Förderung der Durchführung
der von der Generalversammlung auf ihrer zehnten Sonderta-
gung verabschiedeten einschlägigen Beschlüsse leisten soll,

eingedenk ihres Beschlusses 52/492 vom 8. September
1998,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht der Abrüstungs-
kommission240;

2. bekräftigt das Mandat der Abrüstungskommission
als Fach- und Beratungsgremium im Rahmen des multilatera-
len Abrüstungsmechanismus der Vereinten Nationen, das die
Möglichkeit zu eingehenden Beratungen über einzelne Abrü-
stungsfragen bietet, die zur Vorlage konkreter Empfehlungen
zu diesen Fragen führen;

3. erklärt erneut, dass es wichtig ist, den Dialog und die
Zusammenarbeit zwischen dem Ersten Ausschuss der Gene-
ralversammlung, der Abrüstungskommission und der Abrü-
stungskonferenz weiter zu verstärken;

4. ersucht die Abrüstungskommission, ihre Arbeit im
Einklang mit ihrem in Ziffer 118 des Schlussdokuments der
zehnten Sondertagung der Generalversammlung241 festgeleg-
ten Mandat und Ziffer 3 der Versammlungsresolution 37/78 H
vom 9. Dezember 1982 fortzusetzen und zu diesem Zweck al-
les zu tun, um zu konkreten Empfehlungen zu den Punkten auf
ihrer Tagesordnung zu gelangen, unter Berücksichtigung des
verabschiedeten Dokuments "Mittel und Wege zur Verbesse-
rung der Arbeitsweise der Abrüstungskommission"242;

5. begrüßt die Anstrengungen, die die Abrüstungskom-
mission während ihrer Organisationstagung im Juli 2005 zur
Erreichung ihrer Ziele unternommen hat, und empfiehlt der
Kommission, die Konsultationen über diese Anstrengungen zu
verstärken, mit dem Ziel, vor dem Beginn ihrer Arbeitstagung
2006 endgültige Vereinbarungen zu erzielen;

6. ersucht die Abrüstungskommission, im Jahr 2006 für
einen Zeitraum von höchstens drei Wochen zusammenzutre-
ten, nämlich vom 10. bis 28. April, und der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht über
ihre Sacharbeit vorzulegen;

7. ersucht den Generalsekretär, der Abrüstungskom-
mission den Jahresbericht der Abrüstungskonferenz243 zusam-
men mit allen Abrüstungsfragen betreffenden Teilen des offi-
ziellen Protokolls der sechzigsten Tagung der Generalver-
sammlung zu übermitteln und der Kommission jede zur
Durchführung dieser Resolution benötigte Unterstützung zu
gewähren;

239 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Sierra Leone.
240 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supple-
ment No. 42 (A/60/42).

241 Resolution S-10/2.
242 A/CN.10/137.
243 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supple-
ment No. 27 (A/60/27).
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8. ersucht den Generalsekretär außerdem, sicherzustel-
len, dass die Abrüstungskommission und ihre Nebenorgane al-
le Dolmetsch- und Übersetzungsdienste in den Amtssprachen
erhalten, und zu diesem Zweck vorrangig alle erforderlichen
Ressourcen und Dienste, einschließlich der Erstellung von
Wortprotokollen, bereitzustellen;

9. beschließt, den Punkt "Bericht der Abrüstungskom-
mission" in die vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzig-
sten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/92

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 164 Stimmen bei 5 Gegenstimmen und 5 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/466, Ziff. 7)244:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua
und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Bahamas, Bahrain, Ban-
gladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Bosnien
und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina
Faso, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Volks-
republik Korea, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti,
Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea,
Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Grenada, Grie-
chenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indonesien, Irak, Iran
(Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien,
Kambodscha, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolum-
bien, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik,
Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechten-
stein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Mal-
ta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mosambik, My-
anmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria,
Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen,
Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föde-
ration, Sambia, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Sene-
gal, Serbien und Montenegro, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slo-
wenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen,
Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thai-
land, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesi-
en, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanu-
atu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte
Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Viet-
nam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Pa-
lau, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Australien, Äthiopien, Indien, Kamerun, Tonga.

60/92. Die Gefahr der Verbreitung von Kernwaffen im
Nahen Osten

Die Generalversammlung,

eingedenk ihrer einschlägigen Resolutionen,

Kenntnis nehmend von den einschlägigen Resolutionen,
welche die Generalkonferenz der Internationalen Atomener-
gie-Organisation verabschiedet hat, zuletzt Resolution
GC(49)/RES/15 vom 30. September 2005245,

sich dessen bewusst, dass die Verbreitung von Kernwaffen
in der Nahostregion eine schwere Bedrohung des Weltfriedens
und der internationalen Sicherheit darstellen würde,

in Anbetracht dessen, dass alle kerntechnischen Anlagen in
der Nahostregion umgehend den umfassenden Sicherungs-
maßnahmen der Internationalen Atomenergie-Organisation
unterstellt werden müssen,

unter Hinweis auf den Beschluss über die Grundsätze und
Ziele der Nichtverbreitung von Kernwaffen und der nuklearen
Abrüstung, der am 11. Mai 1995 von der Konferenz der Ver-
tragsparteien im Jahr 1995 zur Überprüfung und Verlängerung
des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen ver-
abschiedet wurde246, worin sich die Konferenz nachdrücklich
für den weltweiten Beitritt zu dem Vertrag247 als eine Frage von
dringendem Vorrang aussprach und alle Staaten, die noch
nicht Vertragsparteien sind, aufforderte, dem Vertrag mög-
lichst bald beizutreten, insbesondere diejenigen Staaten, die
kerntechnische Anlagen betreiben, die nicht den Sicherungs-
maßnahmen unterstellt sind,

mit Befriedigung anerkennend, dass sich die Konferenz der
Vertragsparteien im Jahr 2000 zur Überprüfung des Vertrags
über die Nichtverbreitung von Kernwaffen in ihrem
Schlussdokument verpflichtete, entschlossene Anstrengungen
zu unternehmen, um das Ziel der Universalität des Vertrags zu
erreichen, dass sie die Staaten, die noch nicht Vertragsparteien
sind, aufforderte, dem Vertrag beizutreten und damit eine ver-
bindliche völkerrechtliche Verpflichtung einzugehen, keine
Kernwaffen oder Kernsprengkörper zu erwerben und Siche-
rungsmaßnahmen der Internationalen Atomenergie-Organisa-
tion bei allen ihren nuklearen Aktivitäten zuzulassen, und dass
sie die Notwendigkeit des weltweiten Beitritts zu dem Vertrag
und der strengen Befolgung der Vertragspflichten durch alle
Parteien unterstrich248,

unter Hinweis auf die Resolution über den Nahen Osten,
die am 11. Mai 1995 von der Konferenz der Vertragsparteien
im Jahr 1995 zur Überprüfung und Verlängerung des Vertrags
verabschiedet wurde246, worin die Konferenz mit Besorgnis
feststellte, dass es im Nahen Osten nach wie vor kerntechni-
sche Anlagen gibt, die nicht den Sicherungsmaßnahmen un-
terstellt sind, erneut erklärte, wie wichtig die rasche Verwirk-
lichung des weltweiten Beitritts zu dem Vertrag ist, und alle
Staaten im Nahen Osten aufforderte, soweit noch nicht gesche-
hen, dem Vertrag ausnahmslos möglichst bald beizutreten und
alle ihre kerntechnischen Anlagen den umfassenden Siche-
rungsmaßnahmen der Internationalen Atomenergie-Organisa-
tion zu unterstellen,

244 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Algerien, Ägypten, Bahrain, Bangladesch,
Dschibuti, Irak, Jemen, Jordanien, Katar, Kuwait, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Marokko, Oman, Saudi-Arabien, Sudan, Syrische Arabi-
sche Republik, Tunesien und Vereinigte Arabische Emirate.

245 Siehe International Atomic Energy Agency, Resolutions and Other
Decisions of the General Conference, Forty-ninth Regular Session, 26-
30 September 2005 (GC(49)/RES/DEC(2005)).
246 Siehe 1995 Review and Extension Conference of the Parties to the
Treaty on the Non-Proliferation of Nuclear Weapons, Final Document,
Part I (NPT/CONF.1995/32 (Part I) und Corr.2), Anhang.
247 United Nations, Treaty Series, Vol. 729, Nr. 10485. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1974 II S. 785; LGBl. 1978 Nr. 15; öBGBl.
Nr. 258/1970; AS 1977 471.
248 Siehe 2000 Review Conference of the Parties to the Treaty on the
Non-Proliferation of Nuclear Weapons, Final Document, Vol. I
(NPT/CONF.2000/28 (Parts I and II)), Teil I, Abschnitt "Article IX".
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feststellend, dass Israel nach wie vor der einzige Staat im
Nahen Osten ist, der dem Vertrag noch nicht beigetreten ist, 

besorgt über die Gefahr, die die Verbreitung von Kernwaf-
fen für die Sicherheit und Stabilität der Nahostregion darstellt, 

betonend, wie wichtig die Ergreifung vertrauensbildender
Maßnahmen, insbesondere die Schaffung einer kernwaffen-
freien Zone im Nahen Osten, für die Festigung von Frieden
und Sicherheit in der Region und die Konsolidierung des welt-
weiten Nichtverbreitungsregimes ist,

nachdrücklich darauf hinweisend, dass alle unmittelbar
Beteiligten im Einklang mit den einschlägigen Resolutionen
der Generalversammlung ernsthaft erwägen müssen, die zur
Verwirklichung des Vorschlags zur Schaffung einer kernwaf-
fenfreien Zone in der Nahostregion erforderlichen praktischen
und dringlichen Maßnahmen zu ergreifen, und die betreffen-
den Länder zur Förderung dieses Ziels bittend, den Vertrag
einzuhalten und sich bis zur Errichtung der Zone damit ein-
verstanden zu erklären, ihre gesamten nuklearen Aktivitäten
den Sicherungsmaßnahmen der Internationalen Atomenergie-
Organisation zu unterstellen,

feststellend, dass einhundertsechsundsiebzig Staaten, ein-
schließlich einer Reihe von Staaten in der Region, den Vertrag
über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen249 unter-
zeichnet haben,

1. begrüßt die Schlussfolgerungen in Bezug auf den Na-
hen Osten, die die Konferenz der Vertragsparteien im Jahr
2000 zur Überprüfung des Vertrags über die Nichtverbreitung
von Kernwaffen gezogen hat250;

2. bekräftigt, wie wichtig der Beitritt Israels zu dem
Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen247 und die
Unterstellung aller seiner kerntechnischen Anlagen unter die
umfassenden Sicherungsmaßnahmen der Internationalen
Atomenergie-Organisation für die Verwirklichung des Ziels
des Beitritts aller Staaten im Nahen Osten zu dem Vertrag ist;

3. fordert diesen Staat auf, dem Vertrag ohne weitere
Verzögerungen beizutreten und Kernwaffen weder zu entwik-
keln, zu erzeugen, zu erproben noch auf andere Weise zu er-
werben, auf den Besitz von Kernwaffen zu verzichten und als
eine wichtige vertrauensbildende Maßnahme zwischen allen
Staaten der Region und als einen Schritt auf dem Weg zur Fe-
stigung des Friedens und der Sicherheit seine gesamten den Si-
cherungsmaßnahmen nicht unterstellten kerntechnischen An-
lagen den umfassenden Sicherungsmaßnahmen der Internatio-
nalen Atomenergie-Organisation zu unterstellen;

4. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten;

5. beschließt, den Punkt "Die Gefahr der Verbreitung
von Kernwaffen im Nahen Osten" in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/93

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/467, Ziff. 8)251.

60/93. Übereinkommen über das Verbot oder die Be-
schränkung des Einsatzes bestimmter konventio-
neller Waffen, die übermäßige Leiden verursa-
chen oder unterschiedslos wirken können

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/107 vom 3. Dezem-
ber 2004,

mit Befriedigung verweisend auf die Verabschiedung und
das Inkrafttreten des Übereinkommens über das Verbot oder
die Beschränkung des Einsatzes bestimmter konventioneller
Waffen, die übermäßige Verletzungen verursachen oder un-
terschiedslos wirken können252, und seines geänderten Arti-
kels 1253 sowie des Protokolls über nicht entdeckbare Splitter
(Protokoll I)252, des Protokolls über das Verbot oder die Be-
schränkung des Einsatzes von Minen, Sprengfallen und ande-
ren Vorrichtungen (Protokoll II)252 und seiner geänderten Fas-
sung254, des Protokolls über das Verbot oder die Beschränkung
des Einsatzes von Brandwaffen (Protokoll III)252 und des Pro-
tokolls über blindmachende Laserwaffen (Protokoll IV)255,

unter Hinweis auf den auf der zweiten Konferenz der Ver-
tragsstaaten zur Überprüfung des Übereinkommens über das
Verbot oder die Beschränkung des Einsatzes bestimmter kon-
ventioneller Waffen, die übermäßige Leiden verursachen oder
unterschiedslos wirken können, gefassten Beschluss, eine of-
fene Gruppe von Regierungssachverständigen mit zwei geson-
derten Koordinatoren für explosive Kampfmittelrückstände

249 Siehe Resolution 50/245. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1998 II
S. 1210.
250 Siehe 2000 Review Conference of the Parties to the Treaty on the
Non-Proliferation of Nuclear Weapons, Final Document, Vol. I
(NPT/CONF.2000/28 (Parts I and II)), Teil I, Abschnitt "Article VII and
the security of non-nuclear-weapon States", Ziff. 16.

251 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Argentinien, Australien, Belgien, Bo-
livien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Chile, Costa Ri-
ca, Côte d'Ivoire, Dänemark, Deutschland, Ecuador, ehemalige jugosla-
wische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Ghana,
Griechenland, Haiti, Indien, Irland, Island, Israel, Italien, Kanada, Ka-
sachstan, Kolumbien, Kroatien, Lettland, Liberia, Liechtenstein, Litauen,
Luxemburg, Malta, Monaco, Mongolei, Neuseeland, Niederlande, Nor-
wegen, Österreich, Panama, Peru, Polen, Portugal, Republik Korea, Re-
publik Moldau, Rumänien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und
Montenegro, Sierra Leone, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Ti-
mor-Leste, Tschechische Republik, Turkmenistan, Ukraine, Ungarn,
Uruguay, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Verei-
nigte Staaten von Amerika und Zypern.
252 Siehe The United Nations Disarmament Yearbook, Vol. 5: 1980 (Uni-
ted Nations publication, Sales No. E.81.IX.4), Anhang VII. Deutsche
Übersetzung: dBGBl. 1992 II S. 958; LGBl. 1989 Nr. 50; öBGBl.
Nr. 464/1983; AS 1983 1499. 
253 Siehe CCW/CONF.II/2 und Corr.1, Teil II. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 2004 II S. 1507; LGBl. 2004 Nr. 212; öBGBl. III Nr. 37/2005;
AS 2004 3953.
254 CCW/CONF.I/16 (Part I), Anhang B. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1997 II S. 806; LGBl. 1998 Nr. 155; öBGBl. III Nr. 17/1999; AS 2003
4085.
255 Ebd., Anhang A. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1997 II S. 827;
LGBl. 1998 Nr. 98; öBGBl. III Nr. 17/1999; AS 2003 4087.
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und für Minen, die keine Antipersonenminen sind, einzuset-
zen253,

sowie unter Hinweis auf die Rolle, die das Internationale
Komitee vom Roten Kreuz bei der Ausarbeitung des Überein-
kommens und der dazugehörigen Protokolle gespielt hat, und
die besonderen Anstrengungen begrüßend, die verschiedene
internationale, nichtstaatliche und andere Organisationen un-
ternehmen, um das Bewusstsein für die humanitären Folgen
explosiver Kampfmittelrückstände zu schärfen,

1. fordert alle Staaten auf, soweit nicht bereits gesche-
hen, alles zu tun, um möglichst bald Vertragsparteien des
Übereinkommens über das Verbot oder die Beschränkung des
Einsatzes bestimmter konventioneller Waffen, die übermäßi-
ge Leiden verursachen oder unterschiedslos wirken können252,
und der dazugehörigen Protokolle in ihren geänderten Fassun-
gen zu werden, damit diesen Rechtsinstrumenten bald mög-
lichst viele Staaten beitreten und schließlich alle Staaten Ver-
tragsparteien dieser Rechtsinstrumente werden; 

2. fordert alle Vertragsstaaten des Übereinkommens
auf, soweit nicht bereits geschehen, ihre Zustimmung zum
Ausdruck zu bringen, durch die Protokolle zu dem Überein-
kommen und die Änderung gebunden zu sein, die den Gel-
tungsbereich des Übereinkommens und der dazugehörigen
Protokolle auf bewaffnete Konflikte ausdehnt, die keinen in-
ternationalen Charakter haben;

3. begrüßt mit Befriedigung die Verabschiedung des
Protokolls über explosive Kampfmittelrückstände (Proto-
koll V)256 auf der am 27. und 28. November 2003 in Genf ab-
gehaltenen Tagung der Vertragsstaaten des Übereinkommens
und fordert die Vertragsstaaten auf, ihre Zustimmung zum
Ausdruck zu bringen, durch das Protokoll gebunden zu sein,
und dem Verwahrer diese Zustimmung möglichst bald zu no-
tifizieren;

4. nimmt Kenntnis von dem auf der Tagung der Ver-
tragsstaaten gefassten Beschluss, dass die Arbeitsgruppe für
Minen, die keine Antipersonenminen sind, ihre Tätigkeit im
Jahr 2005 fortsetzen wird, mit dem Auftrag, alle seit der Ein-
setzung der Gruppe von Regierungssachverständigen unter-
breiteten Vorschläge über Minen, die keine Antipersonenmi-
nen sind, zu prüfen und Treffen von Militärsachverständigen
durchzuführen, um sich beraten zu lassen, mit dem Ziel, zu die-
ser Frage geeignete Empfehlungen zur Vorlage an die nächste
Tagung der Vertragsstaaten auszuarbeiten257;

5. nimmt außerdem Kenntnis von dem auf der Tagung
der Vertragsstaaten gefassten Beschluss, dass die Arbeitsgrup-
pe für explosive Kampfmittelrückstände ihre Tätigkeit im Jahr
2005 fortsetzen wird, mit dem Auftrag, die Anwendung der be-
stehenden Grundsätze des humanitären Völkerrechts weiter zu
prüfen, so auch unter Mitwirkung von Rechtssachverständi-
gen, und auf allseits offener Grundlage, mit besonderem
Schwerpunkt auf Treffen von militärischen und technischen
Sachverständigen, weiter zu untersuchen, welche Präventiv-

maßnahmen ergriffen werden können, um die Konstruktion
bestimmter Arten von Munition, einschließlich Submunition,
zu verbessern, mit dem Ziel, das humanitäre Risiko, dass aus
dieser Munition explosive Kampfmittelrückstände werden, so
weit wie möglich zu verringern258;

6. nimmt ferner Kenntnis von dem auf der Tagung der
Vertragsstaaten gefassten Beschluss, dass der designierte Vor-
sitzende auch weiterhin zwischen den Tagungen Konsultatio-
nen über Möglichkeiten zur Förderung der Einhaltung des
Übereinkommens und der dazugehörigen Protokolle führen
soll, unter Berücksichtigung der unterbreiteten Vorschläge259;

7. bekundet ihre Unterstützung für die von der Gruppe
von Regierungssachverständigen geleistete Arbeit und legt
dem designierten Vorsitzenden und der Gruppe nahe, ihre
Aufgaben im Einklang mit dem für das Jahr 2005 erteilten
Auftrag durchzuführen, mit dem Ziel, zur Vorlage an die Ta-
gung der Vertragsstaaten am 24. und 25. November 2005 ge-
eignete Empfehlungen über Minen, die keine Antipersonen-
minen sind, auszuarbeiten, und über die Arbeit im Hinblick auf
die Einhaltung sowie über die Anwendung der bestehenden
Grundsätze des humanitären Völkerrechts und mögliche tech-
nische Präventivmaßnahmen, die das Risiko, dass aus Muni-
tion explosive Kampfmittelrückstände werden, so weit wie
möglich verringern, Bericht zu erstatten;

8. verweist auf den auf der zweiten Konferenz der Ver-
tragsstaaten zur Überprüfung des Übereinkommens über das
Verbot oder die Beschränkung des Einsatzes bestimmter kon-
ventioneller Waffen, die übermäßige Leiden verursachen oder
unterschiedslos wirken können, gefassten Beschluss, späte-
stens im Jahr 2006 eine weitere Konferenz einzuberufen253, er-
sucht darum, dass diese Konferenz im November 2006 in Genf
abgehalten wird und dass ihr so viele Vorbereitungstagungen
vorausgehen, wie die Vertragsstaaten für notwendig erach-
ten260, und ersucht außerdem die Tagung der Vertragsstaaten
am 24. und 25. November 2005, einen endgültigen Beschluss
in dieser Frage zu fassen;

9. stellt fest, dass auf der dritten Überprüfungskonfe-
renz im Einklang mit Artikel 8 des Übereinkommens etwaige
Vorschläge für Änderungen des Übereinkommens oder der da-
zugehörigen Protokolle sowie für Zusatzprotokolle in Bezug
auf andere Kategorien konventioneller Waffen, die durch die
bestehenden Protokolle zu dem Übereinkommen nicht erfasst
sind, geprüft werden können;

10. ersucht die dritte Überprüfungskonferenz und ihre
Vorbereitungstagungen, alles zu tun, um die weltweite Gel-
tung des Übereinkommens in seiner geänderten Fassung und
aller dazugehörigen Protokolle zu fördern, einschließlich
durch die Abhaltung regionaler Konferenzen und Seminare; 

11. ersucht den Generalsekretär, die notwendige Unter-
stützung und die erforderlichen Dienste, einschließlich Kurz-

256 Siehe CCW/MSP/2003/3, Anhang II. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
2005 II S. 122. 
257 Siehe CCW/MSP/2004/2 und Corr.1, Ziff. 26.

258 Ebd., Ziff. 25.
259 Ebd., Ziff. 27. 
260 In Übereinstimmung mit dem Entwurf des Programmhaushaltsplans
für den Zweijahreszeitraum 2006-2007: Einzelplan II, Politische Ange-
legenheiten (Kap. 4, Abrüstung) (A/60/6 (sect. 4)), Ziff. 4.25 a) iii) a.



II.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Ersten Ausschusses

184

protokollen, für die Tagung der Vertragsstaaten am 24. und
25. November 2005 sowie für die mögliche Weiterführung der
Arbeit nach der Tagung, sofern die Vertragsstaaten dies für an-
gebracht halten, und auch für die dritte Überprüfungskonfe-
renz und ihre Vorbereitungstagungen zur Verfügung zu stel-
len260;

12. ersucht den Generalsekretär außerdem, in seiner Ei-
genschaft als Verwahrer des Übereinkommens und der dazu-
gehörigen Protokolle die Generalversammlung auch weiterhin
regelmäßig auf elektronischem Wege über Ratifikationen und
Annahmen des Übereinkommens, seines geänderten Arti-
kels 1253 und der dazugehörigen Protokolle beziehungsweise
Beitritte zu denselben zu unterrichten;

13. beschließt, den Punkt "Übereinkommen über das
Verbot oder die Beschränkung des Einsatzes bestimmter kon-
ventioneller Waffen, die übermäßige Verletzungen verursa-
chen oder unterschiedslos wirken können" in die vorläufige
Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/94
Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/468, Ziff. 7)261.

60/94. Festigung von Sicherheit und Zusammenarbeit in
der Mittelmeerregion

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen zu diesem
Thema, namentlich die Resolution 59/108 vom 3. Dezember
2004,

erneut erklärend, dass die Festigung und Förderung des
Friedens, der Sicherheit und der Zusammenarbeit in der Mit-
telmeerregion in erster Linie Sache der Mittelmeerländer ist,

eingedenk aller früheren Erklärungen und Verpflichtungen
sowie aller Initiativen, die von den Anrainerstaaten bei den
jüngsten Gipfeltreffen, Ministertreffen und in verschiedenen
Foren betreffend die Frage der Mittelmeerregion ergriffen
wurden,

in Anbetracht dessen, dass die Sicherheit im Mittelmeer-
raum unteilbar ist und dass eine stärkere Zusammenarbeit zwi-
schen den Mittelmeerländern, die auf die Förderung der wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung aller Völker der Region
gerichtet ist, wesentlich zu Stabilität, Frieden und Sicherheit in
der Region beitragen wird,

sowie in Anbetracht der bisherigen Bemühungen der Mit-
telmeerländer und ihrer Entschlossenheit, den Prozess des

Dialogs und der Konsultationen zu intensivieren, mit dem Ziel,
die in der Mittelmeerregion bestehenden Probleme zu lösen
und die Ursachen von Spannungen und die sich daraus erge-
bende Bedrohung von Frieden und Sicherheit zu beseitigen,
sowie ihres zunehmenden Bewusstseins der Notwendigkeit
weiterer gemeinsamer Bemühungen zur Stärkung der wirt-
schaftlichen, sozialen, kulturellen und umweltbezogenen Zu-
sammenarbeit in der Region,

ferner in Anbetracht dessen, dass positive Entwicklungen
in der ganzen Welt, insbesondere in Europa, im Maghreb und
im Nahen Osten, die Aussichten auf eine engere, alle Bereiche
umfassende Zusammenarbeit zwischen den europäischen
Ländern und den Mittelmeerländern verbessern können,

erneut erklärend, dass alle Staaten gehalten sind, zur Sta-
bilität und Prosperität der Mittelmeerregion beizutragen, und
dass sie sich verpflichtet haben, die Ziele und Grundsätze der
Charta der Vereinten Nationen sowie die Bestimmungen der
Erklärung über Grundsätze des Völkerrechts betreffend
freundschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit zwi-
schen den Staaten im Einklang mit der Charta der Vereinten
Nationen262 zu achten,

Kenntnis nehmend von den Friedensverhandlungen im Na-
hen Osten, die umfassend sein und einen geeigneten Rahmen
für die friedliche Beilegung strittiger Fragen in der Region vor-
geben sollten,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über die anhaltenden
Spannungen und die Fortdauer der militärischen Aktivitäten in
Teilen des Mittelmeerraums, die die Bemühungen um die Fe-
stigung von Sicherheit und Zusammenarbeit in der Region be-
hindern,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekre-
tärs263,

1. erklärt erneut, dass die Sicherheit im Mittelmeer-
raum eng mit der europäischen Sicherheit sowie mit dem Welt-
frieden und der internationalen Sicherheit verbunden ist;

2. bringt ihre Befriedigung über die von den Mittel-
meerländern auch weiterhin unternommenen Bemühungen
zum Ausdruck, aktiv zur Beseitigung aller Spannungsursachen
in der Region sowie zur Förderung gerechter und dauerhafter,
mit friedlichen Mitteln herbeigeführter Lösungen der in der
Region fortbestehenden Probleme beizutragen und somit den
Abzug fremder Besatzungstruppen sicherzustellen und die
Souveränität, Unabhängigkeit und territoriale Unversehrtheit
aller Mittelmeerländer und das Recht der Völker auf Selbstbe-
stimmung zu achten, und fordert deshalb die uneingeschränkte
Einhaltung der Grundsätze der Nichteinmischung, der Nicht-
intervention, der Nichtanwendung und Nichtandrohung von
Gewalt und der Unzulässigkeit des gewaltsamen Gebietser-
werbs im Einklang mit der Charta und den einschlägigen Re-
solutionen der Vereinten Nationen;

261 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Ägypten, Algerien, Andorra, Belgien,
Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehema-
lige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich,
Georgien, Griechenland, Irland, Italien, Jordanien, Kroatien, Lettland, Li-
tauen, Luxemburg, Malta, Marokko, Monaco, Niederlande, Norwegen,
Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Sambia, San Marino, Schweden,
Serbien und Montenegro, Simbabwe, Slowakei, Slowenien, Spanien,
Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Ungarn, Vereinigtes König-
reich Großbritannien und Nordirland und Zypern.

262 Resolution 2625 (XXV), Anlage.
263 A/60/118.
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3. würdigt die Anstrengungen, die die Mittelmeerländer
unternehmen, um im Geiste der multilateralen Partnerschaft
ihren gemeinsamen Herausforderungen mit umfassenden und
koordinierten Antworten zu begegnen, und die generell darauf
gerichtet sind, das Mittelmeerbecken in ein Gebiet des Dia-
logs, des Austauschs und der Zusammenarbeit zu verwandeln
und so Frieden, Stabilität und Wohlstand zu garantieren, er-
mutigt sie, diese Anstrengungen unter anderem durch einen
dauerhaften multilateralen, maßnahmenorientierten, koopera-
tiven Dialog zwischen den Staaten der Region zu verstärken,
und erkennt die Rolle der Vereinten Nationen bei der Förde-
rung des Friedens und der Sicherheit auf regionaler und inter-
nationaler Ebene an;

4. erkennt an, dass die Beseitigung der Unterschiede im
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungsstand und anderer
Hindernisse sowie die gegenseitige Achtung und das bessere
Verständnis zwischen den Kulturen im Mittelmeerraum zur
Festigung des Friedens, der Sicherheit und der Zusammenar-
beit zwischen den Mittelmeerländern im Rahmen der beste-
henden Foren beitragen wird;

5. fordert alle Staaten in der Mittelmeerregion auf, so-
weit noch nicht geschehen, alle multilateral ausgehandelten
Rechtsakte auf dem Gebiet der Abrüstung und der Nichtver-
breitung einzuhalten und so die notwendigen Voraussetzun-
gen für die Festigung des Friedens und der Zusammenarbeit in
der Region zu schaffen;

6. ermutigt alle Staaten der Region, die notwendigen
Voraussetzungen für die Verstärkung vertrauensbildender
Maßnahmen untereinander zu schaffen, indem sie echte Of-
fenheit und Transparenz in allen militärischen Angelegenhei-
ten fördern, unter anderem durch die Teilnahme an dem Sy-
stem der Vereinten Nationen für die standardisierte Berichter-
stattung über Militärausgaben sowie durch die Bereitstellung
genauer Daten und Informationen an das Register der Verein-
ten Nationen für konventionelle Waffen264;

7. ermutigt die Mittelmeerländer, unter Berücksichti-
gung der einschlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen
ihre Zusammenarbeit zur Bekämpfung des Terrorismus in al-
len seinen Arten und Erscheinungsformen sowie zur Bekämp-
fung der internationalen Kriminalität, des unerlaubten Waf-
fentransfers, der unerlaubten Gewinnung und des unerlaubten
Konsums von Drogen sowie des unerlaubten Drogenverkehrs
weiter zu verstärken, welche allesamt eine ernsthafte Bedro-
hung des Friedens, der Sicherheit und der Stabilität in der Re-
gion darstellen und somit die Verbesserung der derzeitigen po-
litischen, wirtschaftlichen und sozialen Lage sowie die freund-
schaftlichen Beziehungen zwischen den Staaten gefährden,
den Ausbau der internationalen Zusammenarbeit behindern
und zur Negierung der Menschenrechte, der Grundfreiheiten
und der demokratischen Grundlagen einer pluralistischen Ge-
sellschaft führen;

8. ersucht den Generalsekretär, einen Bericht über Mit-
tel zur Festigung von Sicherheit und Zusammenarbeit in der
Mittelmeerregion vorzulegen;

9. beschließt, den Punkt "Festigung von Sicherheit und
Zusammenarbeit in der Mittelmeerregion" in die vorläufige
Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/95

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 172 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 4 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/469, Ziff. 8)265:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua
und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Ba-
hamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin,
Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darus-
salam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire,
Dänemark, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecua-
dor, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Est-
land, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Grenada, Grie-
chenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indo-
nesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Ja-
pan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde,
Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische
Volksdemokratische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Ara-
bische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi,
Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mexiko,
Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar,
Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen,
Oman, Österreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Pe-
ru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien,
Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien,
Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Sierra Leone, Simbab-
we, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia,
St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Tadschikistan,
Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Repu-
blik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbe-
kistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emi-
rate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Vereinigte Staaten von Amerika. 
Enthaltungen: Indien, Kolumbien, Mauritius, Syrische Arabische Republik.

60/95. Vertrag über das umfassende Verbot von Nukle-
arversuchen

Die Generalversammlung,

erneut erklärend, dass die Einstellung der Kernwaffenver-
suchsexplosionen und aller anderen nuklearen Explosionen ei-
nen wirksamen Beitrag zur nuklearen Abrüstung und zur

264 Siehe Resolution 46/36 L.

265 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Andorra, Argentinien, Australien, Bangladesch,
Belarus, Belgien, Bulgarien, China, Costa Rica, Dänemark, Deutschland,
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland,
Frankreich, Griechenland, Irak, Irland, Italien, Japan, Kanada, Lettland,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malaysia, Malta, Mexiko, Monaco,
Mongolei, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Por-
tugal, Republik Korea, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen,
Sambia, Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien und Monte-
negro, Sierra Leone, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Thailand,
Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes
Königreich Großbritannien und Nordirland und Zypern. 
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Nichtverbreitung von Kernwaffen leistet, und davon über-
zeugt, dass dies ein wichtiger Schritt für die Verwirklichung
eines systematischen Prozesses ist, der zur nuklearen Abrü-
stung führt, 

unter Hinweis darauf, dass der mit ihrer Resolution 50/245
vom 10. September 1996 verabschiedete Vertrag über das um-
fassende Verbot von Nuklearversuchen am 24. September
1996 zur Unterzeichnung aufgelegt wurde,

betonend, dass ein universeller und wirksam verifizierba-
rer Vertrag über das umfassende Verbot von Nuklearversu-
chen ein grundlegendes Rechtsinstrument auf dem Gebiet der
nuklearen Abrüstung und der Nichtverbreitung von Kernwaf-
fen darstellt,

erfreut, feststellen zu können, dass einhundertsechsund-
siebzig Staaten, darunter einundvierzig der für sein Inkrafttre-
ten erforderlichen vierundvierzig, den Vertrag unterzeichnet
haben, und es begrüßend, dass einhundertfünfundzwanzig
Staaten, darunter dreiunddreißig der für sein Inkrafttreten er-
forderlichen vierundvierzig, davon drei Kernwaffenstaaten,
den Vertrag ratifiziert haben,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/109 vom 3. Dezem-
ber 2004,

unter Begrüßung der Schlusserklärung der vierten Konfe-
renz zur Erleichterung des Inkrafttretens des Vertrags über das
umfassende Verbot von Nuklearversuchen, die im Einklang
mit Artikel XIV des Vertrags vom 21. bis 23. September 2005
in New York abgehalten wurde266,

1. betont, wie wichtig und dringlich es ist, den Vertrag
über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen ohne Ver-
zug und Vorbedingungen zu unterzeichnen und zu ratifizieren,
um sein baldiges Inkrafttreten zu erreichen;

2. begrüßt die Beiträge der Unterzeichnerstaaten zu der
Arbeit der Vorbereitungskommission für die Organisation des
Vertrags über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen,
insbesondere zu ihren Bemühungen, sicherzustellen, dass das
Verifikationsregime des Vertrags in der Lage sein wird, den
Verifikationserfordernissen des Vertrags bei seinem Inkraft-
treten im Einklang mit Artikel IV des Vertrags gerecht zu wer-
den;

3. unterstreicht, dass die Dynamik in Richtung auf die
Fertigstellung des Verifikationsregimes aufrechterhalten wer-
den muss;

4. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, an ihren Mo-
ratorien für Kernwaffenversuchsexplosionen oder andere nu-
kleare Explosionen festzuhalten und alles zu unterlassen, was
dem Ziel und Zweck des Vertrags zuwiderlaufen könnte;

5. fordert alle Staaten, die den Vertrag noch nicht un-
terzeichnet haben, nachdrücklich auf, ihn so bald wie möglich
zu unterzeichnen und zu ratifizieren;

6. fordert alle Staaten, die den Vertrag unterzeichnet,
aber noch nicht ratifiziert haben, insbesondere diejenigen, de-
ren Ratifikation für sein Inkrafttreten notwendig ist, nach-

drücklich auf, den Ratifikationsprozess mit dem Ziel seines
baldigen erfolgreichen Abschlusses zu beschleunigen;

7. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, sich auch wei-
terhin auf höchster politischer Ebene mit dieser Frage zu be-
fassen;

8. ersucht den Generalsekretär, im Benehmen mit der
Vorbereitungskommission für die Organisation des Vertrags
über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen einen Be-
richt über die Maßnahmen zu erstellen, die die Ratifikations-
staaten des Vertrags im Hinblick auf seine Universalität tref-
fen, sowie darüber, wie den Staaten auf Antrag Hilfe bei den
Ratifikationsverfahren gewährt werden kann, und der Gene-
ralversammlung diesen Bericht auf ihrer einundsechzigsten
Tagung vorzulegen;

9. beschließt, den Punkt "Vertrag über das umfassende
Verbot von Nuklearversuchen" in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/96

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/470, Ziff. 9)267.

60/96. Übereinkommen über das Verbot der Entwick-
lung, Herstellung und Lagerung bakteriologi-
scher (biologischer) Waffen und von Toxinwaffen
sowie über die Vernichtung solcher Waffen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen über das
vollständige und wirksame Verbot bakteriologischer (biologi-
scher) Waffen und von Toxinwaffen sowie über die Vernich-
tung solcher Waffen,

mit Befriedigung feststellend, dass dem Übereinkommen
über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung
bakteriologischer (biologischer) Waffen und von Toxinwaffen
sowie über die Vernichtung solcher Waffen268 einhundertfünf-
undfünfzig Vertragsstaaten angehören, darunter alle ständigen
Mitglieder des Sicherheitsrats,

eingedenk dessen, dass sie alle Vertragsstaaten des Über-
einkommens aufgefordert hat, sich an der Umsetzung der
Empfehlungen der Überprüfungskonferenzen zu beteiligen,
namentlich auch an dem in der Schlusserklärung der dritten
Konferenz der Vertragsparteien zur Überprüfung des Überein-
kommens über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und
Lagerung bakteriologischer (biologischer) Waffen und von
Toxinwaffen sowie über die Vernichtung solcher Waffen269

vereinbarten Informations- und Datenaustausch, und dem Ge-
neralsekretär die entsprechenden Informationen und Daten
nach dem einheitlichen Verfahren jährlich spätestens bis zum
15. April zur Verfügung zu stellen,

266 CTBT-Art.XIV/2005/6, Anlage.

267 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Ungarn.
268 Resolution 2826 (XXVI), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1983 II S. 132; LGBl. 1991 Nr. 64; öBGBl. Nr. 432/1975; AS 1976 1438.
269 BWC/CONF.III/23, Teil II.
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es begrüßend, dass in der Schlusserklärung der vierten
Überprüfungskonferenz270 erneut bekräftigt wurde, dass nach
Artikel I des Übereinkommens der Einsatz bakteriologischer
(biologischer) Waffen und von Toxinwaffen sowie ihre Ent-
wicklung, Herstellung und Lagerung unter allen Umständen
effektiv untersagt sind,

unter Hinweis auf den auf der fünften Überprüfungskon-
ferenz gefassten Beschluss, ab 2003 bis zur sechsten Überprü-
fungskonferenz jährlich drei einwöchige Tagungen der Ver-
tragsstaaten sowie eine zweiwöchige Sachverständigentagung
zur Vorbereitung jeder Tagung der Vertragsstaaten abzuhal-
ten271,

sowie unter Hinweis auf den auf der fünften Überprüfungs-
konferenz gefassten Beschluss, die sechste Überprüfungskon-
ferenz im Jahr 2006 in Genf abzuhalten und ihr eine Tagung
eines Vorbereitungsausschusses vorauszuschicken272,

1. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von der Zunahme
der Zahl der Vertragsstaaten des Übereinkommens über das
Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung bakterio-
logischer (biologischer) Waffen und von Toxinwaffen sowie
über die Vernichtung solcher Waffen268, fordert alle Unter-
zeichnerstaaten, die das Übereinkommen noch nicht ratifiziert
haben, erneut auf, dies unverzüglich zu tun, und fordert dieje-
nigen Staaten, die das Übereinkommen noch nicht unterzeich-
net haben, auf, bald Vertragsstaaten zu werden und dadurch
zur Herbeiführung der Universalität des Übereinkommens
beizutragen;

2. begrüßt die bislang zur Verfügung gestellten Infor-
mationen und Daten und fordert alle Vertragsstaaten des Über-
einkommens erneut auf, sich an dem in der Schlusserklärung
der dritten Überprüfungskonferenz der Vertragsparteien des
Übereinkommens269 vereinbarten Informations- und Daten-
austausch zu beteiligen;

3. erinnert an den auf der fünften Überprüfungskonfe-
renz gefassten Beschluss271, eine gemeinsame Haltung und
wirksame Maßnahmen zu erörtern und zu fördern: im Jahr
2003 betreffend zwei Themen, nämlich die Verabschiedung
der innerstaatlichen Maßnahmen, die zur Umsetzung der in
dem Übereinkommen festgelegten Verbote notwendig sind,
namentlich der Erlass strafrechtlicher Maßnahmen, und die
Schaffung nationaler Mechanismen zur Gewährleistung und
Aufrechterhaltung der Sicherheit und Kontrolle von pathoge-
nen Mikroorganismen und Toxinen; im Jahr 2004 betreffend
zwei Themen, nämlich die Stärkung der internationalen Kapa-
zität zur Reaktion auf Fälle eines mutmaßlichen Einsatzes von
biologischen oder Toxinwaffen oder auf verdächtige Krank-
heitsausbrüche sowie zu deren Untersuchung und zur Milde-
rung ihrer Auswirkungen; ferner die Stärkung und Ausweitung
nationaler und internationaler institutioneller Anstrengungen
und der bestehenden Mechanismen zur Überwachung, Ent-
deckung, Diagnose und Bekämpfung von Infektionskrankhei-

ten, die Menschen, Tiere und Pflanzen befallen; und im Jahr
2005 betreffend den Inhalt, den Erlass und die Verabschiedung
von Verhaltenskodizes für Wissenschaftler; und fordert die
Vertragsstaaten des Übereinkommens auf, sich an seiner Um-
setzung zu beteiligen;

4. begrüßt die maßgebliche Mitwirkung der Vertrags-
staaten an den bisherigen Tagungen der Vertragsstaaten und
den Sachverständigentagungen sowie den konstruktiven und
nützlichen Informationsaustausch, der dort stattfand, und be-
grüßt außerdem die Erörterung und Förderung einer gemein-
samen Haltung und wirksamer Maßnahmen zu den vereinbar-
ten Themen;

5. stellt fest, dass im Einklang mit dem auf der fünften
Überprüfungskonferenz gefassten Beschluss272 die sechste
Überprüfungskonferenz 2006 in Genf stattfinden wird und
dass der allen Vertragsstaaten des Übereinkommens offen ste-
hende Vorbereitungsausschuss für diese Konferenz, der in der
am 24. April 2006 beginnenden Woche in Genf tagen wird, die
Daten formell vereinbaren wird; 

6. ersucht den Generalsekretär, den Verwahrregierun-
gen des Übereinkommens auch weiterhin die erforderliche
Unterstützung zu gewähren und die erforderlichen Dienste für
die Umsetzung der Beschlüsse und Empfehlungen der Über-
prüfungskonferenzen bereitzustellen, namentlich jede erfor-
derliche Unterstützung für die jährlichen Tagungen der Ver-
tragsstaaten und die Sachverständigentagungen, und auch für
die sechste Überprüfungskonferenz und ihre Vorbereitung die
erforderliche Unterstützung zu gewähren und die erforderli-
chen Dienste bereitzustellen;

7. beschließt, den Punkt "Übereinkommen über das
Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung bakterio-
logischer (biologischer) Waffen und von Toxinwaffen sowie
über die Vernichtung solcher Waffen" in die vorläufige Tages-
ordnung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/226
Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 99 Stimmen ohne Gegenstimmen bei 22 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/463, Ziff. 94)273:

Dafür: Andorra, Antigua und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaid-
schan, Australien, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Benin, Brasilien,
Brunei Darussalam, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Do-
minikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedoni-
en, El Salvador, Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Ghana, Grie-
chenland, Guatemala, Guyana, Indien, Indonesien, Irland, Island, Italien, Jamai-
ka, Japan, Kambodscha, Kanada, Kasachstan, Kirgisistan, Kroatien, Laotische
Volksdemokratische Republik, Lesotho, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Mauritius, Mexiko, Monaco, Myanmar,
Namibia, Nepal, Neuseeland, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Österreich,
Panama, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Rumänien, Russi-
sche Föderation, Sambia, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien und Mon-
tenegro, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, Südafrika, Thai-
land, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Türkei,
Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Ver-
einigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordir-
land, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

Dagegen: Keine.
Enthaltungen: Algerien, Ägypten, Bahrain, China, Dschibuti, Irak, Iran (Isla-

mische Republik), Jemen, Jordanien, Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Libysch-

270 BWC/CONF.IV/9, Teil II.
271 Siehe BWC/CONF.V/17, Ziff. 18.
272 Ebd., Ziff. 20.
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Arabische Dschamahirija, Marokko, Mauretanien, Oman, Pakistan, Saudi-Arabi-
en, Syrische Arabische Republik, Tunesien, Vereinigte Arabische Emirate.

60/226. Transparenz auf dem Gebiet der Rüstung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 46/36 L vom 9. De-
zember 1991, 47/52 L vom 15. Dezember 1992, 48/75 E vom
16. Dezember 1993, 49/75 C vom 15. Dezember 1994,
50/70 D vom 12. Dezember 1995, 51/45 H vom 10. Dezember
1996, 52/38 R vom 9. Dezember 1997, 53/77 V vom 4. De-
zember 1998, 54/54 O vom 1. Dezember 1999, 55/33 U vom
20. November 2000, 56/24 Q vom 29. November 2001, 57/75
vom 22. November 2002 und 58/54 vom 8. Dezember 2003
über Transparenz auf dem Gebiet der Rüstung,

nach wie vor die Auffassung vertretend, dass mehr Trans-
parenz auf dem Gebiet der Rüstung maßgeblich zur Vertrau-
ensbildung und Sicherheit zwischen den Staaten beiträgt und
dass die Schaffung des Registers der Vereinten Nationen für
konventionelle Waffen274 einen wichtigen Schritt zur Förde-
rung der Transparenz in militärischen Angelegenheiten dar-
stellt,

erfreut über den zusammengefassten Bericht des General-
sekretärs über das Register275, der die Antworten der Mitglied-
staaten für das Jahr 2004 enthält,

sowie erfreut über die Reaktion der Mitgliedstaaten auf das
in den Ziffern 9 und 10 der Resolution 46/36 L enthaltene Er-
suchen, Angaben über ihre Einfuhren und Ausfuhren von Waf-
fen sowie vorhandene Hintergrundinformationen über ihre
Rüstungsbestände, die Beschaffung aus der nationalen Pro-
duktion und die diesbezüglichen Politiken bereitzustellen,

ferner erfreut darüber, dass einige Mitgliedstaaten Anga-
ben über die von ihnen vorgenommenen Transfers von Klein-
waffen und leichten Waffen als zusätzliche Hintergrundinfor-
mation in ihre Jahresberichte an das Register aufgenommen
haben,

betonend, dass die Fortführung des Registers und seine
Weiterentwicklung überprüft werden sollten, um ein Register
mit möglichst breiter Beteiligung zu erreichen,

1. bekräftigt ihre Entschlossenheit, die effektive Füh-
rung des Registers der Vereinten Nationen für konventionelle
Waffen274, wie in den Ziffern 7 bis 10 der Resolution 46/36 L
vorgesehen, sicherzustellen;

2. fordert die Mitgliedstaaten auf, dem Generalsekretär
im Hinblick auf die Herbeiführung der universellen Beteili-
gung jedes Jahr bis zum 31. Mai die erbetenen Daten und In-
formationen für das Register vorzulegen, so auch gegebenen-
falls negative Berichte, auf der Grundlage der Resolutionen
46/36 L und 47/52 L, der Empfehlungen in Ziffer 64 des Be-
richts des Generalsekretärs von 1997 über die Fortführung des
Registers und seine Weiterentwicklung276, der Empfehlungen
in Ziffer 94 des Berichts des Generalsekretärs von 2000 und
seiner Anhänge und Anlagen277 und der Empfehlungen in den
Ziffern 112 bis 114 des Berichts des Generalsekretärs von
2003278;

3. bittet die Mitgliedstaaten, die dazu in der Lage sind,
bis zur Weiterentwicklung des Registers zusätzliche Informa-
tionen über die Beschaffung aus der nationalen Produktion und
die Rüstungsbestände bereitzustellen und sich der Spalte "Be-
merkungen" des Standardberichtsformulars zu bedienen, um
zusätzliche Informationen, beispielsweise Angaben zu Typen
oder Modellen, bereitzustellen, und Angaben über den Trans-
fer von Kleinwaffen und leichten Waffen als zusätzliche Hin-
tergrundinformation aufzunehmen und dabei die ihnen geeig-
net erscheinenden Definitionen und Berichterstattungsmaß-
nahmen anzuwenden;

4. bekräftigt ihren Beschluss, im Hinblick auf die Wei-
terentwicklung des Registers seinen Geltungsbereich und die
Beteiligung an dem Register fortlaufend zu überprüfen, und

a) erinnert zu diesem Zweck an ihr Ersuchen an die Mit-
gliedstaaten, dem Generalsekretär ihre Auffassungen über die
Fortführung des Registers, seine Weiterentwicklung und über
Maßnahmen zur Erhöhung der Transparenz im Zusammen-
hang mit Massenvernichtungswaffen mitzuteilen;

b) ersucht den Generalsekretär zu diesem Zweck, mit
Unterstützung einer Gruppe von Regierungssachverständigen,
die 2006 im Rahmen der verfügbaren Mittel und auf der
Grundlage der ausgewogenen geografischen Vertretung ein-
berufen werden soll, einen Bericht über die Fortführung des
Registers und seine Weiterentwicklung zu erstellen, unter Be-
rücksichtigung der Arbeit der Abrüstungskonferenz, der von
den Mitgliedstaaten zum Ausdruck gebrachten Auffassungen
und der Berichte des Generalsekretärs über die Fortführung
des Registers und seine Weiterentwicklung, damit die Ver-
sammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Be-
schluss fassen kann;

273 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Antigua und Barbuda, Äqua-
torialguinea, Argentinien, Armenien, Australien, Bahamas, Bangladesch,
Belgien, Belize, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien,
Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dä-
nemark, Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige ju-
goslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Fidschi, Finn-
land, Frankreich, Georgien, Ghana, Griechenland, Guatemala, Guyana,
Haiti, Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Kanada, Kasachstan, Ko-
lumbien, Kongo, Kroatien, Lettland, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Lu-
xemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malta, Mikronesien (Föderier-
te Staaten von), Monaco, Mongolei, Nauru, Nepal, Neuseeland, Nicara-
gua, Niederlande, Niger, Norwegen, Österreich, Panama, Papua-Neugui-
nea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea,
Republik Moldau, Rumänien, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino,
Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Sierra Leone,
Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Lucia, St. Vincent und die
Grenadinen, Südafrika, Suriname, Swasiland, Thailand, Timor-Leste,
Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn,
Uruguay, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Republik Tan-
sania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland und Zy-
pern.
274 Siehe Resolution 46/36 L.
275 A/60/160 und Corr.1 und Add.1.

276 A/52/316 und Corr.2.
277 A/55/281.
278 A/58/274.



II.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Ersten Ausschusses

189

5. ersucht den Generalsekretär, die Empfehlungen in
seinen Berichten von 2000 und 2003 über die Fortführung des
Registers und seine Weiterentwicklung umzusetzen und si-
cherzustellen, dass dem Sekretariat ausreichende Mittel zur
Führung und Erhaltung des Registers zur Verfügung gestellt
werden;

6. bittet die Abrüstungskonferenz, zu erwägen, ihre Ar-
beit in Bezug auf die Transparenz auf dem Gebiet der Rüstung
fortzusetzen;

7. wiederholt ihre Aufforderung an alle Mitgliedstaaten,
auf regionaler und subregionaler Ebene unter voller Berück-

sichtigung der besonderen Gegebenheiten der jeweiligen Re-
gion oder Subregion zusammenzuarbeiten, mit dem Ziel, die
internationalen Bemühungen zur Erhöhung der Offenheit und
Transparenz auf dem Gebiet der Rüstung zu stärken und zu ko-
ordinieren;

8. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über den Stand der
Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten;

9. beschließt, den Punkt "Transparenz auf dem Gebiet
der Rüstung" in die vorläufige Tagesordnung ihrer einund-
sechzigsten Tagung aufzunehmen.
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RESOLUTION 60/97
Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/473, Ziff. 9)1.

60/97. Unterstützung von Antiminenprogrammen2

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 58/127 vom 19. Dezem-
ber 2003 und alle ihre früheren Resolutionen über die Unter-
stützung von Minenräummaßnahmen und Antiminenpro-
grammen, die alle ohne Abstimmung verabschiedet wurden,

unter Hinweis auf alle einschlägigen Verträge und Über-
einkommen3 und die dazugehörigen Überprüfungsprozesse,

in Bekräftigung ihrer tiefen Besorgnis über die durch das
Vorhandensein von Minen und explosiven Kampfmittelrück-
ständen4 hervorgerufenen gewaltigen humanitären Probleme
und Entwicklungsprobleme, die für die Bevölkerung der von
Minen und explosiven Kampfmittelrückständen betroffenen
Länder ernste und langfristige soziale und wirtschaftliche Fol-
gen haben, 

eingedenk der ernsthaften Bedrohung, die Minen und ex-
plosive Kampfmittelrückstände für die Sicherheit, die Ge-
sundheit und das Leben der örtlichen Zivilbevölkerung sowie
des Personals darstellen, das an humanitären, friedenssichern-
den und Rehabilitationsprogrammen und -maßnahmen betei-
ligt ist,

äußerst beunruhigt über die Zahl der auch weiterhin jedes
Jahr neu verlegten Minen und die zwar abnehmende, jedoch
nach wie vor sehr große Zahl der infolge von bewaffneten
Konflikten bereits vorhandenen Minen und explosiven
Kampfmittelrückstände sowie der damit verminten Quadrat-
kilometer und somit weiterhin davon überzeugt, dass die in-
ternationale Gemeinschaft ihre Antiminenmaßnahmen drin-
gend verstärken muss, um die Bedrohung, die Landminen und
explosive Kampfmittelrückstände für Zivilpersonen darstel-
len, so bald wie möglich zu beseitigen,

in der Erwägung, dass neben der Hauptrolle, die den Staa-
ten zukommt, auch den Vereinten Nationen eine bedeutende
Aufgabe auf dem Gebiet der Unterstützung von Antiminen-
programmen zufällt, die Auffassung vertretend, dass Antimi-
nenprogramme einen wichtigen und integralen Bestandteil der
humanitären Maßnahmen und der Entwicklungsaktivitäten
der Vereinten Nationen bilden, sowie davon Kenntnis neh-
mend, dass in mehrere Friedenssicherungseinsätze der Verein-
ten Nationen Antiminenprogramme aufgenommen wurden,

betonend, dass es gilt, die von Minen betroffenen Staaten
davon zu überzeugen, die Neuverlegung von Antipersonenmi-
nen einzustellen, um die Wirksamkeit und Effizienz von Mi-
nenräumeinsätzen zu gewährleisten,

sowie betonend, dass es vordringlich ist, nichtstaatliche
Akteure mit Nachdruck aufzufordern, die Neuverlegung von
Minen und anderen damit verbundenen Sprengkörpern unver-
züglich und bedingungslos einzustellen,

1. fordert insbesondere, dass die Anstrengungen der
Staaten mit Unterstützung der Vereinten Nationen und nach
Bedarf der mit Antiminenprogrammen befassten zuständigen
Organisationen fortgesetzt werden, um die Schaffung und den
Ausbau nationaler Kapazitäten für Antiminenprogramme in
Ländern zu fördern, in denen Minen und explosive Kampfmit-
telrückstände eine ernste Gefahr für die Sicherheit, die Ge-
sundheit und das Leben der einheimischen Zivilbevölkerung
darstellen oder die Bemühungen um soziale und wirtschaftli-
che Entwicklung auf nationaler und lokaler Ebene behindern;

2. fordert alle Staaten, insbesondere diejenigen, die da-
zu in der Lage sind, sowie das System der Vereinten Nationen
und die mit Antiminenprogrammen befassten zuständigen Or-
ganisationen und Institutionen nachdrücklich auf, nach Bedarf

a) den von Minen und explosiven Kampfmittelrück-
ständen betroffenen Ländern bei der Schaffung und dem Aus-
bau ihrer nationalen Kapazitäten für Antiminenprogramme
Unterstützung zu gewähren;

b) in Zusammenarbeit mit den zuständigen Organen des
Systems der Vereinten Nationen und den in Betracht kommen-
den regionalen, staatlichen und nichtstaatlichen Organisatio-
nen bei Bedarf nationale Programme zu unterstützen, mit dem
Ziel, die von Landminen und explosiven Kampfmittelrück-
ständen ausgehende Gefahr, namentlich für Frauen und Kin-
der, zu verringern;

c) verlässliche, berechenbare und rechtzeitige Beiträge
zur Minenbekämpfung zu leisten, namentlich durch nationale
Antiminenmaßnahmen und humanitäre Antiminenprogram-
me nichtstaatlicher Organisationen, einschließlich Maßnah-

1 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Angola, Armenien, Austra-
lien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Costa Rica, Däne-
mark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Japan,
Jordanien, Kanada, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Mali,
Malta, Mauritius, Mexiko, Monaco, Neuseeland, Nicaragua, Niederlan-
de, Norwegen, Österreich, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik
Moldau, Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien und Monte-
negro, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Vincent und die Grenadinen,
Thailand, Tschechische Republik, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes König-
reich Großbritannien und Nordirland und Zypern.
2 Wie in früheren Resolutionen der Generalversammlung über die Unter-
stützung von Minenräummaßnahmen und Antiminenprogrammen er-
wähnt.
3 Dazu gehören das Übereinkommen von 1997 über das Verbot des Ein-
satzes, der Lagerung, der Herstellung und der Weitergabe von Antiper-
sonenminen und über deren Vernichtung, das Protokoll über das Verbot
oder die Beschränkung des Einsatzes von Minen, Sprengfallen und ande-
ren Vorrichtungen in der 1996 geänderten Fassung (Protokoll II zu dem
Übereinkommen von 1980 über das Verbot oder die Beschränkung des
Einsatzes bestimmter konventioneller Waffen, die übermäßige Leiden
verursachen oder unterschiedslos wirken können), das Protokoll von
2003 über explosive Kampfmittelrückstände (Protokoll V zu dem Über-
einkommen von 1980) (zum 27. Oktober 2005 noch nicht in Kraft getre-
ten) und das Zusatzprotokoll von 1977 zu den Genfer Abkommen vom
12. August 1949 über den Schutz der Opfer internationaler bewaffneter
Konflikte (Protokoll I).
4 Gemäß Definition in Protokoll V zu dem Übereinkommen über das Ver-
bot oder die Beschränkung des Einsatzes bestimmter konventioneller
Waffen, die übermäßige Leiden verursachen oder unterschiedslos wirken
können.
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men zur Unterstützung der Opfer und zur Aufklärung über die
Minengefahr, insbesondere auf lokaler Ebene, sowie über den
Freiwilligen Treuhandfonds zur Unterstützung von Antimi-
nenprogrammen und die entsprechenden regionalen Treu-
handfonds zur Unterstützung von Antiminenprogrammen;

d) die notwendigen Informationen und technischen, fi-
nanziellen und materiellen Hilfen bereitzustellen, um im Ein-
klang mit dem Völkerrecht Minenfelder, Minen, Sprengfallen,
andere Vorrichtungen und explosive Kampfmittelrückstände
so bald wie möglich zu orten, zu beseitigen, zu vernichten und
auf andere Weise unschädlich zu machen;

e) den von Minen und explosiven Kampfmittelrück-
ständen betroffenen Ländern technologische Hilfe zu gewäh-
ren;

und innerhalb eines annehmbaren Zeitrahmens eine auf die
Nutzer ausgerichtete Forschung und Entwicklung von Minen-
bekämpfungstechniken und -technologien zu fördern;

3. befürwortet die Anstrengungen, alle Antiminenmaß-
nahmen im Einklang mit anerkannten nationalen Normen und,
sofern anwendbar, den Internationalen Normen für Antimi-
nenprogramme durchzuführen, und betont, wie wichtig es ist,
ein Informationsmanagementsystem anzuwenden, wie etwa
das Informationsmanagementsystem für Antiminenprogram-
me, um Antiminenmaßnahmen erleichtern zu helfen;

4. ermutigt alle zuständigen multilateralen, regionalen
und nationalen Programme und Gremien, in Abstimmung mit
den Vereinten Nationen in ihre humanitären, Normalisie-
rungs-, Wiederaufbau- und Entwicklungshilfemaßnahmen ge-
gebenenfalls Aktivitäten im Zusammenhang mit Antiminen-
programmen, einschließlich Minenräumung, aufzunehmen,
unter Berücksichtigung der Notwendigkeit, die nationale und
lokale Trägerschaft, die Nachhaltigkeit und den Kapazitäts-
aufbau zu gewährleisten sowie eine geschlechts- und alters-
spezifische Perspektive in alle Aspekte derartiger Aktivitäten
aufzunehmen;

5. betont die Wichtigkeit der Zusammenarbeit und Ko-
ordinierung bei Antiminenprogrammen und weist in dieser
Hinsicht nachdrücklich auf die Hauptverantwortung der natio-
nalen Behörden hin, betont außerdem, dass den Vereinten Na-
tionen und den sonstigen zuständigen Organisationen dabei ei-
ne unterstützende Rolle zukommt, und unterstreicht die Not-
wendigkeit einer kontinuierlichen Bewertung der Rolle der
Vereinten Nationen bei der Minenbekämpfung;

6. stellt fest, dass Antiminenprogramme in Postkon-
fliktsituationen als Maßnahmen der Friedenskonsolidierung
und der Vertrauensbildung zwischen den beteiligten Parteien
dienen können;

7. erklärt, dass der 4. April offiziell zum Internationa-
len Tag zur Aufklärung über die Minengefahr und zur Unter-
stützung bei Antiminenprogrammen verkündet und jedes Jahr
als solcher begangen werden wird;

8. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution und über die Weiterver-
folgung früherer Resolutionen über die Unterstützung von Mi-

nenräummaßnahmen und Antiminenprogrammen, namentlich
über die einschlägigen Politiken und Maßnahmen der Verein-
ten Nationen, vorzulegen;

9. beschließt, den Punkt "Unterstützung von Antimi-
nenprogrammen" in die vorläufige Tagesordnung ihrer zwei-
undsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/98

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/474, Ziff. 9)5.

60/98. Auswirkungen der atomaren Strahlung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 913 (X) vom 3. Dezem-
ber 1955, mit der sie den Wissenschaftlichen Ausschuss der
Vereinten Nationen zur Untersuchung der Auswirkungen der
atomaren Strahlung einsetzte, sowie auf ihre späteren Resolu-
tionen zu dieser Frage, so auch die Resolution 59/114 vom
10. Dezember 2004, in der sie unter anderem den Wissen-
schaftlichen Ausschuss ersuchte, seine Arbeit fortzusetzen,

mit Dank Kenntnis nehmend von der Arbeit des Wissen-
schaftlichen Ausschusses,

erneut erklärend, dass die Fortsetzung der Arbeit des Wis-
senschaftlichen Ausschusses wünschenswert ist,

besorgt über die schädlichen Auswirkungen, die sich aus
der Strahlenbelastung des Menschen und der Umwelt für die
heutigen und die kommenden Generationen ergeben können,

Kenntnis nehmend von den Auffassungen zur Arbeit des
Wissenschaftlichen Ausschusses, welche die Mitgliedstaaten
auf ihrer sechzigsten Tagung zum Ausdruck gebracht haben,

mit Befriedigung feststellend, dass einige Mitgliedstaaten
ein besonderes Interesse daran geäußert haben, Mitglieder des
Wissenschaftlichen Ausschusses zu werden, und ihre Absicht
bekundend, diese Frage auf ihrer nächsten Tagung weiter zu
behandeln,

sich dessen bewusst, dass es weiterhin notwendig ist, Daten
über die atomare und die ionisierende Strahlung zu prüfen und
zusammenzustellen und ihre Auswirkungen auf den Men-
schen und die Umwelt zu analysieren,

1. beglückwünscht den Wissenschaftlichen Ausschuss
der Vereinten Nationen zur Untersuchung der Auswirkungen
der atomaren Strahlung zu dem wertvollen Beitrag, den er
während der vergangenen fünfzig Jahre seit seiner Einsetzung
zur besseren Kenntnis und zum besseren Verständnis der Men-

5 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Argentinien, Armenien, Australien, Belarus,
Belgien, Brasilien, Brunei Darussalam, China, Costa Rica, Dominikani-
sche Republik, Ecuador, Finnland, Frankreich, Griechenland, Guatemala,
Indien, Irland, Island, Japan, Kanada, Kasachstan, Kuba, Malaysia, Me-
xiko, Monaco, Niederlande, Nicaragua, Norwegen, Österreich, Peru, Po-
len, Russische Föderation, Schweden, Singapur, Slowakei, Thailand,
Tschechische Republik, Türkei, Ukraine und Vereinigtes Königreich
Großbritannien und Nordirland.



III.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Ausschusses für besondere politische Fragen und Entkolonialisierung (Vierter Ausschuss)

195

gen, der Folgewirkungen und der Gefahren der ionisierenden
Strahlung geleistet hat, sowie dazu, dass er seinen ursprüngli-
chen Auftrag mit wissenschaftlicher Autorität und unabhängi-
ger Urteilskraft wahrnimmt;

2. bekräftigt den Beschluss, die derzeitigen Aufgaben
und die unabhängige Rolle des Wissenschaftlichen Ausschus-
ses beizubehalten;

3. ersucht den Wissenschaftlichen Ausschuss um die
Fortsetzung seiner Arbeit, darunter auch seiner wichtigen Ak-
tivitäten zur Erhöhung des Kenntnisstands hinsichtlich der
Mengen, der Folgewirkungen und der Gefahren der ionisie-
renden Strahlung jeglichen Ursprungs, und bittet den Wissen-
schaftlichen Ausschuss, der Generalversammlung sein Ar-
beitsprogramm vorzulegen;

4. unterstützt die Absichten und Pläne des Wissen-
schaftlichen Ausschusses bezüglich seiner künftigen wissen-
schaftlichen Untersuchungs- und Bewertungstätigkeit im Auf-
trag der Generalversammlung;

5. ersucht den Wissenschaftlichen Ausschuss, auf sei-
ner nächsten Tagung die Untersuchung der wichtigen Proble-
me auf dem Gebiet der ionisierenden Strahlung fortzusetzen
und der Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Ta-
gung darüber Bericht zu erstatten;

6. hebt hervor, dass der Wissenschaftliche Ausschuss
seine ordentlichen Tagungen jährlich abhalten muss, damit er
in seinen Berichten die neuesten Entwicklungen und Erkennt-
nisse auf dem Gebiet der ionisierenden Strahlung berücksich-
tigen und somit aktuelle Informationen zur Weiterleitung an
alle Staaten vorlegen kann;

7. dankt den Mitgliedstaaten, den Sonderorganisatio-
nen, der Internationalen Atomenergie-Organisation und den
nichtstaatlichen Organisationen für ihre Unterstützung des
Wissenschaftlichen Ausschusses und bittet sie, ihre Zusam-
menarbeit auf diesem Gebiet zu verstärken;

8. bittet den Wissenschaftlichen Ausschuss, bei der
Ausarbeitung seiner künftigen wissenschaftlichen Berichte
auch weiterhin Wissenschaftler und Sachverständige aus in-
teressierten Mitgliedstaaten zu konsultieren, und ersucht das
Sekretariat, derartige Konsultationen zu erleichtern;

9. begrüßt in diesem Zusammenhang die Bereitschaft
der Mitgliedstaaten, dem Wissenschaftlichen Ausschuss sach-
dienliche Informationen zu den Auswirkungen der ionisieren-
den Strahlung in den betroffenen Gebieten zur Verfügung zu
stellen, und bittet den Wissenschaftlichen Ausschuss, diese In-
formationen zu analysieren und sie gebührend zu berücksich-
tigen, insbesondere im Lichte seiner eigenen Ergebnisse;

10. bittet die Mitgliedstaaten, die Organisationen des Sy-
stems der Vereinten Nationen sowie die in Betracht kommen-
den nichtstaatlichen Organisationen, weitere sachdienliche
Daten über die mit verschiedenen Strahlungsquellen verbun-
denen Strahlungsdosen, Folgewirkungen und Gefahren zur
Verfügung zu stellen, was für den Wissenschaftlichen Aus-
schuss bei der Ausarbeitung seiner künftigen Berichte an die
Generalversammlung sehr hilfreich wäre;

11. ersucht das Umweltprogramm der Vereinten Natio-
nen, den Wissenschaftlichen Ausschuss im Hinblick auf die
wirksame Durchführung seiner Arbeit und die Weitergabe sei-
ner Arbeitsergebnisse an die Generalversammlung, die Fach-
welt und die Öffentlichkeit weiter zu unterstützen;

12. fordert das Umweltprogramm der Vereinten Natio-
nen nachdrücklich auf, im Einklang mit Ziffer 6 der Resolu-
tion 59/114 die gegenwärtige Finanzierung des Wissenschaft-
lichen Ausschusses zu überprüfen und zu verstärken, damit der
Ausschuss die ihm von der Generalversammlung übertrage-
nen Funktionen und Aufgaben wahrnehmen kann.

RESOLUTION 60/99

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/475, Ziff. 11)6.

60/99. Internationale Zusammenarbeit bei der friedli-
chen Nutzung des Weltraums

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 51/122 vom 13. De-
zember 1996, 54/68 vom 6. Dezember 1999, 59/2 vom 20. Ok-
tober 2004 und 59/116 vom 10. Dezember 2004,

zutiefst überzeugt von dem gemeinsamen Interesse der
Menschheit an der Förderung und Ausweitung der Erfor-
schung und Nutzung des Weltraums, der Rechtsprovinz der
gesamten Menschheit, für friedliche Zwecke und an der Fort-
setzung der Bemühungen, alle Staaten an dem daraus erwach-
senden Nutzen teilhaben zu lassen, sowie von der Wichtigkeit
der internationalen Zusammenarbeit in diesem Bereich, für die
die Vereinten Nationen auch in Zukunft eine Koordinierungs-
stelle sein sollen,

in Bekräftigung der Wichtigkeit der internationalen Zu-
sammenarbeit bei der Sicherung der Herrschaft des Rechts,
einschließlich der einschlägigen Normen des Weltraumrechts
und deren wichtiger Rolle für die internationale Zusammenar-
beit bei der Erforschung und Nutzung des Weltraums für fried-
liche Zwecke, sowie der Wichtigkeit des weitestmöglichen
Beitritts zu internationalen Verträgen, die die friedliche Nut-
zung des Weltraums fördern, um die neuen Herausforderun-
gen, insbesondere diejenigen für die Entwicklungsländer, zu
bewältigen,

ernsthaft besorgt über die Möglichkeit eines Wettrüstens
im Weltraum und eingedenk der Bedeutung des Artikels IV
des Vertrags über die Grundsätze zur Regelung der Tätigkeiten
von Staaten bei der Erforschung und Nutzung des Weltraums
einschließlich des Mondes und anderer Himmelskörper7,

6 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Nigeria (im Namen der Plenararbeitsgruppe für
internationale Zusammenarbeit bei der friedlichen Nutzung des Welt-
raums).
7 Resolution 2222 (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1969
II S. 1967; öBGBl. Nr. 103/1968; AS 1970 87.
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in der Erkenntnis, dass alle Staaten, insbesondere diejeni-
gen, die in der Raumfahrt führend sind, als wesentliche Vor-
aussetzung für die Förderung und Stärkung der internationalen
Zusammenarbeit bei der Erforschung und Nutzung des Welt-
raums für friedliche Zwecke aktiv zu dem Ziel der Verhütung
eines Wettrüstens im Weltraum beitragen sollen,

in der Erwägung, dass die Frage des Weltraummülls für al-
le Nationen von Belang ist,

in Anbetracht der Fortschritte beim weiteren Ausbau der
friedlichen Weltraumforschung und ihrer Anwendung sowie
bei verschiedenen einzelstaatlichen und gemeinschaftlichen
Weltraumprojekten, die zur internationalen Zusammenarbeit
beitragen, sowie der Wichtigkeit einer Weiterentwicklung des
rechtlichen Rahmens zur Stärkung der internationalen Zusam-
menarbeit auf diesem Gebiet,

überzeugt von der Wichtigkeit der Empfehlungen in der
Resolution "Das Jahrtausend des Weltraums: Wiener Erklä-
rung über den Weltraum und die menschliche Entwicklung",
die auf der vom 19. bis 30. Juli 1999 in Wien abgehaltenen
Dritten Konferenz der Vereinten Nationen über die Erfor-
schung und friedliche Nutzung des Weltraums (UNISPACE
III) verabschiedet wurde8, sowie von der Notwendigkeit, die
Nutzung von Weltraumtechnik für die Umsetzung der Millen-
niums-Erklärung der Vereinten Nationen9 zu fördern,

Kenntnis nehmend von den bereits ergriffenen sowie noch
zu ergreifenden Maßnahmen zur weiteren Umsetzung der
Empfehlungen der UNISPACE III, wie in Resolution 59/2 und
im Aktionsplan des Ausschusses für die friedliche Nutzung
des Weltraums10 niedergelegt,

in der Überzeugung, dass die Nutzung der Weltraumwis-
senschaft und -technik und ihre Anwendung in Bereichen wie
Telemedizin, Tele-Unterricht, Katastrophenmanagement und
Umweltschutz sowie andere Anwendungsmöglichkeiten bei
der Erdbeobachtung dazu beitragen, die Ziele der Weltkonfe-
renzen der Vereinten Nationen zu verschiedenen Aspekten der
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Entwicklung, unter
anderem die Beseitigung der Armut, zu verwirklichen,

nach Behandlung des Berichts des Ausschusses für die
friedliche Nutzung des Weltraums über seine achtundvierzig-
ste Tagung11,

1. billigt den Bericht des Ausschusses für die friedliche
Nutzung des Weltraums über seine achtundvierzigste Ta-
gung11;

2. fordert diejenigen Staaten, die noch nicht Vertrags-
parteien der internationalen Verträge zur Regelung der Nut-

zung des Weltraums12 geworden sind, nachdrücklich auf, die
Ratifikation dieser Verträge beziehungsweise den Beitritt zu
denselben sowie ihre Eingliederung in die jeweiligen inner-
staatlichen Rechtsvorschriften zu erwägen;

3. stellt fest, dass der Unterausschuss Recht des Aus-
schusses für die friedliche Nutzung des Weltraums auf seiner
vierundvierzigsten Tagung seine Tätigkeit entsprechend dem
von der Generalversammlung in ihrer Resolution 59/116 er-
teilten Mandat fortgesetzt hat13;

4. macht sich die Empfehlung des Ausschusses zu ei-
gen, der Unterausschuss Recht solle auf seiner fünfundvier-
zigsten Tagung unter Berücksichtigung der Belange aller Län-
der, insbesondere der Entwicklungsländer,

a) die folgenden Punkte regelmäßig auf seine Tagesord-
nung setzen:

i) Allgemeiner Gedankenaustausch;

ii) Stand und Anwendung der fünf Weltraumverträge
der Vereinten Nationen;

iii) Informationen über die Tätigkeit internationaler Or-
ganisationen im Zusammenhang mit dem Weltraumrecht;

iv) Fragen im Zusammenhang mit

a. der Definition und Abgrenzung des Weltraums;

b. den Merkmalen und der Nutzung der geostatio-
nären Umlaufbahn, einschließlich Prüfung von
Mitteln und Wegen zur Gewährleistung einer
rationellen und gerechten Nutzung der geosta-
tionären Umlaufbahn, unbeschadet der Rolle
der Internationalen Fernmeldeunion;

b) die folgenden Einzelfragen und Diskussionspunkte
behandeln:

i) Überprüfung und mögliche Revision der Grundsätze
für den Einsatz nuklearer Energiequellen im Weltraum14;

8 Siehe Report of the Third United Nations Conference on the Exploration
and Peaceful Uses of Outer Space, Vienna, 19-30 July 1999 (United Na-
tions publication, Sales No. E.00.I.3), Kap. I, Resolution 1.
9 Siehe Resolution 55/2.
10 A/59/174, Kap. VI.B.
11 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 20 und Korrigendum (A/60/20 und Corr.1).

12 Vertrag über die Grundsätze zur Regelung der Tätigkeiten von Staaten
bei der Erforschung und Nutzung des Weltraums einschließlich des Mon-
des und anderer Himmelskörper (Resolution 2222 (XXI), Anlage). Deut-
sche Übersetzung: dBGBl. 1969 II S. 1967; öBGBl. Nr. 103/1968; AS
1970 87; Übereinkommen über die Rettung und Rückführung von Raum-
fahrern sowie die Rückgabe von in den Weltraum gestarteten Gegenstän-
den (Resolution 2345 (XXII), Anlage). Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1971 II S. 237; öBGBl. Nr. 110/1970; AS 1970 95; Übereinkommen über
die völkerrechtliche Haftung für Schäden durch Weltraumgegenstände
(Resolution 2777 (XXVI), Anlage). Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1975
II S. 1209; LGBl. 1980 Nr. 59; öBGBl. Nr. 162/1980; AS 1974 784; Über-
einkommen über die Registrierung von in den Weltraum gestarteten Ge-
genständen (Resolution 3235 (XXIX), Anlage). Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1979 II S. 650; LGBl. 1999 Nr. 67; öBGBl. Nr. 163/1980; AS
1978 240; und Übereinkommen zur Regelung der Tätigkeiten von Staaten
auf dem Mond und anderen Himmelskörpern (Resolution 34/68, Anlage).
Deutsche Übersetzung: öBGBl. Nr. 286/1984.
13 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Sup-
plement No. 20 und Korrigendum (A/60/20 und Corr.1), Kap. II.D.
14 Siehe Resolution 47/68.
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ii) Untersuchung und Überprüfung der Entwicklungen
hinsichtlich des Entwurfs eines Protokolls zum Überein-
kommen über internationale Sicherungsrechte an beweg-
licher Ausrüstung betreffend Besonderheiten der Welt-
raumvermögenswerte;

c) die Praxis der Staaten und der internationalen Orga-
nisationen bei der Registrierung von Weltraumgegenständen
im Einklang mit dem vom Ausschuss verabschiedeten Arbeits-
plan15 behandeln;

5. nimmt davon Kenntnis, dass der Unterausschuss
Recht auf seiner fünfundvierzigsten Tagung dem Ausschuss
seine Vorschläge zu den vom Unterausschuss auf seiner sechs-
undvierzigsten Tagung im Jahr 2007 zu behandelnden neuen
Punkten unterbreiten wird;

6. nimmt außerdem davon Kenntnis, dass der Unteraus-
schuss Recht im Zusammenhang mit Ziffer 4 a) ii) auf seiner
fünfundvierzigsten Tagung seine Arbeitsgruppe wieder einbe-
rufen und prüfen wird, ob eine Verlängerung des Mandats der
Arbeitsgruppe über die genannte Tagung des Unterausschus-
ses hinaus erforderlich ist;

7. nimmt ferner davon Kenntnis, dass der Unteraus-
schuss Recht im Zusammenhang mit Ziffer 4 a) iv) a. seine Ar-
beitsgruppe zu diesem Punkt nur zur Behandlung von Fragen
im Zusammenhang mit der Definition und Abgrenzung des
Weltraums wieder einberufen wird;

8. kommt überein, dass der Unterausschuss Recht im
Zusammenhang mit Ziffer 4 c) im Einklang mit dem vom Aus-
schuss verabschiedeten Arbeitsplan15 seine Arbeitsgruppe
wieder einberufen soll;

9. stellt fest, dass der Unterausschuss Wissenschaft und
Technik auf seiner zweiundvierzigsten Tagung seine Tätigkeit
entsprechend dem von der Generalversammlung in ihrer Re-
solution 59/116 erteilten Mandat fortgesetzt hat16;

10. macht sich die Empfehlung des Ausschusses zu ei-
gen, der Unterausschuss Wissenschaft und Technik solle auf
seiner dreiundvierzigsten Tagung unter Berücksichtigung der
Belange aller Länder, insbesondere der Entwicklungsländer,

a) folgende Punkte behandeln:

i) Allgemeiner Meinungsaustausch und Einführung zu
den über einzelstaatliche Tätigkeiten vorgelegten Berich-
ten;

ii) Programm der Vereinten Nationen für Raumfahrtan-
wendungen;

iii) Umsetzung der Empfehlungen der Dritten Konfe-
renz der Vereinten Nationen über die Erforschung und
friedliche Nutzung des Weltraums (UNISPACE III);

iv) Fragen im Zusammenhang mit der Erdfernerkun-
dung durch Satelliten, namentlich Anwendungsmöglich-
keiten für die Entwicklungsländer und die Beobachtung
der terrestrischen Umwelt;

b) die folgenden Punkte im Einklang mit den von dem
Ausschuss verabschiedeten Arbeitsplänen17 behandeln:

i) Weltraummüll;

ii) Einsatz nuklearer Energiequellen im Weltraum;

iii) weltraumgestützte Telemedizin;

iv) erdnahe Objekte;

v) Nutzung von Raumfahrtsystemen zur Unterstützung
des Katastrophenmanagements;

vi) Internationales sonnenphysikalisches Jahr 2007;

c) die folgenden Einzelfragen und Diskussionspunkte
behandeln: Untersuchung der physikalischen Eigenschaften
und der technischen Merkmale der geostationären Umlauf-
bahn sowie ihrer Nutzung und Anwendungsmöglichkeiten,
auch auf dem Gebiet der Weltraumkommunikation, und ande-
rer Fragen im Zusammenhang mit Entwicklungen der Welt-
raumkommunikation, unter besonderer Berücksichtigung der
Bedürfnisse und Interessen der Entwicklungsländer;

11. nimmt davon Kenntnis, dass der Unterausschuss Wis-
senschaft und Technik auf seiner dreiundvierzigsten Tagung
dem Ausschuss seinen Vorschlag für den Entwurf einer vor-
läufigen Tagesordnung für die vierundvierzigste Tagung des
Unterausschusses im Jahr 2007 vorlegen wird;

12. macht sich die Empfehlung des Ausschusses zu ei-
gen, das Symposium zur Stärkung der Partnerschaft mit der In-
dustrie solle während der ersten Woche der dreiundvierzigsten
Tagung des Unterausschusses Wissenschaft und Technik statt-
finden und sich mit Radaren mit synthetischer Apertur und ih-
ren Anwendungsmöglichkeiten befassen;

13. kommt überein, dass der Unterausschuss Wissen-
schaft und Technik auf seiner dreiundvierzigsten Tagung im
Zusammenhang mit den Ziffern 10 a) ii) und iii) sowie 11 die
Plenararbeitsgruppe wieder einberufen soll;

14. kommt außerdem überein, dass der Unterausschuss
Wissenschaft und Technik auf seiner dreiundvierzigsten Ta-
gung im Zusammenhang mit Ziffer 10 b) i) seine Arbeitsgrup-
pe Weltraummüll wieder einberufen soll, mit dem Auftrag,
Fragen, die sich aus seinem Arbeitsplan ergeben, und insbe-
sondere den von ihm erarbeiteten Entwurf des Dokuments
über die Eindämmung des Weltraummülls zu prüfen, und dass
die Arbeitsgruppe erforderlichenfalls ihre Arbeit in der Zeit
zwischen den Tagungen fortsetzen soll, um eine raschere Ei-
nigung auf das Dokument herbeizuführen18;

15 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-eighth Session,
Supplement No. 20 (A/58/20), Ziff. 199.
16 Ebd., Sixtieth Session, Supplement No. 20 und Korrigendum (A/60/20
und Corr.1), Kap. II.C.

17 Siehe A/AC.105/848, Anhang II, Ziff. 6, für Punkt i); ebd., Anhang III,
Ziff. 8, für Punkt ii); Official Records of the General Assembly, Fifty-
eighth Session, Supplement No. 20 (A/58/20), Ziff. 138, für Punkt iii);
A/AC.105/848, Anhang I, Ziff. 20, für Punkt iv); A/AC.105/823, Anhang
II, Ziff. 15 und A/AC.105/848, Anhang I, Ziff. 21, für Punkt v) und
A/AC.105/848, Anhang I, Ziff. 22, für Punkt vi).
18 Siehe A/AC.105/848, Anhang II, Ziff. 6.
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15. kommt ferner überein, dass der Unterausschuss Wis-
senschaft und Technik auf seiner dreiundvierzigsten Tagung
im Zusammenhang mit Ziffer 10 b) ii) seine Arbeitsgruppe für
den Einsatz nuklearer Energiequellen im Weltraum wieder
einberufen soll und dass die Arbeitsgruppe in der Zeit zwi-
schen den Tagungen ihre Arbeit an den Themen fortsetzen soll,
die in dem durch den Unterausschuss auf seiner zweiundvier-
zigsten Tagung geänderten mehrjährigen Arbeitsplan19 be-
schrieben sind;

16. kommt überein, dass zusammen mit der Internationa-
len Atomenergie-Organisation ein gemeinsames Fachseminar
über die Ziele, den Umfang und die allgemeinen Merkmale ei-
ner möglichen technischen Sicherheitsnorm für nukleare
Energiequellen im Weltraum organisiert und während der
dreiundvierzigsten Tagung des Unterausschusses Wissen-
schaft und Technik abgehalten werden soll;

17. billigt das Programm der Vereinten Nationen für
Raumfahrtanwendungen für das Jahr 2006, das der Sachver-
ständige für angewandte Weltraumtechnik dem Ausschuss
vorgeschlagen hat und das vom Ausschuss gebilligt wurde20;

18. stellt mit Befriedigung fest, dass im Einklang mit Zif-
fer 30 der Resolution 50/27 der Generalversammlung vom
6. Dezember 1995 die regionalen Ausbildungszentren für
Weltraumwissenschaft und -technik in Afrika mit Französisch
beziehungsweise Englisch als Unterrichtssprache in Marokko
beziehungsweise Nigeria sowie das Ausbildungszentrum für
Weltraumwissenschaft und -technik in Asien und im Pazifik
und das Regionale Ausbildungszentrum für Weltraumwissen-
schaft und -technik in Lateinamerika und der Karibik mit dem
Sekretariats-Büro für Weltraumfragen ein Angliederungsab-
kommen geschlossen und ihre Ausbildungsprogramme im
Jahr 2005 fortgesetzt haben;

19. kommt überein, dass die in Ziffer 18 genannten regio-
nalen Zentren dem Ausschuss auch künftig jährlich über ihre
Tätigkeit Bericht erstatten sollen;

20. nimmt mit Befriedigung davon Kenntnis, dass das
Ausbildungszentrum für Weltraumwissenschaft und -technik
in Asien und im Pazifik 2005 seinen zehnten Jahrestag beging;

21. nimmt außerdem mit Befriedigung Kenntnis von dem
Beitrag des Unterausschusses Wissenschaft und Technik und
den Anstrengungen der Mitgliedstaaten und des Büros für
Weltraumfragen zur Förderung und Unterstützung der im Rah-
men des Internationalen sonnenphysikalischen Jahres 2007 or-
ganisierten Aktivitäten;

22. nimmt ferner mit Befriedigung davon Kenntnis, dass
die Regierung Ecuadors im Juli 2006 in Quito die fünfte Welt-
raumkonferenz des amerikanischen Kontinents veranstalten
wird und dass die Regierung Chiles mit Unterstützung der Re-
gierung Kolumbiens, der Organisation der Vereinten Nationen
für Bildung, Wissenschaft und Kultur und des Büros der Ver-

einten Nationen für Weltraumfragen während der im März
2006 in Santiago stattfindenden Internationalen Messe für
Luft- und Raumfahrt ein Vorbereitungstreffen für diese Kon-
ferenz organisieren wird;

23. nimmt mit Befriedigung davon Kenntnis, dass das
vorläufige Sekretariat der vierten Weltraumkonferenz des
amerikanischen Kontinents den Ausschuss im Einklang mit
Ziffer 21 der Resolution 59/116 über seine Aktivitäten zur
Umsetzung der Erklärung von Cartagena de Indias und des
Aktionsplans der Konferenz informiert hat21;

24. nimmt außerdem mit Befriedigung davon Kenntnis,
dass die Bundesregierung Nigerias vom 23. bis 25. November
2005 in Zusammenarbeit mit den Regierungen Algeriens und
Südafrikas die erste Konferenz afrikanischer Führer über
Weltraumwissenschaft und -technik im Dienste einer nachhal-
tigen Entwicklung ausrichtete und dass die Konferenz unter
dem Motto "Der Weltraum: ein unverzichtbares Hilfsmittel für
die Entwicklung Afrikas" ein Forum bot, um Informationen
über globale Weltraumtätigkeiten zu Gunsten der gesellschaft-
lichen Entwicklung und der Bedürfnisse Afrikas, einschließ-
lich des Aufbaus von Kapazitäten, auszutauschen, aus den An-
wendungen der Weltraumwissenschaft und -technik Nutzen
zu ziehen und zu prüfen, wie die Mitwirkung Afrikas an der
Arbeit des Ausschusses und seiner Unterausschüsse verstärkt
werden kann;

25. nimmt ferner mit Befriedigung davon Kenntnis, dass
die Islamische Republik Iran im September 2005 in Zusam-
menarbeit mit der Wirtschafts- und Sozialkommission für
Asien und den Pazifik die elfte Tagung des Zwischenstaatli-
chen Beratungsausschusses über das Regionalprogramm für
Raumfahrtanwendungen im Dienste einer nachhaltigen Ent-
wicklung ausgerichtet hat;

26. empfiehlt, allen Fragen im Zusammenhang mit dem
Schutz und der Erhaltung der Weltraumumwelt, insbesondere
soweit sie sich auf die terrestrische Umwelt auswirken könn-
ten, mehr Beachtung zu schenken und politische Unterstüt-
zung dafür bereitzustellen;

27. hält es für unerlässlich, dass die Mitgliedstaaten dem
Problem der Zusammenstöße von Weltraumgegenständen, na-
mentlich solchen, die nukleare Energiequellen verwenden, mit
Weltraummüll sowie anderen Aspekten des Weltraummülls
mehr Beachtung schenken, fordert die Fortsetzung der einzel-
staatlichen Forschungsarbeiten über diese Frage, die Entwick-
lung besserer Technologien zur Überwachung von Weltraum-
müll und die Zusammenstellung und Verbreitung von Daten
über Weltraummüll, vertritt außerdem die Auffassung, dass
dem Unterausschuss Wissenschaft und Technik im Rahmen
des Möglichen Informationen darüber zur Verfügung gestellt
werden sollen, und ist sich darüber einig, dass es internationa-
ler Zusammenarbeit bedarf, damit vermehrt geeignete und ko-
stengünstige Strategien zur Minimierung der Auswirkungen
von Weltraummüll auf künftige Raumfahrtmissionen erarbei-
tet werden können;

19 Ebd., Anhang III, Ziff. 8.
20 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Sup-
plement No. 20 und Korrigendum (A/60/20 und Corr.1), Ziff. 88 und 94;
siehe auch A/AC.105/840, Abschn. II und III und Anhang III. 21 Siehe A/AC.105/L.261.
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28. fordert alle Staaten, insbesondere diejenigen, die in
der Raumfahrt führend sind, nachdrücklich auf, als wesentli-
che Voraussetzung für die Förderung der internationalen Zu-
sammenarbeit bei der Erforschung und Nutzung des Welt-
raums für friedliche Zwecke aktiv zu dem Ziel der Verhütung
eines Wettrüstens im Weltraum beizutragen;

29. unterstreicht die Notwendigkeit, stärkeren Nutzen
aus der Weltraumtechnik und ihren Anwendungsmöglichkei-
ten zu ziehen und zu einer geordneten Ausweitung der Welt-
raumtätigkeiten beizutragen, die einem nachhaltigen Wirt-
schaftswachstum und einer nachhaltigen Entwicklung in allen
Ländern förderlich sind, einschließlich der Abmilderung von
Katastrophenfolgen, insbesondere in den Entwicklungslän-
dern;

30. stellt fest, dass die Weltraumwissenschaft und -tech-
nik und ihre Anwendungsmöglichkeiten wichtige Beiträge zur
Entwicklung und zum Wohlergehen auf wirtschaftlichem, so-
zialem und kulturellem Gebiet leisten könnten, wie aus der Re-
solution "Das Jahrtausend des Weltraums: Wiener Erklärung
über den Weltraum und die menschliche Entwicklung"8 her-
vorgeht;

31. erklärt erneut, dass die Aufmerksamkeit insbesonde-
re der großen Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten
Nationen für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwick-
lung und damit zusammenhängende Gebiete mit Vorrang auf
die Vorteile der Weltraumtechnik und ihrer Anwendungsmög-
lichkeiten gerichtet und der Einsatz der Weltraumtechnik ge-
fördert werden soll, um die Ziele dieser Konferenzen und Gip-
feltreffen zu erreichen und die Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen9 umzusetzen;

32. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über den Ausschuss
für die friedliche Nutzung des Weltraums einen Bericht über
die Aufnahme der Frage des Einsatzes der Weltraumtechnik in
die Berichte des Generalsekretärs an diese Konferenzen und
Gipfeltreffen sowie in die auf diesen Konferenzen und Gipfel-
treffen erzielten Ergebnisse und eingegangenen Verpflichtun-
gen vorzulegen;

33. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von den verstärkten
Anstrengungen, die der Ausschuss und sein Unterausschuss
Wissenschaft und Technik sowie das Büro für Weltraumfra-
gen und die Interinstitutionelle Tagung über Weltraumtätig-
keiten unternommen haben, um den Einsatz der Weltraumwis-
senschaft und -technik und ihrer Anwendungsmöglichkeiten
bei der Ausführung der in dem Durchführungsplan des Welt-
gipfels für nachhaltige Entwicklung ("Durchführungsplan von
Johannesburg")22 empfohlenen Maßnahmen zu fördern;

34. fordert die Stellen des Systems der Vereinten Natio-
nen, insbesondere diejenigen, die an der Interinstitutionellen

Tagung über Weltraumtätigkeiten beteiligt sind, nachdrück-
lich auf, in Zusammenarbeit mit dem Ausschuss zu prüfen, wie
die Weltraumwissenschaft und -technik und ihre Anwen-
dungsmöglichkeiten zur Umsetzung der Millenniums-Erklä-
rung der Vereinten Nationen beitragen könnten, insbesondere
in Bereichen, die unter anderem mit der Ernährungssicherheit
und mit verstärkten Bildungsmöglichkeiten zusammenhän-
gen;

35. bittet die Interinstitutionelle Tagung über Weltraum-
tätigkeiten, auch künftig zur Arbeit des Ausschusses beizutra-
gen und dem Ausschuss und seinem Unterausschuss Wissen-
schaft und Technik über die Arbeit auf ihrer Jahrestagung Be-
richt zu erstatten;

36. stellt mit Befriedigung fest, dass die offenen infor-
mellen Sitzungen, die in Verbindung mit den Jahrestagungen
der Interinstitutionellen Tagung für Weltraumtätigkeiten ab-
gehalten werden und an denen Vertreter der Mitgliedstaaten
und Beobachter im Ausschuss teilnehmen, einen konstrukti-
ven Mechanismus zur Durchführung eines aktiven Dialogs
zwischen den Stellen des Systems der Vereinten Nationen und
den Mitgliedstaaten und Beobachtern im Ausschuss darstel-
len;

37. legt den Stellen des Systems der Vereinten Nationen
nahe, sich in vollem Umfang an der Arbeit der Interinstitutio-
nellen Tagung für Weltraumtätigkeiten zu beteiligen;

38. stellt fest, dass die Weltraumtechnik eine zentrale
Rolle bei der Katastrophenvorsorge spielen könnte und dass
sowohl der Ausschuss als auch sein Unterausschuss Wissen-
schaft und Technik zur Umsetzung der Erklärung von Hyogo
und des Hyogo-Rahmenaktionsplans 2005-2015 beitragen
könnten, die auf der vom 18. bis 22. Januar 2005 in Kobe (Ja-
pan) abgehaltenen Weltkonferenz für Katastrophenvorsorge
verabschiedet wurden23;

39. ersucht den Ausschuss, auch weiterhin mit Vorrang
zu prüfen, wie der Weltraum friedlichen Zwecken vorbehalten
werden kann, und der Generalversammlung auf ihrer einund-
sechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten, und ist sich
einig, dass der Ausschuss bei seiner Behandlung dieser Ange-
legenheit weiter prüfen könnte, wie die regionale und interre-
gionale Zusammenarbeit auf der Grundlage der aus der Welt-
raumkonferenz des amerikanischen Kontinents gewonnenen
Erfahrungen gefördert werden und welche Rolle die Welt-
raumtechnik bei der Umsetzung der aus dem Weltgipfel für
nachhaltige Entwicklung hervorgegangenen Empfehlungen
übernehmen könnte;

40. stellt mit Befriedigung fest, dass der Ausschuss eine
engere Verbindung zwischen seiner Arbeit zur Umsetzung der
Empfehlungen der UNISPACE III und der Arbeit der Kom-
mission für Nachhaltige Entwicklung herstellen wird, wenn er
zu den Themenbereichen beiträgt, mit denen sich die Kommis-
sion befassen wird;22 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-

burg, South Africa, 26 August-4 September 2002 (United Nations publi-
cation, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf. 23 A/CONF.206/6 und Corr.1, Kap. I, Resolutionen 1 und 2.
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41. kommt überein, dass die Direktorin der Abteilung
Nachhaltige Entwicklung der Sekretariats-Hauptabteilung
Wirtschaftliche und Soziale Angelegenheiten zur Teilnahme
an den Tagungen des Ausschusses eingeladen werden soll, um
diesen darüber zu informieren, auf welche Weise er am besten
zur Arbeit der Kommission beitragen könnte;

42. kommt außerdem überein, dass der Direktor des Bü-
ros für Weltraumfragen an den Tagungen der Kommission für
Nachhaltige Entwicklung teilnehmen soll, um das Bewusst-
sein für den Nutzen der Weltraumwissenschaft und -technik
für die nachhaltige Entwicklung zu fördern;

43. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von den im Ein-
klang mit Resolution 59/2 der Generalversammlung erzielten
Fortschritten der Anbieter von Diensten des Globalen Satelli-
tennavigationssystems (GNSS) und von Erweiterungssyste-
men bei der Einrichtung eines internationalen GNSS-Aus-
schusses sowie den Fortschritten der Ad-hoc-Sachverständi-
gengruppe, welche eingerichtet wurde, um die Möglichkeit der
Schaffung einer internationalen Einrichtung zu untersuchen,
die als Koordinierungsstelle fungieren und die Mittel für eine
realistische Optimierung der Wirksamkeit weltraumgestützter
Dienste für den Einsatz im Katastrophenmanagement bereit-
stellen soll;

44. begrüßt es, dass das Büro für Weltraumfragen eine
Reihe der in dem Aktionsplan des Ausschusses zur weiteren
Umsetzung der Empfehlungen der UNISPACE III vorgesehe-
nen Maßnahmen zur Durchführung durch das Büro in sein Ar-
beitsprogramm integrieren könnte24;

45. stellt fest, dass einige der in dem Aktionsplan zur
Durchführung durch das Büro vorgesehenen Maßnahmen nur
dann in sein Arbeitsprogramm integriert werden können, wenn
zusätzliche personelle und finanzielle Ressourcen bereitge-
stellt würden25;

46. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, zu
dem Treuhandfonds für das Programm der Vereinten Nationen
für Raumfahrtanwendungen beizutragen, um das Büro ver-
stärkt in die Lage zu versetzen, im Einklang mit dem Aktions-
plan des Ausschusses technische und juristische Beratungs-
dienste zu erbringen und Pilotprojekte einzuleiten und dabei
die von dem Ausschuss vereinbarten vorrangigen Themenbe-
reiche weiter zu verfolgen;

47. kommt überein, dass der Ausschuss als Teil seiner
Behandlung des Programms der Vereinten Nationen für
Raumfahrtanwendungen unter dem Tagesordnungspunkt "Be-
richt des Unterausschusses Wissenschaft und Technik" auch
weiterhin einen Bericht über die Tätigkeit des Internationalen
satellitengestützten Such- und Rettungssystems behandeln
soll, und bittet die Mitgliedstaaten, über ihre Tätigkeiten im
Zusammenhang mit diesem System Bericht zu erstatten;

48. ersucht den Ausschuss, auf seiner neunundvierzig-
sten Tagung die Behandlung des Tagesordnungspunkts "Ne-

benprodukte der Weltraumtechnik: Überblick über den derzei-
tigen Stand" fortzusetzen;

49. ersucht den Ausschuss außerdem, auf seiner neun-
undvierzigsten Tagung unter dem Tagesordnungspunkt
"Weltraum und Gesellschaft" die Behandlung des in den Mit-
telpunkt der Erörterungen für den Zeitraum 2004-2006 gestell-
ten Sonderthemas "Weltraum und Bildung" fortzusetzen, im
Einklang mit dem von dem Ausschuss verabschiedeten Ar-
beitsplan26;

50. kommt überein, dass der Ausschuss auf seiner neun-
undvierzigsten Tagung die Behandlung des Tagesordnungs-
punkts "Weltraum und Wasser" fortsetzen soll;

51. kommt außerdem überein, dass ein neuer Punkt
"Empfehlungen des Weltgipfels über die Informationsgesell-
schaft" in die Tagesordnung der neunundvierzigsten Tagung
des Ausschusses aufgenommen werden soll, mit dem Ziel, zur
Umsetzung dieser Empfehlungen beizutragen;

52. kommt ferner überein, dass während der neunund-
vierzigsten Tagung des Ausschusses ein Symposium über
Weltraum und Wälder abgehalten werden soll;

53. stellt mit Befriedigung fest, dass der Ausschuss über-
einkam, auf seiner neunundvierzigsten Tagung unter dem Ta-
gesordnungspunkt "Sonstige Fragen" die Entwicklung der
Weltraumtätigkeiten und die Frage der Ausarbeitung eines
langfristigen Plans zur Stärkung der Rolle des Ausschusses bei
der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der fried-
lichen Nutzung des Weltraums zu untersuchen27;

54. stellt fest, dass die Gruppe der afrikanischen Staaten,
die Gruppe der osteuropäischen Staaten, die Gruppe der latein-
amerikanischen und karibischen Staaten und die Gruppe der
westeuropäischen und sonstigen Staaten im Einklang mit der
von dem Ausschuss auf seiner sechsundvierzigsten Tagung er-
zielten Vereinbarung über Maßnahmen betreffend die künfti-
ge Zusammensetzung der Präsidien des Ausschusses und sei-
ner Nebenorgane28 auf der Grundlage der Maßnahmen betref-
fend die Arbeitsmethoden des Ausschusses und seiner Neben-
organe29 ihre jeweiligen Kandidaten für die Ämter des Zweiten
Stellvertretenden Vorsitzenden/Berichterstatters des Aus-
schusses, des Ersten Stellvertretenden Vorsitzenden des Aus-
schusses, des Vorsitzenden des Unterausschusses Recht und
des Vorsitzenden des Ausschusses für den Zeitraum 2006-
2007 benannt haben;

55. legt der Gruppe der asiatischen Staaten eindringlich
nahe, ihren Kandidaten für das Amt des Vorsitzenden des Un-
terausschusses Wissenschaft und Technik für den Zeitraum

24 Siehe A/AC.105/L.262.
25 Ebd., Ziff. 6.

26 Official Records of the General Assembly, Fifty-eigth Session, Supple-
ment No. 20 (A/58/20), Ziff. 239.
27 Ebd., Sixtieth Session, Supplement No. 20 und Korrigendum (A/60/20
und Corr.1), Ziff. 316 und 317.
28 Ebd., Fifty-eighth Session, Supplement No. 20 (A/58/20), Anhang II,
Ziff. 4-9.
29 Ebd., Fifty-second Session, Supplement No. 20 (A/52/20), Anhang I;
siehe auch Official Records of the General Assembly, Fifty-eighth Ses-
sion, Supplement No. 20 (A/58/20), Anhang II, Anlage III.
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2006-2007 rechtzeitig zu benennen, sodass der Unteraus-
schuss seine Arbeit auf seiner dreiundvierzigsten Tagung plan-
mäßig aufnehmen kann;

56. kommt überein, dass die beiden Unterausschüsse ihre
Amtsträger wählen sollen, sobald die Gruppe der asiatischen
Staaten ihren Kandidaten für den Vorsitz des Unterausschus-
ses Wissenschaft und Technik benannt hat;

57. stellt fest, dass der Ausschuss auf seiner neunundvier-
zigsten Tagung die Wahl der Amtsträger seiner Unteraus-
schüsse anerkennen und seine Amtsträger für den Zeitraum
2006-2007 wählen wird;

58. stellt außerdem fest, dass die Gruppe der westeuro-
päischen und sonstigen Staaten auf der achtundvierzigsten Ta-
gung des Ausschusses ihren Kandidaten für das Amt des Zwei-
ten Stellvertretenden Vorsitzenden/Berichterstatters des Aus-
schusses für den Zeitraum 2008-2009 zur Prüfung durch den
Ausschuss benannt hat;

59. stellt ferner fest, dass es jeder Regionalgruppe ob-
liegt, die Beteiligung der Mitgliedstaaten des Ausschusses, die
auch Mitglieder der jeweiligen Regionalgruppe sind, an der
Arbeit des Ausschusses und seiner Nebenorgane aktiv zu för-
dern, und kommt überein, dass die Regionalgruppen diese den
Ausschuss betreffende Angelegenheit im Kreise ihrer Mitglie-
der prüfen sollen;

60. billigt den Beschluss des Ausschusses, dem Europäi-
schen Institut für Weltraumpolitik ständigen Beobachterstatus
zu gewähren;

61. fordert den Ausschuss nachdrücklich auf, die inter-
nationale Zusammenarbeit in Bezug auf die soziale, wirt-
schaftliche, ethische und menschliche Dimension der Anwen-
dungsmöglichkeiten der Weltraumwissenschaft und -technik
auszuweiten;

62. ersucht die Stellen des Systems der Vereinten Natio-
nen und die anderen internationalen Organisationen, ihre Zu-
sammenarbeit mit dem Ausschuss fortzusetzen und gegebe-
nenfalls zu vertiefen und ihm Berichte über die Fragen zu über-
mitteln, die der Ausschuss und seine Nebenorgane im Rahmen
ihrer Tätigkeit behandeln.

RESOLUTION 60/100

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 161 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 11 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/476, Ziff. 22)30:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain,
Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien,
Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chi-
le, China, Costa Rica, Dänemark, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutsch-
land, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugo-
slawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland,
Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Griechenland, Guatemala, Guinea, Gui-
nea-Bissau, Guyana, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Repu-
blik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Ka-
nada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Kroatien,
Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Lettland, Liba-
non, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauriti-
us, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neusee-
land, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pa-
kistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen,
Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Fö-
deration, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden,
Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Simbabwe, Singapur, Slowakei,
Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadi-
nen, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan,
Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Repu-
blik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, Usbekistan, Venezuela
(Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tan-
sania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zentral-
afrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Israel.
Enthaltungen: Albanien, Grenada, Haiti, Kamerun, Marshallinseln, Mikrone-

sien (Föderierte Staaten von), Palau, Tuvalu, Uganda, Vanuatu, Vereinigte Staa-
ten von Amerika.

60/100. Hilfe für Palästinaflüchtlinge

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 194 (III) vom 11. De-
zember 1948 sowie auf alle ihre späteren Resolutionen zu die-
ser Frage, namentlich Resolution 59/117 vom 10. Dezember
2004,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 302 (IV) vom
8. Dezember 1949, mit der sie unter anderem das Hilfswerk
der Vereinten Nationen für Palästinaflüchtlinge im Nahen
Osten einrichtete,

ferner unter Hinweis auf die einschlägigen Resolutionen
des Sicherheitsrats,

im Bewusstsein dessen, dass die Palästinaflüchtlinge seit
mehr als fünf Jahrzehnten ohne Heimstätten, Land und Exi-
stenzgrundlage sind,

bekräftigend, dass unbedingt eine Lösung für das Problem
der Palästinaflüchtlinge gefunden werden muss, damit Ge-
rechtigkeit und ein dauerhafter Frieden in der Region herbei-
geführt werden können,

in Anerkennung der unverzichtbaren Rolle, die das Hilfs-
werk der Vereinten Nationen für Palästinaflüchtlinge im Na-
hen Osten in den über fünfundfünfzig Jahren seines Bestehens
übernommen hat, um die Not der Palästinaflüchtlinge auf dem
Gebiet der Bildung, der Gesundheit sowie der Hilfs- und So-
zialdienste zu lindern,

30 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Bel-
gien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Dschibuti, Estland, Finnland,
Frankreich, Griechenland, Guinea, Indonesien, Irak, Irland, Italien, Je-
men, Jordanien, Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Lettland, Libanon, Li-
tauen, Luxemburg, Malaysia, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Na-
mibia, Niederlande, Norwegen, Oman, Österreich, Polen, Portugal, Ru-
mänien, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Slowakei, Slowe-
nien, Somalia, Spanien, Südafrika, Sudan, Tschechische Republik,
Tunesien, Ungarn, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigtes Königreich
Großbritannien und Nordirland, Zypern und Palästina.
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Kenntnis nehmend von dem Bericht der Generalbeauftrag-
ten des Hilfswerks der Vereinten Nationen für Palästinaflücht-
linge im Nahen Osten für die Zeit vom 1. Juli 2004 bis 30. Juni
200531,

im Bewusstsein der nach wie vor bestehenden Bedürfnisse
der Palästinaflüchtlinge in allen Einsatzgebieten, namentlich
in Jordanien, Libanon, der Syrischen Arabischen Republik und
dem besetzten palästinensischen Gebiet,

mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis über die beson-
ders schwierige Lage der unter der Besatzung lebenden Palä-
stinaflüchtlinge, namentlich im Hinblick auf ihre Sicherheit,
ihr Wohlergehen und ihre Lebensbedingungen, 

in Anbetracht der am 13. September 1993 erfolgten Unter-
zeichnung der Prinzipienerklärung über vorübergehende
Selbstverwaltung durch die Regierung Israels und die Palästi-
nensische Befreiungsorganisation32 und der darauf folgenden
Durchführungsabkommen,

sich dessen bewusst, dass der im Rahmen des Nahost-Frie-
densprozesses eingesetzten Multilateralen Arbeitsgruppe für
Flüchtlinge eine wichtige Rolle im Friedensprozess zukommt,

1. stellt mit Bedauern fest, dass die in Ziffer 11 der Re-
solution 194 (III) der Generalversammlung vorgesehene Re-
patriierung beziehungsweise Entschädigung der Flüchtlinge
noch nicht stattgefunden hat und dass daher die Situation der
Palästinaflüchtlinge weiterhin zu ernster Besorgnis Anlass
gibt;

2. stellt außerdem mit Bedauern fest, dass es der Ver-
gleichskommission der Vereinten Nationen für Palästina nicht
gelungen ist, einen Weg zu finden, um Fortschritte bei der
Durchführung von Ziffer 11 der Resolution 194 (III) der Ge-
neralversammlung zu erzielen, und ersucht die Vergleichs-
kommission erneut, sich auch weiterhin um die Durchführung
der besagten Ziffer zu bemühen und der Versammlung zu ge-
gebener Zeit, spätestens jedoch bis zum 1. September 2006,
darüber Bericht zu erstatten;

3. bekräftigt, dass die Arbeit des Hilfswerks der Verein-
ten Nationen für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten fortge-
setzt werden muss und dass seine Einsätze und Dienste für das
Wohlergehen der Palästinaflüchtlinge und für die Stabilität in
der Region wichtig sind, solange die Frage der Palästinaflücht-
linge ungelöst ist;

4. fordert alle Geber auf, auch weiterhin möglichst
großzügige Anstrengungen zu unternehmen, um den voraus-
sichtlichen Bedarf des Hilfswerks zu decken, einschließlich
des im Rahmen der jüngsten Nothilfeappelle genannten Be-
darfs.

RESOLUTION 60/101

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 161 Stimmen bei 6 Gegenstimmen und 5 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/476, Ziff. 22)33:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain,
Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien,
Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chi-
le, China, Costa Rica, Dänemark, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutsch-
land, Dominica, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedo-
nien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Geor-
gien, Ghana, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Hon-
duras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien,
Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Ver-
de, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Kuba,
Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Li-
beria, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Ma-
laysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mona-
co, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua,
Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama,
Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Ko-
rea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sambia,
Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und
Montenegro, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri
Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname,
Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Ton-
ga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmeni-
stan, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik),
Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes König-
reich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zy-
pern.

Dagegen: Grenada, Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten
von), Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Dominikanische Republik, Tuvalu, Uganda, Va-
nuatu.

60/101. Infolge der Feindseligkeiten vom Juni 1967 und
späterer Feindseligkeiten vertriebene Personen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 2252 (ES-V) vom
4. Juli 1967, 2341 B (XXII) vom 19. Dezember 1967 und alle
späteren diesbezüglichen Resolutionen,

sowie unter Hinweis auf die Resolutionen des Sicherheits-
rats 237 (1967) vom 14. Juni 1967 und 259 (1968) vom
27. September 1968,

Kenntnis nehmend von dem Bericht, den der Generalsekre-
tär gemäß ihrer Resolution 59/118 vom 10. Dezember 2004
vorgelegt hat34,

sowie Kenntnis nehmend von dem Bericht der Generalbe-
auftragten des Hilfswerks der Vereinten Nationen für Palä-

31 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 13 (A/60/13), und ebd., Supplement No. 13A (A/60/13/Add.1).
32 A/48/486-S/26560, Anlage.

33 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Bru-
nei Darussalam, Dschibuti, Guinea, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien,
Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Libanon, Malaysia, Mali, Marokko,
Mauretanien, Namibia, Oman, Saudi-Arabien, Senegal, Somalia, Süd-
afrika, Sudan, Tunesien, Vereinigte Arabische Emirate und Palästina.
34 A/60/212.
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stinaflüchtlinge im Nahen Osten für den Zeitraum vom 1. Juli
2004 bis 30. Juni 200535,

besorgt über das anhaltende menschliche Leid, das durch
die Feindseligkeiten vom Juni 1967 und spätere Feindseligkei-
ten verursacht wurde,

Kenntnis nehmend von den einschlägigen Bestimmungen
der Prinzipienerklärung von 1993 über vorübergehende
Selbstverwaltung36, die sich auf die Modalitäten für die Auf-
nahme von Personen beziehen, die 1967 vertrieben wurden,
und besorgt darüber, dass der vereinbarte Prozess bisher noch
nicht in Gang gesetzt wurde,

1. bekräftigt das Recht aller infolge der Feindseligkei-
ten vom Juni 1967 und späterer Feindseligkeiten vertriebenen
Personen auf Rückkehr in ihre Wohnstätten oder an ihre frü-
heren Wohnorte in den seit 1967 von Israel besetzten Gebie-
ten;

2. bringt ihre tiefe Besorgnis darüber zum Ausdruck,
dass der von den Parteien in Artikel XII der Prinzipienerklä-
rung von 1993 über vorübergehende Selbstverwaltung36 ver-
einbarte Mechanismus für die Rückkehr der vertriebenen Per-
sonen nicht in Gang gesetzt wurde, und unterstreicht die Not-
wendigkeit einer beschleunigten Rückkehr der vertriebenen
Personen;

3. unterstützt in der Zwischenzeit die Bemühungen der
Generalbeauftragten des Hilfswerks der Vereinten Nationen
für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten, Personen in diesem
Gebiet, die infolge der Feindseligkeiten vom Juni 1967 und
späterer Feindseligkeiten gegenwärtig vertrieben sind und
dringend weitere Hilfe benötigen, als zeitweilige Notstands-
maßnahme im Rahmen des praktisch Möglichen auch weiter-
hin humanitäre Hilfe zu gewähren;

4. appelliert nachdrücklich an alle Regierungen sowie
an Organisationen und Einzelpersonen, hierfür großzügige
Beiträge an das Hilfswerk sowie an die anderen beteiligten
zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen zu
entrichten;

5. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung nach Absprache mit der Generalbeauftragten vor ihrer
einundsechzigsten Tagung über den Stand der Durchführung
dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/102

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 159 Stimmen bei 6 Gegenstimmen und 3 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/476, Ziff. 22)37:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana,
Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China,
Costa Rica, Dänemark, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland, Do-
minica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische
Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frank-
reich, Gabun, Georgien, Ghana, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bis-
sau, Guyana, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Ir-
land, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kanada,
Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Kroatien, Kuba,
Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Li-
beria, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Ma-
lawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko,
Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicara-
gua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Pana-
ma, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik
Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sambia,
Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und
Montenegro, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri
Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname,
Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Ton-
ga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmeni-
stan, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik),
Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes König-
reich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zypern.

Dagegen: Grenada, Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten
von), Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Kamerun, Uganda.

60/102. Tätigkeiten des Hilfswerks der Vereinten Natio-
nen für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 194 (III) vom 11. De-
zember 1948, 212 (III) vom 19. November 1948, 302 (IV) vom
8. Dezember 1949 und alle späteren diesbezüglichen Resolu-
tionen, namentlich Resolution 59/119 vom 10. Dezember
2004,

sowie unter Hinweis auf die einschlägigen Resolutionen
des Sicherheitsrats,

nach Behandlung des Berichts der Generalbeauftragten
des Hilfswerks der Vereinten Nationen für Palästinaflüchtlin-
ge im Nahen Osten für den Zeitraum vom 1. Juli 2004 bis
30. Juni 200538,

Kenntnis nehmend von dem Schreiben der Vorsitzenden
des Beirats des Hilfswerks der Vereinten Nationen für Palä-
stinaflüchtlinge im Nahen Osten an die Generalbeauftragte,
datiert vom 26. September 200539,

in großer Sorge über die kritische Finanzlage des Hilfs-
werks und deren Auswirkungen auf die Bereitstellung der not-
wendigen Dienstleistungen des Hilfswerks an die Palä-

35 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 13 (A/60/13), und ebd., Supplement No. 13A (A/60/13/Add.1).
36 A/48/486-S/26560, Anlage.
37 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Bru-
nei Darussalam, Dschibuti, Guinea, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien,
Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Libanon, Malaysia, Mali, Marokko,
Mauretanien, Namibia, Oman, Saudi-Arabien, Senegal, Somalia, Süd-
afrika, Sudan, Tunesien, Vereinigte Arabische Emirate und Palästina.

38 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 13 (A/60/13), und ebd., Supplement No. 13A (A/60/13/Add.1).
39 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 13 (A/60/13), S. vii.
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stinaflüchtlinge, so auch auf seine Notstands- und Entwick-
lungsprogramme,

unter Hinweis auf die Artikel 100, 104 und 105 der Charta
der Vereinten Nationen und das Übereinkommen über die
Vorrechte und Immunitäten der Vereinten Nationen40,

sowie unter Hinweis auf das Übereinkommen über die Si-
cherheit von Personal der Vereinten Nationen und beigeord-
netem Personal41,

erneut erklärend, dass das Genfer Abkommen vom
12. August 1949 zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszei-
ten42 auf das seit 1967 besetzte palästinensische Gebiet ein-
schließlich Ost-Jerusalems anwendbar ist,

im Bewusstsein der nach wie vor bestehenden Bedürfnisse
der Palästinaflüchtlinge im gesamten besetzten palästinensi-
schen Gebiet und in den anderen Einsatzgebieten, namentlich
in Jordanien, Libanon und in der Syrischen Arabischen Repu-
blik,

in ernster Sorge über die äußerst schwierigen Lebensbe-
dingungen der Palästinaflüchtlinge in dem besetzten palästi-
nensischen Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems, so auch in
den Flüchtlingslagern Rafah und Dschabalija, die unter ande-
rem darauf zurückzuführen sind, dass es Tote und Verletzte
gab, dass Unterkünfte und Sachwerte von Flüchtlingen in er-
heblichem Ausmaß zerstört und beschädigt wurden und dass
es zu Vertreibungen kam,

in dem Bewusstsein, dass das Hilfswerk außerordentliche
Anstrengungen unternimmt, um Tausende beschädigter oder
zerstörter Flüchtlingsunterkünfte wieder instand zu setzen
oder wieder aufzubauen,

sowie im Bewusstsein der wertvollen Arbeit, die die mit
Flüchtlingsfragen befassten Bediensteten des Hilfswerks lei-
sten, um dem palästinensischen Volk, insbesondere den Palä-
stinaflüchtlingen, Schutz zu gewähren,

ernsthaft besorgt über die Gefährdung der Sicherheit der
Mitarbeiter des Hilfswerks und die Beschädigung seiner Ein-
richtungen infolge der israelischen Militäroperationen im Be-
richtszeitraum,

beklagend, dass seit September 2000 zwölf Mitarbeiter des
Hilfswerks durch die israelischen Besatzungstruppen getötet
wurden,

sowie beklagend, dass Kinder in den Schulen des Hilfs-
werks durch die israelischen Besatzungstruppen getötet und
verletzt wurden,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die Politik
der Abriegelung und die gravierenden Einschränkungen der

Bewegungsfreiheit, einschließlich Ausgangssperren, die im
gesamten besetzten palästinensischen Gebiet einschließlich
Ost-Jerusalems nach wie vor über Personen und Güter ver-
hängt werden und die gravierende Auswirkungen auf die so-
zioökonomische Situation der Palästinaflüchtlinge haben und
erheblich zu der katastrophalen humanitären Krise beigetra-
gen haben, mit der das palästinensische Volk konfrontiert ist,

tief besorgt über die anhaltenden Einschränkungen der Be-
wegungsfreiheit der Mitarbeiter, Fahrzeuge und Güter des
Hilfswerks, die Drangsalierung und Einschüchterung der Mit-
arbeiter des Hilfswerks, die seine Tätigkeit untergraben und
behindern, insbesondere die Fähigkeit, seine grundlegenden
Dienstleistungen zu erbringen, namentlich die Dienste im Bil-
dungs- und Gesundheitsbereich sowie die Hilfs- und sozialen
Dienste,

unter Hinweis auf die am 13. September 1993 erfolgte Un-
terzeichnung der Prinzipienerklärung über vorübergehende
Selbstverwaltung durch die Regierung Israels und die Palästi-
nensische Befreiungsorganisation43 und die darauf folgenden
Durchführungsabkommen,

im Bewusstsein des Abkommens zwischen dem Hilfswerk
und der Regierung Israels,

Kenntnis nehmend von dem am 24. Juni 1994 erzielten Ab-
kommen, das in dem Briefwechsel zwischen dem Hilfswerk
und der Palästinensischen Befreiungsorganisation44 enthalten
ist,

unter Hinweis auf die Konferenz, die das Hilfswerk der
Vereinten Nationen für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten
und die Schweizer Direktion für Entwicklung und Zusammen-
arbeit am 7. und 8. Juni 2004 in Genf abhielten, um die Unter-
stützung für das Hilfswerk zu erhöhen,

1. dankt der Generalbeauftragten des Hilfswerks der
Vereinten Nationen für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten
sowie allen Mitarbeitern des Hilfswerks für ihre unermüdli-
chen Anstrengungen und ihre wertvolle Arbeit, insbesondere
angesichts der schwierigen Bedingungen während des vergan-
genen Jahres;

2. dankt außerdem dem Beirat des Hilfswerks und er-
sucht ihn, seine Bemühungen fortzusetzen und die General-
versammlung über seine Aktivitäten unterrichtet zu halten;

3. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Bericht
der Arbeitsgruppe zur Frage der Finanzierung des Hilfswerks
der Vereinten Nationen für Palästinaflüchtlinge im Nahen
Osten45 sowie von den Bemühungen der Arbeitsgruppe, zur
Gewährleistung der finanziellen Sicherheit des Hilfswerks
beizutragen, und ersucht den Generalsekretär, der Arbeits-
gruppe die für die Durchführung ihrer Arbeit erforderlichen
Dienstleistungen und Hilfen zur Verfügung zu stellen;

40 Resolution 22 A (I). Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1980 II S. 941;
LGBl. 1993 Nr. 66; öBGBl. Nr. 126/1957.
41 United Nations, Treaty Series, Vol. 2051, Nr. 35457. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1997 II S. 230; LGBl. 2001 Nr. 4; öBGBl. III Nr.
180/2000.
42 Ebd., Vol. 75, Nr. 973. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1954 II S. 781,
917; LGBl. 1989 Nr. 21; öBGBl. Nr. 155/1953; AS 1951 300.

43 A/48/486-S/26560, Anlage. 
44 Official Records of the General Assembly, Forty-ninth Session, Supple-
ment No. 13 (A/49/13), Anhang I.
45 A/60/439.
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4. würdigt die fortgesetzten Bemühungen der General-
beauftragten um die Erhöhung der Haushaltstransparenz und
der Effizienz des Hilfswerks, wie aus dem Programmhaus-
haltsplan des Hilfswerks für den Zweijahreszeitraum 2006-
200746 hervorgeht;

5. erkennt die wichtige Unterstützung an, welche die
Gastregierungen dem Hilfswerk bei der Erfüllung seiner Auf-
gaben gewähren;

6. legt dem Hilfswerk nahe, die Bedürfnisse und Rechte
von Kindern im Einklang mit dem Übereinkommen über die
Rechte des Kindes47 bei seiner Tätigkeit weiter zu berücksich-
tigen;

7. bringt ihre Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass
die internationalen Bediensteten am Amtssitz des Hilfswerks
vorübergehend aus Gaza-Stadt verlegt wurden und dass die
Tätigkeit am Amtssitz beeinträchtigt wurde;

8. fordert die Besatzungsmacht Israel auf, die Bestim-
mungen des Genfer Abkommens vom 12. August 1949 zum
Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten42 in vollem Umfang
einzuhalten;

9. fordert Israel außerdem auf, sich zur Gewährleistung
der Sicherheit der Mitarbeiter des Hilfswerks, des Schutzes
seiner Institutionen sowie der Sicherung seiner Einrichtungen
in dem besetzten palästinensischen Gebiet einschließlich Ost-
Jerusalems an die Artikel 100, 104 und 105 der Charta der Ver-
einten Nationen und an das Übereinkommen über die Vorrech-
te und Immunitäten der Vereinten Nationen40 zu halten;

10. fordert die Regierung Israels nachdrücklich auf, dem
Hilfswerk für die Schäden, die durch die Handlungen der is-
raelischen Seite an seinem Eigentum und seinen Einrichtungen
entstanden sind, rasch Schadenersatz zu leisten;

11. fordert Israel auf, insbesondere die Behinderung der
Bewegungsfreiheit der Mitarbeiter, Fahrzeuge und Versor-
gungslieferungen des Hilfswerks und die Erhebung zusätzli-
cher Gebühren und Abgaben, die nachteilige Auswirkungen
auf die Tätigkeit des Hilfswerks haben, zu beenden;

12. ersucht die Generalbeauftragte, die Ausstellung von
Personalausweisen an Palästinaflüchtlinge und deren Nach-
kommen im besetzten palästinensischen Gebiet fortzusetzen;

13. stellt fest, dass die Arbeit des Hilfswerks in allen Ein-
satzgebieten auch in Zukunft unverzichtbar sein wird;

14. nimmt Kenntnis von dem Erfolg der Mikrofinanzie-
rungs- und Mikrounternehmensförderungsprogramme des
Hilfswerks und fordert das Hilfswerk auf, in enger Zusammen-
arbeit mit den zuständigen Organisationen auch künftig zur
Schaffung wirtschaftlicher und sozialer Stabilität für die Palä-
stinaflüchtlinge in allen Einsatzgebieten beizutragen;

15. ersucht die Generalbeauftragte erneut, im Rahmen
des Flüchtlingsaktenprojekts für die Palästinaflüchtlinge mit
der Modernisierung der Archive des Hilfswerks zu beginnen
und in ihren Bericht an die Generalversammlung auf ihrer ein-
undsechzigsten Tagung Angaben über diesbezügliche Fort-
schritte aufzunehmen;

16. wiederholt ihre früheren Appelle an alle Staaten,
Sonderorganisationen und nichtstaatlichen Organisationen,
zusätzlich zu ihren Beiträgen zum ordentlichen Haushalt des
Hilfswerks auch künftig mehr Sondermittel für Zuschüsse und
Stipendien für die Hochschulbildung von Palästinaflüchtlin-
gen zu veranschlagen und zur Schaffung von Berufsausbil-
dungszentren für Palästinaflüchtlinge beizutragen, und er-
sucht das Hilfswerk, als Empfänger und Treuhänder der für
Zuschüsse und Stipendien veranschlagten Sondermittel zu
fungieren;

17. fordert alle Staaten, Sonderorganisationen und nicht-
staatlichen Organisationen nachdrücklich auf, auch weiterhin
Beiträge an das Hilfswerk zu entrichten und ihre Beiträge zu
erhöhen, damit die anhaltenden finanziellen Schwierigkeiten,
die durch die aktuelle humanitäre Lage am Boden verschärft
wurden, gemildert werden, und die wertvolle Arbeit des Hilfs-
werks bei der Gewährung von Hilfe an die Palästinaflüchtlinge
zu unterstützen.

RESOLUTION 60/103

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 160 Stimmen bei 6 Gegenstimmen und 3 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/476, Ziff. 22)48:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain,
Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien,
Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chi-
le, China, Costa Rica, Dänemark, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutsch-
land, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugo-
slawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland,
Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Griechenland, Guatemala, Guinea, Gui-
nea-Bissau, Guyana, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Repu-
blik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Ka-
nada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Kroatien,
Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Lettland, Liba-
non, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexi-
ko, Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Ni-
caragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan,
Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Re-
publik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen,

46 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 13A (A/60/13/Add.1).
47 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993;
AS 1998 2055.

48 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Bel-
gien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Dschibuti,
Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Guinea, Indonesien, Irak,
Irland, Italien, Jemen, Jordanien, Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Lett-
land, Libanon, Litauen, Luxemburg, Malaysia, Mali, Malta, Marokko,
Mauretanien, Namibia, Niederlande, Oman, Österreich, Polen, Portugal,
Rumänien, Saudi-Arabien, Schweden, Senegal, Slowakei, Slowenien,
Somalia, Spanien, Südafrika, Sudan, Tschechische Republik, Tunesien,
Ungarn, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland, Zypern und Palästina.
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Sambia, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Ser-
bien und Montenegro, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spa-
nien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Su-
riname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, To-
go, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turk-
menistan, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische
Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Verei-
nigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zentralafrikanische
Republik, Zypern.

Dagegen: Grenada, Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten
von), Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Kamerun, Uganda.

60/103. Grundbesitz von Palästinaflüchtlingen und dar-
aus erwachsendes Einkommen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 194 (III) vom 11. De-
zember 1948, 36/146 C vom 16. Dezember 1981 und alle ihre
späteren Resolutionen zu dieser Frage,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs
gemäß Resolution 59/120 vom 10. Dezember 200449,

sowie Kenntnis nehmend von dem Bericht der Vergleichs-
kommission der Vereinten Nationen für Palästina für den Zeit-
raum vom 1. September 2004 bis 31. August 200550,

unter Hinweis darauf, dass in der Allgemeinen Erklärung
der Menschenrechte51 und in den Grundsätzen des Völker-
rechts die Grundregel bestätigt wird, dass niemand willkürlich
seines Eigentums beraubt werden darf,

insbesondere unter Hinweis auf ihre Resolution 394 (V)
vom 14. Dezember 1950, in der sie die Vergleichskommission
anwies, in Absprache mit den beteiligten Parteien Maßnahmen
zum Schutz der Rechte, des Grundbesitzes und der Interessen
der Palästinaflüchtlinge vorzuschreiben,

feststellend, dass das Programm zur Erfassung und Schät-
zung arabischen Grundbesitzes laut dem zweiundzwanzigsten
Fortschrittsbericht der Vergleichskommission52 abgeschlos-
sen ist und dass das Katasteramt über ein Verzeichnis der ara-
bischen Grundeigentümer und über Unterlagen über die Lage,
die Größe und andere Merkmale der arabischen Grundstücke
verfügt,

mit dem Ausdruck ihres Dankes für die Arbeiten zur Erhal-
tung und Modernisierung der vorhandenen Aufzeichnungen,
einschließlich der Katasteraufzeichnungen, der Vergleichs-
kommission und betonend, wie wichtig diese Aufzeichnungen
für eine gerechte Lösung des Schicksals der Palästinaflücht-
linge im Einklang mit Resolution 194 (III) sind,

unter Hinweis darauf, dass die Palästinensische Befrei-
ungsorganisation und die Regierung Israels im Rahmen des
Nahost-Friedensprozesses in der Prinzipienerklärung über
vorübergehende Selbstverwaltung vom 13. September 199353

übereingekommen sind, Verhandlungen über Fragen des end-
gültigen Status aufzunehmen, namentlich über die wichtige
Flüchtlingsfrage,

1. erklärt erneut, dass die Palästinaflüchtlinge nach den
Grundsätzen von Billigkeit und Gerechtigkeit Anspruch auf
ihren Grundbesitz und das daraus erwachsende Einkommen
haben;

2. ersucht den Generalsekretär, im Benehmen mit der
Vergleichskommission der Vereinten Nationen für Palästina
alle geeigneten Maßnahmen zum Schutz arabischen Grundbe-
sitzes sowie arabischer Vermögenswerte und Grundstücks-
rechte in Israel zu ergreifen;

3. fordert Israel abermals auf, dem Generalsekretär zur
Durchführung dieser Resolution alle Einrichtungen und Hilfen
zur Verfügung zu stellen;

4. fordert alle in Betracht kommenden Parteien auf,
dem Generalsekretär alle in ihrem Besitz befindlichen sach-
dienlichen Informationen über arabischen Grundbesitz sowie
arabische Vermögenswerte und Grundstücksrechte in Israel
zur Verfügung zu stellen, die ihm bei der Durchführung dieser
Resolution dienlich sein könnten;

5. fordert die palästinensische und die israelische Seite
nachdrücklich auf, sich bei den im Rahmen des Nahost-Frie-
densprozesses stattfindenden Verhandlungen über den end-
gültigen Status wie vereinbart mit der wichtigen Frage des
Grundbesitzes der Palästinaflüchtlinge und des daraus er-
wachsenden Einkommens zu befassen;

6. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/104

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 86 Stimmen bei 10 Gegenstimmen und 74 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/477, Ziff. 20)54:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Antigua und Barbuda, Armenien,
Aserbaidschan, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin,
Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Burundi, Chile, China,
Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica, Dschibuti, Ecuador, Eritrea, Ga-
bun, Ghana, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Is-
lamische Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kap Verde, Ka-
tar, Kenia, Kolumbien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik,
Lesotho, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malaysia, Malediven, Mali,
Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Niger,

49 A/60/256.
50 Siehe A/60/277.
51 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
52 Official Records of the General Assembly, Nineteenth Session, Annexes,
Anhang 11, Dokument A/5700.

53 A/48/486-S/26560, Anlage.
54 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Bru-
nei Darussalam, Dschibuti, Guinea, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien,
Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Libanon, Malaysia, Mali, Marokko,
Mauretanien, Namibia, Oman, Saudi-Arabien, Senegal, Somalia, Süd-
afrika, Sudan, Tunesien, Vereinigte Arabische Emirate und Palästina.
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Nigeria, Oman, Pakistan, Paraguay, Sambia, Saudi-Arabien, Senegal, Simbab-
we, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Süd-
afrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Togo, Trinidad und To-
bago, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Re-
publik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam.

Dagegen: Australien, Grenada, Israel, Kanada, Marshallinseln, Mikronesien
(Föderierte Staaten von), Nauru, Palau, Tuvalu, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Andorra, Argentinien, Äthiopien, Bahamas, Belgi-
en, Bulgarien, Burkina Faso, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominikani-
sche Republik, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Est-
land, Fidschi, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Haiti,
Honduras, Irland, Island, Italien, Japan, Kamerun, Kasachstan, Kirgisistan, Kroa-
tien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Mexiko, Monaco, Mon-
golei, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Österreich, Panama, Pa-
pua-Neuguinea, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik
Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Samoa, San Marino,
Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien,
Tadschikistan, Thailand, Tonga, Tschechische Republik, Uganda, Ukraine, Un-
garn, Uruguay, Vanuatu, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland,
Zypern.

60/104. Tätigkeit des Sonderausschusses zur Untersu-
chung israelischer Praktiken, die die Menschen-
rechte des palästinensischen Volkes und anderer
Araber der besetzten Gebiete beeinträchtigen

Die Generalversammlung,

geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der
Vereinten Nationen,

sowie geleitet von dem humanitären Völkerrecht, insbe-
sondere dem Genfer Abkommen vom 12. August 1949 zum
Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten55, sowie von den in-
ternationalen Normen auf dem Gebiet der Menschenrechte,
insbesondere der Allgemeinen Erklärung der Menschenrech-
te56 und den Internationalen Menschenrechtspakten57,

unter Hinweis auf ihre einschlägigen Resolutionen, na-
mentlich die Resolutionen 2443 (XXIII) vom 19. Dezember
1968 und 59/121 vom 10. Dezember 2004, und die einschlä-
gigen Resolutionen der Menschenrechtskommission,

sowie unter Hinweis auf die einschlägigen Resolutionen
des Sicherheitsrats,

Kenntnis nehmend von dem Gutachten des Internationalen
Gerichtshofs vom 9. Juli 2004 über die Rechtsfolgen des Baus
einer Mauer in dem besetzten palästinensischen Gebiet58 und
in dieser Hinsicht auf die Resolution ES-10/15 der General-
versammlung vom 20. Juli 2004 verweisend,

in der Überzeugung, dass die Besetzung an sich bereits ei-
ne grobe und schwere Verletzung der Menschenrechte dar-
stellt,

in ernster Sorge über die anhaltenden nachteiligen Auswir-
kungen der Ereignisse seit dem 28. September 2000, nament-
lich die Anwendung übermäßiger Gewalt gegen palästinensi-
sche Zivilpersonen durch die israelischen Besatzungstruppen,
die Tausende von Toten und Verletzten gefordert haben, sowie
die weit verbreitete Zerstörung von Eigentum,

nach Behandlung des Berichts des Sonderausschusses zur
Untersuchung israelischer Praktiken, die die Menschenrechte
des palästinensischen Volkes und anderer Araber der besetzten
Gebiete beeinträchtigen59, sowie der einschlägigen Berichte
des Generalsekretärs60,

unter Hinweis auf die Prinzipienerklärung über vorüberge-
hende Selbstverwaltung vom 13. September 199361 und die
darauf folgenden Durchführungsabkommen zwischen der pa-
lästinensischen und der israelischen Seite,

der Hoffnung Ausdruck verleihend, dass die israelische Be-
setzung bald ein Ende finden wird und die Menschenrechte des
palästinensischen Volkes somit nicht mehr verletzt werden,
und in diesem Zusammenhang auf ihre Resolution 58/292 vom
6. Mai 2004 verweisend,

1. würdigt die Bemühungen des Sonderausschusses zur
Untersuchung israelischer Praktiken, die die Menschenrechte
des palästinensischen Volkes und anderer Araber der besetzten
Gebiete beeinträchtigen, bei der Wahrnehmung der ihm von
der Generalversammlung übertragenen Aufgaben sowie seine
Unparteilichkeit;

2. verlangt abermals, dass die Besatzungsmacht Israel
mit dem Sonderausschuss bei der Erfüllung seines Auftrags
zusammenarbeitet;

3. missbilligt die Politiken und Praktiken Israels, die die
Menschenrechte des palästinensischen Volkes und anderer
Araber der besetzten Gebiete verletzen, wie aus dem Bericht
des Sonderausschusses über den Berichtszeitraum59 hervor-
geht;

4. bekundet ihre ernste Besorgnis über die seit dem
28. September 2000 infolge rechtswidriger israelischer Prak-
tiken und Maßnahmen bestehende kritische Situation in dem
besetzten palästinensischen Gebiet einschließlich Ost-Jerusa-
lems und verurteilt insbesondere alle israelischen Siedlungs-
tätigkeiten und den Bau der Mauer sowie die übermäßige und
unterschiedslose Gewaltanwendung gegen die Zivilbevölke-
rung, einschließlich außergerichtlicher Hinrichtungen; 

5. ersucht den Sonderausschuss, bis zur vollständigen
Beendigung der israelischen Besetzung die israelischen Poli-
tiken und Praktiken in dem besetzten palästinensischen Gebiet
einschließlich Ost-Jerusalems und anderen seit 1967 von Israel
besetzten arabischen Gebieten auch weiterhin zu untersuchen,
insbesondere die israelischen Verstöße gegen das Genfer Ab-

55 United Nations, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 973. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1954 II S. 781, 917; LGBl. 1989 Nr. 21; öBGBl. Nr. 155/1953;
AS 1951 300.
56 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
57 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57;
öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
58 Siehe A/ES-10/273 und Corr.1.

59 Siehe A/60/380.
60 A/60/294-298.
61 A/48/486-S/26560, Anlage.
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kommen vom 12. August 1949 zum Schutze von Zivilperso-
nen in Kriegszeiten55, und sich nach Bedarf mit dem Interna-
tionalen Komitee vom Roten Kreuz im Einklang mit dessen
Vorschriften ins Benehmen zu setzen, um sicherzustellen, dass
das Wohlergehen und die Menschenrechte der Völker der be-
setzten Gebiete gewährleistet sind, und ersucht ihn ferner, dem
Generalsekretär so bald wie möglich und danach je nach Be-
darf Bericht zu erstatten;

6. ersucht den Sonderausschuss außerdem, dem Gene-
ralsekretär regelmäßig periodische Berichte über die aktuelle
Situation in dem besetzten palästinensischen Gebiet ein-
schließlich Ost-Jerusalems vorzulegen;

7. ersucht den Sonderausschuss ferner, die Behandlung
von Gefangenen und Inhaftierten in dem besetzten palästinen-
sischen Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems und anderen seit
1967 von Israel besetzten arabischen Gebieten auch weiterhin
zu untersuchen;

8. ersucht den Generalsekretär,

a) dem Sonderausschuss alle erforderlichen Hilfen zu
gewähren, auch soweit diese für seine Besuche in den besetz-
ten Gebieten benötigt werden, damit er die in dieser Resolution
genannten israelischen Politiken und Praktiken untersuchen
kann;

b) dem Sonderausschuss erforderlichenfalls auch künf-
tig Mitarbeiter zur Verfügung zu stellen, die ihn bei der Wahr-
nehmung seiner Aufgaben unterstützen;

c) den Mitgliedstaaten die in Ziffer 6 genannten peri-
odischen Berichte regelmäßig zukommen zu lassen;

d) über die Sekretariats-Hauptabteilung Presse und In-
formation mit allen verfügbaren Mitteln für eine möglichst
weite Verbreitung der Berichte des Sonderausschusses sowie
von Informationen über seine Tätigkeit und seine Arbeitser-
gebnisse zu sorgen und nötigenfalls vergriffene Berichte des
Sonderausschusses neu aufzulegen;

e) der Generalversammlung auf ihrer einundsechzig-
sten Tagung über die ihm mit dieser Resolution übertragenen
Aufgaben Bericht zu erstatten;

9. beschließt, den Punkt "Bericht des Sonderausschus-
ses zur Untersuchung israelischer Praktiken, die die Men-
schenrechte des palästinensischen Volkes und anderer Araber
der besetzten Gebiete beeinträchtigen" in die vorläufige Ta-
gesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/105

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 158 Stimmen bei 6 Gegenstimmen und 7 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/477, Ziff. 20)62:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barba-

dos, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Bru-
nei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Dä-
nemark, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland, Dominica, Dschibuti,
Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea,
Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Griechenland,
Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Honduras, Indien, Indonesien,
Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen,
Jordanien, Kambodscha, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgi-
sistan, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokrati-
sche Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschama-
hirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Ma-
rokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar,
Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen,
Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Phil-
ippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russi-
sche Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien,
Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Simbabwe, Singapur,
Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die
Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Ta-
dschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tsche-
chische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, Uruguay,
Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate,
Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nord-
irland, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Grenada, Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten
von), Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Äthiopien, Albanien, Australien, Dominikanische Republik,
Haiti, Kamerun, Uganda.

60/105. Anwendbarkeit des Genfer Abkommens vom
12. August 1949 zum Schutze von Zivilpersonen
in Kriegszeiten auf das besetzte palästinensische
Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems und die an-
deren besetzten arabischen Gebiete

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre einschlägigen Resolutionen, na-
mentlich ihre Resolution 59/122 vom 10. Dezember 2004,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution ES-10/15 vom
20. Juli 2004,

eingedenk der einschlägigen Resolutionen des Sicherheits-
rats,

unter Hinweis auf die Landkriegsordnung in der Anlage
zum IV. Haager Abkommen von 190763, das Genfer Abkom-
men vom 12. August 1949 zum Schutze von Zivilpersonen in
Kriegszeiten64 sowie auf die einschlägigen Bestimmungen des
Gewohnheitsrechts, namentlich soweit sie im Zusatzproto-
koll I65 zu den vier Genfer Abkommen66 kodifiziert sind,

62 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Bru-
nei Darussalam, Dschibuti, Guinea, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien,
Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Libanon, Malaysia, Mali, Marokko,
Mauretanien, Namibia, Oman, Saudi-Arabien, Senegal, Somalia, Südaf-
rika, Sudan, Tunesien, Vereinigte Arabische Emirate und Palästina.

63 Siehe Carnegie Endowment for International Peace, The Hague Con-
ventions and Declarations of 1899 and 1907 (New York, Oxford Univer-
sity Press, 1915). Deutsche Übersetzung: dRGBl. 1910 S. 107; öRGBl.
Nr. 180/1913; SR 0.515.112.
64 United Nations, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 973. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1954 II S. 781, 917; LGBl. 1989 Nr. 21; öBGBl. Nr. 155/1953;
AS 1951 300.
65 Ebd., Vol. 1125, Nr. 17512. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1990 II
S. 1550; LGBl. 1989 Nr. 62; öBGBl. 1982/527; AS 1982 1362.
66 Ebd., Vol. 75, Nr. 970-973. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1954 II
S. 781; LGBl. 1989 Nr. 18-21; öBGBl. Nr. 155/1953; AS 1951 181 207
228 300.
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nach Behandlung des Berichts des Sonderausschusses zur
Untersuchung israelischer Praktiken, die die Menschenrechte
des palästinensischen Volkes und anderer Araber der besetzten
Gebiete beeinträchtigen67, sowie der einschlägigen Berichte
des Generalsekretärs68,

in Anbetracht dessen, dass die Förderung der Achtung der
sich aus der Charta der Vereinten Nationen und anderen völ-
kerrechtlichen Übereinkünften und Regeln ableitenden Ver-
pflichtungen zu den wichtigsten Zielen und Grundsätzen der
Vereinten Nationen gehört,

unter Hinweis auf das Gutachten des Internationalen Ge-
richtshofs vom 9. Juli 200469 sowie unter Hinweis auf die Re-
solution ES-10/15 der Generalversammlung,

insbesondere Kenntnis nehmend von der Antwort des Ge-
richtshofs, namentlich von seiner Feststellung, dass das Vierte
Genfer Abkommen64 auf das besetzte palästinensische Gebiet
einschließlich Ost-Jerusalems Anwendung findet und dass Is-
rael gegen mehrere Bestimmungen des Abkommens verstößt,

feststellend, dass die Hohen Vertragsparteien des Vierten
Genfer Abkommens, wie von der Generalversammlung in ih-
rer Resolution ES-10/6 vom 9. Februar 1999 empfohlen, am
15. Juli 1999 erstmals eine Konferenz über Maßnahmen zur
Durchsetzung des Abkommens in dem besetzten palästinensi-
schen Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems und zur Sicher-
stellung seiner Achtung im Einklang mit dem gemeinsamen
Artikel 1 der vier Genfer Abkommen abhielten, und in Kennt-
nis der von der Konferenz verabschiedeten Erklärung,

begrüßend, dass die Konferenz der Hohen Vertragspartei-
en des Vierten Genfer Abkommens am 5. Dezember 2001 in
Genf erneut einberufen wurde, die Bedeutung der von der
Konferenz verabschiedeten Erklärung hervorhebend und un-
terstreichend, dass die Parteien die Verwirklichung der Erklä-
rung weiterverfolgen müssen,

die Initiativen begrüßend und befürwortend, die die Ver-
tragsstaaten des Abkommens im Einklang mit dem gemeinsa-
men Artikel 1 der vier Genfer Abkommen einzeln und ge-
meinsam unternommen haben, um die Einhaltung des Abkom-
mens sicherzustellen,

betonend, dass sich die Besatzungsmacht Israel genaue-
stens an ihre Verpflichtungen auf Grund des Völkerrechts, na-
mentlich des humanitären Völkerrechts, zu halten hat,

1. erklärt erneut, dass das Genfer Abkommen vom
12. August 1949 zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegs-
zeiten64 auf das besetzte palästinensische Gebiet einschließlich
Ost-Jerusalems und andere seit 1967 von Israel besetzte ara-
bische Gebiete Anwendung findet;

2. verlangt, dass Israel die De-jure-Anwendbarkeit des
Abkommens auf das besetzte palästinensische Gebiet ein-
schließlich Ost-Jerusalems und andere seit 1967 von ihm be-

setzte arabische Gebiete akzeptiert und sich genauestens an die
Bestimmungen des Abkommens hält;

3. fordert alle Hohen Vertragsparteien des Abkommens
auf, im Einklang mit dem gemeinsamen Artikel 1 der vier
Genfer Abkommen66 und entsprechend dem Gutachten des In-
ternationalen Gerichtshofs vom 9. Juli 200469 auch künftig al-
les zu tun, um in dem besetzten palästinensischen Gebiet ein-
schließlich Ost-Jerusalems und anderen seit 1967 von Israel
besetzten arabischen Gebieten die Achtung seiner Bestim-
mungen durch die Besatzungsmacht Israel sicherzustellen;

4. erklärt erneut, dass die einschlägigen Empfehlungen
in den von der Generalversammlung auf ihrer zehnten Not-
standssondertagung verabschiedeten Resolutionen betreffend
die Sicherstellung der Achtung der Bestimmungen des Ab-
kommens durch die Besatzungsmacht Israel, einschließlich
der Resolution ES-10/15, rasch umgesetzt werden müssen;

5. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/106

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 153 Stimmen bei 7 Gegenstimmen und 10 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/477, Ziff. 20)70:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana,
Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China,
Dänemark, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland, Dominica, Dschi-
buti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Eritrea, Estland,
Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Griechenland, Guate-
mala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran
(Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien,
Kambodscha, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolum-
bien, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho,
Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Li-
tauen, Luxemburg, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien,
Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal,
Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Öster-
reich, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik
Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Sambia, Samoa,
San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Monte-
negro, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka,
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische
Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und
Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Ukraine, Un-
garn, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Ara-
bische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Australien, Grenada, Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föde-
rierte Staaten von), Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.

67 Siehe A/60/380.
68 A/60/294-298.
69 Siehe A/ES-10/273 und Corr.1.

70 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Bru-
nei Darussalam, Dschibuti, Guinea, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien,
Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Libanon, Malaysia, Marokko, Maureta-
nien, Namibia, Oman, Saudi-Arabien, Senegal, Somalia, Südafrika, Su-
dan, Tunesien, Vereinigte Arabische Emirate und Palästina.
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Enthaltungen: Albanien, Costa Rica, Dominikanische Republik, El Salvador,
Haiti, Kamerun, Papua-Neuguinea, Salomonen, Tonga, Uganda.

60/106. Israelische Siedlungen in dem besetzten palästi-
nensischen Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems
und in dem besetzten syrischen Golan

Die Generalversammlung,

geleitet von den Grundsätzen der Charta der Vereinten Na-
tionen und in Bekräftigung der Unzulässigkeit des gewaltsa-
men Gebietserwerbs,

unter Hinweis auf ihre einschlägigen Resolutionen, na-
mentlich Resolution 59/123 vom 10. Dezember 2004, sowie
die auf ihrer zehnten Notstandssondertagung verabschiedeten
Resolutionen,

sowie unter Hinweis auf die einschlägigen Resolutionen
des Sicherheitsrats, namentlich die Resolutionen 242 (1967)
vom 22. November 1967, 446 (1979) vom 22. März 1979, 465
(1980) vom 1. März 1980, 476 (1980) vom 30. Juni 1980, 478
(1980) vom 20. August 1980, 497 (1981) vom 17. Dezember
1981 und 904 (1994) vom 18. März 1994,

erneut erklärend, dass das Genfer Abkommen vom 12. Au-
gust 1949 zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten71 auf
das besetzte palästinensische Gebiet einschließlich Ost-Jeru-
salems und den besetzten syrischen Golan Anwendung findet,

in der Erwägung, dass die von der Besatzungsmacht vor-
genommene Umsiedlung eines Teils ihrer eigenen Zivilbevöl-
kerung in das von ihr besetzte Gebiet einen Verstoß gegen das
Vierte Genfer Abkommen71 und die einschlägigen Bestim-
mungen des Gewohnheitsrechts darstellt, namentlich die in
dem Zusatzprotokoll I72 zu den Genfer Abkommen73 kodifi-
zierten Bestimmungen,

unter Hinweis auf das Gutachten des Internationalen Ge-
richtshofs vom 9. Juli 2004 über die Rechtsfolgen des Baus ei-
ner Mauer in dem besetzten palästinensischen Gebiet74 sowie
unter Hinweis auf die Resolution ES-10/15 der Generalver-
sammlung vom 20. Juli 2004,

feststellend, dass der Internationale Gerichtshof zu dem
Schluss kam, dass "die israelischen Siedlungen in dem besetz-
ten palästinensischen Gebiet (einschließlich in Ost-Jerusalem)
unter Verstoß gegen das Völkerrecht errichtet wurden"75,

Kenntnis nehmend von dem jüngsten Bericht des Sonder-
berichterstatters der Menschenrechtskommission über die

Menschenrechtssituation in den seit 1967 von Israel besetzten
palästinensischen Gebieten76,

unter Hinweis auf die Prinzipienerklärung über vorüberge-
hende Selbstverwaltung vom 13. September 199377 und die
darauf folgenden Durchführungsabkommen zwischen der pa-
lästinensischen und der israelischen Seite,

sowie unter Hinweis auf den "Fahrplan" des Quartetts für
eine dauerhafte Zwei-Staaten-Lösung des israelisch-palästi-
nensischen Konflikts78 und insbesondere feststellend, dass dar-
in das Einfrieren jeglicher Siedlungstätigkeit gefordert wird,

sich dessen bewusst, dass die israelische Siedlungstätigkeit
unter anderem mit der Umsiedlung von Staatsangehörigen der
Besatzungsmacht in die besetzten Gebiete, der Beschlagnah-
me von Land, der Ausbeutung natürlicher Ressourcen und
sonstigen rechtswidrigen Maßnahmen gegen die palästinensi-
sche Zivilbevölkerung einhergegangen ist,

eingedenk der schädlichen Auswirkungen der israelischen
Siedlungspolitiken, -beschlüsse und -aktivitäten auf die Be-
mühungen um die Herbeiführung des Friedens im Nahen
Osten,

mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis über die Fort-
setzung der Siedlungstätigkeit durch die Besatzungsmacht Is-
rael unter Verstoß gegen das humanitäre Völkerrecht, die ein-
schlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen und die zwi-
schen den Parteien erzielten Übereinkünfte, namentlich den
Bau und die Ausweitung der Siedlungen am Dschebel Abu
Ghneim und in Ras Al-Amud im besetzten Ost-Jerusalem und
Umgebung und den sogenannten E-1-Plan, der darauf abzielt,
die unrechtmäßigen Siedlungen rund um das besetzte Ost-Je-
rusalem miteinander zu verbinden und es weiter zu isolieren, 

sowie mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis über die
Weiterführung des rechtswidrigen Mauerbaus durch Israel in-
nerhalb des besetzten palästinensischen Gebiets, einschließ-
lich in Ost-Jerusalem und seiner Umgebung, und insbesondere
besorgt über den Verlauf der Mauer, der von der Waffenstill-
standslinie von 1949 abweicht, was die künftigen Verhandlun-
gen beeinträchtigen und die Durchführung der Zwei-Staaten-
Lösung physisch unmöglich machen könnte und was weiteres
humanitäres Leid über das palästinensische Volk bringt,

tief besorgt darüber, dass der Mauerverlauf so festgelegt
wurde, dass er die überwiegende Mehrheit der israelischen
Siedlungen in dem besetzten palästinensischen Gebiet ein-
schließlich Ost-Jerusalems mit einschließt,

erneut ihren Widerspruch gegen die Siedlungstätigkeit in
dem besetzten palästinensischen Gebiet einschließlich Ost-Je-
rusalems sowie gegen alle Aktivitäten bekundend, die die Be-
schlagnahme von Land, die Beeinträchtigung der Existenz-
grundlagen geschützter Personen und die De-facto-Annexion
von Land zum Inhalt haben,

71 United Nations, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 973. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1954 II S. 781, 917; LGBl. 1989 Nr. 21; öBGBl. Nr. 155/1953;
AS 1951 300.
72 Ebd., Vol. 1125, Nr. 17512. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1990 II
S. 1550; LGBl. 1989 Nr. 62; öBGBl. 1982/527; AS 1982 1362.
73 Ebd., Vol. 75, Nr. 970-973. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1954 II
S. 781; LGBl. 1989 Nr. 18-21; öBGBl. Nr. 155/1953; AS 1951 181 207
228 300.
74 Siehe A/ES-10/273 und Corr.1.
75 Ebd., Gutachten, Ziff. 120.

76 Siehe A/60/271.
77 A/48/486-S/26560, Anlage.
78 S/2003/529, Anlage.
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daran erinnernd, dass alle Gewalthandlungen, namentlich
alle Akte des Terrors, der Provokation, der Aufwiegelung und
der Zerstörung, eingestellt werden müssen,

tief besorgt über die gefährliche Situation, die infolge von
Maßnahmen seitens der illegalen bewaffneten israelischen
Siedler in dem besetzten Gebiet entstanden ist,

in Anerkennung der Wichtigkeit des israelischen Rückzugs
aus dem Gazastreifen und Teilen des nördlichen Westjordan-
lands und des Abrisses der dort vorhandenen Siedlungen als
Schritt auf dem Weg zur Umsetzung des "Fahrplans",

Kenntnis nehmend von den einschlägigen Berichten des
Generalsekretärs79,

1. erklärt erneut, dass die israelischen Siedlungen in
dem palästinensischen Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems
und in dem besetzten syrischen Golan unrechtmäßig sind und
ein Hindernis für den Frieden und die wirtschaftliche und so-
ziale Entwicklung darstellen;

2. fordert Israel auf, die De-jure-Anwendbarkeit des
Genfer Abkommens vom 12. August 1949 zum Schutze von
Zivilpersonen in Kriegszeiten71 auf das besetzte palästinensi-
sche Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems und den besetzten
syrischen Golan zu akzeptieren und sich genauestens an die
Bestimmungen des Abkommens, insbesondere Artikel 49, zu
halten;

3. begrüßt den israelischen Rückzug aus dem Gaza-
streifen und Teilen des nördlichen Westjordanlands und den
Abriss der dort vorhandenen Siedlungen als Schritt auf dem
Weg zur Umsetzung des "Fahrplans";

4. fordert die Besatzungsmacht Israel in diesem Zusam-
menhang auf, sich im Hinblick auf die Änderung des Charak-
ters und des Status des besetzten palästinensischen Gebiets
einschließlich Ost-Jerusalems genauestens an ihre Verpflich-
tungen auf Grund des Völkerrechts, einschließlich des huma-
nitären Völkerrechts, zu halten; 

5. betont, dass die Parteien alle im Gazastreifen noch of-
fenen Fragen, einschließlich der Schuttbeseitigung, zügig lö-
sen müssen;

6. verlangt abermals die sofortige und vollständige Ein-
stellung aller israelischen Siedlungstätigkeiten im gesamten
besetzten palästinensischen Gebiet einschließlich Ost-Jerusa-
lems und in dem besetzten syrischen Golan und fordert die
vollinhaltliche Durchführung der einschlägigen Resolutionen
des Sicherheitsrats;

7. verlangt, dass die Besatzungsmacht Israel ihre in dem
Gutachten des Internationalen Gerichtshofs vom 9. Juli 200474

genannten rechtlichen Verpflichtungen erfüllt;

8. unterstreicht die Notwendigkeit der vollinhaltlichen
Durchführung der Resolution 904 (1994) des Sicherheitsrats,

in der der Rat unter anderem die Besatzungsmacht Israel auf-
forderte, auch weiterhin Maßnahmen zu beschließen und
durchzuführen, so unter anderem auch die Beschlagnahme von
Waffen, mit dem Ziel, rechtswidrige Gewalthandlungen sei-
tens israelischer Siedler zu verhindern, und in der er forderte,
dass Maßnahmen ergriffen werden, um die Sicherheit und den
Schutz der palästinensischen Zivilpersonen in dem besetzten
Gebiet zu gewährleisten;

9. wiederholt ihre Aufforderung, alle Gewalthandlun-
gen seitens israelischer Siedler, vor allem gegen palästinensi-
sche Zivilpersonen und palästinensisches Eigentum, zu ver-
hindern, insbesondere im Lichte der jüngsten Entwicklungen;

10. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/107
Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 148 Stimmen bei 7 Gegenstimmen und 17 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/477, Ziff. 20)80:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana,
Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China,
Dänemark, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland, Dominica, Dschi-
buti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Eritrea, Estland,
Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Griechenland, Guinea,
Guinea-Bissau, Guyana, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Ir-
land, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kap Verde, Ka-
sachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laoti-
sche Volksdemokratische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-
Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malaysia, Maledi-
ven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei,
Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Niederlande, Niger, Nigeria,
Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen,
Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föde-
ration, Sambia, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Sene-
gal, Serbien und Montenegro, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, So-
malia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika,
Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-
Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei,
Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische
Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Verei-
nigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zentralafrikanische
Republik, Zypern.

Dagegen: Australien, Grenada, Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föde-
rierte Staaten von), Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Costa Rica, Dominikanische Republik, El Salvador,
Guatemala, Haiti, Honduras, Island, Kamerun, Kanada, Nicaragua, Papua-Neu-
guinea, Salomonen, Tonga, Tuvalu, Uganda, Vanuatu.

79 A/60/294-298 und A/60/380.

80 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Bru-
nei Darussalam, Dschibuti, Guinea, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien,
Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Libanon, Malaysia, Mali, Marokko,
Mauretanien, Namibia, Oman, Saudi-Arabien, Senegal, Somalia, Süd-
afrika, Sudan, Tunesien, Vereinigte Arabische Emirate und Palästina.
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60/107. Israelische Praktiken, die die Menschenrechte des
palästinensischen Volkes in dem besetzten palästi-
nensischen Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems
beeinträchtigen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre einschlägigen Resolutionen, na-
mentlich die Resolution 59/124 vom 10. Dezember 2004, so-
wie die auf ihrer zehnten Notstandssondertagung verabschie-
deten Resolutionen,

sowie unter Hinweis auf die einschlägigen Resolutionen
der Menschenrechtskommission,

eingedenk der einschlägigen Resolutionen des Sicherheits-
rats,

nach Behandlung des Berichts des Sonderausschusses zur
Untersuchung israelischer Praktiken, die die Menschenrechte
des palästinensischen Volkes und anderer Araber der besetzten
Gebiete beeinträchtigen81, sowie des Berichts des Generalse-
kretärs82,

Kenntnis nehmend von dem Bericht der von der Menschen-
rechtskommission eingesetzten Untersuchungskommission
für Menschenrechte83 und von den jüngsten Berichten des Son-
derberichterstatters der Menschenrechtskommission über die
Menschenrechtssituation in den seit 1967 von Israel besetzten
palästinensischen Gebieten84,

unter Hinweis auf das Gutachten des Internationalen Ge-
richtshofs vom 9. Juli 200485 sowie unter Hinweis auf die Re-
solution ES-10/15 der Generalversammlung vom 20. Juli
2004,

insbesondere Kenntnis nehmend von der Antwort des Ge-
richtshofs, namentlich von seiner Feststellung, dass der Bau
der Mauer durch die Besatzungsmacht Israel in dem besetzten
palästinensischen Gebiet, einschließlich in Ost-Jerusalem und
seiner Umgebung, sowie die damit verbundenen Vorkehrun-
gen gegen das Völkerrecht verstoßen, 

unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über bürgerli-
che und politische Rechte86, den Internationalen Pakt über
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte86 und das Über-
einkommen über die Rechte des Kindes87 und erklärend, dass
diese Menschenrechtsübereinkünfte in dem besetzten palästi-
nensischen Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems geachtet
werden müssen,

im Bewusstsein der Verantwortung der internationalen Ge-
meinschaft für die Förderung der Menschenrechte und die Ge-
währleistung der Achtung des Völkerrechts und diesbezüglich
an ihre Resolution 2625 (XXV) vom 24. Oktober 1970 erin-
nernd,

in Bekräftigung des Grundsatzes der Unzulässigkeit des
gewaltsamen Gebietserwerbs,

erneut erklärend, dass das Genfer Abkommen vom 12. Au-
gust 1949 zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten88 auf
das besetzte palästinensische Gebiet einschließlich Ost-Jeru-
salems und andere seit 1967 von Israel besetzte arabische Ge-
biete Anwendung findet,

in Bekräftigung der Verpflichtungen, die den Vertragsstaa-
ten des Vierten Genfer Abkommens88 nach den Artikeln 146,
147 und 148 im Hinblick auf Strafbestimmungen, schwere
Verletzungen und die Verantwortlichkeiten der Hohen Ver-
tragsparteien obliegen,

erneut erklärend, dass alle Staaten das Recht und die
Pflicht haben, im Einklang mit dem Völkerrecht und dem hu-
manitären Völkerrecht Maßnahmen zu ergreifen, um tödli-
chen, gegen ihre Zivilbevölkerung gerichteten Gewalttaten
entgegenzuwirken, um das Leben ihrer Bürger zu schützen,

betonend, dass die im Rahmen des Nahost-Friedensprozes-
ses geschlossenen israelisch-palästinensischen Übereinkünf-
te, einschließlich der Vereinbarungen von Scharm esch-
Scheich, vollständig eingehalten werden müssen und dass der
"Fahrplan" des Quartetts für eine dauerhafte Zwei-Staaten-Lö-
sung des israelisch-palästinensischen Konflikts89 umgesetzt
werden muss,

in Anerkennung der Wichtigkeit des israelischen Rückzugs
aus dem Gazastreifen und Teilen des nördlichen Westjordan-
lands und des Abrisses der dort vorhandenen Siedlungen als
Schritt auf dem Weg zur Umsetzung des "Fahrplans", 

mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis über die anhal-
tende systematische Verletzung der Menschenrechte des palä-
stinensischen Volkes durch die Besatzungsmacht Israel, ins-
besondere durch übermäßige Gewaltanwendung, die Anwen-
dung der kollektiven Bestrafung, die Wiederbesetzung und
Abriegelung von Gebieten, die Beschlagnahme von Land, die
Errichtung und den Ausbau von Siedlungen, den Bau der Mau-
er innerhalb des besetzten palästinensischen Gebiets, deren
Verlauf von der Waffenstillstandslinie von 1949 abweicht, die
Zerstörung von Sachwerten sowie alle anderen Maßnahmen,
die Israel zur Änderung des Rechtsstatus, der geografischen
Beschaffenheit und der demografischen Zusammensetzung
des besetzten palästinensischen Gebiets einschließlich Ost-Je-
rusalems ergreift,

ernsthaft besorgt über die seit dem 28. September 2000
durchgeführten Militäraktionen, die Tausende von Toten unter
der palästinensischen Zivilbevölkerung, darunter Hunderte

81 Siehe A/60/380.
82 A/60/295.
83 E/CN.4/2001/121.
84 E/CN.4/2005/29 und Add.1 und A/60/271.
85 Siehe A/ES-10/273 und Corr.1.
86 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57;
öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
87 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993;
AS 1998 2055.

88 Ebd., Vol. 75, Nr. 973. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1954 II S. 781,
917; LGBl. 1989 Nr. 21; öBGBl. Nr. 155/1953; AS 1951 300.
89 S/2003/529, Anlage.
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von Kindern, sowie Zehntausende von Verletzten gefordert
haben,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die weiter
andauernden nachteiligen Auswirkungen der von den israeli-
schen Besatzungstruppen verursachten umfangreichen Zerstö-
rungen, namentlich die Zerstörung von religiösen, kulturellen
und historischen Stätten, von lebenswichtigen Infrastrukturen
und Institutionen der Palästinensischen Behörde sowie von
Agrarland in sämtlichen palästinensischen Städten, Dörfern
und Flüchtlingslagern,

sowie mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die is-
raelische Politik der Abriegelung und die gravierenden Ein-
schränkungen der Bewegungsfreiheit, einschließlich Aus-
gangssperren, die im gesamten besetzten palästinensischen
Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems nach wie vor über Per-
sonen und Güter, namentlich medizinisches und humanitäres
Personal sowie die entsprechenden Hilfsgüter, verhängt wer-
den, und über die sich daraus ergebenden nachteiligen Aus-
wirkungen auf die sozioökonomische Lage des palästinensi-
schen Volkes, die zu einer katastrophalen humanitären Krise
geführt haben,

besorgt über die weitere Errichtung von Kontrollpunkten
in dem besetzten palästinensischen Gebiet einschließlich Ost-
Jerusalems und die Umwandlung von mehreren dieser Kon-
trollpunkte in Anlagen, die dauerhaften Grenzübergängen in-
nerhalb des besetzten palästinensischen Gebiets gleichkom-
men, 

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis darüber, dass Tausende
von Palästinensern nach wie vor unter harten Bedingungen,
die ihr Wohlergehen beeinträchtigen, in israelischen Gefäng-
nissen oder Internierungszentren einsitzen, sowie mit dem
Ausdruck ihrer Besorgnis über die Misshandlung und Drang-
salierung palästinensischer Häftlinge und alle Berichte über
Folter,

davon überzeugt, dass eine internationale Präsenz erfor-
derlich ist, um die Lage zu überwachen, zur Beendigung der
Gewalt und zum Schutz der palästinensischen Zivilbevölke-
rung beizutragen und den Parteien dabei behilflich zu sein, die
erzielten Übereinkünfte durchzuführen, und in dieser Hinsicht
an den positiven Beitrag der Vorübergehenden internationalen
Präsenz in Hebron erinnernd,

hervorhebend, dass alle einschlägigen Resolutionen des
Sicherheitsrats in vollem Umfang durchgeführt werden müs-
sen,

1. erklärt erneut, dass alle Maßnahmen, welche die Be-
satzungsmacht Israel in dem besetzten palästinensischen Ge-
biet einschließlich Ost-Jerusalems unter Verstoß gegen die
einschlägigen Bestimmungen des Genfer Abkommens vom
12. August 1949 zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszei-
ten88 und unter Zuwiderhandlung gegen die einschlägigen Re-
solutionen des Sicherheitsrats ergriffen hat, unrechtmäßig sind
und keine Gültigkeit besitzen;

2. verlangt, dass die Besatzungsmacht Israel die Be-
stimmungen des Vierten Genfer Abkommens von 194988 voll-
ständig einhält und unverzüglich alle gegen das Abkommen
verstoßenden Maßnahmen beendet, namentlich sämtliche

Siedlungstätigkeiten und den Bau der Mauer in dem besetzten
palästinensischen Gebiet, einschließlich in Ost-Jerusalem und
seiner Umgebung, sowie die außergerichtlichen Hinrichtun-
gen;

3. verurteilt alle Gewalthandlungen, einschließlich al-
ler Akte des Terrors, der Provokation, der Aufwiegelung und
der Zerstörung, insbesondere die Anwendung übermäßiger
Gewalt durch die israelischen Besatzungstruppen gegen palä-
stinensische Zivilpersonen, die viele Tote und eine große Zahl
von Verletzten gefordert und zu massiven Zerstörungen von
Häusern, Eigentum, Agrarland und lebenswichtiger Infra-
struktur geführt haben;

4. bekundet ihre ernsthafte Besorgnis über die Praxis
der Selbstmordbombenanschläge gegen israelische Zivilper-
sonen, die zahlreiche Tote und Verletzte gefordert haben;

5. begrüßt den israelischen Rückzug aus dem Gaza-
streifen und Teilen des nördlichen Westjordanlands und den
Abriss der dort vorhandenen Siedlungen als Schritt auf dem
Weg zur Umsetzung des "Fahrplans"; 

6. fordert die Besatzungsmacht Israel in diesem Zusam-
menhang auf, sich im Hinblick auf die Änderung des Charak-
ters und des Status des besetzten palästinensischen Gebiets
einschließlich Ost-Jerusalems genauestens an ihre Verpflich-
tungen auf Grund des Völkerrechts, einschließlich des huma-
nitären Völkerrechts, zu halten; 

7. verlangt, dass die Besatzungsmacht Israel alle Prak-
tiken und Handlungen unterlässt, die die Menschenrechte des
palästinensischen Volkes verletzen, dass sie das Recht der
Menschenrechte achtet und den sich daraus ergebenden recht-
lichen Verpflichtungen nachkommt;

8. verlangt außerdem, dass die Besatzungsmacht Israel
ihren völkerrechtlichen Verpflichtungen entsprechend dem
Gutachten des Internationalen Gerichtshofs vom 9. Juli 200485

und den Forderungen in der Resolution ES-10/15 und der Re-
solution ES-10/13 vom 21. Oktober 2003 nachkommt und
dass sie den Bau der Mauer in dem besetzten palästinensischen
Gebiet, einschließlich in Ost-Jerusalem und seiner Umgebung,
sofort einstellt, die dort bereits errichteten Mauerabschnitte
umgehend abbaut, alle damit zusammenhängenden Gesetze
und Verordnungen widerruft oder für unwirksam erklärt und
für alle durch den Bau der Mauer verursachten Schäden Ersatz
leistet;

9. unterstreicht die Notwendigkeit, die Einheit und ter-
ritoriale Unversehrtheit des gesamten besetzten palästinensi-
schen Gebiets sowie die Bewegungsfreiheit von Personen und
Gütern in dem palästinensischen Gebiet, namentlich die Auf-
hebung der Beschränkungen für die Einreise nach und die Aus-
reise aus Ost-Jerusalem, und die Bewegungsfreiheit im Ver-
kehr mit den übrigen Teilen der Welt zu gewährleisten; 

10. unterstreicht außerdem die Notwendigkeit der voll-
ständigen Umsetzung der Vereinbarungen von Scharm esch-
Scheich;

11. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten.
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RESOLUTION 60/108

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 156 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 15 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/477, Ziff. 20)90:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana,
Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China,
Costa Rica, Dänemark, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland, Do-
minica, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El
Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Gha-
na, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Honduras, Indi-
en, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika,
Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar,
Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokra-
tische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dscha-
mahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malaysia, Malediven, Mali, Malta,
Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mosambik, Myan-
mar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Nor-
wegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Po-
len, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Födera-
tion, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden,
Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Simbabwe, Singapur, Slowakei,
Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadi-
nen, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan,
Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tu-
nesien, Türkei, Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Venezuela
(Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tan-
sania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zentral-
afrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Israel.
Enthaltungen: Albanien, Australien, Dominikanische Republik, Grenada,

Haiti, Kamerun, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Palau, Pa-
pua-Neuguinea, Tonga, Tuvalu, Uganda, Vanuatu, Vereinigte Staaten von Ame-
rika.

60/108. Der besetzte syrische Golan

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Sonderausschusses zur
Untersuchung israelischer Praktiken, die die Menschenrechte
des palästinensischen Volkes und anderer Araber der besetzten
Gebiete beeinträchtigen91,

zutiefst besorgt darüber, dass sich der seit 1967 besetzte sy-
rische Golan nach wie vor unter israelischer militärischer Be-
setzung befindet,

unter Hinweis auf die Resolution 497 (1981) des Sicher-
heitsrats vom 17. Dezember 1981,

sowie unter Hinweis auf ihre früheren einschlägigen Reso-
lutionen, zuletzt Resolution 59/125 vom 10. Dezember 2004,

nach Behandlung des Berichts, den der Generalsekretär
gemäß Resolution 59/125 vorgelegt hat92,

unter Hinweis auf ihre früheren einschlägigen Resolutio-
nen, in denen sie Israel unter anderem aufforderte, seine Be-
setzung der arabischen Gebiete zu beenden,

erneut die Unrechtmäßigkeit des Beschlusses Israels vom
14. Dezember 1981 bekräftigend, den besetzten syrischen Go-
lan seinem Recht, seiner Rechtsprechung und seiner Verwal-
tung zu unterstellen, was zur faktischen Annexion dieses Ge-
biets geführt hat,

erneut erklärend, dass der gewaltsame Gebietserwerb nach
dem Völkerrecht, einschließlich der Charta der Vereinten Na-
tionen, unzulässig ist,

sowie erneut erklärend, dass das Genfer Abkommen vom
12. August 1949 zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszei-
ten93 auf den besetzten syrischen Golan Anwendung findet,

eingedenk der Resolution 237 (1967) des Sicherheitsrats
vom 14. Juni 1967,

unter Begrüßung der Einberufung der Friedenskonferenz
über den Nahen Osten in Madrid auf der Grundlage der Reso-
lutionen des Sicherheitsrats 242 (1967) vom 22. November
1967 und 338 (1973) vom 22. Oktober 1973, die die Verwirk-
lichung eines gerechten, umfassenden und dauerhaften Frie-
dens zum Ziel haben, und ihrer tiefen Besorgnis darüber Aus-
druck verleihend, dass der Friedensprozess auf allen Verhand-
lungsschienen ins Stocken geraten ist,

1. fordert die Besatzungsmacht Israel auf, den einschlä-
gigen Resolutionen über den besetzten syrischen Golan Folge
zu leisten, insbesondere der Resolution 497 (1981) des Sicher-
heitsrats, in der der Rat unter anderem beschloss, dass der Be-
schluss Israels, den besetzten syrischen Golan seinem Recht,
seiner Rechtsprechung und seiner Verwaltung zu unterstellen,
null und nichtig und ohne völkerrechtliche Wirkung ist, und
verlangte, dass die Besatzungsmacht Israel ihren Beschluss
umgehend rückgängig macht;

2. fordert Israel außerdem auf, die Änderung des äuße-
ren Erscheinungsbilds, der demografischen Zusammenset-
zung, der institutionellen Struktur und des Rechtsstatus des be-
setzten syrischen Golan und insbesondere die Errichtung von
Siedlungen zu unterlassen;

3. stellt fest, dass alle bisherigen oder künftigen Gesetz-
gebungs- und Verwaltungsmaßnahmen und -handlungen der
Besatzungsmacht Israel, die eine Veränderung des Erschei-
nungsbilds und des Rechtsstatus des besetzten syrischen Golan
zum Ziel haben, null und nichtig sind, eine flagrante Verlet-
zung des Völkerrechts und des Genfer Abkommens vom
12. August 1949 zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszei-
ten93 darstellen und keinerlei Rechtswirkung haben;90 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-

schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Bru-
nei Darussalam, Dschibuti, Guinea, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien,
Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Libnaon, Malaysia, Marokko, Maureta-
nien, Namibia, Oman, Saudi-Arabien, Senegal, Somalia, Südafrika, Su-
dan, Syrische Arabische Republik, Tunesien, Venezuela (Bolivarische
Republik), Vereinigte Arabische Emirate und Palästina.
91 Siehe A/60/380.

92 A/60/298.
93 United Nations, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 973. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1954 II S. 781, 917; LGBl. 1989 Nr. 21; öBGBl. Nr. 155/1953;
AS 1951 300.
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4. fordert Israel auf, davon Abstand zu nehmen, den sy-
rischen Staatsbürgern im besetzten syrischen Golan die israe-
lische Staatsbürgerschaft und israelische Personalausweise
aufzuzwingen, und von seinen Unterdrückungsmaßnahmen
gegen die Bevölkerung des besetzten syrischen Golan abzu-
lassen;

5. missbilligt die Verstöße Israels gegen das Genfer Ab-
kommen vom 12. August 1949 zum Schutze von Zivilperso-
nen in Kriegszeiten;

6. fordert die Mitgliedstaaten erneut auf, keine der ge-
nannten Gesetzgebungs- oder Verwaltungsmaßnahmen und
-handlungen anzuerkennen;

7. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTIONEN 60/109 A und B

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/479, Ziff. 11)94.

60/109. Informationsfragen

A

INFORMATION IM DIENSTE DER MENSCHHEIT

Die Generalversammlung,

Kenntnis nehmend von dem umfassenden und wichtigen
Bericht des Informationsausschusses95,

sowie Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalse-
kretärs über Informationsfragen96,

fordert mit Nachdruck, dass alle Länder, die Organisatio-
nen des gesamten Systems der Vereinten Nationen und alle an-
deren, die es angeht, in Bekräftigung ihrer Verpflichtung auf
die Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen und die
Grundsätze der Presse- und Informationsfreiheit sowie der Un-
abhängigkeit, des Pluralismus und der Vielfalt der Medien, zu-
tiefst besorgt über die zwischen entwickelten Ländern und
Entwicklungsländern bestehenden Disparitäten und die sich
auf Grund dieser Disparitäten ergebenden Folgen jedweder
Art, die sich auf die Fähigkeit der öffentlichen, privaten oder
sonstigen Medien sowie von Einzelpersonen in den Entwick-
lungsländern auswirken, Informationen zu verbreiten und ihre
Auffassungen sowie ihre kulturellen und ethischen Wertvor-
stellungen mittels ihrer eigenen kulturellen Produktion mitzu-
teilen und die Vielfalt der Informationsquellen und den freien
Zugang zu Informationen zu sichern, in Anerkennung der in
diesem Kontext erhobenen Forderung nach einer, wie es in den
Vereinten Nationen und in verschiedenen anderen internatio-
nalen Foren heißt, "neuen Weltinformations- und -kommuni-

kationsordnung, die als ein in ständiger Entwicklung begriffe-
ner Prozess zu sehen ist",

a) zusammenarbeiten und zusammenwirken, um die be-
stehenden Disparitäten im Informationsfluss auf allen Ebenen
zu verringern, indem sie den Ausbau der Kommunikationsin-
frastrukturen und -kapazitäten in den Entwicklungsländern
stärker unterstützen, unter gebührender Berücksichtigung der
Bedürfnisse dieser Länder und des Vorrangs, den sie diesen
Bereichen beimessen, mit dem Ziel, es ihnen und den öffent-
lichen, privaten oder sonstigen Medien in den Entwicklungs-
ländern zu gestatten, frei und unabhängig ihre eigene Informa-
tions- und Kommunikationspolitik zu entwickeln, Medien und
Einzelpersonen stärker am Kommunikationsprozess zu betei-
ligen und einen freien Informationsfluss auf allen Ebenen si-
cherzustellen;

b) sicherstellen, dass Journalisten ihrer beruflichen Tä-
tigkeit ungehindert und wirkungsvoll nachgehen können, und
alle tätlichen Angriffe auf sie entschieden verurteilen;

c) Unterstützung gewähren, damit die praktischen Aus-
bildungsprogramme für Presse-, Hörfunk- und Fernsehjourna-
listen öffentlicher, privater und sonstiger Medien in den Ent-
wicklungsländern beibehalten und ausgebaut werden;

d) regionale Bemühungen und die Zusammenarbeit
zwischen Entwicklungsländern sowie die Zusammenarbeit
zwischen entwickelten Ländern und Entwicklungsländern för-
dern, um das Kommunikationspotenzial zu stärken und die
Medieninfrastruktur und die Kommunikationstechnologien in
den Entwicklungsländern, insbesondere in den Bereichen
Ausbildung und Informationsverbreitung, zu verbessern;

e) sich zusätzlich zur bilateralen Zusammenarbeit be-
mühen, den Entwicklungsländern und ihren öffentlichen, pri-
vaten oder sonstigen Medien unter gebührender Berücksichti-
gung ihrer Interessen und Bedürfnisse im Informationsbereich
sowie der im Rahmen des Systems der Vereinten Nationen be-
reits getroffenen Maßnahmen jede nur mögliche Unterstüt-
zung und Hilfe zu gewähren, wozu insbesondere auch folgen-
de Maßnahmen gehören:

i) die Entwicklung der menschlichen und technischen
Ressourcen, die für die Verbesserung der Informations-
und Kommunikationssysteme in den Entwicklungslän-
dern unerlässlich sind, und die Unterstützung bei der Fort-
führung und dem Ausbau praktischer Ausbildungspro-
gramme, wie etwa derjenigen, die in den Entwicklungs-
ländern unter öffentlicher wie auch privater Schirmherr-
schaft bereits überall durchgeführt werden;

ii) die Schaffung von Bedingungen, die es den Ent-
wicklungsländern und ihren öffentlichen, privaten oder
sonstigen Medien ermöglichen, unter Einsatz ihrer natio-
nalen und regionalen Ressourcen über die ihren nationalen
Bedürfnissen entsprechenden Kommunikationstechnolo-
gien wie auch über die erforderlichen Programme, insbe-
sondere für Hörfunk- und Fernsehsendungen, zu verfü-
gen;

iii) die Hilfe bei der Herstellung und der Förderung von
subregionalen, regionalen und interregionalen Fernmelde-

94 Die in dem Bericht empfohlenen Resolutionsentwürfe wurden vom In-
formationsausschuss vorgelegt.
95 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 21 (A/60/21).
96 A/60/173.
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verbindungen, insbesondere zwischen Entwicklungslän-
dern;

iv) nach Bedarf die Erleichterung des Zugangs der Ent-
wicklungsländer zu den auf dem freien Markt erhältlichen
modernen Kommunikationstechnologien;

f) volle Unterstützung für das von der Organisation der
Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft und Kultur ge-
tragene Internationale Medienentwicklungsprogramm97 ge-
währen, mit dem öffentliche wie private Medien unterstützt
werden sollen.

B

INFORMATIONSPOLITIK UND INFORMATIONSTÄTIGKEIT
DER VEREINTEN NATIONEN

Die Generalversammlung,

betonend, dass der Informationsausschuss ihr wichtigstes
Nebenorgan für die Abgabe von Empfehlungen im Zusam-
menhang mit der Tätigkeit der Sekretariats-Hauptabteilung
Presse und Information darstellt,

in Bekräftigung ihrer Resolution 13 (I) vom 13. Februar
1946, mit der die Hauptabteilung geschaffen wurde und in der
es in Anlage I Ziffer 2 heißt, dass "die Tätigkeit der Hauptab-
teilung so organisiert und geleitet werden soll, dass sie im
höchstmöglichen Umfang bei den Völkern der Welt ein auf-
geklärtes Verständnis für die Arbeit und die Ziele der Verein-
ten Nationen fördert",

der Auffassung des Generalsekretärs zustimmend, dass die
Inhalte der Information und Kommunikation in den Mittel-
punkt des strategischen Managements der Vereinten Nationen
gestellt werden sollen und dass es auf allen Ebenen der Orga-
nisation eine Kommunikationskultur geben soll, die dafür
sorgt, dass die Völker der Welt über die Ziele und die Tätigkeit
der Vereinten Nationen in vollem Umfang informiert werden,
im Einklang mit den in der Charta der Vereinten Nationen ver-
ankerten Zielen und Grundsätzen, um eine breit angelegte,
weltweite Unterstützung für die Vereinten Nationen zu errei-
chen,

betonend, dass die vorrangige Aufgabe der Hauptabteilung
Presse und Information darin besteht, durch ihre Kommunika-
tionsarbeit der Öffentlichkeit sachlich richtige, unparteiische,
umfassende und aktuelle Informationen über die Aufgaben
und Verantwortlichkeiten der Vereinten Nationen zur Verfü-
gung zu stellen, um mit höchster Transparenz die internatio-
nale Unterstützung für die Tätigkeit der Organisation zu ver-
stärken,

daran erinnernd, dass die von der Generalversammlung in
ihrer Resolution 56/253 vom 24. Dezember 2001 geforderte
umfassende Überprüfung der Tätigkeit der Hauptabteilung
Presse und Information und die Durchführung ihrer zweiten

Phase, die in dem Bericht des Generalsekretärs über die Neu-
ausrichtung der Informations- und Kommunikationstätigkeit
der Vereinten Nationen an den Informationsausschuss auf sei-
ner fünfundzwanzigsten Tagung98 beschrieben wird, sowie die
die Hauptabteilung betreffenden Teile des Berichts des Gene-
ralsekretärs "Stärkung der Vereinten Nationen: Eine Agenda
für weitere Veränderungen"99 und der Versammlungsresolu-
tionen 57/300 vom 20. Dezember 2002 und 59/126 B vom
10. Dezember 2004 die Gelegenheit bieten, angemessene
Schritte zu unternehmen, um die Effizienz und Wirksamkeit
der Hauptabteilung zu steigern und ihre Ressourcen möglichst
wirkungsvoll einzusetzen,

ihre Besorgnis darüber zum Ausdruck bringend, dass das
Gefälle zwischen den entwickelten Ländern und den Entwick-
lungsländern im Bereich der Informations- und Kommunika-
tionstechnologien weiter zugenommen hat und dass große Tei-
le der Bevölkerung in den Entwicklungsländern aus der der-
zeitigen Revolution im Informations- und Technologiebereich
keinen Nutzen ziehen, und in dieser Hinsicht die Notwendig-
keit unterstreichend, die Ungleichgewichte in der globalen In-
formations- und Technologierevolution zu beheben, um sie
gerechter, ausgewogener und wirksamer zu machen,

in dem Bewusstsein, dass die durch die Revolution auf dem
Gebiet der Informations- und Kommunikationstechnologie
ausgelösten Entwicklungen weitreichende neue Chancen für
wirtschaftliches Wachstum und soziale Entwicklung eröffnen
und bei der Beseitigung der Armut in den Entwicklungslän-
dern eine wichtige Rolle spielen können, und gleichzeitig her-
vorhebend, dass diese Entwicklungen auch Herausforderun-
gen und Risiken mit sich bringen und zu einer weiteren Ver-
schärfung der Disparitäten innerhalb der Länder und zwischen
ihnen führen könnten,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/309 vom 22. Juni
2005 über die Mehrsprachigkeit und hervorhebend, wie wich-
tig es ist, dass die Hauptabteilung Presse und Information bei
ihrer Tätigkeit die Amtssprachen der Vereinten Nationen an-
gemessen einsetzt, um so das Gefälle zwischen der Verwen-
dung des Englischen und der anderen fünf Amtssprachen zu
verringern,

Island, Kap Verde, Katar, Luxemburg und Madagaskar als
Mitglieder des Informationsausschusses begrüßend,

I
Einleitung

1. bekräftigt ihre Resolution 13 (I), mit der die Haupt-
abteilung Presse und Information geschaffen wurde, sowie alle
anderen einschlägigen Resolutionen der Generalversamm-
lung, die sich auf die Tätigkeit der Hauptabteilung beziehen,
und ersucht den Generalsekretär, in Bezug auf die Informa-
tionspolitik und die Informationstätigkeit der Vereinten Natio-
nen die Empfehlungen in Ziffer 2 ihrer Resolution 48/44 B
vom 10. Dezember 1993 und die anderen von der Generalver-

97 Siehe United Nations Educational, Scientific and Cultural Organiza-
tion, Records of the General Conference, Twenty-first Session, Belgrade,
23 September - 28 October 1980, Vol. I, Resolutions, Abschn. III.4, Re-
solution 4/21.

98 A/AC.198/2003/2.
99 A/57/387 und Corr.1.
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sammlung erteilten Mandate weiter vollinhaltlich umzuset-
zen;

2. bekräftigt außerdem, dass die Vereinten Nationen
nach wie vor das unverzichtbare Fundament einer friedlichen
und gerechten Welt bilden und dass ihre Stimme klar und wirk-
sam zu Gehör kommen muss, und unterstreicht die wesentli-
che Rolle, die der Hauptabteilung Presse und Information da-
bei zukommt, deren Tätigkeit so organisiert und geleitet wer-
den soll, dass sie im höchstmöglichen Umfang bei den Völkern
der Welt ein aufgeklärtes Verständnis für die Arbeit und die
Ziele der Vereinten Nationen fördert;

3. betont, wie wichtig es ist, dass das Sekretariat den
Mitgliedstaaten auf deren Ersuchen im Rahmen der bestehen-
den Mandate und Verfahren klare und zeitnahe Informationen
zur Verfügung stellt;

4. bekräftigt die zentrale Rolle, die dem Informations-
ausschuss bei der Informationspolitik und der Informationstä-
tigkeit der Vereinten Nationen, so auch bei der Festlegung der
Prioritäten für diese Tätigkeit, zukommt, und beschließt, dass
die Empfehlungen betreffend das Arbeitsprogramm der
Hauptabteilung Presse und Information so weit wie möglich
vom Informationsausschuss ausgehen und dort behandelt wer-
den sollen;

5. ersucht die Hauptabteilung Presse und Information,
entsprechend den von der Generalversammlung in ihrer Reso-
lution 59/275 vom 23. Dezember 2004 festgelegten Prioritäten
und unter Heranziehung der Millenniums-Erklärung der Ver-
einten Nationen100 als Leitlinie besondere Aufmerksamkeit auf
so wichtige Fragen wie die Beseitigung der Armut, die Kon-
fliktprävention, die nachhaltige Entwicklung, die Menschen-
rechte, die HIV/Aids-Epidemie, den Kampf gegen den Terro-
rismus in allen seinen Arten und Erscheinungsformen und die
Bedürfnisse des afrikanischen Kontinents zu richten;

6. ersucht die Hauptabteilung Presse und Information
außerdem, bei der Durchführung ihrer Tätigkeiten den Fort-
schritten bei der Erreichung der international vereinbarten Ent-
wicklungsziele, einschließlich der in der Millenniums-Erklä-
rung enthaltenen Ziele, sowie bei der Umsetzung der Ergeb-
nisse der damit zusammenhängenden großen Gipfeltreffen
und Konferenzen der Vereinten Nationen besondere Aufmerk-
samkeit zu widmen;

7. bekräftigt die Notwendigkeit, die technische Infra-
struktur der Hauptabteilung Presse und Information kontinu-
ierlich auszubauen, um ein breiteres Publikum zu erreichen
und die Webseiten der Vereinten Nationen zu verbessern;

8. anerkennt die wichtige Tätigkeit der Organisation
der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft und Kultur
und ihre Zusammenarbeit mit Nachrichtenagenturen und
Rundfunkanstalten in Entwicklungsländern bei der Verbrei-
tung von Informationen über vorrangige Fragen und ermutigt
die Hauptabteilung Presse und Information und die Organisa-
tion der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft und

Kultur, bei der Förderung der Kultur sowie auf dem Gebiet der
Bildung und der Kommunikation auch weiterhin zusammen-
zuarbeiten;

II
Allgemeine Tätigkeit der Hauptabteilung Presse

und Information

9. nimmt Kenntnis von den Vorschlägen des Generalse-
kretärs zur Verbesserung der Wirksamkeit und Zielausrich-
tung der Öffentlichkeitsarbeit, betont, dass diese Vorschläge
mit den einschlägigen Resolutionen und Beschlüssen der Ge-
neralversammlung im Einklang stehen müssen, und ersucht
den Generalsekretär, dem Informationsausschuss auf seiner
achtundzwanzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten;

10. ist sich dessen bewusst, dass sich das Projekt zur sy-
stematischen Evaluierung der Informationsprodukte und -tä-
tigkeiten, das die Hauptabteilung Presse und Information in
Zusammenarbeit mit dem Amt für interne Aufsichtsdienste
durchführt, im dritten und letzten Jahr seiner Laufzeit befindet,
und ersucht den Generalsekretär, dem Informationsausschuss
auf seiner achtundzwanzigsten Tagung über das Endergebnis
des Projekts Bericht zu erstatten; 

11. ersucht die Hauptabteilung Presse und Information in
diesem Zusammenhang, ihre Produkte und Tätigkeiten weiter
zu evaluieren, um ihre Wirksamkeit zu verbessern, einschließ-
lich durch dienststellenübergreifende Konsultationen;

12. bekräftigt, dass die Hauptabteilung Presse und Infor-
mation die Koordinierungsstelle für die Informationspolitik
der Vereinten Nationen und das Hauptnachrichtenzentrum für
Informationen über die Vereinten Nationen und ihre Tätigkeit
sowie die des Generalsekretärs ist;

13. bekräftigt außerdem, wie wichtig eine bessere Koor-
dinierung zwischen der Hauptabteilung Presse und Informa-
tion und dem Büro des Sprechers des Generalsekretärs ist, und
ersucht den Generalsekretär, für die Übereinstimmung der von
der Organisation ausgehenden Botschaften zu sorgen; 

14. bekräftigt ferner, dass die Hauptabteilung Presse und
Information unter Beachtung der bestehenden Mandate und im
Einklang mit Artikel 5.6 der Regeln und Ausführungsbestim-
mungen für die Programmplanung, die Programmaspekte des
Haushalts, die Überwachung der Programmdurchführung und
die Evaluierungsmethoden101 eine Rangfolge der Prioritäten
für ihr Arbeitsprogramm aufstellen muss, um ihre Botschaft
klarer herauszustellen und gezieltere Anstrengungen zu unter-
nehmen und als Teil des Leistungsmanagements ihre Program-
me auf der Grundlage verbesserter Rückmeldungs- und Eva-
luierungsmechanismen auf die Bedürfnisse ihres Zielpubli-
kums abzustimmen;

15. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Bemühun-
gen, die die Hauptabteilung Presse und Information unter-
nimmt, um die Arbeit und die Beschlüsse der Generalver-
sammlung in der Öffentlichkeit bekannt zu machen, ermutigt
die Hauptabteilung, engere Arbeitsbeziehungen zum Büro des

100 Siehe Resolution 55/2. 101 ST/SGB/2000/8.
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Präsidenten der Generalversammlung herzustellen, und er-
sucht den Generalsekretär, dem Informationsausschuss auf
seiner achtundzwanzigsten Tagung darüber Bericht zu erstat-
ten;

16. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin alles zu
tun, um sicherzustellen, dass die Veröffentlichungen sowie die
sonstigen Informationsdienste des Sekretariats, einschließlich
der Webseiten der Vereinten Nationen und des Pressedienstes
der Vereinten Nationen, umfassende, objektive und ausgewo-
gene Informationen über die Fragen enthalten, mit denen sich
die Vereinten Nationen befassen, und dass dabei die redaktio-
nelle Unabhängigkeit, eine unparteiische und sachlich richtige
Berichterstattung und die volle Übereinstimmung mit den Re-
solutionen und Beschlüssen der Generalversammlung gewahrt
werden;

17. legt der Hauptabteilung Presse und Information nahe,
sich auch weiterhin eng mit allen anderen Hauptabteilungen
des Sekretariats abzustimmen, um Überschneidungen bei der
Herausgabe von Veröffentlichungen der Vereinten Nationen
zu vermeiden und sicherzustellen, dass sie kostenbewusst pro-
duziert werden;

18. betont, dass die Hauptabteilung Presse und Informa-
tion ihre Tätigkeit auf denjenigen Gebieten weiterführen und
verbessern soll, die für die Entwicklungsländer und gegebe-
nenfalls andere Länder mit besonderen Bedürfnissen von be-
sonderem Interesse sind, und dass die Tätigkeit der Hauptab-
teilung dazu beitragen soll, die zwischen den Entwicklungs-
ländern und den entwickelten Ländern bestehende Kluft auf
dem außerordentlich wichtigen Gebiet der Information und
Kommunikation zu überbrücken;

19. legt dem Generalsekretär nahe, die Koordinierung
zwischen der Hauptabteilung Presse und Information und den
anderen Hauptabteilungen des Sekretariats im Rahmen ihres
klientenorientierten Ansatzes auch künftig zu verstärken und
Zielgruppen zu ermitteln sowie Informationsprogramme und
Medienstrategien für vorrangige Themen auszuarbeiten, und
hebt hervor, dass die Kapazitäten und Tätigkeiten anderer
Hauptabteilungen auf dem Gebiet der Öffentlichkeitsarbeit
von der Hauptabteilung Presse und Information gesteuert wer-
den sollen;

20. begrüßt die von der Hauptabteilung Presse und Infor-
mation unternommenen Initiativen zur Stärkung der Öffent-
lichkeitsarbeit der Vereinten Nationen und betont in dieser
Hinsicht, wie wichtig es ist, dass die Vereinten Nationen, die
Sonderorganisationen und die an der Öffentlichkeitsarbeit be-
teiligten Programme und Fonds des Systems der Vereinten Na-
tionen einen kohärenten und ergebnisorientierten Ansatz ver-
folgen, dass Mittel zur Durchführung dieser Initiativen bereit-
gestellt werden und dass all dies unter Berücksichtigung der
Rückmeldungen aus den Mitgliedstaaten über die Zweckmä-
ßigkeit und Wirksamkeit ihrer Programmdurchführung er-
folgt;

21. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Anstren-
gungen, die die Hauptabteilung Presse und Information nach
wie vor unternimmt, um tägliche Pressemitteilungen heraus-
zugeben, und ersucht die Hauptabteilung, diesen unschätzba-

ren Dienst für die Mitgliedstaaten und die Medienvertreter
weiterhin zu erbringen und gleichzeitig Möglichkeiten zur
Verbesserung des Produktionsprozesses der Mitteilungen und
zur Straffung ihres Formats, ihrer Struktur und ihrer Länge zu
prüfen, unter Berücksichtigung der Auffassungen der Mit-
gliedstaaten;

22. nimmt außerdem mit Anerkennung Kenntnis von den
Anstrengungen, die die Hauptabteilung Presse und Informa-
tion unternimmt, um auf lokaler Ebene mit anderen Organisa-
tionen und Organen des Systems der Vereinten Nationen zu-
sammenzuarbeiten und so die Koordinierung ihrer Kommuni-
kationstätigkeiten zu verbessern, und ersucht den Generalse-
kretär, dem Informationsausschuss auf seiner achtundzwan-
zigsten Tagung über diesbezügliche Fortschritte sowie über
die Tätigkeit der Gruppe der Vereinten Nationen für Kommu-
nikation Bericht zu erstatten;

23. fordert die Hauptabteilung Presse und Information
auf, ihre Politik und ihre Tätigkeit betreffend die dauerhafte
Erhaltung ihrer Hörfunk-, Fernseh- und Fotoarchive weiter zu
untersuchen, im Rahmen der verfügbaren Ressourcen Maß-
nahmen zu treffen, um die Erhaltung dieser Archivbestände
und ihre Zugänglichkeit sicherzustellen, und dem Informa-
tionsausschuss auf seiner achtundzwanzigsten Tagung Bericht
zu erstatten;

Mehrsprachigkeit und Öffentlichkeitsarbeit

24. betont, wie wichtig es ist, dass die Hauptabteilung
Presse und Information bei allen ihren Tätigkeiten alle Amts-
sprachen der Vereinten Nationen angemessen einsetzt, um so
das Gefälle zwischen der Verwendung des Englischen und der
anderen fünf Amtssprachen zu verringern;

25. begrüßt die derzeitigen Bemühungen der Hauptabtei-
lung Presse und Information zur Stärkung der Mehrsprachig-
keit in ihrer Tätigkeit und ermutigt sie, ihre diesbezüglichen
Anstrengungen fortzusetzen;

26. hebt hervor, wie wichtig es ist, die volle Gleichbe-
handlung aller Amtssprachen der Vereinten Nationen bei allen
Tätigkeiten der Hauptabteilung Presse und Information sicher-
zustellen, und ersucht den Generalsekretär in dieser Hinsicht
erneut, dafür zu sorgen, dass die Hauptabteilung für die Durch-
führung aller ihrer Tätigkeiten über eine angemessene Perso-
nalkapazität in allen Amtssprachen der Vereinten Nationen
verfügt;

27. betont, wie wichtig die vollständige Durchführung
ihrer Resolution 52/214 vom 22. Dezember 1997 ist, in deren
Abschnitt C sie den Generalsekretär ersuchte, sicherzustellen,
dass der Wortlaut aller neuen für die Öffentlichkeit bestimm-
ten Dokumente in allen sechs Amtssprachen sowie Informa-
tionsmaterialien der Vereinten Nationen täglich über die Web-
seiten der Vereinten Nationen zugänglich gemacht werden und
den Mitgliedstaaten ohne Verzögerung zur Verfügung stehen;

28. wiederholt Abschnitt C Ziffer 4 ihrer Resolution
52/214 und ersucht den Generalsekretär, weiter darauf hinzu-
arbeiten, dass die Aufgabe des Ladens aller wichtigen älteren
Dokumente der Vereinten Nationen auf die Webseiten der
Vereinten Nationen in allen sechs Amtssprachen vorrangig ab-
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geschlossen wird, damit diese Archive den Mitgliedstaaten
auch über dieses Medium zur Verfügung stehen;

29. bekräftigt, dass es wichtig ist, dass der Generalsekre-
tär in den künftigen Entwürfen des Programmhaushaltsplans
für die Hauptabteilung Presse und Information die Bedeutung
berücksichtigt, die der Verwendung aller sechs Amtssprachen
bei ihrer Tätigkeit zukommt;

30. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Arbeit, die
das Netz der Informationszentren der Vereinten Nationen in
Bezug auf die Veröffentlichung der Informationsmaterialien
der Vereinten Nationen und die Übersetzung wichtiger Doku-
mente in andere Sprachen als die Amtssprachen der Vereinten
Nationen leistet, mit dem Ziel, ein möglichst breites Spektrum
von Zielgruppen zu erreichen und die Botschaft der Vereinten
Nationen in die ganze Welt zu tragen, um so die internationale
Unterstützung für die Tätigkeit der Organisation zu stärken;

Überbrückung der digitalen Spaltung

31. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von der Grund-
satzerklärung und dem Aktionsplan102, die während der ersten
Phase des Weltgipfels über die Informationsgesellschaft vom
10. bis 12. Dezember 2003 in Genf verabschiedet wurden, und
begrüßt die Abhaltung der zweiten Phase des Gipfels vom
16. bis 18. November 2005 in Tunis;

32. fordert die Hauptabteilung Presse und Information
auf, mit dazu beizutragen, dass die internationale Gemein-
schaft für die Bedeutung des Weltgipfels über die Informa-
tionsgesellschaft und die Notwendigkeit sensibilisiert wird,
gemeinsam auf den Erfolg des Gipfels hinzuwirken;

33. erinnert an Ziffer 32 ihrer Resolution 59/126 B und
begrüßt den Beitrag, den die Hauptabteilung Presse und Infor-
mation dazu leistet, die Anstrengungen des Generalsekretärs
zur Überbrückung der digitalen Spaltung als Mittel zur Förde-
rung des Wirtschaftswachstums und zur Verringerung des
weiterhin vorhandenen Abstands zwischen den entwickelten
Ländern und den Entwicklungsländern der Öffentlichkeit be-
kannt zu machen, und ersucht in diesem Rahmen die Haupt-
abteilung, ihre Rolle weiter zu verstärken;

Netz der Informationszentren der Vereinten Nationen

34. betont, wie wichtig das Netz der Informationszentren
der Vereinten Nationen ist, um das Bild der Vereinten Natio-
nen in der Öffentlichkeit zu pflegen und Nachrichten über die
Vereinten Nationen bei der örtlichen Bevölkerung, insbeson-
dere in den Entwicklungsländern, zu verbreiten;

35. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über die weitere Rationalisierung des Netzes der Informa-
tionszentren der Vereinten Nationen103 und erkennt in dieser

Hinsicht die in Ziffer 25 des Berichts beschriebenen Zwänge
an, die eine weitere Regionalisierung erschweren; 

36. betont, wie wichtig die Rationalisierung des Netzes
der Informationszentren der Vereinten Nationen ist, und er-
sucht in dieser Hinsicht den Generalsekretär, auch weiterhin
diesbezügliche Vorschläge zu machen, gegebenenfalls ein-
schließlich der Umschichtung von Ressourcen, und dem In-
formationsausschuss auf seiner achtundzwanzigsten Tagung
Bericht zu erstatten;

37. bekräftigt, dass die Rationalisierung der Informa-
tionszentren der Vereinten Nationen von Fall zu Fall im Be-
nehmen mit allen betroffenen Mitgliedstaaten, in denen sich
die bestehenden Informationszentren befinden, den von diesen
Informationszentren bedienten Ländern und anderen interes-
sierten Ländern in der Region durchgeführt werden muss und
dass der besondere Charakter jeder Region dabei zu berück-
sichtigen ist;

38. ist sich dessen bewusst, dass das Netz der Informa-
tionszentren der Vereinten Nationen insbesondere in den Ent-
wicklungsländern seine Wirkung und seine Tätigkeit weiter
ausbauen sollte, so auch durch strategische Unterstützung im
Kommunikationsbereich, und fordert den Generalsekretär auf,
dem Informationsausschuss auf seiner achtundzwanzigsten
Tagung einen Bericht über die Verwirklichung dieses Ansat-
zes vorzulegen;

39. betont, wie wichtig es für die wirksame Informations-
versorgung der Entwicklungsländer ist, den besonderen Be-
dürfnissen und Erfordernissen dieser Länder auf dem Gebiet
der Informations- und Kommunikationstechnologie Rech-
nung zu tragen;

40. betont außerdem, dass die Hauptabteilung Presse und
Information durch ihr Netz der Informationszentren der Ver-
einten Nationen die Öffentlichkeit auch weiterhin für die Ar-
beit der Vereinten Nationen auf lokaler Ebene sensibilisieren
und Unterstützung dafür mobilisieren soll, eingedenk dessen,
dass Informationen in den Ortssprachen die stärkste Wirkung
auf die örtliche Bevölkerung ausüben;

41. betont ferner, wie wichtig die Bemühungen sind, die
Verbindungsarbeit der Vereinten Nationen in den Mitglied-
staaten, die nicht durch das Netz der Informationszentren der
Vereinten Nationen erfasst werden, zu verstärken, und legt
dem Generalsekretär nahe, im Rahmen der Rationalisierung
die Dienste des Netzes der Informationszentren der Vereinten
Nationen auf diese Mitgliedstaaten auszudehnen; 

42. unterstreicht, dass die Hauptabteilung Presse und In-
formation auch künftig die Veranschlagung personeller und fi-
nanzieller Ressourcen für die Informationszentren der Verein-
ten Nationen in Entwicklungsländern überprüfen soll, unter
Hervorhebung der Bedürfnisse der am wenigsten entwickelten
Länder;

43. legt dem Netz der Informationszentren der Vereinten
Nationen nahe, auch weiterhin Webseiten in den Ortssprachen
zu erstellen, legt außerdem der Hauptabteilung Presse und In-
formation nahe, den Informationszentren, insbesondere den-
jenigen, deren Webseiten noch nicht funktionsfähig sind, Res-
sourcen und technische Einrichtungen zur Verfügung zu stel-

102 Siehe A/C.2/59/3. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/conf/wsis_03_geneva_doc4d.pdf (Grundsatzerklärung)
und http://www.un.org/Depts/german/conf/wsis_03_geneva_doc5d.pdf
(Aktionsplan).
103 A/AC.198/2005/3.
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len, und legt ferner den Gaststaaten nahe, den Bedürfnissen der
Informationszentren entgegenzukommen;

44. nimmt Kenntnis von dem Vorschlag des Generalse-
kretärs, eng mit den betroffenen Regierungen zusammenzuar-
beiten, um die Möglichkeit mietfreier Büroräume zu sondie-
ren, unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Lage der
Gaststaaten und in dem Bewusstsein, dass eine derartige Un-
terstützung die Veranschlagung von Finanzmitteln in voller
Höhe für die Informationszentren im Rahmen des Programm-
haushaltsplans der Vereinten Nationen nicht ersetzen darf;

45. nimmt außerdem Kenntnis von der im Bericht des Ge-
neralsekretärs enthaltenen Erörterung der Schaffung eines In-
formationszentrums der Vereinten Nationen in Luanda104, das
den besonderen Bedürfnissen der portugiesischsprachigen
afrikanischen Länder Rechnung tragen soll, begrüßt das An-
gebot der Regierung Angolas, das Zentrum als Teil des Netzes
der Informationszentren der Vereinten Nationen aufzunehmen
und ihm mietfreie Büroräume zur Verfügung zu stellen, und
legt dem Generalsekretär nahe, im Kontext der Rationalisie-
rung alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um diesen Be-
dürfnissen zu entsprechen;

III
Strategische Kommunikationsdienste

46. nimmt Kenntnis von Ziffer 19 des Berichts des Gene-
ralsekretärs über die weitere Neuausrichtung der Tätigkeit der
Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Öffentlichkeitsarbeit
und Kommunikation105 und bekräftigt in diesem Zusammen-
hang, dass die Hauptabteilung Presse und Information man-
datsgemäß diejenige Hauptabteilung ist, die in erster Linie für
die Umsetzung der Informationsstrategien verantwortlich ist;

47. bekräftigt, dass die strategischen Kommunikations-
dienste die Aufgabe haben, die Botschaften der Vereinten Na-
tionen zu konzipieren und zu verbreiten, indem sie in enger Zu-
sammenarbeit mit den Fachabteilungen, den Fonds und Pro-
grammen der Vereinten Nationen und den Sonderorganisatio-
nen und in voller Übereinstimmung mit den von den be-
schlussfassenden Organen erteilten Mandaten Kommunika-
tionsstrategien entwickeln;

Medienkampagnen

48. erkennt an, dass Medienkampagnen zur Unterstüt-
zung der Sondertagungen und internationalen Konferenzen
der Vereinten Nationen zu den Kernaufgaben der Hauptabtei-
lung Presse und Information gehören, begrüßt es, dass sich die
Hauptabteilung darum bemüht, in Anlehnung an die Millen-
niums-Erklärung der Vereinten Nationen100 kreative Wege zur
Organisation und Durchführung dieser Kampagnen in Partner-
schaft mit den betreffenden Fachabteilungen zu finden, und er-
sucht die Hauptabteilung, bei ihrer Tätigkeit den Fortschritten
bei der Erreichung der international vereinbarten Entwick-
lungsziele, einschließlich der in der Millenniums-Erklärung
enthaltenen Ziele, sowie bei der Umsetzung der Ergebnisse der

damit zusammenhängenden großen Gipfeltreffen und Konfe-
renzen der Vereinten Nationen besondere Aufmerksamkeit zu
widmen;

49. weiß die Arbeit zu schätzen, die die Hauptabteilung
Presse und Information mittels ihrer Kampagnen leistet, um
die für die internationale Gemeinschaft wichtigen Themen zu
fördern, wie etwa die nachhaltige Entwicklung, die strategi-
sche Koordinierung der humanitären Hilfe, insbesondere bei
Naturkatastrophen und anderen Krisen, Kinder, HIV/Aids,
Malaria und andere Krankheiten, Entkolonialisierung sowie
den Dialog zwischen den Kulturen, eine Kultur des Friedens
und der Toleranz und die Folgen der Katastrophe von Tscher-
nobyl, und ermutigt die Hauptabteilung, in Zusammenarbeit
mit den betroffenen Ländern und den zuständigen Organisa-
tionen und Organen des Systems der Vereinten Nationen auch
weiterhin geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um die Weltöf-
fentlichkeit besser über diese und andere wichtige globale
Themen aufzuklären;

50. begrüßt die neue Initiative der Hauptabteilung Presse
und Information mit dem Titel "Ten Stories the World Should
Hear More About" (Zehn Geschichten, über die die Welt mehr
erfahren sollte);

51. legt der Hauptabteilung Presse und Information nahe,
auch künftig mit der Gruppe der Vereinten Nationen für Kom-
munikation zusammenzuarbeiten, um die Ausarbeitung und
Umsetzung der Kommunikationsstrategien mit den Leitern
der Informationsdienste der Organisationen, Fonds und Pro-
gramme des Systems der Vereinten Nationen abzustimmen,
und ersucht den Generalsekretär, dem Informationsausschuss
auf seinen folgenden Tagungen über die Tätigkeit der Gruppe
Bericht zu erstatten;

52. betont, dass der Förderung der Entwicklung Afrikas
wieder größere Aufmerksamkeit gewidmet werden muss, vor
allem seitens der Hauptabteilung Presse und Information, da-
mit die internationale Gemeinschaft stärker für die kritische
wirtschaftliche und soziale Lage in Afrika und für die Priori-
täten der Neuen Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas106

sensibilisiert wird;

Rolle der Hauptabteilung Presse und Information bei der 
Friedenssicherung der Vereinten Nationen

53. würdigt die Bemühungen, die der Generalsekretär
unternimmt, damit die Hauptabteilung Presse und Information
für die Einrichtung von Informationsstellen von Friedenssi-
cherungseinsätzen der Vereinten Nationen und von politi-
schen und friedenskonsolidierenden Missionen und für deren
Aufgabenwahrnehmung, namentlich ihre Aufklärungsarbeit
und sonstige Unterstützungstätigkeiten im Informationsbe-
reich, über eine stärkere Kapazität auf dem Gebiet der Öffent-
lichkeitsarbeit verfügt, und ersucht das Sekretariat, auch wei-
terhin sicherzustellen, dass die Hauptabteilung durch dienst-
stellenübergreifende Konsultationen und die Koordinierung
mit anderen Hauptabteilungen des Sekretariats, insbesondere

104 Ebd., Ziff. 40.
105 A/AC.198/2005/2 und Corr.1. 106 A/57/304, Anlage.



III.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Ausschusses für besondere politische Fragen und Entkolonialisierung (Vierter Ausschuss)

221

mit der Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze, bereits ab
der Planungsphase künftiger Einsätze mit einbezogen wird;

54. betont, wie wichtig es ist, die Kapazität der Hauptab-
teilung Presse und Information für Öffentlichkeitsarbeit im
Bereich der Friedenssicherungseinsätze sowie ihre Rolle in
dem Auswahlverfahren für Sprecher von Friedenssicherungs-
einsätzen oder -missionen der Vereinten Nationen zu erwei-
tern, und legt der Hauptabteilung in diesem Zusammenhang
nahe, unter Berücksichtigung des Grundsatzes der ausgewo-
genen geografischen Verteilung im Einklang mit Kapitel XV
Artikel 101 Absatz 3 der Charta der Vereinten Nationen Spre-
cher abzuordnen, die über die notwendigen Qualifikationen
zur Erfüllung der entsprechenden Aufgaben im Rahmen der
Einsätze oder Missionen verfügen, und gegebenenfalls die in
dieser Hinsicht zum Ausdruck gebrachten Auffassungen, ins-
besondere von Seiten der Gaststaaten, zu berücksichtigen;

55. begrüßt die Maßnahmen, die die Hauptabteilung
Presse und Information ergriffen hat, um sich stärker in die
Planungsphase neuer oder erweiterter Friedenssicherungsein-
sätze einzubringen, sowie die Einrichtung von Komponenten
für Öffentlichkeitsarbeit in neuen Missionen, begrüßt außer-
dem die Verbesserungen, die an dem Internet-Portal Friedens-
sicherung auf den Webseiten der Vereinten Nationen vorge-
nommen wurden, und ermutigt die Hauptabteilung Presse und
Information, die Friedenssicherungsmissionen auch künftig
bei der Weiterentwicklung ihrer Webseiten zu unterstützen;

56. legt der Hauptabteilung Presse und Information und
der Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze nahe, auch
weiterhin zusammenzuarbeiten, um die neuen Realitäten, Er-
folge und Herausforderungen, denen sich Friedenssicherungs-
einsätze, insbesondere mehrdimensionale und komplexe, ge-
genübersehen, sowie die starke Zunahme der friedenssichern-
den Tätigkeiten der Vereinten Nationen in jüngster Zeit stärker
ins Bewusstsein der Öffentlichkeit zu rücken, und begrüßt die
Bemühungen der beiden Hauptabteilungen um die Ausarbei-
tung und Durchführung einer umfassenden Kommunikations-
strategie in Bezug auf die Herausforderungen, mit denen die
Friedenssicherung der Vereinten Nationen derzeit konfrontiert
ist;

57. legt der Hauptabteilung Presse und Information und
der Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze außerdem na-
he, bei der Schaffung eines wirksamen Informationspro-
gramms zusammenzuarbeiten, das die gegen sexuelle Ausbeu-
tung und sexuellen Missbrauch gerichtete Politik der Organi-
sation erläutert;

58. ersucht den Generalsekretär, dem Informationsaus-
schuss auch künftig auf seinen folgenden Tagungen über die
Rolle der Hauptabteilung Presse und Information bei den Frie-
denssicherungseinsätzen der Vereinten Nationen Bericht zu
erstatten;

Rolle der Hauptabteilung Presse und Information bei der 
Verstärkung des Dialogs zwischen den Kulturen und der 
Kultur des Friedens als Mittel zur Verbesserung des Ver-
ständnisses zwischen den Nationen 

59. erinnert an ihre Resolutionen 53/22 vom 4. Novem-
ber 1998 und 55/23 vom 13. November 2000 über das Jahr des

Dialogs zwischen den Kulturen, 52/15 vom 20. November
1997, mit der sie das Jahr 2000 zum Internationalen Jahr für
eine Kultur des Friedens erklärte, 53/25 vom 10. November
1998, mit der sie den Zeitraum 2001-2010 zur Internationalen
Dekade für eine Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit
zu Gunsten der Kinder der Welt erklärte, 56/6 vom 9. Novem-
ber 2001 über die Globale Agenda für den Dialog zwischen
den Kulturen und 59/142 vom 15. Dezember 2004 über die
Förderung von Verständnis, Harmonie und Zusammenarbeit
auf dem Gebiet der Religion und der Kultur, ermutigt die
Hauptabteilung Presse und Information, auch weiterhin die
notwendige Unterstützung für die Verbreitung von Informa-
tionen über den Dialog zwischen den Kulturen und eine Kultur
des Friedens zu gewähren und geeignete Maßnahmen zu er-
greifen, um die Kultur des Dialogs zwischen den Kulturen über
alle Massenmedien wie Internet, Presse, Hörfunk und Fernse-
hen zu fördern, und ersucht den Generalsekretär, dem Infor-
mationsausschuss auf seinen folgenden Tagungen einen dies-
bezüglichen Bericht vorzulegen;

IV
Nachrichtendienste

60. betont, dass das zentrale Ziel der von der Hauptabtei-
lung Presse und Information geleisteten Nachrichtendienste
darin besteht, den Medien und anderen Teilen des Publikums
weltweit sachlich richtige, objektive und ausgewogene Nach-
richten und Informationen aus dem System der Vereinten Na-
tionen zeitgerecht in allen vier Massenmedien – Presse, Hör-
funk, Fernsehen und Internet – zur Verfügung zu stellen und
dabei durchgehend Gewicht auf die Mehrsprachigkeit zu le-
gen, und ersucht die Hauptabteilung erneut, sicherzustellen,
dass alle aktuellen Meldungen und Nachrichtenhinweise sach-
lich richtig, unparteiisch und frei von jeglicher Voreingenom-
menheit sind;

Traditionelle Kommunikationsmittel

61. betont außerdem, dass der Hörfunk nach wie vor ei-
nes der kostenwirksamsten traditionellen Medien mit der größ-
ten Breitenwirkung ist, das der Hauptabteilung Presse und In-
formation zur Verfügung steht, und dass er ein wichtiges In-
strument bei Tätigkeiten der Vereinten Nationen auf Gebieten
wie der Entwicklung und der Friedenssicherung darstellt, wo-
bei das Ziel verfolgt wird, weltweit ein breites Publikum zu ge-
winnen;

62. stellt fest, dass die internationale Sendekapazität des
Hörfunks der Vereinten Nationen nunmehr ein fester Bestand-
teil der Tätigkeiten der Hauptabteilung Presse und Information
ist, und ersucht den Generalsekretär, alles zu tun, um ihren Er-
folg zu gewährleisten, und dem Informationsausschuss auf sei-
ner achtundzwanzigsten Tagung über diese Tätigkeiten Be-
richt zu erstatten;

63. legt dem Generalsekretär nahe, die Parität der sechs
Amtssprachen bei der Hörfunkproduktion der Vereinen Natio-
nen zu verwirklichen;

64. nimmt Kenntnis von den Anstrengungen, die die
Hauptabteilung Presse und Information derzeit unternimmt,
um Rundfunkstationen auf der ganzen Welt direkt mit Pro-
grammen in den sechs Amtssprachen sowie in Portugiesisch
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und nach Möglichkeit in anderen Sprachen zu versorgen, und
betont in diesem Zusammenhang, dass die Informationstätig-
keit der Vereinten Nationen von Unparteilichkeit und Objek-
tivität geprägt sein muss;

65. legt der Hauptabteilung Presse und Information nahe,
auch künftig Partnerschaften mit lokalen, nationalen und re-
gionalen Rundfunkanstalten aufzubauen, um die Botschaft der
Vereinten Nationen genau und unparteiisch in die ganze Welt
zu tragen, und legt außerdem dem Radio- und Fernsehdienst
der Hauptabteilung nahe, die seit wenigen Jahren verfügbare
technologische Infrastruktur auch weiterhin voll zu nutzen;

Webseiten der Vereinten Nationen

66. erklärt erneut, dass die Webseiten der Vereinten Na-
tionen nach wie vor ein äußerst nützliches Instrument für die
Medien, die nichtstaatlichen Organisationen, die Bildungsein-
richtungen, die Mitgliedstaaten und die breite Öffentlichkeit
sind, und dankt in diesem Zusammenhang der Hauptabteilung
Presse und Information erneut für ihre Bemühungen um die
Einrichtung und Pflege dieser Seiten;

67. erkennt die Anstrengungen an, die die Hauptabtei-
lung Presse und Information unternimmt, um die grundlegen-
den Voraussetzungen für den Zugang von Behinderten zu den
Webseiten der Vereinten Nationen zu erfüllen, fordert die
Hauptabteilung auf, weiter darauf hinzuarbeiten, dass auf allen
Einzelseiten und auf allen Ebenen die Zugangsvoraussetzun-
gen eingehalten werden, mit dem Ziel, den Zugang für Perso-
nen mit unterschiedlichen Behinderungen zu gewährleisten,
und ersucht den Generalsekretär, dem Informationsausschuss
auf seiner achtundzwanzigsten Tagung über diesbezügliche
Fortschritte Bericht zu erstatten;

68. bekräftigt, dass auf den Webseiten der Vereinten Na-
tionen die volle Parität zwischen den sechs Amtssprachen er-
reicht werden muss, und stellt gleichzeitig mit Sorge fest, dass
der Abstand zwischen den verschiedenen Amtssprachen auf
den Webseiten der Vereinten Nationen immer größer wird;

69. stellt fest, dass es Verbesserungen bei der Entwick-
lung und dem Ausbau der Webseiten der Vereinten Nationen
in mehreren Sprachen gab, die jedoch auf Grund etlicher noch
zu behebender Schwierigkeiten langsamer vonstatten gingen
als erwartet, und ersucht die Hauptabteilung Presse und Infor-
mation in dieser Hinsicht, in Koordinierung mit den Büros, die
Inhalte bereitstellen, die Maßnahmen zu verbessern, die ge-
troffen werden, um die Parität zwischen den sechs Amtsspra-
chen auf den Webseiten der Vereinten Nationen zu erreichen;

70. begrüßt die Kooperationsvereinbarungen zwischen
der Hauptabteilung Presse und Information und akademischen
Institutionen, die darauf gerichtet sind, die Anzahl der in be-
stimmten Amtssprachen verfügbaren Einzelseiten zu erhöhen,
und legt dem Generalsekretär nahe, zusätzliche Möglichkeiten
der weiteren Ausdehnung dieser Kooperationsvereinbarungen
auf alle Amtssprachen der Vereinten Nationen zu sondieren;

71. betont, dass es geboten ist, einen Beschluss über die
Entwicklung, die Pflege und den Ausbau der Webseiten der
Vereinten Nationen in mehreren Sprachen zu fassen, und er-
sucht den Generalsekretär, Vorschläge für die Schaffung ge-

sonderter Gruppen für jede der sechs Amtssprachen innerhalb
der Hauptabteilung Presse und Information zu unterbreiten,
damit die volle Parität zwischen den Amtssprachen der Ver-
einten Nationen erreicht wird;

72. bekräftigt Abschnitt IX Ziffer 2 ihrer Resolution
59/276 vom 23. Dezember 2004 betreffend Vorschläge zum
Ausbau der Webseiten der Vereinten Nationen;

73. ersucht den Generalsekretär abermals, dafür Sorge
zu tragen, dass bis zur Verabschiedung und Durchführung ei-
nes solchen Beschlusses und unter Aufrechterhaltung aktuel-
ler und sachlich richtiger Webseiten die innerhalb der Haupt-
abteilung Presse und Information für die Webseiten der Ver-
einten Nationen veranschlagten finanziellen und personellen
Ressourcen ausgewogen unter allen Amtssprachen verteilt
werden, wobei dem besonderen Charakter jeder Amtssprache
kontinuierlich Rechnung zu tragen ist;

74. nimmt Kenntnis von dem Vorschlag des Generalse-
kretärs, alle von den jeweiligen für die Inhalte zuständigen Se-
kretariats-Büros auf die Webseiten der Vereinten Nationen ge-
stellten Materialien und Datenbanken in Englisch in alle Amts-
sprachen übersetzen zu lassen107, und ersucht den Generalse-
kretär erneut, dem Informationsausschuss auf seiner achtund-
zwanzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten, wie dieser
Vorschlag am praktischsten, effizientesten und kostengünstig-
sten verwirklicht werden kann;

75. ermutigt den Generalsekretär, sich die jüngsten Ent-
wicklungen auf dem Gebiet der Informationstechnologie auch
weiterhin voll zunutze zu machen, um im Einklang mit den
durch die Resolutionen der Generalversammlung gesetzten
Prioritäten und unter Berücksichtigung der Sprachenvielfalt
der Organisation die zügige Verbreitung von Informationen
über die Vereinten Nationen kostenwirksam zu verbessern;

76. ist sich dessen bewusst, dass manche der Amtsspra-
chen nichtlateinische und bidirektionale Schriften verwenden
und dass die technologische Infrastruktur und die Anwender-
programme bei den Vereinten Nationen auf der lateinischen
Schrift beruhen, was zu Schwierigkeiten bei der Verarbeitung
nichtlateinischer und bidirektionaler Schriften führt, und er-
sucht die Hauptabteilung Presse und Information, sich in Zu-
sammenarbeit mit der Abteilung Informationstechnische
Dienste der Hauptabteilung Management weiter darum zu be-
mühen, zu gewährleisten, dass die technologische Infrastruk-
tur und die Anwenderprogramme bei den Vereinten Nationen
lateinische, nichtlateinische und bidirektionale Schriften voll
unterstützen, damit auf den Webseiten der Vereinten Nationen
eine größere Gleichberechtigung aller Amtssprachen herrscht;

77. stellt mit Befriedigung fest, dass der Zugang zum
Elektronischen Dokumentenarchiv der Vereinten Nationen,
der durch dessen Einbindung in die Webseiten der Vereinten
Nationen für die Öffentlichkeit nunmehr kostenfrei ist, den
mehrsprachigen Charakter der Webseiten maßgeblich gestärkt
hat, da die Dokumentation der beschlussfassenden Organe der

107 A/AC.198/2002/6, Ziff. 33.
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Vereinten Nationen jetzt in den sechs Amtssprachen verfügbar
ist;

78. stellt außerdem mit Befriedigung fest, dass die Inter-
net-Übertragungsdienste der Vereinten Nationen Echtzeit-Vi-
deoübertragungen von Sitzungen und Veranstaltungen anbie-
ten, und legt der Hauptabteilung Presse und Information nahe,
diese Übertragungen auch in der jeweiligen Originalsprache
zur Verfügung zu stellen;

79. begrüßt den E-Mail-gestützten Pressedienst der Ver-
einten Nationen, der von der Hauptabteilung Presse und Infor-
mation in englischer und französischer Sprache weltweit per
E-Mail verbreitet wird, und ersucht die Hauptabteilung, auch
künftig mit Vorrang Möglichkeiten zur Bereitstellung dieses
Pressedienstes in allen Amtssprachen zu prüfen;

80. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin im Rah-
men des Koordinierungsrats der Leiter der Organisationen des
Systems der Vereinten Nationen und anderer in Betracht kom-
mender interinstitutioneller Organe darauf hinzuarbeiten, ein
Web-Portal der Vereinten Nationen zu schaffen, wobei alle
Stellen der Vereinten Nationen zur Beteiligung an dieser in-
terinstitutionellen Sucheinrichtung ermutigt werden sollten,
und ersucht den Generalsekretär, dem Informationsausschuss
auf seinen folgenden Tagungen über die diesbezügliche Tätig-
keit des Hochrangigen Ausschusses für Managementfragen
Bericht zu erstatten;

V
Bibliotheksdienste

81. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Bericht
des Generalsekretärs "Modernisierung und integriertes Ma-
nagement der Bibliotheken der Vereinten Nationen: neue stra-
tegische Orientierungen"108;

82. fordert die Hauptabteilung Presse und Information
auf, den Lenkungsausschuss für die Modernisierung und das
integrierte Management der Bibliotheken der Vereinten Na-
tionen weiter zu leiten, und legt den Bibliotheken, die dem
Lenkungsausschuss angehören, nahe, sich eng abzustimmen
und Zeitpläne für die Erfüllung seines Arbeitsprogramms auf-
zustellen;

83. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Amtes für in-
terne Aufsichtsdienste über die Überprüfung der Arbeitsweise
und des Managements der Bibliotheken der Vereinten Natio-
nen109, ersucht den Lenkungsausschuss, im Hinblick auf die
Tätigkeit der Bibliotheken der Vereinten Nationen neue Stra-
tegien zu verfolgen, die die Wirksamkeit der Bibliotheken im
Rahmen der von den beschlussfassenden Organen erteilten
Mandate steigern sollen, und ersucht den Generalsekretär, dem
Informationsausschuss auf seiner achtundzwanzigsten Ta-
gung Bericht zu erstatten;

84. nimmt außerdem Kenntnis von den Schritten, die die
Dag-Hammarskjöld-Bibliothek und die anderen Bibliotheken,
die dem Lenkungsausschuss angehören, unternommen haben,

um ihre Tätigkeiten, ihre Dienste und ihre Produkte stärker mit
den Zielen und operativen Prioritäten der Organisation in Ein-
klang zu bringen;

85. erklärt erneut, dass dafür gesorgt werden muss, dass
Mitgliedstaaten Druckexemplare von Bibliotheksmaterialien
erhalten können, und nimmt Kenntnis von den Anstrengungen,
die der Generalsekretär unternimmt, um den Bücher- und
Zeitschriftenbestand der Dag-Hammarskjöld-Bibliothek auf
mehrsprachiger Basis zu erweitern, namentlich durch Veröf-
fentlichungen über Frieden und Sicherheit und über Entwick-
lungsfragen, um sicherzustellen, dass die Bibliothek erweitert
wird und dass sie eine breiten Kreisen zugängliche Quelle für
Informationen über die Vereinten Nationen und ihre Tätigkeit
bleibt;

86. erkennt an, wie wichtig die Depotbibliotheken für die
Verbreitung von Informationen und Wissen über die Tätigkeit
der Vereinten Nationen sind, und fordert in diesem Zusam-
menhang die Dag-Hammarskjöld-Bibliothek in ihrer Eigen-
schaft als Koordinierungsstelle nachdrücklich auf, auch künf-
tig die notwendigen Initiativen zur Stärkung dieser Bibliothe-
ken zu ergreifen, indem regionale Schulungsmöglichkeiten
und anderweitige Hilfe bereitgestellt werden und indem ihre
Rolle verbessert wird, damit sie die Nutzer in Entwicklungs-
ländern noch stärker unterstützen können;

87. ersucht den Generalsekretär, dem Informationsaus-
schuss auf seiner achtundzwanzigsten Tagung über die Tätig-
keit des Lenkungsausschusses und die Arbeit der Dag-Ham-
marskjöld-Bibliothek Bericht zu erstatten, namentlich über die
Anwendung von Maßnahmen zur Steigerung der Wirksamkeit
der Bibliotheken im Rahmen der von den beschlussfassenden
Organen erteilten Mandate;

88. erkennt an, dass sich die Dag-Hammarskjöld-Biblio-
thek als Teil der Abteilung für Außenbeziehungen der Haupt-
abteilung Presse und Information bemüht, den Delegationen,
den Ständigen Vertretungen der Mitgliedstaaten, dem Sekre-
tariat, Forschern und Depotbibliotheken in der ganzen Welt
den Zugang zu zeitgemäßen und aktuellen Bibliotheksproduk-
ten und -dienstleistungen zu erleichtern;

89. nimmt Kenntnis von den Schulungskursen für Cyber-
seek, Internet-Suche, das Intranet, die Dokumentation der Ver-
einten Nationen, das Suchprogramm "United Nations Info
Quest" und das Elektronische Dokumentenarchiv der Verein-
ten Nationen, die die Dag-Hammarskjöld-Bibliothek für Ver-
treter der Mitgliedstaaten und für Sekretariatsbedienstete
durchführt;

90. erinnert an Ziffer 44 ihrer Resolution 56/64 B vom
24. Dezember 2001, in der sie die Rolle würdigte, die die
Hauptabteilung Presse und Information wahrnimmt, um eine
verstärkte Zusammenarbeit zwischen den Bibliotheken des
Systems der Vereinten Nationen zu fördern;

VI
Verbindungsarbeit

91. erkennt an, dass die von der Hauptabteilung Presse
und Information geleistete Verbindungsarbeit auch künftig
darauf ausgerichtet sein wird, die Öffentlichkeit über die Rolle

108 A/AC.198/2005/4.
109 A/59/373.
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und die Arbeit der Vereinten Nationen in vorrangigen Berei-
chen aufzuklären;

92. stellt fest, wie wichtig es ist, dass die Hauptabteilung
Presse und Information das fortlaufende Programm für Rund-
funk-, Fernseh- und Pressejournalisten aus Entwicklungs- und
Transformationsländern entsprechend dem Auftrag der Gene-
ralversammlung weiter durchführt, und legt der Hauptabtei-
lung nahe, zu prüfen, wie der größtmögliche Nutzen aus dem
Programm gezogen werden kann, indem sie unter anderem sei-
ne Dauer und die Zahl der Teilnehmer überprüft;

93. begrüßt den zunehmend höheren Stellenwert der Bil-
dungsarbeit und die Ausrichtung der Druckfassung und der
Online-Ausgabe des UN Chronicle und legt dem UN Chroni-
cle zu diesem Zweck nahe, auch künftig zusammen mit zivil-
gesellschaftlichen Organisationen und Hochschulen Kopubli-
kations-Partnerschaften zu entwickeln und gemeinsame Bil-
dungsaktivitäten und -veranstaltungen durchzuführen, ein-
schließlich der Seminarreihe "Intoleranz verlernen";

94. bekräftigt die wichtige Rolle der Besucherführungen
als Mittel zur Kontaktpflege mit der breiten Öffentlichkeit,
einschließlich Kindern sowie Schülern und Studenten aller
Bildungsstufen;

95. begrüßt die Anstrengungen, die die Hauptabteilung
Presse und Information unternimmt, um im Rahmen der be-
stehenden Mandate am Amtssitz der Vereinten Nationen und
in anderen Büros der Vereinten Nationen als nützliches Instru-
ment der Öffentlichkeitsarbeit Ausstellungen zu wichtigen
Themen zu organisieren, die mit den Vereinten Nationen zu-
sammenhängen;

96. ersucht die Hauptabteilung Presse und Information,
verstärkt als Koordinierungsstelle für die Interaktion mit der
Zivilgesellschaft betreffend Fragen im Zusammenhang mit
den Prioritäten und Anliegen der Organisation tätig zu sein;

97. beglückwünscht die Vereinigung der bei den Verein-
ten Nationen akkreditierten Korrespondenten zu ihrem Dag-
Hammarskjöld-Gedenkstipendienfonds, der es Journalisten
aus Entwicklungsländern ermöglicht, zum Amtssitz der Ver-
einten Nationen zu kommen und über die Arbeit der General-
versammlung zu berichten, und fordert die Geber nachdrück-
lich auf, den Fonds finanziell zu unterstützen, damit er in die-
sem Kontext eine größere Anzahl solcher Stipendien an Jour-
nalisten vergeben kann;

98. dankt den Friedensbotschaftern der Vereinten Natio-
nen, den Botschaftern des Guten Willens und anderen Perso-
nen, die sich für die Förderung der Tätigkeit der Vereinten Na-
tionen und für die stärkere Sensibilisierung der internationalen
Öffentlichkeit für ihre Prioritäten und Anliegen einsetzen, für
ihre Bemühungen und ihren Beitrag und fordert die Hauptab-
teilung Presse und Information auf, sie auch weiterhin in ihre
Kommunikations- und Medienstrategien und in ihre Verbin-
dungsarbeit einzubeziehen;

99. ersucht den Generalsekretär, dem Informationsaus-
schuss auf seiner nächsten Tagung über die Tätigkeiten Be-
richt zu erstatten, die die Hauptabteilung Presse und Informa-
tion durchführt, um das Bild der Vereinten Nationen in der Öf-

fentlichkeit zu verbessern, insbesondere wenn das Netz der In-
formationszentren der Vereinten Nationen daran beteiligt ist;

VII
Schlussbemerkungen

100. ersucht den Generalsekretär, dafür Sorge zu tragen,
dass alle Berichte, die der Informationsausschuss anfordert, im
Einklang mit dem Mandat des beschlussfassenden Organs vor-
gelegt und herausgegeben werden;

101. ersucht den Generalsekretär außerdem, dem Infor-
mationsausschuss auf seiner achtundzwanzigsten Tagung und
der Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung
über die Tätigkeit der Hauptabteilung Presse und Information
und über die Umsetzung der in dieser Resolution enthaltenen
Empfehlungen Bericht zu erstatten;

102. ersucht den Informationsausschuss, der Generalver-
sammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung Bericht zu er-
statten;

103. beschließt, den Punkt "Informationsfragen" in die
vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung auf-
zunehmen.

RESOLUTION 60/110

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 169 Stimmen ohne Gegenstimmen bei 5 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/480, Ziff. 7)110:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Bar-
buda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas,
Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Boli-
vien, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi,
Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Volksrepublik
Korea, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador,
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fi-
dschi, Finnland, Gabun, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala,
Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran
(Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien,
Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisi-
stan, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische
Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven,
Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mikrone-
sien (Föderierte Staaten von), Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal,
Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Öster-
reich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen,
Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föde-
ration, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden,
Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Simbabwe, Singapur, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Süd-
afrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand,
Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tune-
sien, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vanua-
tu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte
Republik Tansania, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Keine.

110 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Sonderausschuss für den Stand der Verwirklichung der Erklärung über die
Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker vorge-
legt.
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Enthaltungen: Albanien, Frankreich, Israel, Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika.

60/110. Informationen aus den Gebieten ohne Selbstregie-
rung, übermittelt gemäß Artikel 73 Buchstabe e
der Charta der Vereinten Nationen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 1970 (XVIII) vom
16. Dezember 1963, in der sie den Sonderausschuss für den
Stand der Verwirklichung der Erklärung über die Gewährung
der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker ersuchte,
die dem Generalsekretär gemäß Artikel 73 Buchstabe e der
Charta der Vereinten Nationen übermittelten Informationen zu
untersuchen und sie bei der Prüfung des Standes der Verwirk-
lichung der in der Resolution 1514 (XV) der Generalversamm-
lung vom 14. Dezember 1960 enthaltenen Erklärung voll zu
berücksichtigen,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 59/127 vom
10. Dezember 2004, in der sie den Sonderausschuss ersuchte,
die ihm mit Resolution 1970 (XVIII) übertragenen Aufgaben
weiter wahrzunehmen,

betonend, wie wichtig es ist, dass die Verwaltungsmächte
insbesondere im Hinblick auf die vom Sekretariat zu erstellen-
den Arbeitspapiere über die jeweiligen Gebiete rechtzeitig
ausreichende Informationen gemäß Artikel 73 Buchstabe e der
Charta übermitteln,

nach Prüfung des Berichts des Generalsekretärs111,

1. erklärt erneut, dass die jeweilige Verwaltungsmacht
weiterhin gemäß Artikel 73 Buchstabe e der Charta der Ver-
einten Nationen Informationen über ein Gebiet ohne Selbstre-
gierung übermitteln soll, solange kein Beschluss der General-
versammlung selbst vorliegt, wonach das betreffende Gebiet
die volle Selbstregierung nach Kapitel XI der Charta erlangt
hat;

2. ersucht die betreffenden Verwaltungsmächte, dem
Generalsekretär jetzt und auch künftig spätestens sechs Mo-
nate nach Ablauf des Verwaltungsjahres in den jeweiligen Ge-
bieten die in Artikel 73 Buchstabe e der Charta vorgeschrie-
benen Informationen sowie möglichst ausführliche Informa-
tionen über politische und konstitutionelle Entwicklungen in
diesen Gebieten zu übermitteln;

3. ersucht den Generalsekretär, im Zusammenhang mit
der Erstellung der Arbeitspapiere über die jeweiligen Gebiete
auch weiterhin dafür Sorge zu tragen, dass ausreichende Infor-
mationen aus allen verfügbaren veröffentlichten Quellen her-
angezogen werden;

4. ersucht den Sonderausschuss für den Stand der Ver-
wirklichung der Erklärung über die Gewährung der Unabhän-
gigkeit an koloniale Länder und Völker, die ihm mit Resolu-
tion 1970 (XVIII) der Generalversammlung übertragenen

Aufgaben nach den üblichen Verfahren weiterhin wahrzuneh-
men.

RESOLUTION 60/111

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 169 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 3 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/481, Ziff. 7)112:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Bar-
buda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas,
Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Boli-
vien, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi,
Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Volksrepublik
Korea, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador,
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fi-
dschi, Finnland, Gabun, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala,
Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran
(Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien,
Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisi-
stan, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische
Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven,
Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei,
Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Ni-
ger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-
Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Re-
publik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sambia,
Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und
Montenegro, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka,
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische
Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trini-
dad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Tu-
valu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Re-
publik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam,
Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltungen: Albanien, Frankreich, Vereinigtes Königreich Großbritannien

und Nordirland.

60/111. Wirtschaftliche und sonstige Aktivitäten, die sich
nachteilig auf die Interessen der Völker der Ge-
biete ohne Selbstregierung auswirken

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Punktes "Wirtschaftliche und sonsti-
ge Aktivitäten, die sich nachteilig auf die Interessen der Völker
der Gebiete ohne Selbstregierung auswirken",

nach Prüfung des diese Frage betreffenden Kapitels im Be-
richt des Sonderausschusses für den Stand der Verwirklichung
der Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an ko-
loniale Länder und Völker113,

unter Hinweis auf die Resolution 1514 (XV) der General-
versammlung vom 14. Dezember 1960 sowie auf alle anderen

111 A/60/69 und Corr.1.

112 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Sonderausschuss für den Stand der Verwirklichung der Erklärung über die
Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker vorge-
legt.
113 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supple-
ment No. 23 (A/60/23), Kap. V.
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einschlägigen Versammlungsresolutionen, darunter insbeson-
dere die Resolutionen 46/181 vom 19. Dezember 1991 und
55/146 vom 8. Dezember 2000,

in Bekräftigung der nach der Charta der Vereinten Natio-
nen bestehenden feierlichen Verpflichtung der Verwaltungs-
mächte, den politischen, wirtschaftlichen, sozialen und bil-
dungsmäßigen Fortschritt der Einwohner der ihrer Verwaltung
unterstehenden Gebiete zu fördern sowie die menschlichen
und natürlichen Ressourcen dieser Gebiete vor Missbrauch zu
schützen,

erneut erklärend, dass jede wirtschaftliche und sonstige
Aktivität, die sich nachteilig auf die Interessen der Völker der
Gebiete ohne Selbstregierung und auf die Ausübung ihres
Rechts auf Selbstbestimmung im Einklang mit der Charta und
der Resolution 1514 (XV) der Generalversammlung auswirkt,
im Widerspruch zu den Zielen und Grundsätzen der Charta
steht,

sowie erneut erklärend, dass die natürlichen Ressourcen
das Erbe der Völker der Gebiete ohne Selbstregierung, na-
mentlich auch der indigenen Bevölkerungsgruppen, sind,

im Bewusstsein der Besonderheiten der geografischen La-
ge, der Größe und der wirtschaftlichen Gegebenheiten jedes
solchen Gebiets und eingedenk der Notwendigkeit, die Stabi-
lität, Diversifizierung und Stärkung der Wirtschaft eines jeden
Gebiets zu fördern,

sich dessen bewusst, dass die kleinen Hoheitsgebiete für
Naturkatastrophen und die Zerstörung der Umwelt besonders
anfällig sind, 

sowie sich dessen bewusst, dass ausländische Wirtschafts-
investitionen, sofern sie in Zusammenarbeit mit der Bevölke-
rung der Gebiete ohne Selbstregierung erfolgen und ihren
Wünschen entsprechen, einen wertvollen Beitrag zur sozio-
ökonomischen Entwicklung dieser Gebiete sowie zur Aus-
übung ihres Rechts auf Selbstbestimmung leisten können,

besorgt über alle Aktivitäten, deren Ziel darin besteht, die
natürlichen und menschlichen Ressourcen der Gebiete ohne
Selbstregierung entgegen den Interessen der Bewohner dieser
Gebiete auszubeuten,

eingedenk der einschlägigen Bestimmungen der Schluss-
dokumente der aufeinander folgenden Konferenzen der
Staats- und Regierungschefs der nichtgebundenen Länder so-
wie der von der Versammlung der Staats- und Regierungs-
chefs der Afrikanischen Union, dem Pazifikinsel-Forum und
der Karibischen Gemeinschaft verabschiedeten Resolutionen,

1. bekräftigt das Recht der Völker der Gebiete ohne
Selbstregierung auf Selbstbestimmung im Einklang mit der
Charta der Vereinten Nationen und der Resolution 1514 (XV)
der Generalversammlung, welche die Erklärung über die Ge-
währung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker
enthält, sowie ihr Recht darauf, ihre natürlichen Ressourcen zu
nutzen und zu ihrem eigenen Wohl darüber zu verfügen;

2. bestätigt den Wert ausländischer Wirtschaftsinvesti-
tionen, die in Zusammenarbeit mit den Völkern der Gebiete
ohne Selbstregierung und entsprechend ihren Wünschen mit

dem Ziel erfolgen, einen wirksamen Beitrag zur sozioökono-
mischen Entwicklung dieser Gebiete zu leisten;

3. erklärt erneut, dass die Verwaltungsmächte nach der
Charta dafür verantwortlich sind, den politischen, wirtschaft-
lichen, sozialen und bildungsmäßigen Fortschritt der Gebiete
ohne Selbstregierung zu fördern, und bekräftigt die legitimen
Rechte der Völker dieser Gebiete auf ihre natürlichen Ressour-
cen;

4. bekräftigt ihre Besorgnis über alle Aktivitäten, die
darauf gerichtet sind, die natürlichen Ressourcen, die das Erbe
der Völker der Gebiete ohne Selbstregierung, einschließlich
der indigenen Bevölkerungsgruppen, in der Karibik, im Pazi-
fik und in anderen Regionen sind, sowie ihre menschlichen
Ressourcen entgegen ihren Interessen und auf eine Weise aus-
zubeuten, die sie ihrer Verfügungsgewalt über diese Ressour-
cen beraubt;

5. erklärt erneut, dass alle wirtschaftlichen und sonsti-
gen Aktivitäten, die sich nachteilig auf die Interessen der Völ-
ker der Gebiete ohne Selbstregierung auswirken, vermieden
werden müssen;

6. fordert alle Regierungen abermals auf, soweit nicht
bereits geschehen, im Einklang mit den einschlägigen Bestim-
mungen der Resolution 2621 (XXV) der Generalversammlung
vom 12. Oktober 1970 Gesetzgebungs-, Verwaltungs- oder
andere Maßnahmen bezüglich ihrer Staatsangehörigen und der
ihrer Rechtsprechung unterstehenden juristischen Personen zu
ergreifen, die in Gebieten ohne Selbstregierung Unternehmen
besitzen und betreiben, die den Interessen der Einwohner die-
ser Gebiete abträglich sind, damit der Tätigkeit solcher Unter-
nehmen ein Ende gesetzt wird;

7. erklärt erneut, dass die unter Verstoß gegen die ein-
schlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen erfolgende
missbräuchliche Ausbeutung und Plünderung der Meeres- und
der sonstigen natürlichen Ressourcen der Gebiete ohne Selbst-
regierung eine Bedrohung der Unversehrtheit und des Wohl-
stands dieser Gebiete darstellt;

8. bittet alle Regierungen und Organisationen des Sy-
stems der Vereinten Nationen, im Rahmen des Möglichen al-
les zu tun, um sicherzustellen, dass die ständige Souveränität
der Völker der Gebiete ohne Selbstregierung über ihre natür-
lichen Ressourcen im Einklang mit den einschlägigen Resolu-
tionen der Vereinten Nationen über die Entkolonialisierung
voll respektiert und geschützt wird;

9. fordert die betreffenden Verwaltungsmächte nach-
drücklich auf, wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um das un-
veräußerliche Recht der Völker der Gebiete ohne Selbstregie-
rung auf ihre natürlichen Ressourcen sowie ihr Recht auf Aus-
übung und Beibehaltung der Verfügungsgewalt über die künf-
tige Erschließung dieser Ressourcen zu sichern und zu
garantieren, und ersucht die Verwaltungsmächte, im Einklang
mit den einschlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen
über die Entkolonialisierung alle erforderlichen Maßnahmen
zum Schutz der Eigentumsrechte der Völker dieser Gebiete zu
ergreifen;

10. fordert die betreffenden Verwaltungsmächte auf, da-
für zu sorgen, dass in den ihrer Verwaltung unterstehenden
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Hoheitsgebieten keine diskriminierenden Arbeitsbedingun-
gen herrschen, sowie in jedem Hoheitsgebiet ein gerechtes
Entlohnungssystem zu fördern, das ohne Diskriminierung für
alle Bewohner gilt; 

11. ersucht den Generalsekretär, die Weltöffentlichkeit
auch weiterhin mit allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln über
jede Aktivität zu informieren, die sich nachteilig auf die Aus-
übung des Selbstbestimmungsrechts der Völker von Gebieten
ohne Selbstregierung im Einklang mit der Charta und der Re-
solution 1514 (XV) der Generalversammlung auswirkt;

12. appelliert an Gewerkschaften und nichtstaatliche Or-
ganisationen sowie an Einzelpersonen, ihre Bemühungen um
die Förderung des wirtschaftlichen Wohls der Völker der Ge-
biete ohne Selbstregierung fortzusetzen, und appelliert außer-
dem an die Medien, Informationen über die diesbezüglichen
Entwicklungen zu verbreiten;

13. beschließt, die Lage in den Gebieten ohne Selbstre-
gierung zu verfolgen, um sicherzustellen, dass die gesamte
Wirtschaftstätigkeit in diesen Gebieten auf die Stärkung und
Diversifizierung ihrer Volkswirtschaften im Interesse der Völ-
ker dieser Gebiete, einschließlich der indigenen Bevölke-
rungsgruppen, und auf die Förderung der wirtschaftlichen und
finanziellen Existenzfähigkeit dieser Gebiete gerichtet ist;

14. ersucht den Sonderausschuss für den Stand der Ver-
wirklichung der Erklärung über die Gewährung der Unabhän-
gigkeit an koloniale Länder und Völker, diese Frage auch wei-
terhin zu prüfen und der Generalversammlung auf ihrer ein-
undsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/112

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 123 Stimmen ohne Gegenstimmen bei 50 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/482, Ziff. 8)114:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados,
Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussa-
lam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire,
Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica, Dominikanische Republik, Dschi-
buti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gabun, Ghana, Grenada, Guatemala,
Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran
(Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap
Verde, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische
Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Mar-
shallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Na-
mibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Pakistan, Palau,
Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Ruanda, Salomonen,
Sambia, Samoa, Saudi-Arabien, Senegal, Simbabwe, Singapur, Sri Lanka,
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische
Arabische Republik, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago,
Tunesien, Tuvalu, Uganda, Uruguay, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Repu-

blik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zen-
tralafrikanische Republik.

Dagegen: Keine.
Enthaltungen: Albanien, Andorra, Armenien, Aserbaidschan, Belgien, Dä-

nemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland,
Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Ja-
pan, Kanada, Kasachstan, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Monaco, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Re-
publik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, San Marino,
Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien,
Tadschikistan, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Kö-
nigreich Großbritannien und Nordirland, Zypern.

60/112. Verwirklichung der Erklärung über die Gewäh-
rung der Unabhängigkeit an koloniale Länder
und Völker durch die Sonderorganisationen und
die den Vereinten Nationen angeschlossenen in-
ternationalen Institutionen

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Punktes "Verwirklichung der Erklä-
rung über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale
Länder und Völker durch die Sonderorganisationen und die
den Vereinten Nationen angeschlossenen internationalen In-
stitutionen",

sowie nach Behandlung des Berichts des Generalsekre-
tärs115 und des Berichts des Wirtschafts- und Sozialrats116 zu
dieser Frage,

nach Prüfung des diese Frage betreffenden Kapitels im Be-
richt des Sonderausschusses für den Stand der Verwirklichung
der Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an ko-
loniale Länder und Völker117,

unter Hinweis auf die Resolutionen der Generalversamm-
lung 1514 (XV) vom 14. Dezember 1960 und 1541 (XV) vom
15. Dezember 1960, die Resolutionen des Sonderausschusses
sowie die sonstigen einschlägigen Resolutionen und Beschlüs-
se, insbesondere die Resolution 2004/53 des Wirtschafts- und
Sozialrats vom 23. Juli 2004,

eingedenk der einschlägigen Bestimmungen der Schluss-
dokumente der aufeinander folgenden Konferenzen der
Staats- und Regierungschefs der nichtgebundenen Länder so-
wie der von der Versammlung der Staats- und Regierungs-
chefs der Afrikanischen Union, dem Pazifikinsel-Forum und
der Karibischen Gemeinschaft verabschiedeten Resolutionen,

sich der Notwendigkeit bewusst, die Verwirklichung der in
Resolution 1514 (XV) enthaltenen Erklärung über die Gewäh-
rung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker zu
erleichtern,

in Anbetracht dessen, dass die große Mehrheit der verblei-
benden Gebiete ohne Selbstregierung kleine Inselgebiete sind,

114 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Sonderausschuss für den Stand der Verwirklichung der Erklärung über die
Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker vorge-
legt.

115 A/60/64.
116 E/2005/47 und Corr.1.
117 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supple-
ment No. 23 (A/60/23), Kap. VI.



III.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Ausschusses für besondere politische Fragen und Entkolonialisierung (Vierter Ausschuss)

228

die Hilfe begrüßend, die den Gebieten ohne Selbstregie-
rung von bestimmten Sonderorganisationen und anderen Or-
ganisationen des Systems der Vereinten Nationen, insbeson-
dere vom Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen, ge-
währt wird,

sowie begrüßend, dass die Gebiete ohne Selbstregierung,
die angeschlossene Mitglieder von Regionalkommissionen
sind, derzeit im Einklang mit der Geschäftsordnung der Gene-
ralversammlung und den einschlägigen Resolutionen und Be-
schlüssen der Vereinten Nationen, namentlich den Resolutio-
nen und Beschlüssen der Versammlung und des Sonderaus-
schusses über bestimmte Hoheitsgebiete, als Beobachter an
den Weltkonferenzen zu wirtschaftlichen und sozialen The-
menstellungen teilnehmen,

feststellend, dass nur einige Sonderorganisationen und an-
dere Organisationen des Systems der Vereinten Nationen an
der Gewährung von Hilfe an Gebiete ohne Selbstregierung be-
teiligt sind,

betonend, dass die Planung und Verwirklichung einer
nachhaltigen Entwicklung der kleinen Inselgebiete ohne
Selbstregierung auf Grund ihrer begrenzten Entwicklungs-
möglichkeiten besondere Herausforderungen mit sich bringt,
mit denen sie ohne die weitere Zusammenarbeit und Unter-
stützung der Sonderorganisationen und anderer Organisatio-
nen des Systems der Vereinten Nationen nur schwer fertig
werden können,

sowie betonend, dass es wichtig ist, die erforderlichen Mit-
tel zur Finanzierung umfangreicherer Hilfsprogramme für die
betroffenen Völker zu beschaffen, und dass in dieser Hinsicht
die Unterstützung aller großen Finanzierungsinstitutionen im
System der Vereinten Nationen gewonnen werden muss,

erneut erklärend, dass die Sonderorganisationen und an-
deren Organisationen des Systems der Vereinten Nationen
mandatsgemäß die Aufgabe haben, in ihrem jeweiligen Zu-
ständigkeitsbereich alle geeigneten Maßnahmen zu ergreifen,
um die vollinhaltliche Durchführung der Resolution 1514
(XV) der Generalversammlung und anderer einschlägiger Re-
solutionen sicherzustellen,

mit dem Ausdruck ihres Dankes an die Afrikanische Union,
das Pazifikinsel-Forum, die Karibische Gemeinschaft und an-
dere Regionalorganisationen für die fortgesetzte Kooperation
und Hilfe, die sie den Sonderorganisationen und anderen Or-
ganisationen des Systems der Vereinten Nationen in dieser
Hinsicht gewährt haben,

ihrer Überzeugung Ausdruck verleihend, dass engere Kon-
takte und Konsultationen zwischen den Sonderorganisationen
und anderen Organisationen des Systems der Vereinten Natio-
nen und den Regionalorganisationen sowie untereinander mit
dazu beitragen, die effektive Ausarbeitung von Hilfsprogram-
men für die betroffenen Völker zu erleichtern,

eingedenk der unbedingten Notwendigkeit, die Aktivitäten
der Sonderorganisationen und der anderen Organisationen des
Systems der Vereinten Nationen bei der Durchführung der ver-
schiedenen Resolutionen und Beschlüsse der Vereinten Natio-
nen im Zusammenhang mit der Entkolonialisierung ständig
weiter zu verfolgen,

in Anbetracht der äußerst störanfälligen Volkswirtschaften
der kleinen Inselgebiete ohne Selbstregierung und ihrer An-
fälligkeit für Naturkatastrophen wie Hurrikane, Zyklone und
das Ansteigen des Meeresspiegels sowie unter Hinweis auf die
einschlägigen Resolutionen der Generalversammlung,

unter Hinweis auf die Resolution 59/129 der Generalver-
sammlung vom 10. Dezember 2004 über die Verwirklichung
der Erklärung durch die Sonderorganisationen und die den
Vereinten Nationen angeschlossenen internationalen Institu-
tionen,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs115;

2. empfiehlt allen Staaten, sich in den Sonderorganisa-
tionen und anderen Organisationen des Systems der Vereinten
Nationen, in denen sie Mitglied sind, verstärkt darum zu be-
mühen, die vollständige und wirksame Verwirklichung der in
der Resolution 1514 (XV) der Generalversammlung enthalte-
nen Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an ko-
loniale Länder und Völker und anderer einschlägiger Resolu-
tionen der Vereinten Nationen sicherzustellen;

3. erklärt erneut, dass sich die Sonderorganisationen
und anderen Organisationen und Institutionen des Systems der
Vereinten Nationen bei ihren Bemühungen, zur Verwirkli-
chung der Erklärung und aller anderen einschlägigen Resolu-
tionen der Generalversammlung beizutragen, auch weiterhin
von den einschlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen
leiten lassen sollen;

4. erklärt außerdem erneut, dass die Anerkennung der
Rechtmäßigkeit des Strebens der Völker der Gebiete ohne
Selbstregierung nach Ausübung ihres Rechts auf Selbstbe-
stimmung durch die Generalversammlung, den Sicherheitsrat
und andere Organe der Vereinten Nationen folgerichtig be-
dingt, dass diesen Völkern jede geeignete Hilfe gewährt wird;

5. dankt denjenigen Sonderorganisationen und anderen
Organisationen des Systems der Vereinten Nationen, die hin-
sichtlich der Durchführung der Resolution 1514 (XV) der Ge-
neralversammlung und anderer einschlägiger Resolutionen
der Vereinten Nationen auch weiterhin mit den Vereinten Na-
tionen und den regionalen und subregionalen Organisationen
zusammenarbeiten, und ersucht alle Sonderorganisationen
und anderen Organisationen des Systems der Vereinten Natio-
nen, die einschlägigen Bestimmungen dieser Resolutionen
durchzuführen;

6. ersucht die Sonderorganisationen und anderen Orga-
nisationen des Systems der Vereinten Nationen sowie interna-
tionale und regionale Organisationen, die Bedingungen in je-
dem Hoheitsgebiet genau zu prüfen, damit geeignete Maßnah-
men zur Beschleunigung des wirtschaftlichen und sozialen
Fortschritts dieser Hoheitsgebiete getroffen werden können;

7. fordert diejenigen Sonderorganisationen und Organi-
sationen des Systems der Vereinten Nationen, die den Gebie-
ten ohne Selbstregierung bisher keine Hilfe gewährt haben,
nachdrücklich auf, dies so bald wie möglich zu tun;

8. ersucht die Sonderorganisationen und anderen Orga-
nisationen und Institutionen des Systems der Vereinten Natio-
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nen sowie die Regionalorganisationen, im Rahmen ihres je-
weiligen Mandats die bestehenden Unterstützungsmaßnah-
men zu verstärken und angemessene Hilfsprogramme für die
verbleibenden Gebiete ohne Selbstregierung zu erarbeiten, mit
dem Ziel, den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt in die-
sen Gebieten zu beschleunigen;

9. ersucht die Sonderorganisationen und die anderen in
Betracht kommenden Organisationen des Systems der Verein-
ten Nationen, Informationen bereitzustellen über

a) die Umweltprobleme, denen sich die Gebiete ohne
Selbstregierung gegenübersehen;

b) die Auswirkungen von Naturkatastrophen, so etwa
von Hurrikanen und Vulkanausbrüchen, und anderen Umwelt-
problemen, wie der Erosion der Strände und Küsten sowie von
Dürren, auf diese Hoheitsgebiete;

c) Mittel und Wege, wie diesen Hoheitsgebieten bei der
Bekämpfung des Drogenhandels, der Geldwäsche und anderer
illegaler und krimineller Aktivitäten geholfen werden kann;

d) die unrechtmäßige Ausbeutung der Meeresressour-
cen dieser Hoheitsgebiete und die Notwendigkeit der Nutzung
dieser Ressourcen zum Vorteil ihrer Bevölkerung; 

10. empfiehlt den Leitern der Sonderorganisationen und
anderen Organisationen des Systems der Vereinten Nationen,
in aktiver Zusammenarbeit mit den in Betracht kommenden
Regionalorganisationen konkrete Vorschläge zur vollinhaltli-
chen Durchführung der einschlägigen Resolutionen der Ver-
einten Nationen auszuarbeiten und diese Vorschläge ihren Lei-
tungsgremien und beschlussfassenden Organen zu unterbrei-
ten;

11. empfiehlt außerdem den Sonderorganisationen und
anderen Organisationen des Systems der Vereinten Nationen,
auch künftig auf den ordentlichen Tagungen ihrer Leitungs-
gremien die Durchführung der Resolution 1514 (XV) der Ge-
neralversammlung und anderer einschlägiger Resolutionen
der Vereinten Nationen zu prüfen;

12. begrüßt die Verabschiedung der Resolution 574
(XXVII) vom 16. Mai 1998 durch die Wirtschaftskommission
für Lateinamerika und die Karibik118, in der die Schaffung der
notwendigen Mechanismen gefordert wurde, die es ihren an-
geschlossenen Mitgliedern, namentlich den kleinen Inselge-
bieten ohne Selbstregierung, ermöglichen, im Einklang mit der
Geschäftsordnung der Generalversammlung an den Sonderta-
gungen der Versammlung zur Überprüfung und Bewertung
der Umsetzung der Aktionspläne der Weltkonferenzen der
Vereinten Nationen, an denen diese Hoheitsgebiete ursprüng-
lich als Beobachter teilgenommen hatten, sowie an der Arbeit
des Wirtschafts- und Sozialrats und seiner Nebenorgane teil-
zunehmen;

13. ersucht den Vorsitzenden des Sonderausschusses für
den Stand der Verwirklichung der Erklärung über die Gewäh-
rung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker, in

diesen Fragen auch künftig engen Kontakt zum Präsidenten
des Wirtschafts- und Sozialrats zu wahren;

14. ersucht die Sekretariats-Hauptabteilung Presse und
Information, im Benehmen mit dem Entwicklungsprogramm
der Vereinten Nationen, den Sonderorganisationen und dem
Sonderausschuss ein Informationsblatt über die den Gebieten
ohne Selbstregierung zur Verfügung stehenden Hilfsprogram-
me auszuarbeiten und für seine weite Verbreitung in diesen
Gebieten zu sorgen;

15. begrüßt es, dass das Entwicklungsprogramm der
Vereinten Nationen auch weiterhin die Initiative ergreift, was
die Wahrung enger Verbindungen zwischen den Sonderorga-
nisationen und anderen Organisationen des Systems der Ver-
einten Nationen, namentlich der Wirtschaftskommission für
Lateinamerika und die Karibik und der Wirtschafts- und So-
zialkommission für Asien und den Pazifik, und die Gewährung
von Hilfe an die Völker der Gebiete ohne Selbstregierung be-
trifft;

16. ermutigt die Gebiete ohne Selbstregierung, Maßnah-
men zur Schaffung und/oder Stärkung von Institutionen und
Politiken zu ergreifen, die auf die Vorbereitung auf Katastro-
phen und deren Bewältigung ausgerichtet sind;

17. ersucht die jeweiligen Verwaltungsmächte, wenn an-
gebracht und im Einklang mit den einschlägigen Resolutionen
und Beschlüssen der Vereinten Nationen, namentlich den be-
stimmte Hoheitsgebiete betreffenden Resolutionen und Be-
schlüssen der Generalversammlung und des Sonderausschus-
ses, die Teilnahme ernannter und gewählter Vertreter der Ge-
biete ohne Selbstregierung an den einschlägigen Tagungen
und Konferenzen der Sonderorganisationen und anderen Or-
ganisationen des Systems der Vereinten Nationen zu erleich-
tern, damit diese Gebiete von den entsprechenden Tätigkeiten
dieser Organisationen profitieren können;

18. empfiehlt allen Regierungen, in den Sonderorganisa-
tionen und anderen Organisationen des Systems der Vereinten
Nationen, deren Mitglied sie sind, verstärkte Anstrengungen
zu unternehmen, damit der Frage der Gewährung von Hilfe an
die Völker der Gebiete ohne Selbstregierung Vorrang einge-
räumt wird;

19. ersucht den Generalsekretär, den Sonderorganisatio-
nen und anderen Organisationen des Systems der Vereinten
Nationen auch weiterhin bei der Ausarbeitung geeigneter
Maßnahmen zur Durchführung der einschlägigen Resolutio-
nen der Vereinten Nationen behilflich zu sein und mit Unter-
stützung dieser Organisationen einen Bericht zur Vorlage an
die zuständigen Organe zu erstellen, in dem die seit der Ver-
öffentlichung seines vorherigen Berichts ergriffenen Maßnah-
men zur Durchführung der einschlägigen Resolutionen, ein-
schließlich dieser Resolution, erläutert werden;

20. spricht dem Wirtschafts- und Sozialrat ihre Anerken-
nung aus für seine Aussprache und seine Resolution zu dieser
Frage und ersucht ihn, im Benehmen mit dem Sonderaus-
schuss auch weiterhin geeignete Maßnahmen zur Koordinie-
rung der Politiken und Aktivitäten der Sonderorganisationen
und anderen Organisationen des Systems der Vereinten Natio-

118 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 1998, Sup-
plement No. 21 (E/1998/41), Kap. III, Abschn. G.
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nen zur Durchführung der einschlägigen Resolutionen der Ge-
neralversammlung zu erwägen;

21. ersucht die Sonderorganisationen, dem Generalse-
kretär regelmäßig über die Durchführung dieser Resolution
Bericht zu erstatten;

22. ersucht den Generalsekretär, diese Resolution den
Leitungsgremien der entsprechenden Sonderorganisationen
und der den Vereinten Nationen angeschlossenen internatio-
nalen Institutionen zuzuleiten, damit diese Gremien die erfor-
derlichen Maßnahmen zu ihrer Durchführung treffen können,
und ersucht den Generalsekretär außerdem, der Generalver-
sammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die
Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten;

23. ersucht den Sonderausschuss, diese Frage auch wei-
terhin zu prüfen und der Generalversammlung auf ihrer ein-
undsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/113

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/483, Ziff. 6)119.

60/113. Von den Mitgliedstaaten angebotene Studien- und
Ausbildungsmöglichkeiten für Einwohner der
Gebiete ohne Selbstregierung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/130 vom 10. De-
zember 2004,

nach Prüfung des gemäß ihrer Resolution 845 (IX) vom
22. November 1954 erstellten Berichts des Generalsekretärs
über von den Mitgliedstaaten angebotene Studien- und Aus-
bildungsmöglichkeiten für Einwohner der Gebiete ohne
Selbstregierung120,

im Bewusstsein der Bedeutung, die der Förderung des Bil-
dungsfortschritts der Einwohner der Gebiete ohne Selbstregie-
rung zukommt,

fest davon überzeugt, dass es sehr wichtig ist, auch weiter-
hin Stipendien anzubieten beziehungsweise die Zahl dieser
Angebote zu erhöhen, damit der wachsende Bedarf der Schü-
ler und Studenten aus den Gebieten ohne Selbstregierung an
Bildungs- und Ausbildungshilfe gedeckt werden kann, sowie
die Auffassung vertretend, dass Schüler und Studenten in die-
sen Gebieten ermutigt werden sollten, solche Angebote zu nut-
zen,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs120;

2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die den Einwoh-
nern der Gebiete ohne Selbstregierung Stipendien zur Verfü-
gung gestellt haben;

3. bittet alle Staaten, den Einwohnern derjenigen Gebie-
te, die noch nicht die Selbstregierung oder Unabhängigkeit er-
langt haben, jetzt und auch künftig großzügig Studien- und
Ausbildungsmöglichkeiten anzubieten und den künftigen
Schülern und Studenten nach Möglichkeit Reisegeld zur Ver-
fügung zu stellen;

4. fordert die Verwaltungsmächte nachdrücklich auf, in
den ihrer Verwaltung unterstehenden Gebieten wirksame
Maßnahmen für eine umfassende und stetige Verbreitung von
Informationen über die von den Staaten angebotenen Studien-
und Ausbildungsmöglichkeiten zu treffen und alle notwendi-
gen Einrichtungen bereitzustellen, damit die Schüler und Stu-
denten diese Angebote nutzen können;

5. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten;

6. lenkt die Aufmerksamkeit des Sonderausschusses für
den Stand der Verwirklichung der Erklärung über die Gewäh-
rung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker auf
diese Resolution.

RESOLUTION 60/114

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/472, Ziff. 32)121.

60/114. Westsahara-Frage

Die Generalversammlung,

nach eingehender Behandlung der Westsahara-Frage,

in Bekräftigung des unveräußerlichen Rechts aller Völker
auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit gemäß den Grund-
sätzen der Charta der Vereinten Nationen und der Resolution
1514 (XV) der Generalversammlung vom 14. Dezember 1960
mit der Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an
koloniale Länder und Völker,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/131 vom 10. Dezem-
ber 2004,

sowie unter Hinweis auf alle Resolutionen der Generalver-
sammlung und des Sicherheitsrats zur Westsahara-Frage,

ferner unter Hinweis auf die Resolutionen des Sicherheits-
rats 658 (1990) vom 27. Juni 1990 und 690 (1991) vom
29. April 1991, mit denen der Rat den Regelungsplan für
Westsahara122 billigte,

unter Hinweis auf die Resolutionen des Sicherheitsrats
1359 (2001) vom 29. Juni 2001 und 1429 (2002) vom 30. Juli
2002 sowie die Resolution 1495 (2003) vom 31. Juli 2003, in
der der Rat seine Unterstützung für den Friedensplan für die

119 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Argentinien, China, Ghana,
Indien, Iran (Islamische Republik), Kuba, Nigeria, Philippinen, Singapur,
Syrische Arabische Republik, Thailand und Vereinigte Republik Tansa-
nia.
120 A/60/67.

121 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
122 Siehe S/21360 und S/22464 und Corr.1.
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Selbstbestimmung des Volkes von Westsahara123 als eine op-
timale, auf einer Vereinbarung zwischen den beiden Parteien
beruhende politische Lösung bekundete, und auf die Resolu-
tionen 1541 (2004) vom 29. April 2004, 1570 (2004) vom
28. Oktober 2004 und 1598 (2005) vom 28. April 2005,

Kenntnis nehmend von den Antworten der Parteien und
Nachbarstaaten an den Persönlichen Gesandten des General-
sekretärs betreffend den Friedensplan, die in dem Bericht des
Generalsekretärs vom 23. Mai 2003124 enthalten sind,

in Bekräftigung der Verantwortung, die die Vereinten Na-
tionen gegenüber dem Volk von Westsahara haben,

mit Befriedigung Kenntnis nehmend vom Inkrafttreten der
Waffenruhe im Einklang mit dem Vorschlag des Generalse-
kretärs und betonend, für wie wichtig sie die Aufrechterhal-
tung der Waffenruhe als fester Bestandteil des Regelungsplans
hält,

in dieser Hinsicht unter Hervorhebung der Gültigkeit des
Regelungsplans, dabei aber vermerkend, dass zwischen den
Parteien grundlegende Meinungsverschiedenheiten hinsicht-
lich seiner Umsetzung bestehen,

betonend, dass das Ausbleiben von Fortschritten bei der
Beilegung der Streitigkeit über Westsahara dem Volk von
Westsahara weiterhin Leid bringt, eine mögliche Quelle der
Instabilität in der Region bleibt und die wirtschaftliche Ent-
wicklung der Maghreb-Region behindert und dass es ange-
sichts dessen unabdingbar ist, nach einer politischen Lösung
zu suchen,

die Anstrengungen begrüßend, die der Generalsekretär
und sein Persönlicher Gesandter in dem Bemühen um eine für
beide Seiten annehmbare politische Lösung unternehmen, die
die Selbstbestimmung des Volkes von Westsahara vorsieht,

nach Prüfung des entsprechenden Kapitels im Bericht des
Sonderausschusses für den Stand der Verwirklichung der Er-
klärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale
Länder und Völker125,

sowie nach Prüfung des Berichts des Generalsekretärs126,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs126;

2. unterstreicht die Resolution 1495 (2003) des Sicher-
heitsrats, in der der Rat seine Unterstützung für den Friedens-
plan für die Selbstbestimmung des Volkes von Westsahara als
eine optimale, auf einer Vereinbarung zwischen den beiden
Parteien beruhende politische Lösung bekundete;

3. unterstreicht außerdem, dass die Parteien unter-
schiedlich auf diesen Plan reagiert haben;

4. unterstützt weiterhin nachdrücklich die Anstrengun-
gen, die der Generalsekretär und sein Persönlicher Gesandter
unternehmen, um eine für beide Seiten annehmbare politische
Lösung der Streitigkeit über Westsahara herbeizuführen;

5. würdigt den Generalsekretär und seinen Persönlichen
Gesandten für ihre herausragenden Bemühungen und die bei-
den Parteien für den Geist der Zusammenarbeit, den sie durch
ihre Unterstützung dieser Bemühungen gezeigt haben;

6. fordert alle Parteien und die Staaten der Region auf,
mit dem Generalsekretär und seinem Persönlichen Gesandten
uneingeschränkt zusammenzuarbeiten;

7. bekräftigt die Verantwortung, die die Vereinten Na-
tionen gegenüber dem Volk von Westsahara haben;

8. fordert die Parteien auf, mit dem Internationalen Ko-
mitee vom Roten Kreuz bei seinen Bemühungen um die Lö-
sung des Problems der Personen, deren Verbleib und Schicksal
nicht geklärt ist, zusammenzuarbeiten, und fordert die Parteien
auf, ihren Verpflichtungen nach dem humanitären Völkerrecht
nachzukommen und alle Personen, die seit dem Beginn des
Konflikts gefangen gehalten werden, unverzüglich freizulas-
sen;

9. ersucht den Sonderausschuss für den Stand der Ver-
wirklichung der Erklärung über die Gewährung der Unabhän-
gigkeit an koloniale Länder und Völker, die Situation in West-
sahara weiter zu prüfen und der Generalversammlung auf ihrer
einundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten;

10. bittet den Generalsekretär, der Generalversammlung
auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht über die
Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 60/115

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/472, Ziff. 32)127.

60/115. Neukaledonien-Frage

Die Generalversammlung,

nach Behandlung der Neukaledonien-Frage,

nach Prüfung des Neukaledonien betreffenden Kapitels im
Bericht des Sonderausschusses für den Stand der Verwirkli-
chung der Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit
an koloniale Länder und Völker128,

in Bekräftigung des in der Charta der Vereinten Nationen
verankerten Rechts der Völker auf Selbstbestimmung,

unter Hinweis auf die Resolutionen der Generalversamm-
lung 1514 (XV) vom 14. Dezember 1960 und 1541 (XV) vom
15. Dezember 1960,

123 S/2003/565 und Corr.1, Anhang II.
124 S/2003/565 und Corr.1.
125 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Sup-
plement No. 23 (A/60/23), Kap. VIII.
126 A/60/116.

127 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Sonderausschuss für den Stand der Verwirklichung der Erklärung über die
Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker vorge-
legt.
128 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Sup-
plement No. 23 (A/60/23), Kap. VIII.
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feststellend, dass die positiven Maßnahmen wichtig sind,
welche die französischen Behörden in Zusammenarbeit mit al-
len Teilen der Bevölkerung in Neukaledonien ergreifen, um
die politische, wirtschaftliche und soziale Entwicklung in dem
Gebiet zu fördern, namentlich die Maßnahmen auf dem Gebiet
des Umweltschutzes und zur Bekämpfung des Drogen-
missbrauchs und des Drogenhandels, mit dem Ziel, einen Rah-
men für die friedliche Fortentwicklung des Gebiets bis hin zur
Selbstbestimmung zu schaffen,

sowie in diesem Zusammenhang feststellend, dass eine
ausgewogene wirtschaftliche und soziale Entwicklung sowie
der weitere Dialog zwischen den beteiligten Parteien in Neu-
kaledonien bei der Vorbereitung des Selbstbestimmungsakts
Neukaledoniens wichtig sind,

mit Befriedigung Kenntnis nehmend von der Intensivie-
rung der Kontakte zwischen Neukaledonien und den Nachbar-
ländern der südpazifischen Region,

1. begrüßt die bedeutsamen Entwicklungen, die in Neu-
kaledonien stattgefunden haben, wie die Unterzeichnung des
Abkommens von Nouméa am 5. Mai 1998 zwischen den Ver-
tretern Neukaledoniens und der Regierung Frankreichs129

zeigt;

2. fordert alle beteiligten Parteien nachdrücklich auf,
im Interesse aller Einwohner Neukaledoniens ihren Dialog im
Rahmen des Abkommens von Nouméa in einem Geist der Har-
monie fortzusetzen;

3. nimmt Kenntnis von denjenigen Bestimmungen des
Abkommens von Nouméa, die darauf gerichtet sind, der kana-
kischen Identität in der politischen und sozialen Organisation
Neukaledoniens stärker Rechnung zu tragen, sowie von den
Bestimmungen des Abkommens im Hinblick auf die Einwan-
derungskontrolle und den Schutz der örtlichen Arbeitsplätze;

4. nimmt außerdem Kenntnis von den einschlägigen Be-
stimmungen des Abkommens von Nouméa, wonach Neukale-
donien Mitglied oder angeschlossenes Mitglied bestimmter in-
ternationaler Organisationen, wie beispielsweise internationa-
ler Organisationen in der pazifischen Region, der Vereinten
Nationen, der Organisation der Vereinten Nationen für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur und der Internationalen Ar-
beitsorganisation im Einklang mit deren Statuten werden
kann;

5. nimmt ferner Kenntnis von der zwischen den Unter-
zeichnern des Abkommens von Nouméa getroffenen Verein-
barung, die Vereinten Nationen über die im Laufe des Eman-
zipationsprozesses erzielten Fortschritte zu unterrichten;

6. begrüßt es, dass die Verwaltungsmacht zum Zeit-
punkt der Schaffung der neuen Institutionen eine Informa-
tionsmission nach Neukaledonien einlud, die aus Vertretern
von Ländern der pazifischen Region bestand;

7. fordert die Verwaltungsmacht auf, dem Generalse-
kretär auch weiterhin die in Artikel 73 Buchstabe e der Charta
vorgesehenen Informationen zu übermitteln;

8. bittet alle beteiligten Parteien, auch weiterhin einen
Rahmen für die friedliche Fortentwicklung des Gebiets bis hin
zu einem Akt der Selbstbestimmung zu fördern, der alle Wahl-
möglichkeiten eröffnet und der die Rechte aller Teile der Be-
völkerung schützt, gemäß dem Buchstaben und dem Geist des
Abkommens von Nouméa, das auf dem Grundsatz aufbaut,
dass es Sache der Einwohner Neukaledoniens ist, zu entschei-
den, wie sie ihr Leben gestalten wollen;

9. begrüßt die Maßnahmen, die ergriffen wurden, um
die Wirtschaft Neukaledoniens in allen Bereichen zu stärken
und zu diversifizieren, und befürwortet weitere derartige Maß-
nahmen im Einklang mit dem Geist der Abkommen von Ma-
tignon und Nouméa;

10. begrüßt außerdem die Bedeutung, die die Vertrags-
parteien der Abkommen von Matignon und Nouméa größeren
Fortschritten auf den Gebieten Wohnungswesen, Beschäfti-
gung, Ausbildung, Bildung und Gesundheitsversorgung in
Neukaledonien beimessen;

11. erkennt den Beitrag an, den das Melanesische Kul-
turzentrum zum Schutz der indigenen kanakischen Kultur
Neukaledoniens leistet;

12. nimmt Kenntnis von den positiven Initiativen zum
Schutz der natürlichen Umwelt Neukaledoniens, namentlich
von der Operation "Zonéco", deren Auftrag darin besteht, die
Meeresressourcen innerhalb der Wirtschaftszone Neukaledo-
niens kartografisch zu erfassen und zu evaluieren;

13. anerkennt die engen Verbindungen zwischen Neuka-
ledonien und den Völkern des Südpazifiks sowie die positiven
Maßnahmen, welche die französischen Behörden und die Ge-
bietsbehörden derzeit ergreifen, um den weiteren Ausbau die-
ser Verbindungen zu erleichtern, einschließlich der Entwick-
lung engerer Beziehungen zu den Mitgliedstaaten des Pazi-
fikinsel-Forums;

14. begrüßt in diesem Zusammenhang, dass Neukaledo-
nien Beobachterstatus im Pazifikinsel-Forum erlangt hat, dass
Delegationen aus Ländern der pazifischen Region Neukaledo-
nien nach wie vor Besuche auf hoher Ebene abstatten und dass
hochrangige Delegationen aus Neukaledonien Mitgliedstaaten
des Pazifikinsel-Forums besuchen;

15. begrüßt außerdem die kooperative Haltung der ande-
ren Staaten und Gebiete in der Region gegenüber Neukaledo-
nien, seinen wirtschaftlichen und politischen Bestrebungen
und seiner zunehmenden Mitwirkung an regionalen und inter-
nationalen Angelegenheiten sowie seiner Absicht, die Tagung
des Ministerausschusses des Pazifikinsel-Forums im Jahr
2005 auszurichten;

16. beschließt, den Prozess, der sich infolge der Unter-
zeichnung des Abkommens von Nouméa in Neukaledonien zu
entfalten beginnt, fortlaufend weiter zu verfolgen;

17. ersucht den Sonderausschuss für den Stand der Ver-
wirklichung der Erklärung über die Gewährung der Unabhän-
gigkeit an koloniale Länder und Völker, die Prüfung der Frage

129 A/AC.109/2114, Anhang.
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Neukaledoniens, eines Gebiets ohne Selbstregierung, fortzu-
setzen und der Generalversammlung auf ihrer einundsechzig-
sten Tagung darüber Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/116

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/472, Ziff. 32)130.

60/116. Tokelau-Frage

Die Generalversammlung,

nach Behandlung der Tokelau-Frage,

nach Prüfung des Tokelau betreffenden Kapitels im Be-
richt des Sonderausschusses für den Stand der Verwirklichung
der Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an ko-
loniale Länder und Völker131,

unter Hinweis auf die Resolution 1514 (XV) der General-
versammlung vom 14. Dezember 1960 mit der Erklärung über
die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und
Völker sowie auf alle die Gebiete ohne Selbstregierung betref-
fenden Resolutionen und Beschlüsse der Vereinten Nationen,
darunter insbesondere die Versammlungsresolution 59/133
vom 10. Dezember 2004,

mit Dank Kenntnis nehmend von der auch weiterhin bei-
spielhaften Kooperation der Verwaltungsmacht Neuseeland
im Rahmen der Arbeit des Sonderausschusses betreffend To-
kelau und von ihrer Bereitschaft, Besuchsdelegationen der
Vereinten Nationen Zugang zu dem Hoheitsgebiet zu gewäh-
ren,

sowie mit Dank Kenntnis nehmend von dem Beitrag, den
Neuseeland gemeinsam mit den Sonderorganisationen und an-
deren Organisationen des Systems der Vereinten Nationen,
insbesondere dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Na-
tionen, zur Entwicklung Tokelaus leistet,

unter Hinweis darauf, dass 1999 der durch Ausübung des
allgemeinen Erwachsenenwahlrechts auf Dorfebene gewählte
Allgemeine Fono (Rat), eine nationale gesetzgebende Körper-
schaft, eingesetzt wurde und im Juni 2003 die volle Verant-
wortung für den Haushalt Tokelaus übernahm,

sowie unter Hinweis auf den Bericht der im August 2002
auf Einladung der Regierung Neuseelands und der Vertreter
Tokelaus nach Tokelau entsandten Mission der Vereinten Na-
tionen132,

in Anbetracht dessen, dass Tokelau als kleines Inselho-
heitsgebiet die Lage der meisten noch verbleibenden Gebiete
ohne Selbstregierung veranschaulicht und als ein Beispiel ei-
ner erfolgreichen Zusammenarbeit bei der Entkolonialisierung

für die Vereinten Nationen zu einem Zeitpunkt, zu dem sie be-
strebt sind, ihre Entkolonialisierungstätigkeit abzuschließen,
von großer Bedeutung ist,

unter Hinweis darauf, dass Neuseeland und Tokelau im
November 2003 ein Dokument mit dem Titel "Gemeinsame
Erklärung über die Grundsätze der Partnerschaft" unterzeich-
neten, in dem zum ersten Mal die Rechte und Pflichten der bei-
den Partnerländer schriftlich festgehalten sind,

eingedenk dessen, dass der Allgemeine Fono auf seiner Ta-
gung im November 2003 nach eingehenden Konsultationen in
allen drei Dörfern beschloss, mit Neuseeland offiziell die
Möglichkeit der Selbstregierung in Form einer freien Assozi-
ierung zu prüfen, und dass er im August 2005 beschloss, auf
der Grundlage des Entwurfs einer Verfassung für Tokelau und
eines Vertrags über die freie Assoziierung mit Neuseeland ein
Referendum über die Selbstregierung abzuhalten,

1. stellt fest, dass Tokelau nach wie vor entschlossen für
die Erlangung der Selbstregierung und einen Selbstbestim-
mungsvorgang eintritt, der ihm einen Status geben würde, der
mit den in Grundsatz VI der Anlage zur Resolution 1541 (XV)
der Generalversammlung vom 15. Dezember 1960 enthalte-
nen Möglichkeiten für den künftigen Status für Gebiete ohne
Selbstregierung im Einklang stünde;

2. begrüßt die maßgeblichen Fortschritte, die in Rich-
tung auf die Übertragung der Machtbefugnisse auf die drei
Taupulega (Dorfräte) erzielt wurden, insbesondere dass die
Machtbefugnisse des Administrators mit Wirkung vom 1. Juli
2004 an die drei Taupulega delegiert wurden und dass jeder
Taupulega von diesem Zeitpunkt an die volle Verantwortung
für die Verwaltung aller seiner öffentlichen Dienste übernom-
men hat;

3. erinnert daran, dass der Allgemeine Fono im Novem-
ber 2003 nach eingehenden Konsultationen in allen drei Dör-
fern und einer Tagung des Sonderausschusses für die Verfas-
sung Tokelaus beschloss, mit Neuseeland offiziell die Mög-
lichkeit der Selbstregierung in Form einer freien Assoziierung
zu prüfen, und dass gemäß dem Beschluss des Allgemeinen
Fono Gespräche zwischen Tokelau und Neuseeland geführt
wurden;

4. begrüßt es, dass der Allgemeine Fono im August
2005 beschloss, auf der Grundlage des Entwurfs einer Verfas-
sung für Tokelau und eines Vertrags über die freie Assoziie-
rung mit Neuseeland ein Referendum über die Selbstregierung
abzuhalten, und nimmt davon Kenntnis, dass der Allgemeine
Fono Regeln für das Referendum erlassen hat;

5. stellt fest, dass es der von Neuseeland unterstützte
Wunsch Tokelaus ist, dass die Vereinten Nationen das Refe-
rendum überwachen;

6. anerkennt die Initiative Tokelaus, einen strategischen
Wirtschaftsentwicklungsplan für den Zeitraum 2002-2004
auszuarbeiten, um seine Fähigkeit zur Selbstregierung zu stär-
ken, und stellt fest, dass die Ausarbeitung eines Plans für den
Zeitraum 2005-2007 abgeschlossen ist;

7. anerkennt außerdem die weitere Unterstützung, die
Neuseeland für die Förderung des Wohlergehens Tokelaus zu-

130 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Sonderausschuss für den Stand der Verwirklichung der Erklärung über die
Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker vorge-
legt.
131 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supple-
ment No. 23 (A/60/23), Kap. X.
132 A/AC.109/2002/31.
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gesagt hat, sowie die Zusammenarbeit seitens des Entwick-
lungsprogramms der Vereinten Nationen, einschließlich der
Sofort- und Wiederaufbauhilfe, die Anfang des Jahres nach
dem Wirbelsturm "Percy" gewährt wurde;

8. anerkennt ferner, dass Tokelau auch weiterhin der
Bestätigung bedarf, da die Stärkung seiner Fähigkeit zur
Selbstregierung mit kulturellen Anpassungen einhergeht, und,
da die örtlichen Ressourcen der materiellen Dimension der
Selbstbestimmung nicht ausreichend gerecht werden können,
dass die externen Partner Tokelaus nach wie vor dafür verant-
wortlich sind, Tokelau zu helfen, einen Ausgleich zwischen
seinem Wunsch nach möglichst weitgehender Eigenständig-
keit und seinem Bedarf an Auslandshilfe herzustellen;

9. begrüßt die Einrichtung des Internationalen Treu-
handfonds für Tokelau zur Unterstützung des künftigen Ent-
wicklungsbedarfs Tokelaus und die Erleichterung dieses Pro-
zesses durch eine Rundtischkonferenz der Geber, die das Ent-
wicklungsprogramm der Vereinten Nationen nach einem
durch Tokelau vollzogenen Selbstbestimmungsakt einberufen
wird, und fordert die Mitgliedstaaten und die internationalen
und regionalen Organisationen auf, Beiträge zu dem Fonds an-
zukündigen und so diesem im Entstehen begriffenen Land mit
praktischer Unterstützung dabei behilflich zu sein, die Proble-
me zu meistern, die sich aus seiner geringen Größe, seiner Iso-
lierung und seinem Mangel an Ressourcen ergeben; 

10. begrüßt außerdem die Zusicherung der Regierung
Neuseelands, dass sie ihre Verpflichtungen gegenüber den
Vereinten Nationen im Hinblick auf Tokelau erfüllen und den
frei zum Ausdruck gebrachten Wünschen der Bevölkerung
Tokelaus im Hinblick auf seinen künftigen Status nachkom-
men wird;

11. begrüßt ferner die kooperative Haltung der anderen
Staaten und Gebiete in der Region gegenüber Tokelau, seinen
wirtschaftlichen und politischen Bestrebungen und seiner zu-
nehmenden Beteiligung an regionalen und internationalen An-
gelegenheiten;

12. begrüßt es, dass Tokelau der Organisation der Ver-
einten Nationen für Bildung, Wissenschaft und Kultur als as-
soziiertes Mitglied angehört, dass es vor kurzem als Mitglied
in die Fischereiorganisation des Pazifikinsel-Forums aufge-
nommen wurde und dass es sich um den Beobachterstatus im
Pazifikinsel-Forum und um die assoziierte Mitgliedschaft in
der Südpazifischen Kommission für angewandte Geowissen-
schaft beworben hat;

13. fordert die Verwaltungsmacht und die Organisatio-
nen der Vereinten Nationen auf, Tokelau beim weiteren Aus-
bau seiner Wirtschafts- und Regierungsführungsstrukturen im
Rahmen der zurzeit laufenden Ausarbeitung seiner Verfas-
sung auch weiterhin Hilfe zu gewähren;

14. begrüßt die Maßnahmen, die die Verwaltungsmacht
ergriffen hat, um dem Generalsekretär Informationen über die
politische, wirtschaftliche und soziale Situation Tokelaus zu
übermitteln;

15. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von dem erfolgrei-
chen Besuch des Vorsitzenden des Sonderausschusses für den
Stand der Verwirklichung der Erklärung über die Gewährung

der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker in To-
kelau im Oktober 2004 anlässlich seiner Teilnahme an der Ar-
beitstagung des Sonderausschusses für die Verfassung To-
kelaus; 

16. nimmt Kenntnis von den beträchtlichen Fortschritten
in Richtung auf die Annahme einer Verfassung und nationaler
Symbole durch Tokelau, von den Schritten, die Tokelau und
Neuseeland ergriffen haben, um dem Entwurf eines Vertrags
über die freie Assoziierung als Grundlage für einen Selbstbe-
stimmungsakt zuzustimmen, sowie von der nachdrücklichen
Unterstützung, die die tokelauischen Gemeinschaften in Neu-
seeland für den Weg Tokelaus zur Selbstbestimmung zum
Ausdruck gebracht haben;

17. begrüßt es, dass die Vertreter Tokelaus und die Ver-
waltungsmacht die Vereinten Nationen eingeladen haben, ei-
nen Selbstbestimmungsakt Tokelaus zu überwachen;

18. ersucht den Sonderausschuss, die Prüfung der Frage
Tokelaus, eines Gebiets ohne Selbstregierung, fortzusetzen
und der Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Ta-
gung darüber Bericht zu erstatten.

RESOLUTIONEN 60/117 A und B

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/472, Ziff. 32)133.

60/117. Die Fragen Amerikanisch-Samoas, Anguillas,
Bermudas, der Britischen Jungferninseln, der
Kaimaninseln, Guams, Montserrats, Pitcairns,
St. Helenas, der Turks- und Caicosinseln und der
Amerikanischen Jungferninseln

A

ALLGEMEINES

Die Generalversammlung,

nach Behandlung der Fragen der Gebiete ohne Selbstre-
gierung Amerikanisch-Samoa, Anguilla, Bermuda, Britische
Jungferninseln, Kaimaninseln, Guam, Montserrat, Pitcairn,
St. Helena, Turks- und Caicosinseln und Amerikanische Jung-
ferninseln, im Folgenden als "Hoheitsgebiete" bezeichnet,

nach Prüfung des entsprechenden Kapitels im Bericht des
Sonderausschusses für den Stand der Verwirklichung der Er-
klärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale
Länder und Völker134,

unter Hinweis auf alle diese Hoheitsgebiete betreffenden
Resolutionen und Beschlüsse der Vereinten Nationen, darun-
ter insbesondere die Resolutionen, die von der Generalver-
sammlung auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung zu den jewei-

133 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Sonderausschuss für den Stand der Verwirklichung der Erklärung über die
Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker vorge-
legt.
134 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supple-
ment No. 23 (A/60/23), Kap. IX.
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ligen in dieser Resolution behandelten Hoheitsgebieten verab-
schiedet wurden,

anerkennend, dass alle verfügbaren Selbstbestimmungs-
optionen der Hoheitsgebiete zulässig sind, sofern sie den frei
geäußerten Wünschen der betreffenden Bevölkerung entspre-
chen und mit den in den Resolutionen 1514 (XV) vom
14. Dezember 1960, 1541 (XV) vom 15. Dezember 1960 und
in anderen Versammlungsresolutionen klar definierten Grund-
sätzen im Einklang stehen,

unter Hinweis auf die Resolution 1541 (XV) der General-
versammlung mit den Grundsätzen, von denen sich die Mit-
gliedstaaten leiten lassen sollen, um festzustellen, ob eine Ver-
pflichtung besteht, die in Artikel 73 Buchstabe e der Charta der
Vereinten Nationen vorgesehenen Informationen zu übermit-
teln,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis darüber, dass es über
vierundvierzig Jahre nach Verabschiedung der Erklärung noch
immer eine Reihe von Gebieten ohne Selbstregierung gibt,

sich dessen bewusst, wie wichtig es ist, dass die Erklärung
unter Berücksichtigung des von den Vereinten Nationen ge-
setzten Ziels der Beseitigung des Kolonialismus bis zum Jahr
2010 und des Aktionsplans für die Zweite Internationale De-
kade für die Beseitigung des Kolonialismus135 auch weiterhin
wirksam verwirklicht wird,

in der Erkenntnis, dass die jeweiligen Besonderheiten und
Präferenzen der Einwohner der Hoheitsgebiete flexible, prak-
tische und innovative Selbstbestimmungsansätze erfordern,
ungeachtet der Größe, der geografischen Lage, der Einwoh-
nerzahl oder der natürlichen Ressourcen des Hoheitsgebiets,

Kenntnis nehmend von der erklärten Haltung der Regie-
rung des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nord-
irland zu den ihrer Verwaltung unterstehenden Gebieten ohne
Selbstregierung136,

sowie Kenntnis nehmend von der erklärten Haltung der Re-
gierung der Vereinigten Staaten von Amerika zu den ihrer Ver-
waltung unterstehenden Gebieten ohne Selbstregierung137,

ferner Kenntnis nehmend von der erklärten Haltung der
Vertreter der Gebiete ohne Selbstregierung, die sie vor dem
Sonderausschuss und in seinen Regionalseminaren zum Aus-
druck gebracht haben,

in Anbetracht der Entwicklungen im Hinblick auf die Ver-
fassung, die in einigen Gebieten ohne Selbstregierung einge-
treten sind und über die der Sonderausschuss informiert wur-
de,

im Bewusstsein dessen, wie wichtig die Mitwirkung ge-
wählter und ernannter Vertreter der Hoheitsgebiete an der Ar-

beit des Sonderausschusses sowohl für die Hoheitsgebiete
selbst als auch für den Sonderausschuss ist,

überzeugt, dass die Entwicklung des künftigen politischen
Status der Hoheitsgebiete sich auch weiterhin an den Wün-
schen und Bestrebungen ihrer Bevölkerung orientieren sollte
und dass Referenden, freien und fairen Wahlen und anderen
Formen der Volksbefragung eine wichtige Rolle zukommt,
wenn es darum geht, über die Wünsche und Bestrebungen der
Bevölkerung Aufschluss zu erhalten,

sowie überzeugt, dass alle Verhandlungen über die Festle-
gung des Status eines Hoheitsgebiets unter aktiver Einbezie-
hung und Mitwirkung der Bevölkerung dieses Hoheitsgebiets,
unter der Aufsicht der Vereinten Nationen und von Fall zu Fall
stattfinden müssen und dass die Auffassungen der Völker der
Gebiete ohne Selbstregierung betreffend ihr Recht auf Selbst-
bestimmung ermittelt werden sollten,

im Bewusstsein der Bedeutung, die den internationalen Fi-
nanzdienstleistungen für die Volkswirtschaften einiger Gebie-
te ohne Selbstregierung zukommt,

Kenntnis nehmend von der fortgesetzten Zusammenarbeit
der Gebiete ohne Selbstregierung auf lokaler und regionaler
Ebene, einschließlich ihrer Mitwirkung an der Arbeit der Re-
gionalorganisationen,

eingedenk dessen, dass Besuchsdelegationen der Verein-
ten Nationen ein wirksames Mittel sind, um sich ein Bild von
der Lage in den Hoheitsgebieten zu verschaffen, dass manche
Hoheitsgebiete seit langem keine Besuchsdelegationen der
Vereinten Nationen mehr empfangen haben und dass in einige
Hoheitsgebiete überhaupt keine Besuchsdelegationen ent-
sandt wurden, und die Möglichkeit erwägend, zu gegebener
Zeit und im Benehmen mit der jeweiligen Verwaltungsmacht
weitere Besuchsdelegationen in die Hoheitsgebiete zu entsen-
den,

sowie eingedenk dessen, wie wichtig es ist, dass die Ver-
waltungsmächte den Sonderausschuss über die Wünsche und
Bestrebungen der Einwohner der Hoheitsgebiete in Kenntnis
setzen und dass ihm aus anderen geeigneten Quellen, so auch
von den Vertretern der Hoheitsgebiete, entsprechende Infor-
mationen zugehen, damit der Ausschuss den politischen Status
der Einwohner der Hoheitsgebiete besser verstehen und sein
Mandat wirksam erfüllen kann,

in der Erkenntnis, dass der Sonderausschuss aktiv tätig
werden und eine Aufklärungskampagne in die Wege leiten
muss, die die Völker der Hoheitsgebiete dabei unterstützen
soll, ein besseres Verständnis der Selbstbestimmungsoptionen
zu erlangen,

in diesem Zusammenhang eingedenk dessen, dass die Ab-
haltung von Regionalseminaren in der karibischen und pazifi-
schen Region und am Amtssitz sowie an anderen Tagungsor-
ten unter aktiver Beteiligung von Vertretern der Gebiete ohne
Selbstregierung ein nützliches Mittel für den Sonderausschuss
darstellt, das ihm hilft, seinen Auftrag zu erfüllen, und dass der
regionale Charakter der Seminare, die abwechselnd in der ka-
ribischen und in der pazifischen Region stattfinden, ein ent-
scheidender Faktor für ihren Erfolg ist, gleichzeitig jedoch an-
erkennend, dass die Rolle dieser Seminare im Rahmen eines

135 Siehe A/56/61, Anhang.
136 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-ninth Session,
Fourth Committee, 3. Sitzung (A/C.4/59/SR.3) und Korrigendum.
137 Ebd., Fifty-eighth Session, Plenary Meetings, 72. Sitzung
(A/58/PV.72) und Korrigendum.
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Programms der Vereinten Nationen zur Feststellung des poli-
tischen Status der Hoheitsgebiete überprüft werden muss,

sowie eingedenk dessen, dass die Abhaltung eines karibi-
schen Regionalseminars in Canouan (St. Vincent und die Gre-
nadinen) vom 17. bis 19. Mai 2005 es dem Sonderausschuss
ermöglichte, die Auffassungen der Vertreter der Hoheitsgebie-
te und der Mitgliedstaaten sowie der Organisationen und Sach-
verständigen der Region zu hören138, mit dem Ziel, die politi-
schen, wirtschaftlichen und sozialen Gegebenheiten in den
Hoheitsgebieten zu überprüfen,

sich dessen bewusst, dass die Hoheitsgebiete für Naturka-
tastrophen und die Zerstörung der Umwelt besonders anfällig
sind, und in diesem Zusammenhang eingedenk dessen, dass
die Aktionsprogramme der Konferenz der Vereinten Nationen
über Umwelt und Entwicklung139, der Weltkonferenz für Ka-
tastrophenvorbeugung140, der Weltkonferenz über die nachhal-
tige Entwicklung der kleinen Inselstaaten unter den Entwick-
lungsländern141, der Internationalen Konferenz über Bevölke-
rung und Entwicklung142, der Konferenz der Vereinten Natio-
nen über Wohn- und Siedlungswesen (Habitat II)143, des
Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung144, der Weltkonfe-
renz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz145 und
anderer einschlägiger Weltkonferenzen und Gipfeltreffen der
Vereinten Nationen auf die Hoheitsgebiete Anwendung fin-
den,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von dem Beitrag, den
die Sonderorganisationen und andere Organisationen des Sy-
stems der Vereinten Nationen, insbesondere das Entwick-
lungsprogramm der Vereinten Nationen, die Wirtschaftskom-

mission für Lateinamerika und die Karibik und die Wirt-
schafts- und Sozialkommission für Asien und den Pazifik, so-
wie regionale Institutionen wie die Karibische Entwicklungs-
bank, die Karibische Gemeinschaft, die Organisation der ost-
karibischen Staaten, das Pazifikinsel-Forum und die Einrich-
tungen des Rates der Regionalorganisationen im Pazifik zur
Entwicklung einiger Hoheitsgebiete geleistet haben,

sich dessen bewusst, dass der Menschenrechtsausschuss
im Rahmen seines Mandats nach dem Internationalen Pakt
über bürgerliche und politische Rechte146 den Stand des Selbst-
bestimmungsprozesses der vom Sonderausschuss untersuch-
ten kleinen Inselhoheitsgebiete überprüft, 

unter Hinweis auf die kontinuierlichen Anstrengungen, die
der Sonderausschuss zur kritischen Überprüfung seiner Arbeit
unternimmt, um im Hinblick auf die Erreichung seiner man-
datsmäßigen Ziele geeignete und konstruktive Empfehlungen
vorzulegen und entsprechende Beschlüsse zu fassen,

1. bekräftigt das unveräußerliche Recht der Völker der
Hoheitsgebiete auf Selbstbestimmung, gemäß der Charta der
Vereinten Nationen und der Resolution 1514 (XV) der Gene-
ralversammlung mit der Erklärung über die Gewährung der
Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker;

2. bekräftigt außerdem, dass es im Entkolonialisie-
rungsprozess keine Alternative zum Grundsatz der Selbstbe-
stimmung gibt, die auch ein grundlegendes Menschenrecht ist,
das in den einschlägigen Menschenrechtsübereinkommen an-
erkannt wird;

3. bekräftigt ferner, dass es letztlich Sache der Völker
dieser Hoheitsgebiete selbst ist, ihren künftigen politischen
Status im Einklang mit den diesbezüglichen Bestimmungen
der Charta, der Erklärung und den einschlägigen Resolutionen
der Generalversammlung frei zu bestimmen, und wiederholt in
diesem Zusammenhang die seit langem an die Verwaltungs-
mächte gerichtete Aufforderung, gemeinsam mit den Gebiets-
regierungen politische Bildungsprogramme in den Hoheitsge-
bieten zu erleichtern, um die Bevölkerung in Übereinstim-
mung mit den legitimen Möglichkeiten hinsichtlich ihres po-
litischen Status, beruhend auf den in der Resolution 1541 (XV)
der Generalversammlung klar festgelegten Grundsätzen, über
ihr Recht auf Selbstbestimmung aufzuklären;

4. ersucht die Verwaltungsmächte, dem Generalsekre-
tär die in Artikel 73 Buchstabe e der Charta vorgesehenen In-
formationen regelmäßig zu übermitteln;

5. betont, wie wichtig es für den Sonderausschuss für
den Stand der Verwirklichung der Erklärung über die Gewäh-
rung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker ist,
von den Auffassungen und Wünschen der Bevölkerung der
Hoheitsgebiete in Kenntnis gesetzt zu werden und zu einem
besseren Verständnis ihrer Lebensbedingungen zu gelangen,
einschließlich der Art und des Umfangs der bestehenden po-
litischen und verfassungsrechtlichen Regelungen zwischen

138 Ebd., Sixtieth Session, Supplement No. 23 (A/60/23), Kap. II, Anhang. 
139 Siehe Report of the United Nations Conference on Environment and
Development, Rio de Janeiro, 3-14 June 1992, Vol. I: Resolutions Adop-
ted by the Conference (United Nations publication, Sales No. E.93.I.8 und
Korrigendum). Agenda 21 in Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/conf/agenda21/agenda_21.pdf.
140 Siehe A/CONF.172/9, Kap. I.
141 Siehe Report of the Global Conference on the Sustainable Develop-
ment of Small Island Developing States, Bridgetown, Barbados, 25 April-
6 May 1994 (United Nations publication, Sales No. E.94.I.18 und Korri-
genda), Kap. I.
142 Report of the International Conference on Population and Develop-
ment, Cairo, 5-13 September 1994 (United Nations publication, Sales
No. E.95.XIII.18), Kap. I, Resolution 1, Anlage.
143 Report of the United Nations Conference on Human Settlements (Ha-
bitat II), Istanbul, 3-14 June 1996 (United Nations publication, Sales
No. E.97.IV.6), Kap. I, Resolution 1, Anlage II. Deutsche Übersetzung
in: Abschlußdokumente: Die HABITAT-Agenda und die Istanbul-Erklä-
rung über menschliche Siedlungen, hrsg. v. Bundesministerium für
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau. Bonn, 1997.
144 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August-4 September 2002 (United Nations publi-
cation, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
145 Siehe A/CONF.189/12 und Corr.1, Kap. I. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/ac189-12.pdf.

146 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750.
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den Gebieten ohne Selbstregierung und ihrer jeweiligen Ver-
waltungsmacht;

6. bekräftigt die den Verwaltungsmächten nach der
Charta obliegende Verantwortung, die wirtschaftliche und so-
ziale Entwicklung der Hoheitsgebiete zu fördern und ihre kul-
turelle Identität zu erhalten, und empfiehlt, der Stärkung und
Diversifizierung ihrer Volkswirtschaften im Benehmen mit
der jeweiligen Gebietsregierung auch weiterhin Vorrang ein-
zuräumen;

7. ersucht den Sonderausschuss, die Entwicklungen in
der Gesetzgebung auf dem Gebiet der internationalen Finanz-
dienstleistungen und deren Auswirkungen auf die Volkswirt-
schaft in einigen Hoheitsgebieten weiter genau zu verfolgen;

8. ersucht die Hoheitsgebiete und ihre jeweilige Ver-
waltungsmacht, alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um
die Umwelt der von ihnen verwalteten Hoheitsgebiete vor jeg-
licher Zerstörung zu schützen und zu erhalten, und ersucht die
zuständigen Sonderorganisationen erneut, die Umweltbedin-
gungen in diesen Hoheitsgebieten auch weiterhin zu überwa-
chen;

9. begrüßt es, dass sich die Gebiete ohne Selbstregie-
rung an regionalen Aktivitäten beteiligen, so auch an der Ar-
beit von Regionalorganisationen;

10. betont, wie wichtig es ist, den Aktionsplan für die
Zweite Internationale Dekade für die Beseitigung des Kolonia-
lismus135 umzusetzen, indem insbesondere die Anwendung der
Arbeitsprogramme zur Entkolonialisierung der einzelnen Ge-
biete ohne Selbstregierung dem jeweiligen Einzelfall ange-
messen beschleunigt wird und indem die periodischen Analy-
sen der erzielten Fortschritte und des Umfangs der Verwirkli-
chung der Erklärung für jedes einzelne Hoheitsgebiet fertig-
gestellt werden;

11. bittet die Verwaltungsmächte, sich in vollem Umfang
an der Arbeit des Sonderausschusses zu beteiligen, um die Be-
stimmungen des Artikels 73 Buchstabe e der Charta sowie der
Erklärung zu erfüllen und um den Sonderausschuss über die
Erfüllung der Bestimmungen des Artikels 73 Buchstabe b der
Charta betreffend die Anstrengungen zur Förderung der
Selbstregierung in den Hoheitsgebieten in Kenntnis zu setzen;

12. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, zu den
Bemühungen der Vereinten Nationen beizutragen, innerhalb
der Zweiten Internationalen Dekade für die Beseitigung des
Kolonialismus eine vom Kolonialismus freie Welt herbeizu-
führen, und fordert sie auf, den Sonderausschuss bei seinen
Bemühungen um die Verwirklichung dieses hehren Ziels auch
weiterhin voll zu unterstützen;

13. stellt fest, dass einige Gebiete ohne Selbstregierung
ihre Besorgnis über das von einer Verwaltungsmacht gegen
den Willen der Hoheitsgebiete selbst angewandte Verfahren
zum Ausdruck gebracht haben, namentlich die Änderung oder
den Erlass von Gesetzen für die Hoheitsgebiete durch Verord-
nungen, um die internationalen vertraglichen Verpflichtungen
der Verwaltungsmacht auf die Hoheitsgebiete anzuwenden;

14. nimmt Kenntnis von den Verfassungsüberprüfungen,
die die Gebietsregierungen in den vom Vereinigten König-

reich Großbritannien und Nordirland verwalteten Hoheitsge-
bieten durchgeführt haben und die das Ziel verfolgen, die Fra-
ge der internen Verfassungsstruktur im Rahmen der derzeiti-
gen Gebietsregelung anzugehen;

15. nimmt außerdem Kenntnis von dem Bericht des Ge-
neralsekretärs über die Halbzeitüberprüfung der Zweiten In-
ternationalen Dekade für die Beseitigung des Kolonialismus147

und ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf
ihrer einundsechzigsten Tagung über die Durchführung der
seit der Verkündung der Zweiten Internationalen Dekade ver-
abschiedeten Resolutionen betreffend die Entkolonialisierung
Bericht zu erstatten;

16. ersucht den Sonderausschuss, mit dem Menschen-
rechtsausschuss im Rahmen seines im Internationalen Pakt
über bürgerliche und politische Rechte146 enthaltenen Mandats
betreffend das Recht auf Selbstbestimmung zusammenzuar-
beiten und Informationen mit ihm auszutauschen, da der Aus-
schuss die politischen und konstitutionellen Entwicklungen in
zahlreichen Gebieten ohne Selbstregierung überprüft, mit de-
nen auch der Sonderausschuss befasst ist;

17. ersucht den Sonderausschuss außerdem, die Prüfung
der Frage der Gebiete ohne Selbstregierung fortzusetzen und
der Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung
darüber Bericht zu erstatten.

B

EINZELNE HOHEITSGEBIETE

Die Generalversammlung,

Bezug nehmend auf die Resolution A,

I
Amerikanisch-Samoa

Kenntnis nehmend von der Haltung der Verwaltungsmacht
und den Erklärungen der Vertreter Amerikanisch-Samoas, die
in den Regionalseminaren ihre Zufriedenheit mit dem derzei-
tigen Verhältnis des Hoheitsgebiets zu den Vereinigten Staa-
ten von Amerika zum Ausdruck brachten,

feststellend, dass die Regierung des Hoheitsgebiets auch
weiterhin Maßnahmen ergreift, um die Einnahmen zu erhöhen
und die Regierungsausgaben zu senken,

sowie feststellend, dass es dem Hoheitsgebiet, ähnlich wie
anderen isolierten Gemeinwesen mit begrenzten Mitteln, nach
wie vor an angemessenen medizinischen Einrichtungen und
anderen Infrastruktureinrichtungen mangelt,

1. stellt fest, dass laut Innenministerium der Vereinigten
Staaten von Amerika vorgesehen ist, dass der Innenminister
die Verwaltungshoheit über Amerikanisch-Samoa hat148;

2. fordert die Verwaltungsmacht auf, der Gebietsregie-
rung auch weiterhin bei der wirtschaftlichen und sozialen Ent-

147 A/60/71 und Add.1.
148 Gemäß Verordnung des Innenministeriums (Secretary’s Order 2657,
Department of the Interior, United States of America).
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wicklung des Hoheitsgebiets, namentlich bei Maßnahmen zur
Wiederherstellung von Kapazitäten im Bereich des Finanzma-
nagements und zur Stärkung ihrer sonstigen Regierungsfunk-
tionen, behilflich zu sein, und begrüßt die Unterstützung, die
die Verwaltungsmacht dem Hoheitsgebiet bei seinen Wieder-
aufbaubemühungen nach den jüngsten Überschwemmungen
gewährt hat;

3. begrüßt es, dass der Gouverneur Amerikanisch-Sa-
moas den Sonderausschuss für den Stand der Verwirklichung
der Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an ko-
loniale Länder und Völker eingeladen hat, eine Besuchsdele-
gation in das Hoheitsgebiet zu entsenden und dass er diese Ein-
ladung zuletzt auf dem vom 17. bis 19. Mai 2005 in Canouan
(St. Vincent und die Grenadinen) abgehaltenen Karibischen
Regionalseminar erneut ausgesprochen hat, fordert die Ver-
waltungsmacht auf, die Entsendung einer solchen Delegation
zu erleichtern, und ersucht den Vorsitzenden des Sonderaus-
schusses, alle dazu erforderlichen Maßnahmen zu treffen;

4. nimmt Kenntnis von der Erklärung, die der Vertreter
des Gouverneurs des Hoheitsgebiets auf dem Karibischen Re-
gionalseminar abgab und in der er den Sonderausschuss er-
suchte, Informationen über das zur Selbstregierung führende
Verfahren zur Verfügung zu stellen149;

II
Anguilla

Kenntnis nehmend von dem von der Gebietsregierung
durchgeführten Prozess zur Überprüfung der Verfassung,

unter Hinweis darauf, dass das Karibische Regionalsemi-
nar 2003 in Anguilla abgehalten wurde, also zum ersten Mal
in einem Gebiet ohne Selbstregierung,

Kenntnis nehmend von dem Wunsch der Gebietsregierung
und des Volkes von Anguilla, eine Besuchsdelegation des
Sonderausschusses zu empfangen,

im Bewusstsein der Anstrengungen, die die Regierung An-
guillas unternimmt, um das Hoheitsgebiet weiter zu einem be-
standfähigen Offshore-Zentrum und einem gut geregelten Fi-
nanzzentrum für Investoren auszubauen, indem sie moderne
gesellschafts-, treuhand- sowie partnerschafts- und versiche-
rungsrechtliche Vorschriften erlässt und das Handelsregister
auf Computer umstellt,

1. begrüßt den von der Regierung Anguillas in Zusam-
menarbeit mit der Verwaltungsmacht durchgeführten Prozess
zur Überprüfung der Verfassung;

2. erinnert an die Zusammenarbeit der Gebietsregie-
rung Anguillas und des Vereinigten Königreichs Großbritan-
nien und Nordirland bei der Veranstaltung des Karibischen
Regionalseminars 2003 in Anguilla und stellt fest, dass die
erstmalige Veranstaltung des Seminars in einem Gebiet ohne
Selbstregierung sowie die Abhaltung einer öffentlichen Ver-
sammlung der Bevölkerung Anguillas mit dem Sonderaus-
schuss während des Seminars zu dessen Erfolg beitrugen;

III
Bermuda

in Anbetracht der Ergebnisse des am 16. August 1995 ab-
gehaltenen Unabhängigkeitsreferendums, im Bewusstsein der
unterschiedlichen Standpunkte der politischen Parteien des
Hoheitsgebiets betreffend den künftigen Status des Hoheits-
gebiets und sich dessen bewusst, dass die damalige Opposi-
tionspartei das Referendum aktiv boykottierte,

sowie in Anbetracht der Erklärung des Premierministers
Bermudas in seiner Rede zum Gründungstag, dass es nie eine
echte Demokratie geben könne, solange das Land eine Kolonie
oder ein abhängiges Überseegebiet bleibe, und dass nur durch
die Unabhängigkeit die nationale Einheit herbeigeführt und
der Stolz darauf, Bermuder zu sein, voll und ganz entwickelt
werden könnten,

1. begrüßt die im Juni 2002 zwischen den Vereinigten
Staaten von Amerika, dem Vereinigten Königreich Großbri-
tannien und Nordirland und dem Hoheitsgebiet erzielte Über-
einkunft über die förmliche Übergabe des von den ehemaligen
Militärstützpunkten genutzten Grund und Bodens an die Ge-
bietsregierung sowie die Bereitstellung von Finanzmitteln zur
Behebung einiger der Umweltprobleme;

2. begrüßt außerdem, dass die Vereinten Nationen auf
Ersuchen der Gebietsregierung und mit Zustimmung der Ver-
waltungsmacht eine Sondermission nach Bermuda entsand-
ten, die die Bevölkerung des Hoheitsgebiets über die Rolle der
Vereinten Nationen beim Selbstbestimmungsprozess, über die
in der Resolution 1541 (XV) der Generalversammlung klar
definierten legitimen Möglichkeiten hinsichtlich ihres politi-
schen Status und über die Erfahrungen anderer kleiner Staaten,
die die volle Selbstregierung erlangt haben, informierte;

3. beschließt, die öffentlichen Konsultationen über den
künftigen politischen Status Bermudas, die derzeit in dem Ho-
heitsgebiet stattfinden, genau zu verfolgen, und ersucht die zu-
ständigen Organisationen der Vereinten Nationen, dem Ho-
heitsgebiet im Rahmen seines Programms zur Aufklärung der
Öffentlichkeit auf Antrag Unterstützung zu gewähren;

IV
Britische Jungferninseln

Kenntnis nehmend von dem von der Gebietsregierung
durchgeführten Prozess zur Überprüfung der Verfassung,

feststellend, dass sich das Hoheitsgebiet weiter zu einem
der führenden Offshore-Finanzzentren der Welt entwickelt,

1. begrüßt den von der Regierung der Britischen Jung-
ferninseln in Zusammenarbeit mit der Verwaltungsmacht
durchgeführten Prozess zur Überprüfung der Verfassung;

2. nimmt Kenntnis von der Erklärung, die der Vertreter
des Legislativrats des Hoheitsgebiets auf dem vom 17. bis
19. Mai 2005 in Canouan (St. Vincent und die Grenadinen) ab-
gehaltenen Karibischen Regionalseminar abgab150 und in der

149 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Sup-
plement No. 23 (A/60/23), Kap. II, Anhang, Ziff. 22. 150 Ebd., Ziff. 23. 
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er eine Analyse des internen Prozesses zur Überprüfung der
Verfassung unterbreitete;

3. begrüßt die Schaffung des Gemeinsamen Rates der
Jungferninseln, der den gewählten Regierungen der Britischen
Jungferninseln und der Amerikanischen Jungferninseln als
Mechanismus für die funktionale Zusammenarbeit zwischen
den beiden benachbarten Hoheitsgebieten dient, und die dar-
auf folgende Einsetzung von elf ständigen Ausschüssen, unter
anderem für die Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen,
für die beidseitige Vorbereitung auf Katastrophenfälle und die
gegenseitige Katastrophenhilfe sowie für Verfassungsent-
wicklung;

V
Kaimaninseln

Kenntnis nehmend von dem von der Gebietsregierung
durchgeführten Prozess zur Überprüfung der Verfassung,

in Anbetracht dessen, dass der Legislativrat der Kaimanin-
seln den Entwicklungsplan "Vision 2008" des Hoheitsgebiets
gebilligt hat, der darauf gerichtet ist, eine mit den Zielen und
Wertvorstellungen der Einwohner der Kaimaninseln verein-
bare Entwicklung zu fördern,

1. begrüßt den von der Regierung der Kaimaninseln in
Zusammenarbeit mit der Verwaltungsmacht weiter durchge-
führten Prozess zur Überprüfung der Verfassung;

2. nimmt Kenntnis von der Erklärung, die der Vertreter
der von der Handelskammer der Kaimaninseln eingesetzten
Arbeitsgruppe nichtstaatlicher Organisationen für die Verfas-
sung auf dem vom 17. bis 19. Mai 2005 in Canouan (St. Vin-
cent und die Grenadinen) abgehaltenen Karibischen Regional-
seminar abgab151 und in der ein vom Sonderausschuss festzu-
legendes umfassendes Aufklärungsprogramm zur Frage der
Selbstbestimmung sowie die Entsendung einer Besuchsdele-
gation in das Hoheitsgebiet gefordert wurde;

VI
Guam

daran erinnernd, dass die registrierten und stimmberech-
tigten Wähler Guams in einem 1987 abgehaltenen Referen-
dum den Entwurf eines Gesetzes zur Konstituierung eines
Freistaats Guam gebilligt haben, mit dem ein neuer Rahmen
für die Beziehungen zwischen dem Hoheitsgebiet und der Ver-
waltungsmacht geschaffen werden soll, der ein größeres Maß
an interner Selbstregierung Guams vorsieht und das Recht des
Volkes der Chamorro von Guam auf Selbstbestimmung für das
Hoheitsgebiet anerkennt,

unter Hinweis auf die Anträge der gewählten Vertreter und
nichtstaatlichen Organisationen des Hoheitsgebiets dahin ge-
hend, bis zur Selbstbestimmung des Volkes der Chamorro und
unter Berücksichtigung seiner legitimen Rechte und Interes-
sen Guam nicht von der Liste der Gebiete ohne Selbstregie-
rung zu streichen, mit denen der Sonderausschuss befasst ist,

sich dessen bewusst, dass die Verwaltungsmacht und die
Gebietsregierung nicht länger über den Entwurf eines Geset-
zes zur Konstituierung eines Freistaats Guam verhandeln und
dass Guam einen Prozess für ein Selbstbestimmungsreferen-
dum der stimmberechtigten Wähler der Chamorro in Gang ge-
setzt hat,

in Kenntnis dessen, dass die Verwaltungsmacht ihr Pro-
gramm zur Übereignung von überschüssigem, in Bundesbesitz
befindlichem Grund und Boden an die Regierung Guams wei-
ter durchführt,

feststellend, dass die Bevölkerung des Hoheitsgebiets eine
Reform des Programms der Verwaltungsmacht hinsichtlich
der vollständigen, bedingungslosen und raschen Übereignung
von Grundeigentum an das Volk von Guam gefordert hat,

im Bewusstsein dessen, dass die Einwanderung nach Guam
dazu geführt hat, dass die indigene Bevölkerung, die Chamor-
ro, in ihrer eigenen Heimat zur Minderheit geworden ist,

sowie im Bewusstsein der Möglichkeiten zur Diversifizie-
rung und Entwicklung der Wirtschaft Guams durch kommer-
zielle Fischerei und Landwirtschaft und andere tragfähige Tä-
tigkeiten,

daran erinnernd, dass 1979 eine Besuchsdelegation der
Vereinten Nationen in das Hoheitsgebiet entsandt wurde, und
Kenntnis nehmend von der Empfehlung des 1996 abgehalte-
nen Pazifischen Regionalseminars, eine Besuchsdelegation
nach Guam zu entsenden152,

1. fordert die Verwaltungsmacht auf, die von der wahl-
berechtigten Bevölkerung Guams bei der Volksabstimmung
von 1987 unterstützte Willensbekundung des Volkes der Cha-
morro zu berücksichtigen, wie in den Rechtsvorschriften
Guams vorgesehen, legt der Verwaltungsmacht und der Ge-
bietsregierung Guams nahe, Verhandlungen über diese Ange-
legenheit aufzunehmen, und ersucht die Verwaltungsmacht,
den Generalsekretär über die diesbezüglichen Fortschritte zu
unterrichten;

2. ersucht die Verwaltungsmacht, die gewählte Ge-
bietsregierung auch weiterhin bei der Verwirklichung ihrer po-
litischen, wirtschaftlichen und sozialen Ziele zu unterstützen;

3. ersucht die Verwaltungsmacht außerdem, in Zusam-
menarbeit mit der Gebietsregierung auch weiterhin den ur-
sprünglichen Grundbesitzern des Hoheitsgebiets Grundeigen-
tum zu übereignen;

4. ersucht die Verwaltungsmacht ferner, die politischen
Rechte und die kulturelle und ethnische Identität des Volkes
der Chamorro von Guam auch künftig anzuerkennen und zu
achten und alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um
auf die Besorgnisse der Gebietsregierung hinsichtlich der Ein-
wanderungsfrage einzugehen;

5. ersucht die Verwaltungsmacht um ihre Zusammen-
arbeit bei der Erstellung von Programmen zur gezielten För-
derung der nachhaltigen Entwicklung der Wirtschaftstätigkeit

151 Ebd., Ziff. 34. 152 Siehe A/AC.109/2058, Ziff. 33 (20).
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und der Unternehmen, unter Berücksichtigung der besonderen
Rolle, die dem Volk der Chamorro bei der Entwicklung Guams
zukommt;

6. ersucht die Verwaltungsmacht außerdem, geeignete
Maßnahmen der Gebietsregierung zur Förderung des Ausbaus
der kommerziellen Fischerei und Landwirtschaft sowie ande-
rer tragfähiger Tätigkeiten auch weiterhin zu unterstützen;

VII
Montserrat

mit Interesse Kenntnis nehmend von den Erklärungen, die
der Chefminister des Hoheitsgebiets auf dem vom 20. bis
22. Mai 2003 in The Valley (Anguilla) abgehaltenen Karibi-
schen Regionalseminar abgab, sowie von den Informationen
über die politische und wirtschaftliche Lage in Montserrat, die
er dort bereitstellte,

mit Besorgnis feststellend, welche schrecklichen Folgen
ein Vulkanausbruch hatte, der zur Evakuierung von drei Vier-
teln der Bevölkerung des Hoheitsgebiets in sichere Gebiete der
Insel und in Gebiete außerhalb des Hoheitsgebiets, insbeson-
dere Antigua und Barbuda und das Vereinigte Königreich
Großbritannien und Nordirland, geführt hat und von dem die
Wirtschaft der Insel noch immer nachhaltig betroffen ist,

unter Begrüßung der fortlaufenden Hilfe, die dem Hoheits-
gebiet von den Mitgliedstaaten der Karibischen Gemeinschaft
gewährt wird, insbesondere von Antigua und Barbuda, das
Tausenden von Menschen, die das Hoheitsgebiet verlassen ha-
ben, eine sichere Zuflucht und Zugang zu Bildungs- und Ge-
sundheitseinrichtungen sowie Beschäftigungsmöglichkeiten
geboten hat,

in Anbetracht der fortgesetzten Bemühungen der Verwal-
tungsmacht, die Folgen des Vulkanausbruchs zu überwinden,

mit Sorge feststellend, dass ein Teil der Einwohner des Ho-
heitsgebiets wegen der Vulkantätigkeit nach wie vor in Not-
unterkünften lebt,

Kenntnis nehmend von dem von der Gebietsregierung
durchgeführten Prozess zur Überprüfung der Verfassung,

1. fordert die Verwaltungsmacht, die Sonderorganisa-
tionen und anderen Organisationen des Systems der Vereinten
Nationen sowie die Regionalorganisationen und sonstigen Or-
ganisationen auf, dem Hoheitsgebiet auch künftig Hilfe zu ge-
währen, um die Folgen des Vulkanausbruchs zu mildern;

2. begrüßt den von der Regierung Montserrats in Zu-
sammenarbeit mit der Verwaltungsmacht weiter durchgeführ-
ten Prozess zur Überprüfung der Verfassung;

VIII
Pitcairn

unter Berücksichtigung des singulären Charakters Pit-
cairns, was seine Einwohnerzahl und seine Fläche betrifft,

ersucht die Verwaltungsmacht, die Verbesserung der Lage
der Bevölkerung des Hoheitsgebiets im Wirtschafts-, Sozial-
und Bildungsbereich sowie auf anderen Gebieten auch künftig
zu unterstützen und ihre Gespräche mit den Vertretern Pit-
cairns über die Frage, wie die wirtschaftliche Sicherheit des

Hoheitsgebiets am besten unterstützt werden kann, fortzuset-
zen;

IX
St. Helena

unter Berücksichtigung des singulären Charakters St. He-
lenas, seiner Einwohnerzahl und seiner natürlichen Ressour-
cen,

Kenntnis nehmend von dem von der Gebietsregierung
durchgeführten Prozess zur Überprüfung der Verfassung und
der am 25. Mai 2005 in St. Helena abgehaltenen Konsulta-
tivabstimmung über eine neue Verfassung, 

im Bewusstsein der Anstrengungen der Verwaltungsmacht
und der Gebietsbehörden, die sozioökonomische Lage der Be-
völkerung St. Helenas zu verbessern, insbesondere im Hin-
blick auf die Nahrungsmittelproduktion, die anhaltend hohe
Arbeitslosigkeit und die beschränkten Transport- und Kom-
munikationsmöglichkeiten,

feststellend, wie wichtig es ist, die Infrastruktur und die Zu-
gänglichkeit St. Helenas zu verbessern, 

sowie feststellend, wie wichtig das Recht auf Staatsange-
hörigkeit für die Einwohner St. Helenas ist und dass sie nach
der grundsätzlichen Aufnahme dieses Rechts in die neue Ver-
fassung verlangt haben,

mit Besorgnis Kenntnis nehmend von dem Problem der Ar-
beitslosigkeit auf der Insel und von den gemeinsamen Maß-
nahmen, die die Verwaltungsmacht und die Gebietsregierung
getroffen haben, um diesem Problem zu begegnen,

1. begrüßt es, dass die Regierung St. Helenas in Zusam-
menarbeit mit der Verwaltungsmacht den Prozess zur Über-
prüfung der Verfassung weiter durchführt und vor kurzem eine
Konsultativabstimmung abgehalten hat;

2. begrüßt außerdem den Beschluss der Verwaltungs-
macht, für den Bau eines internationalen Flughafens auf
St. Helena, der 2010 betriebsbereit sein soll, einschließlich der
gesamten erforderlichen Infrastruktur Finanzmittel zur Verfü-
gung zu stellen;

3. ersucht die Verwaltungsmacht und die zuständigen
internationalen Organisationen, die Gebietsregierung bei ih-
ren Anstrengungen zur Bewältigung der sozioökonomischen
Entwicklungsprobleme, namentlich des Problems der hohen
Arbeitslosigkeit und der beschränkten Transport- und Kom-
munikationsmöglichkeiten, auch weiterhin zu unterstützen so-
wie die für das Flughafenprojekt erforderliche zusätzliche In-
frastruktur zu unterstützen;

4. fordert die Verwaltungsmacht auf, den Anliegen der
Einwohner St. Helenas hinsichtlich des Rechts auf Staatsan-
gehörigkeit Rechnung zu tragen;

X
Turks- und Caicosinseln

Kenntnis nehmend von den Ergebnissen der im April 2003
abgehaltenen allgemeinen Wahlen,

mit Besorgnis über die Gefährdung des Hoheitsgebiets
durch den Drogenhandel und damit zusammenhängende Ak-
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tivitäten sowie über die Probleme, die dem Gebiet durch ille-
gale Einwanderung entstanden sind, und feststellend, dass die
Verwaltungsmacht und die Gebietsregierung bei der Bekämp-
fung des Drogenhandels und der Geldwäsche auch künftig zu-
sammenarbeiten müssen,

Kenntnis nehmend von dem von der Gebietsregierung
durchgeführten Prozess zur Überprüfung der Verfassung,

1. begrüßt den von der Regierung der Turks- und Cai-
cosinseln in Zusammenarbeit mit der Verwaltungsmacht wei-
ter durchgeführten Prozess zur Überprüfung der Verfassung;

2. nimmt Kenntnis von der Erklärung, die der Chefmi-
nister des Hoheitsgebiets auf dem vom 17. bis 19. Mai 2005 in
Canouan (St. Vincent und die Grenadinen) abgehaltenen Ka-
ribischen Regionalseminar abgab153, wonach seine Regierung
vor dem Schritt in die Unabhängigkeit die volle interne Selbst-
regierung während eines angemessenen Zeitraums befürwor-
tet; 

XI
Amerikanische Jungferninseln

mit Interesse Kenntnis nehmend von den Erklärungen, die
der Vertreter des Gouverneurs des Hoheitsgebiets auf dem
vom 17. bis 19. Mai 2005 in Canouan (St. Vincent und die
Grenadinen) abgehaltenen Karibischen Regionalseminar ab-
gab, und von den Informationen, die er dort bereitstellte154,

davon Kenntnis nehmend, dass die Gebietsregierung nach
wie vor die assoziierte Mitgliedschaft in der Organisation der
ostkaribischen Staaten und den Beobachterstatus in der Kari-
bischen Gemeinschaft anstrebt und dass das Hoheitsgebiet die
Verwaltungsmacht darum ersucht hat, ihm die entsprechende
Vollmacht zu erteilen, sowie davon, dass die Gebietslegislati-
ve 2003 eine Resolution zur Unterstützung dieses Ersuchens
verabschiedete,

sowie davon Kenntnis nehmend, dass die Gebietsregierung
ihr Interesse daran bekundet hat, in die Regionalprogramme
des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen einbe-
zogen zu werden,

ferner Kenntnis nehmend von der Notwendigkeit einer
weiteren Diversifizierung der Wirtschaft des Hoheitsgebiets
und von den Anstrengungen der Gebietsregierung, das Ho-
heitsgebiet zu einem Offshore-Zentrum für Finanzdienstlei-
stungen auszubauen,

daran erinnernd, dass das Hoheitsgebiet seit 1977 keine
Besuchsdelegation der Vereinten Nationen mehr empfangen
hat, und eingedenk des formellen Antrags von 1993, mit dem
das Hoheitsgebiet um die Entsendung einer solchen Delega-
tion ersuchte, die es bei seinem Prozess der politischen Bil-
dung unterstützen und das bisher einzige Referendum des Ho-
heitsgebiets in seiner Geschichte über die verschiedenen Mög-
lichkeiten hinsichtlich seines politischen Status beobachten
soll,

Kenntnis nehmend von der erklärten Haltung der gewähl-
ten Regierung des Hoheitsgebiets im Widerspruch zu dem ge-
genwärtig dem Kongress der Verwaltungsmacht vorliegenden
Gesetz zur Ernennung eines Finanzchefs entgegen den Wün-
schen der gewählten Regierung des Hoheitsgebiets und einge-
denk der von der Legislative des Hoheitsgebiets auf ihrer fünf-
undzwanzigsten Tagung verabschiedeten Resolution 1664
vom 17. Dezember 2003, in der sich die Legislative gegen den
Vorschlag aussprach und darauf verwies, dass er die Fort-
schritte im politischen und zivilen Bereich verzögern würde,

sowie Kenntnis nehmend von der laufenden Zusammenar-
beit zwischen der Gebietsregierung und Dänemark im Hin-
blick auf den Austausch von Artefakten und Archiven,

1. ersucht die Verwaltungsmacht, die Gebietsregierung
auch weiterhin bei der Verwirklichung ihrer politischen, wirt-
schaftlichen und sozialen Ziele zu unterstützen;

2. ersucht die Verwaltungsmacht abermals, die Mitwir-
kung des Hoheitsgebiets in verschiedenen Organisationen,
insbesondere der Organisation der ostkaribischen Staaten, der
Karibischen Gemeinschaft und der Assoziation karibischer
Staaten, nach Bedarf zu erleichtern;

3. fordert die Einbeziehung des Hoheitsgebiets in die
Regionalprogramme des Entwicklungsprogramms der Ver-
einten Nationen, im Einklang mit der Beteiligung anderer Ge-
biete ohne Selbstregierung;

4. begrüßt die Schaffung des Gemeinsamen Rates der
Jungferninseln, der den gewählten Regierungen der Amerika-
nischen Jungferninseln und der Britischen Jungferninseln als
Mechanismus für die funktionale Zusammenarbeit zwischen
den beiden benachbarten Hoheitsgebieten dient, und die dar-
auf folgende Einsetzung von elf ständigen Ausschüssen, unter
anderem für die Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen,
für die beidseitige Vorbereitung auf Katastrophenfälle und die
gegenseitige Katastrophenhilfe sowie für Verfassungsent-
wicklung; 

5. fordert die Verwaltungsmacht auf, keine gesetzli-
chen oder sonstigen Maßnahmen zu erlassen, die die Verfü-
gungsgewalt der gewählten Regierung des Hoheitsgebiets
über ihre eigenen Finanzangelegenheiten schmälern würden;

6. nimmt Kenntnis von der Haltung der Gebietsregie-
rung, die unter anderem in der von der Legislative des Hoheits-
gebiets auf ihrer vierundzwanzigsten Tagung verabschiedeten
Resolution 1609 vom 9. April 2001 zum Ausdruck gebracht
wurde, wonach sie, gestützt auf die einschlägigen Resolutio-
nen der Generalversammlung über das Eigentum der Einwoh-
ner der Gebiete ohne Selbstregierung an den natürlichen Res-
sourcen, einschließlich der Meeresressourcen, und ihre Verfü-
gungsgewalt über diese Ressourcen, die Aneignung des unter
Wasser befindlichen Gebiets in den Hoheitsgewässern durch
die Verwaltungsmacht ablehnt, sowie von ihren Forderungen
nach der Rückgabe dieser in ihrem Hoheitsbereich befindli-
chen Meeresressourcen;

7. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den zwischen
dem Hoheitsgebiet und Dänemark, der ehemaligen Kolonial-
macht des Hoheitsgebiets, bestehenden Kooperationsverein-
barungen über den Austausch von Artefakten und die Rück-

153 Ebd., Ziff. 25.
154 Ebd., Ziff. 26.



III.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Ausschusses für besondere politische Fragen und Entkolonialisierung (Vierter Ausschuss)

242

führung von Archivmaterialien, mit denen der Erklärung und
dem Aktionsprogramm von Durban entsprochen wurde, die
am 8. September 2001 von der Weltkonferenz gegen Rassis-
mus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit
zusammenhängende Intoleranz verabschiedet wurden145, und
ersucht die Organisation der Vereinten Nationen für Bildung,
Wissenschaft und Kultur erneut, das Hoheitsgebiet im Rah-
men ihres Programms zur Verwaltung von Dokumenten und
Archiven bei der Durchführung seiner Artefakt- und Archiv-
initiative zu unterstützen.

RESOLUTION 60/118

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 167 Stimmen bei 3 Gegenstimmen und 2 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/472, Ziff. 32)155:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Bar-
buda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas,
Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Boli-
vien, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi,
Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Volksrepublik
Korea, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador,
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fi-
dschi, Finnland, Gabun, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala,
Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran
(Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien,
Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisi-
stan, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische
Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven,
Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco,
Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Nie-
derlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Palau, Pana-
ma, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik
Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sambia,
Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und
Montenegro, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka,
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische
Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und
Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Tuvalu, Uganda, Ukraine,
Ungarn, Uruguay, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Ara-
bische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zentralafrikanische Re-
publik, Zypern.

Dagegen: Israel, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland,
Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Frankreich.

60/118. Verbreitung von Informationen über die Entkolo-
nialisierung

Die Generalversammlung,

nach Prüfung des Kapitels im Bericht des Sonderausschus-
ses für den Stand der Verwirklichung der Erklärung über die
Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völ-
ker, das die Verbreitung von Informationen über die Entkolo-
nialisierung und die Aufklärung der Öffentlichkeit über die

Arbeit der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Entkolo-
nialisierung betrifft156,

unter Hinweis auf die Resolution 1514 (XV) der General-
versammlung vom 14. Dezember 1960 mit der Erklärung über
die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und
Völker sowie auf die anderen Resolutionen und Beschlüsse der
Vereinten Nationen betreffend die Verbreitung von Informa-
tionen über die Entkolonialisierung, insbesondere die Ver-
sammlungsresolution 59/135 vom 10. Dezember 2004,

in Anbetracht der Notwendigkeit flexibler, praktischer und
innovativer Ansätze bei der Überprüfung der Möglichkeiten
der Selbstbestimmung für die Völker der Gebiete ohne Selbst-
regierung mit dem Ziel der Durchführung des Aktionsplans für
die Zweite Internationale Dekade für die Beseitigung des Ko-
lonialismus157,

unter erneutem Hinweis auf die Bedeutung der Öffentlich-
keitsarbeit als Instrument zur Förderung der Zielsetzungen der
Erklärung sowie eingedenk der Rolle, welche die Weltöffent-
lichkeit dabei spielt, die Völker der Gebiete ohne Selbstregie-
rung bei der Erringung der Selbstbestimmung wirksam zu un-
terstützen,

in Anbetracht der Rolle, welche die Verwaltungsmächte
bei der Übermittlung von Informationen an den Generalsekre-
tär im Einklang mit den Bestimmungen des Artikels 73 Buch-
stabe e der Charta der Vereinten Nationen spielen,

im Bewusstsein der Rolle der nichtstaatlichen Organisatio-
nen bei der Verbreitung von Informationen über die Entkolo-
nialisierung,

1. billigt die Tätigkeit der Sekretariats-Hauptabteilun-
gen Presse und Information und Politische Angelegenheiten
auf dem Gebiet der Verbreitung von Informationen über die
Entkolonialisierung im Einklang mit den einschlägigen Reso-
lutionen der Vereinten Nationen zur Entkolonialisierung;

2. hält es für wichtig, ihre Bemühungen um die größt-
mögliche Verbreitung von Informationen über die Entkolonia-
lisierung mit besonderem Schwerpunkt auf den Selbstbestim-
mungsmöglichkeiten, die den Völkern der Gebiete ohne
Selbstregierung offen stehen, fortzusetzen und auszuweiten;

3. ersucht die Hauptabteilung Politische Angelegenhei-
ten und die Hauptabteilung Presse und Information, die Emp-
fehlungen des Sonderausschusses für den Stand der Verwirk-
lichung der Erklärung über die Gewährung der Unabhängig-
keit an koloniale Länder und Völker umzusetzen, wonach sie
sich weiter darum bemühen sollten, über alle zur Verfügung
stehenden Medien, so auch über Veröffentlichungen, Hörfunk
und Fernsehen sowie über das Internet, Maßnahmen zu ergrei-
fen, um der Arbeit der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der
Entkolonialisierung Publizität zu verschaffen, und unter ande-
rem

155 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Sonderausschuss für den Stand der Verwirklichung der Erklärung über die
Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker vorge-
legt.

156 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supple-
ment No. 23 (A/60/23), Kap. III.
157 A/56/61, Anhang.
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a) Verfahren auszuarbeiten, um grundlegendes Materi-
al über die Frage der Selbstbestimmung der Völker der Gebiete
ohne Selbstregierung zu sammeln, zusammenzustellen und,
insbesondere in den Gebieten, zu verbreiten;

b) sich bei der Wahrnehmung der genannten Aufgaben
um die volle Kooperation der Verwaltungsmächte zu bemü-
hen;

c) Arbeitsbeziehungen zu den zuständigen regionalen
und zwischenstaatlichen Organisationen zu unterhalten, ins-
besondere in der Region des Pazifiks und der Karibik, indem
sie regelmäßige Konsultationen abhalten und Informationen
austauschen;

d) die Mitwirkung nichtstaatlicher Organisationen an
der Verbreitung von Informationen über die Entkolonialisie-
rung anzuregen;

e) die Mitwirkung der Gebiete ohne Selbstregierung an
der Verbreitung von Informationen über die Entkolonialisie-
rung anzuregen;

f) dem Sonderausschuss über die zur Durchführung
dieser Resolution ergriffenen Maßnahmen Bericht zu erstat-
ten;

4. ersucht alle Staaten, einschließlich der Verwaltungs-
mächte, die Verbreitung von Informationen nach Ziffer 2 zu
beschleunigen;

5. ersucht den Sonderausschuss, diese Frage weiter zu
untersuchen und der Generalversammlung auf ihrer einund-
sechzigsten Tagung über die Durchführung dieser Resolution
Bericht zu erstatten. 

RESOLUTION 60/119

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 166 Stimmen bei 3 Gegenstimmen und 4 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/472, Ziff. 32)158:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Bar-
buda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas,
Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien,
Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chi-
le, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Volksrepublik Ko-
rea, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugo-
slawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland,
Gabun, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-
Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Re-
publik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha,
Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien,
Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Leso-
tho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein,
Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Ma-
rokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mo-
sambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger,
Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neu-
guinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik

Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San
Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro,
Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia,
St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabi-
sche Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und
Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Tuvalu, Uganda, Ukraine,
Ungarn, Uruguay, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Ara-
bische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zentralafrikanische Re-
publik, Zypern.

Dagegen: Israel, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland,
Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Belgien, Frankreich, Deutschland.

60/119. Verwirklichung der Erklärung über die Gewäh-
rung der Unabhängigkeit an koloniale Länder
und Völker

Die Generalversammlung,

nach Prüfung des Berichts des Sonderausschusses für den
Stand der Verwirklichung der Erklärung über die Gewährung
der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker159,

unter Hinweis auf ihre Resolution 1514 (XV) vom 14. De-
zember 1960 mit der Erklärung über die Gewährung der Un-
abhängigkeit an koloniale Länder und Völker und auf alle ihre
späteren Resolutionen betreffend die Verwirklichung der Er-
klärung, zuletzt die Resolution 59/136 vom 10. Dezember
2004, sowie auf die einschlägigen Resolutionen des Sicher-
heitsrats,

eingedenk ihrer Resolution 55/146 vom 8. Dezember
2000, mit der sie den Zeitraum 2001-2010 zur Zweiten Inter-
nationalen Dekade für die Beseitigung des Kolonialismus er-
klärte, sowie der Notwendigkeit, zu prüfen, wie die Wünsche
der Völker der Gebiete ohne Selbstregierung auf der Grundla-
ge der Resolution 1514 (XV) und anderer einschlägiger Reso-
lutionen über die Entkolonialisierung ermittelt werden kön-
nen,

in Anerkennung dessen, dass die Beseitigung des Kolonia-
lismus eine der Prioritäten der Vereinten Nationen ist und auch
für die 2001 begonnene Dekade weiterhin zu ihren Prioritäten
zählt,

erneut erklärend, dass es notwendig ist, Maßnahmen zur
Beseitigung des Kolonialismus bis zum Jahr 2010 zu ergrei-
fen, wie dies in ihrer Resolution 55/146 gefordert wurde,

von neuem ihrer Überzeugung Ausdruck verleihend, dass
es notwendig ist, den Kolonialismus sowie die Rassendiskri-
minierung und die Verletzungen der grundlegenden Men-
schenrechte zu beseitigen,

mit Befriedigung Kenntnis nehmend von dem, was der
Sonderausschuss im Hinblick auf die wirksame und vollstän-
dige Verwirklichung der Erklärung und die Durchführung der
anderen einschlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen
zur Entkolonialisierung bereits geleistet hat,

158 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Sonderausschuss für den Stand der Verwirklichung der Erklärung über die
Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker vorge-
legt.

159 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supple-
ment No. 23 (A/60/23). 
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betonend, wie wichtig es ist, dass sich die Verwaltungs-
mächte offiziell an der Arbeit des Sonderausschusses beteili-
gen,

mit Interesse feststellend, dass einige Verwaltungsmächte
mit dem Sonderausschuss zusammenarbeiten und sich aktiv an
dessen Arbeit beteiligen, und den anderen nahe legend, das
Gleiche zu tun,

davon Kenntnis nehmend, dass der Sonderausschuss vom
17. bis 19. Mai 2005 in Canouan (St. Vincent und die Grena-
dinen) ein karibisches Regionalseminar über die Halbzeitüber-
prüfung, die Weiterverfolgung und die Handlungsprioritäten
der Zweiten Internationalen Dekade für die Beseitigung des
Kolonialismus abgehalten hat160,

1. bekräftigt ihre Resolution 1514 (XV) sowie alle an-
deren Resolutionen und Beschlüsse zur Entkolonialisierung,
so auch ihre Resolution 55/146, mit der sie den Zeitraum 2001-
2010 zur Zweiten Internationalen Dekade für die Beseitigung
des Kolonialismus erklärte, und fordert die Verwaltungsmäch-
te gemäß diesen Resolutionen auf, alles Erforderliche zu tun,
um den Völkern der betreffenden Gebiete ohne Selbstregie-
rung die möglichst baldige uneingeschränkte Wahrnehmung
ihres Rechts auf Selbstbestimmung, einschließlich Unabhän-
gigkeit, zu ermöglichen;

2. erklärt abermals, dass das Fortbestehen des Kolonia-
lismus in jedweder Erscheinungsform, einschließlich wirt-
schaftlicher Ausbeutung, mit der Charta der Vereinten Natio-
nen, der Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an
koloniale Länder und Völker und der Allgemeinen Erklärung
der Menschenrechte161 unvereinbar ist;

3. bekräftigt ihre Entschlossenheit, auch künftig alles
zu tun, was für die vollständige und rasche Beseitigung des
Kolonialismus und die gewissenhafte Einhaltung der entspre-
chenden Bestimmungen der Charta, der Erklärung über die
Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völ-
ker und der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte durch
alle Staaten erforderlich ist;

4. bekräftigt abermals ihre Unterstützung für die Be-
strebungen der unter Kolonialherrschaft stehenden Völker, ihr
Recht auf Selbstbestimmung, einschließlich Unabhängigkeit,
gemäß den einschlägigen Resolutionen der Vereinten Natio-
nen zur Entkolonialisierung wahrzunehmen;

5. fordert die Verwaltungsmächte auf, mit dem Sonder-
ausschuss uneingeschränkt zusammenzuarbeiten, um noch
vor Ende des Jahres 2005 ein konstruktives, auf jeden einzel-
nen Fall zugeschnittenes Arbeitsprogramm für die Gebiete
ohne Selbstregierung fertigzustellen und so die Durchführung
des Mandats des Sonderausschusses und der einschlägigen Re-
solutionen zur Entkolonialisierung, namentlich auch der be-
stimmte Gebiete betreffenden Resolutionen, zu erleichtern;

6. begrüßt die Fortschritte bei den derzeit zwischen dem
Sonderausschuss und Neuseeland, der Verwaltungsmacht für
Tokelau, und unter Mitwirkung von Vertretern der Bevölke-
rung Tokelaus geführten Konsultationen, wie der im Novem-
ber 2003 gefasste Beschluss des Allgemeinen Fono Tokolaus
zeigt, mit Neuseeland aktiv die Möglichkeit der Selbstregie-
rung in Form der freien Assoziierung zu erkunden;

7. begrüßt außerdem, dass die Vereinten Nationen auf
Ersuchen der Gebietsregierung und mit Zustimmung der Ver-
waltungsmacht eine Sondermission nach Bermuda entsand-
ten, die die Bevölkerung des Hoheitsgebiets über die Rolle der
Vereinten Nationen beim Selbstbestimmungsprozess, über die
in der Resolution 1541 (XV) der Generalversammlung vom
15. Dezember 1960 klar definierten legitimen Möglichkeiten
hinsichtlich ihres politischen Status und über die Erfahrungen
anderer kleiner Staaten, die die volle Selbstregierung erlangt
haben, informierte; 

8. ersucht den Sonderausschuss, seine Suche nach ge-
eigneten Mitteln zur unverzüglichen und vollständigen Ver-
wirklichung der Erklärung fortzusetzen und in allen Hoheits-
gebieten, die ihr Recht auf Selbstbestimmung, einschließlich
Unabhängigkeit, noch nicht wahrgenommen haben, die von
der Generalversammlung im Zusammenhang mit der Interna-
tionalen Dekade für die Beseitigung des Kolonialismus und
der Zweiten Internationalen Dekade für die Beseitigung des
Kolonialismus gebilligten Maßnahmen durchzuführen, und
dabei insbesondere

a) konkrete Vorschläge für die Beendigung des Kolo-
nialismus auszuarbeiten und der Generalversammlung auf ih-
rer einundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten;

b) die Durchführung der Resolution 1514 (XV) und an-
derer einschlägiger Resolutionen zur Entkolonialisierung
durch die Mitgliedstaaten auch weiterhin zu prüfen;

c) die politische, wirtschaftliche und soziale Lage in den
Gebieten ohne Selbstregierung auch künftig zu prüfen und der
Generalversammlung nach Bedarf Schritte zu empfehlen, die
am besten dazu geeignet sind, die Bevölkerung dieser Gebiete
in die Lage zu versetzen, ihr Recht auf Selbstbestimmung, ein-
schließlich Unabhängigkeit, im Einklang mit den einschlägi-
gen Resolutionen zur Entkolonialisierung, namentlich auch
den bestimmte Gebiete betreffenden Resolutionen, wahrzu-
nehmen;

d) vor Ende 2006 ein konstruktives, auf jeden einzelnen
Fall zugeschnittenes Arbeitsprogramm für die Gebiete ohne
Selbstregierung fertigzustellen, um die Durchführung des
Mandats des Sonderausschusses und der einschlägigen Reso-
lutionen zur Entkolonialisierung, namentlich auch der be-
stimmte Gebiete betreffenden Resolutionen, zu erleichtern;

e) im Einklang mit den einschlägigen Resolutionen zur
Entkolonialisierung, namentlich auch den bestimmte Gebiete
betreffenden Resolutionen, auch künftig Besuchsdelegationen
in die Gebiete ohne Selbstregierung zu entsenden;

f) gegebenenfalls Seminare durchzuführen, um Infor-
mationen über die Arbeit des Sonderausschusses einzuholen
und zu verbreiten und den Völkern der Gebiete ohne Selbstre-
gierung die Teilnahme an diesen Seminaren zu erleichtern;

160 Ebd., Kap. II, Anhang.
161 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
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g) alles Erforderliche zu tun, um sich für die Erreichung
der Ziele der Erklärung und für die Durchführung der einschlä-
gigen Resolutionen der Vereinten Nationen der weltweiten
Unterstützung seitens der Regierungen wie auch seitens natio-
naler und internationaler Organisationen zu versichern;

h) jedes Jahr die Woche der Solidarität mit den Völkern
der Gebiete ohne Selbstregierung zu begehen162;

9. fordert alle Staaten, insbesondere die Verwaltungs-
mächte, sowie die Sonderorganisationen und anderen Organi-
sationen des Systems der Vereinten Nationen auf, innerhalb
ihres jeweiligen Zuständigkeitsbereichs den Empfehlungen
des Sonderausschusses im Hinblick auf die Verwirklichung
der Erklärung und die Durchführung der sonstigen einschlägi-
gen Resolutionen der Vereinten Nationen Geltung zu ver-
schaffen;

10. fordert die Verwaltungsmächte auf, sicherzustellen,
dass die Wirtschaftstätigkeit in den ihrer Verwaltung unterste-
henden Gebieten ohne Selbstregierung den Interessen der Völ-
ker dieser Gebiete nicht zuwiderläuft, sondern vielmehr die
Entwicklung fördert, und den Völkern dieser Gebiete bei der
Wahrnehmung ihres Rechts auf Selbstbestimmung behilflich
zu sein;

11. fordert die betreffenden Verwaltungsmächte nach-
drücklich auf, wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um die un-
veräußerlichen Rechte der Völker der Gebiete ohne Selbstre-
gierung auf ihre natürlichen Ressourcen, namentlich auf
Grund und Boden, zu sichern und zu garantieren und die Kon-
trolle über die künftige Erschließung dieser Ressourcen her-
zustellen und zu wahren, und ersucht die Verwaltungsmächte,
alles Erforderliche zu tun, um die Eigentumsrechte der Völker
dieser Gebiete zu schützen;

12. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, den Völkern
der Gebiete ohne Selbstregierung unmittelbar und durch ihr
Tätigwerden in den Sonderorganisationen und anderen Orga-
nisationen des Systems der Vereinten Nationen moralische
und materielle Hilfe zu gewähren, und ersucht die Verwal-
tungsmächte, Schritte zu unternehmen, um jede erdenkliche
Hilfe bilateraler und multilateraler Art zur Stärkung der Volks-
wirtschaften dieser Gebiete in Anspruch zu nehmen und wirk-
sam zu nutzen;

13. erklärt erneut, dass die Entsendung von Besuchsde-
legationen der Vereinten Nationen in die Hoheitsgebiete ein
wirksames Mittel ist, um sich von der Lage in den Gebieten so-
wie von den Wünschen und Bestrebungen ihrer Einwohner ein
Bild zu machen, und fordert die Verwaltungsmächte auf, mit
dem Sonderausschuss bei der Wahrnehmung seines Mandats
auch künftig zusammenzuarbeiten und die Entsendung von
Besuchsdelegationen in die Hoheitsgebiete zu erleichtern;

14. fordert die Verwaltungsmächte auf, soweit sie sich
noch nicht offiziell an der Arbeit des Sonderausschusses be-
teiligt haben, dies auf seiner Tagung 2006 zu tun;

15. ersucht den Generalsekretär, die Sonderorganisatio-
nen und die anderen Organisationen des Systems der Verein-
ten Nationen, den Gebieten ohne Selbstregierung wirtschaft-
liche, soziale und sonstige Hilfe zu gewähren und damit gege-
benenfalls auch fortzufahren, nachdem sie ihr Recht auf
Selbstbestimmung, einschließlich Unabhängigkeit, wahrge-
nommen haben;

16. billigt den Bericht des Sonderausschusses für den
Stand der Verwirklichung der Erklärung über die Gewährung
der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker über seine
Tätigkeit im Jahr 2005159, mit dem Arbeitsprogramm für 2006;

17. ersucht den Generalsekretär, dem Sonderausschuss
alle Einrichtungen und Dienste zur Verfügung zu stellen, die
für die Durchführung dieser Resolution sowie der anderen die
Entkolonialisierung betreffenden Resolutionen und Beschlüs-
se der Generalversammlung und des Sonderausschusses erfor-
derlich sind.

RESOLUTION 60/120

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 133 Stimmen bei 3 Gegenstimmen und 36 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/472, Ziff. 32)163:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain,
Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Bra-
silien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, De-
mokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica,
Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Ga-
bun, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Hon-
duras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Jamaika, Ja-
pan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasach-
stan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische
Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko,
Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Ne-
pal, Neuseeland, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Papua-
Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Portugal, Republik Korea, Rumänien,
Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien,
Senegal, Simbabwe, Singapur, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die
Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tad-
schikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tunesien, Tuvalu,
Uganda, Uruguay, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Ara-
bische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zentralafrikanische Re-
publik, Zypern.

Dagegen: Israel, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland,
Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehe-
malige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Ge-
orgien, Griechenland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen,
Luxemburg, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Nie-
derlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Republik Moldau, Schweden,
Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Tschechische Repu-
blik, Türkei, Ukraine, Ungarn.

162 Siehe Resolution 54/91.

163 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Sonderausschuss für den Stand der Verwirklichung der Erklärung über die
Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker vorge-
legt.
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60/120. Zweite Internationale Dekade für die Beseitigung
des Kolonialismus

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 55/146 vom 8. Dezem-
ber 2000, mit der sie den Zeitraum 2001-2010 zur Zweiten In-
ternationalen Dekade für die Beseitigung des Kolonialismus
erklärte,

sowie unter Hinweis darauf, dass das Jahr 2005 die Halb-
zeit der Dekade bildet,

ferner unter Hinweis darauf, dass der Generalsekretär im
Aktionsplan für die Dekade ersucht wurde, einen Bericht über
die zur Durchführung des Aktionsplans ergriffenen Maßnah-
men vorzulegen164,

nach Prüfung des Berichts des Generalsekretärs über die
Durchführung des Aktionsplans165,

unter Berücksichtigung des wichtigen Beitrags, den die
Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Entkolonialisierung
leisten, insbesondere über den Sonderausschuss für den Stand
der Verwirklichung der Erklärung über die Gewährung der
Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker, 

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs165;

2. fordert die Mitgliedstaaten auf, verstärkte Anstren-
gungen zur Durchführung des Aktionsplans für die Zweite In-
ternationale Dekade für die Beseitigung des Kolonialismus164

zu unternehmen;

3. fordert die Verwaltungsmächte auf, mit dem Sonder-
ausschuss für den Stand der Verwirklichung der Erklärung
über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder
und Völker uneingeschränkt zusammenzuarbeiten, um kon-
struktive, auf jeden einzelnen Fall zugeschnittene Arbeitspro-
gramme für die Gebiete ohne Selbstregierung auszuarbeiten
und so die Durchführung des Mandats des Sonderausschusses
und der einschlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen
zur Entkolonialisierung zu erleichtern;

4. ersucht die Mitgliedstaaten, die Sonderorganisatio-
nen und anderen Organisationen des Systems der Vereinten
Nationen sowie die sonstigen staatlichen und nichtstaatlichen
Organisationen, die Durchführung des Aktionsplans während
der Dekade aktiv zu unterstützen und sich daran zu beteiligen;

5. ersucht den Generalsekretär, die notwendigen Res-
sourcen für die erfolgreiche Durchführung des Aktionsplans
weiter bereitzustellen;

6. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer fünfundsechzigsten Tagung über die
Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

164 Siehe A/56/61, Anhang.
165 A/60/71 und Add.1.
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RESOLUTION 60/183

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 156 Stimmen bei 6 Gegenstimmen und 8 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/484, Ziff. 14)1:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbu-
da, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Ban-
gladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsua-
na, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, Chi-
na, Dänemark, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland, Dominica,
Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Eritrea,
Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Georgien, Ghana, Griechenland, Guate-
mala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Isla-
mische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien,
Kambodscha, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Ko-
lumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokrati-
sche Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malaysia, Ma-
lediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongo-
lei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande,
Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Phil-
ippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russi-
sche Föderation, Sambia, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden,
Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Sierra Leone, Simbabwe, Singa-
pur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent
und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabi-
sche Republik, Tadschikistan, Thailand, Togo, Tschad, Tschechische Republik,
Tunesien, Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Venezuela
(Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tan-
sania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zentral-
afrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Australien, Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staa-
ten von), Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Côte d'Ivoire, Dominikanische Republik, El Salva-
dor, Kamerun, Nauru, Papua-Neuguinea, Tuvalu.

60/183. Ständige Souveränität des palästinensischen Vol-
kes in dem besetzten palästinensischen Gebiet,
einschließlich Ost-Jerusalems, und der arabi-
schen Bevölkerung des besetzten syrischen Golan
über ihre natürlichen Ressourcen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/251 vom 22. De-
zember 2004 und Kenntnis nehmend von der Resolution
2005/51 des Wirtschafts- und Sozialrats vom 27. Juli 2005,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 58/292 vom
6. Mai 2004,

in Bekräftigung des Grundsatzes der ständigen Souveräni-
tät der unter fremder Besetzung stehenden Völker über ihre na-
türlichen Ressourcen,

geleitet von den Grundsätzen der Charta der Vereinten Na-
tionen, in Bekräftigung der Unzulässigkeit des gewaltsamen
Gebietserwerbs und unter Hinweis auf die einschlägigen Re-
solutionen des Sicherheitsrats, namentlich die Resolutionen
242 (1967) vom 22. November 1967, 465 (1980) vom 1. März
1980 und 497 (1981) vom 17. Dezember 1981,

unter Hinweis auf ihre Resolution 2625 (XXV) vom
24. Oktober 1970,

in Bekräftigung der Anwendbarkeit des Genfer Abkom-
mens vom 12. August 1949 zum Schutze von Zivilpersonen in
Kriegszeiten2 auf das besetzte palästinensische Gebiet, ein-
schließlich Ost-Jerusalems, und andere seit 1967 von Israel be-
setzte arabische Gebiete,

in diesem Zusammenhang unter Hinweis auf den Interna-
tionalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte3 und den
Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte2 und bekräftigend, dass diese Menschenrechts-
übereinkünfte in dem besetzten palästinensischen Gebiet, ein-
schließlich Ost-Jerusalems, und im besetzten syrischen Golan
geachtet werden müssen,

sowie unter Hinweis auf das Gutachten des Internationalen
Gerichtshofs vom 9. Juli 2004 über die Rechtsfolgen des Baus
einer Mauer in dem besetzten palästinensischen Gebiet4 und
ferner unter Hinweis auf ihre Resolution ES-10/15 vom
20. Juli 2004,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über die Ausbeutung der
natürlichen Ressourcen des besetzten palästinensischen Ge-
biets, einschließlich Ost-Jerusalems, und anderer seit 1967 von
Israel besetzter arabischer Gebiete durch die Besatzungsmacht
Israel,

sowie mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über die von der
Besatzungsmacht Israel angerichtete großflächige Zerstörung
von Ackerland und Obstplantagen in dem besetzten palästi-
nensischen Gebiet, einschließlich des Entwurzelns einer gro-
ßen Zahl fruchttragender Bäume,

im Bewusstsein der nachteiligen Auswirkungen der israe-
lischen Siedlungen auf die palästinensischen und anderen ara-
bischen natürlichen Ressourcen, insbesondere als Ergebnis der
Beschlagnahme von Land und der zwangsweisen Abzweigung
von Wasservorkommen, und der katastrophalen wirtschaftli-
chen und sozialen Folgen, die dies nach sich zieht,

sowie im Bewusstsein der nachteiligen Auswirkungen auf
die palästinensischen natürlichen Ressourcen, die sich aus
dem rechtswidrigen Bau der Mauer in dem besetzten palästi-
nensischen Gebiet, einschließlich in Ost-Jerusalem und seiner

1 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Bahrain, Brunei Darussalam,
Dschibuti, Guinea, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien, Katar, Komoren,
Kuba, Kuwait, Libanon, Malaysia, Marokko, Mauretanien, Namibia,
Oman, Pakistan, Saudi-Arabien, Somalia, Südafrika, Sudan, Tunesien,
Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate und
Palästina.

2 United Nations, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 973. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1954 II S. 781, 917; LGBl. 1989 Nr. 21; öBGBl. Nr. 155/1953;
AS 1951 300.
3 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57;
öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
4 A/ES-10/273 und Corr.1.
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Umgebung, durch die Besatzungsmacht Israel ergeben, sowie
ihrer gravierenden Folgen für die natürlichen Ressourcen und
die wirtschaftlichen und sozialen Lebensbedingungen des pa-
lästinensischen Volkes,

erneut erklärend, dass die Verhandlungen im Rahmen des
Nahost-Friedensprozesses auf der Grundlage der Resolutio-
nen des Sicherheitsrats 242 (1967), 338 (1973) vom 22. Okto-
ber 1973, 425 (1978) vom 19. März 1978 und 1397 (2002)
vom 12. März 2002, des Grundsatzes "Land gegen Frieden"
und des ergebnisorientierten "Fahrplans" des Quartetts für eine
dauerhafte Zwei-Staaten-Lösung zur Beilegung des israelisch-
palästinensischen Konflikts5, den sich der Sicherheitsrat in sei-
ner Resolution 1515 (2003) vom 19. November 2003 zu eigen
machte, unverzüglich wieder aufgenommen werden müssen
und dass bei allen Teilverhandlungen eine endgültige Rege-
lung erzielt werden muss,

in Anerkennung der Wichtigkeit des israelischen Rückzugs
aus dem Gazastreifen und Teilen des nördlichen Westjordan-
lands und des Abrisses der dort vorhandenen Siedlungen als
Schritt auf dem Weg zur Umsetzung des "Fahrplans",

daran erinnernd, dass alle Gewalthandlungen, namentlich
alle Akte des Terrors, der Provokation, der Aufwiegelung und
der Zerstörung, eingestellt werden müssen,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von der Mitteilung
des Generalsekretärs zur Übermittlung des von der Wirt-
schafts- und Sozialkommission für Westasien erstellten Be-
richts über die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen
der israelischen Besetzung auf die Lebensbedingungen des pa-
lästinensischen Volkes in dem besetzten palästinensischen
Gebiet, einschließlich Jerusalems, sowie der arabischen Be-
völkerung des besetzten syrischen Golan6,

1. bekräftigt die unveräußerlichen Rechte des palästi-
nensischen Volkes und der Bevölkerung des besetzten syri-
schen Golan auf ihre natürlichen Ressourcen, namentlich ihr
Recht auf Land und Wasser;

2. fordert die Besatzungsmacht Israel auf, die natürli-
chen Ressourcen in dem besetzten palästinensischen Gebiet,
einschließlich Ost-Jerusalems, und dem besetzten syrischen
Golan weder auszubeuten noch zu schädigen noch ihren Ver-
lust, ihre Erschöpfung oder ihre Gefährdung zu verursachen;

3. erkennt das Recht des palästinensischen Volkes an,
im Falle der Ausbeutung, der Schädigung, des Verlusts, der Er-
schöpfung oder der Gefährdung seiner natürlichen Ressourcen
durch von der Besatzungsmacht Israel ergriffene rechtswidri-
ge Maßnahmen in dem besetzten palästinensischen Gebiet,
einschließlich Ost-Jerusalems, Rückerstattung zu verlangen,
und gibt der Hoffnung Ausdruck, dass diese Frage im Rahmen
der den endgültigen Status betreffenden Verhandlungen zwi-
schen der palästinensischen und der israelischen Seite behan-
delt wird;

4. betont, dass die von Israel in dem besetzten palästi-
nensischen Gebiet, einschließlich in Ost-Jerusalem und seiner
Umgebung, derzeit erbaute Mauer gegen das Völkerrecht ver-
stößt und das palästinensische Volk auf schwerwiegende Wei-
se seiner natürlichen Ressourcen beraubt, und fordert in die-
sem Zusammenhang die uneingeschränkte Befolgung der in
dem Gutachten des Internationalen Gerichtshofs vom 9. Juli
20044 und in Resolution ES-10/15 genannten rechtlichen Ver-
pflichtungen;

5. begrüßt den israelischen Rückzug aus dem Gaza-
streifen und Teilen des nördlichen Westjordanlands und den
Abriss der dort vorhandenen Siedlungen als Schritt auf dem
Weg zur Umsetzung des "Fahrplans";

6. fordert die Besatzungsmacht Israel in diesem Zusam-
menhang auf, sich im Hinblick auf die Änderung des Charak-
ters und des Status des besetzten palästinensischen Gebiets,
einschließlich Ost-Jerusalems, genauestens an ihre Verpflich-
tungen auf Grund des Völkerrechts, einschließlich des huma-
nitären Völkerrechts, zu halten;

7. fordert die Besatzungsmacht Israel außerdem auf, die
Ablagerung jeder Art von Müll in dem besetzten palästinensi-
schen Gebiet, einschließlich Ost-Jerusalems, und in dem be-
setzten syrischen Golan sofort einzustellen, durch die deren
natürliche Ressourcen, namentlich die Wasser- und Bodenres-
sourcen, aufs schwerste bedroht werden und von denen eine
Gefahr für die Umwelt und die Gesundheit der Zivilbevölke-
rung ausgeht;

8. ersucht den Generalsekretär, ihr auf ihrer einund-
sechzigsten Tagung über die Durchführung dieser Resolution
Bericht zu erstatten, und beschließt, den Punkt "Ständige Sou-
veränität des palästinensischen Volkes in dem besetzten palä-
stinensischen Gebiet, einschließlich Ost-Jerusalems, und der
arabischen Bevölkerung des besetzten syrischen Golan über
ihre natürlichen Ressourcen" in die vorläufige Tagesordnung
ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/184

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 121 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 51 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/486/Add.1, Ziff. 12)7:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasilien,
Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte
d'Ivoire, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica, Dominikanische Repu-
blik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Ghana, Grenada, Guate-
mala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Isla-
mische Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap
Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Ku-
ba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libanon, Liberia,
Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven,
Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten
von), Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Nigeria,

5 Siehe S/2003/529, Anlage.
6 A/60/65-E/2005/13.

7 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Jamaika (im Namen der Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der 77 sind, sowie Chinas).
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Oman, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Sa-
lomonen, Sambia, Samoa, Saudi-Arabien, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe,
Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die
Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische Repu-
blik, Tadschikistan, Thailand, Togo, Tunesien, Tuvalu, Uganda, Uruguay, Usbe-
kistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Verei-
nigte Republik Tansania, Vietnam, Zentralafrikanische Republik.

Dagegen: Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltungen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bulgarien, Dänemark,

Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finn-
land, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Japan,
Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Marshall-
inseln, Monaco, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen,
Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation,
San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Sloweni-
en, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Kö-
nigreich Großbritannien und Nordirland, Zypern.

60/184. Internationaler Handel und Entwicklung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 56/178 vom 21. De-
zember 2001, 57/235 vom 20. Dezember 2002, 58/197 vom
23. Dezember 2003 und 59/221 vom 22. Dezember 2004 über
internationalen Handel und Entwicklung,

sowie unter Hinweis auf die Bestimmungen der Millenni-
ums-Erklärung der Vereinten Nationen8 zu Handels- und da-
mit verknüpften Entwicklungsfragen sowie auf die Ergebnisse
der vom 18. bis 22. März 2002 in Monterrey (Mexiko) abge-
haltenen Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinan-
zierung9 und des vom 26. August bis 4. September 2002 in Jo-
hannesburg (Südafrika) abgehaltenen Weltgipfels für nachhal-
tige Entwicklung10,

ferner unter Hinweis auf die Ministererklärung und die Be-
schlüsse, die auf der vierten Ministerkonferenz der Welthan-
delsorganisation vom 9. bis 14. November 2001 in Doha ver-
abschiedet wurden11, den Beschluss des Allgemeinen Rates
der Welthandelsorganisation vom 1. August 200412 und das
uneingeschränkte Bekenntnis aller Mitglieder der Welthan-
delsorganisation, ihnen Wirkung zu verleihen, sowie auf die
Wichtigkeit des erfolgreichen Abschlusses des Arbeitspro-
gramms von Doha11,

daran erinnernd, dass der Handel in vielen Fällen die wich-
tigste externe Quelle der Entwicklungsfinanzierung ist, und in

diesem Kontext erneut erklärend, welche wichtige Rolle ei-
nem erweiterten Marktzugang, ausgewogenen Regeln, einer
geeigneten Anpassungsfazilität und gezielten, dauerhaft fi-
nanzierten Programmen der technischen Hilfe und des Kapa-
zitätsaufbaus bei der wirtschaftlichen Entwicklung der Ent-
wicklungsländer, insbesondere der am wenigsten entwickel-
ten Länder, zukommen kann,

eingedenk der besonderen Bedürfnisse der am wenigsten
entwickelten Länder, der kleinen Inselentwicklungsländer und
der Binnenentwicklungsländer innerhalb eines neuen weltwei-
ten Rahmenplans für die Zusammenarbeit im Transitverkehr
zwischen Binnen- und Transitentwicklungsländern, die in dem
Brüsseler Aktionsprogramm für die am wenigsten entwickel-
ten Länder für die Dekade 2001-201013, dem Aktionspro-
gramm von Barbados14 beziehungsweise dem Aktionspro-
gramm von Almaty15 benannt sind,

betonend, dass angemessen gegen die Gefährdungen ange-
gangen werden muss, denen sich Entwicklungsländer auf
Grund externer Schocks, insbesondere Naturkatastrophen, ge-
genübersehen und die die soziale und wirtschaftliche Infra-
struktur schädigen und langfristige Folgen haben können, ins-
besondere indem sie die Herbeiführung der nachhaltigen Ent-
wicklung dieser Länder behindern,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 57/250 vom 20. De-
zember 2002 und 57/270 B vom 23. Juni 2003, in denen sie die
Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen
sowie den Handels- und Entwicklungsrat bat, im Rahmen ihres
Mandats zur Umsetzung der Ergebnisse der großen Konferen-
zen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen und zur Über-
prüfung der dabei erzielten Fortschritte beizutragen, und den
Präsidenten des Handels- und Entwicklungsrats bat, dem Wirt-
schafts- und Sozialrat die Ergebnisse dieser Überprüfungen
vorzulegen,

sowie unter Hinweis auf den Konsens von São Paulo, der
auf der elften Tagung der Handels- und Entwicklungskonfe-
renz der Vereinten Nationen vom 13. bis 18. Juni 2004 in São
Paulo (Brasilien) verabschiedet wurde16, und in Bekräftigung
ihrer Entschlossenheit, ihn voll und wirksam umzusetzen,

Kenntnis nehmend von der Überprüfung, die der Handels-
und Entwicklungsrat auf seiner zweiundfünfzigsten Tagung17

im Hinblick auf die Entwicklungen und Fragen in dem Ar-
beitsprogramm für die Zeit nach der Konferenz von Doha, die
für die Entwicklungsländer von besonderer Bedeutung sind,

8 Siehe Resolution 55/2.
9 Report of the International Conference on Financing for Development,
Monterrey, Mexico, 18-22 March 2002 (United Nations publication,
Sales No. E.02.II.A.7), Kap. I, Resolution 1, Anlage. In Deutsch verfüg-
bar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/ac198-11.pdf.
10 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations publi-
cation, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 1,
Anlage, und Resolution 2, Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
11 A/C.2/56/7, Anlage.
12 World Trade Organization, Dokument WT/L/579. Verfügbar unter
http://docsonline.wto.org.

13 A/CONF.191/13, Kap. II.
14 Report of the Global Conference on the Sustainable Development of
Small Island Developing States, Bridgetown, Barbados, 25 April - 6 May
1994 (United Nations publication, Sales No. E.94.I.18 und Korrigenda),
Kap. I, Resolution 1, Anlage II.
15 Report of the International Ministerial Conference of Landlocked and
Transit Developing Countries and Donor Countries and International Fi-
nancial and Development Institutions on Transit Transport Cooperation,
Almaty, Kazakhstan, 28 and 29 August 2003 (A/CONF.202/3), Anhang I.
16 TD/412, Teil II.
17 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 15 (A/60/15), vierter Teil, Kap. II.C.
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vorgenommen hat, sowie von dem Beitrag dieser Überprüfung
zu einem Verständnis der Maßnahmen, die erforderlich sind,
um zu einem Konsens zu gelangen und den Entwicklungslän-
dern bei ihrer profitablen und sinnvollen Integration in das
multilaterale Handelssystem und die Weltwirtschaft behilflich
zu sein und die Verhandlungen von Doha zu einem ausgewo-
genen, entwicklungsorientierten und erfolgreichen Abschluss
zu führen,

erneut erklärend, wie dringlich es ist, vorbehaltlich inner-
staatlicher Rechtsvorschriften die Rechte ortsansässiger und
indigener Gemeinschaften anzuerkennen, die über traditionel-
le Kenntnisse und daraus hervorgehende Innovationen und
Praktiken verfügen, und mit ihrer Zustimmung und Mitwir-
kung einvernehmlich vereinbarte Mechanismen zum Aus-
gleich der Vorteile aus deren Nutzung auszuarbeiten und an-
zuwenden,

in Bekräftigung der Rolle der Handels- und Entwicklungs-
konferenz der Vereinten Nationen als Koordinierungsstelle in-
nerhalb der Vereinten Nationen für die integrierte Behandlung
von Handels- und Entwicklungsfragen und miteinander ver-
knüpften Fragen auf dem Gebiet der Finanzen, der Technolo-
gie, der Investitionen und der nachhaltigen Entwicklung, wie
im Konsens von São Paulo bekräftigt,

Kenntnis nehmend von dem maßgeblichen Beitrag, den das
multilaterale Handelssystem zum Wirtschaftswachstum, zur
Entwicklung und zur Beschäftigung leistet, von der Bedeu-
tung, die der Weiterführung des Prozesses der Reform und der
Liberalisierung der Handelspolitik zukommt, sowie von der
Bedeutung der Ablehnung protektionistischer Maßnahmen,
damit das System seiner Rolle, die wirtschaftliche Gesundung,
das Wachstum und die Entwicklung, insbesondere in den Ent-
wicklungsländern, zu fördern, in vollem Umfang gerecht wer-
den kann, eingedenk der Ziffer 10 ihrer Resolution 55/182
vom 20. Dezember 2000,

sowie Kenntnis nehmend von dem Bericht des Handels-
und Entwicklungsrats18 und seiner Erklärung sowie von dem
Bericht des Generalsekretärs19,

1. bekräftigt den Wert des Multilateralismus für das glo-
bale Handelssystem sowie die Entschlossenheit, ein universa-
les, regelgestütztes, offenes, nichtdiskriminierendes und ge-
rechtes multilaterales Handelssystem herbeizuführen, das zu
Wachstum und Entwicklung sowie zur Schaffung von Arbeits-
plätzen beiträgt, und betont, dass bilaterale und regionale Han-
delsvereinbarungen zu dem multilateralen Handelssystem bei-
tragen sollten;

2. unterstreicht, dass die steigende Interdependenz der
Volkswirtschaften in einer zunehmend globalen Welt und die
Entwicklung regelgestützter Ordnungsrahmen für die interna-
tionalen Wirtschaftsbeziehungen dazu geführt haben, dass der
Handlungsspielraum für nationale Wirtschaftspolitik, das
heißt der Wirkungsbereich innerstaatlicher Politiken, insbe-
sondere in den Bereichen Handel, Investitionen und industri-

elle Entwicklung, jetzt oft durch internationale Disziplinen,
Verpflichtungen und Weltmarkterwägungen eingegrenzt
wird, dass es Sache jeder Regierung ist, die mit der Akzeptanz
internationaler Regeln und Verpflichtungen verbundenen
Vorteile mit den Nachteilen aus dem Verlust politischen Hand-
lungsspielraums abzuwägen, und dass es für die Entwick-
lungsländer eingedenk der Entwicklungsziele besonders wich-
tig ist, dass alle Länder der Notwendigkeit eines angemesse-
nen Gleichgewichts zwischen nationalem politischem Hand-
lungsspielraum und internationalen Disziplinen und Ver-
pflichtungen Rechnung tragen;

3. betont, wie wichtig offene, transparente und integra-
tive demokratische und geordnetere Prozesse und Verfahren
für das wirksame Funktionieren des multilateralen Handelssy-
stems sind, namentlich was den Entscheidungsprozess betrifft,
damit es den Entwicklungsländern ermöglicht wird, ihre vita-
len Interessen gebührend in die Ergebnisse von Handelsver-
handlungen einfließen zu lassen;

4. wiederholt, dass Entwicklungsbelange einen festen
Bestandteil der Ministererklärung von Doha11 bilden, und be-
kräftigt die in dem Beschluss des Allgemeinen Rates der Welt-
handelsorganisation vom 1. August 200412 eingegangenen
Verpflichtungen, die Entwicklungsdimension der Entwick-
lungsagenda von Doha zu erfüllen, die die Bedürfnisse und In-
teressen der Entwicklungsländer, insbesondere der am wenig-
sten entwickelten Länder, in den Mittelpunkt des Arbeitspro-
gramms von Doha11 stellt;

5. bekundet ihre Besorgnis über das Ausbleiben von
Fortschritten auf Verhandlungsgebieten, die für die Entwick-
lungsländer von besonderem Interesse sind, weswegen in dem
Beschluss des Allgemeinen Rates der Welthandelsorganisa-
tion festgelegte Fristen verstrichen sind;

6. begrüßt die jüngste Initiative "Hilfe für Handel",
durch die Herausforderungen auf dem Gebiet der Anpassung
bewältigt sowie die angebots- und handelsbezogenen Kapazi-
täten, Infrastrukturen und Institutionen der Entwicklungslän-
der aufgebaut werden sollen, und betont, dass die Initiative
mittels ausreichender und zusätzlicher Finanzmittel wirksam
einsatzfähig gemacht werden muss, damit sie den Empfänger-
ländern Nutzen bringt;

7. bekräftigt, dass alle Länder ein gemeinsames Interes-
se am Erfolg des Arbeitsprogramms von Doha haben, das dar-
auf abzielt, die Handelschancen für Entwicklungsländer wei-
ter auszubauen und das Handelssystem entwicklungsfördern-
der zu gestalten, und unterstreicht, dass die großen entwickel-
ten Länder ambitionierte Vorschläge entsprechend ihren
Zusagen abgeben müssen, Fortschritte in allen Verhandlungs-
bereichen zu erzielen, insbesondere in den Bereichen Land-
wirtschaft, Marktzugang für nichtlandwirtschaftliche Produk-
te sowie Dienstleistungen und beim handelsbezogenen System
des geistigen Eigentums und den entsprechenden Regeln so-
wie bezüglich einer operationellen und sinnvollen Sonder- und
Vorzugsbehandlung für Entwicklungsländer, und dass sie
praktische und konkrete Lösungen für die noch offenen, von
den Entwicklungsländern aufgeworfenen Durchführungsfra-
gen und -anliegen finden müssen;

18 Ebd., Supplement No. 15 (A/60/15).
19 A/60/225.
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8. fordert den erfolgreichen und raschen Abschluss der
Verhandlungen über das Arbeitsprogramm von Doha, damit
das Handelssystem in größtmöglichem Maße zur Anhebung
des Lebensstandards, zur Bekämpfung von Hunger und Ar-
mut, zur Schaffung von Arbeitsplätzen sowie zur Erreichung
der international vereinbarten Entwicklungsziele, einschließ-
lich der Millenniums-Entwicklungsziele, beitragen kann, un-
terstreicht in diesem Zusammenhang, dass ein erweiterter
Marktzugang für Güter und Dienstleistungen von Ausfuhrin-
teresse für die Entwicklungsländer sowie eine robuste Sonder-
und Vorzugsbehandlung bei den Verhandlungsergebnissen
auf allen Gebieten, ausgewogene Regelungen und gezielte,
dauerhaft finanzierte Programme der technischen Hilfe und
des Kapazitätsaufbaus für Entwicklungsländer erforderlich
sind, damit die in dem Arbeitsprogramm von Doha hervorge-
hobene Entwicklungsdimension verwirklicht werden kann,
und betont, dass die sechste Ministerkonferenz der Welthan-
delsorganisation vom 13. bis 18. Dezember 2005 in Hong-
kong (China) einen wichtigen Meilenstein auf diesem Weg
und insbesondere für die Fertigstellung der Verhandlungsmo-
dalitäten für den erfolgreichen Abschluss der Doha-Runde im
Jahr 2006 bilden soll;

9. erkennt an, dass dafür gesorgt werden muss, dass die
komparativen Vorteile der Entwicklungsländer nicht durch
protektionistische Maßnahmen jeglicher Art untergraben wer-
den, namentlich durch die willkürliche und missbräuchliche
Verwendung nichttarifärer Maßnahmen, Schranken außerhalb
des Handelsbereichs und andere Standards mit dem Ziel, den
Zugang für Erzeugnisse aus Entwicklungsländern zu den
Märkten der entwickelten Länder auf unfaire Weise zu be-
schränken, bekräftigt in diesem Zusammenhang, dass die Ent-
wicklungsländer eine stärkere Rolle bei der Formulierung un-
ter anderem von Sicherheits-, Umwelt- und Gesundheitsnor-
men übernehmen sollen, und anerkennt die Notwendigkeit, die
stärkere und sinnvolle Mitwirkung der Entwicklungsländer an
der Arbeit der zuständigen internationalen normsetzenden Or-
ganisationen zu erleichtern;

10. fordert die Beschleunigung der Verhandlungen über
das entwicklungsbezogene Mandat betreffend das Überein-
kommen über handelsbezogene Aspekte der Rechte des gei-
stigen Eigentums20 in der Ministererklärung von Doha, insbe-
sondere die Änderungen des Übereinkommens, damit die Re-
geln betreffend das geistige Eigentum mit den Zielen des
Übereinkommens über die biologische Vielfalt21 voll überein-
stimmen und damit die handelsbezogenen Aspekte der Rechte
des geistigen Eigentums und der öffentlichen Gesundheit Lö-
sungsansätze für die Probleme liefern können, die viele Ent-
wicklungsländer, namentlich die am wenigsten entwickelten

Länder, belasten, insbesondere die Probleme infolge von
HIV/Aids, Tuberkulose, Malaria und anderen Epidemien;

11. bringt ihre Besorgnis über die Verabschiedung ver-
schiedener einseitiger Maßnahmen zum Ausdruck, die nicht
mit den Regeln der Welthandelsorganisation übereinstimmen,
sich auf die Ausfuhren aller Länder, insbesondere der Ent-
wicklungsländer, nachteilig auswirken und erheblichen Ein-
fluss auf die laufenden Verhandlungen innerhalb der Welthan-
delsorganisation sowie auf die Verwirklichung und weitere
Stärkung der Entwicklungsdimension der Handelsverhand-
lungen haben;

12. betont, dass weitere Bemühungen zur Förderung ei-
ner größeren Kohärenz zwischen dem multilateralen Handels-
system und dem Finanzsystem unternommen werden müssen,
und fordert die Handels- und Entwicklungskonferenz der Ver-
einten Nationen nachdrücklich auf, im Rahmen der Erfüllung
ihres Mandats eine einschlägige Politikanalyse durchzuführen
und zu operationalisieren, namentlich mittels ihrer Aktivitäten
auf dem Gebiet der technischen Hilfe;

13. bekräftigt die Verpflichtungen, die auf der vierten
Ministerkonferenz der Welthandelsorganisation11 und auf der
vom 14. bis 20. Mai 2001 in Brüssel abgehaltenen dritten Kon-
ferenz der Vereinten Nationen über die am wenigsten entwik-
kelten Länder22 eingegangen wurden, fordert in diesem Zu-
sammenhang die entwickelten Länder auf, soweit sie es nicht
bereits getan haben, sofort einen von gebundenen Zöllen und
Kontingenten freien Marktzugang für alle Erzeugnisse aus al-
len am wenigsten entwickelten Ländern zu gewähren, fordert
die Entwicklungsländer, die dazu in der Lage sind, auf, den
Ausfuhren der genannten Länder zoll- und kontingentfreien
Marktzugang zu gewähren, und bekräftigt in diesem Zusam-
menhang die Notwendigkeit der Prüfung zusätzlicher Maß-
nahmen zur schrittweisen Verbesserung des Marktzugangs für
die am wenigsten entwickelten Länder;

14. bekräftigt außerdem die Verpflichtung, das Arbeits-
programm der Welthandelsorganisation aktiv voranzutreiben,
damit die handelsbezogenen Fragen und Anliegen, die sich auf
die umfassendere Integration kleiner, störanfälliger Volks-
wirtschaften in das multilaterale Handelssystem auswirken,
gemäß Ziffer 35 der Ministererklärung von Doha in einer Art
und Weise angegangen werden, die ihren besonderen Gege-
benheiten gerecht wird und ihre auf eine nachhaltige Entwick-
lung gerichteten Anstrengungen unterstützt;

15. anerkennt die besonderen Probleme und Bedürfnisse
der Binnenentwicklungsländer innerhalb eines neuen weltwei-
ten Rahmenplans für die Zusammenarbeit im Transitverkehr
zwischen Binnen- und Transitentwicklungsländern, fordert in
diesem Zusammenhang die vollständige und wirksame Durch-
führung des Aktionsprogramms von Almaty15 und betont, dass
die zuständigen internationalen Organisationen und Geber den
Konsens von São Paulo16, insbesondere die Ziffern 66 und 84,
im Rahmen eines die Vielzahl der Interessenträger umfassen-
den Ansatzes umsetzen müssen;

20 Siehe Legal Instruments Embodying the Results of the Uruguay Round
of Multilateral Trade Negotiations, done at Marrakesh on 15 April 1994
(GATT secretariat publication, Sales No. GATT/1994-7). Deutsche
Übersetzung: dBGBl. 1994 II S. 1730; LGBl. 1997 Nr. 108; öBGBl.
Nr. 1/1995; AS 1995 2117.
21 United Nations, Treaty Series, Vol. 1760, Nr. 30619. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1993 II S. 1741; LGBl. 1998 Nr. 39; öBGBl.
Nr. 213/1995; AS 1995 1408. 22 Siehe A/CONF.191/13.
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16. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von der Einleitung
der dritten Verhandlungsrunde über das Globale System der
Handelspräferenzen zwischen Entwicklungsländern und von
den bei diesen Verhandlungen bisher erzielten Fortschritten
mit dem Ziel, die dritte Runde bis November 2006 abzuschlie-
ßen;

17. erkennt an, wie wichtig es ist, denjenigen Anliegen
der rohstoffabhängigen Entwicklungsländer ernsthaft Rech-
nung zu tragen, die auf die anhaltenden Preisschwankungen
auf dem Rohstoffweltmarkt und andere Faktoren zurückge-
hen, und die Anstrengungen dieser Länder zur Umstrukturie-
rung, Diversifizierung und Stärkung der Wettbewerbsfähig-
keit ihrer Rohstoffsektoren zu unterstützen, und nimmt in die-
sem Zusammenhang davon Kenntnis, dass die Handels- und
Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen eine interna-
tionale Arbeitsgruppe Rohstoffe gebildet hat;

18. betont, wie wichtig es ist, allen Entwicklungsländern,
insbesondere den am wenigsten entwickelten Ländern, sowie
den Transformationsländern, die sich um die Mitgliedschaft in
der Welthandelsorganisation bewerben, im Einklang mit ihren
Kriterien sowie unter Berücksichtigung von Ziffer 21 der Re-
solution 55/182 und späteren Entwicklungen den Beitritt zu er-
leichtern, und fordert die wirksame und getreue Anwendung
der Leitlinien der Welthandelsorganisation für den Beitritt der
am wenigsten entwickelten Länder;

19. betont außerdem, wie wichtig es ist, die personellen,
institutionellen, regulatorischen, handelspolitischen sowie
Forschungs- und Entwicklungskapazitäten und -infrastruktu-
ren aufzubauen, um die angebotsseitige Kapazität und Wett-
bewerbsfähigkeit zu steigern, und ein förderliches internatio-
nales Umfeld für die volle und wirksame Integration der Ent-
wicklungsländer in das internationale Handelssystem zu ge-
währleisten;

20. bittet die Handels- und Entwicklungskonferenz der
Vereinten Nationen, im Einklang mit ihrem Mandat die Ent-
wicklung des internationalen Handelssystems und die Trends
im internationalen Handel aus dem Blickwinkel der Entwick-
lung zu beobachten und zu bewerten und insbesondere die für
die Entwicklungsländer maßgeblichen Fragen zu analysieren
sowie diese Länder beim Aufbau von Kapazitäten zur Festle-
gung ihrer eigenen Verhandlungsprioritäten und zur Aushand-
lung von Handelsabkommen zu unterstützen, namentlich im
Rahmen des Arbeitsprogramms von Doha;

21. legt den Gebern in diesem Zusammenhang eindring-
lich nahe, die Mittel zu erhöhen, die die Handels- und Ent-
wicklungskonferenz der Vereinten Nationen benötigt, um
wirksame und nachfrageorientierte Hilfe für Entwicklungslän-
der bereitzustellen, sowie ihre Beiträge zu den Treuhandfonds
des Integrierten Rahmenplans für handelsbezogene technische
Hilfe für die am wenigsten entwickelten Länder und des Ge-
meinsamen integrierten Programms für technische Hilfe zu er-
höhen;

22. begrüßt das großzügige Angebot der Regierung Gha-
nas, im Jahr 2008 die zwölfte Tagung der Handels- und Ent-
wicklungskonferenz der Vereinten Nationen auszurichten,

und spricht der Afrikanischen Union ihren Dank für die dies-
bezügliche Unterstützung Ghanas aus; 

23. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung in Zusammenarbeit
mit dem Sekretariat der Handels- und Entwicklungskonferenz
der Vereinten Nationen unter dem Unterpunkt "Internationaler
Handel und Entwicklung" des Punktes "Fragen der makroöko-
nomischen Politik" einen Bericht über die Durchführung die-
ser Resolution und über die Entwicklungen im multilateralen
Handelssystem vorzulegen.

RESOLUTION 60/185

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005 in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 120 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 50 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/486/Add.1, Ziff. 12)23:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasilien,
Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte
d'Ivoire, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica, Dominikanische Repu-
blik, Dschibuti, Ecuador, Eritrea, Fidschi, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea,
Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Repu-
blik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasach-
stan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Lao-
tische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabi-
sche Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Marokko,
Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Ne-
pal, Nicaragua, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Para-
guay, Peru, Philippinen, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa,
Saudi-Arabien, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri Lan-
ka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Su-
dan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thai-
land, Togo, Tunesien, Tuvalu, Uganda, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Boli-
varische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansa-
nia, Vietnam, Zentralafrikanische Republik.

Dagegen: Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltungen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bulgarien, Dänemark,

Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finn-
land, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Japan,
Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Marshall-
inseln, Monaco, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen,
Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden,
Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tsche-
chische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritanni-
en und Nordirland, Zypern.

60/185. Einseitige wirtschaftliche Maßnahmen als Mittel
zur Ausübung politischen und wirtschaftlichen
Zwangs auf Entwicklungsländer

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf die einschlägigen Grundsätze der Charta
der Vereinten Nationen,

in Bekräftigung der Erklärung über Grundsätze des Völ-
kerrechts betreffend freundschaftliche Beziehungen und Zu-

23 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Jamaika (im Namen der Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der 77 sind, sowie Chinas).
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sammenarbeit zwischen den Staaten im Einklang mit der Char-
ta der Vereinten Nationen24, in der unter anderem festgelegt ist,
dass ein Staat keine einseitigen wirtschaftlichen, politischen
oder sonstigen Zwangsmaßnahmen gegen einen anderen Staat
anwenden oder deren Anwendung begünstigen darf, um von
ihm die Unterordnung bei der Ausübung seiner souveränen
Rechte zu erlangen,

eingedenk der in den einschlägigen Resolutionen, Regeln
und Bestimmungen der Vereinten Nationen und der Welthan-
delsorganisation enthaltenen allgemeinen Grundsätze zur Re-
gelung des internationalen Handelssystems und der Handels-
politik zu Gunsten der Entwicklung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 44/215 vom 22. De-
zember 1989, 46/210 vom 20. Dezember 1991, 48/168 vom
21. Dezember 1993, 50/96 vom 20. Dezember 1995, 52/181
vom 18. Dezember 1997, 54/200 vom 22. Dezember 1999,
56/179 vom 21. Dezember 2001 und 58/198 vom 23. De-
zember 2003,

ernsthaft besorgt darüber, dass sich die Anwendung ein-
seitiger wirtschaftlicher Zwangsmaßnahmen besonders nach-
teilig auf die Volkswirtschaft und die Entwicklungsanstren-
gungen der Entwicklungsländer auswirkt und einen allgemei-
nen negativen Einfluss auf die internationale wirtschaftliche
Zusammenarbeit und auf die weltweiten Anstrengungen in
Richtung auf ein nichtdiskriminierendes und offenes multila-
terales Handelssystem hat,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs25;

2. fordert die internationale Gemeinschaft nachdrück-
lich auf, dringend wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um zu
verhindern, dass gegen Entwicklungsländer einseitige wirt-
schaftliche Zwangsmaßnahmen ergriffen werden, die von den
zuständigen Organen der Vereinten Nationen nicht genehmigt
wurden oder mit den in der Charta der Vereinten Nationen ent-
haltenen völkerrechtlichen Grundsätzen unvereinbar sind und
die gegen die wesentlichen Grundsätze des multilateralen
Handelssystems verstoßen;

3. ersucht den Generalsekretär, auch künftig die An-
wendung derartiger Maßnahmen zu überwachen und die Aus-
wirkungen dieser Maßnahmen auf die betroffenen Länder, na-
mentlich auf ihren Handel und ihre Entwicklung, zu untersu-
chen;

4. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Be-
richt über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 60/186

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/486/Add.2, Ziff. 7)26.

60/186. Internationales Finanzsystem und Entwicklung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 55/186 vom 20. De-
zember 2000 und 56/181 vom 21. Dezember 2001 mit dem Ti-
tel "Errichtung eines stärkeren und stabilen internationalen Fi-
nanzsystems, das den Prioritäten auf dem Gebiet des Wachs-
tums und der Entwicklung, insbesondere in den Entwicklungs-
ländern, und der Förderung wirtschaftlicher und sozialer
Gerechtigkeit Rechnung trägt" sowie auf ihre Resolutionen
57/241 vom 20. Dezember 2002, 58/202 vom 23. Dezember
2003 und 59/222 vom 22. Dezember 2004,

sowie unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen27, ihre Resolution 56/210 B vom 9. Juli
2002, in der sie sich den von der Internationalen Konferenz
über Entwicklungsfinanzierung verabschiedeten Konsens von
Monterrey28 und den Durchführungsplan des Weltgipfels für
nachhaltige Entwicklung ("Durchführungsplan von Johannes-
burg")29 zu eigen machte,

ferner unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
200530,

hervorhebend, dass das internationale Finanzsystem das
Wirtschaftswachstum weiter aufrechterhalten sowie eine
nachhaltige Entwicklung und die Beseitigung des Hungers und
der Armut fördern und dabei gleichzeitig die kohärente Mobi-
lisierung aller Quellen der Entwicklungsfinanzierung ermög-
lichen sollte, einschließlich innerstaatlicher Ressourcen, inter-
nationaler Investitionsströme, der öffentlichen Entwicklungs-
hilfe, der Erleichterung der Auslandsschuldenlast sowie eines
offenen, gerechten, regelgestützten, berechenbaren und nicht-
diskriminierenden globalen Handelssystems,

hervorhebend, wie wichtig das Bekenntnis zu einem soli-
den inländischen Finanzsektor ist, der einen wesentlichen Bei-
trag zu den nationalen Entwicklungsbemühungen leistet und
einen wichtigen Baustein einer entwicklungsfördernden inter-
nationalen Finanzarchitektur bildet,

sowie hervorhebend, dass eine gute Weltordnungspolitik
für die Verwirklichung einer nachhaltigen Entwicklung
grundlegend ist, in diesem Zusammenhang erneut darauf hin-
weisend, dass es wichtig ist, durch die Auseinandersetzung mit
den internationalen Finanz-, Handels-, Technologie- und In-
vestitionsmustern, die sich auf die Entwicklungsaussichten der
Entwicklungsländer auswirken, eine weltweite wirtschaftliche
Ordnungspolitik zu fördern, um ein dynamisches und förder-

24 Resolution 2625 (XXV), Anlage.
25 A/60/226.
26 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 

27 Siehe Resolution 55/2.
28 Report of the International Conference on Financing for Development,
Monterrey, Mexico, 18-22 March 2002 (United Nations publication,
Sales No. E.02.II.A.7), Kap. I, Resolution 1, Anlage. In Deutsch verfüg-
bar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/ac198-11.pdf.
29 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations pub-
lication, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
30 Siehe Resolution 60/1.
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liches internationales wirtschaftliches Umfeld sicherzustellen,
sowie erneut darauf hinweisend, dass die internationale Ge-
meinschaft zu diesem Zweck alle erforderlichen und geeigne-
ten Maßnahmen ergreifen sollte, namentlich die Gewährlei-
stung der Unterstützung von Struktur- und makroökonomi-
schen Reformen, eine umfassende Lösung des Problems der
Auslandsverschuldung und die Erweiterung des Marktzu-
gangs für Entwicklungsländer,

in Bekräftigung der Verpflichtung, die Mitwirkung der
Entwicklungsländer und der Transformationsländer an den
weltwirtschaftlichen Entscheidungs- und Normsetzungspro-
zessen auszuweiten und zu stärken, zu diesem Zweck beto-
nend, wie wichtig es ist, die Bemühungen um die Reform der
internationalen Finanzarchitektur fortzusetzen, und feststel-
lend, dass die Verbesserung der Mitsprache und Mitwirkung
der Entwicklungsländer und Transformationsländer in den
Bretton-Woods-Institutionen ein kontinuierliches Anliegen
bleibt,

anerkennend, wie dringend notwendig es ist, die Kohä-
renz, Lenkung und Konsistenz der internationalen Geld-, Fi-
nanz- und Handelssysteme zu verbessern, und wie wichtig es
ist, sicherzustellen, dass sie offen und fair sind und alle Länder
einschließen, damit sie die Anstrengungen ergänzen, die die
einzelnen Staaten auf dem Gebiet der Entwicklung unterneh-
men, um ein beständiges Wirtschaftswachstum und die Errei-
chung der international vereinbarten Entwicklungsziele, ein-
schließlich der Millenniums-Entwicklungsziele, zu gewähr-
leisten,

betonend, dass eine zusätzliche stabile und berechenbare
Finanzierung notwendig ist, um den Entwicklungsländern bei
der Aufstellung von Investitionsplänen zur Erreichung der in-
ternational vereinbarten Entwicklungsziele behilflich zu sein,

in diesem Zusammenhang anerkennend, dass es sinnvoll
ist, innovative öffentliche, private, einheimische und auslän-
dische Finanzierungsquellen zu erschließen, die die aus tradi-
tionellen Finanzierungsquellen stammenden Mittel erhöhen
und ergänzen,

erneut erklärend, dass die Führungsrolle der Vereinten Na-
tionen bei der Entwicklungsförderung gestärkt werden muss,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs31;

2. stellt fest, dass weltweites Wirtschaftswachstum und
ein stabiles internationales Finanzsystem unter anderem die
Entwicklungsländer bei der Erreichung der international ver-
einbarten Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-
Entwicklungsziele, unterstützen können, und betont, wie
wichtig kooperative Anstrengungen aller Länder und Institu-
tionen sind, um den Risiken finanzieller Instabilität zu begeg-
nen;

3. betont, dass das Wirtschaftswachstum weiter gestärkt
und aufrechterhalten werden sollte, und stellt fest, dass das
weltweite Wirtschaftswachstum vom Wirtschaftswachstum in

den einzelnen Ländern abhängt und dass die Verfolgung einer
soliden makroökonomischen Politik erheblich zur Neubele-
bung des Wirtschaftswachstums beitragen könnte;

4. bittet die Weltbank, den Internationalen Währungs-
fonds, die regionalen Entwicklungsbanken und die sonstigen
zuständigen Institutionen, im Einklang mit ihrem jeweiligen
Mandat die Entwicklungsdimensionen noch stärker in ihre
Strategien und Politiken einzubinden;

5. stellt fest, dass die Entwicklungsländer insgesamt
nach wie vor einen Nettoabfluss von Finanzmitteln zu ver-
zeichnen haben, und ersucht den Generalsekretär, in fortlau-
fender Zusammenarbeit mit den internationalen Finanzinstitu-
tionen und anderen zuständigen Organen die Gründe dafür in
seinem Bericht zu diesem Tagesordnungspunkt umfassend zu
analysieren;

6. unterstreicht, wie wichtig die Förderung der interna-
tionalen Finanzstabilität und eines nachhaltigen Wachstums
ist, und begrüßt die diesbezüglichen Anstrengungen des Inter-
nationalen Währungsfonds und des Forums für Finanzstabili-
tät sowie die Tatsache, dass der Internationale Währungs- und
Finanzausschuss geprüft hat, wie die Instrumente zur Förde-
rung der internationalen Finanzstabilität und zur Verbesserung
der Krisenprävention verfeinert werden können, unter ande-
rem durch eine ausgewogene Überwachung, namentlich auf
regionaler Ebene, und durch eine genauere Überwachung der
Kapitalmärkte und der Länder, die in struktureller und regio-
naler Hinsicht von Bedeutung sind, mit dem Ziel, unter ande-
rem Probleme und Gefahren frühzeitig zu erkennen und dabei
auch Schuldentragfähigkeitsanalysen einzusetzen, geeignete
grundsatzpolitische Maßnahmen zu fördern, eventuell finan-
zielle und andere Instrumente zur Verhinderung der Entste-
hung oder Ausbreitung von Finanzkrisen bereitzustellen und
die Transparenz makroökonomischer Daten und statistischer
Informationen über internationale Kapitalströme zu erhöhen;

7. unterstreicht außerdem, wie wichtig Anstrengungen
auf nationaler Ebene zur Erhöhung der Widerstandsfähigkeit
gegen finanzielle Risiken sind, betont in diesem Zusammen-
hang, wie wichtig es ist, die Schuldenlast eines Landes und sei-
ne Fähigkeit zum Schuldendienst bei der Verhütung wie auch
bei der Lösung von Krisen besser zu bewerten, und begrüßt die
laufenden Arbeiten des Internationalen Währungsfonds zur
Bewertung der Schuldentragfähigkeit;

8. bittet die entwickelten Länder, insbesondere die gro-
ßen Industrieländer, die Auswirkungen zu berücksichtigen,
die ihre makroökonomischen Politiken auf das Wachstum und
die Entwicklung auf internationaler Ebene haben;

9. erkennt an, dass die multilaterale Überwachung auch
weiterhin im Mittelpunkt der Krisenpräventionsmaßnahmen
stehen muss und dass diese Überwachung nicht nur auf krisen-
anfällige Länder, sondern auf die Stabilität des gesamten Sy-
stems gerichtet sein soll;

10. erklärt erneut, dass Maßnahmen zur Abfederung der
Auswirkungen übermäßiger Schwankungen der kurzfristigen
Kapitalströme und zur Verbesserung der Transparenz der Fi-
nanzströme und der Informationen darüber wichtig sind und
erwogen werden müssen;

31 A/60/163.
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11. nimmt Kenntnis von den Auswirkungen von Finanz-
krisen auf Entwicklungs- und Transformationsländer, unab-
hängig von ihrer Größe, beziehungsweise der Gefahr ihrer An-
steckung und begrüßt in diesem Zusammenhang die Anstren-
gungen, die die internationalen Finanzinstitutionen bei ihrer
Unterstützung für die Länder unternehmen, um ihre Palette
von Finanzfazilitäten und Finanzmitteln unter Einsatz eines
breiten Spektrums von Maßnahmen, nach Bedarf und soweit
angezeigt unter Berücksichtigung der Konjunkturzyklen so-
wie unter gebührender Beachtung eines soliden Finanzma-
nagements und der besonderen Umstände eines jeden Falles
fortlaufend anzupassen und so derartige Krisen rechtzeitig und
angemessen verhindern beziehungsweise darauf reagieren zu
können;

12. unterstreicht, wie wichtig wettbewerbsfähige und
allseits offene private und öffentliche Finanzmärkte sind, um
Ersparnisse zu mobilisieren und in produktive Investitionen zu
lenken und so einen wesentlichen Beitrag zu den nationalen
Entwicklungsbemühungen und zu einer entwicklungsfördern-
den internationalen Finanzarchitektur zu leisten;

13. bittet die internationalen Finanz- und Bankinstitutio-
nen, zu erwägen, die Mechanismen der Risikobewertung
transparenter zu gestalten, stellt fest, dass im Rahmen der vom
Privatsektor durchgeführten Bewertungen der hoheitlichen
Länderrisiken in größtmöglichem Umfang strenge, objektive
und transparente Parameter angewandt werden sollen, was
durch qualitativ hochwertige Daten und Analysen erleichtert
werden kann, und ermutigt die zuständigen Entwicklungsin-
stitutionen, namentlich die Handels- und Entwicklungskonfe-
renz der Vereinten Nationen, sich weiter mit dieser Frage, ein-
schließlich ihrer potenziellen Auswirkungen auf die Entwick-
lungsaussichten von Entwicklungsländern, zu befassen;

14. unterstreicht die Bedeutung starker innerstaatlicher
Institutionen, wenn es darum geht, die Wirtschaftstätigkeit und
die Finanzstabilität mit dem Ziel der Herbeiführung von
Wachstum und Entwicklung zu fördern, unter anderem durch
eine solide makroökonomische Politik und durch Maßnahmen
zur Stärkung der regulatorischen Systeme des Unternehmens-,
Finanz- und Bankensektors, und unterstreicht außerdem, dass
internationale Kooperationsinitiativen auf diesen Gebieten den
Zufluss von Kapital in die Entwicklungsländer fördern sollen;

15. unterstreicht, dass die Frage der verbesserten Mit-
sprache der Entwicklungs- und Transformationsländer in den
Bretton-Woods-Institutionen von entscheidender Bedeutung
ist, betont, wie wichtig es ist, die laufenden Arbeiten zu dieser
Frage zu verstärken und dabei die Fortschritte im Rahmen der
Quotenüberprüfung durch den Internationalen Währungs-
fonds zu berücksichtigen, und bittet die Weltbank und den In-
ternationalen Währungsfonds, weiter Informationen zu dieser
Frage bereitzustellen und dabei auf die bestehenden Koopera-
tionsforen, einschließlich derjenigen unter Beteiligung von
Mitgliedstaaten, zurückzugreifen;

16. betont, dass es unerlässlich ist, eine wirksame und
ausgewogene Mitwirkung der Entwicklungsländer an der
Ausarbeitung finanzieller Normen und Regeln zu gewährlei-
sten, unterstreicht die Notwendigkeit, die freiwillige und stu-
fenweise Anwendung dieser Normen und Regeln als Beitrag

zur Verringerung der Anfälligkeit für Finanzkrisen und der
Ansteckungsgefahr sicherzustellen, und stellt fest, dass mehr
als einhundert Länder an einem gemeinsamen Programm der
Weltbank und des Internationalen Währungsfonds zur Bewer-
tung des Finanzsektors teilgenommen oder ihre Bereitschaft
zur Teilnahme daran erklärt haben32;

17. nimmt Kenntnis von dem Vorschlag, Sonderzie-
hungsrechte für Entwicklungszwecke zuzuteilen, und ist der
Auffassung, dass jede Evaluierung der Zuteilung von Sonder-
ziehungsrechten in Übereinstimmung mit dem Übereinkom-
men über den Internationalen Währungsfonds und der gültigen
Geschäftsordnung des Fonds erfolgen muss, was die Berück-
sichtigung des weltweiten Bedarfs an Liquidität auf interna-
tionaler Ebene erfordert;

18. bittet die multilateralen und regionalen Entwick-
lungsbanken und Entwicklungsfonds, auch weiterhin eine ent-
scheidende Rolle bei der Deckung des Entwicklungsbedarfs
der Entwicklungs- und Transformationsländer zu spielen, so
auch nach Bedarf durch koordinierte Maßnahmen, und betont,
dass gestärkte regionale Entwicklungsbanken und subregiona-
le Finanzinstitutionen die nationalen und regionalen Entwick-
lungsanstrengungen mit flexibler finanzieller Unterstützung
flankieren und so die Eigenverantwortung und die Gesamtef-
fizienz steigern und zudem den Entwicklungsländern unter ih-
ren Mitgliedern als wichtige Quelle des Wissens und des Sach-
verstands dienen;

19. fordert die multilateralen Finanzinstitutionen auf,
sich weiter darum zu bemühen, bei der grundsatzpolitischen
Beratung und der Bereitstellung technischer Hilfe und finan-
zieller Unterstützung an die Mitgliedstaaten auf nationaler Ei-
genverantwortung beruhenden Reform- und Entwicklungs-
strategien zu folgen, den besonderen Erfordernissen und
Durchführungskapazitäten der Entwicklungs- und Transfor-
mationsländer gebührend Rechnung zu tragen und die negati-
ven Auswirkungen der Anpassungsprogramme auf die schwä-
cheren Gesellschaftsgruppen auf ein Mindestmaß zu reduzie-
ren und gleichzeitig zu bedenken, wie wichtig gleichstellungs-
orientierte Politiken und Strategien zu Gunsten der Beschäfti-
gung sowie zur Bekämpfung von Hunger und Armut sind;

20. betont, dass es in Anbetracht der negativen Auswir-
kungen unangemessener Politiken notwendig ist, die Stan-
dards der Unternehmensführung und der öffentlichen Verwal-
tung fortlaufend zu verbessern, namentlich in Bezug auf Rech-
nungslegung, Rechnungsprüfung und Maßnahmen zur Ge-
währleistung der Transparenz;

21. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen;

22. beschließt, den Unterpunkt "Internationales Finanz-
system und Entwicklung" unter dem Punkt "Fragen der ma-
kroökonomischen Politik" in die vorläufige Tagesordnung ih-
rer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

32 Siehe A/59/218 und Corr.1, Ziff. 15.
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RESOLUTION 60/187

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/486/Add.3, Ziff. 8)33.

60/187. Auslandsverschuldungskrise und Entwicklung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 58/203 vom 23. De-
zember 2003 und 59/223 vom 22. Dezember 2004 über die
Auslandsverschuldungskrise und die Entwicklung,

in Bekräftigung des auf der Internationalen Konferenz über
Entwicklungsfinanzierung verabschiedeten Konsenses von
Monterrey34, in dem anerkannt wird, dass eine nachhaltige
Schuldenfinanzierung ein wichtiges Element zur Mobilisie-
rung von Ressourcen für öffentliche und private Investitionen
ist,

unter Hinweis auf die am 8. September 2000 verabschie-
dete Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen35,

sowie unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
200536,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 57/270 B vom
23. Juni 2003,

unter Begrüßung dessen, dass der von den Entwicklungs-
ländern insgesamt zu leistende Schuldendienst im Zeitraum
von 2003 bis 2004 zurückging, was zu Verbesserungen bei
mehreren traditionellen Verschuldungsindikatoren führte37,
jedoch besorgt darüber, dass einige Entwicklungsländer mit
niedrigem und mittlerem Einkommen, die die Voraussetzun-
gen für eine Schuldenerleichterung im Rahmen der Initiative
für hochverschuldete arme Länder nicht erfüllen, nach wie vor
Schwierigkeiten haben, eine dauerhafte Lösung für die Erfül-
lung ihrer Schuldendienstverpflichtungen gegenüber dem
Ausland zu finden, was ihre nachhaltige Entwicklung beein-
trächtigen könnte,

sowie unter Begrüßung dessen, dass die Initiative für hoch-
verschuldete arme Länder diese Länder in die Lage versetzt
hat, ihre Ausgaben für das Gesundheits- und das Bildungswe-
sen sowie für andere soziale Dienste im Einklang mit den na-
tionalen Prioritäten und Entwicklungsplänen erheblich zu er-
höhen, in diesem Zusammenhang unterstreichend, dass eine
Schuldenerleichterung andere Finanzierungsquellen nicht er-
setzen darf, betonend, wie wichtig es ist, die Herausforderun-
gen derjenigen hochverschuldeten armen Länder zu bewälti-
gen, die Schwierigkeiten bei der Erreichung des Abschluss-
punkts im Rahmen der Initiative haben, und mit dem Ausdruck

ihrer Besorgnis darüber, dass sich einige hochverschuldete ar-
me Länder nach wie vor einer erheblichen Schuldenlast gegen-
übersehen und es nach dem Erreichen des Abschlusspunkts im
Rahmen der Initiative vermeiden müssen, erneut eine untrag-
bare Schuldenlast anzuhäufen,

ferner unter Begrüßung des jüngsten, von der Gruppe der
Acht abgegebenen und von den Bretton-Woods-Institutionen
auf ihren Jahrestagungen 2005 unterstützten Vorschlags, den
hochverschuldeten armen Ländern, die die erforderlichen Vor-
aussetzungen erfüllen, ihre noch ausstehenden Schulden beim
Internationalen Währungsfonds, der Internationalen Entwick-
lungsorganisation und dem Afrikanischen Entwicklungsfonds
zu 100 Prozent zu erlassen und zusätzliche Mittel zur Verfü-
gung zu stellen, um zu gewährleisten, dass die Finanzierungs-
kapazität der internationalen Finanzinstitutionen nicht verrin-
gert wird,

betonend, dass die Schuldentragfähigkeit eine wesentliche
Grundlage für Wachstum ist, und unterstreichend, wie wichtig
die Schuldentragfähigkeit für die Anstrengungen zur Errei-
chung der nationalen Entwicklungsziele, einschließlich der
Millenniums-Entwicklungsziele, ist und dass die Länder die
durch Schuldenerleichterungen, insbesondere durch Schul-
denabbau und Schuldenerlass, freigesetzten Mittel für Maß-
nahmen zur Beseitigung der Armut und zur Herbeiführung ei-
nes dauerhaften Wirtschaftswachstums und einer nachhaltigen
Entwicklung sowie zur Erreichung der international verein-
barten Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-
Entwicklungsziele, verwenden sollten,

überzeugt, dass ein verbesserter Marktzugang für Güter
und Dienstleistungen, die für die Entwicklungsländer im Hin-
blick auf die Ausfuhr von Interesse sind, erheblich zur Schul-
dentragfähigkeit in diesen Ländern beiträgt,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs38;

2. betont, dass eine rasche, wirksame, umfassende und
dauerhafte Lösung für die Schuldenprobleme der Entwick-
lungsländer von besonderer Bedeutung ist, da die Schuldenfi-
nanzierung und -erleichterung eine wichtige Quelle von Kapi-
tal für das Wirtschaftswachstum und die Entwicklung sein
kann;

3. betont außerdem, wie wichtig es ist, eine verantwort-
liche Kreditvergabe und -aufnahme zu fördern;

4. betont ferner, dass Gläubiger und Schuldner die Ver-
antwortung für die Verhütung untragbarer Verschuldungssi-
tuationen teilen müssen;

5. unterstreicht, dass die langfristige Schuldentragfä-
higkeit unter anderem vom Wirtschaftswachstum, der Mobi-
lisierung einheimischer Ressourcen und den Exportaussichten
der Schuldnerländer und damit von der Schaffung eines ent-
wicklungsfördernden Umfelds, von Fortschritten bei der Ver-
folgung einer soliden makroökonomischen Politik, einem
transparenten und wirksamen ordnungspolitischen Rahmen

33 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
34 Report of the International Conference on Financing for Development,
Monterrey, Mexico, 18-22 March 2002 (United Nations publication,
Sales No. E.02.II.A.7), Kap. I, Resolution 1, Anlage. In Deutsch verfüg-
bar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/ac198-11.pdf.
35 Siehe Resolution 55/2.
36 Siehe Resolution 60/1.
37 Siehe A/60/139, Ziff. 2 und 6. 38A/60/139.
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sowie von der erfolgreichen Überwindung von Problemen bei
der Strukturentwicklung abhängt;

6. wiederholt ihre in der Millenniums-Erklärung35 aus-
gesprochene Aufforderung an die entwickelten Länder, das
verstärkte Schuldenerleichterungsprogramm für die hochver-
schuldeten armen Länder abzuschließen und seine vollständi-
ge Finanzierung sicherzustellen, und unterstreicht in diesem
Zusammenhang, wie wichtig es ist, dass die Gläubiger voll
daran mitwirken, ihren Teil zur Durchführung der erweiterten
Initiative für hochverschuldete arme Länder beizutragen;

7. anerkennt und befürwortet die Bemühungen der
hochverschuldeten armen Länder, fordert sie auf, ihre inner-
staatlichen Politiken und ihr Wirtschaftsmanagement unter an-
derem durch Armutsbekämpfungsstrategien weiter zu verbes-
sern und ein der Entwicklung des Privatsektors, dem Wirt-
schaftswachstum und der Armutsbekämpfung förderliches in-
nerstaatliches Umfeld zu schaffen, wozu ein stabiler makro-
ökonomischer Rahmen, transparente und rechenschaftspflich-
tige Systeme für öffentliche Finanzen, ein gesundes Wirt-
schafts- und ein berechenbares Investitionsklima gehören, und
bittet in diesem Zusammenhang alle Gläubiger, private wie öf-
fentliche, diese Bemühungen zu fördern, etwa durch die wei-
tere Beteiligung an der Durchführung von Entschuldungsmaß-
nahmen im Rahmen der erweiterten Initiative für hochver-
schuldete arme Länder und die fortgesetzte Bereitstellung ei-
ner angemessenen und ausreichend konzessionären Finanzie-
rung durch die internationalen Finanzinstitutionen und die Ge-
bergemeinschaft;

8. betont, dass Schuldenerleichterungen eine entschei-
dende Rolle bei der Freisetzung von Mitteln spielen können,
die dann für Maßnahmen zur Beseitigung der Armut, zur Her-
beiführung eines dauerhaften Wirtschaftswachstums und einer
nachhaltigen Entwicklung sowie zur Erreichung der interna-
tional vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der
Millenniums-Entwicklungsziele, verwendet werden sollten,
und fordert die Länder in diesem Zusammenhang nachdrück-
lich auf, die durch Schuldenerleichterung, insbesondere durch
Schuldenabbau und Schuldenerlass, freigesetzten Mittel für
diese Ziele zu verwenden;

9. erklärt erneut, dass die Schuldentragfähigkeit vom
Zusammenwirken zahlreicher Faktoren auf internationaler
und nationaler Ebene abhängt, betont, dass die landesspezifi-
schen Gegebenheiten und die Auswirkungen externer Schocks
bei Schuldentragfähigkeitsanalysen berücksichtigt werden
sollten, unterstreicht, dass für die endgültige Beurteilung der
Schuldentragfähigkeit nicht ausschließlich ein einziger Indi-
kator herangezogen werden sollte, erkennt in diesem Zusam-
menhang zwar die Notwendigkeit an, transparente und ver-
gleichbare Indikatoren heranzuziehen, bittet jedoch gleichzei-
tig den Internationalen Währungsfonds und die Weltbank, bei
ihrer Bewertung der Schuldentragfähigkeit den grundlegen-
den Veränderungen Rechnung zu tragen, die unter anderem
durch Naturkatastrophen, Konflikte und Veränderungen der
globalen Wachstumsaussichten oder der Austauschrelationen
verursacht werden, insbesondere bei den rohstoffabhängigen
Entwicklungsländern, sowie weiter Informationen zu dieser
Frage bereitzustellen und dabei auf die bestehenden Koopera-

tionsforen, einschließlich derjenigen unter Beteiligung von
Mitgliedstaaten, zurückzugreifen;

10. bittet die Weltbank und den Internationalen Wäh-
rungsfonds erneut, die Gesamtauswirkungen der Rahmenbe-
dingungen für die Schuldentragfähigkeit der Länder mit nied-
rigem Einkommen weiter zu beobachten, fordert Transparenz
bei der Erstellung der Bewertungen der Politik und der Insti-
tutionen der einzelnen Länder und begrüßt die Absicht, die von
der Internationalen Entwicklungsorganisation erstellten lan-
desspezifischen Leistungsbewertungen, die Bestandteil des
Rahmens sind, offenzulegen;

11. begrüßt den von der Gruppe der Acht abgegebenen
und von den Bretton-Woods-Institutionen auf ihren Jahresta-
gungen 2005 unterstützten Vorschlag von Gleneagles, den
hochverschuldeten armen Ländern ihre Schulden beim Inter-
nationalen Währungsfonds, der Internationalen Entwick-
lungsorganisation und dem Afrikanischen Entwicklungsfonds
zu 100 Prozent zu erlassen, sowie die nachdrückliche Forde-
rung der Gruppe nach einer zügigen Umsetzung des Vor-
schlags durch die in Betracht kommenden multilateralen Fi-
nanzinstitutionen, begrüßt außerdem ihre weiteren Anstren-
gungen, dafür zu sorgen, dass alle notwendigen Vorkehrungen
getroffen werden, um den Vorschlag umzusetzen und sicher-
zustellen, dass alle Mittel für diesen Prozess zusätzlich zu den
Mitteln bereitgestellt werden, die der Internationalen Entwick-
lungsorganisation und dem Afrikanischen Entwicklungsfonds
bereits als Hilfe zugesagt wurden, erwartet, dass die noch ver-
bleibenden hochverschuldeten armen Länder mit untragbarer
Schuldenlast, einschließlich der Länder, die unter Zugrunde-
legung ihrer Schuldenlast Ende 2004 möglicherweise in den
Prozess der Initiative für hochverschuldete arme Länder ein-
treten, auf eine solche Behandlung Anspruch haben, sobald sie
den Abschlusspunkt erreichen, betont, dass das Kernelement
des Vorschlags darin besteht, die Schuldenerleichterungen
gänzlich durch die Geber zu finanzieren, um sicherzustellen,
dass die Finanzierungskapazität der internationalen Finanzin-
stitutionen nicht verringert wird und insbesondere die finanzi-
elle Integrität und die Kapazität der Internationalen Entwick-
lungsorganisation und der Afrikanischen Entwicklungsbank,
Entwicklungsländern auch künftig zu helfen, gewahrt bleibt,
und betont außerdem, wie wichtig es ist, dass die Länder, die
die erforderlichen Voraussetzungen erfüllen, weiter eine soli-
de Wirtschaftspolitik verfolgen und eine entsprechende wirt-
schaftliche Leistung erbringen;

12. stellt mit Besorgnis fest, dass trotz der erzielten Fort-
schritte einige Länder nach Erreichung des Abschlusspunkts
im Rahmen der Initiative für hochverschuldete arme Länder
keine dauerhafte Schuldentragfähigkeit herbeiführen konnten,
betont, wie wichtig es ist, die verantwortliche Kreditvergabe
und -aufnahme zu fördern, und dass es notwendig ist, diesen
Ländern bei der Verwaltung ihrer Kredite behilflich zu sein
und eine Anhäufung untragbarer Schulden zu vermeiden, na-
mentlich durch den Einsatz von Zuschüssen, und begrüßt in
diesem Zusammenhang die laufenden Arbeiten des Internatio-
nalen Währungsfonds und der Weltbank zur Entwicklung zu-
kunftsorientierter Rahmenbedingungen für die Schuldentrag-
fähigkeit der hochverschuldeten armen Länder und der Länder
mit niedrigem Einkommen;
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13. begrüßt es, dass die Auswahlkriterien der erweiterten
Initiative für hochverschuldete arme Länder, insbesondere für
Entwicklungsländer mit niedrigem Einkommen, die gerade
Konflikte überwunden haben und/oder von Naturkatastrophen
betroffen sind, sowie die der Schuldentragfähigkeitsanalyse
zugrunde liegenden Berechnungsverfahren und -hypothesen
weiterhin flexibel angewandt werden, und nimmt in diesem
Zusammenhang Kenntnis von den Tätigkeiten zur Ermittlung
der Länder mit niedrigem Einkommen, die Ende 2004 eine un-
tragbare Verschuldung aufwiesen, mit dem Ziel, bis Anfang
2006 die Liste der Länder fertigzustellen, die möglicherweise
die erforderlichen Voraussetzungen für die Gewährung von
Hilfe im Rahmen der Initiative für hochverschuldete arme
Länder erfüllen;

14. betont, dass der Evian-Ansatz des Pariser Clubs, den
die Gläubiger im Oktober 2003 beschlossen, auf die bilatera-
len Schulden der nicht hochverschuldeten armen Länder und
Länder mit niedrigem und mittlerem Einkommen abstellt und
dabei nicht nur die Finanzierungslücken, sondern auch die mit-
telfristige Schuldentragfähigkeit dieser Länder berücksichtigt,
und begrüßt es, dass das Ziel dieses Ansatzes darin besteht, die
Umschuldungsmaßnahmen auf den Finanzbedarf des jeweili-
gen Landes zuzuschneiden und eine langfristige Schuldentrag-
fähigkeit für die Länder sicherzustellen, die eine Politik ver-
folgen, die ihnen den Ausstieg aus den Umschuldungsmaß-
nahmen des Pariser Clubs sichert;

15. fordert die Gläubigerländer in diesem Zusammen-
hang auf, auch weiterhin dafür zu sorgen, dass auf den Einzel-
fall zugeschnittene Umschuldungsmaßnahmen nur bei unmit-
telbar drohendem Verzug gewährt und von den Schuldnerlän-
dern nicht als Alternative zu teureren Finanzierungsquellen
angesehen werden und dass sie den Gegebenheiten jedes ein-
zelnen Landes, den Schwächen seines Finanzsystems und dem
Ziel der Förderung einer langfristigen Schuldentragfähigkeit
Rechnung tragen, wobei zu betonen ist, dass Gläubiger und
Schuldner gemeinsam die Verantwortung für die rechtzeitige
und effiziente Verhütung und Überwindung untragbarer Ver-
schuldungssituationen übernehmen müssen;

16. anerkennt die laufenden Arbeiten an einem umfas-
senderen Konzept für die Umstrukturierung staatlicher Schul-
den, unterstützt die zunehmende Verwendung von Umschul-
dungsklauseln bei der Emission internationaler Anleihen,
nimmt Kenntnis von den Arbeiten zu Fragen im Zusammen-
hang mit internationalen Mechanismen für Schieds- und Ver-
mittlungsverfahren und begrüßt die Anstrengungen der Emis-
sionsländer und der Gläubiger aus dem Privatsektor, einen
breiteren Konsens über die Grundsätze für stabile Kapitalströ-
me und faire Umschuldung in Schwellenländern herbeizufüh-
ren, die zu einer verstärkten Krisenprävention und einer höhe-
ren Planungssicherheit bei der Krisenbewältigung beitragen
könnten, eingedenk der Notwendigkeit, eine Notfinanzierung
in Krisenzeiten nicht auszuschließen, eine faire Lastenteilung
zu fördern und das Risiko fahrlässigen Verhaltens zu minimie-
ren;

17. betont, dass eine Lösung für die Schuldenprobleme
der Entwicklungsländer mit niedrigem und mittlerem Einkom-
men gefunden werden muss, die eine untragbare Schuldenlast

aufweisen und die erforderlichen Voraussetzungen für die Ge-
währung von Hilfe im Rahmen der Initiative für hochverschul-
dete arme Länder nicht erfüllen, bittet in diesem Zusammen-
hang die Gläubiger und die Schuldner, nach Bedarf und dem
Einzelfall angemessen auch weiterhin Mechanismen zur Er-
leichterung der Schuldenlast dieser Länder, wie beispielsweise
Schuldenumwandlung, einzusetzen, und betont außerdem,
dass dies ohne eine Verringerung der für die öffentliche Ent-
wicklungshilfe bereitgestellten Mittel erreicht werden sollte,
wobei die finanzielle Integrität der multilateralen Finanzinsti-
tutionen gewahrt bleiben muss;

18. nimmt Kenntnis von den jüngsten Erörterungen und
Analysen des Pariser Clubs zu dem Vorschlag über eine Um-
wandlung von Schulden in Beteiligungen bei Projekten zur Er-
reichung der Millenniums-Entwicklungsziele;

19. bittet die Geberländer, unter Berücksichtigung der
landesspezifischen Schuldentragfähigkeitsanalysen ihre Be-
mühungen um die Aufstockung der bilateralen Zuschüsse für
Entwicklungsländer als möglichen Beitrag zur mittel- bis lang-
fristigen Schuldentragfähigkeit fortzusetzen, und erkennt an,
dass die Länder in der Lage sein müssen, unter Aufrecht-
erhaltung der Schuldentragfähigkeit Investitionen zu tätigen,
unter anderem in das Gesundheits- und das Bildungswesen;

20. begrüßt die Bemühungen der internationalen Ge-
meinschaft um Flexibilität und betont die Notwendigkeit, die-
se Bemühungen fortzusetzen, wenn es darum geht, den Ent-
wicklungsländern in Postkonfliktsituationen, insbesondere
denjenigen, die hochverschuldet und arm sind, bei ersten Wie-
deraufbaumaßnahmen im Hinblick auf ihre wirtschaftliche
und soziale Entwicklung behilflich zu sein;

21. begrüßt außerdem die Bemühungen der Gläubiger,
im Einzelfall flexibel auf die verschuldungsbezogenen Anlie-
gen der Entwicklungsländer einzugehen, die von Naturkata-
strophen betroffen sind;

22. begrüßt ferner die Anstrengungen der internationa-
len Gemeinschaft und fordert sie ferner auf, den Aufbau insti-
tutioneller Kapazitäten zur Bewirtschaftung finanzieller Ver-
mögenswerte und Verbindlichkeiten in den Entwicklungslän-
dern und den Transformationsländern zu unterstützen und das
nachhaltige Schuldenmanagement als festen Bestandteil na-
tionaler Entwicklungsstrategien zu stärken;

23. bittet die Handels- und Entwicklungskonferenz der
Vereinten Nationen, den Internationalen Währungsfonds und
die Weltbank, in Zusammenarbeit mit den Regionalkommis-
sionen, Entwicklungsbanken und anderen zuständigen multi-
lateralen Finanzinstitutionen ihre Kooperation bei Kapazitäts-
aufbaumaßnahmen auf dem Gebiet des Schuldenmanage-
ments in Entwicklungsländern fortzusetzen;

24. fordert alle Mitgliedstaaten sowie das System der
Vereinten Nationen auf und bittet die Bretton-Woods-Institu-
tionen sowie den Privatsektor, geeignete Maßnahmen und In-
itiativen zu ergreifen, um die Verpflichtungen, Übereinkünfte
und Beschlüsse der großen Konferenzen und Gipfeltreffen der
Vereinten Nationen, insbesondere soweit sie die Frage des
Auslandsverschuldungsproblems der Entwicklungsländer be-
treffen, umzusetzen;
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25. nimmt Kenntnis von dem Beitrag der von dem Büro
für Entwicklungsfinanzierung der Sekretariats-Hauptabtei-
lung Wirtschaftliche und Soziale Angelegenheiten veranstal-
teten Multi-Interessenträger-Dialoge über staatliche Schul-
den;

26. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen, der eine um-
fassende und sachbezogene Analyse der Auslandsverschul-
dungs- und Schuldendienstprobleme der Entwicklungsländer
einschließt;

27. beschließt, den Unterpunkt "Auslandsverschul-
dungskrise und Entwicklung" unter dem Punkt "Fragen der
makroökonomischen Politik" in die vorläufige Tagesordnung
ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/188

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/487, Ziff. 14)39.

60/188. Weiterverfolgung und Umsetzung der Ergebnisse
der Internationalen Konferenz über Entwick-
lungsfinanzierung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf die vom 18. bis 22. März 2002 in Mon-
terrey (Mexiko) abgehaltene Internationale Konferenz über
Entwicklungsfinanzierung und auf ihre Resolutionen
56/210 B vom 9. Juli 2002, 57/250 vom 20. Dezember 2002,
57/270 B vom 23. Juni 2003, 57/272 und 57/273 vom 20. De-
zember 2002, 58/230 vom 23. Dezember 2003 und 59/225
vom 22. Dezember 2004 sowie die Resolutionen des Wirt-
schafts- und Sozialrats 2002/34 vom 26. Juli 2002, 2003/47
vom 24. Juli 2003 und 2004/64 vom 16. September 2004,

Kenntnis nehmend von den Berichten des Generalsekretärs
über die Weiterverfolgung und Umsetzung der Ergebnisse der
Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung,
die in Zusammenarbeit mit den wichtigsten institutionellen In-
teressenträgern erstellt wurden40,

sowie Kenntnis nehmend von den anderen einschlägigen
Berichten des Generalsekretärs über die Weiterverfolgung und
Umsetzung der Ergebnisse der Internationalen Konferenz über
Entwicklungsfinanzierung41,

nach Behandlung des World Economic and Social Survey
2005: Financing for Development (Welt-Wirtschafts- und So-
zialüberblick 2005: Entwicklungsfinanzierung)42,

unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 200543,

nach Behandlung der vom Präsidenten des Wirtschafts-
und Sozialrats vorgelegten Zusammenfassung der am
18. April 2005 in New York auf hoher Ebene abgehaltenen
Sondertagung des Rates mit den Bretton-Woods-Institutionen,
der Welthandelsorganisation und der Handels- und Entwick-
lungskonferenz der Vereinten Nationen44,

unter Begrüßung des am 27. und 28. Juni 2005 in New
York abgehaltenen Dialogs auf hoher Ebene über Entwick-
lungsfinanzierung und der am 14. September 2005 im Rahmen
der Plenartagung der Generalversammlung auf hoher Ebene
abgehaltenen gesonderten Sitzung über Entwicklungsfinan-
zierung,

nach Behandlung der vom Präsidenten der Generalver-
sammlung vorgelegten Zusammenfassung des Dialogs auf ho-
her Ebene über Entwicklungsfinanzierung45,

in Bekräftigung des Bekenntnisses zu der in der Millen-
niums-Erklärung der Vereinten Nationen46, dem Konsens von
Monterrey der Internationalen Konferenz über Entwicklungs-
finanzierung47, dem Durchführungsplan des Weltgipfels für
nachhaltige Entwicklung ("Durchführungsplan von Johannes-
burg")48 und dem Ergebnis des Weltgipfels 2005 beschriebe-
nen weltweiten Entwicklungspartnerschaft,

erneut erklärend, dass jedes Land die Hauptverantwortung
für die eigene Entwicklung übernehmen muss und dass die
Rolle der nationalen Politiken und Entwicklungsstrategien bei
der Herbeiführung einer nachhaltigen Entwicklung nicht ge-
nügend betont werden kann, sowie anerkennend, dass die na-
tionalen Anstrengungen durch unterstützende globale Pro-
gramme, Maßnahmen und Politiken ergänzt werden sollten,
mit dem Ziel, die Entwicklungschancen der Entwicklungslän-
der zu vergrößern, wobei die jeweiligen nationalen Gegeben-
heiten zu berücksichtigen sind und die Achtung der nationalen
Trägerschaft, der nationalen Strategien und der nationalen
Souveränität zu gewährleisten ist,

in Anerkennung der laufenden internationalen Bemühun-
gen, Beiträge und Erörterungen, wie beispielsweise der Initia-
tive "Aktion gegen Hunger und Armut", die darauf gerichtet
sind, im Kontext der Weiterverfolgung der Internationalen
Konferenz über Entwicklungsfinanzierung mögliche innova-
tive und zusätzliche Wege der Entwicklungsfinanzierung aus
allen öffentlichen und privaten in- und ausländischen Quellen
zu ermitteln und zu erschließen, die die aus traditionellen Fi-
nanzierungsquellen stammenden Mittel erhöhen und ergän-

39 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
40 A/59/822 und A/60/289.
41 A/59/800, A/59/855 und A/60/289/Add.1.
42 United Nations publication, Sales No. E.05.II.C.1.
43 Siehe Resolution 60/1.

44 A/59/823-E/2005/69.
45 A/60/219.
46 Siehe Resolution 55/2.
47 Report of the International Conference on Financing for Development,
Monterrey, Mexico, 18-22 March 2002 (United Nations publication,
Sales No. E.02.II.A.7), Kap. I, Resolution 1, Anlage. In Deutsch verfüg-
bar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/ac198-11.pdf.
48 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations pub-
lication, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
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zen, sowie sich dessen bewusst, dass manche dieser Finanzie-
rungsquellen und deren Nutzung der einzelstaatlichen Souve-
ränität unterstehen,

unterstreichend, dass die steigende Interdependenz der
Volkswirtschaften in einer zunehmend globalen Welt und die
Entwicklung regelgestützter Ordnungsrahmen für die interna-
tionalen Wirtschaftsbeziehungen dazu geführt haben, dass der
Handlungsspielraum für nationale Wirtschaftspolitik, das
heißt der Wirkungsbereich innerstaatlicher Politiken, insbe-
sondere in den Bereichen Handel, Investitionen und industri-
elle Entwicklung, jetzt oft durch internationale Disziplinen,
Verpflichtungen und Weltmarkterwägungen eingegrenzt
wird, dass es Sache jeder Regierung ist, die mit der Akzeptanz
internationaler Regeln und Verpflichtungen verbundenen
Vorteile mit den Nachteilen aus dem Verlust politischen Hand-
lungsspielraums abzuwägen, und dass es für die Entwick-
lungsländer eingedenk der Entwicklungsziele besonders wich-
tig ist, dass alle Länder der Notwendigkeit eines angemesse-
nen Gleichgewichts zwischen nationalem politischem Hand-
lungsspielraum und internationalen Disziplinen und Ver-
pflichtungen Rechnung tragen,

unter erneutem Hinweis auf die Notwendigkeit, die auf der
Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung ab-
gegebenen Zusagen und erzielten Vereinbarungen vollständig
umzusetzen und darauf aufzubauen, und in Anbetracht der en-
gen Verbindung zwischen der Entwicklungsfinanzierung und
der Erreichung der international vereinbarten Entwicklungs-
ziele, einschließlich der Millenniums-Entwicklungsziele,

unter Begrüßung der jüngsten Beschlüsse, Zusagen und
Vorschläge, die in dieser Hinsicht getroffen beziehungsweise
abgegeben wurden, um die auf der Internationalen Konferenz
über Entwicklungsfinanzierung abgegebenen Zusagen und er-
zielten Vereinbarungen umzusetzen und darauf aufzubauen,

1. unterstreicht im Einklang mit dem Konsens von
Monterrey47

a) die Wichtigkeit der Verwirklichung der Verpflich-
tung auf solide Politiken, gute Ordnungspolitik auf allen Ebe-
nen und die Herrschaft des Rechts;

b) die Wichtigkeit der Verwirklichung der Verpflich-
tung auf die Schaffung eines förderlichen Umfelds für die Mo-
bilisierung einheimischer Ressourcen sowie die Wichtigkeit
einer soliden Wirtschaftspolitik, stabiler demokratischer Insti-
tutionen, die auf die Bedürfnisse der Menschen eingehen, und
einer verbesserten Infrastruktur als Grundlage für ein dauer-
haftes Wirtschaftswachstum, die Armutsbeseitigung und die
Schaffung von Arbeitsplätzen;

c) die Wichtigkeit der Verwirklichung der Verpflich-
tung auf eine Verbesserung der Kohärenz und Stimmigkeit des
internationalen Währungs-, Finanz- und Handelssystems zur
Ergänzung nationaler Entwicklungsanstrengungen;

2. begrüßt die Anstrengungen der Entwicklungsländer
zur Verabschiedung und Umsetzung nationaler Entwicklungs-
strategien mit dem Ziel, ihre nationalen Entwicklungsprioritä-
ten und die international vereinbarten Entwicklungsziele, ein-

schließlich der Millenniums-Entwicklungsziele, zu verwirkli-
chen, bekräftigt im Hinblick auf die Länder, die dies noch nicht
getan haben, den Beschluss, solche Strategien bis 2006 zu ver-
abschieden und umzusetzen, und bekräftigt außerdem den Be-
schluss, diese Anstrengungen zu unterstützen, wie im Ergebnis
des Weltgipfels 200543 vorgesehen, namentlich durch eine Er-
höhung der Mittel; 

3. betont die Wichtigkeit eines universalen, regelge-
stützten, offenen, nichtdiskriminierenden und gerechten mul-
tilateralen Handelssystems und einer sinnvollen Handelslibe-
ralisierung, die bedeutsame Antriebsfaktoren für die weltweite
Entwicklung darstellen und so Ländern aller Entwicklungsstu-
fen zugute kommen können, bekräftigt in dieser Hinsicht ihre
Entschlossenheit, den Handel zu liberalisieren und sicherzu-
stellen, dass er in vollem Maße zur Förderung des Wirtschafts-
wachstums, der Beschäftigung und der Entwicklung für alle
beiträgt, begrüßt daher die Beschlüsse der Welthandelsorga-
nisation, die darauf gerichtet sind, die Bedürfnisse und Inter-
essen der Entwicklungsländer in den Mittelpunkt ihres Ar-
beitsprogramms zu stellen, und verpflichtet sich zu ihrer Um-
setzung und unterstreicht in dieser Hinsicht, wie wichtig es ist,
die Entwicklungsdimension des Arbeitsprogramms von
Doha49 zu verwirklichen und die Doha-Runde so bald wie
möglich erfolgreich abzuschließen;

4. stellt fest, dass ausländische Direktinvestitionen zwar
eine wichtige Quelle für die Entwicklungsfinanzierung dar-
stellen, dass der Zufluss dieser Mittel in die Entwicklungs- und
Transformationsländer jedoch weiterhin unausgewogen ist,
und fordert in dieser Hinsicht die entwickelten Länder auf, in
den Ursprungsländern weiterhin Maßnahmen zu entwickeln,
die den Zufluss ausländischer Direktinvestitionen fördern und
erleichtern, unter anderem durch die Bereitstellung von Ex-
portkrediten und anderen Darlehensinstrumenten, Risiko-
garantien und Diensten für die Unternehmensentwicklung,
und fordert die Entwicklungs- und Transformationsländer auf,
sich weiter um förderliche einheimische Rahmenbedingungen
für Investitionen zu bemühen, unter anderem durch die Schaf-
fung eines transparenten, stabilen und berechenbaren Investi-
tionsklimas, zu dem auch eine funktionierende Vertragsdurch-
setzung und die Achtung der Eigentumsrechte gehören;

5. bekräftigt den Konsens von Monterrey und erkennt
an, dass die Mobilisierung von Finanzmitteln zu Gunsten der
Entwicklung und die wirksame Verwendung dieser Mittel in
den Entwicklungs- und Transformationsländern zentrale Be-
standteile einer weltweiten Entwicklungspartnerschaft zu
Gunsten der Erreichung der international vereinbarten Ent-
wicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwick-
lungsziele, sind. In dieser Hinsicht

a) begrüßt sie es, dass als Folge der Aufstellung von
Zeitplänen durch viele entwickelte Länder erhöhte Mittel zur
Verfügung stehen werden, um den Zielwert von 0,7 Prozent
des Bruttosozialprodukts für die öffentliche Entwicklungshil-
fe bis 2015 und mindestens 0,5 Prozent bis 2010 zu erreichen

49 Siehe A/C.2/56/7, Anlage.
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und gemäß dem Brüsseler Aktionsprogramm für die am we-
nigsten entwickelten Länder für die Dekade 2001-201050 für
diese Länder den Zielwert von 0,15 bis 0,20 Prozent bis spä-
testens 2010 zu erreichen, und fordert die entwickelten Länder,
die dies nicht bereits getan haben, nachdrücklich auf, im Ein-
klang mit ihren Verpflichtungen konkrete Anstrengungen in
dieser Hinsicht zu unternehmen;

b) erkennt sie an, wie wichtig die öffentliche Entwick-
lungshilfe als eine bedeutende Quelle der Entwicklungsfinan-
zierung für viele Entwicklungsländer ist, betont, dass sich die
Erhöhung der öffentlichen Entwicklungshilfe in einer tatsäch-
lichen Erhöhung der Mittel für nationale Entwicklungsstrate-
gien zur Verwirklichung der nationalen Entwicklungsprioritä-
ten der Entwicklungsländer und der international vereinbarten
Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwick-
lungsziele, niederschlagen muss, unter Berücksichtigung der
Notwendigkeit der Berechenbarkeit der Mittel, gegebenen-
falls unter Einschluss von Haushaltsunterstützungsmechanis-
men, begrüßt die jüngsten Bemühungen und Initiativen zur
Verbesserung der Qualität und zur Erhöhung der Wirksamkeit
der Hilfe, namentlich die Erklärung von Paris über die Wirk-
samkeit der Entwicklungszusammenarbeit, beschließt, kon-
krete, wirksame und rechtzeitige Maßnahmen zur Erfüllung
aller vereinbarten Verpflichtungen betreffend die Wirksam-
keit der Hilfe zu ergreifen, mit klarer Überwachung und klaren
Fristen, namentlich durch eine weitere Anpassung der Hilfe an
die Strategien der Länder, den Aufbau institutioneller Kapazi-
täten, die Senkung der Transaktionskosten und die Beseiti-
gung bürokratischer Verfahren, die Erzielung von Fortschrit-
ten hinsichtlich der Aufhebung der Bindung der Entwick-
lungshilfe, die Verbesserung der Absorptionsfähigkeit und des
Finanzmanagements der Empfängerländer und die verstärkte
Betonung der Ergebnisse der Entwicklung, und befürwortet
die möglichst breite künftige Mitarbeit der Entwicklungslän-
der hinsichtlich der Wirksamkeit der Hilfe;

c) erkennt sie an, wie wichtig es ist, innovative Quellen
der Entwicklungsfinanzierung zu erschließen, vorausgesetzt,
dass diese den Entwicklungsländern keine übermäßige Last
aufbürden, stellt fest, dass einige Länder die Internationale Fi-
nanzfazilität umsetzen werden, einige Länder das Pilotprojekt
der Fazilität für Immunisierungen in die Wege geleitet haben
und einige Länder in naher Zukunft unter Gebrauch ihrer na-
tionalen Befugnisse einen "Solidaritätsbeitrag" auf Flugtickets
erheben werden, um Entwicklungsprojekte finanzieren zu
können, und stellt fest, dass andere Länder derzeit prüfen, ob
und in welchem Umfang sie sich an diesen Initiativen beteili-
gen werden;

d) erkennt sie die diesbezüglich erzielten Fortschritte an
und beschließt, die Frage innovativer Wege der Entwicklungs-
finanzierung aus allen öffentlichen und privaten in- und aus-
ländischen Quellen weiter zu prüfen;

e) betont sie die wichtige Rolle von Kleinstkrediten und
Mikrofinanzierung bei der Beseitigung der Armut, hebt her-

vor, dass die Begehung des Jahres 2005 als Internationales Jahr
der Kleinstkredite eine bedeutende Gelegenheit geboten hat,
die Öffentlichkeit zu sensibilisieren, bewährte Verfahrenswei-
sen auszutauschen und diejenigen Finanzsektoren weiter zu
stärken, die in allen Ländern nachhaltige Finanzdienstleistun-
gen zu Gunsten der Armen unterstützen, fordert die Mitglied-
staaten in dieser Hinsicht nachdrücklich auf, die besten Ver-
fahrensweisen in Maßnahmen umzusetzen, und bittet die in-
ternationale Gemeinschaft, einschließlich des Systems der
Vereinten Nationen, die durch das Internationale Jahr erzeugte
Dynamik zu nutzen; 

f) erkennt sie die unverzichtbare Rolle an, die der Pri-
vatsektor bei der Mobilisierung neuer Investitionen, bei der
Schaffung von Arbeitsplätzen und bei der Entwicklungsfinan-
zierung spielen kann;

6. betont, wie wichtig die im Konsens von Monterrey
genannten Investitionen in die wirtschaftliche und soziale Ba-
sisinfrastruktur sind, stellt fest, dass eine Ausweitung der In-
frastrukturinvestitionen zusammen mit robusten Gesundheits-
und Bildungsprogrammen ein Schlüsselelement für schnelle-
res Wachstum und raschere Fortschritte bei der Armutsmin-
derung ist, fordert in dieser Hinsicht eine weitere Vertiefung
und Erweiterung der Unterstützung für die Erbringung von In-
frastrukturdienstleistungen und die Beseitigung von Hinder-
nissen, um dem Bedarf der Entwicklungsländer im Einklang
mit den jeweiligen nationalen Entwicklungsstrategien gerecht
zu werden, begrüßt die Fortschritte der Weltbankgruppe im
Hinblick auf die Stärkung öffentlich-privater Partnerschaften,
mit dem Ziel, Investitionen zu mobilisieren und damit größt-
mögliche Wirkung zu erzielen, so auch im Rahmen des neu
eingerichteten Infrastrukturkonsortiums für Afrika, und
nimmt Kenntnis von den einschlägigen Arbeiten der Welt-
bank, namentlich von ihren Plänen, dem Entwicklungsaus-
schuss einen Fortschrittsbericht über die Wirkung von Haus-
haltsspielräumen auf das Wachstum und die Erreichung der
Millenniums-Entwicklungsziele vorzulegen; 

7. betont, dass eine rasche, wirksame, umfassende und
dauerhafte Lösung für die Schuldenprobleme der Entwick-
lungsländer von hoher Bedeutung ist, da die Schuldenfinan-
zierung und -erleichterung eine wichtige Quelle von Kapital
für Wirtschaftswachstum und Entwicklung sein kann, und be-
tont außerdem, dass Gläubiger und Schuldner die Verantwor-
tung für die Verhütung untragbarer Verschuldungssituationen
teilen müssen;

8. begrüßt in dieser Hinsicht den jüngsten, auf den Jah-
restagungen der Bretton-Woods-Institutionen im Jahr 2005
gebilligten Vorschlag der Gruppe der Acht, den hochverschul-
deten armen Ländern, die die erforderlichen Voraussetzungen
erfüllen, ihre noch ausstehenden Schulden beim Internationa-
len Währungsfonds, der Internationalen Entwicklungsorgani-
sation und dem Afrikanischen Entwicklungsfonds zu 100 Pro-
zent zu erlassen und zusätzliche Mittel zur Verfügung zu stel-
len, um zu gewährleisten, dass die Finanzierungskapazität der
internationalen Finanzinstitutionen nicht verringert wird;

9. unterstreicht, dass die Korruption auf allen Ebenen
ein schwerwiegendes Hemmnis für die Entwicklung und für50 A/CONF.191/13, Kap. II.
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die wirksame Mobilisierung und Veranschlagung von Res-
sourcen darstellt, bekräftigt die in dem Konsens von Monter-
rey eingegangene Verpflichtung, den Kampf gegen die Kor-
ruption auf allen Ebenen zur vorrangigen Aufgabe zu machen,
begrüßt in dieser Hinsicht das Inkrafttreten des Übereinkom-
mens der Vereinten Nationen gegen Korruption51 am 14. De-
zember 2005 und bittet alle Mitgliedstaaten und die entspre-
chend ermächtigten Organisationen der regionalen Wirt-
schaftsintegration erneut, das Übereinkommen möglichst bald
zu ratifizieren beziehungsweise ihm beizutreten und es vollin-
haltlich durchzuführen; 

10. erkennt die Arbeit an, die das Sekretariats-Büro für
Entwicklungsfinanzierung im Rahmen seines Mandats bei der
Organisation von Arbeitsseminaren, Interessengruppen-Kon-
sultationen, Podiumsdiskussionen und anderen Aktivitäten
leistet, um die Mitgliedstaaten besser in die Lage zu versetzen,
ihren im Konsens von Monterrey eingegangenen Verpflich-
tungen nachzukommen, und ersucht das Büro, seine Arbeit auf
diesem Gebiet in Zusammenarbeit mit Sachverständigen aus
dem öffentlichen und dem privaten Sektor, akademischen
Kreisen und der Zivilgesellschaft fortzusetzen; 

11. ersucht den Generalsekretär erneut, sich mit dem Ge-
neraldirektor der Welthandelsorganisation ins Benehmen zu
setzen, um die bestehende Zusammenarbeit der beiden Orga-
nisationen in Fragen der Entwicklungsfinanzierung auszuwei-
ten und auf den bei den Vorbereitungen für die Internationale
Konferenz über Entwicklungsfinanzierung im Jahr 2002 ver-
wendeten Ad-hoc-Modalitäten für das Zusammenwirken zwi-
schen den Vereinten Nationen und der Welthandelsorganisa-
tion aufzubauen, indem die durch den bestehenden Koopera-
tionsrahmen bereits gegebenen Möglichkeiten besser genutzt
werden;

12. beschließt, im Einklang mit Ziffer 73 des Konsenses
von Monterrey im Jahr 2008 oder 2009 eine internationale Fol-
gekonferenz über Entwicklungsfinanzierung abzuhalten, um
die Umsetzung des Konsenses von Monterrey zu überprüfen;

13. begrüßt das Angebot der Regierung Katars, die Kon-
ferenz auszurichten;

14. beschließt, dass die Überprüfungskonferenz entspre-
chend der Resolution 57/270 B der Generalversammlung dazu
dienen soll, die erzielten Fortschritte zu bewerten, die Ziele
und Verpflichtungen zu bekräftigen, die besten Verfahrens-
weisen und die gewonnenen Erkenntnisse auszutauschen so-
wie die angetroffenen Hindernisse und Zwänge, die Maßnah-
men und Initiativen zu ihrer Überwindung und wichtige Maß-
nahmen zur weiteren Umsetzung ebenso wie neue Herausfor-
derungen und Themen aufzuzeigen;

15. beschließt außerdem, den Vorbereitungsprozess, ein-
schließlich eines Beschlusses über den genauen Termin der
Konferenz, auf ihrer einundsechzigsten Tagung einzuleiten;

16. beschließt ferner, von den bestehenden institutionel-
len Regelungen zur Überprüfung der Umsetzung des Konsen-
ses von Monterrey gemäß Ziffer 69 des Konsenses von Mon-
terrey und entsprechend der Resolution 57/270 B der General-
versammlung weiterhin vollen Gebrauch zu machen, darunter
von den von der Generalversammlung veranstalteten Dialogen
auf hoher Ebene und den Frühjahrstagungen des Wirtschafts-
und Sozialrats mit den Bretton-Woods-Institutionen, der Welt-
handelsorganisation und der Handels- und Entwicklungskon-
ferenz der Vereinten Nationen;

17. unterstreicht, wie wichtig es ist, dass sich alle maß-
geblichen Interessenträger auf allen Ebenen in vollem Umfang
an der Umsetzung des Konsenses von Monterrey beteiligen,
und betont außerdem, wie wichtig ihre volle Teilnahme am
Monterrey-Folgeprozess ist, im Einklang mit der Geschäfts-
ordnung der Generalversammlung, insbesondere den bei der
Konferenz und ihrem Vorbereitungsprozess angewandten Ak-
kreditierungsverfahren und Teilnahmemodalitäten;

18. beschließt, den Punkt "Weiterverfolgung und Umset-
zung der Ergebnisse der Internationalen Konferenz über Ent-
wicklungsfinanzierung" in die vorläufige Tagesordnung ihrer
einundsechzigsten Tagung aufzunehmen, und ersucht den Ge-
neralsekretär, unter diesem Tagesordnungspunkt eine jährli-
che analytische Bewertung des Standes der Umsetzung des
Konsenses von Monterrey sowie dieser Resolution vorzule-
gen, die in voller Zusammenarbeit mit den wichtigsten insti-
tutionellen Interessenträgern zu erstellen ist.

RESOLUTION 60/189

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/488, Ziff. 25)52.

60/189. Bericht des Verwaltungsrats des Umweltpro-
gramms der Vereinten Nationen über seine drei-
undzwanzigste Tagung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 2997 (XXVII) vom
15. Dezember 1972, 53/242 vom 28. Juli 1999, 56/193 vom
21. Dezember 2001, 57/251 vom 20. Dezember 2002, 58/209
vom 23. Dezember 2003 und 59/226 vom 22. Dezember 2004,

unter Berücksichtigung der Agenda 2153 und des Durch-
führungsplans des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung
("Durchführungsplan von Johannesburg")54,

51 Resolution 58/4, Anlage. Deutsche Übersetzung: öBGBl. III
Nr. 47/2006.

52 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
53 Report of the United Nations Conference on Environment and Develop-
ment, Rio de Janeiro, 3-14 June 1992, Vol. I, Resolutions Adopted by the
Conference (United Nations publication, Sales No. E.93.I.8 und Korri-
gendum), Resolution 1, Anlage II. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/agenda21/agenda_21.pdf.
54 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations pub-
lication, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
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in Bekräftigung der Rolle des Umweltprogramms der Ver-
einten Nationen als Hauptorgan für Umweltfragen innerhalb
des Systems der Vereinten Nationen, das im Rahmen seines
Mandats die Bedürfnisse der Entwicklungs- und Transforma-
tionsländer im Hinblick auf eine nachhaltige Entwicklung be-
rücksichtigen soll,

sowie in Bekräftigung dessen, dass der Kapazitätsaufbau
und die Technologieunterstützung für Entwicklungs- und
Transformationsländer in den mit der Umwelt zusammenhän-
genden Bereichen wichtige Bestandteile der Tätigkeit des Um-
weltprogramms der Vereinten Nationen sind,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Verwaltungs-
rats des Umweltprogramms der Vereinten Nationen über seine
dreiundzwanzigste Tagung55 und den darin enthaltenen Be-
schlüssen;

2. stellt fest, dass der Verwaltungsrat auf seiner dreiund-
zwanzigsten Tagung die in seinem Beschluss SS.VII/156 ent-
haltenen Empfehlungen betreffend eine internationale Um-
weltordnung in allen Teilen erörtert hat, und nimmt davon
Kenntnis, dass die Berichterstattung über eine internationale
Umweltordnung auf der Tagesordnung seiner neunten Sonder-
tagung steht;

3. begrüßt die Verabschiedung des Strategieplans von
Bali für Technologieunterstützung und Kapazitätsaufbau57,
fordert die Verstärkung der laufenden Anstrengungen zur Um-
setzung des Strategieplans im Hinblick auf die Mobilisierung
ausreichender Mittel aus allen Quellen und die Verstärkung
der Zusammenarbeit zwischen dem Umweltprogramm der
Vereinten Nationen und anderen Interessenträgern auf der
Grundlage ihrer jeweiligen komparativen Vorteile und bittet
die Regierungen und sonstigen Interessenträger, die dazu in
der Lage sind, die notwendige Finanzierung und technische
Hilfe für seine volle Umsetzung bereitzustellen;

4. begrüßt außerdem die fortwährenden Anstrengun-
gen, die das Umweltprogramm der Vereinten Nationen über
die gemeinsame Gruppe Umwelt des Umweltprogramms der
Vereinten Nationen und des Amtes für die Koordinierung hu-
manitärer Angelegenheiten und unter Berücksichtigung des
jeweiligen Mandats der zuständigen Stellen der Vereinten Na-
tionen unternimmt, um die Gegenmaßnahmen bei Umweltnot-
fällen sowie den vorbeugenden Katastrophenschutz, die Vor-
bereitung auf Katastrophenfälle und die Frühwarnsysteme zu
stärken;

5. betont, dass das Umweltprogramm der Vereinten Na-
tionen im Rahmen seines Mandats weiter auf allen Ebenen
Beiträge zu Programmen zu Gunsten einer nachhaltigen Ent-
wicklung, zur Umsetzung der Agenda 2153 und des Durchfüh-
rungsplans von Johannesburg54 sowie zu der Arbeit der Kom-

mission für Nachhaltige Entwicklung unter Berücksichtigung
ihres Mandats leisten muss;

6. anerkennt die Notwendigkeit, die wissenschaftlichen
Grundlagen des Umweltprogramms der Vereinten Nationen
zu stärken, wie von dem zwischenstaatlichen Konsultations-
prozess über die Stärkung der wissenschaftlichen Grundlagen
des Programms empfohlen, und namentlich die wissenschaft-
liche Kapazität der Entwicklungs- und Transformationsländer
unter anderem durch die Bereitstellung ausreichender Finanz-
mittel zu erhöhen;

7. erinnert an den Beschluss der Mitgliedstaaten, die
umweltgerechte Behandlung von Chemikalien und gefährli-
chen Abfällen während ihres gesamten Lebenszyklus zu för-
dern, im Einklang mit der Agenda 21 und dem Durchführungs-
plan von Johannesburg, und darauf hinzuwirken, dass Chemi-
kalien spätestens 2020 derart verwendet und hergestellt wer-
den, dass signifikante schädliche Auswirkungen auf die
menschliche Gesundheit und die Umwelt schließlich auf ein
Mindestmaß beschränkt bleiben, unter Einsatz transparenter
und wissenschaftlich gestützter Risikobewertungs- und Risi-
komanagementverfahren sowie durch die Annahme und Um-
setzung eines freiwilligen strategischen Ansatzes zur interna-
tionalen Behandlung von Chemikalien, und die Entwicklungs-
länder bei der Stärkung ihrer Fähigkeiten zur umweltgerechten
Behandlung von Chemikalien und gefährlichen Abfällen zu
unterstützen, indem gegebenenfalls technische und finanzielle
Hilfe gewährt wird;

8. fordert das Umweltprogramm der Vereinten Natio-
nen auf, gemäß den Ergebnissen der vom 10. bis 14. Januar
2005 in Port Louis abgehaltenen Internationalen Tagung zur
Überprüfung der Umsetzung des Aktionsprogramms für die
nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaaten unter den
Entwicklungsländern58 seine Aktivitäten im Zusammenhang
mit kleinen Inselentwicklungsländern im Rahmen seines Man-
dats fortzusetzen;

9. betont, dass die Koordinierung und Zusammenarbeit
zwischen den zuständigen Organisationen der Vereinten Na-
tionen bei der Förderung der Umweltaspekte der nachhaltigen
Entwicklung weiter verstärkt werden muss, und begrüßt die
weitere aktive Beteiligung des Umweltprogramms der Verein-
ten Nationen an der Gruppe der Vereinten Nationen für Ent-
wicklungsfragen;

10. begrüßt die Fortschritte bei der Umsetzung der Be-
stimmungen in Abschnitt III.B des Anhangs des Beschlusses
SS.VII/1 des Verwaltungsrats betreffend die Stärkung der Rol-
le und der Finanzlage des Umweltprogramms der Vereinten
Nationen, einschließlich einer beträchtlichen Erhöhung der
Zahl der Geber und einer Steigerung der Gesamtbeitragssum-
me zum Umweltfonds, und stellt in diesem Zusammenhang

55 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 25 und Addendum (A/60/25 und Add.1).
56 Ebd., Fifty-seventh Session, Supplement No. 25 (A/57/25), Anhang I.
57 UNEP/GC.23/6/Add.1 und Corr.1, Anlage.

58 Report of the International Meeting to Review the Implementation of the
Programme of Action for the Sustainable Development of Small Island
Developing States, Port Louis, Mauritius, 10-14 January 2005 (United
Nations publication, Sales No. E.05.II.A.4 und Korrigendum), Kap. I, Re-
solution 1, Anlage II.
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fest, dass der Verwaltungsrat die Umsetzung der genannten
Bestimmungen auf seiner vierundzwanzigsten Tagung über-
prüfen wird;

11. erklärt erneut, dass das Umweltprogramm der Ver-
einten Nationen gesicherte, ausreichende und berechenbare
Finanzmittel benötigt, und unterstreicht im Einklang mit Re-
solution 2997 (XXVII), dass erwogen werden muss, sämtli-
chen Verwaltungs- und Managementkosten des Programms
im Rahmen des ordentlichen Haushalts der Vereinten Natio-
nen angemessen Rechnung zu tragen;

12. betont, wie wichtig es ist, dass das Umweltprogramm
der Vereinten Nationen seinen Amtssitz in Nairobi hat, und er-
sucht den Generalsekretär, den Mittelbedarf des Programms
und des Büros der Vereinten Nationen in Nairobi fortlaufend
zu überprüfen, damit dem Umweltprogramm und den sonsti-
gen Organen und Organisationen der Vereinten Nationen in
Nairobi die erforderlichen Dienste auf wirksame Weise bereit-
gestellt werden;

13. beschließt, den Unterpunkt "Bericht des Verwal-
tungsrats des Umweltprogramms der Vereinten Nationen über
seine neunte Sondertagung" unter dem Punkt "Nachhaltige
Entwicklung" in die vorläufige Tagesordnung ihrer einund-
sechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/190

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/488, Ziff. 25)59.

60/190. Globaler Ethikkodex für den Tourismus

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 56/212 vom 21. De-
zember 2001 und ihren Beschluss 58/573 vom 13. September
2004,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 58/232 vom
23. Dezember 2003, mit der sie das Abkommen zwischen den
Vereinten Nationen und der Weltorganisation für Tourismus
billigte,

ferner unter Hinweis auf die Erklärung von Manila über
den Welttourismus vom 10. Oktober 198060, die Rio-Erklä-
rung über Umwelt und Entwicklung61 und die Agenda 2162

vom 14. Juni 1992, die Erklärung von Amman über Frieden
durch Tourismus vom 11. November 200063, die Erklärung

von Johannesburg über nachhaltige Entwicklung64 und den
Durchführungsplan des Weltgipfels für nachhaltige Entwick-
lung65, die Erklärung von Barbados66 und das Aktionspro-
gramm für die nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaa-
ten unter den Entwicklungsländern67, die Erklärung von Mau-
ritius68 und die Strategie von Mauritius für die weitere Durch-
führung des Aktionsprogramms für die nachhaltige Entwick-
lung der kleinen Inselstaaten unter den Entwicklungsländern69

sowie die Erklärung von Brüssel70 und das Aktionsprogramm
für die am wenigsten entwickelten Länder für die Dekade
2001-201071,

in dem Bewusstsein der bedeutenden Dimension und Rolle
des Tourismus als positives Instrument zur Bekämpfung der
Armut und zur Verbesserung der Lebensqualität aller Men-
schen, seines Potenzials, zur wirtschaftlichen und sozialen
Entwicklung insbesondere der Entwicklungsländer beizutra-
gen, und seiner neuen Funktion als treibende Kraft für die För-
derung der internationalen Verständigung, des Friedens und
des Wohlstands,

1. nimmt Kenntnis von der Mitteilung des Generalse-
kretärs zur Übermittlung des Berichts der Weltorganisation für
Tourismus über die Umsetzung des Globalen Ethikkodexes für
den Tourismus72;

2. nimmt mit Interesse Kenntnis von der Einsetzung des
Weltausschusses für Tourismusethik, die von der Generalver-
sammlung der Weltorganisation für Tourismus im Jahr 2001
beschlossen wurde;

3. stellt fest, dass der Weltausschuss für Tourismusethik
die Konsultations- und Schlichtungsverfahren für die Beile-
gung von Streitigkeiten im Zusammenhang mit der Anwen-
dung des Globalen Ethikkodexes für den Tourismus gebilligt
hat;

4. bittet die Mitgliedstaaten und die anderen Interessen-
träger erneut, gegebenenfalls die Übernahme der Inhalte des
Globalen Ethikkodexes für den Tourismus in die einschlägi-

59 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
60 A/36/236, Anhang, Anlage I.
61 Report of the United Nations Conference on Environment and Develop-
ment, Rio de Janeiro, 3-14 June 1992, Vol. I: Resolutions Adopted by the
Conference (United Nations publication, Sales No. E.93.I.8 und Korri-
gendum), Resolution 1, Anlage I. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/agenda21/rio.pdf.
62 Ebd., Anlage II. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/
german/conf/agenda21/agenda_21.pdf.
63 Siehe A/55/640.

64 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations pub-
lication, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 1,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
65 Ebd., Resolution 2, Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
66 Report of the Global Conference on the Sustainable Development of
Small Island Developing States, Bridgetown, Barbados, 25 April - 6 May
1994 (United Nations publication, Sales No. E.94.I.18 und Korrigenda),
Kap. I, Resolution 1, Anlage I.
67 Ebd., Anlage II.
68 Report of the International Meeting to Review the Implementation of the
Programme of Action for the Sustainable Development of Small Island
Developing States, Port Louis, Mauritius, 10-14 January 2005 (United
Nations publication, Sales No. E.05.II.A.4 und Korrigendum), Kap. I, Re-
solution 1, Anlage I.
69 Ebd., Anlage II.
70 A/CONF.191/13, Kap. I.
71 Ebd., Kap. II.
72 A/60/167.
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gen Gesetze, Vorschriften und Standesregeln zu prüfen, und
würdigt in dieser Hinsicht die Mitgliedstaaten, die dies bereits
getan haben;

5. erkennt die Notwendigkeit an, im Geiste des Interna-
tionalen Jahres des Ökotourismus 2002, des Jahres des Kul-
turerbes 2002, des Weltgipfels für Ökotourismus 2002 und der
Erklärung von Québec über den Ökotourismus73 sowie des von
der Weltorganisation für Tourismus 1999 verabschiedeten
Globalen Ethikkodexes für den Tourismus74 die Entwicklung
eines nachhaltigen Tourismus, namentlich eines ressourcen-
schonenden Tourismus und des Ökotourismus, zu fördern, da-
mit die Bevölkerung der Gastgemeinden größere Vorteile aus
den Tourismusressourcen ziehen kann, unter Wahrung der
kulturellen und ökologischen Unversehrtheit dieser Gemein-
den und bei verbessertem Schutz ökologisch sensibler Gebiete
und Naturerbestätten, sowie die Entwicklung eines nachhalti-
gen Tourismus und den Kapazitätsaufbau zu fördern, um zur
Stärkung der ländlichen und ortsansässigen Gemeinschaften
beizutragen;

6. bittet die Mitgliedstaaten und die anderen Interessen-
träger, im Dienste der Beseitigung der Armut die Aktivitäten
der Weltorganisation für Tourismus zu Gunsten eines nach-
haltigen Tourismus in den Entwicklungsländern zu unterstüt-
zen;

7. hebt die Notwendigkeit hervor, zum Schutz und zur
Erhaltung des Kultur- und Naturerbes einen verantwortungs-
bewussten und nachhaltigen Tourismus zu fördern, der allen
Bereichen der Gesellschaft sowie der natürlichen Umwelt zu-
gute kommen und so zur nachhaltigen Entwicklung beitragen
könnte; 

8. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer fünfundsechzigsten Tagung auf der Grundlage
der Berichte der Weltorganisation für Tourismus über die Ent-
wicklungen bei der Durchführung dieser Resolution Bericht zu
erstatten.

RESOLUTION 60/191
Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/488, Ziff. 25)75.

60/191. Internationales Jahr der Kartoffel 2008

Die Generalversammlung,

feststellend, dass die Kartoffel ein Grundbestandteil der
Ernährung der Weltbevölkerung ist,

unter Hinweis auf die am 25. November 2005 verabschie-
dete Resolution 4/2005 der Konferenz der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen76,

erklärend, dass die Aufmerksamkeit der Weltöffentlich-
keit auf die Rolle gerichtet werden muss, die die Kartoffel zu
Gunsten der Erreichung der international vereinbarten Ent-
wicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwick-
lungsziele, bei der Ernährungssicherung und der Bekämpfung
der Armut übernehmen kann,

1. beschließt, das Jahr 2008 zum Internationalen Jahr
der Kartoffel zu erklären;

2. bittet die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisa-
tion der Vereinten Nationen, die Durchführung des Internatio-
nalen Jahres der Kartoffel zu erleichtern und dabei mit den Re-
gierungen, dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Natio-
nen, den Zentren der Beratungsgruppe für internationale
Agrarforschung und den anderen zuständigen Organisationen
des Systems der Vereinten Nationen sowie mit zuständigen
nichtstaatlichen Organisationen zusammenzuarbeiten.

RESOLUTION 60/192

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/488/Add.1, Ziff. 14)77.

60/192. Internationales Jahr des Planeten Erde 2008

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung der Agenda 2178, des Durchführungsplans
des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung ("Durchfüh-
rungsplan von Johannesburg")79 und des Hyogo-Rahmenak-
tionsplans 2005-201580,

feststellend, dass die Fülle der zum Planeten Erde vorlie-
genden wissenschaftlichen Informationen weitgehend unge-

73 A/57/343, Anlage.
74 Siehe E/2001/61, Anlage.
75 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
76 Siehe Report of the Conference of the Food and Agriculture Organiza-
tion of the United Nations, Thirty-third Session, Rome, 19-26 November
2005 (C 2005/REP).

77 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Anti-
gua und Barbuda, Argentinien, Äthiopien, Bangladesch, Barbados,
Botsuana, Brasilien, Burkina Faso, Chile, China, Côte d'Ivoire, Demo-
kratische Volksrepublik Korea, Deutschland, Dominikanische Republik,
Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Ghana, Grenada, Griechenland,
Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Indonesien, Iran (Is-
lamische Republik), Israel, Italien, Jamaika, Jemen, Kamerun, Kenia, Ko-
lumbien, Kongo, Kroatien, Kuba, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-
Arabische Dschamahirija, Luxemburg, Malawi, Malaysia, Mali, Marok-
ko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mosambik, Namibia, Niger, Nige-
ria, Österreich, Pakistan, Peru, Philippinen, Portugal, Russische Födera-
tion, Sambia, Senegal, Simbabwe, St. Vincent und die Grenadinen, Süd-
afrika, Swasiland, Syrische Arabische Republik, Thailand, Timor-Leste,
Togo, Tunesien, Türkei, Uganda, Uruguay, Venezuela (Bolivarische Re-
publik), Vereinigte Republik Tansania und Vietnam.
78 Report of the United Nations Conference on Environment and Develop-
ment, Rio de Janeiro, 3-14 June 1992, Vol. I, Resolutions Adopted by the
Conference (United Nations publication, Sales No. E.93.I.8 und Korri-
gendum), Resolution 1, Anlage II. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/agenda21/agenda_21.pdf.
79 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations pub-
lication, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
80 Hyogo Framework for Action 2005-2015: Building the Resilience of
Nations and Communities to Disasters (A/CONF.206/6 und Corr.1,
Kap. I, Resolution 2).
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nutzt bleibt und der Allgemeinheit und den politischen und
sonstigen Entscheidungsträgern kaum bekannt ist,

überzeugt, dass die geowissenschaftliche Bildung die
Menschheit mit Mitteln zur nachhaltigen Nutzung der natürli-
chen Ressourcen und zum Aufbau der für die nachhaltige Ent-
wicklung unabdingbaren wissenschaftlichen Infrastruktur
ausstattet,

unter Begrüßung des Beschlusses der Generalkonferenz
der Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur, die Erklärung des Jahres 2008 zum Interna-
tionalen Jahr des Planeten Erde zu unterstützen, um die Be-
deutung der Geowissenschaften zu unterstreichen,

unter Berücksichtigung der entscheidenden Rolle, die das
Jahr unter anderem dabei spielen könnte, die Öffentlichkeit für
die Bedeutung der Prozesse und Ressourcen der Erde für die
nachhaltige Entwicklung, des vorbeugenden Katastrophen-
schutzes, der Katastrophenvorsorge und der Folgenbegren-
zung sowie des Aufbaus von Kapazitäten für die nachhaltige
Bewirtschaftung der Ressourcen zu sensibilisieren, und seines
wichtigen Beitrags zur Dekade der Vereinten Nationen "Bil-
dung für eine nachhaltige Entwicklung",

1. beschließt, das Jahr 2008 zum Internationalen Jahr
des Planeten Erde zu erklären;

2. bestimmt die Organisation der Vereinten Nationen
für Bildung, Wissenschaft und Kultur zur federführenden Or-
ganisation und Koordinierungsstelle für die während des Jah-
res in Zusammenarbeit mit dem Umweltprogramm der Ver-
einten Nationen und den anderen zuständigen Stellen des Sy-
stems der Vereinten Nationen sowie der Internationalen Union
für geologische Wissenschaften und anderen auf dem Gebiet
der Geowissenschaften tätigen Vereinigungen und Gruppen in
der ganzen Welt durchzuführenden Aktivitäten und kommt in
dieser Hinsicht überein, dass die Aktivitäten im Rahmen des
Internationalen Jahres des Planeten Erde aus freiwilligen Bei-
trägen finanziert werden, unter anderem durch die Industrie
und große Stiftungen, die von einem Konsortium internatio-
naler Organisationen unter der Führung der Internationalen
Union für geologische Wissenschaften zu mobilisieren sind;

3. ermutigt alle Mitgliedstaaten, das System der Verein-
ten Nationen und alle sonstigen Akteure, das Jahr zu nutzen,
um das Bewusstsein für die Bedeutung der Geowissenschaften
für die Verwirklichung der nachhaltigen Entwicklung zu
schärfen und Maßnahmen auf lokaler, nationaler, regionaler
und internationaler Ebene zu fördern;

4. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung über die Fortschrit-
te bei den Vorbereitungen für das Internationale Jahr des Pla-
neten Erde Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/193

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/488/Add.1, Ziff. 14)81.

60/193. Umsetzung der Agenda 21, des Programms für
die weitere Umsetzung der Agenda 21 und der Er-
gebnisse des Weltgipfels für nachhaltige Entwick-
lung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 55/199 vom 20. De-
zember 2000, 56/226 vom 24. Dezember 2001, 57/253 vom
20. Dezember 2002 und 57/270 A und B vom 20. Dezember
2002 beziehungsweise 23. Juni 2003 sowie ihre Resolutionen
58/218 vom 23. Dezember 2003 und 59/227 vom 22. De-
zember 2004,

sowie unter Hinweis auf die Rio-Erklärung über Umwelt
und Entwicklung82, die Agenda 2183, das Programm für die
weitere Umsetzung der Agenda 2184, die Erklärung von Johan-
nesburg über nachhaltige Entwicklung85 und den Durchfüh-
rungsplan des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung
("Durchführungsplan von Johannesburg")86 sowie den Kon-
sens von Monterrey der Internationalen Konferenz über Ent-
wicklungsfinanzierung87,

in Bekräftigung der Verpflichtung, die Agenda 21, das
Programm für die weitere Umsetzung der Agenda 21, den
Durchführungsplan von Johannesburg, namentlich die termin-
gebundenen Ziele und Zielwerte, und die anderen international
vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der in der Mill-
enniums-Erklärung der Vereinten Nationen88 enthaltenen und
im Ergebnis des Weltgipfels 200589 bekräftigten Ziele, umzu-
setzen,

unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 2005,

in Bekräftigung der auf der elften Tagung der Kommission
für Nachhaltige Entwicklung gefassten Beschlüsse,

bekräftigend, dass zwischen wirtschaftlicher Entwicklung,
sozialer Entwicklung und Umweltschutz als voneinander ab-
hängigen, sich gegenseitig stärkenden Säulen der nachhaltigen

81 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.

82 Report of the United Nations Conference on Environment and Develop-
ment, Rio de Janeiro, 3-14 June 1992, Vol. I, Resolutions Adopted by the
Conference (United Nations publication, Sales No. E.93.I.8 und Korri-
gendum), Resolution 1, Anlage I. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/agenda21/rio.pdf.
83 Ebd., Anlage II. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/
german/conf/agenda21/agenda_21.pdf.
84 Resolution S-19/2, Anlage.
85 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations pub-
lication, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 1,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
86 Ebd., Resolution 2, Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
87 Report of the International Conference on Financing for Development,
Monterrey, Mexico, 18-22 March 2002 (United Nations publication,
Sales No. E.02.II.A.7), Kap. I, Resolution 1, Anlage. In Deutsch verfüg-
bar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/ac198-11.pdf.
88 Siehe Resolution 55/2.
89 Siehe Resolution 60/1.
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Entwicklung auch weiterhin ein Gleichgewicht hergestellt
werden muss,

erneut erklärend, dass die Kommission innerhalb des Sy-
stems der Vereinten Nationen als das hochrangige für die
nachhaltige Entwicklung zuständige Organ fungiert und als
Forum für die Behandlung von Fragen in Bezug auf die Inte-
gration der drei Dimensionen der nachhaltigen Entwicklung
dient,

bekräftigend, dass die Beseitigung der Armut, die Verän-
derung nicht nachhaltiger Produktions- und Konsummuster
sowie der Schutz und die Bewirtschaftung der natürlichen Res-
sourcen, die die Grundlage der wirtschaftlichen und sozialen
Entwicklung sind, die übergeordneten Ziele und die wesentli-
chen Voraussetzungen einer nachhaltigen Entwicklung dar-
stellen,

in der Erkenntnis, dass eine gute Regierungsführung in je-
dem Land und eine gute Weltordnungspolitik für die nachhal-
tige Entwicklung unabdingbar sind,

sowie in der Erkenntnis, dass die Beseitigung der Armut
die größte Herausforderung darstellt, mit der die Welt heute
konfrontiert ist, und eine unabdingbare Voraussetzung für die
nachhaltige Entwicklung, insbesondere der Entwicklungslän-
der, ist und dass ungeachtet dessen, dass jedes Land selbst die
Hauptverantwortung für seine nachhaltige Entwicklung und
die Bekämpfung der Armut trägt und die Rolle der nationalen
Politiken und Entwicklungsstrategien nicht genug betont wer-
den kann, konzertierte und konkrete Maßnahmen auf allen
Ebenen erforderlich sind, damit die Entwicklungsländer ihre
Ziele einer nachhaltigen Entwicklung erreichen können, die
sich aus den international vereinbarten Vorgaben und Zielen
betreffend die Armut ergeben, einschließlich derjenigen, die in
der Agenda 21, den einschlägigen Ergebnissen anderer Kon-
ferenzen der Vereinten Nationen und der Millenniums-Er-
klärung enthalten sind,

unter Hinweis auf den von der Kommission auf ihrer drei-
zehnten Tagung gefassten Beschluss90, auf ihren Überprü-
fungstagungen einen Tag der Überprüfung der Umsetzung der
Strategie von Mauritius zur weiteren Durchführung des Ak-
tionsprogramms für die nachhaltige Entwicklung der kleinen
Inselstaaten unter den Entwicklungsländern91 zu widmen und
sich dabei auf den Themenkomplex des betreffenden Jahres
sowie auf alle neuen Entwicklungen hinsichtlich der Bemü-
hungen der kleinen Inselentwicklungsländer um eine nachhal-
tige Entwicklung unter Einsatz der bestehenden Modalitäten
zu konzentrieren,

sowie unter Hinweis auf den Beschluss der Kommission,
ihr Sekretariat zu ersuchen, die Politikoptionen und konkreten

Maßnahmen in der vom Vorsitzenden erstellten Zusammen-
fassung der auf der Zwischenstaatlichen Vorbereitungstagung
abgehaltenen interaktiven Erörterungen regelmäßig zu aktua-
lisieren, um dieses Dokument dynamischer zu gestalten, und
internetgestützte Verfahren zur Verbreitung von Informatio-
nen über die Umsetzung und über bewährte Praktiken zu
entwickeln90,

mit Interesse den Zyklen des Arbeitsprogramms, das die
Kommission auf ihrer elften Tagung verabschiedet hat, sowie
ihren Beiträgen zur weiteren Umsetzung der Agenda 21, des
Programms für die weitere Umsetzung der Agenda 21 und der
Ergebnisse des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung ent-
gegensehend,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über die Tätigkeiten, die im Zusammenhang mit der Um-
setzung der Agenda 21, des Programms für die weitere Um-
setzung der Agenda 21 und der Ergebnisse des Weltgipfels für
nachhaltige Entwicklung durchgeführt wurden92;

2. stellt fest, dass die Kommission für Nachhaltige Ent-
wicklung auf ihrer dreizehnten Tagung Grundsatzbeschlüsse
zu Optionen und konkreten Maßnahmen verabschiedet hat, die
darauf gerichtet sind, raschere Fortschritte bei der Umsetzung
in den Bereichen Wasserversorgung, Abwasserentsorgung
und menschliche Siedlungen zu erzielen90;

3. erklärt erneut, dass die nachhaltige Entwicklung ein
Hauptbestandteil des Gesamtrahmens für die Tätigkeiten der
Vereinten Nationen ist, insbesondere für die Erreichung der in-
ternational vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der
in der Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen88 und
im Durchführungsplan des Weltgipfels für nachhaltige Ent-
wicklung ("Durchführungsplan von Johannesburg")86 enthal-
tenen Ziele;

4. fordert die Regierungen, alle zuständigen internatio-
nalen und regionalen Organisationen, den Wirtschafts- und
Sozialrat, die Fonds und Programme der Vereinten Nationen,
die Regionalkommissionen und Sonderorganisationen, die in-
ternationalen Finanzinstitutionen, die Globale Umweltfazilität
und andere zwischenstaatliche Organisationen, im Einklang
mit ihrem jeweiligen Mandat, sowie wichtige Gruppen auf,
Maßnahmen zu ergreifen, um die wirksame Umsetzung und
Weiterverfolgung der auf dem Weltgipfel für nachhaltige Ent-
wicklung verabschiedeten Verpflichtungen, Programme und
termingebundenen Zielvorgaben sicherzustellen, und ermutigt
sie, über die in dieser Hinsicht erzielten konkreten Fortschritte
Bericht zu erstatten;

5. fordert die wirksame Umsetzung der auf dem Welt-
gipfel für nachhaltige Entwicklung verabschiedeten Ver-
pflichtungen, Programme und termingebundenen Zielvorga-
ben und die Einhaltung der in dem Durchführungsplan von Jo-
hannesburg enthaltenen Bestimmungen in Bezug auf die
Durchführungsinstrumente;

90 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005, Sup-
plement No. 9 (E/2005/29), Kap. I, Abschn. C, Resolution 13/1.
91 Report of the International Meeting to Review the Implementation of the
Programme of Action for the Sustainable Development of Small Island
Developing States, Port Louis, Mauritius, 10-14 January 2005 (United
Nations publication, Sales No. E.05.II.A.4 und Korrigendum), Kap. I, Re-
solution 1, Anlage II. 92 A/60/261 und Corr.1.
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6. ermutigt die Regierungen, mit Vertretern der für En-
ergie für nachhaltige Entwicklung, industrielle Entwicklung,
Luftverschmutzung/Atmosphäre, Klimawandel und Finanzen
zuständigen Ministerien und Organisationen auf entsprechen-
der Ebene, einschließlich auf Ministerebene, an der vierzehn-
ten Tagung der Kommission teilzunehmen; 

7. erinnert an den von der Kommission auf ihrer elften
Tagung gefassten Beschluss, die Regionalkommissionen zu
bitten, in Zusammenarbeit mit dem Kommissionssekretariat
die Veranstaltung regionaler Umsetzungstagungen zu erwä-
gen, um zur Arbeit der Kommission beizutragen93, begrüßt in
dieser Hinsicht die von den Regionalkommissionen und dem
Kommissionssekretariat durchgeführten Aktivitäten zur Ver-
anstaltung der regionalen Umsetzungstagungen in Vorberei-
tung der vierzehnten Tagung der Kommission und sieht ihren
Beiträgen zur Vorbereitung der vierzehnten Tagung ausge-
hend von den Erörterungen auf den zwischenstaatlichen regio-
nalen Umsetzungstagungen mit Interesse entgegen;

8. erinnert außerdem an den von der Kommission auf
ihrer elften Tagung gefassten Beschluss, dass bei den Aktivi-
täten auf Kommissionstagungen eine ausgewogene Mitwir-
kung von Teilnehmern aus allen Regionen sowie eine ausge-
wogene Vertretung von Frauen und Männern gewährleistet
sein soll94;

9. bittet die Geberländer, zu erwägen, die Teilnahme
von Sachverständigen aus den Entwicklungsländern in den
Bereichen Energie für nachhaltige Entwicklung, industrielle
Entwicklung, Luftverschmutzung/Atmosphäre und Klima-
wandel an der vierzehnten Kommissionstagung zu unterstüt-
zen;

10. bekräftigt das Ziel, die Umsetzung der Agenda 2183

zu stärken, namentlich durch die Mobilisierung finanzieller
und technologischer Ressourcen sowie durch Programme zum
Kapazitätsaufbau, insbesondere zu Gunsten der Entwick-
lungsländer;

11. bekräftigt außerdem das Ziel, die Beteiligung und
wirksame Mitwirkung der Zivilgesellschaft und anderer maß-
geblicher Interessenträger an der Umsetzung der Agenda 21
zu stärken sowie die Transparenz und die breite Beteiligung
der Öffentlichkeit zu fördern;

12. bekräftigt ferner die Notwendigkeit, die unternehme-
rische Verantwortung und Rechenschaftspflicht gemäß dem
Durchführungsplan von Johannesburg zu fördern; 

13. bekräftigt die Notwendigkeit, die Entstehung von
Kleinst- sowie kleinen und mittleren Unternehmen zu fördern,
namentlich durch Schulungs-, Bildungs- und Fortbildungs-
maßnahmen, mit besonderem Gewicht auf der Agroindustrie
als Quelle des Lebensunterhalts für ländliche Gemeinschaften;

14. ersucht das Kommissionssekretariat, durch entspre-
chende Vorkehrungen für eine ausgewogene Vertretung wich-
tiger Gruppen aus den entwickelten Ländern und den Entwick-
lungsländern bei den Kommissionstagungen Sorge zu tragen;

15. ersucht das Kommissionssekretariat außerdem, die
Teilnahme der wichtigen in Betracht kommenden Gruppen an
den Erörterungen der vierzehnten Kommissionstagung zu ko-
ordinieren;

16. ersucht den Generalsekretär, wenn er der Kommis-
sion auf ihrer vierzehnten Tagung auf der Grundlage entspre-
chender, von allen Ebenen eingegangener Beiträge über den
Umsetzungsstand der Agenda 21, des Programms für die wei-
tere Umsetzung der Agenda 2184 und des Durchführungsplans
von Johannesburg Bericht erstattet, themenbezogene Berichte
zu den Themenkomplexen für die vierzehnte Kommissionsta-
gung im Einklang mit den von der Kommission auf ihrer elften
Tagung gefassten Beschlüssen vorzulegen;

17. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Kommis-
sion auf ihrer Überprüfungstagung einen Bericht über die Fort-
schritte und Hindernisse in Bezug auf die nachhaltige Ent-
wicklung in den kleinen Inselentwicklungsländern vorzule-
gen, der auch Empfehlungen darüber enthält, wie die Strategie
von Mauritius zur weiteren Durchführung des Aktionspro-
gramms für die nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaa-
ten unter den Entwicklungsländern91 besser umgesetzt werden
kann, und der insbesondere auf den Themenschwerpunkt des
betreffenden Jahres eingeht; 

18. ermutigt die Regierungen und die Organisationen auf
allen Ebenen sowie die wichtigen Gruppen, einschließlich
Wissenschaftlern und Bildungssachverständiger, ergebnisori-
entierte Initiativen einzuleiten und Aktivitäten durchzuführen,
um die Arbeit der Kommission zu unterstützen und die Um-
setzung der Agenda 21, des Programms für die weitere Um-
setzung der Agenda 21 und des Durchführungsplans von Jo-
hannesburg zu fördern und zu erleichtern, namentlich auch
durch freiwillige, eine Vielzahl von Interessenträgern verei-
nende Partnerschaftsinitiativen;

19. nimmt Kenntnis von der Abhaltung der zweiten Inter-
nationalen Sachverständigentagung über den Zehnjahres-Pro-
grammrahmen für nachhaltigen Konsum und nachhaltige Pro-
duktion vom 5. bis 8. September 2005 in San José (Costa Ri-
ca);

20. nimmt außerdem Kenntnis von den im Nachgang zum
Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung durchgeführten Akti-
vitäten im Bereich der interinstitutionellen Zusammenarbeit
und Koordinierung und ersucht den Generalsekretär, auf ihrer
einundsechzigsten Tagung über die Maßnahmen des Systems
der Vereinten Nationen in den Themenbereichen Bericht zu er-
statten, die die Kommission im Rahmen ihres derzeitigen
Zweijahreszyklus behandelt, mit dem Ziel, eine eingehende
Prüfung der systemweiten interinstitutionellen Zusammenar-
beit und Koordinierung in den betreffenden Themenbereichen
zu erleichtern, im Einklang mit den im Durchführungsplan von
Johannesburg vereinbarten Mandaten; 

21. beschließt, den Punkt "Umsetzung der Agenda 21,
des Programms für die weitere Umsetzung der Agenda 21 und

93 Siehe Offical Records of the Economic and Social Council, 2003, Sup-
plement No. 9 (E/2003/29), Kap. I, Abschn. A, Resolutionsentwurf I,
Ziff. 3 a).
94 Ebd., Ziff. 2 j).
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der Ergebnisse des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung"
in die vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Ta-
gung aufzunehmen, und ersucht den Generalsekretär, auf der
genannten Tagung einen Bericht über die Durchführung dieser
Resolution vorzulegen. 

RESOLUTION 60/194
Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/488/Add.2, Ziff. 7) 95.

60/194. Weiterverfolgung und Umsetzung der Strategie
von Mauritius für die weitere Durchführung des
Aktionsprogramms für die nachhaltige Entwick-
lung der kleinen Inselstaaten unter den Entwick-
lungsländern

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung der Erklärung von Barbados96 und des Ak-
tionsprogramms für die nachhaltige Entwicklung der kleinen
Inselstaaten unter den Entwicklungsländern97, die von der
Weltkonferenz über die nachhaltige Entwicklung der kleinen
Inselstaaten unter den Entwicklungsländern verabschiedet
wurden, sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 49/122 vom
19. Dezember 1994 über die Weltkonferenz,

sowie in Bekräftigung der Erklärung von Mauritius98 und
der Strategie von Mauritius für die weitere Durchführung des
Aktionsprogramms für die nachhaltige Entwicklung der klei-
nen Inselstaaten unter den Entwicklungsländern ("Durchfüh-
rungsstrategie von Mauritius")99, die von der Internationalen
Tagung zur Überprüfung der Durchführung des Aktionspro-
gramms für die nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaa-
ten unter den Entwicklungsländern am 14. Januar 2005 verab-
schiedet wurden, und unter Hinweis auf ihre Resolution
59/311 vom 14. Juli 2005, in der sie sich die Ergebnisse der In-
ternationalen Tagung zu eigen machte,

unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 2005100,

unter Begrüßung des von der Kommission für Nachhaltige
Entwicklung auf ihrer dreizehnten Tagung gefassten Be-
schlusses101, bei ihren Überprüfungstagungen entsprechend
den bestehenden Modalitäten einen Tag der Überprüfung der
Umsetzung der Durchführungsstrategie von Mauritius zu wid-

men, unter besonderer Berücksichtigung des Themenschwer-
punks des betreffenden Jahres sowie etwaiger neuer Entwick-
lungen bei den Bemühungen der kleinen Inselentwicklungs-
länder um die Herbeiführung einer nachhaltigen Entwicklung,
und den Generalsekretär zu ersuchen, der Kommission auf ih-
rer Überprüfungstagung einen Bericht über die Fortschritte
und Hindernisse in Bezug auf die nachhaltige Entwicklung in
den kleinen Inselentwicklungsländern vorzulegen, der auch
Empfehlungen darüber enthält, wie die Durchführungsstrate-
gie von Mauritius besser umgesetzt werden kann, 

anerkennend, dass es von entscheidender Bedeutung ist,
aus allen Quellen Mittel für die wirksame Umsetzung der
Durchführungsstrategie von Mauritius zu mobilisieren, 

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs102;

2. begrüßt die neuerliche Verpflichtung der internatio-
nalen Gemeinschaft auf die Durchführung des Aktionspro-
gramms für die nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaa-
ten unter den Entwicklungsländern97;

3. fordert die Regierungen und alle zuständigen inter-
nationalen und regionalen Organisationen, die Fonds, Pro-
gramme, Sonderorganisationen und Regionalkommissionen
der Vereinten Nationen, die internationalen Finanzinstitutio-
nen, die Globale Umweltfazilität sowie andere zwischenstaat-
liche Organisationen und wichtige Gruppen auf, rechtzeitig
Maßnahmen zur wirksamen Umsetzung und Weiterverfol-
gung der Erklärung von Mauritius98 und der Durchführungs-
strategie von Mauritius99 zu ergreifen, einschließlich der wei-
teren Ausarbeitung und Umsetzung konkreter Projekte und
Programme;

4. verlangt, dass die auf der Internationalen Tagung zur
Überprüfung der Durchführung des Aktionsprogramms für die
nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaaten unter den
Entwicklungsländern verabschiedeten Verpflichtungen, Pro-
gramme und Ziele umfassend und wirksam verwirklicht wer-
den und dass zu diesem Zweck die in der Durchführungsstra-
tegie von Mauritius enthaltenen Bestimmungen betreffend die
Durchführungsinstrumente eingehalten werden, und legt den
kleinen Inselentwicklungsländern und ihren Entwicklungs-
partnern nahe, auch künftig umfassende Konsultationen zu
führen, um weitere konkrete Projekte und Programme zur Um-
setzung der Durchführungsstrategie von Mauritius auszuar-
beiten;

5. befürwortet die Verwirklichung von Partnerschafts-
initiativen im Rahmen der Durchführungsstrategie von Mau-
ritius zur Unterstützung der nachhaltigen Entwicklung der
kleinen Inselentwicklungsländer; 

6. nimmt mit Interesse davon Kenntnis, dass die Sekre-
tariats-Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale Angele-
genheiten gemäß Resolution 59/311 Regionaltagungen der
kleinen Inselentwicklungsländer in St. Kitts und Nevis, Samoa
und den Seychellen sowie im November 2005 eine interregio-

95 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
96 Report of the Global Conference on the Sustainable Development of
Small Island Developing States, Bridgetown, Barbados, 25 April - 6 May
1994 (United Nations publication, Sales No. E.94.I.18 und Korrigenda),
Kap. I, Resolution 1, Anlage I.
97 Ebd., Anlage II.
98 Report of the International Meeting to Review the Implementation of the
Programme of Action for the Sustainable Development of Small Island
Developing States, Port Louis, Mauritius, 10-14 January 2005 (United
Nations publication, Sales No. E.05.II.A.4 und Korrigendum), Kap. I,
Resolution 1, Anlage I.
99 Ebd., Anlage II.
100 Siehe Resolution 60/1.
101 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005, Sup-
plement No. 9 (E/2005/29), Kap. I, Abschn. C, Resolution 13/1. 102 A/60/401.
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nale Tagung der kleinen Inselentwicklungsländer in Rom ver-
anstaltet hat, und ersucht den Generalsekretär, der Kommis-
sion für Nachhaltige Entwicklung auf ihrer vierzehnten Ta-
gung die Berichte über die Regionaltagungen und die interre-
gionale Tagung zu übermitteln;

7. nimmt Kenntnis von den jüngsten Bemühungen, die
Gruppe Kleine Inselentwicklungsländer in der Hauptabteilung
Wirtschaftliche und Soziale Angelegenheiten zu stärken, und
fordert den Generalsekretär nachdrücklich auf, dafür zu sor-
gen, dass die Gruppe auf Dauer genügend Personal erhält, da-
mit sie das breite Spektrum der ihr übertragenen Aufgaben er-
füllen kann, mit dem Ziel, die umfassende und wirksame Um-
setzung der Durchführungsstrategie von Mauritius im Rahmen
der vorhandenen Mittel, einschließlich durch Umschichtun-
gen, sicherzustellen; 

8. ersucht die zuständigen Organisationen des Systems
der Vereinten Nationen, im Rahmen ihres jeweiligen Mandats
die Durchführungsstrategie von Mauritius nach Bedarf in ihr
Arbeitsprogramm zu integrieren und in ihrem jeweiligen Se-
kretariat eine Koordinierungsstelle für Angelegenheiten be-
treffend die kleinen Inselentwicklungsländer einzurichten; 

9. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Weiterverfolgung und Umsetzung der Durchführungsstra-
tegie von Mauritius vorzulegen;

10. beschließt, den Unterpunkt "Weiterverfolgung und
Umsetzung der Strategie von Mauritius für die weitere Durch-
führung des Aktionsprogramms für die nachhaltige Entwick-
lung der kleinen Inselstaaten unter den Entwicklungsländern"
unter dem Punkt "Nachhaltige Entwicklung" in die vorläufige
Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/195

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/488/Add.3, Ziff. 15)103.

60/195. Internationale Strategie zur Katastrophenvor-
sorge

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 44/236 vom 22. De-
zember 1989, 49/22 A vom 2. Dezember 1994, 49/22 B vom
20. Dezember 1994, 53/185 vom 15. Dezember 1998, 54/219
vom 22. Dezember 1999, 56/195 vom 21. Dezember 2001,
57/256 vom 20. Dezember 2002, 58/214 vom 23. Dezember
2003 und 59/231 vom 22. Dezember 2004 sowie die Resolu-
tionen des Wirtschafts- und Sozialrats 1999/63 vom 30. Juli
1999 und 2001/35 vom 26. Juli 2001 und unter gebührender
Berücksichtigung ihrer Resolution 57/270 B vom 23. Juni
2003 über die integrierte und koordinierte Umsetzung und
Weiterverfolgung der Ergebnisse der großen Konferenzen und
Gipfeltreffen der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und So-
zialbereich,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die Zahl und
das Ausmaß von Naturkatastrophen und ihre zunehmenden
Auswirkungen in den letzten Jahren, die zu erheblichen Ver-
lusten an Menschenleben geführt und langfristige negative
Folgen für die Gesellschaft, die Wirtschaft und die Umwelt in
den anfälligen Gesellschaften weltweit, insbesondere in den
Entwicklungsländern, nach sich gezogen haben,

erneut darauf hinweisend, dass Naturkatastrophen zwar
die soziale und wirtschaftliche Infrastruktur aller Länder schä-
digen, ihre langfristigen Folgen jedoch für Entwicklungslän-
der besonders gravierend sind und die Verwirklichung ihrer
nachhaltigen Entwicklung behindern,

in der Erkenntnis, dass die Verringerung des Katastro-
phenrisikos im Kontext der nachhaltigen Entwicklung eine
Querschnittsaufgabe ist,

sowie in der Erkenntnis, dass zwischen Entwicklung, Ver-
ringerung des Katastrophenrisikos, Katastrophenbewältigung
und Katastrophennachsorge ein klarer Zusammenhang besteht
und dass es geboten ist, in allen diesen Bereichen Anstrengun-
gen zu unternehmen,

ferner in der Erkenntnis, dass es dringend geboten ist, die
vorhandenen wissenschaftlichen und technischen Kenntnisse
weiterzuentwickeln und einzusetzen, um die Widerstandskraft
gegen Naturkatastrophen zu stärken, und hervorhebend, dass
die Entwicklungsländer Zugang zu Technologien haben müs-
sen, damit sie wirksam gegen Naturkatastrophen vorgehen
können,

betonend, dass die Verringerung des Katastrophenrisikos,
einschließlich der Verringerung der Anfälligkeit für Naturka-
tastrophen, in erheblichem Maße zur Verwirklichung einer
nachhaltigen Entwicklung beiträgt,

hervorhebend, wie wichtig Fortschritte bei der Umsetzung
des Durchführungsplans des Weltgipfels für nachhaltige Ent-
wicklung104 und seiner einschlägigen Bestimmungen betref-
fend Vulnerabilität, Risikobewertung und Katastrophenma-
nagement sind,

mit dem Ausdruck ihres tief empfundenen Dankes an die
Regierung und das Volk Japans für die ausgezeichneten Vor-
kehrungen, die für die Ausrichtung der Weltkonferenz für Ka-
tastrophenvorsorge vom 18. bis 22. Januar 2005 in Kobe
(Hyogo, Japan) getroffen wurden, für die den Teilnehmern er-
wiesene Gastfreundschaft und für die Einrichtungen, das Per-
sonal und die Dienste, die ihnen zur Verfügung gestellt wur-
den, sowie für alle freiwilligen Beiträge, die entrichtet wurden,
um die Teilnahme von Vertretern der Entwicklungsländer, ins-
besondere der am wenigsten entwickelten Länder, zu erleich-
tern,

103 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.

104 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations pub-
lication, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf. 
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unter Begrüßung der Erklärung von Hyogo105, des Hyogo-
Rahmenaktionsplans 2005-2015: Stärkung der Widerstands-
kraft von Nationen und Gemeinwesen gegen Katastrophen106

sowie der gemeinsamen Erklärung der Sondertagung über die
Katastrophe im Indischen Ozean: Risikominderung für eine si-
cherere Zukunft107, die auf der Weltkonferenz für Katastro-
phenvorsorge verabschiedet wurden, 

in der Erkenntnis, dass der Hyogo-Rahmenaktionsplan die
Strategie von Yokohama für eine sicherere Welt: Leitlinien für
Vorbeugung, Vorsorge und Folgenbegrenzung bei Naturkata-
strophen sowie ihren Aktionsplan108 ergänzt,

feststellend, dass der Hyogo-Rahmenaktionsplan sich auch
auf Katastrophen erstreckt, die durch Naturgefahren und damit
zusammenhängende umweltbezogene und technologische Ge-
fahren und Risiken verursacht werden, und dass er daher Aus-
druck eines ganzheitlichen, auf vielfältige Gefahren ausge-
richteten Ansatzes für das Management von Katastrophenrisi-
ken und ihre Wechselbeziehungen ist, die erhebliche Auswir-
kungen auf die sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen und
ökologischen Systeme haben können, wie in der Strategie von
Yokohama für eine sicherere Welt: Leitlinien für Vorbeugung,
Vorsorge und Folgenbegrenzung bei Naturkatastrophen und in
ihrem Aktionsplan betont wird,

unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 2005109,

in der Erkenntnis, dass es erforderlich ist, sich auch wei-
terhin um ein besseres Verständnis der sozioökonomischen
Aktivitäten, die die Anfälligkeit von Gesellschaften für Natur-
katastrophen verstärken, zu bemühen und ihnen entgegenzu-
wirken sowie lokale Kapazitäten zur Abwehr von Katastro-
phenrisiken aufzubauen und weiter zu stärken,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über die Umsetzung der Internationalen Strategie zur Ka-
tastrophenvorsorge110;

2. macht sich die Erklärung von Hyogo105 und den
Hyogo-Rahmenaktionsplan 2005-2015: Stärkung der Wider-
standskraft von Nationen und Gemeinwesen gegen Katastro-
phen106 zu eigen, die auf der vom 18. bis 22. Januar 2005 in Ko-
be (Hyogo, Japan) abgehaltenen Weltkonferenz für Katastro-
phenvorsorge verabschiedet wurden, und erinnert an die ge-
meinsame Erklärung der Sondertagung über die Katastrophe
im Indischen Ozean: Risikominderung für eine sicherere
Zukunft107;

3. fordert eine wirksamere Integration der Verringe-
rung des Katastrophenrisikos in die Politiken, Pläne und Pro-
gramme zu Gunsten der nachhaltigen Entwicklung, den Auf-
bau und die Stärkung von Institutionen, Mechanismen und Ka-
pazitäten zur Erhöhung der Widerstandskraft gegen Gefahren

und die systematische Einbeziehung von Risikominderungs-
ansätzen in die Durchführung von Programmen für Notfall-
vorsorge, -bewältigung und -nachsorge;

4. bittet die Mitgliedstaaten, das System der Vereinten
Nationen, einschließlich der Finanzinstitutionen, die Regio-
nalorgane und anderen internationalen Organisationen sowie
die zuständigen zivilgesellschaftlichen Organisationen, den
Hyogo-Rahmenaktionsplan zu unterstützen, durchzuführen
und weiterzuverfolgen;

5. fordert das System der Vereinten Nationen, ein-
schließlich der internationalen Finanzinstitutionen und der in-
ternationalen Organisationen, auf, die Ziele des Hyogo-Rah-
menaktionsplans in ihre Strategien und Programme aufzuneh-
men und ihn umfassend zu berücksichtigen, unter Heranzie-
hung der bestehenden Koordinierungsmechanismen, und die
Entwicklungsländer über diese Mechanismen dabei zu unter-
stützen, dringend Maßnahmen zur Verringerung des Katastro-
phenrisikos auszuarbeiten;

6. fordert die internationale Gemeinschaft auf, die in
der Erklärung von Hyogo und dem Hyogo-Rahmenaktions-
plan enthaltenen Verpflichtungen in vollem Umfang zu erfül-
len;

7. erinnert daran, dass die in der Erklärung von Hyogo
und im Hyogo-Rahmenaktionsplan enthaltenen Verpflichtun-
gen unter anderem vorsehen, dass katastrophengefährdeten
Entwicklungsländern und von Katastrophen heimgesuchten
Staaten, die sich in der Übergangsphase zu einer nachhaltigen
physischen, sozialen und wirtschaftlichen Erholung befinden,
zu Gunsten von Risikominderungsaktivitäten in Prozessen der
Katastrophennachsorge und Rehabilitation Hilfe gewährt
wird;

8. fordert das System der Vereinten Nationen, ein-
schließlich der internationalen Finanzinstitutionen, sowie die
Regionalbanken und anderen regionalen und internationalen
Organisationen auf, die Anstrengungen, die von Katastrophen
heimgesuchte Länder zur Verringerung des Katastrophenrisi-
kos im Rahmen von Katastrophennachsorge- und Rehabilita-
tionsprozessen unternehmen, frühzeitig und nachhaltig zu un-
terstützen;

9. nimmt Kenntnis von allen regionalen und subregio-
nalen Initiativen zur Verringerung des Katastrophenrisikos,
erklärt erneut, dass regionale Initiativen ausgearbeitet und Ri-
sikominderungskapazitäten regionaler Mechanismen aufge-
baut beziehungsweise bestehende gestärkt werden müssen,
und befürwortet den Einsatz und die Weitergabe aller vorhan-
denen Instrumente;

10. stellt fest, wie wichtig es ist, internationale Mecha-
nismen zur Durchführung der im Hyogo-Rahmenaktionsplan
vorgesehenen Maßnahmen zu schaffen, wie etwa die Inter-
nationale Plattform für Katastrophennachsorge, die eingerich-
tet wurde, um in der Phase der Katastrophennachsorge die An-
fälligkeit zu verringern;

11. erkennt an, dass jeder Staat die Hauptverantwortung
für seine eigene nachhaltige Entwicklung und für die Ergrei-
fung wirksamer Maßnahmen zur Verringerung des Katastro-
phenrisikos trägt, namentlich für den Schutz der in seinem Ho-

105 A/CONF.206/6 und Corr.1, Kap. I, Resolution 1.
106 Ebd., Resolution 2.
107 A/CONF.206/6 und Corr.1, Anhang II. 
108 A/CONF.172/9, Kap. I, Resolution 1, Anlage I.
109 Siehe Resolution 60/1.
110 A/60/180.
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heitsgebiet befindlichen Menschen, seiner Infrastruktur und
anderer Güter des Landes vor den Auswirkungen von Kata-
strophen, einschließlich der Durchführung und Weiterverfol-
gung des Hyogo-Rahmenaktionsplans, und betont, wie wich-
tig es ist, dass diese nationalen Bemühungen durch internatio-
nale Zusammenarbeit und internationale Partnerschaften un-
terstützt werden;

12. ist sich der Notwendigkeit bewusst, den Austausch
von bewährten Verfahrensweisen, Kenntnissen und techni-
scher Unterstützung zwischen allen maßgeblichen Interessen-
trägern zu verstärken;

13. fordert die internationale Gemeinschaft auf, den Auf-
bau und die Stärkung von Institutionen, Mechanismen und Ka-
pazitäten, die systematisch zur Erhöhung der Widerstandskraft
gegen Gefahren beitragen können, auf allen Ebenen, insbeson-
dere auf lokaler Ebene, zu unterstützen;

14. betont, wie wichtig es ist, die Kapazität des Systems
der Internationalen Strategie zur Katastrophenvorsorge weiter
zu stärken, um eine solide Grundlage für die im Hyogo-Rah-
menaktionsplan vorgesehenen Maßnahmen zu schaffen, und
ersucht den Generalsekretär, diese Frage in seinen Bericht an
die Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung
aufzunehmen; 

15. erkennt an, wie wichtig es ist, die Geschlechterper-
spektive zu integrieren sowie Frauen an der Konzipierung und
Durchführung aller Phasen des Katastrophenmanagements,
insbesondere der Phase der Risikominderung, zu beteiligen; 

16. dankt denjenigen Ländern, die die Tätigkeiten im
Rahmen der Strategie durch freiwillige Beiträge an den Treu-
handfonds für die Internationale Strategie zur Katastrophen-
vorsorge finanziell unterstützt haben;

17. legt der internationalen Gemeinschaft nahe, zur Ge-
währleistung einer ausreichenden Unterstützung der Folgetä-
tigkeiten zum Hyogo-Rahmenaktionsplan freiwillig angemes-
sene finanzielle Beiträge an den Treuhandfonds der Vereinten
Nationen für Katastrophenvorsorge zu entrichten und die ge-
genwärtige Nutzung sowie die Möglichkeit einer Ausweitung
des Fonds zu überprüfen, um unter anderem katastrophenge-
fährdete Entwicklungsländer bei der Ausarbeitung nationaler
Strategien zur Verringerung des Katastrophenrisikos zu unter-
stützen;

18. ersucht den Generalsekretär, im Rahmen der vorhan-
denen Mittel ausreichende finanzielle und administrative Res-
sourcen für die Tätigkeit und die wirksame Aufgabenwahrneh-
mung des Interinstitutionellen Sekretariats für die Internatio-
nale Strategie zur Katastrophenvorsorge zur Verfügung zu
stellen;

19. bittet die Regierungen und die zuständigen interna-
tionalen Organisationen, die Bewertung von Katastrophenri-
siken als festen Bestandteil der Entwicklungspläne und Pro-
gramme zur Armutsbekämpfung zu betrachten;

20. betont, wie wichtig die Ermittlung, die Bewertung
und das Management von Risiken vor dem Auftreten von Ka-
tastrophen ist, eine Aufgabe, die auf allen Ebenen gemeinsame
Anstrengungen der im Bereich der Entwicklung, der humani-

tären Hilfe, der Wissenschaft und der Umwelt tätigen Stellen
erfordert, und wie wichtig es ist, die Verringerung des Kata-
strophenrisikos nach Bedarf in die Entwicklungspläne und die
Programme zur Armutsbekämpfung zu integrieren;

21. betont außerdem, dass es geboten ist, ein besseres
Verständnis der Ursachen von Katastrophen und das Wissen
darüber zu fördern sowie auch Kapazitäten zu ihrer Bewälti-
gung aufzubauen und zu stärken, unter anderem durch die
Weitergabe und den Austausch von Erfahrungen und techni-
schem Wissen, den Zugang zu sachdienlichen Daten und In-
formationen und die Stärkung institutioneller Regelungen,
einschließlich der Gemeinwesenorganisationen;

22. erkennt an, wie wichtig die Frühwarnung als grund-
legender Bestandteil der Verringerung des Katastrophenrisi-
kos ist, und erwartet mit Interesse die Ergebnisse der dritten In-
ternationalen Konferenz zur Frühwarnung vor Naturkatastro-
phen, die vom 27. bis 29. März 2006 in Bonn (Deutschland)
stattfinden wird;

23. ersucht in diesem Zusammenhang das Interinstitutio-
nelle Sekretariat für die Internationale Strategie zur Katastro-
phenvorsorge, die Vorbereitungen für die weltweite Erhebung
über Kapazitäten und Lücken bei der Frühwarnung, die auch
ein Verzeichnis der vorhandenen Frühwarntechnologien um-
fassen soll, abzuschließen, und bittet die Mitgliedstaaten um
Beiträge, die dem Interinstitutionellen Sekretariat für die Stra-
tegie bei der Vorbereitung dieser Erhebung dienlich sein kön-
nen;

24. fordert die Regierungen erneut auf, nationale Platt-
formen oder Koordinierungsstellen für die Katastrophenvor-
sorge einzurichten und bestehende zu stärken, ermutigt die
Plattformen, sachdienliche Informationen über Normen und
Praktiken weiterzugeben, fordert das System der Vereinten
Nationen in diesem Zusammenhang nachdrücklich auf, diesen
Mechanismen ausreichende Unterstützung zu gewähren, und
bittet den Generalsekretär, die regionalen Kontakte des Inter-
institutionellen Sekretariats für die Internationale Strategie zur
Katastrophenvorsorge zu verstärken, um eine solche Unter-
stützung zu gewährleisten;

25. betont, dass die Fortführung der Zusammenarbeit
und Koordinierung zwischen den Regierungen, dem System
der Vereinten Nationen, anderen Organisationen, Regionalor-
ganisationen, nichtstaatlichen Organisationen und gegebenen-
falls weiteren Partnern für die wirksame Behebung der Aus-
wirkungen von Naturkatastrophen als unerlässlich zu betrach-
ten ist;

26. erkennt an, wie wichtig es ist, das Katastrophenrisi-
komanagement gegebenenfalls mit regionalen Rahmenme-
chanismen zu verknüpfen, beispielsweise mit der im Rahmen
der Neuen Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas111 ent-
wickelten Afrikanischen Regionalstrategie zur Minderung
von Katastrophenrisiken, um die Probleme der Armutsbesei-
tigung und der nachhaltigen Entwicklung anzugehen;

111 A/57/304, Anlage. 
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27. betont, dass sich die internationale Gemeinschaft
über die Soforthilfephase hinaus weiter engagieren und die
mittel- und langfristigen Rehabilitations-, Wiederaufbau- und
Risikominderungsmaßnahmen unterstützen muss, und betont,
wie wichtig es ist, in den am stärksten gefährdeten Regionen,
insbesondere in den für Naturkatastrophen anfälligen Ent-
wicklungsländern, Programme zu Gunsten der Armutsbe-
kämpfung, der nachhaltigen Entwicklung sowie der Minde-
rung und des Managements des Katastrophenrisikos durchzu-
führen;

28. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung unter dem Punkt
"Nachhaltige Entwicklung" einen Bericht über die Durchfüh-
rung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 60/196

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/488/Add.3, Ziff. 15)112.

60/196. Naturkatastrophen und Anfälligkeit

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihren Beschluss 57/547 vom 20. De-
zember 2002 und ihre Resolutionen 58/215 vom 23. Dezember
2003 und 59/233 vom 22. Dezember 2004,

in Bekräftigung der Erklärung von Johannesburg über
nachhaltige Entwicklung113 und des Durchführungsplans des
Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung114, die auf dem vom
26. August bis 4. September 2002 in Johannesburg (Süd-
afrika) abgehaltenen Weltgipfel verabschiedet wurden,

sowie in Bekräftigung der Erklärung von Hyogo115 und des
Hyogo-Rahmenaktionsplans 2005-2015: Stärkung der Wider-
standskraft von Nationen und Gemeinwesen gegen Katastro-
phen116, die auf der vom 18. bis 22. Januar 2005 in Kobe
(Hyogo, Japan) abgehaltenen Weltkonferenz über Katastro-
phenvorsorge verabschiedet wurden, 

feststellend, dass der Hyogo-Rahmenaktionsplan sich auch
auf Katastrophen erstreckt, die durch Naturgefahren und damit
zusammenhängende umweltbezogene und technologische Ge-
fahren und Risiken verursacht werden, und dass er daher Aus-
druck eines ganzheitlichen, auf vielfältige Gefahren ausge-
richteten Ansatzes für das Management von Katastrophenrisi-
ken und ihre Wechselbeziehungen ist, die erhebliche Auswir-
kungen auf die sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen und

ökologischen Systeme haben können, wie in der Strategie von
Yokohama für eine sicherere Welt: Leitlinien für Vorbeugung,
Vorsorge und Folgenbegrenzung bei Naturkatastrophen und in
ihrem Aktionsplan117 betont wird, 

unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 2005118,

in der Erkenntnis, dass es erforderlich ist, sich auch wei-
terhin um ein besseres Verständnis der im Hyogo-Rahmenak-
tionsplan benannten zugrunde liegenden Risikofaktoren, ein-
schließlich sozioökonomischer Faktoren, die die Anfälligkeit
von Gesellschaften für Naturgefahren verstärken, zu bemühen
und ihnen entgegenzuwirken, lokale Kapazitäten zur Abwehr
von Katastrophenrisiken aufzubauen und weiter zu stärken so-
wie die Widerstandskraft gegen damit verbundene Gefahren
zu erhöhen, und sich gleichzeitig der nachteiligen Auswirkun-
gen von Naturkatastrophen auf das Wirtschaftswachstum und
die nachhaltige Entwicklung, insbesondere in Entwicklungs-
ländern und katastrophengefährdeten Ländern, bewusst, 

feststellend, dass die Zerstörung der globalen Umwelt an-
hält, was die wirtschaftliche und soziale Anfälligkeit, insbe-
sondere in den Entwicklungsländern, verstärkt,

unter Berücksichtigung der verschiedenartigen Auswir-
kungen, die gravierende Naturgefahren, beispielsweise Erdbe-
ben, Tsunamis, Erdrutsche und Vulkanausbrüche sowie extre-
me Wetterereignisse wie Hitzewellen, schwere Dürren, Über-
schwemmungen und Stürme und El-Niño-/La-Niña-Ereignis-
se, die globale Dimensionen haben, auf alle Länder, insbeson-
dere die anfälligeren Länder, haben,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die jüngste
Zunahme der Häufigkeit und Schwere extremer Wetterereig-
nisse und damit zusammenhängender Naturkatastrophen in ei-
nigen Weltregionen und ihre erheblichen wirtschaftlichen, so-
zialen und ökologischen Auswirkungen, insbesondere auf die
Entwicklungsländer in diesen Regionen,

unter Berücksichtigung dessen, dass geologische und hy-
drometeorologische Gefahren und damit zusammenhängende
Naturkatastrophen und die Vorsorge dagegen ein kohärentes
und wirksames Vorgehen erfordern,

feststellend, dass es der internationalen und regionalen Zu-
sammenarbeit bedarf, um die Länder verstärkt dazu zu befä-
higen, gegen die schädlichen Auswirkungen aller Naturgefah-
ren, einschließlich Erdbeben, Tsunamis, Erdrutschen und Vul-
kanausbrüchen sowie extremer Wetterereignisse wie etwa Hit-
zewellen, schwerer Dürren und Überschwemmungen, und der
damit zusammenhängenden Naturkatastrophen, insbesondere
in Entwicklungsländern und katastrophengefährdeten Län-
dern, vorzugehen,

eingedenk dessen, wie wichtig es ist, sich im Rahmen von
Sektorentwicklungsplänen und -programmen sowie in Situa-
tionen nach Katastrophen mit den mit veränderten sozialen,
wirtschaftlichen und ökologischen Bedingungen und der Flä-
chennutzung zusammenhängenden Katastrophenrisiken so-

112 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
113 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations pub-
lication, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 1,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf. 
114 Ebd., Resolution 2, Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf. 
115 A/CONF.206/6 und Corr.1, Kap. I, Resolution 1.
116 Ebd., Resolution 2.

117 A/CONF.172/9, Kap. I, Resolution 1, Anlage I.
118 Siehe Resolution 60/1.
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wie den Auswirkungen der mit geologischen Ereignissen,
Wetter, Wasser, Klimaschwankungen und Klimaänderungen
zusammenhängenden Gefahren zu befassen, 

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über die Durchführung der Internationalen Strategie zur
Katastrophenvorsorge119, insbesondere dem Abschnitt II "Di-
sasters associated with natural hazards and vulnerability: a de-
velopment challenge" (Im Zusammenhang mit Naturgefahren
auftretende Katastrophen und Anfälligkeit: eine Herausforde-
rung für die Entwicklung);

2. erkennt an, dass jeder Staat die Hauptverantwortung
für seine eigene nachhaltige Entwicklung und für die Ergrei-
fung wirksamer Maßnahmen zur Verringerung des Katastro-
phenrisikos trägt, namentlich für den Schutz der in seinem Ho-
heitsgebiet befindlichen Menschen, seiner Infrastruktur und
anderer Güter des Landes vor den Auswirkungen von Kata-
strophen, einschließlich der Durchführung und Weiterverfol-
gung des Hyogo-Rahmenaktionsplans 2005-2015: Stärkung
der Widerstandskraft von Nationen und Gemeinwesen gegen
Katastrophen116, und betont, wie wichtig es ist, dass diese na-
tionalen Bemühungen durch internationale Zusammenarbeit
und internationale Partnerschaften unterstützt werden; 

3. fordert die internationale Gemeinschaft nachdrück-
lich auf, auch weiterhin Möglichkeiten zu erkunden, um na-
mentlich durch Zusammenarbeit und technische Hilfe die
nachteiligen Auswirkungen von Naturkatastrophen, ein-
schließlich der durch extreme Wetterereignisse verursachten,
insbesondere in dafür anfälligen Entwicklungsländern, ein-
schließlich der am wenigsten entwickelten Länder und der
Länder in Afrika, mittels Umsetzung der Internationalen Stra-
tegie zur Katastrophenvorsorge, einschließlich des Hyogo-
Rahmenaktionsplans, zu mindern, und legt der Interinstitutio-
nellen Arbeitsgruppe für Katastrophenvorsorge nahe, ihre
diesbezügliche Tätigkeit fortzusetzen;

4. betont, wie wichtig die Erklärung von Hyogo115 und
der Hyogo-Rahmenaktionsplan sowie die Maßnahmen-
schwerpunkte sind, die die Staaten, die regionalen und inter-
nationalen Organisationen und die internationalen Finanzin-
stitutionen sowie andere beteiligte Akteure bei ihrem Vorge-
hen zur Verringerung des Katastrophenrisikos berücksichti-
gen und je nach ihren eigenen Gegebenheiten und Kapazitäten
umsetzen sollten, eingedenk dessen, dass es von grundlegen-
der Bedeutung ist, im Hinblick auf Naturkatastrophen eine
Kultur der Prävention zu fördern, namentlich durch die Mobi-
lisierung ausreichender Ressourcen für die Verringerung des
Katastrophenrisikos, und sich im Rahmen der Anstrengungen
zur Umsetzung nationaler Entwicklungspläne und Armutsbe-
kämpfungsstrategien, die auf die Erreichung der international
vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der Millen-
niums-Entwicklungsziele, ausgerichtet sind, mit der Verringe-
rung des Katastrophenrisikos, einschließlich der Vorbereitung
auf den Katastrophenfall, sowie mit den nachteiligen Auswir-
kungen von Naturkatastrophen zu befassen; 

5. legt den Regierungen nahe, über ihre jeweiligen na-
tionalen Plattformen im Rahmen der Internationalen Strategie
zur Katastrophenvorsorge und ihre nationalen Koordinie-
rungsstellen für die Verringerung des Katastrophenrisikos in
Zusammenarbeit mit dem System der Vereinten Nationen und
anderen Interessenträgern den Kapazitätsaufbau in den am
meisten gefährdeten Regionen zu stärken, um sie dazu zu be-
fähigen, die zu erhöhter Anfälligkeit führenden sozioökono-
mischen Faktoren anzugehen, und Maßnahmen auszuarbeiten,
die sie in die Lage versetzen werden, sich auf Naturkatastro-
phen vorzubereiten und sie zu bewältigen, einschließlich der-
jenigen, die mit Erdbeben und extremen Wetterereignissen zu-
sammenhängen, und legt der internationalen Gemeinschaft na-
he, den Entwicklungsländern diesbezüglich wirksame Hilfe zu
gewähren;

6. hebt hervor, dass es für die Stärkung der Wider-
standskraft, insbesondere in den Entwicklungsländern und vor
allem in denjenigen, die anfällig sind, wichtig ist, gegen die im
Hyogo-Rahmenaktionsplan benannten zugrunde liegenden
Risikofaktoren vorzugehen und sich dafür einzusetzen, dass
die Verringerung der mit geologischen und hydrometeorolo-
gischen Gefahren zusammenhängenden Risiken in Program-
me zur Verringerung des Katastrophenrisikos integriert wird;

7. legt der Interinstitutionellen Arbeitsgruppe für Kata-
strophenvorsorge nahe, auch künftig im Rahmen ihres Man-
dats, insbesondere des Hyogo-Rahmenaktionsplans, die Maß-
nahmen zur Förderung der Verringerung des Katastrophenri-
sikos besser zu koordinieren und den zuständigen Stellen der
Vereinten Nationen Informationen über die verschiedenen
Möglichkeiten der Verringerung des Risikos von Naturkata-
strophen, einschließlich gravierender Naturgefahren und
durch extreme Wetterereignisse bedingter Katastrophen und
Anfälligkeiten, zur Verfügung zu stellen;

8. betont, wie wichtig die enge Zusammenarbeit und
Koordinierung zwischen den Regierungen, dem System der
Vereinten Nationen, sonstigen internationalen und regionalen
Organisationen, nichtstaatlichen Organisationen und gegebe-
nenfalls anderen Partnern wie der Internationalen Rotkreuz-
und Rothalbmond-Bewegung ist, unter Berücksichtigung der
Notwendigkeit, Katastrophenmanagementstrategien auszuar-
beiten, einschließlich der wirksamen Einrichtung von Früh-
warnsystemen, bei denen unter anderem der Mensch im Mit-
telpunkt steht, und zu diesem Zweck alle verfügbaren Ressour-
cen und Fachkenntnisse zu nutzen;

9. legt der Konferenz der Vertragsparteien des Rahmen-
übereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderun-
gen120 und den Vertragsparteien des Protokolls von Kyoto zum
Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klima-
änderungen121 nahe, sich im Einklang mit den Bestimmungen

119 A/60/180.

120 United Nations, Treaty Series, Vol. 1771, Nr. 30822. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1993 II S. 1783; LGBl. 1995 Nr. 118; öBGBl.
Nr. 414/1994; AS 1994 1052.
121 FCCC/CP/1997/7/Add.1, Beschluss 1/CP.3, Anlage. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 2002 II S. 966; LGBl. 2005 Nr. 49; öBGBl. III
Nr. 89/2005; AS 2004 5205.
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des Rahmenübereinkommens auch weiterhin mit den nachtei-
ligen Auswirkungen der Klimaänderungen, vor allem in den
besonders anfälligen Entwicklungsländern, zu befassen, und
legt außerdem der Zwischenstaatlichen Sachverständigen-
gruppe über Klimaänderungen nahe, auch weiterhin die nach-
teiligen Auswirkungen der Klimaänderungen auf die sozio-
ökonomischen Systeme der Entwicklungsländer und ihre Sy-
steme zur Vorsorge gegen Naturkatastrophen zu bewerten;

10. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten, und beschließt, die
Frage von Naturkatastrophen und der Anfälligkeit dafür auf
der genannten Tagung unter dem Unterpunkt "Internationale
Strategie zur Katastrophenvorsorge" des Punktes "Nachhalti-
ge Entwicklung" zu behandeln.

RESOLUTION 60/197

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/488/Add.4, Ziff. 10)122.

60/197. Schutz des Weltklimas für die heutigen und die
kommenden Generationen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 54/222 vom 22. De-
zember 1999, ihren Beschluss 55/443 vom 20. Dezember 2000
und ihre Resolutionen 56/199 vom 21. Dezember 2001,
57/257 vom 20. Dezember 2002, 58/243 vom 23. Dezember
2003 und 59/234 vom 22. Dezember 2004 sowie andere Re-
solutionen über den Schutz des Weltklimas für die heutigen
und die kommenden Generationen,

sowie unter Hinweis auf die Bestimmungen des Rahmen-
übereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderun-
gen123, in dem unter anderem anerkannt wird, dass die Klima-
änderungen globaler Natur sind und daher eine möglichst brei-
te Zusammenarbeit aller Länder und ihre Beteiligung an wirk-
samen und angemessenen internationalen Antwortmaßnah-
men erfordern, im Einklang mit ihrer gemeinsamen, wenn-
gleich unterschiedlichen Verantwortung, ihren jeweiligen Fä-
higkeiten und ihren sozialen und wirtschaftlichen Gegeben-
heiten,

ferner unter Hinweis auf die Erklärung von Johannesburg
über nachhaltige Entwicklung124, den Durchführungsplan des
Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung ("Durchführungs-
plan von Johannesburg")125, die Ministererklärung von Delhi

über Klimaänderungen und nachhaltige Entwicklung, die von
der Konferenz der Vertragsparteien des Rahmenübereinkom-
mens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen auf ihrer
vom 23. Oktober bis 1. November 2002 in Neu-Delhi abge-
haltenen achten Tagung verabschiedet wurde126, die Ergebnis-
se der vom 1. bis 12. Dezember 2003 in Mailand (Italien) ab-
gehaltenen neunten Tagung der Konferenz der Vertragspartei-
en127 und die Ergebnisse der vom 6. bis 18. Dezember 2004 in
Buenos Aires abgehaltenen zehnten Konferenz der Vertrags-
parteien128,

unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 2005129,

in Bekräftigung der Erklärung von Mauritius130 und der
Strategie von Mauritius für die weitere Durchführung des Ak-
tionsprogramms für die nachhaltige Entwicklung der kleinen
Inselstaaten unter den Entwicklungsländern131,

nach wie vor zutiefst besorgt darüber, dass alle Länder, ins-
besondere die Entwicklungsländer, einschließlich der am we-
nigsten entwickelten Länder und der kleinen Inselentwick-
lungsländer, durch die nachteiligen Auswirkungen der Klima-
änderungen einem erhöhten Risiko ausgesetzt sind, und beto-
nend, dass die angesichts dieser Auswirkungen erforderlichen
Anpassungen vorgenommen werden müssen,

feststellend, dass einhundertneunundachtzig Staaten und
eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration das
Übereinkommen ratifiziert haben,

sowie feststellend, dass für das Protokoll von Kyoto zum
Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klima-
änderungen132 bisher einhundertsechsundfünfzig Ratifikatio-
nen vorliegen, so auch seitens der in Anhang I zu dem Über-
einkommen genannten Parteien, die für 61,6 Prozent der
Emissionen verantwortlich sind,

Kenntnis nehmend von der Tätigkeit der Zwischenstaatli-
chen Sachverständigengruppe über Klimaänderungen sowie
von der Notwendigkeit, wissenschaftlich-technische Kapazi-
täten auf- und auszubauen, unter anderem durch fortgesetzte
Unterstützung der Sachverständigengruppe im Hinblick auf
den Austausch wissenschaftlicher Daten und Informationen,
insbesondere in den Entwicklungsländern,

unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der Verein-
ten Nationen133, in der die Staats- und Regierungschefs den Be-

122 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Jamaika (im Namen der Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der 77 sind, sowie Chinas).
123 United Nations, Treaty Series, Vol. 1771, Nr. 30822. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1993 II S. 1783; LGBl. 1995 Nr. 118; öBGBl.
Nr. 414/1994; AS 1994 1052.
124 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations pub-
lication, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 1,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf. 
125 Ebd., Resolution 2, Anlage.

126 FCCC/CP/2002/7/Add.1, Beschluss 1/CP.8.
127 FCCC/CP/2003/6/Add.1 und 2.
128 FCCC/CP/2004/10/Add.1 und 2.
129 Siehe Resolution 60/1.
130 Report of the International Meeting to Review the Implementation of
the Programme of Action for the Sustainable Development of Small Island
Developing States, Port Louis, Mauritius, 10-14 January 2005 (United
Nations publication, Sales No. E.05.II.A.4 und Korrigendum), Kap. I, Re-
solution 1, Anlage I.
131 Ebd., Anlage II.
132 FCCC/CP/1997/7/Add.1, Beschluss 1/CP.3, Anlage. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 2002 II S. 966; LGBl. 2005 Nr. 49; öBGBl. III
Nr. 89/2005; AS 2004 5205.
133 Siehe Resolution 55/2.
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schluss trafen, alles zu tun, um sicherzustellen, dass das Pro-
tokoll von Kyoto in Kraft tritt, und mit der verlangten Senkung
des Ausstoßes von Treibhausgasen zu beginnen134,

in Bekräftigung ihrer Verpflichtung auf das Endziel des
Rahmenübereinkommens, die Treibhausgaskonzentrationen
in der Atmosphäre auf einem Niveau zu stabilisieren, auf dem
eine gefährliche anthropogene Störung des Klimasystems ver-
hindert wird,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Exekutivsekretärs
des Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über
Klimaänderungen über die Arbeit der Konferenz der Vertrags-
parteien des Übereinkommens135,

1. fordert die Staaten auf, gemeinsam auf die Verwirk-
lichung des Endziels des Rahmenübereinkommens der Ver-
einten Nationen über Klimaänderungen123 hinzuarbeiten;

2. stellt fest, dass die Staaten, die das Protokoll von
Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen
über Klimaänderungen132 ratifiziert haben, das Inkrafttreten
des Protokolls von Kyoto am 16. Februar 2005 begrüßen und
die Staaten, die es noch nicht ratifiziert haben, mit großem
Nachdruck auffordern, dies rasch zu tun;

3. nimmt mit Interesse Kenntnis von den Tätigkeiten,
die im Rahmen der mit dem Protokoll von Kyoto geschaffenen
flexiblen Mechanismen unternommen werden;

4. nimmt Kenntnis von den Beschlüssen, die die Konfe-
renz der Vertragsparteien auf ihrer zehnten Tagung verab-
schiedet hat128, und fordert ihre Durchführung;

5. verweist auf die Bedeutung der elften Tagung der
Konferenz der Vertragsparteien des Rahmenübereinkommens
der Vereinten Nationen über Klimaänderungen und der ersten
Tagung der Konferenz der Vertragsparteien, die als Tagung
der Vertragsparteien des Protokolls von Kyoto diente, welche
vom 28. November bis 9. Dezember 2005 in Montreal (Kana-
da) abgehalten wurden;

6. nimmt Kenntnis von den laufenden Arbeiten der Ver-
bindungsgruppe der Sekretariate und Büros der zuständigen
Nebenorgane des Rahmenübereinkommens der Vereinten Na-
tionen über Klimaänderungen, des Übereinkommens der Ver-
einten Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbildung in den
von Dürre und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen Län-
dern, insbesondere in Afrika136, und des Übereinkommens über
die biologische Vielfalt137 und befürwortet die Zusammenar-
beit zur Förderung der Komplementarität zwischen den drei
Sekretariaten bei gleichzeitiger Achtung ihrer unabhängigen
Rechtsstellung;

7. ersucht den Generalsekretär, in seinen Entwurf des
Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2006-
2007 Mittel für die Tagungen der Konferenz der Vertragspar-
teien des Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen
über Klimaänderungen und ihrer Nebenorgane einzustellen;

8. bittet das Sekretariat des Rahmenübereinkommens
der Vereinten Nationen über Klimaänderungen, der General-
versammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die Ar-
beit der Konferenz der Vertragsparteien Bericht zu erstatten;

9. bittet die Konferenzen der Vertragsparteien der mul-
tilateralen Umweltübereinkommen, bei der Festlegung der
Termine ihrer Sitzungen den Sitzungskalender der General-
versammlung und der Kommission für Nachhaltige Entwick-
lung zu berücksichtigen, um die angemessene Vertretung der
Entwicklungsländer bei diesen Sitzungen zu gewährleisten; 

10. beschließt, den Unterpunkt "Schutz des Weltklimas
für die heutigen und die kommenden Generationen" in die vor-
läufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzu-
nehmen.

RESOLUTION 60/198

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/488/Add.5, Ziff. 7)138.

60/198. Nachhaltige Entwicklung der Berggebiete

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 53/24 vom 10. Novem-
ber 1998, mit der sie das Jahr 2002 zum Internationalen Jahr
der Berge erklärte,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 55/189 vom
20. Dezember 2000, 57/245 vom 20. Dezember 2002 und
58/216 vom 23. Dezember 2003,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 59/238 vom
22. Dezember 2004 über Hilfe für arme Gebirgsländer zur
Überwindung von Hindernissen auf sozioökonomischem und
ökologischem Gebiet,

anerkennend, dass Kapitel 13 der Agenda 21139 sowie alle
einschlägigen Ziffern des Durchführungsplans des Weltgip-
fels für nachhaltige Entwicklung ("Durchführungsplan von Jo-
hannesburg")140, insbesondere seine Ziffer 42, den politischen
Gesamtrahmen für die nachhaltige Entwicklung in Bergregio-
nen bilden,

134 Ebd., Ziff. 23.
135 A/60/171, Abschn. I.
136 United Nations, Treaty Series, Vol. 1954, Nr. 33480. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1997 II S. 1468; LGBl. 2000 Nr. 69; öBGBl. III
Nr. 139/1997; AS 2003 788.
137 Ebd., Vol. 1760, Nr. 30619. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1993 II
S. 1741; LGBl. 1998 Nr. 39; öBGBl. Nr. 213/1995; AS 1995 1408.

138 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
139 Report of the United Nations Conference on Environment and De-
velopment, Rio de Janeiro, 3-14 June 1992, Vol. I, Resolutions Adopted
by the Conference (United Nations publication, Sales No. E.93.I.8 und
Korrigendum), Resolution 1, Anlage II. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/agenda21/agenda_21.pdf.
140 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations pub-
lication, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
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feststellend, dass die Internationale Partnerschaft für nach-
haltige Entwicklung in Bergregionen ("Bergpartnerschaft"),
die während des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung ins
Leben gerufen wurde und von vierundvierzig Ländern, vier-
zehn zwischenstaatlichen Organisationen und achtundsechzig
Organisationen aus den wichtigen Gruppen engagiert unter-
stützt wird, als wichtiger Ansatz zur Behandlung der verschie-
denen, miteinander verknüpften Aspekte einer nachhaltigen
Entwicklung in Bergregionen dient,

Kenntnis nehmend von der Plattform von Bischkek für
Berggebiete141, dem Ergebnisdokument des Weltgipfels von
Bischkek über Berggebiete, der vom 28. Oktober bis 1. No-
vember 2002 in Bischkek als Abschlussveranstaltung des In-
ternationalen Jahres der Berge stattfand,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs mit dem Titel "Nachhaltige Entwicklung der Berggebie-
te"142;

2. stellt mit Anerkennung fest, dass es ein wachsendes
Netzwerk von Regierungen, Organisationen, wichtigen Grup-
pen und Einzelpersonen auf der ganzen Welt gibt, die erkannt
haben, wie wichtig die nachhaltige Entwicklung der Bergre-
gionen für die Beseitigung der Armut ist und dass die Berge
als Quelle eines Großteils des Süßwasseraufkommens der Er-
de, als Hüter einer reichen biologischen Vielfalt, als beliebtes
Freizeit- und Tourismusziel und als Ort bedeutender kulturel-
ler Vielfalt, kulturellen Wissens und kulturellen Erbes eine
weltweit wichtige Funktion besitzen;

3. stellt mit Besorgnis fest, dass der Herbeiführung einer
nachhaltigen Entwicklung, der Beseitigung der Armut in
Bergregionen und dem Schutz der Gebirgsökosysteme nach
wie vor bedeutende Hindernisse entgegenstehen und dass die
Bewohner von Bergregionen häufig zu den ärmsten Bevölke-
rungsgruppen des jeweiligen Landes gehören; 

4. stellt fest, dass die wachsende Nachfrage nach natür-
lichen Ressourcen, einschließlich Wasser, die Folgen von Ero-
sion, Entwaldung und anderen Formen der Degradation von
Wassereinzugsgebieten, das Auftreten von Naturkatastro-
phen, die zunehmende Abwanderung, die Belastung durch die
Industrie, den Verkehr, den Tourismus, den Bergbau und die
Landwirtschaft sowie die Folgen der globalen Klimaänderun-
gen Teil der enormen Probleme in sensiblen Gebirgsökosyste-
men sind, die die Herbeiführung einer nachhaltigen Entwick-
lung und die Beseitigung der Armut in Berggebieten im Ein-
klang mit den Millenniums-Entwicklungszielen behindern;

5. bekundet ihre tiefe Besorgnis über die Zahl und das
Ausmaß von Katastrophen und ihre zunehmenden Auswirkun-
gen in den letzten Jahren, die zu erheblichen Verlusten an
Menschenleben geführt und langfristige negative Folgen für
die Gesellschaft, die Wirtschaft und die Umwelt in den anfäl-
ligen Gesellschaften weltweit, insbesondere in den Bergregio-
nen, vor allem denjenigen in Entwicklungsländern, nach sich
gezogen haben;

6. unterstreicht, dass nationale Maßnahmen ein ent-
scheidender Faktor für Fortschritte im Hinblick auf eine nach-
haltige Entwicklung der Berggebiete sind, begrüßt es, dass sol-
che Maßnahmen in den letzten Jahren mit einer Vielzahl von
Veranstaltungen, Aktivitäten und Initiativen stetig zugenom-
men haben, und bittet die internationale Gemeinschaft, die An-
strengungen zu unterstützen, die die Entwicklungsländer un-
ternehmen, um im Rahmen der nationalen Entwicklungspläne
Strategien und Programme auszuarbeiten und durchzuführen,
darunter, falls erforderlich, Politiken und Rechtsvorschriften
zur Förderung der nachhaltigen Entwicklung der Berggebiete;

7. befürwortet die Schaffung weiterer Ausschüsse oder
ähnlicher, mehrere Interessenträger vereinender institutionel-
ler Regelungen und Mechanismen auf nationaler Ebene zur
Verbesserung der sektorübergreifenden Koordinierung und
Zusammenarbeit zu Gunsten der nachhaltigen Entwicklung in
Bergregionen;

8. befürwortet außerdem die stärkere Einbeziehung der
maßgeblichen Interessenträger, einschließlich der Zivilgesell-
schaft und des Privatsektors, in die Ausarbeitung und Durch-
führung von Programmen und Aktivitäten im Zusammenhang
mit der nachhaltigen Entwicklung in Berggebieten;

9. unterstreicht die Notwendigkeit, den Zugang der in
Bergregionen lebenden Frauen zu Ressourcen zu verbessern
und ihre Rolle in den ihre Gemeinwesen, ihre Kultur und ihre
Umwelt betreffenden Entscheidungsprozessen zu stärken;

10. betont, dass indigene Kulturen, Traditionen und
Kenntnisse, namentlich auf medizinischem Gebiet, im Rah-
men der Entwicklungspolitik und der Entwicklungsplanung in
Bergregionen umfassend berücksichtigt, geachtet und geför-
dert werden müssen, und unterstreicht, wie wichtig es ist, die
volle Partizipation und Teilhabe der Gebirgsgemeinschaften
an den sie betreffenden Entscheidungen zu fördern und das
Wissen, das Erbe und die Werte indigener Gruppen in alle Ent-
wicklungsinitiativen einzubinden;

11. erkennt an, dass vielen Entwicklungs- und Transfor-
mationsländern durch bilaterale, multilaterale und Süd-Süd-
Zusammenarbeit sowie durch andere Formen der Kooperation
bei der Ausarbeitung und Durchführung nationaler Strategien
und Programme zur nachhaltigen Entwicklung der Berggebie-
te geholfen werden muss; 

12. stellt fest, dass die Finanzierung der nachhaltigen
Entwicklung der Berggebiete immer wichtiger wird, insbeson-
dere da zunehmend erkannt wird, welch wichtige Funktion
Berggebieten weltweit zukommt und in welch hohem Maße
Gebirgsgemeinschaften extremer Armut, Ernährungsunsi-
cherheit und Not ausgesetzt sind;

13. bittet die Regierungen, das System der Vereinten Na-
tionen, die internationalen Finanzinstitutionen, die Globale
Umweltfazilität, alle zuständigen Übereinkommen der Ver-
einten Nationen und ihre Finanzierungsmechanismen im Rah-
men ihres jeweiligen Mandats sowie alle in Betracht kommen-
den Interessenträger aus der Zivilgesellschaft und dem Privat-
sektor, die Unterstützung lokaler, nationaler und internationa-
ler Programme und Projekte zur nachhaltigen Entwicklung in

141 A/C.2/57/7, Anlage.
142 A/60/309.
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Bergregionen, namentlich durch freiwillige Finanzbeiträge, zu
erwägen;

14. unterstreicht, wie wichtig es für die nachhaltige Ent-
wicklung in Berggebieten ist, ein breites Spektrum von Finan-
zierungsquellen zu erkunden, wie etwa öffentlich-private Part-
nerschaften, verstärkte Möglichkeiten der Mikrofinanzierung,
einschließlich Mikroversicherung, Kleindarlehen für Wohn-
raum, Spar-, Bildungs- und Gesundheitskonten, Unterstüt-
zung für Unternehmer, die kleine und mittlere Betriebe auf-
bauen wollen, sowie nach Bedarf und von Fall zu Fall Schul-
denerlasse gegen Förderung der nachhaltigen Entwicklung; 

15. unterstreicht außerdem, wie wichtig es ist, die Nach-
haltigkeit der Ökosysteme, die für das Wohl der Menschen und
die Wirtschaftstätigkeit grundlegende Ressourcen und Dienste
liefern, zu stärken und innovative Möglichkeiten zur Finanzie-
rung ihres Schutzes zu erschließen; 

16. nimmt mit Befriedigung davon Kenntnis, dass die
Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkommens über
die biologische Vielfalt143 vor kurzem das Arbeitsprogramm
über die biologische Vielfalt der Berggebiete verabschiedet
hat, mit der übergreifenden Zielsetzung, den Rückgang der
biologischen Vielfalt in den Berggebieten bis zum Jahr 2010
auf globaler, regionaler und nationaler Ebene erheblich zu re-
duzieren, und dass dieses Arbeitsprogramm jetzt umgesetzt
wird, mit dem Ziel, einen wichtigen Beitrag zur Beseitigung
der Armut in Bergregionen zu leisten; 

17. stellt fest, dass Gebirgsketten sich in der Regel über
mehrere Staaten erstrecken, und befürwortet in diesem Zusam-
menhang, falls die beteiligten Staaten zustimmen, Ansätze für
eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit zu Gunsten der
nachhaltigen Entwicklung von Gebirgsketten sowie einen
diesbezüglichen Informationsaustausch;

18. nimmt in diesem Zusammenhang mit Anerkennung
Kenntnis von dem Übereinkommen zum Schutz der Alpen144,
das konstruktive neue Ansätze für eine integrierte, nachhaltige
Entwicklung der Alpen fördert, namentlich durch seine Proto-
kolle für die Sachbereiche Raumplanung, Berglandwirtschaft,
Naturschutz und Landschaftspflege, Bergwald, Bevölkerung
und Kultur, Tourismus, Bodenschutz, Energie und Verkehr,
und begrüßt es, dass das Übereinkommen vor kurzem der In-
ternationalen Partnerschaft für die nachhaltige Entwicklung in
Bergregionen beigetreten ist;

19. nimmt außerdem mit Anerkennung Kenntnis von dem
Rahmenübereinkommen über den Schutz und die nachhaltige
Entwicklung der Karpaten145, das von den sieben Ländern der
Region verabschiedet und unterzeichnet wurde, um einen Rah-
men für Zusammenarbeit und multisektorale Politikkoordinie-

rung, eine Plattform für gemeinsame Strategien für eine nach-
haltige Entwicklung und ein Forum für den Dialog zwischen
allen beteiligten Interessenträgern zu schaffen;

20. unterstreicht, wie wichtig Programme für Kapazi-
tätsaufbau, institutionelle Stärkung und Bildung sind, um die
nachhaltige Entwicklung der Berggebiete auf allen Ebenen zu
fördern und das Bewusstsein für wirksame Praktiken zur nach-
haltigen Entwicklung in Bergregionen und für die Art der Be-
ziehungen zwischen Hochland- und Tieflandgebieten zu
schärfen;

21. befürwortet die Ausarbeitung und Durchführung glo-
baler, regionaler und nationaler Kommunikationsprogramme,
die auf den durch das Internationale Jahr der Berge und die
jährliche Begehung des Internationalen Tages der Berge am
11. Dezember bewirkten Erkenntnissen und Impulsen für Ver-
änderungen aufbauen;

22. ermutigt die Mitgliedstaaten, Informationen zum
Thema Berge zu sammeln und zu erzeugen und entsprechende
Datenbanken einzurichten, mit dem Ziel, das vorhandene Wis-
sen zu Gunsten interdisziplinärer Forschungsarbeiten, Pro-
gramme und Projekte zu nutzen und die Entscheidungsfindung
und Planung zu verbessern;

23. legt allen zuständigen Stellen des Systems der Ver-
einten Nationen nahe, im Rahmen ihres jeweiligen Mandats
ihre konstruktiven Bemühungen um die Stärkung der interin-
stitutionellen Zusammenarbeit weiter zu intensivieren, damit
die einschlägigen Kapitel der Agenda 21139, namentlich Kapi-
tel 13, sowie die Ziffer 42 und andere einschlägige Ziffern des
Durchführungsplans von Johannesburg140 wirksamer umge-
setzt werden, und dabei zu berücksichtigen, dass es eine inter-
institutionelle Gruppe für Berggebiete gibt und dass es geboten
ist, das System der Vereinten Nationen stärker mit einzubezie-
hen, insbesondere die Ernährungs- und Landwirtschaftsorga-
nisation der Vereinten Nationen, das Umweltprogramm der
Vereinten Nationen, die Universität der Vereinten Nationen,
das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen, die Or-
ganisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft
und Kultur und das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen
sowie die internationalen Finanzinstitutionen und andere zu-
ständige internationale Organisationen;

24. anerkennt die von der Bergpartnerschaft im Einklang
mit Resolution 2003/61 des Wirtschafts- und Sozialrats vom
25. Juli 2003 durchgeführten Maßnahmen, bittet die interna-
tionale Gemeinschaft und die anderen in Betracht kommenden
Interessenträger, einschließlich der Zivilgesellschaft und des
Privatsektors, den Beitritt zur Bergpartnerschaft zu erwägen,
und bittet das Sekretariat der Partnerschaft, der Kommission
für Nachhaltige Entwicklung auf ihrer vierzehnten Tagung im
Jahr 2006 über ihre Tätigkeiten und Ergebnisse Bericht zu er-
statten, namentlich im Hinblick auf die Themenbereiche En-
ergie, Klimaänderungen, Luftverschmutzung und Atmosphäre
sowie industrielle Entwicklung;

25. nimmt in diesem Zusammenhang mit Anerkennung
Kenntnis von den Bemühungen der Bergpartnerschaft, mit be-
stehenden multilateralen Übereinkünften, die für die Bergge-
biete von Belang sind, zusammenzuarbeiten, wie etwa mit dem
Übereinkommen über die biologische Vielfalt, dem Überein-

143 United Nations, Treaty Series, Vol. 1760, Nr. 30619. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1993 II S. 1741; LGBl. 1998 Nr. 39; öBGBl.
Nr. 213/1995; AS 1995 1408.
144 Ebd., Vol. 1917, Nr. 32724. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1994 II
S. 2538; LGBl. 1995 Nr. 186; öBGBl. Nr. 477/1995; AS 2003 2541. 
145 In Englisch verfügbar unter http://www.carpathianconvention.org/
text.htm.
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kommen der Vereinten Nationen zur Bekämpfung der Wü-
stenbildung in den von Dürre und/oder Wüstenbildung schwer
betroffenen Ländern, insbesondere in Afrika146, dem Rahmen-
übereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderun-
gen147, der Internationalen Strategie zur Katastrophenvorsorge
und regionalen Übereinkünften zum Thema Berge wie dem
Übereinkommen zum Schutz der Alpen und dem Rahmen-
übereinkommen über den Schutz und die nachhaltige Entwick-
lung der Karpaten;

26. nimmt Kenntnis von den Schlussfolgerungen der
zweiten Welttagung der Mitglieder der Bergpartnerschaft, die
am 28. und 29. Oktober 2004 auf Einladung der Regierung Pe-
rus in Cusco (Peru) abgehalten wurde;

27. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung unter dem Unter-
punkt "Nachhaltige Entwicklung der Berggebiete" des Punk-
tes "Nachhaltige Entwicklung" über die Durchführung dieser
Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/199
Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/488/Add.6, Ziff. 8)148.

60/199. Förderung neuer und erneuerbarer Energiequel-
len, einschließlich der Durchführung des Weltso-
larprogramms

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 53/7 vom 16. Oktober
1998, 54/215 vom 22. Dezember 1999, 55/205 vom 20. De-
zember 2000, 56/200 vom 21. Dezember 2001 und 58/210
vom 23. Dezember 2003 über die Förderung neuer und erneu-
erbarer Energiequellen, einschließlich der Durchführung des
Weltsolarprogramms 1996-2005, 

sowie unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
2005149,

feststellend, dass das Weltsolarprogramm 1996-2005 dazu
beigetragen hat, die Öffentlichkeit für die größere Rolle zu
sensibilisieren, die neue und erneuerbare Energiequellen bei
der globalen Energieversorgung spielen können, 

unter Hinweis auf die Empfehlungen und Schlussfolgerun-
gen im Durchführungsplan des Weltgipfels für nachhaltige
Entwicklung ("Durchführungsplan von Johannesburg")150 be-
treffend die Erschließung von Energie zu Gunsten der nach-
haltigen Entwicklung,

die Initiativen begrüßend, die darauf abzielen, den Zugang
zu einer zuverlässigen, erschwinglichen, wirtschaftlich tragfä-

higen, sozial- und umweltverträglichen Energieversorgung zu
Gunsten einer nachhaltigen Entwicklung zu verbessern, um
zur Erreichung der international vereinbarten Entwicklungs-
ziele, einschließlich der in der Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen enthaltenen Ziele151, beizutragen,

betonend, dass die verstärkte Nutzung und Förderung aller
Formen neuer und erneuerbarer Energie zu Gunsten der nach-
haltigen Entwicklung, einschließlich Sonnenenergie und ther-
mischer Energie, photovoltaischer Energie, Energie aus Bio-
masse, Windenergie, Wasserkraft, Gezeiten- und Meeresener-
gie und geothermischer Energie, einen bedeutsamen Beitrag
zur Verwirklichung der nachhaltigen Entwicklung und zur Er-
reichung der international vereinbarten Entwicklungsziele,
einschließlich der Millenniums-Entwicklungsziele, leisten
könnte,

die Anstrengungen der Regierungen und Institutionen be-
grüßend, die Politiken und Programme mit dem Ziel eingelei-
tet haben, die Nutzung neuer und erneuerbarer Energie zu
Gunsten der nachhaltigen Entwicklung auszuweiten, und die
Beiträge anerkennend, die regionale Initiativen sowie Institu-
tionen zur Unterstützung der diesbezüglichen Anstrengungen
der Länder, insbesondere der Entwicklungsländer, leisten,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs152;

2. bekräftigt, dass der Durchführungsplan von Johan-
nesburg150 den auf dem Weltgipfel für nachhaltige Entwick-
lung vereinbarten zwischenstaatlichen Rahmen für die Er-
schließung von Energie zu Gunsten der nachhaltigen Entwick-
lung bildet, und fordert seine vollständige Durchführung;

3. betont, dass die auf die Erschließung von Energie zu
Gunsten der nachhaltigen Entwicklung gerichtete Forschung
und Entwicklung verstärkt werden muss, was erfordert, dass
alle Interessenträger, einschließlich der Regierungen und des
Privatsektors, umfangreichere finanzielle und personelle Res-
sourcen zur Beschleunigung der Forschungsvorhaben zusa-
gen;

4. fordert die Regierungen sowie die zuständigen regio-
nalen und internationalen Organisationen und die sonstigen
maßgeblichen Interessenträger auf, je nach Bedarf die ver-
stärkte Nutzung erneuerbarer Energiequellen, die effizientere
Energienutzung, den stärkeren Rückgriff auf moderne Ener-
gietechnologien, namentlich moderne und sauberere Techno-
logien zur Nutzung fossiler Brennstoffe, und die nachhaltige
Nutzung traditioneller Energiequellen zu kombinieren, wo-
durch der steigende Bedarf an Energiedienstleistungen länger-
fristig gedeckt und so eine nachhaltige Entwicklung herbeige-
führt werden könnte;

146 United Nations, Treaty Series, Vol. 1954, Nr. 33480. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1997 II S. 1468; LGBl. 2000 Nr. 69; öBGBl. III
Nr. 139/1997; AS 2003 788.
147 Ebd., Vol. 1771, Nr. 30822. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1993 II
S. 1783; LGBl. 1995 Nr. 118; öBGBl. Nr. 414/1994; AS 1994 1052.
148 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
149 Siehe Resolution 60/1.

150 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations pub-
lication, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
151 Siehe Resolution 55/2.
152 A/60/154.
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5. befürwortet nationale und regionale Initiativen auf
dem Gebiet der neuen und erneuerbaren Energien mit dem
Ziel, den Zugang zu Energie, einschließlich neuer und erneu-
erbarer Energiequellen, für die ärmsten Bevölkerungsgruppen
zu fördern und die Energieeffizienz und -einsparung durch den
Rückgriff auf eine Kombination der verfügbaren Technolo-
gien zu verbessern, unter voller Berücksichtigung der Bestim-
mungen des Durchführungsplans von Johannesburg betref-
fend die Erschließung von Energie zu Gunsten der nachhalti-
gen Entwicklung;

6. fordert die Regierungen auf, weitere Schritte zu un-
ternehmen, um die Bereitstellung finanzieller Ressourcen, den
Technologietransfer, den Kapazitätsaufbau und die Verbrei-
tung umweltgerechter Technologien zu bewirken, wie im
Durchführungsplan von Johannesburg vorgesehen; 

7. begrüßt die Abhaltung der Internationalen Konferenz
2005 von Beijing über erneuerbare Energien, die von der Re-
gierung der Volksrepublik China mit Unterstützung der Re-
gierung der Bundesrepublik Deutschland am 7. und 8. Novem-
ber 2005 als Folgemaßnahme zu der vom 1. bis 4. Juni 2004
in Bonn (Deutschland) abgehaltenen Internationalen Konfe-
renz für erneuerbare Energien ausgerichtet wurde; 

8. nimmt Kenntnis von den laufenden Aktivitäten zur
Förderung neuer und erneuerbarer Energiequellen innerhalb
des Systems der Vereinten Nationen; 

9. legt dem System der Vereinten Nationen nahe, auch
weiterhin die Öffentlichkeit für die Bedeutung der Erschlie-
ßung von Energie zu Gunsten der nachhaltigen Entwicklung
zu sensibilisieren, namentlich für die Notwendigkeit der För-
derung neuer und erneuerbarer Energiequellen und die größere
Rolle, die sie bei der globalen Energieversorgung spielen kön-
nen, insbesondere im Kontext der nachhaltigen Entwicklung
und der Armutsbekämpfung;

10. ersucht den Generalsekretär, in seinem Energiebe-
richt an die Kommission für Nachhaltige Entwicklung auf ih-
rer vierzehnten Tagung einen Überblick über die Durchfüh-
rung des Weltsolarprogramms 1996-2005 zu geben;

11. betont, dass die breitere Nutzung der verfügbaren er-
neuerbaren Energiequellen Technologietransfer und -verbrei-
tung auf weltweiter Ebene erfordert, so auch durch die Nord-
Süd- und die Süd-Süd-Zusammenarbeit;

12. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen;

13. beschließt, unter dem Punkt "Nachhaltige Entwick-
lung" einen Unterpunkt "Förderung neuer und erneuerbarer
Energiequellen" in die vorläufige Tagesordnung ihrer zwei-
undsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/200
Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, in einer auf-
gezeichneten Abstimmung mit 120 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 47 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/488/Add.1, Ziff. 24)153:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbu-
da, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bangladesch,
Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Brunei

Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Do-
minica, Dominikanische Republik, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Frank-
reich, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea-Bissau, Guyana,
Haiti, Indien, Irak, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun,
Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo,
Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Liberia, Madagaskar,
Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Me-
xiko, Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Ni-
geria, Oman, Pakistan, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Portu-
gal, Republik Korea, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, Sene-
gal, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis,
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasi-
land, Tadschikistan, Thailand, Togo, Tschad, Tunesien, Tuvalu, Uganda, Ukrai-
ne, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabi-
sche Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zentralafrikanische Re-
publik, Zypern.

Dagegen: Syrische Arabische Republik.
Enthaltungen: Albanien, Australien, Bahrain, Belgien, Bulgarien, Dänemark,

Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland, ehemalige jugoslawische Re-
publik Mazedonien, Estland, Finnland, Georgien, Guinea, Indonesien, Irland, Is-
land, Israel, Kanada, Kroatien, Kuba, Lettland, Libanon, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Marshallinseln, Mikronesien
(Föderierte Staaten von), Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Pa-
lau, Polen, Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden,
Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Tschechische Repu-
blik, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte
Staaten von Amerika.

60/200. Internationales Jahr der Wüsten und der Wüsten-
bildung 2006

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 58/211 vom 23. De-
zember 2003, in der sie das Jahr 2006 zum Internationalen Jahr
der Wüsten und der Wüstenbildung erklärte,

Kenntnis nehmend von dem Beschluss der vom 17. bis
28. Oktober 2005 in Nairobi abgehaltenen siebenten Tagung
der Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkommens der
Vereinten Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbildung in
den von Dürre und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen
Ländern, insbesondere in Afrika, über die Begehung des In-
ternationalen Jahres der Wüsten und der Wüstenbildung
2006154,

zutiefst besorgt über die Verschlimmerung der Wüstenbil-
dung in allen Regionen der Welt, insbesondere in Afrika, und
ihre weitreichenden Folgen für die Erreichung der Millen-
niums-Entwicklungsziele, insbesondere in Bezug auf die Be-
seitigung der Armut,

sowie zutiefst besorgt über die von der Besatzungsmacht
Israel angerichtete großflächige Zerstörung von Ackerland
und Obstplantagen in dem besetzten palästinensischen Gebiet,
einschließlich des Entwurzelns einer großen Zahl fruchttra-
gender Bäume,

153 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Jamaika (im Namen der Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der 77 sind, sowie Chinas).
154 Siehe ICCD/COP(7)/13, Ziff. 4-7.
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in dem Bewusstsein, dass es geboten ist, die Öffentlichkeit
zu sensibilisieren und die biologische Vielfalt der Wüsten so-
wie die indigenen und ortsansässigen Gemeinschaften und das
traditionelle Wissen derjenigen, die von diesem Phänomen be-
troffen sind, zu schützen,

den Beschluss der Regierung Algeriens begrüßend, im
Oktober 2006 eine internationale Konferenz unter Beteiligung
von Staats- und Regierungschefs zum Thema Wüstenschutz
und Bekämpfung der Wüstenbildung einzuberufen und auszu-
richten,

sowie den Beschluss der Regierung Israels begrüßend, im
November 2006 in Zusammenarbeit mit anderen Interessen-
trägern eine internationale Konferenz unter dem Motto "Wü-
sten und Wüstenbildung: Herausforderungen und Chancen" in
Beerscheba (Israel) auszurichten,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs
über den Stand der Vorbereitungen für das Internationale Jahr
der Wüsten und der Wüstenbildung 2006155,

1. begrüßt die Ernennung von ehrenamtlichen Spre-
chern der Vereinten Nationen für das Internationale Jahr der
Wüsten und der Wüstenbildung und legt dem Generalsekretär
nahe, zu diesem Zweck weitere Persönlichkeiten zu benennen,
um eine erfolgreiche Begehung des Jahres weltweit zu fördern;

2. fordert die Mitgliedstaaten und alle zuständigen in-
ternationalen Organisationen erneut auf, die mit der Wüsten-
bildung, namentlich der Landverödung, zusammenhängenden
Aktivitäten zu unterstützen, die die betroffenen Länder, insbe-
sondere die afrikanischen Länder und die am wenigsten ent-
wickelten Länder, organisieren werden;

3. legt den Ländern nahe, im Rahmen des Möglichen
zur Durchführung des Übereinkommens der Vereinten Natio-
nen zur Bekämpfung der Wüstenbildung in den von Dürre
und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen Ländern, insbe-
sondere in Afrika156, beizutragen und besondere Initiativen zur
Begehung des Jahres mit dem Ziel einer verstärkten Durch-
führung des Übereinkommens zu ergreifen;

4. bittet die Mitgliedstaaten, freiwillige Beiträge an den
Sonderfonds des Übereinkommens zu leisten, damit die Ziele
der Resolution 58/211 "Internationales Jahr der Wüsten und
der Wüstenbildung 2006" erreicht werden;

5. bittet die Regierungen und alle maßgeblichen Inter-
essenträger, sofern nicht bereits geschehen, das Sekretariat des
Übereinkommens über die für die Begehung des Jahres vor-
gesehenen Aktivitäten zu unterrichten;

6. ersucht den Exekutivsekretär des Übereinkommens,
den Vertragsparteien des Übereinkommens und den Beobach-
tern ein konsolidiertes Verzeichnis aller gemeldeten Aktivitä-
ten, einschließlich der gewonnenen Erfahrungen und besten
Verfahrensweisen, zur Verfügung zu stellen, damit die Infor-

mationen koordiniert und Überschneidungen von Aktivitäten
vermieden werden;

7. nimmt mit Interesse Kenntnis von dem Beschluss des
Rates der Globalen Umweltfazilität, im Rahmen seines Man-
dats die von den betroffenen Entwicklungsländern, die Ver-
tragsparteien des Übereinkommens sind, im Rahmen des Jah-
res durchgeführten Aktivitäten zu unterstützen;

8. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung über die Begehung
des Jahres Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/201

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/488/Add.7, Ziff. 24)157.

60/201. Durchführung des Übereinkommens der Verein-
ten Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbil-
dung in den von Dürre und/oder Wüstenbildung
schwer betroffenen Ländern, insbesondere in
Afrika

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/235 vom 22. De-
zember 2004 und andere Resolutionen im Zusammenhang mit
dem Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Bekämp-
fung der Wüstenbildung in den von Dürre und/oder Wüsten-
bildung schwer betroffenen Ländern, insbesondere in Afri-
ka158,

in Bekräftigung des Durchführungsplans des Weltgipfels
für nachhaltige Entwicklung ("Durchführungsplan von Johan-
nesburg")159,

unter Hinweis auf ihre Resolution 58/211 vom 23. De-
zember 2003, in der sie das Jahr 2006 zum Internationalen Jahr
der Wüsten und der Wüstenbildung erklärte,

sowie unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
2005160,

in Bekräftigung der universalen Mitgliedschaft des
Übereinkommens und in Anerkennung dessen, dass Wüsten-
bildung und Dürre Probleme von globaler Bedeutung sind, da
sie alle Regionen der Welt betreffen,

feststellend, dass die rasche und wirksame Durchführung
des Übereinkommens zur Erreichung der international verein-
barten Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-

155 A/60/169.
156 United Nations, Treaty Series, Vol. 1954, Nr. 33480. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1997 II S. 1468; LGBl. 2000 Nr. 69; öBGBl. III
Nr. 139/1997; AS 2003 788.

157 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Jamaika (im Namen der Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der 77 sind, sowie Chinas).
158 United Nations, Treaty Series, Vol. 1954, Nr. 33480. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1997 II S. 1468; LGBl. 2000 Nr. 69; öBGBl. III
Nr. 139/1997; AS 2003 788.
159 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations pub-
lication, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf. 
160 Siehe Resolution 60/1.
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Entwicklungsziele, beitragen würde, und den betroffenen Ver-
tragsstaaten nahe legend, gegebenenfalls Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Wüstenbildung in ihre nationalen Entwick-
lungsstrategien aufzunehmen,

betonend, dass die Finanzierungsquellen zur Bekämpfung
der Landverödung im Einklang mit den Artikeln 20 und 21 des
Übereinkommens weiter diversifiziert werden müssen,

mit dem Ausdruck ihres tief empfundenen Dankes an die
Regierung Kenias für die Ausrichtung der siebenten Tagung
der Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkommens, die
vom 17. bis 28. Oktober 2005 in Nairobi stattfand,

das Angebot der Regierung Spaniens begrüßend, die achte
Tagung der Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkom-
mens im Herbst 2007 auszurichten,

sowie das Angebot der Regierung Argentiniens begrü-
ßend, die fünfte Tagung des Ausschusses für die Überprüfung
der Durchführung des Übereinkommens im September 2006
auszurichten,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs161 über die Durchführung des Übereinkommens der Ver-
einten Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbildung in den
von Dürre und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen Län-
dern, insbesondere in Afrika158;

2. beschließt, die Durchführung des Übereinkommens
zu unterstützen und zu stärken, um die Ursachen der Wüsten-
bildung und Landverödung sowie die durch Landverödung
verursachte Armut zu bekämpfen, unter anderem durch die
Mobilisierung angemessener und berechenbarer Finanzmittel,
Technologietransfer und den Aufbau von Kapazitäten auf al-
len Ebenen;

3. nimmt mit Interesse Kenntnis von den Beschlüssen,
die die Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkommens
auf ihrer siebenten Tagung in Bezug auf die Ergebnisse der
dritten und vierten Tagung des Ausschusses für die Überprü-
fung der Durchführung des Übereinkommens gefasst hat162;

4. bittet die Gebergemeinschaft, die Durchführung des
Übereinkommens stärker zu unterstützen, damit die Frage der
Landverödung und der Wüstenbildung erhöhte internationale
Aufmerksamkeit erfährt, was zur Verbesserung der nachhalti-
gen Entwicklung von Trockengebieten und der globalen Um-
welt beitragen wird;

5. begrüßt den auf der siebenten Tagung der Konferenz
der Vertragsparteien gefassten Beschluss, mit dem Rat der
Globalen Umweltfazilität eine Vereinbarung über eine stärke-
re Zusammenarbeit zwischen dem Übereinkommen und der
Fazilität abzuschließen und zu verabschieden163;

6. bittet die Globale Umweltfazilität, den Schwerpunkt-
bereich Landverödung, in erster Linie Wüstenbildung und
Entwaldung, zu stärken;

7. bittet die Globale Umweltfazilität außerdem, auch
weiterhin Mittel für Kapazitätsaufbaumaßnahmen in betroffe-
nen Vertragsstaaten, die das Übereinkommen durchführen,
zur Verfügung zu stellen; 

8. nimmt mit Interesse Kenntnis von den laufenden Be-
mühungen um die Diversifizierung der Finanzmittel, die zur
Unterstützung der Aktivitäten zur Bekämpfung der Wüsten-
bildung und der Armut zur Verfügung stehen;

9. fordert die Regierungen auf, gegebenenfalls in Zu-
sammenarbeit mit den zuständigen multilateralen Organisatio-
nen, namentlich den Durchführungsorganisationen der Globa-
len Umweltfazilität, die Bekämpfung der Wüstenbildung in ih-
re Pläne und Strategien für eine nachhaltige Entwicklung auf-
zunehmen;

10. betont, wie wichtig die Umsetzung aller Beschlüsse
der Konferenz der Vertragsparteien ist, insbesondere der auf
ihrer siebenten Tagung gefassten Beschlüsse betreffend die
Stärkung des Ausschusses für Wissenschaft und Technologie
sowie betreffend die Folgemaßnahmen zu dem Bericht der Ge-
meinsamen Inspektionsgruppe162, und unterstützt die Ausar-
beitung einer Zehnjahresstrategie zur Förderung der Durch-
führung des Übereinkommens; 

11. nimmt Kenntnis von den Schritten, die die Konferenz
der Vertragsparteien auf ihrer siebenten Tagung unternommen
hat, um ab dem Zweijahreshaushalt 2008-2009 den Euro als
Haushalts- und Rechnungswährung einzuführen164;

12. erinnert daran, dass die Konferenz der Vertragspar-
teien auf ihrer siebenten Tagung den Exekutivsekretär ersuch-
te, die Vertragsparteien bis zum 21. November 2005 über ihre
Beiträge für 2006 und bis zum 1. Oktober 2006 über ihre Bei-
träge für 2007 zu unterrichten, um eine frühzeitige Zahlung zu
fördern164, und fordert alle Vertragsparteien, die ihre Beiträge
für 1999 und/oder die Zweijahreszeiträume 2000-2001 und
2002-2003 noch nicht bezahlt haben, nachdrücklich auf, dies
so bald wie möglich zu tun; 

13. erkennt an, dass dem Sekretariat des Übereinkom-
mens stabile, ausreichende und berechenbare Mittel zur Ver-
fügung gestellt werden müssen, damit es seine Aufgaben auch
weiterhin effizient und zügig wahrnehmen kann, und erkennt
ferner die Bestimmung an, die in dem von der Konferenz der
Vertragsparteien auf ihrer siebenten Tagung gefassten Be-
schluss über das Programm und den Haushalt für den Zwei-
jahreszeitraum 2006-2007 unter Abschnitt A über Haushalts-
reformen enthalten ist, namentlich das Ersuchen an den Exe-
kutivsekretär, die erforderlichen Zusatzmaßnahmen zur Um-
setzung dieser Empfehlungen zu treffen, dafür zu sorgen, dass
die Finanzvorschriften in Zukunft in vollem Umfang geachtet
werden, und der Tagung des Präsidiums sowie im Haushalts-
vollzugsbericht für den Zweijahreszeitraum 2006-2007 über
diese Angelegenheit Bericht zu erstatten164;

14. fordert die Regierungen auf und bittet die multilate-
ralen Finanzinstitutionen, die regionalen Entwicklungsban-

161 A/60/171, Abschn. II.
162 Siehe ICCD/COP(7)/16/Add.1.
163 Ebd., Beschluss 6/COP.7 und Anlage. 164 Ebd., Beschluss 23/COP.7.
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ken, die Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration
und alle anderen interessierten Organisationen sowie die nicht-
staatlichen Organisationen und den Privatsektor, großzügige
Beiträge an den Zusatzfonds und den Sonderfonds zu entrich-
ten, im Einklang mit den einschlägigen Finanzvorschriften der
Konferenz der Vertragsparteien165, und begrüßt die von eini-
gen Ländern bereits geleistete finanzielle Unterstützung;

15. nimmt Kenntnis von den laufenden Arbeiten der Ver-
bindungsgruppe der Sekretariate und Büros der zuständigen
Nebenorgane des Rahmenübereinkommens der Vereinten Na-
tionen über Klimaänderungen166, des Übereinkommens der
Vereinten Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbildung in
den von Dürre und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen
Ländern, insbesondere in Afrika, und des Übereinkommens
über die biologische Vielfalt167 und befürwortet die weitere Zu-
sammenarbeit zur Förderung der Komplementarität zwischen
den Sekretariaten bei gleichzeitiger Achtung ihrer unabhängi-
gen Rechtsstellung;

16. billigt die Fortführung der gegenwärtigen institutio-
nellen Verbindung und der entsprechenden Verwaltungsver-
einbarungen zwischen dem Sekretariat des Übereinkommens
und dem Sekretariat der Vereinten Nationen für einen weiteren
Fünfjahreszeitraum, wobei bis spätestens 31. Dezember 2011
eine Überprüfung durch die Generalversammlung und die
Konferenz der Vertragsparteien erfolgen soll, wie von der
Konferenz der Vertragsparteien auf ihrer siebenten Tagung be-
schlossen168;

17. beschließt, in den Konferenz- und Sitzungskalender
für den Zweijahreszeitraum 2006-2007 die für diesen Zwei-
jahreszeitraum vorgesehenen Tagungen der Konferenz der
Vertragsparteien und ihrer Nebenorgane aufzunehmen;

18. ersucht den Generalsekretär, in seinen Entwurf des
Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2006-
2007 Mittel für die Tagungen der Konferenz der Vertragspar-
teien und ihrer Nebenorgane einzustellen, namentlich für die
achte ordentliche Tagung der Konferenz der Vertragsparteien
und die Sitzungen ihrer Nebenorgane;

19. beschließt, den Unterpunkt "Durchführung des
Übereinkommens der Vereinten Nationen zur Bekämpfung
der Wüstenbildung in den von Dürre und/oder Wüstenbildung
schwer betroffenen Ländern, insbesondere in Afrika" in die
vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung auf-
zunehmen;

20. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/202

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/488/Add.8, Ziff. 8)169.

60/202. Übereinkommen über die biologische Vielfalt

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 55/201 vom 20. De-
zember 2000, 56/197 vom 21. Dezember 2001, 57/253 und
57/260 vom 20. Dezember 2002, 58/212 vom 23. Dezember
2003 und 59/236 vom 22. Dezember 2004,

sowie unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
2005170,

erneut erklärend, dass das Übereinkommen über die bio-
logische Vielfalt171 das wichtigste internationale Rechtsinstru-
ment für die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologi-
schen Ressourcen und für die gerechte und ausgewogene Be-
teiligung an den Vorteilen aus der Nutzung der genetischen
Ressourcen ist,

Kenntnis nehmend von den Berichten der Millenniums-
Bewertung der Ökosysteme172,

unter Hinweis auf die auf dem Weltgipfel für nachhaltige
Entwicklung eingegangenen Verpflichtungen, eine effiziente-
re und kohärentere Umsetzung der drei Zielsetzungen des
Übereinkommens anzustreben und den gegenwärtigen Rück-
gang der biologischen Vielfalt bis 2010 erheblich zu verrin-
gern, was Maßnahmen auf allen Ebenen erfordern wird, na-
mentlich die Durchführung nationaler Strategien und Aktions-
pläne zur Erhaltung der biologischen Vielfalt und die Bereit-
stellung neuer und zusätzlicher finanzieller und technischer
Ressourcen für die Entwicklungsländer,

mit dem Ausdruck ihres tief empfundenen Dankes an die
Regierung Malaysias dafür, dass sie die siebente Tagung der
Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkommens über
die biologische Vielfalt und die erste Tagung der Konferenz
der Vertragsparteien des Übereinkommens, die als Tagung der
Vertragsparteien des Protokolls von Cartagena über biologi-
sche Sicherheit diente, vom 9. bis 20. und am 27. Februar be-
ziehungsweise vom 23. bis 27. Februar 2004 in Kuala Lumpur
ausgerichtet hat,

sowie mit dem Ausdruck ihres tief empfundenen Dankes an
die Regierung Brasiliens für ihr Angebot, die achte Tagung der
Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkommens über
die biologische Vielfalt und die dritte Tagung der Konferenz
der Vertragsparteien des Übereinkommens, die als Tagung der
Vertragsparteien des Protokolls von Cartagena über biologi-
sche Sicherheit dient, vom 20. bis 31. März beziehungsweise
vom 13. bis 17. März 2006 in Curitiba auszurichten,

165 ICCD/COP(1)/11/Add.1 und Corr.1, Beschluss 2/COP.1, Anlage,
Ziff. 7-11.
166 United Nations, Treaty Series, Vol. 1771, Nr. 30822. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1993 II S. 1783; LGBl. 1995 Nr. 118; öBGBl.
Nr. 414/1994; AS 1994 1052.
167 Ebd., Vol. 1760, Nr. 30619. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1993 II
S. 1741; LGBl. 1998 Nr. 39; öBGBl. Nr. 213/1995; AS 1995 1408.
168 ICCD/COP(7)/16/Add.1, Beschluss 26/COP.7.

169 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
170 Siehe Resolution 60/1.
171 United Nations, Treaty Series, Vol. 1760, Nr. 30619. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1993 II S. 1741; LGBl. 1998 Nr. 39; öBGBl.
Nr. 213/1995; AS 1995 1408.
172 In Englisch verfügbar unter http://www.millenniumassessment.org.
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1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Exekutivsekre-
tärs des Übereinkommens über die biologische Vielfalt, den
der Generalsekretär der Generalversammlung auf ihrer sech-
zigsten Tagung übermittelt hat173;

2. nimmt Kenntnis von den jüngsten Fortschritten im
Hinblick auf die Erreichung der drei in dem Übereinkommen
über die biologische Vielfalt171 genannten Zielsetzungen;

3. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, ihre
Verpflichtungen zu erfüllen, um den Rückgang der biologi-
schen Vielfalt bis 2010 erheblich zu verringern, und betont,
dass sie zu diesem Zweck in ihren einschlägigen Politiken und
Programmen einen angemessenen Schwerpunkt auf den Rück-
gang der biologischen Vielfalt setzen und den Entwicklungs-
ländern weiterhin neue und zusätzliche finanzielle und techni-
sche Ressourcen bereitstellen müssen, namentlich über die
Globale Umweltfazilität; 

4. bekräftigt die Verpflichtung der Vertragsstaaten des
Übereinkommens über die biologische Vielfalt und des Proto-
kolls von Cartagena über die biologische Sicherheit174, die
Durchführung des Übereinkommens und des Protokolls sowie
anderer Übereinkünfte mit Bezug auf die Biodiversität wie
auch der in Johannesburg eingegangenen Verpflichtung auf ei-
ne erhebliche Reduzierung des Rückgangs der biologischen
Vielfalt bis 2010 zu unterstützen und auch weiterhin im Rah-
men des Übereinkommens zu verhandeln und dabei die Bon-
ner Leitlinien175 zu berücksichtigen, ein internationales Re-
gime zur Förderung und zur Gewährleistung der gerechten und
ausgewogenen Beteiligung an den Vorteilen aus der Nutzung
der genetischen Ressourcen, und bekräftigt außerdem den Be-
schluss aller Staaten, ihre Verpflichtungen zu erfüllen und den
Rückgang der biologischen Vielfalt bis 2010 erheblich zu ver-
ringern sowie die laufenden Bemühungen um die Ausarbei-
tung und Aushandlung eines internationalen Regelwerks für
den Zugang zu genetischen Ressourcen und die Teilung des
sich ergebenden Nutzens fortzusetzen; 

5. bekräftigt die Verpflichtung, im Rahmen der inner-
staatlichen Rechtsvorschriften die Kenntnisse, Innovationen
und Gebräuche indigener und ortsansässiger Gemeinschaften
mit traditionellen Lebensformen, die für die Erhaltung und
nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt von Belang
sind, zu achten, zu bewahren und zu erhalten, ihre breitere An-
wendung mit Billigung und unter Beteiligung der Träger die-
ser Kenntnisse, Innovationen und Gebräuche zu begünstigen
und eine ausgewogene Beteiligung an den aus ihrer Nutzung
entstehenden Vorteilen zu fördern;

6. nimmt Kenntnis von der zehnten Tagung des Neben-
organs für wissenschaftliche, technische und technologische
Beratung der Konferenz der Vertragsparteien des Überein-

kommens über die biologische Vielfalt sowie von den Tagun-
gen der Offenen Ad-hoc-Arbeitsgruppe über den Zugang zu
genetischen Ressourcen und Vorteilsausgleich und der ersten
Tagung der Offenen Ad-hoc-Arbeitsgruppe für Schutzgebiete;

7. nimmt außerdem Kenntnis von den auf der zweiten
Tagung der Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkom-
mens, die als Tagung der Vertragsparteien des Protokolls von
Cartagena über biologische Sicherheit diente, erzielten Fort-
schritten und den laufenden Anstrengungen zur Durchführung
des Protokolls und betont, dass dies die volle Unterstützung
seitens der Vertragsparteien und der zuständigen internationa-
len Organisationen erfordern wird, insbesondere im Hinblick
auf die Gewährung von Hilfe an Entwicklungs- und Transfor-
mationsländer für den Aufbau von Kapazitäten auf dem Gebiet
der biologischen Sicherheit;

8. bittet die Länder, die das Übereinkommen noch nicht
ratifiziert haben beziehungsweise ihm noch nicht beigetreten
sind, dies zu tun;

9. bittet die Vertragsparteien des Übereinkommens, die
das Protokoll von Cartagena über die biologische Sicherheit
noch nicht ratifiziert haben beziehungsweise ihm noch nicht
beigetreten sind, dies zu erwägen; 

10. bittet die Länder, zu erwägen, den Internationalen
Vertrag über pflanzengenetische Ressourcen für Ernährung
und Landwirtschaft176 zu ratifizieren beziehungsweise ihm
beizutreten;

11. legt den entwickelten Ländern unter den Vertragspar-
teien des Übereinkommens nahe, Beiträge an die entsprechen-
den Treuhandfonds des Übereinkommens zu leisten, um vor
allem die volle Mitwirkung der Entwicklungsländer unter den
Vertragsparteien an allen Tätigkeiten im Rahmen des Überein-
kommens zu fördern;

12. fordert die Vertragsparteien des Übereinkommens
über die biologische Vielfalt nachdrücklich auf, den Transfer
von Technologie für die wirksame Durchführung des Überein-
kommens im Einklang mit seinen Bestimmungen zu erleich-
tern;

13. nimmt Kenntnis von den laufenden Arbeiten der Ver-
bindungsgruppe der Sekretariate und Büros der zuständigen
Nebenorgane des Rahmenübereinkommens der Vereinten Na-
tionen über Klimaänderungen177, des Übereinkommens der
Vereinten Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbildung in
den von Dürre und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen
Ländern, insbesondere in Afrika178, und des Übereinkommens
über die biologische Vielfalt und befürwortet die weitere Zu-
sammenarbeit zur Förderung der Komplementarität zwischen

173 A/60/171, Abschn. III.
174 Siehe UNEP/CBD/ExCOP/1/3 und Corr.1, zweiter Teil, Anhang.
Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2003 II S. 1508; öBGBl. III Nr. 94/2003;
AS 2004 579.
175 UNEP/CBD/COP/6/20, Anhang I, Beschluss VI/24A. In Deutsch ver-
fügbar unter http://www.abs.biodiv-chm.de/de/data/Bonn-Guidelines_
englisch-deutsch_Druckfassung.pdf.

176 Food and Agriculture Organization of the United Nations, Report of the
Conference of FAO, Thirty-first Session, Rome, 2-13 November 2001
(C 2001/REP), Anhang D. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2003 II
S. 906; AS 2005 1789.
177 United Nations, Treaty Series, Vol. 1771, Nr. 30822. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1993 II S. 1783; LGBl. 1995 Nr. 118; öBGBl.
Nr. 414/1994; AS 1994 1052.
178 Ebd., Vol. 1954, Nr. 33480. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1997 II
S. 1468; LGBl. 2000 Nr. 69; öBGBl. III Nr. 139/1997; AS 2003 788.



IV.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Zweiten Ausschusses

287

den Sekretariaten bei gleichzeitiger Achtung ihrer unabhängi-
gen Rechtsstellung;

14. betont, wie wichtig es ist, die Doppelarbeit bezüglich
der Berichtspflichten im Rahmen der Übereinkünfte zur bio-
logischen Vielfalt zu verringern, bei gleichzeitiger Achtung
ihrer unabhängigen Rechtsstellung und ihres unabhängigen
Mandats;

15. bittet die Vertragsstaaten des Übereinkommens über
die biologische Vielfalt, dem neuen Exekutivsekretär des
Übereinkommens volle Unterstützung bei der Erfüllung seines
Mandats und der Förderung der Durchführung des Überein-
kommens zu gewähren; 

16. bittet den Exekutivsekretär des Übereinkommens
über die biologische Vielfalt, der Generalversammlung auch
weiterhin über die laufenden Arbeiten im Zusammenhang mit
dem Übereinkommen, einschließlich des Protokolls von Car-
tagena, Bericht zu erstatten;

17. beschließt, den Unterpunkt "Übereinkommen über
die biologische Vielfalt" unter dem Punkt "Nachhaltige Ent-
wicklung" in die vorläufige Tagesordnung ihrer einundsech-
zigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/203

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/489, Ziff. 11)179.

60/203. Umsetzung der Ergebnisse der Konferenz der
Vereinten Nationen über Wohn- und Siedlungs-
wesen (Habitat II) und Stärkung des Programms
der Vereinten Nationen für menschliche Siedlun-
gen (VN-Habitat)

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 3327 (XXIX) vom
16. Dezember 1974, 32/162 vom 19. Dezember 1977, 34/115
vom 14. Dezember 1979, 56/205 und 56/206 vom 21. De-
zember 2001, 57/275 vom 20. Dezember 2002, 58/226 und
58/227 vom 23. Dezember 2003 und 59/239 vom
22. Dezember 2004,

Kenntnis nehmend von den Resolutionen des Wirtschafts-
und Sozialrats 2002/38 vom 26. Juli 2002 und 2003/62 vom
25. Juli 2003 sowie den Ratsbeschlüssen 2004/300 vom
23. Juli 2004 und 2005/298 vom 26. Juli 2005,

unter Hinweis auf das in der Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen180 enthaltene Ziel, bis zum Jahr 2020 er-
hebliche Verbesserungen im Leben von mindestens 100 Mil-
lionen Slumbewohnern zu erzielen, und auf das in dem Durch-
führungsplan des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung
("Durchführungsplan von Johannesburg")181 enthaltene Ziel,
bis zum Jahr 2015 den Anteil der Menschen, die keinen Zu-
gang zu einwandfreiem Trinkwasser und sanitären Einrichtun-
gen haben, zu halbieren,

sowie unter Hinweis auf die Habitat-Agenda182, die Erklä-
rung über Städte und andere menschliche Siedlungen im neuen
Jahrtausend183, die Erklärung von Johannesburg über nachhal-
tige Entwicklung184, den Durchführungsplan von Johannes-
burg und den Konsens von Monterrey der Internationalen
Konferenz über Entwicklungsfinanzierung185,

ferner unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
2005186,

unter Hinweis auf die von der Kommission für Nachhaltige
Entwicklung auf ihrer dreizehnten Tagung gefassten Be-
schlüsse, die sich auf das Programm der Vereinten Nationen
für menschliche Siedlungen (VN-Habitat) und auf menschli-
che Siedlungen beziehen187,

anerkennend, dass das allgemeine Ziel und die strategische
Vision des VN-Habitat und seine Schwerpunktlegung auf die
beiden Weltkampagnen für sichere Nutzungs- und Besitzrech-
te beziehungsweise für gute Stadtverwaltung strategische An-
satzpunkte für eine wirksame Umsetzung der Habitat-Agenda
sind, vor allem für die Aufstellung von Leitlinien für die in-
ternationale Zusammenarbeit im Hinblick auf angemessenen
Wohnraum für alle und die nachhaltige Siedlungsentwicklung, 

sich dessen bewusst, dass die in der Millenniums-Er-
klärung erwähnte Initiative "Städte ohne Elendsviertel" die
einzigartige Gelegenheit bietet, Größenvorteile und erhebli-
che Multiplikatoreffekte zu erzielen und so zur Erreichung der
anderen Millenniums-Entwicklungsziele beizutragen, 

in der Erkenntnis, welche Bedeutung der urbanen Dimen-
sion der Armutsbeseitigung zukommt und dass es geboten ist,
Fragen der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung in ein
umfassendes siedlungspolitisches Konzept zu integrieren,

mit dem Ausdruck ihres Dankes an die ordentliche Ver-
sammlung der Minister und hochrangigen Behörden des Sek-

179 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
180 Siehe Resolution 55/2.

181 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations pub-
lication, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf. 
182 Report of the United Nations Conference on Human Settlements
(Habitat II), Istanbul, 3-14 June 1996 (United Nations publication, Sales
No. E.97.IV.6), Kap. I, Resolution 1, Anlage II. Deutsche Übersetzung
in: Abschlussdokumente: Die HABITAT-Agenda und die Istanbul-Er-
klärung über menschliche Siedlungen, hrsg. v. Bundesministerium für
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau. Bonn, 1997.
183 Resolution S-25/2, Anlage.
184 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations pub-
lication, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 1,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf. 
185 Report of the International Conference on Financing for Development,
Monterrey, Mexico, 18-22 March 2002 (United Nations publication,
Sales No. E.02.II.A.7), Kap. I, Resolution 1, Anlage. In Deutsch verfüg-
bar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/ac198-11.pdf. 
186 Siehe Resolution 60/1.
187 Official Records of the Economic and Social Council, 2005, Supple-
ment No. 9 (E/2005/29), Kap. I, Abschn. C.
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tors Wohnungswesen und Stadtentwicklung in Lateinamerika
und der Karibik für ihren jüngsten Aktionsplan zur Erreichung
der Millenniums-Entwicklungsziele, 

sowie mit dem Ausdruck ihres Dankes an die Afrikanische
Union, das VN-Habitat und die Regierung Südafrikas für die
Einberufung und Ausrichtung der ersten afrikanischen Konfe-
renz der Minister für Wohnungswesen und Stadtentwicklung
vom 31. Januar bis 4. Februar 2005 in Durban, auf der die Afri-
kanische Ministerkonferenz über Wohnungswesen und Stadt-
entwicklung eingesetzt wurde, die zukunftsfähige menschli-
che Siedlungen in Afrika fördern soll,

ferner mit dem Ausdruck ihres Dankes an die Regierung
Kanadas und die Stadt Vancouver für ihre Bereitschaft, im Juni
2006 die dritte Tagung des Welt-Städteforums auszurichten,
sowie an die Regierung Chinas und die Stadt Nanjing für ihre
Bereitschaft, im Jahr 2008 die vierte Tagung des Welt-Städte-
forums auszurichten,

Kenntnis nehmend von den Berichten The State of the
World's Cities 2004-2005: Globalization and Urban Cul-
ture188 (Der Zustand der Städte der Welt 2004-2005: Globali-
sierung und städtische Kultur) und Global Report on Human
Settlements 2005: Financing Urban Shelter189 (Weltbericht
über Wohn- und Siedlungswesen 2005: Finanzierung von
Wohnraum in Städten),

Kenntnis nehmend von den Maßnahmen des VN-Habitat
zur Verstärkung seiner Zusammenarbeit mit dem Entwick-
lungsprogramm der Vereinten Nationen, der Weltbank und an-
deren internationalen Organisationen und seiner Mitwirkung
im Exekutivausschuss für humanitäre Angelegenheiten,

in der Erkenntnis, dass die Stiftung der Vereinten Nationen
für Wohn- und Siedlungswesen weiter dringend höhere und
berechenbare finanzielle Beiträge benötigt, um die rechtzeiti-
ge, wirksame und konkrete weltweite Umsetzung der Habitat-
Agenda, der Erklärung über Städte und andere menschliche
Siedlungen im neuen Jahrtausend und der entsprechenden in-
ternational vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der
in der Millenniums-Erklärung und in der Erklärung und dem
Durchführungsplan von Johannesburg enthaltenen Ziele, so-
wie der von der Kommission für Nachhaltige Entwicklung auf
ihrer dreizehnten Tagung gefassten einschlägigen Beschlüsse
sicherzustellen,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Verwaltungs-
rats des Programms der Vereinten Nationen für menschliche
Siedlungen über seine zwanzigste Tagung190, dem Bericht des
Generalsekretärs über die koordinierte Umsetzung der Habi-
tat-Agenda191 und dem Bericht des Generalsekretärs über die
Umsetzung der Ergebnisse der Konferenz der Vereinten Na-
tionen über Wohn- und Siedlungswesen (Habitat II) und die
Stärkung des Programms der Vereinten Nationen für mensch-
liche Siedlungen (VN-Habitat)192;

2. legt den Regierungen nahe, ein verbessertes Konzept
zur Durchführung der in der Millenniums-Erklärung der Ver-
einten Nationen180 erwähnten Initiative "Städte ohne Elends-
viertel" zu erwägen, das darin besteht, bestehende Slums zu sa-
nieren und entsprechend den jeweiligen nationalen Gegeben-
heiten Politiken und Programme zu schaffen, die der Entste-
hung neuer Slums entgegenwirken, und bittet in dieser
Hinsicht die internationale Gebergemeinschaft und die multi-
lateralen und regionalen Entwicklungsbanken, die Anstren-
gungen der Entwicklungsländer zu unterstützen, unter ande-
rem durch höhere freiwillige Finanzhilfen;

3. erkennt an, dass die Regierungen die Hauptverant-
wortung für die vernünftige und wirksame Umsetzung der Ha-
bitat-Agenda182, der Erklärung über Städte und andere mensch-
liche Siedlungen im neuen Jahrtausend183 und der Millen-
niums-Erklärung tragen, und betont, dass die internationale
Gemeinschaft ihrer Verpflichtung, die Regierungen der Ent-
wicklungs- und Transformationsländer bei ihren Bemühungen
zu unterstützen, in vollem Umfang nachkommen muss, indem
sie die erforderlichen Ressourcen bereitstellt, für den Aufbau
von Kapazitäten und den Transfer von Technologien sorgt und
ein förderliches internationales Umfeld schafft;

4. fordert zur weiteren finanziellen Unterstützung des
VN-Habitat durch die Entrichtung höherer freiwilliger Beiträ-
ge an die Stiftung der Vereinten Nationen für Wohn- und Sied-
lungswesen auf und bittet die Regierungen, zur Unterstützung
der Programmdurchführung Finanzmittel auf mehrjähriger
Grundlage zur Verfügung zu stellen;

5. fordert außerdem zur Entrichtung höherer, nicht
zweckgebundener Beiträge an die Stiftung auf;

6. ersucht den Generalsekretär, den Mittelbedarf des
VN-Habitat weiter zu prüfen, damit es die nationalen Politik-
en, Strategien und Pläne zur Erreichung der in der Millen-
niums-Erklärung und dem Durchführungsplan von Johannes-
burg enthaltenen Ziele hinsichtlich Armutsbeseitigung, Ge-
schlechtergleichstellung, Wasserversorgung, Abwasserent-
sorgung und Slumsanierung wirksamer unterstützen kann;

7. betont, dass das VN-Habitat eine ergebnisorientierte
und weniger zergliederte Haushaltsstruktur aufbauen muss,
mit dem Ziel, bei der Programmdurchführung ein Höchstmaß
an Effizienz, Rechenschaftspflicht und Transparenz sicherzu-
stellen, ungeachtet der Finanzierungsquelle;

8. ersucht den Generalsekretär, den Ressourcenbedarf
des VN-Habitat und des Büros der Vereinten Nationen in Nai-
robi weiter zu prüfen, um eine wirksame Bereitstellung der er-
forderlichen Dienste an das VN-Habitat und an die anderen
Organe und Organisationen der Vereinten Nationen in Nairobi
zu ermöglichen;

9. bittet die internationale Gebergemeinschaft und die
internationalen Finanzinstitutionen, großzügige Beiträge an
den Treuhandfonds für Wasserversorgung und Abwasserent-
sorgung, an die Slumsanierungsfazilität und an die Treuhand-

188 United Nations publication, Sales No. 04.III.Q.2.
189 United Nations publication, Sales No. 05.III.Q.1.
190 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supple-
ment No. 8 (A/60/8).
191 E/2005/60. 192 A/60/168.
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fonds für technische Zusammenarbeit zu entrichten, damit das
VN-Habitat die Entwicklungsländer bei der Mobilisierung
von öffentlichen Investitionen und privatem Kapital für die Sa-
nierung von Slums, den Bau von Wohnungen und die Grund-
versorgung unterstützen kann;

10. anerkennt die Beiträge der regionalen Beratungsin-
itiativen, einschließlich der Ministerkonferenzen auf dem Ge-
biet des Wohn- und Siedlungswesens, zur Umsetzung der Ha-
bitat-Agenda und zur Erreichung der Millenniums-Entwick-
lungsziele und bittet die internationale Gemeinschaft, derarti-
ge Bemühungen zu unterstützen;

11. betont, wie wichtig es ist, die Finanzvorschriften und
die Finanzordnung der Stiftung der Vereinten Nationen für
Wohn- und Siedlungswesen rechtzeitig zu veröffentlichen, da-
mit sie spätestens Ende 2005 verabschiedet werden können;

12. ersucht das VN-Habitat, die Koordinierung innerhalb
des Entwicklungshilfe-Programmrahmens der Vereinten Na-
tionen und bei der gemeinsamen Landesbewertung zu verstär-
ken und mit der Weltbank, den regionalen Entwicklungsban-
ken, anderen Entwicklungsbanken, Regionalorganisationen
und sonstigen in Frage kommenden Partnern weiter zusam-
menzuarbeiten, um vor Ort innovative Politiken, Praktiken
und Pilotprojekte zu erproben, deren Ziel es ist, Ressourcen zu
mobilisieren und so das Angebot an erschwinglichen Krediten
für die Slumsanierung und andere Siedlungsentwicklungsak-
tivitäten zu Gunsten der Armen in den Entwicklungs- und
Transformationsländern zu erhöhen;

13. bittet alle Regierungen, aktiv an der dritten Tagung
des Welt-Städteforums teilzunehmen, und bittet die Geberlän-
der, die Teilnahme von Vertretern der Entwicklungsländer,
insbesondere der am wenigsten entwickelten Länder, und der
Transformationsländer, einschließlich Frauen und Jugendli-
cher, an dem Forum zu unterstützen;

14. legt den Regierungen nahe, lokale, nationale und re-
gionale Städtebeobachtungszentren zu errichten und dem VN-
Habitat finanzielle und fachliche Unterstützung bei der Wei-
terentwicklung von Methoden der Datensammlung, -analyse
und -verbreitung zu gewähren;

15. anerkennt die wichtige Rolle und den wichtigen Bei-
trag des VN-Habitat zur Unterstützung der Anstrengungen der
von Naturkatastrophen und komplexen Notsituationen betrof-
fenen Länder zur Ausarbeitung von Präventions-, Rehabilita-
tions- und Wiederaufbauprogrammen für den Übergang von
der Nothilfe zur Entwicklung, ersucht in diesem Zusammen-
hang das VN-Habitat, im Rahmen seines Mandats mit den an-
deren zuständigen Organisationen des Systems der Vereinten
Nationen auch weiterhin eng zusammenzuarbeiten, und bittet
den Ständigen interinstitutionellen Ausschuss, die Aufnahme
des VN-Habitat als Mitglied zu erwägen;

16. ersucht das VN-Habitat, durch seine Mitwirkung im
Exekutivausschuss für humanitäre Angelegenheiten und
durch Kontakte mit den zuständigen Organisationen und Part-
nern der Vereinten Nationen im Feld die frühzeitige Einbezie-
hung von Sachverständigen auf dem Gebiet des Wohn- und
Siedlungswesens in die Bewertung und Ausarbeitung von Prä-
ventions-, Rehabilitations- und Wiederaufbauprogrammen zu

fördern, um die Anstrengungen der von Naturkatastrophen
und anderen komplexen Notsituationen betroffenen Entwick-
lungsländer zu unterstützen;

17. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen;

18. beschließt, den Punkt "Umsetzung der Ergebnisse der
Konferenz der Vereinten Nationen über Wohn- und Siedlungs-
wesen (Habitat II) und Stärkung des Programms der Vereinten
Nationen für menschliche Siedlungen (VN-Habitat)" in die
vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung auf-
zunehmen.

RESOLUTION 60/204

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/490/Add.1, Ziff. 7)193.

60/204. Die Rolle der Vereinten Nationen bei der Förde-
rung der Entwicklung im Kontext der Globalisie-
rung und der Interdependenz

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 53/169 vom 15. De-
zember 1998, 54/231 vom 22. Dezember 1999, 55/212 vom
20. Dezember 2000, 56/209 vom 21. Dezember 2001, 57/274
vom 20. Dezember 2002, 58/225 vom 23. Dezember 2003 und
59/240 vom 22. Dezember 2004 über die Rolle der Vereinten
Nationen bei der Förderung der Entwicklung im Kontext der
Globalisierung und der Interdependenz,

sowie unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
2005194,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 57/270 B vom
23. Juni 2003 über die integrierte und koordinierte Umsetzung
und Weiterverfolgung der Ergebnisse der großen Konferenzen
und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und
Sozialbereich,

in Bekräftigung der in der Millenniums-Erklärung der Ver-
einten Nationen195 zum Ausdruck gebrachten Entschlossen-
heit, sicherzustellen, dass die Globalisierung zu einer positiven
Kraft für alle Menschen der Welt wird,

in der Erkenntnis, dass die Globalisierung und die Interde-
pendenz neue Chancen für das Wachstum der Weltwirtschaft
und die Entwicklung eröffnet haben, dass die Globalisierung
neue Aussichten für die Integration der Entwicklungsländer in
die Weltwirtschaft bietet und dass sie die Verbesserung der
wirtschaftlichen Gesamtleistung der Entwicklungsländer er-
möglicht, indem sie ihnen Marktchancen für ihre Exporte er-
öffnet, den Transfer von Informationen, Kompetenzen und
Technologien fördert und die für Investitionen in materielle
und immaterielle Güter verfügbaren Finanzmittel erhöht, sich

193 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
194 Siehe Resolution 60/1.
195 Siehe Resolution 55/2.
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dessen bewusst, dass die Globalisierung auch neue Herausfor-
derungen in Bezug auf das Wachstum und die nachhaltige Ent-
wicklung mit sich gebracht hat und dass sich die Entwick-
lungsländer bei ihrer Bewältigung besonderen Schwierigkei-
ten gegenübersehen, in der Erkenntnis, dass einige Länder sich
dem Wandel erfolgreich angepasst und Nutzen aus der Globa-
lisierung gezogen haben, dass jedoch viele andere, insbeson-
dere die am wenigsten entwickelten Länder, in der zunehmend
globalen Weltwirtschaft nach wie vor marginalisiert sind, so-
wie feststellend, dass, wie es in der Millenniums-Erklärung
heißt, Kosten und Nutzen der Globalisierung sehr ungleich
verteilt sind,

sowie in der Erkenntnis, dass alle Menschenrechte allge-
mein gültig und unteilbar sind, einander bedingen und mitein-
ander verknüpft sind,

ferner in der Erkenntnis, dass ein förderliches Wirt-
schaftsumfeld unter anderem einen dynamischen und gut
funktionierenden Unternehmenssektor begünstigen und Maß-
nahmen zur weiteren Förderung einer guten Unternehmens-
führung und öffentlichen Verwaltung, zur Bekämpfung von
Korruption im öffentlichen und im privaten Sektor und zur
Förderung der Stärkung und Achtung der Rechtsstaatlichkeit
einschließen sollte,

feststellend, dass im Kontext der Globalisierung dem Ziel
des Schutzes, der Förderung und der Stärkung der Rechte und
des Wohls von Frauen und Mädchen besondere Aufmerksam-
keit gewidmet werden muss, wie in der Erklärung und der Ak-
tionsplattform von Beijing196 vorgesehen,

sowie feststellend, dass ein allgemeines Bekenntnis zum
Multikulturalismus zur Schaffung eines Umfelds beiträgt, in
dem Diskriminierung verhütet und bekämpft und Solidarität
und Toleranz in unseren Gesellschaften gefördert werden,

Kenntnis nehmend von den laufenden Arbeiten der Orga-
nisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft
und Kultur auf dem Gebiet der kulturellen Vielfalt,

in Bekräftigung der Verpflichtung, Armut und Hunger zu
beseitigen und ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum, eine
nachhaltige Entwicklung und weltweite Prosperität für alle so-
wie die Entwicklung der Produktionssektoren in den Entwick-
lungsländern zu fördern, damit diese auf wirksamere Weise
am Prozess der Globalisierung teilhaben und daraus Nutzen
ziehen können, 

sowie in Bekräftigung ihrer nachdrücklichen Unterstüt-
zung einer fairen Globalisierung und ihrer Entschlossenheit,
im Rahmen der Anstrengungen zur Erreichung der Millen-
niums-Entwicklungsziele die Ziele der produktiven Vollbe-
schäftigung und einer menschenwürdigen Arbeit für alle, na-
mentlich für Frauen und junge Menschen, zu einem zentralen
Ziel der einschlägigen nationalen und internationalen Politik-
en sowie der nationalen Entwicklungsstrategien, namentlich

der Armutsbekämpfungsstrategien, zu machen, bekräftigend,
dass diese Maßnahmen auch die Beseitigung der schlimmsten
Formen der Kinderarbeit, wie in dem Übereinkommen 182 der
Internationalen Arbeitsorganisation definiert, und der
Zwangsarbeit umfassen sollen, und beschließend, die volle
Achtung der grundlegenden Prinzipien und Rechte bei der Ar-
beit zu gewährleisten, 

ferner in Bekräftigung der Verpflichtung, die Mitwirkung
der Entwicklungsländer und Transformationsländer an den
weltwirtschaftlichen Entscheidungs- und Normsetzungspro-
zessen auszuweiten und zu stärken, zu diesem Zweck beto-
nend, wie wichtig es ist, die Bemühungen um die Reform der
internationalen Finanzarchitektur fortzusetzen, und feststel-
lend, dass die Verbesserung der Mitsprache und Mitwirkung
der Entwicklungsländer und Transformationsländer in den
Bretton-Woods-Institutionen ein kontinuierliches Anliegen
ist,

in Bekräftigung ihres Bekenntnisses zu Lenkungsstruktu-
ren, Ausgewogenheit und Transparenz in den Finanz-, Wäh-
rungs- und Handelssystemen sowie ihres Bekenntnisses zu ei-
nem offenen, fairen, regelgestützten, berechenbaren und nicht-
diskriminierenden multilateralen Handels- und Finanzsystem,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs197;

2. bekräftigt, dass die Vereinten Nationen eine grundle-
gende Rolle bei der Förderung der internationalen Entwick-
lungszusammenarbeit und bei der Gewährleistung der Kohä-
renz sowie der Koordinierung und Umsetzung der von der in-
ternationalen Gemeinschaft vereinbarten Ziele und Maßnah-
men auf dem Gebiet der Entwicklung spielen müssen, und
beschließt, in enger Zusammenarbeit mit allen anderen multi-
lateralen Finanz-, Handels- und Entwicklungsinstitutionen die
Koordinierung innerhalb des Systems der Vereinten Nationen
zu stärken, um ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum, die Ar-
mutsbekämpfung und die nachhaltige Entwicklung zu fördern;

3. bekräftigt außerdem, dass gute Regierungsführung
von grundlegender Bedeutung für eine nachhaltige Entwick-
lung ist, dass eine solide Wirtschaftspolitik, stabile demokra-
tische Institutionen, die auf die Bedürfnisse der Bevölkerung
eingehen, und eine verbesserte Infrastruktur die Grundlage für
ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum, die Armutsbeseitigung
und die Schaffung von Arbeitsplätzen bilden und dass Freiheit,
Frieden und Sicherheit, Stabilität im Inneren, die Achtung der
Menschenrechte, einschließlich des Rechts auf Entwicklung,
sowie Rechtsstaatlichkeit, die Gleichstellung der Geschlech-
ter, eine marktorientierte Politik und eine allgemeine Ver-
pflichtung auf eine gerechte und demokratische Gesellschaft
ebenfalls von wesentlicher Bedeutung sind und sich gegensei-
tig stärken;

4. bekräftigt ferner, dass eine gute Ordnungspolitik auf
internationaler Ebene für die Verwirklichung einer nachhalti-
gen Entwicklung von grundlegender Bedeutung ist, dass es,
um ein dynamisches und förderliches internationales wirt-

196 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4-15 Sep-
tember 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.13), Kap. I,
Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/beijing/beij_bericht.html. 197 A/60/322.
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schaftliches Umfeld sicherzustellen, wichtig ist, durch die
Auseinandersetzung mit den internationalen Finanz-, Han-
dels-, Technologie- und Investitionsmustern, die sich auf die
Entwicklungsaussichten der Entwicklungsländer auswirken,
eine weltweite wirtschaftliche Ordnungspolitik zu fördern,
und dass zu diesem Zweck die internationale Gemeinschaft al-
le erforderlichen und geeigneten Maßnahmen ergreifen soll,
namentlich die Gewährleistung von Unterstützung für struk-
turelle und makroökonomische Reformen, eine umfassende
Lösung des Problems der Auslandsverschuldung und die Er-
weiterung des Marktzugangs für Entwicklungsländer;

5. bekräftigt, dass jedes Land die Hauptverantwortung
für seine eigene Entwicklung trägt, dass die Rolle der nationa-
len Politiken und Entwicklungsstrategien bei der Herbeifüh-
rung einer nachhaltigen Entwicklung nicht genügend betont
werden kann und dass die nationalen Anstrengungen durch un-
terstützende globale Programme, Maßnahmen und Politiken
ergänzt werden sollen, mit dem Ziel, die Entwicklungschancen
der Entwicklungsländer zu vergrößern, wobei die jeweiligen
nationalen Gegebenheiten zu berücksichtigen sind und die
Achtung der nationalen Trägerschaft, der nationalen Strate-
gien und der nationalen Souveränität zu gewährleisten ist; 

6. erkennt gleichzeitig an, dass die inländischen Volks-
wirtschaften heute eng mit dem Weltwirtschaftssystem ver-
flochten sind und dass unter anderem die effektive Nutzung
von Handels- und Investitionschancen den Ländern bei der Ar-
mutsbekämpfung helfen kann;

7. betont, dass mit der zunehmenden Globalisierung
und Interdependenz der Weltwirtschaft ein ganzheitliches
Vorgehen zur Bewältigung der miteinander verbundenen na-
tionalen, internationalen und systemischen Herausforderun-
gen der Entwicklungsfinanzierung, namentlich eine nachhal-
tige, gleichstellungsorientierte Entwicklung, die den Men-
schen in den Mittelpunkt stellt, unerlässlich ist und dass ein
solches Vorgehen Chancen für alle eröffnen und dazu beitra-
gen muss, dass Ressourcen geschöpft und wirksam genutzt so-
wie auf allen Ebenen stabile und rechenschaftspflichtige Insti-
tutionen geschaffen werden;

8. betont außerdem, dass Entwicklungsstrategien aus-
gearbeitet werden müssen, die darauf gerichtet sind, die nach-
teiligen sozialen Auswirkungen der Globalisierung so gering
wie möglich zu halten und ihre positiven Auswirkungen zu
maximieren, wobei sicherzustellen ist, dass sie allen Bevölke-
rungsgruppen, insbesondere den ärmsten, zugute kommt, und
dass auf internationaler Ebene die Anstrengungen auf die Mit-
tel zur Erreichung der international vereinbarten Entwick-
lungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwicklungszie-
le, konzentriert werden sollen;

9. betont ferner, dass bei dem gemeinsamen Streben
nach Wachstum, Armutsbeseitigung und nachhaltiger Ent-
wicklung eine entscheidende Herausforderung darin besteht,
innerhalb der Länder die notwendigen Voraussetzungen für
die Mobilisierung öffentlicher wie privater einheimischer Er-
sparnisse, die dauerhafte Sicherung ausreichender produktiver
Investitionen und die Erweiterung der Humankapazitäten zu
schaffen, dass es eine wesentliche Aufgabe ist, die Wirksam-
keit, die Kohärenz und die Stimmigkeit der makroökonomi-

schen Politiken zu verbessern, und dass ein förderliches inner-
staatliches Umfeld unerlässlich dafür ist, einheimische Res-
sourcen zu mobilisieren, die Produktivität zu steigern, die Ka-
pitalflucht einzudämmen, den Privatsektor anzuregen und
internationale Investitionen und Hilfe anzuziehen und wirk-
sam zu nutzen, und betont in diesem Zusammenhang außer-
dem, dass die Anstrengungen zur Schaffung eines solchen
Umfelds von der internationalen Gemeinschaft unterstützt
werden sollen;

10. betont, dass es besonders wichtig ist, mittels energi-
scher Kooperationsbemühungen seitens aller Länder und In-
stitutionen ein günstiges internationales wirtschaftliches Um-
feld zu schaffen, um eine ausgewogene wirtschaftliche Ent-
wicklung in einer Weltwirtschaft zu fördern, die allen Men-
schen dient;

11. bittet die entwickelten Länder, insbesondere die gro-
ßen Industrieländer, die Auswirkungen zu berücksichtigen,
die ihre makroökonomischen Politiken auf das Wachstum und
die Entwicklung auf internationaler Ebene haben;

12. unterstreicht, dass die steigende Interdependenz der
Volkswirtschaften in einer zunehmend globalen Welt und die
Entwicklung regelgestützter Ordnungsrahmen für die interna-
tionalen Wirtschaftsbeziehungen dazu geführt haben, dass der
Handlungsspielraum für nationale Wirtschaftspolitik, das
heißt der Wirkungsbereich innerstaatlicher Politiken, insbe-
sondere in den Bereichen Handel, Investitionen und industri-
elle Entwicklung, jetzt oft durch internationale Disziplinen,
Verpflichtungen und Weltmarkterwägungen eingegrenzt
wird, dass es Sache jeder Regierung ist, die mit der Akzeptanz
internationaler Regeln und Verpflichtungen verbundenen
Vorteile mit den Nachteilen aus dem Verlust politischen Hand-
lungsspielraums abzuwägen, und dass es für die Entwick-
lungsländer eingedenk der Entwicklungsziele besonders wich-
tig ist, dass alle Länder der Notwendigkeit eines angemesse-
nen Gleichgewichts zwischen nationalem politischem Hand-
lungsspielraum und internationalen Disziplinen und Ver-
pflichtungen Rechnung tragen;

13. unterstreicht außerdem, dass bei der Prüfung der Zu-
sammenhänge zwischen Globalisierung und nachhaltiger Ent-
wicklung besonderes Gewicht auf die Erarbeitung und Umset-
zung sich gegenseitig stützender Politiken und Praktiken ge-
legt werden soll, die ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum, die
soziale Entwicklung und den Umweltschutz fördern, und dass
dies Anstrengungen auf nationaler wie auf internationaler Ebe-
ne erfordert;

14. unterstreicht ferner, dass die Frage der verbesserten
Mitsprache der Entwicklungs- und Transformationsländer in
den Bretton-Woods-Institutionen von entscheidender Bedeu-
tung ist, betont, wie wichtig es ist, die laufenden Arbeiten zu
dieser Frage weiter voranzubringen und dabei die Fortschritte
im Rahmen der Quotenüberprüfung durch den Internationalen
Währungsfonds zu berücksichtigen, und bittet die Weltbank
und den Internationalen Währungsfonds, weiter Informatio-
nen zu dieser Frage bereitzustellen und dabei auf die bestehen-
den Kooperationsforen, einschließlich derjenigen unter Betei-
ligung von Mitgliedstaaten, zurückzugreifen; 
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15. bekräftigt die in der Ministererklärung von Doha198

eingegangenen Verpflichtungen sowie den Beschluss des
Allgemeinen Rates der Welthandelsorganisation vom 1. Au-
gust 2004199, die Entwicklungsdimensionen der Entwicklungs-
agenda von Doha, die die Bedürfnisse und Interessen der Ent-
wicklungsländer und am wenigsten entwickelten Länder in
den Mittelpunkt des Arbeitsprogramms von Doha198 stellt, zu
verwirklichen, fordert den erfolgreichen und rechtzeitigen Ab-
schluss der Handelsverhandlungen der Doha-Runde unter
vollständiger Verwirklichung der Entwicklungsdimensionen
des Arbeitsprogramms von Doha und betrachtet die vom
13. bis 18. Dezember 2005 in Hongkong (China) abgehaltene
sechste Ministerkonferenz der Welthandelsorganisation als ei-
nen wichtigen Meilenstein auf diesem Weg; 

16. betont, wie wichtig es ist, eine Informationsgesell-
schaft, bei der der Mensch im Mittelpunkt steht und die nie-
manden ausschließt, aufzubauen, um die digitalen Chancen für
alle Menschen zu erhöhen und so zur Überwindung der digi-
talen Spaltung beizutragen, das Potenzial der Informations-
und Kommunikationstechnologien in den Dienst der Entwick-
lung zu stellen und die neuen Herausforderungen der Informa-
tionsgesellschaft anzugehen, und fordert in diesem Zusam-
menhang die Umsetzung der Ergebnisse des Weltgipfels über
die Informationsgesellschaft200;

17. erklärt erneut, dass die Entwicklung selbst ein zen-
trales Ziel ist und dass die nachhaltige Entwicklung in ihren
wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Aspekten ein
Schlüsselelement des übergreifenden Rahmens der Tätigkeit
der Vereinten Nationen bildet, betont, wie wichtig die Fortset-
zung der diesbezüglichen Anstrengungen ist, und bittet die
Weltbank, den Internationalen Währungsfonds, die regionalen
Entwicklungsbanken und die sonstigen zuständigen Institutio-
nen, im Einklang mit ihrem jeweiligen Mandat die Entwick-
lungsdimensionen noch stärker in ihre Strategien und Politiken
einzubinden;

18. erklärt außerdem erneut, dass die Gleichstellung der
Geschlechter von grundlegender Bedeutung ist, um ein bestän-
diges Wirtschaftswachstum, die Beseitigung der Armut und
eine nachhaltige Entwicklung zu verwirklichen, im Einklang
mit den einschlägigen Resolutionen der Generalversammlung
und Konferenzen der Vereinten Nationen, und dass Investitio-
nen zur Förderung von Frauen und Mädchen in allen Wirt-
schaftssektoren, insbesondere in Schlüsselbereichen wie
Landwirtschaft, Industrie und Dienstleistungen, einen Multi-
plikatoreffekt haben, insbesondere im Hinblick auf Produkti-
vität, Effizienz und ein beständiges Wirtschaftswachstum;

19. bittet die zuständigen Organisationen des Systems
der Vereinten Nationen und die anderen zuständigen multila-
teralen Organe, dem Generalsekretär Informationen über ihre
Tätigkeiten zur Förderung einer alle einschließenden und aus-
gewogenen Globalisierung vorzulegen;

20. hebt hervor, wie wichtig die Migration als Begleiter-
scheinung der zunehmenden Globalisierung ist, insbesondere
was ihre Auswirkungen auf Volkswirtschaften betrifft, und be-
tont ferner die Notwendigkeit einer umfassenderen Koordinie-
rung und Zusammenarbeit zwischen den Ländern sowie den
zuständigen regionalen und internationalen Organisationen;

21. erkennt an, dass Wissenschaft und Technologie, ein-
schließlich der Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien, für die Erreichung der Entwicklungsziele eine entschei-
dende Rolle spielen und dass die internationale Unterstützung
den Entwicklungsländern helfen kann, aus den technologi-
schen Fortschritten Nutzen zu ziehen und ihre Produktionsfä-
higkeit zu steigern, und bekräftigt in dieser Hinsicht die Ver-
pflichtung, den Zugang zu und die Entwicklung, Weitergabe
und Verbreitung von Technologien, namentlich umweltver-
träglichen Technologien und entsprechendem Know-how, zu
Gunsten der Entwicklungsländer zu fördern und gegebenen-
falls zu erleichtern; 

22. anerkennt außerdem die besonderen Bedürfnisse der
am wenigsten entwickelten Länder, der kleinen Inselentwick-
lungsländer und der Binnenentwicklungsländer innerhalb des
im Aktionsprogramm von Almaty201 enthaltenen neuen welt-
weiten Rahmenplans für die Zusammenarbeit im Transitver-
kehr zwischen Binnen- und Transitentwicklungsländern und
bekräftigt, dass diesen Ländern auch weiterhin Unterstützung
und Hilfe bei ihren Bemühungen gewährt wird, insbesondere
im Hinblick auf die Erreichung der international vereinbarten
Entwicklungsziele, einschließlich der in der Millenniums-
Erklärung195 enthaltenen Ziele, sowie auf die Durchführung
des Brüsseler Aktionsprogramms für die am wenigsten ent-
wickelten Länder für die Dekade 2001-2010202, der Strategie
von Mauritius für die weitere Durchführung des Aktionspro-
gramms für die nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaa-
ten unter den Entwicklungsländern203 und des Aktionspro-
gramms von Almaty; 

23. betont, wie wichtig es ist, dass die besonderen Anlie-
gen der Transformationsländer erkannt und angegangen wer-
den, damit ihnen geholfen werden kann, aus der Globalisie-
rung Nutzen zu ziehen und sich voll in die Weltwirtschaft zu
integrieren;

198 A/C.2/56/7, Anlage.
199 World Trade Organization, Dokument WT/L/579. Verfügbar unter
http://docsonline.wto.org.
200 Siehe A/C.2/59/3 und A/60/687. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/wsis_03_geneva_doc4d.pdf (Genfer
Grundsatzerklärung), http://www.un.org/Depts/german/conf/wsis_03_
geneva_doc5d.pdf (Genfer Aktionsplan), http://www.un.org/Depts/
german/conf/wsis-05-tunis-doc7.pdf (Verpflichtungserklärung von Tu-
nis) und http://www.un.org/Depts/german/conf/wsis-05-tunis-doc-
6rev1.pdf (Tunis-Agenda).

201 Report of the International Ministerial Conference of Landlocked and
Transit Developing Countries and Donor Countries and International Fi-
nancial and Development Institutions on Transit Transport Cooperation,
Almaty, Kazakhstan, 28 and 29 August 2003 (A/CONF.202/3), Anhang I.
202 A/CONF.191/13, Kap. II.
203 Report of the International Meeting to Review the Implementation of
the Programme of Action for the Sustainable Development of Small Island
Developing States, Port Louis, Mauritius, 10-14 January 2005 (United
Nations publication, Sales No. E.05.II.A.4 und Korrigendum), Kap. I, Re-
solution 1, Anlage II.



IV.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Zweiten Ausschusses

293

24. erkennt an, dass der Beitrag der nichtstaatlichen Or-
ganisationen, der Zivilgesellschaft, des Privatsektors und an-
derer Interessenträger im Rahmen der nationalen Entwick-
lungsanstrengungen sowie bei der Förderung der weltweiten
Entwicklungspartnerschaft verstärkt werden sollte;

25. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung unter dem Punkt
"Globalisierung und Interdependenz" einen Bericht über die
Durchführung dieser Resolution vorzulegen. 

RESOLUTION 60/205

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/490/Add.2, Ziff. 7) 204.

60/205. Wissenschaft und Technologie im Dienste der
Entwicklung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 58/200 vom 23. De-
zember 2003 und 59/220 vom 22. Dezember 2004,

in Anbetracht der äußerst wichtigen Rolle, die Wissen-
schaft und Technologie auf dem Gebiet der Entwicklung und
zur Erleichterung der Bemühungen um die Beseitigung der Ar-
mut, die Sicherung der Ernährung, die Bekämpfung von
Krankheiten, die Verbesserung der Bildung, den Schutz der
Umwelt, die Beschleunigung der wirtschaftlichen Diversifi-
zierung und Transformation und die Verbesserung der Produk-
tivität und der Wettbewerbsfähigkeit übernehmen können,

unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 2005205,

in der Erkenntnis, dass internationale Unterstützung den
Entwicklungsländern helfen kann, aus den technologischen
Fortschritten Nutzen zu ziehen, und ihre Produktionsfähigkeit
steigern kann,

die Rolle unterstreichend, die das traditionelle Wissen bei
der technologischen Entwicklung und der nachhaltigen Be-
wirtschaftung und Nutzung der natürlichen Ressourcen spie-
len kann,

in Anbetracht der Katalysatorrolle der Informations- und
Kommunikationstechnologien bei der Förderung und Erleich-
terung der Erreichung aller Entwicklungsziele und in diesem
Zusammenhang betonend, wie wichtig der Beitrag des Prozes-
ses des Weltgipfels über die Informationsgesellschaft zum
Aufbau einer den Menschen in den Mittelpunkt stellenden,
ausgewogenen und niemanden ausschließenden Informations-
gesellschaft ist, um die digitalen Chancen für alle Menschen
zu verbessern und so zur Überwindung der digitalen Spaltung
beizutragen, 

unter Begrüßung der Verpflichtungserklärung von Tunis
und der Tunis-Agenda für die Informationsgesellschaft der
zweiten Phase des Weltgipfels über die Informationsgesell-

schaft206 sowie unter Hinweis auf die Genfer Grundsatzerklä-
rung und den Genfer Aktionsplan der ersten Phase des Gip-
fels207,

in dankbarer Anerkennung der von der Internationalen
Fernmeldeunion übernommenen Rolle bei der Organisation
der beiden Phasen des Weltgipfels,

die Verabschiedung des Strategieplans von Bali für tech-
nologische Unterstützung und Kapazitätsaufbau des Umwelt-
programms der Vereinten Nationen208 begrüßend,

mit Dank davon Kenntnis nehmend, dass Botsuana das
zweite Weltforum für Informationstechnologie vom 31. Au-
gust bis 2. September 2005 in Gaborone ausgerichtet hat,

in dem Bewusstsein, dass es dringend geboten ist, die digi-
tale Spaltung zu überwinden und die Entwicklungsländer bei
der Nutzung des Potenzials der Informations- und Kommuni-
kationstechnologien zu unterstützen,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von der von der Kom-
mission für Wissenschaft und Technologie im Dienste der Ent-
wicklung zwischen ihren Tagungen der Jahre 2004-2005 ge-
leisteten Arbeit zum Thema "Wissenschaft und Technologie
im Dienste der Erreichung der in der Millenniums-Erklärung
der Vereinten Nationen enthaltenen international vereinbarten
Entwicklungsziele – Förderung, Beratung, Anwendung", ins-
besondere von der Empfehlung, die Schaffung eines Netzes
von Kompetenzzentren in Entwicklungsländern zu erleich-
tern209, das es Wissenschaftlern und Ingenieuren ermöglichen
soll, miteinander in Kontakt zu treten und die modernen Lehr-
und Forschungseinrichtungen dieser Zentren zu nutzen,

davon Kenntnis nehmend, dass die Kommission für Wis-
senschaft und Technologie im Dienste der Entwicklung für ih-
re Arbeit zwischen den Tagungen der Jahre 2005-2006 das
Thema "Überbrückung der technologischen Kluft zwischen
und innerhalb der Staaten" gewählt hat209,

sowie Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalse-
kretärs über Wissenschaft und Technologie im Dienste der
Entwicklung210,

ferner Kenntnis nehmend von der Veröffentlichung der
Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen
mit dem Titel The Digital Divide: ICT Development Indices
2004211 (Die digitale Spaltung: IuK-Entwicklungs-Indizes
2004), 

204 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
205 Siehe Resolution 60/1.

206 Siehe A/60/687. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/conf/wsis-05-tunis-doc7.pdf (Verpflichtungserklärung)
und http://www.un.org/Depts/german/conf/wsis-05-tunis-doc-6rev1.pdf
(Agenda).
207 Siehe A/C.2/59/3, Anlage, Kap. I. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/wsis_03_geneva_doc4d.pdf (Grund-
satzerklärung) und http://www.un.org/Depts/german/conf/wsis_03_
geneva_doc5d.pdf (Aktionsplan).
208 UNEP/GC.23/6/Add.1 und Corr.1, Anhang. 
209 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005, Sup-
plement No. 11 (E/2005/31), Kap. I, Abschn. A.
210 A/60/184.
211 UNCTAD/ITE/IPC/2005/4.
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erneut erklärend, dass die Programme für Wissenschaft
und Technologie der zuständigen Einrichtungen des Systems
der Vereinten Nationen gestärkt werden müssen,

mit Interesse Kenntnis nehmend von der Einrichtung des
UN-Biotech, des im Bericht des Generalsekretärs210 beschrie-
benen interinstitutionellen Kooperationsnetzwerks auf dem
Gebiet der Biotechnologie, 

1. bekräftigt ihre Verpflichtung,

a) vorhandene Mechanismen zu stärken und zu verbes-
sern und Initiativen auf dem Gebiet der Forschung und Ent-
wicklung zu unterstützen, namentlich auch durch freiwillige
Partnerschaften zwischen dem öffentlichen und dem privaten
Sektor, um den besonderen Bedürfnissen der Entwicklungs-
länder in den Bereichen Gesundheit, Landwirtschaft, Erhal-
tung und nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen und
Umweltmanagement, Energie, Forstwirtschaft und Folgen des
Klimawandels Rechnung zu tragen;

b) den Zugang zu und die Entwicklung, Weitergabe und
Verbreitung von Technologien, namentlich umweltverträgli-
chen Technologien und entsprechendem Know-how, zu Gun-
sten der Entwicklungsländer zu fördern und gegebenenfalls zu
erleichtern;

c) den Entwicklungsländern in ihrem Bemühen um die
Förderung und Entwicklung nationaler Strategien auf dem Ge-
biet der Humanressourcen sowie der Wissenschaft und Tech-
nologie, die wesentliche Triebkräfte für den Aufbau nationaler
Kapazitäten für die Entwicklung sind, behilflich zu sein;

d) größere Anstrengungen zur Erschließung erneuerba-
rer Energiequellen, wie Sonnen-, Wind- und geothermische
Energie, zu fördern und zu unterstützen;

e) auf nationaler und internationaler Ebene Politiken
umzusetzen, um öffentliche wie auch private inländische und
ausländische Investitionen anzuziehen, die zu Wissensverbes-
serung, Technologietransfer zu gegenseitig vereinbarten Be-
dingungen sowie zu Produktivitätssteigerungen führen;

f) die individuellen und kollektiven Anstrengungen der
Entwicklungsländer zur Nutzung neuer Agrartechnologien für
eine Steigerung der landwirtschaftlichen Produktivität mit
umweltverträglichen Mitteln zu unterstützen;

2. ersucht die Kommission für Wissenschaft und Tech-
nologie im Dienste der Entwicklung, im Rahmen ihres Man-
dats als ein Forum für die Auseinandersetzung mit den beson-
deren Bedürfnissen der Entwicklungsländer in Bereichen wie
der Landwirtschaft, der ländlichen Entwicklung, der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien und des Umweltma-
nagements zu dienen;

3. legt der Handels- und Entwicklungskonferenz der
Vereinten Nationen und anderen zuständigen Organisationen
nahe, die Entwicklungsländer bei ihren Bemühungen um die
Einbindung wissenschafts-, technologie- und innovationspo-
litischer Maßnahmen in ihre nationalen Entwicklungsstrate-
gien zu unterstützen;

4. erkennt den Beitrag an, den das Internationale Zen-
trum für Gentechnik und Biotechnologie und die ihm ange-

schlossenen Zentren sowie die Organisation der Vereinten Na-
tionen für industrielle Entwicklung, das Umweltprogramm der
Vereinten Nationen, die Ernährungs- und Landwirtschaftsor-
ganisation der Vereinten Nationen, die Weltgesundheitsorga-
nisation und die Handels- und Entwicklungskonferenz der
Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Biotechnologie lei-
sten, und ermutigt diese und andere zuständige Organe des Sy-
stems der Vereinten Nationen, die sich mit der Biotechnologie
befassen, zusammenzuarbeiten, damit die Programme zur Un-
terstützung der Entwicklungsländer beim Aufbau von Kapa-
zitäten in allen Bereichen der Biotechnologie, einschließlich
Industrie und Landwirtschaft sowie Risikobewertung und Ma-
nagement der biologischen Sicherheit, wirksamer durchge-
führt werden;

5. ersucht den Generalsekretär des Weltgipfels über die
Informationsgesellschaft erneut, der Generalversammlung auf
ihrer sechzigsten Tagung den Bericht des Gipfels zu übermit-
teln;

6. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 60/206

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/490/Add.3, Ziff. 15)212.

60/206. Erleichterung der Geldüberweisungen von Mi-
granten und Verringerung der Überweisungsko-
sten

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 58/208 vom 23. De-
zember 2003 und 59/241 vom 22. Dezember 2004,

in Anerkennung des wichtigen Zusammenhangs zwischen
internationaler Migration und Entwicklung sowie der Notwen-
digkeit, sich den Herausforderungen und Chancen zu stellen,
die sich durch die Migration für die Herkunfts-, Ziel- und Tran-
sitländer ergeben, und in der Erkenntnis, dass die Migration für
die Weltgemeinschaft mit Vorteilen wie auch mit Herausfor-
derungen verbunden ist,

anerkennend, dass Überweisungsströme eine private Ka-
pitalquelle darstellen und dass Überweisungen im Laufe der
Zeit zugenommen haben, die inländische Ersparnis ergänzen
und wesentlich zur Verbesserung des Wohls der Empfänger
beitragen,

sowie anerkennend, dass Überweisungsströme ein wichti-
ger Aspekt der internationalen Migration sind, insbesondere
den Haushalten von Migranten zugute kommen und Auswir-

212 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Algerien, Argentinien, Bolivien, Brasilien, Chi-
le, Deutschland, Ecuador, El Salvador, Frankreich, Georgien, Guatemala,
Italien, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kolumbien, Marokko, Mexiko,
Nicaragua, Paraguay, Peru, Philippinen, Spanien, Türkei, Ukraine und
Uruguay.
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kungen auf die Volkswirtschaften der Empfängerländer haben
können, 

ferner anerkennend, dass es notwendig ist, die Vorausset-
zungen für billigere, schnellere und sicherere Geldüberwei-
sungen in den Ursprungsländern wie in den Empfängerländern
zu untersuchen und zu fördern und den möglichen produktiven
Einsatz der überwiesenen Gelder in den Empfängerländern
durch Empfänger, die dazu willens und in der Lage sind, zu er-
leichtern,

feststellend, dass den Migranten trotz einiger in jüngster
Zeit eingeleiteter Initiativen zur Erleichterung von Geldüber-
weisungen und zur Verringerung ihrer Kosten nach wie vor
hohe Kosten entstehen, die gesenkt werden könnten,

sowie feststellend, dass viele Migranten ohne Zugang zu
regulären Finanzdienstleistungen möglicherweise auf infor-
melle Überweisungswege zurückgreifen,

1. bekräftigt, wie wichtig es ist, die Kosten der Geld-
überweisungen von Migranten zu senken, die Überweisungs-
ströme zu erleichtern und gegebenenfalls Möglichkeiten für
entwicklungsorientierte Investitionen in den Empfängerlän-
dern durch Empfänger, die dazu willens und in der Lage sind,
zu fördern;

2. legt den Regierungen und anderen maßgeblichen In-
teressenträgern nahe, mit den jeweiligen innerstaatlichen
Rechtsvorschriften im Einklang stehende Maßnahmen zur Er-
leichterung der Geldüberweisungen von Migranten in die
Empfängerländer zu erwägen, indem sie unter anderem

a) die Verfahren vereinfachen und den Zugang zu for-
mellen Überweisungswegen erleichtern; 

b) den Zugang zu Finanzdienstleistungen für Migranten
fördern und über die Verfügbarkeit und die Nutzung dieser
Dienstleistungen informieren;

3. bittet die Entwicklungspartner und die zuständigen
internationalen Organisationen, die Entwicklungsländer bei
ihren Bemühungen um den Aufbau von Kapazitäten für die Er-
leichterung der Geldüberweisungen von Migranten zu unter-
stützen;

4. sieht mit Interesse dem Dialog der Generalversamm-
lung auf hoher Ebene über internationale Migration und Ent-
wicklung im Jahr 2006 entgegen, der eine Chance zur Erörte-
rung der mehrdimensionalen Aspekte der internationalen Mi-
gration und Entwicklung bieten wird, um geeignete Mittel und
Wege aufzuzeigen, wie ihre Vorteile für die Entwicklung op-
timal genutzt und ihre nachteiligen Auswirkungen möglichst
gering gehalten werden können;

5. bittet interessierte Länder, dem Generalsekretär im
Rahmen seiner Erstellung der umfassenden Übersicht für den
Dialog auf hoher Ebene freiwillig Informationen über ihre
Praktiken, Initiativen und Vorschläge zur Erleichterung der
Geldüberweisungen von Migranten und zur Verringerung der
Überweisungskosten zu übermitteln.

RESOLUTION 60/207

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/490/Add.4, Ziff. 9)213.

60/207. Verhütung und Bekämpfung korrupter Prakti-
ken und der Übertragung von Vermögenswerten
illegaler Herkunft sowie Rückgabe dieser Vermö-
genswerte, insbesondere an die Ursprungsländer,
im Einklang mit dem Übereinkommen der Ver-
einten Nationen gegen Korruption

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/205 vom 22. De-
zember 1999, 56/186 vom 21. Dezember 2001 und 57/244
vom 20. Dezember 2002 sowie unter Hinweis auf ihre Reso-
lutionen 58/205 vom 23. Dezember 2003 und 59/242 vom
22. Dezember 2004 über die Verhütung und Bekämpfung kor-
rupter Praktiken und der Übertragung von Vermögenswerten
illegaler Herkunft sowie die Rückgabe dieser Vermögenswer-
te an die Ursprungsländer,

sowie unter Hinweis auf den Konsens von Monterrey der
Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung214,
in dem hervorgehoben wurde, dass dem Kampf gegen Korrup-
tion auf allen Ebenen Priorität zukommt, und auf den Durch-
führungsplan des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung
("Durchführungsplan von Johannesburg")215,

ferner unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
2005216,

betonend, dass es stabiler demokratischer Institutionen be-
darf, die auf die Bedürfnisse der Bevölkerung eingehen, und
dass es geboten ist, die Effizienz, Transparenz und Rechen-
schaftspflicht der innerstaatlichen Verwaltung und der öffent-
lichen Ausgaben sowie die Rechtsstaatlichkeit zu verbessern,
die volle Achtung vor den Menschenrechten, einschließlich
des Rechts auf Entwicklung, zu gewährleisten und Korruption
zu beseitigen und solide wirtschaftliche und gesellschaftliche
Institutionen aufzubauen,

in der Erkenntnis, dass dem Kampf gegen Korruption auf
allen Ebenen Priorität zukommt und dass Korruption ein
schwerwiegendes Hemmnis für die effektive Mobilisierung
und Allokation von Ressourcen darstellt und diese den Akti-
vitäten entzieht, die für die Bekämpfung von Armut und Hun-
ger und eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung unab-
dingbar sind,

213 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
214 Report of the International Conference on Financing for Development,
Monterrey, Mexico, 18-22 March 2002 (United Nations publication,
Sales No. E.02.II.A.7), Kap. I, Resolution 1, Anlage. In Deutsch verfüg-
bar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/ac198-11.pdf.
215 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations pub-
lication, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
216 Siehe Resolution 60/1.
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Kenntnis nehmend von der besonderen Besorgnis der Ent-
wicklungs- und der Transformationsländer betreffend die
Rückgabe von aus Korruption stammenden Vermögenswerten
illegaler Herkunft an die Ursprungsländer in Übereinstim-
mung mit den Grundsätzen des Übereinkommens der Verein-
ten Nationen gegen Korruption217, insbesondere des Kapi-
tels V, angesichts der Bedeutung, die solche Vermögenswerte
für die nachhaltige Entwicklung dieser Länder haben können,

in Anerkennung der Besorgnis über die Übertragung von
aus Korruption stammenden Vermögenswerten illegaler Her-
kunft und/oder über Transaktionen damit und betonend, dass
dieser Besorgnis in Übereinstimmung mit den Grundsätzen in
Kapitel V des Übereinkommens der Vereinten Nationen ge-
gen Korruption Rechnung getragen werden muss,

in der Erkenntnis, dass der illegale Erwerb von Vermögen
für demokratische Einrichtungen, Volkswirtschaften und die
Rechtsstaatlichkeit besonders schädlich sein kann,

davon überzeugt, dass ein stabiles und transparentes Um-
feld für nationale und internationale kommerzielle Transaktio-
nen in allen Ländern unabdingbar ist, um Investitionen, Fi-
nanzmittel, Technologien, Fachkenntnisse und andere wichti-
ge Ressourcen zu mobilisieren, und sich dessen bewusst, dass
wirksame Anstrengungen auf allen Ebenen zur Verhütung und
Bekämpfung der Korruption in allen ihren Erscheinungsfor-
men und in allen Ländern für die Verbesserung des nationalen
und internationalen Wirtschaftsumfelds unverzichtbar sind,

besorgt über die Verbindungen zwischen Korruption in al-
len ihren Erscheinungsformen, einschließlich der Bestechung,
der mit Korruption zusammenhängenden Geldwäsche und der
Übertragung von Vermögenswerten illegaler Herkunft, und
anderen Formen der Kriminalität, insbesondere der organisier-
ten Kriminalität und der Wirtschaftskriminalität,

mit dem erneuten Ausdruck ihrer Besorgnis über den Ernst
der Probleme und Gefahren, die die Korruption für die Stabi-
lität und Sicherheit der Gesellschaften verursacht, indem sie
die demokratischen Einrichtungen und Werte, die ethischen
Werte und die Gerechtigkeit untergräbt und die nachhaltige
Entwicklung und die Rechtsstaatlichkeit gefährdet, insbeson-
dere wenn unzureichende Antwortmaßnahmen auf nationaler
und internationaler Ebene zu Straflosigkeit führen,

die Initiativen begrüßend, die das Commonwealth-Sekre-
tariat und die Gruppe der Acht im Hinblick auf die Bekämp-
fung der Korruption und die Erhöhung der Transparenz ergrif-
fen haben, einschließlich der Initiative der Gruppe der Acht,
diejenigen Länder, die sich zu einer Partnerschaft für mehr
Transparenz, gute Regierungsführung und Rechtsstaatlichkeit
verpflichtet haben, durch bilaterale technische Hilfe zu unter-
stützen, sowie die Anstrengungen derjenigen Mitgliedstaaten
begrüßend, die mit der Gruppe der Acht "Pakte zur Förderung
der Transparenz und Bekämpfung der Korruption" eingegan-
gen sind,

1. verurteilt Korruption in allen ihren Erscheinungsfor-
men, einschließlich der Bestechung, der Geldwäsche und der
Übertragung von Vermögenswerten illegaler Herkunft;

2. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs218;

3. begrüßt das Inkrafttreten des Übereinkommens der
Vereinten Nationen gegen Korruption217 am 14. Dezember
2005;

4. bittet alle Mitgliedstaaten und die entsprechend er-
mächtigten Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegra-
tion erneut, das Übereinkommen der Vereinten Nationen ge-
gen Korruption möglichst bald zu ratifizieren beziehungswei-
se ihm beizutreten und es vollinhaltlich durchzuführen;

5. bekräftigt die Verpflichtung, dem Kampf gegen die
Korruption auf allen Ebenen Vorrang einzuräumen, und be-
grüßt alle diesbezüglich ergriffenen Maßnahmen auf nationa-
ler und internationaler Ebene, darunter die Verabschiedung
von Politiken, welche die Rechenschaftspflicht, eine transpa-
rente Verwaltung des öffentlichen Sektors und die Verantwor-
tung und Rechenschaftspflicht der Unternehmen in den Vor-
dergrund stellen, einschließlich Maßnahmen zur Rückgabe
von Vermögenswerten, die auf Grund von Korruption übertra-
gen wurden, im Einklang mit dem Übereinkommen der Ver-
einten Nationen gegen Korruption;

6. begrüßt die Anstrengungen derjenigen Mitgliedstaa-
ten, die Gesetze erlassen und andere positive Maßnahmen zur
Bekämpfung der Korruption in allen ihren Erscheinungsfor-
men ergriffen haben, unter anderem in Übereinstimmung mit
dem Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Korrup-
tion, und ermutigt in diesem Zusammenhang diejenigen Mit-
gliedstaaten, die solche Gesetze noch nicht erlassen haben,
dies zu tun und auf nationaler Ebene sowie im Einklang mit
den innerstaatlichen Gesetzen und Politiken auf lokaler Ebene
wirksame Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung der
Korruption durchzuführen;

7. legt allen Regierungen nahe, Korruption in allen ih-
ren Erscheinungsformen, einschließlich der Bestechung, der
Geldwäsche und der Übertragung illegal erworbener Vermö-
genswerte, zu verhüten, zu bekämpfen und zu bestrafen und
auf die unverzügliche Rückgabe dieser Vermögenswerte auf
dem Weg der Wiedererlangung von Vermögenswerten in
Übereinstimmung mit den Grundsätzen des Übereinkommens
der Vereinen Nationen gegen Korruption, insbesondere des
Kapitels V, hinzuarbeiten;

8. befürwortet die subregionale und regionale Zusam-
menarbeit, soweit angebracht, bei den Bemühungen zur Ver-
hütung und Bekämpfung korrupter Praktiken und der Übertra-
gung von Vermögenswerten illegaler Herkunft sowie zur Wie-
dererlangung von Vermögenswerten in Übereinstimmung mit
den Grundsätzen des Übereinkommens der Vereinten Natio-
nen gegen Korruption, insbesondere des Kapitels V;

217 Resolution 58/4, Anlage. Deutsche Übersetzung: öBGBl. III
Nr. 47/2006. 218 A/60/157.
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9. fordert eine verstärkte internationale Zusammenar-
beit, unter anderem über das System der Vereinten Nationen,
zur Unterstützung der Anstrengungen, die auf nationaler, sub-
regionaler und regionaler Ebene unternommen werden, um
korrupte Praktiken und die Übertragung von Vermögenswer-
ten illegaler Herkunft zu verhüten und zu bekämpfen, sowie
bei der Wiedererlangung von Vermögenswerten in Überein-
stimmung mit den Grundsätzen des Übereinkommens der Ver-
einten Nationen gegen Korruption, insbesondere des Kapi-
tels V;

10. legt den Mitgliedstaaten nahe, das Büro der Verein-
ten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung mit
ausreichenden finanziellen und personellen Mitteln auszustat-
ten, so auch für die wirksame Durchführung des Übereinkom-
mens der Vereinten Nationen gegen Korruption, und legt fer-
ner dem Büro nahe, der auf Antrag gewährten technischen Zu-
sammenarbeit hohen Vorrang einzuräumen, um unter anderem
die Ratifikation, die Annahme und die Billigung des Überein-
kommens beziehungsweise den Beitritt dazu sowie seine
Durchführung zu fördern und zu erleichtern;

11. nimmt davon Kenntnis, dass das Büro der Vereinten
Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung in Kürze
in Zusammenarbeit mit dem Interregionalen Forschungsinsti-
tut der Vereinten Nationen für Kriminalität und Rechtspflege
den Rechtsleitfaden für die Ratifikation und Durchführung des
Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen Korruption
fertigstellen wird;

12. ersucht die internationale Gemeinschaft erneut, unter
anderem technische Hilfe zu gewähren, um die Anstrengungen
zu unterstützen, die die Staaten unternehmen, um ihre perso-
nellen und institutionellen Kapazitäten zur Verhütung und Be-
kämpfung korrupter Praktiken und der Übertragung von Ver-
mögenswerten illegaler Herkunft sowie zur Wiedererlangung
von Vermögenswerten in Übereinstimmung mit den Grund-
sätzen des Übereinkommens der Vereinen Nationen gegen
Korruption, insbesondere des Kapitels V, zu stärken und Stra-
tegien zur durchgängigen Berücksichtigung und Förderung
der Transparenz und der Integrität sowohl im öffentlichen als
auch im privaten Sektor zu entwickeln;

13. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, im
Einklang mit dem Übereinkommen der Vereinten Nationen
gegen Korruption die Grundsätze einer ordnungsgemäßen
Verwaltung öffentlicher Angelegenheiten und öffentlicher
Vermögensgegenstände, der Gerechtigkeit, der Verantwor-
tung und der Gleichheit vor dem Gesetz einzuhalten und der
Notwendigkeit Rechnung zu tragen, Integrität zu schützen und
eine Kultur der Transparenz, der Rechenschaftspflicht und der
Ablehnung von Korruption zu pflegen;

14. begrüßt die Maßnahmen des Privatsektors auf inter-
nationaler wie nationaler Ebene, einschließlich kleiner und
großer Unternehmen sowie transnationaler Unternehmen, mit
dem Ziel, sich im Kampf gegen Korruption auch weiterhin un-
eingeschränkt zu engagieren, fordert den Privatsektor auf,

auch weiterhin diesbezügliche Anstrengungen zu unterneh-
men, nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Arbeit, die der
Globale Pakt im Hinblick auf seinen zehnten Grundsatz be-
treffend die Korruptionsbekämpfung geleistet hat, und betont,
dass alle maßgeblichen Interessenträger die unternehmerische
Verantwortung und Rechenschaftspflicht weiter fördern müs-
sen;

15. legt allen Mitgliedstaaten nahe, sofern sie es nicht be-
reits getan haben, von den Finanzinstitutionen zu verlangen,
dass sie umfassende Programme zur Wahrung der gebotenen
Sorgfalt und Wachsamkeit in Übereinstimmung mit den
Grundsätzen des Übereinkommens der Vereinten Nationen
gegen Korruption und anderen anwendbaren Übereinkünften
sachgerecht durchführen, die die Transparenz fördern und die
Anlage illegal erworbener Gelder verhindern könnten;

16. legt außerdem den Mitgliedstaaten, den zuständigen
internationalen Organisationen und dem Büro der Vereinten
Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung nahe,
dem 9. Dezember, den die Generalversammlung in ihrer Re-
solution 58/4 vom 31. Oktober 2003 zum Internationalen Tag
gegen die Korruption erklärte, einen hohen Stellenwert einzu-
räumen;

17. bekundet ihre Besorgnis über das Ausmaß der Kor-
ruption auf allen Ebenen, namentlich über den Umfang der
Übertragung von aus Korruption stammenden Vermögens-
werten illegaler Herkunft, und bekräftigt in dieser Hinsicht ih-
re Entschlossenheit, korrupte Praktiken auf allen Ebenen zu
verhüten und zu bekämpfen;

18. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen und darin nä-
her auf das Ausmaß der Korruption auf allen Ebenen einzuge-
hen, namentlich auf den Umfang der Übertragung von aus
Korruption stammenden Vermögenswerten illegaler Herkunft
sowie die Auswirkungen der Korruption und dieser Übertra-
gungen auf das Wirtschaftswachstum und die nachhaltige Ent-
wicklung, und beschließt, unter dem Punkt "Globalisierung
und Interdependenz" den Unterpunkt "Verhütung und Be-
kämpfung korrupter Praktiken und der Übertragung von Ver-
mögenswerten illegaler Herkunft sowie Rückgabe dieser Ver-
mögenswerte, insbesondere an die Ursprungsländer, im Ein-
klang mit dem Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen
Korruption" in die vorläufige Tagesordnung ihrer einundsech-
zigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/208

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/491/Add.2, Ziff. 8) 219.

219 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Berichterstatter des Ausschusses vorgelegt.
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60/208. Spezifische Maßnahmen im Zusammenhang mit
den besonderen Bedürfnissen und Problemen der
Binnenentwicklungsländer: Ergebnisse der Inter-
nationalen Ministerkonferenz der Binnen- und
Transitentwicklungsländer, der Geberländer und
der internationalen Finanz- und Entwicklungsin-
stitutionen über die Zusammenarbeit im Transit-
verkehr

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 56/180 vom 21. De-
zember 2001, 57/242 vom 20. Dezember 2002, 58/201 vom
23. Dezember 2003 und 59/245 vom 22. Dezember 2004,

sowie unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen220,

ferner unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
2005221,

in der Erkenntnis, dass der fehlende territoriale Zugang
zum Meer, zu dem als weitere Erschwernis noch die Abgele-
genheit von den Weltmärkten hinzukommt, sowie die prohi-
bitiven Transitkosten und -risiken die Exporterlöse der Bin-
nenentwicklungsländer, den Zufluss von Privatkapital und die
Mobilisierung innerstaatlicher Ressourcen schwerwiegenden
Einschränkungen unterwerfen und daher nachteilige Auswir-
kungen auf ihr Gesamtwachstum und ihre sozioökonomische
Entwicklung haben,

sowie in der Erkenntnis, dass die Binnenentwicklungslän-
der mit ihren kleinen und störanfälligen Volkswirtschaften zu
den ärmsten Entwicklungsländern gehören, und feststellend,
dass von den einunddreißig Binnenentwicklungsländern sech-
zehn von den Vereinten Nationen auch als am wenigsten ent-
wickelte Länder eingestuft werden,

unter Hinweis auf die Erklärung von Almaty222 und das Ak-
tionsprogramm von Almaty: Befriedigung der besonderen Be-
dürfnisse der Binnenentwicklungsländer innerhalb eines Neu-
en weltweiten Rahmenplans für die Zusammenarbeit im Tran-
sitverkehr zwischen Binnen- und Transitentwicklungslän-
dern223,

sowie unter Hinweis auf die Neue Partnerschaft für die Ent-
wicklung Afrikas224, eine Initiative zur Beschleunigung der re-
gionalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit und Entwicklung,
da die meisten Binnen- und Transitentwicklungsländer in Afri-
ka liegen,

mit Interesse Kenntnis nehmend von der am 9. und
10. August 2005 in Asunción abgehaltenen Tagung der für

Handel zuständigen Minister der Binnenentwicklungsländer,
auf der die Plattform von Asunción für die Doha-Entwick-
lungsrunde225 verabschiedet wurde,

Kenntnis nehmend von dem Kommuniqué der am 19. Sep-
tember 2005 am Amtssitz der Vereinten Nationen abgehalte-
nen sechsten jährlichen Ministertagung der Binnenentwick-
lungsländer226,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über die Durchführung des Aktionsprogramms von Alma-
ty: Befriedigung der besonderen Bedürfnisse der Binnenent-
wicklungsländer innerhalb eines Neuen weltweiten Rahmen-
plans für die Zusammenarbeit im Transitverkehr zwischen
Binnen- und Transitentwicklungsländern227;

2. erkennt die besonderen Bedürfnisse und Herausfor-
derungen an, denen die Binnenentwicklungsländer gegen-
überstehen, und bekräftigt daher die Entschlossenheit, diesen
Bedürfnissen und Herausforderungen durch die vollständige,
rechtzeitige und wirksame Durchführung des Aktionspro-
gramms von Almaty223 vordringlich Rechnung zu tragen;

3. bekräftigt das Recht der Binnenländer auf Zugang
zum und vom Meer sowie die Freiheit des Transits durch das
Hoheitsgebiet der Transitländer mit allen Verkehrsmitteln ge-
mäß den anwendbaren Regeln des Völkerrechts;

4. bekräftigt außerdem, dass die Transitländer in Aus-
übung ihrer vollen Souveränität über ihr Hoheitsgebiet das
Recht haben, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um
sicherzustellen, dass die Rechte und Erleichterungen, die sie
den Binnenländern einräumen, ihre legitimen Interessen in
keiner Weise beeinträchtigen;

5. bittet die Mitgliedstaaten, die Organisationen des Sy-
stems der Vereinten Nationen und die sonstigen zuständigen
internationalen, regionalen und subregionalen Organisationen
und die multilateralen Finanz- und Entwicklungsinstitutionen,
die konkreten Maßnahmen in den fünf Schwerpunktbereichen
durchzuführen, die im Aktionsprogramm von Almaty verein-
bart wurden;

6. bittet die Geberländer und die multilateralen und re-
gionalen Finanz- und Entwicklungsinstitutionen, insbeson-
dere die Weltbank, die Asiatische Entwicklungsbank, die Afri-
kanische Entwicklungsbank und die Interamerikanische Ent-
wicklungsbank, den Binnen- und Transitentwicklungsländern
für den Aufbau, die Instandhaltung und die Verbesserung ihrer
Verkehrs-, Lagerhaltungs- und anderen mit dem Transit zu-
sammenhängenden Einrichtungen, einschließlich neuer Ver-
kehrswege und verbesserter Kommunikationsmöglichkeiten,
angemessene finanzielle und technische Hilfe in Form von Zu-
schüssen oder Krediten zu Vorzugsbedingungen zu gewähren,
um subregionale, regionale und interregionale Projekte und
Programme zu fördern;

220 Siehe Resolution 55/2.
221 Siehe Resolution 60/1.
222 Report of the International Ministerial Conference of Landlocked and
Transit Developing Countries and Donor Countries and International Fi-
nancial and Development Institutions on Transit Transport Cooperation,
Almaty, Kazakhstan, 28 and 29 August 2003 (A/CONF.202/3), An-
hang II.
223 Ebd., Anhang I.
224 A/57/304, Anlage.

225 A/60/308, Anlage.
226 A/C.2/60/2, Anlage.
227 A/60/287 und Corr.1.
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7. erkennt an, dass die meisten Transitländer selbst Ent-
wicklungsländer sind, die häufig ganz ähnliche Wirtschafts-
strukturen haben und unter ähnlicher Ressourcenknappheit
leiden, namentlich dem Mangel an angemessener Infrastruktur
für den Transitverkehr;

8. betont, dass die Hilfe bei der Verbesserung von Tran-
sitverkehrseinrichtungen und -diensten zu einem festen Be-
standteil der Gesamtstrategien für die wirtschaftliche Ent-
wicklung der Binnen- und Transitentwicklungsländer ge-
macht werden soll und dass die Geberländer infolgedessen die
Erfordernisse einer langfristigen Umstrukturierung der Volks-
wirtschaften der Binnenentwicklungsländer berücksichtigen
sollen;

9. betont, dass der Konsens von São Paulo228, der auf der
vom 13. bis 18. Juni 2004 in São Paulo (Brasilien) abgehalte-
nen elften Tagung der Handels- und Entwicklungskonferenz
der Vereinten Nationen verabschiedet wurde, insbesondere
seine Ziffern 66 und 84, von den in Betracht kommenden in-
ternationalen Organisationen und Gebern unter Einbeziehung
der Vielzahl der Interessenträger umgesetzt werden muss;

10. legt den Mitgliedstaaten nahe, die besonderen Be-
dürfnisse der Binnenentwicklungsländer in Bezug auf Han-
delserleichterung je nach individuellem Bedarf innerhalb des
im Aktionsprogramm von Almaty enthaltenen Neuen welt-
weiten Rahmenplans für die Zusammenarbeit im Transitver-
kehr zwischen Binnen- und Transitentwicklungsländern ent-
sprechend dem Beschluss des Allgemeinen Rates der Welt-
handelsorganisation vom 1. August 2004229 zu unterstützen;

11. bittet die zuständigen Organisationen des Systems
der Vereinten Nationen und andere internationale Organisatio-
nen, namentlich die Regionalkommissionen, das Entwick-
lungsprogramm der Vereinten Nationen, die Handels- und
Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen, die Welt-
bank, die Weltzollorganisation, die Welthandelsorganisation
und die Internationale Seeschifffahrts-Organisation, das Ak-
tionsprogramm von Almaty in ihre entsprechenden Arbeits-
programme einzubeziehen, legt ihnen nahe, die Binnen- und
Transitentwicklungsländer auch weiterhin zu unterstützen,
unter anderem durch gut koordinierte und kohärente Program-
me der technischen Hilfe auf dem Gebiet des Transitverkehrs,
und nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von dem gemeinsamen
Kommuniqué der Tagung auf hoher Ebene über die Rolle der
internationalen, regionalen und subregionalen Organisationen
bei der Durchführung des Aktionsprogramms von Almaty230,
die vom Sekretariats-Büro des Hohen Beauftragten für die am
wenigsten entwickelten Länder, Binnenentwicklungsländer
und kleinen Inselentwicklungsländer einberufen und von der
Regierung Kasachstans vom 29. bis 31. März 2005 in Almaty
ausgerichtet wurde;

12. ersucht die Organisationen des Systems der Verein-
ten Nationen, insbesondere das Büro des Hohen Beauftragten
für die am wenigsten entwickelten Länder, Binnenentwick-
lungsländer und kleinen Inselentwicklungsländer und die Re-
gionalkommissionen, ihre Bemühungen um die Aufstellung
wirksamer Indikatoren zur Messung der Fortschritte bei der
Durchführung des Aktionsprogramms von Almaty fortzuset-
zen;

13. ermutigt die Handels- und Entwicklungskonferenz
der Vereinten Nationen, insbesondere die Abteilung Dienst-
leistungsinfrastruktur für Entwicklung und Handelseffizienz
und das Sonderprogramm für die am wenigsten entwickelten
Länder, Binnenentwicklungsländer und kleinen Inselentwick-
lungsländer, ihre technische Hilfe und ihre Analysetätigkeit
auf dem Gebiet der Zusammenarbeit im Transitverkehr zwi-
schen Binnen- und Transitentwicklungsländern weiterzufüh-
ren;

14. ersucht das Büro des Hohen Beauftragten für die am
wenigsten entwickelten Länder, Binnenentwicklungsländer
und kleinen Inselentwicklungsländer, im Einklang mit dem
von der Generalversammlung in ihrer Resolution 56/227 vom
24. Dezember 2001 sowie in dem Aktionsprogramm von Al-
maty und in der Erklärung von Almaty222 erteilten Mandat sei-
ne Zusammenarbeit und Koordinierung mit den Organisatio-
nen innerhalb des Systems der Vereinten Nationen, insbeson-
dere denjenigen, die in den Binnen- und Transitentwicklungs-
ländern operative Tätigkeiten am Boden durchführen, fortzu-
setzen, um die wirksame Durchführung des Aktionspro-
gramms von Almaty gemäß der Versammlungsresolution
57/270 B vom 23. Juni 2003 sicherzustellen, und ersucht das
Büro außerdem, auch weiterhin durch Kampagnenarbeit die
internationale Öffentlichkeit zu sensibilisieren und erhöhte
Aufmerksamkeit auf die Durchführung des Aktionspro-
gramms von Almaty zu lenken;

15. ersucht in diesem Zusammenhang den Gene-
ralsekretär, im Rahmen der vorhandenen Mittel, namentlich
durch eine Veränderung der Prioritätensetzung, die erforder-
lichen Maßnahmen zu treffen, um das Büro mit ausreichenden
Ressourcen auszustatten, damit es sein im Aktionsprogramm
von Almaty vorgesehenes zusätzliches Mandat wirksam wahr-
nehmen kann;

16. bittet die Geberländer und die internationalen Fi-
nanz- und Entwicklungsinstitutionen, freiwillige Beiträge an
den Treuhandfonds zu entrichten, den der Generalsekretär zur
Unterstützung der Tätigkeiten im Zusammenhang mit der wei-
teren Durchführung der Ergebnisse der Internationalen Mini-
sterkonferenz von Almaty eingerichtet hat;

17. beschließt, den Punkt "Spezifische Maßnahmen im
Zusammenhang mit den besonderen Bedürfnissen und Proble-
men der Binnenentwicklungsländer: Ergebnisse der Interna-
tionalen Ministerkonferenz der Binnen- und Transitentwick-
lungsländer, der Geberländer und der internationalen Finanz-
und Entwicklungsinstitutionen über die Zusammenarbeit im
Transitverkehr" in die vorläufige Tagesordnung ihrer einund-
sechzigsten Tagung aufzunehmen;

228 TD/412, Teil II.
229 World Trade Organization, Dokument WT/L/579. Verfügbar unter
http://docsonline.wto.org.
230 A/60/75, Anlage II.
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18. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht über
den Stand der Durchführung des Aktionsprogramms von Al-
maty und dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 60/209

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/492/Add.1, Ziff. 11)231.

60/209. Durchführung der ersten Dekade der Vereinten
Nationen für die Beseitigung der Armut (1997-
2006)

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 47/196 vom 22. De-
zember 1992, 48/183 vom 21. Dezember 1993, 50/107 vom
20. Dezember 1995, 56/207 vom 21. Dezember 2001, 57/265
und 57/266 vom 20. Dezember 2002, 58/222 vom 23. De-
zember 2003 und 59/247 vom 22. Dezember 2004,

sowie unter Hinweis auf die von den Staats- und Regie-
rungschefs anlässlich des Millenniums-Gipfels verabschiede-
te Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen232 und die
von ihnen eingegangene Verpflichtung, die extreme Armut zu
beseitigen und bis zum Jahr 2015 den Anteil der Weltbevöl-
kerung, dessen Einkommen weniger als 1 Dollar pro Tag be-
trägt, und den Anteil der Menschen, die Hunger leiden, zu hal-
bieren,

ferner unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
2005233,

unterstreichend, dass die Staats- und Regierungschefs der
Armutsbeseitigung Vorrang und Dringlichkeit einräumen, wie
dies in den Ergebnissen der großen Konferenzen und Gipfel-
treffen der Vereinen Nationen im Wirtschafts- und Sozialbe-
reich zum Ausdruck gebracht wurde,

eingedenk der Ergebnisse des Weltgipfels für soziale Ent-
wicklung234 und der vierundzwanzigsten Sondertagung der
Generalversammlung235,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis darüber, dass die
Zahl der in extremer Armut lebenden Menschen in vielen Län-
dern weiter zunimmt, wobei Frauen und Kinder die Mehrheit
und die am schwersten betroffene Gruppe stellen, vor allem in
den am wenigsten entwickelten Ländern und in Afrika südlich
der Sahara,

dadurch ermutigt, dass die Armut in jüngster Zeit in eini-
gen Ländern zurückgegangen ist, und entschlossen, diese Ten-

denz zum Nutzen der Menschen weltweit zu verstärken und
auszudehnen,

in Anerkennung des Beitrags einer produktiven Vollbe-
schäftigung zur Beseitigung der Armut und zur Erreichung der
international vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich
der Millenniums-Entwicklungsziele,

in der Erkenntnis, dass Kleinstkredit- und Mikrofinanzie-
rungsprogramme produktive selbständige Tätigkeiten schaf-
fen und den Menschen helfen können, die Armut zu beseitigen
und ihre soziale und wirtschaftliche Anfälligkeit abzubauen, 

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis darüber, dass die
Zahl der in Armut lebenden Frauen und Mädchen gegenüber
der Zahl der Männer unverhältnismäßig stark zugenommen
hat, vor allem in Entwicklungsländern, und dass sie mehrheit-
lich in ländlichen Gebieten leben, in denen sie für ihren Le-
bensunterhalt auf Subsistenzlandwirtschaft angewiesen sind, 

in dem Bewusstsein, dass Frauen und Männer uneinge-
schränkt und gleichberechtigt an der Ausarbeitung von makro-
ökonomischen und sozialen Politiken und Strategien zur Ar-
mutsbekämpfung mitwirken müssen, wenn die Armut besei-
tigt und eine nachhaltige Entwicklung herbeigeführt werden
soll,

in der Erkenntnis, dass die Ermächtigung der Frau ein we-
sentlicher Faktor bei der Beseitigung der Armut ist und dass
die Durchführung besonderer Maßnahmen zur Ermächtigung
der Frau zur Erreichung dieses Ziels beitragen kann, 

sowie in der Erkenntnis, dass die Verbesserung der wirt-
schaftlichen Stellung der Frau auch die wirtschaftliche Stel-
lung ihrer Familie und ihrer Gemeinschaft verbessert und da-
durch einen zu Wirtschaftswachstum führenden Multiplika-
toreffekt ausübt, 

ferner in der Erkenntnis, dass die Mobilisierung von Fi-
nanzmitteln zu Gunsten der Entwicklung auf nationaler und in-
ternationaler Ebene und die wirksame Verwendung dieser
Mittel zentrale Bestandteile einer weltweiten Entwicklungs-
partnerschaft zu Gunsten der Erreichung der international ver-
einbarten Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-
Entwicklungsziele, sind, 

in Anerkennung der laufenden internationalen Bemühun-
gen, Beiträge und Erörterungen, wie beispielsweise der Initia-
tive "Aktion gegen Hunger und Armut", die darauf gerichtet
sind, im Kontext der Weiterverfolgung der Internationalen
Konferenz über Entwicklungsfinanzierung mögliche innova-
tive und zusätzliche Wege der Entwicklungsfinanzierung aus
allen öffentlichen und privaten in- und ausländischen Quellen
zu ermitteln und zu erschließen, die die aus traditionellen Fi-
nanzierungsquellen stammenden Mittel erhöhen und ergän-
zen, sowie sich dessen bewusst, dass manche dieser Finanzie-
rungsquellen und deren Nutzung der einzelstaatlichen Souve-
ränität unterstehen, 

mit Interesse Kenntnis nehmend von der Internationalen
Konferenz über Armutslinderung und Entwicklung, die die
Regierung von Mauritius im Jahr 2006 ausrichten wird, 

231 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Berichterstatter des Ausschusses vorgelegt.
232 Siehe Resolution 55/2.
233 Siehe Resolution 60/1.
234 Report of the World Summit for Social Development, Copenhagen,
6-12 March 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.8),
Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/wirtsozentw/socsum/socsum1.htm. 
235 Resolution S-24/2, Anlage.
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erneut erklärend, dass die Führungsrolle der Vereinten Na-
tionen bei der Entwicklungsförderung gestärkt werden muss,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs236;

2. erklärt erneut, dass die Armutsbeseitigung die größte
Herausforderung ist, mit der die Welt heute konfrontiert ist,
und eine unabdingbare Voraussetzung für die nachhaltige Ent-
wicklung, insbesondere der Entwicklungsländer, darstellt;

3. unterstreicht, dass jedes Land die Hauptverantwor-
tung für seine eigene nachhaltige Entwicklung und die Be-
kämpfung der Armut trägt, dass die Rolle der nationalen Poli-
tiken und Entwicklungsstrategien nicht genug betont werden
kann und dass konzertierte und konkrete Maßnahmen auf allen
Ebenen erforderlich sind, damit die Entwicklungsländer die
Armut beseitigen und zu einer nachhaltigen Entwicklung ge-
langen können;

4. erkennt an, dass ein dauerhaftes Wirtschaftswachs-
tum, unterstützt durch eine steigende Produktivität und ein för-
derliches Umfeld, insbesondere für Privatinvestitionen und
unternehmerisches Engagement, erforderlich ist, um die Ar-
mut zu beseitigen, die international vereinbarten Entwick-
lungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwicklungszie-
le, zu erreichen und den Lebensstandard anzuheben;

5. bekräftigt, wie wichtig die Beiträge und die Hilfe
sind, die Entwicklungsländer anderen Entwicklungsländern
im Rahmen der Süd-Süd-Zusammenarbeit gewähren, um Ent-
wicklung herbeizuführen und die Armut zu beseitigen;

6. ist sich dessen bewusst, dass die Entwicklungsländer
in die Weltwirtschaft integriert und gleichberechtigt an den
Vorteilen der Globalisierung beteiligt werden müssen, damit
sie die im Rahmen der nationalen Entwicklungsstrategien ge-
setzten Ziele zur Erreichung der international vereinbarten
Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwick-
lungsziele, und insbesondere das Ziel der Armutsbeseitigung
erfüllen können und diese Strategien zur Armutsbeseitigung
wirksam sind;

7. bekräftigt, dass im Rahmen der Gesamtmaßnahmen
zur Beseitigung der Armut dem mehrdimensionalen Charakter
der Armut und den nationalen und internationalen Bedingun-
gen und Politiken, die ihre Beseitigung begünstigen und die
unter anderem die soziale und wirtschaftliche Eingliederung
der in Armut lebenden Menschen fördern, sowie der Förde-
rung und dem Schutz aller Menschenrechte und Grundfreihei-
ten für alle, einschließlich des Rechts auf Entwicklung, beson-
dere Aufmerksamkeit gewidmet werden sollte;

Weltweites Vorgehen zur Beseitigung der Armut

8. betont, wie wichtig die Weiterverfolgung der Ergeb-
nisse der Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinan-
zierung und des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung ist,
und fordert die vollinhaltliche und wirksame Umsetzung des
von der Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinan-

zierung verabschiedeten Konsenses von Monterrey237 und des
Durchführungsplans des Weltgipfels für nachhaltige Entwick-
lung ("Durchführungsplan von Johannesburg")238 sowie der
Ergebnisse der anderen großen Konferenzen und Gipfeltreffen
der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und Sozialbereich; 

9. bekräftigt, dass eine gute Ordnungspolitik auf inter-
nationaler Ebene für die Armutsbeseitigung und die Verwirk-
lichung einer nachhaltigen Entwicklung von grundlegender
Bedeutung ist, bekräftigt außerdem, dass es, um ein dynami-
sches und förderliches internationales wirtschaftliches Umfeld
sicherzustellen, wichtig ist, durch die Auseinandersetzung mit
den internationalen Finanz-, Handels-, Technologie- und In-
vestitionsmustern, die sich auf die Entwicklungsaussichten der
Entwicklungsländer auswirken, eine weltweite wirtschaftliche
Ordnungspolitik zu fördern, erklärt erneut, dass die internatio-
nale Gemeinschaft zu diesem Zweck alle erforderlichen und
geeigneten Maßnahmen ergreifen sollte, namentlich die Ge-
währleistung von Unterstützung für strukturelle und makro-
ökonomische Reformen, eine umfassende Lösung des Pro-
blems der Auslandsverschuldung und die Erweiterung des
Marktzugangs für Entwicklungsländer, und bekräftigt außer-
dem, dass ein universales, regelgestütztes, offenes, nichtdis-
kriminierendes und gerechtes multilaterales Handelssystem
und eine sinnvolle Handelsliberalisierung bedeutsame An-
triebsfaktoren für die weltweite Entwicklung darstellen und so
Ländern aller Entwicklungsstufen zugute kommen können;

10. bekräftigt außerdem die Verpflichtung, die Mitwir-
kung der Entwicklungsländer und der Transformationsländer
an den weltwirtschaftlichen Entscheidungs- und Normset-
zungsprozessen auszuweiten und zu stärken, betont zu diesem
Zweck, wie wichtig es ist, die Bemühungen um die Reform der
internationalen Finanzarchitektur fortzusetzen, und stellt fest,
dass die Verbesserung der Mitsprache und Mitwirkung der
Entwicklungsländer und Transformationsländer in den Bret-
ton-Woods-Institutionen ein kontinuierliches Anliegen bleibt; 

11. bekräftigt ferner, dass eine gute Regierungsführung
auf nationaler Ebene von grundlegender Bedeutung für die Ar-
mutsbeseitigung und eine nachhaltige Entwicklung ist, dass ei-
ne solide Wirtschaftspolitik, stabile demokratische Institutio-
nen, die auf die Bedürfnisse der Bevölkerung eingehen, und ei-
ne verbesserte Infrastruktur die Grundlage für ein dauerhaftes
Wirtschaftswachstum, die Armutsbeseitigung und die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen bilden und dass Freiheit, Frieden und
Sicherheit, Stabilität im Inneren, die Achtung der Menschen-
rechte, einschließlich des Rechts auf Entwicklung, sowie
Rechtsstaatlichkeit, die Gleichstellung der Geschlechter, eine
marktorientierte Politik und eine allgemeine Verpflichtung auf

236 A/60/314.

237 Report of the International Conference on Financing for Development,
Monterrey, Mexico, 18-22 March 2002 (United Nations publication,
Sales No E.02.II.A.7), Kap. I, Resolution 1, Anlage. In Deutsch verfügbar
unter http://www.un.org/Depts/german/conf/ac198-11.pdf. 
238 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations pub-
lication, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf. 
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eine gerechte und demokratische Gesellschaft ebenfalls von
wesentlicher Bedeutung sind und sich gegenseitig stärken;

12. begrüßt die Ergebnisse der elften Tagung der Han-
dels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen, die
vom 13. bis 18. Juni 2004 in São Paulo (Brasilien) stattfand,
sowie die Verabschiedung der Erklärung "Der Geist von São
Paulo"239 und des Konsenses von São Paulo240;

13. bekräftigt, dass die Vereinten Nationen eine grundle-
gende Rolle bei der Förderung der internationalen Entwick-
lungszusammenarbeit und bei der Gewährleistung der Kohä-
renz sowie der Koordinierung und Umsetzung der von der in-
ternationalen Gemeinschaft vereinbarten Ziele und Maßnah-
men auf dem Gebiet der Entwicklung spielen müssen, und
bekräftigt außerdem, dass die Koordinierung innerhalb des Sy-
stems der Vereinten Nationen in enger Zusammenarbeit mit al-
len anderen multilateralen Finanz-, Handels- und Entwick-
lungsinstitutionen gestärkt werden muss, um ein dauerhaftes
Wirtschaftswachstum, die Armutsbekämpfung und die nach-
haltige Entwicklung zu fördern;

14. unterstreicht, dass die internationale Zusammenar-
beit im Verein mit einer kohärenten und einheitlichen inner-
staatlichen Politik unerlässlich ist, wenn es darum geht, die
Anstrengungen zu ergänzen und zu unterstützen, die die Ent-
wicklungsländer unternehmen, um ihre eigenen Ressourcen zu
Gunsten der Entwicklung und der Armutsbeseitigung zu nut-
zen, sowie sicherzustellen, dass sie in der Lage sind, die inter-
national vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der
Millenniums-Entwicklungsziele, zu erreichen;

15. erinnert daran, dass die Mitgliedstaaten sich erneut
darauf verpflichteten, die Entwicklungsdimensionen der Ent-
wicklungsagenda von Doha zu verwirklichen, die die Bedürf-
nisse und Interessen der Entwicklungsländer in den Mittel-
punkt des Arbeitsprogramms von Doha241 stellt, und erkennt
die wichtige Rolle an, die dem Handel als Wachstums- und
Entwicklungsmotor und bei der Armutsbekämpfung zu-
kommt; 

16. erkennt an, dass dem Kampf gegen Korruption auf al-
len Ebenen Priorität zukommt und dass Korruption ein
schwerwiegendes Hemmnis für die effektive Mobilisierung
und Allokation von Ressourcen darstellt und diese den Akti-
vitäten entzieht, die für die Bekämpfung von Armut und Hun-
ger sowie für die Wirtschaftsentwicklung und eine nachhaltige
Entwicklung unabdingbar sind;

17. bekräftigt den Konsens von Monterrey und erkennt
an, dass die Mobilisierung von Finanzmitteln zu Gunsten der
Entwicklung und die wirksame Verwendung dieser Mittel in
den Entwicklungsländern und Transformationsländern zentra-
le Bestandteile einer weltweiten Entwicklungspartnerschaft zu
Gunsten der Erreichung der international vereinbarten Ent-
wicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwick-
lungsziele, sind, und in dieser Hinsicht 

a) begrüßt sie es, dass als Folge der Aufstellung von
Zeitplänen durch viele entwickelte Länder erhöhte Mittel zur
Verfügung stehen werden, um den Zielwert von 0,7 Prozent
des Bruttosozialprodukts für die öffentliche Entwicklungshil-
fe bis 2015 und mindestens 0,5 Prozent bis 2010 zu erreichen
und gemäß dem Brüsseler Aktionsprogramm für die am we-
nigsten entwickelten Länder für die Dekade 2001-2010242 für
diese Länder den Zielwert von 0,15 bis 0,20 Prozent bis spä-
testens 2010 zu erreichen, und fordert die entwickelten Länder,
die dies nicht bereits getan haben, nachdrücklich auf, im Ein-
klang mit ihren Verpflichtungen konkrete Anstrengungen in
dieser Hinsicht zu unternehmen; 

b) erkennt sie an, wie wichtig die öffentliche Entwick-
lungshilfe als eine bedeutende Quelle der Entwicklungsfinan-
zierung für viele Entwicklungsländer ist, betont, dass sich die
Erhöhung der öffentlichen Entwicklungshilfe in einer tatsäch-
lichen Erhöhung der Mittel für nationale Entwicklungsstrate-
gien zur Verwirklichung der nationalen Entwicklungsprioritä-
ten dieser Länder und der international vereinbarten Entwick-
lungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwicklungszie-
le, niederschlagen muss, unter Berücksichtigung der Notwen-
digkeit der Berechenbarkeit der Mittel, gegebenenfalls unter
Einschluss von Haushaltsunterstützungsmechanismen, be-
grüßt außerdem die jüngsten Bemühungen und Initiativen zur
Verbesserung der Qualität und zur Erhöhung der Wirksamkeit
der Hilfe, namentlich die Erklärung von Paris über die Wirk-
samkeit der Entwicklungszusammenarbeit, beschließt, kon-
krete, wirksame und rechtzeitige Maßnahmen zur Erfüllung
aller vereinbarten Verpflichtungen betreffend die Wirksam-
keit der Hilfe zu ergreifen, mit klarer Überwachung und klaren
Fristen, namentlich durch eine weitere Anpassung der Hilfe an
die Strategien der Länder, den Aufbau institutioneller Kapazi-
täten, die Senkung der Transaktionskosten und die Beseiti-
gung bürokratischer Verfahren, die Erzielung von Fortschrit-
ten hinsichtlich der Aufhebung der Bindung der Entwick-
lungshilfe, die Verbesserung der Absorptionsfähigkeit und des
Finanzmanagements der Empfängerländer und die verstärkte
Betonung der Entwicklungsergebnisse, und befürwortet au-
ßerdem die möglichst breite künftige Mitarbeit der Entwick-
lungsländer hinsichtlich der Wirksamkeit der Hilfe;

c) erkennt sie an, wie wichtig es ist, innovative Quellen
der Entwicklungsfinanzierung zu erschließen, vorausgesetzt,
dass diese den Entwicklungsländern keine übermäßige Last
aufbürden, stellt fest, dass einige Länder die Internationale Fi-
nanzfazilität umsetzen werden, einige Länder das Pilotprojekt
der Fazilität für Immunisierungen in die Wege geleitet haben
und einige Länder in naher Zukunft unter Gebrauch ihrer na-
tionalen Befugnisse einen "Solidaritätsbeitrag" auf Flugtickets
erheben werden, um Entwicklungsprojekte finanzieren zu
können, und stellt fest, dass andere Länder derzeit prüfen, ob
und in welchem Umfang sie sich an diesen Initiativen beteili-
gen werden; 

d) betont sie die wichtige Rolle von Kleinstkrediten und
Mikrofinanzierung bei der Beseitigung der Armut, hebt her-

239 TD/412, Teil I.
240 Ebd., Teil II.
241 Siehe A/C.2/56/7, Anlage. 242 A/CONF.191/13, Kap. II.
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vor, dass die Begehung des Jahres 2005 als Internationales Jahr
der Kleinstkredite eine bedeutende Gelegenheit geboten hat,
die Öffentlichkeit zu sensibilisieren, bewährte Verfahrenswei-
sen auszutauschen und diejenigen Finanzsektoren weiter zu
stärken, die in allen Ländern nachhaltige Finanzdienstleistun-
gen zu Gunsten der Armen unterstützen, fordert die Mitglied-
staaten in dieser Hinsicht nachdrücklich auf, die besten Ver-
fahrensweisen in Maßnahmen umzusetzen, und bittet die in-
ternationale Gemeinschaft, einschließlich des Systems der
Vereinten Nationen, die durch das Internationale Jahr erzeugte
Dynamik zu nutzen; 

e) erkennt sie die unverzichtbare Rolle an, die der Pri-
vatsektor bei der Mobilisierung neuer Investitionen, bei der
Schaffung von Arbeitsplätzen und bei der Entwicklungsfinan-
zierung spielen kann;

18. beschließt, die Entwicklungsanstrengungen der Ent-
wicklungsländer mit mittlerem Einkommen weiter zu unter-
stützen, indem sie in den zuständigen multilateralen und inter-
nationalen Foren sowie im Wege bilateraler Abmachungen
Maßnahmen erarbeitet, um ihnen dabei behilflich zu sein, un-
ter anderem ihren finanziellen, technischen und technologi-
schen Bedarf zu decken;

19. beschließt außerdem, im Rahmen der zuständigen
multilateralen und internationalen Foren die Entwicklungsbe-
dürfnisse der Entwicklungsländer mit niedrigem Einkommen
anzugehen, um ihnen dabei behilflich zu sein, unter anderem
ihren finanziellen, technischen und technologischen Bedarf zu
decken;

20. erkennt an, dass ein förderliches innerstaatliches
Umfeld unerlässlich dafür ist, einheimische Ressourcen zu
mobilisieren, die Produktivität zu steigern, die Kapitalflucht
einzudämmen, den Privatsektor anzuregen und internationale
Investitionen und Hilfe anzuziehen und wirksam zu nutzen,
und dass die Anstrengungen zur Schaffung eines solchen Um-
felds von der internationalen Gemeinschaft unterstützt werden
sollten;

21. hebt hervor, dass Gläubiger und Schuldner die Ver-
antwortung für die Verhütung untragbarer Verschuldungssi-
tuationen teilen müssen, und betont, dass Schuldenerleichte-
rungen eine entscheidende Rolle bei der Freisetzung von Mit-
teln spielen können, die dann für Maßnahmen zur Beseitigung
der Armut, zur Herbeiführung eines dauerhaften Wirtschafts-
wachstums und einer nachhaltigen Entwicklung sowie zur Er-
reichung der international vereinbarten Entwicklungsziele,
einschließlich der Millenniums-Entwicklungsziele, verwen-
det werden sollten, und fordert die Länder in diesem Zusam-
menhang nachdrücklich auf, die durch Schuldenerleichterung,
insbesondere durch Schuldenabbau und Schuldenerlass, frei-
gesetzten Mittel für diese Ziele zu verwenden;

22. fordert die entwickelten Länder auf, durch eine inten-
sivere und wirksame Zusammenarbeit mit den Entwicklungs-
ländern den Kapazitätsaufbau zu fördern und den Zugang ins-
besondere der Entwicklungsländer zu Technologien und dem
entsprechenden Wissen und den Technologie- und Wissens-
transfer an sie zu erleichtern, zu einvernehmlich festgelegten
günstigen Bedingungen, namentlich Konzessions- und Vor-

zugsbedingungen, unter Berücksichtigung der Notwendigkeit
des Schutzes der Rechte des geistigen Eigentums und der be-
sonderen Bedürfnisse der Entwicklungsländer;

23. erkennt die entscheidende Rolle an, die Kleinstkre-
dite und Mikrofinanzierung bei der Armutsbeseitigung, der
Förderung der Gleichstellung der Geschlechter, der Ermäch-
tigung sozial schwacher Gruppen und der Entwicklung länd-
licher Gemeinschaften spielen können, legt den Regierungen
nahe, politische Maßnahmen zur Erleichterung des Ausbaus
von Kleinstkredit- und Mikrofinanzierungsinstitutionen
durchzuführen, um der großen unbefriedigten Nachfrage unter
den Armen nach Finanzdiensten zu entsprechen, namentlich
indem sie Mechanismen zur Förderung eines dauerhaften Zu-
gangs zu Finanzdiensten aufzeigen und entwickeln, institutio-
nelle und regulatorische Hindernisse beseitigen und Anreize
für Mikrofinanzierungsinstitutionen schaffen, die die aner-
kannten Normen für die Versorgung der Armen mit solchen
Finanzdiensten erfüllen;

24. erkennt außerdem an, dass die Informations- und
Kommunikationstechnologien als ein effektives Instrument
zur Herbeiführung von Entwicklung und zur Armutsbeseiti-
gung dienen und der internationalen Gemeinschaft dabei hel-
fen können, größtmöglichen Nutzen aus den Vorteilen der
Globalisierung zu ziehen, und begrüßt in dieser Hinsicht die
Verpflichtungserklärung von Tunis und die Tunis-Agenda für
die Informationsgesellschaft, die der Weltgipfel über die In-
formationsgesellschaft während seiner Tunis-Phase verab-
schiedete243, und erinnert an die Genfer Grundsatzerklärung
und den Genfer Aktionsplan, die der Gipfel während seiner
Genfer Phase verabschiedete244;

Politiken zur Beseitigung der Armut 

25. erklärt erneut, dass die Armutsbeseitigung in multi-
sektoraler und integrierter Weise angegangen werden soll, wie
in dem Durchführungsplan von Johannesburg vorgesehen, un-
ter Berücksichtung der besonderen Notwendigkeit der Er-
mächtigung der Frau sowie sektoraler Strategien auf Gebieten
wie Bildung, Erschließung der Humanressourcen, Gesund-
heit, menschliche Siedlungen, ländliche, lokale und gemein-
wesengestützte Entwicklung, produktive Beschäftigung, Be-
völkerung, Umwelt und natürliche Ressourcen, Wasserversor-
gung und Abwasserentsorgung, Landwirtschaft, Ernährungs-
sicherheit, Energie und Migration sowie der konkreten
Bedürfnisse benachteiligter und sozial schwacher Gruppen,
und dass dies in einer Weise geschehen soll, die für die in Ar-
mut lebenden Menschen vermehrt Chancen und Wahlmög-
lichkeiten schafft und sie in die Lage versetzt, ihre Stärken und
Fähigkeiten zu entfalten und auszuweiten und auf diese Weise

243 Siehe A/60/687. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/
german/conf/wsis-05-tunis-doc7.pdf (Verpflichtungserklärung) und
http://www.un.org/Depts/german/conf/wsis-05-tunis-doc-6rev1.pdf
(Agenda).
244 Siehe A/C.2/59/3, Anlage, Kap. I. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/wsis_03_geneva_doc4d.pdf (Grund-
satzerklärung) und http://www.un.org/Depts/german/conf/wsis_03_
geneva_doc5d.pdf (Aktionsplan).



IV.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Zweiten Ausschusses

304

Entwicklung, Sicherheit und Stabilität herbeizuführen, und er-
mutigt die Länder in diesem Zusammenhang, ihre nationalen
Politiken zur Armutsminderung im Einklang mit ihren natio-
nalen Prioritäten auszuarbeiten, gegebenenfalls auch durch
Strategiedokumente zur Armutsbekämpfung;

26. unterstreicht in diesem Zusammenhang, wie wichtig
die weitere Einbeziehung der international vereinbarten Ent-
wicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwick-
lungsziele, in die nationalen Entwicklungsstrategien und -plä-
ne ist, namentlich in die Strategiedokumente zur Armutsbe-
kämpfung, soweit vorhanden, und fordert die internationale
Gemeinschaft auf, die Entwicklungsländer bei der Umsetzung
dieser Entwicklungsstrategien und -pläne auch weiterhin zu
unterstützen;

27. unterstützt mit Nachdruck eine faire Globalisierung
und beschließt, im Rahmen der Anstrengungen zur Erreichung
der Millenniums-Entwicklungsziele das Ziel der produktiven
Vollbeschäftigung und einer menschenwürdigen Arbeit für al-
le, namentlich für Frauen und junge Menschen, zu einem zen-
tralen Ziel der einschlägigen nationalen und internationalen
Politiken sowie der nationalen Entwicklungsstrategien, na-
mentlich der Armutsbekämpfungsstrategien, zu machen, be-
schließt, dass diese Maßnahmen auch die Beseitigung der
schlimmsten Formen der Kinderarbeit, wie in dem Überein-
kommen 182 der Internationalen Arbeitsorganisation defi-
niert, und der Zwangsarbeit umfassen sollen, und beschließt
außerdem, die volle Achtung der grundlegenden Prinzipien
und Rechte bei der Arbeit zu gewährleisten; 

28. erkennt an, wie wichtig es ist, die besten Vorgehens-
weisen für den Abbau der Armut in ihren verschiedenen Di-
mensionen zu verbreiten, wobei zu berücksichtigen ist, dass
diese Vorgehensweisen den sozialen, wirtschaftlichen, kultu-
rellen und historischen Bedingungen eines jeden Landes an-
gepasst werden müssen;

29. erklärt erneut, dass alle Regierungen und das System
der Vereinten Nationen eine aktive und sichtbare Politik der
Integration der Geschlechterperspektive in alle nationalen wie
internationalen Politiken und Programme fördern sollen, die
auf die Beseitigung der Armut gerichtet sind, und regt dazu an,
geschlechtsdifferenzierte Analysen als Instrument der Einbe-
ziehung einer geschlechtsspezifischen Dimension in die Pla-
nung der Umsetzung von Politiken, Strategien und Program-
men zur Armutsbeseitigung zu verwenden;

30. erklärt außerdem erneut, dass alle Regierungen und
das System der Vereinten Nationen die Bedeutung der Ar-
mutsbekämpfung betonen und ihre Integration in alle Politiken
auf nationaler und internationaler Ebene fördern sollen; 

31. erklärt ferner erneut, dass die Beseitigung der Armut,
die Veränderung nicht nachhaltiger Produktions- und Kon-
summuster sowie der Schutz und die Bewirtschaftung der na-
türlichen Ressourcen, die die Grundlage der wirtschaftlichen
und sozialen Entwicklung sind, die übergeordneten Ziele und
die wesentlichen Voraussetzungen einer nachhaltigen Ent-
wicklung darstellen;

32. verweist nachdrücklich auf die ausschlaggebende
Rolle, die der schulischen und außerschulischen Bildung, ins-
besondere der Grundbildung sowie der Berufsausbildung, ins-
besondere für Mädchen, bei der Befähigung der in Armut le-
benden Menschen zur Selbsthilfe zukommt, bekräftigt in die-
sem Zusammenhang den auf dem Weltbildungsforum verab-
schiedeten Rahmenaktionsplan von Dakar245 und erkennt an,
wie wichtig die Strategie der Organisation der Vereinten Na-
tionen für Bildung, Wissenschaft und Kultur zur Bekämpfung
der Armut, insbesondere der extremen Armut, bei der Unter-
stützung der Programme der Bildung für alle ist und dass sie
so dazu beiträgt, bis 2015 das Millenniums-Entwicklungsziel
der allgemeinen Grundschulbildung zu verwirklichen;

33. ist sich dessen bewusst, welche verheerenden Aus-
wirkungen HIV/Aids, Malaria, Tuberkulose und andere Infek-
tions- und ansteckende Krankheiten in allen Regionen, insbe-
sondere in Afrika südlich der Sahara, auf die menschliche Ent-
wicklung, das Wirtschaftswachstum, die Ernährungssicher-
heit und die Anstrengungen zur Armutsminderung haben, und
fordert die Regierungen und die internationale Gemeinschaft
nachdrücklich auf, der Bekämpfung dieser Krankheiten drin-
gend Vorrang einzuräumen;

34. ist sich außerdem dessen bewusst, dass bewaffnete
Konflikte den Verlust von Menschenleben und die Zerstörung
wirtschaftlicher Ressourcen zur Folge haben und dass Länder,
die gerade einen Konflikt überwunden haben, mit einer be-
schädigten materiellen und sozialen Infrastruktur, einem Man-
gel an Beschäftigungsmöglichkeiten, geringeren ausländi-
schen Investitionen und erhöhter Kapitalflucht konfrontiert
sind, und unterstreicht in dieser Hinsicht, dass Strategien, Pro-
gramme und internationale Hilfe für Wiederaufbau und Reha-
bilitation unter anderem dazu dienen sollen, Arbeitsplätze zu
schaffen und Armut zu beseitigen; 

35. verweist nachdrücklich auf den Zusammenhang zwi-
schen der Armutsbeseitigung und der Verbesserung des Zu-
gangs zu einwandfreiem Trinkwasser und betont in dieser Hin-
sicht das in dem Durchführungsplan von Johannesburg bekräf-
tigte Ziel, bis 2015 den Anteil der Menschen, die einwandfrei-
es Trinkwasser nicht erreichen oder es sich nicht leisten
können, sowie auch den Anteil der Menschen, die keinen Zu-
gang zu grundlegenden sanitären Einrichtungen haben, zu hal-
bieren;

36. erkennt an, dass der Mangel an angemessenem
Wohnraum nach wie vor ein drängendes Problem im Kampf
um die Beseitigung der extremen Armut darstellt, insbeson-
dere in den städtischen Gebieten in Entwicklungsländern,
bringt ihre Besorgnis über die rasch wachsende Zahl von
Slumbewohnern in den städtischen Gebieten von Entwick-
lungsländern, insbesondere in Afrika, zum Ausdruck, betont,
dass die Zahl der Slumbewohner, die ein Drittel der Stadtbe-
völkerung auf der Welt ausmachen, weiter zunehmen wird,
falls nicht dringende und wirksame Maßnahmen auf nationaler

245 Siehe United Nations Educational, Scientific and Cultural Organi-
zation, Final Report of the World Education Forum, Dakar, Senegal,
26-28 April 2000 (Paris 2000).
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und internationaler Ebene ergriffen werden, und unterstreicht,
dass verstärkte Anstrengungen unternommen werden müssen,
um bis 2020 die Lebensbedingungen von mindestens 100 Mil-
lionen Slumbewohnern erheblich zu verbessern;

37. erkennt außerdem an, dass die Beseitigung von Ar-
mut und Hunger in den ländlichen Gebieten entscheidend zur
Erreichung der international vereinbarten Entwicklungsziele,
einschließlich der Millenniums-Entwicklungsziele, beiträgt
und dass die ländliche Entwicklung fester Bestandteil der na-
tionalen und internationalen Entwicklungspolitiken sein soll-
te;

38. erkennt ferner an, dass der Zugang zu Kleinstkredi-
ten und Mikrofinanzierung zur Erreichung der international
vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der Millen-
niums-Entwicklungsziele, beitragen kann, insbesondere der
mit der Armutsbeseitigung, der Gleichstellung der Geschlech-
ter und der Ermächtigung der Frau zusammenhängenden Zie-
le;

39. betont, dass die Begehung des Jahres 2005 als Inter-
nationales Jahr der Kleinstkredite wesentlich zur Sensibilisie-
rung der Öffentlichkeit für die Bedeutung von Kleinstkrediten
und Mikrofinanzierung bei der Beseitigung der Armut, zum
Austausch bewährter Verfahrensweisen und zur Stärkung der
Finanzsektoren, die nachhaltige Finanzdienstleistungen zu
Gunsten der Armen unterstützen, beigetragen hat, und fordert
die Mitgliedstaaten, das System der Vereinten Nationen und
die anderen internationalen Organisationen auf, die durch das
Internationale Jahr erzeugte Dynamik zu verstärken und weiter
zu nutzen, um Kleinstkredite und Mikrofinanzierungsdienste
für die Armen bereitzustellen;

40. erkennt an, dass die Begehung des Jahres 2004 als In-
ternationales Reis-Jahr wesentlich dazu beigetragen hat, die
Weltöffentlichkeit auf die Rolle aufmerksam zu machen, die
Reis bei der Sicherung der Ernährung und der Beseitigung der
Armut und somit bei der Erreichung der international verein-
barten Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-
Entwicklungsziele, spielen kann;

Konkrete Initiativen im Kampf gegen die Armut

41. erkennt außerdem den wichtigen Beitrag an, den der
Weltsolidaritätsfonds zur Erreichung der Millenniums-Ent-
wicklungsziele leisten könnte, insbesondere des Zieles, bis
zum Jahr 2015 den Anteil der Menschen, die von weniger als
1 Dollar pro Tag leben, und den Anteil der Menschen, die Hun-
ger leiden, zu halbieren;

42. beschließt, den von der Generalversammlung einge-
richteten Weltsolidaritätsfonds einsatzfähig zu machen, und
bittet die Mitgliedstaaten, die internationalen Organisationen,
den Privatsektor, die maßgeblichen Institutionen, Stiftungen
und Personen, die dazu in der Lage sind, freiwillige Beiträge
an den Fonds zu entrichten; 

43. erinnert daran, dass die Staats- und Regierungschefs
in der Millenniums-Erklärung232 unter anderem die Solidarität
als einen der grundlegenden und universellen Werte bezeich-
net haben, auf denen die Beziehungen zwischen den Völkern
im 21. Jahrhundert gegründet sein sollten, und beschließt in

dieser Hinsicht, den 20. Dezember zum alljährlichen Interna-
tionalen Tag der menschlichen Solidarität zu erklären;

44. bittet die Regierungen und die maßgeblichen Interes-
senträger, unter voller Berücksichtigung der jeweiligen natio-
nalen Interessen, Prioritäten und Entwicklungsstrategien un-
ternehmerische Kapazitäten zu nutzen, um zur Armutsbeseiti-
gung beizutragen;

45. ist sich dessen bewusst, dass Naturkatastrophen nach
wie vor eines der Haupthindernisse für die nachhaltige Ent-
wicklung und die Beseitigung der Armut darstellen, und bittet
in diesem Zusammenhang die Mitgliedstaaten, das System der
Vereinten Nationen, einschließlich der internationalen Fi-
nanzinstitutionen, die Regionalorgane und die internationalen
Organisationen sowie die zuständigen Organisationen der Zi-
vilgesellschaft, den Hyogo-Rahmenaktionsplan 2005-2015:
Stärkung der Widerstandskraft von Nationen und Gemeinwe-
sen gegen Katastrophen246, der von der vom 18. bis 22. Januar
2005 in Kobe (Hyogo, Japan) abgehaltenen Weltkonferenz für
Katastrophenvorsorge verabschiedet wurde, zu unterstützen,
umzusetzen und weiterzuverfolgen;

Afrika, am wenigsten entwickelte Länder, Binnenentwick-
lungsländer und kleine Inselentwicklungsländer

46. betont die in der Millenniums-Erklärung anerkannte
und im Ergebnis des Weltgipfels 2005233 bekräftigte Bedeu-
tung der Deckung der besonderen Bedürfnisse Afrikas, wo die
Armut nach wie vor eine große Herausforderung darstellt und
die meisten Länder die Chancen der Globalisierung nicht in
vollem Umfang haben nutzen können, was die Marginalisie-
rung des Kontinents weiter verstärkt hat;

47. bekräftigt ihre Unterstützung der Neuen Partner-
schaft für die Entwicklung Afrikas247, ermutigt zu weiteren Be-
mühungen um die Einhaltung der darin enthaltenen Verpflich-
tungen auf politischem, wirtschaftlichem und sozialem Gebiet
und fordert die Mitgliedstaaten und die internationale Gemein-
schaft auf und bittet das System der Vereinten Nationen, die
Durchführung der Partnerschaft auch weiterhin zu unterstüt-
zen, deren Hauptziel darin besteht, unter afrikanischer Träger-
schaft und Führung und auf der Grundlage verstärkter Partner-
schaften mit der internationalen Gemeinschaft die Armut zu
beseitigen und eine nachhaltige Entwicklung zu fördern, im
Einklang mit den Grundsätzen, Zielen und Prioritäten der Part-
nerschaft;

48. nimmt Kenntnis von dem Beitrag, den die Internatio-
nale Arbeitsorganisation auch weiterhin leistet, um den afri-
kanischen Ländern bei der Umsetzung des Aktionsplans zur
Förderung der Beschäftigung und zur Armutslinderung in
Afrika behilflich zu sein, der auf dem vom 3. bis 9. September
2004 in Ouagadougou veranstalteten außerordentlichen Gip-
feltreffen der Afrikanischen Union über Beschäftigung und
Armutslinderung verabschiedet wurde248;

246 Siehe A/CONF.206/6 und Corr.1, Kap. I, Resolution 2.
247 A/57/304, Anlage.
248 African Union, Dokument EXT/ASSEMBLY/AU/4(III)Rev.4.



IV.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Zweiten Ausschusses

306

49. beschließt, eine umfassende und dauerhafte Lösung
für die Auslandsverschuldungsprobleme der afrikanischen
Länder zu fördern, namentlich durch eine 100-prozentige
Streichung der multilateralen Schulden im Einklang mit dem
jüngsten Vorschlag der Gruppe der Acht für die hochverschul-
deten armen Länder sowie, von Fall zu Fall und soweit ange-
zeigt, eine maßgebliche Entschuldung, unter anderem auch
durch Streichung oder Umstrukturierung für hochverschuldete
afrikanische Länder, die nicht Teil der Initiative für hochver-
schuldete arme Länder sind und die unter einer nicht tragfähi-
gen Schuldenlast leiden; 

50. fordert die Regierungen der am wenigsten entwickel-
ten Länder und ihre Entwicklungspartner auf, die Verpflich-
tungen voll zu erfüllen, die sie in der Erklärung von Brüssel249

und dem Aktionsprogramm für die am wenigsten entwickelten
Länder für die Dekade 2001-2010242, die auf der vom 14. bis
20. Mai 2001 in Brüssel abgehaltenen Dritten Konferenz der
Vereinten Nationen über die am wenigsten entwickelten Län-
der verabschiedet wurden, eingegangen sind;

51. anerkennt die besonderen Bedürfnisse und Gefähr-
dungen der kleinen Inselentwicklungsländer, bekräftigt die
Entschlossenheit, umgehend konkrete Maßnahmen zu ergrei-
fen, um diesen Bedürfnissen und Gefährdungen durch die voll-
ständige und wirksame Umsetzung der Strategie von Mauriti-
us für die weitere Durchführung des Aktionsprogramms für
die nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaaten unter den
Entwicklungsländern250, des Aktionsprogramms für die nach-
haltige Entwicklung der kleinen Inselstaaten unter den Ent-
wicklungsländern251 und der Ergebnisse der zweiundzwanzig-
sten Sondertagung der Generalversammlung252 Rechnung zu
tragen, und verpflichtet sich, eine größere internationale Zu-
sammenarbeit und Partnerschaft zu Gunsten der Umsetzung
der Strategie von Mauritius zu fördern, unter anderem durch
die Mobilisierung einheimischer und internationaler Ressour-
cen, die Förderung des Welthandels als Motor der Entwick-
lung sowie eine verstärkte internationale finanzielle und tech-
nische Zusammenarbeit; 

52. anerkennt außerdem die besonderen Bedürfnisse und
Herausforderungen, denen die Binnenentwicklungsländer ge-
genüberstehen, und bekräftigt daher die Entschlossenheit, die-
sen Bedürfnissen und Herausforderungen durch die vollstän-
dige, rechtzeitige und wirksame Umsetzung des Aktionspro-
gramms von Almaty: Befriedigung der besonderen Bedürfnis-
se der Binnenentwicklungsländer innerhalb eines Neuen
weltweiten Rahmenplans für die Zusammenarbeit im Transit-

verkehr zwischen Binnen- und Transitentwicklungsländern253

und des Konsenses von São Paulo Rechnung zu tragen, befür-
wortet die Arbeit der Regionalkommissionen und der Organi-
sationen der Vereinten Nationen zur Festlegung einer Zeit-Ko-
sten-Methode für Indikatoren zur Messung der Fortschritte bei
der Durchführung des Aktionsprogramms von Almaty, und er-
kennt an, dass die Binnenentwicklungsländer bei ihren Bemü-
hungen, ihre Volkswirtschaften in das multilaterale Handels-
system zu integrieren, besondere Schwierigkeiten und Anlie-
gen haben und dass in dieser Hinsicht die vollständige und
rechtzeitige Umsetzung der Erklärung von Almaty254 und des
Aktionsprogramms von Almaty mit Vorrang betrieben werden
sollte; 

Die Vereinten Nationen und der Kampf gegen die Armut

53. fordert die vollinhaltliche Durchführung der Resolu-
tion 57/270 B der Generalversammlung vom 23. Juni 2003
über die integrierte und koordinierte Umsetzung und Weiter-
verfolgung der Ergebnisse der großen Konferenzen und Gip-
feltreffen der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und Sozial-
bereich, die eine umfassende Grundlage für die Weiterverfol-
gung der Ergebnisse dieser Konferenzen und Gipfeltreffen
darstellt und zur Erreichung der international vereinbarten
Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwick-
lungsziele und insbesondere des Ziels der Beseitigung der Ar-
mut und des Hungers, beiträgt;

54. bekräftigt die Rolle der Fonds und Programme der
Vereinten Nationen, insbesondere des Entwicklungspro-
gramms der Vereinten Nationen und der ihm angegliederten
Fonds, bei der Unterstützung der nationalen Bemühungen der
Entwicklungsländer, unter anderem bei der Armutsbeseiti-
gung, sowie die Notwendigkeit, ihre Finanzierung im Ein-
klang mit den einschlägigen Resolutionen der Vereinten Na-
tionen sicherzustellen;

55. begrüßt die Begehung des Internationalen Tages für
die Beseitigung der Armut, der von der Generalversammlung
in ihrer Resolution 47/196 vom 22. Dezember 1992 eingerich-
tet wurde, um der Öffentlichkeit stärker bewusst zu machen,
dass es gilt, die Beseitigung der Armut und der extremen Ar-
mut in allen Ländern zu fördern, stellt in diesem Zusammen-
hang fest, dass die Begehung des Internationalen Tages im
Hinblick auf die Sensibilisierung der Öffentlichkeit und die
Mobilisierung aller Interessenträger für den Kampf gegen die
Armut auch weiterhin von Nutzen ist, und ersucht den Gene-
ralsekretär, eine Überprüfung der Begehung dieses Tages
durchzuführen, um die gewonnenen Erfahrungen sowie Mög-
lichkeiten aufzuzeigen, wie die Mobilisierung aller Interessen-
träger für den Kampf gegen die Armut gefördert werden kann; 

56. beschließt, den Punkt "Durchführung der ersten De-
kade der Vereinten Nationen für die Beseitigung der Armut

249 A/CONF.191/13, Kap. I.
250 Report of the International Meeting to Review the Implementation of
the Programme of Action for the Sustainable Development of Small Island
Developing States, Port Louis, Mauritius, 10-14 January 2005 (United
Nations publication, Sales No. E.05.II.A.4 und Korrigendum), Kap. I, Re-
solution 1, Anlage II.
251 Report of the Global Conference on the Sustainable Development of
Small Island Developing States, Bridgetown, Barbados, 25 April - 6 May
1994 (United Nations publication, Sales No. E.94.I.18 und Korrigenda),
Kap. I, Resolution 1, Anlage II.
252 Resolution S-22/2, Anlage.

253 Report of the International Ministerial Conference of Landlocked and
Transit Developing Countries and Donor Countries and International Fi-
nancial and Development Institutions on Transit Transport Cooperation,
Almaty, Kazakhstan, 28 and 29 August 2003 (A/CONF.202/3), Anhang I.
254 Ebd., Anhang II.
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(1997-2006)" in die vorläufige Tagesordnung ihrer einund-
sechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/210

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/492/Add.2, Ziff. 8) 255.

60/210. Frauen im Entwicklungsprozess

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 52/195 vom 18. De-
zember 1997, 54/210 vom 22. Dezember 1999, 56/188 vom
21. Dezember 2001, 58/206 vom 23. Dezember 2003 und
59/248 vom 22. Dezember 2004 und alle ihre weiteren Reso-
lutionen über die Einbindung von Frauen in den Entwicklungs-
prozess sowie auf die von der Kommission für die Rechtsstel-
lung der Frau verabschiedeten einschlägigen Resolutionen
und einvernehmlichen Schlussfolgerungen, einschließlich der
auf ihrer neunundvierzigsten Tagung verabschiedeten Erklä-
rung256,

in Bekräftigung der Erklärung257 und der Aktionsplattform
von Beijing258 und der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten
Sondertagung der Generalversammlung "Frauen 2000:
Gleichstellung, Entwicklung und Frieden für das 21. Jahrhun-
dert"259 und unter Hinweis auf die Ergebnisse aller anderen ein-
schlägigen großen Konferenzen und Gipfeltreffen der Verein-
ten Nationen,

sowie in Bekräftigung der Millenniums-Erklärung der Ver-
einten Nationen260, in der bekräftigt wird, dass die Gleichbe-
rechtigung und Chancengleichheit von Männern und Frauen
gewährleistet sein muss, und in der unter anderem gefordert
wird, die Gleichstellung der Geschlechter und die Ermächti-
gung der Frau als wirksame und grundlegende Mittel zur Be-
seitigung von Armut und Hunger, zur Bekämpfung von
Krankheit und zur Herbeiführung einer wirklich nachhaltigen
Entwicklung zu fördern,

in der Erkenntnis, dass der Zugang zu einer erschwingli-
chen Basisgesundheitsversorgung und zu Informationen über
Gesundheitsvorsorge sowie ein Höchstmaß an Gesundheit,
einschließlich sexueller und reproduktiver Gesundheit, für die
wirtschaftliche Besserstellung von Frauen unabdingbar ist,
dass Frauen infolge fehlender wirtschaftlicher Macht und Un-
abhängigkeit in erhöhtem Maße einer Vielzahl von Risiken,

einschließlich des Risikos einer HIV/Aids-Infektion, ausge-
setzt sind und dass Frauen, denen der volle Genuss ihrer Men-
schenrechte verwehrt bleibt, erheblich weniger Entfaltungs-
möglichkeiten im öffentlichen und privaten Leben haben, so
auch geringere Bildungschancen und Möglichkeiten zur Er-
langung wirtschaftlicher und politischer Macht, 

erneut erklärend, dass die Gleichstellung der Geschlechter
von grundlegender Bedeutung ist, um ein beständiges Wirt-
schaftswachstum, die Beseitigung der Armut und eine nach-
haltige Entwicklung zu verwirklichen, im Einklang mit den
einschlägigen Resolutionen der Generalversammlung und
Konferenzen der Vereinten Nationen, und dass Investitionen
zur Förderung von Frauen und Mädchen in allen Wirtschafts-
sektoren, insbesondere in Schlüsselbereichen wie Landwirt-
schaft, Industrie und Dienstleistungen, einen Multiplikatoref-
fekt haben, insbesondere im Hinblick auf Produktivität, Effi-
zienz und ein beständiges Wirtschaftswachstum, 

sowie erneut erklärend, dass Frauen in hohem Maße zur
Wirtschaft beitragen und durch ihre bezahlte und unbezahlte
Arbeit im Hause, in der Gemeinschaft und am Arbeitsplatz ei-
nen maßgeblichen Beitrag zur Wirtschaftstätigkeit und zur Ar-
mutsbekämpfung leisten und dass die Ermächtigung der Frau
ein wesentlicher Faktor bei der Beseitigung der Armut ist,

in der Erkenntnis, dass die schwierigen sozioökonomi-
schen Bedingungen in vielen Entwicklungsländern, insbeson-
dere in den am wenigsten entwickelten Ländern, die Femini-
sierung der Armut beschleunigt haben, 

sowie in der Erkenntnis, dass Bevölkerungs- und Entwick-
lungsfragen, Bildung und Ausbildung, Gesundheit, Ernäh-
rung, Umwelt, Wasserversorgung, Abwasserentsorgung,
Wohnraum, Kommunikation, Wissenschaft und Technik so-
wie Beschäftigungsmöglichkeiten wichtige Elemente für eine
wirksame Beseitigung der Armut und für die Förderung und
Ermächtigung der Frau sind,

ferner in der Erkenntnis, wie wichtig in diesem Zusam-
menhang die Achtung aller Menschenrechte, einschließlich
des Rechts auf Entwicklung, sowie ein nationales und interna-
tionales Umfeld ist, das unter anderem Gerechtigkeit, Gleich-
stellung der Geschlechter, Gleichbehandlung, bürgerliche und
politische Teilhabe und die bürgerlichen, politischen und son-
stigen Grundfreiheiten zu Gunsten der Förderung und Ermäch-
tigung der Frau begünstigt, 

erneut erklärend, dass geschlechtsspezifische Disparitäten
in der Grund- und Sekundarschulbildung zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt und auf allen Bildungsebenen bis 2015 besei-
tigt werden müssen und dass der gleichberechtigte Zugang zu
Bildung und Ausbildung auf allen Ebenen, insbesondere unter
anderem auf den Gebieten Wirtschaft, Handel, Verwaltung,
Informations- und Kommunikationstechnologien und andere
neue Technologien, sowie die notwendige Beseitigung von ge-
schlechtsbedingten Ungleichheiten auf allen Ebenen unab-
dingbare Voraussetzungen für die Gleichstellung der Ge-
schlechter, die Ermächtigung der Frau und die Beseitigung der
Armut sind sowie auch dafür, dass Frauen voll und in gleichem
Maße zur Entwicklung beitragen und Nutzen daraus ziehen
können, 

255 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Berichterstatter des Ausschusses vorgelegt.
256 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005, Sup-
plement No. 7 und Korrigendum (E/2005/27 und Corr.1), Kap. I,
Abschn. A. 
257 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4-15 Sep-
tember 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.13), Kap. I,
Resolution 1, Anlage I. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/conf/beijing/anh_1.html. 
258 Ebd., Anlage II. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/
german/conf/beijing/anh_2.html.
259 Resolutionen S-23/2, Anlage und S-23/3, Anlage. 
260 Siehe Resolution 55/2.
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in der Erkenntnis, dass zwischen der Beseitigung der Ar-
mut und der Herbeiführung und Erhaltung des Friedens eine
sich gegenseitig verstärkende Wechselwirkung besteht, sowie
in der Erkenntnis, dass zwischen Frieden, der Gleichstellung
von Frau und Mann und der Entwicklung ein unauflöslicher
Zusammenhang besteht,

sich dessen bewusst, dass die Globalisierungs- und Libe-
ralisierungsprozesse zwar in vielen Ländern Beschäftigungs-
möglichkeiten für Frauen geschaffen haben, dass sie jedoch
gleichzeitig Frauen, vor allem in den Entwicklungsländern
und insbesondere in den am wenigsten entwickelten Ländern,
für die durch die höhere wirtschaftliche Volatilität verursach-
ten Probleme anfälliger gemacht haben, namentlich im Agrar-
sektor, und dass vor allem weibliche Kleinlandwirte besondere
Unterstützung und Ermächtigung benötigen, um die Chancen
der Liberalisierung der Agrarmärkte nutzen zu können,

sowie in der Erkenntnis, dass verstärkte Handelschancen
für Entwicklungsländer, insbesondere auf Grund der Handels-
liberalisierung, die wirtschaftliche Lage der betreffenden Ge-
sellschaften, namentlich der Frauen, verbessern werden, was
in den ländlichen Gemeinwesen von besonderer Bedeutung
ist,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis darüber, dass Frauen
zwar einen wichtigen und zunehmenden Anteil der selbstän-
digen Unternehmer ausmachen, dass jedoch ihr Beitrag zur
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung unter anderem da-
durch beschränkt wird, dass sie nicht über die gleichen Rechte
und den gleichberechtigten Zugang zu Bildung, Ausbildung,
Information, Unterstützungsdiensten und Kreditfazilitäten
verfügen beziehungsweise ihnen diese versagt werden und
dass sie keine Kontrolle über Grund und Boden, Kapital, Tech-
nologie und andere Produktionsbereiche haben,

sowie mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis darüber, dass
Frauen im politischen und wirtschaftlichen Entscheidungspro-
zess unterrepräsentiert sind, und betonend, wie wichtig es ist,
dass bei jeder Formulierung, Durchführung und Evaluierung
von Politiken und Programmen geschlechtsspezifische Aspek-
te durchgängig berücksichtigt werden,

im Hinblick auf die wichtige Aufgabe, die den Organisatio-
nen und Organen des Systems der Vereinten Nationen zufällt,
insbesondere den Fonds und Programmen und namentlich dem
Entwicklungsfonds der Vereinten Nationen für die Frau, wenn
es darum geht, den Frauen ein Vorankommen im Rahmen der
Entwicklung zu erleichtern, und in Anerkennung der von dem
Internationalen Forschungs- und Ausbildungsinstitut zur För-
derung der Frau geleisteten Arbeit,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs261;

2. nimmt außerdem Kenntnis von dem Bericht des Ge-
neralsekretärs mit dem Titel "World Survey on the role of wo-
men in development: women and international migration"262

(Weltüberblick über die Rolle der Frauen im Entwicklungs-
prozess: Frauen und internationale Migration) und empfiehlt,
diesen Bericht im Rahmen des 2006 stattfindenden Dialogs auf
hoher Ebene über internationale Migration und Entwicklung
zu behandeln;

3. fordert die Regierungen, das System der Vereinten
Nationen und andere internationale und regionale Organisatio-
nen im Rahmen ihres jeweiligen Mandats, alle Sektoren der Zi-
vilgesellschaft, einschließlich der nichtstaatlichen Organi-
sationen, sowie alle Frauen und Männer auf, sich uneinge-
schränkt für die Durchführung der Erklärung257 und der Ak-
tionsplattform von Beijing258 und der Ergebnisse der dreiund-
zwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung259 zu en-
gagieren und verstärkt dazu beizutragen;

4. betont, wie wichtig es ist, zur wirksamen Einbindung
von Frauen in den Entwicklungsprozess ein günstiges und för-
derliches nationales und internationales Umfeld in allen Le-
bensbereichen zu schaffen;

5. fordert alle Regierungen nachdrücklich auf, Strate-
gien zur systematischen Integration der Geschlechterperspek-
tive in die Gestaltung und Umsetzung von Wirtschafts- und
Entwicklungspolitiken, einschließlich der Haushaltspolitiken
und -verfahren auf allen Ebenen, und in die Überwachung und
Evaluierung der damit zusammenhängenden Aktionspro-
gramme auszuarbeiten und zu fördern;

6. ist sich dessen bewusst, dass die geschlechtsspezifi-
sche Segmentierung des Arbeitsmarkts für Frauen in der Wirt-
schaft ein zusätzliches Problem darstellt, weil dadurch ihre
Chancen in traditionell von Männern beherrschten Sektoren
eingeschränkt werden, und fordert die Regierungen und alle
anderen Interessenträger auf, gegebenenfalls weitere Anstren-
gungen zu unternehmen, um das Lohngefälle zwischen Män-
nern und Frauen und die geschlechtsspezifische Segmentie-
rung des Arbeitsmarkts zu beseitigen und die Beschäftigungs-
bedingungen von Frauen und ihre Arbeitsplatzsicherheit in al-
len Wirtschaftssektoren zu verbessern;

7. fordert alle Regierungen auf, in alle die internationale
Migration betreffenden politischen Maßnahmen, unter ande-
rem diejenigen, die zum Schutz von Migrantinnen vor Gewalt,
Diskriminierung, Menschenhandel, Ausbeutung und Miss-
brauch ergriffen werden, die Geschlechterperspektive einzu-
beziehen;

8. ersucht die Regierungen, die volle und gleichberech-
tigte Mitwirkung von Frauen an Entscheidungsprozessen und
an der Formulierung und Durchführung grundsatzpolitischer
Maßnahmen auf allen Ebenen zu gewährleisten, sodass ihre
Prioritäten, Fähigkeiten und Potenziale in der nationalen Po-
litik in angemessener Weise Berücksichtigung finden können;

9. ist sich dessen bewusst, dass zwischen der Gleichstel-
lung der Geschlechter und der Armutsbeseitigung eine sich ge-
genseitig verstärkende Wechselwirkung besteht und dass ge-
gebenenfalls im Benehmen mit der Zivilgesellschaft umfas-
sende gleichstellungsorientierte Armutsbekämpfungsstrate-
gien ausgearbeitet und durchgeführt werden müssen, mit
denen soziale, strukturelle und makroökonomische Fragen an-
gegangen werden;

261 A/60/162 und Corr.1.
262 A/59/287/Add.1.
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10. ist sich außerdem dessen bewusst, dass Gewalt gegen
Frauen und Mädchen eines der Hindernisse auf dem Weg zur
Erreichung der Ziele der Gleichstellung, der Entwicklung und
des Friedens ist und sich auf die soziale und wirtschaftliche
Entwicklung von Gemeinwesen und Staaten auswirkt, und for-
dert die Staaten auf, Aktionspläne zur Beseitigung der Gewalt
gegen Frauen und Mädchen auszuarbeiten und auf allen geeig-
neten Ebenen durchzuführen;

11. ist sich ferner dessen bewusst, dass die Regierungen
in stärkerem Maße in die Lage versetzt werden müssen, in ihre
Politiken und ihre Entscheidungsfindung eine Geschlechter-
perspektive einzubeziehen, und legt allen Regierungen, inter-
nationalen Organisationen, einschließlich des Systems der
Vereinten Nationen, und anderen maßgeblichen Interessenträ-
gern nahe, den Entwicklungsländern bei der Einbeziehung ei-
ner Geschlechterperspektive in alle Aspekte ihrer Politikge-
staltung Hilfe und Unterstützung zu gewähren, namentlich
durch die Bereitstellung technischer Hilfe und finanzieller
Mittel;

12. betont, wie wichtig es ist, nationale Strategien zur
Förderung nachhaltiger und produktiver unternehmerischer
Tätigkeiten auszuarbeiten, die Einkommen für benachteiligte
und in Armut lebende Frauen schaffen werden;

13. fordert alle Regierungen nachdrücklich auf, dafür zu
sorgen, dass Frauen die gleichen Rechte wie Männer erhalten
und dass sie über den vollen und gleichberechtigten Zugang zu
Bildung, Ausbildung, Beschäftigung, Technologie sowie wirt-
schaftlichen und finanziellen Ressourcen einschließlich Kre-
diten verfügen, insbesondere Frauen in ländlichen Gebieten
und im informellen Sektor, und gegebenenfalls den Frauen das
Überwechseln vom informellen in den formellen Sektor zu er-
leichtern;

14. ermutigt die Regierungen, den Privatsektor, die
nichtstaatlichen Organisationen und die anderen Akteure der
Zivilgesellschaft, die Rechte der Arbeitnehmerinnen zu för-
dern und zu schützen, Maßnahmen zur Beseitigung strukturel-
ler und rechtlicher Hindernisse sowie stereotyper Einstellun-
gen zur Gleichstellung am Arbeitsplatz zu ergreifen und posi-
tive Schritte zur Förderung der gleichen Bezahlung für gleiche
oder gleichwertige Arbeit einzuleiten;

15. fordert alle Regierungen nachdrücklich auf, alle ge-
eigneten Maßnahmen zu ergreifen, um die Diskriminierung
von Frauen hinsichtlich ihres Zugangs zu Bankdarlehen, Hy-
potheken und anderen Kreditformen zu beseitigen, unter be-
sonderer Berücksichtigung armer Frauen ohne Ausbildung,
und den Zugang von Frauen zu rechtlichem Beistand zu för-
dern;

16. fordert die Regierungen und die Unternehmerverei-
nigungen auf, Frauen, namentlich jungen Frauen und Unter-
nehmerinnen, den Zugang zu Bildung und Ausbildung im Be-
reich der Wirtschaft, der Verwaltung und der Informations-
und Kommunikationstechnologien zu erleichtern;

17. erkennt an, welche Rolle der Mikrofinanzierung ein-
schließlich Kleinstkrediten bei der Beseitigung der Armut, der
Ermächtigung der Frau und der Schaffung von Arbeitsplätzen
zukommt, stellt fest, wie wichtig in dieser Hinsicht gesunde

nationale Finanzsysteme sind, und befürwortet die Stärkung
der bestehenden und neuer Institutionen für Kleinstkredite und
ihrer Kapazitäten, so auch durch Unterstützung von Seiten der
internationalen Finanzinstitutionen;

18. betont die Notwendigkeit von Hilfe, um Frauen in
Entwicklungsländern, insbesondere Frauen-Basisgruppen,
durch uneingeschränkten Zugang zu neuen Technologien, ein-
schließlich Informationstechnologien, und deren Nutzung zu
selbstbestimmtem Handeln zu befähigen;

19. fordert die Staaten nachdrücklich auf, Gesetze zu
entwerfen und zu überarbeiten, die gewährleisten, dass Frauen
in Bezug auf Eigentum an Grund und Boden und anderen Ver-
mögenswerten, auch soweit sie diese im Wege des Erbrechts
erworben haben, die vollen und gleichen Rechte wie Männer
erhalten, und Verwaltungsreformen und andere notwendige
Maßnahmen durchzuführen, um Frauen in Bezug auf Kredite,
Kapital, geeignete Technologien und Zugang zu Märkten und
Informationen die gleichen Rechte wie Männern zu verschaf-
fen;

20. fordert die Regierungen auf, den Finanzsektor zur
durchgängigen Berücksichtigung der Geschlechterperspekti-
ve in seinen Politiken und Programmen zu ermutigen;

21. fordert die Regierungen außerdem auf, unter ande-
rem durch entsprechende Gesetze sowie durch familien- und
frauenfreundliche Arbeitsumgebungen dafür einzutreten, dass
arbeitenden Müttern das Stillen erleichtert wird und dass für
Kinder und andere abhängige Angehörige arbeitender Frauen
die erforderliche Betreuung bereitgestellt wird, und gegebe-
nenfalls die Förderung von Politiken und Programmen in Er-
wägung zu ziehen, die es Männern und Frauen ermöglichen,
ihre beruflichen, sozialen und familiären Verantwortlichkei-
ten miteinander in Einklang zu bringen;

22. erkennt die Notwendigkeit an, Frauen, insbesondere
arme Frauen, wirtschaftlich und politisch zu stärken, und legt
in dieser Hinsicht den Regierungen nahe, mit Unterstützung
ihrer Entwicklungspartner in geeignete Infrastruktur- und son-
stige Projekte zu investieren sowie Chancen für eine wirt-
schaftliche Besserstellung zu schaffen, um die Belastung von
Frauen und Mädchen durch zeitraubende tägliche Pflichten zu
verringern;

23. verleiht ihrer Besorgnis darüber Ausdruck, dass die
HIV/Aids-Pandemie die Ungleichstellung der Geschlechter
verstärkt und dass Frauen und Mädchen in unverhältnismäßig
hohem Maße durch die HIV/Aids-Krise belastet werden,
leichter infiziert werden, eine Schlüsselrolle in der Kranken-
pflege spielen und auf Grund der HIV/Aids-Krise stärker der
Gefahr der Verarmung ausgesetzt sind;

24. bekräftigt die Verpflichtung, bis 2015 den allgemei-
nen Zugang zur reproduktiven Gesundheit zu verwirklichen,
wie von der Internationalen Konferenz über Bevölkerung und
Entwicklung vorgegeben263, indem dieses Ziel in Strategien

263 Siehe Report of the International Conference on Population and De-
velopment, Cairo, 5-13 September 1994 (United Nations publication,
Sales No. E.95.XIII.18).
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zur Erreichung der international vereinbarten Entwicklungs-
ziele, einschließlich der in der Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen260 enthaltenen Ziele, in den Bereichen
Verringerung der Müttersterblichkeit, Verbesserung der Ge-
sundheit von Müttern, Verringerung der Kindersterblichkeit,
Förderung der Gleichstellung der Geschlechter, Bekämpfung
von HIV/Aids und Beseitigung der Armut, eingebunden wird; 

25. fordert die internationale Gemeinschaft auf, Anstren-
gungen zur Milderung der Auswirkungen übermäßiger
Schwankungen und wirtschaftlicher Zerrüttung zu unterneh-
men, unter denen Frauen unverhältnismäßig stark zu leiden ha-
ben, und die Handelsmöglichkeiten für Entwicklungsländer
auszuweiten, um die wirtschaftliche Lage für Frauen zu ver-
bessern;

26. fordert die internationale Gemeinschaft, das System
der Vereinten Nationen und die in Betracht kommenden Or-
ganisationen nachdrücklich auf, den Entwicklungsländern mit
Vorrang bei den Anstrengungen behilflich zu sein, die sie un-
ternehmen, um die volle und wirksame Teilhabe von Frauen
an Entscheidungen über Entwicklungsstrategien und deren
Durchführung und an der Einbeziehung geschlechtsspezifi-
scher Belange in die nationalen Programme zu gewährleisten,
so auch durch die Bereitstellung angemessener Ressourcen für
operative Entwicklungsaktivitäten zur Unterstützung der An-
strengungen, die die Regierungen unternehmen, um den vollen
und gleichberechtigten Zugang von Frauen zu Gesundheits-
fürsorge, Kapital, Bildung, Ausbildung und Technologie so-
wie ihre volle und gleichberechtigte Teilhabe an allen Ent-
scheidungsprozessen sicherzustellen;

27. erkennt an, dass die öffentliche Entwicklungshilfe
und andere Mittel beträchtlich erhöht werden müssen, wenn
die Entwicklungsländer die international vereinbarten Ent-
wicklungsziele, einschließlich der in der Millenniums-Er-
klärung enthaltenen Ziele, erreichen sollen, und dass es für den
Aufbau von Unterstützung für die öffentliche Entwicklungs-
hilfe erforderlich sein wird, zusammenzuarbeiten, um die Poli-
tiken und Entwicklungsstrategien national wie international
weiter zu verbessern und so die Wirksamkeit der Hilfe zu stei-
gern;

28. ermutigt die internationale Gemeinschaft, das Sy-
stem der Vereinten Nationen, den Privatsektor und die Zivil-
gesellschaft, durch die fortgesetzte Bereitstellung der erforder-
lichen Finanzmittel die Regierungen bei ihren Anstrengungen
zu unterstützen, die Entwicklungsziele und -vorgaben zu er-
reichen, die auf dem Weltgipfel für soziale Entwicklung, der
Vierten Weltfrauenkonferenz, der Internationalen Konferenz
über Bevölkerung und Entwicklung, dem Millenniums-Gip-
fel, der Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzie-
rung, dem Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung, der Zwei-
ten Weltversammlung über das Altern, der dreiundzwanzig-
sten und vierundzwanzigsten Sondertagung der Generalver-
sammlung und den anderen einschlägigen Konferenzen und
Gipfeltreffen der Vereinten Nationen vereinbart wurden;

29. ermutigt das System der Vereinten Nationen und die
internationalen und regionalen Organisationen, gegebenen-
falls die Regierungen auf entsprechendes Ersuchen beim Auf-
bau institutioneller Kapazitäten und bei der Erarbeitung natio-

naler Aktionspläne beziehungsweise der weiteren Durchfüh-
rung vorhandener Aktionspläne zur Umsetzung der Aktions-
plattform von Beijing zu unterstützen;

30. legt den Regierungen eindringlich nahe, durch die
Überarbeitung von Gesetzen ein nichtdiskriminierendes und
gleichstellungsorientiertes rechtliches Umfeld zu schaffen und
aufrechtzuerhalten, mit dem Ziel, die möglichst rasche Entfer-
nung diskriminierender Bestimmungen anzustreben und Lük-
ken in der Gesetzgebung zu schließen, die zurzeit bewirken,
dass die Rechte von Frauen und Mädchen nicht geschützt sind
und dass sie keine wirksamen Beschwerdemöglichkeiten ge-
gen Diskriminierung auf Grund des Geschlechts haben, und
regt an, den Ländern bei der Verwirklichung dieses Zieles Hil-
fe zu gewähren;

31. fordert die multilateralen Geber nachdrücklich auf
und bittet die internationalen Finanzinstitutionen im Rahmen
ihres jeweiligen Mandats sowie die regionalen Entwicklungs-
banken, Politiken zur Unterstützung nationaler Anstrengun-
gen zu überprüfen und durchzuführen, die sicherstellen sollen,
dass Frauen, insbesondere in ländlichen und abgelegenen Ge-
bieten, einen größeren Anteil an den Ressourcen erhalten;

32. legt den Regierungen, den internationalen Organi-
sationen, einschließlich des Systems der Vereinten Nationen,
dem Privatsektor und der Zivilgesellschaft nahe, die Ge-
schlechterperspektive uneingeschränkt in die Umsetzung und
Weiterverfolgung der Ergebnisse des Weltgipfels für nachhal-
tige Entwicklung und der Internationalen Konferenz über Ent-
wicklungsfinanzierung zu integrieren sowie die konkreten
Empfehlungen zur Frage der Mikrofinanzierung und der
Kleinstkredite für Frauen und zu einer auf geschlechtsspezifi-
sche Aspekte ausgerichteten Haushaltspolitik umzusetzen;

33. betont, wie wichtig es ist, alle relevanten Informatio-
nen zur Rolle der Frauen im Entwicklungsprozess, einschließ-
lich Daten über internationale Migration, zu sammeln und aus-
zutauschen, und dass es notwendig ist, nach Geschlecht auf-
geschlüsselte Statistiken zu erstellen, und ermutigt in dieser
Hinsicht die entwickelten Länder und die zuständigen Stellen
der Vereinten Nationen, den Entwicklungsländern auf Antrag
Unterstützung und Hilfe bei der Einrichtung, dem Ausbau und
der Stärkung ihrer Datenbanken und Informationssysteme zu
gewähren;

34. fordert alle Organisationen des Systems der Verein-
ten Nationen auf, im Rahmen ihres jeweiligen Mandats in ih-
ren Landesprogrammen, Planungsinstrumenten und sektor-
weiten Programmen systematisch eine Geschlechterperspek-
tive zu berücksichtigen und die Geschlechtergleichstellung
anzustreben sowie für das jeweilige Land konkrete Ziele und
Zielwerte auf diesem Gebiet aufzustellen, die mit den natio-
nalen Entwicklungsstrategien im Einklang stehen;

35. fordert das System der Vereinten Nationen auf, ge-
schlechtsspezifische Aspekte in alle seine Programme und
Politiken einzubeziehen, so auch in die integrierten Folgemaß-
nahmen zu den Konferenzen der Vereinten Nationen, im Ein-
klang mit den vom Wirtschafts- und Sozialrat auf seiner Ar-
beitstagung 1997 verabschiedeten vereinbarten Schlussfolge-
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rungen 1997/2 über die durchgängige Berücksichtigung ge-
schlechtsspezifischer Aspekte264;

36. ermutigt alle in Betracht kommenden Fonds und Pro-
gramme der Vereinten Nationen und die Sonderorganisatio-
nen, im Einklang mit ihrem jeweiligen Mandat den Regierun-
gen auf Antrag dabei behilflich zu sein, ihre Fähigkeit zu ver-
bessern, die wirtschaftliche Besserstellung von Frauen zu för-
dern und zu unterstützen, unter anderem durch Praktiken und
Programme zur Schaffung von Arbeitsplätzen und unterneh-
merischen Potenzials, die Frauen stärken und ermächtigen;

37. ersucht den Generalsekretär erneut, den World Sur-
vey on the Role of Women in Development (Weltüberblick über
die Rolle der Frauen im Entwicklungsprozess) zur Behandlung
durch die Generalversammlung auf ihrer vierundsechzigsten
Tagung zu aktualisieren, und weist darauf hin, dass sich dieser
Überblick wie in der Vergangenheit auf ausgewählte neue Ent-
wicklungsfragen konzentrieren soll, die sich auf die Rolle der
Frau in der Wirtschaft auf nationaler, regionaler und interna-
tionaler Ebene auswirken;

38. beschließt, dass der nächste Weltüberblick die Ver-
fügungsgewalt von Frauen über wirtschaftliche Ressourcen
und ihren Zugang zu Finanzmitteln, einschließlich Mikrofi-
nanzierung, zum Thema haben wird;

39. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
den Stand der Durchführung dieser Resolution vorzulegen, der
auch auf die stärkere Mitwirkung von Frauen in staatlichen Be-
schlussorganen und ihre Auswirkungen auf die Beseitigung
der Armut eingeht;

40. beschließt, den Unterpunkt "Frauen im Entwick-
lungsprozess" in die vorläufige Tagesordnung ihrer zweiund-
sechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/211

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/492/Add.3, Ziff. 9)265.

60/211. Erschließung der Humanressourcen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 52/196 vom 18. De-
zember 1997, 54/211 vom 22. Dezember 1999, 56/189 vom
21. Dezember 2001 und 58/207 vom 23. Dezember 2003,

sowie unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
2005266,

betonend, dass die Erschließung der Humanressourcen von
entscheidender Bedeutung für die Bemühungen ist, die unter-
nommen werden, um die international vereinbarten Entwick-
lungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwicklungszie-

le, zu erreichen und mehr Chancen für alle Menschen zu schaf-
fen, insbesondere für die schwächsten Bevölkerungsgruppen,

in der Erkenntnis, dass die Globalisierung und die Fortent-
wicklung der Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien die Erschließung der Humanressourcen zu einer komple-
xeren Herausforderung für die Entwicklungsländer machen
können, sowie in der Erkenntnis, dass das Entwicklungsgefälle
zwischen den entwickelten Ländern und den Entwicklungs-
ländern, namentlich im Bereich des Wissens und des Zugangs
zu den Informations- und Kommunikationstechnologien, zu-
nimmt und dass in und zwischen den Staaten Einkommensdis-
paritäten bestehen, die sich nachteilig auf die Erschließung der
Humanressourcen in den Entwicklungsländern auswirken, 

in Anbetracht der Auswirkungen, die die Abwanderung
von hochqualifizierten Personen und Hochschulabsolventen
auf die Erschließung der Humanressourcen und die nachhalti-
ge Entwicklung in den Entwicklungsländern hat, und beto-
nend, dass es eines globalen und umfassenden Ansatzes be-
darf, um die positiven Auswirkungen der Mobilität qualifizier-
ter Arbeitskräfte auf die Erschließung der Humanressourcen
zu maximieren,

betonend, dass die Regierungen die Hauptverantwortung
für die Ausarbeitung und Durchführung geeigneter Politiken
für die Erschließung der Humanressourcen tragen und dass die
internationale Gemeinschaft die nationalen Anstrengungen
der Entwicklungsländer in stärkerem Maße unterstützen muss,

sowie betonend, dass der Gesundheit und der Bildung bei
der Erschließung der Humanressourcen zentrale Bedeutung
zukommt und dass sichergestellt werden muss, dass bis 2015
Kinder in der ganzen Welt, Jungen wie Mädchen, eine Grund-
schulausbildung vollständig abschließen können und gleich-
berechtigten Zugang zu allen Bildungsebenen haben, 

hervorhebend, dass die Organisationen des Systems der
Vereinten Nationen im Rahmen ihres Mandats auch weiterhin
ihre Tätigkeit koordinieren und zusammenarbeiten müssen,
wenn sie den Entwicklungsländern, insbesondere den am we-
nigsten entwickelten Ländern, Hilfe bei der Förderung der Er-
schließung ihrer Humanressourcen gewähren, 

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs267;

2. erkennt an, wie wichtig die Erschließung der Human-
ressourcen für die Förderung einer nachhaltigen Entwicklung
ist, und ermutigt die Regierungen, Politiken zur Erschließung
der Humanressourcen in ihre nationalen Entwicklungsstrate-
gien zu integrieren; 

3. betont, dass Investitionen in die Erschließung der Hu-
manressourcen ein fester Bestandteil nationaler Entwick-
lungspolitiken und -strategien sein sollen, und fordert in dieser
Hinsicht die Einführung von Politiken zur Erleichterung von
Investitionen in Infrastrukturentwicklung und Kapazitätsauf-
bau, unter anderem in den Bereichen Bildung, Gesundheit,
Wissenschaft und Technologie, einschließlich der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien; 

264 Official Records of the General Assembly, Fifty-second Session, Sup-
plement No. 3 (A/52/3/Rev.1), Kap. IV.A, Ziff. 4.
265 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Berichterstatter des Ausschusses vorgelegt.
266 Siehe Resolution 60/1. 267 A/60/318.
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4. stellt fest, wie wichtig es ist, über ausreichende Mittel
für die Bildung zu verfügen, die eine Grundvoraussetzung für
die Armutsbeseitigung und die Förderung der Entwicklung
und damit auch für die Herbeiführung eines nachhaltigen Wirt-
schaftswachstums und einer nachhaltigen menschlichen Ent-
wicklung ist, und ermutigt in diesem Zusammenhang die Re-
gierungen, die dem Bildungswesen zugeteilten Mittel auf ver-
antwortungsvolle, strikte und transparente Weise zu verwalten
und die entsprechende Rechenschaftspflicht zu gewährleisten;

5. fordert eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen al-
len Entwicklungspartnern, einschließlich derjenigen innerhalb
des Systems der Vereinten Nationen, anderer internationaler
Organisationen, der Geber, des Privatsektors und der nicht-
staatlichen Organisationen, um die in den jeweiligen nationa-
len Entwicklungsstrategien formulierten Maßnahmen der Ent-
wicklungsländer zur Erschließung der Humanressourcen zu
unterstützen;

6. fordert außerdem Schritte zur Integration der Ge-
schlechterperspektive in die Erschließung der Humanressour-
cen, namentlich durch Politiken, Strategien und gezielte Maß-
nahmen zur Förderung der Kapazitäten von Frauen und ihres
Zugangs zu produktiven Tätigkeiten, und hebt in diesem Zu-
sammenhang hervor, dass sichergestellt werden muss, dass
Frauen in vollem Umfang an der Ausarbeitung und Umsetzung
solcher Politiken, Strategien und Maßnahmen beteiligt sind; 

7. fordert nachdrücklich die Verabschiedung sektor-
übergreifender Ansätze zur Erschließung der Humanressour-
cen, die unter anderem das Wirtschaftswachstum, die Armuts-
bekämpfung, die Bereitstellung grundlegender sozialer Dien-
ste, die Sicherung eines dauerhaften Lebensunterhalts, die Er-
mächtigung der Frau, die Mitwirkung der Jugend, die
Berücksichtigung der Bedürfnisse der schwächeren Gesell-
schaftsgruppen sowie der lokalen indigenen Gemeinschaften,
politische Freiheit, Partizipation, die Achtung der Menschen-
rechte, Gerechtigkeit und Billigkeit einschließen, alles unab-
dingbare Faktoren, wenn es darum geht, die Menschen besser
zu befähigen, sich der Herausforderung der Entwicklung zu
stellen;

8. befürwortet die strategische und innovative Nutzung
der Informations- und Kommunikationstechnologien in den
nationalen Entwicklungspolitiken und -programmen zur För-
derung der Bildung, der Ausbildung, der Weitergabe von Wis-
sen, der Rekrutierung von Arbeitskräften und der Schaffung
von Arbeitsplätzen, betont, wie wichtig es ist, als einen Schritt
zur Bewältigung dieser Herausforderungen die Verpflich-
tungserklärung von Tunis und die Tunis-Agenda für die Infor-
mationsgesellschaft umzusetzen, die während der zweiten
Phase des Weltgipfels über die Informationsgesellschaft vom
16. bis 18. November 2005 in Tunis verabschiedet wurden268,
und fordert die internationale Gemeinschaft auf, die diesbe-

züglichen Anstrengungen der Entwicklungsländer zu unter-
stützen;

9. fordert die zuständigen Einrichtungen des Systems
der Vereinten Nationen auf, den Zielen der Erschließung der
Humanressourcen Vorrang einzuräumen, indem sie unter an-
derem im Rahmen ihrer Entwicklungsprogramme ausdrück-
lich den Aufbau wissenschaftlich-technischer Kapazitäten un-
terstützen, die mit den jeweiligen lokalen Bedürfnissen, Res-
sourcen, kulturellen Gegebenheiten und Praktiken vereinbar
sind;

10. fordert die internationale Gemeinschaft, einschließ-
lich der Einrichtungen des Systems der Vereinten Nationen,
auf, die Maßnahmen der Entwicklungsländer zur Bekämpfung
der nachteiligen Auswirkungen von HIV/Aids, Malaria, Tu-
berkulose und anderen Infektionskrankheiten auf ihre Human-
ressourcen zu unterstützen; 

11. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen, dessen
Schwerpunkt auf der Rolle der Wissenschaft und Technologie
bei der Förderung der Erschließung der Humanressourcen
liegt;

12. beschließt, den Unterpunkt "Erschließung der Hu-
manressourcen" in die vorläufige Tagesordnung ihrer zwei-
undsechzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 60/212

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/493/Add.2, Ziff. 7) 269.

60/212. Süd-Süd-Zusammenarbeit

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 58/220 vom 23. De-
zember 2003,

sowie unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
2005270,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 59/250 vom
22. Dezember 2004, in der sie unter anderem die Organisatio-
nen und Organe des Systems der Vereinten Nationen auffor-
derte, in ihren Programmen und durch ihre Aktivitäten auf
Landesebene und ihre Landesbüros durchgängig Modalitäten
zur Unterstützung der Süd-Süd-Zusammenarbeit zu berück-
sichtigen,

1. begrüßt den Bericht des Hochrangigen Ausschusses
für die Süd-Süd-Zusammenarbeit über seine vierzehnte Ta-
gung271 und die auf der Tagung gefassten Beschlüsse272;

268 Siehe A/60/687. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/
german/conf/wsis-05-tunis-doc7.pdf (Verpflichtungserklärung) und
http://www.un.org/Depts/german/conf/wsis-05-tunis-doc-6rev1.pdf
(Agenda).

269 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
270 Siehe Resolution 60/1.
271 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supple-
ment No. 39 (A/60/39).
272 Ebd., Kap. I.
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2. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über den Stand der Süd-Süd-Zusammenarbeit273;

3. betont, dass die Süd-Süd-Zusammenarbeit als wich-
tiges Element der internationalen Entwicklungszusammenar-
beit den Entwicklungsländern erfolgversprechende Chancen
für ihre individuellen und gemeinschaftlichen Bemühungen
um ein beständiges Wirtschaftswachstum und eine nachhalti-
ge Entwicklung bietet;

4. erkennt an, dass die Entwicklungsländer die Haupt-
verantwortung für die Förderung und Verwirklichung der Süd-
Süd-Zusammenarbeit tragen und dass diese die Nord-Süd-Zu-
sammenarbeit nicht ersetzen, sondern vielmehr ergänzen soll,
und weist in dieser Hinsicht erneut darauf hin, dass die inter-
nationale Gemeinschaft die Anstrengungen der Entwicklungs-
länder im Hinblick auf den Ausbau der Süd-Süd-Zusammen-
arbeit unterstützen muss;

5. ermutigt die internationale Gemeinschaft, ein-
schließlich der internationalen Finanzinstitutionen, die Bemü-
hungen der Entwicklungsländer unter anderem im Wege der
Dreieckskooperation zu unterstützen; 

6. ist sich dessen bewusst, dass die Initiativen zur regio-
nalen Integration zwischen Entwicklungsländern eine wichti-
ge und wertvolle Form der Süd-Süd-Zusammenarbeit darstel-
len und dass die regionale Integration ein Schritt in Richtung
auf eine vorteilhafte Integration in die Weltwirtschaft ist;

7. begrüßt die auf subregionaler, regionaler, interregio-
naler und globaler Ebene unternommenen Initiativen und Part-
nerschaften zur Schaffung von Mechanismen für öffentlich-
private Partnerschaften mit dem Ziel, die Süd-Süd-Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet des Handels und der Investitionen
zu verstärken und auszuweiten; 

8. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Einleitung
der dritten Runde der Verhandlungen über das Globale System
der Handelspräferenzen zwischen Entwicklungsländern, das
ein bedeutendes Instrument zur Stimulierung der Süd-Süd-Zu-
sammenarbeit darstellt;

9. anerkennt den maßgeblichen Beitrag von Vereinba-
rungen zur Süd-Süd-Zusammenarbeit, die Entwicklungsakti-
vitäten in den Entwicklungsländern fördern; 

10. erkennt außerdem an, wie wichtig Initiativen und
Vereinbarungen, einschließlich öffentlich-privater Mechanis-
men, für die Bemühungen um eine verstärkte Zusammenarbeit
zwischen Entwicklungsländern sind, unter anderem auf den
Gebieten Informations- und Kommunikationstechnologien,
Wissenschaft und Technologie, Kultur, Gesundheit und Bil-
dung; 

11. begrüßt die von den Entwicklungsländern im Rah-
men der Süd-Süd-Zusammenarbeit geleisteten Beiträge zu
Gunsten der von Naturkatastrophen heimgesuchten Länder
und Völker, namentlich über den Freiwilligen Treuhandfonds
für die Förderung der Süd-Süd-Zusammenarbeit im Rahmen

der Rehabilitations- und Wiederaufbaumaßnahmen der von
der Tsunami-Katastrophe im Indischen Ozean betroffenen
Länder sowie über den Süd-Fonds für Entwicklung und huma-
nitäre Hilfe; 

12. fordert alle zuständigen Organisationen der Verein-
ten Nationen und multilateralen Institutionen nachdrücklich
auf, sich verstärkt darum zu bemühen, die Nutzung der Süd-
Süd-Zusammenarbeit wirksam in die Konzeption, die Ausar-
beitung und die Durchführung ihrer regulären Programme zu
integrieren und die Aufstockung der für die Unterstützung von
Initiativen zur Süd-Süd-Zusammenarbeit veranschlagten per-
sonellen, technischen und finanziellen Ressourcen zu erwä-
gen, und nimmt in diesem Zusammenhang Kenntnis von den
Initiativen, die in dem vom ersten Süd-Gipfel verabschiedeten
Havanna-Aktionsprogramm274, im Rahmenplan von Marra-
kesch für die Durchführung der Süd-Süd-Zusammenarbeit so-
wie im Aktionsplan von Doha275 enthalten sind;

13. erkennt an, dass zusätzliche Ressourcen für die Ver-
stärkung der Süd-Süd-Zusammenarbeit mobilisiert werden
müssen, verweist in diesem Zusammenhang erneut auf den
Beschluss in ihrer Resolution 57/263 vom 20. Dezember 2002,
den Freiwilligen Treuhandfonds für die Förderung der Süd-
Süd-Zusammenarbeit, solange er besteht, in die Beitragsan-
kündigungskonferenz der Vereinten Nationen für Entwick-
lungsaktivitäten einzubeziehen, erinnert an den Beschluss, den
Pérez-Guerrero-Treuhandfonds für wirtschaftliche und tech-
nische Zusammenarbeit zwischen Entwicklungsländern in die
genannte Beitragsankündigungskonferenz einzubeziehen, und
bittet alle Länder, insbesondere die entwickelten Länder, die
Süd-Süd-Zusammenarbeit und die Dreieckskooperation unter
anderem durch diese Fonds zu unterstützen, mit der Maßgabe,
dass die Fonds die entsprechenden Mittel auch künftig wirk-
sam einsetzen müssen;

14. bittet das Entwicklungsprogramm der Vereinten Na-
tionen, den Freiwilligen Treuhandfonds für die Förderung der
Süd-Süd-Zusammenarbeit, der im Einklang mit Resolution
50/119 der Generalversammlung vom 20. Dezember 1995
eingerichtet wurde, in den Fonds der Vereinten Nationen für
Süd-Süd-Zusammenarbeit umzubenennen, unter Beibehal-
tung seines Mandats und seines freiwilligen Charakters, und
ihn zum Haupttreuhandfonds der Vereinten Nationen für die
Förderung und Unterstützung von Süd-Süd- und von Drei-
ecks-Initiativen zu bestimmen;

15. bittet den Hochrangigen Ausschuss für die Süd-Süd-
Zusammenarbeit und den Exekutivrat des Entwicklungspro-
gramms der Vereinten Nationen, gegebenenfalls Maßnahmen
zur weiteren Stärkung der Sondergruppe für Süd-Süd-Zusam-
menarbeit im Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen
als gesonderte Einheit und als Koordinierungsstelle für die
Süd-Süd-Zusammenarbeit innerhalb des Systems der Verein-
ten Nationen zu prüfen, um sie zur Erfüllung aller ihrer Auf-
gaben zu befähigen, insbesondere durch die Mobilisierung von

273 A/60/257.

274 A/55/74, Anlage II. 
275 A/60/111, Anlage II. 
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Mitteln für die Förderung der Süd-Süd-Zusammenarbeit, na-
mentlich im Wege der Dreieckskooperation;

16. beschließt, den Unterpunkt "Süd-Süd-Entwicklungs-
zusammenarbeit" in die vorläufige Tagesordnung ihrer zwei-
undsechzigsten Tagung aufzunehmen, und ersucht den Gene-
ralsekretär, auf der genannten Tagung einen umfassenden Be-
richt über den Stand der Süd-Süd-Zusammenarbeit und über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen. 

RESOLUTION 60/213

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/494/Add.1, Ziff. 10)276.

60/213. Ausbildungs- und Forschungsinstitut der Verein-
ten Nationen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 51/188 vom 16. De-
zember 1996, 52/206 vom 18. Dezember 1997, 53/195 vom
15. Dezember 1998, 54/229 vom 22. Dezember 1999, 55/208
vom 20. Dezember 2000, 56/208 vom 21. Dezember 2001,
57/268 vom 20. Dezember 2002, 58/223 vom 23. Dezember
2003 und 59/252 vom 22. Dezember 2004,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekre-
tärs277,

in Anerkennung der Arbeit des Kuratoriums des Ausbil-
dungs- und Forschungsinstituts der Vereinten Nationen betref-
fend die Aufgabenwahrnehmung des Instituts,

Kenntnis nehmend von den anhaltenden Fortschritten des
Instituts bei der Durchführung seiner verschiedenen Program-
me und Aktivitäten, namentlich der verstärkten Zusammenar-
beit mit anderen Organisationen des Systems der Vereinten
Nationen und mit regionalen und nationalen Institutionen,

mit dem Ausdruck ihres Dankes an die Regierungen und
privaten Institutionen, die dem Institut finanzielle und sonstige
Beiträge zur Verfügung gestellt oder zugesagt haben,

Kenntnis nehmend von der leichten Verbesserung der Fi-
nanzlage des Instituts und denjenigen dankend, die zu dieser
Verbesserung beigetragen haben, 

jedoch feststellend, dass der Großteil der beim Institut ein-
gegangenen Mittel dem Fonds für zweckgebundene Zuschüs-
se und nicht dem Allgemeinen Fonds zufließen, betonend, dass
es gilt, sich mit dieser unausgewogenen Situation auseinander-
zusetzen, und feststellend, dass die Teilnahme der Entwick-
lungsländer an den Ausbildungsprogrammen in New York und
Genf zunimmt,

sowie feststellend, dass das Institut aus freiwilligen Beiträ-
gen finanziert wird und dass es unentgeltlich Ausbildungskur-
se für Diplomaten und Delegierte durchführt, die am Amtssitz
der Vereinten Nationen in New York und bei den Büros der

Vereinten Nationen in Genf, Wien und Nairobi akkreditiert
sind,

Kenntnis nehmend von den verschiedenen laufenden Aus-
bildungsprogrammen des Instituts, namentlich auf dem Gebiet
der nachhaltigen Entwicklung,

erneut erklärend, dass den Ausbildungstätigkeiten eine
sichtbarere und größere Rolle bei der Unterstützung des Ma-
nagements der internationalen Angelegenheiten und bei der
Durchführung der Programme des Systems der Vereinten Na-
tionen auf dem Gebiet der wirtschaftlichen und sozialen Ent-
wicklung zugewiesen werden soll,

1. bekräftigt die Wichtigkeit eines koordinierten, das
gesamte System der Vereinten Nationen umfassenden Ansat-
zes auf dem Gebiet der Forschung und Ausbildung, der auf ei-
ner wirksamen und kohärenten Strategie sowie auf einer wirk-
samen Arbeitsteilung zwischen den zuständigen Institutionen
und Organen beruht;

2. bekräftigt außerdem die Nützlichkeit des Ausbil-
dungs- und Forschungsinstituts der Vereinten Nationen in An-
betracht der zunehmenden Bedeutung der Ausbildung im Rah-
men der Vereinten Nationen und des Ausbildungsbedarfs der
Staaten und Lokalbehörden sowie den Wert der ausbildungs-
bezogenen Forschungstätigkeiten, die das Institut im Rahmen
seines Mandats durchführt;

3. begrüßt die Fortschritte, die im Hinblick auf eine
partnerschaftliche Zusammenarbeit des Instituts mit anderen
Organisationen und Organen des Systems der Vereinten Na-
tionen bei ihren Ausbildungsprogrammen erzielt wurden, und
unterstreicht in diesem Zusammenhang, dass diese partner-
schaftliche Zusammenarbeit insbesondere auf Landesebene
weiterentwickelt und ausgebaut werden muss;

4. ersucht das Kuratorium des Instituts, auch künftig für
eine faire und ausgewogene geografische Verteilung und für
Transparenz bei der Ausarbeitung der Programme sowie der
Beschäftigung von Sachverständigen zu sorgen, und betont in
dieser Hinsicht, dass sich die Kurse des Instituts hauptsächlich
auf Entwicklungsfragen und das Management der internatio-
nalen Angelegenheiten konzentrieren sollen;

5. appelliert erneut an alle Regierungen, insbesondere
diejenigen der entwickelten Länder, und an private Institutio-
nen, die dem Institut noch keine finanziellen oder sonstigen
Beiträge zur Verfügung gestellt haben, es finanziell und auf
sonstige Weise großzügig zu unterstützen, und fordert dieje-
nigen Staaten, die ihre freiwilligen Beiträge eingestellt haben,
nachdrücklich auf, in Anbetracht der erfolgreichen Neugliede-
rung und Neubelebung des Instituts die Wiederaufnahme ihrer
Beiträge in Erwägung zu ziehen;

6. legt dem Kuratorium nahe, eine weitere Diversifizie-
rung der Orte zu erwägen, an denen die Veranstaltungen des
Instituts stattfinden, und die Gaststädte der Regionalkommis-
sionen als Veranstaltungsorte einzubeziehen, um eine stärkere
Beteiligung zu fördern und die Kosten zu senken;

7. betont die Notwendigkeit, die Probleme im Zusam-
menhang mit der Miete, den Mietsätzen und den Unterhalts-
kosten des Instituts unter Berücksichtigung seiner Finanzlage

276 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Berichterstatter des Ausschusses vorgelegt.
277 A/60/304.
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rasch zu lösen, wie im Bericht des Generalsekretärs277 empfoh-
len;

8. legt dem Kuratorium des Instituts nahe, seine An-
strengungen zur Überwindung der kritischen Finanzlage des
Instituts fortzusetzen, insbesondere mit Blick auf die Erhö-
hung der Zahl der Geber und der an den Allgemeinen Fonds
geleisteten Beiträge;

9. fordert das Kuratorium des Instituts nachdrücklich
auf, die Umsetzung der Empfehlungen des Rates der Rech-
nungsprüfer betreffend den Zweijahreszeitraum 2002-2003278

zügig abzuschließen;

10. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution samt Angaben über den
Beitragsstand und die Finanzlage des Instituts vorzulegen;

11. bittet den Generalsekretär, nach Absprache mit dem
Kuratorium des Instituts und im Einklang mit Artikel XI der
Satzung des Instituts die Zweckmäßigkeit einer Neuformulie-
rung des Artikels V Absatz 2 Buchstabe j der Satzung zu prü-
fen, damit der Bericht des Generalsekretärs dem Wirtschafts-
und Sozialrat anstatt der Generalversammlung vorgelegt wer-
den kann, und die Ergebnisse in seinen Bericht an die Gene-
ralversammlung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung aufzu-
nehmen.

RESOLUTION 60/214

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/494/Add.2, Ziff. 7) 279.

60/214. Fortbildungsakademie des Systems der Vereinten
Nationen in Turin (Italien)

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/228 vom 22. De-
zember 1999, 55/207 vom 20. Dezember 2000, 55/258 vom
14. Juni 2001 und 58/224 vom 23. Dezember 2003,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 55/278 vom
12. Juli 2001, mit der sie die Satzung der Fortbildungsakade-
mie des Systems der Vereinten Nationen billigte,

in Bekräftigung der Rolle der Fortbildungsakademie als In-
stitution für das systemweite Wissensmanagement und die
Aus- und Fortbildung der Bediensteten des Systems der Ver-
einten Nationen, insbesondere auf den Gebieten wirtschaftli-
che und soziale Entwicklung, Frieden und Sicherheit und in-
ternes Management,

1. nimmt mit Dank Kenntnis von der Mitteilung des Ge-
neralsekretärs und dem beiliegenden Bericht280;

2. begrüßt die Fortschritte, die die Fortbildungsakade-
mie des Systems der Vereinten Nationen seit dem Inkrafttreten
ihrer Satzung am 1. Januar 2002 bei der Verfolgung der darin
verankerten Ziele gemacht hat;

3. fordert alle Organisationen des Systems der Verein-
ten Nationen auf, die Einrichtungen der Fortbildungsakademie
in vollem Umfang wirksam zu nutzen;

4. bittet die Fortbildungsakademie, sich noch stärker im
Bereich des Wissensaustauschs und der Aus- und Fortbildung
der Bediensteten zu engagieren, damit das System der Verein-
ten Nationen noch besser dazu befähigt wird, zur Weiterver-
folgung der Ergebnisse der großen Konferenzen und Gipfel-
treffen der Vereinten Nationen beizutragen und die fristge-
rechte und umfassende Verwirklichung der international ver-
einbarten Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-
Entwicklungsziele, zu unterstützen, mit dem Ziel, bei der Be-
reitstellung multilateraler Lösungen für die Probleme auf dem
Gebiet der Entwicklung, des Friedens und der kollektiven
Sicherheit mitzuhelfen und die systemweite Kohärenz zu stär-
ken;

5. legt der Fortbildungsakademie nahe, auch weiterhin
die strategische Führung zu übernehmen, um die operative
Wirksamkeit zu erhöhen, die interinstitutionelle Zusammen-
arbeit zu fördern und die Managementkultur durch ihr eigenes
Vorbild zu stärken, insbesondere durch die Entwicklung neuer
Systeme des Leistungsmanagements, durch flexible und ko-
operative Arbeitsstrukturen sowie durch kostenwirksame Me-
thoden der Leistungserbringung an Kunden und Nutznießer;

6. fordert die zuständigen Institutionen der Vereinten
Nationen, namentlich die Universität der Vereinten Nationen,
das Ausbildungs- und Forschungsinstitut der Vereinten Natio-
nen und die Fortbildungsakademie, auf, zu diesem Zweck eng
zusammenzuarbeiten;

7. begrüßt die finanzielle und sonstige Unterstützung
der Tätigkeit der Fortbildungsakademie durch die Mitglied-
staaten und bittet die internationale Gemeinschaft, ihre Unter-
stützung der Akademie im Einklang mit Artikel VII der Sat-
zung durch freiwillige Beiträge zu verstärken, um die Akade-
mie in die Lage zu versetzen, ihren besonderen Beitrag zur
Förderung einer kohärenten, den Bedürfnissen der Mitglied-
staaten entsprechenden Managementkultur im gesamten Sy-
stem der Vereinten Nationen zu konsolidieren;

8. beschließt, dass Artikel IV Absatz 5 der Satzung der
Fortbildungsakademie dahin gehend geändert werden soll,
dass die zweijährlichen Berichte über die Tätigkeit der Aka-
demie dem Wirtschafts- und Sozialrat anstatt der Generalver-
sammlung vorzulegen sind. 

278 Siehe A/60/113, Anlage, Abschn. IV.G. 
279 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Berichterstatter des Ausschusses vorgelegt. 280 A/60/328.



IV.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Zweiten Ausschusses

316

RESOLUTION 60/215
Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/495 und Corr.1, Ziff. 13)281.

60/215. Auf dem Weg zu globalen Partnerschaften

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 55/215 vom 21. De-
zember 2000, 56/76 vom 11. Dezember 2001 und 58/129 vom
19. Dezember 2003,

in Bekräftigung der ausnehmend wichtigen Rolle, die den
Vereinten Nationen, namentlich der Generalversammlung und
dem Wirtschafts- und Sozialrat, bei der Förderung von Part-
nerschaften im Kontext der Globalisierung zukommt,

unter Hervorhebung des zwischenstaatlichen Charakters
der Vereinten Nationen und unter Hinweis darauf, dass den
Regierungen bei der Politikgestaltung auf nationaler und in-
ternationaler Ebene eine zentrale Rolle und Verantwortung zu-
kommt,

in Bekräftigung ihrer Entschlossenheit, auf nationaler wie
auf globaler Ebene ein Umfeld zu schaffen, das der nachhalti-
gen Entwicklung und der Armutsbekämpfung förderlich ist,

unter Hinweis auf die in der Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen282 festgelegten Ziele, namentlich die Mill-
enniums-Entwicklungsziele, und ihre Bekräftigung im Ergeb-
nis des Weltgipfels 2005283, insbesondere im Hinblick darauf,
Partnerschaften zu schaffen, indem dem Privatsektor, den
nichtstaatlichen Organisationen und der Zivilgesellschaft ins-
gesamt mehr Gelegenheit eingeräumt wird, einen Beitrag zur
Verwirklichung der Ziele und Programme der Vereinten Na-
tionen zu leisten, namentlich zu den Bemühungen um Ent-
wicklung und Armutsbeseitigung,

unterstreichend, dass die Zusammenarbeit zwischen den
Vereinten Nationen und allen in Betracht kommenden Part-
nern, einschließlich des Privatsektors, den in der Charta der
Vereinten Nationen verankerten Zielen und Grundsätzen die-
nen soll, dass sie konkrete Beiträge zur Erreichung der Mill-

enniums-Entwicklungsziele und der anderen in der Millen-
niums-Erklärung sowie in den Ergebnissen der großen Konfe-
renzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen und ihrer
Überprüfungen enthaltenen Ziele, insbesondere auf dem Ge-
biet der Entwicklung und der Armutsbekämpfung, leisten
kann und dass sie so zu gestalten ist, dass die Integrität, Un-
parteilichkeit und Unabhängigkeit der Organisation gewahrt
bleibt,

sowie unterstreichend, wie wichtig der Beitrag des Privat-
sektors, der nichtstaatlichen Organisationen und der Zivilge-
sellschaft insgesamt für die Umsetzung der Ergebnisse der
Konferenzen der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und So-
zialbereich und auf damit zusammenhängenden Gebieten ist,

in dieser Hinsicht die Teilnahme von Institutionen der Zi-
vilgesellschaft und des Privatsektors an den Konsultationen
zwischen der Vielzahl der Interessenträger zu Fragen der Ent-
wicklungsfinanzierung begrüßend, deren Ergebnisse bei dem
am 27. und 28. Juni 2005 in New York abgehaltenen Dialog
auf hoher Ebene über Entwicklungsfinanzierung vorgestellt
wurden,

hervorhebend, dass alle in Betracht kommenden Partner,
einschließlich des Privatsektors, auf verschiedenen Wegen zur
Überwindung der Hindernisse, die sich den Entwicklungslän-
dern bei der Mobilisierung der zur Finanzierung ihrer nach-
haltigen Entwicklung benötigten Ressourcen entgegenstellen,
sowie auch zur Erreichung der Entwicklungsziele der Verein-
ten Nationen beitragen können, unter anderem durch Finanz-
mittel, Technologiezugang, Fachkenntnisse auf dem Gebiet
des Managements und Unterstützung von Programmen zur
Prävention von HIV/Aids und anderen Krankheiten sowie zur
Betreuung und Behandlung der Kranken, gegebenenfalls
durch Senkung der Arzneimittelpreise,

die Anstrengungen aller maßgeblichen Partner, einschließ-
lich des Privatsektors, begrüßend und sie ermutigend, sich
weiterhin zu bemühen, als verlässlicher und beständiger Part-
ner aktiv am Entwicklungsprozess mitzuwirken und nicht nur
die wirtschaftlichen und finanziellen Auswirkungen ihrer Un-
ternehmungen, sondern auch diejenigen auf die Entwicklung,
die Gesellschaft, die Menschenrechte, die Gleichstellung der
Geschlechter und die Umwelt zu berücksichtigen und insge-
samt den Grundsatz des gesellschaftlichen Verantwortungsbe-
wusstseins der Unternehmen anzunehmen und anzuwenden,
also soziale Werte und soziale Verantwortung in die durch Ge-
winnstreben motivierten Verhaltensweisen und Unterneh-
menspolitiken einfließen zu lassen, im Einklang mit den in-
nerstaatlichen Gesetzen und sonstigen Vorschriften,

feststellend, dass das Sekretariat der Kommission für
Nachhaltige Entwicklung im Einklang mit der Resolution
2003/61 des Wirtschafts- und Sozialrats vom 25. Juli 2003 sei-
ne Anstrengungen zur Förderung von Partnerschaften zu Gun-
sten der nachhaltigen Entwicklung fortsetzt, unter anderem
durch die Schaffung einer interaktiven Online-Datenbank, die
Ausarbeitung eines Berichts über Partnerschaften zu Gunsten
der nachhaltigen Entwicklung an die Kommission auf ihrer
zwölften Tagung 2004 und die Durchführung einer Partner-
schaftsmesse auf ihrer zwölften und dreizehnten Tagung 2004
beziehungsweise 2005 und voraussichtlich auf ihrer vierzehn-

281 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Angola, Argentinien, Arme-
nien, Aserbaidschan, Äthiopien, Belarus, Belgien, Bolivien, Bosnien und
Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Burundi, Chile, Costa Rica, Côte
d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Deutschland, ehe-
malige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Est-
land, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada,
Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Haiti, Irland, Island,
Israel, Italien, Japan, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kenia, Kongo, Kroa-
tien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi,
Mali, Malta, Marshallinseln, Mauretanien, Monaco, Niederlande, Nige-
ria, Norwegen, Österreich, Panama, Polen, Portugal, Republik Korea, Re-
publik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, San Ma-
rino, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Slowakei,
Slowenien, Somalia, Spanien, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen,
Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Türkei, Tuvalu, Ukraine,
Ungarn, Uruguay, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordir-
land, Zentralafrikanische Republik und Zypern.
282 Siehe Resolution 55/2.
283 Siehe Resolution 60/1.
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ten Tagung 2006, im Einklang mit der Feststellung des Rates,
dass Partnerschaften zu Gunsten der nachhaltigen Entwick-
lung als freiwillige Initiativen mit mehreren Interessenträgern
zur Umsetzung der Agenda 21284 und des Durchführungsplans
des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung ("Durchfüh-
rungsplan von Johannesburg")285 beitragen,

unter Begrüßung der Schaffung und Ausweitung der Da-
tenbank der Kommission für Nachhaltige Entwicklung und ih-
rer zunehmenden Nutzung als Zugangsplattform für Informa-
tionen über Partnerschaften und für die Erleichterung des Aus-
tauschs von Erfahrungen und bewährten Praktiken,

Kenntnis nehmend von den Fortschritten bei der auf Part-
nerschaften bezogenen Arbeit der Vereinten Nationen, na-
mentlich im Rahmen verschiedener Organisationen, Einrich-
tungen, Fonds, Programme, Arbeitsgruppen, Kommissionen
und Initiativen der Vereinten Nationen, wie etwa der vom Ge-
neralsekretär initiierte Globale Pakt, die Arbeitsgruppe Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien und der Fonds
der Vereinten Nationen für internationale Partnerschaften, so-
wie begrüßend, dass verschiedene Organisationen der Verein-
ten Nationen, nichtstaatliche Partner und Mitgliedstaaten auf
Feldebene eine Vielzahl von Partnerschaften eingegangen
sind, beispielsweise die Öffentlich-private Allianz der Verein-
ten Nationen für ländliche Entwicklung,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen den Ver-
einten Nationen und allen in Betracht kommenden Partnern,
insbesondere dem Privatsektor286;

2. betont, dass Partnerschaften freiwillige und koopera-
tive Beziehungen zwischen verschiedenen staatlichen wie
nichtstaatlichen Parteien darstellen, in denen alle Beteiligten
einvernehmlich zusammenarbeiten, um ein gemeinsames Ziel
zu erreichen oder eine konkrete Aufgabe wahrzunehmen und
die Risiken und Verantwortlichkeiten sowie die Ressourcen
und Vorteile wie vereinbart zu teilen;

3. betont außerdem die Bedeutung des Beitrags, den
freiwillige Partnerschaften zur Erreichung der international
vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der Millen-
niums-Entwicklungsziele, leisten, und wiederholt gleichzei-
tig, dass sie die von den Regierungen im Hinblick auf die Er-
reichung dieser Ziele abgegebenen Zusagen nicht ersetzen sol-
len, sondern ergänzen;

4. betont ferner, dass Partnerschaften mit dem inner-
staatlichen Recht und den nationalen Entwicklungsstrategien

und -plänen sowie mit den Prioritäten der Länder, in denen sie
umgesetzt werden, vereinbar sein sollen, eingedenk der von
den Regierungen diesbezüglich aufgestellten Leitlinien;

5. erinnert daran, dass auf dem Weltgipfel 2005 die po-
sitiven Beiträge begrüßt wurden, die der Privatsektor und die
Zivilgesellschaft, einschließlich der nichtstaatlichen Organi-
sationen, zur Förderung und Durchführung von Entwicklungs-
und Menschenrechtsprogrammen leisten, und dass außerdem
der Dialog zwischen diesen Organisationen und den Mitglied-
staaten begrüßt wurde, der in den ersten informellen interak-
tiven Anhörungen der Generalversammlung mit Vertretern
nichtstaatlicher Organisationen, der Zivilgesellschaft und des
Privatsektors Ausdruck findet;

6. erinnert außerdem daran, dass auf dem Weltgipfel
2005 beschlossen wurde, den Beitrag der nichtstaatlichen Or-
ganisationen, der Zivilgesellschaft, des Privatsektors und an-
derer Interessenträger im Rahmen der nationalen Entwick-
lungsanstrengungen sowie bei der Förderung der weltweiten
Entwicklungspartnerschaft zu verstärken, und zu öffentlich-
privaten Partnerschaften auf folgenden Gebieten ermutigt
wurde: Mobilisierung neuer Investitionen und Schaffung von
Arbeitsplätzen, Entwicklungsfinanzierung, Gesundheit,
Landwirtschaft, Erhaltung, nachhaltige Nutzung natürlicher
Ressourcen und Umweltmanagement, Energie, Forstwirt-
schaft und Folgen des Klimawandels;

7. ermutigt das System der Vereinten Nationen, für die
Partnerschaften, an denen es mitwirkt, auch weiterhin ein ge-
meinsames und systemisches Konzept zu erarbeiten, das grö-
ßeres Gewicht auf Auswirkungen, Transparenz, Rechen-
schaftspflicht und Nachhaltigkeit legt, in Bezug auf Partner-
schaftsvereinbarungen nicht unnötig starr ist und die folgen-
den Partnerschaftsgrundsätze gebührend berücksichtigt: ge-
meinsame Zielsetzung, Transparenz, keine unfairen Vorteile
für irgendeinen Partner der Vereinten Nationen, wechselseiti-
ger Nutzen und gegenseitige Achtung, Rechenschaftspflicht,
Achtung der Modalitäten der Vereinten Nationen, Streben
nach ausgewogener Vertretung der in Betracht kommenden
Partner aus entwickelten Ländern sowie Entwicklungs- und
Transformationsländern, sektorale und geografische Ausge-
wogenheit und Nichtbeeinträchtigung der Unabhängigkeit
und Neutralität des Systems der Vereinten Nationen im Allge-
meinen und der Organisationen im Besonderen;

8. ermutigt außerdem zu verantwortungsbewussten Un-
ternehmenspraktiken, wie sie beispielsweise durch den Glo-
balen Pakt gefördert werden;

9. ermutigt ferner das Büro für den Globalen Pakt, den
Austausch bewährter Praktiken und positiver Maßnahmen
durch Lernen, Dialog und Partnerschaften zu fördern;

10. ermutigt die zuständigen Organisationen und Ein-
richtungen der Vereinten Nationen sowie das Büro für den
Globalen Pakt, die in Partnerschaften, darunter mit der Privat-
wirtschaft, gewonnenen einschlägigen Erkenntnisse und posi-
tiven Erfahrungen weiterzugeben und so zur Entwicklung
wirksamerer Partnerschaften der Vereinten Nationen beizutra-
gen;

284 Report of the United Nations Conference on Environment and De-
velopment, Rio de Janeiro, 3-14 June 1992, Vol. I, Resolutions Adopted
by the Conference (United Nations publication, Sales No. E.93.I.8 und
Korrigendum), Resolution 1, Anlage II. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/agenda21/agenda_21.pdf.
285 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations pub-
lication, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
286 A/60/214.
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11. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Ernennung
eines Sonderberaters für den Globalen Pakt durch den Gene-
ralsekretär;

12. ersucht den Generalsekretär, weitere geeignete Maß-
nahmen zu ergreifen, um das Partnerschaftsmanagement
durch die Förderung angemessener Schulungen auf allen be-
troffenen Ebenen, der institutionellen Kapazität in den Lan-
desbüros, der strategischen Ausrichtung und der lokalen Ei-
genverantwortung, den Austausch bewährter Verfahren, die
Verbesserung der Partnerauswahlverfahren und die Straffung
der Leitlinien der Vereinten Nationen für Partnerschaften zwi-
schen den Vereinten Nationen und allen in Betracht kommen-
den Partnern, einschließlich des Privatsektors, zu verbessern,
und ersucht den Generalsekretär ferner, im Rahmen seines Be-
richts unter dem Punkt "Auf dem Weg zu globalen Partner-
schaften" über diese Maßnahmen Bericht zu erstatten;

13. ersucht den Generalsekretär außerdem, in Absprache
mit den Mitgliedstaaten und im Rahmen der vorhandenen Mit-
tel sowie unter Berücksichtigung des besten verfügbaren In-
strumentariums Folgenabschätzungsmechanismen zu fördern,
um ein wirksames Management zu ermöglichen, die Rechen-
schaftspflicht zu gewährleisten und dazu beizutragen, dass aus
Erfolgen wie Misserfolgen wirksame Erkenntnisse gewonnen
werden;

14. begrüßt innovative Konzepte für die Nutzung von
Partnerschaften zur besseren Verwirklichung der Ziele und
Programme, insbesondere im Hinblick auf Entwicklung und
Armutsbeseitigung, und legt den zuständigen Organen und Or-
ganisationen der Vereinten Nationen nahe und bittet die Bret-
ton-Woods-Institutionen sowie die Welthandelsorganisation,
diese Möglichkeiten unter Berücksichtigung ihrer unter-
schiedlichen Mandate, Arbeitsweisen und Zielsetzungen so-
wie der konkreten Rolle der beteiligten nichtstaatlichen Part-
ner weiter zu sondieren;

15. empfiehlt in diesem Zusammenhang, dass die Part-
nerschaften auch die Beseitigung aller Formen von Diskrimi-
nierung in Beschäftigung und Beruf, namentlich auf Grund des
Geschlechts, fördern;

16. richtet erneut die Forderung an

a) alle an Partnerschaften beteiligten Organe des Sy-
stems der Vereinten Nationen, die Integrität und die Unabhän-
gigkeit der Organisation zu gewährleisten und nach Bedarf in
ihre regelmäßige Berichterstattung, in ihre Internetseiten und
an anderer Stelle Informationen über Partnerschaften aufzu-
nehmen;

b) die Partner, den Regierungen, sonstigen Interessen-
trägern sowie den zuständigen Organisationen und Organen
der Vereinten Nationen und anderen internationalen Organi-
sationen, mit denen sie zusammenarbeiten, auf geeignete Wei-
se, namentlich durch Berichte, sachdienliche Informationen
zur Verfügung zu stellen beziehungsweise mit diesen auszu-
tauschen, wobei der Wichtigkeit des Informationsaustauschs
zwischen Partnerschaften über praktische Erfahrungen beson-
dere Aufmerksamkeit gelten soll;

17. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/216

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/496 und Corr.1 und 2, Ziff. 26)287.

60/216. Internationale Zusammenarbeit und Koordinie-
rung für die Wiederherstellung der Gesundheit
der Bevölkerung, die Sanierung der Umwelt und
die wirtschaftliche Entwicklung der Region Semi-
palatinsk in Kasachstan

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 52/169 M vom
16. Dezember 1997, 53/1 H vom 16. November 1998, 55/44
vom 27. November 2000 und 57/101 vom 25. November
2002,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekre-
tärs288,

in Anbetracht dessen, dass das Atomwaffentestgelände Se-
mipalatinsk, das an Kasachstan gefallen ist und 1991 geschlos-
sen wurde, dem Volk und der Regierung Kasachstans auf
Grund der damit verbundenen langfristigen Folgen für das Le-
ben und die Gesundheit der Bevölkerung, insbesondere der
Kinder und anderer besonders gefährdeter Gruppen, sowie für
die Umwelt in der Region nach wie vor Anlass zu großer Be-
sorgnis gibt,

unter Berücksichtigung der Ergebnisse der 1999 in Tokio
abgehaltenen internationalen Konferenz über die Probleme
der Region Semipalatinsk, die zu größerer Wirksamkeit der
Hilfe beigetragen haben, die der Bevölkerung in der Region
gewährt wird,

in Anerkennung der wichtigen Rolle der nationalen Ent-
wicklungspolitiken und -strategien bei der Sanierung der Re-
gion Semipalatinsk und mit Befriedigung Kenntnis nehmend
von der Ausarbeitung des kasachischen nationalen Programms
zur umfassenden Lösung der Probleme des ehemaligen Atom-
waffentestgeländes Semipalatinsk für 2005-2007,

287 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Argentinien,
Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bangladesch, Belarus, Belgien,
Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, Costa Rica, Deutschland, Do-
minikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische
Republik Mazedonien, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland,
Guatemala, Guinea, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik),
Irland, Italien, Jamaika, Japan, Jordanien, Kasachstan, Kirgisistan, Kon-
go, Kroatien, Kuba, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho,
Litauen, Madagaskar, Malaysia, Marokko, Mexiko, Monaco, Mongolei,
Neuseeland, Österreich, Pakistan, Panama, Paraguay, Philippinen, Polen,
Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Fö-
deration, Sambia, Senegal, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Sy-
rische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Tschechische Repu-
blik, Türkei, Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, Usbekistan, Vereinigte Re-
publik Tansania, Vereinigte Staaten von Amerika, Vietnam und Zypern.
288 A/60/302.
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sowie in Anerkennung des Beitrags, den verschiedene Or-
ganisationen des Systems der Vereinten Nationen, Geberstaa-
ten sowie zwischenstaatliche und nichtstaatliche Organisatio-
nen zu der humanitären Hilfe und zu der Durchführung von
Projekten zur Sanierung der Region leisten, und der diesbe-
züglichen Rolle der Regierung Kasachstans,

ferner in Anerkennung der Herausforderungen, mit denen
Kasachstan bei der Sanierung der Region Semipalatinsk kon-
frontiert ist, insbesondere im Zusammenhang mit den Anstren-
gungen, die die Regierung Kasachstans im Hinblick auf die
wirksame und rasche Erreichung der Millenniums-Entwick-
lungsziele unternimmt,

davon Kenntnis nehmend, dass Fachwissen erforderlich
ist, um die radiologischen, gesundheitlichen, sozioökonomi-
schen, psychologischen und ökologischen Probleme in der Re-
gion Semipalatinsk zu minimieren und zu mildern,

unter Berücksichtigung dessen, dass zahlreiche internatio-
nale Programme in der Region Semipalatinsk abgeschlossen
wurden, jedoch nach wie vor gravierende soziale, wirtschaft-
liche und ökologische Probleme bestehen,

sich dessen bewusst, dass die internationale Gemeinschaft
der Frage der menschlichen, ökologischen und sozioökonomi-
schen Dimensionen der Situation in der Region Semipalatinsk
auch weiterhin gebührende Aufmerksamkeit widmen soll,

betonend, wie wichtig die Unterstützung der Geberstaaten
und der internationalen Entwicklungsorganisationen für die
Anstrengungen Kasachstans zur Verbesserung der sozialen,
wirtschaftlichen und ökologischen Lage in der Region Semi-
palatinsk ist,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs288 und den darin enthaltenen Informationen über die Maß-
nahmen, die zur Lösung der gesundheitlichen, ökologischen,
wirtschaftlichen und humanitären Probleme sowie zur Dek-
kung der Bedürfnisse der Region Semipalatinsk ergriffen wur-
den;

2. begrüßt und würdigt die wichtige Rolle, die der Re-
gierung Kasachstans zukommt, indem sie einheimische Res-
sourcen zur Deckung der Bedürfnisse der Region Semipala-
tinsk bereitstellt, so auch im Hinblick auf die Durchführung
des kasachischen nationalen Programms zur umfassenden Lö-
sung der Probleme des ehemaligen Atomwaffentestgeländes
Semipalatinsk für 2005-2007;

3. fordert die internationale Gemeinschaft, namentlich
alle Mitgliedstaaten, insbesondere die Geberstaaten, und die
Institutionen der Vereinten Nationen auf, Kasachstan auch
weiterhin dabei zu unterstützen, die mit der Sanierung der Re-
gion Semipalatinsk und der Wiederherstellung der Gesundheit
ihrer Bevölkerung verbundenen Herausforderungen zu bewäl-
tigen, indem sie zusätzliche Maßnahmen ergreifen, nament-
lich indem sie die Durchführung des kasachischen nationalen
Programms zur umfassenden Lösung der Probleme des ehe-
maligen Atomwaffentestgeländes Semipalatinsk erleichtern,
und betont, wie wichtig die regionale Zusammenarbeit in die-
ser Hinsicht ist;

4. fordert die internationale Gemeinschaft nachdrück-
lich auf, Kasachstan Hilfe bei der Ausarbeitung und Durch-
führung von Sonderprogrammen und -projekten zur ärztlichen
Behandlung und Betreuung der betroffenen Bevölkerung so-
wie bei den Bemühungen um wirtschaftliches Wachstum und
nachhaltige Entwicklung in der Region Semipalatinsk zu ge-
währen;

5. fordert alle Staaten, die zuständigen multilateralen
Finanzorganisationen und anderen Institutionen der interna-
tionalen Gemeinschaft, namentlich die nichtstaatlichen Orga-
nisationen, auf, ihr Wissen und ihre Erfahrungen weiterzuge-
ben, um zur Wiederherstellung der Gesundheit der Bevölke-
rung, zur Sanierung der Umwelt sowie zur wirtschaftlichen
Entwicklung der Region Semipalatinsk beizutragen;

6. bittet den Generalsekretär, unter Einbeziehung der
interessierten Staaten und der zuständigen Organisationen der
Vereinten Nationen einen Konsultationsprozess darüber ein-
zuleiten, wie die erforderliche Unterstützung für die Suche
nach geeigneten Lösungen für die Probleme und Bedürfnisse
der Region Semipalatinsk, namentlich die in dem Bericht des
Generalsekretärs als vordringlich bezeichneten Probleme und
Bedürfnisse, mobilisiert werden könnte;

7. fordert den Generalsekretär auf, auch künftig alles zu
tun, um die Probleme und Bedürfnisse der Region Semipala-
tinsk stärker in das Bewusstsein der Weltöffentlichkeit zu rük-
ken;

8. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung unter einem geson-
derten Unterpunkt einen Bericht über die Fortschritte bei der
Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 60/217

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/496 und Corr.1 und 2, Ziff. 26)289.

60/217. Wirtschaftshilfe für den Wiederaufbau und die
Entwicklung Dschibutis

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 58/116 vom 17. De-
zember 2003 und ihre früheren Resolutionen über Wirtschafts-
hilfe für Dschibuti,

sowie unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen290,

289 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Angola, Aserbaidschan,
Äthiopien, Bangladesch, Barbados, Benin, Brasilien, Burkina Faso, Chi-
na, Côte d'Ivoire, Dschibuti, Eritrea, Frankreich, Gabun, Griechenland,
Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Irak, Jamaika, Jorda-
nien, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Komoren, Kongo, Kuba, Ku-
wait, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Ma-
dagaskar, Mali, Marokko, Mauretanien, Namibia, Sambia, Saudi-Arabi-
en, Senegal, Somalia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan,
Syrische Arabische Republik, Thailand, Togo, Tunesien, Uganda und
Vereinigte Republik Tansania.
290 Siehe Resolution 55/2.
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ferner unter Hinweis auf die Erklärung von Brüssel291 und
das Aktionsprogramm für die am wenigsten entwickelten Län-
der für die Dekade 2001-2010292, die am 20. Mai 2001 von der
Dritten Konferenz der Vereinten Nationen über die am wenig-
sten entwickelten Länder verabschiedet wurden, sowie die bei
diesem Anlass eingegangenen gegenseitigen Verpflichtungen
und die Bedeutung, die den Folgemaßnahmen und der Durch-
führung des Aktionsprogramms beigemessen wird,

in dem Bewusstsein, dass Dschibuti auf der Liste der am
wenigsten entwickelten Länder steht und im Bericht über die
menschliche Entwicklung 2005293 unter den hundertsiebenund-
siebzig untersuchten Ländern an hundertfünfzigster Stelle
steht,

feststellend, dass die wirtschaftlichen und sozialen Ent-
wicklungsanstrengungen Dschibutis durch die extremen örtli-
chen Klimaverhältnisse behindert werden, insbesondere durch
schwere Dürren und Sturzfluten, und dass die Durchführung
der Wiederaufbau- und Entwicklungsprogramme den Einsatz
beträchtlicher Ressourcen erfordert, welche die beschränkten
Möglichkeiten des Landes übersteigen,

sowie feststellend, dass sich die Situation in Dschibuti
durch die am Horn von Afrika herrschende verheerende Dürre
und die Knappheit an natürlichen Ressourcen verschlechtert
hat, welche die schwache wirtschaftliche, haushaltsbezogene,
soziale und administrative Infrastruktur des Landes nach wie
vor schwerwiegenden Beschränkungen unterwirft,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über die gravierende
Trinkwasserknappheit und die schlimme Nahrungsmittelkri-
se, auf die in dem Bericht des Generalsekretärs294 hingewiesen
wird,

feststellend, dass die Regierung Dschibutis ein Reformpro-
gramm eingeleitet hat, einschließlich der Verabschiedung ei-
nes Strategiedokuments zur Armutsbekämpfung im Zusam-
menwirken mit den Bretton-Woods-Institutionen,

mit Dank Kenntnis nehmend von der Unterstützung, die
verschiedene Länder sowie zwischenstaatliche und nichtstaat-
liche Organisationen zur Deckung des humanitären Bedarfs
des Landes gewährt haben,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs294;

2. bekundet ihre Solidarität mit der Regierung und dem
Volk Dschibutis, die auf Grund der Knappheit an natürlichen
Ressourcen, verbunden mit den extremen Klimaverhältnissen,
nach wie vor vor ernsten entwicklungsbezogenen und huma-
nitären Herausforderungen stehen, namentlich dem akuten
Problem der Wasserversorgung und der schlimmen Nahrungs-
mittelkrise, die die Entwicklungsbestrebungen des Landes be-
einträchtigen;

3. ermutigt die Regierung Dschibutis, trotz der schwie-
rigen wirtschaftlichen Lage und der regionalen Gegebenheiten
ihre wichtigen Anstrengungen zur Festigung der Demokratie,
zur Förderung einer guten Regierungs- und Verwaltungsfüh-
rung und der Rechenschaftspflicht sowie zur Beseitigung der
Armut fortzusetzen;

4. nimmt davon Kenntnis, dass Dschibuti ein Reform-
programm durchführt und ein Strategiedokument zur Armuts-
bekämpfung verabschiedet und gebilligt hat, ermutigt die Re-
gierung Dschibutis, auch weiterhin auf die Erreichung der in
dem Strategiedokument zur Armutsbekämpfung genannten
Ziele hinzuarbeiten, und appelliert in diesem Zusammenhang
an alle Regierungen, die internationalen Finanzinstitutionen,
die Sonderorganisationen und die nichtstaatlichen Organi-
sationen, im Einklang mit dem Strategiedokument zur Ar-
mutsbekämpfung in angemessener Weise auf die finanziellen
und materiellen Bedürfnisse des Landes einzugehen;

5. dankt den zwischenstaatlichen Organisationen und
den Sonderorganisationen der Vereinten Nationen für ihre
Beiträge zur Wiederherstellung normaler Verhältnisse in
Dschibuti und ermutigt sie, ihre Anstrengungen fortzusetzen;

6. dankt dem Generalsekretär für seine fortgesetzten
Anstrengungen zur Sensibilisierung der internationalen Ge-
meinschaft für die Schwierigkeiten, denen sich Dschibuti ge-
genübersieht, und begrüßt seine koordinierten Antwortmaß-
nahmen auf den finanziellen und technischen Bedarf Dschibu-
tis sowie den Prozess der Anpassung des Entwicklungshilfe-
Programmrahmens der Vereinten Nationen an die Armutsbe-
kämpfungsstrategie Dschibutis im Rahmen der Halbzeitüber-
prüfung des Entwicklungshilfe-Programmrahmens der Ver-
einten Nationen für 2003-2007;

7. ersucht den Generalsekretär, seine Bemühungen um
die Aufbringung der erforderlichen Mittel für ein wirksames
Programm der finanziellen, technischen und materiellen Hilfe
für Dschibuti in enger Zusammenarbeit mit der Regierung
Dschibutis fortzusetzen;

8. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung über den
Stand der Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstat-
ten.

291 A/CONF.191/13, Kap. I.
292 Ebd., Kap. II.
293 Veröffentlicht für das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen
(UNDP). Hrsg.: Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V.
294 A/60/302.
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RESOLUTION 60/218

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/496 und Corr.1 und 2, Ziff. 26)295.

60/218. Humanitäre Hilfe und Rehabilitation für Äthiopi-
en

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 58/24 vom 5. Dezember
2003 über humanitäre Nothilfe für Äthiopien und ihre Reso-
lution 59/217 vom 22. Dezember 2004,

sowie unter Hinweis auf die Initiativen des Generalsekre-
tärs zur Verbesserung der Ernährungssicherheit, namentlich
die Ernennung des Sondergesandten für die humanitäre Krise
am Horn von Afrika,

besorgt über die wiederkehrenden Dürren, die in den dür-
reanfälligen Landesteilen und den weidewirtschaftlich genutz-
ten Gebieten mit schwacher Infrastruktur und niedrigen Ent-
wicklungskapazitäten zu schweren Ernteausfällen geführt ha-
ben und von denen immer noch Millionen Menschen betroffen
sind,

eingedenk des von den Vereinten Nationen und der Regie-
rung Äthiopiens erlassenen gemeinsamen Nothilfeappells
2005 für Äthiopien, um den Nahrungsmittel- und Versor-
gungsgüterbedarf Not leidender Haushalte zu decken und so
eine Verschärfung der gegenwärtigen humanitären Krise zu
verhüten,

mit ernster Besorgnis Kenntnis nehmend von den in eini-
gen Landesteilen nach wie vor bestehenden erheblichen hu-
manitären Bedürfnissen auf Gebieten wie Gesundheit, Wasser
und akute Mangelernährung,

sowie mit ernster Besorgnis Kenntnis nehmend von der
schlimmen humanitären Lage und ihren sozioökonomischen
und ökologischen Langzeitwirkungen,

in der Erkenntnis, dass das anhaltende Problem der Ernäh-
rungsunsicherheit mit den unzureichenden Fortschritten bei
der Schaffung und Aufrechterhaltung eines ländlichen Wachs-
tums verbunden ist, das hoch genug ist, damit die Haushalte
und Gemeinden die Vermögenswerte aufbauen können, die sie
zur Bewältigung der verschiedenen Schocks, die Nahrungs-
mittelkrisen auslösen, benötigen,

unter Begrüßung des 2005 angelaufenen Programms für
produktive Sicherheitsnetze,

betonend, dass die Krise im Bewusstsein der Wichtigkeit
des Übergangs von der Nothilfe zur Entwicklung bewältigt
werden muss, und die tieferen strukturellen Ursachen der wie-
derkehrenden Dürren in Äthiopien anerkennend,

in der Erkenntnis, dass die Regierung Äthiopiens die
Hauptverantwortung dafür trägt, die humanitäre Lage zu ver-
bessern und die Voraussetzungen für eine langfristige Ent-
wicklung zu schaffen, ohne die wichtige Rolle außer Acht zu
lassen, die der internationalen Gemeinschaft zukommt,

betonend, wie wichtig die Schaffung eines leistungsfähi-
gen Frühwarnsystems für den Nahrungsmittel- und Versor-
gungsgüterbedarf ist, damit Katastrophen besser vorhergesagt,
so früh wie möglich bekämpft und ihre Folgen möglichst ge-
ring gehalten werden können,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs296;

2. begrüßt die koordinierten gemeinsamen Bemühun-
gen der Regierung Äthiopiens, der Organisationen, Fonds und
Programme des Systems der Vereinten Nationen, der Geber-
gemeinschaft, nichtstaatlicher Organisationen und anderer
Stellen sowie ihre bisherige rasche und großzügige Reaktion
auf den gemeinsamen Nothilfeappell 2005 und legt der inter-
nationalen Gemeinschaft in dieser Hinsicht nahe, ihre Nicht-
nahrungsmittel-Hilfe zu verstärken;

3. begrüßt außerdem die Bemühungen, die die Regie-
rung Äthiopiens, die internationale Gemeinschaft und die Zi-
vilgesellschaft, einschließlich der nichtstaatlichen Organi-
sationen, unternehmen, um bereits bestehende Mechanismen
für eine Reaktion auf solche Notsituationen zu stärken, wür-
digt ihre Anstrengungen, durch den Kauf lokaler Produkte die
Verfügbarkeit von Nahrungsmitteln zu erhöhen und den Zu-
gang bedürftiger Haushalte zu Nahrungsmitteln, Einrichtun-
gen der Gesundheits- und Wasserversorgung, sanitären Ein-
richtungen, Saatgut und veterinärmedizinischen Diensten si-
cherzustellen, und legt der Regierung Äthiopiens eindringlich
nahe, diese Bemühungen fortzusetzen;

4. betont die Notwendigkeit, die tieferen Ursachen der
Ernährungsunsicherheit sowie Fragen der Wiederherstellung,
des Schutzes der Vermögenswerte und der nachhaltigen Ent-
wicklung der betroffenen Gebiete anzugehen, begrüßt in die-
sem Zusammenhang das von der Koalition für Ernährungssi-
cherheit in Äthiopien ausgearbeitete Programm und legt der
internationalen Gemeinschaft nahe, die Koalition bei der Ver-

295 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbu-
da, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bangladesch,
Barbados, Belarus, Belgien, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasili-
en, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dä-
nemark, Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El
Salvador, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Gha-
na, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Haiti, In-
dien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Israel, Italien,
Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kamerun, Kanada, Kasachstan, Katar,
Kenia, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische
Republik, Lesotho, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Luxem-
burg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Mali, Marokko, Mauretanien,
Mauritius, Mosambik, Namibia, Nepal, Nicaragua, Niederlande, Nigeria,
Österreich, Pakistan, Papua-Neuguinea, Paraguay, Philippinen, Polen,
Portugal, Ruanda, Russische Föderation, Sambia, Saudi-Arabien, Schwe-
den, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Somalia, Spanien,
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Swasiland,
Syrische Arabische Republik, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tunesien,
Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn, Venezuela (Bolivarische Republik),
Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien
und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Vietnam und Zypern. 296 A/60/302.
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wirklichung ihres Hauptziels zu unterstützen, nämlich den
Kreislauf der Abhängigkeit von Nahrungsmittelhilfe in den
nächsten drei bis fünf Jahren aufzubrechen und dadurch fünf-
zehn Millionen gefährdeten Menschen die Ausübung einer
nachhaltigen produktiven Tätigkeit zu ermöglichen;

5. begrüßt den Aktionsplan der Gruppe der Acht zur Be-
endigung des Kreislaufs der Hungersnöte am Horn von Afrika
und erwartet mit Interesse seine vollständige Durchführung;

6. legt der Regierung Äthiopiens nahe, als Teil ihres Ge-
samtprogramms für wirtschaftliche Entwicklung weitere ver-
stärkte Anstrengungen zu unternehmen, um die tieferen struk-
turellen Ursachen der wiederkehrenden Dürregefahr anzuge-
hen;

7. fordert alle Entwicklungspartner auf, in Zusammen-
arbeit mit der Regierung Äthiopiens die Hilfsmaßnahmen in
die Wiederherstellung, den Schutz von Vermögenswerten und
die langfristige Entwicklung einzubinden, namentlich die für
die Förderung eines beschleunigten ländlichen Wachstums er-
forderlichen strukturellen und produktiven Optionen, und die
tieferen Ursachen der wiederkehrenden Dürren in Äthiopien
unter anderem entsprechend dem Strategiedokument zur Ar-
mutsbekämpfung und der Strategie für ländliche Entwicklung
anzugehen, eingedenk der Notwendigkeit, derartige Krisen in
der Zukunft zu verhüten und die Widerstandsfähigkeit der Be-
völkerung zu erhöhen;

8. begrüßt das Anfang 2005 angelaufene Programm für
produktive Sicherheitsnetze und betont, wie wichtig es ist,
dass das Programm wirksam durchgeführt wird und dass es die
Aktivitäten im Rahmen des von den Vereinten Nationen und
der Regierung Äthiopiens erlassenen gemeinsamen Nothil-
feappells 2005 für Äthiopien sowie die anderen Maßnahmen
zur Ernährungssicherung ergänzt und mit ihnen abgestimmt
wird;

9. begrüßt die Initiative des Generalsekretärs, den Son-
dergesandten für die humanitäre Krise am Horn von Afrika zu
ernennen, mit dem Ziel, Mittel für die Beseitigung der grund-
legenden Ursachen der Ernährungsunsicherheit und die nach-
haltige Entwicklung der betroffenen Gebiete zu mobilisieren;

10. bittet das Sekretariats-Amt für die Koordinierung hu-
manitärer Angelegenheiten, seine Bemühungen um die Koor-
dinierung und die Ausarbeitung einer strategischen Antwort
auf den wiederkehrenden humanitären Bedarf in Äthiopien
fortzusetzen und zu prüfen, wie die Mobilisierung von Nothil-
fe zur Deckung des verbleibenden humanitären Bedarfs in
Äthiopien verbessert werden kann;

11. nimmt Kenntnis von dem gemeinsamen Bericht der
Regierung Äthiopiens und der humanitären Partner über die
Bewertung der Reaktion auf die Notsituation der Jahre 2002
und 2003 in Äthiopien und fordert die Regierung Äthiopiens,
die Geber und alle anderen Interessenträger nachdrücklich auf,
die darin enthaltenen Empfehlungen auch weiterhin umzuset-
zen;

12. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/219

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/496 und Corr.1 und 2, Ziff. 26)297.

60/219. Humanitäre Hilfe für Somalia und Unterstützung
des wirtschaftlichen und sozialen Wiederaufbaus
des Landes

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 47/160 vom 18. De-
zember 1992 und spätere einschlägige Resolutionen, insbe-
sondere die Resolutionen 56/106 vom 14. Dezember 2001,
57/154 vom 16. Dezember 2002, 58/115 vom 17. Dezember
2003 und 59/218 vom 22. Dezember 2004,

mit großer Besorgnis Kenntnis nehmend von den Auswir-
kungen des Bürgerkriegs in Somalia und insbesondere der Zer-
störung der materiellen, wirtschaftlichen und sozialen Infra-
struktur Somalias,

unter Hervorhebung der dringenden Notwendigkeit der
Wiederherstellung und des Wiederaufbaus der Infrastruktur,

sowie unter Hervorhebung der Dringlichkeit des Wieder-
aufbaus der staatlichen Institutionen und der Stärkung ihrer
Kapazität,

unter Begrüßung der fortgesetzten Bemühungen der Afri-
kanischen Union und der Zwischenstaatlichen Behörde für
Entwicklung um den erfolgreichen Abschluss des Friedens-
prozesses für Somalia, 

höchst besorgt darüber, dass sich die Nebenwirkungen der
anhaltenden Dürre nach wie vor verschlimmern, wie der hohe
Stand der Mangelernährung im Bereich von 19 bis 22 Prozent
zeigt,

mit großer Sorge über die Auswirkungen des Tsunami von
2004, die die Existenzgrundlagen und die Umwelt der Küsten-
bevölkerung gefährden und der somalischen Wirtschaft ge-
schadet haben,

unter Hervorhebung der dringenden Notwendigkeit huma-
nitärer Hilfe und der Fortsetzung der Sofort-, Wiederaufbau-
und Existenzsicherungshilfe sowie der gerechten Mittelzutei-
lung für bedürftige Gruppen wie beispielsweise mittellose
Weidetierhalter und Binnenvertriebene,

besorgt darüber, dass der illegale Atom- und Giftmüll, der
nach Berichten der vom Umweltprogramm der Vereinten Na-
tionen eingesetzten Arbeitsgruppe für die Tsunami-Katastro-

297 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Angola, Aserbaidschan,
Äthiopien, Bahrain, Bangladesch, Benin, Botsuana, Brasilien, Burkina
Faso, Chile, China, Côte d'Ivoire, Dschibuti, Eritrea, Frankreich, Gabun,
Ghana, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Haiti, Irak, Ir-
land, Italien, Jamaika, Jemen, Jordanien, Kamerun, Kasachstan, Katar,
Kenia, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Lesotho, Libanon, Liberia,
Libysch-Arabische Dschamahirija, Luxemburg, Madagaskar, Malawi,
Mali, Marokko, Mauretanien, Mosambik, Namibia, Niger, Nigeria, Pa-
kistan, Sambia, Saudi-Arabien, Schweden, Senegal, Simbabwe, Somalia,
St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Syrische Arabische
Republik, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tunesien, Türkei, Uganda, Ve-
nezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Republik Tansania und Zen-
tralafrikanische Republik.
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phe in Asien entlang der Küste Somalias abgeladen und vom
Tsunami aufgewühlt wurde, Gesundheits- und Umweltproble-
me verursacht hat und gravierende Langzeitwirkungen für die
menschliche Gesundheit haben kann, dass er ein sehr ernstes
Umweltrisiko nicht nur in Somalia, sondern in der gesamten
ostafrikanischen Subregion darstellt und dass seine Ablage-
rung die Souveränität und territoriale Unversehrtheit Somalias
verletzt und so gegen das Völkerrecht verstößt, 

im Bewusstsein der negativen Auswirkungen der Verbrei-
tung von Kleinwaffen und leichten Waffen auf die humanitäre
Lage und die Entwicklung in Somalia und in dieser Hinsicht
die erhebliche Zunahme des Stroms von Waffen und Munition
nach und durch Somalia verurteilend,

in Anbetracht des inneren Zusammenhangs zwischen der
Suche nach Frieden und Aussöhnung und der Milderung der
humanitären Krise in Somalia und in dieser Hinsicht unter-
streichend, dass ein stabiles und sicheres Umfeld in Somalia
eine unerlässliche Voraussetzung für den künftigen Erfolg des
nationalen Aussöhnungsprozesses ist und dass die Verbesse-
rung der humanitären Lage ein wesentlicher Bestandteil der
Unterstützung für den Friedens- und Aussöhnungsprozess ist,

es begrüßend, dass sich die Vereinten Nationen in Partner-
schaft mit der neu eingesetzten Übergangs-Bundesregierung
Somalias weiter gezielt mit der Lage in Somalia befassen,

unter Hinweis auf die Erklärungen des Präsidenten des Si-
cherheitsrats vom 31. Oktober 2001298 und 28. März 2002299,
mit denen der Rat die Angriffe auf humanitäres Personal ver-
urteilte und alle Parteien in Somalia aufforderte, die Sicherheit
des Personals der Vereinten Nationen, des Internationalen Ko-
mitees vom Roten Kreuz sowie der nichtstaatlichen Organi-
sationen uneingeschränkt zu achten und ihm in ganz Somalia
uneingeschränkte Bewegungsfreiheit und freien Zugang zu
garantieren,

erneut hervorhebend, wie entscheidend wichtig die weite-
re Durchführung ihrer Resolutionen 47/160, 56/106, 57/154,
58/115 und 59/218 für die Wiederherstellung der grundlegen-
den sozialen und wirtschaftlichen Dienste im ganzen Land ist,

Kenntnis nehmend von den Berichten des Generalsekre-
tärs300,

1. dankt dem Generalsekretär für seine fortgesetzten
und unermüdlichen Anstrengungen zur Mobilisierung von
Hilfe für das somalische Volk und begrüßt die derzeit unter-
nommenen Schritte zur Stärkung der Kapazitäten des Politi-
schen Büros der Vereinten Nationen für Somalia sowie die Er-
nennung des Sonderbeauftragten des Generalsekretärs;

2. begrüßt mit tiefer Befriedigung die Bildung der Über-
gangs-Bundesinstitutionen und ihre Verlegung nach Somalia,
dringt auf weitere Fortschritte und fordert die somalischen
Führer auf, durch einen alle Seiten einschließenden Dialog und

Konsensbildung im Rahmen dieser Institutionen auch weiter-
hin auf den Aufbau effektiver nationaler Regierungsstrukturen
hinzuwirken, im Einklang mit der im Februar 2004 angenom-
menen Übergangs-Bundescharta der Republik Somalia;

3. fordert in dieser Hinsicht die somalischen Führer
nachdrücklich auf, alles zu tun, um die Voraussetzungen dafür
zu schaffen, dass die Wirksamkeit der humanitären Hilfe er-
höht werden kann, unter anderem durch die Verbesserung der
Sicherheitslage am Boden;

4. legt in dieser Hinsicht den Geberländern und den re-
gionalen und subregionalen Organisationen eindringlich na-
he, auch weiterhin zum Wiederaufbau und zur Rehabilitation
Somalias beizutragen, was von grundlegender Bedeutung ist,
insbesondere im Rahmen des Soforthilfeprogramms und der
von den Vereinten Nationen koordinierten Bemühungen;

5. fordert die Vereinten Nationen nachdrücklich auf,
die Soforthilfe-, Rehabilitations- und Wiederaufbauprogram-
me für Somalia im Einklang mit den von der Übergangs-Bun-
desregierung Somalias festgesetzten Prioritäten weiter durch-
zuführen;

6. würdigt die Antwortmaßnahmen des Sekretariats-
Amtes für die Koordinierung humanitärer Angelegenheiten,
der Fonds und Programme der Vereinten Nationen sowie der
anderen humanitären Organisationen, insbesondere im Gefol-
ge des Tsunami von 2004, und unterstreicht, dass es dringend
notwendig ist, praktische Maßnahmen zur Milderung der Fol-
gen der Dürre in den am stärksten betroffenen Gebieten So-
malias zu ergreifen;

7. fordert alle Staaten und in Betracht kommenden zwi-
schenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen nach-
drücklich auf, ihre Resolutionen 47/160, 56/106, 57/154,
58/115 und 59/218 weiter durchzuführen, um den Übergangs-
Bundesinstitutionen dabei behilflich zu sein, die Wiederher-
stellung der grundlegenden sozialen und wirtschaftlichen
Dienste in Angriff zu nehmen und Institutionen mit dem Ziel
aufzubauen, in allen Teilen des Landes die Zivilverwaltungs-
strukturen auf allen Ebenen wiederherzustellen;

8. fordert die internationale Gemeinschaft auf, bei der
Durchführung kritischer Bewertungen der Umweltauswirkun-
gen in den vom Tsunami, von Dürre und Überschwemmungen
sowie von Gift- und sonstigem Müll betroffenen Gebieten be-
hilflich zu sein und aggressive Programme mit kurz-, mittel-
und langfristigen Maßnahmen auf den Gebieten institutionelle
Entwicklung, Ausarbeitung von Politiken und Rechtsvor-
schriften, Flächennutzung und Bodenbewirtschaftung, Be-
wirtschaftung von Meeres- und Küstenökosystemen und Ka-
tastrophenmanagement (Vorbeugung, Vorbereitung, Ab-
schätzung, Bewältigung und Folgenbegrenzung) einzuleiten;

9. fordert den Generalsekretär auf, auch weiterhin ra-
sche internationale Finanzhilfe sowie humanitäre, Rehabilita-
tions- und Wiederaufbauhilfe für das somalische Volk zu mo-
bilisieren und dazu beizutragen, innerhalb der Übergangs-
Bundesinstitutionen Kapazitäten zur Unterstützung einer
Konsensvereinbarung aufzubauen;

10. fordert die somalischen Parteien nachdrücklich auf,
die Sicherheit des Personals der Vereinten Nationen, der Son-
derorganisationen, der Internationalen Rotkreuz- und Rot-

298 S/PRST/2001/30; siehe Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheits-
rats, 1. Januar 2001 - 31. Juli 2002.
299 S/PRST/2002/8; siehe Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheits-
rats, 1. Januar 2001 - 31. Juli 2002.
300 A/58/133, S/2003/231, S/2003/636, S/2003/987, S/2004/115 und
Corr.1, S/2004/469, S/2004/804, S/2005/89 und S/2005/392.
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halbmond-Bewegung und der nichtstaatlichen Organisationen
sowie des gesamten sonstigen humanitären Personals zu ach-
ten und ihm in ganz Somalia uneingeschränkte Bewegungs-
freiheit und sicheren Zugang zu garantieren;

11. legt der internationalen Gemeinschaft eindringlich
nahe, die erforderlichen friedenskonsolidierenden Maßnah-
men und die rasche Durchführung von Programmen zur Ent-
waffnung, Demobilisierung und Wiedereingliederung der Mi-
lizen in ganz Somalia zu unterstützen, um das gesamte Land
zu stabilisieren und dadurch die Wirksamkeit der Übergangs-
Bundesregierung Somalias zu gewährleisten;

12. fordert die internationale Gemeinschaft auf, den
Übergangs-Bundesinstitutionen und dem somalischen Volk
dringend humanitäre Hilfe und Soforthilfe zu gewähren, um
insbesondere die Folgen des Bürgerkriegs und der derzeit herr-
schenden Dürre zu mildern;

13. fordert die internationale Gemeinschaft außerdem
auf, in Antwort auf den für 2004 ergangenen konsolidierten in-
terinstitutionellen Appell der Vereinten Nationen zur Gewäh-
rung von Sofort-, Rehabilitations- und Wiederaufbauhilfe für
Somalia fortgesetzte und erhöhte Hilfe zu gewähren;

14. lobt den Generalsekretär für die Einrichtung des
Treuhandfonds für die Friedenskonsolidierung in Somalia, be-
grüßt die bislang an den Fonds entrichteten Beiträge und ap-
pelliert an die Mitgliedstaaten, dazu beizutragen;

15. ersucht den Generalsekretär, angesichts der in Soma-
lia herrschenden kritischen Situation alle zur Durchführung
dieser Resolution notwendigen und durchführbaren Maßnah-
men zu treffen und der Generalversammlung auf ihrer einund-
sechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/220

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 22. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/496 und Corr.1 und 2, Ziff. 26)301.

60/220. Humanitäre Hilfe und Rehabilitation für El Sal-
vador und Guatemala

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 53/1 B vom 5. Okto-
ber 1998, 53/1 C vom 2. November 1998, 54/96 E vom 15. De-
zember 1999, 58/117 vom 17. Dezember 2003, 59/212 vom
20. Dezember 2004 sowie 59/231 und 59/233 vom 22. De-
zember 2004,

erneut darauf hinweisend, dass das System der Vereinten
Nationen auf Hilfeersuchen von Mitgliedstaaten reagieren
muss und dass die humanitäre Hilfe im Einklang mit den
Grundsätzen der Menschlichkeit, der Neutralität und der Un-
parteilichkeit zu gewähren ist,

mit großem Bedauern über die Verluste an Menschenleben
und die große Anzahl von Opfern, die der tropische Sturm
"Stan", dessen Wirkung durch andere Naturereignisse noch
verschlimmert wurde, zwischen dem 3. und dem 12. Oktober
2005 in El Salvador und Guatemala gefordert hat,

im Bewusstsein der ungeheuren Sachschäden, die an den
Ernten, an Wohnstätten, an der grundlegenden Infrastruktur
sowie in touristischen und anderen Gebieten entstanden sind,

in Anerkennung der Bemühungen, die die Regierungen El
Salvadors und Guatemalas unternehmen, um das Leben ihrer
Staatsangehörigen zu schützen und der betroffenen Bevölke-
rung, insbesondere den indigenen Gemeinschaften, rasch Hil-
fe zu gewähren,

sich dessen bewusst, dass die zentralamerikanischen Län-
der zyklischen Wetterstrukturen unterliegen und wegen ihrer
geografischen Lage und Merkmale anfällig für Naturgefahren
sind, die ihre Fähigkeit, die Millenniums-Entwicklungsziele
zu erreichen, zusätzlich einschränken,

in Anbetracht der ungeheuren Anstrengungen, die notwen-
dig sein werden, um die betroffenen Gebiete wiederaufzubau-
en und die durch diese Naturgefahren verursachte gravierende
Situation zu mildern,

sich dessen bewusst, dass für die Wiederaufbauarbeiten die
uneingeschränkte und koordinierte Unterstützung sowie die
unerschütterliche Solidarität der internationalen Gemeinschaft
erforderlich sind,

1. bekundet den Regierungen und der Bevölkerung
El Salvadors und Guatemalas ihre Solidarität und ihre Unter-
stützung;

2. dankt denjenigen Mitgliedern der internationalen Ge-
meinschaft, die ihre Unterstützung für die Rettungsanstren-
gungen und die Nothilfe zu Gunsten der betroffenen Bevölke-
rung angeboten haben;

3. appelliert an alle Mitgliedstaaten und alle Organe
und Organisationen des Systems der Vereinten Nationen so-
wie an die internationalen Finanzinstitutionen und Entwick-
lungsorganisationen, die Soforthilfe-, Rehabilitations- und
Hilfsmaßnahmen zu Gunsten der betroffenen Länder zügig zu
unterstützen;

301 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, An-
dorra, Angola, Antigua und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbai-
dschan, Äthiopien, Bahamas, Bangladesch, Barbados, Belgien, Belize,
Benin, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Burkina Faso, Chile, Costa Rica,
Côte d'Ivoire, Dänemark, Deutschland, Dominica, Dominikanische Re-
publik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedo-
nien, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gambia, Ghana,
Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana,
Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Ir-
land, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kamerun,
Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kolumbien, Kongo,
Kroatien, Kuba, Kuwait, Lesotho, Libanon, Liberia, Liechtenstein, Lu-
xemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Mali, Malta, Marokko, Mau-
ritius, Mexiko, Monaco, Mosambik, Namibia, Nepal, Nicaragua, Nieder-
lande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Palau, Pa-
nama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal,
Republik Korea, Sambia, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal,
Simbabwe, Singapur, Somalia, Spanien, St. Vincent und die Grenadinen,
Südafrika, Suriname, Syrische Arabische Republik, Thailand, Timor-Le-
ste, Trinidad und Tobago, Tunesien, Türkei, Uganda, Ungarn, Uruguay,
Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Republik
Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Ver-
einigte Staaten von Amerika und Vietnam.
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4. fordert die internationale Gemeinschaft auf, die in
dem Blitzappell für Guatemala und dem gemeinsamen Appell
der Organisationen der Vereinten Nationen in El Salvador er-
betene Hilfe zu gewähren;

5. erkennt die Anstrengungen El Salvadors und Guate-
malas zur Stärkung ihrer Katastrophenbereitschaftskapazität
und die dabei erzielten Fortschritte an, betont, wie wichtig es
ist, in die Verringerung des Katastrophenrisikos zu investie-
ren, und ermutigt die internationale Gemeinschaft, mit den Re-
gierungen El Salvadors und Guatemalas zu diesem Zweck zu-
sammenzuarbeiten;

6. ersucht den Generalsekretär und alle Organe und Or-
ganisationen des Systems der Vereinten Nationen sowie die in-
ternationalen Finanzinstitutionen und Entwicklungsorganisa-
tionen, El Salvador und Guatemala nach Möglichkeit durch
weitere wirksame humanitäre, technische und finanzielle Hilfe
zu unterstützen und damit zur Überwindung der Notsituation,
zur Wiederherstellung und zum Wiederaufbau der Wirtschaft
sowie zur Normalisierung der Lage der betroffenen Bevölke-
rung auf kurze, mittlere und lange Sicht beizutragen, im Ein-
klang mit den auf nationaler Ebene festgelegten Prioritäten;

7. ersucht die zuständigen Organe und Organisationen
des Systems der Vereinten Nationen und die anderen multila-
teralen Organisationen, vermehrte Unterstützung und Hilfe für
den Ausbau der Katastrophenbereitschaftskapazität der be-
troffenen Länder zu gewähren;

8. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung über den Wirtschafts- und Sozialrat auf dem humanitären
Angelegenheiten gewidmeten Tagungsteil seiner Arbeitsta-
gung 2006 über die Durchführung dieser Resolution und über
die bei den Hilfs-, Rehabilitations- und Wiederaufbaumaßnah-
men in den betroffenen Ländern erzielten Fortschritte Bericht
zu erstatten.

RESOLUTION 60/227

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/490/Add.3, Ziff. 15)302.

60/227. Internationale Migration und Entwicklung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 58/208 vom 23. De-
zember 2003 und 59/241 vom 22. Dezember 2004,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 57/270 B vom
23. Juni 2003 über die integrierte und koordinierte Umsetzung
und Weiterverfolgung der Ergebnisse der großen Konferenzen
und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und
Sozialbereich,

ferner unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
2005303,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekre-
tärs304,

1. beschließt, dass der Dialog auf hoher Ebene über in-
ternationale Migration und Entwicklung am 14. und 15. Sep-
tember 2006 in New York stattfinden wird, und beschließt au-
ßerdem, dass der Dialog auf hoher Ebene als übergreifendes
Thema die vielgestaltigen Aspekte der internationalen Migra-
tion und der Entwicklung erörtern wird, um geeignete Mittel
und Wege aufzuzeigen, wie die internationale Migration opti-
mal für die Entwicklung genutzt und ihre nachteiligen Aus-
wirkungen möglichst gering gehalten werden können; 

2. bittet die Mitgliedstaaten, auf Minister- beziehungs-
weise höchstmöglicher Ebene an dem Dialog auf hoher Ebene
teilzunehmen;

3. beschließt, dass der Heilige Stuhl als Beobachterstaat
und Palästina in seiner Eigenschaft als Beobachter an dem Dia-
log auf hoher Ebene teilnehmen;

4. bittet die zwischenstaatlichen Organisationen und
Einrichtungen mit Beobachterstatus in der Generalversamm-
lung, an dem Dialog auf hoher Ebene teilzunehmen;

5. bittet die zuständigen Organisationen, Fonds und
Programme der Vereinten Nationen sowie die Internationale
Organisation für Migration, zur Vorbereitung des Dialogs auf
hoher Ebene beizutragen und an ihm teilzunehmen;

6. beschließt, dass die Teilnahme an dem Dialog auf ho-
her Ebene im Einklang mit der Geschäftsordnung der Gene-
ralversammlung erfolgen wird;

7. beschließt außerdem, dass der Dialog auf hoher Ebe-
ne im Rahmen der vorhandenen Mittel aus vier Plenarsitzun-
gen und vier interaktiven Runden Tischen bestehen wird;

8. beschließt ferner, dass der Präsident der Generalver-
sammlung, der Präsident des Wirtschafts- und Sozialrats und
der Generalsekretär bei der Eröffnung des Dialogs auf hoher
Ebene einführende Erklärungen abgeben werden;

9. beschließt, dass die Runden Tische allen Mitglied-
staaten, dem Heiligen Stuhl in seiner Eigenschaft als Beobach-
terstaat und Palästina in seiner Eigenschaft als Beobachter,
Vertretern der zuständigen Einrichtungen des Systems der
Vereinten Nationen, einschließlich seiner zuständigen Son-
derberichterstatter, und der Internationalen Organisation für
Migration sowie den sonstigen zuständigen regionalen und in-
ternationalen zwischenstaatlichen Organisationen mit Be-
obachterstatus offen stehen, und beschließt außerdem, dass die
Runden Tische wie folgt organisiert werden:

a) Die ersten beiden interaktiven Runden Tische finden
gleichzeitig am Nachmittag des ersten Tages des Dialogs auf
hoher Ebene statt; 

302 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.

303 Siehe Resolution 60/1.
304 A/60/205.
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b) die beiden anderen interaktiven Runden Tische fin-
den gleichzeitig am Vormittag des zweiten Tages des Dialogs
auf hoher Ebene statt; 

c) in der abschließenden Plenarsitzung des Dialogs auf
hoher Ebene werden die Zusammenfassungen der Beratungen
der vier Runden Tische von den Vorsitzenden der Runden Ti-
sche mündlich vorgetragen;

10. beschließt außerdem, dass die vier Runden Tische die
folgenden Themen behandeln werden: 

a) Auswirkungen der internationalen Migration auf die
wirtschaftliche und soziale Entwicklung (Runder Tisch 1);

b) Maßnahmen zur Gewährleistung der Achtung und
des Schutzes der Menschenrechte aller Migranten sowie zur
Verhütung und Bekämpfung der Schleusung von Migranten
und des Menschenhandels (Runder Tisch 2);

c) vielgestaltige Aspekte der internationalen Migration
und der Entwicklung, einschließlich Geldüberweisungen
(Runder Tisch 3);

d) Förderung der Bildung von Partnerschaften und des
Kapazitätsaufbaus sowie Austausch bewährter Praktiken auf
allen Ebenen, einschließlich der bilateralen und regionalen
Ebene, zum Nutzen der Länder wie auch der Migranten (Run-
der Tisch 4);

11. beschließt ferner, im Rahmen der vorhandenen Mit-
tel im Jahr 2006 eintägige informelle interaktive Anhörungen
unter der Leitung des Präsidenten der Generalversammlung
mit Vertretern nichtstaatlicher Organisationen, zivilgesell-
schaftlicher Organisationen und des Privatsektors abzuhalten,
und ersucht den Präsidenten der Versammlung, vor dem Dia-
log auf hoher Ebene im September 2006 eine Zusammenfas-
sung der Anhörungen zu erstellen; 

12. beschließt, dass der Präsident der Generalversamm-
lung die Liste der eingeladenen Teilnehmer sowie das genaue
Format und die Organisation der Anhörungen im Benehmen
mit den Mitgliedstaaten und Vertretern nichtstaatlicher Orga-
nisationen mit Konsultativstatus beim Wirtschafts- und So-
zialrat, zivilgesellschaftlicher Organisationen und des Privat-
sektors festlegen wird;

13. beschließt außerdem, dass Vertreter nichtstaatlicher
Organisationen mit Konsultativstatus beim Wirtschafts- und
Sozialrat, zivilgesellschaftlicher Organisationen und des Pri-
vatsektors, jeweils ein Vertreter pro Gruppierung, die während
der informellen interaktiven Anhörungen ausgewählt werden,
ebenfalls an jedem der Runden Tische des Dialogs auf hoher
Ebene teilnehmen dürfen und dass der Präsident der General-
versammlung die Liste dieser Vertreter unter Berücksichti-
gung des Grundsatzes der ausgewogenen geografischen Ver-
tretung im Benehmen mit den Mitgliedstaaten festlegen wird;

14. beschließt ferner, dass die Regelungen für die Teil-
nahme nichtstaatlicher Organisationen, der Zivilgesellschaft
und des Privatsektors an dem Dialog auf hoher Ebene keinen
Präzedenzfall für andere Tagungen der Generalversammlung
schaffen;

15. ersucht den Generalsekretär, im Rahmen der vorhan-
denen Mittel eine umfassende Übersicht der Studien und Ana-
lysen zu den vielgestaltigen Aspekten der Migration und der
Entwicklung zu erstellen, namentlich über die Auswirkungen
der Migration auf die wirtschaftliche und soziale Entwicklung
in den entwickelten Ländern und den Entwicklungsländern
und über die Auswirkungen der Bewegungen hochqualifizier-
ter Wanderarbeitnehmer und solcher mit höherer Bildung;

16. bittet den Generalsekretär, in seiner umfassenden
Übersicht im Benehmen mit den zuständigen Organisationen
der Vereinten Nationen auch auf Kurzzeit- und Saisonarbeiter
im Rahmen der Frage der Wanderungen von Arbeitskräften
einzugehen;

17. bittet die Regionalkommissionen, zu den Dialogen,
die auf regionaler Ebene zur Vorbereitung des Dialogs auf ho-
her Ebene geführt werden, beizutragen und sie zu koordinie-
ren; 

18. bittet den Präsidenten der Generalversammlung, im
Rahmen der vorhandenen Mittel im Benehmen mit den Mit-
gliedstaaten und mit Hilfe des Sekretariats vor dem Dialog auf
hoher Ebene maximal zwei Podiumsdiskussionen zum über-
greifenden Thema des Dialogs zu veranstalten;

19. stellt fest, dass die Kommission für Bevölkerung und
Entwicklung, die Kommission für soziale Entwicklung und
die Kommission für die Rechtsstellung der Frau vor der Ab-
haltung des Dialogs auf hoher Ebene die Frage der internatio-
nalen Migration im Rahmen ihres jeweiligen Mandats behan-
deln werden, und bittet sie, über den Wirtschafts- und Sozialrat
Beiträge zu leisten;

20. stellt außerdem fest, dass der Ausschuss zum Schutz
der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienange-
hörigen vor der Abhaltung des Dialogs auf hoher Ebene im
Rahmen seines Mandats die Frage des Schutzes der Rechte al-
ler Wanderarbeitnehmer als Mittel zur Förderung der Entwick-
lung behandeln wird, und bittet den Generalsekretär, die Zu-
sammenfassung der Beratungen des Ausschusses für den Dia-
log auf hoher Ebene zur Verfügung zu stellen;

21. befürwortet geeignete regionale Beratungsprozesse
und andere Großinitiativen von Mitgliedstaaten auf dem Ge-
biet der internationalen Migration als Beitrag zu dem Dialog
auf hoher Ebene;

22. nimmt Kenntnis von dem Bericht der Weltkommis-
sion für internationale Migration und ihrem Beitrag zu der De-
batte über internationale Migration und Entwicklung und
nimmt außerdem Kenntnis von dem Bericht als einem Beitrag
zur Behandlung auf dem Dialog auf hoher Ebene;

23. erklärt erneut, dass aus dem Dialog auf hoher Ebene
eine Zusammenfassung des Vorsitzenden hervorgehen wird,
die unter den Mitgliedstaaten, den Beobachtern, den Organi-
sationen der Vereinten Nationen und anderen in Betracht kom-
menden Organisationen weit verbreitet wird;

24. ersucht den Generalsekretär, eine Mitteilung über
den Arbeitsplan des Dialogs auf hoher Ebene auszuarbeiten;
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25. erinnert daran, dass sie den Generalsekretär ersucht
hat, der Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Ta-
gung einen Bericht über die Durchführung der Resolution
59/241 vorzulegen;

26. beschließt, den Unterpunkt "Internationale Migration
und Entwicklung" in die vorläufige Tagesordnung ihrer ein-
undsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/228

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/491/Add.1, Ziff. 13) 305.

60/228. Dritte Konferenz der Vereinten Nationen über die
am wenigsten entwickelten Länder: Tagung auf
hoher Ebene zur umfassenden globalen Halbzeit-
überprüfung der Durchführung des Aktionspro-
gramms für die am wenigsten entwickelten Län-
der für die Dekade 2001-2010

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 55/279 vom 12. Juli
2001, in der sie sich die Erklärung von Brüssel306 und das Ak-
tionsprogramm für die am wenigsten entwickelten Länder für
die Dekade 2001-2010307 zu eigen machte, und auf ihre Reso-
lutionen 57/276 vom 20. Dezember 2002, 58/228 vom 23. De-
zember 2003 und 59/244 vom 22. Dezember 2004 über die
Dritte Konferenz der Vereinten Nationen über die am wenig-
sten entwickelten Länder,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 57/270 B vom
23. Juni 2003 über die integrierte und koordinierte Umsetzung
und Weiterverfolgung der Ergebnisse der großen Konferenzen
und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und
Sozialbereich,

in Bekräftigung ihrer Resolution 55/2 vom 8. September
2000, mit der sie die Millenniums-Erklärung der Vereinten
Nationen verabschiedete, insbesondere ihrer Ziffer 15, in der
sich die Staats- und Regierungschefs dazu verpflichteten, auf
die besonderen Bedürfnisse der am wenigsten entwickelten
Länder einzugehen,

in der Erkenntnis, wie wichtig es ist, die Fortschritte bei der
Erreichung der in dem Aktionsprogramm enthaltenen Ziele
und Zielvorgaben sowie der sonstigen international vereinbar-
ten Entwicklungsziele, einschließlich der in der Millenniums-
Erklärung enthaltenen Ziele, soweit sie auf die besonderen Be-
dürfnisse der am wenigsten entwickelten Länder eingehen, zu
überprüfen,

Kenntnis nehmend von der Ministererklärung des Ta-
gungsteils auf hoher Ebene der Arbeitstagung 2004 des Wirt-
schafts- und Sozialrats zum Thema "Mobilisierung von Res-

sourcen und förderliches Umfeld für die Armutsbekämpfung
im Kontext der Durchführung des Aktionsprogramms für die
am wenigsten entwickelten Länder für die Dekade 2001-
2010"308,

unter Hinweis auf Ziffer 5 ihrer Resolution 59/244, in der
sie beschloss, die umfassende globale Halbzeitüberprüfung
des Aktionsprogramms während ihrer einundsechzigsten Ta-
gung im Jahr 2006 durchzuführen, im Einklang mit Ziffer 114
des Aktionsprogramms, sowie unter Hinweis auf Ziffer 6 der-
selben Resolution, in der sie beschloss, auf ihrer sechzigsten
Tagung die Modalitäten für die Durchführung einer solchen
umfassenden Halbzeitüberprüfung zu behandeln,

Kenntnis nehmend von der Resolution 2005/44 des Wirt-
schafts- und Sozialrats vom 27. Juli 2005 über die Durchfüh-
rung des Aktionsprogramms für die am wenigsten entwickel-
ten Länder für die Dekade 2001-2010,

unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 2005309,

Kenntnis nehmend von dem jährlichen Fortschrittsbericht
des Generalsekretärs über die Durchführung des Aktionspro-
gramms für die am wenigsten entwickelten Länder für die De-
kade 2001-2010310,

1. bekräftigt die Entschlossenheit, den besonderen Be-
dürfnissen der am wenigsten entwickelten Länder Rechnung
zu tragen, und legt allen Ländern sowie allen zuständigen Or-
ganisationen des Systems der Vereinten Nationen, einschließ-
lich der Bretton-Woods-Institutionen, eindringlich nahe, kon-
zertierte Anstrengungen zu unternehmen und rasche Maßnah-
men zur fristgerechten Erreichung der Ziele und Vorgaben des
Brüsseler Aktionsprogramms für die am wenigsten entwickel-
ten Länder für die Dekade 2001-2010307 zu ergreifen; 

2. bekundet ihre tiefe Besorgnis über die unzureichende
Durchführung des Aktionsprogramms und betont, dass die
Schwachpunkte bei seiner Durchführung angegangen werden
müssen; 

3. betont, dass es nur dann zu Fortschritten bei der
Durchführung des Aktionsprogramms kommen wird, wenn
die nationalen Politiken und Prioritäten zu Gunsten des Wirt-
schaftswachstums und der nachhaltigen Entwicklung der am
wenigsten entwickelten Länder wirksam umgesetzt werden
und wenn diese Länder und ihre Entwicklungspartner eine
starke und entschlossene Partnerschaft eingehen;

4. ersucht den Generalsekretär erneut, auf Sekretari-
atsebene für die umfassende Mobilisierung und Koordinie-
rung aller Teile des Systems der Vereinten Nationen zu sorgen,
um die koordinierte Durchführung des Aktionsprogramms so-
wie seine kohärente Weiterverfolgung auf nationaler, subre-
gionaler, regionaler und globaler Ebene zu erleichtern, und er-
sucht den Generalsekretär in diesem Zusammenhang, die

305 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Jamaika (im Namen der Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der 77 sind, sowie Chinas). 
306 A/CONF.191/13, Kap. I.
307 Ebd., Kap. II.

308 Official Records of the General Assembly, Fifty-ninth Session, Supple-
ment No. 3 (A/59/3/Rev.1), Kap. III, Ziff. 49.
309 Siehe Resolution 60/1.
310 A/60/81-E/2005/68.
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Gruppe der Vereinten Nationen für Entwicklungsfragen im
Einklang mit dem jeweiligen Mandat ihrer Mitglieder in die
koordinierte Durchführung des Aktionsprogramms einzubin-
den;

5. beschließt, am 19. und 20. September 2006 in New
York eine Tagung auf hoher Ebene zur umfassenden globalen
Halbzeitüberprüfung der Durchführung des Aktionspro-
gramms für die am wenigsten entwickelten Länder für die De-
kade 2001-2010 abzuhalten, deren Vorsitz der Präsident der
Generalversammlung führen wird;

6. beschließt außerdem, während der sechzigsten Ta-
gung der Generalversammlung, vorzugsweise am 4., 5. und
6. September 2006, eine dreitägige Sachverständigentagung
zur Vorbereitung der umfassenden globalen Halbzeitüberprü-
fung abzuhalten, auf der gegebenenfalls Maßnahmen vorge-
schlagen werden sollen, um den Prozess der Durchführung des
Aktionsprogramms voranzubringen;

7. betont, dass die umfassende globale Halbzeitüber-
prüfung die Fortschritte bei der Erfüllung der Verpflichtungen
bewerten und Gelegenheit bieten soll, die auf der Dritten Kon-
ferenz der Vereinten Nationen über die am wenigsten entwik-
kelten Länder vereinbarten Ziele und Zielvorgaben zu bekräf-
tigen, die besten Verfahrensweisen und die gewonnenen Er-
kenntnisse auszutauschen, die angetroffenen Hindernisse und
Zwänge, die Maßnahmen und Initiativen zu ihrer Überwin-
dung sowie wichtige Maßnahmen zur weiteren Durchführung
des Aktionsprogramms ebenso wie neue Herausforderungen
und Themen aufzuzeigen;

8. ersucht den Generalsekretär, eine Mitteilung über die
organisatorischen Aspekte der Tagung auf hoher Ebene zur
Behandlung durch die Mitgliedstaaten auszuarbeiten;

9. ersucht die Regionalkommissionen, die am wenig-
sten entwickelten Länder dabei zu unterstützen, zur Vorberei-
tung der umfassenden globalen Halbzeitüberprüfung durch die
Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung im
Jahr 2006 regionale Überprüfungen der Durchführung des Ak-
tionsprogramms in ihrer jeweiligen Region vorzunehmen; 

10. betont, dass die umfassende globale Halbzeitüber-
prüfung der Durchführung des Aktionsprogramms von beson-
derer Bedeutung ist, weil sie der internationalen Gemein-
schaft, insbesondere den am wenigsten entwickelten Ländern
und ihren Entwicklungspartnern, die Gelegenheit zur Erörte-
rung der Durchführung des Aktionsprogramms gibt, mit dem
Ziel, den am wenigsten entwickelten Ländern eine Unterstüt-
zung auf allen Gebieten zuzusichern, um so die fristgerechte,
wirksame und vollständige Durchführung des Aktionspro-
gramms in den verbleibenden Jahren der Dekade zu gewähr-
leisten; 

11. ersucht die Organe, Organisationen, Fonds und Pro-
gramme des Systems der Vereinten Nationen, in ihrem jewei-
ligen Zuständigkeitsbereich sektorale Bewertungen der
Durchführung des Aktionsprogramms vorzunehmen, mit be-
sonderem Gewicht auf den Bereichen, in denen die Durchfüh-
rung bislang unzureichend war, und als weiteren Beitrag zur
Vorbereitung der umfassenden globalen Halbzeitüberprüfung

möglicherweise erforderliche neue Maßnahmen vorzuschla-
gen, und erklärt in diesem Zusammenhang, dass entsprechen-
de interinstitutionelle Tagungen einberufen werden sollen, um
die umfassende Mobilisierung und Koordinierung des gesam-
ten Systems der Vereinten Nationen, einschließlich der Bret-
ton-Woods-Institutionen, sicherzustellen;

12. erkennt an, wie wichtig der Beitrag zivilgesellschaft-
licher Akteure zum Vorbereitungsprozess ist, und ersucht in
dieser Hinsicht den Präsidenten der Generalversammlung, als
Beitrag zu der umfassenden globalen Halbzeitüberprüfung im
Rahmen der vorhandenen Mittel eintägige informelle interak-
tive Anhörungen mit Vertretern nichtstaatlicher Organisatio-
nen, zivilgesellschaftlicher Organisationen und des Privatsek-
tors in New York abzuhalten;

13. fordert alle Mitgliedstaaten auf, der Vorbereitung der
umfassenden globalen Halbzeitüberprüfung ein positives In-
teresse entgegenzubringen und sich auf der Plenartagung der
Halbzeitüberprüfung auf hoher Ebene vertreten zu lassen, da-
mit diese ein Erfolg wird; 

14. betont, wie wichtig die Vorbereitungen auf Landes-
ebene als grundlegender Beitrag zum Vorbereitungsprozess
für die umfassende globale Halbzeitüberprüfung und zur Um-
setzung und Weiterverfolgung ihrer Ergebnisse sind, und for-
dert in diesem Zusammenhang die am wenigsten entwickelten
Länder auf, bei ihren nationalen Überprüfungen der Durchfüh-
rung des Aktionsprogramms besondere Aufmerksamkeit auf
die Fortschritte, Hindernisse und Zwänge sowie auf die zur
Förderung seiner Durchführung erforderlichen Aktionen und
Maßnahmen zu richten; 

15. ersucht den Administrator des Entwicklungspro-
gramms der Vereinten Nationen in seiner Eigenschaft als Vor-
sitzender der Gruppe der Vereinten Nationen für Entwick-
lungsfragen, dafür Sorge zu tragen, dass sich die residierenden
Koordinatoren der Vereinten Nationen und die Landesteams in
den am wenigsten entwickelten Ländern in vollem Umfang an
den Vorbereitungen für die umfassende globale Halbzeitüber-
prüfung beteiligen, insbesondere auf Landesebene, nament-
lich an der Erstellung der Staatenberichte;

16. ersucht den Generalsekretär, rechtzeitig zur umfas-
senden globalen Halbzeitüberprüfung einen umfassenden Be-
richt vorzulegen; 

17. erklärt erneut, wie entscheidend wichtig die volle
und wirksame Teilnahme der am wenigsten entwickelten Län-
der an der umfassenden globalen Halbzeitüberprüfung des Ak-
tionsprogramms auf nationaler, regionaler und globaler Ebene
ist, unterstreicht, dass ausreichende Mittel bereitgestellt wer-
den sollen und ersucht in dieser Hinsicht den Generalsekretär,
außerplanmäßige Mittel zu mobilisieren, damit die Kosten für
die Teilnahme von zwei Regierungsvertretern aus jedem der
am wenigsten entwickelten Länder an dem Prozess der Tagung
auf hoher Ebene zur umfassenden globalen Halbzeitüberprü-
fung gedeckt werden können;

18. begrüßt die von dem Entwicklungsprogramm der
Vereinten Nationen und der Handels- und Entwicklungskon-
ferenz der Vereinten Nationen bereits abgegebenen Zusagen
zur Unterstützung des Vorbereitungsprozesses und fordert die
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Mitgliedstaaten auf und bittet die anderen multilateralen Ent-
wicklungspartner, die zwischenstaatlichen und nichtstaat-
lichen Organisationen und den Privatsektor, freiwillige Bei-
träge an den vom Generalsekretär gemäß Resolution 59/244
eingerichteten Treuhandfonds zu entrichten;

19. ersucht den Generalsekretär, mit Hilfe der interes-
sierten Organisationen und Organe des Systems der Vereinten
Nationen, namentlich auch der Sekretariats-Hauptabteilung

Presse und Information, das Notwendige zu tun, um die Infor-
mationstätigkeit und andere diesbezügliche Initiativen dieser
Stellen zu verstärken, mit dem Ziel, die umfassende globale
Halbzeitüberprüfung stärker ins Bewusstsein der Öffentlich-
keit zu rücken;

20. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Be-
richt über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen. 
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RESOLUTION 60/127

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/499, Ziff. 17)1.

60/127. Erweiterung des Exekutivausschusses des Pro-
gramms des Hohen Flüchtlingskommissars der
Vereinten Nationen

Die Generalversammlung,

Kenntnis nehmend von den Beschlüssen 2005/243 und
2005/314 des Wirtschafts- und Sozialrats vom 22. Juli bezie-
hungsweise 21. Oktober 2005 betreffend die Erweiterung des
Exekutivausschusses des Programms des Hohen Flüchtlings-
kommissars der Vereinten Nationen,

sowie Kenntnis nehmend von den die Erweiterung des Exe-
kutivausschusses betreffenden Anträgen in dem vom 8. März
2005 datierten und an den Generalsekretär gerichteten Schrei-
ben des Ständigen Vertreters Jordaniens bei den Vereinten Na-
tionen2 sowie von dem vom 12. September 2005 datierten und
an den Generalsekretär gerichteten Schreiben des Ständigen
Vertreters Portugals bei den Vereinten Nationen3,

1. beschließt, die Zahl der Mitglieder des Exekutivaus-
schusses des Programms des Hohen Flüchtlingskommissars
der Vereinten Nationen von achtundsechzig auf siebzig Staa-
ten zu erhöhen;

2. ersucht den Wirtschafts- und Sozialrat, die zusätzli-
chen Mitglieder auf seiner wiederaufgenommenen Organisa-
tionstagung 2006 zu wählen.

RESOLUTION 60/128

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/499, Ziff. 17)4.

60/128. Hilfe für Flüchtlinge, Rückkehrer und Vertriebe-
ne in Afrika

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/172 vom 20. Dezem-
ber 2004,

sowie unter Hinweis auf das Übereinkommen der Organi-
sation der afrikanischen Einheit von 1969 zur Regelung der
spezifischen Aspekte der Flüchtlingsprobleme in Afrika5 und

die Afrikanische Charta der Menschenrechte und Rechte der
Völker6,

erneut erklärend, dass das Abkommen von 1951 über die
Rechtsstellung der Flüchtlinge7 zusammen mit dem dazuge-
hörigen Protokoll von 19678, ergänzt durch das Übereinkom-
men der Organisation der afrikanischen Einheit von 1969,
auch weiterhin die Grundlage des Regimes für den internatio-
nalen Rechtsschutz der Flüchtlinge in Afrika bildet,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs9 sowie von dem Bericht des Hohen Flüchtlingskommis-
sars der Vereinten Nationen10;

2. stellt fest, dass die afrikanischen Staaten entschlossen
gegen die tieferen Ursachen aller Formen der Vertreibung in
Afrika vorgehen und auf dem gesamten afrikanischen Konti-
nent Frieden, Stabilität und Wohlstand fördern müssen, um
Flüchtlingsbewegungen vorzubeugen;

3. stellt mit großer Besorgnis fest, dass die Lage der
Flüchtlinge und Vertriebenen in Afrika trotz aller Anstrengun-
gen, die die Vereinten Nationen, die Afrikanische Union und
andere bisher unternommen haben, nach wie vor prekär ist,
und fordert eingedenk dessen, dass bewaffnete Konflikte eine
der Hauptursachen von Vertreibung in Afrika sind, die Staaten
und sonstige an bewaffneten Konflikten beteiligte Parteien
auf, Buchstaben und Geist des humanitären Völkerrechts ge-
nauestens zu befolgen;

4. begrüßt den Beschluss EX.CL/Dec.197 (VII) über
die Lage der Flüchtlinge, Rückkehrer und Vertriebenen in
Afrika, der vom Exekutivrat der Afrikanischen Union auf sei-
ner vom 28. Juni bis 2. Juli 2005 in Sirte (Libysch-Arabische
Dschamahirija) abgehaltenen siebenten ordentlichen Tagung
verabschiedet wurde11;

5. spricht dem Amt des Hohen Flüchtlingskommissars
der Vereinten Nationen ihre Anerkennung aus für die Füh-
rungskompetenz, die es unter Beweis gestellt hat, und würdigt
das Amt für die kontinuierlichen Bemühungen, die es mit Un-
terstützung der internationalen Gemeinschaft unternimmt, um
afrikanischen Asylländern Beistand zu leisten und den Flücht-
lingen, Rückkehrern und Vertriebenen in Afrika den Schutz
und die Hilfe zu gewähren, die sie benötigen;

6. ist sich dessen bewusst, dass unter den Flüchtlingen,
Rückkehrern und Binnenvertriebenen Frauen und Kinder die
Mehrheit der von einem Konflikt betroffenen Bevölkerung
ausmachen und dass sie die Hauptopfer von Greueltaten und
anderen Konfliktfolgen sind, und fordert die Staaten auf, die

1 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Andorra, Benin, Jordanien, Portugal, Südafrika
und Timor-Leste.
2 E/2005/46.
3 E/2005/93.
4 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Andorra, Aserbaidschan, Belgien, Dänemark,
Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Finnland,
Frankreich, Griechenland, Indonesien, Irland, Island, Italien, Japan, Ka-
nada, Kroatien, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Niederlande, Nigeria
(im Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder
der Gruppe der afrikanischen Staaten sind), Norwegen, Österreich, Polen,
Portugal, Schweden, Slowenien, Tschechische Republik, Ungarn, Verei-
nigtes Königreich Großbritannien und Nordirland und Zypern.
5 United Nations, Treaty Series, Vol. 1001, Nr. 14691. 

6 Ebd., Vol. 1520, Nr. 26363. 
7 Ebd., Vol. 189, Nr. 2545. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1953 II S. 559;
LGBl. 1956 Nr. 15; öBGBl. Nr. 55/1955; AS 1955 443.
8 Ebd., Vol. 606, Nr. 8791. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1969 II
S. 1293; LGBl. 1986 Nr. 75; öBGBl. Nr. 78/1974; AS 1968 1189.
9 A/60/293.
10 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 12 (A/60/12). 
11 Siehe African Union, Dokument EX.CL/Dec.192-235 (VII).
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Menschenrechte aller Flüchtlinge und anderen unter ihrer Ob-
hut stehenden Personen zu fördern und zu schützen, mit be-
sonderer Aufmerksamkeit für diejenigen mit besonderen Be-
dürfnissen, und ihre Schutzmaßnahmen dementsprechend
auszugestalten;

7. erklärt erneut, wie wichtig die volle und wirksame
Anwendung von Normen und Verfahren ist, einschließlich des
in Resolution 1612 (2005) des Sicherheitsrats vom 26. Juli
2005 beschriebenen Überwachungs- und Berichterstattungs-
mechanismus, um den spezifischen Schutzbedürfnissen von
Flüchtlingen im Kindes- und Jugendalter besser gerecht zu
werden und ihre Rechte zu wahren sowie insbesondere sicher-
zustellen, dass unbegleiteten und von ihren Familien getrenn-
ten Kindern und von bewaffneten Konflikten betroffenen Kin-
dern, einschließlich ehemaliger Kindersoldaten in Flücht-
lingssituationen, angemessene Aufmerksamkeit zuteil wird,
auch im Kontext von Maßnahmen zur freiwilligen Rückfüh-
rung und Wiedereingliederung;

8. ist sich dessen bewusst, wie wichtig frühzeitig grei-
fende und wirksame Registrierungs- und Zensussysteme als
Mittel zur Gewährleistung des Schutzes, zur Quantifizierung
und Evaluierung des Bedarfs an humanitärer Hilfe im Hinblick
auf ihre Bereitstellung und Verteilung und zur Verwirklichung
geeigneter Dauerlösungen sind;

9. erinnert an die vom Exekutivausschuss des Pro-
gramms des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Na-
tionen auf seiner zweiundfünfzigsten Tagung verabschiedete
Schlussfolgerung betreffend die Registrierung von Flüchtlin-
gen und Asylsuchenden12, stellt fest, dass Flüchtlinge und
Asylsuchende, die weiter über keinerlei Dokumentation zur
Belegung ihres Status verfügen, vielfältigen Drangsalierungen
ausgesetzt sind, erinnert daran, dass die Staaten gehalten sind,
in ihrem Hoheitsgebiet befindliche Flüchtlinge zu registrieren,
verweist in diesem Zusammenhang erneut auf die zentrale
Rolle, die einer von Schutzüberlegungen geleiteten, frühzeiti-
gen und wirksamen Registrierung und Ausstellung von Doku-
menten bei der Verstärkung des Schutzes und der Unterstüt-
zung der Bemühungen um dauerhafte Lösungen zukommt,
und fordert das Amt des Hohen Kommissars auf, den Staaten
gegebenenfalls bei der Durchführung dieses Verfahrens be-
hilflich zu sein, falls sie nicht in der Lage sind, die in ihrem Ho-
heitsgebiet befindlichen Flüchtlinge zu registrieren;

10. fordert die internationale Gemeinschaft, einschließ-
lich der Staaten sowie des Amtes des Hohen Kommissars und
anderer zuständiger Organisationen der Vereinten Nationen,
auf, im Rahmen ihres jeweiligen Mandats konkrete Maßnah-
men zu treffen, um dem Schutz- und Hilfebedarf der Flücht-
linge, Rückkehrer und Vertriebenen gerecht zu werden, und
großzügige Beiträge zu den Projekten und Programmen zu lei-
sten, die auf die Linderung ihrer Not und die Erleichterung von
Dauerlösungen für Flüchtlinge und Vertriebene abzielen;

11. bekräftigt, wie wichtig es ist, Flüchtlingen rechtzeitig
und in ausreichendem Maße Hilfe und Schutz zu gewähren,
bekräftigt außerdem, dass Hilfe und Schutz einander verstär-
ken und dass unzureichende materielle Hilfe und Nahrungs-
mittelknappheit den Schutz untergraben, stellt fest, wie wich-
tig ein die Rechte und die Gemeinschaft in den Mittelpunkt
stellender Ansatz für die konstruktive Einbeziehung der ein-
zelnen Flüchtlinge und ihrer Gemeinschaften ist, wenn es dar-
um geht, einen fairen und ausgewogenen Zugang zu Nah-
rungsmitteln und anderen Formen materieller Hilfe herbeizu-
führen, und bekundet in dieser Hinsicht ihre Besorgnis über Si-
tuationen, in denen die Mindestnormen für die Hilfe nicht
eingehalten werden, namentlich solche, in denen noch keine
ausreichenden Bedarfsermittlungen durchgeführt wurden;

12. bekräftigt außerdem, dass die internationale Solida-
rität unter Beteiligung aller Mitglieder der internationalen Ge-
meinschaft die Staaten in der Wahrnehmung ihrer Schutzver-
antwortung bestärkt und dass das Regime für den Rechtsschutz
der Flüchtlinge durch eine engagierte internationale Zusam-
menarbeit im Geiste der Solidarität und der Lasten- und Auf-
gabenteilung zwischen allen Staaten verbessert wird; 

13. bekräftigt ferner, dass es in erster Linie Aufgabe der
Aufnahmestaaten ist, den zivilen und humanitären Charakter
des Asyls sicherzustellen, und fordert die Staaten auf, in Zu-
sammenarbeit mit den internationalen Organisationen im Rah-
men ihres Mandats alles Erforderliche zu tun, um die Achtung
der Grundsätze des Flüchtlingsschutzes zu gewährleisten, und
insbesondere dafür zu sorgen, dass der zivile und humanitäre
Charakter der Flüchtlingslager durch die Anwesenheit oder die
Aktivitäten bewaffneter Elemente nicht in Frage gestellt oder
für Zwecke benutzt wird, die mit dem zivilen Charakter dieser
Lager nicht vereinbar sind;

14. verurteilt alle Handlungen, die die persönliche Si-
cherheit und das Wohl von Flüchtlingen und Asylsuchenden
bedrohen, wie beispielsweise Zurückweisung, rechtswidrige
Ausweisung und tätliche Angriffe, fordert alle Zufluchtsstaa-
ten auf, gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit internationalen
Organisationen alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen,
um die Einhaltung der Grundsätze des Flüchtlingsschutzes,
einschließlich der humanen Behandlung von Asylsuchenden,
zu gewährleisten, nimmt mit Interesse davon Kenntnis, dass
der Hohe Kommissar weitere Schritte zur Förderung der Er-
arbeitung von Maßnahmen unternommen hat, die den zivilen
und humanitären Charakter des Asyls besser gewährleisten
sollen, und legt dem Hohen Kommissar nahe, diese Anstren-
gungen im Benehmen mit den Staaten und anderen zuständi-
gen Akteuren fortzusetzen;

15. bedauert die anhaltende Gewalt und Unsicherheit,
die eine ständige Bedrohung der Sicherheit der Bediensteten
des Amtes des Hohen Kommissars und anderer humanitärer
Organisationen darstellen und das Amt bei der wirksamen Er-
füllung seines Mandats behindern und die Fähigkeit seiner
Durchführungspartner und des sonstigen humanitären Perso-
nals zur Wahrnehmung ihrer jeweiligen humanitären Aufga-
ben einschränken, fordert die Staaten, die Konfliktparteien und
alle weiteren maßgeblichen Akteure nachdrücklich auf, alles
Notwendige zu tun, um humanitäre Hilfsaktivitäten zu schüt-

12 Official Records of the General Assembly, Fifty-sixth Session, Supple-
ment No. 12A (A/56/12/Add.1), Kap. III, Abschn. B. 
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zen, Angriffe auf nationale und internationale humanitäre Hel-
fer und deren Entführung zu verhindern und die Sicherheit der
Mitarbeiter und des Eigentums des Amtes und aller humani-
tären Organisationen, die Aufgaben im Auftrag des Amtes er-
füllen, zu gewährleisten, und fordert die Staaten auf, an huma-
nitärem Personal begangene Verbrechen in vollem Umfang zu
untersuchen und die für derartige Verbrechen Verantwortli-
chen vor Gericht zu stellen; 

16. fordert das Amt des Hohen Kommissars, die Afrika-
nische Union, die subregionalen Organisationen und alle afri-
kanischen Staaten auf, gemeinsam mit den Organisationen des
Systems der Vereinten Nationen, zwischenstaatlichen und
nichtstaatlichen Organisationen und der internationalen Ge-
meinschaft die bestehenden Partnerschaften zur Unterstützung
des Systems für den internationalen Rechtsschutz der Flücht-
linge zu stärken und neu zu beleben beziehungsweise neue
Partnerschaften aufzubauen, nimmt mit Interesse Kenntnis
von den Ergebnissen der Überprüfung der humanitären Maß-
nahmen13, begrüßt die Vorschläge des Generalsekretärs und
der Generalversammlung zur Stärkung des humanitären Sy-
stems der Vereinten Nationen und nimmt Kenntnis von den
Beratungen des Ständigen interinstitutionellen Ausschusses
mit dem Ziel, die Überprüfung der humanitären Maßnahmen
weiterzuverfolgen und bei der Reaktion auf humanitäre Not-
lagen für größere Kohärenz zu sorgen;

17. fordert das Amt des Hohen Kommissars, die interna-
tionale Gemeinschaft und andere in Betracht kommende Stel-
len auf, die afrikanischen Regierungen durch geeignete Maß-
nahmen zum Kapazitätsaufbau verstärkt zu unterstützen, so
auch durch die Ausbildung zuständiger Beamter, die Verbrei-
tung von Informationen über Flüchtlinge betreffende Rechts-
instrumente und Grundsätze, die Bereitstellung von Finanz-,
Fach- und Beratenden Diensten zur Beschleunigung des Er-
lasses beziehungsweise der Änderung und Anwendung der
Flüchtlinge betreffenden Rechtsvorschriften, die Stärkung
von Notfallmaßnahmen und die Erweiterung der Kapazitäten
zur Koordinierung humanitärer Maßnahmen;

18. bekräftigt das Recht auf Rückkehr sowie den Grund-
satz der freiwilligen Rückführung, appelliert an die Herkunfts-
und die Asylländer, Bedingungen zu schaffen, die der freiwil-
ligen Rückführung förderlich sind, erkennt an, dass die frei-
willige Rückführung zwar nach wie vor die vorrangige Lösung
ist, dass jedoch die Integration im Asylland und die Neuan-
siedlung in einem Drittland, soweit angemessen und durch-
führbar, ebenfalls tragfähige Alternativen zur Bewältigung der
Situation afrikanischer Flüchtlinge sein können, die wegen der
in ihrem jeweiligen Herkunftsland herrschenden Bedingungen
nicht dorthin zurückkehren können, und begrüßt in dieser Hin-
sicht die vom Exekutivausschuss des Programms des Hohen
Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen auf seiner
sechsundfünfzigsten Tagung verabschiedete Schlussfolge-
rung betreffend die Integration im Asylland14;

19. bekräftigt außerdem, dass die freiwillige Rückfüh-
rung nicht unbedingt von der Herbeiführung politischer Lö-
sungen im Herkunftsland abhängig gemacht werden sollte, um
die Ausübung des Rechts der Flüchtlinge auf Rückkehr nicht
zu behindern, und erkennt an, dass eine freiwillige Rückfüh-
rung und Wiedereingliederung normalerweise nur dann statt-
findet, wenn die im Herkunftsland herrschenden Bedingungen
es zulassen und insbesondere wenn die freiwillige Rückfüh-
rung in Sicherheit und Würde vollzogen werden kann;

20. begrüßt die durch den Hohen Kommissar in Zusam-
menarbeit mit anderen Organisationen der Vereinten Nationen
und Entwicklungsakteuren vorgenommene Erarbeitung des
Rahmens zur Förderung von Dauerlösungen, insbesondere in
seit langem bestehenden Flüchtlingssituationen, der auch den
viergliedrigen Ansatz für eine dauerhafte Rückkehr (Rückfüh-
rung, Wiedereingliederung, Rehabilitation und Wiederauf-
bau) umfasst;

21. fordert die internationale Gebergemeinschaft auf,
nach Bedarf finanzielle und materielle Hilfe bereitzustellen,
die im Einvernehmen mit den Aufnahmeländern und in Über-
einstimmung mit humanitären Zielen die Durchführung ge-
meinwesengestützter Entwicklungsprogramme ermöglicht,
die sowohl den Flüchtlingen als auch den Aufnahmegesell-
schaften zugute kommen, und erkennt an, dass eine von An-
fang an unternommene Förderung der Eigenständigkeit der
Flüchtlinge gegebenenfalls auch zu einer stärkeren Eigenstän-
digkeit der Flüchtlingsgemeinschaften beitragen wird, mit ent-
sprechender Unterstützung seitens der internationalen Ge-
meinschaft für das Aufnahmeland und die dort lebenden
Flüchtlinge;

22. appelliert an die internationale Gemeinschaft, im
Geiste der Solidarität und der Lasten- und Aufgabenteilung
dem Bedarf afrikanischer Flüchtlinge an Neuansiedlungsmög-
lichkeiten in Drittländern zu entsprechen, stellt in diesem Zu-
sammenhang fest, wie wichtig es ist, als Teil der auf spezifi-
sche Flüchtlingssituationen zugeschnittenen umfassenden
Antwortmaßnahmen die Neuansiedlung strategisch einzuset-
zen, und ermutigt zu diesem Zweck die interessierten Staaten,
das Amt des Hohen Kommissars und andere in Betracht kom-
mende Partner, nach Bedarf von den Multilateralen Rahmen-
leitlinien für Neuansiedlungen15 umfassend Gebrauch zu ma-
chen;

23. fordert die internationale Gebergemeinschaft auf,
materielle und finanzielle Hilfe für die Durchführung von Pro-
grammen zur Sanierung der von der Anwesenheit von Flücht-
lingen in Asylländern betroffenen Umwelt und Infrastruktur
bereitzustellen;

24. fordert die internationale Gemeinschaft nachdrück-
lich auf, im Geiste der internationalen Solidarität und der La-
stenteilung die Flüchtlingsprogramme des Amtes des Hohen
Kommissars auch weiterhin großzügig zu finanzieren und un-
ter Berücksichtigung des unter anderem auf Grund der Rück-

13 Siehe Office for the Coordination of Humanitarian Affairs, Humanita-
rian Response Review (New York und Genf, 2005). 
14 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 12A (A/60/12/Add.1), Kap. III, Abschn. C. 15 In Englisch verfügbar unter http://www.unhcr.org.
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führungsmöglichkeiten stark angestiegenen Bedarfs der Pro-
gramme in Afrika dafür zu sorgen, dass Afrika einen fairen und
ausgewogenen Anteil an den für Flüchtlinge bestimmten Res-
sourcen erhält;

25. legt dem Amt des Hohen Kommissars und den inter-
essierten Staaten nahe, seit langem bestehende Flüchtlingssi-
tuationen zu ermitteln, die sich für eine Lösung durch die Aus-
arbeitung konkreter, multilateraler, umfassender und prakti-
scher Ansätze zur Überwindung solcher Flüchtlingssituatio-
nen eignen, namentlich durch die Verbesserung der
internationalen Lasten- und Aufgabenteilung und der Ver-
wirklichung von Dauerlösungen innerhalb eines multilatera-
len Kontexts;

26. bekundet ihre tiefe Besorgnis über die Not der Bin-
nenvertriebenen in Afrika, fordert die Staaten auf, durch kon-
krete Maßnahmen der Binnenvertreibung vorzubeugen und
den Binnenvertriebenen den Schutz und die Hilfe zu gewäh-
ren, die sie benötigen, verweist in dieser Hinsicht auf die Leit-
grundsätze betreffend Binnenvertreibungen16 und legt dem
Amt des Hohen Kommissars nahe, unbeschadet seines Kern-
mandats, Flüchtlingen Schutz und Hilfe zu gewähren, gemein-
sam mit anderen in Betracht kommenden Akteuren weiter die
Möglichkeit zu erkunden, Koordinierungsaufgaben in The-
menbereichen wie Schutz von Binnenvertriebenen, Lagerma-
nagement und Bereitstellung von Unterkünften in Konfliktsi-
tuationen zu übernehmen, als Teil umfassenderer Koordinie-
rungsbemühungen der Vereinten Nationen zur Unterstützung
ihrer humanitären Koordinatoren;

27. bittet den Beauftragten des Generalsekretärs für die
Menschenrechte der Binnenvertriebenen, seinen laufenden
Dialog mit den Mitgliedstaaten und den zuständigen zwi-
schenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen im Ein-
klang mit seinem Mandat fortzusetzen und im Rahmen seiner
Berichte an die Menschenrechtskommission und die General-
versammlung darüber zu informieren;

28. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung unter voller Berück-
sichtigung der von den Asylländern unternommenen Anstren-
gungen unter dem Punkt "Bericht des Hohen Flüchtlingskom-
missars der Vereinten Nationen: Flüchtlings-, Rückkehrer-
und Vertriebenenfragen sowie humanitäre Fragen" einen um-
fassenden Bericht über die Hilfe für Flüchtlinge, Rückkehrer
und Vertriebene in Afrika vorzulegen und dem Wirtschafts-
und Sozialrat auf seiner Arbeitstagung 2006 mündlich Bericht
zu erstatten.

RESOLUTION 60/129

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/499, Ziff. 17)17.

60/129. Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Ver-
einten Nationen

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Hohen Flüchtlingskom-
missars der Vereinten Nationen über die Tätigkeit seines Am-
tes18, des Berichts des Exekutivausschusses des Programms
des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen
über seine sechsundfünfzigste Tagung19 und der darin enthal-
tenen Schlussfolgerungen und Beschlüsse,

unter Hinweis auf ihre früheren, seit der Einrichtung des
Amtes des Hohen Flüchtlingskommissars durch die General-
versammlung jährlich verabschiedeten Resolutionen über sei-
ne Tätigkeit,

mit dem Ausdruck ihrer Anerkennung für die Führungs-
kompetenz, die der Hohe Kommissar unter Beweis gestellt hat,
mit Lob für die Kompetenz, den Mut und die Einsatzbereit-
schaft, die die Mitarbeiter und Durchführungspartner des Am-
tes des Hohen Kommissars bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben beweisen, sowie unter Betonung ihrer nachdrücklichen
Verurteilung aller Formen der Gewalt, denen das humanitäre
Personal, das Personal der Vereinten Nationen sowie das bei-
geordnete Personal in zunehmendem Maße ausgesetzt sind,

1. billigt den Bericht des Exekutivausschusses des Pro-
gramms des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Na-
tionen über seine sechsundfünfzigste Tagung19;

16 E/CN.4/1998/53/Add.2, Anhang.

17 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, An-
dorra, Angola, Antigua und Barbuda, Argentinien, Armenien, Äthiopien,
Australien, Bahamas, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bolivi-
en, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Bu-
rundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische
Republik Kongo, Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti,
Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador,
Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Georgien, Ghana, Grie-
chenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Honduras, Indonesien, Irland, Is-
land, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jordanien, Kamerun, Kanada, Kap
Verde, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Lett-
land, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Mali,
Malta, Marokko, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Mona-
co, Namibia, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen,
Österreich, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Polen, Portugal, Republik
Korea, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, Sa-
lomonen, Sambia, Samoa, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und
Montenegro, Simbabwe, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka,
St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika,
Sudan, Suriname, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Tschechische
Republik, Tunesien, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigte Re-
publik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland,
Vereinigte Staaten von Amerika, Zentralafrikanische Republik und Zy-
pern.
18 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 12 (A/60/12).
19 Ebd., Supplement No. 12A (A/60/12/Add.1).



V.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Dritten Ausschusses

337

2. begrüßt die vom Amt des Hohen Flüchtlingskommis-
sars der Vereinten Nationen und seinem Exekutivausschuss im
Laufe des Jahres geleistete wichtige Arbeit und nimmt in die-
sem Zusammenhang Kenntnis von der Verabschiedung der
allgemeinen Schlussfolgerung über internationalen Schutz,
der Schlussfolgerung über die Gewährung von internationa-
lem Schutz, einschließlich durch ergänzende Schutzformen,
und der Schlussfolgerung über die Integration im Asylland20,
die das Regime für internationalen Schutz im Einklang mit der
Agenda für den Flüchtlingsschutz21 stärken und den Regierun-
gen helfen sollen, ihren Schutzaufgaben in dem sich wandeln-
den internationalen Umfeld von heute nachzukommen;

3. bekräftigt, dass das Abkommen von 1951 über die
Rechtsstellung der Flüchtlinge22 und das dazugehörige Proto-
koll von 196723 weiterhin die Grundlage des Regimes für den
internationalen Rechtsschutz der Flüchtlinge bilden, erkennt
an, wie wichtig ihre vollinhaltliche und wirksame Anwendung
durch die Vertragsstaaten ist, ebenso wie die in ihnen veran-
kerten Werte, stellt mit Befriedigung fest, dass inzwischen ein-
hundertsechsundvierzig Staaten Vertragsstaaten eines oder
beider Rechtsakte sind, ermutigt die Staaten, die keine Ver-
tragsstaaten sind, den Beitritt zu diesen Rechtsakten zu erwä-
gen, unterstreicht insbesondere, wie wichtig die uneinge-
schränkte Achtung des Grundsatzes der Nichtzurückweisung
ist, und erkennt an, dass sich einige Staaten, die nicht Vertrags-
staaten der internationalen Rechtsakte zu Flüchtlingsfragen
sind, bei der Aufnahme von Flüchtlingen großzügig gezeigt
haben;

4. nimmt davon Kenntnis, dass jetzt achtundfünfzig
Staaten Vertragsstaaten des Übereinkommens von 1954 über
die Rechtsstellung der Staatenlosen24 sind und dass dreißig
Staaten Vertragsstaaten des Übereinkommens von 1961 zur
Verminderung der Staatenlosigkeit25 sind, und ermutigt den
Hohen Kommissar, seine Tätigkeiten zu Gunsten der Staaten-
losen fortzusetzen;

5. nimmt mit Interesse Kenntnis von dem Aktionsplan
von Mexiko zur Stärkung des internationalen Rechtsschutzes
der Flüchtlinge in Lateinamerika, der von den Teilnehmerstaa-
ten der am 15. und 16. November 2004 in Mexiko-Stadt abge-
haltenen Tagung zur Begehung des zwanzigsten Jahrestags der
Erklärung von Cartagena über Flüchtlinge unterstützt wurde26,
und bekundet ihre Unterstützung für die Anstrengungen, die
interessierte Staaten und das Amt des Hohen Kommissars un-

ternehmen, um die Durchführung des Aktionsplans in Zusam-
menarbeit mit der internationalen Gemeinschaft und mit ihrer
Hilfe zu fördern;

6. begrüßt den erfolgreichen Abschluss der Weiterver-
folgung der Genfer Konferenz von 1996 über die Problembe-
reiche Flüchtlinge, Vertriebene, Migration und Asylfragen in
den Ländern der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten und legt
den Staaten, dem Amt des Hohen Kommissars und anderen zu-
ständigen Akteuren nahe, auch weiterhin zusammenzuarbei-
ten und dabei auf den bislang im Rahmen des Konferenzpro-
zesses erzielten Erfolgen aufzubauen; 

7. betont erneut, dass die Verantwortung für den Schutz
von Flüchtlingen hauptsächlich bei den Staaten liegt, deren
volle und wirksame Zusammenarbeit, deren Tätigwerden und
deren politische Entschlossenheit gefordert sind, damit das
Amt des Hohen Kommissars seine mandatsmäßigen Aufgaben
erfüllen kann;

8. fordert alle Staaten und die zuständigen nichtstaatli-
chen und sonstigen Organisationen nachdrücklich auf, ge-
meinsam mit dem Amt des Hohen Kommissars und im Geiste
der internationalen Solidarität und der Lasten- und Aufgaben-
teilung zusammenzuarbeiten und Ressourcen zu mobilisieren,
um die Kapazitäten der Länder, die eine große Anzahl von
Flüchtlingen und Asylsuchenden aufgenommen haben, auszu-
bauen und ihre schwere Last zu erleichtern, und fordert das
Amt auf, auch weiterhin als Katalysator für die Mobilisierung
von Hilfe seitens der internationalen Gemeinschaft zu wirken,
um die tieferen Ursachen sowie die wirtschaftlichen, ökologi-
schen und sozialen Folgen der Präsenz großer Flüchtlingspo-
pulationen in Entwicklungsländern, vor allem in den am we-
nigsten entwickelten Ländern, sowie in Transformationslän-
dern anzugehen;

9. betont, dass der internationale Flüchtlingsschutz eine
dynamische, handlungsorientierte Aufgabe ist, die den Kern
des Mandats des Amtes des Hohen Kommissars ausmacht und
zu der in Zusammenarbeit mit Staaten und anderen Partnern
unter anderem die Förderung und Erleichterung der Zulas-
sung, Aufnahme und Versorgung von Flüchtlingen im Ein-
klang mit international vereinbarten Normen sowie die Ge-
währleistung von dauerhaften, schutzorientierten Lösungen
gehört, unter Berücksichtigung der besonderen Bedürfnisse
gefährdeter Gruppen und mit besonderer Aufmerksamkeit für
Gruppen mit spezifischen Bedürfnissen, und stellt in diesem
Zusammenhang fest, dass es sich bei der Bereitstellung inter-
nationalen Schutzes um einen personalintensiven Dienst han-
delt, der insbesondere auf Feldebene eine ausreichende Zahl
von Mitarbeitern erfordert, die über die entsprechenden Fach-
kenntnisse verfügen;

10. nimmt Kenntnis von den Tätigkeiten zur Erreichung
der Ziele der "Convention Plus"-Initiative27 und legt dem Ho-
hen Kommissar und den interessierten Staaten nahe, das inter-
nationale Schutzregime durch die Ausarbeitung spezifischer,

20 Ebd., Kap. III, Abschn. A-C. 
21 Ebd., Fifty-seventh Session, Supplement No. 12A (A/57/12/Add.1), An-
hang IV.
22 United Nations, Treaty Series, Vol. 189, Nr. 2545. Deutsche Überset-
zung: dBGBl. 1953 II S. 559; LGBl. 1956 Nr. 15; öBGBl. Nr. 55/1955;
AS 1955 443.
23 Ebd., Vol. 606, Nr. 8791. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1969 II
S. 1293; LGBl. 1986 Nr. 75; öBGBl. Nr. 78/1974; AS 1968 1189.
24 Ebd., Vol. 360, Nr. 5158. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1976 II
S. 473; AS 1972 2320.
25 Ebd., Vol. 989, Nr. 14458. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1977 II
S. 597; öBGBl. Nr. 538/1974.
26 In Englisch verfügbar unter http://www.unhcr.org. 

27 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session,
Supplement No. 12 (A/60/12), Kap. III.
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multilateraler, umfassender und konkreter Ansätze zur Bewäl-
tigung von Flüchtlingssituationen zu stärken, wozu auch eine
bessere internationale Lasten- und Aufgabenteilung und die
Herbeiführung von Dauerlösungen innerhalb eines multilate-
ralen Kontexts gehören;

11. begrüßt die Fortschritte im Hinblick auf die Zahl der
neu angesiedelten Flüchtlinge und die Zahl der Staaten, die
Möglichkeiten für eine Neuansiedlung anbieten, stellt fest,
dass die Multilateralen Rahmenleitlinien für Neuansiedlun-
gen26 den strategischen Einsatz der Neuansiedlung als Teil ei-
nes umfassenden Ansatzes in Bezug auf Flüchtlingssituatio-
nen vorsehen, der das Ziel verfolgt, für eine höhere Zahl von
Flüchtlingen den Zugang zu Dauerlösungen zu verbessern,
und bittet die interessierten Staaten, das Amt des Hohen Kom-
missars und andere maßgebliche Partner, die Multilateralen
Rahmenleitlinien, soweit zweckmäßig und durchführbar, an-
zuwenden;

12. erinnert daran, wie wichtig funktionierende Partner-
schaften und eine wirksame Koordinierung sind, wenn es dar-
um geht, den Bedürfnissen von Flüchtlingen und sonstigen
Vertriebenen Rechnung zu tragen und Dauerlösungen zur Be-
wältigung ihrer Lage zu finden, begrüßt die derzeitigen Bemü-
hungen, in Zusammenarbeit mit den Aufnahme- und den Her-
kunftsländern von Flüchtlingen, einschließlich der jeweiligen
lokalen Gemeinschaften, den Organisationen der Vereinten
Nationen und anderen Entwicklungsakteuren einen Rahmen
für Dauerlösungen zu entwickeln, insbesondere in seit langem
bestehenden Flüchtlingssituationen, der auch den viergliedri-
gen Ansatz (Rückführung, Wiedereingliederung, Rehabilita-
tion und Wiederaufbau) für eine dauerhafte Rückkehr umfasst,
und legt den Staaten nahe, in Zusammenarbeit mit den Orga-
nisationen der Vereinten Nationen und anderen Entwicklungs-
akteuren unter anderem durch die Zuweisung von Mitteln die
Weiterentwicklung und Anwendung des viergliedrigen Ansat-
zes und anderer Programmierungsinstrumente zur Erleichte-
rung des Übergangs von der Nothilfe zur Entwicklung zu un-
terstützen;

13. bekräftigt mit Nachdruck die grundlegende Bedeu-
tung sowie den rein humanitären und unpolitischen Charakter
der Aufgabe des Amtes des Hohen Kommissars, die darin be-
steht, Flüchtlingen internationalen Schutz zu gewähren und
nach dauerhaften Lösungen für Flüchtlingsprobleme zu su-
chen, erinnert daran, dass zu diesen Lösungen die freiwillige
Rückführung und, soweit zweckmäßig und durchführbar, die
Eingliederung im Asylland und die Neuansiedlung in Drittlän-
dern gehören, und bekräftigt gleichzeitig, dass die freiwillige
Rückführung, unterstützt durch die erforderliche Wiederauf-
bau- und Entwicklungshilfe, nach wie vor die bevorzugte Lö-
sung zur Förderung einer nachhaltigen Wiedereingliederung
ist;

14. erkennt an, dass durch Staaten bereitgestellte ergän-
zende Schutzformen, die gewährleisten sollen, dass Personen,
die des internationalen Schutzes bedürfen, diesen auch tat-
sächlich erhalten, ein positiver Weg für pragmatische Antwor-
ten auf bestimmte Situationen sind, und bekräftigt, dass Maß-
nahmen zur Bereitstellung ergänzender Schutzformen so
durchgeführt werden sollen, dass das bestehende Regime für

den internationalen Rechtsschutz der Flüchtlinge gestärkt
wird;

15. stellt fest, dass die Eingliederung von Flüchtlingen im
Asylland eine hoheitliche Entscheidung und eine Option der
Staaten ist, bei deren Wahrnehmung sie sich von ihren Ver-
tragsverpflichtungen und von den Menschenrechtsgrundsät-
zen leiten lassen müssen, und dass es sich dabei um einen dy-
namischen, facettenreichen und in beide Richtungen wirken-
den Prozess handelt, der von allen Beteiligten entsprechende
Anstrengungen erfordert, einschließlich der Bereitschaft der
Flüchtlinge, sich an die Aufnahmegesellschaft anzupassen,
ohne ihre eigene kulturelle Identität aufgeben zu müssen, und
einer entsprechenden Bereitschaft der Aufnahmegesellschaf-
ten und der öffentlichen Institutionen, die Flüchtlinge will-
kommen zu heißen und den Bedürfnissen einer vielfältigen
Bevölkerung gerecht zu werden, und erkennt an, dass die Ein-
gliederung im Asylland ein komplizierter Stufenprozess mit
drei klar unterscheidbaren, aber miteinander verflochtenen
Aspekten ist, nämlich rechtlichen, wirtschaftlichen und sozio-
kulturellen, die allesamt für die Fähigkeit der Flüchtlinge, sich
erfolgreich einzugliedern, von großer Bedeutung sind; 

16. ist sich dessen bewusst, dass die weltweite Flücht-
lingssituation eine internationale Herausforderung darstellt,
die eine wirksame internationale Lasten- und Aufgabenteilung
erfordert, und erkennt an, dass die Schaffung der Vorausset-
zungen zur Eingliederung im Asylland, soweit anwendbar, ein
staatlicher Hoheitsakt ist, der eine Dauerlösung für Flüchtlinge
darstellt und zu der genannten Lasten- und Aufgabenteilung
beiträgt, unbeschadet der konkreten Situation bestimmter Ent-
wicklungsländer, die sich einem massiven Zustrom von
Flüchtlingen gegenübersehen;

17. betont, dass alle Staaten verpflichtet sind, die Rück-
kehr ihrer Staatsangehörigen zu akzeptieren, fordert die Staa-
ten auf, die Rückkehr ihrer nicht des internationalen Schutzes
für bedürftig befundenen Staatsangehörigen zu erleichtern,
und betont, dass die Rückkehr unabhängig von der Rechtsstel-
lung der Betroffenen auf sichere und humane Weise und unter
voller Achtung ihrer Menschenrechte und Würde erfolgen
muss;

18. verurteilt alle Handlungen, die die persönliche Si-
cherheit und das Wohl der Flüchtlinge und Asylsuchenden be-
drohen, wie beispielsweise Zurückweisung, rechtswidrige
Ausweisung und körperliche Angriffe, und fordert alle Staa-
ten, in denen sie Zuflucht gefunden haben, auf, gegebenenfalls
in Zusammenarbeit mit den internationalen Organisationen al-
les Erforderliche zu tun, um sicherzustellen, dass die Grund-
sätze des Flüchtlingsschutzes, einschließlich der humanen Be-
handlung von Asylsuchenden, eingehalten werden;

19. betont, wie wichtig die durchgängige Berücksichti-
gung der Schutzbedürfnisse von Frauen und Kindern ist, um
ihre Mitwirkung an der Planung und Durchführung von Pro-
grammen des Amtes des Hohen Kommissars und an staatli-
chen Politiken zu gewährleisten, und wie wichtig es ist, das
Problem der sexuellen und geschlechtsspezifischen Gewalt
mit Vorrang anzugehen;
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20. ermutigt das Amt des Hohen Kommissars, seine Ma-
nagementsysteme weiter zu verbessern und für einen wirksa-
men und transparenten Einsatz seiner Mittel zu sorgen, erkennt
an, dass rechtzeitig ausreichende Mittel für das Amt zur Ver-
fügung stehen müssen, damit es das ihm auf Grund seiner Sat-
zung28 und der späteren Resolutionen der Generalversamm-
lung über Flüchtlinge und andere unter seiner Obhut stehende
Personen übertragene Mandat auch künftig erfüllen kann, er-
innert an ihre Resolutionen 58/153 vom 22. Dezember 2003,
58/270 vom 23. Dezember 2003 und 59/170 vom 20. Dezem-
ber 2004 betreffend die Anwendung von Ziffer 20 der Satzung
des Amtes und fordert die Regierungen und die anderen Geber
nachdrücklich auf, umgehend auf die von dem Amt erlassenen
jährlichen Appelle und die Zusatzappelle zur Deckung des
Mittelbedarfs für seine Programme zu reagieren;

21. ersucht den Hohen Kommissar, der Generalver-
sammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über seine Tä-
tigkeit Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/130

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/500, Ziff. 12)29.

60/130. Umsetzung der Ergebnisse des Weltgipfels für so-
ziale Entwicklung und der vierundzwanzigsten
Sondertagung der Generalversammlung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf den Weltgipfel für soziale Entwicklung,
der vom 6. bis 12. März 1995 in Kopenhagen abgehalten wur-
de, und auf die vierundzwanzigste Sondertagung der General-
versammlung "Weltgipfel für soziale Entwicklung und der
Weg danach: Herbeiführung einer sozialen Entwicklung für
alle in einer zunehmend globalen Welt", die vom 26. Juni bis
1. Juli 2000 in Genf stattfand,

bekräftigend, dass die Kopenhagener Erklärung über so-
ziale Entwicklung und das Aktionsprogramm30 und die von der
Generalversammlung auf ihrer vierundzwanzigsten Sonderta-
gung verabschiedeten Weiteren Initiativen für die soziale Ent-
wicklung31 sowie ein kontinuierlicher weltweiter Dialog über
Fragen der sozialen Entwicklung den grundlegenden Rahmen

für die Förderung der sozialen Entwicklung für alle auf natio-
naler und internationaler Ebene bilden,

unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der Verein-
ten Nationen32 und die darin enthaltenen Entwicklungsziele so-
wie auf die auf den großen Gipfeltreffen, Konferenzen und
Sondertagungen der Vereinten Nationen eingegangenen Ver-
pflichtungen, einschließlich der auf dem Weltgipfel 2005 ein-
gegangenen Verpflichtungen33,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 57/270 B vom
23. Juni 2003 über die integrierte und koordinierte Umsetzung
und Weiterverfolgung der Ergebnisse der großen Konferenzen
und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und
Sozialbereich,

1. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Bericht
des Generalsekretärs34;

2. nimmt außerdem mit Anerkennung Kenntnis von dem
Report on the World Social Situation, 2005 (Weltsozialbericht
2005)35 und einer seiner wichtigsten Feststellungen, wonach
die Entwicklungsagenda nur vorangebracht werden kann,
wenn die Probleme der Ungleichheit innerhalb von Ländern
und zwischen diesen angegangen werden, und wonach ein
Scheitern der Bemühungen um die Überwindung dieses Un-
gleichheitsproblems zwangsweise dazu führen wird, dass so-
ziale Gerechtigkeit und bessere Lebensbedingungen für alle
Menschen auch weiterhin ausbleiben und Gemeinwesen, Län-
der und Regionen gegenüber sozialen, politischen und wirt-
schaftlichen Umwälzungen anfällig bleiben werden;

3. begrüßt die Ergebnisse der zehnjährlichen Überprü-
fung des Weltgipfels für soziale Entwicklung, die während der
dreiundvierzigsten Tagung der Kommission für soziale Ent-
wicklung im Februar 2005 stattfand36;

4. begrüßt außerdem, dass die Regierungen ihren Wil-
len und ihre Entschlossenheit zur weiteren Umsetzung der Ko-
penhagener Erklärung über soziale Entwicklung und des
Aktionsprogramms30 bekräftigt haben, insbesondere zur Be-
seitigung der Armut, zur Förderung einer produktiven Vollbe-
schäftigung und zur Förderung der sozialen Integration mit
dem Ziel, stabile, sichere und gerechte Gesellschaften für alle
Menschen zu schaffen;

5. erkennt erneut an, dass die Erfüllung der in Kopen-
hagen eingegangenen Verpflichtungen und die Erreichung der
international vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich
der in der Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen32

enthaltenen Ziele, sich gegenseitig verstärken und dass die in
Kopenhagen eingegangenen Verpflichtungen für einen kohä-

28 Resolution 428 (V), Anlage.
29 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Andorra, Armenien, Aserbaidschan, Belarus,
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische
Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland,
Honduras, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika (im Namen der Mitglied-
staaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der 77 sind,
und Chinas), Japan, Kanada, Kasachstan, Kirgisistan, Kroatien, Lettland,
Liberia, Litauen, Luxemburg, Mexiko, Monaco, Niederlande, Norwegen,
Österreich, Polen, Portugal, San Marino, Schweden, Schweiz, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ukraine, Ungarn, Vereinig-
tes Königreich Großbritannien und Nordirland und Zypern.
30 Report of the World Summit for Social Development, Copenhagen,
6-12 March 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.8),
Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/wirtsozentw/socsum/socsum1.htm.
31 Resolution S-24/2, Anlage.

32 Siehe Resolution 55/2.
33 Siehe Resolution 60/1. 
34 A/60/80.
35 A/60/117; siehe auch United Nations publication, Sales No. E.05.IV.5. 
36 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 6 (E/2005/26), Kap. I, Abschn. A; siehe auch Beschluss
2005/234 des Wirtschafts- und Sozialrats. 
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renten, auf den Menschen ausgerichteten Entwicklungsansatz
von entscheidender Bedeutung sind;

6. erkennt an, dass die Maßnahmen zur Umsetzung der
Ergebnisse der während der letzten zehn Jahre abgehaltenen
großen Gipfeltreffen, Konferenzen und Sondertagungen der
Vereinten Nationen im Wirtschafts- und Sozialbereich und auf
damit zusammenhängenden Gebieten die soziale Entwicklung
zwar weiter fördern werden, dass jedoch auch eine stärkere
und wirksame internationale und regionale Zusammenarbeit
und Entwicklungshilfe sowie Fortschritte in Richtung auf eine
stärkere Teilhabe, größere soziale Gerechtigkeit und eine grö-
ßere Ausgewogenheit in den Gesellschaften erforderlich sein
werden;

7. ist sich dessen bewusst, dass das auf dem Weltgipfel
für soziale Entwicklung und der vierundzwanzigsten Sonder-
tagung der Generalversammlung bekräftigte umfassende Kon-
zept der sozialen Entwicklung bei der Gestaltung der nationa-
len und internationalen Politik abgeschwächt wurde und dass
die Armutsbeseitigung zwar ein zentraler Bestandteil der Ent-
wicklungspolitik und des entwicklungspolitischen Diskurses
ist, dass aber den weiteren auf dem Gipfel vereinbarten Ver-
pflichtungen mehr Aufmerksamkeit zuteil werden soll, insbe-
sondere denjenigen betreffend Beschäftigung und soziale In-
tegration, die ebenfalls durch die allgemeine Trennung der So-
zialpolitik von der Wirtschaftspolitik beeinträchtigt wurden;

8. betont, dass politische Maßnahmen zur Armutsbesei-
tigung an den tieferen und strukturellen Ursachen und Ausprä-
gungen der Armut ansetzen sollten und dass die Aspekte der
Gleichheit und der Verringerung der Ungleichheit in diese
Maßnahmen einbezogen werden müssen; 

9. bekräftigt die Verpflichtung auf eine Beschäfti-
gungspolitik, die eine produktive Vollbeschäftigung und men-
schenwürdige Arbeit für alle unter gleichen, ausgewogenen,
sicheren und würdigen Bedingungen fördert, und bekräftigt
außerdem, dass die Schaffung von Arbeitsplätzen in die ma-
kroökonomische Politik einbezogen werden soll;

10. bekräftigt außerdem, dass die Politik der sozialen In-
tegration danach streben soll, Ungleichheiten zu verringern,
den Zugang zu sozialen Grunddiensten, Bildung und Gesund-
heitsversorgung zu fördern, die Teilhabe und Integration ge-
sellschaftlicher Gruppen zu erhöhen und die Herausforderun-
gen zu bewältigen, die sich der sozialen Entwicklung durch die
Globalisierung und durch marktgetriebene Reformen entge-
genstellen, damit alle Menschen in allen Ländern Nutzen aus
der Globalisierung ziehen können; 

11. bekräftigt ferner, dass der Kommission für soziale
Entwicklung auch weiterhin die Hauptverantwortung für die
Weiterverfolgung und Überprüfung des Weltgipfels für sozia-
le Entwicklung und der Ergebnisse der vierundzwanzigsten
Sondertagung der Generalversammlung zukommt und dass sie
als Hauptforum der Vereinten Nationen für einen intensiveren
weltweiten Dialog über Fragen der sozialen Entwicklung fun-
giert, und legt den Regierungen, den zuständigen Sonderorga-
nisationen, Fonds und Programmen des Systems der Vereinten
Nationen und der Zivilgesellschaft nahe, die Arbeit der Kom-
mission verstärkt zu unterstützen;

12. bekräftigt die auf dem Weltgipfel 2005 unter dem
Punkt "Deckung der besonderen Bedürfnisse Afrikas" einge-
gangenen Verpflichtungen33, unterstreicht die Aufforderung
des Wirtschafts- und Sozialrats zu stärkerer Koordinierung in-
nerhalb des Systems der Vereinten Nationen sowie die aktu-
ellen Anstrengungen zur Harmonisierung der laufenden Initia-
tiven zu Gunsten Afrikas und ersucht die Kommission für so-
ziale Entwicklung, in ihrer Arbeit den sozialen Dimensionen
der Neuen Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas37 auch
weiterhin einen wichtigen Platz einzuräumen;

13. bekräftigt außerdem, dass jedes Land die Hauptver-
antwortung für seine eigene wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung trägt und dass die Rolle der nationalen Politiken und
Entwicklungsstrategien nicht genug betont werden kann, und
unterstreicht, wie wichtig es ist, wirksame Maßnahmen zu ver-
abschieden, darunter nach Bedarf auch neue Finanzmechanis-
men, um die Anstrengungen der Entwicklungsländer zur Her-
beiführung eines beständigen Wirtschaftswachstums und ei-
ner nachhaltigen Entwicklung, zur Beseitigung der Armut und
zur Stärkung ihrer demokratischen Systeme zu unterstützen;

14. bekräftigt in diesem Zusammenhang ferner, dass der
internationalen Zusammenarbeit eine wesentliche Rolle zu-
kommt, wenn es darum geht, die Entwicklungsländer, nament-
lich die am wenigsten entwickelten Länder, bei der Stärkung
ihrer personellen, institutionellen und technologischen Kapa-
zitäten zu unterstützen;

15. bekräftigt, dass soziale Entwicklung die aktive Ein-
beziehung aller Akteure in den Entwicklungsprozess erfordert,
einschließlich der Organisationen der Zivilgesellschaft, der
Unternehmen und der Kleinbetriebe, und dass Partnerschaften
zwischen allen maßgeblichen Akteuren immer mehr ein Teil
der nationalen und internationalen Zusammenarbeit im Dien-
ste der sozialen Entwicklung werden, und bekräftigt außer-
dem, dass innerhalb von Ländern die Partnerschaften zwi-
schen der Regierung, der Zivilgesellschaft und dem Privatsek-
tor wirksam zur Erreichung der sozialen Entwicklungsziele
beitragen können;

16. unterstreicht die Verantwortung des Privatsektors
auf nationaler wie auf internationaler Ebene, einschließlich
Kleinbetrieben, Großunternehmen und transnationaler Unter-
nehmen, und zwar nicht nur hinsichtlich der wirtschaftlichen
und finanziellen Auswirkungen, sondern auch hinsichtlich der
Auswirkungen ihrer Tätigkeiten auf die Entwicklung, die Ge-
sellschaft, die Gleichstellung der Geschlechter und die Um-
welt, sowie hinsichtlich ihrer Verpflichtungen gegenüber ih-
ren Arbeitnehmern und ihres Beitrags zur Herbeiführung einer
nachhaltigen Entwicklung, einschließlich sozialer Entwick-
lung, und betont, dass es geboten ist, innerhalb des Systems der
Vereinten Nationen und unter Beteiligung aller maßgeblichen
Interessenträger konkrete Maßnahmen in Bezug auf die unter-
nehmerische Verantwortung und Rechenschaftspflicht zu er-
greifen, so auch zur Verhütung oder strafrechtlichen Verfol-
gung von Korruption;

37 A/57/304, Anlage. 
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17. bittet den Generalsekretär, den Wirtschafts- und So-
zialrat, die Regionalkommissionen, die zuständigen Sonder-
organisationen, Fonds und Programme des Systems der Ver-
einten Nationen und andere zwischenstaatliche Foren, im Rah-
men ihres jeweiligen Mandats die in Kopenhagen eingegan-
genen Verpflichtungen und die Erklärung über den zehnten
Jahrestag des Weltgipfels für soziale Entwicklung36 weiter in
ihre Arbeitsprogramme zu integrieren und ihnen Vorrang ein-
zuräumen, weiter aktiv an ihrer Weiterverfolgung mitzuwir-
ken und die Erfüllung dieser Verpflichtungen und Zusagen zu
überwachen;

18. beschließt, den Punkt "Umsetzung der Ergebnisse
des Weltgipfels für soziale Entwicklung und der vierundzwan-
zigsten Sondertagung der Generalversammlung" in die vorläu-
fige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzuneh-
men, und ersucht den Generalsekretär, der Versammlung auf
der genannten Tagung einen Bericht über diese Frage vorzu-
legen.

RESOLUTION 60/131

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/501, Ziff. 27)38.

60/131. Durchführung des Weltaktionsprogramms für
Behinderte: Verwirklichung der Millenniums-
Entwicklungsziele für Menschen mit Behinde-
rungen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf die Ziele und Grundsätze der Charta der
Vereinten Nationen und in Bekräftigung der Verpflichtungen,
die in den maßgeblichen Menschenrechtsübereinkünften ent-
halten sind, namentlich in dem Übereinkommen zur Beseiti-
gung jeder Form von Diskriminierung der Frau39 und in dem
Übereinkommen über die Rechte des Kindes40,

sowie unter Hinweis auf ihre einschlägigen Resolutionen,
insbesondere Resolution 37/52 vom 3. Dezember 1982, mit
der sie das Weltaktionsprogramm für Behinderte41 verabschie-
dete, Resolution 48/96 vom 20. Dezember 1993, mit der sie die
Rahmenbestimmungen für die Herstellung der Chancen-
gleichheit für Behinderte verabschiedete, und Resolution
58/132 vom 22. Dezember 2003 sowie die einschlägigen Re-
solutionen des Wirtschafts- und Sozialrats und seiner Fach-
kommissionen,

ferner unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen42 und das Ergebnis des Weltgipfels 200543,
die von den Staats- und Regierungschefs am 8. September
2000 beziehungsweise am 16. September 2005 verabschiedet
wurden, betonend, dass der volle Genuss aller Menschenrechte
und Grundfreiheiten durch Menschen mit Behinderungen ge-
fördert und geschützt werden muss, und anerkennend, wie
wichtig es ist, die Behindertenperspektive in die Umsetzung
der Ergebnisse der großen Konferenzen und Gipfeltreffen der
Vereinten Nationen einzubinden, um die international verein-
barten Entwicklungsziele, einschließlich der in der Millenni-
ums-Erklärung enthaltenen Ziele, zu erreichen,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von den Initiativen
und Maßnahmen, die die Regierungen zur Durchführung des
Weltaktionsprogramms, der Rahmenbestimmungen und der
einschlägigen Resolutionen ergriffen haben, die sich insbeson-
dere mit der Schaffung einer behindertengerechten Umwelt
und Informations- und Kommunikationstechnologien, der Ge-
sundheit, der Bildung und sozialen Diensten, der Beschäfti-
gung und dem dauerhaften Erwerb des Lebensunterhalts be-
fassen, einschließlich der Tätigkeit zwischenstaatlicher und
nichtstaatlicher Organisationen auf diesem Gebiet, und in de-
nen das nachdrückliche Eintreten für die Herstellung der
Chancengleichheit, für die Rechte von Menschen mit Behin-
derungen sowie für die Förderung und den Schutz des vollen
Genusses aller Menschenrechte durch Menschen mit Behin-
derungen, einschließlich im Kontext der Entwicklung, zum
Ausdruck kommt,

in Bekräftigung der Ergebnisse der großen Konferenzen
und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen sowie ihrer jeweili-
gen Anschlussüberprüfungen,

feststellend, dass der von der Zweiten Weltversammlung
über das Altern verabschiedete Internationale Aktionsplan von
Madrid über das Altern 200244 das Thema "Ältere Menschen
mit Behinderungen" als konkretes grundsatzpolitisches Anlie-
gen betrachtet,

die Fortschritte begrüßend, die der Ad-hoc-Ausschuss
über ein umfassendes und integratives Internationales Über-

38 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Argen-
tinien, Aserbaidschan, Australien, Bangladesch, Belgien, Bosnien und
Herzegowina, Burkina Faso, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dä-
nemark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik
Korea, Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige ju-
goslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Finn-
land, Frankreich, Griechenland, Guatemala, Guinea, Indonesien, Irland,
Island, Italien, Jamaika, Japan, Jordanien, Kamerun, Kanada, Kap Verde,
Kasachstan, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Kroatien, Lettland, Libysch-
Arabische Dschamahirija, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi,
Mali, Malta, Marokko, Mexiko, Monaco, Mongolei, Myanmar, Namibia,
Neuseeland, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Para-
guay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Mol-
dau, Rumänien, Sambia, San Marino, Schweden, Senegal, Serbien und
Montenegro, Sierra Leone, Simbabwe, Slowakei, Slowenien, Spanien,
Südafrika, Thailand, Timor-Leste, Tschechische Republik, Tunesien,
Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigte Republik Tansania, Ver-
einigtes Königreich Großbritannien und Nordirland und Zypern.
39 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl.
Nr. 443/1982; AS 1999 1579.
40 Ebd., Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1992 II
S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993; AS 1998 2055.

41 A/37/351/Add.1 und Corr.1, Anhang, Abschn. VIII, Empfehlung I (IV). 
42 Siehe Resolution 55/2. 
43 Siehe Resolution 60/1. 
44 Report of the Second World Assembly on Ageing, Madrid, 8-12 April
2002 (United Nations publication, Sales No. E.02.IV.4), Kap. I, Resolu-
tion 1, Anlage II. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/
german/conf/altern/ac197-9.pdf.
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einkommen über den Schutz und die Förderung der Rechte und
der Würde von Menschen mit Behinderungen bei der Ausar-
beitung des Übereinkommensentwurfs erzielt hat,

in Anerkennung der ergänzenden Beiträge aller bestehen-
den internationalen Rahmenpläne zu Behindertenfragen,

sich der Tatsache bewusst, dass es weltweit mindestens
600 Millionen Menschen mit Behinderungen gibt, von denen
rund 80 Prozent in Entwicklungsländern leben,

in Anerkennung der wichtigen Rolle des Weltaktionspro-
gramms bei der Erreichung der Millenniums-Entwicklungs-
ziele,

anerkennend, dass die Verwirklichung der Zielsetzung des
Weltaktionsprogramms gleichbedeutend ist mit wirtschaftli-
cher und sozialer Entwicklung, umfangreicheren Dienstlei-
stungen für die Gesamtbevölkerung im humanitären Bereich,
der Umverteilung von Ressourcen und Einkommen und einer
Verbesserung des Lebensstandards der Bevölkerung,

in Anerkennung der wichtigen Rolle, die nichtstaatliche
Organisationen, insbesondere Behindertenorganisationen, bei
der Förderung und dem Schutz des vollen Genusses aller Men-
schenrechte durch Menschen mit Behinderungen überneh-
men, und in diesem Zusammenhang Kenntnis nehmend von
ihrer Tätigkeit zur Förderung der Ausarbeitung eines interna-
tionalen Übereinkommens über die Rechte behinderter Men-
schen,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von den wichtigen
Beiträgen der regionalen zwischenstaatlichen Organisationen
und der Regionalkommissionen der Vereinten Nationen zur
Sensibilisierung und zum Aufbau von Kapazitäten für die un-
eingeschränkte Teilhabe und Gleichstellung von Menschen
mit Behinderungen sowie von den Ergebnissen der internatio-
nalen Konferenzen betreffend Menschen mit Behinderungen,

eingedenk dessen, dass alle Mitgliedstaaten, Organisatio-
nen der Vereinen Nationen, regionalen zwischenstaatlichen
Organisationen und Regionalkommissionen der Vereinen Na-
tionen wirksame Politiken und Strategien beschließen und
durchführen müssen, um die Rechte und die volle und wirksa-
me Teilhabe von Menschen mit Behinderungen auf allen Ebe-
nen zu fördern,

in dem Bewusstsein, wie wichtig die behindertengerechte
Gestaltung sowohl der physischen Umwelt als auch der Infor-
mations- und Kommunikationsmittel ist, um Menschen mit
Behinderungen den vollen Genuss ihrer Menschenrechte und
die aktive Mitwirkung an der Entwicklung der Gesellschaft zu
ermöglichen,

erneut erklärend, dass die Technologie, insbesondere die
Informations- und Kommunikationstechnologien, neue Mög-
lichkeiten bietet, um eine behindertengerechtere Umwelt und
verbesserte Beschäftigungsmöglichkeiten für Menschen mit
Behinderungen zu schaffen und ihre volle und wirksame Teil-
habe und Gleichstellung zu erleichtern, in dieser Hinsicht be-
tonend, wie wichtig die Verstärkung der Zusammenarbeit zwi-
schen den Ländern beim Technologietransfer sowie die tech-
nische und wirtschaftliche Zusammenarbeit bei der Entwick-
lung und Verbreitung geeigneter behinderungsbezogener

Technologien und Fachkenntnisse ist, und unter Begrüßung
der Initiativen der Vereinten Nationen und der Beiträge regio-
naler Gruppen zur Förderung der Informations- und Kommu-
nikationstechnologien als Mittel zur Erreichung des universel-
len Ziels einer Gesellschaft für alle,

anerkennend, wie wichtig aktuelle und zuverlässige Daten
zu behindertengerechter Thematik, Programmplanung und
Evaluierung sind und dass die praktischen statistischen Me-
thoden zur Erfassung und Kompilierung von Daten über die
Behindertenpopulation weiterentwickelt werden müssen, so-
wie die Initiativen verschiedener Organisationen der Verein-
ten Nationen und regionaler Gruppen auf dem Gebiet der Er-
fassung behindertenbezogener Daten und Informationen be-
grüßend,

sowie anerkennend, dass die bessere Einbindung der Be-
hindertenperspektive in die Tätigkeiten auf dem Gebiet der
Entwicklung und der technischen Zusammenarbeit eine Her-
ausforderung darstellt, die es zu bewältigen gilt,

ferner anerkennend, dass die Lebensqualität von Men-
schen mit Behinderungen weltweit verbessert werden muss,
indem das Bewusstsein und die Aufgeschlossenheit für Behin-
dertenfragen erhöht sowie dafür gesorgt wird, dass Menschen
mit Behinderungen in den vollen Genuss aller Menschenrechte
kommen und dass Entwicklungsprogramme ihnen ebenfalls
zugute kommen,

in der Erkenntnis, dass die große Mehrheit der Menschen
mit Behinderungen nach wie vor von den Früchten der Ent-
wicklung ausgeschlossen ist und dass ihnen die volle und
gleichberechtigte Anerkennung ihrer Menschenrechte und de-
ren Genuss verwehrt bleibt und dass deshalb bei der Ausarbei-
tung nationaler und internationaler Entwicklungsstrategien
besonders darauf zu achten ist, wie sich Armut auf die Lebens-
bedingungen der Menschen mit Behinderungen, insbesondere
in ländlichen Gebieten, auswirkt,

mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis darüber, dass in
Situationen bewaffneter Konflikte die Menschenrechte von
Menschen mit Behinderungen nach wie vor in besonders ver-
heerender Weise beeinträchtigt werden,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über die Durchführung des Weltaktionsprogramms für Be-
hinderte45, einschließlich seiner Empfehlungen, die Behinder-
tenperspektive durchgängig in die internationalen und natio-
nalen Entwicklungsrahmenpläne der Vereinten Nationen ein-
zubinden und die effektiven Synergien bei der Überwachung
der Umsetzung der bestehenden internationalen Rahmenpläne
für Behindertenfragen zu prüfen;

2. begrüßt die Tätigkeit der Sonderberichterstatterin der
Kommission für soziale Entwicklung über Behindertenfragen,
durch die dafür gesorgt werden soll, dass Menschen mit Be-
hinderungen in den vollen Genuss aller Menschenrechte kom-
men und ihre Chancengleichheit hergestellt wird, und ermutigt

45 A/60/290.
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sie, ihre Arbeit vor dem Hintergrund des Weltaktionspro-
gramms41 fortzusetzen;

3. fordert die Regierungen auf, alle erforderlichen Maß-
nahmen zu ergreifen, um über die Verabschiedung nationaler
Pläne für Menschen mit Behinderungen hinaus weitere Fort-
schritte zu erzielen, unter anderem durch die Schaffung oder
Verstärkung von Abmachungen für die Förderung von Behin-
dertenthemen und die Sensibilisierung hierfür sowie die Zu-
weisung ausreichender Mittel für die volle Durchführung der
bestehenden Pläne und Initiativen, und betont in diesem Zu-
sammenhang, wie wichtig es ist, die nationalen Bemühungen
durch internationale Zusammenarbeit zu unterstützen;

4. fordert die Regierungen sowie die zwischenstaatli-
chen und nichtstaatlichen Organisationen nachdrücklich auf,
wirksame Maßnahmen zu fördern, wie sie im Weltaktionspro-
gramm beschrieben wurden, mit dem Ziel, Behinderungen zu
verhüten und für Menschen mit Behinderungen unter Achtung
ihrer Würde und Integrität geeignete Habilitations- und Reha-
bilitationsdienste bereitzustellen;

5. ermutigt die Regierungen, die zwischenstaatlichen
und nichtstaatlichen Organisationen und gegebenenfalls den
Privatsektor, die Behindertenperspektive auch weiterhin
durch konkrete Maßnahmen durchgängig in den Entwick-
lungsprozess zu integrieren und die Durchführung der ein-
schlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen und der in
Bezug auf Menschen mit Behinderungen vereinbarten inter-
nationalen Normen, insbesondere der Rahmenbestimmungen
für die Herstellung der Chancengleichheit für Behinderte, zu
fördern und für eine weitere Verbesserung der Chancengleich-
heit für Menschen mit Behinderungen zu sorgen; 

6. ermutigt die Regierungen, ihre Unterstützung für
nichtstaatliche Organisationen und andere Gruppen, ein-
schließlich Behindertenorganisationen, die zur Durchführung
des Weltaktionsprogramms beitragen, weiterzuführen und zu
verstärken;

7. ermutigt die Regierungen außerdem, Menschen mit
Behinderungen in die Ausarbeitung von Strategien und Plänen
einzubeziehen, insbesondere soweit diese für sie von Belang
sind;

8. fordert die zuständigen Organisationen und Organe
des Systems der Vereinten Nationen, namentlich die Entwick-
lungsorganisationen und -fonds, die zuständigen Menschen-
rechtsvertragsorgane und die Regionalkommissionen sowie
die zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen
und Institutionen, nachdrücklich auf, die Behindertenperspek-
tive, soweit angebracht, in ihre Tätigkeit zu integrieren und bei
der Herbeiführung der Chancengleichheit für Menschen mit
Behinderungen sowie bei der Förderung des vollen Genusses
aller Menschenrechte und Grundfreiheiten durch Menschen
mit Behinderungen auch weiterhin eng mit der Sekretariats-
Abteilung Sozialpolitik und Entwicklung zusammenzuarbei-
ten, so auch durch Tätigkeiten auf Feldebene;

9. betont, wie wichtig es ist, die Daten und Statistiken
über Menschen mit Behinderungen unter Einhaltung der in-
nerstaatlichen Datenschutzvorschriften zu verbessern, sodass

sie auf internationaler und innerstaatlicher Ebene für die
Zwecke der Politikgestaltung, -planung und -evaluierung aus
der Behindertenperspektive vergleichbar sind, fordert die Re-
gierungen in dieser Hinsicht nachdrücklich auf, mit der Stati-
stikabteilung des Sekretariats bei der kontinuierlichen Weiter-
entwicklung globaler Statistiken und Indikatoren über Behin-
derung zusammenzuarbeiten, und legt ihnen nahe, beim Auf-
bau einzelstaatlicher Kapazitäten für nationale Datenerhe-
bungssysteme die technische Hilfe der Abteilung in Anspruch
zu nehmen;

10. fordert die Regierungen sowie die zwischenstaatli-
chen und nichtstaatlichen Organisationen nachdrücklich auf,
Menschen mit Behinderungen aus marginalisierten Gesell-
schaftsgruppen, die für mehrfache, sich überschneidende oder
besonders schwerwiegende Diskriminierungsformen anfällig
sein können, besonderen Schutz zu gewähren und dabei den
Schwerpunkt auf ihre Eingliederung in die Gesellschaft und
den Schutz und die Förderung ihres vollen Genusses aller
Menschenrechte zu legen;

11. fordert die Regierungen nachdrücklich auf, bei allen
Maßnahmen zur Durchführung bestehender Menschenrechts-
verträge, deren Vertragspartei sie sind, sowie bei allen An-
strengungen zur Erreichung der Millenniums-Entwicklungs-
ziele der Lage von Menschen mit Behinderungen Rechnung zu
tragen;

12. bittet die Mitgliedstaaten und die Beobachter, auch
weiterhin aktiv und konstruktiv in dem Ad-hoc-Ausschuss
über ein umfassendes und integratives Internationales Über-
einkommen über den Schutz und die Förderung der Rechte und
der Würde von Menschen mit Behinderungen mitzuwirken,
damit der Wortlaut des Übereinkommens bald im Entwurf vor-
liegt und der Generalversammlung mit Vorrang zur Annahme
unterbreitet werden kann;

13. legt den Regierungen, den zwischenstaatlichen Orga-
nisationen, den zuständigen nichtstaatlichen Organisationen
und dem Privatsektor nahe, den Freiwilligen Behinderten-
fonds der Vereinten Nationen auch künftig zu unterstützen, da-
mit er verstärkt katalytische und innovative Maßnahmen zur
vollen Durchführung des Weltaktionsprogramms und der
Rahmenbestimmungen, einschließlich der Arbeit der Sonder-
berichterstatterin, und die Tätigkeiten für den Aufbau nationa-
ler Kapazitäten unterstützen kann, unter besonderer Berück-
sichtigung der in dieser Resolution benannten Maßnahmen-
schwerpunkte;

14. ersucht den Generalsekretär, auch künftig die Initia-
tiven zu unterstützen, die von den zuständigen Organisationen
und Organen des Systems der Vereinten Nationen sowie von
den regionalen, zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Or-
ganisationen und Institutionen unternommen werden, um das
Weltaktionsprogramm weiter durchzuführen, einschließlich
der Förderung des vollen Genusses aller Menschenrechte
durch Menschen mit Behinderungen und ihrer Nichtdiskrimi-
nierung, und auch die Bemühungen um die Einbindung von
Menschen mit Behinderungen in Tätigkeiten der technischen
Zusammenarbeit, als Nutznießer wie auch als Entscheidungs-
träger, weiter zu unterstützen; 
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15. dankt dem Generalsekretär für seine Bemühungen,
den Zugang für Menschen mit Behinderungen zu den Verein-
ten Nationen zu verbessern, und fordert ihn nachdrücklich auf,
die Pläne für die Schaffung einer hindernisfreien Umwelt wei-
ter durchzuführen;

16. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die globale Durchführung des Weltaktionsprogramms vorzu-
legen, unter Beachtung aller zur Erreichung der Millenniums-
Entwicklungsziele unternommenen Anstrengungen, und in
diesen Bericht auch mögliche Optionen zur Erhöhung der
Komplementarität und der Synergien bei der Durchführung
des Weltaktionsprogramms und anderer Mechanismen und In-
strumente der Vereinten Nationen für Behindertenfragen auf-
zunehmen, unter Berücksichtigung der Stärken und Hauptele-
mente des Weltaktionsprogramms sowie seiner wichtigen
Rolle bei der Bereitstellung grundsatzpolitischer Leitlinien für
die Staaten.

RESOLUTION 60/132

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/501, Ziff. 27)46.

60/132. Die Rolle der Genossenschaften in der sozialen
Entwicklung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 47/90 vom 16. De-
zember 1992, 49/155 vom 23. Dezember 1994, 51/58 vom
12. Dezember 1996, 54/123 vom 17. Dezember 1999, 56/114
vom 19. Dezember 2001 und 58/131 vom 22. Dezember 2003
betreffend die Rolle der Genossenschaften in der sozialen Ent-
wicklung,

in Anerkennung dessen, dass die Genossenschaften in ih-
ren verschiedenen Formen die breitestmögliche Mitwirkung
aller Menschen, namentlich auch von Frauen, Jugendlichen,
älteren Menschen und Menschen mit Behinderungen, an der
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung fördern und zu ei-
nem wichtigen Faktor dieser Entwicklung werden,

sowie in Anerkennung des wichtigen Beitrags und der
möglichen Rolle aller Formen von Genossenschaften bei der
Weiterverfolgung des Weltgipfels für soziale Entwicklung,
der Vierten Weltfrauenkonferenz, der zweiten Konferenz der
Vereinten Nationen über Wohn- und Siedlungswesen (Habi-
tat II) und ihrer Überprüfungen, des Welternährungsgipfels,
der Zweiten Weltversammlung über das Altern, der Interna-

tionalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung und des
Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs47;

2. lenkt die Aufmerksamkeit der Mitgliedstaaten auf die
Empfehlungen in dem Bericht des Generalsekretärs betreffend
weitere Maßnahmen zur Förderung einer stärkeren Mitwir-
kung der Genossenschaften an der Armutsbekämpfung, insbe-
sondere an der Konzeption, Umsetzung und Überwachung von
Strategiedokumenten zur Armutsbekämpfung, sofern solche
vorhanden sind;

3. legt den Regierungen nahe, die rechtlichen und ver-
waltungstechnischen Bestimmungen und Anforderungen, die
die Tätigkeit von Genossenschaften regeln, gegebenenfalls
weiter zu prüfen, mit dem Ziel, das Wachstum und die Be-
standfähigkeit von Genossenschaften in einem raschem Wan-
del unterworfenen sozioökonomischen Umfeld zu stärken, die
Kontakte von Genossenschaften zu armen Menschen, insbe-
sondere in ländlichen Gebieten oder im Agrarsektor, auszu-
weiten und zu vertiefen, und die Mitwirkung von Frauen und
benachteiligten Gruppen in Genossenschaften sektorübergrei-
fend zu fördern;

4. fordert die Regierungen, die zuständigen internatio-
nalen Organisationen und die Sonderorganisationen nach-
drücklich auf, in Zusammenarbeit mit den nationalen und in-
ternationalen Genossenschaftsorganisationen der Rolle und
dem Beitrag der Genossenschaften zur Umsetzung und Wei-
terverfolgung der Ergebnisse des Weltgipfels für soziale Ent-
wicklung, der Vierten Weltfrauenkonferenz, der zweiten Kon-
ferenz der Vereinten Nationen über Wohn- und Siedlungswe-
sen (Habitat II) und ihrer Überprüfungen, des Welternährungs-
gipfels, der Zweiten Weltversammlung über das Altern, der In-
ternationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung, des
Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung und des Weltgipfels
2005 entsprechende Aufmerksamkeit zu widmen, indem sie
unter anderem

a) die Möglichkeiten und den Beitrag der Genossen-
schaften im Hinblick auf die Erreichung der Ziele der sozialen
Entwicklung, insbesondere der Beseitigung der Armut, der
Schaffung von produktiven Erwerbsmöglichkeiten mit dem
Ziel der Vollbeschäftigung und der Förderung der sozialen In-
tegration, in vollem Umfang nutzen und erschließen;

b) die Einrichtung und den Aufbau von Genossenschaf-
ten unterstützen und erleichtern, indem sie unter anderem
Maßnahmen ergreifen, die es Menschen, die in Armut leben
oder schwächeren Gesellschaftsgruppen angehören, ermögli-
chen, freiwillig an der Schaffung und dem Aufbau von Genos-
senschaften mitzuwirken;

c) geeignete Maßnahmen ergreifen, um ein unterstüt-
zendes und förderliches Umfeld für den Aufbau von Genos-
senschaften zu schaffen, so etwa durch den Aufbau einer wir-
kungsvollen Partnerschaft zwischen Regierungen und der Ge-
nossenschaftsbewegung, unter anderem über gemeinsame

46 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Antigua und Barbuda, Bangladesch, Benin, Bo-
livien, Brasilien, Burkina Faso, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Demo-
kratische Republik Kongo, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecua-
dor, El Salvador, Guatemala, Guinea, Indien, Indonesien, Jamaika, Ka-
merun, Kasachstan, Kenia, Kolumbien, Kongo, Madagaskar, Malawi,
Mali, Marokko, Mexiko, Mongolei, Myanmar, Nepal, Panama, Philippi-
nen, Schweiz, Senegal, Südafrika, Sudan, Thailand, Timor-Leste und Tu-
nesien. 47 A/60/138.
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Konsultativräte und/oder Beratungsgremien und durch die
Förderung und Anwendung verbesserter Rechtsvorschriften,
Ausbildung, Forschung, Weitergabe bewährter Verfahrens-
weisen und Erschließung der menschlichen Ressourcen;

d) Schritte unternehmen, um die Erhebung und Verbrei-
tung von Informationen und Daten über die Rolle der Genos-
senschaften bei der Beseitigung der Armut und ihren Beitrag
zur sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung zu verbessern;

5. bittet die Regierungen, in Zusammenarbeit mit der
Genossenschaftsbewegung Programme auszuarbeiten, die den
Kapazitätsaufbau der Genossenschaften fördern sollen, na-
mentlich durch die Stärkung der Organisations-, Management-
und Finanzkompetenz ihrer Mitglieder, und Programme ein-
zuleiten und zu unterstützen, die den Zugang von Genossen-
schaften zu neuen Technologien verbessern;

6. bittet die Regierungen, die zuständigen internationa-
len Organisationen, die Sonderorganisationen und die lokalen,
nationalen und internationalen Genossenschaftsorganisatio-
nen, weiterhin jährlich am ersten Samstag im Juli den von der
Generalversammlung in ihrer Resolution 47/90 verkündeten
Internationalen Tag der Genossenschaften zu begehen;

7. ersucht den Generalsekretär, in Zusammenarbeit mit
den zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen und
anderen internationalen Organisationen sowie nationalen, re-
gionalen und internationalen Genossenschaftsorganisationen
die Mitgliedstaaten nach Bedarf bei ihren Bemühungen um die
Schaffung eines förderlichen Umfelds für den Aufbau von Ge-
nossenschaften zu unterstützen, auch weiterhin Hilfe bei der
Erschließung der Humanressourcen, technische Beratung und
Ausbildung bereitzustellen und einen Austausch von Erfah-
rungen und besten Verfahrensweisen zu fördern, unter ande-
rem durch die Veranstaltung von Konferenzen, Arbeitstagun-
gen und Seminaren auf nationaler und regionaler Ebene;

8. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Be-
richt über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen, in
dessen Mittelpunkt die Rolle der Genossenschaften bei der
Förderung einer produktiven Vollbeschäftigung steht.

RESOLUTION 60/133

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/501, Ziff. 27)48.

60/133. Folgemaßnahmen zum zehnten Jahrestag des In-
ternationalen Jahres der Familie und danach

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 44/82 vom 8. Dezem-
ber 1989, 50/142 vom 21. Dezember 1995, 52/81 vom 12. De-
zember 1997, 54/124 vom 17. Dezember 1999, 56/113 vom
19. Dezember 2001, 57/164 vom 18. Dezember 2002, 58/15

vom 3. Dezember 2003, 59/111 vom 6. Dezember 2004 und
59/147 vom 20. Dezember 2004 betreffend die Verkündung
des Internationalen Jahres der Familie und die Vorbereitung,
die Begehung und die Folgemaßnahmen zu seinem zehnten
Jahrestag,

feststellend, dass die Generalversammlung in Ziffer 5 ihrer
Resolution 59/111 beziehungsweise in Ziffer 2 ihrer Resolu-
tion 59/147 die Notwendigkeit unterstrich, die Ziele des Inter-
nationalen Jahres der Familie zu verwirklichen und konkrete
Maßnahmen und Konzepte zur Berücksichtigung einzelstaat-
licher Prioritäten auf dem Gebiet der Familienpolitik auszuar-
beiten,

sowie feststellend, dass die die Familie betreffenden Be-
stimmungen in den Ergebnisdokumenten der großen Konfe-
renzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen der neunzi-
ger Jahre und ihrer Folgeprozesse nach wie vor als Leitlinien
für die Stärkung von auf die Familie ausgerichteten Politik-
und Programmbestandteilen im Rahmen eines integrierten und
umfassenden Entwicklungskonzepts dienen,

sich dessen bewusst, dass der zehnte Jahrestag des Interna-
tionalen Jahres der Familie im Jahr 2004 einen Anstoß dazu
gab, Familienfragen in den Prozess nationaler Entwicklungs-
planung zu integrieren, 

in der Erkenntnis, dass das grundlegende Ziel der Folge-
maßnahmen zum zehnten Jahrestag des Internationalen Jahres
der Familie darin besteht, Familien bei der Erfüllung ihrer Auf-
gaben in der Gesellschaft und im Entwicklungsprozess zu un-
terstützen und auf ihren Stärken aufzubauen, insbesondere auf
nationaler und lokaler Ebene,

in der Erkenntnis, dass Familien dabei geholfen werden
muss, ihre unterstützende, erzieherische und fürsorgende Rol-
le wahrzunehmen und so zur sozialen Integration beizutragen, 

davon überzeugt, dass über das Jahr 2004 hinaus hand-
lungsorientierte Folgemaßnahmen zum zehnten Jahrestag des
Internationalen Jahres der Familie ergriffen werden müssen,

in Anerkennung der wichtigen Katalysator- und Unterstüt-
zungsrolle, die den Organen der Vereinten Nationen, den Son-
derorganisationen und den Regionalkommissionen dabei zu-
kommt, durch die Gewährleistung handlungsorientierter Fol-
gemaßnahmen auf dem Gebiet der Familie die internationale
Zusammenarbeit zu fördern,

sich dessen bewusst, dass die interinstitutionelle Zusam-
menarbeit in Familienfragen fortgesetzt werden muss, um die
Leitungsgremien des Systems der Vereinten Nationen stärker
für Familienfragen zu sensibilisieren,

in der Erkenntnis, dass der Zivilgesellschaft, einschließ-
lich Forschungsinstitutionen und Universitäten, eine Schlüs-
selrolle bei der Interessenvertretung, der Förderung, der For-
schung und der Politikgestaltung im Bereich der Familienpo-
litik zukommt,

mit Befriedigung Kenntnis nehmend von dem Bericht des
Generalsekretärs49,48 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-

schuss eingebracht von: Armenien, Aserbaidschan, Belarus, Jamaika (im
Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der
Gruppe der 77 sind, und Chinas), Russische Föderation und Vereinigte
Staaten von Amerika. 49 A/60/155.
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1. legt den Regierungen nahe, auch weiterhin alles dar-
anzusetzen, um die Ziele des Internationalen Jahres der Fami-
lie zu verwirklichen und eine Familienperspektive in die Po-
litikgestaltung zu integrieren;

2. bittet die Regierungen, die während der Begehung
des zehnten Jahrestags des Internationalen Jahres der Familie
eingerichteten beziehungsweise neu belebten nationalen Me-
chanismen zur Koordinierung von Politiken, Programmen und
Strategien aufrechtzuerhalten, um durch die Integration von
Familienfragen in die nationale Entwicklungsplanung positive
Veränderungen zu bewirken; 

3. empfiehlt den Regierungen, in Zusammenarbeit mit
den entsprechenden Universitäten und Forschungszentren so-
wie den zuständigen nichtstaatlichen Organisationen eine
handlungsorientierte Forschung zu fördern, die auf familien-
orientierte öffentliche Politiken ausgerichtet ist und zur Aus-
arbeitung von Strategien, Politiken und Programmen beiträgt,
deren Ziel es ist, den wirtschaftlichen Lebensunterhalt der Fa-
milien auf Dauer zu sichern, und legt dem Programm der Ver-
einten Nationen für Familienfragen nahe, eine handlungsori-
entierte Forschung zu unterstützen und durchzuführen, darun-
ter durch die Herausgabe von Forschungsarbeiten und Veröf-
fentlichungen zu einschlägigen Themen, mit dem Ziel, die
Forschungstätigkeiten der Regierungen zu ergänzen;

4. legt den Regierungen nahe, den Treuhandfonds der
Vereinten Nationen für Tätigkeiten zu Gunsten der Familie zu
unterstützen, um es der Sekretariats-Hauptabteilung Wirt-
schaftliche und Soziale Angelegenheiten zu ermöglichen, den
Ländern auf Antrag umfangreichere Hilfe zu gewähren; 

5. fordert die Staaten, die Sonderorganisationen und die
zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen
nachdrücklich auf, sich im Rahmen der auf einschlägigen gro-
ßen Konferenzen der Vereinten Nationen und deren Folgepro-
zessen eingegangenen Verpflichtungen mit familienbezoge-
nen Anliegen zu befassen; 

6. legt den Mitgliedstaaten eindringlich nahe, ein für
die Stärkung und Unterstützung aller Familien förderliches
Umfeld zu schaffen, in der Erkenntnis, dass die Gleichstellung
von Frauen und Männern und die Achtung vor allen Men-
schenrechten und Grundfreiheiten aller Familienmitglieder für
das Wohlergehen der Familien und der Gesellschaft als Gan-
zes unabdingbar sind, feststellend, wie wichtig es ist, Berufs-
und Familienleben miteinander zu vereinbaren, und den
Grundsatz anerkennend, dass beide Eltern gemeinsam für die
Erziehung und die Entwicklung des Kindes verantwortlich
sind;

7. befürwortet die Fortsetzung und Verstärkung der in-
terinstitutionellen Zusammenarbeit in Familienfragen inner-
halb des Systems der Vereinten Nationen und ermutigt die Pro-
gramme, Fonds und Sonderorganisationen des Systems der
Vereinten Nationen, in ihren Büros Koordinierungsstellen für
Familienfragen einzurichten, um die Integration dieser Fragen
in ihre Tätigkeit zu erleichtern;

8. fordert das Sekretariat auf, seine wichtige Rolle in
Familienfragen innerhalb des Systems der Vereinten Nationen
weiterzuführen, und ermutigt in dieser Hinsicht die Hauptab-

teilung Wirtschaftliche und Soziale Angelegenheiten, auch
weiterhin mit den Regierungen, dem System der Vereinten
Nationen und der Zivilgesellschaft beim Ausbau der nationa-
len Kapazitäten durch die Verwirklichung der mandatsmäßi-
gen Ziele des Internationalen Jahres der Familie zusammen-
zuarbeiten;

9. bittet die Mitgliedstaaten, die Rolle und die Funktio-
nen der bestehenden nationalen Mechanismen, die mit Fami-
lienfragen befasst sind, zu überprüfen, um diese Fragen besser
in die nationalen Entwicklungsprogramme einzubinden; 

10. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen;

11. beschließt, die Frage "Folgemaßnahmen zum zehn-
ten Jahrestag des Internationalen Jahres der Familie" auf ihrer
zweiundsechzigsten Tagung unter dem Punkt "Soziale Ent-
wicklung, einschließlich Fragen im Zusammenhang mit der
Weltsoziallage sowie der Jugend, dem Altern, den Behinder-
ten und der Familie" zu behandeln.

RESOLUTION 60/134

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/501, Ziff. 27)50.

60/134. Folgemaßnahmen zum Internationalen Jahr der
Freiwilligen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 57/106 vom 26. Novem-
ber 2002 über Folgemaßnahmen zum Internationalen Jahr der
Freiwilligen,

in Anerkennung des wertvollen Beitrags der Freiwilligen-
arbeit, einschließlich traditioneller Formen der gegenseitigen
Hilfe und der Selbsthilfe, institutioneller Dienstleistungen und
sonstiger Formen der gesellschaftlichen Mitwirkung, zur wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung zu Gunsten der Ge-
samtgesellschaft, der Gemeinwesen und der einzelnen Frei-
willigen,

anerkennend, dass die Freiwilligenarbeit ein wichtiger Be-
standteil einer jeden Strategie ist, die unter anderem auf Ziele

50 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Australien, Bangladesch, Barbados, Belgien, Bos-
nien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Burkina Faso, Chile, China,
Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Volksrepublik Ko-
rea, Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugo-
slawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Fidschi, Frank-
reich, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Indien, Indone-
sien, Irland, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Kanada, Kap Verde, Kenia,
Kongo, Kroatien, Libanon, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Mali,
Malta, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mosambik, Namibia, Nepal, Nieder-
lande, Norwegen, Österreich, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Polen,
Portugal, Rumänien, San Marino, Schweden, Senegal, Serbien und Mon-
tenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Thailand, Timor-
Leste, Tschechische Republik, Türkei, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes
Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Ame-
rika, Vietnam und Zypern.
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wie die Armutsminderung, die nachhaltige Entwicklung, die
Gesundheit, die Katastrophenvorbeugung und das Katastro-
phenmanagement sowie die soziale Integration und insbeson-
dere die Überwindung der sozialen Ausgrenzung und Diskri-
minierung gerichtet ist,

mit Dank Kenntnis nehmend von den Bemühungen, durch
Forschung, globalen Informationsaustausch und Bildungs-
maßnahmen, namentlich Bemühungen um den Aufbau eines
wirksamen Netzwerks von Freiwilligen, unter anderem durch
das World Volunteer Web (Weltweites Freiwilligenweb)51 und
damit verbundene nationale Webseiten, ein größeres Ver-
ständnis und Bewusstsein für die Freiwilligenarbeit zu schaf-
fen,

in Anerkennung des Beitrags, den die Organisationen des
Systems der Vereinten Nationen gegenwärtig zur Unterstüt-
zung der Freiwilligenarbeit leisten, darunter die weltweite Tä-
tigkeit des Freiwilligenprogramms der Vereinten Nationen,

eingedenk der Notwendigkeit integrierter und koordinier-
ter Folgemaßnahmen zum Internationalen Jahr der Freiwilli-
gen in den entsprechenden Teilen des Systems der Vereinten
Nationen,

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs52;

2. nimmt Kenntnis von dem als Antwort auf den Bericht
der Gruppe namhafter Persönlichkeiten für die Beziehungen
zwischen den Vereinten Nationen und der Zivilgesellschaft er-
stellten Bericht des Generalsekretärs53;

3. begrüßt die Abhaltung der ersten, von der Regierung
Pakistans und dem System der Vereinten Nationen gemeinsam
ausgerichteten Internationalen Konferenz über Freiwilligenar-
beit und die Millenniums-Entwicklungsziele vom 5. bis 7. De-
zember 2004 in Islamabad und nimmt Kenntnis von ihrem
Schlussbericht51;

4. fordert die Regierungen erneut auf, mit aktiver Un-
terstützung seitens der Medien, der Zivilgesellschaft und des
Privatsektors jeweils am 5. Dezember den Internationalen Tag
der freiwilligen Helfer für die wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung zu begehen, so auch durch Aktivitäten, die insbeson-
dere zu den Bemühungen um die Erreichung der Millenniums-
Entwicklungsziele beitragen;

5. bekräftigt die Notwendigkeit, alle Formen der Frei-
willigenarbeit als ein Thema anzuerkennen und zu fördern, das
alle Teile der Gesellschaft betrifft und ihnen zugute kommt,
darunter Kinder, Jugendliche, ältere Menschen, Menschen mit
Behinderungen, Minderheiten, Einwanderer und diejenigen,
die aus sozialen oder wirtschaftlichen Gründen ausgegrenzt
bleiben;

6. ist sich dessen bewusst, dass die Freiwilligenarbeit,
insbesondere auf der Gemeinwesenebene, zur Erreichung der
international vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich

der in der Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen54

enthaltenen Ziele, beitragen wird;

7. ist sich außerdem dessen bewusst, wie wichtig gün-
stige rechtliche und finanzpolitische Rahmenbedingungen für
das Wachstum und die Entwicklung der Freiwilligenarbeit
sind, und legt den Regierungen nahe, diesbezügliche Maßnah-
men zu erlassen;

8. begrüßt die Tätigkeit der Freiwilligen der Vereinten
Nationen und ersucht sie, ihre Anstrengungen gemeinsam mit
anderen Interessengruppen fortzuführen, um in der Öffentlich-
keit ein größeres Bewusstsein für die Freiwilligenarbeit zu
schaffen, die verfügbaren Referenz- und Netzwerkressourcen
zu erweitern, den Entwicklungsländern auf Antrag technische
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Freiwilligenarbeit zu ge-
währen und die Koordinierung zwischen denen, die vor Ort im
Einsatz sind, zu verstärken;

9. bittet alle Interessenträger, insbesondere aus dem Pri-
vatsektor und den privaten Stiftungen, die Freiwilligenarbeit
als strategisches Instrument zur Stärkung der wirtschaftlichen
und sozialen Entwicklung zu unterstützen, namentlich durch
die Ausweitung der Freiwilligenarbeit im unternehmerischen
Kontext;

10. fordert die zuständigen Organisationen und Organe
des Systems der Vereinten Nationen auf, die Freiwilligenar-
beit in ihren verschiedenen Formen in ihre Politiken, Program-
me und Berichte einzubinden, und spricht sich dafür aus, dass
die Beiträge von Freiwilligen anerkannt und künftig in die
Konferenzen der Vereinten Nationen und andere einschlägige
internationale Konferenzen einbezogen werden;

11. erkennt an, wie wichtig die Organisationen der Zivil-
gesellschaft für die Förderung der Freiwilligenarbeit sind, und
stellt in diesem Zusammenhang fest, dass die Verstärkung des
Dialogs und des Zusammenspiels zwischen der Zivilgesell-
schaft und den Vereinten Nationen zur Ausweitung der Frei-
willigenarbeit beiträgt;

12. ermutigt die Regierungen, in Anbetracht des wichti-
gen Beitrags, den die Freiwilligenarbeit zur Erfüllung der in-
ternational vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der
in der Millenniums-Erklärung enthaltenen Ziele, leistet, Part-
nerschaften mit der Zivilgesellschaft zu schließen, um auf na-
tionaler Ebene ein Potenzial von Freiwilligen aufzubauen;

13. stellt fest, dass der wirtschaftlichen Dimension der
Freiwilligenarbeit mehr und mehr Aufmerksamkeit gilt, und
legt den Regierungen nahe, mit Unterstützung der Zivilgesell-
schaft einen Wissensfundus zu diesem Thema aufzubauen,
Daten zu verbreiten und die Forschung zu anderen Fragen im
Zusammenhang mit der Freiwilligenarbeit auszubauen, na-
mentlich in den Entwicklungsländern;

14. begrüßt die von den Freiwilligen der Vereinten Na-
tionen geleistete Arbeit zum Aufbau der Kapazität des World
Volunteer Web51, mit dem Ziel, die Kapazitäten dieses Netzes
zu erhöhen und das Informations-, Wissens- und Ressourcen-

51 http://www.worldvolunteerweb.org.
52 A/60/128.
53 A/59/354. 54 Siehe Resolution 55/2.
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management auszuweiten, und ermutigt die Regierungen und
alle Interessenträger, insbesondere den Privatsektor, freiwillig
zu dieser Initiative beizutragen;

15. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung unter dem Punkt
"Soziale Entwicklung, einschließlich Fragen im Zusammen-
hang mit der Weltsoziallage sowie der Jugend, dem Altern,
den Behinderten und der Familie" über die Durchführung die-
ser Resolution Bericht zu erstatten und in den Bericht Vor-
schläge darüber aufzunehmen, wie der zehnte Jahrestag des In-
ternationalen Jahres der Freiwilligen im Jahr 2011 begangen
werden könnte.

RESOLUTION 60/135

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/502 und Corr.1, Ziff. 9)55.

60/135. Folgemaßnahmen zur Zweiten Weltversamm-
lung über das Altern

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 57/167 vom 18. Dezem-
ber 2002, in der sie sich die Politische Erklärung und den In-
ternationalen Aktionsplan von Madrid über das Altern 200256

zu eigen machte, ihre Resolution 58/134 vom 22. Dezember
2003, in der sie unter anderem von dem "Fahrplan" für die Um-
setzung des Aktionsplans von Madrid Kenntnis nahm, und ihre
Resolution 59/150 vom 20. Dezember 2004,

sowie unter Hinweis auf die Resolution 2003/14 des Wirt-
schafts- und Sozialrats vom 21. Juli 2003, in der der Rat die
Regierungen, das System der Vereinten Nationen und die Zi-
vilgesellschaft bat, in einem "von unten nach oben" verlaufen-
den Ansatz an der Überprüfung und Bewertung des Aktions-
plans von Madrid mitzuwirken,

ferner unter Hinweis auf die Resolution 42/1 der Kommis-
sion für soziale Entwicklung vom 13. Februar 2004 mit dem
Titel "Modalitäten für die Überprüfung und Bewertung des In-
ternationalen Aktionsplans von Madrid über das Altern
200257", in der die Kommission beschloss, alle fünf Jahre eine

Überprüfung und Bewertung des Aktionsplans von Madrid
vorzunehmen, wobei bei jedem Überprüfungs- und Bewer-
tungszyklus eine der vorrangigen Aktionsrichtungen des Ak-
tionsplans von Madrid im Mittelpunkt steht,

in der Erkenntnis, dass der Aktionsplan von Madrid in vie-
len Teilen der Welt nach wie vor wenig oder überhaupt nicht
bekannt ist, was die Reichweite der Umsetzungsmaßnahmen
begrenzt,

1. fordert die Regierungen, die Organisationen und Or-
gane des Systems der Vereinten Nationen und die nichtstaat-
liche Gemeinschaft auf, ihre Informationskampagnen zu ver-
stärken, um alle wichtigen gesellschaftlichen Akteure, ein-
schließlich der älteren Menschen und ihrer Organisationen,
von den auf der Zweiten Weltversammlung über das Altern ge-
fassten Beschlüssen in Kenntnis zu setzen;

2. empfiehlt, bei den laufenden Anstrengungen zur Er-
reichung der international vereinbarten Entwicklungsziele,
einschließlich der in der Millenniums-Erklärung der Vereinten
Nationen58 enthaltenen Ziele, die Lage der älteren Menschen
zu berücksichtigen;

3. fordert die Regierungen sowie die Einrichtungen und
Organisationen des Systems der Vereinten Nationen im Rah-
men ihres jeweiligen Mandats auf und legt der nichtstaatlichen
Gemeinschaft nahe, sicherzustellen, dass die Herausforderun-
gen einer alternden Bevölkerung und die Anliegen älterer
Menschen in ihren Programmen und Projekten einen angemes-
senen Platz erhalten;

4. bittet die Mitgliedstaaten und die Organisationen und
Organe des Systems der Vereinten Nationen, bei der Entschei-
dungsfindung auf allen Ebenen die Bedürfnisse und Anliegen
älterer Menschen zu berücksichtigen;

5. betont, dass auf nationaler Ebene zusätzlich Kapazi-
täten geschaffen werden müssen, um die Umsetzung des In-
ternationalen Aktionsplans von Madrid über das Altern 200259

zu fördern und zu erleichtern, und legt den Regierungen in die-
sem Zusammenhang nahe, den Treuhandfonds der Vereinten
Nationen für das Altern zu unterstützen, um es der Sekretari-
ats-Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale Angelegen-
heiten zu ermöglichen, den Ländern auf Antrag umfangreiche-
re Hilfe zu gewähren;

6. fordert die Regierungen auf, die von dem Valencia-
Forum im April 2002 verabschiedete Forschungsagenda zu
Fragen des Alterns für das 21. Jahrhundert zu konsultieren und
anzuwenden, um die nationalen Kapazitäten in Altersfragen
im Hinblick auf die Umsetzung, Überprüfung und Bewertung
des Aktionsplans von Madrid auszubauen;

7. bittet die Regierungen, die zwischenstaatlichen und
die nichtstaatlichen Organisationen, eine umfassende, diversi-

55 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Aserbaidschan, Belarus, Bel-
gien, Bosnien und Herzegowina, Dänemark, Deutschland, ehemalige ju-
goslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Grie-
chenland, Irland, Island, Italien, Jamaika (im Namen der Mitgliedstaaten
der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der 77 sind, und Chi-
nas), Japan, Kanada, Kasachstan, Kirgisistan, Kroatien, Lettland, Litau-
en, Luxemburg, Malta, Mexiko, Monaco, Niederlande, Norwegen, Öster-
reich, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumänien, Russische Födera-
tion, San Marino, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechi-
sche Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich
Großbritannien und Nordirland und Zypern.
56 Report of the Second World Assembly on Ageing, Madrid, 8-12 April
2002 (United Nations publication, Sales No. E.02.IV.4), Kap. I, Resolu-
tion 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/conf/altern/ac197-9.pdf.
57  Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2004, Sup-
plement No. 6 (E/2004/26), Kap. I, Abschn. E.

58 Siehe Resolution 55/2.
59 Report of the Second World Assembly on Ageing, Madrid, 8-12 April
2002 (United Nations publication, Sales No. E.02.IV.4), Kap. I, Resolu-
tion 1, Anlage II. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/
german/conf/altern/ac197-9.pdf.
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fizierte und spezialisierte Altersforschung in allen Ländern zu
fördern und zu unterstützen;

8. bittet die Fachkommissionen des Wirtschafts- und
Sozialrats, das Altern von Bevölkerungen und von Einzelper-
sonen in ihrer Arbeit zu thematisieren, um die Umsetzung des
Aktionsplans von Madrid zu fördern;

9. empfiehlt der Kommission für die Rechtsstellung der
Frau, sich weiter mit der Lage älterer Frauen zu befassen, ins-
besondere der gesellschaftlich schwächsten Frauen, ein-
schließlich der in ländlichen Gebieten lebenden Frauen;

10. legt den Regionalkommissionen nahe, soweit noch
nicht geschehen, eine Regionalstrategie für die Umsetzung des
Aktionsplans von Madrid zu erarbeiten;

11. nimmt Kenntnis von der Resolution 42/1 der Kom-
mission für soziale Entwicklung57 und ersucht den Generalse-
kretär in diesem Zusammenhang, der Kommission auf ihrer
vierundvierzigsten Tagung seine Vorschläge hinsichtlich der
Durchführung der Überprüfung und Bewertung auf regionaler
und globaler Ebene vorzulegen;

12. ersucht die Organisationen und Organe des Systems
der Vereinten Nationen, die Kapazitäten der Koordinierungs-
stellen für Fragen des Alterns weiter auszubauen und sie im
Hinblick auf die weitere Umsetzung des Aktionsplans von Ma-
drid mit angemessenen Ressourcen auszustatten, insbesondere
durch geeignete Integrationsmaßnahmen;

13. betont, wie wichtig es ist, dass alle Länder zu allen
Aspekten der Politikformulierung nach Alter und Geschlecht
aufgeschlüsselte Daten erheben und entsprechende Bevölke-
rungsstatistiken erstellen, und legt den zuständigen Stellen des
Systems der Vereinten Nationen nahe, die einzelstaatlichen
Anstrengungen, insbesondere der Entwicklungs- und Trans-
formationsländer, zum Aufbau von Kapazitäten zu unterstüt-
zen, nimmt in diesem Zusammenhang davon Kenntnis, dass
die Vereinten Nationen eine über das Internet zugängliche Da-
tenbank zur Frage des Alterns geschaffen haben, und bittet die
Staaten, wann immer möglich, Informationen zur Aufnahme
in diese Datenbank vorzulegen;

14. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs60 und ersucht um die Weitergabe dieses Berichts an die
Kommission für soziale Entwicklung auf ihrer vierundvierzig-
sten Tagung, um ihr bei ihren Beratungen behilflich zu sein;

15. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/136

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/503, Ziff. 48)61.

60/136. Eingehende Studie über alle Formen der Gewalt
gegen Frauen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 58/185 vom 22. Dezem-
ber 2003 mit dem Titel "Eingehende Studie über alle Formen
der Gewalt gegen Frauen",

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über den Stand der Vorbereitungen für die Studie62;

2. begrüßt

a) die bisherigen Arbeiten an der Studie, insbesondere
auf der vom 11. bis 14. April 2005 in Genf abgehaltenen Sach-
verständigentagung über Daten und Statistiken zum Thema
Gewalt gegen Frauen und der vom 17. bis 20. Mai 2005 in
Wien abgehaltenen Sachverständigentagung über wirksame
Verfahrensweisen zur Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen;

b) die auf nationaler, regionaler und internationaler
Ebene unternommenen Initiativen zur Bekanntmachung der
Studie und als Beitrag zu ihrer Erstellung, einschließlich der
am 28. und 29. April 2005 in Paris abgehaltenen Arbeitstagung
über Gewalt gegen Frauen und der am 6. und 7. September
2005 am Amtssitz der Vereinten Nationen abgehaltenen Kon-
sultation;

3. betont erneut, wie wichtig es ist, bei der Durchfüh-
rung der Studie eng mit den folgenden Stellen zusammenzu-
arbeiten:

a) allen zuständigen Organen, Fonds und Programmen
der Vereinten Nationen, namentlich dem Entwicklungsfonds
der Vereinten Nationen für die Frau, dem Kinderhilfswerk der
Vereinten Nationen, dem Entwicklungsprogramm der Verein-
ten Nationen, dem Bevölkerungsfonds der Vereinten Natio-

60 A/60/151.

61 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Angola, Antigua und Barbu-
da, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Barbados, Belgien, Benin,
Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Bulgarien,
Chile, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik
Kongo, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Ecuador,
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Eritrea, Estland, Finn-
land, Frankreich, Griechenland, Guatemala, Guyana, Haiti, Irak, Irland,
Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jordanien, Kamerun, Kanada, Kap
Verde, Kasachstan, Kenia, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Lettland,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Mali, Malta,
Marokko, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mon-
golei, Mosambik, Namibia, Neuseeland, Niederlande, Niger, Nigeria,
Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Polen, Portugal, Repu-
blik Korea, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Sambia, Schweden,
Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spa-
nien, St. Vincent und die Grenadinen, Thailand, Timor-Leste, Togo,
Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela
(Bolivarische Republik), Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Kö-
nigreich Großbritannien und Nordirland und Zypern.
62 A/60/211.
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nen, der Weltgesundheitsorganisation und dem Internationa-
len Forschungs- und Ausbildungsinstitut zur Förderung der
Frau;

b) allen zuständigen Dienststellen des Sekretariats, ins-
besondere dem Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Na-
tionen für Menschenrechte und den Regionalkommissionen;

c) den Vertragsorganen der Vereinten Nationen, insbe-
sondere dem Ausschuss für die Beseitigung der Diskriminie-
rung der Frau;

d) den besonderen Verfahren der Menschenrechtskom-
mission, insbesondere der Sonderberichterstatterin über Ge-
walt gegen Frauen, deren Ursachen und Folgen;

4. ersucht den Generalsekretär,

a) jede Gelegenheit wahrzunehmen, um auf die Durch-
führung der Studie aufmerksam zu machen und Beiträge zu er-
bitten, und nimmt in diesem Zusammenhang mit Anerkennung
Kenntnis von der Einrichtung einer Internetpräsenz für die
Studie63 und der vom 26. September bis 14. Oktober 2005 ge-
führten Online-Diskussion; 

b) zu gewährleisten, dass die eingehende Studie über al-
le Formen der Gewalt gegen Frauen in enger Zusammenarbeit
mit der in ihrer Resolution 56/138 vom 19. Dezember 2001 er-
betenen eingehenden Untersuchung der Frage der Gewalt ge-
gen Kinder erstellt wird, damit ein entsprechender Informa-
tionsaustausch stattfinden kann;

c) auch weiterhin Gelegenheiten für Konsultationen mit
Mitgliedstaaten und anderen Interessenträgern zu schaffen
und unter anderem bei Regionalorganisationen um Informa-
tionen nachzusuchen, einschließlich über Strategien, Politi-
ken, Programme und bewährte Verfahrensweisen;

d) die Zusammenarbeit mit den zuständigen nichtstaat-
lichen Organisationen bei der Erstellung der Studie über alle
Formen der Gewalt gegen Frauen fortzusetzen und gegebenen-
falls zu verstärken;

5. fordert alle zuständigen Organe, Fonds und Program-
me der Vereinten Nationen nachdrücklich auf, bei der Durch-
führung der Studie mit dem Generalsekretär voll zusammen-
zuarbeiten und, wenn irgend möglich, die Aufmerksamkeit
darauf zu lenken, um mehr Möglichkeiten für Beiträge zu ihrer
Erstellung und Weiterverfolgung zu eröffnen; 

6. legt den Mitgliedstaaten nahe, zur Finanzierung der
Studie beizutragen, um den Mittelbedarf der Studie zu decken
und dem Generalsekretär gegebenenfalls aktuelle Informatio-
nen über die in der Studie zu behandelnden Fragen zu liefern; 

7. beschließt,

a) die Vorlagefrist für den in Buchstabe d) ihrer Reso-
lution 58/185 genannten Bericht bis zu ihrer einundsechzig-
sten Tagung und bis spätestens Anfang September 2006 zu
verlängern, sodass genügend Zeit zur Verfügung steht, ihn auf
dieser Tagung eingehend zu prüfen;

b) den Bericht auf ihrer einundsechzigsten Tagung un-
ter dem Punkt "Förderung der Frau" zu behandeln.

RESOLUTION 60/137

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/503, Ziff. 48)64.

60/137. Entwicklungsfonds der Vereinten Nationen für
die Frau

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 39/125 vom 14. Dezem-
ber 1984, mit der sie den Entwicklungsfonds der Vereinten Na-
tionen für die Frau als eigenständige und getrennte, mit dem
Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen in autono-
mem Verbund stehende Einheit schuf, sowie ihre Resolution
56/130 vom 19. Dezember 2001,

in Bekräftigung der von der Vierten Weltfrauenkonferenz
verabschiedeten Aktionsplattform von Beijing65, in der die be-
sondere Rolle des Fonds bei der Förderung der wirtschaftli-
chen und politischen Ermächtigung der Frau anerkannt wird,
und der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung der
Generalversammlung "Frauen 2000: Gleichstellung, Entwick-
lung und Frieden für das 21. Jahrhundert"66,

unter Begrüßung der von der Kommission für die Rechts-
stellung der Frau auf ihrer neunundvierzigsten Tagung verab-
schiedeten Erklärung67, in der betont wird, dass die Umsetzung
der Aktionsplattform von Beijing für die Erreichung der Mill-
enniums-Entwicklungsziele unerlässlich ist,

63 www.un.org/womenwatch/daw/vaw/index.htm.

64 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Algerien, Andorra, Angola, Argentinien, Aser-
baidschan, Äthiopien, Australien, Bangladesch, Barbados, Belgien, Be-
lize, Benin, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Burkina Faso, Burun-
di, Chile, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo,
Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige
jugoslawische Republik Mazedonien, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland,
Frankreich, Georgien, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Gu-
yana, Honduras, Indonesien, Irak, Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan,
Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Ka-
tar, Kenia, Kirgisistan, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuwait, Lettland, Li-
banon, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Mala-
wi, Malaysia, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mexiko, Mongolei,
Namibia, Neuseeland, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Öster-
reich, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik
Korea, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, San Marino, Schweden,
Schweiz, Senegal, Sierra Leone, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spani-
en, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Thailand, Timor-Leste,
Togo, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uru-
guay, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritan-
nien und Nordirland und Zypern.
65 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4-15 Sep-
tember 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.13), Kap. I,
Resolution 1, Anlage II. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/conf/beijing/anh_2.html.
66 Resolution S-23/2, Anlage, und Resolution S-23/3, Anlage.
67 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005, Sup-
plement No. 7 und Korrigendum (E/2005/27 und Corr.1), Kap. I,
Abschn. A; siehe auch Beschluss 2005/232 des Wirtschafts- und Sozial-
rats. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/wiso/
e-dec-2005-232.pdf.
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sowie unter Begrüßung der von den Staats- und Regie-
rungschefs auf dem Weltgipfel 2005 eingegangenen Ver-
pflichtung, die Geschlechtergleichheit und die Ermächtigung
der Frau zu fördern, wie in dem Ergebnis des Weltgipfels
200568 dargelegt,

in Bekräftigung der vorrangigen und wesentlichen Rolle
der Generalversammlung und des Wirtschafts- und Sozialrats
sowie der zentralen Rolle der Kommission für die Rechtsstel-
lung der Frau bei der Förderung der Frau und der Geschlech-
tergleichheit,

sowie in Bekräftigung aller einschlägigen Resolutionen der
Generalversammlung, des Wirtschafts- und Sozialrats und der
Kommission für die Rechtsstellung der Frau sowie der Reso-
lution 1325 (2000) des Sicherheitsrats vom 31. Oktober 2000
über Frauen und Frieden und Sicherheit,

in Anerkennung der Bedeutung des Übereinkommens zur
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau69 und
feststellend, dass das Übereinkommen mit die meisten Ver-
tragsstaaten unter den Menschenrechtsübereinkommen hat,

unter Begrüßung der Beiträge des Fonds zur Unterstützung
der Initiativen, die von Mitgliedstaaten, Organisationen der
Vereinten Nationen und nichtstaatlichen Organisationen er-
griffen wurden, um Aktivitäten zur Förderung der Geschlech-
tergleichheit und der Ermächtigung der Frau zu konzipieren
und durchzuführen,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/250 vom 22. Dezem-
ber 2004 über die dreijährliche umfassende Grundsatzüber-
prüfung der operativen Entwicklungsaktivitäten des Systems
der Vereinten Nationen und betonend, dass alle Organisatio-
nen des Entwicklungssystems der Vereinten Nationen ihre Tä-
tigkeiten auf globaler, regionaler und nationaler Ebene im Ein-
klang mit ihrem jeweiligen Mandat durchführen müssen,

sowie unter Hinweis auf die vereinbarten Schlussfolgerun-
gen 1997/2 des Wirtschafts- und Sozialrats vom 18. Juli 199770

und seine Resolution 2004/4 vom 7. Juli 2004 über die durch-
gängige Integration einer Gleichstellungsperspektive in alle
Politiken und Programme im System der Vereinten Nationen,

ferner unter Hinweis auf die Resolution 2005/54 des Wirt-
schafts- und Sozialrats vom 27. Juli 2005 mit dem Titel "Ent-
wicklungsfonds der Vereinten Nationen für die Frau",

feststellend, wie wichtig die Arbeit des Beratungsaus-
schusses des Entwicklungsfonds der Vereinten Nationen für
die Frau bei der Ausrichtung der Politiken und Programme des
Fonds ist, im Einklang mit den Bestimmungen in der Anlage
zu Resolution 39/125,

1. begrüßt die Mitteilung des Generalsekretärs über die
Tätigkeit des Entwicklungsfonds der Vereinten Nationen für

die Frau mit einem ergebnisorientierten Bericht über die Fort-
schritte bei der Umsetzung seines mehrjährigen Finanzie-
rungs-Rahmenplans 2004-200771;

2. bekundet dem Fonds ihre Anerkennung für seine
Schwerpunktsetzung auf strategische Programme in seinen
vier zentralen Arbeitsbereichen, nämlich die Verringerung der
Armut unter Frauen, die Beendigung der Gewalt gegen Frau-
en, die Eindämmung und Zurückdrängung von HIV/Aids und
die Herbeiführung der Geschlechtergleichheit bei der demo-
kratischen Regierungsführung und in Postkonfliktländern, so-
wie auf die Unterstützung einer innovativen Programmgestal-
tung im Rahmen der Aktionsplattform von Beijing65 und der
auf der dreiundzwanzigsten Sondertagung der Generalver-
sammlung66 und auf der neunundvierzigsten Tagung der Kom-
mission für die Rechtsstellung der Frau72 eingegangenen Ver-
pflichtungen;

3. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der stärkeren
Synergie zwischen dem Entwicklungsfonds der Vereinten Na-
tionen für die Frau und den anderen Fonds, Programmen und
Organisationen des Systems der Vereinten Nationen sowie
dem Büro der Sonderberaterin für Gleichstellungsfragen und
Frauenförderung, der Abteilung Frauenförderung der Sekreta-
riats-Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale Angelegen-
heiten und dem Internationalen Forschungs- und Ausbildungs-
institut zur Förderung der Frau und fordert diese Stellen auf,
ihre Zusammenarbeit fortzusetzen;

4. fordert alle Organisationen des Systems der Verein-
ten Nationen auf, im Rahmen ihres jeweiligen Mandats in ih-
ren Landesprogrammen, Planungsinstrumenten und sektor-
weiten Programmen systematisch eine Geschlechterperspek-
tive zu berücksichtigen und die Geschlechtergleichheit anzu-
streben sowie für das jeweilige Land konkrete Ziele und
Zielwerte auf diesem Gebiet aufzustellen, die mit den natio-
nalen Entwicklungsstrategien im Einklang stehen;

5. ermutigt den Fonds, auch weiterhin zu den Harmoni-
sierungs- und Koordinierungsprozessen der Reform der Ver-
einten Nationen beizutragen, unter anderem durch gestärkte
Partnerschaften mit anderen Fonds, Programmen und Organi-
sationen des Systems der Vereinten Nationen und durch die
Förderung der Entwicklung, einschließlich der technischen
Zusammenarbeit, der Menschenrechte von Frauen und einer
Gleichstellungsperspektive in den von der Gruppe der Verein-
ten Nationen für Entwicklungsfragen ausgearbeiteten Politi-
ken, Leitlinien und Instrumenten;

6. betont, wie wichtig es ist, die Arbeit an der Basis fort-
zusetzen, und legt dem Fonds nahe, im Hinblick auf eine bes-
sere Abstimmung mit den anderen Organen der Vereinten Na-
tionen an den einschlägigen interinstitutionellen Koordinie-
rungsmechanismen auf hoher Ebene mitzuwirken;

7. erkennt die Anstrengungen an, die der Fonds und an-
dere Fonds und Programme der Vereinten Nationen unterneh-
men, um die Perspektive der Geschlechtergleichheit und der68 Siehe Resolution 60/1.

69 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl.
Nr. 443/1982; AS 1999 1579.
70 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-second Session,
Supplement No. 3 (A/52/3/Rev.1), Kap. IV, Ziff. 4.

71 A/60/274.
72 Siehe E/CN.6/2005/2 und Corr.1.
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Ermächtigung der Frau bei den Formulierungs-, Durchfüh-
rungs- und Evaluierungsprozessen im Zusammenhang mit den
nationalen Entwicklungsplänen und -programmen zur Besei-
tigung der Armut, einschließlich der Armutsbekämpfungsstra-
tegien, den Millenniums-Entwicklungszielen und etwaigen
Entwicklungshilfe-Programmrahmen der Vereinten Nationen
zu stärken, und fordert den Fonds nachdrücklich auf, diese
Prozesse zu unterstützen;

8. ermutigt den Fonds, in Zusammenarbeit mit dem Sy-
stem der residierenden Koordinatoren verstärkte und koordi-
nierte Maßnahmen zu Gunsten der Geschlechtergleichheit auf
Landesebene zu unterstützen, so auch durch die Förderung und
den Aufbau der Kapazitäten der thematischen Gruppen für
Gleichstellungsfragen innerhalb der Landesteams der Verein-
ten Nationen;

9. fordert das Entwicklungssystem der Vereinten Na-
tionen nachdrücklich auf, sich bei seinen internen Anstrengun-
gen zur durchgängigen Integration der Geschlechterperspek-
tive der technischen Sachkenntnisse und der Erfahrung im Be-
reich Koordinierung zu bedienen, über die der Fonds in
Gleichstellungsfragen verfügt;

10. legt den Mitgliedstaaten und den Organisationen der
Vereinten Nationen nahe, gemeinsam mit dem Fonds mögli-
che innovative Regelungen für die Repräsentation zu prüfen,
namentlich den Einsatz von abgeordneten Bediensteten, Pro-
jektbüros und anderen Methoden;

11. nimmt Kenntnis von den Aktivitäten des Fonds zur
Weiterverfolgung der Resolution 56/130, namentlich im Zu-
sammenhang mit den Auswirkungen bewaffneter Konflikte
auf Frauen und der Rolle der Frau bei der Friedenskonsolidie-
rung, sowie von seiner Unterstützung der Mitwirkung von
Frauen an Friedensprozessen und fordert den Fonds nach-
drücklich auf, seine Anstrengungen zu verstärken und seine
Kapazitäten auszubauen, um einen koordinierten Ansatz des
Systems der Vereinten Nationen zur Stärkung der Geschlech-
tergerechtigkeit bei der Friedenskonsolidierung sowie bei der
Wiederherstellung und dem Wiederaufbau nach einem Kon-
flikt zu unterstützen, gegebenenfalls auch in Zusammenarbeit
mit der Sekretariats-Hauptabteilung Politische Angelegenhei-
ten und der Sekretariats-Hauptabteilung Friedenssicherungs-
einsätze sowie mit den Mitgliedstaaten, den Regionalorgani-
sationen und den anderen Partnern der Vereinten Nationen;

12. betont, wie wichtig der mit der Resolution 50/166 der
Generalversammlung vom 22. Dezember 1995 eingerichtete
Treuhandfonds zur Unterstützung von Maßnahmen zur Besei-
tigung der Gewalt gegen Frauen als maßgebliche Antwort auf
die auf der neunundfünfzigsten Tagung der Versammlung ge-
äußerte tiefe Besorgnis über das Fortbestehen der Gewalt und
der Verbrechen gegen Frauen in allen Teilen der Welt ist, und
fordert alle Regierungen, die nichtstaatlichen Organisationen
sowie den öffentlichen Sektor und den Privatsektor nach-
drücklich auf, die Entrichtung von Beiträgen an den Treuhand-
fonds beziehungsweise deren Erhöhung zu erwägen;

13. ermutigt den Fonds, aufbauend auf seinen Partner-
schaften innerhalb des Systems der Vereinten Nationen, ins-
besondere mit dem Gemeinsamen Programm der Vereinten
Nationen für HIV/Aids, auch weiterhin die Ziele und Zielvor-

gaben betreffend die Geschlechtergleichheit und die Ermäch-
tigung der Frau zu unterstützen, die in der auf der sechsund-
zwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung verab-
schiedeten Verpflichtungserklärung zu HIV/Aids73 festgelegt
wurden, indem er eng mit den von HIV/Aids betroffenen oder
mit dem HIV infizierten Frauen zusammenarbeitet, um ihre
Fähigkeit zur Einflussnahme auf Programme und Politiken zu
entwickeln;

14. ermutigt den Fonds außerdem, den Ersuchen der
Länder um die Ausarbeitung oder Stärkung von Rechen-
schaftsmechanismen zu Gunsten der Geschlechtergleichheit
zu entsprechen, namentlich durch den Kapazitätsaufbau bei
den Regierungen zur Durchführung von Haushaltsanalysen,
die den Faktor Geschlecht berücksichtigen, und zur Nutzung
von nach Geschlecht aufgeschlüsselten Daten als Grundlage
für eine geschlechtergerechte Formulierung der öffentlichen
Politik;

15. begrüßt den Beitrag des Fonds zur Förderung der
strategischen Bedeutung der Ermächtigung der Frau in allen
Regionen, in denen er tätig ist, und nimmt mit Anerkennung
Kenntnis von der Ausweitung seiner Programmtätigkeiten in
der afrikanischen Region;

16. ermutigt den Fonds, die Zusammenarbeit mit den
Mitgliedstaaten, mit den Programmen, Fonds und zuständigen
Organisationen des Systems der Vereinten Nationen sowie mit
nichtstaatlichen Organisationen zu stärken und Hilfe zu ge-
währen, damit die in dem Ergebnis des Weltgipfels 200568 ent-
haltenen Verpflichtungen auf dem Gebiet der Geschlechter-
gleichheit erfüllt werden können;

17. ermutigt den Fonds außerdem, den Regierungen auch
weiterhin bei der Durchführung des Übereinkommens zur Be-
seitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau69 behilflich
zu sein, um die Geschlechtergleichheit auf allen Ebenen zu för-
dern, namentlich durch eine Verstärkung der Zusammenarbeit
zwischen den Regierungen und der Zivilgesellschaft, insbe-
sondere den Frauenorganisationen, und durch die Unterstüt-
zung der Anstrengungen, die darauf gerichtet sind, die ab-
schließenden Bemerkungen des Ausschusses für die Beseiti-
gung der Diskriminierung der Frau je nach Bedarf weiterzu-
verfolgen;

18. würdigt es, dass Mitgliedstaaten, private Organisa-
tionen und Stiftungen ihre Basisbeiträge und insbesondere ihre
zweckgebundenen Beiträge an den Fonds erhöht haben und
damit ihr Eintreten für die Fragen unter Beweis stellen, mit de-
nen der Fonds befasst ist;

19. bittet dementsprechend die Mitgliedstaaten, die
nichtstaatlichen Organisationen und die Mitglieder der priva-
ten Organisationen und Stiftungen, die zu dem Fonds beige-
tragen haben, dies auch künftig zu tun und eine Erhöhung ihrer
Finanzbeiträge zu erwägen, und legt anderen, die noch keine
Beiträge an den Fonds entrichtet haben, eindringlich nahe, dies
zu erwägen, damit der Fonds die in seinem mehrjährigen Fi-

73 Resolution S-26/2, Anlage.
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nanzierungs-Rahmenplan festgelegten Zielwerte für Basisres-
sourcen erreichen kann.

RESOLUTION 60/138

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/503, Ziff. 48)74.

60/138. Verbesserung der Lage der Frauen in ländlichen
Gebieten

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 56/129 vom 19. De-
zember 2001 und 58/146 vom 22. Dezember 2003,

sowie unter Hinweis auf die Bedeutung, die den Problemen
der Frauen in ländlichen Gebieten in den Zukunftsstrategien
von Nairobi zur Förderung der Frau75, in der Erklärung76 und
der Aktionsplattform77 von Beijing, die von der Vierten Welt-
frauenkonferenz verabschiedet wurden, ihrer zehnjährlichen
Überprüfung und Bewertung, in den Ergebnisdokumenten der
dreiundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung78

und in dem Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von
Diskriminierung der Frau79 beigemessen wird,

ferner unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen80, in der die Mitgliedstaaten unter anderem
den Beschluss trafen, die Gleichstellung der Geschlechter und
die Ermächtigung der Frau als wirksame Mittel zur Bekämp-
fung von Armut, Hunger und Krankheit und zur Herbeifüh-
rung einer wirklich nachhaltigen Entwicklung zu fördern, und
das Ergebnis des Weltgipfels 200581, in dem sie ebenfalls be-

schlossen, die Geschlechtergleichheit zu fördern und der alle
Bereiche erfassenden geschlechtsspezifischen Diskriminie-
rung ein Ende zu setzen, indem sie entschlossen alle notwen-
digen Maßnahmen ergreifen,

unter Begrüßung der von der Kommission für die Rechts-
stellung der Frau auf ihrer neunundvierzigsten Tagung im
Rahmen der Überprüfung und Bewertung der Aktionsplatt-
form von Beijing und der Ergebnisdokumente der dreiund-
zwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung verab-
schiedeten Erklärung82,

sowie unter Begrüßung der von der Kommission für die
Rechtsstellung der Frau auf ihrer siebenundvierzigsten Ta-
gung verabschiedeten vereinbarten Schlussfolgerungen über
die Teilhabe der Frau an und ihren Zugang zu den Medien und
den Informations- und Kommunikationstechnologien sowie
über deren Auswirkungen auf und Nutzung für die Förderung
und Ermächtigung der Frau83,

ferner unter Begrüßung des Konsenses von Monterrey der
Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung84

sowie der Erklärung von Johannesburg über nachhaltige Ent-
wicklung85 und des Durchführungsplans des Weltgipfels für
nachhaltige Entwicklung ("Durchführungsplan von Johannes-
burg")86, in denen die Regierungen aufgefordert wurden, eine
Gleichstellungsperspektive in die Entwicklungspolitiken auf
allen Ebenen und in allen Sektoren zu integrieren,

unter Begrüßung der am 2. Juli 2003 auf dem Tagungsteil
auf hoher Ebene der Arbeitstagung 2003 des Wirtschafts- und
Sozialrats verabschiedeten Ministererklärung87, in der betont
wurde, dass die ländliche Entwicklung ein fester Bestandteil
der nationalen und internationalen Entwicklungspolitiken so-
wie der Tätigkeiten und Programme des Systems der Verein-
ten Nationen werden muss, und in der gefordert wurde, dass
Frauen in ländlichen Gebieten auf allen Ebenen der ländlichen
Entwicklung, einschließlich im Entscheidungsprozess, eine
größere Rolle übernehmen,

74 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Angola, Argentinien, Äthiopien, Bangladesch,
Bolivien, Botsuana, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica,
Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksre-
publik Korea, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salva-
dor, Fidschi, Gambia, Georgien, Ghana, Guatemala, Guinea, Guinea-Bis-
sau, Guyana, Haiti, Honduras, Indonesien, Jamaika, Jordanien, Kambo-
dscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien,
Kongo, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Mali, Marokko, Mexiko, Mon-
golei, Mosambik, Namibia, Nepal, Niger, Nigeria, Panama, Philippinen,
Ruanda, Sambia, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Sri Lanka, St. Vin-
cent und die Grenadinen, Südafrika, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tune-
sien, Uganda, Uruguay, Usbekistan und Vereinigte Republik Tansania.
75 Report of the World Conference to Review and Appraise the Achieve-
ments of the United Nations Decade for Women: Equality, Development
and Peace, Nairobi, 15-26 July 1985 (United Nations publication, Sales
No. E.85.IV.10), Kap. I, Abschn. A.
76 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4-15 Sep-
tember 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.13), Kap. I,
Resolution 1, Anlage I. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/conf/beijing/beij_bericht.html.
77 Ebd., Anlage II. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/
german/conf/beijing/anh_2.html.
78 Resolution S-23/2, Anlage, und S-23/3, Anlage.
79 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl.
Nr. 443/1982; AS 1999 1579.
80 Siehe Resolution 55/2.
81 Siehe Resolution 60/1.

82 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005, Sup-
plement No. 7 und Korrigendum (E/2005/27 und Corr.1), Kap. I,
Abschn. A; siehe auch Beschluss 2005/232 des Wirtschafts- und Sozial-
rats. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/wiso/
e-dec-2005-232.pdf.
83 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2003, Sup-
plement No. 7 (E/2003/27), Kap. I, Abschn. A; siehe auch Beschluss
2003/44 des Wirtschafts- und Sozialrats.
84 Report of the International Conference on Financing for Development,
Monterrey, Mexico, 18-22 March 2002 (United Nations publication,
Sales No. E.02.II.A.7), Kap. I, Resolution 1, Anlage. In Deutsch verfüg-
bar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/ac198-11.pdf.
85 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August - 4 September 2002 (United Nations publi-
cation, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 1,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
86 Ebd., Resolution 2, Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
87 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-eighth Session,
Supplement No. 3 (A/58/3/Rev.1), Kap. III, Ziff. 35.
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in Anerkennung dessen, dass Frauen in ländlichen Gebie-
ten, einschließlich indigener Frauen, eine entscheidende Rolle
bei der Förderung der landwirtschaftlichen und ländlichen
Entwicklung, der Verbesserung der Ernährungssicherheit und
der Bekämpfung der ländlichen Armut zukommt und dass sie
einen wesentlichen Beitrag dazu leisten,

in Anbetracht dessen, dass einige Auswirkungen der Glo-
balisierung die sozioökonomische Randstellung der Frauen in
ländlichen Gebieten vertiefen können,

sowie in Anbetracht dessen, dass der Globalisierungspro-
zess einen gewissen Nutzen gebracht hat, indem er Erwerbs-
möglichkeiten in neuen Sektoren für Frauen in ländlichen Ge-
bieten geschaffen hat,

eingedenk dessen, dass die verfügbaren Daten und das vor-
handene Mess- und Analyseinstrumentarium nicht ausreichen,
um zu einem vollen Verständnis der geschlechtsspezifischen
Auswirkungen der Globalisierung und des ländlichen Wan-
dels und der Auswirkungen dieser Prozesse auf Frauen in länd-
lichen Gebieten zu gelangen,

in der Erkenntnis, dass dringend geeignete Maßnahmen
zur weiteren Verbesserung der Lage der Frauen in ländlichen
Gebieten ergriffen werden müssen,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs88;

2. bittet die Mitgliedstaaten, in Zusammenarbeit mit
den Organisationen der Vereinten Nationen und gegebenen-
falls der Zivilgesellschaft auch weiterhin Anstrengungen zu
unternehmen, um die Ergebnisse der Konferenzen und Gipfel-
treffen der Vereinten Nationen, einschließlich ihrer Überprü-
fungen, umzusetzen und eine integrierte und koordinierte Wei-
terverfolgung sicherzustellen und der Verbesserung der Lage
der Frauen in ländlichen Gebieten in ihren nationalen, regio-
nalen und globalen Entwicklungsstrategien höhere Bedeutung
beizumessen, unter anderem durch folgende Maßnahmen:

a) Schaffung eines förderlichen Umfelds für die Ver-
besserung der Lage von Frauen in ländlichen Gebieten und Ge-
währleistung der Berücksichtigung ihrer Bedürfnisse und Bei-
träge, namentlich durch eine verstärkte Zusammenarbeit und
eine Gleichstellungsperspektive, sowie ihrer vollen Teilhabe
an der Ausarbeitung, Umsetzung und Überwachung makro-
ökonomischer Politiken und Programme und von Armutsbe-
kämpfungsstrategien, einschließlich der Strategiedokumente
zur Armutsbekämpfung, auf der Grundlage der Millenniums-
Entwicklungsziele;

b) Förderung der politischen und sozioökonomischen
Ermächtigung der Frauen in ländlichen Gebieten und Unter-
stützung ihrer umfassenden und gleichberechtigten Teilhabe
an der Entscheidungsfindung auf allen Ebenen, namentlich
durch gezielte Fördermaßnahmen, soweit angezeigt, und Un-
terstützung für Frauenorganisationen, Gewerkschaften oder
andere Verbände und zivilgesellschaftliche Gruppen, die die
Rechte von Frauen in ländlichen Gebieten fördern;

c) Integration einer Gleichstellungsperspektive in die
Gestaltung, Umsetzung, Überwachung und Bewertung von
Entwicklungspolitiken und -programmen, einschließlich der
Haushaltspolitik, unter stärkerer Beachtung der Bedürfnisse
von Frauen in ländlichen Gebieten, um sicherzustellen, dass
ihnen die in allen Bereichen beschlossenen Politiken und Pro-
gramme zugute kommen und dass die unverhältnismäßig hohe
Anzahl der Frauen in ländlichen Gebieten, die in Armut leben,
verringert wird;

d) Sicherstellung dessen, dass die Perspektiven von
Frauen in ländlichen Gebieten berücksichtigt werden und dass
sie an der Gestaltung, Umsetzung, Überwachung und Bewer-
tung von Politiken und Tätigkeiten im Zusammenhang mit
Notsituationen, Naturkatastrophen, humanitärer Hilfe, Frie-
denskonsolidierung und Wiederaufbau nach Konflikten mit-
wirken;

e) Verstärkung der Anstrengungen sowie entsprechen-
de Investitionen zur Deckung der Grundbedürfnisse der Frau-
en in ländlichen Gebieten durch die Verbesserung des Ange-
bots an grundlegender ländlicher Infrastruktur wie Energie
und Verkehr, des Zugangs dazu und ihrer Nutzung, durch den
Aufbau von Kapazitäten und Maßnahmen zur Erschließung
der menschlichen Ressourcen, durch die Bereitstellung einer
sicheren und zuverlässigen Wasserversorgung und Abwasser-
entsorgung, durch Ernährungsprogramme, Programme zur
Bereitstellung von erschwinglichem Wohnraum, Bildungs-
und Alphabetisierungsprogramme sowie durch gesundheitli-
che und soziale Unterstützungsmaßnahmen, so auch im Be-
reich der sexuellen und reproduktiven Gesundheit und der Be-
handlung, Betreuung und Unterstützung bei HIV/Aids;

f) Konzeption und Umsetzung von Politiken zur Förde-
rung und zum Schutz des Genusses aller Menschenrechte und
Grundfreiheiten durch Frauen und Mädchen in ländlichen Ge-
bieten und Schaffung eines Umfelds, das keine Verletzungen
ihrer Rechte, einschließlich häuslicher Gewalt, sexueller Ge-
walt und anderer Formen geschlechtsspezifischer Gewalt, dul-
det;

g) Ausarbeitung konkreter Hilfsprogramme und Bera-
tender Dienste zur Förderung der wirtschaftlichen Fertigkeiten
von Frauen in ländlichen Gebieten im Hinblick auf Bankge-
schäfte und moderne Verfahren im Handels- und Finanzbe-
reich sowie Gewährung von Kleinstkrediten und Bereitstel-
lung weiterer Finanz- und Wirtschaftsdienstleistungen an
mehr Frauen in ländlichen Gebieten, insbesondere weibliche
Haushaltsvorstände, mit dem Ziel, sie mit wirtschaftlicher
Macht auszustatten;

h) Prüfung der Möglichkeit, nach Bedarf innerstaatliche
Rechtsvorschriften zu verabschieden, um das Wissen, die In-
novationen und die Praktiken von Frauen in indigenen und lo-
kalen Gemeinschaften im Zusammenhang mit der traditionel-
len Medizin, der biologischen Vielfalt und indigenen Techno-
logien zu schützen;

i) Ergreifung von Maßnahmen zur Sicherstellung des-
sen, dass die unbezahlte Arbeit und die Beiträge der Frauen zur
landwirtschaftlichen und nichtlandwirtschaftlichen Produk-
tion, namentlich Einkommen aus dem informellen Sektor,

88 A/60/165.
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sichtbar gemacht werden, und Unterstützung der bezahlten Er-
werbstätigkeit der in ländlichen Gebieten lebenden Frauen au-
ßerhalb der Landwirtschaft, Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen und Ausweitung des Zugangs zu den Produktionsmit-
teln;

j) Bewältigung des Problems fehlender aktueller, zu-
verlässiger und nach Geschlecht aufgeschlüsselter Daten, na-
mentlich durch die Verstärkung der Bemühungen um die Auf-
nahme der unbezahlten Arbeit von Frauen in amtliche Statisti-
ken, und Entwicklung einer systematischen und vergleichen-
den Forschungsbasis für Frauen in ländlichen Gebieten als
Informationsgrundlage für politische und programmatische
Entscheidungen;

k) Formulierung und Überarbeitung von Gesetzen, die
gewährleisten, dass die in ländlichen Gebieten lebenden Frau-
en dort, wo es Privateigentum an Grund und Boden sowie Ver-
mögenswerten gibt, volle und gleiche Rechte auf Eigentum an
Grund und Boden und anderen Vermögenswerten erhalten, na-
mentlich auch im Wege des Erbrechts, und Einleitung von
Verwaltungsreformen und anderen notwendigen Maßnahmen,
um Frauen das gleiche Recht wie Männern auf den Zugang zu
Krediten, Kapital, geeigneten Technologien, Märkten und In-
formationen zu gewähren;

l) Förderung von Programmen, die Frauen und Männer
in ländlichen Gebieten in die Lage versetzen, Berufstätigkeit
und Familienpflichten miteinander zu vereinbaren, und die
Männer dazu ermutigen, sich zu gleichen Teilen an der Haus-
haltsarbeit und der Kinderbetreuung zu beteiligen;

m) Mobilisierung von Ressourcen, namentlich auf natio-
naler Ebene und über die öffentliche Entwicklungshilfe, zur
Ausweitung des Zugangs von Frauen zu bestehenden Spar-
und Kreditprogrammen sowie zu gezielten Programmen, die
ihnen das Kapital, das Wissen und das Instrumentarium für die
Stärkung ihrer Wirtschaftskraft liefern;

n) Unterstützung eines gleichstellungsorientierten Bil-
dungssystems, das die besonderen Bedürfnisse von Frauen in
ländlichen Gebieten berücksichtigt, um die Rollenklischees
und diskriminierenden Tendenzen, von denen sie betroffen
sind, zu beseitigen;

3. bittet die Kommission für die Rechtsstellung der
Frau, bei der Erörterung ihrer Schwerpunktthemen der Lage
der Frauen in ländlichen Gebieten auch weiterhin gebührende
Aufmerksamkeit zu widmen;

4. bittet die zuständigen Organisationen und Organe des
Systems der Vereinten Nationen, insbesondere soweit sie mit
Entwicklungsfragen befasst sind, die Ermächtigung der Frau-
en in ländlichen Gebieten und ihre besonderen Bedürfnisse in
ihren Programmen und Strategien zu berücksichtigen und zu
unterstützen, einschließlich im Kontext der Globalisierung;

5. betont die Notwendigkeit, zu ermitteln, wie am be-
sten sichergestellt werden kann, dass Frauen in ländlichen Ge-
bieten Zugang zu Informations- und Kommunikationstechno-
logien erhalten und in vollem Umfang daran teilhaben, und bit-
tet den Weltgipfel über die Informationsgesellschaft, während
seiner zweiten Phase in Tunis bei der Behandlung von Gleich-
stellungsfragen die Prioritäten und Bedürfnisse der in ländli-

chen Gebieten lebenden Frauen und Mädchen als aktive Nut-
zerinnen von Informationen zu berücksichtigen und ihre Mit-
wirkung an der Ausarbeitung und Umsetzung globaler Strate-
gien im Bereich der Informations- und Kommunikationstech-
nologien sicherzustellen;

6. bittet die Mitgliedstaaten, die Vereinten Nationen
und die zuständigen Organisationen ihres Systems, dafür zu
sorgen, dass die Bedürfnisse der in ländlichen Gebieten leben-
den Frauen bei der integrierten Weiterverfolgung der großen
Gipfeltreffen und Konferenzen im Wirtschafts- und Sozialbe-
reich, insbesondere des Millenniums-Gipfels der Vereinten
Nationen, des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung, der
Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung,
der Überprüfung der Fortschritte bei der Erfüllung der in der
Aktionsplattform von Beijing77 eingegangenen Verpflichtun-
gen im Jahr 2005 und der Ergebnisdokumente der dreiund-
zwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung "Frauen
2000: Gleichstellung, Entwicklung und Frieden für das
21. Jahrhundert"78 sowie des Weltgipfels 2005 durchgängig
berücksichtigt werden;

7. bittet die Mitgliedstaaten, bei der Formulierung von
Politiken und der Gestaltung von Programmen zur Verbesse-
rung der Lage der Frauen in ländlichen Gebieten, einschließ-
lich derjenigen, die in Zusammenarbeit mit einschlägigen in-
ternationalen Organisationen ausgearbeitet und umgesetzt
werden, die ihre Berichte an den Ausschuss für die Beseitigung
der Diskriminierung der Frau betreffenden abschließenden
Bemerkungen und Empfehlungen des Ausschusses zu berück-
sichtigen;

8. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten und dabei auf ver-
schiedene Aspekte der Ermächtigung der Frauen in ländlichen
Gebieten einzugehen.

RESOLUTION 60/139

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/503, Ziff. 48)89.

60/139. Gewalt gegen Wanderarbeitnehmerinnen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf alle von der Generalversammlung, der
Kommission für die Rechtsstellung der Frau, der Menschen-
rechtskommission und der Kommission für Verbrechensver-
hütung und Strafrechtspflege verabschiedeten früheren Reso-
lutionen über Gewalt gegen Wanderarbeitnehmerinnen sowie

89 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Argentinien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bangla-
desch, Bolivien, Burkina Faso, Chile, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Ecuador,
El Salvador, Eritrea, Guatemala, Haiti, Indonesien, Kambodscha, Kenia,
Kolumbien, Mali, Marokko, Mexiko, Mongolei, Nicaragua, Nigeria, Pa-
raguay, Peru, Philippinen, Senegal, Sri Lanka, St. Vincent und die Gre-
nadinen, Südafrika, Timor-Leste, Togo, Tunesien, Uruguay und Verei-
nigte Staaten von Amerika.
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auf die Erklärung über die Beseitigung der Gewalt gegen Frau-
en90,

in Bekräftigung der Wanderarbeitnehmerinnen betreffen-
den Bestimmungen in den Ergebnisdokumenten der Weltkon-
ferenz über Menschenrechte91, der Internationalen Konferenz
über Bevölkerung und Entwicklung92, der Vierten Weltfrauen-
konferenz93 und des Weltgipfels für soziale Entwicklung94 so-
wie ihrer fünfjährlichen Überprüfungen,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von den verschiede-
nen Aktivitäten, die Stellen des Systems der Vereinten Natio-
nen aufgenommen haben, wie etwa das Regionalprogramm
des Entwicklungsfonds der Vereinten Nationen für die Frau
zur Ermächtigung von Wanderarbeitnehmerinnen in Asien
und die Podiumsdiskussion auf hoher Ebene über die Integra-
tion der Geschlechterperspektive in die Makroökonomie, die
von der Kommission für die Rechtsstellung der Frau auf ihrer
neunundvierzigsten Tagung veranstaltet wurde und auf der
auch der Schutz von Wanderarbeitnehmerinnen erörtert wur-
de, sowie von anderen Aktivitäten, mit denen die Not von
Wanderarbeitnehmerinnen weiter bewertet und gemildert
wird,

in Anbetracht der zunehmenden Feminisierung der inter-
nationalen Migration, die eine größere Aufgeschlossenheit für
Geschlechterfragen bei allen mit dem Thema der internationa-
len Migration zusammenhängenden politischen Maßnahmen
und Bemühungen erfordert,

feststellend, dass Armut, Arbeitslosigkeit und andere so-
zioökonomische Gegebenheiten Frauen aus Entwicklungslän-
dern und aus einigen Transformationsländern nach wie vor da-
zu veranlassen, sich in großer Zahl auf der Suche nach einem
Lebensunterhalt für sich und ihre Familien in Länder zu bege-
ben, in denen größerer Wohlstand herrscht, und anerkennend,
dass es Pflicht der Herkunftsländer ist, in Zusammenarbeit mit
der internationalen Gemeinschaft auf die Schaffung von Be-
dingungen hinzuwirken, die ihren Bürgern Arbeitsplätze und
wirtschaftliche Sicherheit bieten,

in Anerkennung der wirtschaftlichen Vorteile, die den Her-
kunftsländern und den Aufnahmeländern aus der Erwerbstä-
tigkeit von Wanderarbeitnehmerinnen erwachsen,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die anhalten-
den Berichte über schwere Misshandlungen und Gewalttätig-
keiten gegen Wanderarbeitnehmerinnen, so unter anderem

über sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt, Menschen-
handel, häusliche und familiäre Gewalt, rassistische und frem-
denfeindliche Handlungen sowie missbräuchliche Praktiken
im Arbeitsumfeld,

feststellend, dass Wanderarbeitnehmerinnen im Vergleich
zu Männern meist in der informellen Wirtschaft und in Tätig-
keiten, die geringe Qualifikationen erfordern, beschäftigt sind,
wodurch diese Frauen einem höheren Missbrauchs- und Aus-
beutungsrisiko ausgesetzt sind,

hervorhebend, dass es notwendig ist, über objektive, um-
fassende Informationen aus einer Vielzahl von Quellen zu ver-
fügen, eventuell einschließlich einer Datenbank für For-
schungs- und Analysezwecke, und einen breit angelegten Aus-
tausch der Erfahrungen und Erkenntnisse der einzelnen Mit-
gliedstaaten und der Zivilgesellschaft bei der Formulierung
von Politiken und konkreten Strategien zur Behebung des Pro-
blems der Gewalt gegen Wanderarbeitnehmerinnen vorzuneh-
men,

die Zivilgesellschaft ermutigend, weiter an der Entwick-
lung und Durchführung geeigneter Maßnahmen zur Unterstüt-
zung innovativer Partnerschaften zwischen öffentlichen Stel-
len, nichtstaatlichen Organisationen und anderen Teilen der
Zivilgesellschaft mitzuwirken, deren Ziel es ist, Gewalt gegen
Wanderarbeitnehmerinnen zu bekämpfen,

in der Erkenntnis, dass die Verbringung einer erheblichen
Anzahl von Wanderarbeitnehmerinnen mit Hilfe gefälschter
oder nicht ordnungsgemäßer Ausweispapiere und durch
Scheinheiraten zum Zweck der Migration erleichtert oder er-
möglicht werden kann, dass diese Aktivitäten unter anderem
durch das Internet erleichtert werden können und dass diese
Wanderarbeitnehmerinnen anfälliger für Missbrauch und
Ausbeutung sind,

in der Erwägung, dass es wichtig ist, auf bilateraler, regio-
naler, interregionaler und internationaler Ebene mittels ge-
meinsamer und kooperativer Maßnahmen und Strategien die
Rechte und das Wohl von Wanderarbeitnehmerinnen zu schüt-
zen und zu fördern,

sowie in der Erwägung, dass es wichtig ist, den Zusam-
menhang zwischen Migration und Menschenhandel zu unter-
suchen, um die Anstrengungen zum Schutz von Wanderarbeit-
nehmerinnen vor Gewalt, Diskriminierung, Ausbeutung und
Missbrauch zu fördern,

ermutigt durch bestimmte Maßnahmen, die einige Aufnah-
meländer ergriffen haben, um die Not von Wanderarbeitneh-
merinnen zu lindern, die sich in ihrer Hoheitsgewalt unterste-
henden Gebieten aufhalten, wie etwa die Einrichtung von
Schutzmechanismen für Wanderarbeitnehmer, die ihnen den
Zugang zu Beschwerdeverfahren erleichtern oder bei Ge-
richtsverfahren Hilfe gewähren,

unter Hervorhebung der wichtigen Rolle, die den zustän-
digen Vertragsorganen der Vereinten Nationen bei der Über-
wachung der Umsetzung der Menschenrechtsübereinkünfte
und den zuständigen besonderen Verfahren im Rahmen ihres
jeweiligen Mandats bei der Auseinandersetzung mit dem Pro-
blem der Gewalt gegen Wanderarbeitnehmerinnen sowie beim

90 Siehe Resolution 48/104.
91 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III. 
92 Report of the International Conference on Population and Develop-
ment, Cairo, 5-13 September 1994 (United Nations publication, Sales No.
E.95.XIII.18), Kap. I, Resolution 1, Anlage.
93 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4-15 Sep-
tember 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.13), Kap. I,
Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/beijing/beij_bericht.html. 
94 Report of the World Summit for Social Development, Copenhagen,
6-12 March 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.8),
Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/wirtsozentw/socsum/socsum1.htm. 
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Schutz und bei der Förderung ihrer Rechte und ihres Wohls zu-
kommt,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs95;

2. nimmt außerdem Kenntnis von den Berichten der
Sonderberichterstatterin der Menschenrechtskommission
über die Menschenrechte von Migranten96 beziehungsweise
der Sonderberichterstatterin der Menschenrechtskommission
über Gewalt gegen Frauen, deren Ursachen und deren Folgen97

betreffend Gewalt gegen Wanderarbeitnehmerinnen und er-
mutigt alle Sonderberichterstatter, deren Mandat mit dem The-
ma der Gewalt gegen Wanderarbeitnehmerinnen zusammen-
hängt, sich auch weiterhin mit der Frage der Gewalt gegen
Wanderarbeitnehmerinnen und ihrer Menschenrechte ausein-
anderzusetzen, insbesondere mit dem Problem der ge-
schlechtsspezifischen Gewalt und Diskriminierung sowie des
Frauenhandels;

3. nimmt Kenntnis von den Ergebnissen des World Sur-
vey on the Role of Women in Development, 2004: Women and
International Migration (Weltüberblick über die Rolle der
Frauen im Entwicklungsprozess 2004: Frauen und internatio-
nale Migration)98, einschließlich der darin enthaltenen Emp-
fehlungen für konkrete Maßnahmen mit dem Ziel, zur Er-
mächtigung von Migrantinnen, einschließlich Wanderarbeit-
nehmerinnen, beizutragen und ihre Anfälligkeit für Miss-
brauch zu verringern;

4. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Inkraft-
treten der Internationalen Konvention zum Schutz der Rechte
aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen99

am 1. Juli 2003;

5. ersucht alle Regierungen, mit den in Ziffer 2 genann-
ten Sonderberichterstattern auch künftig bei der Erfüllung ih-
rer Aufgaben und mandatsmäßigen Pflichten voll zusammen-
zuarbeiten, indem sie ihnen namentlich die erbetenen Infor-
mationen über Gewalt gegen Wanderarbeitnehmerinnen zur
Verfügung stellen und umgehend auf ihre dringenden Appelle
reagieren, und legt den Regierungen nahe, ernsthaft zu erwä-
gen, sie zu einem Besuch ihres Landes einzuladen;

6. fordert alle Regierungen auf, in ihre gesamte Politik
betreffend die internationale Migration eine Geschlechterper-
spektive aufzunehmen, unter anderem wenn es darum geht,
Migrantinnen vor Gewalt, Diskriminierung, Ausbeutung und
Missbrauch zu schützen;

7. fordert die Regierungen, die es betrifft, insbesondere
die Regierungen der Herkunfts- und Aufnahmeländer, nach-
drücklich auf, noch stärkere innerstaatliche Anstrengungen zu
unternehmen, um die Rechte und das Wohl von Wanderarbeit-

nehmerinnen zu schützen und zu fördern, namentlich indem
sie auf bilateraler, regionaler, interregionaler und internatio-
naler Ebene beständig zusammenarbeiten, Strategien und ge-
meinsame Maßnahmen ausarbeiten und die innovativen Vor-
gehensweisen und Erfahrungen der einzelnen Mitgliedstaaten
berücksichtigen, und fordert sie ferner nachdrücklich auf, ei-
nen fortlaufenden Dialog aufzunehmen und weiterzuführen,
um den Informationsaustausch zu erleichtern;

8. fordert die Regierungen, die es betrifft, insbesondere
die Regierungen der Herkunfts- und Aufnahmeländer, außer-
dem nachdrücklich auf, Programme zu unterstützen, deren
Ziel darin besteht, mehr Präventivmaßnahmen zu treffen, ins-
besondere bestimmte Zielgruppen zu informieren und in Zu-
sammenarbeit mit nichtstaatlichen Organisationen auf natio-
naler Ebene und an der Basis Aufklärungsarbeit zu leisten und
Kampagnen zu organisieren, um das Bewusstsein der Öffent-
lichkeit für diese Frage zu schärfen, und dafür entsprechende
Mittel bereitzustellen;

9. stellt mit Anerkennung fest, dass einige Mitgliedstaa-
ten, einschließlich Herkunfts-, Transit- und Aufnahmelän-
dern, Maßnahmen beschlossen haben, um Wanderarbeitneh-
merinnen über ihre Rechte und die Leistungen, auf die sie An-
spruch haben, aufzuklären, und legt den anderen Mitgliedstaa-
ten nahe, geeignete diesbezügliche Maßnahmen zu beschlie-
ßen;

10. fordert die Regierungen, die es betrifft, insbesondere
die Regierungen der Herkunfts- und Aufnahmeländer, auf, so-
weit noch nicht geschehen, strafrechtliche Sanktionen zur Be-
strafung derjenigen festzulegen, die Gewalt gegen Wanderar-
beitnehmerinnen verüben, und im Rahmen des Möglichen den
Opfern von Gewalt das gesamte Spektrum sofortiger Hilfs-
und Schutzmaßnahmen anzubieten und die nichtstaatlichen
Organisationen zu ermutigen, ihrerseits solche Maßnahmen
anzubieten, etwa die Bereitstellung von Beratungs-, Rechts-
schutz- und konsularischen Diensten, vorübergehende Unter-
bringung und andere Maßnahmen, die ihnen die Anwesenheit
während des Gerichtsverfahrens ermöglichen, sowie auch
Wiedereingliederungs- und Rehabilitationsprogramme für in
ihr Herkunftsland zurückkehrende Wanderarbeitnehmerinnen
einzurichten;

11. ermutigt die Regierungen, die es betrifft, insbesonde-
re die Regierungen der Herkunfts- und Aufnahmeländer, Aus-
bildungsprogramme für Beamte mit Polizeibefugnissen,
Staatsanwälte und Dienstleister zu unterstützen beziehungs-
weise, soweit noch nicht vorhanden, zu entwickeln und durch-
zuführen, mit dem Ziel, diesen öffentlichen Bediensteten die
notwendigen Qualifikationen und Einstellungen zu vermit-
teln, die gewährleisten, dass sie sachgerechte und professio-
nelle Maßnahmen zu Gunsten von Wanderarbeitnehmerinnen
ergreifen, die Opfer von Missbrauch und Gewalt sind;

12. ermutigt die Regierungen, die es betrifft, außerdem,
Maßnahmen zum Schutz der Menschenrechte von Wanderar-
beitnehmerinnen, ungeachtet ihres Einwanderungsstatus, zu
beschließen beziehungsweise bestehende Maßnahmen zu stär-
ken, namentlich im Rahmen von Politiken zur Regelung der
Rekrutierung und des Einsatzes von Wanderarbeitnehmerin-
nen, und geeignete rechtliche Maßnahmen gegen Mittelsleute

95 A/60/137 und Corr.1.
96 E/CN.4/2005/85 und Corr.1 und Add.1-4.
97 E/CN.4/2005/72 und Corr.1 und Add.1 und Add.1/Corr.1 und Add.2-5.
98 A/59/287 und Add.1; siehe auch United Nations publication, Sales
No. E.04.IV.4.
99 United Nations, Treaty Series, Vol. 2220, Nr. 39481. Deutsche Über-
setzung: Resolution der Generalversammlung 45/158, Anlage.
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zu treffen, die die heimliche Verbringung von Arbeitnehmern
gezielt fördern und Wanderarbeitnehmerinnen ausbeuten, mit
dem Ziel, die Anfälligkeit von Migrantinnen für Ausbeutung,
Misshandlung und Menschenhandel zu verringern, und ermu-
tigt die Regierungen ferner, die Ausweitung des zwischen-
staatlichen Dialogs über die Erarbeitung innovativer Metho-
den unter anderem zur Förderung legaler Migrationskanäle in
Erwägung zu ziehen, um von illegaler Migration abzuschrek-
ken;

13. bittet die Regierungen, das System der Vereinten Na-
tionen und die nichtstaatlichen Organisationen, zusammenzu-
arbeiten, um ein besseres Verständnis der Probleme im Be-
reich Frauen und internationale Migration zu gewinnen, indem
sie namentlich die Erhebung, Verbreitung und Analyse der zur
Erklärung der Ursachen und Folgen der genannten Probleme
geeigneten Daten verbessern, die Zusammenhänge zwischen
Migration und Menschenhandel untersuchen und die Ursa-
chen der illegalen Migration und ihre wirtschaftlichen, sozia-
len und demografischen Auswirkungen sowie ihre Folgen für
die Ausarbeitung und Anwendung sozial-, wirtschafts- und
migrationspolitischer Maßnahmen, einschließlich in Bezug
auf Wanderarbeitnehmerinnen, aufzeigen; 

14. ermutigt die Regierungen, die es betrifft, insbesonde-
re die Regierungen der Herkunfts-, Transit- und Aufnahme-
länder, das Fachwissen der Vereinten Nationen, darunter das-
jenige der Statistikabteilung des Sekretariats und anderer in
Frage kommender Stellen, wie etwa des Internationalen For-
schungs- und Ausbildungsinstituts zur Förderung der Frau, in
Anspruch zu nehmen, um geeignete Methoden zur einzelstaat-
lichen Datenerhebung zu entwickeln, die es gestatten werden,
vergleichbare Daten über Gewalt gegen Wanderarbeitnehme-
rinnen als Grundlage für Forschungs- und Analysearbeiten zu
diesem Thema zu sammeln;

15. legt den Mitgliedstaaten nahe, die Unterzeichnung
und Ratifikation der einschlägigen Übereinkommen der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation, der Internationalen Konven-
tion zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ih-
rer Familienangehörigen sowie aller Menschenrechtsverträge,
die zum Schutz der Rechte von Wanderarbeitnehmerinnen bei-
tragen, beziehungsweise den Beitritt zu diesen Übereinkünften
zu erwägen;

16. begrüßt das Inkrafttreten des Zusatzprotokolls zur
Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des Menschenhan-
dels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels, zum Über-
einkommen der Vereinten Nationen gegen die grenzüber-
schreitende organisierte Kriminalität100 am 25. Dezember 2003
und des Zusatzprotokolls gegen die Schleusung von Migranten
auf dem Land-, See- und Luftweg zum Übereinkommen der
Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organi-
sierte Kriminalität101 am 28. Januar 2004 und legt den Regie-
rungen nahe, die Unterzeichnung und Ratifikation der Zusatz-
protokolle beziehungsweise den Beitritt dazu zu erwägen;

17. legt dem Ausschuss für die Beseitigung der Diskri-
minierung der Frau nahe, die Ausarbeitung einer allgemeinen
Empfehlung betreffend die Situation von Wanderarbeitneh-
merinnen in Erwägung zu ziehen;

18. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
das Problem der Gewalt gegen Wanderarbeitnehmerinnen und
über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen, unter
Berücksichtigung aktueller Informationen seitens der Organi-
sationen des Systems der Vereinten Nationen, insbesondere
der Internationalen Arbeitsorganisation, des Entwicklungs-
programms der Vereinten Nationen, des Entwicklungsfonds
der Vereinten Nationen für die Frau und des Internationalen
Forschungs- und Ausbildungsinstituts zur Förderung der Frau,
und der Internationalen Organisation für Migration sowie der
Berichte der in Ziffer 2 genannten Sonderberichterstatter und
anderer einschlägiger Quellen, einschließlich der nichtstaatli-
chen Organisationen.

RESOLUTION 60/140

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/504, Ziff. 10)102.

60/140. Folgemaßnahmen zur Vierten Weltfrauenkonfe-
renz und volle Umsetzung der Erklärung und der
Aktionsplattform von Beijing sowie der Ergebnis-
se der dreiundzwanzigsten Sondertagung der Ge-
neralversammlung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen zu dieser
Frage, namentlich die Resolution 59/168 vom 20. Dezember
2004,

zutiefst davon überzeugt, dass die Erklärung und die Ak-
tionsplattform von Beijing103 und die Ergebnisse der dreiund-
zwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung "Frauen
2000: Gleichstellung, Entwicklung und Frieden für das
21. Jahrhundert"104 wichtige Beiträge zur Herbeiführung der
Gleichstellung der Geschlechter und zur Ermächtigung der
Frau sind und von allen Staaten, dem System der Vereinten
Nationen und den sonstigen in Betracht kommenden Organi-
sationen in wirksame Maßnahmen umgesetzt werden müssen,

in Bekräftigung ihrer Verpflichtung auf die volle, wirksa-
me und beschleunigte Umsetzung der Erklärung und der Ak-
tionsplattform von Beijing sowie der Ergebnisse der dreiund-
zwanzigsten Sondertagung,

unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der Verein-
ten Nationen105 und die darin enthaltenen Verpflichtungen auf

100 Resolution 55/25, Anlage II. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2005 II
S. 954, 995; öBGBl. III Nr. 220/2005.
101 Ebd., Anlage III. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2005 II S. 954, 1007.

102 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
103 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4-15 Sep-
tember 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.13), Kap. I,
Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/beijing/beij_bericht.html.
104 Resolution S-23/2, Anlage, und Resolution S-23/3, Anlage.
105 Siehe Resolution 55/2.
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die Gleichstellung der Geschlechter und die Förderung der
Frau sowie auf die auf den großen Gipfeltreffen, Konferenzen
und Sondertagungen der Vereinten Nationen und dem Welt-
gipfel 2005 diesbezüglich eingegangenen Verpflichtungen, 

unter Begrüßung der Fortschritte in Richtung auf die Her-
beiführung der Gleichstellung der Geschlechter, jedoch beto-
nend, dass bei der Umsetzung der Erklärung und der Aktions-
plattform von Beijing und der Ergebnisse der dreiundzwanzig-
sten Sondertagung nach wie vor Herausforderungen und Hin-
dernisse bestehen,

in der Erwägung, dass die Verantwortung für die Umset-
zung der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing und
der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung in erster
Linie auf der einzelstaatlichen Ebene liegt und in dieser Hin-
sicht verstärkte Anstrengungen unternommen werden müssen,
und erneut erklärend, dass eine verstärkte internationale Zu-
sammenarbeit für die volle, wirksame und beschleunigte Um-
setzung unerlässlich ist,

bekräftigend, dass die systematische Berücksichtigung der
Geschlechterperspektive eine weltweit akzeptierte Strategie
ist, um durch die Behebung strukturell verankerter Ungleich-
heiten die Ermächtigung der Frau zu fördern und die Ge-
schlechtergleichheit herbeizuführen, sowie in Bekräftigung
der Verpflichtung, die durchgängige Integration der Ge-
schlechterperspektive in die Konzeption, Durchführung,
Überwachung und Evaluierung von Politiken und Program-
men in allen politischen, wirtschaftlichen und sozialen Berei-
chen aktiv zu fördern, sowie der Verpflichtung, die Fähigkei-
ten des Systems der Vereinten Nationen in Bezug auf die
Gleichstellung der Geschlechter zu stärken,

außerdem bekräftigend, dass die uneingeschränkte Ver-
wirklichung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten von
Frauen und Mädchen für deren Ermächtigung unabdingbar ist,

ferner bekräftigend, dass die volle Vertretung und die un-
eingeschränkte und gleichberechtigte Mitwirkung der Frau in
den politischen, sozialen und wirtschaftlichen Entscheidungs-
prozessen in der Gesellschaft die Politik auf dem Gebiet der
sozioökonomischen Entwicklung stärkt und dass die Ermäch-
tigung der Frau ein entscheidend wichtiger Faktor für die Be-
seitigung der Armut ist,

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs106;

2. bekräftigt die Erklärung und die Aktionsplattform
von Beijing, die auf der Vierten Weltfrauenkonferenz verab-
schiedet wurden103, sowie die Ergebnisse der dreiundzwanzig-
sten Sondertagung der Generalversammlung104 und begrüßt
die auf der neunundvierzigsten Tagung der Kommission für
die Rechtsstellung der Frau vorgenommene zehnjährliche
Überprüfung und Bewertung der Umsetzung der Erklärung
und der Aktionsplattform von Beijing und ihre Ergebnisse, die
der Versammlung einschließlich des Weltgipfels 2005 über
den Wirtschafts- und Sozialrat in seinem Beschluss 2005/232
vom 21. Juli 2005 übermittelt wurden;

3. bekräftigt, dass die volle, wirksame und beschleunig-
te Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform von
Beijing und der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sonderta-
gung unverzichtbar ist, wenn es darum geht, die international
vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der in der Mill-
enniums-Erklärung der Vereinten Nationen105 enthaltenen Zie-
le, zu erreichen, die Ergebnisse der Gipfeltreffen, Konferenzen
und Sondertagungen der Vereinten Nationen umzusetzen und
die auf dem Weltgipfel 2005 eingegangenen Verpflichtungen
zu erfüllen; 

4. fordert die Regierungen, das System der Vereinten
Nationen und die anderen internationalen und regionalen Or-
ganisationen, alle Sektoren der Zivilgesellschaft, einschließ-
lich der nichtstaatlichen Organisationen, sowie alle Frauen
und Männer auf, sich uneingeschränkt für die Umsetzung der
Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing sowie der Er-
gebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung einzusetzen
und stärker dazu beizutragen;

5. erkennt an, dass sich die Umsetzung der Erklärung
und der Aktionsplattform von Beijing und die Erfüllung der
Verpflichtungen aus dem Übereinkommen zur Beseitigung je-
der Form von Diskriminierung der Frau107 im Hinblick auf die
Herbeiführung der Geschlechtergleichheit und der Ermächti-
gung der Frau gegenseitig verstärken, begrüßt in diesem Zu-
sammenhang die Beiträge des Ausschusses für die Beseitigung
der Diskriminierung der Frau zur Förderung der Umsetzung
der Aktionsplattform und der Ergebnisse der dreiundzwanzig-
sten Sondertagung und bittet die Vertragsstaaten des Überein-
kommens, in ihre Berichte an den Ausschuss nach Artikel 18
des Übereinkommens Informationen über Maßnahmen aufzu-
nehmen, die zur Stärkung der Umsetzung auf nationaler Ebene
ergriffen wurden;

6. fordert die Vertragsstaaten auf, ihren Verpflichtun-
gen nach dem Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form
von Diskriminierung der Frau und dem dazugehörigen Fakul-
tativprotokoll108 in vollem Umfang nachzukommen und die ab-
schließenden Bemerkungen sowie die allgemeinen Empfeh-
lungen des Ausschusses zu berücksichtigen, und fordert au-
ßerdem die Mitgliedstaaten, die das Fakultativprotokoll noch
nicht unterzeichnet oder ratifiziert haben beziehungsweise
ihm noch nicht beigetreten sind, auf, dies zu erwägen;

7. erklärt erneut, dass der Kommission für die Rechts-
stellung der Frau bei der Weiterverfolgung und Überprüfung
der Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform von
Beijing und der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sonderta-
gung auch künftig eine zentrale Rolle zukommen wird, und be-
grüßt in diesem Zusammenhang die erneute Bekräftigung die-
ser Dokumente in den Ergebnissen der neunundvierzigsten Ta-
gung der Kommission, fordert die Kommission auf, dem Aus-
tausch von Erfahrungen und bewährten Praktiken zur Über-

106 A/60/170.

107 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl.
Nr. 443/1982; AS 1999 1579.
108 Ebd., Vol. 2131, Nr. 20378. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2001 II
S. 1237; LGBl. 2002 Nr. 17; öBGBl. III Nr. 206/2000.
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windung von Problemen bei der vollinhaltlichen Umsetzung
auf nationaler und internationaler Ebene besondere Aufmerk-
samkeit zu widmen, und ermutigt diesbezüglich alle Akteure,
unter anderem die Regierungen, das System der Vereinten Na-
tionen, die anderen internationalen Organisationen und die Zi-
vilgesellschaft, die Arbeit der Kommission weiter zu unter-
stützen;

8. fordert die Regierungen, die zuständigen Fonds, Pro-
gramme, Organe und Sonderorganisationen des Systems der
Vereinten Nationen im Rahmen ihres jeweiligen Mandats auf
und bittet die internationalen Finanzinstitutionen und alle in
Betracht kommenden Akteure der Zivilgesellschaft, ein-
schließlich der nichtstaatlichen Organisationen, verstärkt tätig
zu werden, um die volle und wirksame Umsetzung der Erklä-
rung und der Aktionsplattform von Beijing sowie der Ergeb-
nisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung auf folgenden
Wegen sicherzustellen:

a) durch den festen politischen Willen und die Ent-
schlossenheit auf nationaler, regionaler und internationaler
Ebene, weitere Schritte zu unternehmen, unter anderem durch
die systematische Berücksichtigung der Geschlechterperspek-
tive, namentlich, soweit angezeigt, durch die Ausarbeitung
und den Einsatz von Indikatoren für Geschlechtergleichheit, in
allen Politiken und Programmen und die Förderung der unein-
geschränkten und gleichberechtigten Teilhabe und Ermächti-
gung der Frau, sowie durch verstärkte internationale Zusam-
menarbeit; 

b) durch die Förderung, den Schutz und die Achtung des
vollen Genusses aller Menschenrechte und Grundfreiheiten
durch die Frau, namentlich indem die Staaten ihren Verpflich-
tungen nach allen Rechtsakten auf dem Gebiet der Menschen-
rechte, insbesondere dem Übereinkommen über die Beseiti-
gung jeder Form von Diskriminierung der Frau, in vollem Um-
fang nachkommen;

c) durch die Achtung der Rechtsstaatlichkeit, ein-
schließlich der Rechtsvorschriften, und fortgesetzte Bemü-
hungen um die Aufhebung von Gesetzen und die Abschaffung
von Politiken und Praktiken, die Frauen und Mädchen diskri-
minieren, sowie durch den Erlass von Gesetzen und die För-
derung von Praktiken, die ihre Rechte schützen und die Ge-
schlechtergleichheit begünstigen;

d) durch die Stärkung der Rolle nationaler institutionel-
ler Mechanismen zu Gunsten der Geschlechtergleichheit und
der Förderung der Frau, so auch mittels finanzieller und ande-
rer geeigneter Unterstützung;

e) durch eine sozioökonomische Politik, die die nach-
haltige Entwicklung fördert und Programme zur Beseitigung
der Armut gewährleistet, insbesondere zu Gunsten von Frau-
en, durch die verstärkte Bereitstellung angemessener, er-
schwinglicher und leicht zugänglicher öffentlicher und sozia-
ler Dienste, einschließlich Bildung und Ausbildung auf allen
Ebenen, und die Gewährleistung des gleichberechtigten Zu-
gangs zu diesen Diensten sowie zu allen Arten dauerhafter und
nachhaltiger Systeme des sozialen Schutzes und der sozialen
Sicherheit für Frauen in allen Lebensphasen und durch die Un-
terstützung entsprechender nationaler Anstrengungen;

f) durch die Mobilisierung ausreichender Mittel auf na-
tionaler und internationaler Ebene sowie von neuen und zu-
sätzlichen Mitteln zu Gunsten der Entwicklungsländer, na-
mentlich der am wenigsten entwickelten Länder und der
Transformationsländer, aus allen verfügbaren Finanzierungs-
mechanismen, so auch aus multilateralen, bilateralen und pri-
vaten Quellen;

g) durch verstärkte Partnerschaften zwischen Regierun-
gen, der Zivilgesellschaft und dem Privatsektor;

h) durch ein Hinwirken darauf, dass Männer und Jungen
sowie Frauen und Mädchen gemeinsam die Verantwortung für
die Förderung der Geschlechtergleichheit übernehmen;

9. erklärt erneut, dass die Staaten verpflichtet sind, die
nötige Sorgfalt walten zu lassen, um Gewalt gegen Frauen und
Mädchen zu verhüten, die Opfer zu schützen und diejenigen,
die Gewalt gegen Frauen und Mädchen verübt haben, zu er-
mitteln, strafrechtlich zu verfolgen und zu bestrafen, und dass
die Nichteinhaltung dieser Verpflichtungen den Genuss ihrer
Menschenrechte und Grundfreiheiten beeinträchtigt oder ver-
hindert, und fordert die Regierungen auf, diesbezügliche Stra-
tegien auszuarbeiten und durchzuführen;

10. legt den Regierungen eindringlich nahe, die Rolle
und den Beitrag der Zivilgesellschaft, insbesondere der nicht-
staatlichen Organisationen und der Frauenorganisationen, bei
der Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform von
Beijing sowie der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sonder-
tagung auch künftig zu unterstützen;

11. stellt fest, dass die Kommission für die Rechtsstel-
lung der Frau auf ihrer fünfzigsten Tagung ihre Arbeitsmetho-
den weiter erörtern und ein neues, ab 2007 durchzuführendes
Arbeitsprogramm entwickeln wird, und ersucht in diesem Zu-
sammenhang den Generalsekretär, der Kommission einen Be-
richt mit Empfehlungen zur Stärkung der Tätigkeit der Kom-
mission sowie mit Vorschlägen für künftige Themen vorzule-
gen;

12. ermutigt den Wirtschafts- und Sozialrat, durch seine
Anstrengungen auch weiterhin sicherzustellen, dass die durch-
gängige Integration der Geschlechterperspektive fester Be-
standteil seiner Tätigkeit und der seiner Nebenorgane ist, unter
anderem durch die Durchführung seiner vereinbarten
Schlussfolgerungen 1997/2 vom 18. Juli 1997109 und seiner
Resolution 2004/4 vom 7. Juli 2004;

13. nimmt Kenntnis von den Anstrengungen ihrer Haupt-
ausschüsse zur Berücksichtigung geschlechtsspezifischer Fra-
gen und beschließt die Verstärkung dieser Anstrengungen, da-
mit die Geschlechterperspektive in vollem Umfang Bestand-
teil der Arbeit dieser Ausschüsse sowie aller künftigen Gipfel-
treffen, Konferenzen und Sondertagungen der Vereinten Na-
tionen und ihrer Folgeprozesse wird;

14. ersucht alle mit Programm- und Haushaltsangelegen-
heiten befassten Organe, einschließlich des Programm- und
Koordinierungsausschusses, sicherzustellen, dass die Pro-

109 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-second Session,
Supplement No. 3 (A/52/3/Rev.1), Kap. IV, Ziff. 4. 
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gramme, Pläne und Haushaltspläne die Geschlechterperspek-
tive deutlich sichtbar berücksichtigen;

15. bekräftigt die vorrangige und wesentliche Rolle der
Generalversammlung und des Wirtschafts- und Sozialrats so-
wie die zentrale Rolle der Kommission für die Rechtsstellung
der Frau bei der Förderung der Frau und der Gleichstellung der
Geschlechter;

16. bekräftigt außerdem die auf dem Weltgipfel 2005
eingegangene Verpflichtung zur vollen und wirksamen Um-
setzung der Resolution 1325 (2000) des Sicherheitsrats vom
31. Oktober 2000 und verweist gleichzeitig auf den fünften
Jahrestag der Annahme dieser Resolution und die offenen
Aussprachen im Rat über Frauen und Frieden und Sicherheit; 

17. anerkennt die wichtige Rolle von Frauen bei der Kon-
fliktprävention und -lösung und bei der Friedenskonsolidie-
rung und fordert die Regierungen und das System der Verein-
ten Nationen nachdrücklich auf, weitere Schritte zu unterneh-
men, um die Integration der Geschlechterperspektive und die
volle und gleichberechtigte Teilhabe von Frauen an allen Maß-
nahmen zur Förderung des Friedens und der Sicherheit zu ge-
währleisten und ihre Rolle bei der Entscheidungsfindung auf
allen Ebenen auszuweiten, so auch durch die Ausarbeitung na-
tionaler Aktionspläne und Strategien;

18. fordert alle Teile des Systems der Vereinten Nationen
auf, sich auch weiterhin aktiv für die volle, wirksame und be-
schleunigte Umsetzung der Aktionsplattform von Beijing und
der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung einzu-
setzen, wie die Kommission für die Rechtsstellung der Frau in
der auf ihrer neunundvierzigsten Tagung verabschiedeten Er-
klärung110 bekräftigte, unter anderem durch die Tätigkeit des
Büros der Sonderberaterin für Gleichstellungsfragen und
Frauenförderung und der Abteilung Frauenförderung sowie
durch die Beibehaltung von Spezialisten für geschlechtsspezi-
fische Fragen in allen Einrichtungen des Systems der Verein-
ten Nationen und durch die Gewährleistung dessen, dass das
gesamte Personal, insbesondere im Feld, in Bezug auf die sy-
stematische Berücksichtigung der Geschlechterperspektive
geschult und angemessen weitergebildet wird sowie entspre-
chende Instrumente, Anleitung und Unterstützung erhält;

19. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin jährlich
der Generalversammlung unter dem Punkt "Frauenförderung"
sowie der Kommission für die Rechtsstellung der Frau und
dem Wirtschafts- und Sozialrat über den Folgeprozess der Er-
klärung und der Aktionsplattform von Beijing und der Ergeb-
nisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung und die bei ihrer
Umsetzung erzielten Fortschritte Bericht zu erstatten und da-
bei eine Bewertung der Fortschritte bei der durchgängigen In-
tegration der Geschlechterperspektive vorzunehmen, die In-
formationen über wichtige Erfolge, gewonnene Erkenntnisse

und bewährte Verfahrensweisen enthält, sowie weitere Maß-
nahmen zur Stärkung der Umsetzung zu empfehlen.

RESOLUTION 60/141

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/505 und Corr.1, Ziff. 46)111.

60/141. Mädchen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 58/156 vom 22. Dezem-
ber 2003 und alle einschlägigen Resolutionen, einschließlich
der vereinbarten Schlussfolgerungen der Kommission für die
Rechtsstellung der Frau, insbesondere soweit sie sich auf Mäd-
chen beziehen,

in Bekräftigung der Gleichberechtigung von Frau und
Mann, die unter anderem in der Präambel zur Charta der Ver-
einten Nationen, dem Übereinkommen zur Beseitigung jeder
Form von Diskriminierung der Frau112 und dem Übereinkom-
men über die Rechte des Kindes113 verankert ist,

unter Hinweis auf alle Menschenrechts- und sonstigen
Übereinkünfte, die sich auf die Rechte des Kindes, insbeson-
dere die Rechte von Mädchen, beziehen, einschließlich der Fa-
kultativprotokolle zum Übereinkommen über die Rechte des
Kindes betreffend die Beteiligung von Kindern an bewaffne-
ten Konflikten114 beziehungsweise betreffend den Verkauf von
Kindern, die Kinderprostitution und die Kinderpornografie115

110 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005, Sup-
plement No. 7 und Korrigendum (E/2005/27 und Corr.1), Kap. I,
Abschn. A; siehe auch Beschluss 2005/232 des Wirtschafts- und Sozial-
rats. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/wiso/
e-dec-2005-232.pdf.

111 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbu-
da, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Ban-
gladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bhutan, Bolivien, Bosnien
und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Burkina Faso, Chile, China,
Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo,
Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland, Dominikanische Re-
publik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedo-
nien, El Salvador, Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich, Gambia, Ghana,
Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Haiti, Hon-
duras, Indonesien, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jordani-
en, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Kroa-
tien, Kuba, Lesotho, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Ma-
dagaskar, Malawi, Malaysia, Malta, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mon-
golei, Mosambik, Namibia, Nepal, Neuseeland, Niederlande, Nigeria,
Norwegen, Österreich, Palau, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Po-
len, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien,
Sambia, San Marino, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Monte-
negro, Simbabwe, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Lucia, St. Vincent
und die Grenadinen, Südafrika, Swasiland, Thailand, Timor-Leste,
Tschechische Republik, Tunesien, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay,
Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien
und Nordirland und Zypern.
112 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl.
Nr. 443/1982; AS 1999 1579.
113 Ebd., Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1992 II
S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993; AS 1998 2055.
114 Ebd., Vol. 2173, Nr. 27531. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2004 II
S. 1354; LGBl. 2005 Nr. 26; öBGBl. III Nr. 92/2002; AS 2002 3579.
115 Ebd., Vol. 2171, Nr. 27531. Deutsche Übersetzung: öBGBl. III
Nr. 93/2004.
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sowie des Zusatzprotokolls zur Verhütung, Bekämpfung und
Bestrafung des Menschenhandels, insbesondere des Frauen-
und Kinderhandels, zum Übereinkommen der Vereinten Na-
tionen gegen die grenzüberschreitende organisierte Krimina-
lität116,

in Bekräftigung der am 8. September 2000 verabschiedeten
Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen117 und der sich
auf Mädchen beziehenden Verpflichtungen in dem am
16. September 2005 verabschiedeten Ergebnis des Weltgip-
fels 2005118,

sowie in Bekräftigung des Ergebnisdokuments der sieben-
undzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung über
Kinder "Eine kindergerechte Welt"119 und der Verpflichtungs-
erklärung zu HIV/Aids "Globale Krise – Globale Antwort",
die auf der sechsundzwanzigsten Sondertagung der General-
versammlung über HIV/Aids verabschiedet wurde120,

ferner in Bekräftigung aller weiteren sich auf Mädchen be-
ziehenden Ergebnisse der großen Gipfeltreffen und Konferen-
zen der Vereinten Nationen sowie ihrer fünfjährlichen und
zehnjährlichen Überprüfungen, einschließlich der Erklä-
rung121 und der Aktionsplattform von Beijing122, die auf der
Vierten Weltfrauenkonferenz verabschiedet wurden, der Er-
gebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung der General-
versammlung "Frauen 2000: Gleichstellung, Entwicklung und
Frieden für das 21. Jahrhundert"123, des Aktionsprogramms der
Internationalen Konferenz über Bevölkerung und Entwick-
lung124 und des Aktionsprogramms des Weltgipfels für soziale
Entwicklung125, sowie unter Begrüßung der Erklärung, die die
Kommission für die Rechtsstellung der Frau am 4. März 2005
auf ihrer neunundvierzigsten Tagung verabschiedete126,

in Bekräftigung des auf dem Weltbildungsforum verab-
schiedeten Rahmenaktionsplans von Dakar127,

in Anerkennung der Anstrengungen, die die internationale
Gemeinschaft unternimmt, um die Normen für die Bekämp-
fung des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung
zu stärken, sowie in diesem Zusammenhang Kenntnis neh-
mend von dem Bulletin des Generalsekretärs über besondere
Maßnahmen für den Schutz vor sexueller Ausbeutung und se-
xuellem Missbrauch128 und anderen Politiken und Verhaltens-
kodexen, die das System der Vereinten Nationen zur Verhin-
derung solcher Fälle und zu ihrer Bekämpfung entwickelt hat,

sowie anerkennend, dass es notwendig ist, die Gleichstel-
lung der Geschlechter zu verwirklichen, um zu gewährleisten,
dass Mädchen in einer gerechten, fairen Welt aufwachsen,

zutiefst besorgt über die Diskriminierung von Mädchen
und die Verletzung ihrer Rechte, was oftmals dazu führt, dass
Mädchen weniger Zugang zu Bildung und Nahrung sowie zu
Gesundheitsversorgung bei körperlichen und psychischen
Krankheiten haben und dass sie in der Kindheit und der Jugend
weniger Rechte, Chancen und Vorteile als Jungen genießen
und oftmals zu Opfern verschiedener Formen kultureller, so-
zialer, sexueller und wirtschaftlicher Ausbeutung sowie von
Gewalt und schädlichen Praktiken wie der Tötung weiblicher
Neugeborener, der Vergewaltigung, dem Inzest, der verfrüh-
ten Heirat, der Zwangsheirat, der vorgeburtlichen Ge-
schlechtsselektion und der weiblichen Genitalverstümmelung
werden,

sowie zutiefst besorgt darüber, dass Mädchen zu den am
schwersten betroffenen Opfern von Armut, Krieg und bewaff-
neten Konflikten gehören und aus diesem Grund ihre Fähig-
keiten nicht voll entfalten können,

besorgt darüber, dass Mädchen außerdem Opfer von Ver-
gewaltigung, sexuell übertragbaren Krankheiten und zuneh-
mend auch des HI-Virus werden, wodurch ihre Lebensqualität
ernsthaft beeinträchtigt wird und sie weiterer Diskriminierung,
Gewalt und Vernachlässigung ausgesetzt sind,

betonend, dass die Anfälligkeit von Jugendlichen, insbe-
sondere Mädchen, für vermeidbare Krankheiten, insbesondere
HIV/Aids-Infektion und sexuell übertragbare Krankheiten,
drastisch verringert wird, wenn sie besseren Zugang zu Auf-
klärung, einschließlich auf dem Gebiet der sexuellen und re-
produktiven Gesundheit, erhalten,

besorgt über die wachsende Zahl von Haushalten, denen
Kinder vorstehen, insbesondere verwaiste Mädchen, nament-
lich auch durch die HIV/Aids-Pandemie zu Waisen gewordene
Mädchen,

zutiefst besorgt darüber, dass Frühschwangerschaften
und der eingeschränkte Zugang zu einer Versorgung auf dem
Gebiet der sexuellen und reproduktiven Gesundheit, ein-

116 Resolution 55/25, Anlage II. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2005 II
S. 954, 995; öBGBl. III Nr. 220/2005.
117 Siehe Resolution 55/2.
118 Siehe Resolution 60/1.
119 Resolution S-27/2, Anlage.
120 Resolution S-26/2, Anlage.
121 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4-15 Sep-
tember 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.13), Kap. I,
Resolution 1, Anlage I. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/conf/beijing/anh_1.html. 
122 Ebd., Anlage II. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/
german/conf/beijing/anh_2.html. 
123 Resolution S-23/2, Anlage, und Resolution S-23/3, Anlage.
124 Report of the International Conference on Population and Develop-
ment, Cairo, 5-13 September 1994 (United Nations publication, Sales No.
E.95.XIII.18), Kap. I, Resolution 1, Anlage.
125 Report of the World Summit for Social Development, Copenhagen,
6-12 March 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.8),
Kap. I, Resolution 1, Anlage II. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/wirtsozentw/socsum/socsum6.htm. 
126 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005, Sup-
plement No. 7 und Korrigendum (E/2005/27 und Corr.1), Kap. I,
Abschn. A; siehe auch Beschluss 2005/232 des Wirtschafts- und Sozial-
rats. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/wiso/
e-dec-2005-232.pdf.

127 Siehe United Nations Educational, Scientific and Cultural Organi-
zation, Final Report of the World Education Forum, Dakar, Senegal,
26-28 April 2000 (Paris 2000).
128 ST/SGB/2003/13.
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schließlich bei geburtshilflichen Notfällen, zu einem häufi-
gen Auftreten von Fisteln sowie zu hoher Müttersterblichkeit
und -morbidität führen,

davon überzeugt, dass Rassismus, Rassendiskriminierung,
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intole-
ranz gegenüber Frauen und Mädchen in differenzierter Weise
zutage treten und zu den Faktoren gehören können, die für die
Verschlechterung ihrer Lebensbedingungen, Armut, Gewalt,
vielfältige Formen der Diskriminierung und die Einschrän-
kung oder Verweigerung ihrer Menschenrechte verantwort-
lich sind,

1. betont, dass die Rechte, die den Mädchen in allen
Menschenrechtsübereinkünften, namentlich in dem Überein-
kommen über die Rechte des Kindes113 und dem Übereinkom-
men zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der
Frau112, gewährleistet werden, in vollem Umfang umgehend
verwirklicht werden müssen und dass diese Übereinkünfte von
allen Staaten ratifiziert werden müssen;

2. fordert die Staaten nachdrücklich auf, die Unter-
zeichnung und Ratifikation des Fakultativprotokolls zu dem
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminie-
rung der Frau129 und der Fakultativprotokolle zu dem Überein-
kommen über die Rechte des Kindes114,115 beziehungsweise
den Beitritt dazu zu erwägen;

3. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, alle erforder-
lichen Maßnahmen zu ergreifen und Gesetzesreformen einzu-
leiten, um sicherzustellen, dass Mädchen alle Menschenrechte
und Grundfreiheiten voll und gleichberechtigt wahrnehmen
können, und wirksame Schritte gegen Verletzungen dieser
Rechte und Freiheiten zu unternehmen;

4. fordert alle Regierungen und das System der Verein-
ten Nationen nachdrücklich auf, auf bilateraler Ebene und zu-
sammen mit internationalen Organisationen und privaten Ge-
bern verstärkte Anstrengungen zu unternehmen, um die Ziele
des Weltbildungsforums127, insbesondere die Beseitigung ge-
schlechtsspezifischer Disparitäten bei der Grund- und Se-
kundarschulbildung bis zum Jahr 2005, zu verwirklichen und
zu diesem Zweck die Initiative der Vereinten Nationen für
Mädchenbildung umzusetzen, und bekräftigt die in der Mill-
enniums-Erklärung der Vereinten Nationen117 enthaltene dies-
bezügliche Verpflichtung;

5. fordert alle Staaten auf, Maßnahmen zur Beseitigung
der in Ziffer 33 der Weiteren Maßnahmen und Initiativen zur
Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform von Bei-
jing130 genannten Hindernisse zu ergreifen, die die Verwirkli-
chung der in der Aktionsplattform von Beijing122 festgelegten
Ziele auch weiterhin erschweren, gegebenenfalls auch durch
die Verstärkung der nationalen Mechanismen zur Durchfüh-
rung von Politiken und Programmen zu Gunsten von Mäd-
chen, und in einigen Fällen die Koordinierung zwischen den

für die Verwirklichung der Menschenrechte von Mädchen ver-
antwortlichen Institutionen zu verbessern, wie in den Weiteren
Maßnahmen und Initiativen angegeben;

6. fordert die Staaten nachdrücklich auf, Gesetze zu er-
lassen und strikt durchzusetzen, die sicherstellen, dass eine
Ehe nur bei freier und uneingeschränkter Willenseinigung der
künftigen Ehegatten geschlossen wird, sowie Gesetze zu er-
lassen und strikt durchzusetzen, die das gesetzliche Mindest-
alter für die Erklärung des Ehewillens und das Heiratsmindest-
alter festlegen, und das Heiratsmindestalter gegebenenfalls an-
zuheben;

7. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, die
Verpflichtungen zu erfüllen, die sie mit dem Übereinkommen
über die Rechte des Kindes und dem Übereinkommen über die
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau einge-
gangen sind, und die Zusage zur Umsetzung der Aktionsplatt-
form von Beijing sowie der Ergebnisse der dreiundzwanzig-
sten Sondertagung der Generalversammlung "Frauen 2000:
Gleichstellung, Entwicklung und Frieden für das 21. Jahrhun-
dert"123 und der siebenundzwanzigsten Sondertagung über
Kinder119 einzuhalten;

8. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, die Gleich-
stellung der Geschlechter und den gleichberechtigten Zugang
zu grundlegenden sozialen Diensten wie Bildung, Ernährung,
Gesundheitsversorgung, namentlich auf dem Gebiet der sexu-
ellen und der reproduktiven Gesundheit, Impfungen und
Schutz vor den Krankheiten, die Hauptursachen der Sterblich-
keit sind, zu fördern und die Geschlechterperspektive in alle
Entwicklungspolitiken und -programme zu integrieren;

9. fordert alle Staaten außerdem nachdrücklich auf,
Rechtsvorschriften zu erlassen und durchzusetzen, die Mäd-
chen vor jeglicher Form der Gewalt und der Ausbeutung schüt-
zen, namentlich vor der Tötung weiblicher Neugeborener und
der vorgeburtlichen Geschlechtsselektion, vor der weiblichen
Genitalverstümmelung, Vergewaltigung, häuslicher Gewalt,
Inzest, sexuellem Missbrauch, sexueller Ausbeutung, Kinder-
prostitution und Kinderpornografie, Menschenhandel und
Zwangsarbeit, und altersgerechte, sichere und vertrauliche
Programme sowie medizinische, soziale und psychologische
Betreuungsdienste einzurichten, um Mädchen zu helfen, die
Opfer von Gewalt sind;

10. fordert die Staaten nachdrücklich auf, umfassende,
disziplinübergreifende und koordinierte nationale Pläne, Pro-
gramme oder Strategien zur Beseitigung aller Formen von Ge-
walt gegen Frauen und Mädchen zu erarbeiten, die weit ver-
breitet werden und Ziele und Zeitpläne für die Umsetzung
ebenso vorgeben sollten wie wirksame innerstaatliche Verfah-
ren für den Vollzug der Rechtsvorschriften durch die Schaf-
fung von Überwachungsmechanismen unter Einbeziehung al-
ler Beteiligten, namentlich auch durch Konsultationen mit
Frauenorganisationen, unter Berücksichtigung der sich auf
Mädchen beziehenden Empfehlungen der Sonderberichter-
statterin der Menschenrechtskommission über Gewalt gegen
Frauen, deren Ursachen und deren Folgen und der Sonderbe-
richterstatterin über den Menschenhandel, insbesondere den
Frauen- und Kinderhandel;

129 United Nations, Treaty Series, Vol. 2131, Nr. 20378. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 2001 II S. 1237; LGBL. 2002 Nr. 17; öBGBl. III
Nr. 206/2000.
130 Resolution S-23/3, Anlage.
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11. fordert alle Staaten sowie die internationalen und
nichtstaatlichen Organisationen auf, einzeln und gemeinsam
die Aktionsplattform von Beijing, insbesondere die strategi-
schen Ziele, die sich auf Mädchen beziehen, und die Weiteren
Maßnahmen und Initiativen zur Umsetzung der Erklärung und
der Aktionsplattform von Beijing weiter umzusetzen;

12. fordert die Staaten nachdrücklich auf, sicherzustel-
len, dass Mädchen das Recht der Kinder, sich entsprechend ih-
rem Alter und ihrer Reife zu äußern und an allen sie betreffen-
den Angelegenheiten mitzuwirken, in vollem Umfang und
gleichberechtigt wahrnehmen können;

13. ist sich dessen bewusst, dass eine beträchtliche Zahl
von Kindern, namentlich Waisen, Straßenkinder, binnenver-
triebene Kinder und Flüchtlingskinder, vom Kinderhandel so-
wie von sexueller und wirtschaftlicher Ausbeutung betroffene
sowie inhaftierte Kinder, ohne elterliche Unterstützung leben,
und fordert die Staaten in diesem Zusammenhang nachdrück-
lich auf, besondere Maßnahmen zur Unterstützung dieser Kin-
der sowie der Institutionen, Einrichtungen und Dienste, die sie
betreuen, zu treffen und die Fähigkeit der Kinder, sich selbst
zu schützen, aufzubauen und zu stärken;

14. fordert die Staaten nachdrücklich auf, geeignete
Maßnahmen zu ergreifen, um durch die Umsetzung nationaler
Politiken und Strategien den Bedürfnissen verwaister Mäd-
chen gerecht zu werden, mit dem Ziel, Regierungen, Familien
und Gemeinwesen besser in die Lage zu versetzen, ein unter-
stützendes Umfeld für Aids-Waisen und mit HIV infizierte
und von HIV/Aids betroffene Mädchen und Jungen zu schaf-
fen, so auch durch die Bereitstellung einer geeigneten Bera-
tung und psychosozialen Unterstützung, und indem sicherge-
stellt wird, dass sie eine Schule besuchen und gleichberechtigt
mit anderen Kindern Zugang zu Unterkunft, guter Ernährung
sowie Gesundheits- und Sozialdiensten haben, und Waisen
und gefährdete Kinder vor allen Formen des Missbrauchs, der
Gewalt, der Ausbeutung, der Diskriminierung, des Menschen-
handels und des Verlusts von Erbschaften zu schützen;

15. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, be-
sondere Maßnahmen zum Schutz der von bewaffneten Kon-
flikten und Postkonfliktsituationen betroffenen Mädchen zu
ergreifen und sie insbesondere vor sexuell übertragbaren
Krankheiten wie beispielsweise HIV/Aids, vor geschlechts-
spezifischer Gewalt, namentlich Vergewaltigung und sexuel-
lem Missbrauch, vor sexueller Ausbeutung, Folter, Entfüh-
rung und Zwangsarbeit zu schützen, unter besonderer Berück-
sichtigung von Mädchen, die Flüchtlinge oder Vertriebene
sind, und bei der Leistung humanitärer Hilfe sowie bei Prozes-
sen der Entwaffnung, der Demobilisierung, der Rehabilita-
tionshilfe und der Wiedereingliederung auf die besonderen
Bedürfnisse der von bewaffneten Konflikten betroffenen
Mädchen einzugehen;

16. beklagt alle Fälle von sexueller Ausbeutung und se-
xuellem Missbrauch von Frauen und Kindern, insbesondere
Mädchen, in humanitären Krisensituationen, namentlich auch
die Fälle, in die humanitäre Helfer und Friedenssicherungs-
kräfte verwickelt sind;

17. fordert alle Staaten und die internationale Gemein-
schaft nachdrücklich auf, die Rechte des Kindes zu achten, zu
schützen und zu fördern, unter Berücksichtigung der besonde-
ren Schutzbedürftigkeit von Mädchen in Situationen vor, wäh-
rend und nach Konflikten, und fordert die Ergreifung von Son-
derinitiativen, um allen Rechten und Bedürfnissen der von be-
waffneten Konflikten betroffenen Mädchen gerecht zu wer-
den;

18. fordert die Regierungen, die Zivilgesellschaft, ein-
schließlich der Medien, sowie die nichtstaatlichen Organisa-
tionen auf, die Menschenrechtserziehung sowie die volle Ach-
tung und Wahrnehmung der Menschenrechte der Mädchen zu
fördern, unter anderem durch die Übersetzung und Erstellung
von altersgerechtem und geschlechtsspezifischem Informa-
tionsmaterial über diese Rechte sowie dessen Verteilung an al-
le Bereiche der Gesellschaft, insbesondere an Kinder;

19. fordert die Staaten, die internationalen und die nicht-
staatlichen Organisationen auf, alle erforderlichen Ressour-
cen, Unterstützungsmaßnahmen und Anstrengungen zu mobi-
lisieren, um die in der Aktionsplattform von Beijing und den
Weiteren Maßnahmen und Initiativen zur Umsetzung der Er-
klärung und der Aktionsplattform von Beijing enthaltenen Ge-
samtziele, strategischen Ziele und Maßnahmen zu verwirkli-
chen;

20. ersucht den Generalsekretär in seiner Eigenschaft als
Vorsitzender des Koordinierungsrats der Leiter der Organisa-
tionen des Systems der Vereinten Nationen, dafür Sorge zu tra-
gen, dass alle Organisationen und Organe des Systems der
Vereinten Nationen, insbesondere das Kinderhilfswerk der
Vereinten Nationen, die Organisation der Vereinten Nationen
für Bildung, Wissenschaft und Kultur, das Welternährungs-
programm, der Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen,
der Entwicklungsfonds der Vereinten Nationen für die Frau,
die Weltgesundheitsorganisation, das Entwicklungspro-
gramm der Vereinten Nationen, das Amt des Hohen Flücht-
lingskommissars der Vereinten Nationen und die Internatio-
nale Arbeitsorganisation, bei Landeskooperationsprogram-
men im Einklang mit den nationalen Prioritäten, so auch über
den Entwicklungshilfe-Programmrahmen der Vereinten Na-
tionen, einzeln und gemeinsam die Rechte und die besonderen
Bedürfnisse von Mädchen berücksichtigen;

21. ersucht alle Menschenrechtsvertragsorgane, beson-
deren Verfahren und anderen Menschenrechtsmechanismen
der Menschenrechtskommission und ihrer Unterkommission
für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte, im
Rahmen der Wahrnehmung ihres Mandats regelmäßig und sy-
stematisch geschlechtsspezifische Aspekte zu berücksichtigen
und in ihre Berichte Angaben über die qualitative Analyse von
Verletzungen der Menschenrechte von Frauen und Mädchen
aufzunehmen, und befürwortet die Stärkung der diesbezügli-
chen Zusammenarbeit und Koordinierung;

22. betont, dass es geboten ist, eine sachbezogene Bewer-
tung der Umsetzung der Aktionsplattform von Beijing unter
dem Blickwinkel aller Lebensphasen durchzuführen, um Lük-
ken und Hindernisse im Umsetzungsprozess aufzuzeigen und
weitere Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele der Ak-
tionsplattform auszuarbeiten;
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23. ersucht die Mitgliedstaaten, sicherzustellen, dass bei
der Verhütung und Bekämpfung von HIV/Aids Mädchen, die
mit dem HIV infiziert beziehungsweise von HIV/Aids betrof-
fen sind, einschließlich jugendlicher Mütter, besondere Auf-
merksamkeit und Unterstützung zuteil wird;

24. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, durch
eine drastische Erhöhung der Ressourcen auf allen Ebenen,
insbesondere im Bildungs- und Gesundheitssektor, junge
Menschen, insbesondere Mädchen, zum Erwerb der Kenntnis-
se, Einstellungen und Kompetenzen zu befähigen, die sie be-
nötigen, um HIV/Aids zu verhüten und das für sie erreichbare
Höchstmaß an körperlicher und geistiger Gesundheit, ein-
schließlich sexueller und reproduktiver Gesundheit, zu genie-
ßen;

25. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen, der sich
schwerpunktmäßig auch mit dem Problem der Fisteln befasst,
unter Heranziehung von Informationen, die von den Mitglied-
staaten, den Organisationen und Organen des Systems der
Vereinten Nationen und von nichtstaatlichen Organisationen
zur Verfügung gestellt werden, mit dem Ziel, die Auswirkun-
gen dieser Resolution auf das Wohl von Mädchen zu bewerten.

RESOLUTION 60/142
Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/506 und Corr.1, Ziff. 12)131.

60/142. Aktionsprogramm für die Zweite Internationale
Dekade der indigenen Bevölkerungen der Welt

Die Generalversammlung,

eingedenk dessen, dass die Weltkonferenz über Menschen-
rechte im Jahr 1993 in der Erklärung und dem Aktionspro-
gramm von Wien132 die den indigenen Völkern innewohnende
Würde und ihren einzigartigen Beitrag zur Entwicklung und
Pluralität der Gesellschaft anerkannte und das Engagement der
internationalen Gemeinschaft für ihr wirtschaftliches, soziales
und kulturelles Wohlergehen und für den Genuss der Früchte
einer nachhaltigen Entwicklung nachdrücklich bekräftigte,

in Bekräftigung der Entschlossenheit der Staaten, bei der
Förderung der Menschenrechte der indigenen Völker der Welt
auf lokaler, nationaler, regionaler und internationaler Ebene
sowie auf den Gebieten der Kultur, der Bildung, der Gesund-
heit, der Umwelt sowie der sozialen und wirtschaftlichen Ent-
wicklung weitere Fortschritte zu erzielen,

erneut erklärend, dass die Staaten im Einklang mit dem
Völkerrecht konzertierte positive Schritte unternehmen sollen,
um die Achtung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten in-
digener Völker auf gleichberechtigter und nichtdiskriminie-
render Grundlage und unter Anerkennung des Wertes und der
Vielfalt ihrer unterschiedlichen Identitäten, Kulturen und Ge-
sellschaftsformen sicherzustellen,

unter Hinweis auf ihre Resolution 48/163 vom 21. Dezem-
ber 1993, in der sie die Internationale Dekade der autochtho-
nen Bevölkerungsgruppen der Welt, beginnend am 10. De-
zember 1994, verkündete, mit dem Ziel, die internationale Zu-
sammenarbeit zur Lösung von Problemen zu verstärken, de-
nen sich indigene Bevölkerungen auf Gebieten wie den
Menschenrechten, der Umwelt, der Entwicklung, der Bildung
und der Gesundheit gegenübersehen,

eingedenk der international vereinbarten Entwicklungszie-
le, einschließlich der in der Millenniums-Erklärung der Ver-
einten Nationen133 und in dem Entwurf des Aktionsprogramms
für die Zweite Internationale Dekade der indigenen Bevölke-
rungen der Welt134 enthaltenen Ziele, die miteinander ver-
knüpft sind und in ihrer Gesamtheit Maßnahmen zur Verbes-
serung des Lebensstandards der indigenen Völker fördern,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/174 vom 20. Dezem-
ber 2004, in der die Zweite Internationale Dekade der indige-
nen Bevölkerungen der Welt 2005-2014 verkündet wurde,

mit dem Ausdruck ihres Dankes an den Koordinator der
Zweiten Dekade, den Untergeneralsekretär für wirtschaftliche
und soziale Angelegenheiten, für die Ausarbeitung eines kon-
kreten Aktionsprogramms, das auf der Grundlage einer gleich-
berechtigten Mitwirkung und Partnerschaft zwischen allen be-
teiligten Akteuren im Verlauf der Dekade durchgeführt wer-
den soll,

sich dessen bewusst, dass sie den Koordinator in ihrer Re-
solution 59/174 ersuchte, sein Mandat in voller Zusammenar-
beit und in vollem Benehmen unter anderem mit dem Ständi-
gen Forum für indigene Fragen, anderen zuständigen Organen
und Mechanismen des Systems der Vereinten Nationen und
dem Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für
Menschenrechte wahrzunehmen,

eingedenk der Notwendigkeit, nach Bedarf auch weiterhin
normsetzende Aktivitäten zu Fragen von besonderem Interes-
se für indigene Völker zu entfalten,

mit dem Ausdruck ihres Dankes für alle Beiträge und Vor-
schläge, die während der Arbeit am Entwurf des Aktionspro-
gramms für die Zweite Dekade unterbreitet wurden, sowie un-
ter gebührender Würdigung der Beiträge, die das Amt des Ho-
hen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte
und die Arbeitsgruppe für indigene Bevölkerungsgruppen der
Unterkommission für die Förderung und den Schutz der Men-
schenrechte zum Entwurf des Aktionsprogramms geleistet ha-
ben,

131 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Antigua und Barbuda, Argentinien, Armenien,
Aserbaidschan, Barbados, Belize, Bolivien, Brasilien, Burkina Faso, Chi-
le, China, Costa Rica, Dänemark, Dominikanische Republik, Ecuador, El
Salvador, Estland, Finnland, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea,
Guyana, Honduras, Island, Italien, Jamaika, Jordanien, Kamerun, Kolum-
bien, Kuba, Mexiko, Nicaragua, Norwegen, Panama, Paraguay, Peru,
Philippinen, Russische Föderation, Spanien, St. Lucia, St. Vincent und
die Grenadinen, Südafrika, Ungarn, Uruguay und Venezuela (Bolivari-
sche Republik).
132 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III.

133 Siehe Resolution 55/2. 
134 A/60/270, Abschn. II.



V.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Dritten Ausschusses

366

1. verabschiedet das Aktionsprogramm für die Zweite
Internationale Dekade der indigenen Bevölkerungen der
Welt134 als Handlungsleitlinie für die Zweite Dekade;

2. fordert alle an dem Prozess beteiligten Akteure nach-
drücklich auf, konstruktiv und entschlossen zusammenzuar-
beiten, um bei der Verwirklichung der Ziele der Zweiten De-
kade rasche Fortschritte und konkrete Ergebnisse zu erzielen;

3. appelliert an die gesamte internationale Gemein-
schaft, das Aktionsprogramm für die Zweite Internationale
Dekade der indigenen Bevölkerungen der Welt finanziell zu
unterstützen, unter anderem durch die Entrichtung von Beiträ-
gen an den Freiwilligen Fonds für die Zweite Dekade;

4. verabschiedet das Motto der Zweiten Dekade: "Part-
nerschaft für Aktion und Würde"; 

5. ersucht den Koordinator der Zweiten Dekade, mit
den Mitgliedstaaten, den Einrichtungen, Organisationen und
anderen zuständigen Organen und Mechanismen des Systems
der Vereinten Nationen, den indigenen Organisationen und an-
deren nichtstaatlichen Organisationen Konsultationen über die
Möglichkeit einer Halbzeit- und einer Abschlussüberprüfung
der Zweiten Dekade zu führen;

6. bekräftigt, dass im Einklang mit ihren Resolutionen
40/131 vom 13. Dezember 1985, 52/108 vom 12. Dezember
1997 und 56/140 vom 19. Dezember 2001 die Vertreter indi-
gener Gemeinschaften und Organisationen auch weiterhin in
den Genuss der finanziellen Hilfe kommen werden, die der
Freiwillige Fonds der Vereinten Nationen für indigene Bevöl-
kerungsgruppen entsprechend seiner Aufgabenstellung bereit-
stellt, um ihre Teilnahme an den Beratungen des Ständigen Fo-
rums für indigene Fragen, der Arbeitsgruppe der Menschen-
rechtskommission zur Ausarbeitung des Entwurfs einer Erklä-
rung der Vereinten Nationen über die Rechte der indigenen
Völker und der Arbeitsgruppe für indigene Bevölkerungs-
gruppen der Unterkommission für die Förderung und den
Schutz der Menschenrechte zu erleichtern;

7. fordert alle Regierungen und die indigenen Organi-
sationen, die es betrifft, nachdrücklich auf, alles Notwendige
zu tun, um die möglichst baldige Verabschiedung des Ent-
wurfs einer Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte
der indigenen Völker zu erleichtern;

8. bittet die Regierungen, die Organe, Organisationen
und Gremien des Systems der Vereinten Nationen, die sonsti-
gen zwischenstaatlichen Organisationen, die indigenen und
sonstigen nichtstaatlichen Organisationen und die Akteure der
Zivilgesellschaft, eigene Pläne für die Zweite Dekade auszu-
arbeiten und dabei die Gesamt- und Einzelziele sowie das Ak-
tionsprogramm für die Zweite Dekade als Handlungsleitlinie
heranzuziehen sowie namentlich eine Geschlechterperspekti-
ve in die entsprechenden Aktivitäten einzubeziehen;

9. beschließt, unter dem Punkt "Indigene Fragen" einen
Unterpunkt "Zweite Internationale Dekade der indigenen Be-
völkerungen der Welt" in die vorläufige Tagesordnung ihrer
einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/143

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 114 Stimmen bei 4 Gegenstimmen und 57 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/507 und Corr.1, Ziff. 21)135:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasilien,
Brunei Darussalam, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Demokra-
tische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica, Domini-
kanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Gabun, Gambia,
Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indone-
sien, Irak, Iran (Islamische Republik), Israel, Jamaika, Jemen, Jordanien, Kam-
bodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbi-
en, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik,
Lesotho, Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Ma-
lediven, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myan-
mar, Namibia, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Pakistan, Paraguay, Peru, Phil-
ippinen, Ruanda, Russische Föderation, Sambia, Saudi-Arabien, Senegal, Sim-
babwe, Singapur, Somalia, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika,
Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-
Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tunesien, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda,
Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische
Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam.

Dagegen: Japan, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von),
Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herze-
gowina, Bulgarien, Burkina Faso, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Georgien,
Griechenland, Irland, Island, Italien, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein,
Litauen, Luxemburg, Malta, Monaco, Nepal, Neuseeland, Niederlande, Norwe-
gen, Österreich, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Polen, Portugal, Republik
Korea, Republik Moldau, Rumänien, Salomonen, Samoa, San Marino, Schwe-
den, Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lan-
ka, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vanuatu, Vereinigtes Kö-
nigreich Großbritannien und Nordirland, Zypern.

60/143. Unzulässigkeit bestimmter Praktiken, die zum
Schüren zeitgenössischer Formen des Rassismus,
der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeind-
lichkeit und damit zusammenhängender Intole-
ranz beitragen

Die Generalversammlung,

geleitet von der Charta der Vereinten Nationen, der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte136, dem Internationalen
Pakt über bürgerliche und politische Rechte137, dem Interna-
tionalen Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von
Rassendiskriminierung138 und anderen maßgeblichen Men-
schenrechtsübereinkünften,

135 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Belarus, Demokratische Volksrepublik Korea,
Kuba, Nigeria, Russische Föderation, Südafrika, Sudan, Tadschikistan
und Venezuela (Bolivarische Republik).
136 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
137 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1553; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750.
138 Resolution 2106 A (XX), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1969 II S. 961; LGBl. 2000 Nr. 80; öBGBl. Nr. 377/1972; AS 1995 1164.
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unter Hinweis auf die Bestimmungen der Resolutionen der
Menschenrechtskommission 2004/16 vom 16. April 2004139

und 2005/5 vom 14. April 2005140,

sowie unter Hinweis auf das Statut des Nürnberger Ge-
richtshofs und das Urteil des Gerichtshofs, in dem die Waffen-
SS und alle ihre Bestandteile als verbrecherische Organisation
anerkannt und als für viele Kriegsverbrechen und Verbrechen
gegen die Menschlichkeit verantwortlich erklärt wurden,

ferner unter Hinweis auf die maßgeblichen Bestimmungen
der Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban, die am
8. September 2001 von der Weltkonferenz gegen Rassismus,
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängende Intoleranz verabschiedet wurden141, insbe-
sondere auf Ziffer 2 der Erklärung und Ziffer 86 des Aktions-
programms,

ebenso unter Hinweis auf die von dem Sonderberichterstat-
ter der Menschenrechtskommission über zeitgenössische For-
men des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz
durchgeführte Studie142 sowie von seinem Bericht143 Kenntnis
nehmend,

in diesem Zusammenhang höchst beunruhigt darüber, dass
sich in vielen Teilen der Welt verschiedene extremistische po-
litische Parteien, Bewegungen und Gruppen, namentlich Neo-
nazi- und Skinhead-Gruppen, ausbreiten,

1. bekräftigt diejenige Bestimmung der Erklärung von
Durban141, in der die Staaten den Fortbestand und das Wieder-
aufleben von Neonazismus, Neofaschismus und gewalttätigen
nationalistischen Vorurteilen verurteilten und erklärten, dass
diese Erscheinungen niemals und unter keinen Umständen zu
rechtfertigen sind;

2. bringt ihre tiefe Besorgnis zum Ausdruck über die
Verherrlichung der nationalsozialistischen Bewegung und der
ehemaligen Mitglieder der Waffen-SS, namentlich durch die
Errichtung von Denk- und Ehrenmälern sowie die Veranstal-
tung öffentlicher Demonstrationen zur Verherrlichung der na-
tionalsozialistischen Vergangenheit, der nationalsozialisti-
schen Bewegung und des Neonazismus;

3. nimmt mit Besorgnis Kenntnis von dem Anstieg ras-
sistischer Zwischenfälle in mehreren Ländern und dem Auf-
kommen von Skinhead-Gruppen, die nach den Beobachtungen
des Sonderberichterstatters der Menschenrechtskommission
über zeitgenössische Formen des Rassismus, der Rassendis-
kriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zusam-
menhängender Intoleranz für viele dieser Zwischenfälle ver-
antwortlich sind;

4. bekräftigt, dass derartige Handlungen den Aktivitä-
ten zugeordnet werden können, die in Artikel 4 des Internatio-
nalen Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von
Rassendiskriminierung138 beschrieben sind, und dass sie einen
klaren und offenkundigen Missbrauch des Rechts, sich fried-
lich zu versammeln und zu Vereinigungen zusammenzu-
schließen, sowie des Rechts auf Meinungsfreiheit und freie
Meinungsäußerung darstellen, in dem Sinn, in dem diese
Rechte in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte136,
dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische
Rechte137 und dem Internationalen Übereinkommen zur Besei-
tigung jeder Form von Rassendiskriminierung garantiert sind;

5. betont, dass die beschriebenen Praktiken das Anden-
ken der unzähligen Opfer der im Zweiten Weltkrieg begange-
nen Verbrechen gegen die Menschlichkeit, insbesondere der
von der SS begangenen Verbrechen, beschmutzen und die Ge-
danken von Jugendlichen vergiften, insbesondere im Jahr des
sechzigsten Jahrestags des Sieges im Zweiten Weltkrieg und
der Befreiung von Auschwitz und anderen Konzentrationsla-
gern, und dass diese Praktiken mit den Verpflichtungen der
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen nach deren Charta und
mit den Zielen und Grundsätzen der Organisation unvereinbar
sind;

6. betont außerdem, dass derartige Praktiken zeitgenös-
sische Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intole-
ranz schüren und dazu beitragen, dass sich verschiedene ex-
tremistische politische Parteien, Bewegungen und Gruppen,
namentlich Neonazi- und Skinhead-Gruppen, ausbreiten und
vermehren;

7. betont die Notwendigkeit, die erforderlichen Maß-
nahmen zu ergreifen, um den beschriebenen Praktiken ein En-
de zu setzen, und ruft die Staaten auf, wirksamere Maßnahmen
zur Bekämpfung dieser Erscheinungen und extremistischen
Bewegungen zu ergreifen, die eine echte Bedrohung der de-
mokratischen Werte darstellen;

8. bekräftigt, dass die Vertragsstaaten des Internationa-
len Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Rassen-
diskriminierung nach dessen Artikel 4 unter anderem dazu ver-
pflichtet sind,

a) jede Propaganda und alle Organisationen zu verurtei-
len, die auf Ideen hinsichtlich der Überlegenheit einer Rasse
beruhen oder die irgendeine Form von Rassenhass und Ras-
sendiskriminierung zu rechtfertigen oder zu fördern suchen;

b) sich zur Ergreifung unmittelbarer und positiver Maß-
nahmen zu verpflichten, um jedes Aufreizen zur Rassendiskri-
minierung und alle rassisch diskriminierenden Handlungen
auszumerzen, unter gebührender Berücksichtigung der in der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte niedergelegten
Grundsätze und der ausdrücklich in Artikel 5 des Übereinkom-
mens genannten Rechte;

c) jede Verbreitung von Ideen, die sich auf die Überle-
genheit einer Rasse oder den Rassenhass gründen, jedes Auf-
reizen zur Rassendiskriminierung und jede Gewalttätigkeit
oder Aufreizung dazu gegen eine Rasse oder eine Personen-
gruppe anderer Hautfarbe oder Volkszugehörigkeit sowie jede

139 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2004, Sup-
plement No. 3 (E/2004/23), Kap. II, Abschn. A.
140 Ebd., 2005, Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und
Corr.1), Kap. II, Abschn. A.
141 Siehe A/CONF. 189/12 und Corr.1, Kap. I. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/ac189-12.pdf. 
142 E/CN.4/2005/18 und Add.1 und Add.1/Corr.1 und Add.2-6.
143 Siehe A/60/283.
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Unterstützung rassenkämpferischer Betätigung einschließlich
ihrer Finanzierung zu einer nach dem Gesetz strafbaren Hand-
lung zu erklären;

d) alle Organisationen und alle organisierten oder son-
stigen Propagandatätigkeiten, welche die Rassendiskriminie-
rung fördern und dazu aufreizen, als gesetzwidrig zu erklären
und zu verbieten und die Beteiligung an solchen Organisatio-
nen oder Tätigkeiten als eine nach dem Gesetz strafbare Hand-
lung anzuerkennen;

e) zu verbieten, dass staatliche oder örtliche Behörden
oder öffentliche Einrichtungen die Rassendiskriminierung för-
dern oder dazu aufreizen;

9. verweist darauf, dass die Menschenrechtskommis-
sion in ihrer Resolution 2005/5140 darum ersucht hat, dass sich
der Sonderberichterstatter weiter mit dieser Frage befasst, dass
er in seinem Bericht an die Kommission auf ihrer zweiund-
sechzigsten Tagung einschlägige Empfehlungen abgibt und in
dieser Hinsicht die Auffassungen der Regierungen und nicht-
staatlichen Organisationen einholt und berücksichtigt;

10. bittet die Regierungen und nichtstaatlichen Organi-
sationen, bei der Erfüllung der genannten Aufgabe mit dem
Sonderberichterstatter voll zusammenzuarbeiten;

11. beschließt, mit der Angelegenheit befasst zu bleiben.

RESOLUTION 60/144

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 172 Stimmen bei 3 Gegenstimmen und 4 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/507 und Corr.1, Ziff. 21)144:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua
und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bah-
rain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien,
Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien,
Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, De-
mokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland,
Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland,
Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guate-
mala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien,
Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen,
Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgi-
sistan, Kolumbien, Komoren, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokra-
tische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven,
Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte
Staaten von), Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neu-
seeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich,
Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Por-
tugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Föde-
ration, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden,
Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Simbabwe, Singapur, Slowakei,
Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadi-
nen, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan,
Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Repu-

blik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbe-
kistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emi-
rate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland, Vietnam, Zypern.

Dagegen: Israel, Marshallinseln, Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltungen: Australien, Kanada, Palau, Tuvalu.

60/144. Weltweite Bemühungen um die vollständige Be-
seitigung von Rassismus, Rassendiskriminierung,
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhän-
gender Intoleranz und umfassende Umsetzung
und Weiterverfolgung der Erklärung und des Ak-
tionsprogramms von Durban

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/177 vom 20. Dezem-
ber 2004, in der sie die weltweite Kampagne zur vollständigen
Beseitigung von Rassismus, Rassendiskriminierung, Frem-
denfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz
nachhaltig stärkte und die unbedingte und zwingende Notwen-
digkeit des politischen Willens zur Erreichung der Verpflich-
tungen anerkannte, die in der Erklärung und dem Aktionspro-
gramm von Durban eingegangen wurden, die auf der vom
31. August bis 8. September 2001 in Durban (Südafrika) ab-
gehaltenen Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassendiskrimi-
nierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende
Intoleranz verabschiedet wurden145,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 58/160 vom
22. Dezember 2003, in der sie beschloss, besonderes Gewicht
auf die konkrete Umsetzung der Erklärung und des Aktions-
programms von Durban zu legen, da diese eine solide Grund-
lage für einen breit angelegten Konsens für weitere Maßnah-
men und Initiativen zur vollständigen Beseitigung der Geißel
des Rassismus bieten,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 57/195 vom
18. Dezember 2002, in der sie die wichtigen Rollen und Auf-
gaben der verschiedenen Organe der Vereinten Nationen und
anderer Interessenträger auf internationaler, regionaler und na-
tionaler Ebene, so insbesondere der Menschenrechtskommis-
sion, aufzeigte, und ihre Resolution 56/266 vom 27. März
2002, in der sie sich die Erklärung und das Aktionsprogramm
von Durban als solide Grundlage für weitere Maßnahmen und
Initiativen zur vollständigen Beseitigung der Geißel des Ras-
sismus zu eigen machte,

erneut darauf hinweisend, dass alle Menschen frei und
gleich an Würde und Rechten geboren sind und einen kon-
struktiven Beitrag zur Entwicklung und zum Wohlergehen ih-
rer Gesellschaften leisten können und dass jede Lehre rassi-
scher Überlegenheit wissenschaftlich falsch, moralisch ver-
werflich sowie sozial ungerecht und gefährlich ist und zusam-
men mit Theorien, mit denen versucht wird, die Existenz ge-
trennter menschlicher Rassen nachzuweisen, abzulehnen ist,

davon überzeugt, dass Rassismus, Rassendiskriminierung,
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intole-

144 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Jamaika (im Namen der Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der 77 sind, und Chinas), Ka-
sachstan und Russische Föderation.

145 Siehe A/CONF.189/12 und Corr.1, Kap. I. In Deutsch verfügbar unter
www.un.org/Depts/german/conf/ac189-12.pdf.
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ranz gegenüber Frauen und Mädchen in differenzierter Weise
zutage treten und zu den Faktoren gehören können, die für die
Verschlechterung ihrer Lebensbedingungen, Armut, Gewalt,
vielfältige Formen der Diskriminierung und die Einschrän-
kung oder Verweigerung ihrer Menschenrechte verantwort-
lich sind, sowie die Notwendigkeit anerkennend, eine Ge-
schlechterperspektive in die einschlägigen Politiken, Strategi-
en und Aktionsprogramme zur Bekämpfung von Rassismus,
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängender Intoleranz zu integrieren, um vielfältige
Formen der Diskriminierung anzugehen,

Kenntnis nehmend von den Resolutionen der Menschen-
rechtskommission 2002/68 vom 25. April 2002146, 2003/30
vom 23. April 2003147, 2004/88 vom 22. April 2004148 und
2005/64 vom 20. April 2005149, mit denen die internationale
Gemeinschaft Mechanismen für die wirksame Umsetzung der
Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban einrichtete,

unterstreichend, dass politischer Wille, internationale Zu-
sammenarbeit sowie eine ausreichende Finanzierung auf na-
tionaler, regionaler und internationaler Ebene für die erfolg-
reiche Umsetzung des Aktionsprogramms von Durban von
überragender Bedeutung sind,

bestürzt über die Zunahme rassistischer Gewalt und frem-
denfeindlichen Gedankenguts in vielen Teilen der Welt, in po-
litischen Kreisen, in der öffentlichen Meinung und in der Ge-
sellschaft überhaupt, unter anderem infolge wieder aufleben-
der Aktivitäten von auf Grund rassistischer und fremdenfeind-
licher Programme und Satzungen gegründeten Vereinigungen
und der anhaltenden Nutzung dieser Programme und Satzun-
gen zur Förderung rassistischer Ideologien oder zur Aufsta-
chelung dazu,

unterstreichend, wie wichtig und dringend es ist, die weiter
anhaltenden gewaltsamen Tendenzen in Verbindung mit dem
Rassismus und der Rassendiskriminierung zu beseitigen, und
sich dessen bewusst, dass jede Form der Straflosigkeit bei
strafbaren Handlungen, die durch rassistische und fremden-
feindliche Einstellungen motiviert sind, zur Schwächung der
Rechtsstaatlichkeit und der Demokratie beiträgt, das Wieder-
auftreten solcher Handlungen oft begünstigt und nur durch ent-
schlossenes Handeln und Zusammenarbeit beseitigt werden
kann,

unter Begrüßung der Entschlossenheit der Hohen Kom-
missarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte, dem
Kampf gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz ein
schärferes Profil zu geben und ihn besser bekannt zu machen,
sowie ihrer Absicht, dies zu einer Querschnittsaufgabe in den
Tätigkeiten und Programmen ihres Amtes zu machen,

Kenntnis nehmend von dem Zwischenbericht des Sonder-
berichterstatters der Menschenrechtskommission über zeitge-
nössische Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung,
der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender In-
toleranz150,

I

Allgemeine Grundsätze

1. erkennt an, dass das Verbot der Rassendiskriminie-
rung, des Völkermordes, des Verbrechens der Apartheid oder
der Sklaverei, wie in den Verpflichtungen aus den einschlägi-
gen Rechtsakten auf dem Gebiet der Menschenrechte festge-
legt, nicht außer Kraft gesetzt werden darf;

2. bekundet ihre tiefe Besorgnis über alle Formen des
Rassismus und der Rassendiskriminierung, einschließlich da-
mit zusammenhängender Handlungen rassistisch motivierter
Gewalt, der Fremdenfeindlichkeit und der Intoleranz, sowie
über Propagandatätigkeiten und Organisationen, die versu-
chen, Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlich-
keit und damit zusammenhängende Intoleranz in irgendeiner
Form zu rechtfertigen oder zu fördern, und verurteilt sie un-
missverständlich;

3. bekundet ihre tiefe Besorgnis über die jüngsten Ver-
suche, Hierarchien zwischen neu entstehenden und wieder
auflebenden Formen von Rassismus, Rassendiskriminierung,
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intole-
ranz herzustellen, und fordert die Staaten nachdrücklich auf,
Maßnahmen zu ergreifen, um gegen diese Geißeln mit dem-
selben Nachdruck und derselben Entschiedenheit vorzugehen,
mit dem Ziel, diese Praxis zu verhindern und die Opfer zu
schützen;

4. betont, dass die Staaten und internationalen Organi-
sationen dafür verantwortlich sind, sicherzustellen, dass die im
Kampf gegen den Terrorismus ergriffenen Maßnahmen keine
Diskriminierung auf Grund der Rasse, der Hautfarbe, der Ab-
stammung oder der nationalen beziehungsweise ethnischen
Herkunft bezwecken oder bewirken, und fordert alle Staaten
nachdrücklich auf, alle Formen von Ermittlungen oder Kon-
trollen auf der Basis der Rasse einzustellen beziehungsweise
zu unterlassen;

5. erkennt an, dass die Staaten geeignete und wirksame
gesetzgeberische, gerichtliche, regulatorische und administra-
tive Maßnahmen zur Verhütung von und zum Schutz vor ras-
sistischen Handlungen, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz erlas-
sen und durchsetzen sollen, um damit zur Verhütung von Men-
schenrechtsverletzungen beizutragen;

6. betont, dass es Aufgabe der Staaten ist, wirksame
Maßnahmen zur Bekämpfung krimineller Handlungen zu tref-
fen, die durch Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz moti-
viert sind, namentlich Maßnahmen, die sicherstellen, dass der-
artige Beweggründe bei der Strafzumessung als erschwerende

146 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2002,
Supplement No. 3 (E/2002/23), Kap. II, Abschn. A.
147 Ebd., 2003, Supplement No. 3 (E/2003/23), Kap. II, Abschn. A.
148 Ebd., 2004, Supplement No. 3 (E/2004/23), Kap. II, Abschn. A.
149 Ebd., 2005, Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und
Corr.1), Kap. II, Abschn. A. 150 Siehe A/60/283.
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Umstände angesehen werden, die verhindern, dass diese Ver-
brechen straflos bleiben und die die Rechtsstaatlichkeit ge-
währleisten;

7. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, ihr Einwande-
rungsrecht und ihre Einwanderungspolitik und -praxis zu über-
prüfen und erforderlichenfalls dahin gehend zu ändern, dass
sie frei von Rassendiskriminierung sind und mit ihren Ver-
pflichtungen aus den internationalen Rechtsakten auf dem Ge-
biet der Menschenrechte im Einklang stehen;

8. verurteilt den Missbrauch der Print-, der audiovisu-
ellen und der elektronischen Medien sowie der neuen Kom-
munikationstechnologien, namentlich des Internets, um zu
durch Rassenhass motivierter Gewalt aufzustacheln, und for-
dert die Staaten auf, im Einklang mit den Verpflichtungen, die
sie gemäß der Erklärung und dem Aktionsprogramm von
Durban145, insbesondere gemäß Ziffer 147 des Aktionspro-
gramms, eingegangen sind, alle notwendigen Maßnahmen zu
ergreifen, um diese Form des Rassismus im Einklang mit den
bestehenden internationalen und regionalen Normen für das
Recht der freien Meinungsäußerung zu bekämpfen, wobei alle
notwendigen Maßnahmen zu ergreifen sind, um die Mei-
nungsfreiheit und das Recht der freien Meinungsäußerung zu
garantieren;

9. legt allen Staaten nahe, in ihre Lehrpläne und Sozi-
alprogramme auf allen Ebenen je nach den Gegebenheiten die
Vermittlung von Kenntnissen über fremde Kulturen, Völker
und Länder und von Toleranz und Achtung für diese aufzu-
nehmen;

10. betont, dass es Aufgabe der Staaten ist, bei der Ge-
staltung und Ausarbeitung von Präventiv-, Ausbildungs- und
Schutzmaßnahmen zur Beseitigung von Rassismus, Rassen-
diskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammen-
hängender Intoleranz auf allen Ebenen die Geschlechterper-
spektive durchgängig zu integrieren, um zu gewährleisten,
dass diese Maßnahmen der unterschiedlichen Situation von
Frauen und Männern gerecht werden;

II

Internationales Übereinkommen zur Beseitigung
jeder Form von Rassendiskriminierung

11. erklärt erneut, dass der weltweite Beitritt zu dem In-
ternationalen Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form
von Rassendiskriminierung151 und seine vollinhaltliche Durch-
führung von höchster Wichtigkeit für die Förderung der
Gleichheit und Nichtdiskriminierung in der Welt sind;

12. wiederholt die Forderung der Weltkonferenz gegen
Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit
und damit zusammenhängende Intoleranz in Ziffer 75 des Ak-
tionsprogramms von Durban145, die universelle Ratifikation
des Übereinkommens bis zum Jahr 2005 zu verwirklichen, so-
wie die Aufforderung an alle Staaten, die Abgabe der in Arti-
kel 14 des Übereinkommens vorgesehenen Erklärung zu er-

wägen, und schließt sich der von der Menschenrechtskommis-
sion in ihrer Resolution 2005/64149 geäußerten ernsten Sorge
an, dass bei einhundertsiebzig Ratifikationen und nur sechs-
undvierzig Erklärungen das von der Weltkonferenz beschlos-
sene Zieldatum für die universelle Ratifikation bedauerlicher-
weise nicht eingehalten wurde;

13. fordert in diesem Zusammenhang das Amt des Ho-
hen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte
nachdrücklich auf, auf seiner Internetseite eine Liste der Län-
der zu führen und regelmäßig zu aktualisieren, die das Über-
einkommen noch nicht ratifiziert haben, und diese Länder zu
ermutigen, ihr konkretes Engagement für die Einhaltung des
von der Weltkonferenz beschlossenen Ziels der universellen
Ratifikation deutlich zu machen;

14. bekundet ihre Besorgnis über die gravierenden Ver-
zögerungen bei der Vorlage überfälliger Berichte an den Aus-
schuss für die Beseitigung der Rassendiskriminierung, wo-
durch die Wirksamkeit des Ausschusses beeinträchtigt wird,
und fordert alle Vertragsstaaten des Übereinkommens nach-
drücklich auf, ihre Vertragsverpflichtungen zu erfüllen;

15. bittet die Vertragsstaaten des Übereinkommens, die
Änderung des Artikels 8 des Übereinkommens betreffend die
Finanzierung des Ausschusses zu ratifizieren, und fordert aus-
reichende zusätzliche Mittel aus dem ordentlichen Haushalt
der Vereinten Nationen, um dem Ausschuss die uneinge-
schränkte Wahrnehmung seines Mandats zu ermöglichen;

16. begrüßt die Arbeit des Ausschusses bei der Anwen-
dung des Übereinkommens auf die neuen und zeitgenössi-
schen Formen von Rassismus und Rassendiskriminierung,
eingedenk der Notwendigkeit, die Lücken in den bestehenden
internationalen Rechtsakten auf dem Gebiet der Menschen-
rechte, insbesondere dem Internationalen Übereinkommen zur
Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung, zu ermit-
teln, für die ergänzende Normen erforderlich sind;

17. erkennt den Beitrag an, den eine eingehende Analyse
und Evaluierung der Anwendung der bestehenden internatio-
nalen Rechtsakte auf dem Gebiet der Menschenrechte durch
die Vertragsstaaten zu diesem Prozess zu leisten hat;

18. fordert alle Vertragsstaaten des Übereinkommens
nachdrücklich auf, unter gebührender Berücksichtigung der in
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte152 niederge-
legten Grundsätze sowie des Artikels 5 des Übereinkommens
verstärkte Anstrengungen zur Erfüllung der Verpflichtungen
zu unternehmen, die sie gemäß Artikel 4 des Übereinkommens
eingegangen sind;

19. stellt fest, dass der Ausschuss die Auffassung vertritt,
dass das Verbot der Verbreitung auf rassischer Überlegenheit
oder Rassenhass beruhenden Gedankenguts mit dem Recht auf
Meinungsfreiheit und dem Recht der freien Meinungsäuße-
rung nach Artikel 19 der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte und Artikel 5 des Übereinkommens vereinbar ist;

151 Resolution 2106 A (XX), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1969 II S. 961; LGBl. 2000 Nr. 80; öBGBl. Nr. 377/1972; AS 1995 1164.

152 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
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20. begrüßt es, dass der Ausschuss betont hat, wie wich-
tig die Weiterverfolgung der Weltkonferenz ist, und Maßnah-
men zur besseren Durchführung des Übereinkommens sowie
zur Stärkung der Arbeitsweise des Ausschusses empfohlen
hat153;

III

Umfassende Umsetzung und Weiterverfolgung der
Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban

21. erkennt an, dass das Ergebnis der Weltkonferenz ge-
gen Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit
und damit zusammenhängende Intoleranz auf einer Stufe mit
den Ergebnissen aller großen Konferenzen, Gipfeltreffen und
Sondertagungen der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der
Menschenrechte und auf sozialem Gebiet steht;

22. erkennt außerdem an, dass sich die Weltkonferenz,
die dritte Weltkonferenz gegen Rassismus, erheblich von den
beiden früheren Konferenzen unterschied, was sich daran
zeigt, dass in ihren Titel zwei wichtige Komponenten aufge-
nommen wurden, die mit den zeitgenössischen Formen des
Rassismus in Verbindung stehen, nämlich Fremdenfeindlich-
keit und damit zusammenhängende Intoleranz;

23. betont, dass die grundlegende Verantwortung für die
wirksame Bekämpfung von Rassismus, Rassendiskriminie-
rung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender
Intoleranz bei den Staaten liegt und dass sie in dieser Hinsicht
die Hauptverantwortung dafür tragen, die vollinhaltliche und
wirksame Umsetzung aller in der Erklärung und dem Aktions-
programm von Durban145 enthaltenen Verpflichtungen und
Empfehlungen sicherzustellen;

24. betont außerdem die grundlegende und ergänzende
Rolle der nationalen Menschenrechtsinstitutionen, der regio-
nalen Stellen oder Zentren und der Zivilgesellschaft, die ge-
meinsam mit den Staaten darauf hinwirken, die Ziele der Er-
klärung und des Aktionsprogramms von Durban zu erreichen;

25. begrüßt die von zahlreichen Regierungen unternom-
menen Schritte, insbesondere die Ausarbeitung und Durchfüh-
rung nationaler Aktionspläne zur Bekämpfung von Rassismus,
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängender Intoleranz, und die von nationalen Men-
schenrechtsinstitutionen und nichtstaatlichen Organisationen
unternommenen Schritte zur vollständigen Umsetzung der Er-
klärung und des Aktionsprogramms von Durban und bekräf-
tigt diese Tendenz als Ausdruck des Bekenntnisses zur Besei-
tigung aller Geißeln des Rassismus auf nationaler Ebene;

26. fordert alle Staaten, die ihre nationalen Aktionspläne
zur Bekämpfung von Rassismus, Rassendiskriminierung,
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intole-
ranz noch nicht ausgearbeitet haben, auf, ihre auf der Weltkon-
ferenz eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen;

27. fordert alle Staaten auf, unverzüglich auf nationaler,
regionaler und internationaler Ebene Politiken und Aktions-

pläne auszuarbeiten und durchzuführen, um Rassismus, Ras-
sendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusam-
menhängende Intoleranz, namentlich ihre geschlechtsspezifi-
schen Ausprägungen, zu bekämpfen;

28. fordert die Staaten nachdrücklich auf, die Tätigkeit
der bestehenden regionalen Stellen oder Zentren, die Rassis-
mus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit
zusammenhängende Intoleranz in ihren jeweiligen Regionen
bekämpfen, zu unterstützen, und empfiehlt die Einrichtung
solcher Stellen in allen Regionen, in denen es sie noch nicht
gibt;

29. erkennt die grundlegende Rolle an, die der Zivilge-
sellschaft im Kampf gegen Rassismus, Rassendiskriminie-
rung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende
Intoleranz zukommt, insbesondere durch ihre Unterstützung
der Staaten bei der Ausarbeitung von Vorschriften und Strate-
gien, durch Maßnahmen und Aktionen gegen diese Formen
der Diskriminierung und durch die Durchführung von Folge-
maßnahmen;

30. beschließt, dass die Generalversammlung, kraft ihrer
Rolle bei der Politikformulierung, und der Wirtschafts- und
Sozialrat, kraft der ihm obliegenden Aufgabe der Gesamtlei-
tung und -koordinierung, im Einklang mit ihren jeweiligen
Aufgaben auf Grund der Charta der Vereinten Nationen und
mit Versammlungsresolution 50/227 vom 24. Mai 1996, sowie
die Menschenrechtskommission zusammen einen dreistufigen
zwischenstaatlichen Mechanismus für die umfassende Umset-
zung und Weiterverfolgung der Erklärung und des Aktions-
programms von Durban bilden;

31. betont und bekräftigt, dass sie nach Kapitel IX der
Charta die höchste zwischenstaatliche Instanz für die Ausar-
beitung und Bewertung von Politiken im Wirtschafts- und So-
zialbereich und auf damit zusammenhängenden Gebieten ist,
so auch im Hinblick auf die umfassende Umsetzung und Wei-
terverfolgung der auf allen großen Konferenzen, Gipfeltreffen
und Sondertagungen der Vereinten Nationen festgelegten Zie-
le und Zielvorgaben;

32. begrüßt die zweite Tagung der Gruppe unabhängiger
namhafter Experten vom 21. bis 23. Februar 2005 in Genf, ins-
besondere ihr Arbeitsprogramm154, nimmt Kenntnis von ihrem
Appell zur Durchführung einer fünfjährlichen Überprüfung
der Umsetzung der Erklärung und des Aktionsprogramms von
Durban und fordert in diesem Zusammenhang die Mitglied-
staaten und die maßgeblichen Interessenträger nachdrücklich
auf, ihren Appell gebührend zu prüfen, mit dem Ziel, ihn auf
der einundsechzigsten Tagung zu behandeln;

33. bekräftigt, dass der Menschenrechtskommission als
Fachkommission des Wirtschafts- und Sozialrats innerhalb
des Systems der Vereinten Nationen eine zentrale Rolle bei der
Überwachung der Umsetzung der Erklärung und des Aktions-
programms von Durban und der diesbezüglichen Beratung des
Rates zukommt;

153 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-seventh Session,
Supplement No. 18 (A/57/18), Kap. XI. 154 Siehe E/CN.4/2005/125 und Corr.1.
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34. bekundet ihre Anerkennung für die fortgesetzten Ar-
beiten zur Weiterverfolgung der Weltkonferenz und macht
sich in diesem Zusammenhang das Ergebnis der dritten Ta-
gung der Zwischenstaatlichen Arbeitsgruppe für die wirksame
Umsetzung der Erklärung und des Aktionsprogramms von
Durban155 zu eigen, nimmt gleichzeitig Kenntnis von dem Er-
gebnis der vierten Tagung der Arbeitsgruppe von Sachverstän-
digen für Menschen afrikanischer Abstammung156 und fordert
alle Interessenträger zur Umsetzung dieser Ergebnisse auf;

35. begrüßt die Einberufung des Seminars auf hoher Ebe-
ne im Januar 2006 unter der Schirmherrschaft des Amtes des
Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschen-
rechte gemäß Resolution 2005/64 der Menschenrechtskom-
mission149 und ermutigt alle Staaten, auf angemessener Ebene
an diesem Seminar teilzunehmen;

36. ist sich der entscheidenden Bedeutung bewusst, die
der Mobilisierung von Ressourcen, einer wirksamen weltwei-
ten Partnerschaft und der internationalen Zusammenarbeit im
Kontext der Ziffern 157 und 158 des Aktionsprogramms von
Durban zukommt, wenn die auf der Weltkonferenz eingegan-
genen Verpflichtungen erfolgreich verwirklicht werden sol-
len, und hebt in dieser Hinsicht die zentrale Rolle hervor, die
der Gruppe unabhängiger namhafter Experten für die Umset-
zung der Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban
zukommen wird, wenn es darum geht, den zur erfolgreichen
Umsetzung der Erklärung und des Aktionsprogramms erfor-
derlichen politischen Willen zu mobilisieren;

37. ersucht den Generalsekretär, die erforderlichen Mit-
tel bereitzustellen, damit die Zwischenstaatliche Arbeitsgrup-
pe für die wirksame Umsetzung der Erklärung und des Ak-
tionsprogramms von Durban, die Arbeitsgruppe von Sachver-
ständigen für Menschen afrikanischer Abstammung und die
Gruppe unabhängiger namhafter Experten für die Umsetzung
der Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban ihr
Mandat wirksam erfüllen können;

38. bekundet ihre Besorgnis über die Zunahme rassisti-
scher Zwischenfälle bei verschiedenen Sportveranstaltungen,
nimmt jedoch gleichzeitig mit Anerkennung Kenntnis von den
Anstrengungen, die einige Leitungsgremien der verschiede-
nen Sportarten unternehmen, um den Rassismus zu bekämp-
fen, und bittet in diesem Zusammenhang alle internationalen
Sportgremien, über ihre nationalen, regionalen und internatio-
nalen Verbände eine Welt des Sportes zu fördern, die frei von
Rassismus und Rassendiskriminierung ist;

39. bittet in diesem Zusammenhang die Fédération Inter-
nationale de Football Association, zu erwägen, in Verbindung
mit der Fußball-Weltmeisterschaft, die 2006 in Deutschland
beziehungsweise 2010 in Südafrika stattfinden soll, eine Kam-
pagne gegen den Rassismus im Fußball einzuleiten, und er-
sucht den Generalsekretär, der Fédération diese Bitte zur
Kenntnis zu bringen und die anderen zuständigen internatio-
nalen Sportgremien auf das Problem des Rassismus im Sport
aufmerksam zu machen;

IV

Sonderberichterstatter der Menschenrechtskommission
über zeitgenössische Formen des Rassismus, der Ras-
sendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und da-
mit zusammenhängender Intoleranz und Folgemaß-
nahmen zu seinen Besuchen

40. bekundet ihre volle Unterstützung und Anerkennung
für die Arbeit des Sonderberichterstatters der Menschen-
rechtskommission über zeitgenössische Formen des Rassis-
mus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit
und damit zusammenhängender Intoleranz und befürwortet ih-
re Fortsetzung;

41. fordert alle Mitgliedstaaten, zwischenstaatlichen Or-
ganisationen, zuständigen Organisationen des Systems der
Vereinten Nationen und nichtstaatlichen Organisationen er-
neut auf, mit dem Sonderberichterstatter voll zusammenzuar-
beiten, und fordert die Staaten auf, die positive Beantwortung
seiner Ersuchen, ihren Ländern einen Besuch abzustatten, zu
erwägen, damit er sein Mandat uneingeschränkt und wirksam
erfüllen kann;

42. nimmt mit tiefer Sorge Kenntnis von der Zunahme des
Antisemitismus, der Christen- und der Islamfeindlichkeit in
verschiedenen Teilen der Welt sowie von dem Aufkommen
von rassistischen und gewalttätigen Bewegungen auf der
Grundlage von Rassismus und diskriminierendem Gedanken-
gut gegenüber arabischen, christlichen, jüdischen und musli-
mischen Gemeinschaften, Gemeinschaften von Menschen
afrikanischer und asiatischer Herkunft und anderen Gemein-
schaften;

43. befürwortet eine engere Zusammenarbeit zwischen
dem Sonderberichterstatter und dem Amt des Hohen Kommis-
sars der Vereinten Nationen für Menschenrechte, insbesonde-
re der Antidiskriminierungs-Gruppe;

44. fordert die Hohe Kommissarin der Vereinten Natio-
nen für Menschenrechte nachdrücklich auf, den Staaten auf ihr
Ersuchen hin Beratende Dienste und technische Hilfe zur Ver-
fügung zu stellen, damit sie die Empfehlungen des Sonderbe-
richterstatters in vollem Umfang umsetzen können;

45. ersucht den Generalsekretär, dem Sonderberichter-
statter jede erforderliche personelle und finanzielle Hilfe zu
gewähren, damit er sein Mandat effizient, wirksam und rasch
erfüllen und der Generalversammlung auf ihrer einundsech-
zigsten Tagung einen Zwischenbericht vorlegen kann;

46. nimmt Kenntnis von den Empfehlungen in dem Zwi-
schenbericht des Sonderberichterstatters150 und fordert die
Mitgliedstaaten und andere maßgebliche Interessenträger
nachdrücklich auf, die Umsetzung dieser Empfehlungen zu er-
wägen;

47. ersucht den Sonderberichterstatter, den negativen
Auswirkungen von Rassismus, Rassendiskriminierung, Frem-
denfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz
auf den vollen Genuss der bürgerlichen, kulturellen, wirt-
schaftlichen, politischen und sozialen Rechte durch nationale
oder ethnische, religiöse und sprachliche Minderheiten, Ein-
wanderergruppen, Asylsuchende und Flüchtlinge auch weiter-
hin besondere Aufmerksamkeit zu widmen;

155 Siehe E/CN.4/2005/20.
156 Siehe E/CN.4/2005/21.
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48. bittet die Mitgliedstaaten, ihr Eintreten für die Be-
kämpfung des Rassismus im Sport stärker unter Beweis zu
stellen, indem sie in Zusammenarbeit mit nationalen und in-
ternationalen Sportorganisationen Aufklärungs- und Sensibi-
lisierungskampagnen durchführen und die Urheber rassisti-
scher Zwischenfälle nachdrücklich verurteilen;

V

Allgemeines

49. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen;

50. beschließt, mit dieser wichtigen Angelegenheit auf
ihrer einundsechzigsten Tagung unter dem Punkt "Beseitigung
von Rassismus und Rassendiskriminierung" befasst zu blei-
ben.

RESOLUTION 60/145

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/508 und Corr.1, Ziff. 17)157.

60/145. Universale Verwirklichung des Selbstbestim-
mungsrechts der Völker

Die Generalversammlung,

erneut erklärend, wie wichtig für die tatsächliche Gewähr-
leistung und Einhaltung der Menschenrechte die universale
Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts der Völker ist,
das in der Charta der Vereinten Nationen verankert und in den
Internationalen Menschenrechtspakten158 sowie in der in Re-
solution 1514 (XV) der Generalversammlung vom 14. Dezem-
ber 1960 enthaltenen Erklärung über die Gewährung der Un-
abhängigkeit an koloniale Länder und Völker festgeschrieben
ist,

den Umstand begrüßend, dass die unter kolonialer, frem-
der oder ausländischer Besetzung stehenden Völker in zuneh-
mendem Maß das Selbstbestimmungsrecht ausüben und sich
zu souveränen und unabhängigen Staaten entwickeln,

zutiefst besorgt darüber, dass es nach wie vor zu fremder
militärischer Intervention und Besetzung beziehungsweise zur
Androhung solcher Handlungen kommt, wodurch das Selbst-
bestimmungsrecht von Völkern und Nationen unterdrückt zu
werden droht oder bereits unterdrückt worden ist,

mit dem Ausdruck großer Besorgnis darüber, dass als Fol-
ge des weiteren Vorkommens solcher Handlungen Millionen

von Menschen als Flüchtlinge und Vertriebene heimatlos ge-
worden sind beziehungsweise heimatlos werden, und nach-
drücklich darauf hinweisend, dass konzertierte internationale
Maßnahmen zur Erleichterung ihrer Lage dringend erforder-
lich sind,

unter Hinweis auf die von der Menschenrechtskommission
auf ihrer einundsechzigsten Tagung159 und vorangegangenen
Tagungen verabschiedeten einschlägigen Resolutionen betref-
fend die Verletzung des Selbstbestimmungsrechts der Völker
und anderer Menschenrechte infolge fremder militärischer In-
tervention, Aggression und Besetzung,

in Bekräftigung ihrer früheren Resolutionen über die uni-
versale Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts der
Völker, einschließlich der Resolution 59/180 vom 20. Dezem-
ber 2004,

sowie in Bekräftigung ihrer Resolution 55/2 vom 8. Sep-
tember 2000 mit der Millenniums-Erklärung der Vereinten
Nationen und unter Hinweis auf ihre Resolution 60/1 vom
16. September 2005 mit dem Ergebnis des Weltgipfels 2005,
die unter anderem für das Selbstbestimmungsrecht der Völker
eintraten, die unter kolonialer Herrschaft und ausländischer
Besetzung stehen,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs
über das Selbstbestimmungsrecht der Völker160,

1. erklärt erneut, dass die universale Verwirklichung
des Selbstbestimmungsrechts aller Völker, einschließlich der-
jenigen, die unter kolonialer, fremder und ausländischer Herr-
schaft stehen, eine Grundvoraussetzung für die tatsächliche
Gewährleistung und Einhaltung der Menschenrechte und für
die Wahrung und Förderung dieser Rechte darstellt;

2. erklärt, dass sie fremde militärische Intervention,
Aggression und Besetzung entschieden ablehnt, da diese in be-
stimmten Teilen der Welt zur Unterdrückung des Selbstbe-
stimmungsrechts der Völker und anderer Menschenrechte ge-
führt haben;

3. fordert die dafür verantwortlichen Staaten auf, ihre
militärische Intervention in fremden Ländern und Hoheitsge-
bieten und deren Besetzung sowie jede Unterdrückung, Dis-
kriminierung, Ausbeutung und Misshandlung sofort einzustel-
len, insbesondere die brutalen und unmenschlichen Methoden,
die Berichten zufolge bei der Begehung dieser Handlungen ge-
gen die betroffenen Völker angewandt werden;

4. beklagt das Leid der Millionen von Flüchtlingen und
Vertriebenen, die infolge der genannten Handlungen entwur-
zelt worden sind, und bekräftigt ihr Recht auf freiwillige, si-
chere und ehrenvolle Rückkehr in ihre Heimat;

5. ersucht die Menschenrechtskommission, der Frage
der Verletzung der Menschenrechte, insbesondere des Selbst-
bestimmungsrechts, als Folge fremder militärischer Interven-

157 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Angola, Armenien, Aser-
baidschan, Bahrain, Bangladesch, Brunei Darussalam, Burkina Faso,
China, Eritrea, Guinea, Iran (Islamische Republik), Jordanien, Katar,
Kongo, Kuwait, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malaysia,
Niger, Nigeria, Oman, Pakistan, Saudi-Arabien, Singapur, Somalia, Thai-
land und Vereinigte Arabische Emirate.
158 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS 1993 750
(Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57; öBGBl.
Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).

159 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005, Sup-
plement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und Corr.1), Kap. II,
Abschn. A.
160 A/60/268.
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tion, Aggression oder Besetzung auch künftig besondere Auf-
merksamkeit zu widmen;

6. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung unter dem Punkt
"Selbstbestimmungsrecht der Völker" über diese Frage Be-
richt zu erstatten.

RESOLUTION 60/146

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 170 Stimmen bei 5 Gegenstimmen und 1 Enthaltung,
auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/508 und Corr.1, Ziff. 17)161:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua
und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bah-
rain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien,
Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien,
Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, De-
mokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland,
Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland,
Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guate-
mala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien,
Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen,
Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Ke-
nia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische
Volksdemokratische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malay-
sia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco,
Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Nie-
derlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Pa-
pua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea,
Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sam-
bia, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien
und Montenegro, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien,
Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Surina-
me, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo,
Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan,
Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivari-
sche Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania,
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zypern.

Dagegen: Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Pa-
lau, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltung: Australien.

60/146. Das Recht des palästinensischen Volkes auf
Selbstbestimmung

Die Generalversammlung,

im Bewusstsein dessen, dass die Entwicklung freund-
schaftlicher, auf der Achtung vor dem Grundsatz der Gleich-
berechtigung und der Selbstbestimmung der Völker beruhen-
der Beziehungen zwischen den Nationen zu den Zielen und
Grundsätzen der Vereinten Nationen gehört, die in ihrer Char-
ta festgelegt sind,

in dieser Hinsicht verweisend auf ihre Resolution 2625
(XXV) vom 24. Oktober 1970 mit dem Titel "Erklärung über
Grundsätze des Völkerrechts betreffend freundschaftliche Be-
ziehungen und Zusammenarbeit zwischen den Staaten im Ein-
klang mit der Charta der Vereinten Nationen",

eingedenk der Internationalen Menschenrechtspakte162, der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte163, der Erklärung
über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder
und Völker164 sowie der Erklärung und des Aktionsprogramms
von Wien, die am 25. Juni 1993 auf der Weltkonferenz über
Menschenrechte verabschiedet wurden165,

unter Hinweis auf die Erklärung anlässlich des fünfzigsten
Jahrestags der Vereinten Nationen166,

sowie unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen167,

ferner unter Hinweis auf das Gutachten des Internationalen
Gerichtshofs vom 9. Juli 2004 über die Rechtsfolgen des Baus
einer Mauer in dem besetzten palästinensischen Gebiet168 und
insbesondere Kenntnis nehmend von der Antwort des Ge-
richtshofs, namentlich zum Selbstbestimmungsrecht der Völ-
ker, das ein Recht erga omnes ist169,

unter Hinweis auf die Schlussfolgerung des Gerichtshofs
in seinem Gutachten vom 9. Juli 2004, dass der Bau der Mauer
durch die Besatzungsmacht Israel in dem besetzten palästinen-
sischen Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems zusammen mit
vorangegangenen Maßnahmen das palästinensische Volk in
seinem Selbstbestimmungsrecht erheblich behindert170,

unter Hinweis auf die dringende Notwendigkeit der Wie-
deraufnahme der Verhandlungen im Rahmen des Nahost-Frie-
densprozesses auf der vereinbarten Grundlage und der raschen

161 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Armeni-
en, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin,
Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, China, Costa Ri-
ca, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Ko-
rea, Dschibuti, Ecuador, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland,
Guinea, Guyana, Indien, Indonesien, Irak, Irland, Island, Jemen, Jorda-
nien, Katar, Kenia, Komoren, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokra-
tische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liechtenstein, Litauen, Lu-
xemburg, Malaysia, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Monaco, Mo-
sambik, Myanmar, Namibia, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Öster-
reich, Pakistan, Polen, Portugal, Rumänien, Sambia, San Marino, Saudi-
Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Slowa-
kei, Slowenien, Spanien, St. Lucia, Südafrika, Sudan, Tunesien, Türkei,
Ungarn, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emi-
rate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zypern und Palästina.

162 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS 1993 750
(Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57; öBGBl.
Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
163 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
164 Resolution 1514 (XV).
165 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III.
166 Siehe Resolution 50/6.
167 Siehe Resolution 55/2.
168 Siehe A/ES-10/273 und Corr.1.
169 Ebd., Gutachten, Ziff. 88.
170 Ebd., Ziff. 122.
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Herbeiführung einer endgültigen Regelung zwischen der pa-
lästinensischen und der israelischen Seite,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/179 vom 20. Dezem-
ber 2004,

in Bekräftigung des Rechts aller Staaten der Region, in
Frieden innerhalb sicherer und international anerkannter
Grenzen zu leben,

1. bekräftigt das Recht des palästinensischen Volkes
auf Selbstbestimmung, einschließlich des Rechts auf einen un-
abhängigen Staat Palästina;

2. fordert alle Staaten sowie die Sonderorganisationen
und Organisationen des Systems der Vereinten Nationen nach-
drücklich auf, das palästinensische Volk im Hinblick auf die
baldige Verwirklichung seines Selbstbestimmungsrechts auch
weiterhin zu unterstützen und ihm dabei Hilfe zu gewähren.

RESOLUTION 60/147

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.1, Ziff. 23)171.

60/147. Grundprinzipien und Leitlinien betreffend das
Recht der Opfer von groben Verletzungen der
internationalen Menschenrechtsnormen und
schweren Verstößen gegen das humanitäre Völ-
kerrecht auf Rechtsschutz und Wiedergutma-
chung

Die Generalversammlung,

geleitet von der Charta der Vereinten Nationen, der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte172, den Internationalen
Menschenrechtspakten173, anderen einschlägigen Menschen-

rechtsübereinkünften sowie der Erklärung und dem Aktions-
programm von Wien174,

bekräftigend, wie wichtig die systematische und gründli-
che Behandlung der Frage des Rechtsschutzes und der Wie-
dergutmachung für die Opfer von groben Verletzungen der in-
ternationalen Menschenrechtsnormen und schweren Verstö-
ßen gegen das humanitäre Völkerrecht auf nationaler und in-
ternationaler Ebene ist,

anerkennend, dass die internationale Gemeinschaft, indem
sie das Recht der Opfer auf Rechtsschutz und Wiedergutma-
chung achtet, ihrer Verpflichtung in Bezug auf das Leid der
Opfer, der Überlebenden und der zukünftigen Generationen
treu bleibt und das Völkerrecht auf diesem Gebiet bekräftigt,

unter Hinweis auf die Verabschiedung der Grundprinzipi-
en und Leitlinien betreffend das Recht der Opfer von groben
Verletzungen der internationalen Menschenrechtsnormen und
schweren Verstößen gegen das humanitäre Völkerrecht auf
Rechtsschutz und Wiedergutmachung durch die Menschen-
rechtskommission in ihrer Resolution 2005/35 vom 19. April
2005175 und den Wirtschafts- und Sozialrat in seiner Resolution
2005/30 vom 25. Juli 2005, in der der Rat der Generalver-
sammlung empfahl, die Grundprinzipien und Leitlinien zu
verabschieden,

1. verabschiedet die dieser Resolution als Anlage bei-
gefügten Grundprinzipien und Leitlinien betreffend das Recht
der Opfer von groben Verletzungen der internationalen Men-
schenrechtsnormen und schweren Verstößen gegen das huma-
nitäre Völkerrecht auf Rechtsschutz und Wiedergutmachung;

2. empfiehlt den Staaten, die Grundprinzipien und Leit-
linien zu berücksichtigen, ihre Achtung zu fördern und sie den
Mitgliedern der staatlichen Exekutivorgane, insbesondere den
Strafverfolgungsbeamten und den Militär- und Sicherheits-
kräften, den gesetzgebenden Körperschaften, den Justizbehör-
den, den Opfern und ihren Vertretern, den Menschenrechts-
verteidigern und Rechtsanwälten, den Medien und der allge-
meinen Öffentlichkeit zur Kenntnis zu bringen; 

3. ersucht den Generalsekretär, Schritte zu unterneh-
men, um eine möglichst umfassende Verbreitung der Grund-
prinzipien und Leitlinien in allen Amtssprachen der Vereinten
Nationen zu gewährleisten, namentlich indem er sie Regierun-
gen sowie zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisa-
tionen übermittelt und sie in die Veröffentlichung der Verein-
ten Nationen Human Rights: A Compilation of International
Instruments (Menschenrechte: Eine Sammlung internationaler
Dokumente zum Menschenrechtsschutz) aufnimmt.

171 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Argentinien, Armenien, Aserbai-
dschan, Belgien, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulga-
rien, Chile, Costa Rica, Dänemark, Dominikanische Republik, Ecuador,
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland,
Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Haiti, Honduras, Irland,
Island, Italien, Japan, Kenia, Kongo, Kroatien, Lettland, Liechtenstein,
Litauen, Luxemburg, Mexiko, Monaco, Niederlande, Nigeria, Norwe-
gen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Polen, Portugal, Republik Mol-
dau, Rumänien, Schweden, Schweiz, Sierra Leone, Slowenien, Spanien,
Südafrika, Timor-Leste, Tschechische Republik, Ungarn, Uruguay, Ve-
nezuela (Bolivarische Republik), Vereinigtes Königreich Großbritannien
und Nordirland und Zypern.
172 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
173 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS 1993 750
(Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57; öBGBl.
Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).

174 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III.
175 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und Corr.1), Kap. II,
Abschn. A.
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Anlage

Grundprinzipien und Leitlinien betreffend das Recht der 
Opfer von groben Verletzungen der internationalen Men-
schenrechtsnormen und schweren Verstößen gegen das 
humanitäre Völkerrecht auf Rechtsschutz und Wiedergut-
machung

Präambel

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf die in zahlreichen internationalen
Rechtsinstrumenten enthaltenen Bestimmungen betreffend
das Recht der Opfer von Verletzungen der internationalen
Menschenrechtsnormen auf Rechtsschutz, insbesondere Arti-
kel 8 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte172, Arti-
kel 2 des Internationalen Paktes über bürgerliche und politi-
sche Rechte173, Artikel 6 des Internationalen Übereinkommens
zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung176,
Artikel 14 des Übereinkommens gegen Folter und andere
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung
oder Strafe177 und Artikel 39 des Übereinkommens über die
Rechte des Kindes178, sowie betreffend das Recht der Opfer
von Verstößen gegen das humanitäre Völkerrecht auf Rechts-
schutz, nämlich Artikel 3 des Haager Abkommens vom
18. Oktober 1907 betreffend die Gesetze und Gebräuche des
Landkriegs (Abkommen IV)179, Artikel 91 des Zusatzproto-
kolls zu den Genfer Abkommen vom 12. August 1949 über den
Schutz der Opfer internationaler bewaffneter Konflikte (Pro-
tokoll I) vom 8. Juni 1977180 und Artikel 68 und 75 des Römi-
schen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs181,

unter Hinweis auf die in regionalen Übereinkünften ent-
haltenen Bestimmungen, die ein Recht der Opfer von Verlet-
zungen der internationalen Menschenrechte auf Rechtsschutz
vorsehen, insbesondere Artikel 7 der Afrikanischen Charta der
Menschenrechte und Rechte der Völker182, Artikel 25 der
Amerikanischen Menschenrechtskonvention183 und Artikel 13

der Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grund-
freiheiten184,

unter Hinweis auf die aus den Beratungen des Siebenten
Kongresses der Vereinten Nationen für Verbrechensverhü-
tung und die Behandlung Straffälliger hervorgegangene Erklä-
rung über Grundprinzipien der rechtmäßigen Behandlung von
Verbrechensopfern und Opfern von Machtmissbrauch sowie
die Resolution 40/34 der Generalversammlung vom 29. No-
vember 1985, mit der die Versammlung den vom Kongress
empfohlenen Wortlaut annahm,

in Bekräftigung der in der Erklärung über Grundprinzipien
der rechtmäßigen Behandlung von Verbrechensopfern und
Opfern von Machtmissbrauch festgeschriebenen Grundsätze,
namentlich des Grundsatzes, dass Opfer mit Mitgefühl und un-
ter Achtung ihrer Würde zu behandeln sind, dass ihr Recht auf
Zugang zur Justiz und zu Mechanismen der Wiedergutma-
chung vollinhaltlich zu achten ist und dass die Schaffung, die
Stärkung und der Ausbau nationaler Fonds zur Entschädigung
der Opfer sowie die rasche Ausarbeitung angemessener Rech-
te und Rechtsbehelfe für die Opfer gefördert werden sollen,

feststellend, dass das Römische Statut des Internationalen
Strafgerichtshofs die Aufstellung von "Grundsätzen für die
Wiedergutmachung, die an oder in Bezug auf die Opfer zu lei-
sten ist, einschließlich Rückerstattung, Entschädigung und Re-
habilitierung" vorsieht, die Versammlung der Vertragsstaaten
verpflichtet, zu Gunsten der Opfer von Verbrechen, die der
Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs unterliegen, und der Ange-
hörigen der Opfer einen Treuhandfonds zu errichten, und den
Gerichtshof damit beauftragt, für den "Schutz der Sicherheit,
des körperlichen und seelischen Wohles, der Würde und der
Privatsphäre der Opfer" Sorge zu tragen und die Beteiligung
der Opfer an allen "von ihm für geeignet befundenen Verfah-
rensabschnitten" zu gestatten,

bekräftigend, dass die hier enthaltenen Grundprinzipien
und Leitlinien sich auf grobe Verletzungen der internationalen
Menschenrechtsnormen und schwere Verstöße gegen das hu-
manitäre Völkerrecht beziehen, die auf Grund ihrer besonde-
ren Schwere eine Beleidigung der Menschenwürde darstellen,

betonend, dass die hier enthaltenen Grundprinzipien und
Leitlinien keine neuen völkerrechtlichen oder innerstaatlichen
rechtlichen Verpflichtungen nach sich ziehen, sondern Mecha-
nismen, Modalitäten, Verfahren und Methoden für die Umset-
zung der bestehenden rechtlichen Verpflichtungen nach den
internationalen Menschenrechtsnormen und dem humanitären
Völkerrecht aufzeigen, die komplementär sind, auch wenn sie
unterschiedlichen normativen Gehalt haben,

unter Hinweis darauf, dass nach dem Völkerrecht die Ver-
pflichtung besteht, die Urheber bestimmter internationaler
Verbrechen im Einklang mit den internationalen Verpflichtun-
gen der Staaten und den Vorschriften des innerstaatlichen
Rechts oder gemäß den anwendbaren Statuten der internatio-
nalen Rechtsprechungsorgane strafrechtlich zu verfolgen, und

176 Resolution 2106 A (XX), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1969 II S. 961; LGBl. 2000 Nr. 80; öBGBl. Nr. 377/1972; AS 1995 1164.
177 United Nations, Treaty Series, Vol. 1465, Nr. 24841. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1990 II S. 246; LGBl. 1991 Nr. 59; öBGBl.
Nr. 492/1987; AS 1987 1307. 
178 Ebd., Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1992 II
S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993; AS 1998 2055. 
179 Siehe Carnegie Endowment for International Peace, The Hague Con-
ventions and Declarations of 1899 and 1907 (New York, Oxford Univer-
sity Press, 1915). Deutsche Übersetzung: dRGBl. 1910 S. 107; öRGBl.
Nr. 180/1913; SR 0.515.112.
180 United Nations, Treaty Series, Vol. 1125, Nr. 17512. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1990 II S. 1550; LGBl. 1989 Nr. 62; öBGBl. 1982/527;
AS 1982 1362.
181 Official Records of the United Nations Diplomatic Conference of
Plenipotentiaries on the Establishment of an International Criminal
Court, Rome, 15 June - 17 July 1998, Vol. I: Final documents (United
Nations publication, Sales No. E.02.I.5), Abschn. A. Deutsche Überset-
zung: dBGBl. 2000 II S. 1394; LGBl. 2002 Nr. 90; öBGBl. III
Nr. 180/2002; AS 2002 3743.
182 United Nations, Treaty Series, Vol. 1520, Nr. 26363.
183 Ebd., Vol. 1144, Nr. 17955.

184 Ebd., Vol. 213, Nr. 2889. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1952 II S.
685, 953; LGBl. 1982 Nr. 60/1; öBGBl. Nr. 210/1958; AS 1974 2151.
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dass die Pflicht zur strafrechtlichen Verfolgung die im Ein-
klang mit den Vorschriften und Verfahren des innerstaatlichen
Rechts zu erfüllenden völkerrechtlichen Verpflichtungen ver-
stärkt und das Konzept der Komplementarität unterstützt,

feststellend, dass zeitgenössische Formen der Viktimisie-
rung sich zwar im Wesentlichen gegen Personen richten, sich
jedoch auch gegen Gruppen von Personen richten können, die
gemeinsam zum Ziel gemacht werden,

anerkennend, dass die internationale Gemeinschaft, indem
sie das Recht der Opfer auf Rechtsschutz und Wiedergutma-
chung achtet, ihren Verpflichtungen in Bezug auf das Leid der
Opfer, der Überlebenden und der zukünftigen Generationen
treu bleibt und die internationalen Rechtsgrundsätze der Re-
chenschaftspflicht, der Gerechtigkeit und der Rechtsstaatlich-
keit bekräftigt,

in der Überzeugung, dass die internationale Gemeinschaft
durch die Wahl eines opferorientierten Ansatzes ihre mensch-
liche Solidarität mit den Opfern von Verstößen gegen das Völ-
kerrecht, namentlich Verletzungen der internationalen Men-
schenrechtsnormen und Verstößen gegen das humanitäre Völ-
kerrecht, sowie mit der gesamten Menschheit im Einklang mit
den nachstehenden Grundprinzipien und Leitlinien bekundet,

verabschiedet die nachstehenden Grundprinzipien und
Leitlinien:

I. Verpflichtung, die internationalen Menschenrechts-
normen und das humanitäre Völkerrecht zu achten, 
ihre Achtung sicherzustellen und sie anzuwenden

1. Die in den einschlägigen Regelwerken festgeschriebene
Verpflichtung, die internationalen Menschenrechtsnormen
und das humanitäre Völkerrecht zu achten, ihre Achtung si-
cherzustellen und sie anzuwenden, erwächst aus

a) den Verträgen, deren Vertragspartei ein Staat ist;

b) dem Völkergewohnheitsrecht;

c) dem innerstaatlichen Recht eines jeden Staates.

2. Soweit sie es nicht bereits getan haben, stellen die Staa-
ten, wie es das Völkerrecht erfordert, sicher, dass ihr inner-
staatliches Recht mit ihren völkerrechtlichen Verpflichtungen
im Einklang steht, indem sie

a) die internationalen Menschenrechtsnormen und die
Normen des humanitären Völkerrechts in ihr innerstaatliches
Recht übernehmen oder sie anderweitig in ihrem innerstaatli-
chen Rechtssystem zur Anwendung bringen;

b) geeignete und wirksame Gesetzgebungs- und Ver-
waltungsverfahren beschließen und sonstige geeignete Maß-
nahmen ergreifen, die den fairen, wirksamen und raschen Zu-
gang zur Justiz gewährleisten;

c) ausreichenden, wirksamen, raschen und angemes-
senen Rechtsschutz, einschließlich Wiedergutmachung, be-
reitstellen, wie nachstehend festgelegt;

d) sicherstellen, dass ihr innerstaatliches Recht den
Opfern mindestens dasselbe Schutzniveau gewährt, das nach
ihren völkerrechtlichen Verpflichtungen erforderlich ist.

II. Umfang der Verpflichtung

3. Die in den einschlägigen Regelwerken festgeschriebene
Verpflichtung, die internationalen Menschenrechtsnormen
und das humanitäre Völkerrecht zu achten, ihre Achtung si-
cherzustellen und sie anzuwenden, schließt unter anderem die
Pflicht ein,

a) geeignete Gesetzgebungs- und Verwaltungsmaß-
nahmen sowie andere geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um
Verletzungen und Verstöße zu verhindern;

b) Verletzungen und Verstöße wirksam, rasch, gründ-
lich und unparteiisch zu untersuchen und gegebenenfalls im
Einklang mit dem innerstaatlichen Recht und dem Völkerrecht
Maßnahmen gegen die mutmaßlichen Verantwortlichen zu er-
greifen;

c) denjenigen, die behaupten, Opfer von Menschen-
rechtsverletzungen oder Verstößen gegen das humanitäre
Recht zu sein, gleichen und wirksamen Zugang zur Justiz zu
verschaffen, wie nachstehend beschrieben, gleichviel, wer
letztendlich die Verantwortung für die Verletzung oder den
Verstoß trägt, und

d) den Opfern wirksamen Rechtsschutz, einschließ-
lich Wiedergutmachung, bereitzustellen, wie nachstehend be-
schrieben.

III. Grobe Verletzungen der internationalen Menschen-
rechtsnormen und schwere Verstöße gegen das hu-
manitäre Völkerrecht, die völkerrechtliche Verbre-
chen darstellen

4. In Fällen von groben Verletzungen der internationalen
Menschenrechtsnormen und schweren Verstößen gegen das
humanitäre Völkerrecht, die völkerrechtliche Verbrechen dar-
stellen, haben die Staaten die Pflicht, Ermittlungen anzustellen
und, sofern ausreichende Beweise vorliegen, die Pflicht, die
mutmaßlich verantwortlichen Personen strafrechtlich zu ver-
folgen und, wenn sie für schuldig befunden werden, zu bestra-
fen. Außerdem sollen die Staaten in diesen Fällen im Einklang
mit dem Völkerrecht bei der Untersuchung dieser Verletzun-
gen und Verstöße und bei der strafrechtlichen Verfolgung der
Täter zusammenarbeiten und die zuständigen internationalen
Rechtsprechungsorgane unterstützen.

5. Zu diesem Zweck nehmen die Staaten, wenn dies in ei-
nem anwendbaren Vertrag oder gemäß anderen völkerrechtli-
chen Verpflichtungen vorgesehen ist, in ihr innerstaatliches
Recht geeignete Bestimmungen zu Gunsten des Weltrechts-
prinzips auf oder setzen sie auf andere Weise um. Ferner sollen
die Staaten, wenn dies in einem anwendbaren Vertrag oder ge-
mäß anderen völkerrechtlichen Verpflichtungen vorgesehen
ist, die Auslieferung oder Überstellung von Tätern an andere
Staaten und an geeignete internationale Rechtsprechungsorga-
ne erleichtern und zur Förderung der internationalen Rechts-
pflege Rechtshilfe und andere Formen der Zusammenarbeit
gewähren, einschließlich der Unterstützung und des Schutzes
von Opfern und Zeugen, im Einklang mit den internationalen
Menschenrechtsnormen und vorbehaltlich der völkerrechtli-
chen Verpflichtungen, wie betreffend das Verbot der Folter
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und anderer Formen grausamer, unmenschlicher oder ernied-
rigender Behandlung oder Strafe.

IV. Verjährungsvorschriften

6. Soweit dies in einem anwendbaren Vertrag vorgesehen
oder Teil anderer völkerrechtlicher Verpflichtungen ist, unter-
liegen grobe Verletzungen der internationalen Menschen-
rechtsnormen und schwere Verstöße gegen das humanitäre
Völkerrecht, die völkerrechtliche Verbrechen darstellen, nicht
der Verjährung.

7. Innerstaatliche Verjährungsvorschriften für andere Ar-
ten von Verletzungen oder Verstößen, die keine völkerrecht-
lichen Verbrechen darstellen, einschließlich der zeitlichen Be-
schränkungen für zivilrechtliche Klagen und andere Verfah-
ren, sollen nicht ungebührlich restriktiv sein.

V. Opfer von groben Verletzungen der internationalen 
Menschenrechtsnormen und schweren Verstößen 
gegen das humanitäre Völkerrecht

8. Im Sinne dieses Dokuments sind Opfer Personen, die in-
folge von Handlungen oder Unterlassungen, die grobe Verlet-
zungen der internationalen Menschenrechtsnormen oder
schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht darstel-
len, einzeln oder gemeinsam Schaden erlitten haben, nament-
lich physische oder psychische Verletzungen, seelisches Leid,
wirtschaftliche Verluste oder eine erhebliche Beeinträchti-
gung ihrer Grundrechte. Soweit zutreffend und im Einklang
mit dem innerstaatlichen Recht umfasst der Begriff "Opfer"
auch die engere Familie oder abhängige Angehörige des un-
mittelbaren Opfers sowie Personen, die bei dem Versuch, Op-
fern in der Not zur Hilfe zu kommen oder eine Viktimisierung
zu verhindern, Schaden erlitten haben. 

9. Eine Person wird unabhängig davon als Opfer angese-
hen, ob der Täter ermittelt, festgenommen, strafrechtlich ver-
folgt oder verurteilt wurde, und unabhängig davon, welches
Verwandtschaftsverhältnis zwischen Täter und Opfer besteht.

VI. Behandlung der Opfer

10. Opfer sollen menschlich und unter Achtung ihrer Würde
und ihrer Menschenrechte behandelt werden, und es sollen ge-
eignete Maßnahmen ergriffen werden, um ihre Sicherheit, ihr
physisches und psychologisches Wohlergehen und ihre Privat-
sphäre ebenso wie die ihrer Familien zu gewährleisten. Der
Staat soll sicherstellen, dass in seinen innerstaatlichen Rechts-
vorschriften so weit wie möglich Vorkehrung dafür getroffen
wird, dass ein Opfer, das Gewalt oder ein Trauma erlitten hat,
besondere Aufmerksamkeit und Betreuung erhält, um zu ver-
meiden, dass es im Zuge der Rechts- und Verwaltungsverfah-
ren, die Gerechtigkeit und Wiedergutmachung gewähren sol-
len, erneut traumatisiert wird.

VII. Recht der Opfer auf Rechtsschutz

11. Der Rechtsschutz gegen grobe Verletzungen der interna-
tionalen Menschenrechtsnormen und schwere Verstöße gegen
das humanitäre Völkerrecht schließt gemäß dem Völkerrecht
die folgenden Rechte des Opfers ein:

a) das Recht auf gleichen und wirksamen Zugang zur
Justiz;

b) das Recht auf angemessene, wirksame und rasche
Wiedergutmachung für erlittene Schäden;

c) das Recht auf Zugang zu einschlägigen Informatio-
nen über die Verletzungen oder Verstöße und über Wiedergut-
machungsmechanismen.

VIII. Zugang zur Justiz

12. Opfer einer groben Verletzung der internationalen Men-
schenrechtsnormen oder eines schweren Verstoßes gegen das
humanitäre Völkerrecht erhalten gemäß dem Völkerrecht glei-
chen Zugang zu einem wirksamen Rechtsbehelf. Andere den
Opfern zur Verfügung stehende Rechtsschutzmittel umfassen
den Zugang zu Verwaltungsorganen und anderen Einrichtun-
gen sowie zu den im Einklang mit dem innerstaatlichen Recht
bestehenden Mechanismen, Modalitäten und Verfahren. Völ-
kerrechtliche Verpflichtungen zur Gewährleistung des Rechts
auf Zugang zur Justiz und auf ein faires und unparteiisches
Verfahren müssen in den innerstaatlichen Rechtsvorschriften
Niederschlag finden. Zu diesem Zweck sollen die Staaten

a) durch öffentliche und private Mechanismen Infor-
mationen über alle verfügbaren Rechtsschutzmittel gegen gro-
be Verletzungen der internationalen Menschenrechtsnormen
und schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht ver-
breiten;

b) Maßnahmen ergreifen, um Unannehmlichkeiten
für die Opfer und ihre Vertreter auf ein Mindestmaß zu begren-
zen, sie gegebenenfalls vor rechtswidrigen Eingriffen in ihre
Privatsphäre zu schützen sowie zu gewährleisten, dass sie und
ihre Familienangehörigen sowie Zeugen vor, während und
nach den Gerichts-, Verwaltungs- oder sonstigen Verfahren,
welche die Interessen der Opfer betreffen, vor Einschüchte-
rung und Vergeltungsmaßnahmen geschützt sind;

c) den Opfern, die Zugang zur Justiz suchen, ange-
messene Hilfe gewähren;

d) alle geeigneten rechtlichen, diplomatischen und
konsularischen Mittel anbieten, um zu gewährleisten, dass die
Opfer ihren Anspruch auf Rechtsschutz gegen grobe Verlet-
zungen der internationalen Menschenrechtsnormen oder
schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht geltend
machen können.

13. Zusätzlich zum individuellen Zugang zur Justiz sollen
die Staaten bestrebt sein, Verfahren auszuarbeiten, die Grup-
pen von Opfern gestatten, Klagen auf Wiedergutmachung zu
erheben und gegebenenfalls Wiedergutmachung zu erlangen.

14. Ein angemessener, wirksamer und rascher Rechtsschutz
gegen grobe Verletzungen der internationalen Menschen-
rechtsnormen oder schwere Verstöße gegen das humanitäre
Völkerrecht soll alle verfügbaren und geeigneten internationa-
len Verfahren umfassen, in denen eine Person parteifähig sein
kann, und die Inanspruchnahme sonstiger innerstaatlicher
Rechtsbehelfe nicht berühren.
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IX. Wiedergutmachung für erlittenen Schaden

15. Eine angemessene, wirksame und rasche Wiedergutma-
chung hat den Zweck, die Gerechtigkeit zu fördern, indem ein
Ausgleich für grobe Verletzungen der internationalen Men-
schenrechtsnormen oder schwere Verstöße gegen das huma-
nitäre Völkerrecht geschaffen wird. Die Wiedergutmachung
soll der Schwere der Verletzungen oder Verstöße sowie des er-
littenen Schadens angemessen sein. Im Einklang mit seinen in-
nerstaatlichen Rechtsvorschriften und seinen völkerrechtli-
chen Verpflichtungen leistet ein Staat den Opfern Wiedergut-
machung für Handlungen oder Unterlassungen, die dem Staat
zugerechnet werden können und die grobe Verletzungen der
internationalen Menschenrechtsnormen oder schwere Verstö-
ße gegen das humanitäre Völkerrecht darstellen. Wird eine na-
türliche Person, eine juristische Person oder ein anderer
Rechtsträger für wiedergutmachungspflichtig gegenüber ei-
nem Opfer befunden, so soll diese Partei dem Opfer Wieder-
gutmachung leisten oder den Staat entschädigen, sofern dieser
dem Opfer bereits Wiedergutmachung geleistet hat.

16. Die Staaten sollen bestrebt sein, nationale Programme
für Wiedergutmachung und andere Hilfe für Opfer aufzustel-
len, wenn die für den erlittenen Schaden verantwortliche Partei
nicht in der Lage oder nicht willens ist, ihren Verpflichtungen
nachzukommen.

17. In Bezug auf Klagen von Opfern vollstrecken die Staaten
die von ihren innerstaatlichen Gerichten erlassenen Entschei-
dungen über Wiedergutmachung gegen die für den erlittenen
Schaden verantwortlichen Einzelpersonen oder Rechtsträger
und sind bestrebt, rechtskräftige Entscheidungen ausländi-
scher Gerichte über Wiedergutmachung im Einklang mit ih-
rem innerstaatlichen Recht und ihren völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen zu vollstrecken. Zu diesem Zweck sollen die
Staaten in ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften wirksame
Mechanismen zur Vollstreckung von Entscheidungen über
Wiedergutmachung vorsehen.

18. Im Einklang mit dem innerstaatlichen Recht und dem
Völkerrecht sowie unter Berücksichtigung der Umstände des
jeweiligen Einzelfalls sollen die Opfer von groben Verletzun-
gen der internationalen Menschenrechtsnormen und schweren
Verstößen gegen das humanitäre Völkerrecht, soweit ange-
bracht und der Schwere der Verletzung oder des Verstoßes so-
wie den Umständen des Einzelfalls angemessen, volle und
wirksame Wiedergutmachung erhalten, wie in den Grundsät-
zen 19 bis 23 festgelegt, wobei diese die folgenden Formen an-
nehmen kann: Restitution, Entschädigung, Rehabilitierung,
Genugtuung und Garantien der Nichtwiederholung.

19. Die Restitution soll das Opfer so weit wie möglich in den
Stand versetzen, der vor der groben Verletzung der internatio-
nalen Menschenrechtsnormen oder dem schweren Verstoß ge-
gen das humanitäre Völkerrecht bestand. Restitution umfasst
je nach den Umständen die Wiederherstellung der Freiheit, des
Genusses der Menschenrechte, der Identität, des Familienle-
bens und der Staatsangehörigkeit, die Rückkehr an den Wohn-
ort, die Wiederherstellung des Beschäftigungsverhältnisses
und die Rückgabe des Eigentums.

20. Entschädigung soll, soweit angebracht und der Schwere
der Verletzung oder des Verstoßes sowie den Umständen des
Einzelfalls angemessen, für jeden wirtschaftlich messbaren
Schaden geleistet werden, der durch grobe Verletzungen der
internationalen Menschenrechtsnormen und schwere Verstö-
ße gegen das humanitäre Völkerrecht entstanden ist, wie bei-
spielsweise

a) physischen oder psychischen Schaden;

b) entgangene Chancen, einschließlich Erwerbstätig-
keit, Bildung und Sozialleistungen;

c) materielle Schäden und Verdienstausfall, ein-
schließlich einer Minderung der Erwerbsfähigkeit;

d) immateriellen Schaden; 

e) die Kosten für rechtlichen Beistand oder Sachver-
ständigenunterstützung, Medikamente und Gesundheitsdien-
ste sowie psychologische und soziale Dienste. 

21. Rehabilitierung soll die medizinische und psychologi-
sche Betreuung sowie rechtliche und soziale Dienste umfas-
sen.

22. Genugtuung soll gegebenenfalls einzelne oder alle der
nachstehenden Maßnahmen umfassen:

a) wirksame Maßnahmen zur Beendigung anhalten-
der Verletzungen oder Verstöße;

b) die Verifizierung der Tatsachen und die vollständi-
ge und öffentliche Bekanntmachung der Wahrheit, soweit
durch diese Bekanntmachung kein weiterer Schaden verur-
sacht oder die Sicherheit und die Interessen des Opfers, seiner
Familienangehörigen, der Zeugen oder von Personen, die ver-
sucht haben, dem Opfer zur Hilfe zu kommen oder weitere
Verletzungen oder Verstöße zu verhindern, gefährdet wird;

c) Nachforschungen über den Verbleib der ver-
schwundenen Personen und über die Identität der entführten
Kinder und die Suche nach den sterblichen Überresten der ge-
töteten Personen sowie Unterstützung bei der Bergung, Iden-
tifizierung und neuerlichen Bestattung der sterblichen Über-
reste entsprechend dem ausdrücklichen oder mutmaßlichen
Wunsch der Opfer oder den kulturellen Praktiken ihrer Familie
und ihres Gemeinwesens;

d) eine offizielle Erklärung oder eine Gerichtsent-
scheidung, mit der die Würde, der Ruf und die Rechte des Op-
fers und der mit ihm eng verbundenen Personen wiederherge-
stellt werden;

e) eine öffentliche Entschuldigung, einschließlich der
Anerkennung der Tatsachen und der Übernahme der Verant-
wortung;

f) gerichtliche und Verwaltungssanktionen gegen die
für die Verletzungen oder Verstöße verantwortlichen Perso-
nen;

g) Gedenkfeiern und Würdigungen der Opfer;

h) die Aufnahme einer genauen Darstellung der vor-
gefallenen Verletzungen oder Verstöße in Schulungsmaßnah-
men zum internationalen Recht der Menschenrechte und zum
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humanitären Völkerrecht sowie in Unterrichtsmaterial auf al-
len Ebenen;

23. Garantien der Nichtwiederholung sollen gegebenenfalls
einzelne oder alle der nachstehenden Maßnahmen umfassen,
die auch zur Prävention beitragen werden:

a) die Gewährleistung einer wirksamen zivilen Kon-
trolle der Militär- und Sicherheitskräfte;

b) die Gewährleistung der Einhaltung der internatio-
nalen Normen des ordnungsgemäßen Verfahrens, der Fairness
und der Unparteilichkeit in allen Zivil- und Militärverfahren;

c) die Stärkung der Unabhängigkeit der Richterschaft;

d) den Schutz von Angehörigen der Rechts-, Heil- und
Gesundheits-, Medien- und ähnlichen Berufe sowie von Men-
schenrechtsverteidigern;

e) das vorrangige und fortwährende Angebot von Bil-
dungsprogrammen auf dem Gebiet der Menschenrechte und
des humanitären Völkerrechts für alle Teile der Gesellschaft
und von Schulungen für Strafverfolgungsbeamte sowie Mili-
tär- und Sicherheitskräfte;

f) die Förderung der Einhaltung von Verhaltenskode-
xen und ethischen Normen, insbesondere internationalen Nor-
men, durch Amtsträger, namentlich Strafverfolgungs- und
Strafvollzugsbeamte, Angehörige der Medienberufe und der
Gesundheitsberufe, Personal der psychologischen und sozia-
len Dienste und Militärangehörige, sowie durch Wirtschafts-
unternehmen;

g) die Förderung von Mechanismen für die Verhütung
und Überwachung sozialer Konflikte und für ihre Beilegung;

h) die Überprüfung und Reform von Gesetzen, die zu
groben Verletzungen der internationalen Menschenrechtsnor-
men und schweren Verstößen gegen das humanitäre Völker-
recht beitragen oder solche zulassen. 

X. Zugang zu einschlägigen Informationen über Ver-
letzungen und Verstöße und über Wiedergutma-
chungsmechanismen

24. Die Staaten sollen Methoden ausarbeiten, um die Öffent-
lichkeit und insbesondere die Opfer von groben Verletzungen
der internationalen Menschenrechtsnormen oder schweren
Verstößen gegen das humanitäre Völkerrecht über die in die-
sen Grundprinzipien und Leitlinien genannten Rechte und
Rechtsschutzmittel sowie über alle verfügbaren rechtlichen,
medizinischen, psychologischen, sozialen, administrativen
und sonstigen Dienste zu unterrichten, auf die die Opfer gege-
benenfalls Anspruch haben. Außerdem sollen die Opfer und
ihre Vertreter Anspruch darauf haben, Informationen über die
Ursachen, die zu ihrer Viktimisierung geführt haben, sowie
über die Ursachen und Bedingungen für die groben Verletzun-
gen der internationalen Menschenrechtsnormen und schweren
Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht einzuholen und
die Wahrheit über diese Verletzungen und Verstöße zu erfah-
ren.

XI. Nichtdiskriminierung

25. Die Anwendung und Auslegung dieser Grundprinzipien
und Leitlinien muss mit den internationalen Menschenrechts-
normen und dem humanitären Völkerrecht vereinbar sein und
ausnahmslos ohne jede Art von Diskriminierung, gleichviel
aus welchem Grund, erfolgen.

XII. Nichtbeeinträchtigung

26. Diese Grundprinzipien und Leitlinien sind nicht so aus-
zulegen, als schränkten sie irgendwelche Rechte oder Ver-
pflichtungen nach dem innerstaatlichen Recht und dem Völ-
kerrecht ein oder als beeinträchtigten sie diese. Insbesondere
versteht es sich, dass diese Grundprinzipien und Leitlinien das
Recht auf Rechtsschutz und Wiedergutmachung für Opfer al-
ler Verletzungen der internationalen Menschenrechtsnormen
und Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht unberührt las-
sen. Ferner versteht es sich, dass diese Grundprinzipien und
Leitlinien die speziellen Regeln des Völkerrechts unberührt
lassen.

XIII. Rechte anderer

27. Dieses Dokument ist nicht so auszulegen, als beeinträch-
tige es die international oder innerstaatlich geschützten Rechte
anderer, insbesondere das Recht eines Beschuldigten auf den
Genuss der anwendbaren Verfahrensgarantien.

RESOLUTION 60/148

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.1, Ziff. 23)185.

60/148. Folter und andere grausame, unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung oder Strafe

Die Generalversammlung,

erneut erklärend, dass niemand der Folter oder anderer
grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung
oder Strafe unterworfen werden darf,

unter Hinweis darauf, dass die Freiheit von Folter und an-
derer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Be-

185 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Argentinien, Armenien,
Aserbaidschan, Australien, Bangladesch, Belarus, Belgien, Benin, Boli-
vien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Chi-
le, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Republik,
Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador,
Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Ghana, Grenada, Grie-
chenland, Guatemala, Honduras, Irland, Island, Italien, Jordanien, Kana-
da, Kenia, Kirgisistan, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Lu-
xemburg, Malta, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Mona-
co, Mongolei, Namibia, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria,
Norwegen, Österreich, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Po-
len, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, San Marino,
Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Slowenien,
Spanien, Südafrika, Timor-Leste, Tschechische Republik, Türkei, Ukrai-
ne, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nord-
irland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zentralafrikanische Republik
und Zypern.
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handlung oder Strafe ein Recht ist, das nicht außer Kraft ge-
setzt werden darf und das unter allen Umständen geschützt
werden muss, auch in Zeiten internationaler oder innerer be-
waffneter Konflikte oder Unruhen, und dass das absolute Ver-
bot der Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder er-
niedrigender Behandlung oder Strafe in den einschlägigen in-
ternationalen Übereinkünften bekräftigt wird,

sowie unter Hinweis darauf, dass eine Reihe internationa-
ler, regionaler und innerstaatlicher Gerichte, einschließlich
des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Ver-
antwortlichen für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemali-
gen Jugoslawien begangenen schweren Verstöße gegen das
humanitäre Völkerrecht, anerkannt haben, dass das Verbot der
Folter eine zwingende Norm des Völkerrechts ist, und die Auf-
fassung vertreten haben, dass das Verbot grausamer, un-
menschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe ei-
ne Norm des Völkergewohnheitsrechts ist, 

ferner unter Hinweis auf die Definition der Folter in Arti-
kel 1 des Übereinkommens gegen Folter und andere grausame,
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe186,

feststellend, dass nach den Genfer Abkommen von 1949187

Folter und unmenschliche Behandlung ein schwerer Verstoß
sind und dass nach den Statuten des Internationalen Strafge-
richtshofs für das ehemalige Jugoslawien und des Internatio-
nalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Personen, die für
Völkermord und andere schwere Verstöße gegen das humani-
täre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas zwischen dem
1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994 verantwortlich
sind, sowie ruandischer Staatsangehöriger, die für während
desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten be-
gangenen Völkermord und andere derartige Verstöße verant-
wortlich sind, sowie nach dem Römischen Statut des Interna-
tionalen Strafgerichtshofs188 Folterhandlungen Kriegsverbre-
chen darstellen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit dar-
stellen können,

in Würdigung der beharrlichen Anstrengungen zur Be-
kämpfung der Folter und zur Linderung der Leiden der Opfer
der Folter, die von nichtstaatlichen Organisationen, ein-
schließlich des umfassenden Netzwerks von Zentren für die
Rehabilitation von Opfern der Folter, unternommen werden,

1. verurteilt jede Form der Folter und anderer grausa-
mer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder
Strafe, einschließlich durch Einschüchterung, die zu jeder Zeit

und an jedem Ort verboten sind und verboten bleiben sollen
und daher niemals gerechtfertigt sein können, und fordert alle
Staaten auf, das absolute Verbot der Folter und anderer grau-
samer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder
Strafe uneingeschränkt anzuwenden;

2. betont, dass die Staaten beharrliche, entschlossene
und wirksame Maßnahmen ergreifen müssen, um Folter und
andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behand-
lung oder Strafe, namentlich ihre geschlechtsspezifischen
Ausprägungen, zu verhüten und zu bekämpfen, und betont au-
ßerdem, wie wichtig es ist, die Empfehlungen und Schlussfol-
gerungen der einschlägigen Vertragsorgane und Mechanis-
men, namentlich des Ausschusses gegen Folter und des Son-
derberichterstatters der Menschenrechtskommission über Fol-
ter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende
Behandlung oder Strafe, in vollem Umfang zu berücksichti-
gen;

3. verurteilt alle von Staaten oder Amtsträgern unter-
nommenen Maßnahmen oder Versuche, Folter und andere
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung
oder Strafe zu legalisieren, zu genehmigen oder zuzulassen,
gleichviel unter welchen Umständen, einschließlich aus Grün-
den der nationalen Sicherheit oder auf Grund gerichtlicher
Entscheidungen;

4. betont, dass alle Anschuldigungen betreffend Folter
oder andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Be-
handlung oder Strafe umgehend und unparteiisch von der zu-
ständigen nationalen Behörde untersucht werden müssen, dass
jene, die zu Folterhandlungen ermutigen, diese befehlen, dul-
den oder verüben, einschließlich der für die Haftanstalt, in der
die verbotene Handlung nachweislich stattfand, verantwortli-
chen Amtsträger, zur Verantwortung gezogen und hart bestraft
werden müssen, und stellt in dieser Hinsicht fest, dass die
Grundsätze für die wirksame Untersuchung und Dokumenta-
tion von Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder
erniedrigender Behandlung oder Strafe (Grundsätze von Istan-
bul)189 ein nützliches Instrument bei den Bemühungen zur Be-
kämpfung der Folter sind;

5. betont außerdem, dass alle Folterhandlungen als
Straftaten nach dem innerstaatlichen Strafrecht umschrieben
werden müssen, und hebt hervor, dass Folterhandlungen
schwerwiegende Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht
sind und in dieser Hinsicht Kriegsverbrechen darstellen und
Verbrechen gegen die Menschlichkeit darstellen können und
dass alle, die Folterhandlungen begehen, strafrechtlich ver-
folgt und bestraft werden müssen;

6. fordert die Staaten nachdrücklich auf, dafür Sorge zu
tragen, dass Aussagen, die nachweislich durch Folter herbei-
geführt worden sind, nicht als Beweis in einem Verfahren ver-
wendet werden, es sei denn gegen eine der Folter angeklagte
Person als Beweis dafür, dass die Aussage gemacht wurde;

7. hebt hervor, dass die Staaten das Personal, das mit
dem Gewahrsam, der Vernehmung oder der Behandlung einer

186 United Nations, Treaty Series, Vol. 1465, Nr. 24841. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1990 II S. 246; LGBl. 1991 Nr. 59; öBGBl.
Nr. 492/1987; AS 1987 1307.
187 Ebd., Vol. 75, Nr. 970-973. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1954 II
S. 781; LGBl. 1989 Nr. 18-21; öBGBl. Nr. 155/1953; AS 1951 181 207
228 300.
188 Official Records of the United Nations Diplomatic Conference of
Plenipotentiaries on the Establishment of an International Criminal
Court, Rome, 15 June - 17 July 1998, Vol. I: Final documents (United
Nations publication, Sales No. E.02.I.5), Abschn. A. Deutsche Überset-
zung: dBGBl. 2000 II S. 1394; LGBl. 2002 Nr. 90; öBGBl. III
Nr. 180/2002; AS 2002 3743. 189 Resolution 55/89, Anlage.
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Person befasst ist, die irgendeiner Form der Festnahme, der
Haft oder der Strafgefangenschaft unterworfen ist, nicht be-
strafen dürfen, wenn es sich weigert, auf Befehl Handlungen
zu begehen oder zu verheimlichen, die Folter oder einer ande-
ren grausamen, unmenschlichen oder erniedrigenden Behand-
lung oder Strafe gleichkommen;

8. fordert die Staaten nachdrücklich auf, eine Person
nicht in einen anderen Staat auszuweisen, abzuschieben, an ihn
auszuliefern oder in anderer Weise an ihn zu überstellen, wenn
stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass sie dort
Gefahr liefe, gefoltert zu werden, und erkennt an, dass etwaige
diplomatische Zusicherungen die Staaten nicht von ihren Ver-
pflichtungen nach den internationalen Menschenrechten, dem
humanitären Völkerrecht und dem Flüchtlingsvölkerrecht,
insbesondere dem Grundsatz der Nichtzurückweisung, entbin-
den;

9. hebt hervor, dass innerstaatliche Rechtsordnungen
gewährleisten müssen, dass die Opfer von Folter und anderer
grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung
oder Strafe Wiedergutmachung, eine gerechte und angemes-
sene Entschädigung sowie geeignete soziale und medizinische
Rehabilitation erhalten, fordert die Staaten nachdrücklich auf,
zu diesem Zweck wirksame Maßnahmen zu ergreifen, und be-
fürwortet in diesem Zusammenhang die Einrichtung von Re-
habilitationszentren;

10. erinnert an ihre Resolution 43/173 vom 9. Dezember
1988 über den Grundsatzkatalog für den Schutz aller irgend-
einer Form von Haft oder Strafgefangenschaft unterworfenen
Personen und unterstreicht in diesem Zusammenhang, dass
Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigen-
de Behandlung oder Strafe wirksam verhütet werden können,
wenn gewährleistet ist, dass jede festgenommene oder inhaf-
tierte Person unverzüglich einem Richter oder einem anderen
unabhängigen Justizbeamten vorgeführt wird, und wenn ihr
unverzüglich und regelmäßig medizinische Betreuung und der
Beistand eines Verteidigers gewährt sowie Besuche durch Fa-
milienangehörige und unabhängige Überwachungsmechanis-
men gestattet werden;

11. erinnert alle Staaten daran, dass lange Isolationshaft
oder Haft an geheim gehaltenen Orten das Begehen von Folter
und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe erleichtern und an sich schon eine der-
artige Behandlung darstellen kann, und fordert alle Staaten
nachdrücklich auf, die Garantien zum Schutz der Freiheit, der
Sicherheit und der Würde der Person zu achten;

12. fordert alle Staaten auf, geeignete und wirksame ge-
setzgeberische, administrative, justizielle und andere Maßnah-
men zu ergreifen, um die Herstellung, die Ausfuhr und den
Einsatz von Gerät, das speziell dazu bestimmt ist, Folter oder
eine andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Be-
handlung zuzufügen, sowie den Handel damit zu verhüten und
zu verbieten;

13. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, soweit nicht
bereits geschehen, mit Vorrang Vertragspartei des Überein-
kommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe186 zu werden;

14. bittet alle Vertragsstaaten des Übereinkommens, die
die in den Artikeln 21 und 22 des Übereinkommens vorgese-
henen Erklärungen betreffend Mitteilungen zwischen Staaten
und Mitteilungen einzelner Personen noch nicht abgegeben
haben, dies zu tun, die Möglichkeit der Rücknahme ihrer Vor-
behalte zu Artikel 20 des Übereinkommens zu erwägen und
dem Generalsekretär möglichst bald ihre Annahme der Ände-
rungen der Artikel 17 und 18 des Übereinkommens zu notifi-
zieren;

15. fordert die Vertragsstaaten nachdrücklich auf, ihren
Verpflichtungen aus dem Übereinkommen genauestens nach-
zukommen und angesichts der hohen Anzahl der ausstehenden
Berichte namentlich ihre Verpflichtung zu erfüllen, Berichte
im Einklang mit Artikel 19 des Übereinkommens vorzulegen,
und bittet die Vertragsstaaten, in ihre Berichte an den Aus-
schuss gegen Folter eine geschlechtsspezifische Perspektive
sowie Informationen betreffend Kinder und Jugendliche auf-
zunehmen;

16. fordert die Vertragsstaaten auf, die Unterzeichnung
und Ratifikation des Fakultativprotokolls zum Übereinkom-
men gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung oder Strafe190, das weitere Maßnah-
men zur Bekämpfung und Verhütung von Folter und anderer
grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung
oder Strafe vorsieht, rasch in Erwägung zu ziehen; 

17. begrüßt die Tätigkeit des Ausschusses gegen Folter
und den gemäß Artikel 24 des Übereinkommens vorgelegten
Bericht des Ausschusses191;

18. fordert die Hohe Kommissarin der Vereinten Natio-
nen für Menschenrechte auf, im Einklang mit ihrem in der Re-
solution 48/141 der Generalversammlung vom 20. Dezember
1993 festgelegten Mandat auch weiterhin auf Antrag der Staa-
ten Beratende Dienste für die Verhütung von Folter und ande-
rer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behand-
lung oder Strafe, namentlich im Hinblick auf die Erstellung der
Staatenberichte an den Ausschuss gegen Folter und die Ein-
richtung und Tätigkeit nationaler Präventionsmechanismen,
sowie technische Hilfe bei der Ausarbeitung, Herstellung und
Verbreitung von Lehrmaterial für diesen Zweck bereitzustel-
len;

19. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Zwi-
schenbericht des Sonderberichterstatters der Menschenrechts-
kommission über Folter und andere grausame, unmenschliche
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe192 und legt dem
Sonderberichterstatter nahe, in seine Empfehlungen auch wei-
terhin Vorschläge zur Verhütung der Folter und zur Untersu-
chung der Fälle von Folter und anderer grausamer, unmensch-
licher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe, namentlich
ihrer geschlechtsspezifischen Ausprägungen, aufzunehmen;

190 Resolution 57/199, Anlage.
191 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supple-
ment No. 44 (A/60/44). 
192 Siehe A/60/316.
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20. ersucht den Sonderberichterstatter, auch künftig zu
erwägen, in seinen Bericht Informationen über die Folgemaß-
nahmen der Staaten zu seinen Empfehlungen, Besuchen und
Mitteilungen, namentlich über die erzielten Fortschritte und
die aufgetretenen Probleme, sowie über andere offizielle Kon-
takte aufzunehmen;

21. fordert alle Staaten auf, mit dem Sonderberichterstat-
ter bei der Wahrnehmung seiner Aufgabe zusammenzuarbei-
ten und ihm dabei behilflich zu sein, alle von ihm erbetenen
notwendigen Informationen bereitzustellen, uneingeschränkt
und rasch auf seine dringenden Appelle zu reagieren und die-
sen nachzukommen, die positive Beantwortung der Ersuchen
des Sonderberichterstatters, ihnen einen Besuch abzustatten,
ernsthaft zu erwägen und mit ihm in einen konstruktiven Dia-
log über die von ihm beantragten Besuche und die Folgemaß-
nahmen zu seinen Empfehlungen einzutreten;

22. betont, dass es zwischen dem Ausschuss gegen Fol-
ter, dem Sonderberichterstatter und den anderen zuständigen
Mechanismen und Organen der Vereinten Nationen auch wei-
terhin zu einem regelmäßigen Gedankenaustausch kommen
und die Zusammenarbeit mit den zuständigen Programmen der
Vereinten Nationen, namentlich dem Programm der Vereinten
Nationen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der
Strafrechtspflege, fortgeführt werden muss, mit dem Ziel, ihre
Wirksamkeit und Zusammenarbeit in Fragen im Zusammen-
hang mit der Folter unter anderem durch eine bessere Koordi-
nierung weiter zu verbessern;

23. erkennt an, dass ein umfassender Bedarf an interna-
tionaler Hilfe für Opfer der Folter besteht, betont, wie wichtig
die Arbeit des Kuratoriums des Freiwilligen Fonds der Ver-
einten Nationen für Opfer der Folter ist, und appelliert an alle
Staaten und Organisationen, jährliche Beiträge an den Fonds
zu entrichten und diese vorzugsweise beträchtlich zu erhöhen;

24. ersucht den Generalsekretär, die Appelle der Gene-
ralversammlung, Beiträge an den Fonds zu entrichten, auch
künftig an alle Staaten zu übermitteln und den Fonds jährlich
in die Programme aufzunehmen, für die auf der Beitragsan-
kündigungskonferenz der Vereinten Nationen für Entwick-
lungsaktivitäten Mittel angekündigt werden;

25. ersucht den Generalsekretär außerdem, im Einklang
mit der nachdrücklichen Unterstützung, die die Mitgliedstaa-
ten für die Bekämpfung der Folter und die Gewährung von Hil-
fe an die Opfer der Folter bekundet haben, und im Hinblick
darauf, dass das Fakultativprotokoll zu dem Übereinkommen
demnächst in Kraft treten wird, dafür zu sorgen, dass die Or-
gane und Mechanismen, die die Folter bekämpfen und den Op-
fern der Folter helfen, im Rahmen des Gesamthaushalts der
Vereinten Nationen über ausreichendes Personal und ausrei-
chende Einrichtungen verfügen;

26. ersucht den Generalsekretär ferner, der Menschen-
rechtskommission auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung und
der Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung
einen Bericht über den Stand des Übereinkommens sowie ei-
nen Bericht über die Tätigkeit des Fonds vorzulegen;

27. fordert alle Staaten, das Amt des Hohen Kommissars
der Vereinten Nationen für Menschenrechte und die anderen

Organe und Organisationen der Vereinten Nationen sowie die
zuständigen zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organi-
sationen auf, am 26. Juni den Internationalen Tag der Verein-
ten Nationen zur Unterstützung der Opfer der Folter zu bege-
hen;

28. beschließt, die Berichte des Generalsekretärs, ein-
schließlich des Berichts über den Freiwilligen Fonds der Ver-
einten Nationen für Opfer der Folter, den Bericht des Aus-
schusses gegen Folter und den Zwischenbericht des Sonder-
berichterstatters der Menschenrechtskommission über Folter
und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Be-
handlung oder Strafe auf ihrer einundsechzigsten Tagung zu
behandeln.

RESOLUTION 60/149

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.1, Ziff. 23)193.

60/149. Internationale Menschenrechtspakte

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 58/165 vom 22. Dezem-
ber 2003 und die Resolution 2004/69 der Menschenrechts-
kommission vom 21. April 2004194,

eingedenk dessen, dass die Internationalen Menschen-
rechtspakte195 die ersten allumfassenden und rechtsverbindli-
chen internationalen Verträge auf dem Gebiet der Menschen-
rechte darstellen und zusammen mit der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte196 den Kern der Internationalen Men-
schenrechtscharta bilden,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs
über den Stand des Internationalen Paktes über wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Rechte, des Internationalen Paktes
über bürgerliche und politische Rechte und der Fakultativpro-
tokolle zum Internationalen Pakt über bürgerliche und politi-
sche Rechte197,

193 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Argentinien, Aserbaidschan, Austra-
lien, Belgien, Benin, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bul-
garien, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Re-
publik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Sal-
vador, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatema-
la, Honduras, Irland, Island, Italien, Jordanien, Kanada, Kroatien,
Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Mexiko, Monaco,
Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Pa-
nama, Peru, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumänien, Schweden,
Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien,
Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes
Königreich Großbritannien und Nordirland und Zypern.
194 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2004,
Supplement No. 3 (E/2004/23), Kap. II, Abschn. A.
195 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS 1993 750
(Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57; öBGBl.
Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
196 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
197 A/60/284.
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unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte195 und den Interna-
tionalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte195 und er-
neut erklärend, dass alle Menschenrechte und Grundfreiheiten
allgemein gültig und unteilbar sind, einander bedingen und
miteinander verknüpft sind und dass die Förderung und der
Schutz einer Kategorie von Rechten die Staaten niemals der
Verpflichtung zur Förderung und zum Schutz der anderen
Rechte entheben oder entbinden darf,

in Anerkennung der wichtigen Rolle, die dem Menschen-
rechtsausschuss und dem Ausschuss für wirtschaftliche, sozia-
le und kulturelle Rechte im Hinblick auf die Prüfung der von
den Vertragsstaaten erzielten Fortschritte bei der Erfüllung der
in den Internationalen Menschenrechtspakten und den Fakul-
tativprotokollen zum Internationalen Pakt über bürgerliche
und politische Rechte198 eingegangenen Verpflichtungen so-
wie im Hinblick auf die Abgabe von Empfehlungen an die
Vertragsstaaten bezüglich der Anwendung dieser Rechtsakte
zukommt,

in der Erwägung, dass es für die volle und wirksame
Durchführung der Internationalen Menschenrechtspakte un-
verzichtbar ist, dass der Menschenrechtsausschuss und der
Ausschuss für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
wirksam arbeiten,

in dem Bewusstsein, wie wichtig die regionalen Menschen-
rechtsübereinkünfte und Überwachungsmechanismen als Er-
gänzung des universalen Systems der Förderung und des
Schutzes der Menschenrechte sind,

1. bekräftigt die Bedeutung der Internationalen Men-
schenrechtspakte195 als wesentliche Bestandteile der interna-
tionalen Bemühungen um die Förderung der allgemeinen Ach-
tung und Einhaltung der Menschenrechte und Grundfreihei-
ten;

2. appelliert nachdrücklich an alle Staaten, soweit nicht
bereits geschehen, Vertragsparteien des Internationalen Paktes
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte195 und des
Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rech-
te195 zu werden sowie den Beitritt zu den Fakultativprotokollen
zum Internationalen Pakt über bürgerliche und politische
Rechte198 und die Abgabe der in Artikel 41 des Internationalen
Paktes über bürgerliche und politische Rechte vorgesehenen
Erklärung mit Vorrang zu erwägen, und ersucht den General-
sekretär unter gleichzeitiger Berücksichtigung dessen, dass in
jüngster Zeit weitere Staaten Vertragsparteien dieser Rechts-
akte geworden sind, zu diesem Zweck die jährliche Zeremonie
der Verträge weiter zu unterstützen;

3. bittet die Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen
für Menschenrechte, verstärkt systematische Anstrengungen
zu unternehmen, um die Staaten zu ermutigen, Vertragspartei-

en der Internationalen Menschenrechtspakte zu werden, und
diesen Staaten auf Ersuchen über das Programm für Beratende
Dienste auf dem Gebiet der Menschenrechte bei der Ratifika-
tion der Pakte und der Fakultativprotokolle zum Internationa-
len Pakt über bürgerliche und politische Rechte beziehungs-
weise beim Beitritt zu diesen Rechtsakten behilflich zu sein,
mit dem Ziel, ihre Universalität herbeizuführen;

4. fordert die Vertragsstaaten auf, ihre Verpflichtungen
aus dem Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte und dem Internationalen Pakt über bürgerli-
che und politische Rechte sowie gegebenenfalls den Fakulta-
tivprotokollen zum Internationalen Pakt über bürgerliche und
politische Rechte genauestens einzuhalten;

5. betont, dass die Staaten sicherstellen müssen, dass je-
de Maßnahme, die sie zur Bekämpfung des Terrorismus er-
greifen, mit ihren Verpflichtungen aus dem einschlägigen Völ-
kerrecht im Einklang steht, namentlich mit ihren Verpflichtun-
gen aus den Internationalen Menschenrechtspakten, und be-
grüßt es, dass die Menschenrechtskommission das Mandat für
einen Sonderberichterstatter über die Förderung und den
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten bei der Be-
kämpfung des Terrorismus erteilt hat199;

6. betont, wie wichtig es ist, die Aushöhlung der Men-
schenrechte durch die Außerkraftsetzung von Bestimmungen
zu vermeiden, und erinnert daran, dass gewisse Rechte im Ein-
klang mit Artikel 4 des Internationalen Paktes über bürgerliche
und politische Rechte als Rechte anerkannt werden, die unter
keinen Umständen außer Kraft gesetzt werden können, und
dass jede Außerkraftsetzung von Bestimmungen des Paktes in
jedem Falle mit dem genannten Artikel im Einklang stehen
muss, eingedenk dessen, dass die Vertragsstaaten in Not-
standssituationen möglichst umfassende Informationen vorle-
gen müssen, damit festgestellt werden kann, ob die unter die-
sen Umständen ergriffenen Maßnahmen gerechtfertigt und an-
gemessen sind, sowie unter Betonung des Ausnahme- und
Übergangscharakters solcher Außerkraftsetzungen200;

7. ermutigt die Vertragsstaaten, zu erwägen, den Um-
fang der Vorbehalte, die sie gegen die Internationalen Men-
schenrechtspakte und gegen die Fakultativprotokolle zum In-
ternationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte ein-
legen, zu begrenzen, diese so genau und eng gefasst wie mög-
lich zu formulieren und sie regelmäßig im Hinblick auf ihre
Rücknahme zu überprüfen, um sicherzustellen, dass sie mit
dem Ziel und Zweck des betreffenden Vertrags nicht unver-
einbar sind;

8. begrüßt die Jahresberichte des Menschenrechtsaus-
schusses, die der Generalversammlung auf ihrer neunundfünf-

198 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage und Resolution 44/128, An-
lage. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1992 II S. 1247; LGBl. 1999 Nr. 59;
öBGBl. Nr. 105/1988 ([erstes] Fakultativprotokoll); dBGBl. 1992 II
S. 390; LGBl. 1999 Nr. 60; öBGBl. Nr. 333/1993; AS 1994 2202 (Zwei-
tes Fakultativprotokoll). 

199 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und Corr.1), Kap. II,
Abschn. A, Resolution 2005/80, Ziff. 14.
200 Siehe beispielsweise die vom Menschenrechtsausschuss verabschie-
dete Allgemeine Bemerkung 29 zu Artikel 4 des Paktes betreffend die Au-
ßerkraftsetzung von Bestimmungen des Paktes während einer Notstands-
situation (Official Records of the General Assembly, Fifty-sixth Session,
Supplement No. 40 (A/56/40), Vol. I, Anhang VI). 
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zigsten201 und sechzigsten202 Tagung vorgelegt wurden, und
nimmt Kenntnis von den Allgemeinen Bemerkungen des Aus-
schusses, einschließlich der jüngsten Allgemeinen Bemer-
kung 31 betreffend die Art der den Vertragsstaaten des Inter-
nationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte auf-
erlegten allgemeinen rechtlichen Verpflichtung203;

9. begrüßt außerdem die Berichte des Ausschusses für
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte über seine drei-
ßigste und einunddreißigste Tagung204 sowie über seine zwei-
unddreißigste und dreiunddreißigste Tagung205 und nimmt
Kenntnis von den Allgemeinen Bemerkungen des Ausschus-
ses, einschließlich der jüngsten, von dem Ausschuss auf seiner
vierunddreißigsten Tagung verabschiedeten Allgemeinen Be-
merkung 16 betreffend die Gleichberechtigung von Mann und
Frau bei der Ausübung aller wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Rechte206;

10. bekundet ihr Bedauern über die Anzahl der Vertrags-
staaten, die ihren Berichtspflichten aus den Internationalen
Menschenrechtspakten nicht nachgekommen sind, und fordert
die Vertragsstaaten nachdrücklich auf, diesen Pflichten pünkt-
lich nachzukommen und bei der Behandlung der Berichte
durch den Menschenrechtsausschuss und den Ausschuss für
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte anwesend zu
sein und daran mitzuwirken, wenn sie darum ersucht werden; 

11. fordert die Vertragsstaaten nachdrücklich auf, in ih-
ren Berichten nach Geschlecht aufgeschlüsselte Daten heran-
zuziehen, und betont, wie wichtig es ist, dass bei der Durch-
führung der Internationalen Menschenrechtspakte auf nationa-
ler Ebene, namentlich in den nationalen Berichten der Ver-
tragsstaaten und bei der Arbeit des Menschenrechtsausschus-
ses und des Ausschusses für wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte die Geschlechterperspektive voll berück-
sichtigt wird;

12. legt den Vertragsstaaten, die dem Amt des Hohen
Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte noch
keine Grundlagendokumente vorgelegt haben, eindringlich
nahe, dies zu tun, und bittet alle Vertragsstaaten, ihre Grund-
lagendokumente regelmäßig zu überprüfen und zu aktualisie-
ren und dabei die derzeit geführte Diskussion über die Ausar-
beitung eines erweiterten Grundlagendokuments zu berück-
sichtigen;

13. fordert die Vertragsstaaten nachdrücklich auf, bei der
Umsetzung der Bestimmungen der Internationalen Menschen-
rechtspakte den vom Menschenrechtsausschuss und vom Aus-
schuss für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte wäh-

rend der Behandlung ihrer Berichte abgegebenen Empfehlun-
gen und Bemerkungen sowie den vom Menschenrechtsaus-
schuss gemäß dem ersten Fakultativprotokoll zum Internatio-
nalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte195 geäußer-
ten Auffassungen gebührend Rechnung zu tragen;

14. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, den Wortlaut
des Internationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte, des Internationalen Paktes über bürgerliche
und politische Rechte und der Fakultativprotokolle zum Inter-
nationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte in
möglichst vielen Lokalsprachen zu veröffentlichen und ihn so
weit wie möglich unter allen in ihrem Hoheitsgebiet befindli-
chen und ihrer Herrschaftsgewalt unterstellten Personen zu
verbreiten und bekannt zu machen;

15. fordert jeden Vertragsstaat nachdrücklich auf, insbe-
sondere für die Verbreitung ihrer dem Menschenrechtsaus-
schuss und dem Ausschuss für wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte vorgelegten Berichte auf innerstaatlicher
Ebene Sorge zu tragen und des Weiteren den vollen Wortlaut
der von den Ausschüssen nach der Prüfung dieser Berichte ab-
gegebenen Empfehlungen und Bemerkungen zu übersetzen
und zu veröffentlichen und ihn mit geeigneten Mitteln allen in
seinem Hoheitsgebiet lebenden und seiner Herrschaftsgewalt
unterstellten Personen zugänglich zu machen;

16. erklärt erneut, dass die Vertragsstaaten bei der Be-
nennung von Mitgliedern des Menschenrechtsausschusses
und des Ausschusses für wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte darauf achten sollen, dass die Ausschüsse sich aus Per-
sonen von hohem sittlichem Ansehen und anerkannter Sach-
kenntnis auf dem Gebiet der Menschenrechte zusammenset-
zen, wobei die Nützlichkeit der Mitwirkung von Personen mit
juristischer Erfahrung sowie die gleiche Vertretung von Frau-
en und Männern in Betracht zu ziehen ist, und dass die Mit-
glieder in persönlicher Eigenschaft tätig sind, und erklärt au-
ßerdem erneut, dass bei den Wahlen zu den Ausschüssen der
ausgewogenen geografischen Verteilung der Mitglieder und
der Vertretung der verschiedenen Kulturkreise und der haupt-
sächlichen Rechtssysteme Rechnung zu tragen ist;

17. bittet den Menschenrechtsausschuss und den Aus-
schuss für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, bei
der Behandlung der Berichte der Vertragsstaaten auch künftig
die konkreten Bedürfnisse zu ermitteln, auf die die Hauptab-
teilungen, Fonds und Programme der Vereinten Nationen und
die Sonderorganisationen eingehen könnten, namentlich im
Rahmen des Programms für Beratende Dienste und technische
Hilfe des Amtes des Hohen Kommissars der Vereinten Natio-
nen für Menschenrechte;

18. betont, dass die zuständigen Mechanismen und Or-
gane der Vereinten Nationen ihre Koordinierung verbessern
müssen, wenn es darum geht, die Vertragsstaaten auf Antrag
bei der Anwendung der Internationalen Menschenrechtspakte
und der Fakultativprotokolle zum Internationalen Pakt über
bürgerliche und politische Rechte zu unterstützen, und ermu-
tigt zu weiteren Anstrengungen in dieser Richtung;

19. dankt dem Menschenrechtsausschuss und dem Aus-
schuss für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte für ih-

201 Official Records of the General Assembly, Fifty-ninth Session, Supple-
ment No. 40 (A/59/40).
202 Ebd., Sixtieth Session, Supplement No. 40 (A/60/40).
203 Ebd., Fifty-ninth Session, Supplement No. 40 (A/59/40), Vol. I, An-
hang III.
204 Official Records of the Economic and Social Council, 2004, Supple-
ment No. 2 (E/2004/22).
205 Ebd., 2005, Supplement No. 2 (E/2005/22).
206 E/C.12/2005/4.
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re bisherigen Bemühungen zur Steigerung der Effizienz ihrer
Arbeitsmethoden und ermutigt sie, ihre Bemühungen fortzu-
setzen, begrüßt in dieser Hinsicht die von den Ausschüssen
und den Vertragsstaaten abgehaltenen Treffen zum Austausch
von Ideen darüber, wie die Arbeitsmethoden der Ausschüsse
effizienter gemacht werden können, und legt allen Vertrags-
staaten nahe, zu diesem Dialog auch weiterhin mit praktischen
und konkreten Vorschlägen und Ideen über Möglichkeiten zur
Verbesserung der Arbeitsweise der Ausschüsse beizutragen;

20. nimmt Kenntnis von den Vorschlägen des Generalse-
kretärs und der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen
für Menschenrechte sowie von anderen Vorschlägen zur Re-
form der Menschenrechtsvertragsorgane, die unter anderem
darauf gerichtet sind, die Berichtserfordernisse zu harmonisie-
ren und ein einheitliches ständiges Vertragsorgan zu schaffen,
und sieht weiteren Beratungen zu diesem Thema mit Interesse
entgegen;

21. begrüßt die kontinuierlichen Bemühungen des Men-
schenrechtsausschusses und des Ausschusses für wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Rechte, zu einheitlichen Normen
für die Durchführung der Bestimmungen der Internationalen
Menschenrechtspakte zu gelangen;

22. vermerkt, dass es notwendig ist, die Frage der Anru-
fung der Gerichte zur Durchsetzung der im Internationalen
Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte aufge-
führten Rechte weiter zu prüfen und sich weiter um die Erar-
beitung von Indikatoren und Richtwerten zur Messung der
Fortschritte zu bemühen, die die Vertragsstaaten auf nationaler
Ebene bei der Verwirklichung der Rechte erzielen, die durch
den Pakt geschützt werden;

23. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Bericht
der zur Prüfung von Optionen für die Ausarbeitung eines Fa-
kultativprotokolls zum Internationalen Pakt über wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Rechte eingesetzten offenen Ar-
beitsgruppe der Menschenrechtskommission über ihre zweite
Tagung207 und legt allen Parteien nahe, aktiv an der dritten Ta-
gung mitzuwirken, auf der die Arbeitsgruppe ein Papier mit
Elementen für ein Fakultativprotokoll behandeln wird, das ei-
ne unvoreingenommene Analyse der verschiedenen Optionen
für ein Fakultativprotokoll enthält und von der Vorsitzenden
der Arbeitsgruppe vorgelegt werden soll, um eine zielgerich-
tetere Diskussion auf der dritten Tagung zu erleichtern;

24. legt denjenigen Sonderorganisationen, die noch nicht
im Einklang mit Artikel 18 des Internationalen Paktes über
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte ihre Berichte
über die Fortschritte im Hinblick auf die Einhaltung der Be-
stimmungen des Paktes vorgelegt haben, nahe, dies zu tun, und
dankt denjenigen, die dies bereits getan haben;

25. ermutigt den Generalsekretär, den Vertragsstaaten
der Internationalen Menschenrechtspakte bei der Ausarbei-
tung ihrer Berichte auch künftig behilflich zu sein, so auch
durch die Abhaltung von Seminaren und Arbeitstagungen auf
nationaler Ebene zur Schulung von Regierungsbeamten, die

mit der Ausarbeitung dieser Berichte befasst sind, sowie durch
die Untersuchung anderer Möglichkeiten, die sich im Rahmen
des Programms für Beratende Dienste auf dem Gebiet der
Menschenrechte bieten;

26. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass
das Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für
Menschenrechte den Menschenrechtsausschuss und den Aus-
schuss für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte bei
der Wahrnehmung ihres jeweiligen Mandats tatkräftig unter-
stützt, unter anderem auch durch die Bereitstellung ausrei-
chender Mittel für Sekretariatspersonal sowie für Konferenz-
und andere wesentliche Unterstützungsdienste;

27. ersucht den Generalsekretär außerdem, die General-
versammlung über die Internetseiten der Vereinten Nationen
über den Stand der Internationalen Menschenrechtspakte und
der Fakultativprotokolle zum Internationalen Pakt über bür-
gerliche und politische Rechte, einschließlich aller Vorbehalte
und Erklärungen, auf dem Laufenden zu halten.

RESOLUTION 60/150

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 101 Stimmen bei 53 Gegenstimmen und 20 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II), Ziff. 102)208:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barba-
dos, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Brasilien, Brunei Darussalam, Bur-
kina Faso, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Demokratische Volksrepublik
Korea, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador,
Eritrea, Fidschi, Gabun, Gambia, Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau,
Guyana, Haiti, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen,
Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Kolumbien,
Komoren, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Li-
banon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malaysia, Malediven, Mali, Marokko,
Mauritius, Mexiko, Mosambik, Myanmar, Nicaragua, Niger, Oman, Pakistan, Pa-
raguay, Peru, Philippinen, Ruanda, Russische Föderation, Saudi-Arabien, Sene-
gal, Simbabwe, Singapur, Somalia, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen,
Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thai-
land, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tunesien, Türkei, Turkmenistan,
Uganda, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte
Arabische Emirate, Vietnam, Zentralafrikanische Republik.

Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowi-
na, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Ma-
zedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island,
Israel, Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Marshallinseln, Mauretanien, Mikronesien (Föderierte Staaten von),
Monaco, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Portu-
gal, Republik Moldau, Rumänien, Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz,
Serbien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Repu-
blik, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland,
Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

Enthaltungen: Armenien, Botsuana, Demokratische Republik Kongo, Gha-
na, Honduras, Indien, Kap Verde, Kenia, Madagaskar, Malawi, Namibia, Nepal,
Nigeria, Panama, Papua-Neuguinea, Republik Korea, Salomonen, Sambia, Sri
Lanka, Vereinigte Republik Tansania.

207 E/CN.4/2005/52.

208 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Jemen (im Namen der Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen, die Mitglieder der Organisation der Islamischen Konfe-
renz sind).
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60/150. Bekämpfung der Diffamierung von Religionen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis darauf, dass sich alle Staaten nach der Char-
ta der Vereinten Nationen verpflichtet haben, die allgemeine
Achtung und Einhaltung der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten für alle ohne Unterschied nach Rasse, Geschlecht, Spra-
che oder Religion zu fördern und zu festigen,

sowie unter Hinweis auf die einschlägigen Resolutionen
der Menschenrechtskommission zu diesem Thema,

ferner unter Hinweis auf die von der Generalversammlung
am 8. September 2000 verabschiedete Millenniums-Erklärung
der Vereinten Nationen209, die in der Millenniums-Erklärung
bekundete Entschlossenheit begrüßend, Maßnahmen zu er-
greifen, um die in vielen Gesellschaften immer häufiger vor-
kommenden rassistischen und fremdenfeindlichen Handlun-
gen zu beseitigen und in allen Gesellschaften größere Harmo-
nie und Toleranz zu fördern, und ihrer wirksamen Umsetzung
auf allen Ebenen erwartungsvoll entgegensehend, so auch im
Kontext der Erklärung und des Aktionsprogramms von Dur-
ban, die auf der vom 31. August bis 8. September 2001 in Dur-
ban (Südafrika) abgehaltenen Weltkonferenz gegen Rassis-
mus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit
zusammenhängende Intoleranz verabschiedet wurden210,

unter Hinweis auf die Verkündung der Globalen Agenda
für den Dialog zwischen den Kulturen211 und mit der Bitte an
die Staaten, die Organisationen und Organe des Systems der
Vereinten Nationen, im Rahmen ihrer vorhandenen Mittel, so-
wie an andere internationale und regionale Organisationen und
die Zivilgesellschaft, zur Durchführung des in der Globalen
Agenda enthaltenen Aktionsprogramms beizutragen,

unter Begrüßung der Fortschritte bei der Weiterverfolgung
der Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban,

mit Bedauern davon Kenntnis nehmend, dass die Tagung
zum Thema "Zivilisation und Harmonie: Werte und Mecha-
nismen der globalen Ordnung", die im Jahr 2004 als Folgetref-
fen zu dem am 12. und 13. Februar 2002 in Istanbul (Türkei)
abgehaltenen gemeinsamen Forum der Organisation der Isla-
mischen Konferenz und der Europäischen Union zum Thema
"Zivilisation und Harmonie: die politische Dimension" in
Istanbul stattfinden sollte, abgesagt wurde, und unterstrei-
chend, dass solche Initiativen zur Vertiefung des Dialogs und
zur Stärkung des Verständnisses zwischen den beiden größten
Gruppen von Nationen Eurasiens und Afrikas fortgesetzt wer-
den,

erneut erklärend, dass die Diskriminierung von Menschen
auf Grund der Religion oder der Weltanschauung einen Af-
front gegen die Menschenwürde und eine Verleugnung der
Grundsätze der Charta darstellt,

in der Überzeugung, dass die religiöse und kulturelle Viel-
falt in einer immer stärker von Globalisierung geprägten Welt
nicht als Begründung für eine neue ideologische und politische
Konfrontation herangezogen werden darf, sondern als Motor
für Kreativität, Dynamik und die Förderung der sozialen Ge-
rechtigkeit, der Toleranz und der Verständigung sowie des
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit genutzt wer-
den muss,

in Anerkennung des wertvollen Beitrags aller Religionen
zur modernen Zivilisation und des Beitrags, den der Dialog
zwischen den Kulturen zu einem besseren Bewusstsein und
Verständnis der von allen Menschen geteilten gemeinsamen
Werte leisten kann,

bekräftigend, dass kulturelle Vielfalt ein kostbares Gut für
den Fortschritt und das Wohl der gesamten Menschheit ist und
als eine dauerhafte, unsere Gesellschaften bereichernde Er-
scheinung geschätzt, genossen, aufrichtig angenommen und
begrüßt werden sollte,

betonend, dass den Staaten, nichtstaatlichen Organisatio-
nen, religiösen Organisationen und den Medien eine wichtige
Rolle bei der Förderung der Toleranz und der Religions- und
Weltanschauungsfreiheit zukommt, insbesondere durch Bil-
dungsmaßnahmen, die zur Toleranz und zur Achtung der Re-
ligion und der Weltanschauung erziehen,

höchst beunruhigt über die anhaltenden negativen Auswir-
kungen der Ereignisse des 11. September 2001 auf muslimi-
sche Minderheiten und Gemeinschaften in einigen nichtmus-
limischen Ländern, das negative Islambild in den Medien und
die Einführung und Anwendung von Gesetzen, die Muslime
gezielt diskriminieren und sich gegen sie richten,

sowie höchst beunruhigt darüber, dass es in vielen Teilen
der Welt zu ernsten Fällen von Intoleranz, Diskriminierung
und Gewalthandlungen auf Grund der Religion oder der Welt-
anschauung sowie zu Einschüchterungen und Nötigungen
kommt, deren Beweggrund ein religiöser oder anders gearteter
Extremismus ist und die die Ausübung der Menschenrechte
und Grundfreiheiten gefährden,

mit Besorgnis feststellend, dass die Diffamierung von Re-
ligionen zu den Ursachen sozialer Disharmonie gehört und zu
Menschenrechtsverletzungen führt,

mit tiefer Besorgnis feststellend, dass in den letzten Jahren
die Zahl der Erklärungen, in denen Religionen, insbesondere
der Islam und die Muslime, angegriffen werden, immer mehr
zugenommen hat, vor allem in den Menschenrechtsforen,

1. bekundet seine tiefe Besorgnis über die negative Ste-
reotypisierung von Religionen und die Ausprägungen von In-
toleranz und Diskriminierung in Fragen der Religion oder der
Weltanschauung, die in einigen Regionen der Welt nach wie
vor in Erscheinung treten;

2. missbilligt entschieden die tätlichen Angriffe und
Übergriffe auf Geschäfte, Kulturzentren und Kultstätten aller
Religionen sowie die gezielten Attacken gegen religiöse Sym-
bole;

3. nimmt mit tiefer Besorgnis Kenntnis von der Intensi-
vierung der Diffamierungskampagne gegen Religionen und

209 Siehe Resolution 55/2.
210 Siehe A/CONF.189/12 und Corr.1, Kap. I. In Deutsch verfügbar unter
www.un.org/Depts/german/conf/ac189-12.pdf.
211 Siehe Resolution 56/6.
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der gezielten Überwachung muslimischer Minderheiten auf
Grund der ethnischen Zugehörigkeit und der Religion seit den
tragischen Ereignissen des 11. September 2001;

4. bekundet ihre tiefe Besorgnis darüber, dass der Islam
oft fälschlich mit Menschenrechtsverletzungen und Terroris-
mus in Verbindung gebracht wird;

5. bekundet außerdem ihre tiefe Besorgnis über die von
extremistischen Organisationen und Gruppen verfolgten Pro-
gramme und Ziele zur Diffamierung von Religionen, insbe-
sondere wenn sie von Regierungen unterstützt werden;

6. missbilligt die Verwendung der Print-, audiovisuel-
len und elektronischen Medien, einschließlich des Internets,
und aller anderen Mittel zu dem Zweck, zu Gewalthandlungen,
Fremdenfeindlichkeit oder damit zusammenhängender Intole-
ranz und Diskriminierung gegen den Islam oder irgendeine an-
dere Religion anzustiften;

7. erkennt an, dass die Diffamierung von Religionen im
Kontext des Kampfes gegen den Terrorismus und der Reaktion
auf Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung zu einem er-
schwerenden Faktor wird, der zur Verweigerung der Grund-
rechte und -freiheiten der Zielgruppen sowie zu ihrer wirt-
schaftlichen und sozialen Ausgrenzung beiträgt;

8. hebt hervor, dass die Diffamierung aller Religionen,
insbesondere des Islam und der Muslime, vor allem in den
Menschenrechtsforen wirksam bekämpft werden muss;

9. fordert die Staaten nachdrücklich auf, durch ent-
schlossene Maßnahmen die Verbreitung rassistischen und
fremdenfeindlichen Gedankenguts und Materials, das gegen
eine Religion oder ihre Anhänger gerichtet ist und eine Anstif-
tung zu Diskriminierung, Feindseligkeit oder Gewalt darstellt,
durch politische Institutionen und Organisationen zu verbie-
ten;

10. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, im
Rahmen ihrer jeweiligen Rechts- und Verfassungsordnung ei-
nen hinreichenden Schutz vor Akten des Hasses, der Diskri-
minierung, der Einschüchterung und der Nötigung, die aus der
Diffamierung von Religionen resultieren, zu gewährleisten,
alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um die Toleranz und die
Achtung aller Religionen und ihrer Wertesysteme zu fördern,
und ihre Rechtsordnungen durch geistige und moralische Stra-
tegien zur Bekämpfung von Hass und Intoleranz auf Grund der
Religion zu ergänzen;

11. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, sicherzustel-
len, dass alle öffentlichen Amtsträger, namentlich die Mitglie-
der der mit der Rechtsdurchsetzung beauftragten Organe, das
Militär, die Beamten und die Lehrkräfte, bei der Wahrneh-
mung ihrer amtlichen Aufgaben unterschiedliche Religionen
und Weltanschauungen achten und niemanden auf Grund sei-
ner Religion oder Weltanschauung diskriminieren und dass je-
de erforderliche und geeignete Aufklärung oder Schulung ge-
leistet wird;

12. unterstreicht die Notwendigkeit, die Diffamierung
von Religionen zu bekämpfen, indem die Maßnahmen auf lo-

kaler, nationaler, regionaler und internationaler Ebene zu Stra-
tegien zusammengefasst und harmonisiert werden, durch Auf-
klärungsarbeit und bewusstseinsbildende Maßnahmen;

13. fordert die Staaten nachdrücklich auf, den gleichen
Zugang zur Bildung für alle im Gesetz und in der Praxis zu ge-
währleisten, namentlich den Zugang zu kostenloser Grund-
schulbildung für alle Kinder, Mädchen wie Jungen, sowie den
Zugang für Erwachsene zu lebenslangem Lernen und zu Bil-
dung, auf der Grundlage der Achtung der Menschenrechte, der
Vielfalt und der Toleranz sowie ohne jede Diskriminierung,
und keine rechtlichen oder sonstigen Maßnahmen zu ergrei-
fen, die zu einer Rassentrennung beim Zugang zur Schulbil-
dung führen;

14. fordert die internationale Gemeinschaft auf, einen
globalen Dialog zur Förderung einer Kultur der Toleranz und
des Friedens auf der Grundlage der Achtung der Menschen-
rechte und der religiösen Vielfalt einzuleiten, und legt den
Staaten, nichtstaatlichen Organisationen, religiösen Organisa-
tionen sowie den Print- und elektronischen Medien eindring-
lich nahe, einen solchen Dialog zu unterstützen und zu fördern;

15. fordert die Hohe Kommissarin der Vereinten Natio-
nen für Menschenrechte auf, die Einbeziehung von Menschen-
rechtsaspekten in den Dialog zwischen den Kulturen zu för-
dern, unter anderem durch

a) ihre Eingliederung in Fachseminare und Sonderde-
batten über den positiven Beitrag der Kulturen sowie der reli-
giösen und kulturellen Vielfalt, einschließlich durch Bildungs-
programme, insbesondere das am 10. Dezember 2004 verkün-
dete Weltprogramm für Menschenrechtsbildung212;

b) die Zusammenarbeit des Amtes des Hohen Kommis-
sars der Vereinten Nationen für Menschenrechte mit anderen
zuständigen internationalen Organisationen bei der Abhaltung
gemeinsamer Konferenzen zur Förderung dieses Dialogs so-
wie des Verständnisses der Allgemeingültigkeit der Men-
schenrechte und ihrer Verwirklichung auf verschiedenen Ebe-
nen;

16. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 60/151

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II), Ziff. 102)213.

212 Siehe Resolutionen 59/113 A und B.
213 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Algerien, Angola, Äquatorialguinea, Äthiopien,
Belgien, Burkina Faso, Burundi, Côte d'Ivoire, Demokratische Republik
Kongo, Deutschland, Frankreich, Gabun, Gambia, Ghana, Guinea, Indi-
en, Italien, Kamerun, Kap Verde, Katar, Kenia, Kongo, Lesotho, Mali,
Marokko, Nigeria, Ruanda, São Tomé und Príncipe, Sierra Leone, Süd-
afrika, Togo, Tschad, Tunesien, Vereinigte Republik Tansania, Vereinig-
te Staaten von Amerika und Zentralafrikanische Republik.
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60/151. Subregionales Zentrum für Menschenrechte und
Demokratie in Zentralafrika

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 55/105 vom 4. Dezem-
ber 2000 über regionale Abmachungen zur Förderung und zum
Schutz der Menschenrechte,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 59/183 vom
20. Dezember 2004 über das Subregionale Zentrum für Men-
schenrechte und Demokratie in Zentralafrika,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolutionen 55/34 B vom
20. November 2000 und 55/233 vom 23. Dezember 2000, Ab-
schnitt III ihrer Resolution 55/234 vom 23. Dezember 2000
und Resolution 58/176 vom 22. Dezember 2003,

daran erinnernd, dass die Weltkonferenz über Menschen-
rechte empfohlen hat, dass für den Ausbau regionaler Abma-
chungen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte
im Rahmen des Programms für technische Zusammenarbeit
auf dem Gebiet der Menschenrechte des Amtes des Hohen
Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte
mehr Ressourcen bereitgestellt werden sollten214,

unter Hinweis auf den Bericht der Hohen Kommissarin215,

Kenntnis nehmend von der Abhaltung der zweiundzwan-
zigsten Ministertagung des Ständigen beratenden Ausschusses
der Vereinten Nationen für Sicherheitsfragen in Zentralafrika
vom 14. bis 18. März 2005 in Brazzaville,

sowie Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalse-
kretärs216,

das Ergebnis des Weltgipfels 2005217 begrüßend, insbeson-
dere den darin bekräftigten Beschluss, den ordentlichen Haus-
halt des Amtes des Hohen Kommissars in den kommenden
fünf Jahren zu verdoppeln,

1. begrüßt die Tätigkeit des Subregionalen Zentrums
für Menschenrechte und Demokratie in Zentralafrika in Jaun-
de;

2. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von der Unterstüt-
zung, die das Gastland bei der Einrichtung des Zentrums ge-
währt hat;

3. ersucht den Generalsekretär und die Hohe Kommis-
sarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte, zusätzliche
finanzielle und personelle Ressourcen zur Verfügung zu stel-
len, damit das Zentrum dem wachsenden Bedarf im Hinblick
auf die Förderung und den Schutz der Menschenrechte und den
Aufbau einer Kultur der Demokratie in der zentralafrikani-
schen Subregion in positiver und wirksamer Weise entspre-
chen kann;

4. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 60/152

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 121 Stimmen bei 53 Gegenstimmen und 4 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II), Ziff. 102)218:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brunei Da-
russalam, Burkina Faso, Burundi, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Demokrati-
sche Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica, Domini-
kanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gabun,
Gambia, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti,
Honduras, Indien, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Jor-
danien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisi-
stan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokrati-
sche Republik, Lesotho, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagas-
kar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexi-
ko, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria,
Oman, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Ru-
anda, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, Saudi-Arabien, Se-
negal, Simbabwe, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen,
Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thai-
land, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tunesien, Turkmenistan,
Uganda, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik),
Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zentral-
afrikanische Republik.

Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowi-
na, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Ma-
zedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island,
Israel, Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco,
Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Portugal, Repu-
blik Korea, Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden, Schweiz, Ser-
bien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik,
Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland,
Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

Enthaltungen: Brasilien, Chile, Irak, Singapur.

60/152. Die Globalisierung und ihre Auswirkungen auf
den vollen Genuss aller Menschenrechte

Die Generalversammlung,

geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der
Vereinten Nationen und insbesondere auf die Notwendigkeit
hinweisend, eine internationale Zusammenarbeit bei der För-

214 Siehe A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III.
215 Official Records of the General Assembly, Fifty-sixth Session, Supple-
ment No. 36, Addendum (A/56/36/Add.1).
216 A/60/353.
217 Siehe Resolution 60/1.

218 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Aser-
baidschan, Äthiopien, Bangladesch, Barbados, Benin, Botsuana, Burkina
Faso, China, Côte d'Ivoire, Demokratische Volksrepublik Korea, Dschi-
buti, Eritrea, Ghana, Guinea, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Je-
men, Kamerun, Kenia, Komoren, Kongo, Kuba, Lesotho, Libysch-Ara-
bische Dschamahirija, Madagaskar, Malaysia, Mali, Marokko, Myanmar,
Namibia, Nicaragua, Nigeria, Pakistan, Philippinen, Sambia, Saudi-Ara-
bien, Sierra Leone, Simbabwe, St. Vincent und die Grenadinen, Südafri-
ka, Sudan, Syrische Arabische Republik, Tunesien, Uganda, Usbekistan,
Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam
und Zentralafrikanische Republik.
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derung und Festigung der Achtung vor den Menschenrechten
und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied herbeizuführen,

unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte219 sowie die Erklärung und das Aktionsprogramm
von Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonferenz über
Menschenrechte verabschiedet wurden220,

sowie unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über bür-
gerliche und politische Rechte221 und den Internationalen Pakt
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte221,

ferner unter Hinweis auf die Erklärung über das Recht auf
Entwicklung, die die Generalversammlung in ihrer Resolution
41/128 vom 4. Dezember 1986 verabschiedete,

unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der Verein-
ten Nationen222 und die Ergebnisdokumente der dreiundzwan-
zigsten223 und der vierundzwanzigsten224 Sondertagung der Ge-
neralversammlung, die vom 5. bis 10. Juni 2000 in New York
beziehungsweise vom 26. Juni bis 1. Juli 2000 in Genf statt-
fanden,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 59/184 vom
20. Dezember 2004,

ferner unter Hinweis auf die Resolution 2005/17 der Men-
schenrechtskommission vom 14. April 2005 über die Globa-
lisierung und ihre Auswirkungen auf den vollen Genuss aller
Menschenrechte225,

in der Erkenntnis, dass alle Menschenrechte allgemein gül-
tig und unteilbar sind, einander bedingen und miteinander ver-
knüpft sind und dass die internationale Gemeinschaft die Men-
schenrechte weltweit in gerechter und gleicher Weise, auf der-
selben Grundlage und mit demselben Nachdruck behandeln
muss,

im Bewusstsein dessen, dass sich die Globalisierung auf al-
le Länder unterschiedlich auswirkt und sie anfälliger für posi-
tive wie negative äußere Entwicklungen, unter anderem auf
dem Gebiet der Menschenrechte, macht,

sowie im Bewusstsein dessen, dass die Globalisierung nicht
nur ein wirtschaftlicher Prozess ist, sondern auch soziale, po-
litische, ökologische, kulturelle und rechtliche Dimensionen
aufweist, die sich auf den vollen Genuss aller Menschenrechte
auswirken,

in Bekräftigung der in den Ziffern 19 und 47 des Ergebnis-
ses des Weltgipfels 2005226 enthaltenen Verpflichtung, eine
faire Globalisierung und die Entwicklung der Produktionssek-
toren in den Entwicklungsländern zu fördern, damit diese auf
wirksamere Weise am Prozess der Globalisierung teilhaben
und daraus Nutzen ziehen können,

im Bewusstsein dessen, dass eine gründliche, unabhängige
und umfassende Bewertung der sozialen, ökologischen und
kulturellen Auswirkungen der Globalisierung auf die Gesell-
schaften durchgeführt werden muss,

in der Erkenntnis, dass jede Kultur eine Würde und einen
Wert besitzt, die Anerkennung, Achtung und Erhaltung ver-
dienen, sowie in der Überzeugung, dass alle Kulturen ange-
sichts ihrer reichen Vielfalt und Diversität und ihrer wechsel-
seitigen Beeinflussung Teil des gemeinsamen Erbes aller
Menschen sind, und sich dessen bewusst, dass die Gefahr einer
globalen Monokultur eine stärkere Bedrohung darstellt, wenn
die Entwicklungsländer arm und marginalisiert bleiben,

sowie in der Erkenntnis, dass den multilateralen Mecha-
nismen eine einzigartige Rolle dabei zukommt, den Heraus-
forderungen der Globalisierung zu begegnen und die Chancen,
die sie bietet, zu nutzen,

unter Betonung der globalen Natur des Migrationsphäno-
mens, der Bedeutung der internationalen, regionalen und bila-
teralen Zusammenarbeit und der Notwendigkeit, die Men-
schenrechte der Migranten zu schützen, insbesondere ange-
sichts der ständigen Zunahme der Migrationsströme in der glo-
balisierten Wirtschaft,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über die nachteiligen
Auswirkungen der Turbulenzen auf den internationalen Fi-
nanzmärkten auf die soziale und wirtschaftliche Entwicklung
und den vollen Genuss aller Menschenrechte,

in der Erkenntnis, dass die Globalisierung von den Grund-
prinzipien geleitet werden sollte, die dem Korpus der Men-
schenrechte zugrunde liegen, wie Gerechtigkeit, Partizipation,
Rechenschaftspflicht, Nichtdiskriminierung auf nationaler
wie internationaler Ebene, Achtung der Vielfalt, Toleranz und
internationale Zusammenarbeit und Solidarität,

betonend, dass das Vorhandensein weit verbreiteter extre-
mer Armut den vollen und wirksamen Genuss der Menschen-
rechte beeinträchtigt; die internationale Gemeinschaft muss
ihrer sofortigen Linderung und letztendlichen Beseitigung
auch weiterhin hohe Priorität einräumen,

erneut mit Nachdruck die Entschlossenheit bekundend, die
rasche und vollständige Erreichung der auf den großen Kon-
ferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen vereinbar-
ten Entwicklungsziele, einschließlich der auf dem Millenni-
ums-Gipfel vereinbarten und als Millenniums-Entwicklungs-
ziele bezeichneten Ziele, sicherzustellen, die ein Ansporn für
Bemühungen um die Beseitigung der Armut sind,

219 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html..
220 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III.
221 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57;
öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
222 Siehe Resolution 55/2.
223 Resolution S-23/2, Anlage, und Resolution S-23/3, Anlage.
224 Resolution S-24/2, Anlage.
225 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005, Sup-
plement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und Corr.1), Kap. II,
Abschn. A. 226 Siehe Resolution 60/1.
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zutiefst besorgt über die Unzulänglichkeit der Maßnahmen
zur Verringerung der wachsenden Kluft zwischen den entwik-
kelten Ländern und den Entwicklungsländern sowie innerhalb
der Länder, die unter anderem zu einer Verschärfung der Ar-
mut beigetragen und sich negativ auf den vollen Genuss aller
Menschenrechte ausgewirkt hat, vor allem in den Entwick-
lungsländern,

in Anbetracht dessen, dass die Menschen eine Welt anstre-
ben, in der die Menschenrechte und die kulturelle Vielfalt ge-
achtet werden, und dass sie sich dementsprechend dafür ein-
setzen, dass alle Aktivitäten, einschließlich derjenigen, die
durch die Globalisierung berührt werden, mit diesen Zielen
vereinbar sind,

1. ist sich dessen bewusst, dass die Globalisierung auf
Grund ihrer Auswirkungen unter anderem auf die Rolle des
Staates zwar Folgen für die Menschenrechte haben kann, dass
aber die Förderung und der Schutz aller Menschenrechte in er-
ster Linie Aufgabe des Staates ist;

2. hebt hervor, dass die Entwicklung im Mittelpunkt der
internationalen Wirtschaftsagenda stehen sollte und dass die
Kohärenz zwischen den nationalen Entwicklungsstrategien
und den internationalen Verpflichtungen und Zusagen für ein
entwicklungsförderndes Wirtschaftsumfeld und eine alle
Menschen einschließende und ausgewogene Globalisierung
unabdingbar ist;

3. bekräftigt, dass die Verringerung der Kluft zwischen
Arm und Reich, sowohl innerhalb der Länder als auch zwi-
schen ihnen, ein ausdrücklich angestrebtes Ziel auf nationaler
und internationaler Ebene ist, als Teil der Bemühungen um die
Schaffung eines Umfelds, das dem vollen Genuss aller Men-
schenrechte förderlich ist;

4. bekräftigt außerdem die Verpflichtung, auf nationa-
ler wie globaler Ebene ein Umfeld zu schaffen, das der Ent-
wicklung und der Armutsbeseitigung förderlich ist, unter an-
derem durch gute Regierungsführung in jedem Land und gute
Ordnungspolitik auf internationaler Ebene, durch die Trans-
parenz der Finanz-, Währungs- und Handelssysteme und
durch die Verpflichtung auf ein offenes, faires, regelgestütz-
tes, berechenbares und nichtdiskriminierendes multilaterales
Handels- und Finanzsystem;

5. erkennt an, dass die Globalisierung zwar große Chan-
cen eröffnet, dass jedoch die mit ihr einhergehenden Vorteile
ebenso wie auch ihre Kosten sehr ungleich verteilt sind, ein
Aspekt des Prozesses, der sich auf den vollen Genuss aller
Menschenrechte auswirkt, insbesondere in den Entwicklungs-
ländern;

6. begrüßt den Bericht der Hohen Kommissarin der
Vereinten Nationen für Menschenrechte über die Globalisie-
rung und ihre Auswirkungen auf den vollen Genuss der Men-

schenrechte227, der sich schwerpunktmäßig mit der Handelsli-
beralisierung im Bereich der Landwirtschaft und ihren Aus-
wirkungen auf die Verwirklichung des Rechts auf Entwick-
lung, namentlich des Rechts auf Nahrung, befasst, und nimmt
Kenntnis von den darin enthaltenen Schlussfolgerungen und
Empfehlungen;

7. fordert die Mitgliedstaaten, die zuständigen Organi-
sationen des Systems der Vereinten Nationen, die zwischen-
staatlichen Organisationen und die Zivilgesellschaft auf, zur
Steuerung der Globalisierung ein ausgewogenes und umwelt-
verträgliches Wirtschaftswachstum zu fördern, um die Armut
systematisch zu verringern und die internationalen Entwick-
lungsziele zu erreichen;

8. erkennt an, dass die Globalisierung nur dann alle voll
mit einschließen, ausgewogen sein, ein menschliches Antlitz
haben und so zum vollen Genuss aller Menschenrechte beitra-
gen kann, wenn breit angelegte, dauerhafte Anstrengungen,
namentlich Politiken und Maßnahmen auf globaler Ebene, un-
ternommen werden, um auf der Grundlage der ganzen Vielfalt
unserer einen Menschheit eine gemeinsame Zukunft zu schaf-
fen;

9. unterstreicht, dass es dringend erforderlich ist, ein
ausgewogenes, transparentes und demokratisches internatio-
nales System zu schaffen, um die Mitwirkung der Entwick-
lungsländer an der weltwirtschaftlichen Entscheidungsfin-
dung und Normsetzung zu stärken und auszuweiten;

10. bekräftigt, dass die Globalisierung ein komplexer
Prozess eines Strukturwandels mit zahlreichen interdisziplinä-
ren Aspekten ist, der sich auf den Genuss der bürgerlichen, po-
litischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte,
einschließlich des Rechts auf Entwicklung, auswirkt;

11. bekräftigt außerdem, dass die internationale Gemein-
schaft danach streben soll, auf die aus der Globalisierung er-
wachsenden Herausforderungen und Chancen in einer Weise
zu reagieren, die die Achtung der kulturellen Vielfalt aller ge-
währleistet;

12. unterstreicht daher die Notwendigkeit, die Folgen
der Globalisierung für den vollen Genuss aller Menschenrech-
te weiter zu analysieren;

13. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs228 und ersucht diesen, weiter die Auffassungen der Mit-
gliedstaaten und der zuständigen Organisationen des Systems
der Vereinten Nationen einzuholen und der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen sachbezogenen
Bericht zu diesem Thema vorzulegen.

227 E/CN.4/2002/54.
228 A/60/301 und Add.1.
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RESOLUTION 60/153
Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II), Ziff. 102)229.

60/153. Einrichtung eines Menschenrechtsausbildungs-
und -dokumentationszentrums der Vereinten Na-
tionen für Südwestasien und die arabische Region 

Die Generalversammlung,

geleitet von den in der Charta der Vereinten Nationen und
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte230 veranker-
ten grundlegenden und universellen Prinzipien,

unter Hinweis auf die Erklärung und das Aktionspro-
gramm von Wien aus dem Jahr 1993231, in denen die Notwen-
digkeit bekräftigt wurde, die Möglichkeit des Abschlusses re-
gionaler und subregionaler Abmachungen zur Förderung und
zum Schutz der Menschenrechte zu erwägen, sofern solche
noch nicht bestehen,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 32/127 vom
16. Dezember 1977, 51/102 vom 12. Dezember 1996 und alle
ihre späteren Resolutionen über regionale Abmachungen zur
Förderung und zum Schutz der Menschenrechte,

ferner unter Hinweis auf die Resolution 1993/51 der Men-
schenrechtskommission vom 9. März 1993232 und alle ihre spä-
teren Resolutionen über regionale Abmachungen zur Förde-
rung und zum Schutz der Menschenrechte,

unter Hinweis auf den Bericht des Generalsekretärs über
regionale Abmachungen zur Förderung und zum Schutz der
Menschenrechte233,

erneut erklärend, dass sie sich die Erklärung und das Ak-
tionsprogramm von Wien aus dem Jahr 1993 zu eigen gemacht
hat und dass alle Menschenrechte, die wirtschaftlichen, bür-
gerlichen, kulturellen, politischen und sozialen, einschließlich
des Rechts auf Entwicklung, allgemein gültig und unteilbar
sind, einander bedingen und miteinander verknüpft sind,

sowie erneut erklärend, dass die regionale Zusammenar-
beit bei der Förderung und beim Schutz der Menschenrechte
eine grundlegende Rolle spielt und die in den internationalen
Rechtsakten auf dem Gebiet der Menschenrechte enthaltenen
universalen Menschenrechtsnormen sowie deren Schutz stär-
ken soll,

entschlossen, die subregionale, regionale und internationa-
le Zusammenarbeit zur Förderung der allgemeinen Achtung
und Einhaltung der Menschenrechte und Grundfreiheiten in
Übereinstimmung mit den internationalen Verpflichtungen zu
stärken,

in der Überzeugung, dass die Zusammenarbeit zwischen
den Vereinten Nationen und regionalen Initiativen auf dem
Gebiet der Menschenrechte nach wie vor sowohl sachbezoge-
ne als auch unterstützende Aspekte umfasst und dass Möglich-
keiten zum Ausbau der Zusammenarbeit bestehen,

unter Hinweis auf ihre Resolution 49/184 vom 23. Dezem-
ber 1994, in der die Dekade der Vereinten Nationen für Men-
schenrechtserziehung 1995-2004 verkündet wurde, und ihre
Resolution 59/113 vom 10. Dezember 2004, in der das Welt-
programm für Menschenrechtsbildung und sein Beginn am
1. Januar 2005 verkündet wurde, sowie auf die Resolution
1993/56 der Menschenrechtskommission vom 9. März 1993
über Bildung und Menschenrechte232 und die Kommissionsre-
solution 2003/70 vom 25. April 2003 über die Dekade der Ver-
einten Nationen für Menschenrechtserziehung234,

in der Erkenntnis, dass die Menschenrechtsbildung eine
entscheidende Rolle dabei spielen kann, die Achtung der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten zu erhöhen, und zur Förde-
rung der Menschenrechte, zur Verwirklichung einer Kultur
des Friedens, insbesondere zur Unterweisung in der Praxis der
Gewaltlosigkeit, und zur Achtung der Rechtsstaatlichkeit bei-
tragen kann,

davon Kenntnis nehmend, dass die Initiative Katars, ein
Menschenrechtszentrum der Vereinten Nationen für Südwest-
asien und die arabische Region aufzunehmen, von dem Rat der
Liga der arabischen Staaten und den Mitgliedstaaten des Golf-
Kooperationsrats sowie in der auf dem Gipfeltreffen der süd-
amerikanischen und arabischen Länder verabschiedeten Er-
klärung von Brasilia235 befürwortet und unterstützt wird,

229 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahrain,
Bangladesch, Belgien, Bolivien, Brasilien, Burkina Faso, Dänemark, De-
mokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea,
Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti, ehemalige jugosla-
wische Republik Mazedonien, Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich,
Gambia, Griechenland, Indien, Indonesien, Irak, Irland, Israel, Italien, Je-
men, Jordanien, Kap Verde, Katar, Kenia, Komoren, Kroatien, Kuba, Ku-
wait, Lettland, Libysch-Arabische Dschamahirija, Litauen, Luxemburg,
Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Myanmar,
Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Oman, Österreich, Pakistan, Pa-
nama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Moldau,
Rumänien, Saudi-Arabien, Schweden, Senegal, Sierra Leone, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Vincent und die Grenadinen, Sudan,
Timor-Leste, Togo, Tschechische Republik, Tunesien, Ukraine, Ungarn,
Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigtes Königreich Großbritannien
und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zentralafrikanische
Republik und Zypern.
230 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html. 
231 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III. 
232 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 1993,
Supplement No. 3 und Korrigenda (E/1993/23 und Corr.2, 4 und 5),
Kap. II, Abschn. A. 

233 A/59/323.
234 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2003,
Supplement No. 3 (E/2003/23), Kap. II, Abschn. A.
235 A/59/818, Anlage. 
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sowie Kenntnis nehmend von den Resolutionen der Men-
schenrechtskommission 2005/71 und 2005/73 vom 20. April
2005236, in denen das Angebot der Regierung Katars begrüßt
wurde, ein Menschenrechtszentrum der Vereinten Nationen
für Südwestasien und die arabische Region aufzunehmen,

ferner Kenntnis nehmend von der Unterstützung für die In-
itiative Katars, ein Menschenrechtszentrum der Vereinten Na-
tionen für Südwestasien und die arabische Region aufzuneh-
men, die auf der vom 30. August bis 2. September 2005 in
Beijing abgehaltenen dreizehnten Arbeitstagung über regiona-
le Zusammenarbeit zur Förderung und zum Schutz der Men-
schenrechte in der asiatisch-pazifischen Region zum Aus-
druck gebracht wurde,

eingedenk der immensen Größe Südwestasiens und der
arabischen Region und der dort herrschenden Vielfalt,

1. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von der Zusam-
menarbeit und Unterstützung, die das Amt des Hohen Kom-
missars der Vereinten Nationen für Menschenrechte bei der
weiteren Stärkung der bestehenden regionalen Abmachungen
und Einrichtungen zur Förderung und zum Schutz der Men-
schenrechte auch weiterhin gewährt, insbesondere im Rahmen
der technischen Zusammenarbeit zum Aufbau einzelstaatli-
cher Kapazitäten, der Öffentlichkeitsarbeit und der Aufklä-
rung, mit dem Ziel, Informationen und Erfahrungen auf dem
Gebiet der Menschenrechte auszutauschen;

2. begrüßt die Initiative der Regierung Katars, ein Men-
schenrechtsausbildungs- und -dokumentationszentrum der
Vereinten Nationen für Südwestasien und die arabische Re-
gion aufzunehmen, das unter der Aufsicht des Amtes des Ho-
hen Kommissars stehen und den Auftrag haben wird, Ausbil-
dungs- und Dokumentationstätigkeiten im Einklang mit den
internationalen Menschenrechtsnormen durchzuführen und
diesbezügliche Anstrengungen von Regierungen, Organisa-
tionen und Programmen der Vereinten Nationen, nationalen
Menschenrechtsinstitutionen und nichtstaatlichen Organisa-
tionen in der Region zu unterstützen;

3. ersucht den Generalsekretär und das Amt des Hohen
Kommissars, die Einrichtung eines Menschenrechtssausbil-
dungs- und -dokumentationszentrums der Vereinten Nationen
für Südwestasien und die arabische Region zu unterstützen,
mit dem Gastland ein Abkommen über die Einrichtung des
Zentrums zu schließen und Mittel für seine Einrichtung zur
Verfügung zu stellen;

4. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen;

5. beschließt, diese Frage auf ihrer einundsechzigsten
Tagung weiter zu behandeln.

RESOLUTION 60/154

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II), Ziff. 102)237.

60/154. Nationale Institutionen zur Förderung und zum
Schutz der Menschenrechte

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen und diejenigen der
Menschenrechtskommission über nationale Institutionen zur
Förderung und zum Schutz der Menschenrechte,

unter Begrüßung des weltweit rasch wachsenden Interes-
ses an der Schaffung und Stärkung unabhängiger, pluralisti-
scher nationaler Institutionen zur Förderung und zum Schutz
der Menschenrechte,

überzeugt von der wichtigen Rolle, die diesen nationalen
Institutionen jetzt und auch künftig dabei zukommt, die Men-
schenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen
und das Bewusstein der Öffentlichkeit für diese Rechte und
Freiheiten zu wecken und zu verstärken, 

in der Erwägung, dass die Vereinten Nationen bei der Un-
terstützung des Ausbaus nationaler Institutionen eine wichtige
Rolle gespielt haben und dass sie künftig eine noch wichtigere
Rolle dabei spielen sollen,

unter Hinweis auf die Erklärung und das Aktionspro-
gramm von Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonferenz
über Menschenrechte verabschiedet wurden238 und in denen
die wichtige und konstruktive Rolle der nationalen Menschen-
rechtsinstitutionen bekräftigt wurde, insbesondere soweit es
dabei um die Beratung der zuständigen Behörden, ihre Rolle
bei der Behebung von Menschenrechtsverletzungen, der Ver-
breitung von Informationen über die Menschenrechte und der
Menschenrechtserziehung geht,

236 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und Corr.1), Kap. II,
Abschn. A.

237 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Angola, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bangla-
desch, Belarus, Belgien, Benin, Bhutan, Bosnien und Herzegowina,
Botsuana, Brasilien, Bulgarien, Burundi, Chile, Costa Rica, Côte d'Ivoire,
Dänemark, Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige
jugoslawische Republik Mazedonien, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland,
Frankreich, Gambia, Georgien, Ghana, Griechenland, Guatemala, Gui-
nea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irland, Israel, Italien,
Japan, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Li-
tauen, Madagaskar, Malaysia, Mali, Malta, Marokko, Mauritius, Mexiko,
Mongolei, Myanmar, Nepal, Neuseeland, Niederlande, Nigeria, Norwe-
gen, Österreich, Panama, Papua-Neuguinea, Peru, Philippinen, Polen,
Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Fö-
deration, Schweden, Schweiz, Senegal, Sierra Leone, Slowakei, Slowe-
nien, Spanien, Sri Lanka, Thailand, Timor-Leste, Tschechische Republik,
Tunesien, Türkei, Ukraine, Ungarn, Venezuela (Bolivarische Republik),
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Zentralafrikani-
sche Republik und Zypern.
238 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III.
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sowie unter Hinweis auf die Erklärung und die Aktions-
plattform von Beijing239, worin die Regierungen nachdrücklich
aufgefordert wurden, unabhängige nationale Institutionen zur
Förderung und zum Schutz der Menschenrechte, einschließ-
lich der Menschenrechte von Frauen, zu schaffen oder zu stär-
ken,

bekräftigend, dass alle Menschenrechte allgemein gültig,
unteilbar und miteinander verknüpft sind und einander bedin-
gen und gegenseitig verstärken und dass alle Menschenrechte
in fairer und gleicher Weise, gleichberechtigt und gleichge-
wichtig behandelt werden müssen,

eingedenk der Bedeutung nationaler und regionaler Beson-
derheiten und der verschiedenen historischen, kulturellen und
religiösen Traditionen sowie der Pflicht aller Staaten, unge-
achtet ihrer politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Sy-
steme alle Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern
und zu schützen,

unter Hinweis auf das von den nationalen Institutionen zur
Förderung und zum Schutz der Menschenrechte auf ihrer Ta-
gung während der Weltkonferenz über Menschenrechte im Ju-
ni 1993 in Wien verabschiedete Aktionsprogramm240, in dem
empfohlen wurde, die Aktivitäten und Programme der Verein-
ten Nationen auszubauen, um den Ersuchen von Staaten um
Hilfe bei der Schaffung beziehungsweise beim Ausbau ihrer
eigenen nationalen Institutionen zur Förderung und zum
Schutz der Menschenrechte nachkommen zu können,

feststellend, dass die nationalen Institutionen bei den Ta-
gungen der Vereinten Nationen über Menschenrechte eine
wichtige Rolle spielen und wertvolle Beiträge leisten und dass
ihre weitere entsprechende Mitarbeit wichtig ist,

es begrüßend, dass die regionale Zusammenarbeit zwi-
schen den nationalen Menschenrechtsinstitutionen sowie zwi-
schen den nationalen Menschenrechtsinstitutionen und ande-
ren regionalen Menschenrechtsforen in allen Regionen ver-
stärkt wurde,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von dem Bestehen re-
gionaler Menschenrechtsnetzwerke in Europa und von der
kontinuierlichen Arbeit des Netzwerks nationaler Institutio-
nen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte in den
Amerikas, des Asiatisch-Pazifischen Forums nationaler Men-
schenrechtsinstitutionen und des Koordinierungsausschusses
der afrikanischen nationalen Menschenrechtsinstitutionen,

es begrüßend, dass die internationale Zusammenarbeit
zwischen den nationalen Menschenrechtsinstitutionen ge-
stärkt wurde, namentlich über den Internationalen Koordinie-
rungsausschuss der nationalen Institutionen,

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs241;

2. bekräftigt, wie wichtig die Schaffung wirksamer, un-
abhängiger und pluralistischer nationaler Institutionen zur
Förderung und zum Schutz der Menschenrechte ist, im Ein-
klang mit den Grundsätzen betreffend die Stellung nationaler
Institutionen zur Förderung und zum Schutz der Menschen-
rechte ("Pariser Grundsätze") in der Anlage zu Resolution
48/134 vom 20. Dezember 1993;

3. erklärt erneut, dass die Pariser Grundsätze nach wie
vor wichtig sind, erkennt den Nutzen ihrer nach Bedarf weiter
verstärkten Anwendung an und ermutigt die Staaten, die na-
tionalen Institutionen und andere in Betracht kommende Par-
teien, zu prüfen, wie dies erreicht werden kann;

4. erkennt an, dass jeder Staat gemäß der Erklärung und
dem Aktionsprogramm von Wien238 das Recht hat, den Rah-
men für die nationalen Institutionen zu wählen, der seinen be-
sonderen nationalen Bedürfnissen im Hinblick auf die Förde-
rung der Menschenrechte im Einklang mit den internationalen
Menschenrechtsnormen am besten gerecht wird;

5. erkennt außerdem an, dass den nationalen Institutio-
nen bei der Förderung und Gewährleistung der Unteilbarkeit
und Interdependenz aller Menschenrechte eine unverzichtbare
Rolle zukommt, und fordert die Staaten auf, dafür Sorge zu tra-
gen, dass allen Menschenrechten in den Mandaten der von ih-
nen geschaffenen nationalen Menschenrechtsinstitutionen ge-
bührend Rechnung getragen wird;

6. legt den Mitgliedstaaten nahe, wirksame, unabhängi-
ge und pluralistische nationale Institutionen zur Förderung und
zum Schutz der Menschenrechte zu schaffen beziehungsweise
zu stärken, soweit sie bereits bestehen, wie in der Erklärung
und dem Aktionsprogramm von Wien dargelegt;

7. begrüßt es, dass immer mehr Staaten nationale Insti-
tutionen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte
schaffen beziehungsweise ihre Schaffung in Erwägung zie-
hen;

8. ermutigt die von den Mitgliedstaaten geschaffenen
nationalen Institutionen zur Förderung und zum Schutz der
Menschenrechte, bei der Verhinderung und Bekämpfung aller
in der Erklärung und dem Aktionsprogramm von Wien und in
den einschlägigen internationalen Rechtsakten aufgezählten
Menschenrechtsverletzungen auch künftig eine aktive Rolle
zu spielen;

9. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von den Anstren-
gungen derjenigen Staaten, die ihren nationalen Institutionen
mehr Autonomie und Unabhängigkeit eingeräumt haben, na-
mentlich indem sie ihnen Ermittlungsfunktionen übertragen
beziehungsweise diese Funktionen gestärkt haben, und legt
den anderen Regierungen nahe, ähnliche Schritte zu erwägen;

10. bekräftigt die Rolle, die den nationalen Institutionen,
sofern solche bestehen, als den geeigneten Stellen für die Ver-
breitung von Unterlagen über die Menschenrechte und andere
Tätigkeiten zur Information der Öffentlichkeit, so auch derje-
nigen der Vereinten Nationen, zukommt;

11. fordert den Generalsekretär nachdrücklich auf, den
Ersuchen von Mitgliedstaaten um Hilfe bei der Schaffung und

239 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4-15 Sep-
tember 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.13), Kap. I,
Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/beijing/beij_bericht.html. 
240 Siehe A/CONF.157/NI/6.
241 A/60/299.
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Stärkung nationaler Menschenrechtsinstitutionen als Teil des
Programms der Vereinten Nationen für Beratende Dienste und
technische Hilfe auf dem Gebiet der Menschenrechte auch
künftig hohen Vorrang einzuräumen;

12. begrüßt den hohen Vorrang, den das Amt des Hohen
Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte der
Arbeit an nationalen Institutionen einräumt, legt der Hohen
Kommissarin angesichts der Ausweitung der mit nationalen
Institutionen zusammenhängenden Aktivitäten nahe, für ge-
eignete Regelungen und die Bereitstellung von Haushaltsmit-
teln zu sorgen, damit die Aktivitäten zur Unterstützung der na-
tionalen Menschenrechtsinstitutionen weitergeführt und aus-
gebaut werden können, und bittet die Regierungen, zu diesem
Zweck zusätzliche Mittel für den Freiwilligen Fonds der Ver-
einten Nationen für technische Zusammenarbeit auf dem Ge-
biet der Menschenrechte beizusteuern;

13. begrüßt die Schaffung einer Internetseite über die na-
tionalen Institutionen als wichtiges Instrument für die Bereit-
stellung von Informationen für nationale Institutionen sowie
die Einrichtung einer Datenbank zur vergleichenden Analyse
der Verfahren und Methoden bei der Behandlung von Be-
schwerden durch nationale Menschenrechtsinstitutionen;

14. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der zuneh-
mend aktiven und wichtigen Rolle des Internationalen Koor-
dinierungsausschusses der nationalen Institutionen, die darin
besteht, den Regierungen und den nationalen Institutionen auf
Antrag in enger Zusammenarbeit mit dem Amt des Hohen
Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte da-
bei behilflich zu sein, die einschlägigen Resolutionen und
Empfehlungen betreffend die Stärkung der nationalen Institu-
tionen weiterzuverfolgen;

15. nimmt außerdem mit Anerkennung Kenntnis von den
regelmäßigen Sitzungen des Internationalen Koordinierungs-
ausschusses der nationalen Institutionen und von den Vorkeh-
rungen für die Mitwirkung nationaler Menschenrechtsinstitu-
tionen an den Jahrestagungen der Menschenrechtskommis-
sion;

16. ersucht den Generalsekretär, in Zusammenarbeit mit
dem Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für
Menschenrechte auch künftig die erforderliche Unterstützung
für die Abhaltung von Sitzungen des Internationalen Koordi-
nierungsausschusses der nationalen Institutionen während der
Tagungen der Menschenrechtskommission bereitzustellen;

17. begrüßt die Fortführung der Praxis der nationalen In-
stitutionen, Regionaltagungen in bestimmten Regionen abzu-
halten, sowie die Einführung dieser Praxis in anderen Regio-
nen und legt den nationalen Institutionen nahe, in Zusammen-
arbeit mit der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen für
Menschenrechte in ihren eigenen Regionen ähnliche Veran-
staltungen gemeinsam mit Regierungen und nichtstaatlichen
Organisationen abzuhalten;

18. ersucht den Generalsekretär, auch künftig die erfor-
derliche Unterstützung für die Abhaltung internationaler und
regionaler Tagungen nationaler Institutionen bereitzustellen,
namentlich aus Mitteln des Freiwilligen Fonds der Vereinten

Nationen für technische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
Menschenrechte;

19. erkennt die wichtige und konstruktive Rolle an, die
die Zivilgesellschaft in Zusammenarbeit mit den nationalen
Institutionen im Hinblick auf die bessere Förderung und den
besseren Schutz der Menschenrechte spielen kann;

20. dankt den Regierungen, die zusätzliche Mittel für die
Schaffung und den Ausbau nationaler Menschenrechtsinstitu-
tionen bereitgestellt haben;

21. ermutigt alle Mitgliedstaaten, geeignete Maßnahmen
zu ergreifen, um den Austausch von Informationen und Erfah-
rungen in Bezug auf die Schaffung und die wirksame Arbeits-
weise der nationalen Institutionen zu fördern;

22. legt allen Einrichtungen, Fonds und Organisationen
der Vereinten Nationen nahe, bei der Förderung und dem
Schutz der Menschenrechte eng mit den nationalen Institutio-
nen zusammenzuarbeiten, und begrüßt in dieser Hinsicht die
im Rahmen der "Maßnahme 2"-Initiative des Generalsekretärs
unternommenen Bemühungen;

23. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/155

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 125 Stimmen bei 53 Gegenstimmen und ohne Ent-
haltungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II),
Ziff. 102)242:

Dafür: Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Argentinien, Arme-
nien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados,
Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussa-
lam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Demokrati-
sche Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica, Domini-
kanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gabun,
Gambia, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti,
Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen,
Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgi-
sistan, Kolumbien, Komoren, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Re-
publik, Lesotho, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Mala-
wi, Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mon-
golei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman,
Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Ruanda,
Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, Saudi-Arabien, Senegal,
Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grena-
dinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschiki-
stan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tunesien, Turk-
menistan, Tuvalu, Uganda, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivari-
sche Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania,
Vietnam.

Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowi-
na, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Ma-
zedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island,

242 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von China und Malaysia (im Namen der Mitgliedstaa-
ten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Bewegung der nichtge-
bundenen Länder sind).
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Israel, Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco,
Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Portugal, Repu-
blik Korea, Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden, Schweiz, Ser-
bien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik,
Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland,
Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

Enthaltungen: Keine.

60/155. Menschenrechte und einseitige Zwangsmaßnah-
men

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf alle ihre früheren Resolutionen zu die-
sem Thema, zuletzt Resolution 59/188 vom 20. Dezember
2004, sowie auf die Resolution 2005/14 der Menschenrechts-
kommission vom 14. April 2005243,

in Bekräftigung der einschlägigen Grundsätze und Bestim-
mungen in der von der Generalversammlung in ihrer Resolu-
tion 3281 (XXIX) vom 12. Dezember 1974 verkündeten Char-
ta der wirtschaftlichen Rechte und Pflichten der Staaten, ins-
besondere ihres Artikels 32, in dem es heißt, dass kein Staat
wirtschaftliche, politische oder sonstige Maßnahmen gegen ei-
nen anderen Staat anwenden oder zu ihrer Anwendung ermu-
tigen darf, um von ihm die Unterordnung bei der Ausübung
seiner souveränen Rechte zu erlangen,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekre-
tärs244, der gemäß der Resolution 1999/21 der Menschen-
rechtskommission vom 23. April 1999245 vorgelegt wurde, und
den Berichten des Generalsekretärs über die Durchführung der
Resolutionen 52/120 vom 12. Dezember 1997246 und 55/110
vom 4. Dezember 2000247,

in Anbetracht dessen, dass alle Menschenrechte allgemein
gültig und unteilbar sind, einander bedingen und miteinander
verknüpft sind, und in diesem Zusammenhang erneut erklä-
rend, dass das Recht auf Entwicklung ein fester Bestandteil al-
ler Menschenrechte ist,

daran erinnernd, dass die vom 14. bis 25. Juni 1993 in
Wien abgehaltene Weltkonferenz über Menschenrechte die
Staaten aufforderte, alle nicht im Einklang mit dem Völker-
recht und der Charta der Vereinten Nationen stehenden einsei-
tigen Zwangsmaßnahmen zu unterlassen, die die Handelsbe-
ziehungen zwischen den Staaten behindern und der vollen
Verwirklichung aller Menschenrechte im Wege stehen248,

eingedenk aller Bezugnahmen auf diese Frage in der am
12. März 1995 vom Weltgipfel für soziale Entwicklung ver-

abschiedeten Kopenhagener Erklärung über soziale Entwick-
lung249, der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing,
die am 15. September 1995 von der Vierten Weltfrauenkonfe-
renz verabschiedet wurden250, der Istanbul-Erklärung über
menschliche Siedlungen und der Habitat-Agenda, die am
14. Juni 1996 von der zweiten Konferenz der Vereinten Na-
tionen über Wohn- und Siedlungswesen (Habitat II) verab-
schiedet wurden251, sowie in ihren fünfjährlichen Überprüfun-
gen,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über die schädlichen
Auswirkungen einseitiger Zwangsmaßnahmen auf die inter-
nationalen Beziehungen, den Handel, die Investitionen und die
Zusammenarbeit,

mit dem Ausdruck ihrer ernsthaften Besorgnis darüber,
dass die Lage der Kinder in einigen Ländern durch einseitige
Zwangsmaßnahmen beeinträchtigt wird, die weder mit dem
Völkerrecht noch mit der Charta im Einklang stehen und die
Hindernisse für die Handelsbeziehungen zwischen Staaten
schaffen, die volle Verwirklichung der sozialen und wirt-
schaftlichen Entwicklung behindern und dem Wohlergehen
der Bevölkerung in den betroffenen Ländern entgegenstehen,
mit besonders schweren Folgen für Frauen und Kinder, ein-
schließlich Jugendlicher,

tief besorgt darüber, dass trotz der Empfehlungen, die von
der Generalversammlung und den in jüngster Zeit veranstal-
teten großen Konferenzen der Vereinten Nationen zu dieser
Frage verabschiedet wurden, und im Widerspruch zu dem all-
gemeinen Völkerrecht und der Charta auch weiterhin einseiti-
ge Zwangsmaßnahmen erlassen und angewandt werden, mit
allen ihren schädlichen Auswirkungen, namentlich ihren Ex-
traterritorialwirkungen, auf die sozialen und humanitären Tä-
tigkeiten und auf die wirtschaftliche und soziale Entwicklung
der Entwicklungsländer, wodurch zusätzliche Hindernisse für
den vollen Genuss aller Menschenrechte durch Völker und
Einzelpersonen errichtet werden, die der Herrschaftsgewalt
von Drittstaaten unterstehen,

eingedenk aller Extraterritorialwirkungen einseitiger ge-
setzgeberischer, administrativer und wirtschaftlicher Maßnah-
men, Politiken und Praktiken mit Zwangscharakter, die sich
gegen den Entwicklungsprozess und die verstärkte Geltend-
machung der Menschenrechte in den Entwicklungsländern

243 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und Corr.1), Kap. II,
Abschn. A. 
244 E/CN.4/2000/46 und Add.1.
245 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 1999,
Supplement No. 3 (E/1999/23), Kap. II, Abschn. A. 
246 A/53/293 und Add.1.
247 A/56/207 und Add.1. 
248 Siehe A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III, Abschn. I, Ziff. 31. 

249 Report of the World Summit for Social Development, Copenhagen,
6-12 March 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.8),
Kap. I, Resolution 1, Anlage I. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/wirtsozentw/socsum/socsum2.htm.
250 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4-15 Sep-
tember 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.13), Kap. I,
Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/beijing/beij_bericht.html. 
251 Report of the United Nations Conference on Human Settlements (Ha-
bitat II), Istanbul, 3-14 June 1996 (United Nations publication, Sales
No. E.97.IV.6), Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II. Deutsche Über-
setzung in: Abschlußdokumente: Die HABITAT-Agenda und die Istan-
bul-Erklärung über menschliche Siedlungen, hrsg. v. Bundesministerium
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau. Bonn, 1997.



V.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Dritten Ausschusses

397

richten und die volle Verwirklichung aller Menschenrechte be-
hindern,

Kenntnis nehmend von den fortlaufenden Bemühungen der
offenen Arbeitsgruppe der Menschenrechtskommission über
das Recht auf Entwicklung und insbesondere in Bekräftigung
ihrer Kriterien, nach denen einseitige Zwangsmaßnahmen ei-
nes der Hindernisse für die Verwirklichung der Erklärung über
das Recht auf Entwicklung252 darstellen,

1. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, keinerlei ein-
seitige Maßnahmen zu verabschieden oder anzuwenden, die
nicht im Einklang mit dem Völkerrecht und der Charta der
Vereinten Nationen stehen, insbesondere keine Zwangsmaß-
nahmen mit allen ihren Extraterritorialwirkungen, welche die
Handelsbeziehungen zwischen den Staaten behindern und so
der vollen Verwirklichung der in der Allgemeinen Erklärung
der Menschenrechte253 und anderen internationalen Rechtsak-
ten auf dem Gebiet der Menschenrechte verkündeten Rechte
im Weg stehen, insbesondere dem Recht von Einzelpersonen
und Völkern auf Entwicklung;

2. fordert alle Staaten außerdem nachdrücklich auf,
Schritte zu unternehmen, um die Verabschiedung einseitiger
Maßnahmen zu vermeiden, die nicht mit dem Völkerrecht und
der Charta im Einklang stehen und die die umfassende Ver-
wirklichung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung
der Bevölkerung, insbesondere der Kinder und Frauen, in den
betroffenen Ländern verhindern, ihr Wohlergehen einschrän-
ken und Hindernisse für den vollen Genuss ihrer Menschen-
rechte aufwerfen, einschließlich des Rechts eines jeden Men-
schen auf einen für seine Gesundheit und sein Wohlergehen
angemessenen Lebensstandard sowie seines Rechts auf Nah-
rung, medizinische Versorgung und die notwendigen sozialen
Dienste, sowie sicherzustellen, dass Nahrungsmittel und Me-
dikamente nicht als politisches Druckmittel eingesetzt wer-
den;

3. bittet alle Staaten, gegebenenfalls die Verabschie-
dung administrativer oder gesetzgeberischer Maßnahmen zu
erwägen, um der extraterritorialen Anwendung oder den Ex-
traterritorialwirkungen einseitiger Zwangsmaßnahmen entge-
genzutreten;

4. verwirft einseitige Zwangsmaßnahmen mit allen ih-
ren Extraterritorialwirkungen als politisches oder wirtschaft-
liches Druckmittel gegen ein Land, insbesondere gegen Ent-
wicklungsländer, wegen ihrer schädlichen Auswirkungen auf
die Verwirklichung aller Menschenrechte weiter Kreise ihrer
Bevölkerung, insbesondere von Kindern, Frauen und älteren
Menschen;

5. fordert diejenigen Mitgliedstaaten, die derartige
Maßnahmen ergriffen haben, auf, ihre Verpflichtungen und
Verantwortlichkeiten aus den internationalen Rechtsakten auf
dem Gebiet der Menschenrechte, deren Vertragspartei sie sind,

zu erfüllen, indem sie diese Maßnahmen so bald wie möglich
aufheben;

6. bekräftigt in diesem Zusammenhang das Recht aller
Völker auf Selbstbestimmung, kraft dessen sie ihren politi-
schen Status frei bestimmen und ihrer wirtschaftlichen, sozia-
len und kulturellen Entwicklung frei nachgehen können;

7. fordert die Menschenrechtskommission nachdrück-
lich auf, bei ihren Arbeiten im Zusammenhang mit der Ver-
wirklichung des Rechts auf Entwicklung die schädlichen Aus-
wirkungen einseitiger Zwangsmaßnahmen, einschließlich des
Erlasses einzelstaatlicher Gesetze und ihrer extraterritorialen
Anwendung, voll zu berücksichtigen;

8. ersucht die Hohe Kommissarin der Vereinten Natio-
nen für Menschenrechte, bei der Erfüllung ihrer Aufgaben im
Zusammenhang mit der Förderung, der Verwirklichung und
dem Schutz des Rechts auf Entwicklung und angesichts der
Wirkungen, die einseitige Zwangsmaßnahmen nach wie vor
auf die Bevölkerung von Entwicklungsländern ausüben, in ih-
rem Jahresbericht an die Generalversammlung vorrangig auf
diese Resolution einzugehen;

9. ersucht den Generalsekretär, die Aufmerksamkeit al-
ler Mitgliedstaaten auf diese Resolution zu lenken, weiterhin
ihre Auffassungen und Auskünfte über die Implikationen und
schädlichen Auswirkungen einseitiger Zwangsmaßnahmen
auf ihre Bevölkerung einzuholen und der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen analytischen
Bericht hierzu vorzulegen, der praktische Präventivmaßnah-
men in dieser Hinsicht hervorhebt;

10. beschließt, diese Frage auf ihrer einundsechzigsten
Tagung unter dem Unterpunkt "Menschenrechtsfragen, ein-
schließlich anderer Ansätze zur besseren Gewährleistung der
effektiven Ausübung der Menschenrechte und Grundfreihei-
ten" mit Vorrang zu behandeln.

RESOLUTION 60/156

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II), Ziff. 102)254.

60/156. Stärkung der internationalen Zusammenarbeit
auf dem Gebiet der Menschenrechte

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung ihrer Entschlossenheit, im Sinne der Char-
ta der Vereinten Nationen, insbesondere des Artikels 1 Ab-
satz 3, sowie der einschlägigen Bestimmungen der Erklä-
rung und des Aktionsprogramms von Wien, die am 25. Juni
1993 von der Weltkonferenz über Menschenrechte verab-
schiedet wurden255, die internationale Zusammenarbeit zu för-
dern, damit es in stärkerem Umfang zu einer echten Zusam-

252 Resolution 41/128, Anlage.
253 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.

254 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von China und Malaysia (im Namen der Mitgliedstaa-
ten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Bewegung der nichtge-
bundenen Länder sind).
255 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III. 
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menarbeit zwischen den Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der
Menschenrechte kommt,

unter Hinweis auf die von ihr am 8. September 2000 ver-
abschiedete Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen256

und auf ihre Resolution 59/187 vom 20. Dezember 2004 sowie
Kenntnis nehmend von der Resolution 2005/54 der Menschen-
rechtskommission vom 20. April 2005 über die Stärkung der
internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Men-
schenrechte257,

sowie unter Hinweis auf die vom 31. August bis 8. Sep-
tember 2001 in Durban (Südafrika) veranstaltete Weltkonfe-
renz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz und
ihre Rolle bei der Stärkung der internationalen Zusammenar-
beit auf dem Gebiet der Menschenrechte,

anerkennend, dass die Stärkung der internationalen Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte für die vol-
le Verwirklichung der Ziele der Vereinten Nationen, nament-
lich für die wirksame Förderung und den wirksamen Schutz al-
ler Menschenrechte, unabdingbar ist,

erneut erklärend, dass der Dialog zwischen den Religio-
nen, Kulturen und Zivilisationen auf dem Gebiet der Men-
schenrechte erheblich zur Stärkung der internationalen Zu-
sammenarbeit auf diesem Gebiet beitragen könnte,

hervorhebend, dass es gilt, weitere Fortschritte bei der För-
derung und Festigung der Achtung vor den Menschenrechten
und Grundfreiheiten zu erzielen, unter anderem durch interna-
tionale Zusammenarbeit,

unterstreichend, dass gegenseitiges Verständnis, Dialog,
Zusammenarbeit, Transparenz und Vertrauensbildung wichti-
ge Bestandteile aller Tätigkeiten zur Förderung und zum
Schutz der Menschenrechte sind,

unter Hinweis auf die von der Unterkommission für die
Förderung und den Schutz der Menschenrechte auf ihrer zwei-
undfünfzigsten Tagung verabschiedete Resolution 2000/22
vom 18. August 2000 über die Förderung des Dialogs über
Menschenrechtsfragen258,

1. erklärt erneut, dass die Förderung, der Schutz und die
Festigung der Achtung vor den Menschenrechten und Grund-
freiheiten unter anderem durch internationale Zusammenar-
beit eines der Ziele der Vereinten Nationen und die Aufgabe
aller Mitgliedstaaten ist;

2. erkennt an, dass die Staaten neben ihren eigenen Ver-
antwortlichkeiten gegenüber ihrer jeweiligen Gesellschaft ge-

meinschaftlich dafür verantwortlich sind, weltweit die Grund-
sätze der Menschenwürde, der Gleichberechtigung und der
Gleichstellung zu wahren;

3. erklärt erneut, dass der Dialog zwischen den Kultu-
ren und Zivilisationen die Förderung einer Kultur der Toleranz
und der Achtung vor der Vielfalt erleichtert, und begrüßt in
diesem Zusammenhang die Veranstaltung von Konferenzen
und Tagungen auf nationaler, regionaler und internationaler
Ebene über den Dialog zwischen den Kulturen;

4. fordert alle auf internationaler Ebene tätigen Akteure
nachdrücklich auf, eine internationale Ordnung zu errichten,
die auf Inklusion, Gerechtigkeit, Gleichberechtigung und
Gleichstellung, Menschenwürde, gegenseitiger Verständi-
gung sowie der Förderung und Achtung der kulturellen Viel-
falt und der allgemeinen Menschenrechte beruht, und alle Aus-
grenzungslehren zu verwerfen, die auf Rassismus, Rassendis-
kriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammen-
hängender Intoleranz gründen;

5. bekräftigt, wie wichtig es für die Förderung und den
Schutz der Menschenrechte und für die Verwirklichung der
Ziele des Kampfes gegen Rassismus, Rassendiskriminierung,
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intole-
ranz ist, die internationale Zusammenarbeit zu verstärken;

6. vertritt die Auffassung, dass die internationale Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte im Ein-
klang mit den in der Charta der Vereinten Nationen veranker-
ten Zielen und Grundsätzen und mit dem Völkerrecht wir-
kungsvoll und konkret zur dringend gebotenen Verhütung von
Verletzungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten beitra-
gen sollte;

7. erklärt erneut, dass die Förderung, der Schutz und die
volle Verwirklichung aller Menschenrechte und Grundfreihei-
ten von den Grundsätzen der Universalität, der Nichtselekti-
vität, der Objektivität und der Transparenz geleitet sein sollen,
in einer Art und Weise, die mit den in der Charta verankerten
Zielen und Grundsätzen vereinbar ist;

8. fordert die Mitgliedstaaten, die Sonderorganisatio-
nen und die zwischenstaatlichen Organisationen auf, auch
weiterhin einen konstruktiven Dialog und Konsultationen zur
Vertiefung des Verständnisses und zur Förderung und zum
Schutz aller Menschenrechte und Grundfreiheiten zu führen,
und ermutigt die nichtstaatlichen Organisationen, aktiv dazu
beizutragen;

9. bittet die Staaten und die zuständigen Mechanismen
und Verfahren der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der
Menschenrechte, auch weiterhin die Bedeutung der wechsel-
seitigen Zusammenarbeit, des gegenseitigen Verständnisses
und des Dialogs miteinander zu beachten, wenn es darum geht,
die Förderung und den Schutz aller Menschenrechte zu ge-
währleisten;

10. beschließt, die Behandlung dieser Frage auf ihrer ein-
undsechzigsten Tagung fortzusetzen.

256 Siehe Resolution 55/2.
257 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und Corr.1), Kap. II,
Abschn. A.
258 Siehe E/CN.4/2001/2-E/CN.4/Sub.2/2000/46, Kap. II, Abschn. A. 
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RESOLUTION 60/157

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 172 Stimmen bei 2 Gegenstimmen und 5 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II), Ziff. 102)259:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua
und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bah-
rain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien,
Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien,
Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, De-
mokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland,
Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland,
Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guate-
mala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien,
Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Jemen, Jordani-
en, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan,
Kolumbien, Komoren, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische
Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liech-
tenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali,
Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staa-
ten von), Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neusee-
land, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pa-
kistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portu-
gal, Republik Korea, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Födera-
tion, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden,
Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Simbabwe, Singapur, Slowakei,
Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadi-
nen, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan,
Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Repu-
blik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uru-
guay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Ara-
bische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland, Vietnam, Zypern.

Dagegen: Marshallinseln, Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltungen: Australien, Israel, Japan, Kanada, Palau.

60/157. Recht auf Entwicklung

Die Generalversammlung,

geleitet von der Charta der Vereinten Nationen, die insbe-
sondere die Entschlossenheit bekundet, den sozialen Fort-
schritt und einen besseren Lebensstandard in größerer Freiheit
zu fördern und den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt al-
ler Völker durch internationale Einrichtungen zu fördern,

unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte260 sowie auf den Internationalen Pakt über bürger-
liche und politische Rechte261 und den Internationalen Pakt
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte261,

sowie unter Hinweis auf die Ergebnisse aller großen Kon-
ferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen im Wirt-
schafts- und Sozialbereich,

daran erinnernd, dass die von der Generalversammlung in
ihrer Resolution 41/128 vom 4. Dezember 1986 verabschiede-
te Erklärung über das Recht auf Entwicklung bestätigte, dass
das Recht auf Entwicklung ein unveräußerliches Menschen-
recht ist und dass die Gleichheit der Entwicklungschancen ein
Vorrecht der Nationen wie auch der einzelnen Menschen ist,
aus denen die Nationen sich zusammensetzen, und dass der
einzelne Mensch zentrales Subjekt und Nutznießer der Ent-
wicklung ist,

betonend, dass die Erklärung und das Aktionsprogramm
von Wien262 das Recht auf Entwicklung als universelles und
unveräußerliches Recht und als festen Bestandteil aller Men-
schenrechte bekräftigten und erneut erklärten, dass der einzel-
ne Mensch zentrales Subjekt und Nutznießer der Entwicklung
ist,

in Bekräftigung des Ziels, das Recht auf Entwicklung für
jeden zur Wirklichkeit werden zu lassen, wie in der von der
Generalversammlung am 8. September 2000 verabschiedeten
Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen263 dargelegt,

bekräftigend, dass alle bürgerlichen, kulturellen, wirt-
schaftlichen, politischen und sozialen Rechte, einschließlich
des Rechts auf Entwicklung, allgemein gültig, unteilbar und
miteinander verknüpft sind und einander bedingen und gegen-
seitig verstärken, 

unter Hinweis auf die Rahmenmodalitäten, die auf der Ta-
gung des Allgemeinen Rates der Welthandelsorganisation am
1. August 2004 in Genf für Schlüsselbereiche wie Landwirt-
schaft, Marktzugang für nichtlandwirtschaftliche Produkte,
Handelserleichterung, Entwicklung und Dienstleistungen ver-
einbart wurden264,

sowie unter Hinweis auf die Ergebnisse der elften Tagung
der Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Na-
tionen zum Thema "Verbesserung der Kohärenz zwischen na-
tionalen Entwicklungsstrategien und globalen ökonomischen
Prozessen zur Förderung von Wirtschaftswachstum und Ent-
wicklung, insbesondere der Entwicklungsländer", die vom
13. bis 18. Juni 2004 in São Paulo (Brasilien) stattfand265,

ferner unter Hinweis auf alle ihre früheren Resolutionen
sowie diejenigen der Menschenrechtskommission über das
Recht auf Entwicklung, insbesondere die Kommissionsreso-
lution 1998/72 vom 22. April 1998266 über die dringende Not-
wendigkeit weiterer Fortschritte bei der Verwirklichung des
Rechts auf Entwicklung, wie in der Erklärung über das Recht
auf Entwicklung dargelegt,

259 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von China und Malaysia (im Namen der Mitgliedstaa-
ten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Bewegung der nichtge-
bundenen Länder sind).
260 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
261 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57;
öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).

262 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III. 
263 Siehe Resolution 55/2.
264 Siehe World Trade Organization, Dokument WT/L/579. Verfügbar
unter http://docsonline.wto.org. 
265 Siehe TD/412.
266 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 1998,
Supplement No. 3 (E/1998/23), Kap. II, Abschn. A. 
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unter Hinweis auf die dreizehnte Konferenz der Staats- und
Regierungschefs der nichtgebundenen Länder, die vom 20. bis
25. Februar 2003 in Kuala Lumpur stattfand, sowie auf die
vierzehnte Ministerkonferenz der Bewegung der nichtgebun-
denen Länder, die vom 17. bis 19. August 2004 in Durban
(Südafrika) stattfand,

erneut ihre weitere Unterstützung für die Neue Partner-
schaft für die Entwicklung Afrikas267 als Entwicklungsrahmen
für Afrika bekundend,

anerkennend, dass historische Ungerechtigkeiten zweifel-
los zu Armut, Unterentwicklung, Marginalisierung, sozialer
Ausgrenzung, wirtschaftlichen Disparitäten, Instabilität und
Unsicherheit beigetragen haben, unter denen viele Menschen
in verschiedenen Teilen der Welt, insbesondere in den Ent-
wicklungsländern, zu leiden haben,

betonend, dass die Beseitigung der Armut ein entscheidend
wichtiger Bestandteil der Förderung und Verwirklichung des
Rechts auf Entwicklung ist, dass Armut ein mehrdimensiona-
les Problem ist, das einen mehrdimensionalen, ganzheitlichen
Ansatz erfordert, um auf die wirtschaftlichen, politischen, so-
zialen, ökologischen und institutionellen Aspekte auf allen
Ebenen einzugehen, insbesondere im Rahmen des Millenni-
ums-Entwicklungsziels, bis 2015 den Anteil der Weltbevölke-
rung, dessen Einkommen weniger als einen Dollar pro Tag be-
trägt, und den Anteil der Menschen, die Hunger leiden, zu hal-
bieren,

1. macht sich die vereinbarten Schlussfolgerungen und
Empfehlungen zu eigen, die die Arbeitsgruppe für das Recht
auf Entwicklung auf ihrer sechsten Tagung verabschiedete268,
und fordert ihre unverzügliche, vollinhaltliche und wirksame
Umsetzung durch das Amt des Hohen Kommissars der Ver-
einten Nationen für Menschenrechte und andere maßgebliche
Akteure;

2. begrüßt die Abhaltung der ersten Tagung der Sonder-
arbeitsgruppe auf hoher Ebene für die Verwirklichung des
Rechts auf Entwicklung vom 13. bis 17. Dezember 2004 in
Genf und bekundet der Sonderarbeitsgruppe ihre Anerken-
nung für die von ihr geleistete Arbeit;

3. stellt mit Anerkennung fest, dass die Sonderarbeits-
gruppe auf hoher Ebene auf ihrer zweiten Tagung das Millen-
niums-Entwicklungsziel 8 über eine globale Entwicklungs-
partnerschaft geprüft und Kriterien für seine regelmäßige Eva-
luierung vorgeschlagen hat, mit dem Ziel, die Wirksamkeit der
globalen Partnerschaft im Hinblick auf die Verwirklichung des
Rechts auf Entwicklung zu verbessern269;

4. hebt hervor, dass die in den Schlussfolgerungen der
dritten Tagung der Arbeitsgruppe enthaltenen Kerngrundsät-
ze270, die mit dem Zweck der internationalen Menschenrechts-
übereinkünfte übereinstimmen, wie etwa Gleichstellung,
Nichtdiskriminierung, Rechenschaftspflicht, Partizipation

und internationale Zusammenarbeit, von entscheidender Be-
deutung sind, wenn es darum geht, das Recht auf Entwicklung
auf nationaler und internationaler Ebene zu einer Querschnitts-
aufgabe zu machen, und unterstreicht, wie wichtig die Grund-
sätze der Gerechtigkeit und Transparenz sind;

5. nimmt mit Dank davon Kenntnis, dass die Unterkom-
mission für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte
auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung beschloss, der Men-
schenrechtskommission auf deren zweiundsechzigster Ta-
gung das Konzeptdokument, das Möglichkeiten für die Ver-
wirklichung des Rechts auf Entwicklung und ihre Umsetzbar-
keit aufzeigen soll271, zu unterbreiten, fordert die Menschen-
rechtskommission in diesem Zusammenhang auf, die darin
enthaltenen Optionen gebührend zu berücksichtigen, und er-
sucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer
einundsechzigsten Tagung über diesbezügliche Fortschritte
Bericht zu erstatten;

6. nimmt Kenntnis von der Abhaltung des dritten Sozial-
forums am 21. und 22. Juli 2005 in Genf zu dem Thema "Ar-
mut und Wirtschaftswachstum: Herausforderungen für die
Menschenrechte" und von seinen Ergebnissen272 sowie von der
nachdrücklichen Unterstützung, die ihm durch die Unterkom-
mission für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte
zuteil wurde, und bittet die Mitgliedstaaten und alle anderen
Interessenträger, an den künftigen Tagungen des Sozialforums
aktiv mitzuwirken; 

7. bekräftigt die Verpflichtung zur Verwirklichung der
in allen Ergebnisdokumenten der großen Konferenzen und
Gipfeltreffen der Vereinten Nationen und den dazugehörigen
Überprüfungsprozessen genannten Ziele und Vorgaben, ins-
besondere soweit sie die Verwirklichung des Rechts auf Ent-
wicklung betreffen, in der Erkenntnis, dass die Verwirkli-
chung des Rechts auf Entwicklung Grundvoraussetzung für
die Erreichung der in diesen Ergebnisdokumenten genannten
Ziele und Vorgaben ist;

8. bekräftigt außerdem, dass die Verwirklichung des
Rechts auf Entwicklung für die Umsetzung der Erklärung und
des Aktionsprogramms von Wien262 unabdingbar ist, wonach
alle Menschenrechte allgemein gültig und unteilbar sind, ein-
ander bedingen und miteinander verknüpft sind und die außer-
dem den Menschen in den Mittelpunkt der Entwicklung stel-
len, und erkennt an, dass die Entwicklung den Genuss aller
Menschenrechte erleichtert, umgekehrt jedoch ein Mangel an
Entwicklung nicht als Rechtfertigung für die Schmälerung in-
ternational anerkannter Menschenrechte angeführt werden
darf;

9. hebt hervor, dass die Hauptverantwortung für die
Förderung und den Schutz aller Menschenrechte beim Staat
liegt, und erklärt erneut, dass die Staaten die Hauptverantwor-
tung für ihre eigene wirtschaftliche und soziale Entwicklung
tragen und dass die Rolle der nationalen Politiken und Ent-
wicklungsstrategien nicht genug betont werden kann;

267 A/57/304, Anlage. 
268 Siehe E/CN.4/2005/25, Abschn. III.
269 Siehe E/CN.4/2005/WG.18/TF/3. 
270 E/CN.4/2002/28/Rev.1, Abschn. VIII.A. 

271 E/CN.4/Sub.2/2005/23.
272 E/CN.4/Sub.2/2005/21.
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10. bekräftigt, dass die Staaten die Hauptverantwortung
für die Schaffung nationaler und internationaler Bedingungen
tragen, die der Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung
förderlich sind, und dass sie sich zu diesem Zweck zur Zusam-
menarbeit miteinander verpflichtet haben;

11. bekräftigt außerdem, dass es eines der Verwirkli-
chung des Rechts auf Entwicklung förderlichen internationa-
len Umfelds bedarf;

12. betont, dass auf eine breitere Akzeptanz, die Opera-
tionalisierung und die Verwirklichung des Rechts auf Ent-
wicklung auf internationaler und nationaler Ebene hingearbei-
tet werden muss, und fordert die Staaten auf, die Maßnahmen
zu ergreifen, die für die Verwirklichung des Rechts auf Ent-
wicklung als grundlegendes Menschenrecht erforderlich sind;

13. hebt hervor, dass es entscheidend wichtig ist, die Hin-
dernisse aufzuzeigen und zu analysieren, die sich der vollen
Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung auf nationaler
und internationaler Ebene entgegenstellen;

14. bekräftigt, dass die Globalisierung zwar Chancen wie
auch Herausforderungen mit sich bringt, dass der Globalisie-
rungsprozess jedoch das Ziel der Integration aller Länder in ei-
ne globalisierte Welt bislang verfehlt hat, und betont, dass es
als Antwort auf die Herausforderungen und Chancen der Glo-
balisierung grundsatzpolitischer und sonstiger Maßnahmen
auf nationaler und globaler Ebene bedarf, wenn dieser Prozess
alle Seiten einschließen und ausgewogen sein soll;

15. ist sich dessen bewusst, dass die Kluft zwischen den
entwickelten Ländern und den Entwicklungsländern trotz kon-
tinuierlicher Anstrengungen der internationalen Gemeinschaft
nach wie vor unannehmbar groß ist, dass die Entwicklungs-
länder sich auch weiterhin Schwierigkeiten in Bezug auf ihre
Teilhabe am Globalisierungsprozess gegenübersehen und dass
viele von ihnen Gefahr laufen, marginalisiert und von seinen
Vorteilen effektiv ausgeschlossen zu werden;

16. unterstreicht, dass die internationale Gemeinschaft
weit davon entfernt ist, das in der Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen263 gesetzte Ziel zu erreichen, die Zahl der
in Armut lebenden Menschen bis zum Jahr 2015 zu halbieren,
bekräftigt die eingegangene Verpflichtung zur Erreichung die-
ses Ziels und betont den Grundsatz der internationalen Zusam-
menarbeit, einschließlich Partnerschaft und gegenseitiger Bin-
dung, zwischen entwickelten Ländern und Entwicklungslän-
dern auf dem Weg zur Zielerreichung;

17. fordert die entwickelten Länder, soweit sie es noch
nicht getan haben, nachdrücklich auf, konkrete Anstrengun-
gen zu unternehmen, um das Ziel der Bereitstellung von
0,7 Prozent ihres Bruttosozialprodukts für die öffentliche Ent-
wicklungshilfe für Entwicklungsländer und von 0,15 bis
0,20 Prozent ihres Bruttosozialprodukts für die am wenigsten
entwickelten Länder zu erreichen, und ermutigt die Entwick-
lungsländer, auf den erzielten Fortschritten aufzubauen, um si-
cherzustellen, dass die öffentliche Entwicklungshilfe effektiv
eingesetzt wird, um die Entwicklungsziele und -zielvorgaben
erreichen zu helfen;

18. erkennt an, dass die Frage des Marktzugangs für Ent-
wicklungsländer angegangen werden muss, namentlich im Be-
reich der Landwirtschaft, der Dienstleistungen und der nicht-
landwirtschaftlichen Produkte, insbesondere derjenigen, die
für die Entwicklungsländer von Interesse sind;

19. fordert eine in angemessenem Tempo vonstatten ge-
hende sinnvolle Handelsliberalisierung, namentlich in den zur
Verhandlung stehenden Bereichen, die Einhaltung der in Be-
zug auf Durchführungsfragen und -anliegen eingegangenen
Verpflichtungen, die Überprüfung der Bestimmungen über be-
sondere und differenzierte Behandlung mit dem Ziel, sie zu
stärken und präziser, wirksamer und operativer zu machen, die
Vermeidung neuer Formen des Protektionismus sowie Kapa-
zitätsaufbau und technische Hilfe für Entwicklungsländer als
wichtige Voraussetzungen für Fortschritte in Richtung auf ei-
ne effektive Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung;

20. anerkennt den bedeutsamen Zusammenhang zwi-
schen dem internationalen Wirtschafts-, Handels- und Finanz-
bereich und der Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung,
unterstreicht in dieser Hinsicht die Notwendigkeit, auf inter-
nationaler Ebene eine gute Ordnungspolitik zu gewährleisten,
die Entscheidungsgrundlage für Entwicklungsfragen zu er-
weitern und organisatorische Lücken zu schließen sowie das
System der Vereinten Nationen und andere multilaterale Insti-
tutionen zu stärken, und unterstreicht außerdem die Notwen-
digkeit, die Teilhabe der Entwicklungs- und Transformations-
länder an der wirtschaftlichen Entscheidungsfindung und Nor-
mensetzung auf internationaler Ebene auszuweiten und zu
stärken;

21. anerkennt außerdem, dass eine gute Staatsführung
und die Herrschaft des Rechts auf nationaler Ebene allen Staa-
ten hilft, die Menschenrechte, einschließlich des Rechts auf
Entwicklung, zu fördern und zu schützen, und stimmt darin
überein, wie wertvoll die von den Staaten derzeit unternom-
menen Anstrengungen sind, gute Verfahrensweisen auf dem
Gebiet der Staatsführung aufzuzeigen und zu stärken, ein-
schließlich einer transparenten, verantwortungsvollen, re-
chenschaftspflichtigen und partizipatorischen Regierungsfüh-
rung, die ihren Bedürfnissen und Bestrebungen gerecht wer-
den und angemessen sind, so auch im Rahmen einvernehmli-
cher partnerschaftlicher Konzepte für Entwicklung, Kapazi-
tätsaufbau und technische Hilfe;

22. anerkennt ferner die Wichtigkeit der Rolle und der
Rechte der Frauen sowie der Anwendung einer Gleichstel-
lungsperspektive als Querschnittsaufgabe im Prozess der Ver-
wirklichung des Rechts auf Entwicklung und nimmt insbeson-
dere Kenntnis von den positiven Beziehungen zwischen der
Bildung von Frauen, ihrer gleichberechtigten Teilhabe an den
bürgerlichen, kulturellen, wirtschaftlichen, politischen und so-
zialen Aktivitäten der Gemeinschaft und der Förderung des
Rechts auf Entwicklung;

23. hebt hervor, dass es geboten ist, die Rechte der Kin-
der, der Mädchen ebenso wie der Jungen, in alle Politiken und
Programme zu integrieren und den Schutz und die Förderung
dieser Rechte zu gewährleisten, vor allem in Bereichen, die mit
Gesundheit, Bildung und der vollen Entfaltung ihres Poten-
zials zusammenhängen;
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24. hebt außerdem hervor, dass auf nationaler und inter-
nationaler Ebene weitere und zusätzliche Maßnahmen zur Be-
kämpfung von HIV/Aids und anderen übertragbaren Krank-
heiten ergriffen und dabei die laufenden Anstrengungen und
Programme berücksichtigt werden müssen, und wiederholt,
dass in diesem Zusammenhang internationale Hilfe gebraucht
wird;

25. erkennt an, dass im Hinblick auf die Bekämpfung der
Armut und die Herbeiführung der Entwicklung starke Partner-
schaften mit Organisationen der Zivilgesellschaft und dem Pri-
vatsektor notwendig sind und dass die Unternehmen ihrer ge-
sellschaftlichen Verantwortung gerecht werden müssen;

26. hebt hervor, wie dringend notwendig konkrete und
wirksame Maßnahmen sind, um sämtliche Formen der Kor-
ruption auf allen Ebenen zu verhüten, zu bekämpfen und unter
Strafe zu stellen, internationale Transfers illegal erworbener
Vermögenswerte wirksamer zu verhindern, aufzudecken und
ihnen entgegenzuwirken sowie die internationale Zusammen-
arbeit zur Wiedererlangung dieser Vermögenswerte zu ver-
stärken, in Übereinstimmung mit den Grundsätzen des Über-
einkommens der Vereinten Nationen gegen Korruption273, ins-
besondere seines Kapitels V, betont, wie wichtig ein echtes po-
litisches Engagement seitens aller Regierungen innerhalb ei-
nes soliden rechtlichen Rahmens ist, und fordert die Staaten in
diesem Zusammenhang nachdrücklich auf, das Übereinkom-
men so bald wie möglich zu unterzeichnen und zu ratifizieren
beziehungsweise, sofern sie Vertragsstaaten sind, es wirksam
durchzuführen;

27. hebt außerdem hervor, dass die auf die Förderung
und Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung gerichteten
Tätigkeiten des Amtes des Hohen Kommissars der Vereinten
Nationen für Menschenrechte weiter gestärkt werden müssen,
namentlich indem der wirksame Einsatz der zur Wahrneh-
mung seines Mandats erforderlichen Finanzmittel und Perso-
nalressourcen sichergestellt wird, und fordert den Generalse-
kretär auf, dem Amt des Hohen Kommissars die erforderlichen
Mittel zur Verfügung zu stellen;

28. ersucht die Hohe Kommissarin erneut, im Hinblick
auf die Behandlung des Rechts auf Entwicklung als Quer-
schnittsaufgabe Tätigkeiten zur Stärkung der globalen Ent-
wicklungspartnerschaft zwischen den Mitgliedstaaten, den
Entwicklungsorganisationen und den internationalen Ent-
wicklungs-, Finanz- und Handelsinstitutionen wirksam durch-
zuführen und in ihrem Bericht an die Menschenrechtskommis-
sion auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung ausführlich auf die-
se Tätigkeiten einzugehen;

29. fordert die Organisationen, Fonds und Programme
der Vereinten Nationen sowie die Sonderorganisationen auf,
das Recht auf Entwicklung zum festen Bestandteil ihrer Ar-
beitsprogramme und -ziele zu machen, und betont, dass die in-
ternationalen Finanz- und multilateralen Handelssysteme das

Recht auf Entwicklung in ihre Politiken und Ziele integrieren
müssen;

30. ersucht den Generalsekretär, diese Resolution den
Mitgliedstaaten, den Organen und Gremien der Vereinten Na-
tionen, den Sonderorganisationen, Fonds und Programmen,
den internationalen Entwicklungs- und Finanzinstitutionen,
insbesondere den Bretton-Woods-Institutionen, und den
nichtstaatlichen Organisationen zur Kenntnis zu bringen;

31. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Be-
richt und der Menschenrechtskommission auf ihrer zweiund-
sechzigsten Tagung einen Zwischenbericht über die Durch-
führung dieser Resolution vorzulegen, in denen insbesondere
ausgeführt wird, welche Anstrengungen auf nationaler, regio-
naler und internationaler Ebene zur Förderung und Verwirkli-
chung des Rechts auf Entwicklung unternommen werden, und
bittet den Vorsitzenden der Arbeitsgruppe für das Recht auf
Entwicklung, der Generalversammlung auf ihrer einundsech-
zigsten Tagung mündlich aktuelle Informationen vorzulegen.

RESOLUTION 60/158

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II), Ziff. 102)274.

60/158. Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten
bei der Bekämpfung des Terrorismus

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung der Ziele und Grundsätze der Charta der
Vereinten Nationen,

sowie in Bekräftigung dessen, dass die Achtung aller Men-
schenrechte und Grundfreiheiten sowie der Rechtsstaatlich-
keit von grundlegender Bedeutung ist, einschließlich bei der
Bekämpfung des Terrorismus und der Angst vor dem Terro-
rismus,

unter Hinweis darauf, dass die Staaten zum Schutz aller
Menschenrechte und Grundfreiheiten aller Personen ver-
pflichtet sind,

in Anerkennung dessen, dass die im Einklang mit dem Völ-
kerrecht, insbesondere den internationalen Menschenrechts-
vorschriften, dem Flüchtlingsvölkerrecht und dem humanitä-
ren Völkerrecht, auf allen Ebenen getroffenen Maßnahmen ge-

273 Resolution 58/4, Anlage. Deutsche Übersetzung: öBGBl. III
Nr. 47/2006.

274 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Albanien, Angola, Argentinien, Arme-
nien, Belgien, Bolivien, Brasilien, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Däne-
mark, Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige ju-
goslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland,
Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Guinea, Irland, Island,
Italien, Japan, Jordanien, Kanada, Kenia, Kroatien, Lettland, Liechten-
stein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malta, Mexiko, Monaco, Neu-
seeland, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay,
Peru, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumänien, Schweden, Schweiz,
Serbien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Timor-Leste,
Tschechische Republik, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes König-
reich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika
und Zypern.
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gen den Terrorismus einen wichtigen Beitrag zur Funktions-
fähigkeit der demokratischen Institutionen und zur Wahrung
des Friedens und der Sicherheit und damit zum vollen Genuss
der Menschenrechte leisten und dass es erforderlich ist, diesen
Kampf fortzusetzen, namentlich durch internationale Zusam-
menarbeit und die Stärkung der diesbezüglichen Rolle der
Vereinten Nationen,

zutiefst missbilligend, dass es im Kontext des Kampfes ge-
gen den Terrorismus zu Verletzungen der Menschenrechte und
Grundfreiheiten sowie zu Verstößen gegen das Flüchtlings-
völkerrecht und das humanitäre Völkerrecht kommt,

in der Erkenntnis, dass die Achtung der Menschenrechte,
die Achtung der Demokratie und die Achtung der Rechtsstaat-
lichkeit eng miteinander verknüpft sind und sich gegenseitig
verstärken,

sowie in der Erkenntnis, dass alle Staaten die nach dem
Flüchtlingsvölkerrecht und den internationalen Menschen-
rechtsvorschriften bestehenden Verpflichtungen zur Nichtzu-
rückweisung voll einhalten müssen, unter gleichzeitiger Be-
rücksichtigung der einschlägigen Ausschlussbestimmungen
nach dem Flüchtlingsvölkerrecht,

unter Begrüßung der verschiedenen von den Vereinten Na-
tionen sowie von regionalen zwischenstaatlichen Organen und
von Staaten unternommenen Initiativen zur Stärkung der För-
derung und des Schutzes der Menschenrechte im Kontext der
Terrorismusbekämpfung,

in Anbetracht der von einer Reihe von Organen zur Über-
wachung der Einhaltung der Menschenrechtsverträge und be-
sonderen Verfahren abgegebenen Erklärungen, Feststellungen
und Empfehlungen zur Frage der Vereinbarkeit von Maßnah-
men zur Terrorismusbekämpfung mit den Verpflichtungen auf
dem Gebiet der Menschenrechte,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 57/219 vom 18. De-
zember 2002, 58/187 vom 22. Dezember 2003 und 59/191
vom 20. Dezember 2004, die Resolutionen der Menschen-
rechtskommission 2003/68 vom 25. April 2003275, 2004/87
vom 21. April 2004276 und 2005/80 vom 21. April 2005277 und
andere einschlägige Resolutionen der Generalversammlung
und der Menschenrechtskommission,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 48/141 vom
20. Dezember 1993 und unter anderem auf die Verantwortung
des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Men-
schenrechte, die effektive Ausübung aller Menschenrechte zu
fördern und zu schützen,

bekräftigend, dass die Handlungen, Methoden und Prakti-
ken des Terrorismus in allen seinen Arten und Erscheinungs-
formen Aktivitäten sind, die auf die Beseitigung der Men-
schenrechte, der Grundfreiheiten und der Demokratie gerich-

tet sind, die territoriale Unversehrtheit und die Sicherheit der
Staaten bedrohen und rechtmäßig konstituierte Regierungen
destabilisieren, und dass die internationale Gemeinschaft die
notwendigen Schritte unternehmen soll, um die Zusammenar-
beit zur Verhütung und Bekämpfung des Terrorismus zu ver-
stärken278,

in Anbetracht der in der Anlage zu der Resolution 1456
(2003) des Sicherheitsrats vom 20. Januar 2003 enthaltenen
Erklärung zur Frage der Bekämpfung des Terrorismus, insbe-
sondere der Feststellung, dass die Staaten sicherstellen müs-
sen, dass jede Maßnahme, die sie zur Bekämpfung des Terro-
rismus ergreifen, mit allen ihren Verpflichtungen nach dem
Völkerrecht im Einklang steht, und dass sie derartige Maßnah-
men in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht, insbesondere
den internationalen Menschenrechtsvorschriften, dem Flücht-
lingsvölkerrecht und dem humanitären Völkerrecht, treffen
sollen,

in Bekräftigung ihrer unmissverständlichen Verurteilung
aller Handlungen, Methoden und Praktiken des Terrorismus in
allen seinen Arten und Erscheinungsformen als kriminell und
nicht zu rechtfertigen, gleichviel, wo und von wem sie began-
gen werden, und ungeachtet ihrer Beweggründe, und erneut ih-
re Entschlossenheit bekundend, die internationale Zusammen-
arbeit zur Verhütung und Bekämpfung des Terrorismus zu
stärken,

betonend, dass alle Menschen Anspruch auf alle in der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte279 verkündeten
Rechte und Freiheiten haben, ohne irgendeinen Unterschied,
etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion,
politischer oder sonstiger Anschauung, nationaler oder sozia-
ler Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstigem Stand,

1. bekräftigt, dass die Staaten sicherstellen müssen,
dass jede Maßnahme, die sie zur Bekämpfung des Terrorismus
ergreifen, mit ihren Verpflichtungen nach dem Völkerrecht,
insbesondere den internationalen Menschenrechtsnormen,
dem Flüchtlingsvölkerrecht und dem humanitären Völker-
recht, im Einklang steht;

2. beklagt das Leid, das der Terrorismus den Opfern und
ihren Angehörigen zufügt, und bringt ihre tiefe Solidarität mit
ihnen zum Ausdruck;

3. bekräftigt die Verpflichtung der Staaten, gewisse
Rechte im Einklang mit Artikel 4 des Internationalen Paktes
über bürgerliche und politische Rechte280 als Rechte anzuer-
kennen, die unter keinen Umständen außer Kraft gesetzt wer-
den können, erinnert im Hinblick auf alle anderen Rechte nach
dem Pakt daran, dass jede Maßnahme zur Außerkraftsetzung

275 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2003,
Supplement No. 3 (E/2003/23), Kap. II, Abschn. A.
276 Ebd., 2004, Supplement No. 3 (E/2004/23), Kap. II, Abschn. A.
277 Ebd., 2005, Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und
Corr.1), Kap. II, Abschn. A.

278 Siehe Abschn. I Ziff. 17 der Erklärung und des Aktionsprogramms von
Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonferenz über Menschenrechte
verabschiedet wurden (A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III).
279 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
280 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750.
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von Bestimmungen des Paktes in jedem Falle mit dem genann-
ten Artikel im Einklang stehen muss, und betont den Ausnah-
mecharakter und die vorübergehende Natur solcher Außer-
kraftsetzungen281;

4. fordert die Staaten auf, die mit der Terrorismusbe-
kämpfung befassten nationalen Behörden dafür zu sensibili-
sieren, wie wichtig diese Verpflichtungen sind;

5. fordert die Staaten nachdrücklich auf, die nach dem
Flüchtlingsvölkerrecht und den internationalen Menschen-
rechtsvorschriften bestehenden Verpflichtungen zur Nichtzu-
rückweisung voll einzuhalten und gleichzeitig unter voller
Achtung dieser Verpflichtungen und anderer rechtlicher
Schutzbestimmungen im Einzelfall die Rechtsgültigkeit einer
Entscheidung über den Flüchtlingsstatus zu überprüfen, wenn
auf Grund glaubwürdiger und relevanter Beweise anzuneh-
men ist, dass die betreffende Person kriminelle Handlungen,
darunter terroristische Handlungen, begangen hat, die unter
die Ausschlussklauseln nach dem Flüchtlingsvölkerrecht fal-
len;

6. begrüßt es, dass die Menschenrechtskommission in
ihrer Resolution 2005/80277 das Mandat des Sonderberichter-
statters für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte
und Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Terrorismus
festgelegt hat;

7. bekräftigt, dass alle Staaten unbedingt darauf hinar-
beiten müssen, bei der Bekämpfung des Terrorismus die Wür-
de und die Grundfreiheiten des Einzelnen sowie die demokra-
tischen Gepflogenheiten und die Rechtsstaatlichkeit zu achten
und zu schützen, wie in dem gemäß Resolution 58/187 der Ge-
neralversammlung vorgelegten Bericht des Generalsekre-
tärs282 festgestellt;

8. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Studie, die
die Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschen-
rechte gemäß Resolution 58/187 vorgelegt hat283;

9. legt den Staaten nahe, den zuständigen nationalen
Behörden das "Digest of Jurisprudence of the United Nations
and Regional Organizations on the Protection of Human
Rights while Countering Terrorism" (Repertorium der Recht-
sprechung der Vereinten Nationen und der Regionalorganisa-
tionen über den Schutz der Menschenrechte bei der Bekämp-
fung des Terrorismus) zur Verfügung zu stellen und seinen In-
halt zu berücksichtigen, und ersucht die Hohe Kommissarin,
das Repertorium in regelmäßigen Abständen zu aktualisieren
und zu veröffentlichen;

10. begrüßt den im Rahmen des Kampfes gegen den Ter-
rorismus stattfindenden Dialog zwischen dem Sicherheitsrat
und seinem Ausschuss zur Bekämpfung des Terrorismus ei-
nerseits und den für die Förderung und den Schutz der Men-

schenrechte zuständigen Organen andererseits und legt dem
Sicherheitsrat und seinem Ausschuss zur Bekämpfung des
Terrorismus nahe, die Verbindung zu den zuständigen Men-
schenrechtsorganen, insbesondere zum Amt des Hohen Kom-
missars der Vereinten Nationen für Menschenrechte, zum
Sonderberichterstatter der Menschenrechtskommission für die
Förderung und den Schutz der Menschenrechte und Grund-
freiheiten bei der Bekämpfung des Terrorismus und zu ande-
ren zuständigen besonderen Verfahren und Mechanismen der
Kommission, zu stärken und die Zusammenarbeit mit ihnen
weiter auszubauen und dabei der Förderung und dem Schutz
der Menschenrechte bei den laufenden Tätigkeiten gemäß den
einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats zur Frage des
Terrorismus gebührend Rechnung zu tragen;

11. betont, dass bei der Entwicklung einer Strategie zur
Förderung umfassender, koordinierter und konsequenter Maß-
nahmen zur Bekämpfung des Terrorismus, wie auf dem Welt-
gipfel 2005 vereinbart284, der Schutz der Menschenrechte und
Grundfreiheiten sowie die Bestimmungen des humanitären
Völkerrechts und des Flüchtlingsvölkerrechts während des ge-
samten Prozesses voll berücksichtigt werden sollen;

12. ersucht alle zuständigen besonderen Verfahren und
Mechanismen der Menschenrechtskommission sowie die
Menschenrechtsvertragsorgane der Vereinten Nationen, im
Rahmen ihres jeweiligen Mandats mit dem Sonderberichter-
statter für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte
und Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Terrorismus zu-
sammenzuarbeiten, und ermutigt den Sonderberichterstatter,
eng mit diesen zusammenzuarbeiten, um die Anstrengungen
gegebenenfalls zu koordinieren und so eine kohärente Vorge-
hensweise in dieser Frage zu fördern;

13. legt den Staaten nahe, bei der Terrorismusbekämp-
fung die einschlägigen Resolutionen und Beschlüsse der Ver-
einten Nationen über Menschenrechte zu berücksichtigen und
die von den besonderen Verfahren und Mechanismen der
Menschenrechtskommission abgegebenen Empfehlungen so-
wie die einschlägigen Stellungnahmen und Auffassungen der
Menschenrechtsvertragsorgane der Vereinten Nationen zu
prüfen;

14. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Bericht
des unabhängigen Experten für den Schutz der Menschenrech-
te und Grundfreiheiten bei der Terrorismusbekämpfung285;

15. nimmt mit Interesse Kenntnis von dem gemäß Reso-
lution 59/191 der Generalversammlung vorgelegten Bericht
des Generalsekretärs286;

16. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem gemäß
Resolution 2005/80 der Menschenrechtskommission vorge-
legten Bericht des Sonderberichterstatters287 und den darin her-
vorgehobenen vier Merkmalen seines Mandats, nämlich Kom-

281 Siehe beispielsweise die Allgemeine Bemerkung 29 über Notstands-
situationen, die der Menschenrechtsausschuss am 24. Juli 2001 verab-
schiedete.
282 E/CN.4/2004/91.
283 A/59/428.

284 Siehe Resolution 60/1.
285 Siehe E/CN.4/2005/103.
286 A/60/374.
287 Siehe A/60/370.
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plementarität, umfassende Reichweite, Proaktivität und sein
thematischer Ansatz, und ersucht den Sonderberichterstatter,
der Generalversammlung und der Menschenrechtskommis-
sion regelmäßig Bericht zu erstatten;

17. ersucht alle Regierungen, mit dem Sonderberichter-
statter bei der Erfüllung der ihm übertragenen Aufgaben und
Pflichten voll zusammenzuarbeiten, so auch indem sie auf sei-
ne dringenden Appelle rasch reagieren und alle erbetenen In-
formationen zur Verfügung stellen;

18. ersucht die Hohe Kommissarin, mittels der bestehen-
den Mechanismen auch künftig

a) die Frage des Schutzes der Menschenrechte und
Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Terrorismus unter
Berücksichtigung verlässlicher Informationen aus allen Quel-
len zu prüfen;

b) allgemeine Empfehlungen betreffend die Verpflich-
tung der Staaten zur Förderung und zum Schutz der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten bei der Ergreifung von Maßnah-
men zur Bekämpfung des Terrorismus abzugeben;

c) den Staaten auf ihr Ersuchen hin sowie den zuständi-
gen Gremien der Vereinten Nationen Unterstützung und Rat in
Bezug auf den Schutz der Menschenrechte und Grundfreihei-
ten bei der Bekämpfung des Terrorismus zu gewähren;

19. ersucht den Generalsekretär, der Menschenrechts-
kommission auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung und der Ge-
neralversammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen
Bericht über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 60/159

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II), Ziff. 102)288.

60/159. Menschenrechte in der Rechtspflege

Die Generalversammlung,

eingedenk der in den Artikeln 3, 5, 8, 9 und 10 der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte289 verankerten Grund-
sätze sowie der einschlägigen Bestimmungen des Internatio-
nalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte und der

dazugehörigen Fakultativprotokolle290, insbesondere des Arti-
kels 6 des Paktes, in dem es unter anderem heißt, dass niemand
willkürlich seines Lebens beraubt werden darf und dass für
strafbare Handlungen, die von Jugendlichen unter 18 Jahren
begangen worden sind, nicht die Todesstrafe verhängt werden
darf, sowie des Artikels 10, der vorsieht, dass jeder, dem seine
Freiheit entzogen ist, menschlich und mit Achtung vor der dem
Menschen innewohnenden Würde behandelt werden muss,

sowie eingedenk der einschlägigen Bestimmungen des
Übereinkommens gegen Folter und andere grausame, un-
menschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe291,
des Internationalen Übereinkommens zur Beseitigung jeder
Form von Rassendiskriminierung292, insbesondere des Rechts
auf Gleichbehandlung vor den Gerichten und allen sonstigen
Organen der Rechtspflege, des Übereinkommens über die
Rechte des Kindes293, insbesondere des Artikels 37, wonach je-
des Kind, dem die Freiheit entzogen ist, unter Berücksichti-
gung der Bedürfnisse von Personen seines Alters behandelt
wird, sowie des Übereinkommens über die Beseitigung jeder
Form von Diskriminierung der Frau294, insbesondere der Ver-
pflichtung, Männern und Frauen Gleichbehandlung in allen
Stadien gerichtlicher Verfahren zu gewähren,

unter Hinweis auf die zahlreichen internationalen Normen
im Bereich der Rechtspflege,

in der Überzeugung, dass die Unabhängigkeit und die Un-
parteilichkeit der Rechtsprechung unabdingbare Vorausset-
zungen für den Schutz der Menschenrechte, für gute Regie-
rungsführung und Demokratie sowie für die Gewährleistung
einer Rechtspflege ohne jede Diskriminierung sind und dass
sie daher unter allen Umständen zu achten sind,

feststellend, dass der Ausschuss für die Beseitigung der
Rassendiskriminierung die Allgemeine Empfehlung XXXI
über die Verhütung von Rassendiskriminierung bei der Straf-
rechtspflege und im Strafjustizsystem295 verabschiedet hat,

betonend, dass das in den anwendbaren internationalen
Rechtsakten auf dem Gebiet der Menschenrechte verankerte
Recht auf Zugang zur Justiz eine wichtige Grundlage für die
Stärkung der Rechtsstaatlichkeit durch die Rechtspflege bil-
det,

288 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Argentinien, Armenien,
Aserbaidschan, Australien, Belarus, Belgien, Bolivien, Bosnien und Her-
zegowina, Brasilien, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutsch-
land, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Re-
publik Mazedonien, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Georgien,
Griechenland, Guatemala, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Jordanien,
Kanada, Kenia, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg,
Mali, Malta, Monaco, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Pa-
nama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Re-
publik Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden, Schweiz, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Suriname, Thailand, Tschechische Republik, Tür-
kei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes Königreich Großbritannien
und Nordirland und Zypern.
289 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.

290 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750; und Resolution 44/128, Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1992 II S. 390; LGBl. 1999 Nr. 60; öBGBl. Nr. 333/1993; AS
1994 2202.
291 United Nations, Treaty Series, Vol. 1465, Nr. 24841. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1990 II S. 246; LGBl. 1991 Nr. 59; öBGBl.
Nr. 492/1987; AS 1987 1307.
292 Resolution 2106 A (XX), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1969 II S. 961; LGBl. 2000 Nr. 80; öBGBl. Nr. 377/1972; AS 1995 1164.
293 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993;
AS 1998 2055.
294 Ebd., Vol. 1249, Nr. 20378. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1985 II
S. 647; LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl. Nr. 443/1982; AS 1999 1579.
295 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session,
Supplement No. 18 (A/60/18), Kap. IX.
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eingedenk dessen, dass es wichtig ist, als einen entschei-
denden Beitrag zur Schaffung von Frieden und Gerechtigkeit
und zur Beendigung der Straflosigkeit die Achtung der Rechts-
staatlichkeit und der Menschenrechte in der Rechtspflege zu
gewährleisten, insbesondere in Postkonfliktsituationen,

unter Hinweis auf die Aktionsleitlinien betreffend Kinder
im Strafjustizsystem296, die Einsetzung der Interinstitutionel-
len Koordinierungsgruppe für Jugendstrafrechtspflege und ih-
re anschließenden Tagungen,

sowie unter Hinweis auf die einschlägigen Bestimmungen
der Wiener Erklärung über Verbrechen und Gerechtigkeit: Be-
wältigung der Herausforderungen des 21. Jahrhunderts297 und
die Aktionspläne für ihre Verwirklichung und Weiterverfol-
gung298,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 58/183 vom
22. Dezember 2003 sowie auf die Resolution 2004/43 der
Menschenrechtskommission vom 19. April 2004299 und die
Resolution 2004/28 des Wirtschafts- und Sozialrats vom
21. Juli 2004 "Regeln und Normen der Vereinten Nationen auf
dem Gebiet der Verbrechensverhütung und Strafrechtspfle-
ge",

1. erklärt erneut, wie wichtig es ist, dass alle die Men-
schenrechte in der Rechtspflege betreffenden Normen der Ver-
einten Nationen voll und wirksam angewandt werden;

2. fordert alle Mitgliedstaaten abermals auf, alles zu
tun, um für wirksame Mechanismen und Verfahren auf dem
Gebiet der Gesetzgebung und auf anderen Gebieten sowie für
ausreichende Finanzmittel zu sorgen, damit die volle Anwen-
dung dieser Normen gewährleistet ist;

3. bekräftigt, dass die Staaten sicherstellen müssen,
dass jede Maßnahme, die sie zur Bekämpfung des Terrorismus
ergreifen, so auch im Rahmen der Rechtspflege, mit ihren Ver-
pflichtungen nach dem Völkerrecht im Einklang steht, insbe-
sondere mit den internationalen Menschenrechtsnormen, dem
Flüchtlingsvölkerrecht und dem humanitären Völkerrecht;

4. bittet die Regierungen, allen Richtern, Anwälten,
Staatsanwälten, Sozialarbeitern, Einwanderungs- und Polizei-
beamten sowie anderen in Betracht kommenden Berufsgrup-
pen, einschließlich in internationalen Feldeinsätzen tätigen
Personals, eine Aus- und Fortbildung auf dem Gebiet der Men-
schenrechte in der Rechtspflege, einschließlich der Jugend-
strafrechtspflege, angedeihen zu lassen, die unter anderem
auch antirassistische, multikulturelle und geschlechtsspezifi-
sche Aspekte berücksichtigt;

5. bittet die Staaten, von der technischen Hilfe Ge-
brauch zu machen, die von den zuständigen Programmen der
Vereinten Nationen angeboten wird, um ihre nationalen Ka-
pazitäten und ihre Infrastruktur auf dem Gebiet der Rechts-
pflege zu stärken;

6. appelliert an die Regierungen, die Rechtspflege als
festen Bestandteil des Entwicklungsprozesses in ihre nationa-
len Entwicklungspläne einzubeziehen und im Hinblick auf die
Förderung und den Schutz der Menschenrechte ausreichende
Ressourcen für die Gewährung von Rechtsberatungsdiensten
zur Verfügung zu stellen, und bittet die internationale Gemein-
schaft, Anträgen auf finanzielle und technische Hilfe bei der
Verbesserung und Stärkung der Rechtspflege zu entsprechen;

7. legt den Regionalkommissionen, den Sonderorgani-
sationen und den Instituten der Vereinten Nationen auf dem
Gebiet der Menschenrechte, der Verbrechensverhütung und
der Strafrechtspflege und anderen zuständigen Teilen des Sy-
stems der Vereinten Nationen, den zwischenstaatlichen und
nichtstaatlichen Organisationen, einschließlich der nationalen
Berufsverbände, die sich mit der Förderung der Normen der
Vereinten Nationen auf diesem Gebiet befassen, sowie ande-
ren Bereichen der Zivilgesellschaft, einschließlich der Medi-
en, nahe, ihre Aktivitäten zur Förderung der Menschenrechte
in der Rechtspflege weiterzuentwickeln;

8. bittet die Menschenrechtskommission und die Kom-
mission für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege so-
wie das Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen
für Menschenrechte und das Büro der Vereinten Nationen für
Drogen- und Verbrechensbekämpfung, ihre die Rechtspflege
betreffenden Tätigkeiten eng miteinander abzustimmen;

9. fordert die Mechanismen der Menschenrechtskom-
mission und ihre Nebenorgane, namentlich die Sonderbericht-
erstatter, Sonderbeauftragten und Arbeitsgruppen, auf, Fragen
im Zusammenhang mit der wirksamen Förderung und dem
wirksamen Schutz der Menschenrechte in der Rechtspflege,
einschließlich der Jugendstrafrechtspflege, auch weiterhin be-
sondere Aufmerksamkeit zu widmen und nach Bedarf konkre-
te diesbezügliche Empfehlungen zu unterbreiten, namentlich
Vorschläge für Maßnahmen im Rahmen der Beratenden Dien-
ste und der technischen Hilfe;

10. fordert das Amt des Hohen Kommissars der Verein-
ten Nationen für Menschenrechte und das Büro der Vereinten
Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung auf, im
Rahmen ihres jeweiligen Mandats ihre Tätigkeit zum Aufbau
nationaler Kapazitäten auf dem Gebiet der Rechtspflege zu
verstärken, insbesondere in Postkonfliktsituationen, und in
diesem Kontext mit der Sekretariats-Hauptabteilung Friedens-
sicherungseinsätze zusammenzuarbeiten;

11. legt dem Amt des Hohen Kommissars nahe, auch
künftig Aus- und Fortbildungskurse und andere einschlägige
Maßnahmen durchzuführen, die darauf abzielen, die Förde-
rung und den Schutz der Menschenrechte auf dem Gebiet der
Rechtspflege zu verstärken, und begrüßt die Veröffentlichung
des Manual on Human Rights Training for Prison Officials
(Handbuch für die Menschenrechtsausbildung von Strafvoll-
zugsbeamten)300;

12. begrüßt es, dass die Hohe Kommissarin und das Kin-
derhilfswerk der Vereinten Nationen der Frage der Jugend-

296 Resolution 1997/30 des Wirtschafts- und Sozialrats, Anlage.
297 Resolution 55/59, Anlage.
298 Resolution 56/261, Anlage.
299 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2004,
Supplement No. 3 (E/2004/23), Kap. II, Abschn. A. 300 United Nations publication, Sales No. E.04.XIV.1.
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strafrechtspflege erhöhte Aufmerksamkeit widmen, insbeson-
dere durch Tätigkeiten der technischen Hilfe, und befürwortet
angesichts des Vorrangs, den das System der Vereinten Natio-
nen der internationalen Zusammenarbeit zur Förderung der
Reform der Jugendstrafrechtspflege beimisst, weitere diesbe-
zügliche Tätigkeiten der Hohen Kommissarin und des Kinder-
hilfswerks der Vereinten Nationen im Rahmen ihres jeweili-
gen Mandats;

13. ermutigt die Interinstitutionelle Koordinierungs-
gruppe für Jugendstrafrechtspflege, die Zusammenarbeit zwi-
schen den beteiligten Partnern weiter zu stärken, gemeinsame
Indikatoren, Instrumente und Handbücher auszuarbeiten, In-
formationen auszutauschen und ihre Kapazitäten und Interes-
sen zu bündeln, um die Wirksamkeit der Programmdurchfüh-
rung zu erhöhen, und nimmt mit Anerkennung Kenntnis von
der Veröffentlichung "Protecting the rights of children in con-
flict with the law" (Schutz der Rechte von Kindern, die mit
dem Gesetz in Konflikt geraten sind)301;

14. begrüßt es, dass der Wirtschafts- und Sozialrat die in
der Anlage zu seiner Resolution 2005/20 vom 22. Juli 2005
enthaltenen Leitlinien für den Schutz kindlicher Opfer und
Zeugen von Straftaten in Justizverfahren verabschiedet hat,
und legt allen in Betracht kommenden Akteuren nahe, die Leit-
linien nach Bedarf heranzuziehen;

15. legt dem unabhängigen Experten für die Studie der
Vereinten Nationen über Gewalt gegen Kinder nahe, sich in
seinem Schlussbericht mit der im System der Jugendgerichts-
barkeit vorherrschenden Gewalt auseinanderzusetzen; 

16. bittet die Regierungen, die zuständigen internationa-
len und regionalen Organe, die nationalen Menschenrechtsin-
stitutionen und die nichtstaatlichen Organisationen, der Pro-
blematik weiblicher Häftlinge, einschließlich ihrer Kinder, er-
höhte Aufmerksamkeit zu widmen, mit dem Ziel, die wichtig-
sten Probleme und Wege zu ihrer Überwindung aufzuzeigen; 

17. unterstreicht, wie wichtig es ist, die Strukturen für die
Rechtspflege und die Achtung der Rechtsstaatlichkeit und der
Menschenrechte in Postkonfliktsituationen wiederaufzubauen
und zu stärken, und ersucht den Generalsekretär, namentlich
über die vorgeschlagene Kommission für Friedenskonsolidie-
rung und die Gruppe Rechtshilfe die systemweite Koordinie-
rung und Kohärenz der Programme und Aktivitäten der auf
dem Gebiet der Rechtspflege in Postkonfliktsituationen täti-
gen Stellen des Systems der Vereinten Nationen, einschließ-
lich der über die Feldmissionen der Vereinten Nationen ge-
währten Hilfe, sicherzustellen;

18. unterstreicht die besondere Notwendigkeit des Auf-
baus nationaler Kapazitäten auf dem Gebiet der Rechtspflege,
insbesondere durch die Reform des Justiz-, Polizei- und Straf-
vollzugssystems sowie die Reform der Jugendstrafrechtspfle-
ge, um stabile Gesellschaften und Rechtsstaatlichkeit in Post-
konfliktsituationen zu schaffen und zu bewahren, und begrüßt
in diesem Zusammenhang die Rolle des Amtes des Hohen

Kommissars bei der Unterstützung der Einrichtung und der
Tätigkeit von Mechanismen zur Aufarbeitung von Unrecht in
Postkonfliktsituationen;

19. beschließt, die Frage der Menschenrechte in der
Rechtspflege auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung unter dem
Punkt "Menschenrechtsfragen" zu behandeln.

RESOLUTION 60/160

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II), Ziff. 102)302.

60/160. Wirksame Förderung der Erklärung über die
Rechte von Personen, die nationalen oder ethni-
schen, religiösen und sprachlichen Minderheiten
angehören

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 47/135 vom 18. Dezem-
ber 1992 sowie ihre späteren Resolutionen über die Erklärung
über die Rechte von Personen, die nationalen oder ethnischen,
religiösen und sprachlichen Minderheiten angehören,

feststellend, dass die Förderung und der Schutz der Rechte
von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen und
sprachlichen Minderheiten angehören, zur politischen und so-
zialen Stabilität und zum Frieden beitragen und die kulturelle
Vielfalt und das Erbe der Gesellschaft bereichern, wie im Er-
gebnis des Weltgipfels 2005303 bekräftigt,

besorgt über die Häufigkeit und die Schwere der Minder-
heiten betreffenden Streitigkeiten und Konflikte und deren oft-
mals tragische Folgen sowie besorgt darüber, dass Angehörige
von Minderheiten besonders leicht Opfer von Vertreibung
werden,

in der Erkenntnis, dass die wirksame Förderung und der
wirksame Schutz der Rechte der Angehörigen von Minderhei-
ten grundlegende Bestandteile der Förderung und des Schutzes
der Menschenrechte sind, und in dem Bewusstsein, dass Maß-
nahmen in diesem Bereich auch maßgeblich zur Konfliktprä-
vention beitragen können,

unter Betonung der Rolle, die nationale Institutionen bei
der Frühwarnung vor problematischen Situationen im Zusam-
menhang mit Minderheiten übernehmen können,

301 In Englisch verfügbar unter http://www.unodc.org/pdf/
criminal_justice/Protecting_children_en.pdf. 

302 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Argentinien, Armenien,
Äthiopien, Australien, Belarus, Benin, Bolivien, Bosnien und Herzego-
wina, Brasilien, Chile, China, Costa Rica, Dänemark, Dominikanische
Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El
Salvador, Eritrea, Finnland, Georgien, Griechenland, Guatemala, Irland,
Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg,
Malta, Mauritius, Mexiko, Monaco, Niederlande, Norwegen, Österreich,
Panama, Peru, Polen, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien,
Russische Föderation, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien und
Montenegro, Slowenien, Thailand, Timor-Leste, Tschechische Republik,
Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland und Zypern.
303 Siehe Resolution 60/1.
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hervorhebend, wie wichtig die Menschenrechtserziehung
als wirksames Instrument zur Förderung einer inklusiven Ge-
sellschaft, der Verständigung und der Toleranz für Angehörige
von Minderheiten und zwischen ihnen ist,

anerkennend, dass den Vereinten Nationen beim Schutz
von Minderheiten eine wichtige Rolle zukommt, unter ande-
rem indem sie der Erklärung gebührend Rechnung tragen und
sie verwirklichen,

feststellend, dass die Arbeitsgruppe für Minderheiten der
Unterkommission für die Förderung und den Schutz der Men-
schenrechte vom 1. bis 5. März 2004 beziehungsweise vom
30. Mai bis 3. Juni 2005 ihre zehnte und elfte Tagung abge-
halten hat,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von der Ernennung ei-
ner unabhängigen Expertin für Minderheitenfragen durch die
Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschen-
rechte am 29. Juli 2005, auf Grund des Ersuchens der Men-
schenrechtskommission in ihrer Resolution 2005/79 vom
21. April 2005304,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs305;

2. erkennt an, dass die Achtung vor den Menschenrech-
ten und die Förderung von Verständigung und Toleranz durch
die Regierungen sowie zwischen den Minderheiten für den
Schutz und die Förderung der Rechte der Angehörigen von
Minderheiten von zentraler Bedeutung sind;

3. erklärt erneut, dass die Staaten verpflichtet sind, si-
cherzustellen, dass Angehörige von Minderheiten alle Men-
schenrechte und Grundfreiheiten ohne jede Diskriminierung
und in voller Gleichheit vor dem Gesetz voll und wirksam aus-
üben können, im Einklang mit der Erklärung über die Rechte
von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen und
sprachlichen Minderheiten angehören306, und verweist auf die
einschlägigen Bestimmungen der Erklärung und des Aktions-
programms von Durban307, namentlich die Bestimmungen
über Formen der Mehrfachdiskriminierung;

4. legt den Staaten nahe, bei ihren Folgemaßnahmen zu
der Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung,
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intole-
ranz mit Minderheiten zusammenhängende Aspekte in ihre na-
tionalen Aktionspläne aufzunehmen und in diesem Kontext
Formen der Mehrfachdiskriminierung in vollem Umfang zu
berücksichtigen;

5. fordert die Staaten und die internationale Gemein-
schaft nachdrücklich auf, die in der Erklärung festgelegten

Rechte von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiö-
sen und sprachlichen Minderheiten angehören, zu fördern und
zu schützen, namentlich indem sie Bedingungen zur Förde-
rung ihrer Identität begünstigen, eine angemessene Bildung
bereitstellen und ihnen die Teilhabe an allen Aspekten des po-
litischen, wirtschaftlichen, sozialen, religiösen und kulturellen
Lebens der Gesellschaft sowie am wirtschaftlichen Fortschritt
und an der Entwicklung ihres Landes ohne Diskriminierung
erleichtern und dabei eine geschlechtsspezifische Perspektive
anwenden;

6. fordert die Staaten auf, der Förderung und dem
Schutz der Menschenrechte von Kindern, die Minderheiten
angehören, besondere Aufmerksamkeit zu widmen und dabei
zu berücksichtigen, dass Mädchen und Jungen möglicherwei-
se unterschiedlich gearteten Risiken ausgesetzt sind;

7. fordert die Staaten nachdrücklich auf, gegebenen-
falls alle erforderlichen verfassungsmäßigen, gesetzgeberi-
schen, administrativen und sonstigen Maßnahmen zu ergrei-
fen, um die Erklärung zu fördern und zu verwirklichen, und ap-
pelliert an die Staaten, im Einklang mit der Erklärung bilateral
und multilateral zusammenzuarbeiten, um die Rechte von Per-
sonen, die nationalen oder ethnischen, religiösen und sprach-
lichen Minderheiten angehören, zu fördern und zu schützen;

8. fordert die Staaten auf, alle geeigneten Maßnahmen
zu ergreifen, um die kulturellen und religiösen Stätten natio-
naler oder ethnischer, religiöser und sprachlicher Minderhei-
ten zu schützen;

9. fordert den Generalsekretär auf, interessierten Regie-
rungen auf Antrag die Dienste qualifizierter Sachverständiger
für Minderheitenfragen, namentlich für die Verhütung und
Beilegung von Streitigkeiten, zur Verfügung zu stellen, damit
diese ihnen in bestehenden oder möglichen Situationen, die
Minderheiten betreffen, behilflich sein können;

10. fordert die Hohe Kommissarin der Vereinten Natio-
nen für Menschenrechte auf, im Rahmen ihres Mandats die
Verwirklichung der Erklärung zu fördern, zu diesem Zweck
auch weiterhin einen Dialog mit den Regierungen zu führen
und den United Nations Guide for Minorities (Leitfaden der
Vereinten Nationen für Minderheiten) weit zu verbreiten;

11. ersucht die Hohe Kommissarin, ihre Bemühungen
um die Verbesserung der Koordinierung und Zusammenarbeit
zwischen den Programmen und Organisationen der Vereinten
Nationen im Rahmen der mit der Förderung und dem Schutz
der Rechte der Angehörigen von Minderheiten zusammenhän-
genden Tätigkeiten fortzusetzen und die Arbeit der auf dem
Gebiet der Menschenrechte tätigen Regionalorganisationen
bei ihren Bemühungen zu berücksichtigen;

12. begrüßt die interinstitutionellen Konsultationen, die
die Hohe Kommissarin mit den Programmen und Organisatio-
nen der Vereinten Nationen in Minderheitenfragen führt, und
fordert diese Programme und Organisationen auf, aktiv zu die-
sem Prozess beizutragen;

13. ermutigt die zwischenstaatlichen und nichtstaatli-
chen Organisationen, auch weiterhin zur Förderung und zum
Schutz der Rechte der Personen, die nationalen oder ethni-

304 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und Corr.1), Kap. II,
Abschn. A.
305 A/60/333.
306 Resolution 47/135, Anlage.
307 Siehe A/CONF.189/12 und Corr.1, Kap. I. In Deutsch verfügbar unter
www.un.org/Depts/german/conf/ac189-12.pdf.
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schen, religiösen und sprachlichen Minderheiten angehören,
beizutragen;

14. fordert die Arbeitsgruppe für Minderheiten der Un-
terkommission für die Förderung und den Schutz der Men-
schenrechte auf, ihr Mandat in vollem Umfang wahrzuneh-
men, dabei ihre Arbeit auf den interaktiven Dialog mit den zu-
ständigen nichtstaatlichen Organisationen und die konzeptio-
nelle Unterstützung der unabhängigen Expertin für Minder-
heitenfragen sowie den Dialog mit ihr zu konzentrieren und
auf der Grundlage der dabei gewonnenen Erkenntnisse weitere
Maßnahmen zur Förderung und zum Schutz der Rechte der
Personen zu empfehlen, die nationalen oder ethnischen, reli-
giösen und sprachlichen Minderheiten angehören;

15. bittet die Hohe Kommissarin, sich um freiwillige
Beiträge zu bemühen, um die wirksame Teilnahme von Ver-
tretern nichtstaatlicher Organisationen und Angehörigen von
Minderheiten, insbesondere aus Entwicklungsländern, an den
von den Vereinten Nationen, insbesondere ihren Menschen-
rechtsorganen, organisierten Aktivitäten im Zusammenhang
mit Minderheitenfragen zu erleichtern, und dabei besonders
darauf zu achten, dass die Beteiligung von jungen Menschen
und Frauen sichergestellt wird;

16. beschließt, die Behandlung dieser Frage auf ihrer
zweiundsechzigsten Tagung unter dem Punkt "Menschen-
rechtsfragen" fortzusetzen.

RESOLUTION 60/161

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II), Ziff. 102)308.

60/161. Erklärung über das Recht und die Verpflichtung
von Einzelpersonen, Gruppen und Organen der
Gesellschaft, die allgemein anerkannten Men-
schenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und
zu schützen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 53/144 vom 9. Dezem-
ber 1998, mit der sie die in der Anlage zu der genannten Re-
solution enthaltene Erklärung über das Recht und die Ver-

pflichtung von Einzelpersonen, Gruppen und Organen der Ge-
sellschaft, die allgemein anerkannten Menschenrechte und
Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen, im Konsens ver-
abschiedete, und erneut erklärend, wie wichtig die Erklärung
und ihre weite Verbreitung ist,

sowie unter Hinweis auf alle früheren Resolutionen zu die-
ser Frage, insbesondere ihre Resolution 59/192 vom 20. De-
zember 2004 und die Resolution 2005/67 der Menschenrechts-
kommission vom 20. April 2005309,

mit tiefer Besorgnis davon Kenntnis nehmend, dass in vie-
len Ländern Personen und Organisationen, die sich für die För-
derung und Verteidigung der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten einsetzen, auf Grund dieser Tätigkeiten Drohungen,
Drangsalierungen und Unsicherheit ausgesetzt sind,

ernstlich besorgt über die nach wie vor zahlreichen Men-
schenrechtsverletzungen an Personen, die sich für die Förde-
rung und Verteidigung der Menschenrechte und Grundfreihei-
ten überall auf der Welt einsetzen, sowie darüber, dass in ver-
schiedenen Ländern in allen Regionen der Welt Drohungen,
Angriffe und Einschüchterungshandlungen gegen Menschen-
rechtsverteidiger nach wie vor straflos bleiben und dass sich
dies nachteilig auf ihre Arbeit und ihre Sicherheit auswirkt,

unter Hinweis darauf, dass Menschenrechtsverteidiger An-
spruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz haben, und tief
besorgt über die Zunahme neuer restriktiver Rechtsvorschrif-
ten, die die Schaffung nichtstaatlicher Organisationen und ihre
Tätigkeit regulieren, sowie über jeden Missbrauch von Zivil-
oder Strafverfahren, die wegen ihrer Aktivitäten zur Förde-
rung und zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreihei-
ten gegen sie angestrengt werden,

besorgt über die erhebliche Zahl an Mitteilungen an die
Sonderbeauftragte des Generalsekretärs für die Lage von Men-
schenrechtsverteidigern, die zusammen mit den von verschie-
denen Mechanismen für besondere Verfahren vorgelegten Be-
richten nahe legen, dass Menschenrechtsverteidiger, ein-
schließlich der Frauen unter ihnen, ernsthaften Risiken ausge-
setzt sind,

die wichtige Rolle betonend, die Einzelpersonen, nicht-
staatlichen Organisationen und Gruppen im Hinblick auf die
Förderung und den Schutz der Menschenrechte und Grund-
freiheiten zukommt, namentlich auch bei der Bekämpfung der
Straflosigkeit, bei der Förderung des Zugangs zur Justiz und
zu Informationen und der Partizipation der Öffentlichkeit an
Entscheidungsprozessen sowie bei der Förderung, Stärkung
und Erhaltung der Demokratie,

in der Erkenntnis, dass Menschenrechtsverteidiger eine
maßgebliche Rolle dabei spielen können, den Frieden durch
Dialog, Offenheit, Partizipation und Gerechtigkeit zu unter-
stützen, namentlich indem sie die Menschenrechtssituation
überwachen und darüber berichten,

308 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Argentinien, Armenien,
Aserbaidschan, Australien, Belgien, Bolivien, Bosnien und Herzegowi-
na, Brasilien, Burkina Faso, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland,
Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Grie-
chenland, Guatemala, Guinea-Bissau, Irland, Island, Israel, Italien, Japan,
Jordanien, Kanada, Kenia, Kongo, Kroatien, Lesotho, Lettland, Liech-
tenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Marokko, Mauritius, Mexiko, Mi-
kronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Neuseeland, Nicaragua,
Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Österreich, Palau, Panama, Peru,
Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, San Ma-
rino, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Sierra Leo-
ne, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, Südafrika, Thailand, Ti-
mor-Leste, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay,
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staa-
ten von Amerika und Zypern.

309 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und Corr.1), Kap. II,
Abschn. A. 
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unter Hinweis darauf, dass gewisse Rechte im Einklang
mit Artikel 4 des Internationalen Paktes über bürgerliche und
politische Rechte310 als Rechte anerkannt werden, die unter
keinen Umständen außer Kraft gesetzt werden können, und
dass jede Außerkraftsetzung von Bestimmungen des Paktes in
jedem Falle mit dem genannten Artikel im Einklang stehen
muss, sowie unter Betonung des Ausnahme- und Übergangs-
charakters solcher Außerkraftsetzungen, auf die der Men-
schenrechtsausschuss in seiner am 24. Juli 2001 verabschie-
deten Allgemeinen Bemerkung 29 über Notstandssituatio-
nen311 hingewiesen hat,

zutiefst besorgt darüber, dass in einigen Fällen Gesetze und
sonstige Maßnahmen zum Schutz der nationalen Sicherheit
und zur Bekämpfung des Terrorismus missbräuchlich gegen
Menschenrechtsverteidiger angewandt wurden beziehungs-
weise dass sie deren Arbeit und Sicherheit in völkerrechtswid-
riger Weise behindert haben, 

unter Begrüßung der wichtigen Tätigkeit, die die Sonder-
beauftragte leistet, und zu einer verstärkten Zusammenarbeit
zwischen der Sonderbeauftragten und den anderen besonderen
Verfahren der Menschenrechtskommission sowie anderen zu-
ständigen Organen, Büros, Hauptabteilungen und Sonderor-
ganisationen der Vereinten Nationen und ihrem Personal am
Amtssitz und auf Landesebene anregend,

sowie unter Begrüßung der regionalen Initiativen zur För-
derung und zum Schutz der Menschenrechte wie auch der Zu-
sammenarbeit zwischen internationalen und regionalen Me-
chanismen zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern und
zu weiteren Fortschritten in dieser Hinsicht anregend,

ferner unter Begrüßung der Schritte, die verschiedene
Staaten unternommen haben, um nationale Politiken oder
Rechtsvorschriften zum Schutz von Menschenrechtsverteidi-
gern einzuführen,

daran erinnernd, dass die Staaten die Hauptverantwortung
für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte tragen,
und erneut erklärend, dass die mit der Charta der Vereinten Na-
tionen und anderen völkerrechtlichen Verpflichtungen der
Staaten auf dem Gebiet der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten übereinstimmenden innerstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten den rechtlichen Rahmen bilden, innerhalb dessen die Men-
schenrechtsverteidiger ihre Tätigkeit ausüben, und mit tiefer
Besorgnis feststellend, dass die Aktivitäten mancher nicht-
staatlicher Akteure die Sicherheit der Menschenrechtsvertei-
diger in erheblichem Maße bedrohen, 

hervorhebend, dass es robuster und wirksamer Maßnah-
men zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern bedarf,

1. fordert alle Staaten auf, für die Erklärung über das
Recht und die Verpflichtung von Einzelpersonen, Gruppen

und Organen der Gesellschaft, die allgemein anerkannten
Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu schüt-
zen, einzutreten und sie in vollem Umfang zu verwirklichen,
namentlich auch indem sie gegebenenfalls konkrete Maßnah-
men zu diesem Zweck ergreifen;

2. begrüßt die Berichte der Sonderbeauftragten des Ge-
neralsekretärs für die Lage von Menschenrechtsverteidigern312

und ihren Beitrag zur wirksamen Förderung der Erklärung und
zur Verbesserung des Schutzes von Menschenrechtsverteidi-
gern überall auf der Welt;

3. verurteilt alle Menschenrechtsverletzungen an Per-
sonen, die sich für die Förderung und Verteidigung der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten überall auf der Welt einset-
zen, und fordert die Staaten nachdrücklich auf, alle geeigneten,
mit der Erklärung und allen weiteren einschlägigen Rechtsak-
ten auf dem Gebiet der Menschenrechte im Einklang stehen-
den Maßnahmen zu ergreifen, um derartigen Menschenrechts-
verletzungen ein Ende zu setzen;

4. fordert alle Staaten auf, alle erforderlichen Maßnah-
men zu ergreifen, um den Schutz der Menschenrechtsverteidi-
ger sowohl auf lokaler als auch auf nationaler Ebene zu ge-
währleisten, einschließlich in Konflikt- und Friedenskonsoli-
dierungszeiten;

5. fordert alle Staaten außerdem auf, das Recht der frei-
en Meinungsäußerung und die Vereinigungsfreiheit von Men-
schenrechtsverteidigern zu gewährleisten, zu schützen und zu
achten und dort, wo Registrierungspflicht besteht, ihre Regi-
strierung zu erleichtern, namentlich durch die Festlegung
wirksamer und transparenter Kriterien und nichtdiskriminie-
render, zügiger und kostengünstiger Verfahren im Rahmen ih-
res innerstaatlichen Rechts;

6. fordert die Staaten nachdrücklich auf, dafür Sorge zu
tragen, dass alle ihre Maßnahmen zur Bekämpfung des Terro-
rismus und zur Wahrung der nationalen Sicherheit ihren völ-
kerrechtlichen Verpflichtungen, insbesondere aus dem Völ-
kerrecht auf dem Gebiet der Menschenrechte, entsprechen und
weder die Arbeit der Menschenrechtsverteidiger behindern
noch ihre Sicherheit beeinträchtigen;

7. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, ge-
eignete Maßnahmen zu ergreifen, um die Frage der Straflosig-
keit für Angriffe, Drohungen und Einschüchterungshandlun-
gen gegen Menschenrechtsverteidiger und ihre Angehörigen
anzugehen, namentlich indem sie dafür sorgen, dass Be-
schwerden von Menschenrechtsverteidigern umgehend unter-
sucht werden und dass ihnen auf transparente, unabhängige
und rechenschaftspflichtige Weise nachgegangen wird; 

8. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, mit der Son-
derbeauftragten zusammenzuarbeiten und sie bei der Erfül-
lung ihrer Aufgaben zu unterstützen und ihr auf Anfrage alle

310 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750.
311 Official Records of the General Assembly, Fifty-sixth Session, Supple-
ment No. 40 (A/56/40), Vol. I, Anhang VI. 

312 E/CN.4/2001/94, E/CN.4/2002/106 und Add. 1 und 2,
E/CN.4/2003/104 und Add.1-4, E/CN.4/2004/94 und Add.1-3 und
E/CN.4/2005/101 und Add.1-3 und Add.3/Corr.1; siehe auch A/56/341,
A/57/182, A/58/380, A/59/401 und A/60/339 und Corr.1. 
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zur Wahrnehmung ihres Mandats erforderlichen Informatio-
nen zu übermitteln;

9. fordert die Staaten auf, ernsthaft in Erwägung zu zie-
hen, den Anträgen der Sonderbeauftragten auf Besuch ihres
Landes zu entsprechen, und fordert sie nachdrücklich auf, mit
der Sonderbeauftragten im Hinblick auf die Weiterverfolgung
und Umsetzung ihrer Empfehlungen in einen konstruktiven
Dialog einzutreten, um ihr die noch wirksamere Erfüllung ih-
res Mandats zu ermöglichen;

10. fordert diejenigen Staaten, die die ihnen übermittel-
ten Mitteilungen noch nicht beantwortet haben, nachdrücklich
auf, dies unverzüglich zu tun und dringende Appelle und An-
schuldigungen, die ihnen von der Sonderbeauftragten zur
Kenntnis gebracht werden, zügig zu untersuchen; 

11. bittet die Staaten, die Erklärung in die Landesspra-
chen übersetzen zu lassen und Maßnahmen zu ihrer besseren
Verbreitung zu treffen;

12. legt den Staaten nahe, die Erklärung besser bekannt
zu machen und eine entsprechende Schulung zu fördern, um
Amtsträger, Organisationen, Behörden und Justiz zur Einhal-
tung der Bestimmungen der Erklärung zu befähigen und da-
durch ein besseres Verständnis und mehr Achtung für Men-
schenrechtsverteidiger zu bewirken;

13. bittet die zuständigen Organe der Vereinten Natio-
nen, einschließlich auf Landesebene, im Rahmen ihrer Man-
date und in Zusammenarbeit mit den Staaten die Erklärung und
die Berichte der Sonderbeauftragten gebührend zu berücksich-
tigen, und ersucht in diesem Zusammenhang das Amt des Ho-
hen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte,
die Aufmerksamkeit aller zuständigen Organe der Vereinten
Nationen, so auch auf Landesebene, auf die Berichte der Son-
derbeauftragten zu lenken;

14. ersucht das Amt des Hohen Kommissars sowie die
anderen zuständigen Organe, Büros, Hauptabteilungen und
Sonderorganisationen der Vereinten Nationen, zu prüfen, wie
sie die Staaten dabei unterstützen können, die Rolle der Men-
schenrechtsverteidiger und ihre Sicherheit zu stärken, ein-
schließlich in Konfliktsituationen und bei der Friedenskonso-
lidierung;

15. ersucht den Generalsekretär, die Sonderbeauftragte
mit dem Personal sowie mit den Sach- und Finanzmitteln aus-
zustatten, die sie benötigt, um ihr Mandat weiterhin wirksam
wahrnehmen zu können, so auch durch Besuche in den betref-
fenden Ländern;

16. ersucht alle zuständigen Einrichtungen und Organi-
sationen der Vereinten Nationen, im Rahmen ihres Mandats
der Sonderbeauftragten bei der Durchführung ihres Tätigkeits-
programms jede erdenkliche Hilfe und Unterstützung zu ge-
währen;

17. ersucht die Sonderbeauftragte, der Generalversamm-
lung und der Menschenrechtskommission auch künftig im
Einklang mit ihrem Mandat jährlich über ihre Tätigkeit Bericht
zu erstatten;

18. beschließt, diese Frage auf ihrer zweiundsechzigsten
Tagung unter dem Punkt "Menschenrechtsfragen" zu behan-
deln.

RESOLUTION 60/162

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 173 Stimmen ohne Gegenstimmen bei 1 Enthaltung,
auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II), Ziff. 102)313:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua
und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Ba-
hamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin,
Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darus-
salam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire,
Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Ko-
rea, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehe-
malige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fi-
dschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Grie-
chenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien,
Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Israel, Italien, Jamai-
ka, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Ka-
sachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kroatien, Kuwait, Lao-
tische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Libysch-Arabi-
sche Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi,
Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauri-
tius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Mosam-
bik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Ni-
geria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neugui-
nea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Ruanda, Ru-
mänien, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino,
Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Sim-
babwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia,
St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabi-
sche Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tschechische Re-
publik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Us-
bekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische
Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien
und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Vietnam, Zypern.

Dagegen: Keine.
Enthaltung: Tuvalu.

313 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Albanien, Andorra, Argentinien,
Armenien, Aserbaidschan, Australien, Bangladesch, Belgien, Benin, Bo-
livien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Bulgarien, Bu-
rundi, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Re-
publik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Sal-
vador, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland,
Guatemala, Indien, Indonesien, Irak, Irland, Island, Israel, Italien, Japan,
Jordanien, Kambodscha, Kanada, Kap Verde, Kenia, Kolumbien, Kroa-
tien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Mali, Malta, Mar-
shallinseln, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco,
Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Pa-
lau, Panama, Peru, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau,
Rumänien, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro,
Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Vincent und die
Grenadinen, Swasiland, Thailand, Timor-Leste, Tschechische Republik,
Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Kö-
nigreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Ameri-
ka, Zentralafrikanische Republik und Zypern.
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60/162. Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen bei
der Steigerung der Wirksamkeit des Grundsatzes
regelmäßiger und unverfälschter Wahlen und der
Förderung der Demokratisierung 

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen zu diesem
Thema, insbesondere die Resolution 58/180 vom 22. Dezem-
ber 2003,

erneut erklärend, dass Wahlhilfe und Unterstützung zur
Förderung der Demokratisierung von den Vereinten Nationen
nur auf ausdrücklichen Antrag des betreffenden Mitgliedstaats
gewährt werden,

mit Befriedigung feststellend, dass immer mehr Mitglied-
staaten Wahlen als friedliches Mittel zur Ermittlung des
Volkswillens einsetzen, was Vertrauen in ein repräsentatives
Regierungssystem schafft und zu mehr Frieden und Stabilität
in ihrem Land beiträgt,

unter Hinweis auf die am 10. Dezember 1948 verabschie-
dete Allgemeine Erklärung der Menschenrechte314, insbeson-
dere auf den Grundsatz, dass der Wille des Volkes, der durch
regelmäßige und unverfälschte Wahlen zum Ausdruck
kommt, die Grundlage für die Autorität der öffentlichen Ge-
walt bildet, sowie das Recht auf freie Wahl von Vertretern
durch regelmäßige, unverfälschte, allgemeine und gleiche
Wahlen mit geheimer Stimmabgabe oder ein gleichwertiges
freies Wahlverfahren,

mit Interesse Kenntnis nehmend von der Resolution
2004/30 der Menschenrechtskommission vom 19. April 2004
über die Stärkung der Rolle regionaler, subregionaler und son-
stiger Organisationen und Abmachungen bei der Förderung
und Festigung der Demokratie315 sowie von der Kommissions-
resolution 2005/32 vom 19. April 2005 über Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit316,

in der Erkenntnis, dass die demokratischen Prozesse, die
Wahleinrichtungen und der Aufbau nationaler Kapazitäten,
namentlich der Kapazität zur Abhaltung fairer Wahlen, zur
Verstärkung der Bürgerbeteiligung und zur Bereitstellung von
Unterricht in Staatsbürgerkunde, in den antragstellenden Län-
dern gestärkt werden müssen, damit das durch frühere Wahlen
Erreichte konsolidiert und stabilisiert wird und spätere Wahlen
erleichtert werden,

unter Begrüßung der Unterstützung, welche die Staaten
den Aktivitäten der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der
Wahlhilfe gewähren, indem sie unter anderem Wahlsachver-
ständige, einschließlich Mitgliedern von Wahlkommissionen,
und Wahlbeobachter zur Verfügung stellen und Beiträge an

den Treuhandfonds der Vereinten Nationen für Wahlbeobach-
tung entrichten,

sowie unter Begrüßung der von internationalen und regio-
nalen Organisationen sowie nichtstaatlichen Organisationen
geleisteten Beiträge zur Steigerung der Wirksamkeit des
Grundsatzes regelmäßiger und unverfälschter Wahlen und zur
Förderung der Demokratisierung,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
die Aktivitäten der Vereinten Nationen zur Steigerung der
Wirksamkeit des Grundsatzes regelmäßiger und unverfälsch-
ter Wahlen und zur Förderung der Demokratisierung317,

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs317;

2. würdigt die Wahlhilfe, die Mitgliedstaaten auf An-
trag von den Vereinten Nationen gewährt wird, und ersucht
darum, dass diese Hilfe fallweise und entsprechend dem Be-
darf, der sich für die antragstellenden Länder im Hinblick auf
den Aufbau, die Verbesserung und die Verfeinerung ihrer
Wahleinrichtungen und -vorgänge jeweils ergibt, fortgesetzt
wird, wobei anerkannt wird, dass die grundlegende Verant-
wortung für die Veranstaltung freier und fairer Wahlen bei den
Regierungen liegt;

3. ersucht die Abteilung Wahlhilfe der Sekretariats-
Hauptabteilung Politische Angelegenheiten, in ihrer Rolle als
Koordinatorin der von den Vereinten Nationen gewährten
Wahlhilfe die Mitgliedstaaten auch weiterhin regelmäßig über
die eingegangenen Anträge und die Art der gewährten Hilfe zu
unterrichten;

4. ersucht die Vereinten Nationen, auch weiterhin da-
nach zu trachten, vor einer Zusage zur Gewährung von Wahl-
hilfe an einen antragstellenden Staat sicherzustellen, dass aus-
reichend Zeit für die Organisation und Durchführung einer
wirksamen Wahlhilfemission, einschließlich der Bereitstel-
lung einer langfristigen technischen Zusammenarbeit, zur
Verfügung steht, dass die Bedingungen für freie und faire
Wahlen gegeben sind und dass eine umfassende und einheit-
liche Berichterstattung über die Ergebnisse der Mission er-
folgt;

5. empfiehlt, dass die Vereinten Nationen während der
gesamten Zeitdauer des Wahlprozesses, so auch nach Bedarf
vor und nach den Wahlen, auf Grund der Ergebnisse von Be-
darfsermittlungsmissionen den darum ersuchenden Staaten
und Wahleinrichtungen weiterhin technischen Rat und sonsti-
ge Hilfe gewähren, um zur Stärkung ihrer demokratischen Pro-
zesse beizutragen;

6. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den zusätzli-
chen Bemühungen, die derzeit unternommen werden, um die
Zusammenarbeit mit anderen internationalen, staatlichen und
nichtstaatlichen Organisationen zu verstärken, damit Wahlhil-
feanträgen umfassender und in einer Weise entsprochen wer-
den kann, die stärker auf die jeweiligen Bedürfnisse eingeht,
ermutigt diese Organisationen, ihr Wissen und ihre Erfahrun-

314 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html. 
315 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2004,
Supplement No. 3 (E/2004/23), Kap. II, Abschn. A.
316 Ebd., 2005, Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und
Corr.1), Kap. II, Abschn. A. 317 A/60/431.
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gen weiterzugeben, um bei der von ihnen gewährten Hilfe und
bei ihrer Berichterstattung über die Wahlprozesse die besten
Verfahrensweisen zu fördern, und dankt denjenigen Mitglied-
staaten, Regionalorganisationen und nichtstaatlichen Organi-
sationen, die Beobachter oder technische Sachverständige zur
Unterstützung der Wahlhilfetätigkeiten der Vereinten Natio-
nen zur Verfügung gestellt haben;

7. erinnert daran, dass der Generalsekretär den Treu-
handfonds der Vereinten Nationen für Wahlbeobachtung ge-
schaffen hat, und fordert die Mitgliedstaaten auf, die Entrich-
tung von Beiträgen an den Fonds in Erwägung zu ziehen;

8. ermutigt den Generalsekretär, über die Abteilung
Wahlhilfe auf die sich ändernde Art der Hilfeanträge und den
zunehmenden Bedarf an bestimmten Formen der mittelfristi-
gen sachverständigen Hilfe einzugehen, die darauf ausgerich-
tet ist, die vorhandene Kapazität der antragstellenden Regie-
rung zu unterstützen und zu stärken, insbesondere durch die
Steigerung der Kapazitäten der nationalen Wahleinrichtun-
gen;

9. ersucht den Generalsekretär, die Abteilung Wahlhil-
fe personell und finanziell angemessen auszustatten, damit sie
ihren Auftrag erfüllen kann, und auch weiterhin dafür Sorge zu
tragen, dass das Amt des Hohen Kommissars der Vereinten
Nationen für Menschenrechte im Rahmen seines Mandats und
in enger Abstimmung mit der Abteilung den zahlreichen und
zunehmend komplexen und umfassenden Anträgen von Mit-
gliedstaaten auf Beratende Dienste entsprechen kann;

10. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von der umfassen-
den Koordinierung zwischen der Abteilung Wahlhilfe und
dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen und be-
fürwortet ein noch stärkeres Engagement des Amtes des Ho-
hen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte
in dieser Hinsicht;

11. ersucht das Entwicklungsprogramm der Vereinten
Nationen, seine Programme für Hilfe bei der Regierungs- und
Verwaltungsführung in Zusammenarbeit mit anderen zustän-
digen Organisationen weiter durchzuführen, insbesondere die-
jenigen, die die demokratischen Institutionen sowie die Ver-
bindungen zwischen der Zivilgesellschaft und den Regierun-
gen stärken;

12. erklärt erneut, wie wichtig es ist, dass die diesbezüg-
liche Koordinierung innerhalb und außerhalb des Systems der
Vereinten Nationen verstärkt wird;

13. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution, insbesondere über den Stand der von
den Mitgliedstaaten gestellten Anträge auf Wahlhilfe, sowie
über die Maßnahmen Bericht zu erstatten, die er ergriffen hat,
um sicherzustellen, dass der Demokratisierungsprozess in den
Mitgliedstaaten von der Organisation stärker unterstützt wird.

RESOLUTION 60/163

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 116 Stimmen bei 53 Gegenstimmen und 8 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II), Ziff. 102)318:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Aser-
baidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Be-
lize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina
Faso, Burundi, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kon-
go, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica, Dominikanische Republik,
Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gabun, Gambia, Ghana, Gre-
nada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indonesi-
en, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Ka-
merun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren,
Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libanon, Li-
bysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven,
Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar,
Namibia, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Papua-
Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Ruanda, Russische Föderation, Salo-
monen, Sambia, Saudi-Arabien, Senegal, Simbabwe, Somalia, Sri Lanka,
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Syri-
sche Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad
und Tobago, Tunesien, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Uruguay, Usbekistan,
Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte
Republik Tansania, Vietnam.

Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowi-
na, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Ma-
zedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island,
Israel, Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco,
Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Portugal, Repu-
blik Korea, Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden, Schweiz, Ser-
bien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik,
Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland,
Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

Enthaltungen: Argentinien, Armenien, Chile, Indien, Mexiko, Samoa, Singa-
pur, Vanuatu.

60/163. Förderung des Friedens als grundlegende Vor-
aussetzung für den vollen Genuss aller Menschen-
rechte durch alle Menschen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 58/192 vom 22. Dezem-
ber 2003,

318 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Algerien, Angola, Äthiopien, Bangladesch, Be-
larus, Botsuana, Burundi, China, Côte d'Ivoire, Demokratische Republik
Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, El Salvador, Eritrea, Gam-
bia, Guinea, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Kambodscha, Ka-
merun, Kenia, Kongo, Kuba, Laotische Volksdemokratische Republik,
Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Myanmar, Nigeria, Ru-
anda, Russische Föderation, Sierra Leone, Simbabwe, Sudan, Syrische
Arabische Republik, Tunesien, Turkmenistan, Usbekistan, Venezuela
(Bolivarische Republik) und Vietnam.
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sowie unter Hinweis auf die Resolution 2005/56 der Men-
schenrechtskommission vom 20. April 2005 mit dem Titel
"Förderung des Friedens als grundlegende Voraussetzung für
den vollen Genuss aller Menschenrechte durch alle Men-
schen"319,

in Anbetracht ihrer Resolution 39/11 vom 12. November
1984 mit dem Titel "Erklärung über das Recht der Völker auf
Frieden" und der Millenniums-Erklärung der Vereinten Natio-
nen320,

entschlossen, die strikte Achtung der in der Charta der Ver-
einten Nationen verankerten Ziele und Grundsätze zu fördern,

eingedenk dessen, dass eines der Ziele der Vereinten Na-
tionen darin besteht, eine internationale Zusammenarbeit her-
beizuführen, um internationale Probleme wirtschaftlicher, so-
zialer, kultureller und humanitärer Art zu lösen und die Ach-
tung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle
ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache
oder der Religion zu fördern und zu festigen,

im Einklang mit den Zielen und Grundsätzen der Vereinten
Nationen unterstreichend, dass sie die Vereinten Nationen so-
wie den Ausbau ihrer Rolle und die Erhöhung ihrer Wirksam-
keit bei der Festigung des Weltfriedens, der internationalen Si-
cherheit und der Gerechtigkeit und bei der Förderung der Lö-
sung internationaler Probleme sowie die Entwicklung freund-
schaftlicher Beziehungen und von Zusammenarbeit zwischen
den Staaten uneingeschränkt und aktiv unterstützt,

bekräftigend, dass alle Staaten verpflichtet sind, ihre inter-
nationalen Streitigkeiten durch friedliche Mittel beizulegen,
sodass der Weltfrieden, die internationale Sicherheit und die
Gerechtigkeit nicht gefährdet werden,

ihr Ziel betonend, bessere Beziehungen zwischen allen
Staaten zu fördern und zur Schaffung von Bedingungen bei-
zutragen, die es ihrer Bevölkerung ermöglichen, in wahrem
und dauerhaftem Frieden zu leben, frei von jeglicher Bedro-
hung oder versuchten Bedrohung ihrer Sicherheit,

bekräftigend, dass alle Staaten verpflichtet sind, in ihren
internationalen Beziehungen jede gegen die territoriale Unver-
sehrtheit oder die politische Unabhängigkeit eines Staates ge-
richtete oder sonst mit den Zielen der Vereinten Nationen un-
vereinbare Androhung oder Anwendung von Gewalt zu unter-
lassen,

in Bekräftigung ihres Bekenntnisses zu Frieden, Sicherheit
und Gerechtigkeit und zur weiteren Entwicklung freund-
schaftlicher Beziehungen und von Zusammenarbeit zwischen
den Staaten,

die Anwendung von Gewalt zur Verfolgung politischer
Ziele ablehnend und betonend, dass nur friedliche politische
Lösungen eine stabile und demokratische Zukunft für alle
Menschen auf der ganzen Welt sicherstellen können,

bekräftigend, wie wichtig es ist, die Achtung der Grund-
sätze der Souveränität, der territorialen Unversehrtheit und der
politischen Unabhängigkeit der Staaten und der Nichteinmi-
schung in Angelegenheiten, die ihrem Wesen nach zur inneren
Zuständigkeit eines Staates gehören, im Einklang mit der
Charta und dem Völkerrecht sicherzustellen,

sowie bekräftigend, dass alle Völker das Recht auf Selbst-
bestimmung haben, auf Grund dessen sie ihren politischen Sta-
tus frei bestimmen und ihre wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Entwicklung frei verfolgen können,

in Bekräftigung der Erklärung über Grundsätze des Völ-
kerrechts betreffend freundschaftliche Beziehungen und Zu-
sammenarbeit zwischen den Staaten im Einklang mit der Char-
ta der Vereinten Nationen321,

in der Erkenntnis, dass Frieden und Entwicklung einander
gegenseitig stärken, namentlich auch bei der Verhütung be-
waffneter Konflikte,

erklärend, dass die Menschenrechte soziale, wirtschaftli-
che und kulturelle Rechte und das Recht auf Frieden, eine ge-
sunde Umwelt und Entwicklung umfassen und dass die Ent-
wicklung im Grunde die Verwirklichung dieser Rechte bedeu-
tet,

unterstreichend, dass die Unterwerfung von Völkern unter
ausländische Unterjochung, Beherrschung und Ausbeutung
eine Verweigerung ihrer Grundrechte darstellt, gegen die
Charta verstößt und die Förderung des Weltfriedens und der
weltweiten Zusammenarbeit behindert,

darauf hinweisend, dass jeder Mensch Anspruch auf eine
soziale und internationale Ordnung hat, in der die in der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte322 verkündeten
Rechte und Freiheiten voll verwirklicht werden können,

überzeugt von dem Ziel, die Bedingungen der Stabilität
und des Wohlergehens zu schaffen, die für friedliche und
freundschaftliche, auf der Achtung vor dem Grundsatz der
Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völker beru-
hende Beziehungen zwischen den Nationen notwendig sind,

sowie davon überzeugt, dass ein Leben ohne Krieg die
wichtigste internationale Voraussetzung für das materielle
Wohlergehen, die Entwicklung und den Fortschritt der Länder
sowie für die volle Verwirklichung der von den Vereinten Na-
tionen verkündeten Rechte und Grundfreiheiten der Menschen
ist,

ferner davon überzeugt, dass die internationale Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte zur Schaffung
eines internationalen Umfelds des Friedens und der Stabilität
beiträgt,

1. betont, dass Frieden eine grundlegende Vorausset-
zung für die Förderung und den Schutz aller Menschenrechte
für alle Menschen ist;

319 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und Corr.1), Kap. II,
Abschn. A.
320 Siehe Resolution 55/2.

321 Resolution 2625 (XXV), Anlage.
322 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
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2. betont außerdem, dass der tiefe Graben, der die
Menschheit in Arm und Reich spaltet, und die ständig wach-
sende Kluft zwischen den entwickelten Ländern und den Ent-
wicklungsländern eine große Bedrohung für die Prosperität,
den Frieden, die Sicherheit und die Stabilität auf der Welt dar-
stellen;

3. erklärt feierlich, dass die Völker der Erde ein gehei-
ligtes Recht auf Frieden haben und dass die Wahrung und För-
derung des Friedens zu den grundlegenden Verpflichtungen
eines jeden Staates gehören;

4. hebt hervor, dass der Frieden nur dann gewahrt und
gefördert werden kann, wenn die Politik der Staaten darauf ge-
richtet ist, die Bedrohung durch Krieg, insbesondere Atom-
krieg, zu beseitigen, auf die Anwendung oder Androhung von
Gewalt in den internationalen Beziehungen zu verzichten und
internationale Streitigkeiten durch friedliche Mittel auf der
Grundlage der Charta der Vereinten Nationen beizulegen;

5. erklärt, dass alle Staaten die Herbeiführung, Wah-
rung und Festigung des Weltfriedens und der internationalen
Sicherheit sowie einer internationalen Ordnung fördern sollen,
die auf der Achtung vor den in der Charta verankerten Grund-
sätzen und der Förderung aller Menschenrechte und Grund-
freiheiten, einschließlich des Rechts auf Entwicklung und des
Rechts der Völker auf Selbstbestimmung, gründet;

6. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, bei ihren Be-
ziehungen mit anderen Staaten, ungeachtet ihres politischen,
wirtschaftlichen oder sozialen Systems und ihrer Größe, ihrer
geografischen Lage oder ihres wirtschaftlichen Entwicklungs-
stands, die Ziele und Grundsätze der Charta zu achten und in
die Praxis umzusetzen;

7. bekräftigt, dass alle Staaten nach den Grundsätzen
der Charta verpflichtet sind, friedliche Mittel zur Beilegung je-
der Streitigkeit einzusetzen, deren Partei sie sind und deren
Fortdauer geeignet ist, die Wahrung des Weltfriedens und der
internationalen Sicherheit zu gefährden, als grundlegende
Voraussetzung für die Förderung und den Schutz aller Men-
schenrechte eines jeden Menschen und aller Völker;

8. fordert die Hohe Kommissarin der Vereinten Natio-
nen für Menschenrechte auf, einen konstruktiven Dialog und
Konsultationen mit den Mitgliedstaaten, den Sonderorganisa-
tionen und den zwischenstaatlichen Organisationen darüber zu
führen, wie die Menschenrechtskommission auf ein der vollen
Verwirklichung des Rechts der Völker auf Frieden förderli-
ches internationales Umfeld hinarbeiten könnte, und ermutigt
die nichtstaatlichen Organisationen, aktiv dazu beizutragen;

9. bittet die Staaten und die zuständigen Mechanismen
und Verfahren der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der
Menschenrechte, auch weiterhin die Bedeutung der wechsel-
seitigen Zusammenarbeit, des gegenseitigen Verständnisses
und des Dialogs miteinander zu beachten, wenn es darum geht,
die Förderung und den Schutz aller Menschenrechte zu ge-
währleisten;

10. beschließt, die Behandlung der Frage der Förderung
des Rechts der Völker auf Frieden auf ihrer zweiundsechzig-

sten Tagung unter dem Punkt "Menschenrechtsfragen" fortzu-
setzen.

RESOLUTION 60/164

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 110 Stimmen bei 6 Gegenstimmen und 61 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II), Ziff. 102)323:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Aser-
baidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Be-
lize, Benin, Bhutan, Bolivien, Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Bu-
rundi, China, Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Demokratische
Volksrepublik Korea, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador,
El Salvador, Eritrea, Gabun, Gambia, Ghana, Grenada, Guinea, Guinea-Bissau,
Guyana, Haiti, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Japan, Jemen,
Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgi-
sistan, Kolumbien, Komoren, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Re-
publik, Lesotho, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Mala-
wi, Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mongolei, Mo-
sambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Pakistan,
Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Ruanda, Russische
Föderation, Salomonen, Sambia, Saudi-Arabien, Senegal, Simbabwe, Singapur,
Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan,
Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste,
Togo, Trinidad und Tobago, Tunesien, Turkmenistan, Uganda, Usbekistan, Ve-
nezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Repu-
blik Tansania, Vietnam.

Dagegen: Australien, Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staa-
ten von), Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Andorra, Argentinien, Armenien, Belgien, Bosnien
und Herzegowina, Botsuana, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutsch-
land, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Fidschi, Finn-
land, Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Honduras, Indien, Irak,
Irland, Island, Italien, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Mexiko, Monaco, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich,
Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Salomonen, Sa-
moa, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Slo-
wenien, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay,
Vanuatu, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Zypern.

60/164. Achtung vor den Grundsätzen der nationalen
Souveränität und der Vielfalt der demokratischen
Systeme bei Wahlvorgängen als wichtiger Be-
standteil der Förderung und des Schutzes der
Menschenrechte

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung des Ziels der Vereinten Nationen, freund-
schaftliche, auf der Achtung vor dem Grundsatz der Gleichbe-
rechtigung und Selbstbestimmung der Völker beruhende Be-
ziehungen zwischen den Nationen zu entwickeln und andere

323 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Algerien, Angola, Äthiopien, Belarus, Benin,
China, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik
Korea, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Kambodscha, Kamerun,
Kenia, Kuba, Laotische Volksdemokratische Republik, Libysch-Arabi-
sche Dschamahirija, Malaysia, Mauretanien, Myanmar, Namibia, Paki-
stan, Ruanda, Russische Föderation, Simbabwe, Sudan, Syrische Arabi-
sche Republik, Turkmenistan, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Re-
publik), Vereinigte Republik Tansania, Vietnam und Zentralafrikanische
Republik.
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geeignete Maßnahmen zur Festigung des Weltfriedens zu tref-
fen,

unter Hinweis auf ihre Resolution 1514 (XV) vom 14. De-
zember 1960 mit der Erklärung über die Gewährung der Un-
abhängigkeit an koloniale Länder und Völker,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 2625 (XXV) vom
24. Oktober 1970, mit der sie die Erklärung über Grundsätze
des Völkerrechts betreffend freundschaftliche Beziehungen
und Zusammenarbeit zwischen den Staaten im Einklang mit
der Charta der Vereinten Nationen billigte,

in Bekräftigung des Rechts auf Selbstbestimmung, kraft
dessen alle Völker ihren politischen Status frei bestimmen und
ihrer wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Entwicklung
frei nachgehen können,

anerkennend, dass die in Artikel 2 der Charta verankerten
Grundsätze, insbesondere die Achtung der nationalen Souve-
ränität, bei der Abhaltung von Wahlen zu achten sind,

sowie anerkennend, dass es eine reiche Vielfalt von demo-
kratischen politischen Systemen und von Modellen freier und
fairer Wahlprozesse auf der Welt gibt, die auf nationalen und
regionalen Besonderheiten und unterschiedlichen Vorausset-
zungen gründen,

betonend, dass es Sache der Staaten ist, für Mittel und We-
ge zu sorgen, die die volle und effektive Mitwirkung des Vol-
kes an Wahlvorgängen erleichtern,

den Beitrag anerkennend, den die Vereinten Nationen lei-
sten, indem sie zahlreichen Staaten auf Antrag Wahlhilfe ge-
währen,

in Bekräftigung der feierlichen Selbstverpflichtung aller
Staaten, ihren Verpflichtungen zur Förderung der allgemeinen
Achtung, der Einhaltung und des Schutzes aller Menschen-
rechte und Grundfreiheiten für alle im Einklang mit der Charta,
anderen Menschenrechtsübereinkünften und dem Völkerrecht
nachzukommen,

bekräftigend, dass Demokratie, nachhaltige Entwicklung,
Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten sowie
eine gute Regierungs- und Verwaltungsführung auf allen Ebe-
nen einander bedingen und sich gegenseitig verstärken, und
entschlossen, die Achtung der Rechtsstaatlichkeit auf nationa-
ler und internationaler Ebene zu stärken,

unter Begrüßung der in der Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen324 bekundeten Selbstverpflichtung aller
Mitgliedstaaten, gemeinsam auf integrativere politische Pro-
zesse hinzuarbeiten, die allen Bürgern in allen Ländern echte
Mitsprache ermöglichen,

1. bekräftigt, dass alle Völker das Recht auf Selbstbe-
stimmung haben, kraft dessen sie ihren politischen Status frei
bestimmen und ihrer wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen
Entwicklung frei nachgehen, und dass jeder Staat die Pflicht
hat, dieses Recht zu achten, im Einklang mit den Bestimmun-
gen der Charta der Vereinten Nationen;

2. erklärt erneut, dass regelmäßige, faire und freie Wah-
len wichtige Bestandteile der Förderung und des Schutzes der
Menschenrechte sind;

3. bekräftigt, dass die Völker das Recht haben, Wahl-
methoden festzulegen und Wahlinstitutionen einzurichten,
dass es infolgedessen kein Einheitsmodell für Demokratie
oder demokratische Institutionen gibt und dass die Staaten für
die erforderlichen Mechanismen und Mittel sorgen sollen, die
die volle und effektive Mitwirkung des Volkes an Wahlvor-
gängen erleichtern;

4. bekräftigt außerdem, dass die freie Ausgestaltung na-
tionaler Wahlvorgänge in jedem Staat voll und ganz zu achten
ist und dass dabei die Grundsätze, die in der Charta und in der
Erklärung über Grundsätze des Völkerrechts betreffend
freundschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit zwi-
schen den Staaten im Einklang mit der Charta der Vereinten
Nationen verankert sind, voll einzuhalten sind;

5. fordert alle Staaten auf, in einem anderen Staat poli-
tische Parteien oder andere Organisationen nicht in einer Art
und Weise zu finanzieren, die den Grundsätzen der Charta wi-
derspricht und die die Legitimität seiner Wahlvorgänge unter-
gräbt;

6. verurteilt jede bewaffnete Angriffshandlung und jede
Androhung oder Anwendung von Gewalt gegen Völker, ihre
gewählten Regierungen oder ihre rechtmäßigen politischen
Führer;

7. bekräftigt, dass der Wille des Volkes die Grundlage
für die Autorität der öffentlichen Gewalt bildet und dass dieser
Wille in regelmäßigen, unverfälschten, allgemeinen und glei-
chen Wahlen mit geheimer Stimmabgabe oder einem gleich-
wertigen freien Wahlverfahren bekundet wird;

8. beschließt, ihre Behandlung der Frage der Achtung
vor den Grundsätzen der nationalen Souveränität und der Viel-
falt der demokratischen Systeme bei Wahlvorgängen als wich-
tiger Bestandteil der Förderung und des Schutzes der Men-
schenrechte auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung unter dem
Punkt "Menschenrechtsfragen" fortzusetzen.

324 Siehe Resolution 55/2.
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RESOLUTION 60/165

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 176 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 1 Enthaltung,
auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II), Ziff. 102)325:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua
und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Ba-
hamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin,
Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darus-
salam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire,
Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Ko-
rea, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehe-
malige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fi-
dschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Grie-
chenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Haiti, Honduras, Indien, Indone-
sien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan,
Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan,
Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laoti-
sche Volksdemokratische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Libysch-Arabi-
sche Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi,
Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauri-
tius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Mosam-
bik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Ni-
geria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neugui-
nea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik
Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Sa-
moa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und
Montenegro, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri
Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname,
Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Ton-
ga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmeni-
stan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Vene-
zuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Repu-
blik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam,
Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltung: Israel.

60/165. Recht auf Nahrung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/202 vom 20. Dezem-
ber 2004 sowie alle diesbezüglichen Resolutionen der Men-
schenrechtskommission, insbesondere die Resolution 2005/18
vom 14. April 2005326,

sowie unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der
Menschenrechte327, in der es heißt, dass jeder das Recht auf ei-
nen Lebensstandard hat, der seine Gesundheit und sein Wohl
gewährleistet, einschließlich Nahrung, die Allgemeine Erklä-
rung über die Ausrottung von Hunger und Mangelernährung328

sowie die Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen329,

ferner unter Hinweis auf die Bestimmungen des Interna-
tionalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte330, in dem das Grundrecht eines jeden Menschen aner-
kannt wird, frei von Hunger zu leben,

eingedenk der Erklärung von Rom zur Welternährungssi-
cherheit und des Aktionsplans des Welternährungsgipfels331

sowie der am 13. Juni 2002 in Rom verabschiedeten Erklärung
des Welternährungsgipfels: Fünf Jahre danach332,

unter Begrüßung der konkreten Empfehlungen in den vom
Rat der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der
Vereinten Nationen im November 2004 verabschiedeten Frei-
willigen Leitlinien zur Unterstützung der schrittweisen Ver-
wirklichung des Rechtes auf angemessene Nahrung im Rah-
men der nationalen Ernährungssicherheit333,

325 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, An-
gola, Antigua und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan,
Äthiopien, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin,
Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Bul-
garien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire,
Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea,
Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador,
El Salvador, Eritrea, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gambia, Ghana, Gre-
nada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Haiti, Hondu-
ras, Indien, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Irland, Italien, Jamai-
ka, Japan, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Katar, Kenia,
Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Laotische Volksdemo-
kratische Republik, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Litauen, Madagaskar, Malawi, Mali, Mauretanien, Mau-
ritius, Mexiko, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Niger,
Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Paraguay, Pe-
ru, Philippinen, Portugal, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russi-
sche Föderation, Sambia, San Marino, Saudi-Arabien, Schweiz, Senegal,
Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri
Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Su-
riname, Syrische Arabische Republik, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tri-
nidad und Tobago, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Uganda, Uruguay,
Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Republik Tansania, Viet-
nam, Zentralafrikanische Republik und Zypern.

326 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und Corr.1), Kap. II,
Abschn. A.
327 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html. 
328 Report of the World Food Conference, Rome, 5-16 November 1974
(United Nations publication, Sales No. E.75.II.A.3), Kap. I. In Deutsch
verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/wirtsozentw/hunger-
mangelernaehrung.pdf.
329 Siehe Resolution 55/2. 
330 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57; öBGBl. Nr. 590/1978; AS
1993 725.
331 Food and Agriculture Organization of the United Nations, Report of the
World Food Summit, 13-17 November 1996 (WFS 96/REP), erster Teil,
Anhang. In Deutsch verfügbar unter http://www.bmelv.de/cln_044/
nn_752468/DE/10-Internationales/Welternaehrung/RechtAufNahrung/
ErklaerungRom1996.html__nnn=true (Erklärung) und http://
www.bmelv.de/cln_044/nn_752468/DE/10-Internationales/Welternaeh-
rung/RechtAufNahrung/Welternaehrungsgipfel1996.html__nnn=true
(Aktionsplan).
332 Food and Agriculture Organization of the United Nations, Report of the
World Food Summit: five years later, 10-13 June 2002, erster Teil, An-
hang; siehe auch A/57/499, Anhang.
333 Food and Agriculture Organization of the United Nations, Report of the
Council of the Food and Agriculture Organization of the United Nations,
One Hundred and Twenty-seventh Session, Rome, 22-27 November 2004
(CL 127/REP), Anhang D; siehe auch E/CN.4/2005/131, Anlage. In
Deutsch verfügbar unter http://www.fao.org/righttofood/common/ecg/
51802_en_VGs_ger.web.pdf.
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bekräftigend, dass alle Menschenrechte allgemein gültig
und unteilbar sind, einander bedingen und miteinander ver-
knüpft sind,

sowie bekräftigend, dass ein friedliches, stabiles und för-
derliches politisches, soziales und wirtschaftliches Umfeld auf
nationaler wie auf internationaler Ebene die unabdingbare
Grundlage bildet, die die Staaten in die Lage versetzen wird,
der Ernährungssicherheit und der Armutsbeseitigung ange-
messene Priorität einzuräumen,

erneut erklärend, wie schon in der Erklärung von Rom zur
Welternährungssicherheit und der Erklärung des Welternäh-
rungsgipfels: Fünf Jahre danach, dass Nahrungsmittel nicht als
politisches oder wirtschaftliches Druckmittel eingesetzt wer-
den sollen, und in diesem Zusammenhang die Wichtigkeit in-
ternationaler Zusammenarbeit und Solidarität sowie die Not-
wendigkeit bekräftigend, einseitige Maßnahmen zu unterlas-
sen, die nicht im Einklang mit dem Völkerrecht und der Charta
der Vereinten Nationen stehen und die die Ernährungssicher-
heit gefährden,

überzeugt, dass jeder Staat eine mit seinen Ressourcen und
Kapazitäten vereinbare Strategie verabschieden muss, um bei
der Umsetzung der in der Erklärung von Rom zur Welternäh-
rungssicherheit und im Aktionsplan des Welternährungsgip-
fels enthaltenen Empfehlungen seine individuellen Ziele zu
verwirklichen, und gleichzeitig auf regionaler und internatio-
naler Ebene zusammenarbeiten muss, um in einer Welt zuneh-
mend miteinander verknüpfter Institutionen, Gesellschaften
und Volkswirtschaften, in der koordinierte Anstrengungen
und gemeinsam getragene Verantwortung unerlässlich sind,
gemeinschaftliche Lösungen für globale Fragen der Ernäh-
rungssicherheit herbeizuführen,

in der Erkenntnis, dass die Probleme des Hungers und der
Ernährungsunsicherheit weltweite Dimensionen haben und
dass sie angesichts des erwarteten Anstiegs der Weltbevölke-
rung und der Belastung der natürlichen Ressourcen wahr-
scheinlich fortbestehen und in einigen Regionen sogar dra-
stisch zunehmen werden, wenn nicht dringend entschlossene
und konzertierte Maßnahmen ergriffen werden,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die Zahl und
das Ausmaß von Naturkatastrophen, Krankheiten und Schäd-
lingsplagen und ihre zunehmenden Auswirkungen in den letz-
ten Jahren, die zu erheblichen Verlusten an Menschenleben
und Existenzgrundlagen geführt und die landwirtschaftliche
Produktion und die Ernährungssicherheit bedroht haben, ins-
besondere in den Entwicklungsländern, 

hervorhebend, wie wichtig es ist, den anhaltenden realen
wie auch prozentualen Rückgang der für die Landwirtschaft
bereitgestellten öffentlichen Entwicklungshilfe umzukehren,

1. bekräftigt, dass Hunger eine Schande ist und eine
Verletzung der Menschenwürde darstellt und dass daher auf
nationaler, regionaler und internationaler Ebene dringend
Maßnahmen zu seiner Beseitigung ergriffen werden müssen;

2. bekräftigt außerdem das Recht jedes Menschen auf
Zugang zu gesundheitlich unbedenklichen und nährstoffrei-
chen Nahrungsmitteln im Einklang mit dem Recht auf ange-
messene Ernährung und dem grundlegenden Recht eines jeden

Menschen, frei von Hunger zu sein, um seine körperlichen und
geistigen Fähigkeiten in vollem Umfang entfalten und erhalten
zu können;

3. erachtet es als unerträglich, dass es etwa 852 Millio-
nen unterernährte Menschen auf der Welt gibt und dass alle
fünf Sekunden irgendwo auf der Welt ein Kind unter fünf Jah-
ren an Hunger oder mit Hunger zusammenhängenden Krank-
heiten stirbt, wo doch der Ernährungs- und Landwirtschafts-
organisation der Vereinten Nationen zufolge die Welt genü-
gend Nahrungsmittel produzieren könnte, um täglich 12 Mil-
liarden Menschen, also das Doppelte der gegenwärtigen
Weltbevölkerung, mit 2.100 Kilokalorien pro Person zu ver-
sorgen;

4. bekundet ihre Besorgnis darüber, dass Frauen unver-
hältnismäßig stark von Hunger, Ernährungsunsicherheit und
Armut betroffen sind, was zum Teil auf die Ungleichstellung
der Geschlechter und auf Diskriminierung zurückzuführen ist,
dass in vielen Ländern die Wahrscheinlichkeit für Mädchen,
an Mangelernährung und vermeidbaren Kinderkrankheiten zu
sterben, doppelt so hoch ist wie für Jungen und dass schät-
zungsweise fast doppelt so viele Frauen an Mangelernährung
leiden wie Männer;

5. legt allen Staaten nahe, Maßnahmen zu ergreifen, um
gegen die Ungleichstellung der Geschlechter und die Diskri-
minierung der Frau anzugehen, insbesondere wenn diese zur
Mangelernährung von Frauen und Mädchen beiträgt, ein-
schließlich Maßnahmen, die die umfassende und gleichbe-
rechtigte Verwirklichung des Rechts auf Nahrung sicherstel-
len und dafür sorgen, dass Frauen gleichberechtigten Zugang
zu Ressourcen haben, darunter Einkommen, Grund und Boden
und Wasser, und auf diese Weise sich selbst und ihre Familien
ernähren können;

6. legt dem Sonderberichterstatter der Menschenrechts-
kommission über das Recht auf Nahrung nahe, bei der Wahr-
nehmung seines Mandats auch weiterhin durchgängig die Ge-
schlechterperspektive zu berücksichtigen, und legt der Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen und allen anderen mit dem Recht auf Nahrung und der
Ernährungsunsicherheit befassten Organen und Mechanismen
der Vereinten Nationen nahe, die Geschlechterperspektive in
ihre einschlägigen Politiken, Programme und Tätigkeiten zu
integrieren;

7. legt allen Staaten nahe, stufenweise auf die volle Ver-
wirklichung des Rechts auf Nahrung hinzuarbeiten und unter
anderem auch Maßnahmen zur Förderung der Voraussetzun-
gen zu ergreifen, die allen Menschen ein Leben frei von Hun-
ger und möglichst bald die volle Verwirklichung des Rechts
auf Nahrung ermöglichen, sowie nationale Pläne zur Bekämp-
fung des Hungers auszuarbeiten und zu verabschieden;

8. ist sich dessen bewusst, dass viele indigene Organi-
sationen und Vertreter indigener Gemeinschaften in verschie-
denen Foren ihre tiefe Besorgnis über die Hindernisse und Pro-
bleme, die dem vollen Genuss ihres Rechts auf Nahrung im
Weg stehen, zum Ausdruck gebracht haben, und fordert die
Staaten auf, durch besondere Maßnahmen die tieferen Ursa-
chen der unverhältnismäßig starken Verbreitung von Hunger
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und Mangelernährung unter den indigenen Völkern und ihre
anhaltende Diskriminierung zu bekämpfen;

9. ersucht alle Staaten und privaten Akteure sowie die
internationalen Organisationen im Rahmen ihres jeweiligen
Mandats, der Notwendigkeit, die effektive Verwirklichung
des Rechts auf Nahrung für alle zu fördern, voll und ganz
Rechnung zu tragen, namentlich im Rahmen der derzeit auf
verschiedenen Gebieten geführten Verhandlungen;

10. hebt hervor, dass Anstrengungen unternommen wer-
den müssen, um die Zuweisung und den Einsatz technischer
und finanzieller Ressourcen aus allen Quellen zu mobilisieren
und zu optimieren, einschließlich der Erleichterung der Aus-
landsschuldenlast der Entwicklungsländer, und dass die natio-
nalen Maßnahmen zur Durchführung einer nachhaltigen Er-
nährungssicherungspolitik verstärkt werden müssen;

11. erinnert daran, wie wichtig die New Yorker Erklä-
rung über die Aktion gegen Hunger und Armut ist, die von über
einhundert Ländern unterstützt wird, und empfiehlt die Fort-
setzung der Bemühungen um die Ermittlung zusätzlicher Fi-
nanzierungsquellen für den Kampf gegen Hunger und Armut;

12. ist sich dessen bewusst, dass die auf dem Welternäh-
rungsgipfel 1996 abgegebenen Versprechen, die Anzahl der
unterernährten Personen zu halbieren, bisher nicht eingehalten
wurden, und bittet abermals alle internationalen Finanz- und
Entwicklungsinstitutionen sowie die zuständigen Organisatio-
nen und Fonds der Vereinten Nationen, der Verwirklichung
des Ziels, bis 2015 den Anteil der Menschen, die Hunger lei-
den, zu halbieren, sowie der Verwirklichung des in der Erklä-
rung von Rom zur Welternährungssicherheit331 und in der Mil-
lenniums-Erklärung der Vereinten Nationen329 genannten
Rechts auf Nahrung Vorrang einzuräumen und die erforderli-
chen Mittel dafür bereitzustellen;

13. fordert die Staaten nachdrücklich auf, bei ihren Ent-
wicklungsstrategien und -ausgaben der Verwirklichung des
Rechts auf Nahrung angemessenen Vorrang einzuräumen;

14. betont, wie wichtig die internationale Entwicklungs-
zusammenarbeit und -hilfe, insbesondere in Notstandssitua-
tionen wie etwa Natur- und von Menschen verursachten Ka-
tastrophen, Krankheiten und Schädlingsplagen, für die Ver-
wirklichung des Rechts auf Nahrung und die nachhaltige Si-
cherung der Ernährung ist, stellt aber gleichzeitig fest, dass
jedes Land die Hauptverantwortung dafür trägt, die Durchfüh-
rung nationaler Programme und Strategien auf diesem Gebiet
sicherzustellen;

15. fordert die Mitgliedstaaten, das System der Vereinten
Nationen und andere maßgebliche Interessenträger auf, die na-
tionalen Anstrengungen zu unterstützen, die darauf gerichtet
sind, die gegenwärtig in Afrika auftretenden Nahrungsmittel-
krisen rasch zu bekämpfen;

16. bittet alle zuständigen internationalen Organisatio-
nen, einschließlich der Weltbank und des Internationalen
Währungsfonds, Politiken und Projekte mit positiven Auswir-
kungen auf das Recht auf Nahrung zu fördern, sicherzustellen,
dass die Partner bei der Durchführung gemeinsamer Projekte
das Recht auf Nahrung achten, Strategien der Mitgliedstaaten
zur Verwirklichung des Rechts auf Nahrung zu unterstützen

und alle Maßnahmen zu vermeiden, die sich negativ auf die
Verwirklichung des Rechts auf Nahrung auswirken könnten;

17. nimmt Kenntnis von dem Zwischenbericht des Son-
derberichterstatters der Menschenrechtskommission über das
Recht auf Nahrung334 und nimmt außerdem Kenntnis von sei-
ner wertvollen Arbeit in Bezug auf die Förderung des Rechts
auf Nahrung;

18. unterstützt die Erfüllung des von der Menschen-
rechtskommission in ihrer Resolution 2003/25 vom 22. April
2003335 verlängerten Mandats des Sonderberichterstatters;

19. ersucht den Generalsekretär und die Hohe Kommis-
sarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte, alle für die
wirksame Erfüllung des Mandats des Sonderberichterstatters
erforderlichen personellen und finanziellen Ressourcen bereit-
zustellen;

20. begrüßt die vom Ausschuss für wirtschaftliche, so-
ziale und kulturelle Rechte bereits durchgeführten Arbeiten
zur Förderung des Rechts auf angemessene Nahrung, insbe-
sondere seine Allgemeine Bemerkung 12 (1999) über das
Recht auf angemessene Nahrung (Artikel 11 des Internationa-
len Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rech-
te)336, in der der Ausschuss unter anderem bekräftigte, dass das
Recht auf angemessene Nahrung untrennbar mit der angebo-
renen Würde der menschlichen Person verbunden und für die
Wahrnehmung der anderen in der Internationalen Menschen-
rechtscharta verankerten Menschenrechte unerlässlich ist und
dass es außerdem unauflöslich mit der sozialen Gerechtigkeit
verbunden ist und daher die Verabschiedung einer geeigneten
Wirtschafts-, Umwelt- und Sozialpolitik auf nationaler wie auf
internationaler Ebene erfordert, die auf die Beseitigung der Ar-
mut und die Verwirklichung aller Menschenrechte für alle ge-
richtet ist;

21. erinnert an die Allgemeine Bemerkung 15 (2002) des
Ausschusses über das Recht auf Wasser (Artikel 11 und 12 des
Paktes)337, in der der Ausschuss unter anderem feststellte, wie
wichtig es im Hinblick auf die Verwirklichung des Rechts auf
angemessene Ernährung ist, nachhaltige Wasserressourcen für
den menschlichen Konsum und für die Landwirtschaft sicher-
zustellen;

22. begrüßt es, dass der Rat der Ernährungs- und Land-
wirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen die Freiwilli-
gen Leitlinien zur Unterstützung der schrittweisen Verwirkli-
chung des Rechtes auf angemessene Nahrung im Rahmen der
nationalen Ernährungssicherheit333 verabschiedet hat, die ein
praktisches Instrument zur Förderung der Verwirklichung des
Rechts auf Nahrung für alle darstellen, zur Ernährungssiche-
rung beitragen und somit ein weiteres Hilfsmittel für die Er-
reichung der international vereinbarten Entwicklungsziele,

334 Siehe A/60/350.
335 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2003,
Supplement No. 3 (E/2003/23), Kap. II, Abschn. A.
336 Ebd., 2000, Supplement No. 2 und Korrigendum (E/2000/22 und
Corr.1), Anhang V. 
337 Ebd., 2003, Supplement No. 2 (E/2003/22), Anhang IV.
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einschließlich der in der Millenniums-Erklärung enthaltenen
Ziele, sind;

23. begrüßt außerdem die laufende Zusammenarbeit der
Hohen Kommissarin, des Ausschusses und des Sonderbericht-
erstatters und ermutigt sie zur Fortsetzung dieser Zusammen-
arbeit;

24. fordert alle Regierungen auf, mit dem Sonderbericht-
erstatter zusammenzuarbeiten und ihn bei seiner Aufgabe zu
unterstützen, alle von ihm angeforderten Informationen zur
Verfügung zu stellen und ernsthaft in Erwägung zu ziehen, den
Anträgen des Sonderberichterstatters auf Besuch ihres Landes
zu entsprechen, um ihm die noch wirksamere Erfüllung seines
Mandats zu ermöglichen;

25. ersucht den Sonderberichterstatter, der Menschen-
rechtskommission auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen
umfassenden Bericht und der Generalversammlung auf ihrer
einundsechzigsten Tagung einen Zwischenbericht über die
Durchführung dieser Resolution vorzulegen;

26. bittet die Regierungen, die zuständigen Organisatio-
nen, Fonds und Programme der Vereinten Nationen, die Ver-
tragsorgane und die Akteure der Zivilgesellschaft, einschließ-
lich der nichtstaatlichen Organisationen, sowie den Privatsek-
tor, mit dem Sonderberichterstatter bei der Erfüllung seines
Mandats voll zusammenzuarbeiten, unter anderem durch die
Vorlage von Stellungnahmen und Anregungen über Möglich-
keiten zur Verwirklichung des Rechts auf Nahrung;

27. beschließt, die Behandlung dieser Frage auf ihrer ein-
undsechzigsten Tagung unter dem Punkt "Menschenrechtsfra-
gen" fortzusetzen.

RESOLUTION 60/166
Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II), Ziff. 102)338.

60/166. Beseitigung aller Formen von Intoleranz und Dis-
kriminierung auf Grund der Religion oder der
Weltanschauung 

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 36/55 vom 25. Novem-
ber 1981, mit der sie die Erklärung über die Beseitigung aller
Formen von Intoleranz und Diskriminierung auf Grund der
Religion oder der Überzeugung verkündete, 

sowie unter Hinweis auf Artikel 18 des Internationalen
Paktes über bürgerliche und politische Rechte339, Artikel 18 der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte340 und andere ein-
schlägige Menschenrechtsbestimmungen,

in Bekräftigung des Aufrufs der Weltkonferenz über Men-
schenrechte an alle Regierungen, in Erfüllung ihrer internatio-
nalen Verpflichtungen und unter gebührender Berücksichti-
gung ihrer jeweiligen Rechtsordnung alle geeigneten Maßnah-
men zu ergreifen, um der Intoleranz und damit zusammenhän-
gender Gewalt auf Grund der Religion oder der Weltanschau-
ung, einschließlich Praktiken der Diskriminierung von Frauen
und der Entweihung religiöser Stätten, entgegenzuwirken, in
Anerkennung dessen, dass jeder Mensch das Recht auf Gedan-
ken-, Gewissens-, und Religionsfreiheit sowie das Recht der
freien Meinungsäußerung hat341,

sowie bekräftigend, dass die Weltkonferenz über Men-
schenrechte anerkannte, dass alle Menschenrechte allgemein
gültig und unteilbar sind, einander bedingen und miteinander
verknüpft sind,

unter Hinweis auf die Resolution 56/6 der Generalver-
sammlung vom 9. November 2001 über die Globale Agenda
für den Dialog zwischen den Kulturen, in der die Versamm-
lung den wertvollen Beitrag anerkannte, den der Dialog zwi-
schen den Kulturen zu einem besseren Bewusstsein und Ver-
ständnis der von allen Menschen geteilten gemeinsamen Wer-
te leisten kann,

in dem Bewusstsein, dass ein solcher Dialog nur dann etwas
bewirken kann, wenn er auf der Achtung der Würde der An-
hänger von Religionen und Weltanschauungen sowie auf der
Achtung der Vielfalt und der allgemeinen Förderung und dem
Schutz der Menschenrechte gegründet ist,

in Anbetracht dessen, dass die Religion oder die Weltan-
schauung für jeden, der sich dazu bekennt, einen grundlegen-
den Bestandteil seiner Lebensauffassung darstellt und dass die
Religions- und Weltanschauungsfreiheit ohne jede Einschrän-
kung geachtet und garantiert werden sollte,

sowie in Anbetracht dessen, dass die Missachtung und Be-
einträchtigung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, ins-
besondere des Rechts auf Gedanken-, Gewissens-, Religions-

338 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Angola, Argentinien, Arme-
nien, Australien, Belgien, Benin, Bolivien, Bosnien und Herzegowina,
Brasilien, Bulgarien, Chile, Dänemark, Deutschland, Dominikanische
Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Est-
land, Fidschi, Finnland, Frankreich, Griechenland, Guatemala, Irland, Is-
land, Israel, Italien, Japan, Kanada, Kap Verde, Kenia, Kolumbien, Kon-
go, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Mau-
ritius, Monaco, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwe-
gen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal,
Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden,
Schweiz, Serbien und Montenegro, Sierra Leone, Slowakei, Slowenien,
Spanien, St. Vincent und die Grenadinen, Thailand, Timor-Leste, Tsche-
chische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Venezuela (Bolivarische Re-
publik), Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zentralafrika-
nische Republik und Zypern.

339 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750.
340 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html. 
341 Siehe A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III, Abschn. II, Ziff. 22. 
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und Weltanschauungsfreiheit, der Menschheit direkt oder in-
direkt Kriege und großes Leid gebracht haben,

in der Erkenntnis, wie wichtig die Förderung des Dialogs
zwischen den Kulturen ist, um zwischen verschiedenen gesell-
schaftlichen Gruppen, Kulturen und Zivilisationen das wech-
selseitige Verständnis und das Wissen auf zahlreichen Gebie-
ten, einschließlich Kultur, Religion, Bildung, Information,
Wissenschaft und Technologie, zu stärken und zur Förderung
und zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten bei-
zutragen,

unter Hinweis auf die Resolution 2005/40 der Menschen-
rechtskommission vom 19. April 2005 über die Beseitigung al-
ler Formen von Intoleranz und Diskriminierung auf Grund der
Religion oder der Weltanschauung342,

ernsthaft besorgt über alle Angriffe auf religiöse Orte,
Stätten und Heiligtümer, namentlich alle vorsätzlichen Zerstö-
rungen von Relikten und Denkmälern,

sowie ernsthaft besorgt darüber, dass Registrierungsver-
fahren missbraucht werden, um das Recht von Angehörigen
bestimmter religiöser Gemeinschaften auf Religions- und
Weltanschauungsfreiheit zu beschränken, sowie über die Ein-
schränkungen, denen religiöse Publikationen unterliegen,

in Anerkennung der wichtigen Arbeit, die der Menschen-
rechtsausschuss leistet, indem er Orientierungshilfen zur
Reichweite der Religions- und Weltanschauungsfreiheit be-
reitstellt,

überzeugt von der Notwendigkeit einer beispielsweise im
Kontext der Globalen Agenda für den Dialog zwischen den
Kulturen343 zu führenden Auseinandersetzung mit dem in allen
Teilen der Welt festzustellenden Anstieg des religiösen Extre-
mismus, der die Rechte von Einzelpersonen und Gruppen auf
Grund der Religion oder der Weltanschauung beeinträchtigt,
mit den Situationen von Gewalt und Diskriminierung, unter
denen viele Frauen auf Grund der Religion oder der Weltan-
schauung zu leiden haben, und mit dem Missbrauch der Reli-
gion oder der Weltanschauung zu Zwecken, die mit der Charta
der Vereinten Nationen und anderen einschlägigen Rechtsin-
strumenten der Vereinten Nationen unvereinbar sind, 

entschlossen, alle notwendigen und geeigneten Maßnah-
men zur raschen Beseitigung aller Arten und Erscheinungsfor-
men derartiger Intoleranz auf Grund der Religion oder der
Weltanschauung durchzuführen und jegliche Diskriminierung
auf Grund der Religion oder der Weltanschauung zu verhüten
und zu bekämpfen,

feststellend, dass eine auf nationaler Ebene getroffene for-
melle oder rechtliche Unterscheidung zwischen verschiedenen
Arten von Religionen oder Glaubensgemeinschaften in man-
chen Fällen Diskriminierung darstellen und den Genuss der
Religions- oder Weltanschauungsfreiheit beeinträchtigen
kann, 

die wichtige Rolle unterstreichend, die der Bildung bei der
Förderung der Toleranz zukommt, zu der auch die Akzeptanz
und Achtung der Vielfalt durch die Öffentlichkeit gehört, na-
mentlich im Hinblick auf religiöse Ausdrucksformen, sowie
unterstreichend, dass die Bildung, insbesondere die Erziehung
in den Schulen, einen maßgeblichen Beitrag zur Förderung der
Toleranz und zur Beseitigung von Diskriminierung auf Grund
der Religion oder der Weltanschauung leisten sollte,

unter Hinweis auf die Bedeutung der vom 23. bis 25. No-
vember 2001 in Madrid abgehaltenen Internationalen Bera-
tungskonferenz über Schulbildung im Zusammenhang mit Re-
ligions- und Weltanschauungsfreiheit, Toleranz und Nichtdis-
kriminierung und die Regierungen weiter bittend, das auf der
Konferenz verabschiedete Schlussdokument344 zu berücksich-
tigen,

betonend, dass den Staaten, den Regionalorganisationen,
den nichtstaatlichen Organisationen, den religiösen Organisa-
tionen und den Medien bei der Förderung von Toleranz, Ach-
tung und Religions- und Weltanschauungsfreiheit eine wich-
tige Rolle zukommt,

anerkennend, wie wichtig der Dialog zwischen den Reli-
gionen und innerhalb dieser ist und welche Rolle den religiö-
sen und anderen nichtstaatlichen Organisationen bei der För-
derung der Toleranz in Religions- oder Weltanschauungsfra-
gen zukommt,

die Auffassung vertretend, dass daher zur Förderung und
zum Schutz des Rechts auf Gedanken-, Gewissens-, Religions-
und Weltanschauungsfreiheit und zur Beseitigung aller For-
men von Hass, Intoleranz und Diskriminierung auf Grund der
Religion oder der Weltanschauung weitere verstärkte Anstren-
gungen geboten sind, wie dies auch auf der Weltkonferenz ge-
gen Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit
und damit zusammenhängende Intoleranz betont wurde,

1. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Arbeit und
dem Bericht der Sonderberichterstatterin der Menschenrechts-
kommission über Religions- und Weltanschauungsfreiheit345;

2. verurteilt alle Formen von Intoleranz und Diskrimi-
nierung auf Grund der Religion oder der Weltanschauung;

3. bestärkt die Hohe Kommissarin der Vereinten Natio-
nen für Menschenrechte in ihren Anstrengungen, im Bereich
der Menschenrechte die Tätigkeiten der zuständigen Organe,
Gremien und Mechanismen der Vereinten Nationen zu koor-
dinieren, die sich mit allen Formen von Intoleranz und Diskri-
minierung auf Grund der Religion oder der Weltanschauung
befassen;

4. fordert die Staaten nachdrücklich auf,

a) sicherzustellen, dass ihre Verfassungs- und Rechts-
ordnung angemessene und wirksame Garantien für die Gedan-
ken-, Gewissens-, Religions- und Weltanschauungsfreiheit für
alle ohne Unterschied vorsieht, unter anderem durch die Be-
reitstellung wirksamer Rechtsbehelfe in Fällen, in denen das

342 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und Corr.1), Kap. II,
Abschn. A.
343 Siehe Resolution 56/6.

344 E/CN.4/2002/73, Anhang. 
345 E/CN.4/2005/61 und Corr.1 und Add.1 und 2. 
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Recht auf Gedanken-, Gewissens-, Religions- und Weltan-
schauungsfreiheit oder das Recht auf freie Religionsausübung,
einschließlich des Rechts, die eigene Religion oder Weltan-
schauung zu ändern, verletzt worden ist;

b) im Einklang mit ihren innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften und in Übereinstimmung mit den internationalen
Menschenrechtsnormen alles zu tun, um sicherzustellen, dass
religiöse Orte, Stätten, Heiligtümer und religiöse Symbole um-
fassend geachtet und geschützt werden, und in Fällen, in denen
sie der Gefahr der Entweihung oder Zerstörung ausgesetzt
sind, zusätzliche Maßnahmen zu ergreifen;

c) gegebenenfalls die bestehenden Registrierungsprak-
tiken zu überprüfen, um das Recht aller Personen zu gewähr-
leisten, ihre Religion oder Weltanschauung allein oder in Ge-
meinschaft mit anderen öffentlich oder privat zu bekunden;

d) insbesondere das Recht aller Personen zu gewährlei-
sten, im Zusammenhang mit einer Religion oder Weltanschau-
ung Kulthandlungen vorzunehmen oder sich zu versammeln
sowie eigene Stätten dafür zu schaffen und zu unterhalten, und
die Rechte aller Personen zu gewährleisten, einschlägige Pu-
blikationen auf diesen Gebieten zu verfassen, herauszugeben
und zu verbreiten;

e) sicherzustellen, dass im Einklang mit entsprechenden
innerstaatlichen Rechtsvorschriften und in Übereinstimmung
mit den internationalen Menschenrechtsnormen die Freiheit
aller Personen und Mitglieder von Gruppen, religiöse, karita-
tive oder humanitäre Institutionen zu schaffen und zu unter-
halten, uneingeschränkt geachtet und geschützt wird;

f) sicherzustellen, dass niemand, der ihrer Herrschafts-
gewalt untersteht, auf Grund seiner Religion oder Weltan-
schauung des Rechts auf Leben, Freiheit und Sicherheit der
Person beraubt wird und dass niemand aus diesem Grund der
Folter oder willkürlicher Festnahme oder Inhaftnahme unter-
worfen wird, und alle, die diese Rechte verletzen, vor Gericht
zu stellen;

g) sicherzustellen, dass alle öffentlichen Amtsträger
und Bediensteten, namentlich die Mitglieder der mit der
Rechtsdurchsetzung beauftragten Organe, das Militär und die
Lehrkräfte, bei der Wahrnehmung ihrer Dienstpflichten unter-
schiedliche Religionen und Weltanschauungen achten und
niemanden auf Grund seiner Religion oder Weltanschauung
diskriminieren und dass jede erforderliche und geeignete Auf-
klärung oder Schulung erfolgt;

5. nimmt mit tiefer Besorgnis davon Kenntnis, dass Fäl-
le von Intoleranz und Gewalt gegenüber den Angehörigen
zahlreicher religiöser und anderer Gemeinschaften in ver-
schiedenen Teilen der Welt insgesamt zugenommen haben,
namentlich Fälle, deren Beweggründe Islamfeindlichkeit, An-
tisemitismus und Christenfeindlichkeit sind;

6. bekundet ihre Besorgnis über das Fortbestehen insti-
tutionalisierter gesellschaftlicher Intoleranz und Diskriminie-
rung gegenüber vielen Menschen im Namen der Religion oder
der Weltanschauung; 

7. verurteilt jedes Eintreten für religiösen Hass, durch
das zu Diskriminierung, Feindseligkeit oder Gewalt aufgesta-

chelt wird, sei es durch den Einsatz von Print-, audiovisuellen
und elektronischen Medien oder durch andere Mittel;

8. betont, dass es geboten ist, unter anderem durch die
Neubelebung der Globalen Agenda für den Dialog zwischen
den Kulturen343 den Dialog zu stärken;

9. bittet die Staaten, die Sonderberichterstatterin, das
Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Men-
schenrechte und die anderen zuständigen Stellen des Systems
der Vereinten Nationen, beispielsweise die Organisation der
Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft und Kultur, so-
wie die anderen internationalen und regionalen Organisatio-
nen und die Zivilgesellschaft, die Förderung des Dialogs zwi-
schen den Kulturen in Erwägung zu ziehen, um zur Beseiti-
gung von Intoleranz und Diskriminierung auf Grund der Re-
ligion oder der Weltanschauung beizutragen, unter anderem
durch die Auseinandersetzung mit folgenden Fragen im Rah-
men der internationalen Menschenrechtsnormen:

a) Anstieg des religiösen Extremismus, von dem Reli-
gionen in allen Teilen der Welt betroffen sind;

b) Situationen von Gewalt und Diskriminierung auf
Grund der Religion oder der Weltanschauung, von denen viele
Frauen betroffen sind;

c) Einsatz der Religion oder der Weltanschauung für
Zwecke, die mit der Charta der Vereinten Nationen und ande-
ren einschlägigen Rechtsinstrumenten der Vereinten Nationen
unvereinbar sind;

10. fordert die Staaten nachdrücklich auf, ihre Anstren-
gungen zur Beseitigung von Intoleranz und Diskriminierung
auf Grund der Religion oder der Weltanschauung zu verstär-
ken, indem sie insbesondere 

a) in Übereinstimmung mit den internationalen Men-
schenrechtsnormen alle erforderlichen und geeigneten Maß-
nahmen ergreifen, um Hass, Intoleranz und Gewalthandlun-
gen, Einschüchterungen und Nötigungen, deren Beweggrund
Intoleranz auf Grund der Religion oder der Weltanschauung
ist, sowie Aufstachelung zu Feindseligkeit und Gewalt zu be-
kämpfen, unter besonderer Beachtung religiöser Minderhei-
ten, und ihr besonderes Augenmerk auf Praktiken richten, die
die Menschenrechte von Frauen verletzen und Frauen diskri-
minieren, einschließlich im Hinblick auf die Ausübung ihres
Rechts auf Gedanken-, Gewissens-, Religions- und Weltan-
schauungsfreiheit;

b) durch Bildung und andere Mittel Verständigung, To-
leranz und Achtung in allen mit der Religions- und Weltan-
schauungsfreiheit zusammenhängenden Angelegenheiten för-
dern und festigen;

c) alle geeigneten Maßnahmen ergreifen, um diejeni-
gen, die eine Lehrtätigkeit ausüben, zur Vermittlung der Ach-
tung vor allen Religionen beziehungsweise Weltanschauun-
gen anzuhalten und damit die gegenseitige Verständigung und
die Toleranz zu fördern;

11. bittet die Regierungen, die religiösen Organisationen
und die Zivilgesellschaft, auch weiterhin auf allen Ebenen ei-
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nen Dialog zu führen, dessen Ziel es ist, mehr Toleranz, Ach-
tung und Verständigung zu fördern;

12. hebt hervor, wie wichtig ein kontinuierlicher und ver-
stärkter Dialog zwischen den Religionen oder Weltanschau-
ungen und innerhalb dieser, etwa im Rahmen des Dialogs zwi-
schen den Kulturen, ist, um mehr Toleranz, Achtung und Ver-
ständigung zu fördern;

13. hebt außerdem hervor, dass die Gleichsetzung jed-
weder Religion mit Terrorismus zu vermeiden ist, da dies
nachteilige Auswirkungen auf den Genuss des Rechts auf Re-
ligions- und Weltanschauungsfreiheit durch alle Mitglieder
der betreffenden religiösen Gemeinschaften haben könnte;

14. hebt ferner hervor, dass, wie der Menschenrechtsaus-
schuss unterstrichen hat, Einschränkungen der Freiheit, sich zu
einer Religion oder Weltanschauung zu bekennen, nur zuläs-
sig sind, wenn die Einschränkungen gesetzlich vorgesehen,
zum Schutz der öffentlichen Sicherheit, Ordnung, Gesundheit
oder Sittlichkeit oder der Grundrechte und Grundfreiheiten an-
derer erforderlich sind und in einer Weise angewandt werden,
die das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfrei-
heit nicht beeinträchtigt;

15. unterstützt die anhaltenden Bemühungen, die die
Sonderberichterstatterin in allen Teilen der Welt unternimmt,
um mit den Bestimmungen der Erklärung über die Beseitigung
aller Formen von Intoleranz und Diskriminierung auf Grund
der Religion oder der Überzeugung346 unvereinbare Vorfälle
und staatliche Maßnahmen zu untersuchen und gegebenenfalls
Abhilfemaßnahmen zu empfehlen;

16. betont, dass die Sonderberichterstatterin auch weiter-
hin im Laufe der Berichterstattung, namentlich bei der Samm-
lung von Informationen und der Abgabe von Empfehlungen,
geschlechtsspezifische Gesichtspunkte zur Anwendung brin-
gen muss;

17. begrüßt und unterstützt die Anstrengungen, die alle
Akteure der Gesellschaft, einschließlich der nichtstaatlichen
Organisationen und der auf Religion oder Weltanschauung
gründenden Organisationen und Gruppen nach wie vor unter-
nehmen, um die Verwirklichung der Erklärung zu fördern, und
bestärkt sie weiter in ihren Bemühungen, die Religions- und
Weltanschauungsfreiheit zu fördern und auf Fälle der religiö-
sen Intoleranz, Diskriminierung und Verfolgung aufmerksam
zu machen;

18. empfiehlt den Vereinten Nationen und anderen Ak-
teuren, bei ihren Maßnahmen zur Förderung der Religions-
und Weltanschauungsfreiheit dafür Sorge zu tragen, dass der
Wortlaut der Erklärung durch die Informationszentren der
Vereinten Nationen und durch andere interessierte Stellen in
möglichst vielen Sprachen so weit wie möglich verbreitet
wird;

19. beschließt, die Maßnahmen zur Durchführung der
Erklärung weiter zu prüfen;

20. begrüßt die Tätigkeit der Sonderberichterstatterin
und fordert alle Regierungen nachdrücklich auf, mit der Son-
derberichterstatterin voll zusammenzuarbeiten und ihren An-
trägen auf Besuch ihres Landes zu entsprechen und ihr alle er-
forderlichen Informationen zur Verfügung zu stellen, damit sie
ihr Mandat noch wirksamer wahrnehmen kann;

21. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass die
Sonderberichterstatterin die für die uneingeschränkte Erfül-
lung ihres Mandats notwendigen Ressourcen erhält;

22. ersucht die Sonderberichterstatterin, der Generalver-
sammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Zwi-
schenbericht vorzulegen;

23. beschließt, die Frage der Beseitigung aller Formen
von religiöser Intoleranz auf ihrer einundsechzigsten Tagung
unter dem Punkt "Menschenrechtsfragen" zu behandeln.

RESOLUTION 60/167

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II), Ziff. 102)347.

60/167. Menschenrechte und kulturelle Vielfalt

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte348, den Internationalen Pakt über wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte349 und den Internationalen Pakt
über bürgerliche und politische Rechte349 sowie die anderen
einschlägigen Menschenrechtsübereinkünfte,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/160 vom
17. Dezember 1999, 55/91 vom 4. Dezember 2000, 57/204
vom 18. Dezember 2002 und 58/167 vom 22. Dezember 2003
und ferner unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/113 vom
10. Dezember 1999, 55/23 vom 13. November 2000 und 60/4
vom 20. Oktober 2005 über das Jahr des Dialogs zwischen den
Kulturen,

346 Siehe Resolution 36/55. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/gv-early/ar36055.pdf.

347 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Aserbaidschan,
Äthiopien, Bahrain, Bangladesch, Benin, Burkina Faso, China, Demo-
kratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Dschi-
buti, Eritrea, Guinea, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Repu-
blik), Jordanien, Kambodscha, Kasachstan, Katar, Kenia, Komoren, Kon-
go, Kuba, Kuwait, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malay-
sia, Mali, Marokko, Mauretanien, Myanmar, Niger, Nigeria, Oman,
Pakistan, Saudi-Arabien, Senegal, Sierra Leone, Sri Lanka, Südafrika,
Sudan, Syrische Arabische Republik, Thailand, Tunesien, Turkmenistan,
Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Republik
Tansania, Vietnam und Zentralafrikanische Republik.
348 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html. 
349 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57;
öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt). 



V.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Dritten Ausschusses

424

feststellend, dass zahlreiche Rechtsinstrumente innerhalb
des Systems der Vereinten Nationen die kulturelle Vielfalt so-
wie die Erhaltung und Weiterentwicklung der Kultur fördern,
insbesondere die Erklärung über die Grundsätze der interna-
tionalen kulturellen Zusammenarbeit, die am 4. November
1966 von der Generalkonferenz der Organisation der Verein-
ten Nationen für Bildung, Wissenschaft und Kultur auf ihrer
vierzehnten Tagung verabschiedet wurde350,

Kenntnis nehmend von der Mitteilung des Generalsekre-
tärs351,

begrüßend, dass die Globale Agenda für den Dialog zwi-
schen den Kulturen mit ihrer Resolution 56/6 vom 9. Novem-
ber 2001 verabschiedet wurde,

sowie den Beitrag begrüßend, den die vom 31. August bis
8. September 2001 in Durban (Südafrika) veranstaltete Welt-
konferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Frem-
denfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz zur
Förderung der Achtung der kulturellen Vielfalt geleistet hat,

ferner die Allgemeine Erklärung zur kulturellen Vielfalt
der Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur352 begrüßend, die zusammen mit ihrem
Aktionsplan353 am 2. November 2001 von der Generalkonfe-
renz der Organisation der Vereinten Nationen für Bildung,
Wissenschaft und Kultur auf ihrer einunddreißigsten Tagung
verabschiedet wurde und in der die Mitgliedstaaten das System
der Vereinten Nationen und die anderen in Betracht kommen-
den zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen
baten, mit der Organisation der Vereinten Nationen für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur bei der Förderung der in der Er-
klärung und in ihrem Aktionsplan festgelegten Grundsätze zu-
sammenzuarbeiten, mit dem Ziel, die Synergie der Maßnah-
men zu Gunsten der kulturellen Vielfalt zu verstärken,

erneut erklärend, dass alle Menschenrechte allgemein gül-
tig und unteilbar sind, einander bedingen und miteinander ver-
knüpft sind, dass die internationale Gemeinschaft die Men-
schenrechte weltweit in gerechter und gleicher Weise, auf der-
selben Grundlage und mit demselben Nachdruck behandeln
muss und dass es, obschon die Bedeutung nationaler und re-
gionaler Besonderheiten und unterschiedlicher historischer,
kultureller und religiöser Voraussetzungen im Auge zu behal-
ten ist, die Pflicht der Staaten ist, ohne Rücksicht auf ihre je-
weilige politische, wirtschaftliche und kulturelle Ordnung alle
Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu schüt-
zen,

in der Erkenntnis, dass die kulturelle Vielfalt und das Stre-
ben aller Völker und Nationen nach kultureller Entwicklung

eine Quelle der gegenseitigen Bereicherung des kulturellen
Lebens der Menschen darstellt,

unter Berücksichtigung dessen, dass eine Kultur des Frie-
dens die Gewaltlosigkeit und die Achtung vor den Menschen-
rechten aktiv fördert und die Solidarität zwischen den Völkern
und Nationen und den Dialog zwischen den Kulturen stärkt,

in dem Bewusstsein, dass alle Kulturen und Zivilisationen
einen gemeinsamen Katalog universeller Werte teilen,

sowie in dem Bewusstsein, dass die Förderung der Rechte
indigener Bevölkerungen und ihrer Kulturen und Traditionen
zur Achtung und Berücksichtigung der kulturellen Vielfalt al-
ler Völker und Nationen beitragen wird,

die Auffassung vertretend, dass Toleranz für kulturelle,
ethnische, religiöse und sprachliche Vielfalt sowie Dialog in-
nerhalb der Kulturen und zwischen ihnen eine wesentliche
Voraussetzung für Frieden, Verständnis und Freundschaft
zwischen Einzelpersonen und zwischen Völkern sind, die ver-
schiedenen Kulturen und Nationen der Welt angehören, wäh-
rend Ausprägungen von kulturellen Vorurteilen, Intoleranz
und Fremdenfeindlichkeit gegenüber verschiedenen Kulturen
und Religionen überall auf der Welt zu Hass und Gewalt zwi-
schen den Völkern und Nationen führen,

anerkennend, dass jede Kultur eine Würde und einen Wert
besitzt, die Anerkennung, Achtung und Erhaltung verdienen,
sowie in der Überzeugung, dass alle Kulturen angesichts ihrer
reichen Vielfalt und Diversität und ihrer wechselseitigen Be-
einflussung Teil des gemeinsamen Erbes aller Menschen sind,

in der Überzeugung, dass die Förderung des kulturellen
Pluralismus, der Toleranz gegenüber den verschiedenen Kul-
turen und Zivilisationen und des Dialogs zwischen ihnen einen
Beitrag zu den Anstrengungen leisten kann, die alle Völker
und Nationen unternehmen, um ihre Kulturen und Traditionen
durch einen sich gegenseitig befruchtenden Austausch von
Wissen und geistigen, sittlichen und materiellen Errungen-
schaften zu bereichern,

im Bewusstsein der Vielfalt der Welt, in der Erkenntnis,
dass alle Kulturen und Zivilisationen zur Bereicherung der
Menschheit beitragen, sich dessen bewusst, wie wichtig die
Achtung und das Verständnis der religiösen und kulturellen
Vielfalt überall auf der Welt ist, und sich mit Blick auf die För-
derung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit da-
zu verpflichtend, das Wohlergehen, die Freiheit und den Fort-
schritt der Menschen überall voranzubringen und zu Toleranz,
Achtung, Dialog und Zusammenarbeit zwischen unterschied-
lichen Kulturen, Zivilisationen und Völkern anzuregen,

1. bekräftigt, wie wichtig es ist, dass alle Völker und
Nationen ihr kulturelles Erbe und ihre kulturellen Traditionen
in einem nationalen und internationalen Klima des Friedens,
der Toleranz und der gegenseitigen Achtung pflegen, weiter-
entwickeln und erhalten;

2. begrüßt die am 8. September 2000 verabschiedete
Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen354, in der die

350 Siehe United Nations Educational, Scientific and Cultural Organiza-
tion, Records of the General Conference, Fourteenth Session, Paris,
1966, Resolutions.
351 A/60/340.
352 United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization,
Records of the General Conference, Thirty-first Session, Paris, 15 Octo-
ber - 3 November 2001, Vol. 1 und Korrigendum: Resolutions, Kap. V,
Resolution 25, Anlage I.
353 Ebd., Anlage II. 354 Siehe Resolution 55/2.
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Mitgliedstaaten unter anderem die Auffassung vertreten, dass
die Toleranz zu den unverzichtbaren Grundwerten in den in-
ternationalen Beziehungen des 21. Jahrhunderts gehört und
dass sie die aktive Förderung einer Kultur des Friedens und des
Dialogs zwischen den Kulturen umfassen soll, in der die Men-
schen einander in der gesamten Vielfalt ihrer Glaubensüber-
zeugungen, Kulturen und Sprachen achten und in der die Un-
terschiede innerhalb einer Gesellschaft sowie zwischen ver-
schiedenen Gesellschaften weder gefürchtet noch unterdrückt,
sondern vielmehr als kostbares Gut der Menschheit geschätzt
werden;

3. erkennt an, dass jeder Mensch das Recht hat, am kul-
turellen Leben teilzuhaben und die Vorteile wahrzunehmen,
die sich aus dem wissenschaftlichen Fortschritt und seinen An-
wendungen ergeben;

4. bekräftigt, dass die internationale Gemeinschaft da-
nach streben sollte, den Herausforderungen und Chancen der
Globalisierung in einer Weise zu begegnen, die die Achtung
der kulturellen Vielfalt aller Menschen gewährleistet;

5. bekundet ihre Entschlossenheit, die kulturelle Homo-
genisierung im Kontext der Globalisierung durch verstärkten
interkulturellen Austausch im Zeichen der Förderung und des
Schutzes der kulturellen Vielfalt zu verhindern und zu mil-
dern;

6. bekräftigt, dass der interkulturelle Dialog das ge-
meinsame Verständnis der Menschenrechte wesentlich berei-
chert und dass aus der Förderung und dem Ausbau der inter-
nationalen Kontakte und der Zusammenarbeit auf kulturellem
Gebiet wichtige Vorteile gezogen werden können;

7. begrüßt es, dass die Weltkonferenz gegen Rassismus,
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängende Intoleranz die Notwendigkeit anerkannt
hat, die Vorteile der Vielfalt innerhalb aller Nationen und zwi-
schen ihnen zu achten und bestmöglich zu nutzen, wenn sie ge-
meinsam am Aufbau einer harmonischen und produktiven Zu-
kunft arbeiten, indem sie Werte und Grundsätze wie Gerech-
tigkeit, Gleichstellung und Nichtdiskriminierung, Demokra-
tie, Fairness und Freundschaft, Toleranz und Respekt inner-
halb von und zwischen Gemeinwesen und Nationen praktisch
verwirklichen und fördern, insbesondere durch öffentliche
Aufklärungs- und Bildungsprogramme, um das Bewusstsein
und das Verständnis für die Vorteile der kulturellen Vielfalt zu
fördern, namentlich Programme, bei denen die Behörden Part-
nerschaften mit internationalen und nichtstaatlichen Organi-
sationen sowie anderen Teilen der Zivilgesellschaft eingehen;

8. erkennt an, dass die Achtung der kulturellen Vielfalt
und der kulturellen Rechte aller Menschen den Pluralismus der
Kulturen verstärkt und so zu einem breiteren Austausch von
Wissen und zu einem besseren Verständnis der kulturellen
Voraussetzungen beiträgt, die Anwendung und Ausübung der
allgemein akzeptierten Menschenrechte überall auf der Welt
fördert und weltweit den Aufbau stabiler freundschaftlicher
Beziehungen zwischen den Völkern und Nationen begünstigt;

9. betont, dass die Förderung des kulturellen Pluralis-
mus und der Toleranz auf nationaler, regionaler und interna-
tionaler Ebene wichtig ist, um eine stärkere Achtung der kul-
turellen Rechte und der kulturellen Vielfalt zu erreichen;

10. betont außerdem, dass Toleranz und Achtung der
Vielfalt die allgemeine Förderung und den Schutz der Men-
schenrechte, einschließlich der Gleichstellung von Mann und
Frau und des Genusses aller Menschenrechte durch alle Men-
schen, erleichtern, und hebt hervor, dass sich Toleranz und die
Achtung der kulturellen Vielfalt und die allgemeine Förderung
und der Schutz der Menschenrechte gegenseitig stützen;

11. fordert alle auf internationaler Ebene tätigen Akteure
nachdrücklich auf, eine internationale Ordnung zu errichten,
die auf Inklusion, Gerechtigkeit, Gleichberechtigung und
Gleichstellung, Menschenwürde, gegenseitiger Verständi-
gung sowie der Förderung und Achtung der kulturellen Viel-
falt und der allgemeinen Menschenrechte beruht, und alle Aus-
grenzungslehren zu verwerfen, die auf Rassismus, Rassendis-
kriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammen-
hängender Intoleranz gründen;

12. fordert die Staaten nachdrücklich auf, sicherzustel-
len, dass ihr politisches System und ihre Rechtsordnung die
multikulturelle Vielfalt innerhalb ihrer Gesellschaften wider-
spiegeln, und gegebenenfalls ihre demokratischen Institutio-
nen so zu verbessern, dass sie partizipatorischer werden und
die Marginalisierung, Ausgrenzung und Diskriminierung be-
stimmter Teile der Gesellschaft vermeiden;

13. fordert die Staaten, die internationalen Organisatio-
nen und die Organisationen der Vereinten Nationen auf und
bittet die Zivilgesellschaft, namentlich die nichtstaatlichen Or-
ganisationen, die kulturelle Vielfalt anzuerkennen und ihre
Achtung zu fördern, um so die Ziele des Friedens, der Ent-
wicklung und der allgemein akzeptierten Menschenrechte zu
fördern;

14. ersucht den Generalsekretär, im Lichte dieser Reso-
lution einen Bericht über Menschenrechte und kulturelle Viel-
falt zu erstellen, der die Auffassungen der Mitgliedstaaten, der
zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen und der
nichtstaatlichen Organisationen sowie die in dieser Resolution
enthaltenen Erwägungen im Hinblick auf die Anerkennung
und die Bedeutung der kulturellen Vielfalt zwischen allen Völ-
kern und Nationen der Welt berücksichtigt, und der General-
versammlung den Bericht auf ihrer zweiundsechzigsten Ta-
gung vorzulegen;

15. ersucht das Amt des Hohen Kommissars der Verein-
ten Nationen für Menschenrechte, die in dieser Resolution an-
gesprochenen Fragen auch künftig bei seinen Tätigkeiten zur
Förderung und zum Schutz der Menschenrechte umfassend zu
berücksichtigen;

16. beschließt, diese Frage auf ihrer zweiundsechzigsten
Tagung unter dem Unterpunkt "Menschenrechtsfragen, ein-
schließlich anderer Ansätze zur besseren Gewährleistung der
effektiven Ausübung der Menschenrechte und Grundfreihei-
ten" weiter zu behandeln.
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RESOLUTION 60/168
Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II), Ziff. 102)355.

60/168. Schutz und Hilfe für Binnenvertriebene

Die Generalversammlung,

zutiefst beunruhigt über die bestürzend hohe Zahl der Men-
schen auf der ganzen Welt, die unter anderem auf Grund von
bewaffneten Konflikten, Menschenrechtsverletzungen sowie
Natur- und von Menschen verursachten Katastrophen zu Bin-
nenvertriebenen werden und denen in nur unzureichendem
Maße Schutz und Hilfe zuteil wird, sowie im Bewusstsein der
ernsten Herausforderungen, die der internationalen Gemein-
schaft daraus erwachsen,

in Anbetracht der erheblichen Anzahl von Personen, die
während der letzten zwölf Monate durch Naturkatastrophen zu
Binnenvertriebenen wurden,

im Bewusstsein der Menschenrechtsdimension und der hu-
manitären Dimension des Problems der Binnenvertriebenen,
namentlich in Situationen lang anhaltender Vertreibung, sowie
der Verantwortung der Staaten und der internationalen Ge-
meinschaft für die weitere Verstärkung des Schutzes und der
Hilfe für diese Personen,

betonend, dass die Staaten die Hauptverantwortung dafür
tragen, dass Binnenvertriebene in ihrem Hoheitsgebiet Schutz
und Hilfe erhalten und dass die tieferen Ursachen des Vertrei-
bungsproblems in angemessener Zusammenarbeit mit der in-
ternationalen Gemeinschaft behoben werden,

im Hinblick auf die zunehmende Sensibilisierung der in-
ternationalen Gemeinschaft für die Frage der Binnenvertrie-
benen in der ganzen Welt und die dringende Notwendigkeit,
die tieferen Ursachen ihrer Vertreibung anzugehen und dauer-
hafte Lösungen zu finden, darunter namentlich die freiwillige
Rückkehr in Sicherheit und Würde oder die Integration vor
Ort,

unter Hinweis auf die einschlägigen internationalen Men-
schenrechtsnormen sowie die Normen des humanitären Völ-
kerrechts und des Flüchtlingsvölkerrechts und anerkennend,
dass der Schutz von Binnenvertriebenen durch die Festlegung,

Bekräftigung und Konsolidierung konkreter Schutznormen
gestärkt wurde, insbesondere durch die Leitgrundsätze betref-
fend Binnenvertreibungen356,

unter Betonung der zentralen Rolle des Nothilfekoordina-
tors bei der interinstitutionellen Koordinierung des Schutzes
und der Hilfe für Binnenvertriebene sowie die Initiativen be-
grüßend, die weiterhin ergriffen wurden, um bessere Schutz-,
Hilfe- und Entwicklungsstrategien zu Gunsten von Binnenver-
triebenen und eine bessere Koordinierung der sie betreffenden
Aktivitäten zu gewährleisten,

mit Lob für den Beauftragten des Generalsekretärs für die
Menschenrechte Binnenvertriebener für die bisher durchge-
führten Maßnahmen, für die Katalysatorfunktion, die er wahr-
nimmt, indem er der Öffentlichkeit die Not der Binnenvertrie-
benen stärker bewusst macht, sowie für die Anstrengungen,
die er zur Förderung einer umfassenden Strategie unternimmt,
die sowohl auf die Prävention als auch auf die Verbesserung
des Schutzes und der Hilfe sowie der Deckung des Entwick-
lungsbedarfs und der sonstigen konkreten Bedürfnisse von
Binnenvertriebenen ausgerichtet ist, einschließlich durch die
systematische Integration der Menschenrechte von Binnen-
vertriebenen in alle maßgeblichen Teile des Systems der Ver-
einten Nationen, 

Kenntnis nehmend von der Resolution 2005/46 der Men-
schenrechtskommission vom 19. April 2005357 sowie unter
Hinweis auf die Erklärung und das Aktionsprogramm von
Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonferenz über Men-
schenrechte verabschiedet wurden358, betreffend die Notwen-
digkeit der Entwicklung globaler Strategien zur Auseinander-
setzung mit dem Problem der Binnenvertreibung,

unter Missbilligung der Praktiken der Zwangsvertreibung
und deren negativer Auswirkungen auf den Genuss der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten durch große Bevölkerungs-
gruppen sowie feststellend, dass das Römische Statut des
Internationalen Strafgerichtshofs359 die Vertreibung oder
zwangsweise Überführung der Bevölkerung als Verbrechen
gegen die Menschlichkeit und die rechtswidrige Vertreibung
oder Überführung der Zivilbevölkerung sowie die Anordnung
der Verlegung der Zivilbevölkerung als Kriegsverbrechen de-
finiert,

unter Begrüßung der zunehmenden Verbreitung, Förde-
rung und Anwendung der Leitgrundsätze bei der Auseinander-
setzung mit Situationen der Binnenvertreibung,

355 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Angola, Argentinien, Arme-
nien, Australien, Belgien, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien,
Bulgarien, Chile, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische
Republik Kongo, Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehe-
malige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Finn-
land, Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Irland, Island, Ita-
lien, Japan, Kanada, Kenia, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Lettland,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Mali, Malta, Mexiko, Mikronesien
(Föderierte Staaten von), Monaco, Mosambik, Niederlande, Nigeria,
Norwegen, Österreich, Panama, Peru, Polen, Portugal, Republik Korea,
Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien
und Montenegro, Sierra Leone, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafri-
ka, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tschechische Republik, Türkei, Ukrai-
ne, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Zen-
tralafrikanische Republik und Zypern.

356 E/CN.4/1998/53/Add.2, Anhang.
357 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005, Sup-
plement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und Corr.1), Kap. II,
Abschn. A.
358 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III. 
359 Official Records of the United Nations Diplomatic Conference of
Plenipotentiaries on the Establishment of an International Criminal
Court, Rome, 15 June - 17 July 1998, Vol. I: Final documents (United
Nations publication, Sales No. E.02.I.5), Abschn. A. Deutsche Überset-
zung: dBGBl. 2000 II S. 1394; LGBl. 2002 Nr. 90; öBGBl. III
Nr. 180/2002; AS 2002 3743.
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sowie unter Begrüßung der Zusammenarbeit, die zwischen
dem neuen Beauftragten des Generalsekretärs und den Verein-
ten Nationen sowie anderen internationalen und regionalen
Organisationen hergestellt wurde, und zur weiteren Stärkung
dieser Zusammenarbeit ermutigend, mit dem Ziel, bessere
Schutz-, Hilfe- und Entwicklungsstrategien zu Gunsten von
Binnenvertriebenen zu fördern,

in dankbarer Anerkennung des wichtigen und unabhängi-
gen Beitrags der Internationalen Rotkreuz- und Rothalbmond-
Bewegung und anderer humanitärer Organisationen zum
Schutz und zur Hilfe für Binnenvertriebene in Zusammenar-
beit mit den zuständigen internationalen Stellen,

unter Hinweis auf ihre Resolution 58/177 vom 22. Dezem-
ber 2003,

1. begrüßt die Ernennung des neuen Beauftragten des
Generalsekretärs für die Menschenrechte Binnenvertriebener; 

2. begrüßt außerdem den Bericht des Beauftragten des
Generalsekretärs360 und nimmt Kenntnis von seinen Schluss-
folgerungen und Empfehlungen;

3. dankt den Regierungen und den zwischenstaatlichen
und nichtstaatlichen Organisationen, die Binnenvertriebenen
Schutz und Hilfe gewährt und die Arbeit des Beauftragten des
Generalsekretärs unterstützt haben;

4. legt dem Beauftragten des Generalsekretärs nahe, im
Wege eines fortlaufenden Dialogs mit den Regierungen und
allen in Betracht kommenden zwischenstaatlichen und nicht-
staatlichen Organisationen seine Analyse der Ursachen für die
Binnenvertreibung, der Bedürfnisse und Rechte der Vertrie-
benen, der Präventivmaßnahmen und der Möglichkeiten für
die Verbesserung des Schutzes, der Hilfe und der Lösungen für
Binnenvertriebene fortzusetzen und dabei jeweils die konkrete
Situation zu berücksichtigen sowie in seine Berichte an die
Menschenrechtskommission und die Generalversammlung
diesbezügliche Informationen aufzunehmen;

5. verleiht ihrer besonderen Besorgnis über die schwer-
wiegenden Probleme Ausdruck, denen sich viele binnenver-
triebene Frauen und Kinder gegenübersehen, namentlich Ge-
walt und Missbrauch, sexuelle Ausbeutung, Zwangsrekrutie-
rung und Entführung, und begrüßt die Entschlossenheit des
Beauftragten des Generalsekretärs, ihren besonderen Hilfe-,
Schutz- und Entwicklungsbedürfnissen sowie anderen Grup-
pen mit besonderen Bedürfnissen, wie schwer traumatisierte
Menschen, ältere Menschen und Menschen mit Behinderun-
gen, systematischere und eingehendere Aufmerksamkeit zu
widmen, unter Berücksichtigung der einschlägigen Resolutio-
nen der Generalversammlung und eingedenk der Resolution
1325 (2000) des Sicherheitsrats vom 31. Oktober 2000;

6. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der immer
wichtigeren Rolle, die den nationalen Menschenrechtsinstitu-
tionen bei der Gewährung von Hilfe für Binnenvertriebene und

bei der Förderung und dem Schutz ihrer Menschenrechte zu-
kommt;

7. stellt fest, wie wichtig es ist, dass in Friedens-, Wie-
dereingliederungs- und Rehabilitationsprozessen gegebenen-
falls den Menschenrechten und dem besonderen Schutz- und
Hilfebedarf der Binnenvertriebenen Rechnung getragen wird;

8. anerkennt die Leitgrundsätze betreffend Binnenver-
treibungen356 als einen wichtigen internationalen Rahmen für
den Schutz von Binnenvertriebenen, begrüßt es, dass immer
mehr Staaten, Organisationen der Vereinten Nationen sowie
regionale und nichtstaatliche Organisationen diese Grundsätze
als Norm anwenden, und legt allen maßgeblichen Akteuren
nahe, die Leitgrundsätze anzuwenden, wenn sie sich mit Si-
tuationen der Binnenvertreibung befassen;

9. begrüßt es, dass der Beauftragte des Generalsekretärs
in seinem Dialog mit Regierungen, mit zwischenstaatlichen
und nichtstaatlichen Organisationen und mit anderen maßgeb-
lichen Akteuren weiter die Leitgrundsätze heranzieht, und er-
sucht ihn, seine Bemühungen um die stärkere Verbreitung,
Förderung und Anwendung der Leitgrundsätze fortzusetzen
und die Anstrengungen zu unterstützen, die zur Förderung des
Kapazitätsaufbaus und der Anwendung der Leitgrundsätze so-
wie der Ausarbeitung innerstaatlicher Rechtsvorschriften und
Politiken unternommen werden;

10. fordert alle Regierungen, insbesondere die Regierun-
gen von Ländern, in denen Situationen von Binnenvertreibung
bestehen, nachdrücklich auf, die Tätigkeit des Beauftragten
des Generalsekretärs auch künftig zu erleichtern, sowie ernst-
haft in Erwägung zu ziehen, den Beauftragten zu einem Be-
such ihres Landes einzuladen, damit er den Dialog mit den Re-
gierungen zur Überwindung von Situationen der Binnenver-
treibung fortführen und intensivieren kann, und dankt den Re-
gierungen, die dies bereits getan haben;

11. bittet die Regierungen, im Dialog mit dem Beauftrag-
ten des Generalsekretärs die Empfehlungen und Anregungen,
die er ihnen im Einklang mit seinem Mandat unterbreitet hat,
ernsthaft zu prüfen und ihn über die daraufhin ergriffenen
Maßnahmen zu unterrichten;

12. fordert die Regierungen auf, Binnenvertriebenen
Schutz und Hilfe zu gewähren, namentlich Hilfe bei der Wie-
dereingliederung und Entwicklung, und die diesbezüglichen
Anstrengungen der zuständigen Organisationen der Vereinten
Nationen und der humanitären Organisationen zu erleichtern,
so auch durch die weitere Verbesserung des Zugangs zu Bin-
nenvertriebenen;

13. betont die zentrale Rolle des Nothilfekoordinators
bei der interinstitutionellen Koordinierung des Schutzes und
der Hilfe für Binnenvertriebene und nimmt mit Anerkennung
Kenntnis von der Arbeit der Interinstitutionellen Abteilung für
Binnenvertriebene im Sekretariats-Amt für die Koordinierung
humanitärer Angelegenheiten;

14. nimmt Kenntnis von den gegenwärtig durch das hu-
manitäre System der Vereinten Nationen unternommenen An-
strengungen, betont die Notwendigkeit, die interinstitutionel-
len Regelungen und die Kapazitäten der Organisationen der

360 Siehe A/60/338 und Corr.1. 
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Vereinten Nationen und anderer maßgeblicher Akteure zur
Bewältigung der enormen mit der Binnenvertreibung verbun-
denen humanitären Herausforderungen weiter auszubauen,
und unterstreicht in dieser Hinsicht die Wichtigkeit eines wirk-
samen, rechenschaftspflichtigen und berechenbaren koopera-
tiven Ansatzes;

15. legt allen in Betracht kommenden Organisationen der
Vereinten Nationen und den auf dem Gebiet der humanitären
Hilfe, der Menschenrechte und der Entwicklung tätigen Orga-
nisationen nahe, ihre Zusammenarbeit und Koordinierung
über den Ständigen interinstitutionellen Ausschuss und in Län-
dern, in denen Situationen der Binnenvertreibung bestehen,
weiter zu verstärken und dem Beauftragten des Generalsekre-
tärs jede erdenkliche Hilfe und Unterstützung zukommen zu
lassen;

16. stellt mit Anerkennung fest, dass der Frage der Bin-
nenvertriebenen in dem Prozess der konsolidierten interinsti-
tutionellen Beitragsappelle verstärkte Aufmerksamkeit gilt,
und ermutigt zu weiteren diesbezüglichen Anstrengungen;

17. ist sich bewusst, wie wichtig die globale Datenbank
über Binnenvertriebene ist, für die sich der Beauftragte des Ge-
neralsekretärs eingesetzt hat, und legt den Mitgliedern des
Ständigen interinstitutionellen Ausschusses und den Regie-
rungen nahe, bei diesem Vorhaben weiter zusammenzuarbei-
ten und es unter anderem durch die Lieferung einschlägiger
Daten über Situationen der Binnenvertreibung sowie die Be-
reitstellung von Finanzmitteln zu unterstützen;

18. begrüßt die Initiativen der Regionalorganisationen,
wie beispielsweise der Afrikanischen Union, der Organisation
der amerikanischen Staaten, der Organisation für Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa, der Zwischenstaatlichen Be-
hörde für Entwicklung, des Europarats, des Commonwealth
und der Wirtschaftsgemeinschaft der westafrikanischen Staa-
ten, die auf die Schutz-, Hilfe- und Entwicklungsbedürfnisse
von Binnenvertriebenen eingehen, und ermutigt diese und an-
dere Regionalorganisationen, ihre Aktivitäten und ihre Zu-
sammenarbeit mit dem Beauftragten des Generalsekretärs zu
verstärken;

19. ersucht den Generalsekretär, seinem Beauftragten im
Rahmen der vorhandenen Mittel jede erforderliche Unterstüt-
zung bei der wirksamen Wahrnehmung seines Mandats zu ge-
währen, und legt dem Beauftragten nahe, sich weiter um Bei-
träge der Staaten sowie der zuständigen Organisationen und
Institutionen zu bemühen, damit seine Tätigkeit auf eine soli-
dere Grundlage gestellt wird;

20. ersucht den Beauftragten des Generalsekretärs, zur
Behandlung durch die Generalversammlung auf ihrer zwei-
undsechzigsten Tagung einen Bericht über die Durchführung
dieser Resolution zu erstellen;

21. beschließt, die Frage des Schutzes und der Hilfe für
Binnenvertriebene auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung wei-
ter zu behandeln.

RESOLUTION 60/169

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II), Ziff. 102)361.

60/169. Schutz von Migranten

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte362, in der verkündet wird, dass alle Menschen frei
und gleich an Würde und Rechten geboren sind und ohne Un-
terschied, insbesondere nach Rasse, Hautfarbe oder nationaler
Herkunft, Anspruch auf alle darin verkündeten Rechte und
Freiheiten haben,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/194 vom 20. Dezem-
ber 2004, Kenntnis nehmend von der Resolution 2005/47 der
Menschenrechtskommission vom 19. April 2005363 und unter
Hinweis auf ihre Resolution 40/144 vom 13. Dezember 1985,
mit der sie die Erklärung über die Menschenrechte von Perso-
nen, die nicht Staatsangehörige des Landes sind, in dem sie le-
ben, verabschiedete,

in der Erwägung, dass jeder Vertragsstaat des Internatio-
nalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte364 allen in
seinem Gebiet befindlichen und seiner Herrschaftsgewalt un-
terstehenden Personen die in dem Pakt anerkannten Rechte ge-
währleisten muss und dass jeder Vertragsstaat des Internatio-
nalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte364 sich verpflichtet hat, die Ausübung aller in dem Pakt
aufgeführten Rechte ohne jede Diskriminierung, insbesondere
auf Grund der nationalen Herkunft, zu gewährleisten, 

in Bekräftigung der von der Weltkonferenz über Men-
schenrechte365, der Internationalen Konferenz über Bevölke-
rung und Entwicklung366, dem Weltgipfel für soziale Entwick-

361 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Argentinien, Armenien, Aserbai-
dschan, Äthiopien, Bangladesch, Belize, Bolivien, Brasilien, Burkina Fa-
so, Chile, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Ecuador, El Salvador, Fidschi, Gam-
bia, Ghana, Guatemala, Haiti, Honduras, Indonesien, Kap Verde, Kenia,
Kirgisistan, Kolumbien, Kuba, Mali, Marokko, Mauritius, Mexiko, Ni-
caragua, Niger, Nigeria, Paraguay, Peru, Philippinen, Senegal, Sri Lanka,
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Sudan, Tadschikistan, Timor-
Leste, Türkei, Uruguay und Zentralafrikanische Republik.
362 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html. 
363 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und Corr.1), Kap. II,
Abschn. A.
364 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57;
öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
365 Siehe A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III.
366 Siehe Report of the International Conference on Population and De-
velopment, Cairo, 5-13 September 1994 (United Nations publication,
Sales No. E.95.XIII.18), Kap. I, Resolution 1, Anlage.
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lung367 und der Vierten Weltfrauenkonferenz368 verabschiede-
ten Bestimmungen betreffend Migranten,

sowie in Bekräftigung der Bestimmungen über die Men-
schenrechte von Migranten in der Erklärung und dem Aktions-
programm von Durban, die am 8. September 2001 von der
Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung,
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intole-
ranz verabschiedet wurden369, und ihrer Befriedigung über die
wichtigen Empfehlungen Ausdruck verleihend, die in Bezug
auf die Entwicklung internationaler und nationaler Strategien
für den Schutz von Migranten und die Konzipierung von Mi-
grationspolitiken abgegeben wurden, die die Menschenrechte
von Migranten in vollem Umfang achten,

unter Hinweis auf die in der Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen370 und auf dem Weltgipfel 2005371 erneut
eingegangene Verpflichtung, Maßnahmen zu ergreifen, um
die Achtung und den Schutz der Menschenrechte von Migran-
ten, Wanderarbeitnehmern und ihren Familienangehörigen zu
gewährleisten, die in vielen Gesellschaften immer häufiger
vorkommenden rassistischen und fremdenfeindlichen Hand-
lungen zu beseitigen und in allen Gesellschaften größere Har-
monie, Toleranz und Achtung zu fördern,

Kenntnis nehmend von dem vom Interamerikanischen
Gerichtshof für Menschenrechte abgegebenen Gutachten
OC-16/99 vom 1. Oktober 1999 betreffend das Recht auf In-
formation über konsularische Hilfe im Rahmen der Garantien
für ein ordnungsgemäßes Verfahren sowie von seinem Gut-
achten OC-18/03 vom 17. September 2003 betreffend die ju-
ristische Lage und die Rechte illegaler Migranten, 

sowie Kenntnis nehmend von dem Urteil des Internationa-
len Gerichtshofs in dem Fall Avena and Other Mexican
Nationals (Avena und andere mexikanische Staatsangehörige)
vom 31. März 2004372 und auf die darin bekräftigten Verpflich-
tungen der Staaten hinweisend, 

ermutigt durch das wachsende Interesse der internationa-
len Gemeinschaft an dem wirksamen und umfassenden Schutz
der Menschenrechte aller Migranten und unterstreichend, dass
weitere Anstrengungen unternommen werden müssen, um die
Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten aller Mi-
granten sicherzustellen,

im Bewusstsein der wachsenden Zahl von Migranten auf
der ganzen Welt und eingedenk der verletzlichen Situation, in
der sich Migranten und die sie begleitenden Familienangehö-
rigen außerhalb ihres Herkunftsstaats befinden können, unter
anderem auf Grund der ihnen durch Diskriminierung in der
Gesellschaft und Unterschiede in Sprache, Bräuchen und Kul-
tur begegnenden Schwierigkeiten sowie der wirtschaftlichen
und sozialen Schwierigkeiten und Hindernisse, die der Rück-
kehr von Migranten, insbesondere illegaler oder irregulärer
Migranten, in ihren Herkunftsstaat im Wege stehen,

unter Betonung der globalen Natur des Migrationsphäno-
mens, der Bedeutung der diesbezüglichen Zusammenarbeit
und des Dialogs, je nach Bedarf auf internationaler, regionaler
und bilateraler Ebene, und der Notwendigkeit, die Menschen-
rechte von Migranten zu schützen, insbesondere angesichts
der Zunahme der Migrationsströme in der globalisierten Wirt-
schaft und im Kontext neuer Sicherheitsprobleme, 

eingedenk dessen, dass die Politiken und Initiativen zur
Frage der Migration, einschließlich derjenigen, die sich auf ei-
ne geordnete Steuerung der Migration richten, ganzheitliche
Ansätze fördern sollen, bei denen die Ursachen und Folgen des
Phänomens sowie die uneingeschränkte Achtung der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten von Migranten Berücksich-
tigung finden,

besorgt über die hohe und weiter zunehmende Zahl von
Migranten, insbesondere Frauen und Kindern, die versuchen,
ohne die erforderlichen Reisedokumente internationale Gren-
zen zu überschreiten, und sich dadurch in eine prekäre Situa-
tion bringen, und die Verpflichtung der Staaten unterstrei-
chend, die Menschenrechte dieser Migranten zu achten,

zutiefst besorgt über die in verschiedenen Teilen der Welt
auftretenden Erscheinungsformen von Gewalt, Rassismus,
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und anderen
gegen Migranten, insbesondere Frauen und Kinder, gerichte-
ten Formen von Intoleranz sowie unmenschlicher und ernied-
rigender Behandlung, 

besorgt darüber, dass der Sonderberichterstatter der Men-
schenrechtskommission über zeitgenössische Formen des
Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeind-
lichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz auf das
Auftreten neuer Formen von Diskriminierung hingewiesen
hat, die sich neben anderen Gruppen gezielt gegen Migranten
richten,

in Anbetracht der von den Sonderberichterstattern, den
Sonderbeauftragten, den unabhängigen Experten und den Vor-
sitzenden der Arbeitsgruppen der besonderen Verfahren der
Menschenrechtskommission und des Programms für Beraten-
de Dienste in einer gemeinsamen Erklärung auf ihrer elften
Jahrestagung373 zum Ausdruck gebrachten ernsthaften Besorg-
nis über die zunehmende Verschlechterung der Lage von Mi-
granten und die Verweigerung ihrer Menschenrechte, insbe-
sondere über die derzeit unternommenen Versuche, die Dis-

367 Siehe Report of the World Summit for Social Development, Copenha-
gen, 6-12 March 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.8),
Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/wirtsozentw/socsum/socsum1.htm. 
368 Siehe Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4-
15 September 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.13),
Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter ht-
tp://www.un.org/Depts/german/conf/beijing/ beij_bericht.html. 
369 Siehe A/CONF.189/12 und Corr.1, Kap. I. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/ac189-12.pdf.
370 Siehe Resolution 55/2.
371 Siehe Resolution 60/1.
372 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-ninth Session,
Supplement No. 4 (A/59/4), Kap. V, Abschn. A.23. 373 E/CN.4/2005/5, Anhang I, Abschn. C. 
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kriminierung und Ausgrenzung von Migranten zu institutio-
nalisieren, 

hervorhebend, wie wichtig es ist, Bedingungen herzustel-
len, die größere Harmonie, Toleranz und Achtung zwischen
den Migranten und dem Rest der Gesellschaft in den Transit-
oder Zielländern begünstigen, mit dem Ziel, Erscheinungsfor-
men des Rassismus und der Fremdenfeindlichkeit gegenüber
Migranten, einschließlich ihrer Familienangehörigen, zu be-
seitigen,

in Anerkennung der positiven und vielfältigen Beiträge von
Migranten zu den Aufnahme- und den Herkunftsgesellschaf-
ten sowie der Anstrengungen, die manche Aufnahme- und
Herkunftsländer unternehmen, um Migranten zu integrieren
beziehungsweise wiedereinzugliedern,

sich dessen bewusst, dass der Anteil von Frauen an den in-
ternationalen Migrationsbewegungen zunimmt,

in Anerkennung der Arbeit des Ausschusses zum Schutz
der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienange-
hörigen, 

sowie in Anerkennung der von der Internationalen Arbeits-
organisation und der Internationalen Organisation für Migra-
tion geleisteten Arbeit in Migrationsfragen,

entschlossen, die Achtung vor den Menschenrechten und
Grundfreiheiten aller Migranten sicherzustellen,

1. verurteilt nachdrücklich die gegen Migranten gerich-
teten Erscheinungsformen und Akte von Rassismus, Rassen-
diskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammen-
hängender Intoleranz sowie die häufig auf sie angewandten
Klischees, fordert die Staaten eindringlich auf, die bestehen-
den Gesetze anzuwenden, wenn es zu fremdenfeindlichen oder
intoleranten Handlungen, Vorkommnissen oder Äußerungen
gegen Migranten kommt, um der Straflosigkeit für diejenigen,
die fremdenfeindliche und rassistische Handlungen begehen,
ein Ende zu setzen, und fordert die Staaten auf, die in der Er-
klärung und dem Aktionsprogramm von Durban369 enthaltenen
Verpflichtungen und Empfehlungen zur Förderung und zum
Schutz der Menschenrechte von Migranten vollinhaltlich um-
zusetzen, unter anderem durch die Verabschiedung nationaler
Aktionspläne, wie von der Weltkonferenz gegen Rassismus,
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängende Intoleranz empfohlen;

2. verurteilt außerdem nachdrücklich jede Form von
Rassendiskriminierung und Fremdenfeindlichkeit im Zusam-
menhang mit dem Zugang zu Arbeitsplätzen, beruflicher Aus-
bildung, Wohnraum, Schulbildung, Gesundheits- und sozialen
Diensten sowie zu anderen Diensten, die zur Nutzung durch
die Öffentlichkeit bestimmt sind; 

3. begrüßt die aktive Rolle der staatlichen und nicht-
staatlichen Organisationen bei der Bekämpfung von Rassis-
mus und Fremdenfeindlichkeit und bei der Gewährung von
Hilfe für die Opfer rassistischer Handlungen, einschließlich
Migranten; 

4. fordert alle Staaten auf, zu erwägen, ihre Einwande-
rungspolitik zu überprüfen und erforderlichenfalls zu ändern,

um alle diskriminierenden Praktiken gegen Migranten und ihre
Familien zu beseitigen und durch wirksame Maßnahmen Be-
dingungen zu schaffen, die mehr Harmonie, Toleranz und
Achtung innerhalb der Gesellschaft fördern, und richtlinien-
gebende Staatsbeamte sowie Polizei-, Einwanderungs- und
andere zuständige Beamte speziell zu schulen, einschließlich
in Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Organisationen und
der Zivilgesellschaft;

5. ersucht die Staaten, im Einklang mit der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte362 und den internationalen
Übereinkünften, deren Vertragspartei sie sind, namentlich den
Internationalen Menschenrechtspakten364, dem Übereinkom-
men gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung oder Strafe374, dem Übereinkom-
men zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der
Frau375, dem Übereinkommen über die Rechte des Kindes376,
dem Internationalen Übereinkommen zur Beseitigung jeder
Form von Rassendiskriminierung377, der Internationalen Kon-
vention zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und
ihrer Familienangehörigen378 und den anderen anwendbaren
Menschenrechtsübereinkünften, die Menschenrechte und
Grundfreiheiten aller Migranten ungeachtet ihres Einwande-
rungsstatus, insbesondere diejenigen von Frauen und Kindern,
wirksam zu fördern und zu schützen;

6. ersucht alle Staaten, internationalen Organisationen
und maßgeblichen Interessenträger, im Rahmen ihrer migra-
tionspolitischen Konzepte und Initiativen dem globalen Cha-
rakter des Migrationsphänomens Rechnung zu tragen und der
internationalen, regionalen und bilateralen Zusammenarbeit
auf diesem Gebiet entsprechende Aufmerksamkeit zu wid-
men, mit dem Ziel, die Ursachen und Folgen der Migration
umfassend anzugehen und dem Schutz der Menschenrechte
von Migranten Vorrang einzuräumen;

7. begrüßt die immer höhere Zahl der Unterzeichungen
und Ratifikationen der Internationalen Konvention zum
Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Fami-
lienangehörigen beziehungsweise der Beitritte dazu und for-
dert die Staaten, die die Konvention noch nicht unterzeichnet
und ratifiziert haben beziehungsweise ihr noch nicht beigetre-
ten sind, auf, dies mit Vorrang zu erwägen;

8. fordert die Vertragsstaaten des Übereinkommens der
Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organi-
sierte Kriminalität und der dazugehörigen Protokolle, nämlich
des Zusatzprotokolls gegen die Schleusung von Migranten auf

374 United Nations, Treaty Series, Vol. 1465, Nr. 24841. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1990 II S. 246; LGBl. 1996 Nr. 59; öBGBl.
Nr. 492/1987; AS 1987 1307.
375 Ebd., Vol. 1249, Nr. 20378. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1985 II
S. 647; LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl. Nr. 443/1982; AS 1999 1579.
376 Ebd., Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1992 II
S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993; AS 1998 2055.
377 Resolution 2106 A (XX), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1969 II S. 961; LGBl. 2000 Nr. 80; öBGBl. Nr. 377/1972; AS 1995 1164.
378 United Nations, Treaty Series, Vol. 2220, Nr. 39481. Deutsche Über-
setzung: Resolution der Generalversammlung 45/158, Anlage.
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dem Land-, See- und Luftweg und des Zusatzprotokolls zur
Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des Menschenhan-
dels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels379, nach-
drücklich auf, sie vollinhaltlich umzusetzen, und fordert die
Staaten, die diese Übereinkünfte noch nicht ratifiziert haben,
auf, dies mit Vorrang zu erwägen;

9. erklärt erneut nachdrücklich, dass die Vertragsstaa-
ten verpflichtet sind, die uneingeschränkte Achtung und Ein-
haltung des Wiener Übereinkommens von 1963 über konsu-
larische Beziehungen380 sicherzustellen, insbesondere im Hin-
blick auf das Recht aller ausländischen Staatsangehörigen un-
geachtet ihres Einwandererstatus, die festgenommen, inhaf-
tiert oder in Untersuchungshaft genommen sind oder denen
anderweitig die Freiheit entzogen ist, mit einem Konsularbe-
amten des Entsendestaates zu verkehren, und auf die Pflicht
des Aufnahmestaates, den ausländischen Staatsangehörigen
unverzüglich von seinen Rechten nach dem Übereinkommen
in Kenntnis zu setzen;

10. bekundet ihre Besorgnis über die von einigen Staaten
erlassenen Rechtsvorschriften und Maßnahmen, die die Men-
schenrechte und Grundfreiheiten von Migranten einschrän-
ken;

11. begrüßt die von einigen Ländern verabschiedeten
Einwanderungsprogramme, die Migranten die volle Integra-
tion in die Aufnahmeländer ermöglichen, die Familienzusam-
menführung erleichtern und ein harmonisches, tolerantes und
respektvolles Umfeld fördern, und legt den Staaten nahe, die
Möglichkeit der Annahme derartiger Programme in Erwägung
zu ziehen;

12. fordert die Staaten auf, die Familienzusammenfüh-
rung rasch und wirksam und unter gebührender Berücksichti-
gung der anwendbaren Rechtsvorschriften zu erleichtern, da
sie sich positiv auf die Integration von Migranten auswirkt;

13. legt allen Staaten nahe, in die Ausarbeitung und
Durchführung internationaler Migrationspolitiken und -pro-
gramme geschlechts- und altersspezifische Gesichtspunkte
einzubeziehen, um die gebotenen Maßnahmen für einen bes-
seren Schutz von Frauen und Kindern vor möglichen Gefahren
und möglichem Missbrauch im Zusammenhang mit der Mi-
gration zu treffen und ihnen mehr Chancen zu verschaffen, ei-
nen Beitrag zu ihren Herkunfts- und Aufnahmegesellschaften
zu leisten;

14. fordert die Staaten auf, angesichts der Schutzbedürf-
tigkeit von Migrantenkindern, insbesondere der unbegleiteten,
alle Menschenrechte dieser Kinder zu fördern und zu schützen
und dabei sicherzustellen, dass das Wohl der Kinder vorrangig
berücksichtigt wird, unterstreicht die Wichtigkeit ihrer Zu-

sammenführung mit den Eltern, wo dies möglich ist, und legt
den zuständigen Organen der Vereinten Nationen nahe, im
Rahmen ihres jeweiligen Mandats der Lage von Migranten-
kindern in allen Staaten besondere Aufmerksamkeit zu wid-
men und bei Bedarf Empfehlungen zur Verstärkung ihres
Schutzes abzugeben, insbesondere des Schutzes vor sexuellem
Missbrauch, sexueller Ausbeutung, Menschenhandel, Andro-
hung oder Anwendung von Gewalt oder anderen Formen der
Nötigung, einschließlich der Nötigung zum Betteln und zum
Drogenhandel, vor allem durch nationale oder grenzüber-
schreitende organisierte kriminelle Gruppen;

15. legt den Herkunftsstaaten nahe, die Menschenrechte
der Familienangehörigen von Wanderarbeitnehmern, die in
den Herkunftsländern verbleiben, zu fördern und zu schützen
und dabei den Kindern und Jugendlichen, deren Eltern ausge-
wandert sind, besondere Aufmerksamkeit zu widmen, und legt
den internationalen Organisationen nahe, die diesbezügliche
Unterstützung der Staaten zu erwägen;

16. ersucht alle Staaten, im Einklang mit ihren inner-
staatlichen Rechtsvorschriften und den anwendbaren völker-
rechtlichen Übereinkünften, deren Vertragspartei sie sind, das
Arbeitsrecht wirksam durchzusetzen, indem sie namentlich
gegen arbeitsrechtliche Verstöße vorgehen, die die Arbeitsbe-
ziehungen und Arbeitsbedingungen von Wanderarbeitneh-
mern betreffen, unter anderem ihre Entlohnung, die Gesund-
heits- und Sicherheitsbedingungen am Arbeitsplatz und das
Recht auf Vereinigungsfreiheit;

17. legt allen Staaten nahe, im Einklang mit den gelten-
den Rechtsvorschriften etwaige Hindernisse zu beseitigen, die
den sicheren, uneingeschränkten und zügigen Transfer von
Einkünften, Vermögenswerten und Ruhestandsgeldern von
Migranten in ihr Herkunfts- oder ein Drittland verhindern, und
gegebenenfalls Maßnahmen zur Lösung aller sonstigen Pro-
bleme zu erwägen, die einen solchen Transfer möglicherweise
behindern;

18. fordert die Staaten auf, beim Erlass von Rechtsvor-
schriften, die die nationale Sicherheit betreffen, die innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften und die anwendbaren völkerrechtli-
chen Übereinkünfte, deren Vertragspartei sie sind, einzuhal-
ten, um die Menschenrechte von Migranten zu achten;

19. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, wirksame
Maßnahmen zu verabschieden, um der willkürlichen Festnah-
me und Inhaftierung von Migranten ein Ende zu setzen, und
Schritte zu unternehmen, um jede Form der rechtswidrigen
Entziehung der Freiheit von Migranten durch Einzelpersonen
oder Gruppen zu verhüten und zu bestrafen;

20. fordert alle Staaten außerdem nachdrücklich auf, zur
Durchsetzung ihrer Einwanderungsgesetze und Grenzkontrol-
len ordnungsgemäß befugte und ausgebildete Staatsbedienste-
te einzusetzen und geeignete wirksame Maßnahmen zu ergrei-
fen, um Privatpersonen oder Gruppen davon abzuhalten oder
daran zu hindern, gegen die mit dem Grenzschutz zusammen-
hängenden Straf- und Einwanderungsgesetze zu verstoßen
und widerrechtlich Handlungen vorzunehmen, die Staatsbe-
diensteten vorbehalten sind, namentlich indem sie die Rechts-

379 Resolution 55/25, Anlagen I-III. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2005
II S. 954, 956; öBGBl. III Nr. 84/2005 (Übereinkommen); dBGBl. 2005
II S. 954, 995; öBGBl. III Nr. 220/2005 (Protokoll gegen Menschenhan-
del); dBGBl. 2005 II S. 954, 1007 (Protokoll gegen Schleusung).
380 United Nations, Treaty Series, Vol. 596, Nr. 8638. Deutsche Überset-
zung: dBGBl. 1969 II S. 1585; LGBl. 1968 Nr. 19/1; öBGBl.
Nr. 318/1969; AS 1968 887.
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verstöße, die das Ergebnis solcher Handlungen sein können,
strafrechtlich verfolgen;

21. ersucht die Staaten, konkrete Maßnahmen zu be-
schließen, um die Verletzung der Menschenrechte von Mi-
granten während ihres Transits zu verhindern, namentlich in
Häfen, auf Flughäfen, an Grenzen und Migrationskontrollstel-
len, die in solchen Einrichtungen und in Grenzgebieten tätigen
Amtsträger darin zu schulen, Migranten mit Respekt und im
Einklang mit dem Gesetz zu behandeln, und jede Verletzung
der Menschenrechte von Migranten, wie etwa willkürliche In-
haftierung, Folter und Verletzungen des Rechts auf Leben, ein-
schließlich außergerichtlicher Hinrichtungen, während ihres
Transits aus ihrem Herkunftsland in das Zielland und umge-
kehrt, einschließlich ihres Transits über nationale Grenzen
hinweg, in Übereinstimmung mit den anwendbaren Rechts-
vorschriften strafrechtlich zu verfolgen;

22. fordert die Staaten auf, sofern sie es nicht bereits ge-
tan haben, innerstaatliche Rechtsvorschriften zu erlassen und
weitere wirksame Maßnahmen zur Bekämpfung und straf-
rechtlichen Verfolgung des internationalen Menschenhandels
mit Migranten und der Schleusung von Migranten zu treffen,
in der Erkenntnis, dass diese Verbrechen die Migranten in Le-
bensgefahr bringen oder ihnen anderweitigen Schaden zufü-
gen und sie zu Opfern von Knechtschaft oder Ausbeutung, wie
beispielsweise Schuldknechtschaft, Sklaverei und sexuelle
Ausbeutung oder Zwangsarbeit, machen können, und legt den
Staaten eindringlich nahe, die internationale Zusammenarbeit
zur Bekämpfung dieses Menschenhandels und dieser Schleu-
sung zu verstärken und die Opfer von Menschenhandel zu
schützen;

23. legt den Staaten nahe, in Zusammenarbeit mit nicht-
staatlichen Organisationen Aufklärungskampagnen durchzu-
führen mit dem Ziel, über die Möglichkeiten, Beschränkungen
und Rechte im Falle von Migration zu informieren, damit alle
Menschen, insbesondere Frauen, aufgeklärte Entscheidungen
treffen können, und zu verhindern, dass sie Opfer von Men-
schenhandel werden und gefährliche Zugangswege zu den
Transit- und Zielländern nutzen, die ihr Leben und ihre kör-
perliche Unversehrtheit gefährden;

24. legt den Staaten außerdem nahe, die Teilnahme an
den internationalen und regionalen Dialogen über die Migra-
tion zu erwägen, an denen die Herkunfts- und Zielländer sowie
die Transitländer beteiligt sind, und bittet sie, zu erwägen, im
Rahmen des anwendbaren Rechts der Menschenrechte bilate-
rale und regionale Übereinkünfte über Wanderarbeitnehmer
auszuhandeln und gemeinsam mit Staaten anderer Regionen
Programme zum Schutz der Rechte von Migranten auszuar-
beiten und durchzuführen;

25. ersucht die Mitgliedstaaten, das System der Verein-
ten Nationen, die internationalen Organisationen, die Zivilge-
sellschaft und alle maßgeblichen Interessenträger, insbeson-
dere die Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen für Men-
schenrechte und ihr Amt, sowie den Sonderberichterstatter der
Menschenrechtskommission über die Menschenrechte von
Migranten, dafür Sorge zu tragen, dass der Gesichtspunkt der
Menschenrechte von Migranten in die Schwerpunktbereiche

der derzeit im System der Vereinten Nationen geführten Dis-
kussionen über Migration und Entwicklung einbezogen wird,
insbesondere im Rahmen des Dialogs auf hoher Ebene über in-
ternationale Migration und Entwicklung, der gemäß Resolu-
tion 58/208 der Generalversammlung vom 23. Dezember 2003
im Jahr 2006 stattfinden wird;

26. bittet die Staaten, das System der Vereinten Nationen
und die zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisatio-
nen, jährlich am 18. Dezember den von der Generalversamm-
lung verkündeten Internationalen Tag der Migranten381 zu be-
gehen, indem sie unter anderem Informationen über die Men-
schenrechte und Grundfreiheiten von Migranten und deren
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Beitrag zu ihren
Aufnahme- und Heimatländern verbreiten, Erfahrungen aus-
tauschen und Maßnahmen beschließen, um den Schutz der Mi-
granten zu gewährleisten, und indem sie mehr Harmonie, To-
leranz und Achtung zwischen den Migranten und den Gesell-
schaften, in denen sie leben, fördern;

27. begrüßt die Verlängerung des Mandats des Sonder-
berichterstatters der Menschenrechtskommission über die
Menschenrechte von Migranten um drei Jahre und die Ernen-
nung des neuen Sonderberichterstatters und nimmt mit Inter-
esse Kenntnis von seinem der Generalversammlung vorgeleg-
ten Zwischenbericht382, einschließlich der von ihm vorgeschla-
genen Arbeitsmethoden zur Erfüllung seines Mandats;

28. ersucht alle Regierungen, mit dem Sonderberichter-
statter bei der Erfüllung der ihm übertragenen Aufgaben und
Pflichten voll zusammenzuarbeiten, alle erbetenen Auskünfte
zu erteilen und angemessen und zügig auf seine dringenden
Appelle zu reagieren und seine Ersuchen, ihren Ländern einen
Besuch abzustatten, ernsthaft zu erwägen, und begrüßt in die-
ser Hinsicht die ständige Einladung einiger Mitgliedstaaten an
die Mandatsträger aller besonderen Verfahren, einschließlich
des Sonderberichterstatters;

29. ersucht alle zuständigen Mechanismen, mit dem Son-
derberichterstatter zusammenzuarbeiten;

30. ersucht den Generalsekretär, dem Sonderberichter-
statter jede personelle und finanzielle Unterstützung zu ge-
währen, die er zur Wahrnehmung seines Mandats benötigt;

31. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Ausschusses
zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer
Familienangehörigen über seine zweite Tagung383 und ersucht
den Generalsekretär, im Rahmen der vorhandenen Mittel Vor-
kehrungen für zwei einwöchige Tagungen des Ausschusses im
Frühjahr und Herbst 2006 zu treffen;

32. nimmt außerdem Kenntnis von dem Bericht des Ge-
neralsekretärs über den Schutz von Migranten384 und fordert
die Mitgliedstaaten und alle maßgeblichen Interessenträger

381 Siehe Resolution 55/93.
382 Siehe A/60/357. 
383 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supple-
ment No. 48 (A/60/48).
384 A/60/272.
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auf, die Umsetzung der darin enthaltenen Empfehlungen zu er-
wägen;

33. beschließt, diese Frage auf ihrer einundsechzigsten
Tagung unter dem Punkt "Menschenrechtsfragen" weiter zu
behandeln.

RESOLUTION 60/170

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 102 Stimmen und 3 Gegenstimmen bei 67 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.3 und Corr.1,
Ziff. 70)385:

Dafür: Afghanistan, Albanien, Andorra, Angola, Argentinien, Armenien, Au-
stralien, Belgien, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Bulgarien, Chi-
le, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo,
Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugosla-
wische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Fidschi, Finnland, Frank-
reich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Honduras,
Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Jordanien, Kanada, Kasachstan, Kirgisistan,
Kroatien, Lesotho, Lettland, Libanon, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Mada-
gaskar, Malawi, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mexiko, Mikrone-
sien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Namibia, Neuseeland, Nica-
ragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Österreich, Palau, Panama, Pa-
pua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik
Moldau, Rumänien, Salomonen, Samoa, Sambia, San Marino, Schweden,
Schweiz, Serbien und Montenegro, Simbabwe, Slowakei, Slowenien, Spanien,
St. Vincent und die Grenadinen, Timor-Leste, Tonga, Trinidad und Tobago,
Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vanuatu, Vereinigte
Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Ver-
einigte Staaten von Amerika, Zypern.

Dagegen: Ägypten, Ruanda, Uganda.
Enthaltungen: Algerien, Antigua und Barbuda, Aserbaidschan, Äthiopien,

Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belize, Benin, Bhutan, Brasilien,
Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, China, Demokratische Volksrepublik
Korea, Dschibuti, Eritrea, Gambia, Ghana, Guyana, Haiti, Indien, Indonesien,
Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Kamerun, Kap Verde, Katar,
Kenia, Kolumbien, Komoren, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Re-
publik, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malaysia, Malediven, Mali, Mauritius,
Mosambik, Myanmar, Nepal, Oman, Pakistan, Philippinen, Russische Födera-
tion, Saudi-Arabien, Senegal, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, Südafrika,
Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Togo, Tunesi-
en, Tuvalu, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabi-
sche Emirate.

60/170. Die Menschenrechtssituation in der Demokrati-
schen Republik Kongo 

Die Generalversammlung,

erneut erklärend, dass alle Mitgliedstaaten der Vereinten
Nationen gehalten sind, die Menschenrechte und Grundfrei-

heiten zu fördern und zu schützen und ihren Verpflichtungen
aus den verschiedenen internationalen Rechtsakten auf diesem
Gebiet nachzukommen,

feststellend, dass die Demokratische Republik Kongo Ver-
tragspartei mehrerer internationaler und regionaler Menschen-
rechtsübereinkünfte und mehrerer Übereinkünfte auf dem Ge-
biet des humanitären Völkerrechts ist,

unterstreichend, wie wichtig Wahlen als Grundlage für die
längerfristige Wiederherstellung des Friedens und der Stabili-
tät, die nationale Aussöhnung, die Rechtsstaatlichkeit und die
dauerhafte Förderung und den dauerhaften Schutz der Men-
schenrechte in der Demokratischen Republik Kongo sind, 

unter Hinweis auf alle ihre früheren Resolutionen sowie
die Resolutionen der Menschenrechtskommission und des Si-
cherheitsrats über die Situation in der Demokratischen Repu-
blik Kongo,

1. begrüßt

a) den Bericht des unabhängigen Experten für die Men-
schenrechtssituation in der Demokratischen Republik Kongo
vom 29. September 2005386 sowie seinen Besuch in der Demo-
kratischen Republik Kongo im August 2005;

b) das gestärkte Mandat der Mission der Organisation
der Vereinten Nationen in der Demokratischen Republik Kon-
go betreffend den Schutz von Zivilpersonen im Einklang mit
der Resolution 1592 (2005) des Sicherheitsrats vom 30. März
2005 und bekundet ihre Unterstützung für die fortgesetzten
Bemühungen der Mission und des Sonderbeauftragten des Ge-
neralsekretärs für die Demokratische Republik Kongo;

c) die Arbeit des Menschenrechts-Feldbüros in der De-
mokratischen Republik Kongo und ermutigt das Büro, bei der
Erfüllung seines Mandats die Zusammenarbeit mit den zustän-
digen Organisationen der Vereinten Nationen und mit der Mis-
sion der Organisation der Vereinten Nationen in der Demokra-
tischen Republik Kongo fortzusetzen und zu verstärken;

d) die 2005 von den Behörden der Demokratischen Re-
publik Kongo ergriffenen Maßnahmen zur Festnahme und In-
haftierung der Führer von Milizengruppen, die verdächtigt
werden, Tötungen und andere schwere Verbrechen gegen Zi-
vilpersonen begangen zu haben;

e) die wesentlichen Fortschritte, die von der Nationalen
Übergangsregierung und der Unabhängigen Wahlkommission
mit begrüßenswerter Unterstützung durch die Mission der Or-
ganisation der Vereinten Nationen in der Demokratischen Re-
publik Kongo im Hinblick auf die in dem Globalen und alle
Seiten einschließenden Übereinkommen vorgesehene Abhal-
tung von Wahlen vor Juni 2006 erzielt wurden, insbesondere
die Registrierung der Wähler und die vom kongolesischen
Volk gezeigte Begeisterung für den Aufbruch in eine demo-
kratische Zukunft;

385 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bulga-
rien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Maze-
donien, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Ita-
lien, Japan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Monaco, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen,
Portugal, Republik Moldau, Rumänien, Schweden, Schweiz, Serbien und
Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik,
Türkei, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland
und Zypern. 386 Siehe A/60/395. 
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2. nimmt davon Kenntnis, dass die Anklagebehörde des
Internationalen Strafgerichtshofs, gestützt auf die Unterbrei-
tung durch die Demokratische Republik Kongo, ihre Untersu-
chung der seit dem Inkrafttreten des Römischen Statuts des In-
ternationalen Strafgerichtshofs387 am 1. Juli 2002 im Hoheits-
gebiet der Demokratischen Republik Kongo mutmaßlich be-
gangenen Verbrechen fortführt; 

3. ersucht die Hohe Kommissarin der Vereinten Natio-
nen für Menschenrechte, für die Fortsetzung der Konsultatio-
nen zwischen dem Feldbüro des Amtes des Hohen Kommis-
sars in der Demokratischen Republik Kongo und dem Gene-
ralsekretär über Möglichkeiten zur Unterstützung der Über-
gangsregierung der Demokratischen Republik Kongo bei der
Bewältigung des Problems der Straflosigkeit zu sorgen, und
erwartet mit Interesse den Bericht der Hohen Kommissarin an
die Menschenrechtskommission auf ihrer zweiundsechzigsten
Tagung über diese Konsultationen und über mögliche Optio-
nen für die Beendigung der Straflosigkeit von Personen, die
vor dem 1. Juli 2002 Verbrechen begangen haben;

4. verurteilt

a) die anhaltenden Verletzungen der Menschenrechte
und des humanitären Völkerrechts, insbesondere in Nord- und
Südkivu, in Nordkatanga und in anderen Gebieten im Osten
der Demokratischen Republik Kongo, einschließlich der be-
waffneten Gewalt und der Repressalien gegen die Zivilbevöl-
kerung und der Anwendung sexueller Gewalt gegen Frauen
und Kinder, namentlich in Situationen, in denen solche Prak-
tiken als Mittel der Kriegführung eingesetzt werden;

b) die Tötung von Friedenssicherungssoldaten der Ver-
einten Nationen durch Milizengruppen in der Provinz Ituri im
Osten der Demokratischen Republik Kongo im Februar und
Juni 2005;

c) die Tötung des Exekutivsekretärs der nichtstaatli-
chen Menschenrechtsorganisation Héritiers de la Justice, Pas-
cal Kabungulu Kibembi, am 31. Juli 2005 und die Drangsalie-
rung von Menschenrechtsverteidigern im ganzen Land, insbe-
sondere jedoch im Osten der Demokratischen Republik Kon-
go;

d) die anhaltende illegale Ausbeutung der natürlichen
Ressourcen im Osten der Demokratischen Republik Kongo,
die Tötungen und anderen schweren Verbrechen gegen Zivil-
personen, die von mit dem Abbau dieser Ressourcen und dem
Handel damit in Verbindung stehenden Gruppen begangen
wurden, sowie die Verbindung zwischen der illegalen Ausbeu-
tung der natürlichen Ressourcen, dem illegalen Handel mit
diesen Ressourcen und der Verbreitung von Waffen und dem
Handel damit als einen der Faktoren, die die Konflikte in der
Demokratischen Republik Kongo anfachen und verschärfen;

5. fordert alle Parteien in der Demokratischen Republik
Kongo, einschließlich derjenigen, die das Globale und alle Sei-
ten einschließende Übereinkommen über den Übergang nicht
unterzeichnet haben, nachdrücklich auf,

a) das Globale und alle Seiten einschließende Überein-
kommen zu achten und weiter durchzuführen und unverzüg-
lich alle Handlungen einzustellen, die die Festigung der Sou-
veränität, der Einheit und der territorialen Unversehrtheit der
Demokratischen Republik Kongo behindern;

b) die Übergangsregierung und ihre Institutionen zu un-
terstützen, um die Wiederherstellung der politischen und wirt-
schaftlichen Stabilität und die allmähliche Stärkung der staat-
lichen Strukturen im gesamten Hoheitsgebiet der Demokrati-
schen Republik Kongo im Einklang mit ihren Verpflichtungen
nach der Übergangsverfassung und nach dem Wortlaut der im
Dezember 2005 der Volksabstimmung unterbreiteten Verfas-
sung zu ermöglichen;

c) der Rekrutierung und dem Einsatz von Kindersolda-
ten, womit gegen das Völkerrecht und die Afrikanische Charta
für die Rechte und das Wohl der Kinder388 verstoßen wird, un-
verzüglich ein Ende zu setzen, wobei Einverständnis darüber
herrscht, dass nach dem Übereinkommen über die Rechte des
Kindes389 und dem dazugehörigen Fakultativprotokoll über die
Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten390 und im
Einklang mit den Resolutionen des Sicherheitsrats 1539
(2004) vom 22. April 2004 und 1612 (2005) vom 26. Juli 2005
über Kinder und bewaffnete Konflikte Personen unter 18 Jah-
ren Anspruch auf besonderen Schutz haben, und die in den
Ratsresolutionen 1539 (2004) und 1612 (2005) geforderten
Aktionspläne unverzüglich auszuarbeiten und umzusetzen;

d) besondere Maßnahmen zu treffen, um Frauen und
Kinder vor der entsetzlichen Gewalt, einschließlich sexueller
Gewalt, zu schützen, die im ganzen Land weiterhin vor-
herrscht, insbesondere im Osten des Landes, und diejenigen,
die diese Verbrechen begangen haben, so bald wie möglich vor
Gericht zu stellen, und verurteilt insbesondere den weit ver-
breiteten Einsatz sexueller Gewalt als Mittel der Kriegfüh-
rung;

e) das humanitäre Völkerrecht zu achten, insbesondere
was den Schutz von Zivilpersonen betrifft, und die Sicherheit
und Bewegungsfreiheit aller Zivilpersonen sowie des Perso-
nals der Vereinten Nationen und des beigeordneten Personals
und den ungehinderten Zugang der humanitären Helfer zu al-
len betroffenen Bevölkerungsgruppen im gesamten Hoheits-
gebiet der Demokratischen Republik Kongo im Einklang mit
den Resolutionen des Sicherheitsrats 1265 (1999) vom

387 Official Records of the United Nations Diplomatic Conference of
Plenipotentiaries on the Establishment of an International Criminal
Court, Rome, 15 June - 17 July 1998, Vol. I: Final documents (United
Nations publication, Sales No. E.02.I.5), Abschn. A. Deutsche Überset-
zung: dBGBl. 2000 II S. 1394; LGBl. 2002 Nr. 90; öBGBl. III
Nr. 180/2002; AS 2002 3743.

388 Human Rights: A Compilation of International Instruments, Vol. II:
Regional Instruments (United Nations publication, Sales
No. E.97.XIV.1), Abschn. C, Nr. 39.
389 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993;
AS 1998 2055.
390 Ebd., Vol. 2173, Nr. 27531. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2004 II
S. 1354; LGBl. 2005 Nr. 26; öBGBl. III Nr. 92/2002; AS 2002 3579.
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17. September 1999 und 1296 (2000) vom 19. April 2000 zu
gewährleisten;

f) den vollen Genuss aller Menschenrechte zu fördern
und die Sicherheit und Bewegungsfreiheit aller Menschen-
rechtsverteidiger zu schützen;

6. fordert die Regierung der nationalen Einheit und des
Übergangs auf, gezielte Maßnahmen zu ergreifen,

a) um die in dem Globalen und alle Seiten einschließen-
den Übereinkommen festgelegten Ziele der Übergangsperiode
zu verwirklichen, insbesondere die Abhaltung freier und trans-
parenter Wahlen auf allen Ebenen innerhalb des festgelegten
Zeitplans, womit die Voraussetzungen für die Errichtung einer
demokratischen Verfassungsordnung geschaffen werden, und
die Bildung einer umstrukturierten und vollständig integrier-
ten Nationalarmee sowie auch die Bildung einer integrierten
und mit ausreichenden Ressourcen ausgestatteten nationalen
Polizei, während gleichzeitig sichergestellt wird, dass die
staatlichen Institutionen, einschließlich der Armee und der Po-
lizei, eine Schulung in den Menschenrechtsaspekten ihrer Tä-
tigkeit erhalten und dass im Rahmen des Entwaffnungsprozes-
ses sowohl leichte als auch schwere Waffen abgegeben wer-
den;

b) um die Übergangsinstitutionen zu stärken, insbeson-
dere um die Unabhängige Wahlkommission auf wirksame
Weise einzurichten, und die Institutionen zur Stärkung der De-
mokratie, also die Wahrheits- und Aussöhnungskommission,
das Menschenrechtsüberwachungszentrum und die Haute Au-
torité des Médias (Hohe Medienbehörde), effektiver zu ma-
chen, und um im gesamten Hoheitsgebiet der Demokratischen
Republik Kongo die Stabilität und die Rechtsstaatlichkeit wie-
derherzustellen und auf diese Weise ihrer Bevölkerung wieder
Frieden und Fortschritt zu bringen;

c) um ihren Verpflichtungen nach den internationalen
Rechtsakten auf dem Gebiet der Menschenrechte vollständig
nachzukommen und dementsprechend weiterhin mit den Me-
chanismen der Vereinten Nationen zum Schutz der Menschen-
rechte zusammenzuarbeiten und ihre Zusammenarbeit mit
dem Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für
Menschenrechte und der Menschenrechtssektion der Mission
der Organisation der Vereinten Nationen in der Demokrati-
schen Republik Kongo weiter zu verstärken;

d) um der Straflosigkeit ein Ende zu setzen und sicher-
zustellen, wie es ihre Pflicht ist, dass diejenigen, die für Men-
schenrechtsverletzungen und schwere Verstöße gegen das hu-
manitäre Völkerrecht verantwortlich sind, im Einklang mit
den anwendbaren internationalen Verfahrensnormen vor Ge-
richt gestellt werden, und dringend eine umfassende Reform
des Gerichts- und Strafvollzugssystems durchzuführen;

e) um den vollen Genuss aller Menschenrechte durch
Frauen und Kinder zu fördern und den besonderen Bedürfnis-
sen von Frauen und Mädchen beim Wiederaufbau in der Kon-
fliktfolgezeit zu entsprechen sowie mit Vorrang die volle Be-
teiligung von Frauen an allen Aspekten der Konfliktbeilegung
und der Friedensprozesse, einschließlich Friedenssicherung,
Konfliktbewältigung und Friedenskonsolidierung, sicherzu-
stellen, im Einklang mit Resolution 1325 (2000) des Sicher-

heitsrats vom 31. Oktober 2000 über Frauen und Frieden und
Sicherheit;

f) um auch weiterhin mit dem Internationalen Strafge-
richtshof und dem Internationalen Strafgerichtshof für Ruanda
voll zusammenzuarbeiten, indem sie sicherstellt, dass diese
über alle Mittel verfügen, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben
benötigen;

g) um auch weiterhin ihre Zusage einzuhalten, die To-
desstrafe abzuschaffen und sie nicht gegen jugendliche Straf-
täter zu verhängen, in Übereinstimmung mit ihren nach den
einschlägigen Bestimmungen des Internationalen Paktes über
bürgerliche und politische Rechte391 und anderer Menschen-
rechtsübereinkünfte eingegangenen Verpflichtungen;

h) um, unter Achtung des Rechts der freien Meinungs-
äußerung und der Pressefreiheit, den Einsatz der Medien zur
Aufstachelung zum Hass oder zum Anfachen von Spannungen
zwischen den Gemeinschaften zu verhindern, insbesondere
während des Wahlkampfs;

i) um sicherzustellen, dass Menschenrechtsverteidiger
vor Misshandlung, Bedrohung und Drangsalierung geschützt
werden;

j) um ihr Programm zur Demobilisierung, Entwaffnung
und Wiedereingliederung ehemaliger Kombattanten zu be-
schleunigen, unter Berücksichtigung der besonderen Bedürf-
nisse von Frauen und Kindern, namentlich Mädchen, die die-
sen Kombattanten angeschlossen sind;

k) um die Rechte und das Wohlergehen der Binnenver-
triebenen zu gewährleisten;

l) um ihre Anstrengungen zur Beseitigung der Korrup-
tion in der Demokratischen Republik Kongo, die zu einem all-
gemeinen Klima der Straflosigkeit beiträgt, zu verstärken und
mit Hilfe des Internationalen Komitees zur Unterstützung des
Übergangs, der Mission der Organisation der Vereinten Na-
tionen in der Demokratischen Republik Kongo, der internatio-
nalen Finanzinstitutionen und der Geber Vorkehrungen zur
stärkeren Unterstützung einer guten Regierungsführung und
einer transparenten Wirtschaftsführung zu treffen;

7. fordert die Regierungen der Länder in der Region,
einschließlich der Demokratischen Republik Kongo, auf,

a) dazu beizutragen, unter vollständiger Achtung der
Souveränität, der Einheit und der territorialen Unversehrtheit
der Demokratischen Republik Kongo, dass die im Osten der
Demokratischen Republik Kongo operierenden bewaffneten
Gruppen an der Begehung von Tötungen und anderen schwe-
ren Verbrechen gehindert werden, indem sie gegen den illega-
len Handel dieser bewaffneten Gruppen mit illegal abgebauten
natürlichen Ressourcen sowie gegen die Verbindung zwischen
der illegalen Ausbeutung natürlicher Ressourcen, dem illega-
len Handel mit diesen Ressourcen und der Verbreitung von
Waffen und dem Handel damit vorgehen, einschließlich durch

391 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750.
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die Verhinderung der Unterstützung für solche bewaffneten
Gruppen;

b) in Zusammenarbeit mit der Mission der Organisation
der Vereinten Nationen in der Demokratischen Republik Kon-
go umgehende Schritte zur Entwaffnung und Wiederansied-
lung oder Rückführung ausländischer bewaffneter Gruppen zu
unternehmen, die weiterhin eine Bedrohung des regionalen
Friedens darstellen und Tötungen und andere schwere Verbre-
chen gegen die Zivilbevölkerung der Demokratischen Repu-
blik Kongo begehen;

c) den Übergangsprozess in der Demokratischen Repu-
blik Kongo zu unterstützen und die am 25. September 2003 in
New York unterzeichneten Grundsätze über gutnachbarliche
Beziehungen und Zusammenarbeit zwischen der Demokrati-
schen Republik Kongo und Burundi, Ruanda und Uganda392

voll einzuhalten, weiter auf die erfolgreiche Verwirklichung
des Gemeinsamen Verifikationsmechanismus hinzuarbeiten,
über die Drei-plus-Eins-Kommission zu handeln und die
Grundsätze der Erklärung von Daressalam vom 20. November
2004 zu achten, und begrüßt die Schritte, die bislang in dieser
Hinsicht getroffen wurden;

d) die Mitglieder der Demokratischen Kräfte zur Befrei-
ung Ruandas im Einklang mit den anwendbaren Normen des
Völkerrechts und unter Achtung der Menschenrechte und
Grundfreiheiten friedlich zu repatriieren und die Rechte und
das Wohlergehen der Rückkehrer und der Flüchtlingsbevölke-
rung zu gewährleisten;

e) auch weiterhin mit dem Internationalen Strafge-
richtshof und dem Internationalen Strafgerichtshof für Ruanda
zusammenzuarbeiten und insbesondere im Fall der Demokra-
tischen Republik Kongo rasche Fortschritte bei der Verab-
schiedung der Rechtsvorschriften zu erzielen, die für einen rei-
bungslosen Ablauf der Untersuchungen des Internationalen
Strafgerichtshofs in der Demokratischen Republik Kongo er-
forderlich sind;

8. fordert den Generalsekretär nachdrücklich auf, seine
Arbeit zur Beseitigung sexueller Ausbeutung und sexuellen
Missbrauchs durch Personal der Mission der Organisation der
Vereinten Nationen in der Demokratischen Republik Kongo
fortzusetzen; 

9. legt der internationalen Gemeinschaft nahe,

a) den Übergangsprozess in der Demokratischen Repu-
blik Kongo und die entsprechenden Institutionen auch künftig
zu unterstützen und insbesondere den Wahlprozess zu unter-
stützen und weitere Hilfe bei der Reform des Justizsystems zu
gewähren;

b) das Waffenembargo über die Demokratische Repu-
blik Kongo einzuhalten, das mit der Resolution 1493 (2003)
des Sicherheitsrats vom 28. Juli 2003 verhängt und mit der
Ratsresolution 1596 (2005) vom 18. April 2005 ausgeweitet
wurde, und die Sanktionsmaßnahmen gegen die vom Rat ge-
mäß seiner Resolution 1596 (2005) und seiner Resolution

1616 (2005) vom 29. Juli 2005 benannten Einzelpersonen
durchzusetzen;

c) auch weiterhin politischen Druck auf die beteiligten
Staaten und auf die Mitglieder der bewaffneten Gruppen aus-
zuüben, die ihre Basis im Osten der Demokratischen Republik
Kongo haben, um ihre Fähigkeit zur Beschaffung weiterer Fi-
nanzmittel einzuschränken, die zur Begehung weiterer Tötun-
gen und anderer schwerer Verbrechen beiträgt;

10. beschließt, die Menschenrechtssituation in der De-
mokratischen Republik Kongo weiter zu prüfen, und ersucht
den unabhängigen Experten für die Menschenrechtssituation
in der Demokratischen Republik Kongo, der Generalver-
sammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung Bericht zu er-
statten.

RESOLUTION 60/171

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 75 Stimmen und 50 Gegenstimmen bei 43 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.3 und Corr.1,
Ziff. 70)393:

Dafür: Albanien, Andorra, Argentinien, Australien, Belgien, Belize, Bolivien,
Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutsch-
land, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, El Salvador, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Griechenland,
Guatemala, Haiti, Honduras, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kanada, Kroa-
tien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Marshallinseln, Maure-
tanien, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Neuseeland, Ni-
caragua, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Papua-Neuguinea, Para-
guay, Peru, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumänien, Salomonen, Samoa,
San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Sloweni-
en, Spanien, St. Vincent und die Grenadinen, Timor-Leste, Tonga, Tschechische
Republik, Tuvalu, Ukraine, Ungarn, Vanuatu, Vereinigtes Königreich Großbritan-
nien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

Dagegen: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Armenien, Aserbaidschan, Bah-
rain, Bangladesch, Belarus, Botsuana, Brunei Darussalam, China, Demokrati-
sche Volksrepublik Korea, Dschibuti, Gambia, Guinea, Indien, Indonesien, Iran
(Islamische Republik), Jemen, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Kuba, Kuwait, Li-
banon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malaysia, Malediven, Marokko, Myan-
mar, Niger, Oman, Pakistan, Russische Föderation, Saudi-Arabien, Senegal,
Simbabwe, Somalia, St. Lucia, Sri Lanka, Südafrika, Sudan, Syrische Arabische
Republik, Tadschikistan, Togo, Tunesien, Turkmenistan, Usbekistan, Venezuela
(Bolivarische Republik), Vietnam.

Enthaltungen: Angola, Antigua und Barbuda, Äthiopien, Bahamas, Barba-
dos, Benin, Bhutan, Brasilien, Burkina Faso, Burundi, Côte d'Ivoire, Demokrati-
sche Republik Kongo, Eritrea, Ghana, Guinea-Bissau, Guyana, Irak, Jamaika,
Kamerun, Kap Verde, Kenia, Kolumbien, Laotische Volksdemokratische Repu-
blik, Lesotho, Mali, Mauritius, Mongolei, Mosambik, Namibia, Nepal, Nigeria, Pa-
nama, Philippinen, Republik Korea, Ruanda, Sambia, Singapur, Suriname, Thai-

392 A/58/428-S/2003/983, Anlage. 

393 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bulga-
rien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Maze-
donien, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Isra-
el, Italien, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Neuseeland,
Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Papua-Neuguinea, Polen,
Portugal, Republik Moldau, Rumänien, Schweden, Schweiz, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Tuvalu, Ungarn, Vereinig-
tes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von
Amerika und Zypern.
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land, Trinidad und Tobago, Uganda, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte
Republik Tansania.

60/171. Die Menschenrechtssituation in der Islamischen
Republik Iran

Die Generalversammlung,

geleitet von der Charta der Vereinten Nationen, der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte394, den Internationalen
Menschenrechtspakten395 und anderen internationalen Men-
schenrechtsübereinkünften,

erneut erklärend, dass alle Mitgliedstaaten gehalten sind,
die Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu
schützen und ihren Verpflichtungen aus den verschiedenen in-
ternationalen Rechtsakten auf diesem Gebiet nachzukommen,

eingedenk dessen, dass die Islamische Republik Iran Ver-
tragspartei des Internationalen Paktes über bürgerliche und po-
litische Rechte395, des Internationalen Paktes über wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle Rechte395, des Internationalen
Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Rassendis-
kriminierung396 sowie des Übereinkommens über die Rechte
des Kindes397 ist,

unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen zu dieser
Frage, zuletzt Resolution 59/205 vom 20. Dezember 2004, so-
wie unter Hinweis auf die Resolution 2001/17 der Menschen-
rechtskommission vom 20. April 2001398,

Kenntnis nehmend von den Erklärungen der Regierung der
Islamischen Republik Iran zur stärkeren Achtung der Men-
schenrechte in dem Land und zur Förderung der Rechtsstaat-
lichkeit,

1. begrüßt

a) die von der Regierung der Islamischen Republik Iran
im April 2002 ausgesprochene offene Einladung an alle the-
matischen Mechanismen zur Überwachung der Menschen-
rechte und die den Mandatsträgern der besonderen Verfahren
der Menschenrechtskommission während ihrer Besuche ge-
währte Zusammenarbeit;

b) den Besuch der Sonderberichterstatterin der Men-
schenrechtskommission über Gewalt gegen Frauen, ihre Ur-
sachen und Folgen vom 29. Januar bis 6. Februar 2005 in der
Islamischen Republik Iran; 

c) den Besuch des Sonderberichterstatters der Men-
schenrechtskommission über angemessenes Wohnen als Be-
standteil des Rechts auf einen angemessenen Lebensstandard
vom 19. bis 30. Juli 2005 in der Islamischen Republik Iran;

d) die Empfehlung des obersten Richters der Islami-
schen Republik Iran an die Richterschaft im Dezember 2002,
in Fällen, in denen sonst die Strafe der Steinigung verhängt
würde, eine andere Art der Bestrafung zu wählen;

e) die Verkündung eines Folterverbots durch den ober-
sten Richter im April 2004 und die anschließende Verabschie-
dung entsprechender Gesetze durch das Parlament, die vom
Wächterrat im Mai 2004 gebilligt wurden;

f) die Erfüllung der Verpflichtung der Islamischen Re-
publik Iran, als Vertragspartei des Übereinkommens über die
Rechte des Kindes397, dem Ausschuss über die Rechte des Kin-
des im Januar 2005 Bericht zu erstatten;

g) die Menschenrechtsdialoge zwischen der Islami-
schen Republik Iran und einer Reihe von Ländern, während sie
gleichzeitig bedauert, dass einige dieser Dialoge in letzter Zeit
nicht mehr regelmäßig stattfinden;

h) die Zusammenarbeit mit Organisationen der Verein-
ten Nationen bei der Ausarbeitung von Programmen auf dem
Gebiet der Menschenrechte, der guten Regierungsführung und
der Rechtsstaatlichkeit;

2. verleiht ihrer ernsten Besorgnis Ausdruck über

a) die anhaltende Drangsalierung, Einschüchterung und
Verfolgung von Menschenrechtsverteidigern, nichtstaatlichen
Organisationen, politischen Gegnern, religiösen Dissidenten,
politischen Reformern, Journalisten, Parlamentariern, Studen-
ten, Geistlichen, Akademikern und Bloggern, namentlich
durch ungebührliche Einschränkungen der Versammlungs-
und Meinungsfreiheit und der freien Meinungsäußerung, die
willkürlichen Festnahmen einzelner Personen und ihrer Fami-
lienangehörigen, die ungerechtfertigte Schließung von Zeitun-
gen und die Blockierung von Internetseiten sowie das Fehlen
zahlreicher Voraussetzungen für freie und faire Wahlen, na-
mentlich die willkürliche Disqualifizierung einer großen Zahl
potenzieller Kandidaten, einschließlich aller Frauen, während
der Präsidentschaftswahlen im Juni 2005;

b) die fortdauernde unvollständige Erfüllung internatio-
naler Normen in der Rechtspflege und insbesondere das Feh-
len ordnungsgemäßer Verfahren, die Verweigerung einer fai-
ren und öffentlichen Verhandlung, die Verweigerung des
Rechts inhaftierter Personen auf einen Rechtsbeistand und auf
Zugang zu einem Rechtsbeistand, die Nutzung von Gesetzen
über die nationale Sicherheit zur Verweigerung der Menschen-
rechte, die Drangsalierung, Einschüchterung und Verfolgung
von Verteidigern und anderen Rechtsbeiständen, die Nicht-
achtung international anerkannter Garantien, unter anderem
im Hinblick auf Angehörige religiöser, ethnischer oder natio-
naler Minderheiten, ob offiziell anerkannt oder nicht, die Ver-
hängung willkürlicher Gefängnisstrafen und die Verletzung
der Rechte Inhaftierter, einschließlich der systematischen und
willkürlichen Anwendung langer Einzelhaft, das Fehlen einer
angemessenen medizinischen Versorgung für Strafgefangene

394 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html. 
395 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS 1993 750
(Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57; öBGBl.
Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
396 Resolution 2106 A (XX), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1969 II S. 961; LGBl. 2000 Nr. 80; öBGBl. Nr. 377/1972; AS 1995 1164.
397 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993;
AS 1998 2055.
398 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2001,
Supplement No. 3 (E/2001/23), Kap. II, Abschn. A.
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und die willkürliche Verweigerung von Kontakten zwischen
Inhaftierten und ihren Familienangehörigen;

c) die fortgesetzte Anwendung von Folter und grausa-
mer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder
Strafe, wie etwa Auspeitschen oder Amputation;

d) die fortgesetzte Durchführung öffentlicher Hinrich-
tungen, einschließlich öffentlicher Gruppenhinrichtungen, so-
wie zahlreicher anderer Hinrichtungen unter Missachtung in-
ternational anerkannter Garantien und missbilligt insbesonde-
re die Hinrichtung von Personen, die zum Zeitpunkt der Be-
gehung ihrer Straftat unter 18 Jahren waren, unter Verstoß
gegen die Verpflichtungen der Islamischen Republik Iran nach
Artikel 37 des Übereinkommens über die Rechte des Kindes
und Artikel 6 des Internationalen Paktes über bürgerliche und
politische Rechte395 und trotz der Verkündung eines Moratori-
ums für die Hinrichtung Jugendlicher;

e) die anhaltende Gewalt gegen Frauen und Mädchen
und ihre Diskriminierung im Gesetz und in der Praxis, unge-
achtet geringfügiger gesetzgeberischer Verbesserungen, und
die Weigerung des Wächterrats, Maßnahmen zur Behebung
dieser systematischen Diskriminierung zu ergreifen, und stellt
in diesem Zusammenhang fest, dass der Wächterrat im August
2003 den Vorschlag des gewählten Parlaments ablehnte, dem
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminie-
rung der Frau399 beizutreten;

f) das Weiterbestehen von Diskriminierung und ande-
ren Menschenrechtsverletzungen gegenüber Angehörigen eth-
nischer und religiöser Minderheiten, ob anerkannt oder nicht,
einschließlich Arabern, Kurden, Belutschen, Christen, Juden
und sunnitischer Muslime, die Ausweitung und gesteigerte
Häufigkeit von Diskriminierung und anderen Menschen-
rechtsverletzungen gegenüber den Bahá'í, einschließlich der
Fälle willkürlicher Festnahme und Haft, die Verweigerung der
Religionsfreiheit oder der öffentlichen Wahrnehmung von
Angelegenheiten der Gemeinde, die Missachtung von Eigen-
tumsrechten, die Zerstörung von Stätten mit religiöser Bedeu-
tung, die Aussetzung sozialer, bildungs- und gemeinschafts-
bezogener Aktivitäten und die Verweigerung des Zugangs zu
Hochschulbildung, Beschäftigung, Renten, angemessenem
Wohnraum und anderen Leistungen sowie die jüngsten ge-
waltsamen Repressionsmaßnahmen gegen Kurden;

3. fordert die Regierung der Islamischen Republik Iran
auf,

a) die uneingeschränkte Achtung des Rechts auf Ver-
sammlungsfreiheit, Meinungsfreiheit und freie Meinungsäu-
ßerung sowie des Rechts, an der Gestaltung der öffentlichen
Angelegenheiten teilzunehmen, zu gewährleisten, im Ein-
klang mit ihren Verpflichtungen aus dem Internationalen Pakt
über bürgerliche und politische Rechte, und insbesondere die
Drangsalierung, Einschüchterung und Verfolgung von politi-
schen Gegnern und Menschenrechtsverteidigern zu beenden,

namentlich durch die Freilassung von Personen, die willkür-
lich oder auf Grund ihrer politischen Ansichten in Haft gehal-
ten werden;

b) die uneingeschränkte Achtung des Rechts auf ein
ordnungsgemäßes Verfahren, einschließlich des Rechts inhaf-
tierter Personen auf einen Rechtsbeistand und auf Zugang zu
einem Rechtsbeistand, in Strafverfahren zu gewährleisten und
insbesondere eine faire und öffentliche Verhandlung vor ei-
nem zuständigen, unabhängigen, unparteiischen und auf Ge-
setz beruhenden Gericht zu gewährleisten, die Drangsalie-
rung, Einschüchterung und Verfolgung von Verteidigern und
anderen Rechtsbeiständen zu beenden sowie die Gleichheit
vor dem Gesetz und den gleichen Schutz durch das Gesetz
ohne jede Diskriminierung in allen Fällen zu gewährleisten,
einschließlich für Angehörige religiöser, ethnischer, sprachli-
cher oder anderer Minderheitengruppen, ob offiziell anerkannt
oder nicht; 

c) die Anwendung von Folter und anderer grausamer,
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe,
wie Amputationen und Auspeitschen, im Gesetz und in der
Praxis zu beseitigen, der Straflosigkeit für Menschenrechts-
verletzungen, die Straftaten darstellen, ein Ende zu setzen, in-
dem die Täter im Einklang mit internationalen Normen vor
Gericht gestellt werden, und, wie von dem gewählten irani-
schen Parlament vorgeschlagen, dem Übereinkommen gegen
Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigen-
de Behandlung oder Strafe400 beizutreten;

d) öffentliche Hinrichtungen und andere Hinrichtun-
gen, die unter Missachtung international anerkannter Garanti-
en durchgeführt werden, abzuschaffen, insbesondere, wie der
Ausschuss für die Rechte des Kindes in seinem Bericht vom
Januar 2005401 forderte, Hinrichtungen von Personen, die zum
Zeitpunkt ihrer Straftat unter 18 Jahre waren, und das Mora-
torium für Hinrichtungen durch Steinigung aufrechtzuerhalten
und dieses Moratorium gesetzlich zu verankern, als ersten
Schritt in Richtung auf die Abschaffung dieser Strafe;

e) alle Formen der Diskriminierung und Gewalt gegen
Frauen und Mädchen, im Gesetz und in der Praxis, zu beseiti-
gen und, wie von dem gewählten iranischen Parlament vorge-
schlagen, dem Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form
von Diskriminierung der Frau beizutreten;

f) alle Formen der Diskriminierung aus religiösen, eth-
nischen oder sprachlichen Gründen und alle andere Menschen-
rechtsverletzungen gegenüber Angehörigen von Minderhei-
ten, einschließlich Arabern, Kurden, Belutschen, Christen, Ju-
den, sunnitischer Muslime sowie der Bahá'í, im Gesetz und in
der Praxis zu beseitigen und diese Angelegenheit auf offene
Art und Weise unter voller Mitwirkung der Minderheiten
selbst anzugehen, im Übrigen die uneingeschränkte Achtung
des Rechts auf Gedanken-, Gewissens-, Religions- und Welt-
anschauungsfreiheit aller Personen zu gewährleisten und den

399 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl.
Nr. 443/1982; AS 1999 1579.

400 Ebd., Vol. 1465, Nr. 24841. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1990 II
S. 246; LGBl. 1991 Nr. 59; öBGBl. Nr. 492/1987; AS 1987 1307.
401 Siehe CRC/C/146. 
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Bericht des Sonderberichterstatters der Menschenrechtskom-
mission über religiöse Intoleranz von 1996402, der der Islami-
schen Republik Iran Möglichkeiten für die Emanzipierung der
Bahá'í-Gemeinschaft empfahl, umzusetzen;

4. ermutigt die thematischen Mechanismen der Men-
schenrechtskommission, namentlich den Sonderberichterstat-
ter über außergerichtliche, summarische oder willkürliche
Hinrichtungen, den Sonderberichterstatter über Folter und an-
dere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behand-
lung oder Strafe, den Sonderberichterstatter über die Unabhän-
gigkeit von Richtern und Anwälten, die Sonderberichterstat-
terin über Religions- und Weltanschauungsfreiheit, den Son-
derberichterstatter über die Förderung und den Schutz des
Rechts auf Meinungsfreiheit und des Rechts der freien Mei-
nungsäußerung, die Sonderbeauftragte des Generalsekretärs
für die Lage der Menschenrechtsverteidiger und die Arbeits-
gruppe zur Frage des Verschwindenlassens von Personen, die
Islamische Republik Iran zu besuchen oder ihre Arbeit zur
Verbesserung der Menschenrechtssituation in der Islamischen
Republik Iran auf andere Weise fortzusetzen, und fordert die
Regierung der Islamischen Republik Iran nachdrücklich auf,
mit diesen besonderen Mechanismen zusammenzuarbeiten
und darzustellen, wie deren anschließende Empfehlungen um-
gesetzt wurden, einschließlich der Empfehlungen der Man-
datsträger der besonderen Verfahren, die das Land in den ver-
gangenen zwölf Monaten besuchten;

5. beschließt, die Prüfung der Menschenrechtssituation
in der Islamischen Republik Iran auf ihrer einundsechzigsten
Tagung unter dem Punkt "Menschenrechtsfragen" im Lichte
der von der Menschenrechtskommission vorgelegten zusätz-
lichen Elemente fortzusetzen.

RESOLUTION 60/172

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 71 Stimmen und 35 Gegenstimmen bei 60 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.3 und Corr.1,
Ziff. 70)403:

Dafür: Albanien, Andorra, Argentinien, Australien, Belgien, Bolivien, Bosni-
en und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Dänemark,
Deutschland, Dominikanische Republik, ehemalige jugoslawische Republik Ma-
zedonien, Ecuador, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland,
Guatemala, Haiti, Honduras, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kanada, Kroa-
tien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Marshallinseln, Maure-
tanien, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Neuseeland, Ni-
caragua, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Papua-Neuguinea, Para-
guay, Peru, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Sa-
moa, San Marino, St. Vincent und die Grenadinen, Schweden, Schweiz, Serbien

und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Timor-Leste, Tschechische
Republik, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordir-
land, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

Dagegen: Afghanistan, Ägypten, Aserbaidschan, Bahrain, Bangladesch,
Belarus, Brunei Darussalam, China, Demokratische Volksrepublik Korea, Gam-
bia, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Jemen, Jordanien, Kasachstan, Ka-
tar, Kuba, Kuwait, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malaysia, Malediven, Ma-
rokko, Myanmar, Oman, Pakistan, Saudi-Arabien, Simbabwe, Sudan, Syrische
Arabische Republik, Tadschikistan, Turkmenistan, Usbekistan, Venezuela (Boli-
varische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vietnam.

Enthaltungen: Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Armenien, Äthiopien,
Bahamas, Barbados, Belize, Benin, Bhutan, Botsuana, Burkina Faso, Burundi,
Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Dschibuti, Eritrea, Fidschi, Gha-
na, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Indien, Irak, Jamaika, Kamerun, Kap Ver-
de, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Laotische Volksdemokratische Republik, Le-
sotho, Malawi, Mali, Mauritius, Mosambik, Namibia, Nepal, Niger, Nigeria, Pana-
ma, Philippinen, Ruanda, Russische Föderation, Sambia, Senegal, Singapur,
Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, Südafrika, Suriname, Thailand, Togo, Tonga, Tri-
nidad und Tobago, Tunesien, Uganda, Vanuatu, Vereinigte Republik Tansania.

60/172. Die Menschenrechtssituation in Turkmenistan

Die Generalversammlung,

erneut erklärend, dass alle Mitgliedstaaten der Vereinten
Nationen gehalten sind, die Menschenrechte und Grundfrei-
heiten zu fördern und zu schützen und ihren Verpflichtungen
aus den verschiedenen internationalen Rechtsakten auf diesem
Gebiet nachzukommen,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 58/194 vom 22. De-
zember 2003 und 59/206 vom 20. Dezember 2004 sowie auf
die Resolutionen der Menschenrechtskommission 2003/11
vom 16. April 2003404 und 2004/12 vom 15. April 2004405,

Kenntnis nehmend von der Beendigung der ersten Bedarfs-
ermittlungsmission des Amtes des Hohen Kommissars der
Vereinten Nationen für Menschenrechte in Turkmenistan im
März 2004 und von den laufenden Konsultationen zur endgül-
tigen Festlegung eines möglichen Projekts der technischen Zu-
sammenarbeit,

mit Genugtuung feststellend, dass die Regierung Turkme-
nistans den Amtierenden Vorsitzenden und den Hohen Kom-
missar für nationale Minderheiten der Organisation für Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa empfangen hat,

unter Begrüßung des Berichts des Generalsekretärs vom
20. September 2005406, der zu dem Schluss kommt, dass die
Regierung Turkmenistans bei der Regelung von Menschen-
rechtsfragen zwar gewisse Fortschritte gemacht und Bereit-
schaft zur Zusammenarbeit mit der internationalen Gemein-
schaft gezeigt hat, dass jedoch insgesamt hinsichtlich des Vor-
gehens gegen schwere Menschenrechtsverletzungen keine
ausreichende Verbesserung erfolgt ist,

erneut erklärend, dass Maßnahmen zur Verbesserung der
Sicherheit und zum Kampf gegen den Terrorismus im Ein-

402 Siehe E/CN.4/1996/95/Add.2. 
403 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Australien, Belgien, Bulgarien, Däne-
mark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Est-
land, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien,
Japan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg,
Malta, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Portugal, Re-
publik Moldau, Rumänien, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien,
Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich Groß-
britannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika und Zypern.

404 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2003,
Supplement No. 3 (E/2003/23), Kap. II, Abschn. A.
405 Ebd., 2004, Supplement No. 3 (E/2004/23), Kap. II, Abschn. A.
406 A/60/367.
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klang mit dem Völkerrecht, insbesondere den internationalen
Menschenrechtsnormen, dem humanitären Völkerrecht und
dem Flüchtlingsvölkerrecht, und unter Beachtung demokrati-
scher Grundsätze durchgeführt werden sollen,

1. begrüßt

a) die Tatsache, dass weiteren religiösen Minderheits-
gruppen dank der Beseitigung eines rechtlichen Hindernisses
für die volle Verwirklichung des Rechts auf Gedanken-, Ge-
wissens-, Religions- und Weltanschauungsfreiheit erstmalig
gestattet wurde, ihre Religion auszuüben, stellt jedoch fest,
dass schwerwiegende Verletzungen dieser Freiheiten anhal-
ten;

b) die Freilassung von vier Zeugen Jehovas, die den
Wehrdienst aus Gewissensgründen verweigert hatten, im
April 2005;

c) die Aufhebung strafrechtlicher Sanktionen für die
Tätigkeit nicht registrierter nichtstaatlicher Organisationen im
November 2004, stellt jedoch fest, dass es nach wie vor
Schwierigkeiten bei der Registrierung nichtstaatlicher und pri-
vater Organisationen gibt und dass diese weiterhin durch er-
hebliche Einschränkungen in ihrer Tätigkeit behindert wer-
den;

d) die Übermittlung des Nationalberichts gemäß dem
Internationalen Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form
von Rassendiskriminierung407 an den Ausschuss für die Besei-
tigung der Rassendiskriminierung sowie der nach dem Über-
einkommen über die Rechte des Kindes408 und dem Überein-
kommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der
Frau409 fälligen Berichte im vergangenen Jahr, während sie der
Regierung Turkmenistans gleichzeitig nahe legt, ihren noch
nicht erfüllten Berichtspflichten gegenüber dem Menschen-
rechtsausschuss, dem Ausschuss für wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Rechte und dem Ausschuss gegen Folter nach-
zukommen;

e) die von der Regierung Turkmenistans gezeigte Be-
reitschaft, Menschenrechtsfragen mit interessierten Dritten ad
hoc zu erörtern und sich damit einverstanden zu erklären, dass
die Fortsetzung des Dialogs und der praktischen Zusammen-
arbeit wünschenswert ist;

f) die Erklärungen über demokratische Reformen, die
der Präsident Turkmenistans im April 2005 abgegeben hat,
und fordert mit Nachdruck, dass diese Reformen wahrhaft de-
mokratisch sind und mit anerkannten internationalen Normen
im Einklang stehen;

g) den Beitritt Turkmenistans zu den nachstehenden
Protokollen und Übereinkommen der Vereinten Nationen und

fordert die Regierung Turkmenistans nachdrücklich auf, ihren
Verpflichtungen aus diesen Übereinkünften nachzukommen:

i) Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die
Rechte des Kindes betreffend die Beteiligung von Kindern
an bewaffneten Konflikten410;

ii) Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die
Rechte des Kindes betreffend den Verkauf von Kindern,
die Kinderprostitution und die Kinderpornografie411;

iii) Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die
grenzüberschreitende organisierte Kriminalität, dessen
Protokoll zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des
Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinder-
handels, und dessen Protokoll gegen die Schleusung von
Migranten auf dem Land-, See- und Luftweg412;

h) die öffentlichen Erklärungen des Präsidenten Turk-
menistans, in denen er die Abschaffung der Praxis, Kinder für
die Baumwollernte aus der Schule zu nehmen, empfahl und ei-
nen lokalen Gouverneur wegen des Einsatzes von Kinderarbeit
auf den Feldern rügte, sowie das am 1. Februar 2005 erlassene
Gesetz, mit dem die Beschäftigung von Minderjährigen unter
15 Jahren verboten wird und in dem bestimmt wird, dass die
Bildung eines Kindes durch keine Form der Kinderarbeit be-
einträchtigt werden darf, und fordert die Regierung Turkme-
nistans auf, sicherzustellen, dass das Gesetz in vollem Umfang
angewendet wird; 

i) den Beschluss der Regierung Turkmenistans, mehr
als sechzehntausend Flüchtlingen die Staatsbürgerschaft zu-
zuerkennen oder eine Daueraufenthaltsgenehmigung zu ertei-
len, unter anderem auch einer bedeutenden Anzahl tadschiki-
scher Flüchtlinge, die zwischen 1992 und 1999 aus Tadschi-
kistan geflohen waren und deren Einbürgerung nach dem turk-
menischen Staatsangehörigkeitsgesetz vom Hohen Flücht-
lingskommissar der Vereinten Nationen seit vielen Jahren
befürwortet wurde;

j) die Abschaffung von Ausreisevisa als Vorausset-
zung, um das Land zu verlassen;

2. bekundet ihre tiefe Besorgnis über die anhaltenden
und ernsten Menschenrechtsverletzungen in Turkmenistan,
insbesondere

a) das Fortbestehen einer Regierungspolitik, die auf der
Unterdrückung jeglicher politischer Oppositionstätigkeit be-
ruht;

b) den anhaltenden Missbrauch des Rechtssystems
durch willkürliche Freiheitsentziehung, Freiheitsstrafe und
Überwachung von Personen, die versuchen, ihr Recht der frei-

407 Resolution 2106 A (XX), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1969 II S. 961; LGBl. 2000 Nr. 80; öBGBl. Nr. 377/1972; AS 1995 1164.
408 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993;
AS 1998 2055.
409 Ebd., Vol. 1249, Nr. 20378. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1985 II
S. 647; LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl. Nr. 443/1982; AS 1999 1579.

410 Ebd., Vol. 2173, Nr. 27531. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2004 II
S. 1354; LGBl. 2005 Nr. 26; öBGBl. III Nr. 92/2002; AS 2002 3579.
411 Ebd., Vol. 2171, Nr. 27531. Deutsche Übersetzung: öBGBl. III
Nr. 93/2004.
412 Resolution 55/25, Anlagen I-III. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2005
II S. 954, 956; öBGBl. III Nr. 84/2005 (Übereinkommen); dBGBl. 2005
II S. 954, 995; öBGBl. III Nr. 220/2005 (Protokoll gegen Menschenhan-
del); dBGBl. 2005 II S. 954, 1007 (Protokoll gegen Schleusung).
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en Meinungsäußerung und ihre Versammlungs- und Vereini-
gungsfreiheit auszuüben, sowie durch die Drangsalierung ih-
rer Familien;

c) die schlechten Bedingungen in den Gefängnissen in
Turkmenistan und glaubwürdige Berichte über die andauernde
Folter und Misshandlung von Inhaftierten;

d) die Tatsache, dass die Regierung Turkmenistans we-
der dem Internationalen Komitee vom Roten Kreuz, im Ein-
klang mit dessen üblichen Bedingungen, noch internationalen
Beobachtern Zugang zu Inhaftierten gewährt;

e) die vollständige Kontrolle der Medien durch die Re-
gierung Turkmenistans, ihre Zensur aller Zeitungen und des
Zugangs zum Internet und ihre Intoleranz gegenüber unabhän-
giger Kritik an der Regierungspolitik sowie weitere Einschrän-
kungen des Rechtes der freien Meinungsäußerung und der
Meinungsfreiheit, unter anderem die Schließung des letzten
verbleibenden russischsprachigen Radiosenders, Radio Ma-
yak, auch wenn Satellitenfernsehen erlaubt ist und in großem
Ausmaß genutzt wird, die Drangsalierung lokaler Korrespon-
denten und Mitarbeiter von Radio Liberty und das Verbot jeg-
lichen Kontakts zwischen heimischen Journalisten und Aus-
ländern, sofern er nicht ausdrücklich von der Regierung ge-
nehmigt wird;

f) die fortgesetzten Einschränkungen der Ausübung der
Gedanken-, Gewissens-, Religions- und Weltanschauungs-
freiheit, einschließlich des Einsatzes von Registrierungsver-
fahren als Mittel zur Begrenzung der Gedanken-, Gewissens-
und Religionsfreiheit der Angehörigen bestimmter Religions-
gemeinschaften;

g) die von der Regierung Turkmenistans weiter prakti-
zierte Diskriminierung der russischen, der usbekischen und
anderer ethnischer Minderheiten, unter anderem auf den Ge-
bieten der Bildung und Beschäftigung und beim Zugang zu
den Medien, trotz der Zusicherungen der Regierung, diese Dis-
kriminierung zu beenden, und nimmt in dieser Hinsicht Kennt-
nis von den abschließenden Bemerkungen des Ausschusses für
die Beseitigung der Rassendiskriminierung vom August
2005413;

h) die Zwangsumsiedlung von Bürgern, unter ihnen ein
unverhältnismäßig hoher Anteil von Angehörigen ethnischer
Minderheiten;

i) die fortgesetzten Einschränkungen der Ausübung des
Rechtes, sich friedlich zu versammeln, einschließlich der zu-
nehmenden Zwänge, denen Organisationen der Zivilgesell-
schaft unterliegen, wie etwa schleppende Fortschritte bei der
Registrierung nichtstaatlicher Organisationen nach den im Ge-
setz über öffentliche Vereinigungen aus dem Jahr 2003 fest-
gelegten Verfahren;

j) die Tatsache, dass die Regierung Turkmenistans nach
wie vor nicht auf die Kritikpunkte reagiert hat, die in dem Be-
richt des Berichterstatters des Moskauer Mechanismus der Or-

ganisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa hin-
sichtlich der Ermittlungs-, Gerichts- und Haftverfahren nach
dem gemeldeten Attentatsversuch gegen den Präsidenten
Turkmenistans im November 2002 angeführt werden, und die
Tatsache, dass die turkmenischen Behörden geeigneten unab-
hängigen Stellen, Familienmitgliedern und Rechtsanwälten
keinen Zugang zu den Verurteilten gewähren und keinen wie
immer gearteten Beweis erbringen, dass Gerüchte, einige der
Verurteilten seien in der Haft gestorben, nicht zutreffen;

k) willkürliche oder rechtswidrige Eingriffe in die Pri-
vatsphäre, Familie, Wohnung oder die Korrespondenz von
Personen und Verletzungen der Freiheit, das eigene Land zu
verlassen;

l) gemeldete Fälle von Hassrede gegen nationale und
ethnische Minderheiten, darunter Erklärungen, die hohen Re-
gierungsvertretern und Persönlichkeiten des öffentlichen Le-
bens zugeschrieben werden und in denen ein Konzept turkme-
nischer ethnischer Reinheit befürwortet wird, wie in den ab-
schließenden Bemerkungen des Ausschusses für die Beseiti-
gung der Rassendiskriminierung vom August 2005 vermerkt;

3. fordert die Regierung Turkmenistans nachdrücklich
auf,

a) die volle Achtung aller Menschenrechte und Grund-
freiheiten zu gewährleisten und in dieser Hinsicht die in den
Resolutionen 58/194 und 59/206 der Generalversammlung
und in den Resolutionen 2003/11 and 2004/12 der Menschen-
rechtskommission genannten Maßnahmen vollinhaltlich
durchzuführen; 

b) mit dem Amt des Hohen Kommissars der Vereinten
Nationen für Menschenrechte auf den Gebieten, die zu Be-
sorgnis Anlass geben, eng zusammenzuarbeiten und mit allen
Mechanismen der Menschenrechtskommission voll zu koope-
rieren, insbesondere die Ersuchen einiger Sonderberichterstat-
ter der Kommission um Zustimmung zum Besuch des Landes,
auf die im Bericht des Generalsekretärs406 hingewiesen wird,
wohlwollend zu prüfen, und auch mit allen zuständigen Ver-
tragsorganen der Vereinten Nationen voll zu kooperieren;

c) die in dem Bericht des Berichterstatters des Moskau-
er Mechanismus der Organisation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa aufgeführten Empfehlungen vollständig
umzusetzen und mit den verschiedenen Institutionen der Or-
ganisation konstruktiv zusammenzuarbeiten sowie weitere
Besuche des Amtierenden Vorsitzenden der Organisation und
seines Persönlichen Gesandten für die Teilnehmerstaaten in
Zentralasien sowie des Hohen Kommissars für nationale Min-
derheiten der Organisation zu erleichtern;

d) in Weiterverfolgung der Präsentation der Regierung
Turkmenistans vor der Menschenrechtskommission im April
2004 und der Treffen der Regierung Turkmenistans mit dem
Internationalen Komitee vom Roten Kreuz im Jahr 2005 eine
Vereinbarung abzuschließen, die dem Komitee den Besuch
turkmenischer Gefängnisse samt uneingeschränktem und wie-
derholtem Zugang zu allen Hafteinrichtungen im Einklang mit
den für diese Organisation üblichen Modalitäten gestattet und
internationalen Beobachtern, Rechtsanwälten und Angehöri-
gen uneingeschränkten und wiederholten Zugang zu allen In-

413 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session,
Supplement No. 18 (A/60/18), Kap. III.
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haftierten, einschließlich derjenigen, die wegen der Beteili-
gung an dem versuchten Staatsstreich vom 25. November
2002 verurteilt wurden, gewährt; 

e) das Recht aller Menschen, ungeachtet dessen, ob
sie einer religiösen Gruppe angehören oder nicht, auf Gedan-
ken-, Gewissens-, Religions- und Weltanschauungsfreiheit
zu achten und die Drangsalierung, Inhaftierung und Verfol-
gung der Angehörigen religiöser Minderheiten, ob sie regi-
striert sind oder nicht, einzustellen;

f) die für die Registrierung öffentlicher Vereinigungen,
einschließlich nichtstaatlicher Organisationen, maßgeblichen
Gesetze und Verfahren mit den Standards der Organisation für
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa in Einklang zu brin-
gen und nichtstaatlichen Organisationen, vor allem Menschen-
rechtsorganisationen, sowie anderen Akteuren der Zivilgesell-
schaft, einschließlich unabhängiger Medien, die ungehinderte
Ausübung ihrer Tätigkeiten zu ermöglichen;

g) den Vertragsorganen der Vereinten Nationen, gegen-
über denen sie eine Berichtsverpflichtung eingegangen ist, Be-
richte vorzulegen und die Empfehlungen und abschließenden
Bemerkungen dieser Vertragsorgane, deren aktuellste die
Empfehlungen und abschließenden Bemerkungen des Aus-
schusses für die Beseitigung der Rassendiskriminierung sind,
gebührend zu berücksichtigen;

h) ihrer Verantwortung nachzukommen, sicherzustel-
len, dass diejenigen, die Menschenrechtsverletzungen began-
gen haben, vor Gericht gestellt werden;

4. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 60/173

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 88 Stimmen und 21 Gegenstimmen bei 60 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.3 und Corr.1,
Ziff. 70)414:

Dafür: Afghanistan, Albanien, Andorra, Argentinien, Aserbaidschan, Austra-
lien, Belgien, Belize, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bul-
garien, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominica, Dominikanische
Republik, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Ecuador, El Salva-
dor, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatema-
la, Guinea-Bissau, Haiti, Honduras, Irak, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Ka-
nada, Kasachstan, Kroatien, Lettland, Libanon, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malediven, Malta, Marshallinseln, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staa-
ten von), Monaco, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Österreich,
Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portu-

gal, Republik Moldau, Rumänien, Salomonen, Samoa, San Marino, Saudi-Ara-
bien, Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spa-
nien, St. Vincent und die Grenadinen, Timor-Leste, Tonga, Tschechische Repu-
blik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes Königreich Großbritannien
und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

Dagegen: Ägypten, Belarus, China, Demokratische Volksrepublik Korea,
Gambia, Guinea, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Kuba, Laotische Volks-
demokratische Republik, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malaysia, Russi-
sche Föderation, Simbabwe, Sudan, Syrische Arabische Republik, Tadschiki-
stan, Turkmenistan, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vietnam.

Enthaltungen: Äthiopien, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Bahamas,
Bahrain, Bangladesch, Barbados, Benin, Botsuana, Brunei Darussalam, Burkina
Faso, Burundi, Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Dschibuti, Eritrea,
Ghana, Guyana, Indien, Jamaika, Jemen, Jordanien, Kamerun, Kap Verde, Ka-
tar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Kuwait, Lesotho, Mali, Marokko, Mauretanien,
Mauritius, Mosambik, Namibia, Nepal, Niger, Nigeria, Pakistan, Republik Korea,
Ruanda, Sambia, Senegal, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, Südafrika,
Suriname, Thailand, Togo, Trinidad und Tobago, Tunesien, Tuvalu, Uganda, Va-
nuatu, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania.

60/173. Die Menschenrechtssituation in der Demokrati-
schen Volksrepublik Korea

Die Generalversammlung,

erneut erklärend, dass die Mitgliedstaaten der Vereinten
Nationen gehalten sind, die Menschenrechte und Grundfrei-
heiten zu fördern und zu schützen und ihren Verpflichtungen
aus den verschiedenen internationalen Rechtsakten nachzu-
kommen,

eingedenk dessen, dass die Demokratische Volksrepublik
Korea Vertragspartei des Internationalen Paktes über bürger-
liche und politische Rechte415, des Internationalen Paktes über
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte415, des Überein-
kommens über die Rechte des Kindes416 sowie des Überein-
kommens zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung
der Frau417 ist,

unter Hinweis auf die Resolutionen der Menschenrechts-
kommission 2003/10 vom 16. April 2003418, 2004/13 vom
15. April 2004419 und 2005/11 vom 14. April 2005420,

insbesondere unter Hinweis darauf, dass die Menschen-
rechtskommission in ihrer Resolution 2005/11 die Generalver-
sammlung nachdrücklich aufforderte, sich mit der Frage der
Menschenrechtssituation in der Demokratischen Volksrepu-
blik Korea zu befassen, wenn die Regierung nicht mit dem

414 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Australien, Belgien, Bulgarien, Däne-
mark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Est-
land, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien,
Japan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg,
Malta, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Österreich, Pa-
lau, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumänien, Schweden, Schweiz,
Serbien und Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische
Republik, Türkei, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika und Zypern.

415 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57;
öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
416 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993;
AS 1998 2055.
417 Ebd., Vol. 1249, Nr. 20378. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1985 II
S. 647; LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl. Nr. 443/1982; AS 1999 1579.
418 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2003,
Supplement No. 3 (E/2003/23), Kap. II, Abschn. A.
419 Ebd., 2004, Supplement No. 3 (E/2004/23), Kap. II, Abschn. A.
420 Ebd., 2005, Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und
Corr.1), Kap. II, Abschn. A.
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Sonderberichterstatter der Kommission über die Menschen-
rechtssituation in der Demokratischen Volksrepublik Korea
zusammenarbeitet und wenn keine Verbesserung der Men-
schenrechtssituation in dem Land zu beobachten ist,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Sonderberichter-
statters421,

1. verleiht ihrer ernsten Besorgnis Ausdruck über 

a) die Weigerung der Regierung der Demokratischen
Volksrepublik Korea, das Mandat des Sonderberichterstatters
der Menschenrechtskommission über die Menschenrechtssi-
tuation in der Demokratischen Republik Korea anzuerkennen
und mit ihm zusammenzuarbeiten;

b) weiterhin eingehende Berichte über systemische,
weit verbreitete und schwere Menschenrechtsverletzungen in
der Demokratischen Republik Korea, namentlich über

i) Folter und andere grausame, unmenschliche oder er-
niedrigende Behandlung oder Strafe, öffentliche Hinrich-
tungen, außergerichtliche und willkürliche Haft, das Feh-
len ordnungsgemäßer Verfahren und den Mangel an
Rechtsstaatlichkeit, die Verhängung der Todesstrafe aus
politischen Gründen, die Existenz zahlreicher Gefange-
nenlager und den umfangreichen Einsatz von Zwangsar-
beit;

ii) Sanktionen gegen Bürger der Demokratischen
Volksrepublik Korea, die aus dem Ausland repatriiert wur-
den, wie die Behandlung ihrer Ausreise als Landesverrat,
der mit Internierung, Folter, grausamer, unmenschlicher
oder erniedrigender Behandlung oder mit der Todesstrafe
geahndet wird;

iii) alle Bereiche durchdringende, gravierende Ein-
schränkungen der Gedanken-, Gewissens-, Religions- und
Meinungsfreiheit, der freien Meinungsäußerung, der Frei-
heit, sich friedlich zu versammeln, der Vereinigungsfrei-
heit und des gleichberechtigten Zugangs zu Information
sowie die Beschränkungen, die allen Menschen auferlegt
werden, die sich innerhalb des Landes frei bewegen oder
ins Ausland reisen wollen;

iv) die andauernde Verletzung der Menschenrechte und
Grundfreiheiten von Frauen, insbesondere Frauenhandel
zum Zweck der Prostitution oder der Zwangsheirat,
Zwangsabtreibungen sowie die Ermordung der Kinder re-
patriierter Mütter, auch in polizeilichen Hafteinrichtungen
und Lagern;

v) ungelöste Fragen im Zusammenhang mit der Entfüh-
rung von Ausländern in Form von Verschwindenlassen;

2. verleiht ihrer Besorgnis darüber Ausdruck, dass die
Regierung der Demokratischen Volksrepublik Korea sich
nicht an Aktivitäten der technischen Zusammenarbeit mit der
Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschen-
rechte und ihrem Amt beteiligt hat, obwohl die Hohe Kom-
missarin sich darum bemühte, mit den Behörden der Demo-

kratischen Volksrepublik Korea in dieser Hinsicht einen Dia-
log aufzunehmen;

3. bekundet ihre tiefe Besorgnis über die prekäre huma-
nitäre Lage in dem Land, vor allem über die weit verbreitete
Mangelernährung bei Säuglingen, die nach wie vor die kör-
perliche und geistige Entwicklung eines erheblichen Anteils
der Kinder beeinträchtigt; 

4. fordert die Regierung der Demokratischen Volksre-
publik Korea in diesem Zusammenhang nachdrücklich auf,
dafür Sorge zu tragen, dass humanitäre Organisationen, ein-
schließlich nichtstaatlicher Organisationen und Organisatio-
nen der Vereinten Nationen, insbesondere das Welternäh-
rungsprogramm, vollen, freien, sicheren und ungehinderten
Zugang zu allen Teilen der Demokratischen Volksrepublik
Korea haben, damit sie sicherstellen können, dass die huma-
nitäre Hilfe unparteiisch, nach Maßgabe des Bedarfs und unter
Beachtung humanitärer Grundsätze gewährt wird, wobei die
Ankündigung der Absicht der Behörden der Demokratischen
Volksrepublik Korea, ab Januar 2006 keine humanitäre Hilfe
mehr anzunehmen, Anlass zu verstärkter Besorgnis in dieser
Hinsicht gibt; 

5. fordert die Regierung der Demokratischen Volksre-
publik Korea außerdem nachdrücklich auf, alle Menschen-
rechte und Grundfreiheiten uneingeschränkt zu achten und in
dieser Hinsicht die in den genannten Resolutionen der Men-
schenrechtskommission aufgeführten Maßnahmen, insbeson-
dere die uneingeschränkte Zusammenarbeit mit dem Sonder-
berichterstatter, in vollem Umfang durchzuführen.

RESOLUTION 60/174

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 74 Stimmen und 39 Gegenstimmen bei 56 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.3 und Corr.1,
Ziff. 70)422:

Dafür: Albanien, Andorra, Argentinien, Armenien, Australien, Belgien, Boli-
vien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Däne-
mark, Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Geor-
gien, Griechenland, Guatemala, Honduras, Irland, Island, Israel, Italien, Japan,
Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Marshall-
inseln, Mauretanien, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco,
Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Papua-
Neuguinea, Paraguay, Peru, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumänien, Sa-
lomonen, Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro,
Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Vincent und die Grenadinen, Timor-Leste,
Tschechische Republik, Türkei, Ungarn, Uruguay, Vanuatu, Vereinigtes König-
reich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

421 Siehe A/60/306.

422 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bulga-
rien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Maze-
donien, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Ita-
lien, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg,
Malta, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Portugal, Ru-
mänien, Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei, Slo-
wenien, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ungarn, Vereinigtes
Königreich Großbritannien und Nordirland und Zypern.



V.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Dritten Ausschusses

444

Dagegen: Afghanistan, Ägypten, Aserbaidschan, Bahrain, Bangladesch,
Belarus, Botsuana, Brunei Darussalam, China, Demokratische Volksrepublik
Korea, Gambia, Indien, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Jemen, Jordani-
en, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Kuba, Kuwait, Libysch-Arabische Dschama-
hirija, Malaysia, Malediven, Marokko, Myanmar, Oman, Pakistan, Russische Fö-
deration, Saudi-Arabien, Simbabwe, Sudan, Syrische Arabische Republik, Ta-
dschikistan, Turkmenistan, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Ver-
einigte Arabische Emirate, Vietnam.

Enthaltungen: Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äthiopien, Bahamas,
Barbados, Belize, Benin, Bhutan, Burkina Faso, Burundi, Côte d'Ivoire, Demo-
kratische Republik Kongo, Dschibuti, Eritrea, Fidschi, Ghana, Guinea, Guinea-
Bissau, Guyana, Haiti, Irak, Jamaika, Kamerun, Kap Verde, Kenia, Kolumbien,
Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Malawi, Mali, Mauritius, Mo-
sambik, Namibia, Nepal, Niger, Nigeria, Panama, Philippinen, Republik Korea,
Ruanda, Sambia, Senegal, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, Südafrika,
Suriname, Thailand, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tunesien, Uganda,
Vereinigte Republik Tansania.

60/174. Die Menschenrechtssituation in Usbekistan

Die Generalversammlung,

erneut erklärend, dass alle Mitgliedstaaten der Vereinten
Nationen gehalten sind, die Menschenrechte und Grundfrei-
heiten zu fördern und zu schützen und ihren Verpflichtungen
aus den verschiedenen internationalen Rechtsakten auf diesem
Gebiet nachzukommen,

eingedenk dessen, dass Usbekistan Vertragspartei des In-
ternationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte423,
des Übereinkommens gegen Folter und andere grausame, un-
menschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe424,
des Internationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte423, des Internationalen Übereinkommens zur
Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung425, des
Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Diskrimi-
nierung der Frau426 und des Übereinkommens über die Rechte
des Kindes427 ist,

in großer Sorge wegen der Ereignisse, die sich im Mai
2005 in Andidschan zutrugen, und der darauf folgenden Re-
aktion der usbekischen Behörden,

1. begrüßt

a) die Gespräche auf hoher Ebene der Regierung Usbe-
kistans mit dem Generalsekretär der Organisation für Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa und mit dem Sonderbe-

auftragten der Europäischen Union für Zentralasien und hofft,
dass bald ein echter, konstruktiver Dialog über Menschen-
rechtsfragen geführt werden wird;

b) die Schritte, die, wenn auch begrenzt, bislang unter-
nommen wurden, um den Nationalen Aktionsplan gegen Fol-
ter und die Empfehlungen des Sonderberichterstatters der
Menschenrechtskommission über Folter und andere grausa-
me, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Stra-
fe umzusetzen, einschließlich der Definition von Folter durch
den Obersten Gerichtshof in Übereinstimmung mit dem Über-
einkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschli-
che oder erniedrigende Behandlung oder Strafe424 und der Än-
derung des Strafgesetzbuchs, in das Folter als Straftatbestand
aufgenommen wurde;

c) die Erklärung des Präsidenten Usbekistans vom
28. Januar 2005, in der er unter anderem die Absicht äußerte,
für echte Unabhängigkeit der Justiz zu sorgen, und fordert die
Regierung Usbekistans auf, Maßnahmen zu ergreifen, um die
Unabhängigkeit der Justiz in der Praxis zu ermöglichen, wie
vom Präsidenten beschrieben;

d) die Verordnung des Präsidenten Usbekistans vom
1. August 2005, der zufolge die Todesstrafe in Usbekistan ab
dem 1. Januar 2008 abgeschafft wird428;

2. bekundet ihre tiefe Besorgnis über die anhaltenden
und ernsten Menschenrechtsverletzungen in Usbekistan, ins-
besondere

a) Augenzeugenberichte über die wahllose und unver-
hältnismäßige Gewaltanwendung durch Regierungssoldaten
zur Niederschlagung von Demonstrationen im Mai 2005 in
Andidschan, die zum Tod vieler Zivilisten führte;

b) den Umstand, dass auf Bürger Usbekistans, denen
vom Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten
Nationen die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt wurde, Druck
ausgeübt wird, um sie von Reisen in ein Drittland abzuhalten;

c) Berichte über willkürliche Festnahmen und Inhaftie-
rungen, auch von Augenzeugen der Ereignisse in Andidschan;

d) die Behinderung der Arbeit unabhängiger Medien
und die Intoleranz gegenüber jeder Form von abweichender
Meinung, die in ihnen geäußert wird, sowie die zunehmenden
Einschränkungen des Rechts der freien Meinungsäußerung,
insbesondere die Drangsalierung, Verprügelung, Festnahme
und Bedrohung von Journalisten und Aktivisten der Zivilge-
sellschaft, die versuchen, die Ereignisse in Andidschan zu do-
kumentieren und Informationen darüber zu publizieren;

e) die anhaltende Weigerung, die Registrierung opposi-
tioneller politischer Parteien zuzulassen, mit der Folge, dass
diese nicht am Wahlprozess teilnehmen können;

f) ein anhaltendes Muster der Diskriminierung, Drang-
salierung und Verfolgung im Hinblick auf die Ausübung der
Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit;

423 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57;
öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
424 United Nations, Treaty Series, Vol. 1465, Nr. 24841. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1990 II S. 246; LGBl. 1991 Nr. 59; öBGBl.
Nr. 492/1987; AS 1987 1307.
425 Resolution 2106 A (XX), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1969 II S. 961; LGBl. 2000 Nr. 80; öBGBl. Nr. 377/1972; AS 1995 1164.
426 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl.
Nr. 443/1982; AS 1999 1579.
427 Ebd., Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1992 II
S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993; AS 1998 2055. 428 A/59/890, Anlage.
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g) die schweren Beschränkungen, denen Mitglieder
nichtstaatlicher Organisationen und der Zivilgesellschaft, ein-
schließlich Menschenrechtsverteidigern, unterliegen, sowie
deren Drangsalierung und Inhaftierung;

3. bedauert zutiefst den Beschluss der Regierung Usbe-
kistans, die wiederholten Aufrufe der Hohen Kommissarin der
Vereinten Nationen für Menschenrechte zur Einsetzung einer
unabhängigen Untersuchungskommission für die Ereignisse
vom 13. Mai 2005 in Andidschan wie auch das Ersuchen des
Sonderberichterstatters der Menschenrechtskommission über
außergerichtliche, summarische oder willkürliche Hinrichtun-
gen, Usbekistan kurz nach diesen Ereignissen einen Besuch
abstatten zu dürfen, zurückzuweisen; 

4. fordert die Regierung Usbekistans nachdrücklich
auf,

a) die Empfehlungen in dem Bericht der Mission des
Amtes des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für
Menschenrechte vom 13. bis 21. Juni 2005 in Kirgisistan429,
namentlich im Hinblick auf die Genehmigung der Einsetzung
einer internationalen Untersuchungskommission für die Er-
eignisse in Andidschan, vollinhaltlich und unverzüglich um-
zusetzen;

b) dem Abkommen von 1951 über die Rechtsstellung
der Flüchtlinge430 und dem dazugehörigen Protokoll von
1967431 beizutreten;

c) der Drangsalierung und Inhaftierung von Augenzeu-
gen der Ereignisse in Andidschan ein Ende zu setzen;

d) leicht zugängliche und faire Gerichtsverfahren si-
cherzustellen;

e) die uneingeschränkte Achtung aller Menschenrechte
und Grundfreiheiten zu gewährleisten und in dieser Hinsicht
die Empfehlungen des unabhängigen Experten für die Men-
schenrechtssituation in Usbekistan, der nach dem vertrauli-
chen 1503-Verfahren auf der sechzigsten Tagung der Men-
schenrechtskommission ernannt wurde, vollinhaltlich umzu-
setzen und mit dem neu ernannten unabhängigen Experten un-
eingeschränkt zusammenzuarbeiten;

f) uneingeschränkte Freiheit der Religionsausübung zu
gewähren;

g) die Empfehlungen in dem Bericht des Sonderbericht-
erstatters der Menschenrechtskommission über Folter über

seinen Besuch in Usbekistan vom 24. November bis 6. Dezem-
ber 2002432 vollinhaltlich umzusetzen;

h) mit dem Amt des Hohen Kommissars der Vereinten
Nationen für Menschenrechte auf den Gebieten, die zu Be-
sorgnis Anlass geben, eng zusammenzuarbeiten und mit allen
Mechanismen der Menschenrechtskommission und allen zu-
ständigen Vertragsorganen der Vereinten Nationen voll zu ko-
operieren;

i) den Vertretern des Internationalen Komitees vom
Roten Kreuz im Einklang mit seinen Arbeitsverfahren unge-
hinderten Zugang zu Inhaftierten zu gestatten;

j) die im Rahmen der Organisation für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa eingegangenen Verpflichtungen
vollinhaltlich zu erfüllen und mit den Institutionen der Orga-
nisation zusammenzuarbeiten;

k) unabhängige oppositionelle politische Parteien zu re-
gistrieren und ihnen die Teilnahme am Wahlprozess zu gestat-
ten;

l) Einschränkungen der Aktivitäten der Zivilgesell-
schaft, einschließlich nichtstaatlicher Organisationen, aufzu-
heben;

m) Journalisten zu schützen, namentlich auch diejeni-
gen, die Artikel gegen die Regierungspolitik schreiben, im
Einklang mit früheren Appellen des Präsidenten an Journali-
sten, kritischer zu sein, und dafür Sorge zu tragen, dass unab-
hängige Medien im Land arbeiten können und ihnen je nach
Sachlage auch Lizenzen erteilt und Akkreditierungen gewährt
werden;

n) Gesetzgebungs-, Justiz-, Verwaltungs- und andere
geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um Menschenrechtsver-
teidiger aktiv vor jeder Gewalt, Bedrohung und sonstigen
Drangsalierung zu schützen, und alle Maßnahmen zurückzu-
nehmen, die sie in ihrer Handlungs-, Versammlungs- und Re-
defreiheit einschränken oder an der Ausübung ihrer rechtlich
zulässigen Tätigkeit gemäß der Erklärung über das Recht und
die Verpflichtung von Einzelpersonen, Gruppen und Organen
der Gesellschaft, die allgemein anerkannten Menschenrechte
und Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen433, hindern;

o) Diplomaten und Vertretern der Vereinten Nationen,
der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Euro-
pa und anderer internationaler Organe keine Einschränkungen
im Hinblick auf Reisen nach Usbekistan aufzuerlegen;

5. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen.429 E/CN.4/2006/119.

430 United Nations, Treaty Series, Vol. 189, Nr. 2545. Deutsche Überset-
zung: dBGBl. 1953 II S. 559; LGBl. 1956 Nr. 15; öBGBl. Nr. 55/1955;
AS 1955 443.
431 Ebd., Vol. 606, Nr. 8791. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1969 II
S. 1293; LGBl. 1986 Nr. 75; öBGBl. Nr. 78/1974; AS 1968 1189.

432 E/CN.4/2003/68/Add.2, Anhang.
433 Resolution 53/144, Anlage.
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RESOLUTION 60/175

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/510 und Corr.1, Ziff. 21)434.

60/175. Stärkung des Programms der Vereinten Nationen
auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und
der Strafrechtspflege, insbesondere seiner Kapa-
zität zur technischen Zusammenarbeit

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 46/152 vom 18. Dezem-
ber 1991 über die Schaffung eines wirksamen Programms der
Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Verbrechensverhü-
tung und der Strafrechtspflege, in der sie die Grundsatzerklä-
rung und das Aktionsprogramm in der Anlage zu der genann-
ten Resolution billigte,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 59/159 vom
20. Dezember 2004 über die Stärkung des Programms der Ver-
einten Nationen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung
und der Strafrechtspflege, insbesondere seiner Kapazität zur
technischen Zusammenarbeit,

eingedenk der Millenniums-Erklärung der Vereinten Na-
tionen435 sowie der Wiener Erklärung über Verbrechen und
Gerechtigkeit: Bewältigung der Herausforderungen des
21. Jahrhunderts436 und der dazugehörigen Aktionspläne437,

in Bekräftigung der von den Staats- und Regierungschefs
während der Plenartagung der Generalversammlung auf hoher
Ebene vom 14. bis 16. September 2005 in New York einge-
gangenen Verpflichtung zur Bekämpfung der grenzüber-
schreitenden Kriminalität438,

unter Betonung der Rolle der Vereinten Nationen auf dem
Gebiet der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege,
insbesondere was die Verringerung der Kriminalität, eine ef-
fizientere und wirksamere Rechtsdurchsetzung und Rechts-
pflege, die Achtung vor den Menschenrechten und der Herr-
schaft des Rechts sowie die Förderung eines Höchstmaßes an
Fairness, Menschlichkeit und berufsethischem Verhalten be-
trifft,

in der Erkenntnis, dass die Bekämpfung der weltweiten
Kriminalität eine gemeinsame und geteilte Verantwortung
darstellt, und betonend, dass die Bekämpfung der grenzüber-
schreitenden Kriminalität ein kollektives Vorgehen erfordert,

überzeugt von der Notwendigkeit einer engeren Koordi-
nierung und Zusammenarbeit zwischen den Staaten beim
Kampf gegen die Kriminalität in allen ihren Arten und Er-
scheinungsformen, einschließlich krimineller Tätigkeiten, die
auf die Förderung des Terrorismus abzielen, unter anderem in-
dem die Generalversammlung eine umfassende Strategie zur
Terrorismusbekämpfung ausarbeitet, sowie eingedenk der
Rolle, die sowohl die Vereinten Nationen als auch die Regio-
nalorganisationen in dieser Hinsicht spielen,

in Bekräftigung der in ihrer Resolution 60/177 vom 16. De-
zember 2005 eingegangenen Verpflichtung der Mitgliedstaa-
ten auf die Umsetzung der Erklärung von Bangkok über Syn-
ergien und Maßnahmen: Strategische Allianzen auf dem Ge-
biet der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege, die
auf dem vom 18. bis 25. April 2005 in Bangkok abgehaltenen
Elften Kongress der Vereinten Nationen für Verbrechensver-
hütung und Strafrechtspflege verabschiedet wurde,

in Anerkennung der zurzeit auf Regionalebene unternom-
menen Anstrengungen in Ergänzung der Tätigkeit des Pro-
gramms der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Verbre-
chensverhütung und der Strafrechtspflege zur Bekämpfung
der Korruption, der Schleusung von Migranten und des Men-
schenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels,
in diesem Zusammenhang Kenntnis nehmend von den laufen-
den Arbeiten im Rahmen des Bali- und des Puebla-Prozesses439

sowie unter Hinweis auf die großen Konferenzen der Verein-
ten Nationen und die Zusage, auf regionaler Ebene eingeleitete
Rahmeninitiativen wie die Neue Partnerschaft für die Ent-
wicklung Afrikas440 sowie ähnliche Ansätze in anderen Regio-
nen zu fördern und zu unterstützen,

erfreut über das Inkrafttreten des Übereinkommens der
Vereinten Nationen gegen Korruption441, das im Dezember

434 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, An-
dorra, Angola, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Australien, Ban-
gladesch, Belarus, Belgien, Benin, Bolivien, Bosnien und Herzegowina,
Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte
d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Deutschland, Do-
minikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische
Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Gam-
bia, Griechenland, Guatemala, Guinea, Haiti, Indonesien, Irak, Irland, Is-
land, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jordanien, Kamerun, Kanada, Kap
Verde, Kasachstan, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Kongo, Kroatien,
Kuba, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Mala-
wi, Mali, Malta, Marokko, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Na-
mibia, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Pa-
raguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik
Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Sambia, San Marino, Schwe-
den, Schweiz, Serbien und Montenegro, Sierra Leone, Slowakei, Slowe-
nien, Spanien, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Thai-
land, Timor-Leste, Tschechische Republik, Türkei, Uganda, Ukraine,
Ungarn, Uruguay, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich
Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Viet-
nam und Zypern.
435 Siehe Resolution 55/2.
436 Resolution 55/59, Anlage.
437 Resolution 56/261, Anlage.
438 Siehe Resolution 60/1.

439 Namentlich die am 20. und 21. Mai 2004 in Panama-Stadt als Teil des
Puebla-Prozesses abgehaltene neunte Tagung der Regionalkonferenz
über Migration sowie die am 7. und 8. Juni 2004 in Brisbane (Australien)
als Teil des Bali-Prozesses abgehaltene Tagung hoher Amtsträger der Re-
gionalen Ministerkonferenz über Schleusung, Menschenhandel und da-
mit zusammenhängende grenzüberschreitende Kriminalität.
440 A/57/304, Anlage.
441 Resolution 58/4, Anlage. Deutsche Übersetzung: öBGBl. III
Nr. 47/2006.
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2003 in Mérida (Mexiko) zur Unterzeichnung aufgelegt wur-
de,

eingedenk aller ihrer einschlägigen Resolutionen, insbe-
sondere soweit sie die dringende Notwendigkeit betreffen, die
internationale Zusammenarbeit und technische Hilfe bei der
Förderung und Erleichterung der Ratifikation und der Durch-
führung des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen
die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität und der da-
zugehörigen Protokolle442, des Übereinkommens der Verein-
ten Nationen gegen Korruption und der universellen Überein-
kommen gegen den Terrorismus, einschließlich des von der
Generalversammlung am 13. April 2005 verabschiedeten In-
ternationalen Übereinkommens zur Bekämpfung nuklearter-
roristischer Handlungen443, zu stärken,

sowie eingedenk aller einschlägigen Resolutionen des
Wirtschafts- und Sozialrats, insbesondere der Resolutionen
2005/14, 2005/15, 2005/16, 2005/17, 2005/18 und 2005/19
vom 22. Juli 2005 und aller Resolutionen betreffend die Stär-
kung der internationalen Zusammenarbeit sowie der techni-
schen Hilfe und Beratenden Dienste auf dem Gebiet der Ver-
brechensverhütung und der Strafrechtspflege, der Förderung
und Stärkung der Rechtsstaatlichkeit und der Reform der In-
stitutionen der Strafrechtspflege, namentlich beim Wiederauf-
bau in der Konfliktfolgezeit, und der Durchführung der tech-
nischen Hilfe in Afrika, die das zum Büro der Vereinten Na-
tionen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung gehörende
Programm der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Ver-
brechensverhütung und der Strafrechtspflege gewährt,

in Anerkennung der Rolle, die die Standards und Normen
der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Verbrechensver-
hütung und der Strafrechtspflege und ihre Weiterentwicklung
spielen, wie dies in der Resolution 2004/28 des Wirtschafts-
und Sozialrats vom 21. Juli 2004 zum Ausdruck kommt,

sich dessen bewusst, dass die an das Büro der Vereinten
Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung gerichte-
ten Ersuchen um technische Hilfe aus den am wenigsten ent-
wickelten Ländern, Entwicklungsländern und Transforma-
tionsländern, namentlich beim Wiederaufbau in der Konflikt-
folgezeit, ständig zunehmen, sowie in Anerkennung der Not-
wendigkeit, die Kapazität des Büros zur technischen Zusam-
menarbeit weiter ausgewogen auf alle von der Generalver-
sammlung und vom Wirtschafts- und Sozialrat festgelegten
Vorrangbereiche aufzuteilen,

mit dem Ausdruck ihres Dankes für die von bestimmten
Mitgliedstaaten bereitgestellten Mittel, die es dem Büro der
Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämp-
fung, dem Interregionalen Forschungsinstitut der Vereinten
Nationen für Kriminalität und Rechtspflege sowie den Institu-

ten des Verbunds des Programms der Vereinten Nationen auf
dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der Strafrechts-
pflege und anderen zuständigen Organen in den letzten Jahren
ermöglicht haben, ihre Kapazitäten zur Durchführung einer
größeren Zahl von Projekten auf dem Gebiet der Verbrechens-
verhütung und der Strafrechtspflege auszubauen,

1. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht des Ge-
neralsekretärs über die Fortschritte bei der Durchführung der
Resolution 59/159 der Generalversammlung444;

2. bekräftigt, wie wichtig das Programm der Vereinten
Nationen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der
Strafrechtspflege für die Förderung wirksamer Maßnahmen
zur Stärkung der internationalen Zusammenarbeit auf dem Ge-
biet der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege ist,
da es auf die Bedürfnisse der internationalen Gemeinschaft an-
gesichts der innerstaatlichen wie auch der grenzüberschreiten-
den Kriminalität eingeht und den Mitgliedstaaten dabei behilf-
lich ist, ihre Ziele in Bezug auf die Verbrechensverhütung auf
innerstaatlicher und zwischenstaatlicher Ebene zu erreichen
und ihre Maßnahmen zur Verbrechensbekämpfung zu verbes-
sern;

3. begrüßt erneut die Tätigkeit der Kommission für
Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege, die auf die Ko-
ordinierung der Bemühungen um eine internationale Zusam-
menarbeit gerichtet ist, und ersucht darum, dass in alle Pro-
gramme und Aktivitäten des Büros der Vereinten Nationen für
Drogen- und Verbrechensbekämpfung auch weiterhin eine ge-
schlechtsspezifische Perspektive einbezogen wird;

4. erklärt erneut, wie wichtig die Tätigkeit des Büros
der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämp-
fung bei der Wahrnehmung seines Mandats auf dem Gebiet der
Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege ist, indem es
namentlich die Tätigkeit aller einschlägigen und zuständigen
Organe der Vereinten Nationen, einschließlich des Ausschus-
ses des Sicherheitsrats nach Resolution 1373 (2001) betreffend
die Bekämpfung des Terrorismus (Ausschuss zur Bekämp-
fung des Terrorismus) und des Exekutivdirektoriums des Aus-
schusses zur Bekämpfung des Terrorismus, koordiniert und er-
gänzt;

5. bekräftigt die Rolle, die dem Büro der Vereinten Na-
tionen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung dabei zu-
kommt, den Mitgliedstaaten auf Antrag und mit hohem Vor-
rang technische Zusammenarbeit, Beratende Dienste und an-
dere Formen der Hilfe auf dem Gebiet der Verbrechensverhü-
tung und der Strafrechtspflege, namentlich im Bereich der
Verhütung und Eindämmung der grenzüberschreitenden orga-
nisierten Kriminalität, des Menschenhandels in allen seinen
Aspekten, der Schleusung von Migranten und der Korruption,
sowie auf dem Gebiet des Wiederaufbaus innerstaatlicher
Strafjustizsysteme zu gewähren, und betont, wie notwendig es
ist, dass das Büro im Einklang mit seinem bestehenden Mandat
seine operativen Tätigkeiten verstärkt, um insbesondere den
am wenigsten entwickelten Ländern, Entwicklungsländern

442 Resolution 55/25, Anlagen I-III, und Resolution 55/255, Anlage. Deut-
sche Übersetzung: dBGBl. 2005 II S. 954, 956; öBGBl. III Nr. 84/2005
(Übereinkommen); dBGBl. 2005 II S. 954, 995; öBGBl. III Nr. 220/2005
(Protokoll gegen Menschenhandel); dBGBl. 2005 II S. 954, 1007 (Pro-
tokoll gegen Schleusung).
443 Resolution 59/290, Anlage. 444 A/60/131.
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und Transformationsländern, namentlich beim Wiederaufbau
in der Konfliktfolgezeit, behilflich zu sein;

6. ersucht das Büro der Vereinten Nationen für Drogen-
und Verbrechensbekämpfung, sich auch weiterhin darum zu
bemühen, den Mitgliedstaaten auf Antrag technische Hilfe zur
Stärkung der internationalen Zusammenarbeit bei der Verhü-
tung und Bekämpfung des Terrorismus zu gewähren, indem es
die Ratifikation und die Durchführung der universellen Über-
einkommen und Protokolle betreffend den Terrorismus, na-
mentlich des Internationalen Übereinkommens zur Bekämp-
fung nuklearterroristischer Handlungen443, erleichtert, insbe-
sondere durch die Ausbildung des Justiz- und Strafverfol-
gungspersonals in ihrer korrekten Anwendung, und in seinen
Programmen die für den Aufbau der nationalen Kapazität er-
forderlichen Elemente berücksichtigt, mit dem Ziel, faire und
wirksame Strafjustizsysteme und die Rechtsstaatlichkeit als
festen Bestandteil aller Strategien zur Bekämpfung des Terro-
rismus zu stärken;

7. bekundet ihre tiefe Besorgnis über die negativen Aus-
wirkungen der grenzüberschreitenden Kriminalität, nament-
lich des Menschenhandels und der Schleusung von Migranten,
des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen
und des Handels mit unerlaubten Drogen, auf die Entwicklung,
den Frieden und die Sicherheit sowie die Menschenrechte und
über die zunehmende Verwundbarkeit der Staaten gegenüber
dieser Art von Kriminalität;

8. erkennt die Fortschritte an, die bei der Durchführung
der weltweiten Programme zur Bekämpfung von Menschen-
handel, einschließlich der Unterstützung und des Schutzes der
Opfer, Korruption, organisierter Kriminalität, Geldwäsche
und Terrorismus erzielt wurden, und fordert den Generalse-
kretär auf, die Wirksamkeit dieser Programme weiter zu erhö-
hen und die Tätigkeit des Büros der Vereinten Nationen für
Drogen- und Verbrechensbekämpfung stärker an diesen vor-
rangigen Programmen auf dem Gebiet der Verbrechensverhü-
tung und der Strafrechtspflege auszurichten;

9. ersucht den Generalsekretär erneut, das Programm
der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Verbrechensver-
hütung und der Strafrechtspflege dringend mit ausreichenden
Ressourcen auszustatten, damit es, seinem hohen Vorrang ge-
mäß, sein Mandat in vollem Umfang erfüllen kann;

10. bittet alle Staaten, die operativen Tätigkeiten des Pro-
gramms der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Verbre-
chensverhütung und der Strafrechtspflege stärker zu unterstüt-
zen, indem sie freiwillige Beiträge an den Fonds der Vereinten
Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege
oder freiwillige Beiträge zur direkten Unterstützung solcher
Tätigkeiten leisten, namentlich zu Gunsten der Gewährung
technischer Hilfe bei der Durchführung der Aktionspläne zur
Umsetzung der Wiener Erklärung über Verbrechen und Ge-
rechtigkeit: Bewältigung der Herausforderungen des 21. Jahr-
hunderts437, bei der Erfüllung der auf dem Elften Kongress der
Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Straf-
rechtspflege eingegangenen Verpflichtungen und bei der
Durchführung der in der Erklärung von Bangkok über Syner-
gien und Maßnahmen: Strategische Allianzen auf dem Gebiet

der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege445 ge-
nannten Maßnahmen;

11. bittet alle Staaten außerdem, durch freiwillige Beiträ-
ge die Aktivitäten zu unterstützen, die das Interregionale For-
schungsinstitut der Vereinten Nationen für Kriminalität und
Rechtspflege sowie Institute des Verbunds des Programms der
Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Verbrechensverhü-
tung und der Strafrechtspflege sowie andere zuständige Stellen
durchführen;

12. fordert die Staaten und die zuständigen internationa-
len Organisationen nachdrücklich auf, zur wirksamen Be-
kämpfung der grenzüberschreitenden organisierten Krimina-
lität, namentlich des Menschenhandels und damit zusammen-
hängender krimineller Tätigkeiten, beispielsweise Menschen-
raub und Schleusung von Migranten, sowie der Korruption
und des Terrorismus nationale, regionale und internationale
Strategien und weitere notwendige Maßnahmen auszuarbei-
ten, die die diesbezügliche Arbeit des Programms der Verein-
ten Nationen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und
der Strafrechtspflege ergänzen;

13. fordert die Staaten und die Finanzierungsorganisatio-
nen nachdrücklich auf, gegebenenfalls ihre Vergabepolitik für
Entwicklungshilfemittel zu überprüfen und die Verbrechens-
verhütung und die Strafrechtspflege als Teilbereiche in diese
Hilfe mit einzubeziehen;

14. legt den zuständigen Stellen des Systems der Verein-
ten Nationen, insbesondere dem Entwicklungsprogramm der
Vereinten Nationen, nahe und bittet die internationalen Fi-
nanzinstitutionen, insbesondere die Weltbank und den Inter-
nationalen Währungsfonds, sowie die regionalen und nationa-
len Finanzierungsorganisationen, ihre Unterstützung für das
Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbe-
kämpfung weiter zu erhöhen und stärker mit ihm zusammen-
zuwirken, um Synergien zu nutzen und Doppelarbeit zu ver-
meiden, und sicherzustellen, dass Aktivitäten betreffend Ver-
brechensverhütung und Strafrechtspflege, namentlich Aktivi-
täten im Zusammenhang mit der Verhütung von Korruption
und der Förderung der Rechtsstaatlichkeit, nach Bedarf im
Rahmen ihrer Agenda für eine nachhaltige Entwicklung ge-
prüft und die Fachkenntnisse des Büros in vollem Umfang ge-
nutzt werden;

15. begrüßt die Anstrengungen, die die Kommission für
Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege unternommen
hat, um die ihr übertragene Aufgabe der Mobilisierung von
Ressourcen energischer zu verfolgen, und fordert die Kom-
mission auf, ihre diesbezüglichen Tätigkeiten weiter zu ver-
stärken;

16. begrüßt außerdem das Ergebnis der von der Regie-
rung Nigerias am 5. und 6. September 2005 in Abuja gemäß
der Resolution 2004/32 des Wirtschafts- und Sozialrats vom
21. Juli 2004 ausgerichteten Rundtischkonferenz zum Thema
"Kriminalität und Drogen als Hindernisse für die Sicherheit
und die Entwicklung in Afrika" in Form eines umfassenden

445 Resolution 60/177, Anlage.
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Aktionsprogramms 2006-2010 zur Stärkung der Rechtsstaat-
lichkeit und der Strafjustizsysteme in Afrika446, in dem alle
afrikanischen Staaten, regionalen und subregionalen Institu-
tionen, Finanzinstitutionen und Entwicklungspartner gebeten
werden, die Themen Kriminalität und Drogen in ihre Entwick-
lungsstrategien und die öffentliche Entwicklungshilfe für
Afrika zu integrieren;

17. dankt den nichtstaatlichen Organisationen und den
sonstigen maßgeblichen Sektoren der Zivilgesellschaft für ih-
re Unterstützung des Programms der Vereinten Nationen auf
dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der Strafrechts-
pflege;

18. ersucht den Generalsekretär, das Büro der Vereinten
Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung auch wei-
terhin mit angemessenen Mitteln auszustatten, damit es die
Durchführung des Übereinkommens und der dazugehörigen
Protokolle442 auf wirksame Weise und nach Bedarf unter der
Anleitung der Konferenz der Vertragsparteien des Überein-
kommens der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschrei-
tende organisierte Kriminalität fördern und seine Aufgaben als
Sekretariat dieser Konferenz der Vertragsparteien mandatsge-
mäß erfüllen kann, und ersucht den Generalsekretär außerdem,
der Generalversammlung die Berichte dieser Konferenz der
Vertragsparteien zu übermitteln;

19. ersucht den Generalsekretär außerdem, alle erforder-
lichen Maßnahmen zu ergreifen, um die Kommission für Ver-
brechensverhütung und Strafrechtspflege als das wichtigste
richtliniengebende Organ auf diesem Gebiet bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben, einschließlich der Zusammenarbeit und
Koordinierung mit den Instituten des Verbunds des Pro-
gramms der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Verbre-
chensverhütung und der Strafrechtspflege und anderen zustän-
digen Organen, angemessen zu unterstützen;

20. fordert alle Staaten und zuständigen Organisationen
der regionalen Wirtschaftsintegration nachdrücklich auf, so-
fern sie es nicht bereits getan haben, das Übereinkommen der
Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organi-
sierte Kriminalität (Übereinkommen von Palermo) und die da-
zugehörigen Protokolle sowie das Übereinkommen der Ver-
einten Nationen gegen Korruption441 und die internationalen
Übereinkommen und Protokolle betreffend den Terrorismus,
einschließlich des vor kurzem verabschiedeten Internationalen
Übereinkommens zur Bekämpfung nuklearterroristischer
Handlungen, zu unterzeichnen, zu ratifizieren beziehungswei-
se ihnen beizutreten;

21. begrüßt es, dass bereits freiwillige Beiträge entrichtet
wurden, und legt den Staaten nahe, über den in dem Überein-
kommen der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschrei-
tende organisierte Kriminalität eigens für diesen Zweck vor-
gesehenen Finanzierungsmechanismus der Vereinten Natio-
nen beziehungsweise durch direkte Unterstützung der Durch-
führungsaktivitäten und -initiativen regelmäßig angemessene

freiwillige Beiträge zur Durchführung des Übereinkommens
und der dazugehörigen Protokolle zu entrichten;

22. legt den Mitgliedstaaten nahe, das der Resolution
2005/14 des Wirtschafts- und Sozialrats vom 22. Juli 2005 als
Anlage beigefügte Bilaterale Musterabkommen über die Auf-
teilung eingezogener Erträge aus Straftaten oder Vermögens-
gegenstände zu berücksichtigen, das ein nützliches Modell für
die an der Aushandlung und dem Abschluss bilateraler Ab-
kommen zur Erleichterung der Aufteilung eingezogener Erträ-
ge aus Straftaten interessierten Staaten darstellt, und dadurch
die internationale Zusammenarbeit in diesem Bereich als eines
der Hauptziele des Übereinkommens der Vereinten Nationen
gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität zu
stärken;

23. legt den Staaten nahe, über das Globale Programm
des Büros der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbre-
chensbekämpfung gegen Korruption beziehungsweise durch
direkte Unterstützung der Durchführungsaktivitäten und -in-
itiativen regelmäßig angemessene freiwillige Beiträge zur
Durchführung des am 14. Dezember 2005 in Kraft getretenen
Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen Korruption
zu entrichten;

24. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 60/176

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/510 und Corr.1, Ziff. 21)447.

60/176. Afrikanisches Institut der Vereinten Nationen für
Verbrechensverhütung und die Behandlung
Straffälliger

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/158 vom 20. Dezem-
ber 2004 und alle anderen einschlägigen Resolutionen,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekre-
tärs448,

eingedenk der dringenden Notwendigkeit, wirksame Ver-
brechensverhütungsstrategien für Afrika zu entwickeln, sowie
der Bedeutung, die den Strafverfolgungsbehörden und der
rechtsprechenden Gewalt auf regionaler und subregionaler
Ebene zukommt,

feststellend, dass die Finanzlage des Afrikanischen Insti-
tuts der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und die
Behandlung Straffälliger seine Fähigkeit, in wirksamer und
umfassender Weise Dienste für die afrikanischen Mitglied-
staaten zu erbringen, stark beeinträchtigt hat,

446 In Englisch verfügbar unter https://www.unodc.org/art/en/ppaa.html.

447 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Namibia (im Namen der Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der afrikanischen Staaten
sind).
448 A/60/123.
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1. beglückwünscht das Afrikanische Institut der Verein-
ten Nationen für Verbrechensverhütung und die Behandlung
Straffälliger zu seinen Anstrengungen, die regionalen Aktivi-
täten der technischen Zusammenarbeit zu fördern und zu ko-
ordinieren, die sich mit den Systemen zur Verbrechensverhü-
tung und Strafrechtspflege in Afrika befassen;

2. beglückwünscht den Generalsekretär zu seinen An-
strengungen, die erforderlichen Finanzmittel zu mobilisieren,
damit das Institut mit dem Kernbestand an Bediensteten des
Höheren Dienstes ausgestattet werden kann, den es benötigt,
um wirksam arbeiten und die ihm übertragenen Verpflichtun-
gen wirksam erfüllen zu können; 

3. verweist erneut auf die Notwendigkeit, die Fähigkeit
des Instituts zur Unterstützung nationaler Mechanismen zur
Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege in den afrikani-
schen Ländern weiter auszubauen;

4. fordert die Mitgliedstaaten des Instituts nachdrück-
lich auf, ihr Möglichstes zu tun, um ihren Verpflichtungen ge-
genüber dem Institut nachzukommen;

5. fordert alle Mitgliedstaaten und nichtstaatlichen Or-
ganisationen auf, konkrete praktische Maßnahmen zu ergrei-
fen, um das Institut beim Aufbau der erforderlichen Kapazitä-
ten zu unterstützen und um seine Programme und Tätigkeiten
zur Stärkung der Systeme zur Verbrechensverhütung und
Strafrechtspflege in Afrika durchzuführen;

6. ersucht den Generalsekretär, sich verstärkt darum zu
bemühen, alle in Betracht kommenden Stellen des Systems der
Vereinten Nationen zu mobilisieren, damit das Institut die er-
forderliche finanzielle und technische Unterstützung erhält,
die es ihm gestattet, sein Mandat zu erfüllen;

7. ersucht den Generalsekretär außerdem, sich weiter
um die Mobilisierung der erforderlichen Finanzmittel zu be-
mühen, damit das Institut den Kernbestand an Bediensteten
des Höheren Dienstes aufrechterhalten kann, den es benötigt,
um die ihm übertragenen Verpflichtungen wirksam erfüllen zu
können;

8. fordert das Programm der Vereinten Nationen auf
dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der Strafrechts-
pflege und das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und
Verbrechensbekämpfung auf, eng mit dem Institut zusammen-
zuarbeiten;

9. ersucht den Generalsekretär, die regionale Koopera-
tion, Koordinierung und Zusammenarbeit im Kampf gegen die
Kriminalität verstärkt zu fördern, insbesondere gegen ihre
grenzüberschreitenden Formen, die durch innerstaatliche
Maßnahmen allein nicht ausreichend bekämpft werden kön-
nen;

10. ersucht den Generalsekretär außerdem, konkrete
Vorschläge zum Ausbau der Programme und Tätigkeiten des
Instituts, namentlich die Aufstockung des Kernbestands an
Bediensteten des Höheren Dienstes, vorzulegen und der Ge-
neralversammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über
die Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/177

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/510 und Corr.1, Ziff. 21)449.

60/177. Folgemaßnahmen zum Elften Kongress der Ver-
einten Nationen für Verbrechensverhütung und
Strafrechtspflege

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 57/270 B vom 23. Juni
2003, in der sie hervorhob, dass eine wichtige Aufgabe des Sy-
stems der Vereinten Nationen darin besteht, den Regierungen
behilflich zu sein, sich auch künftig in vollem Umfang für die
Weiterverfolgung und Umsetzung der auf den großen Konfe-
renzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen erzielten
Vereinbarungen und Zusagen zu engagieren, und in der sie die
zwischenstaatlichen Organe des Systems bat, die Umsetzung
der Ergebnisse der großen Konferenzen und Gipfeltreffen der
Vereinten Nationen weiter zu fördern,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 59/151 vom
20. Dezember 2004, in der sie den Generalsekretär ersuchte,
für geeignete Folgemaßnahmen zu der Resolution zu sorgen
und der Generalversammlung auf ihrer sechzigsten Tagung
über die Kommission für Verbrechensverhütung und Straf-
rechtspflege darüber Bericht zu erstatten,

nach Behandlung des Berichts des Elften Kongresses der
Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Straf-
rechtspflege450 und der entsprechenden, von der Kommission
für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege auf ihrer
vierzehnten Tagung abgegebenen Empfehlungen451,

eingedenk ihrer Resolution 60/175 vom 16. Dezember
2005 über die Stärkung des Programms der Vereinten Natio-
nen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der Straf-
rechtspflege, insbesondere seiner Kapazität zur technischen
Zusammenarbeit, und der Rolle des Büros der Vereinten Na-
tionen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung bei der
Durchführung der in der "Erklärung von Bangkok über Syn-

449 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Albanien, Algerien, Angola, Austra-
lien, Bangladesch, Belarus, Burkina Faso, Chile, China, Costa Rica, De-
mokratische Republik Kongo, Dominikanische Republik, Ecuador, ehe-
malige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Fidschi, Gam-
bia, Griechenland, Guatemala, Haiti, Indonesien, Iran (Islamische Repu-
blik), Italien, Japan, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap
Verde, Kasachstan, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Kongo, Laotische
Volksdemokratische Republik, Lesotho, Madagaskar, Malawi, Malaysia,
Mali, Marokko, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Nigeria,
Österreich, Panama, Peru, Philippinen, Republik Korea, Russische Föde-
ration, Sambia, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Sri Lanka,
Sudan, Thailand, Timor-Leste, Trinidad und Tobago, Tunesien, Türkei,
Vereinigte Republik Tansania, Vereinigte Staaten von Amerika und
Vietnam.
450 Eleventh United Nations Congress on Crime Prevention and Criminal
Justice, Bangkok, 18-25 April 2005: report prepared by the Secretariat
(United Nations publication, Sales No. E.05.IV.7).
451 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 10 (E/2005/30).
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ergien und Maßnahmen: Strategische Allianzen auf dem Ge-
biet der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege" dar-
gelegten Maßnahmen,

1. macht sich die in der Anlage zu dieser Resolution ent-
haltene "Erklärung von Bangkok über Synergien und Maßnah-
men: Strategische Allianzen auf dem Gebiet der Verbrechens-
verhütung und der Strafrechtspflege" zu eigen, die von dem
Elften Kongress der Vereinten Nationen für Verbrechensver-
hütung und Strafrechtspflege verabschiedet und von der Kom-
mission für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege auf
ihrer vierzehnten Tagung und in der Folge vom Wirtschafts-
und Sozialrat in seiner Resolution 2005/15 vom 22. Juli 2005
gebilligt wurde;

2. bittet die Regierungen, die Erklärung von Bangkok
und die vom Elften Kongress verabschiedeten Empfehlungen
zur Abfassung von Rechtsvorschriften und programmatischen
Handlungsrichtlinien umzusetzen und dabei die besonderen
wirtschaftlichen, sozialen, rechtlichen und kulturellen Gege-
benheiten der einzelnen Staaten zu berücksichtigen;

3. bekräftigt die Bereitschaft der Mitgliedstaaten, im
Geiste der gemeinsamen und geteilten Verantwortung, wie in
der Erklärung von Bangkok anerkannt, auf die Verbesserung
der internationalen Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der
Kriminalität und des Terrorismus auf multilateraler, regionaler
und bilateraler Ebene, unter anderem auf den Gebieten Aus-
lieferung und gegenseitige Rechtshilfe, hinzuwirken;

4. bittet die Mitgliedstaaten, diejenigen in der Erklärung
von Bangkok behandelten Bereiche aufzuzeigen, in denen
weitere Hilfsmittel sowie auf internationalen Normen und be-
währten Praktiken beruhende Handbücher benötigt werden,
und diese Angaben der Kommission für Verbrechensverhü-
tung und Strafrechtspflege vorzulegen, sodass diese sie be-
rücksichtigen kann, wenn sie sich mit möglichen künftigen Tä-
tigkeitsbereichen des Büros der Vereinten Nationen für Dro-
gen- und Verbrechensbekämpfung befasst;

5. ersucht den Generalsekretär, den Bericht des Elften
Kongresses450, einschließlich der Erklärung von Bangkok, an
die Mitgliedstaaten sowie an zwischenstaatliche und nicht-
staatliche Organisationen zu verteilen, um eine möglichst wei-
te Verbreitung der darin enthaltenen Empfehlungen zu ge-
währleisten, und von den Mitgliedstaaten Vorschläge betref-
fend geeignete Folgemaßnahmen zu der Erklärung von Bang-
kok, zur Behandlung und Beschlussfassung durch die Kom-
mission für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege auf
ihrer fünfzehnten Tagung, einzuholen;

6. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Be-
richt über die Stärkung des Programms der Vereinten Nationen
auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der Straf-
rechtspflege, insbesondere seiner Kapazität zur technischen
Zusammenarbeit, vorzulegen, der auch ein Kapitel über die Er-
klärung von Bangkok, die vom Elften Kongress verabschiede-
ten Empfehlungen und die Durchführung dieser Resolution
enthält.

Anlage

Erklärung von Bangkok über Synergien und Maßnah-
men: Strategische Allianzen auf dem Gebiet der Ver- 
brechensverhütung und der Strafrechtspflege

Wir, die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen,

versammelt auf dem Elften Kongress der Vereinten Natio-
nen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege vom
18. bis 25. April 2005 in Bangkok, um im Geiste der Zusam-
menarbeit wirksamere konzertierte Maßnahmen zur Bekämp-
fung der Kriminalität und zur Herbeiführung von Gerechtig-
keit zu beschließen, 

überzeugt, dass die Kongresse der Vereinten Nationen für
Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege, die ein wichti-
ges zwischenstaatliches Forum bilden, zu einzelstaatlichen
Politiken und Praktiken beigetragen haben, indem sie den Mei-
nungs- und Erfahrungsaustausch erleichtert, die öffentliche
Meinung mobilisiert und auf nationaler, regionaler und inter-
nationaler Ebene grundsatzpolitische Alternativen empfohlen
und so einen bedeutenden Beitrag zum Fortschritt und zur För-
derung der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet
der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege geleistet
haben,

unter Hinweis auf die Arbeit der zehn früheren Kongresse
der Vereinten Nationen,

in Bekräftigung der dem Programm der Vereinten Natio-
nen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der Straf-
rechtspflege übertragenen Verantwortung, mit den Mitglied-
staaten und mit regionalen und internationalen Organisationen
auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der Straf-
rechtspflege zusammenzuarbeiten,

höchst besorgt über die Ausweitung und die Dimensionen
der grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität, ein-
schließlich des unerlaubten Drogenhandels, der Geldwäsche,
des Menschenhandels, der Schleusung von Migranten, des un-
erlaubten Waffenhandels und des Terrorismus, über die zwi-
schen ihnen bestehenden Verbindungen und die zunehmende
Komplexität und Diversifizierung der Aktivitäten organisier-
ter krimineller Gruppen,

betonend, dass die Verstärkung des Dialogs zwischen den
Kulturen, die Förderung von Toleranz, die Verhinderung un-
terschiedsloser Angriffe auf andere Religionen und Kulturen
und die Auseinandersetzung mit Entwicklungsfragen und un-
gelösten Konflikten zur internationalen Zusammenarbeit bei-
tragen werden, die einer der wichtigsten Faktoren der Be-
kämpfung des Terrorismus in allen seinen Arten und Erschei-
nungsformen ist, und erneut erklärend, dass terroristische
Handlungen unter keinen Umständen gerechtfertigt werden
können,

bekräftigend, dass die Staaten sicherstellen müssen, dass
alle Maßnahmen, die sie zur Bekämpfung des Terrorismus er-
greifen, mit allen ihren völkerrechtlichen Verpflichtungen im
Einklang stehen, und dass sie derartige Maßnahmen in Über-
einstimmung mit der Charta der Vereinten Nationen und dem
Völkerrecht, insbesondere den internationalen Menschen-
rechtsnormen, dem Flüchtlingsvölkerrecht und dem humani-
tären Völkerrecht, treffen sollen,
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höchst beunruhigt über den raschen Anstieg, die geografi-
sche Ausdehnung und die Auswirkungen der neuen Wirt-
schafts- und Finanzkriminalität, die als eine erhebliche Bedro-
hung der einzelnen Volkswirtschaften und des internationalen
Finanzsystems in Erscheinung getreten ist,

unter Betonung der Notwendigkeit einer integrierten und
systemischen Vorgehensweise bei der Bekämpfung der Kor-
ruption und der Geldwäsche innerhalb der bestehenden Rah-
men und Rechtsinstrumente, insbesondere derjenigen unter
dem Dach der Vereinten Nationen, da diese Verbrechen die
Begehung weiterer krimineller Tätigkeiten begünstigen kön-
nen,

mit Dank Kenntnis nehmend von der Arbeit der regionalen
Vorbereitungstagungen für den Elften Kongress der Vereinten
Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege452,

erklären Folgendes:

1. Wir bekunden unseren politischen Willen und unsere
Entschlossenheit, die in dieser Erklärung dargelegten Bestre-
bungen und Ziele zu verwirklichen.

2. Wir bekräftigen, dass wir die Vereinten Nationen und
das Programm der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der
Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege, insbesonde-
re die Kommission für Verbrechensverhütung und Strafrechts-
pflege und das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und
Verbrechensbekämpfung, das Interregionale Forschungsinsti-
tut der Vereinten Nationen für Kriminalität und Rechtspflege
und die Institute des Programm-Verbunds, unvermindert un-
terstützen und uns weiter zu ihnen bekennen, und treffen den
Beschluss, das Programm nach Bedarf durch dauerhafte Fi-
nanzierung weiter zu stärken.

3. Im Geiste der gemeinsamen und geteilten Verant-
wortung bekräftigen wir unsere Bereitschaft, auf die Verbes-
serung der internationalen Zusammenarbeit bei der Bekämp-
fung der Kriminalität und des Terrorismus auf multilateraler,
regionaler und bilateraler Ebene, unter anderem auf den Ge-
bieten der Auslieferung und der gegenseitigen Rechtshilfe,
hinzuwirken. Wir sind bestrebt, sicherzustellen, dass wir über
nationale Kapazitäten und nach Bedarf über kohärente inter-
nationale Kapazitäten, durch die Vereinten Nationen und an-
dere zuständige globale und regionale Organisationen, verfü-
gen, um auf internationaler Ebene zusammenzuarbeiten, ins-
besondere bei der Verhütung, Untersuchung, Verfolgung und
Aburteilung von Straftaten der grenzüberschreitenden organi-
sierten Kriminalität und des Terrorismus und bei der Entdek-
kung von zwischen ihnen bestehenden Verbindungen.

4. Wir begrüßen das Inkrafttreten des Übereinkommens
der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende orga-
nisierte Kriminalität und zweier seiner Protokolle453. Wir for-

dern alle Staaten, die dies noch nicht getan haben, auf, die Ra-
tifikation dieses Übereinkommens und seiner Protokolle so-
wie des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen Kor-
ruption454 und der internationalen Übereinkünfte zur Terroris-
musbekämpfung beziehungsweise den Beitritt zu diesen anzu-
streben und ihre Bestimmungen umzusetzen. Wir verpflichten
uns, bei der Umsetzung der Bestimmungen dieser Rechtsin-
strumente unsere Verpflichtungen nach dem Völkerrecht, ins-
besondere den internationalen Menschenrechtsnormen, dem
Flüchtlingsvölkerrecht und dem humanitären Völkerrecht, un-
eingeschränkt zu befolgen. Wir unterstützen jede Bemühung,
die Umsetzung dieser Rechtsinstrumente zu erleichtern.

5. Wir fordern die Geberstaaten und Finanzinstitutio-
nen auf, auch weiterhin regelmäßig angemessene freiwillige
Beiträge zu entrichten, um den Entwicklungs- und Transfor-
mationsländern technische Hilfe zu gewähren, um ihnen beim
Aufbau ihrer Kapazitäten zur Verhütung und Bekämpfung der
Kriminalität in allen ihren Erscheinungsformen und zur An-
wendung der Regeln und Normen der Vereinten Nationen auf
dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der Strafrechts-
pflege behilflich zu sein und es ihnen insbesondere zu erleich-
tern, Vertragsparteien der internationalen Übereinkünfte zur
Terrorismusbekämpfung und der maßgeblichen internationa-
len Übereinkünfte zur Kriminalitätsbekämpfung, beispiels-
weise des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die
grenzüberschreitende organisierte Kriminalität und der dazu-
gehörigen Protokolle, des Übereinkommens der Vereinten Na-
tionen gegen Korruption und der internationalen Suchtstoff-
übereinkommen, zu werden und diese umzusetzen.

6. Wir unterstützen ein integrierteres Vorgehen im Rah-
men der Vereinten Nationen im Hinblick auf die Gewährung
von Hilfe beim Aufbau von Kapazitäten zur Verbrechensver-
hütung und Strafrechtspflege und bei der Zusammenarbeit in
Strafsachen mit grenzüberschreitendem Charakter, als Beitrag
zur Herstellung und Stärkung der Rechtsstaatlichkeit.

7. Wir sind bestrebt, unsere Maßnahmen gegen Krimi-
nalität und Terrorismus auf nationaler und internationaler Ebe-
ne zu verbessern, indem wir im Einklang mit den innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften unter anderem Informationen über
Kriminalität und Terrorismus sowie über wirksame Gegen-
maßnahmen sammeln und austauschen. Wir begrüßen die
wichtige Arbeit des Büros der Vereinten Nationen für Drogen-
und Verbrechensbekämpfung und des Verbunds des Pro-
gramms der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Verbre-
chensverhütung und der Strafrechtspflege auf dem Gebiet der
Tendenzen in der Kriminalität und der Rechtspflege.

8. Wir sind überzeugt, dass die Wahrung der Rechts-
staatlichkeit, eine gute Regierungsführung und die ordnungs-
gemäße Verwaltung der öffentlichen Angelegenheiten und öf-
fentlicher Vermögensgegenstände auf lokaler, nationaler und
internationaler Ebene Voraussetzungen für die Schaffung und
Erhaltung eines Umfelds für die erfolgreiche Verhütung und
Bekämpfung der Kriminalität sind. Wir bekennen uns zur Ent-452 A/CONF.203/RPM.1/1, A/CONF.203/RPM.2/1,

A/CONF.203/RPM.3/1 und Corr.1 und A/CONF.203/RPM.4/1.
453 Resolution 55/25, Anlagen I-III. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2005
II S. 954, 956; öBGBl. III Nr. 84/2005 (Übereinkommen); dBGBl. 2005
II S. 954, 995; öBGBl. III Nr. 220/2005 (Protokoll gegen Menschenhan-
del); dBGBl. 2005 II S. 954, 1007 (Protokoll gegen Schleusung).

454 Resolution 58/4, Anlage. Deutsche Übersetzung: öBGBl. III
Nr. 47/2006.
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wicklung und Erhaltung gerechter und effizienter Institutionen
der Strafrechtspflege, namentlich zur humanen Behandlung
aller Personen in Untersuchungshaft- und Vollzugsanstalten
im Einklang mit den anwendbaren internationalen Normen.

9. Wir anerkennen die Rolle, die Einzelpersonen und
Gruppen außerhalb des öffentlichen Sektors, wie der Zivilge-
sellschaft, nichtstaatlichen Organisationen und Gemeinwe-
senorganisationen, dabei zukommt, zur Verhütung und Be-
kämpfung von Kriminalität und Terrorismus beizutragen. Wir
befürworten die Verabschiedung von Maßnahmen zur Stär-
kung dieser Rolle in einem rechtsstaatlichen Rahmen.

10. Wir erkennen an, dass Kriminalität und Viktimisie-
rung durch umfassende und wirksame Verbrechensverhü-
tungsstrategien erheblich verringert werden können. Wir for-
dern mit Nachdruck, dass solche Strategien an den tieferen Ur-
sachen und den Risikofaktoren für Kriminalität und Viktimi-
sierung ansetzen und dass sie auf lokaler, nationaler und
internationaler Ebene weiterentwickelt und umgesetzt wer-
den, unter anderem unter Berücksichtigung der Leitlinien für
die Verbrechensverhütung455.

11. Wir stellen fest, dass Länder, die einen Konflikt über-
wunden haben, für Kriminalität besonders anfällig sind, ins-
besondere für organisierte Kriminalität und Korruption, und
empfehlen daher den Mitgliedstaaten, Regionalorganisationen
und internationalen Einrichtungen wie dem Büro der Verein-
ten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung, die-
sen Problemen in Abstimmung mit der Sekretariats-Hauptab-
teilung Friedenssicherungseinsätze und anderen zuständigen
Stellen durch wirksamere Maßnahmen zu begegnen, um in
Postkonfliktsituationen die Rechtsstaatlichkeit wiederherzu-
stellen, zu stärken oder zu wahren und eine geordnete Rechts-
pflege zu gewährleisten.

12. Angesichts der zunehmenden Beteiligung organisier-
ter krimineller Gruppen am Diebstahl von Kulturgütern und
dem Handel damit sowie am unerlaubten Handel mit geschütz-
ten Arten freilebender Tiere und Pflanzen erkennen wir an, wie
wichtig es ist, diese Formen der Kriminalität zu bekämpfen,
und wir fordern die Mitgliedstaaten auf, eingedenk der ein-
schlägigen völkerrechtlichen Übereinkünfte, darunter das
Übereinkommen über Maßnahmen zum Verbot und zur Ver-
hütung der rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung
von Kulturgut456, das Übereinkommen über den internationa-
len Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und
Pflanzen457 und das Übereinkommen über die biologische
Vielfalt458, wirksame Maßnahmen zur Stärkung der internatio-
nalen Zusammenarbeit zu treffen.

13. Wir nehmen mit Besorgnis Kenntnis von der Zunah-
me des Menschenraubs und des Menschenhandels, die schwe-

re, gewinnträchtige und unmenschliche Formen der organi-
sierten Kriminalität darstellen und oft mit dem Ziel begangen
werden, kriminelle Organisationen und in einigen Fällen ter-
roristische Aktivitäten zu finanzieren, und empfehlen daher,
Maßnahmen zur Bekämpfung dieser Verbrechen auszuarbei-
ten und Aufmerksamkeit auf die Schaffung praktischer Me-
chanismen zu ihrer Bekämpfung zu richten. Wir anerkennen
die Notwendigkeit, Maßnahmen mit dem Ziel durchzuführen,
angemessene Hilfe und angemessenen Schutz für die Opfer
von Menschenraub und Menschenhandel und ihre Familien
bereitzustellen.

14. Eingedenk der Resolution 59/156 der Generalver-
sammlung vom 20. Dezember 2004 über die Verhinderung,
Bekämpfung und Bestrafung des Handels mit menschlichen
Organen nehmen wir Kenntnis von der ernsthaften Besorgnis
über die unerlaubte Entnahme von menschlichen Organen und
den Handel damit und werden mit Interesse den in der genann-
ten Resolution angeforderten Bericht des Generalsekretärs
prüfen.

15. Wir bekräftigen, wie überaus wichtig es ist, die be-
stehenden Übereinkünfte anzuwenden und die nationalen
Maßnahmen und die internationale Zusammenarbeit in Straf-
sachen weiterzuentwickeln, indem beispielsweise erwogen
wird, Maßnahmen zu stärken und auszuweiten, insbesondere
Maßnahmen gegen Computerkriminalität, Geldwäsche und
den Handel mit Kulturgütern sowie die Auslieferung, die ge-
genseitige Rechtshilfe und die Einziehung, Beitreibung und
Rückerstattung von Erträgen aus Straftaten.

16. Wir stellen fest, dass die Informationstechnologie
und die rasante Entwicklung neuer Telekommunikations- und
Computernetzwerksysteme im gegenwärtigen Zeitalter der
Globalisierung mit dem Missbrauch dieser Technologien für
kriminelle Zwecke einhergehen. Wir begrüßen daher die An-
strengungen zur Ausweitung und Ergänzung der bestehenden
Zusammenarbeit bei der Verhütung, Untersuchung und straf-
rechtlichen Verfolgung der Hochtechnologie- und Computer-
kriminalität, so auch durch die Entwicklung von Partnerschaf-
ten mit dem Privatsektor. Wir anerkennen den wichtigen Bei-
trag, den die Vereinten Nationen in regionalen und anderen in-
ternationalen Foren zur Bekämpfung der Computerkriminali-
tät leisten, und bitten die Kommission für Verbrechensverhü-
tung und Strafrechtspflege, unter Berücksichtigung dieser
Erfahrungen zu prüfen, ob unter der Ägide der Vereinten Na-
tionen und in Partnerschaft mit anderen Organisationen mit
ähnlichem Arbeitsschwerpunkt weitere Hilfe auf diesem Ge-
biet gewährt werden kann.

17. Wir erkennen an, wie wichtig es ist, der Notwendig-
keit des Schutzes der Zeugen und Opfer von Kriminalität und
Terrorismus besondere Aufmerksamkeit zu widmen, und wir
verpflichten uns, den rechtlichen und finanziellen Rahmen für
die Unterstützung dieser Opfer bei Bedarf zu stärken, unter an-
derem unter Berücksichtigung der Erklärung über Grundprin-
zipien der rechtmäßigen Behandlung von Verbrechensopfern
und Opfern von Machtmissbrauch459.

455 Resolution 2002/13 des Wirtschafts- und Sozialrats, Anlage.
456 United Nations, Treaty Series, Vol. 823, Nr. 11806. Deutsche Über-
setzung: AS 2004 2881.
457 Ebd., Vol. 993, Nr. 14537. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1975 II
S. 773; LGBl. 1980 Nr. 63; öBGBl. Nr. 188/1982; AS 1975 1135.
458 Ebd., Vol. 1760, Nr. 30619. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1993 II
S. 1741; LGBl. 1998 Nr. 39; öBGBl. Nr. 213/1995; AS 1995 1408. 459 Resolution 40/34, Anlage.
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18. Wir fordern die Mitgliedstaaten auf, im Einklang mit
ihrem innerstaatlichen Recht Schritte zu unternehmen, um den
Zugang zur Justiz zu fördern, die Gewährung rechtlichen Bei-
stands für Personen zu erwägen, die dessen bedürfen, und ih-
nen die wirksame Geltendmachung ihrer Rechte im Strafju-
stizsystem zu ermöglichen.

19. Wir nehmen mit Besorgnis Kenntnis von dem Pro-
blem des Handels mit unerlaubten Drogen und den damit ein-
hergehenden schwerwiegenden sozioökonomischen Folgen
und fordern daher die Stärkung der internationalen Zusam-
menarbeit bei der Bekämpfung dieser Form der organisierten
Kriminalität.

20. Wir werden die internationale Zusammenarbeit stär-
ken, um ein der Verbrechensbekämpfung förderliches Umfeld
zu schaffen, namentlich indem wir mittels wirksamer und aus-
gewogener Entwicklungsstrategien und Maßnahmen zur Ver-
brechensverhütung das Wachstum und eine nachhaltige Ent-
wicklung fördern und Armut und Arbeitslosigkeit beseitigen.

21. Wir fordern die Staaten auf, sofern sie es nicht bereits
getan haben, Vertragsparteien der universellen Übereinkünfte
gegen den Terrorismus zu werden und sie durchzuführen. Mit
dem Ziel, die Staaten besser zu befähigen, Vertragsparteien
dieser Übereinkünfte zu werden und sie durchzuführen und die
einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats gegen den Ter-
rorismus einzuhalten, bekunden wir unsere Unterstützung für
die kontinuierlichen Anstrengungen des Büros der Vereinten
Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung, im Rah-
men seines Mandats und in Abstimmung mit dem Ausschuss
des Sicherheitsrats zur Bekämpfung des Terrorismus und dem
Exekutivdirektorium des Ausschusses zur Bekämpfung des
Terrorismus den Staaten bei ihren Bemühungen um die Rati-
fikation und Durchführung dieser Übereinkünfte behilflich zu
sein, indem es ihnen auf Antrag technische Hilfe gewährt. Da-
zu könnte Hilfe für Strafjustizsysteme gehören, um die wirk-
same Durchführung dieser Übereinkünfte zu erleichtern.

22. Wir verleihen der Hoffnung Ausdruck, dass die lau-
fenden Verhandlungen über den Entwurf eines umfassenden
Übereinkommens über den internationalen Terrorismus so
bald wie möglich abgeschlossen werden. In diesem Zusam-
menhang erkennen wir an, dass die Einigung über eine mög-
liche Definition des Terrorismus eine der wichtigsten zu klä-
renden Fragen ist. Wir fordern die Mitgliedstaaten auf, die Un-
terzeichnung und Ratifikation des Internationalen Überein-
kommens zur Bekämpfung nuklearterroristischer Handlun-
gen460 zu erwägen.

23. Wir sind überzeugt, dass das rasche Inkrafttreten und
die anschließende Durchführung des Übereinkommens der
Vereinten Nationen gegen Korruption von zentraler Bedeu-
tung für die auf internationaler Ebene unternommenen An-
strengungen zur Bekämpfung der Korruption sind, und räu-
men daher der Unterstützung der diesbezüglichen Anstren-
gungen hohen Vorrang ein und fordern alle Staaten auf, sofern

sie es nicht bereits getan haben, die Unterzeichnung, die Rati-
fikation beziehungsweise den Beitritt zu dem Übereinkommen
anzustreben.

24. Wir sind außerdem überzeugt, dass die ordnungsge-
mäße Verwaltung der öffentlichen Angelegenheiten und öf-
fentlicher Vermögensgegenstände sowie die Rechtsstaatlich-
keit für die Verhütung und Bekämpfung der Korruption we-
sentlich sind, so unter anderem durch wirksame Maßnahmen
zu ihrer Untersuchung und strafrechtlichen Verfolgung. Fer-
ner erkennen wir an, dass es zur Eindämmung der Korruption
notwendig ist, eine Kultur der Integrität und der Rechen-
schaftspflicht im öffentlichen wie im privaten Sektor zu för-
dern.

25. Wir sind überzeugt, dass die Wiedererlangung von
Vermögenswerten einer der wesentlichen Bestandteile des
Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen Korruption
ist, und unterstreichen aus diesem Grund die Notwendigkeit,
Maßnahmen zu verabschieden, die eine mit den Grundsätzen
dieses Übereinkommens vereinbare Wiedererlangung von
Vermögenswerten erleichtern.

26. Wir sind uns der Herausforderung bewusst, die mit
der Untersuchung und strafrechtlichen Verfolgung komplexer
Fälle von Wirtschafts- und Finanzkriminalität, einschließlich
der Geldwäsche, verbunden ist. Wir fordern die Mitgliedstaa-
ten auf, Politiken, Maßnahmen und Institutionen für einzel-
staatliches Handeln und internationale Zusammenarbeit zur
Verhütung, Untersuchung und strafrechtlichen Verfolgung
von Wirtschafts- und Finanzkriminalität, einschließlich der
Geldwäsche, sowie der mit Hilfe von Informationstechnologi-
en verübten oder durch diese erleichterten Kriminalität zu stär-
ken, insbesondere wenn diese mit der Terrorismusfinanzie-
rung und dem Handel mit unerlaubten Drogen verbunden ist.

27. Wir sind uns bewusst, wie entscheidend wichtig es
ist, gegen Dokumenten- und Identitätsbetrug anzugehen, um
die organisierte Kriminalität und den Terrorismus einzudäm-
men. Wir sind bestrebt, die internationale Zusammenarbeit zu
verbessern, namentlich auch durch technische Hilfe, um Do-
kumenten- und Identitätsbetrug, insbesondere den betrügeri-
schen Gebrauch von Reisedokumenten, zu bekämpfen, indem
wir die Sicherheitsmaßnahmen verbessern, und befürworten
die Verabschiedung geeigneter nationaler Rechtsvorschriften.

28. Wir empfehlen, den Entwicklungsländern freiwillige
Beiträge und geeignete technische Hilfe zur Verfügung zu stel-
len, um ihre Kapazitäten auszubauen und so ihre Bemühungen
um die wirksame Bekämpfung der Wirtschafts- und Finanz-
kriminalität zu unterstützen.

29. Wir werden uns bemühen, in unseren nationalen Pro-
grammen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der
Reform der Strafrechtspflege die Regeln und Normen der Ver-
einten Nationen einzusetzen und anzuwenden, wo dies ange-
bracht ist, und bei Bedarf Anstrengungen zu unternehmen, um
ihre weitere Verbreitung sicherzustellen. Wir werden uns be-
mühen, geeignete Schulungen für Strafverfolgungsbeamte,
namentlich Strafvollzugsbedienstete, Staatsanwälte, Richter
und andere einschlägige Berufsgruppen, zu erleichtern und da-

460 Resolution 59/290, Anlage.
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bei diese Normen und Regeln sowie bewährte Praktiken auf in-
ternationaler Ebene zu berücksichtigen.

30. Wir empfehlen der Kommission für Verbrechensver-
hütung und Strafrechtspflege, eine Überprüfung der Angemes-
senheit der Normen und Regeln für die Strafvollzugsverwal-
tung und Strafgefangene in Erwägung zu ziehen.

31. Wir stellen mit Besorgnis fest, dass die mit Freiheits-
entziehung verbundenen physischen und sozialen Bedingun-
gen die Verbreitung von HIV/Aids in Untersuchungshaft- und
Vollzugsanstalten und somit in der Gesellschaft begünstigen
können und daher ein gravierendes Problem in der Strafvoll-
zugsverwaltung darstellen; wir fordern die Staaten auf, nach
Bedarf und im Einklang mit den innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften Maßnahmen und Leitlinien zu entwickeln und zu ver-
abschieden, um sicherzustellen, dass auf die im Zusammen-
hang mit HIV/Aids auftretenden besonderen Probleme in die-
sen Einrichtungen angemessen eingegangen wird.

32. Um die Interessen der Opfer und die Rehabilitation
der Täter zu fördern, erkennen wir an, wie wichtig es ist, die
Politiken, Verfahren und Programme der ausgleichsorientier-
ten Justiz, die Alternativen zur Strafverfolgung umfassen, wei-
terzuentwickeln und dadurch mögliche negative Auswirkun-
gen der Freiheitsentziehung zu vermeiden, zur Verringerung
der Arbeitsbelastung der Strafgerichte beizutragen und gege-
benenfalls die Einbeziehung von Konzepten der ausgleichs-
orientierten Justiz in Strafjustizsysteme zu fördern.

33. Wir bekräftigen unsere Entschlossenheit, der Jugend-
justiz besondere Aufmerksamkeit zu widmen. Wir werden
prüfen, wie gewährleistet werden kann, dass Dienste für Kin-
der bereitgestellt werden, die Opfer von Verbrechen sind oder
die mit dem Gesetz in Konflikt geraten sind, insbesondere Kin-
der, denen die Freiheit entzogen ist, und dass diese Dienste ih-
rem Geschlecht, ihren sozialen Umständen und ihren Entwick-
lungsbedürfnissen sowie den einschlägigen Normen und Re-
geln der Vereinten Nationen je nach Bedarf Rechnung tragen.

34. Wir betonen, dass Maßnahmen erwogen werden
müssen, um die Ausbreitung der Kriminalität in den Städten zu
verhindern, indem namentlich die internationale Zusammen-
arbeit verbessert, Kapazitäten für die Strafverfolgung und die
Rechtsprechung auf diesem Gebiet aufgebaut und die Mitwir-
kung der lokalen Behörden und der Zivilgesellschaft gefördert
werden.

35. Wir sprechen dem Volk und der Regierung Thailands
für die den Teilnehmern erwiesene warmherzige und großzü-
gige Gastfreundschaft und für die ausgezeichneten Einrichtun-
gen, die sie dem Elften Kongress zur Verfügung gestellt haben,
unseren tief empfunden Dank aus.

RESOLUTION 60/178

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/511, Ziff. 15)461.

60/178. Internationale Zusammenarbeit zur Bekämpfung
des Weltdrogenproblems

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der Verein-
ten Nationen462, ihre Resolution 59/163 vom 20. Dezember
2004 und ihre anderen früheren Resolutionen,

es begrüßend, dass die vom 14. bis 16. September 2005 auf
dem Weltgipfel 2005 in New York versammelten Staats- und
Regierungschefs im Ergebnis des Weltgipfels 2005463 ihre fe-
ste Entschlossenheit und ihr unbeirrbares Engagement im Hin-
blick darauf zum Ausdruck brachten, das Weltdrogenproblem
durch internationale Zusammenarbeit und nationale Strategien
zur Beseitigung des Angebots unerlaubter Drogen und der un-
erlaubten Nachfrage danach zu überwinden, und Kenntnis
nehmend von der von ihnen bekundeten Entschlossenheit, die
Kapazität des Büros der Vereinten Nationen für Drogen- und
Verbrechensbekämpfung, die Mitgliedstaaten bei diesen Auf-
gaben auf Antrag zu unterstützen, im Rahmen seines bestehen-
den Mandats zu stärken, 

in Bekräftigung der von der Generalversammlung auf ihrer
zwanzigsten Sondertagung verabschiedeten Politischen Erklä-
rung464 und der Bedeutung, die der Erreichung der für 2008 ge-
steckten Ziele zukommt, der während des Tagungsteils auf
Ministerebene der sechsundvierzigsten Tagung der Sucht-
stoffkommission verabschiedeten gemeinsamen Ministerer-

461 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, An-
dorra, Angola, Antigua und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbai-
dschan, Bahamas, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bo-
livien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussa-
lam, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire,
Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Deutschland, Dominikani-
sche Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich, Gam-
bia, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, In-
dien, Indonesien, Irak, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jor-
danien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Kenia,
Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Laotische
Volksdemokratische Republik, Lettland, Libysch-Arabische Dschamahi-
rija, Liechtenstein, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Mali,
Malta, Marokko, Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten
von), Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Niederlande,
Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen,
Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation,
Sambia, San Marino, Schweden, Schweiz, Senegal, Simbabwe, Singapur,
Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen,
Sudan, Tadschikistan, Thailand, Tschechische Republik, Türkei, Ukrai-
ne, Ungarn, Uruguay, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes König-
reich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika,
Vietnam und Zypern.
462 Siehe Resolution 55/2.
463 Siehe Resolution 60/1.
464 Resolution S-20/2, Anlage.
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klärung465, des Aktionsplans466 zur Verwirklichung der Erklä-
rung über die Leitgrundsätze für die Senkung der Drogennach-
frage467 und des Aktionsplans für internationale Zusammenar-
beit bei der Ausmerzung des unerlaubten Anbaus von
Betäubungsmittelpflanzen und für Alternative Entwicklung468,

sich dessen bewusst, dass die Mitgliedstaaten auf dem Weg
zur Erreichung der auf der zwanzigsten Sondertagung der Ge-
neralversammlung für 2008 festgelegten Ziele weiter erhebli-
che Fortschritte machen, wie aus den zweijährlichen Berichten
des Exekutivdirektors des Büros der Vereinten Nationen für
Drogen- und Verbrechensbekämpfung hervorgeht469, davon
Kenntnis nehmend, dass der dritte zweijährliche Bericht470 die
Bereiche hervorhob, in denen weitere Anstrengungen seitens
der internationalen Gemeinschaft erforderlich sind, und aner-
kennend, dass das Drogenproblem nach wie vor eine weltweite
Herausforderung darstellt, die die öffentliche Gesundheit und
Sicherheit und das Wohlergehen der Menschheit, insbesonde-
re der Kinder und Jugendlichen, ernsthaft bedroht, und dass es
die sozioökonomische und politische Stabilität und die nach-
haltige Entwicklung, namentlich die Anstrengungen zur Ver-
minderung der Armut, untergräbt sowie mit Gewalt und Kri-
minalität verbunden ist, namentlich in städtischen Gebieten,

besorgt über die ernsten Herausforderungen und Bedro-
hungen durch die weiterhin bestehenden Verbindungen zwi-
schen dem unerlaubten Drogenhandel und dem Terrorismus
und anderen nationalen und grenzüberschreitenden kriminel-
len Tätigkeiten, wie etwa dem Menschenhandel, vor allem
dem Frauen- und Kinderhandel, der Geldwäsche, der Korrup-
tion sowie dem Handel mit Waffen und chemischen Vorläu-
ferstoffen, und bekräftigend, dass es einer starken und wirksa-
men internationalen Zusammenarbeit bedarf, um diesen Be-
drohungen entgegenzuwirken,

sowie besorgt darüber, dass riskantes Verhalten, welches
durch anhaltenden Drogenkonsum, einschließlich intravenö-
sen Drogenkonsums und Weitergabe von Spritzen, verschlim-
mert werden kann, ein wesentlicher Übertragungsweg für
HIV/Aids und andere durch Blut übertragene Krankheiten ist,

in dem Bewusstsein, dass der Aufbau lokaler Kapazitäten
ein wesentlicher Bestandteil wirksamer Drogenpolitiken und
-programme ist,

Kenntnis nehmend von der Verabschiedung ihrer Resolu-
tion 60/179 "Unterstützung für Afghanistan mit dem Ziel, die
wirksame Umsetzung seines Durchführungsplans für die
Suchtstoffbekämpfung zu gewährleisten" am 16. Dezember
2005, die laufenden Anstrengungen Afghanistans zur Be-
kämpfung des Drogenhandels begrüßend und die Regierung

Afghanistans zur Verstärkung dieser Anstrengungen auffor-
dernd,

eingedenk dessen, dass die internationale Zusammenarbeit
bei der Bekämpfung des Drogenmissbrauchs, der unerlaubten
Herstellung von Drogen sowie des unerlaubten Handels damit
gezeigt hat, dass durch nachhaltige und gemeinsame Anstren-
gungen positive Ergebnisse erzielt werden können, und mit
dem Ausdruck ihrer Anerkennung für die diesbezüglichen In-
itiativen,

I

Achtung vor den in der Charta der Vereinten Nationen
verankerten Grundsätzen und anderen Bestimmungen
des Völkerrechts bei der Bekämpfung des Weltdrogen-
problems

1. erklärt erneut, dass die Bekämpfung des Weltdro-
genproblems eine gemeinsame und geteilte Verantwortung
darstellt, die in einem multilateralen Rahmen angegangen wer-
den muss, einen integrierten und ausgewogenen Ansatz erfor-
dert und in voller Übereinstimmung mit den in der Charta der
Vereinten Nationen verankerten Zielen und Grundsätzen und
anderen Bestimmungen des Völkerrechts erfolgen muss, ins-
besondere unter voller Achtung der Souveränität und territo-
rialen Unversehrtheit der Staaten, des Grundsatzes der Nicht-
einmischung in die inneren Angelegenheiten von Staaten so-
wie aller Menschenrechte und Grundfreiheiten, und ausge-
hend von den Grundsätzen der Gleichberechtigung und der
gegenseitigen Achtung;

2. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, das Einheits-
Übereinkommen von 1961 über Suchtstoffe in der durch das
Protokoll von 1972 geänderten Fassung471, das Übereinkom-
men von 1971 über psychotrope Stoffe472 und das Überein-
kommen der Vereinten Nationen von 1988 gegen den uner-
laubten Verkehr mit Suchtstoffen und psychotropen Stoffen473

zu ratifizieren beziehungsweise diesen Übereinkünften beizu-
treten, und fordert alle Vertragsstaaten dieser Übereinkünfte
nachdrücklich auf, alle ihre Bestimmungen anzuwenden;

3. bittet alle Staaten, mit Vorrang das Übereinkommen
der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende orga-
nisierte Kriminalität und die dazugehörigen Protokolle474 und
das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Korrup-
tion475 zu unterzeichnen, zu ratifizieren beziehungsweise die-

465 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2003,
Supplement No. 8 (E/2003/28/Rev.1), Kap. I, Abschn. C; siehe auch
A/58/124, Abschn. II.A.
466 Resolution 54/132, Anlage.
467 Resolution S-20/3, Anlage.
468 Resolution S-20/4 E.
469 E/CN.7/2001/2 und Add.1-3, E/CN.7/2001/16 und E/CN.7/2003/2 und
Add.1-6.
470 E/CN.7/2005/2 und Add.1-6.

471 United Nations, Treaty Series, Vol. 976, Nr. 14152. Deutsche Über-
setzung: dBGBI. 1977 II S. 111; 1980 II S. 1405; 1981 II S. 378; 1985 II
S. 1103; öBGBl. Nr. 531/1978; AS 2005 371. 
472 Ebd., Vol. 1019, Nr. 14956. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1976 II
S. 1477; LGBl. 2000 Nr. 6; öBGBl. III Nr. 148/1997; AS 1996 1752.
473 Ebd., Vol. 1582, Nr. 27627. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1993 II
S. 1136; öBGBl. III Nr. 154/1997; AS 2006 531.
474 Resolution 55/25, Anlagen I-III, und Resolution 55/255, Anlage. Deut-
sche Übersetzung: dBGBl. 2005 II S. 954, 956; öBGBl. III Nr. 84/2005
(Übereinkommen); dBGBl. 2005 II S. 954, 995; öBGBl. III Nr. 220/2005
(Protokoll gegen Menschenhandel); dBGBl. 2005 II S. 954, 1007 (Pro-
tokoll gegen Schleusung).
475 Resolution 58/4, Anlage. Deutsche Übersetzung: öBGBl. III
Nr. 47/2006. 
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sen Übereinkünften beizutreten, und bittet die Vertragsstaaten
dieser Übereinkünfte, sie vollinhaltlich durchzuführen, damit
die grenzüberschreitenden kriminellen Aktivitäten, die mit
dem unerlaubten Drogenhandel zusammenhängen, umfassend
bekämpft werden;

II

Internationale Zusammenarbeit zur Bekämpfung des
Weltdrogenproblems und Folgemaßnahmen zu der
zwanzigsten Sondertagung

1. betont, dass das Weltdrogenproblem im multilatera-
len, regionalen, bilateralen und nationalen Rahmen angegan-
gen werden muss und dass die Maßnahmen zur Bekämpfung
dieses Problems nur dann erfolgreich sein können, wenn sich
alle Mitgliedstaaten daran beteiligen, dass diese Maßnahmen
durch eine intensive internationale Entwicklungszusammen-
arbeit gestützt und noch stärker in die nationalen Entwick-
lungsprioritäten einbezogen werden müssen und dass sie ein
Gleichgewicht zwischen der Verringerung des Angebots und
der Senkung der Nachfrage sowie eine umfassende Strategie
erfordern, die Alternative Entwicklung, so auch gegebenen-
falls präventive Alternative Entwicklung, die Vernichtung von
Anbaukulturen, Verbote, Strafverfolgung, Prävention, Be-
handlung und Rehabilitation sowie Bildung kombiniert;

2. fordert alle Staaten auf, ihre Anstrengungen im
Kampf gegen das Weltdrogenproblem zu verstärken, damit die
für 2008 festgelegten Ziele in der von der Generalversamm-
lung auf ihrer zwanzigsten Sondertagung verabschiedeten Po-
litischen Erklärung464 erreicht werden, und fordert alle maß-
geblichen Akteure auf, die Ergebnisse der Sondertagung sowie
die Ergebnisse des Tagungsteils auf Ministerebene der sechs-
undvierzigsten Tagung der Suchtstoffkommission465 zu för-
dern und umzusetzen;

3. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, ihrer
Pflicht zur Berichterstattung über die Folgemaßnahmen zur
Umsetzung der Ergebnisse der zwanzigsten Sondertagung der
Generalversammlung über das Weltdrogenproblem nachzu-
kommen und über alle auf der Sondertagung vereinbarten
Maßnahmen umfassend zu berichten;

4. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Ergebnis
der am 5. und 6. September 2005 in Abuja abgehaltenen Rund-
tischkonferenz zum Thema "Kriminalität und Drogen als Hin-
dernisse für die Sicherheit und die Entwicklung in Afrika" in
Form eines umfassenden Aktionsprogramms 2006-2010476;

Datensammlung und Forschung

5. betont, dass die Erhebung und Analyse von Daten
und Evaluierung der Ergebnisse der auf nationaler und inter-
nationaler Ebene derzeit unternommenen Politikmaßnahmen
unverzichtbare Instrumente für die Weiterentwicklung soli-
der, auf Fakten gestützter Drogenkontrollstrategien sind, und
legt daher den Mitgliedstaaten nahe, die Überwachungs- und
Evaluierungsinstrumente weiterzuentwickeln und zu institu-

tionalisieren und die verfügbaren Daten für den Austausch und
die Weitergabe von Informationen auf allen Ebenen zu nutzen;

6. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Bereitstellung zu-
sätzlicher Berichte und Analysen über frauenspezifische Da-
ten betreffend den Konsum unerlaubter Substanzen und den
Zugang zu geeigneten Behandlungsdiensten zu erwägen;

Aufbau lokaler Kapazitäten 

7. legt allen Staaten nahe, den Aufbau lokaler Kapazi-
täten durch die Erstellung und Verbreitung von Informationen
über Tendenzen beim Drogenmissbrauch zu unterstützen und
auf allen Ebenen Schulungsmöglichkeiten bereitzustellen und
die Bildung gemeinschaftlicher Netzwerke zu fördern, mit
dem Ziel, bewährte Praktiken zu nutzen und Erfahrungen aus-
zutauschen;

Senkung der Nachfrage

8. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, den
Aktionsplan466 zur Verwirklichung der Erklärung über die
Leitgrundsätze für die Senkung der Drogennachfrage467 umzu-
setzen und ihre nationalen Anstrengungen zur Bekämpfung
des Missbrauchs unerlaubter Drogen durch ihre Bevölkerung,
insbesondere Kinder und junge Menschen, zu verstärken;

9. fordert die Staaten und Organisationen, die über ent-
sprechenden Sachverstand beim Aufbau lokaler Kapazitäten
verfügen, auf, Drogenkonsumenten, insbesondere denjenigen
mit HIV/Aids und anderen durch Blut übertragenen Krankhei-
ten, nach Bedarf Zugang zu Behandlungs-, Gesundheits- und
sozialen Diensten zu verschaffen und Staaten, die einen sol-
chen Sachverstand benötigen, in Übereinstimmung mit den in-
ternationalen Drogenkontrollverträgen zu unterstützen;

10. fordert die Staaten nachdrücklich auf, zur Verwirk-
lichung des Ziels einer erheblichen und messbaren Senkung
des Drogenmissbrauchs bis zum Jahr 2008

a) weiter umfassende Politiken und Programme zur
Nachfragesenkung, einschließlich Forschungsarbeiten, durch-
zuführen, die alle unter internationaler Kontrolle stehenden
Drogen erfassen, um die Öffentlichkeit verstärkt für das Dro-
genproblem zu sensibilisieren, unter besonderer Berücksich-
tigung von Präventiv- und Aufklärungsmaßnahmen, und vor
allem jungen Menschen und anderen Risikogruppen Informa-
tionen über den Erwerb von Lebenskompetenzen, über ge-
sundheitsbewusste Entscheidungen und über drogenfreie Ak-
tivitäten zu vermitteln;

b) unter der Aufsicht der zuständigen Gesundheitsbe-
hörden weiter umfassende Politiken zur Nachfragesenkung,
einschließlich Aktivitäten zur Risikoverringerung, auszuar-
beiten und durchzuführen, die mit bewährten medizinischen
Verfahrensweisen und mit den internationalen Suchtstoffüber-
einkommen im Einklang stehen und die die schädlichen ge-
sundheitlichen und sozialen Folgen des Drogenmissbrauchs
verringern, und ein breites Spektrum umfassender Dienstlei-
stungen zur Behandlung, Rehabilitation und sozialen Wieder-
eingliederung von Drogenabhängigen bereitzustellen und mit
entsprechenden Ressourcen auszustatten, da die soziale Aus-
grenzung ein bedeutsamer Risikofaktor für den Drogen-
missbrauch ist;

476 In Englisch verfügbar unter https://www.unodc.org/art/en/ppaa.html.
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c) verstärkt Frühinterventionsprogramme durchzufüh-
ren, die Kinder und junge Menschen vom Konsum unerlaubter
Drogen abbringen, so unter anderem auch vom gleichzeitigen
Konsum mehrerer Drogen und vom Freizeitkonsum von
Suchtstoffen wie Cannabis und synthetischen Drogen, insbe-
sondere amphetaminähnlichen Stimulanzien, und die aktive
Beteiligung der jüngeren Generation und ihrer Familien an
Kampagnen gegen den Drogenmissbrauch zu fördern;

d) die Stärkung und Durchführung umfassender Prä-
ventions- und Behandlungsprogramme zu erwägen und si-
cherzustellen, dass solche Programme die geschlechtsspezifi-
schen Hindernisse auf geeignete Weise angehen, die den Zu-
gang von jungen Mädchen und Frauen einschränken, unter an-
gemessener Berücksichtigung aller mit Bildung, Familie und
Gemeinschaft zusammenhängenden Begleitumstände, ein-
schließlich der sozialen und klinischen Vorgeschichte; 

Unerlaubte synthetische Drogen

11. fordert die Staaten nachdrücklich auf, ihre Anstren-
gungen auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene zu
erneuern, um die in dem Aktionsplan gegen die unerlaubte
Herstellung von amphetaminähnlichen Stimulanzien und ih-
ren Vorläuferstoffen, den unerlaubten Verkehr damit und den
Missbrauch solcher Substanzen477 enthaltenen umfassenden
Maßnahmen durchzuführen, besondere Anstrengungen zu un-
ternehmen, um dem Missbrauch und dem Freizeitkonsum von
amphetaminähnlichen Stimulanzien, insbesondere durch Ju-
gendliche, entgegenzuwirken, und Informationen über die
schädlichen gesundheitlichen, sozialen und wirtschaftlichen
Folgen eines solchen Missbrauchs zu verbreiten;

12. fordert die Mitgliedstaaten auf, dem Büro der Ver-
einten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung
freiwillig Informationen über neue Missbrauchsstoffe zu über-
mitteln, sodass es die über solche Stoffe verfügbaren Kennt-
nisse, Hinweise auf ihren Missbrauch und andere Gesund-
heitsgefahren, soweit bekannt, sowie Informationen über Syn-
theseverfahren, Abzweigungskanäle und Handelsmuster rasch
weitergeben kann;

Kontrolle der Stoffe

13. legt den Staaten nahe, Mechanismen und Verfahren
zu schaffen beziehungsweise zu stärken, die eine strenge Kon-
trolle der zur Herstellung unerlaubter Drogen verwendeten
Stoffe gewährleisten, internationale Operationen zur Verhü-
tung der Abzweigung dieser Stoffe zu unterstützen, nament-
lich durch Koordinierung und Zusammenarbeit zwischen den
Regulierungs- und Strafverfolgungsbehörden, die in Koope-
ration mit dem Internationalen Suchtstoff-Kontrollamt an der
Kontrolle der Vorläuferstoffe beteiligt sind, und Schmuggel-
netzwerke wirksam zu bekämpfen, insbesondere in den Her-
kunfts- und Transitländern, unter anderem durch rückverfol-
gende Ermittlungen durch die Strafverfolgungsbehörden;

14. fordert alle Staaten und zuständigen internationalen
Organisationen nachdrücklich auf, mit dem Internationalen

Suchtstoff-Kontrollamt, insbesondere der Operation "Purple",
der Operation "Topaz" und dem Projekt "Prism", eng zusam-
menzuarbeiten, um den Erfolg dieser internationalen Initiati-
ven zu erhöhen, und gegebenenfalls ihre Strafverfolgungsbe-
hörden zu Untersuchungen von Beschlagnahmen und von Fäl-
len der Abzweigung oder des Schmuggels von Vorläuferstof-
fen und wesentlichem Gerät zu veranlassen, mit dem Ziel, sie
bis zur Quelle der Abzweigung rückzuverfolgen und so die
Weiterführung der unerlaubten Aktivitäten zu verhindern;

Justizielle Zusammenarbeit

15. fordert alle Staaten auf, die internationale Zusam-
menarbeit zwischen den Justiz- und den Strafverfolgungsbe-
hörden auf allen Ebenen zu stärken, um den unerlaubten Dro-
genhandel zu verhüten und zu bekämpfen und die besten ope-
rativen Verfahrensweisen weiterzugeben und zu fördern, mit
dem Ziel, den unerlaubten Drogenhandel zu unterbinden, na-
mentlich durch die Schaffung und Stärkung regionaler Mecha-
nismen, die Gewährung technischer Hilfe und die Einführung
wirksamer Methoden der Zusammenarbeit, insbesondere auf
den Gebieten der Luftfahrt-, Schifffahrt-, Hafen- und Grenz-
kontrolle und bei der Durchführung von Auslieferungsverträ-
gen;

16. anerkennt die von dem Büro der Vereinten Nationen
für Drogen- und Verbrechensbekämpfung geleistete Arbeit
auf dem Gebiet der internationalen Zusammenarbeit, insbe-
sondere mittels rechtsberatender Unterstützung und der Aus-
arbeitung von Leitlinien in Bezug auf bewährte Praktiken, und
legt den Staaten nahe, zur Verbesserung ihrer innerstaatlichen
Rechtsvorschriften und Praktiken von diesen Dienstleistungen
und Instrumenten Gebrauch zu machen; 

17. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, in
Übereinstimmung mit ihrer Rechtsordnung gemeinsam auf
das Ziel hinzuarbeiten, die Wirksamkeit von Strafverfolgungs-
maßnahmen im Zusammenhang mit der Nutzung des Internet
zur Bekämpfung der Drogenkriminalität zu erhöhen; 

Bekämpfung der Geldwäsche

18. fordert die Staaten nachdrücklich auf, die Maßnah-
men zur Verhütung und Bekämpfung des Waschens der Erträ-
ge aus dem Drogenhandel und damit zusammenhängenden
kriminellen Tätigkeiten, insbesondere die internationale Zu-
sammenarbeit und technische Hilfe, zu verstärken, mit Unter-
stützung durch das System der Vereinten Nationen, internatio-
nale Institutionen wie die Weltbank und den Internationalen
Währungsfonds sowie regionale Entwicklungsbanken und ge-
gebenenfalls die Arbeitsgruppe "Finanzielle Maßnahmen ge-
gen die Geldwäsche" und ähnlich angelegte regionale Organe,
umfassende internationale Systeme zur Bekämpfung der
Geldwäsche und ihrer möglichen Verbindungen mit der orga-
nisierten Kriminalität und der Finanzierung des Terrorismus
aufzubauen beziehungsweise zu stärken und den Informa-
tionsaustausch zwischen Finanzinstitutionen und den Einrich-
tungen zu verbessern, die den Auftrag haben, das Waschen sol-
cher Erträge zu verhüten und aufzudecken;

19. fordert die Staaten auf, zu erwägen, in ihre nationalen
Drogenkontrollpläne Bestimmungen über die Schaffung na-
tionaler Netzwerke aufzunehmen, um ihre jeweiligen Kapazi-

477 Siehe Resolution S-20/4 A. 
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täten zur Verhütung, Überwachung, Kontrolle und Unterbin-
dung schwerer Straftaten im Zusammenhang mit der Geldwä-
sche und der Finanzierung des Terrorismus zu stärken, und ge-
nerell allen Akten der grenzüberschreitenden organisierten
Kriminalität entgegenzuwirken und die bestehenden regiona-
len und internationalen Netzwerke zur Bekämpfung der Geld-
wäsche zu ergänzen;

Internationale Zusammenarbeit bei der Beseitigung des
unerlaubten Anbaus und bei der Alternativen Entwick-
lung

20. anerkennt die Anstrengungen, die die Staaten unter-
nehmen, um innovative Alternativprogramme durchzuführen,
unter anderem in den Bereichen Aufforstung, Landwirtschaft
und Klein- und Mittelbetriebe, und betont, wie wichtig es ist,
dass das System der Vereinten Nationen und die internationale
Gemeinschaft die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der
Gemeinwesen, denen solche Programme zugute kommen, un-
terstützen;

21. fordert einen umfassenden Ansatz zur Integration
von Programmen für Alternative Entwicklung, gegebenenfalls
einschließlich präventiver Alternativer Entwicklung, in die
weiter reichenden Programme für wirtschaftliche und soziale
Entwicklung;

22. fordert die Staaten auf, gegebenenfalls

a) bei Bedarf auch durch die Bereitstellung neuer und
zusätzlicher Finanzmittel verstärkt Programme für Alternative
Entwicklung, für Sicherheit und Rechtsstaatlichkeit, wo erfor-
derlich, für Umweltschutz und für die Beseitigung des uner-
laubten Anbaus in Ländern zu unterstützen, die vom unerlaub-
ten Anbau der Cannabispflanze, insbesondere in Afrika, des
Opiummohns und des Cocastrauchs betroffen sind, insbeson-
dere nationale Programme, die die soziale Ausgrenzung ver-
ringern und eine nachhaltige Wirtschaftsentwicklung fördern
sollen;

b) durch internationale und regionale Zusammenarbeit
bessere gemeinsame Strategien zu entwickeln, um namentlich
durch Ausbildung, Aufklärung und technische Hilfe die Ka-
pazitäten für Alternative Entwicklung, Beseitigung des uner-
laubten Anbaus und Unterbindung zu stärken, mit dem Ziel,
den unerlaubten Anbau von Betäubungsmittelpflanzen zu be-
seitigen und die wirtschaftliche und soziale Entwicklung zu
fördern;

c) die internationale Zusammenarbeit und gegebenen-
falls auch eine präventive Alternative Entwicklung zu fördern,
um zu verhindern, dass der unerlaubte Anbau von Betäubungs-
mittelpflanzen in anderen Gebieten einsetzt oder dorthin ver-
lagert wird;

d) im Einklang mit dem Grundsatz der geteilten Verant-
wortung den Erzeugnissen aus Alternativen Entwicklungspro-
grammen, die für die Schaffung von Arbeitsplätzen und die
Beseitigung der Armut notwendig sind, verstärkt Zugang zu
ihren Märkten zu gewähren;

e) nationale Mechanismen zur Überwachung und Veri-
fizierung des unerlaubten Anbaus zu schaffen beziehungswei-
se zu stärken;

f) auch weiterhin zur Aufrechterhaltung des Gleichge-
wichts zwischen dem erlaubten Angebot von Rohmaterialien
für Opiate für medizinische und wissenschaftliche Zwecke
und der erlaubten Nachfrage danach beizutragen und zusam-
menzuarbeiten, um die Ausbreitung von Produktionsquellen
von Rohmaterialien für Opiate zu verhindern;

g) ihre Erfahrungen mit der Alternativen Entwicklung,
gegebenenfalls auch mit der präventiven Alternativen Ent-
wicklung, sowie mit der Beseitigung des unerlaubten Anbaus
weiterzugeben und zu verbreiten und sowohl die nutznießen-
den Gemeinwesen als auch akademische Institutionen und
Forschungseinrichtungen in diesen Prozess einzubeziehen,
damit die Wissensbasis vertieft werden kann;

23. fordert die Mitgliedstaaten und die nationalen und in-
ternationalen Entwicklungsorganisationen auf, durch erhöhte
Anstrengungen die Handlungsfähigkeit der lokalen Gemein-
wesen und Behörden in den Projektgebieten zu stärken und sie
vermehrt an den Entscheidungsprozessen zu beteiligen, um zu
erreichen, dass sie die im Einklang mit innerstaatlichen
Rechtsvorschriften ergriffenen Entwicklungsmaßnahmen
stärker mittragen, dass die Nachhaltigkeit dieser Maßnahmen
gewährleistet ist und dass eine gesetzestreue und prosperieren-
de ländliche Gesellschaft entsteht;

24. fordert die Mitgliedstaaten und die internationalen
Organisationen auf, ihre Partnerschaften mit dem Privatsektor
und der Zivilgesellschaft im Einklang mit innerstaatlichen
Rechtsvorschriften zu stärken, um die soziale und die legale
wirtschaftliche Entwicklung in Gebieten, in denen unerlaubte
Drogen erzeugt werden, zu unterstützen, unter Berücksichti-
gung der Rolle des Privatsektors und der Zivilgesellschaft bei
der Förderung der sozialen Verantwortung und bei der Erzeu-
gung und Vermarktung von Produkten im Rahmen Alternati-
ver Entwicklungsprogramme;

III

Maßnahmen des Systems der Vereinten Nationen

1. betont, dass die Integration und Koordinierung der
Drogenkontrolltätigkeit im gesamten System der Vereinten
Nationen, namentlich bei den Folgemaßnahmen zu den großen
Konferenzen der Vereinten Nationen, sowie auch bei anderen
zuständigen multilateralen Institutionen und Organisationen
infolge der Vieldimensionalität des Weltdrogenproblems ge-
fördert werden muss;

2. bekräftigt ihre Entschlossenheit, die internationalen
Drogenkontrollorgane der Vereinten Nationen weiter zu stär-
ken, insbesondere die Suchtstoffkommission, das Büro der
Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung
und das Internationale Suchtstoff-Kontrollamt, um sie zur Er-
füllung ihrer Mandate zu befähigen, eingedenk der Empfeh-
lungen in der Resolution 1999/30 des Wirtschafts- und Sozial-
rats vom 28. Juli 1999 sowie der von der Suchtstoffkommis-
sion seit ihrer vierundvierzigsten Tagung ergriffenen Maßnah-
men und abgegebenen Empfehlungen zur Verbesserung ihrer
Arbeitsabläufe;

3. legt der Suchtstoffkommission in ihrer Eigenschaft
als globales Koordinierungsorgan für die internationale Dro-
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genkontrolle und als Leitungsgremium des Drogenprogramms
des Büros der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbre-
chensbekämpfung sowie dem Internationalen Suchtstoff-Kon-
trollamt nahe, ihre nützliche Arbeit im Hinblick auf die Kon-
trolle der Vorläuferstoffe und anderer Chemikalien, die bei der
unerlaubten Herstellung von Suchtstoffen und psychotropen
Stoffen verwendet werden, weiterzuführen;

4. stellt fest, dass das Internationale Suchtstoff-Kon-
trollamt ausreichende Ressourcen für die Durchführung aller
seiner Aufgaben benötigt, einschließlich der Ressourcen, die
es ihm ermöglichen werden, seine Aufgabe im Rahmen der
Operation "Purple", der Operation "Topaz" und des Projekts
"Prism" wirksam wahrzunehmen, und fordert daher die Mit-
gliedstaaten nachdrücklich auf, sich in einer gemeinsamen An-
strengung zu verpflichten, dem Amt im Einklang mit der Re-
solution 1996/20 des Wirtschafts- und Sozialrats vom 23. Juli
1996 angemessene und ausreichende Haushaltsmittel zuzu-
weisen, betont, dass seine Kapazität erhalten werden muss, un-
ter anderem durch die Bereitstellung geeigneter Mittel durch
den Generalsekretär und durch angemessene technische Un-
terstützung seitens des Büros der Vereinten Nationen für Dro-
gen- und Verbrechensbekämpfung, und fordert eine stärkere
Zusammenarbeit und eine bessere Verständigung zwischen
den Mitgliedstaaten und dem Amt, um es in die Lage zu ver-
setzen, alle seine Aufgaben aus den internationalen Suchtstoff-
übereinkommen durchzuführen;

5. begrüßt die Anstrengungen, die das Büro der Verein-
ten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung zur
Durchführung seines Mandats unternimmt, und ersucht das
Büro, auch weiterhin

a) den Dialog mit den Mitgliedstaaten zu verstärken so-
wie für die kontinuierliche Verbesserung des Managements zu
sorgen und auf diese Weise zu einer besseren und nachhaltigen
Programmdurchführung beizutragen und den Exekutivdirek-
tor weiter zu ermutigen, die Wirksamkeit des Drogenpro-
gramms des Büros der Vereinten Nationen für Drogen- und
Verbrechensbekämpfung so weit wie möglich zu steigern, un-
ter anderem durch die volle Durchführung der Resolutionen
der Suchtstoffkommission, insbesondere der darin enthaltenen
Empfehlungen;

b) verstärkt mit den Mitgliedstaaten und mit den Pro-
grammen, Fonds und zuständigen Stellen der Vereinten
Nationen sowie den zuständigen Regionalorganisationen
und -einrichtungen und nichtstaatlichen Organisationen zu-
sammenzuarbeiten und auf Antrag bei der Umsetzung der
Ergebnisse der zwanzigsten Sondertagung der Generalver-
sammlung behilflich zu sein;

c) im Rahmen der verfügbaren freiwilligen Mittel den-
jenigen Ländern verstärkt Hilfe zu gewähren, die Anstrengun-
gen zur Bekämpfung des unerlaubten Anbaus von Betäu-
bungsmittelpflanzen unternehmen, insbesondere indem sie
Alternative Entwicklungsprogramme durchführen, und neue
und innovative Finanzierungsmechanismen zu erkunden;

d) unter Aufrechterhaltung des Gleichgewichts zwi-
schen Programmen zur Verringerung des Angebots und zur
Senkung der Nachfrage ausreichende Mittel zu veranschlagen,

um in der Lage zu sein, seine Aufgaben bei der Umsetzung des
Aktionsplans466 für die Verwirklichung der Erklärung über die
Leitgrundsätze für die Senkung der Drogennachfrage467 zu er-
füllen, und die Länder auf Antrag bei der Weiterentwicklung
und Durchführung von Maßnahmen zur Senkung der Drogen-
nachfrage zu unterstützen;

e) maßnahmenorientierte Strategien zur Unterstützung
der Mitgliedstaaten bei der Umsetzung des Aktionsplans für
die Verwirklichung der Erklärung zu entwickeln;

f) den Dialog und die Zusammenarbeit mit den multi-
lateralen Entwicklungsbanken und den internationalen Fi-
nanzinstitutionen zu verstärken, damit diese in interessierten
und betroffenen Ländern mit der Drogenkontrolle zusammen-
hängende Kreditvergabe- und Programmierungsaktivitäten
durchführen können, die es diesen Ländern gestatten, die Er-
gebnisse der zwanzigsten Sondertagung umzusetzen, und die
Suchtstoffkommission über weitere Fortschritte auf diesem
Gebiet unterrichtet zu halten;

g) unter Berücksichtigung der Ergebnisse der zwanzig-
sten Sondertagung eine aktualisierte, objektive und umfassen-
de Bewertung der weltweiten Tendenzen auf dem Gebiet des
unerlaubten Verkehrs mit und Transits von Suchtstoffen und
psychotropen Stoffen, einschließlich der dabei verwendeten
Methoden und Routen, in seinen Bericht über den unerlaubten
Drogenhandel aufzunehmen und Mittel und Wege zu empfeh-
len, wie die Kapazität der an diesen Routen liegenden Staaten
zur Bewältigung aller Aspekte des Drogenproblems verbessert
werden kann;

h) den World Drug Report (Weltdrogenbericht), der
umfassende und ausgewogene Informationen über das Welt-
drogenproblem enthält, zu veröffentlichen und sich um zusätz-
liche außerplanmäßige Mittel für seine Veröffentlichung in al-
len Amtssprachen zu bemühen;

i) im Rahmen der für diesen Zweck verfügbaren frei-
willigen Beiträge denjenigen Staaten technische Hilfe zu ge-
währen, die von den zuständigen internationalen Stellen als die
am meisten vom Drogentransit betroffenen Staaten identifi-
ziert werden, insbesondere den Entwicklungsländern, die ei-
ner derartigen Hilfe und Unterstützung bedürfen;

j) auf Antrag der Staaten und unter voller Achtung ihrer
Souveränität und territorialen Unversehrtheit Hilfe bei der
Überwachung des unerlaubten Anbaus von Betäubungsmittel-
pflanzen und bei der rechtzeitigen Aufdeckung seines Einset-
zens oder seiner Verlagerung zu gewähren;

6. begrüßt außerdem die unter der Führung des Büros
der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämp-
fung unternommenen Folgemaßnahmen zu der 2003 in Paris
abgehaltenen Konferenz über die Routen des Drogenhandels
von Zentralasien nach Europa ("Pariser Pakt")478, ermutigt das
Büro und die sonstigen zuständigen internationalen Institutio-
nen zur Fortsetzung ihrer Bemühungen und legt dem Büro na-
he, für die vom Transit unerlaubter Drogen durch ihr Hoheits-

478 Siehe S/2003/641.
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gebiet betroffenen Länder in anderen Regionen ähnliche Stra-
tegien zu entwickeln;

7. nimmt Kenntnis von den Ergebnissen der von der
Suchtstoffkommission auf ihrer achtundvierzigsten Tagung
abgehaltenen "Themenbezogenen Aussprache über die Prä-
vention des Drogenmissbrauchs, Behandlung und Rehabilita-
tion: a) Aufbau lokaler Kapazitäten, b) Prävention von
HIV/Aids und anderer durch Blut übertragener Krankheiten
im Kontext der Prävention des Drogenmissbrauchs"479;

8. ersucht das Büro der Vereinten Nationen für Drogen-
und Verbrechensbekämpfung, vorbehaltlich der Verfügbar-
keit von Mitteln und unter Berücksichtigung der Leitlinien der
Suchtstoffkommission für die Verwendung nicht zweckge-
bundener Mittel480, zusammen mit internationalen Finanzinsti-
tutionen und den an der Verhütung und Unterbindung der
Geldwäsche und des Drogenhandels beteiligten Organisatio-
nen auf Antrag die Bereitstellung von Ausbildung und Bera-
tung durch technische Zusammenarbeit in den Staaten zu er-
leichtern und dabei unter anderem die Empfehlungen betref-
fend Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zu berücksich-
tigen, die von der Arbeitsgruppe "Finanzielle Maßnahmen
gegen die Geldwäsche" und ihren Regionalgruppen ausgear-
beitet wurden;

9. fordert alle Regierungen nachdrücklich auf, dem Bü-
ro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbe-
kämpfung größtmögliche finanzielle und politische Unterstüt-
zung zu gewähren, indem sie die Zahl der Geber erhöhen und
mehr freiwillige Beiträge entrichten, insbesondere nicht
zweckgebundene Beiträge, damit es seine operativen Tätigkei-
ten und die Aktivitäten auf dem Gebiet der technischen Zu-
sammenarbeit fortsetzen, ausweiten und verstärken kann, und
empfiehlt, dem Büro einen ausreichenden Anteil am ordentli-
chen Haushalt der Vereinten Nationen zuzuweisen, damit es
seine Aufgaben erfüllen und auf eine gesicherte und berechen-
bare Finanzierung hinwirken kann;

10. ermutigt die Tagungen der Leiter nationaler Drogen-
bekämpfungsbehörden und der Unterkommission der Sucht-
stoffkommission für unerlaubten Drogenverkehr und damit
zusammenhängende Fragen im Nahen und Mittleren Osten,
auch künftig zur Stärkung der regionalen und internationalen
Zusammenarbeit beizutragen und dabei die Ergebnisse der
zwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung und des
Tagungsteils auf Ministerebene der sechsundvierzigsten Ta-
gung der Kommission465 zu berücksichtigen;

11. fordert die zuständigen Organisationen und Stellen
der Vereinten Nationen, die sonstigen internationalen Organi-
sationen und die internationalen Finanzinstitutionen, ein-
schließlich der regionalen Entwicklungsbanken, auf, Drogen-
kontrollfragen durchgängig in ihre Programme aufzunehmen,
und fordert das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und

Verbrechensbekämpfung auf, seine führende Rolle bei der Be-
reitstellung sachdienlicher Informationen und technischer Hil-
fe auch weiterhin wahrzunehmen;

12. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs481 und ersucht ihn unter Berücksichtigung der Förderung
einer integrierten Berichterstattung, der Generalversammlung
auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht über die
Durchführung dieser Resolution vorzulegen, der sich schwer-
punktmäßig mit den Transitländern befasst.

RESOLUTION 60/179
Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 16. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/511, Ziff. 15)482.

60/179. Unterstützung für Afghanistan mit dem Ziel, die
wirksame Umsetzung seines Durchführungsplans
für die Suchtstoffbekämpfung zu gewährleisten 

Die Generalversammlung,

mit Besorgnis Kenntnis nehmend von dem Bericht "Afgha-
nistan: Opium Survey 2004" (Afghanistan: Opiumstudie
2004) des Büros der Vereinten Nationen für Drogen- und Ver-
brechensbekämpfung, in dem hervorgehoben wird, dass der
Anbau von Opiummohn in Afghanistan beispiellose Ausmaße
erreicht hat und welche Bedrohungen der Sicherheit und Sta-
bilität dieses Landes, der Nachbarregionen und der ganzen
Welt aus der Zunahme des unerlaubten Anbaus von Opium-
mohn, der Herstellung unerlaubter Drogen und des Handels
damit erwachsen, 

in Anerkennung des politischen Willens und der fortdau-
ernden Entschlossenheit Afghanistans, den Anbau von
Opiummohn bis 2013 zu beseitigen, und in diesem Zusam-
menhang den im Februar 2005 eingeleiteten Durchführungs-
plan Afghanistans für die Suchtstoffbekämpfung begrüßend,
durch den das neue Ministerium für Suchtstoffbekämpfung
formell eingerichtet wurde,

Kenntnis nehmend von der Verfassung Afghanistans, in
deren Artikel 7 die Regierung Afghanistans ihre nachdrückli-
che Entschlossenheit bekundet, den unerlaubten Anbau von
Opiummohn, die Herstellung von Opium und anderen uner-
laubten Suchtstoffen sowie den Handel damit zu bekämpfen,

die Regierung Afghanistans dazu ermutigend, ihre An-
strengungen zur Herbeiführung eines wirksamen gesetzlichen
Rahmens für die Suchtstoffbekämpfung zu verstärken,

es begrüßend, dass die Regierung Afghanistans im Rah-
men der Stärkung des Strafverfolgungssystems eine Drogen-
polizei zur Unterstützung ihrer Suchtstoffbekämpfungskam-
pagne eingerichtet hat,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von den von der Re-
gierung Afghanistans im Jahr 2004 erfolgreich durchgeführten
Strafverfolgungsmaßnahmen, die zur Beseitigung von Tau-

479 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 8 (E/2005/28/Rev.1), Kap. II.
480 Ebd., 2001, Supplement No. 8 (E/2001/28/Rev.1), zweiter Teil, Kap. I,
Resolution 44/20, Anlage.

481 A/60/130.
482 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde vom Wirt-
schafts- und Sozialrat vorgelegt.
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senden Hektar Mohnanbaufläche, zur Unterbindung des Dro-
genverkehrs, zur Beschlagnahme erheblicher Mengen an un-
erlaubten Drogen, Vorläuferstoffen, Kleinwaffen und Muni-
tion sowie zur Beseitigung von Hunderten geheimer Labors
für die unerlaubte Drogenherstellung geführt haben, und
Kenntnis nehmend von der Entschlossenheit der Regierung,
ihre Anstrengungen in diesen Bereichen erheblich zu verstär-
ken,

feststellend, dass die Regierung Afghanistans es zur Prio-
rität gemacht hat, eine glaubwürdige, gezielte und verstärkte
Kampagne zur Beseitigung des Anbaus unerlaubter Kulturen
durchzuführen und im Rahmen des nationalen Entwicklungs-
haushalts und des neu eingerichteten Treuhandfonds für die
Suchtstoffbekämpfung mit internationalen Partnern zusam-
menzuarbeiten, um die Bereitstellung dauerhafter alternativer
Existenzgrundlagen in den anvisierten Gebieten zu erleich-
tern,

eingedenk dessen, dass der Kampf gegen den unerlaubten
Anbau von Opiummohn, die Herstellung unerlaubter Sucht-
stoffe und den Handel damit eine gemeinsame, von allen ge-
tragene Verantwortung darstellt, der mittels internationaler
Anstrengungen entsprochen werden muss, wie von den Mit-
gliedstaaten in der von der Generalversammlung auf ihrer
zwanzigsten Sondertagung verabschiedeten Politischen Erklä-
rung483 anerkannt wurde,

unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der Verein-
ten Nationen484 und die darin enthaltenen Ziele, die auf wirt-
schaftliche Entwicklung, Frieden und Sicherheit sowie die
Schaffung des zur Erreichung dieser Ziele erforderlichen Rah-
mens für die internationale Zusammenarbeit ausgerichtet sind,

sowie unter Hinweis auf verschiedene andere Resolutionen
und Empfehlungen der Vereinten Nationen, einschließlich der
Resolution 59/161 der Generalversammlung vom 20. Dezem-
ber 2004 und der Empfehlungen des Internationalen Sucht-
stoff-Kontrollamts in seinem Bericht für 2004485, in denen die
internationale Gemeinschaft ersucht wurde, die Regierung Af-
ghanistans bei ihrem Kampf gegen den unerlaubten Anbau von
Opiummohn und den Handel mit unerlaubten Suchtstoffen zu
unterstützen,

1. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der bilateralen
und multilateralen Unterstützung, die die internationale Ge-
meinschaft Afghanistan über das Büro der Vereinten Nationen
für Drogen- und Verbrechensbekämpfung und andere interna-
tionale Einrichtungen gewährt;

2. würdigt den Durchführungsplan Afghanistans für die
Suchtstoffkämpfung, der eine aus den folgenden acht Punkten
bestehende Strategie umfasst:

a) Aufbau von Institutionen zur Suchtstoffbekämpfung
und entsprechenden Strukturen in den Provinzen;

b) verstärkte Aufklärung der afghanischen Bevölkerung
über die Probleme und Bedrohungen, die vom unerlaubten An-
bau von Opiummohn, von der Herstellung unerlaubter Sucht-
stoffe und dem Handel damit ausgehen;

c) Bereitstellung alternativer Existenzgrundlagen und
Schaffung eines nationalen Entwicklungshaushalts und eines
Treuhandfonds für die Suchtstoffbekämpfung zur Bereitstel-
lung finanzieller Unterstützung;

d) Unterbindung und Beseitigung von Labors zur Hero-
inherstellung durch die nationale Drogenpolizei; 

e) Stärkung der Rechts- und Justizinstitutionen;

f) eine glaubwürdige, gezielte und verifizierte Kampa-
gne zur Beseitigung des unerlaubten Anbaus;

g) Nachfragesenkung und Behandlung von Drogenab-
hängigen;

h) regionale Zusammenarbeit mit Nachbarländern, um
die Sicherheitsgürtel in der Region zu stärken und den Bedro-
hungen entgegenzuwirken, die vom unerlaubten Anbau von
Opiummohn, von der Herstellung unerlaubter Suchtstoffe und
dem Handel damit ausgehen;

3. fordert die internationale Gemeinschaft auf, der Re-
gierung Afghanistans durch weitere technische Hilfe und fi-
nanzielle Zusagen die erforderliche Unterstützung für ihre
Suchtstoffbekämpfungsziele zu gewähren, insbesondere für
alle acht Punkte des Durchführungsplans für die Suchtstoffbe-
kämpfung;

4. legt allen Interessenträgern nahe, die Maßnahmen
zur Senkung der Nachfrage weltweit zu verstärken und da-
durch die Anstrengungen zur Bekämpfung der Herstellung un-
erlaubter Drogen und des Handels damit zu unterstützen;

5. fordert Afghanistan nachdrücklich auf, die Kontrolle
unerlaubter Drogen auch weiterhin als eine seiner obersten
Prioritäten zu behandeln, wie in seiner Verfassung und im
Durchführungsplan für die Suchtstoffbekämpfung vorgese-
hen, und zu diesem Zweck seine Anstrengungen zur Bekämp-
fung des unerlaubten Anbaus von Opiummohn, der Herstel-
lung unerlaubter Drogen und des Handels mit unerlaubten
Drogen und Vorläuferstoffen zu verstärken;

6. ersucht das Büro der Vereinten Nationen für Drogen-
und Verbrechensbekämpfung, durch verstärkte Anstrengun-
gen sicherzustellen, dass Afghanistan im Einklang und in Ab-
stimmung mit dem Durchführungsplan für die Suchtstoffbe-
kämpfung multilaterale Unterstützung erhält.

483 Resolution S-20/2, Anlage.
484 Siehe Resolution 55/2.
485 United Nations publication, Sales No. E.05.XI.3.
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RESOLUTION 60/229

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 95 Stimmen bei 10 Gegenstimmen und 25 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/503, Ziff. 48)486.

Dafür: Ägypten, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Argentinien, Ar-
menien, Aserbaidschan, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Benin, Bra-
silien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, China, Costa Rica,
Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Repu-
blik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Gambia, Ghana, Griechenland, Guatema-
la, Guinea, Guyana, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamai-
ka, Jemen, Jordanien, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Ku-
ba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libysch-Arabi-
sche Dschamahirija, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko,
Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Myanmar, Namibia, Nepal, Niger, Nigeria,
Oman, Pakistan, Panama, Peru, Philippinen, Portugal, Ruanda, Sambia, Sa-
moa, San Marino, Saudi-Arabien, Serbien und Montenegro, Simbabwe, Singa-
pur, Slowakei, Spanien, Sri Lanka, Südafrika, Sudan, Syrische Arabische Repu-
blik, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tunesien, Türkei, Ugan-
da, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabi-
sche Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Zypern.

Dagegen: Australien, Dänemark, Finnland, Japan, Kanada, Neuseeland,
Niederlande, Schweden, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland,
Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Belgien, Deutschland, Estland, Frankreich, Georgien, Irland,
Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Monaco,
Norwegen, Österreich, Polen, Republik Korea, Rumänien, Russische Födera-
tion, Schweiz, Slowenien, Tschechische Republik, Ukraine, Ungarn.

60/229. Künftige Tätigkeit des Internationalen For-
schungs- und Ausbildungsinstituts zur Förderung
der Frau

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf alle ihre früheren Resolutionen über die
Situation des Internationalen Forschungs- und Ausbildungsin-
stituts zur Förderung der Frau, insbesondere die Resolutionen
55/219 vom 23. Dezember 2000, 56/125 vom 19. Dezember
2001, 57/175 vom 18. Dezember 2002, 58/244 vom 23. De-
zember 2003 und 59/260 vom 23. Dezember 2004,

in Bekräftigung ihrer Resolution 57/311 vom 18. Juni 2003
über die Finanzlage des Instituts,

unter Begrüßung der Beiträge des Instituts zur Umsetzung
der Erklärung und Aktionsplattform von Beijing487 und des Er-
gebnisdokuments der dreiundzwanzigsten Sondertagung der
Generalversammlung488,

mit Dank Kenntnis nehmend von dem Fortschrittsbericht
der Direktorin über das Institut betreffend die Durchführung
des Arbeitsprogramms für den Zeitraum von Oktober 2004 bis

Mai 2005489, in dem die Fortschritte anhand der im Arbeitsplan
für 2005 festgelegten Zielerreichungsindikatoren gemessen
werden,

Kenntnis nehmend von dem Schreiben des Ständigen Ver-
treters Spaniens bei den Vereinten Nationen in seiner Eigen-
schaft als Präsident des Exekutivrats des Internationalen For-
schungs- und Ausbildungsinstituts zur Förderung der Frau an
den Präsidenten der Generalversammlung, datiert vom 7. No-
vember 2005490,

es begrüßend, dass der Exekutivrat des Instituts den vor-
geschlagenen Arbeitsplan für 2006 und den Projekthaushalts-
plan für 2006 gebilligt hat491,

in Anerkennung der Beiträge des Instituts zur Förderung
der Geschlechtergleichheit und der Ermächtigung der Frau in
den Bereichen Sicherheit, internationale Migration, insbeson-
dere Überweisungen und Entwicklung, sowie Regierungs- und
Verwaltungsführung und politische Partizipation,

eingedenk dessen, wie wichtig die mittel- und langfristige
Stabilität des Instituts ist, damit die im Rahmen seiner Strate-
gie zur Mitteleinwerbung und zur Konsolidierung seiner Neu-
belebung zu entwickelnden Initiativen gestärkt werden kön-
nen,

erneut erklärend, wie wichtig es ist, eine mittelfristig trag-
fähige Finanzierung für das Institut zu gewinnen,

den Beschluss des Exekutivrats begrüßend, aktiv eine Stra-
tegie zur Mitteleinwerbung für das Institut zu fördern,

eingedenk der Empfehlung des Exekutivrats auf seiner
zweiten, am 1. Juni 2005 abgehaltenen Tagung, wonach der
Bericht der Direktorin des Instituts, der Entwurf des Projekt-
haushaltsplans für 2006 und andere maßgebliche Dokumente
der Generalversammlung vorgelegt werden sollen, 

anerkennend, dass die Durchführung des Arbeitspro-
gramms und des strategischen Plans für das Institut zu einer
umfassenden Diskussion über internationale Migration und
Entwicklung unter einer geschlechtsspezifischen Perspektive
beitragen wird,

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs492;

2. ersucht das Internationale Forschungs- und Ausbil-
dungsinstitut zur Förderung der Frau, im Einklang mit seinem
Mandat seine Tätigkeiten stärker zu koordinieren und sein Ar-
beitsprogramm in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen
Stellen der Vereinten Nationen, wie etwa dem Entwicklungs-
fonds der Vereinten Nationen für die Frau, dem Büro der Son-
derberaterin für Gleichstellungsfragen und Frauenförderung,
der Abteilung Frauenförderung der Sekretariats-Hauptabtei-
lung Wirtschaftliche und Soziale Angelegenheiten und dem
Ausschuss für die Beseitigung der Diskriminierung der Frau,

486 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Griechenland, Italien, Jamaika (im Namen der
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der 77
sind, sowie Chinas), Mexiko und Spanien.
487 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4-15 Sep-
tember 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.13), Kap. I,
Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/beijing/beij_bericht.html. 
488 Resolution S-23/3, Anlage. 

489 INSTRAW/EB/2005/R.2/Rev.1.
490 A/C.3/60/11.
491 INSTRAW/EB/2005/R.3/Rev.1.
492 A/60/372.
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auszubauen, und fordert diese Stellen auf, ihre Zusammenar-
beit fortzusetzen;

3. ersucht das Institut außerdem, im Einklang mit sei-
nem Mandat zusammen mit dem System der Vereinten Natio-
nen, den nationalen Mechanismen, den nichtstaatlichen Orga-
nisationen und dem Privatsektor die internationale Zusam-
menarbeit zu Gunsten der Ermächtigung der Frau und der
Gleichstellung der Geschlechter zu fördern, unter anderem
durch die Förderung eines besseren Bildungszugangs für Frau-
en und Mädchen und die durchgängige Integration der Ge-
schlechterperspektive in alle Politiken und Programme;

4. ersucht das Institut ferner, im Einklang mit seinem
Mandat und in enger Abstimmung mit dem Bevölkerungs-
fonds der Vereinten Nationen, dem Kinderhilfswerk der Ver-
einten Nationen und anderen zuständigen Programmen und
Fonds der Vereinten Nationen an der Erörterung von Fragen
der internationalen Migration und Entwicklung, insbesondere
im Rahmen der Vorbereitungen des für September 2006 wäh-
rend der einundsechzigsten Tagung der Generalversammlung
anberaumten Dialogs auf hoher Ebene zu diesem Thema und
während des Dialogs selbst, aktiv teilzunehmen und Beiträge
dazu zu leisten;

5. ersucht das Institut, im Einklang mit seinem Mandat
und in enger Abstimmung mit dem Bevölkerungsfonds der
Vereinten Nationen, dem Kinderhilfswerk der Vereinten Na-
tionen und anderen zuständigen Programmen und Fonds der
Vereinten Nationen an der Prüfung des Sonderthemas für die
neununddreißigste Tagung der Kommission für Bevölkerung
und Entwicklung im Jahr 2006, "Internationale Migration und
Entwicklung", aktiv teilzunehmen und Beiträge dazu zu lei-
sten;

6. legt dem Institut nahe, in enger Zusammenarbeit mit
anderen zuständigen Organen der Vereinten Nationen auch
künftig im Kontext der Erklärung und Aktionsplattform von
Beijing487 sowie der auf der dreiundzwanzigsten Sondertagung
der Generalversammlung eingegangenen Verpflichtungen
Forschungsarbeiten und Ausbildungsprogramme über die sy-
stematische Berücksichtigung der Geschlechterperspektive zu
fördern und durchzuführen;

7. ersucht das Institut, im Rahmen seines Mandats den
Ländern auch künftig durch Ausbildungsprogramme Hilfe bei
der Förderung und Unterstützung der politischen Partizipation
von Frauen und ihrer wirtschaftlichen und sozialen Besserstel-
lung zu gewähren;

8. betont, dass freiwillige Finanzbeiträge der Mitglied-
staaten an den Treuhandfonds der Vereinten Nationen für das
Internationale Forschungs- und Ausbildungsinstitut zur För-
derung der Frau von entscheidender Bedeutung dafür sind,
dass das Institut seinen Auftrag erfüllen kann;

9. bittet die Mitgliedstaaten, insbesondere während die-
ser kritischen Übergangsphase freiwillige Beiträge an den
Treuhandfonds zu entrichten;

10. beschließt, die gegenwärtig unternommenen An-
strengungen zur Neubelebung des Instituts uneingeschränkt zu

unterstützen und ihm in diesem Zusammenhang die erforder-
lichen Mittel zur Verfügung zu stellen, damit es im Zweijah-
reszeitraum 2006-2007 seine Kernaufgaben erfüllen kann; 

11. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 60/230

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 127 Stimmen bei 1 Gegenstimme und ohne Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/503, Ziff. 48)493.

Dafür: Ägypten, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Argentinien, Ar-
menien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahrain, Bangladesch, Barba-
dos, Belarus, Belgien, Benin, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina
Faso, Chile, China, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Repu-
blik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Sal-
vador, Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich, Gambia, Georgien, Ghana, Grie-
chenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Indien, Indonesien, Irak, Irland, Island,
Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kanada, Kasachstan, Katar, Kirgisi-
stan, Kolumbien, Komoren, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokrati-
sche Republik, Lesotho, Lettland, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechten-
stein, Litauen, Luxemburg, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko,
Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Myanmar, Namibia, Nepal, Neusee-
land, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Pa-
nama, Peru, Polen, Portugal, Republik Korea, Ruanda, Rumänien, Russische
Föderation, Sambia, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Serbien und Montene-
gro, Schweden, Schweiz, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien,
Sri Lanka, Südafrika, Sudan, Syrische Arabische Republik, Thailand, Timor-
Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei,
Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Repu-
blik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes
Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zypern.

Dagegen: Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltungen: Keine.

493 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Angola, Antigua und Barbu-
da, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bangladesch,
Belarus, Belgien, Belize, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana,
Brasilien, Bulgarien, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire,
Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Deutschland, Dominikani-
sche Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedoni-
en, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Ghana, Grenada,
Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Hon-
duras, Indonesien, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Jordanien,
Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kenia, Kirgisistan, Kolum-
bien, Kongo, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg,
Madagaskar, Malawi, Mali, Malta, Marokko, Mauritius, Mexiko, Mikro-
nesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Mosambik, Nami-
bia, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Öster-
reich, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik
Korea, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Sambia, San Marino,
Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Sierra Leone,
Simbabwe, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Vincent und die
Grenadinen, Südafrika, Suriname, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tsche-
chische Republik, Tunesien, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vene-
zuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Republik Tansania, Vereinig-
tes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam und Zypern.



V.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Dritten Ausschusses

465

60/230. Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von
Diskriminierung der Frau

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 58/145 vom 22. Dezem-
ber 2003 sowie ihre früheren Resolutionen über die Beseiti-
gung der Diskriminierung der Frau,

in Anbetracht dessen, dass nach den Artikeln 1 und 55 der
Charta eines der Ziele der Vereinten Nationen darin besteht,
die allgemeine Achtung vor den Menschenrechten und Grund-
freiheiten für alle ohne irgendeinen Unterschied, insbesondere
auch ohne Unterschied nach Geschlecht, zu fördern,

unter nochmaligem Hinweis auf die Notwendigkeit, die
Anstrengungen zur weltweiten Beseitigung jeder Form von
Diskriminierung der Frau zu verstärken,

erklärend, dass Frauen und Männer gleichberechtigt an der
sozialen, wirtschaftlichen und politischen Entwicklung teil-
nehmen, gleichberechtigt zu ihr beitragen und gleichberechtigt
an besseren Lebensbedingungen teilhaben sollen,

unter Hinweis auf die Erklärung und das Aktionspro-
gramm von Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonferenz
über Menschenrechte verabschiedet wurden494 und in denen
die Konferenz bekräftigte, dass die Menschenrechte von Frau-
en und Mädchen ein unveräußerlicher, fester und unteilbarer
Bestandteil der allgemeinen Menschenrechte sind, 

in Anerkennung der Notwendigkeit eines umfassenden und
integrierten Ansatzes für die Förderung und den Schutz der
Menschenrechte von Frauen, der auch die konsequente Be-
rücksichtigung der Menschenrechte von Frauen in den Tätig-
keiten des gesamten Systems der Vereinten Nationen ein-
schließt,

in Bekräftigung der Verpflichtungen, die in der Politischen
Erklärung495 und dem Ergebnisdokument496 der dreiundzwan-
zigsten Sondertagung der Generalversammlung "Frauen 2000:
Gleichstellung, Entwicklung und Frieden für das 21. Jahrhun-
dert" eingegangen wurden, insbesondere in den Ziffern 68 c)
und d) betreffend das Übereinkommen zur Beseitigung jeder
Form von Diskriminierung der Frau497 und das dazugehörige
Fakultativprotokoll498,

unter Begrüßung der Erklärung der Kommission für die
Rechtsstellung der Frau anlässlich des zehnten Jahrestags der
Vierten Weltfrauenkonferenz499, in der die Kommission aner-
kennt, dass zwischen der Umsetzung der Erklärung500 und Ak-
tionsplattform von Beijing501 und der Erfüllung der Verpflich-
tungen aus dem Übereinkommen Synergien bestehen, was die

Herbeiführung der Gleichstellung der Geschlechter und die
Ermächtigung der Frau betrifft,

unter Hinweis darauf, dass die Staats- und Regierungs-
chefs in der Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen502

den Beschluss zur Durchführung des Übereinkommens trafen,

in der Erkenntnis, dass der gleichberechtigte Genuss aller
Menschenrechte und Grundfreiheiten der Frauen die Verwirk-
lichung der Rechte des Kindes fördern wird, eingedenk der be-
sonderen Bedürfnisse von Mädchen, und in Anerkennung der
Synergien zwischen der Durchführung des Übereinkommens
zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau und
der Durchführung des Übereinkommens über die Rechte des
Kindes503 und der dazugehörigen Fakultativprotokolle504,

feststellend, dass am 18. Dezember 2004 fünfundzwanzig
Jahre vergangen waren, seit die Generalversammlung das
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminie-
rung der Frau verabschiedete, und die Erklärung begrüßend,
die der Ausschuss für die Beseitigung der Diskriminierung der
Frau aus diesem Anlass abgab505,

eingedenk der Empfehlung des Ausschusses, wonach die
Staatenberichte Angaben über die Umsetzung der Aktions-
plattform von Beijing enthalten sollen, im Einklang mit Ziffer
323 der Plattform,

nach Behandlung der Berichte des Ausschusses über seine
dreißigste und einunddreißigste506 sowie über seine zweiund-
dreißigste und dreiunddreißigste Tagung507,

mit dem Ausdruck der Besorgnis über die große Anzahl der
nach wie vor überfälligen Berichte (einhundertsiebenundacht-
zig), insbesondere Erstberichte, was ein Hindernis für die volle
Durchführung des Übereinkommens darstellt,

494 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III.
495 Resolution S-23/2, Anlage.
496 Resolution S-23/3, Anlage.
497 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl.
Nr. 443/1982; AS 1999 1579.
498 Ebd., Vol. 2131, Nr. 20378. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2001 II
S. 1237; LGBl. 2002 Nr. 17; öBGBl. III Nr. 206/2000.

499 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 7 und Korrigendum (E/2005/27 und Corr.1), Kap. I,
Abschn. A; siehe auch Beschluss 2005/232 des Wirtschafts- und Sozial-
rats. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/wiso/
e-dec-2005-232.pdf. 
500 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4-15 Sep-
tember 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.13), Kap. I,
Resolution 1, Anlage I. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/conf/beijing/anh_1.html. 
501 Ebd., Anlage II. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/
german/conf/beijing/anh_2.html. 
502 Siehe Resolution 55/2.
503 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993;
AS 1998 2055.
504 Ebd., Vol. 2171, Nr. 27531; und ebd., Vol. 2173, Nr. 27531. Deutsche
Übersetzung: öBGBl. III Nr. 93/2004 (Protokoll gegen Kinderhandel);
dBGBl. 2004 II S. 1354; LGBl. 2005 Nr. 26; öBGBl. III Nr. 92/2002; AS
2002 3579 (Protokoll über Kinder in bewaffneten Konflikten). 
505 CEDAW/C/2005/I/4, Anlage III. 
506 Official Records of the General Assembly, Fifty-ninth Session, Supple-
ment No. 38 (A/59/38). 
507 Ebd., Sixtieth Session, Supplement No. 38 (A/60/38).
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1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs über den
Stand des Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von
Diskriminierung der Frau508;

2. begrüßt außerdem den Anstieg der Zahl der Vertrags-
staaten des Übereinkommens497 auf nunmehr einhundertacht-
zig, bekundet jedoch ihre Enttäuschung darüber, dass die uni-
verselle Ratifikation des Übereinkommens bis zum Jahr 2000
nicht erreicht wurde, und fordert alle Staaten, die das Überein-
kommen bisher noch nicht ratifiziert haben beziehungsweise
ihm noch nicht beigetreten sind, nachdrücklich auf, dies zu
tun;

3. begrüßt ferner den raschen Anstieg der Zahl der Ver-
tragsstaaten des Fakultativprotokolls zu dem Übereinkom-
men498 auf nunmehr vierundsiebzig und fordert die anderen
Vertragsstaaten des Übereinkommens nachdrücklich auf, die
Unterzeichnung und Ratifikation des Fakultativprotokolls be-
ziehungsweise den Beitritt dazu zu erwägen;

4. fordert die Vertragsstaaten nachdrücklich auf, ihren
Verpflichtungen aus dem Übereinkommen und dem dazuge-
hörigen Fakultativprotokoll in vollem Umfang nachzukom-
men und die abschließenden Bemerkungen sowie die allge-
meinen Empfehlungen des Ausschusses für die Beseitigung
der Diskriminierung der Frau zu berücksichtigen;

5. legt allen zuständigen Stellen des Systems der Ver-
einten Nationen im Rahmen ihres jeweiligen Mandats sowie
gegebenenfalls den Regierungen und den zwischenstaatlichen
und nichtstaatlichen Organisationen, insbesondere den Frau-
enorganisationen, nahe, Vertragsstaaten auf deren Ersuchen
bei der Durchführung des Übereinkommens verstärkt behilf-
lich zu sein; 

6. nimmt davon Kenntnis, dass einige Vertragsstaaten
ihre Vorbehalte abgewandelt haben, bringt ihre Befriedigung
darüber zum Ausdruck, dass einige Vorbehalte zurückgenom-
men wurden, und fordert die Vertragsstaaten nachdrücklich
auf, den Umfang der Vorbehalte, die sie zu dem Übereinkom-
men einlegen, zu begrenzen, diese Vorbehalte so genau und
eng gefasst wie möglich zu formulieren, um sicherzustellen,
dass kein Vorbehalt mit dem Ziel und Zweck des Übereinkom-
mens unvereinbar ist, ihre Vorbehalte im Hinblick auf ihre Zu-
rücknahme regelmäßig zu überprüfen und Vorbehalte zurück-
zunehmen, die im Widerspruch zu dem Ziel und Zweck des
Übereinkommens stehen; 

7. begrüßt es, dass der Ausschuss die überarbeiteten
Richtlinien für die Berichterstattung509 verabschiedet hat, und
fordert die Vertragsstaaten nachdrücklich auf, sich an die über-
arbeiteten Richtlinien zu halten, insbesondere im Hinblick auf
den Inhalt und die Länge der Berichte;

8. erinnert an die große Zahl der überfälligen Berichte,
insbesondere Erstberichte, und fordert die Vertragsstaaten des
Übereinkommens nachdrücklich auf, alles daranzusetzen, um

ihre Berichte über die Durchführung des Übereinkommens im
Einklang mit Artikel 18 rechtzeitig vorzulegen; 

9. erinnert außerdem an ihre Resolution 50/202 vom
22. Dezember 1995, in der sie die Änderung von Artikel 20
Absatz 1 des Übereinkommens, die bislang noch nicht in Kraft
getreten ist, zustimmend zur Kenntnis nahm;

10. fordert die Vertragsstaaten des Übereinkommens mit
allem Nachdruck auf, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, da-
mit so bald wie möglich eine Zweidrittelmehrheit der Ver-
tragsstaaten für die Änderung von Artikel 20 Absatz 1 des
Übereinkommens zustande kommt und die Änderung in Kraft
treten kann;

11. dankt dem Ausschuss für seine Anstrengungen zur
Steigerung der Effizienz seiner Arbeitsmethoden, insbesonde-
re die nach der informellen Tagung vom 5. bis 7. Mai 2004 in
Utrecht (Niederlande) eingeleiteten Maßnahmen506, und legt
dem Ausschuss nahe, seine diesbezüglichen Tätigkeiten zu
verstärken, eingedenk der Notwendigkeit, die Wirksamkeit
der Arbeit des Ausschusses zu erhöhen; 

12. nimmt Kenntnis von dem Beschluss 33/I des Aus-
schusses507, in dem er eine Verlängerung seiner Tagungszeit
beantragt;

13. nimmt außerdem davon Kenntnis, dass es in den drei
Jahren seit der Abhaltung der außerordentlichen Tagung im
August 2002 erneut zu einem Rückstand bei der Prüfung der
Staatenberichte gekommen ist; 

14. beschließt, mit Wirkung vom Januar 2006 als vor-
übergehende Maßnahme den Ausschuss zur Abhaltung von
drei jeweils dreiwöchigen Tagungen pro Jahr zu ermächtigen,
vor denen jeweils eine tagungsvorbereitende Arbeitsgruppe
für eine Woche zusammentritt, und auch künftig zwei jährli-
che Tagungen der Arbeitsgruppe für Mitteilungen im Rahmen
des Fakultativprotokolls zu dem Übereinkommen zu geneh-
migen;

15. beschließt außerdem, den Ausschuss zu ermächtigen,
in den Jahren 2006 und 2007 ausnahmsweise und vorüberge-
hend bis zu sieben Tage in parallelen Arbeitsgruppen zu tagen,
und zwar während seiner dritten jährlichen Tagung (Juli/Au-
gust) 2006 und während seiner ersten (Januar) und seiner drit-
ten jährlichen Tagung (Juli/August) 2007, unter gebührender
Berücksichtigung einer ausgewogenen geografischen Vertei-
lung, um die nach Artikel 18 des Übereinkommens vorgeleg-
ten Berichte der Vertragsstaaten zu prüfen; 

16. fordert den Ausschuss nachdrücklich auf, die Fort-
schritte zu evaluieren, und beschließt, nach zwei Jahren die Si-
tuation hinsichtlich der Tagungsdauer des Ausschusses zu be-
werten und dabei den umfassenderen Kontext der Reform der
Vertragsorgane zu berücksichtigen; 

17. legt dem Sekretariat nahe, den Vertragsstaaten auf
deren Ersuchen weitere technische Hilfe zu gewähren, um sie
besser zur Erstellung von Berichten, insbesondere Erstberich-
ten, zu befähigen, und bittet die Regierungen, zu diesen An-
strengungen beizutragen;

508 A/60/206.
509 Official Records of the General Assembly, Fifty-seventh Session, Sup-
plement No. 38 (A/57/38), zweiter Teil, Anhang. 
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18. bittet die Vertragsstaaten, die vom Sekretariat bereit-
gestellte technische Hilfe zur Erleichterung der Ausarbeitung
von Berichten, insbesondere Erstberichten, zu nutzen; 

19. legt den Mitgliedern des Ausschusses nahe, weiter an
den ausschussübergreifenden Tagungen sowie den Tagungen
der Vorsitzenden der Menschenrechtsvertragsorgane teilzu-
nehmen, so auch an den Tagungen über die Arbeitsmethoden
im Zusammenhang mit dem System der Staatenberichte;

20. legt dem Ausschuss nahe, im Rahmen seines Man-
dats auch weiterhin zu den Bemühungen um die Stärkung der
Zusammenarbeit und Koordinierung zwischen den Vertrags-
organen beizutragen; 

21. ersucht den Generalsekretär, im Einklang mit Reso-
lution 54/4 der Generalversammlung vom 6. Oktober 1999 die
Ressourcen, einschließlich Personals und Einrichtungen, be-
reitzustellen, die der Ausschuss benötigt, um im Rahmen sei-
nes Gesamtmandats wirksam arbeiten zu können, insbesonde-
re unter Berücksichtigung des Inkrafttretens des Fakultativ-
protokolls zu dem Übereinkommen; 

22. fordert die Regierungen, die Organisationen und Or-
gane des Systems der Vereinten Nationen sowie die zwischen-
staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen nachdrücklich
auf, das Übereinkommen und das dazugehörige Fakultativpro-
tokoll zu verbreiten; 

23. legt den Vertragsstaaten nahe, die im Zusammen-
hang mit der Prüfung ihrer Berichte verabschiedeten abschlie-
ßenden Bemerkungen sowie die allgemeinen Empfehlungen
des Ausschusses zu verbreiten;

24. legt allen zuständigen Stellen des Systems der Ver-
einten Nationen nahe, auch weiterhin dazu beizutragen, dass
Frauen die Rechtsakte auf dem Gebiet der Menschenrechte,
insbesondere das Übereinkommen und das dazugehörige Fa-
kultativprotokoll, kennen lernen, besser verstehen und sich
besser zunutze machen können;

25. fordert die Sonderorganisationen nachdrücklich auf,
auf Bitte des Ausschusses Berichte über die Durchführung des
Übereinkommens auf den Gebieten vorzulegen, die in ihren
Tätigkeitsbereich fallen;

26. begrüßt den Beitrag nichtstaatlicher Organisationen
zur Tätigkeit des Ausschusses; 

27. bittet die Vorsitzende des Ausschusses für die Besei-
tigung der Diskriminierung der Frau, vor der Generalver-
sammlung auf ihrer einundsechzigsten und zweiundsechzig-
sten Tagung unter dem Punkt "Förderung der Frau" das Wort
zu ergreifen; 

28. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
den Stand des Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form
von Diskriminierung der Frau und über die Durchführung die-
ser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 60/231

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 130 Stimmen bei 1 Gegenstimme und ohne Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/505 und Corr.1, Ziff. 46)510:

Dafür: Ägypten, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Argentinien, Ar-
menien, Aserbaidschan, Australien, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus,
Belgien, Benin, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Chile,
China, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Republik, Dschi-
buti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador,
Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich, Gambia, Georgien, Ghana, Griechenland,
Guatemala, Guinea, Guyana, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Repu-
blik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha,
Kanada, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kroatien, Kuba,
Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Lettland, Li-
bysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malawi,
Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mo-
naco, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Niederlande, Niger, Nigeria, Nor-
wegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Peru, Philippinen, Polen, Portu-
gal, Republik Korea, Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, Sambia, Sa-
moa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Serbien und Montene-
gro, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, Südafrika,
Sudan, Syrische Arabische Republik, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und
Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn,
Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische
Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien
und Nordirland, Zypern.

Dagegen: Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltungen: Keine.

60/231. Rechte des Kindes

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen über die
Rechte des Kindes, zuletzt Resolution 59/261 vom 23. Dezem-
ber 2004, sowie auf die Resolution 2005/44 der Menschen-
rechtskommission vom 19. April 2005511,

510 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Argenti-
nien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Belarus, Belgien,
Benin, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Burki-
na Faso, Burundi, Chile, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Deutsch-
land, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Re-
publik Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Grie-
chenland, Guatemala, Guinea-Bissau, Honduras, Irland, Island, Italien,
Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Kenia, Kirgisistan, Kolum-
bien, Kongo, Kroatien, Kuba, Lesotho, Lettland, Liechtenstein, Litauen,
Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malta, Marokko, Mauretanien, Mau-
ritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mosambik, Namibia, Nepal, Neusee-
land, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Österreich, Pa-
nama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal,
Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, Sambia,
San Marino, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Slo-
wakei, Slowenien, Spanien, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika,
Swasiland, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tschechische Republik, Tune-
sien, Türkei, Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Ve-
nezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Republik Tansania, Verei-
nigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Zentralafrikanische
Republik und Zypern.
511 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und Corr.1), Kap. II,
Abschn. A. 
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betonend, dass das Übereinkommen über die Rechte des
Kindes512 die Norm für die Förderung und den Schutz der
Rechte des Kindes bilden muss, und eingedenk der Bedeutung
der Fakultativprotokolle zu dem Übereinkommen513 sowie an-
derer Rechtsakte auf dem Gebiet der Menschenrechte, 

in Bekräftigung der Erklärung und des Aktionsprogramms
von Wien514, der Millenniums-Erklärung der Vereinten Natio-
nen515, des Ergebnisdokuments der siebenundzwanzigsten
Sondertagung der Generalversammlung über Kinder mit dem
Titel "Eine kindergerechte Welt"516 und des Ergebnisdoku-
ments der sechsundzwanzigsten Sondertagung der General-
versammlung über HIV/Aids mit dem Titel "Globale Krise –
Globale Antwort"517,

mit Dank Kenntnis nehmend von den Berichten des Gene-
ralsekretärs über die Fortschritte bei der Erfüllung der in dem
Ergebnisdokument der siebenundzwanzigsten Sondertagung
der Generalversammlung eingegangenen Verpflichtungen518

und über den Stand des Übereinkommens über die Rechte des
Kindes und die in der Versammlungsresolution 59/261 aufge-
worfenen Fragen519 sowie von den Berichten des Vorsitzenden
des Ausschusses für die Rechte des Kindes, des Sonderbeauf-
tragten des Generalsekretärs für Kinder und bewaffnete Kon-
flikte520 und des Unabhängigen Experten für die Studie der
Vereinten Nationen über Gewalt gegen Kinder521,

erneut erklärend, dass bei allen Maßnahmen, die Kinder
betreffen, das Wohl des Kindes ein vorrangig zu berücksich-
tigender Gesichtspunkt ist,

in der Erkenntnis, wie wichtig es ist, eine Kinderschutz-
perspektive in alle Bereiche der Menschenrechtsagenda zu in-
tegrieren, wie im Ergebnis des Weltgipfels 2005 betont wurde,

zutiefst besorgt darüber, dass angesichts eines zunehmend
globalisierten Umfelds die Situation der Kinder in vielen Tei-
len der Welt infolge des Fortbestehens von Armut, sozialer
Ungleichheit, unbefriedigenden sozialen und wirtschaftlichen
Verhältnissen, Pandemien, insbesondere HIV/Aids, Malaria
und Tuberkulose, Umweltschäden, Naturkatastrophen, be-
waffneten Konflikten, Vertreibung, Gewalt, Missbrauch, Aus-
beutung, Handel mit Kindern und ihren Organen, Kinderpro-
stitution, Kinderpornografie und Kindersextourismus, Ver-

nachlässigung, Analphabetentum, Hunger, Intoleranz, Diskri-
minierung, Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Ungleichstel-
lung der Geschlechter, Behinderungen sowie unzureichendem
Rechtsschutz nach wie vor kritisch ist, und davon überzeugt,
dass dringend wirksame nationale und internationale Maßnah-
men getroffen werden müssen,

betonend, dass in allen Politiken und Programmen, die
Kinder betreffen, die Geschlechterperspektive berücksichtigt
werden muss und dass Kinder in allen derartigen Politiken und
Programmen als Inhaber von Rechten anerkannt werden müs-
sen,

I

Durchführung des Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes und der dazugehörigen Fakultativprotokolle

1. erklärt erneut, dass die allgemeinen Grundsätze, die
unter anderem das Wohl des Kindes, die Nichtdiskriminie-
rung, die Teilhabe, das Überleben und die Entwicklung betref-
fen, den Rahmen für alle Maßnahmen bilden, die in Bezug auf
Kinder, einschließlich Jugendlicher, ergriffen werden;

2. fordert die Staaten, die noch nicht Vertragsparteien
des Übereinkommens über die Rechte des Kindes512 und der
dazugehörigen Fakultativprotokolle513 sind, nachdrücklich
auf, mit Vorrang Vertragsparteien dieser Übereinkünfte zu
werden und sie vollinhaltlich durchzuführen, unter anderem
durch den Erlass wirksamer innerstaatlicher Rechtsvorschrif-
ten und die Einleitung entsprechender Politiken;

3. fordert die Vertragsstaaten nachdrücklich auf, die
Vorbehalte zurückzunehmen, die mit dem Ziel und Zweck des
Übereinkommens oder der dazugehörigen Fakultativprotokol-
le unvereinbar sind, und eine Überprüfung anderer Vorbehalte
zu erwägen, mit dem Ziel, diese zurückzunehmen;

4. begrüßt die Arbeit des Ausschusses für die Rechte
des Kindes und fordert alle Staaten auf, ihre Zusammenarbeit
mit dem Ausschuss zu verstärken, den Berichtspflichten, die
ihnen auf Grund des Übereinkommens und der dazugehörigen
Fakultativprotokolle obliegen, im Einklang mit den von dem
Ausschuss aufgestellten Richtlinien pünktlich nachzukommen
und seine Empfehlungen betreffend die Durchführung des
Übereinkommens zu berücksichtigen;

5. ersucht alle zuständigen Organe des Systems der
Vereinten Nationen und die Mechanismen der Vereinten Na-
tionen, die Perspektive der Kinderrechte regelmäßig, systema-
tisch und mit Nachdruck in alle zur Erfüllung ihrer Mandate
unternommenen Tätigkeiten einzubeziehen sowie sicherzu-
stellen, dass ihr Personal in Kinderschutzfragen geschult wird,
und fordert die Staaten auf, auch weiterhin eng mit allen diesen
Mechanismen zusammenzuarbeiten, insbesondere den Son-
derberichterstattern und Sonderbeauftragten des Systems der
Vereinten Nationen;

6. legt den Staaten nahe, ihre innerstaatlichen statisti-
schen Kapazitäten auszubauen und für die Aufstellung und Be-
wertung der Sozialpolitik und Sozialprogramme Statistiken,
die unter anderem nach Alter, Geschlecht und anderen rele-
vanten Faktoren, die zu Disparitäten führen könnten, aufge-
schlüsselt sind, sowie andere nationale, subregionale, regiona-

512 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993;
AS 1998 2055.
513 Ebd., Vol. 2171, Nr. 27531; und ebd., Vol. 2173, Nr. 27531. Deutsche
Übersetzung: öBGBl. III Nr. 93/2004 (Protokoll gegen Kinderhandel);
dBGBl. 2004 II S. 1354; LGBl. 2005 Nr. 26; öBGBl. III Nr. 92/2002; AS
2002 3579 (Protokoll über Kinder in bewaffneten Konflikten).
514 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III.
515 Siehe Resolution 55/2.
516 Resolution S-27/2, Anlage.
517 Resolution S-26/2, Anlage.
518 A/60/207.
519 A/60/175 und Corr.1.
520 A/60/335 und Corr.1.
521 A/60/282.
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le und internationale statistische Indikatoren zu verwenden,
damit die wirtschaftlichen und sozialen Ressourcen effizient
und wirksam für die uneingeschränkte Verwirklichung der
Rechte des Kindes eingesetzt werden;

II

Förderung und Schutz der Rechte des Kindes

Registrierung, Familienbeziehungen und Adoption

7. fordert alle Staaten abermals nachdrücklich auf, sich
verstärkt um die Erfüllung ihrer Verpflichtungen nach dem
Übereinkommen über die Rechte des Kindes512 zu bemühen,
die Identität des Kindes, einschließlich Staatsangehörigkeit
und gesetzlich anerkannter Familienbeziehungen, zu erhalten,
die Registrierung des Kindes unmittelbar nach der Geburt vor-
zunehmen, für einfache, rasche und mit minimalen Kosten ver-
bundene wirksame Registrierungsverfahren zu sorgen und auf
nationaler, regionaler und lokaler Ebene die Wichtigkeit der
Geburtenregistrierung stärker bewusst zu machen; 

8. legt den Staaten nahe, Gesetze zu erlassen und durch-
zusetzen und die Durchführung von Politiken und Program-
men zum Schutz von Kindern, die ohne Eltern oder Betreu-
ungspersonen aufwachsen, zu verbessern, in dem Bewusst-
sein, dass, falls eine andere Form der Betreuung notwendig ist,
der Betreuung durch die Familie und die Gemeinschaft der
Vorzug vor der Unterbringung in einer Einrichtung zu geben
ist; 

9. fordert die Staaten auf, sofern mit den Verpflichtun-
gen eines jeden Staates vereinbar, das Recht eines Kindes, des-
sen Eltern ihren Aufenthalt in verschiedenen Staaten haben, zu
garantieren, regelmäßige persönliche Beziehungen und unmit-
telbare Kontakte zu beiden Elternteilen zu pflegen, soweit
nicht außergewöhnliche Umstände vorliegen, indem Zugangs-
und Besuchsmöglichkeiten in beiden Staaten eingeräumt wer-
den und der Grundsatz geachtet wird, dass beide Elternteile ge-
meinsam für die Erziehung und Entwicklung ihrer Kinder ver-
antwortlich sind;

10. fordert die Staaten außerdem auf, sich mit Fällen in-
ternationaler Kindesentführung durch einen Elternteil oder
durch Familienangehörige zu befassen und ihnen besondere
Aufmerksamkeit zu widmen, und legt den Staaten nahe, diese
Fälle in multilateraler und bilateraler Zusammenarbeit zu lö-
sen, vorzugsweise durch den Beitritt zu dem Haager Überein-
kommen über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler
Kindesentführung522, und unter anderem die Rückkehr des
Kindes in das Land, in dem es unmittelbar vor der Verbringung
oder Zurückhaltung seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, zu
erleichtern;

11. fordert die Staaten ferner auf, alles Erforderliche zu
tun, um rechtswidrige Adoptionen und alle Adoptionen, die
dem Wohl des Kindes nicht dienlich sind, zu verhüten und zu
bekämpfen;

Wirtschaftliches und soziales Wohlergehen von Kindern

12. fordert die Staaten und die internationale Gemein-
schaft auf, ein Umfeld zu schaffen, in dem das Wohlergehen
des Kindes gewährleistet ist, indem sie unter anderem 

a) bei den weltweiten Anstrengungen zur Beseitigung
der Armut auf globaler, regionaler und Landesebene zusam-
menarbeiten, sie unterstützen und daran mitwirken, in der Er-
kenntnis, dass auf allen diesen Ebenen die Verfügbarkeit von
Ressourcen erhöht und ihre wirksame Zuweisung sicherge-
stellt werden muss, um zu gewährleisten, dass alle internatio-
nal vereinbarten Ziele für Entwicklung und Armutsbekämp-
fung, einschließlich der in der Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen515 dargelegten Ziele, in dem entsprechen-
den Zeitrahmen verwirklicht werden, und indem sie bekräfti-
gen, dass Investitionen in Kinder und die Verwirklichung ihrer
Rechte zu den wirksamsten Mitteln der Armutsbeseitigung ge-
hören;

b) alles Erforderliche tun, um das Recht des Kindes auf
das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit sicherzustellen und
zukunftsfähige Gesundheitssysteme und soziale Dienste auf-
zubauen, indem sie den Zugang zu solchen Systemen und
Diensten ohne jede Diskriminierung gewährleisten, unter be-
sonderer Aufmerksamkeit für eine ausreichende und angemes-
sene Ernährung und hohem Vorrang für Aktivitäten und Pro-
gramme zur Verhütung von Abhängigkeit, insbesondere der
Alkohol- und Nikotinabhängigkeit, sowie des Missbrauchs
von Suchtstoffen, psychotropen Stoffen und Inhalaten, und in-
dem sie unter anderem eine angemessene Schwangerschafts-
vor- und -nachsorge für Mütter sicherstellen; 

c) das Recht auf Bildung auf der Grundlage der Chan-
cengleichheit und der Nichtdiskriminierung anerkennen, in-
dem der Grundschulbesuch obligatorisch und für alle Kinder
unentgeltlich gemacht wird, indem sichergestellt wird, dass al-
le Kinder Zugang zu einer hochwertigen Bildung haben, und
indem dafür gesorgt wird, dass eine Sekundarschulbildung all-
gemein verfügbar und für alle zugänglich ist, insbesondere
durch die schrittweise Einführung der kostenlosen Bildung,
eingedenk dessen, dass besondere Maßnahmen zur Gewähr-
leistung des gleichberechtigten Zugangs, einschließlich ge-
zielter Fördermaßnahmen, zur Herbeiführung der Chancen-
gleichheit und zur Bekämpfung der Ausgrenzung beitragen;

d) Programme zur Bereitstellung sozialer Dienste und
Unterstützung für jugendliche Schwangere und Mütter konzi-
pieren und durchführen, insbesondere um ihnen die Fortset-
zung und den Abschluss ihrer Schulausbildung zu ermögli-
chen;

Gewalt gegen Kinder

13. verurteilt alle Formen der Gewalt gegen Kinder, na-
mentlich körperliche, seelische und sexuelle Gewalt, Folter,
Missbrauch und Ausbeutung von Kindern, Geiselnahme,
häusliche Gewalt, Kinderhandel oder Verkauf von Kindern
und ihren Organen, Pädophilie, Kinderprostitution, Kinder-
pornografie und Kindersextourismus sowie das zunehmende
Phänomen der Bandengewalt;

14. verurteilt außerdem die Entführung von Kindern,
insbesondere erpresserischen Menschenraub und Entführung

522 United Nations, Treaty Series, Vol. 1343, Nr. 22514. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1990 II S. 207; öBGBl. Nr. 512/1988; AS 1983 1694.
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von Kindern in Situationen bewaffneter Konflikte, einschließ-
lich zur Rekrutierung und zum Einsatz der Kinder in bewaff-
neten Konflikten, und fordert die Staaten nachdrücklich auf,
alle geeigneten Maßnahmen zu treffen, um ihre bedingungs-
lose Freilassung, Rehabilitation, Wiedereingliederung und
Wiederzusammenführung mit ihren Familien sicherzustellen;

15. fordert die Staaten nachdrücklich auf,

a) verstärkte Anstrengungen zu unternehmen, um durch
einen umfassenden Ansatz alle Formen der Gewalt gegen Kin-
der zu verhüten und die Kinder davor zu schützen;

b) der Straflosigkeit für die Urheber von Verbrechen ge-
gen Kinder ein Ende zu setzen, alle Gewalthandlungen zu un-
tersuchen und strafrechtlich zu verfolgen und angemessene
Strafen zu verhängen;

c) Kinder vor Missbrauch durch staatliche Amtsträger,
wie etwa Angehörige der Polizei und der Strafverfolgungsbe-
hörden sowie das Personal von Haft- oder Fürsorgeeinrichtun-
gen, zu schützen; 

d) Maßnahmen zu treffen, um Kinder vor Gewalt oder
Missbrauch in der Schule zu schützen, einschließlich des se-
xuellen Missbrauchs und der Einschüchterung, der Misshand-
lung sowie der Tyrannisierung Schwächerer, alters- und ge-
schlechtergerechte und für Kinder zugängliche Beschwerde-
mechanismen zu schaffen und Maßnahmen zu treffen, um die
Anwendung der körperlichen Züchtigung in Schulen abzu-
schaffen;

e) die internationale Zusammenarbeit und die gegensei-
tige Hilfeleistung zu verstärken, um der Straflosigkeit für Ver-
brechen gegen Kinder ein Ende zu setzen;

16. anerkennt den Beitrag des Internationalen Strafge-
richtshofs zur Beendigung der Straflosigkeit für die schwer-
sten Verbrechen gegen Kinder, einschließlich Völkermord,
Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen,
und fordert die Staaten auf, für derartige Verbrechen keine
Amnestie zu gewähren;

Nichtdiskriminierung

17. fordert alle Staaten auf, dafür zu sorgen, dass Kinder
ohne jegliche Diskriminierung alle ihre bürgerlichen, politi-
schen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte ge-
nießen können;

18. stellt mit Besorgnis fest, dass zahlreiche Kinder Opfer
von Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlich-
keit und damit zusammenhängender Intoleranz sind, betont die
Notwendigkeit, im Einklang mit dem Grundsatz des Wohls
des Kindes und der Achtung seiner Meinung in die Programme
zur Bekämpfung von Rassismus, Rassendiskriminierung,
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intole-
ranz besondere Maßnahmen aufzunehmen, und fordert die
Staaten auf, allen Kindern besondere Unterstützung zu gewäh-
ren und ihren gleichberechtigten Zugang zu Diensten sicher-
zustellen;

19. fordert die Staaten auf, alle erforderlichen Maßnah-
men, gegebenenfalls einschließlich Gesetzesreformen, zu er-
greifen, um alle Formen der Diskriminierung von Mädchen
und alle Formen der Gewalt, einschließlich der Tötung weib-

licher Neugeborener, der vorgeburtlichen Geschlechtsselek-
tion, der Vergewaltigung, des sexuellen Missbrauchs und
schädlicher traditioneller Praktiken oder Bräuche, namentlich
der Verstümmelung der weiblichen Geschlechtsorgane, der
Heiraten ohne die freie und uneingeschränkte Willenseinigung
der künftigen Ehegatten, verfrühter Heiraten und Zwangsste-
rilisierung, zu beseitigen, indem sie Gesetze erlassen und an-
wenden und gegebenenfalls umfassende, multidisziplinäre
und koordinierte nationale Pläne, Programme oder Strategien
zum Schutz von Mädchen erarbeiten; 

20. fordert die Staaten außerdem auf, alles Erforderliche
zu tun, damit Kinder mit Behinderungen im öffentlichen wie
im privaten Leben alle Menschenrechte und Grundfreiheiten
voll und gleichberechtigt genießen können, einschließlich des
Zugangs zu hochwertiger Bildung und Gesundheitsversor-
gung und des Schutzes vor Gewalt, Missbrauch und Vernach-
lässigung, und neue Rechtsvorschriften auszuarbeiten bezie-
hungsweise bestehende durchzusetzen, um ihre Diskriminie-
rung zu verbieten und so ihre Würde zu gewährleisten, ihre Ei-
genständigkeit zu fördern und ihre aktive Mitwirkung in der
Gemeinschaft und ihre Eingliederung in diese zu erleichtern,
unter Berücksichtigung der besonders schwierigen Lage der in
Armut lebenden Kinder mit Behinderungen;

Förderung und Schutz der Rechte der Kinder, namentlich der
Kinder in besonders schwierigen Situationen

21. fordert alle Staaten auf, Verletzungen der Rechte von
Kindern, die auf der Straße arbeiten und/oder leben, zu verhin-
dern, einschließlich Diskriminierung, willkürlicher Verhaf-
tung und außergerichtlicher, willkürlicher oder summarischer
Hinrichtungen, Folter und aller Arten von Gewalt und Aus-
beutung, und die Täter vor Gericht zu bringen, grundsatzpoli-
tische Maßnahmen zum Schutz, zur sozialen und psychosozia-
len Rehabilitation und zur Wiedereingliederung dieser Kinder
zu beschließen und anzuwenden und wirtschaftliche, soziale
und bildungsbezogene Strategien einzuführen, um die Proble-
me der Kinder anzugehen, die auf der Straße arbeiten und/oder
leben;

22. fordert alle Staaten außerdem auf, Flüchtlingskinder,
asylsuchende und binnenvertriebene Kinder, insbesondere die
unbegleiteten, die Gefahren im Zusammenhang mit bewaffne-
ten Konflikten, wie etwa Rekrutierung, sexueller Gewalt und
Ausbeutung, besonders ausgesetzt sind, zu schützen, wobei sie
betont, dass die Staaten und die internationale Gemeinschaft
den besonderen Hilfs-, Schutz- und Entwicklungsbedürfnis-
sen dieser Kinder systematischere und eingehendere Auf-
merksamkeit widmen müssen, unter anderem durch Program-
me für Rehabilitation und physische und psychische Genesung
sowie Programme für freiwillige Repatriierung und, wo immer
möglich, lokale Integration und Neuansiedlung, und fordert
die Staaten außerdem auf, Familiensuch- und -zusammenfüh-
rungsprogrammen Vorrang zu geben und bei Bedarf mit inter-
nationalen humanitären Organisationen und Flüchtlingsorga-
nisationen zusammenzuarbeiten, so auch indem sie deren Ar-
beit erleichtern; 

23. fordert alle Staaten ferner auf, dafür zu sorgen, dass
Kinder, die Minderheiten und benachteiligten Gruppen ange-
hören, namentlich Migrantenkinder und indigene Kinder, in
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den Genuss aller Menschenrechte kommen und gleichberech-
tigten Zugang zu Gesundheitsversorgung, sozialen Diensten
und Bildung erhalten, und dafür zu sorgen, dass alle diese Kin-
der, insbesondere die Opfer von Gewalt und Ausbeutung, be-
sonderen Schutz und besondere Hilfe erhalten;

24. fordert alle Staaten auf, die Erbschafts- und Eigen-
tumsrechte von Waisen vor dem Gesetz und in der Praxis zu
schützen, mit besonderer Aufmerksamkeit für die Diskrimi-
nierung auf Grund des Geschlechts, die die Ausübung dieser
Rechte beeinträchtigen könnte;

25. fordert alle Staaten außerdem auf, ihre Selbstver-
pflichtung zur schrittweisen und wirksamen Beseitigung von
Kinderarbeit, die für das Kind Gefahren mit sich bringen, die
Erziehung des Kindes behindern oder seine Gesundheit oder
körperliche, geistige, seelische, sittliche oder soziale Entwick-
lung schädigen könnte, in konkrete Maßnahmen umzusetzen,
die schlimmsten Formen der Kinderarbeit sofort zu beseitigen,
die Bildung als eine Hauptstrategie hierfür zu fördern, ein-
schließlich der Einrichtung von Programmen für Berufs- und
Lehrlingsausbildung sowie der Einbindung arbeitender Kin-
der in das formale Bildungssystem, und in Zusammenarbeit
mit der internationalen Gemeinschaft nach Bedarf wirtschafts-
politische Maßnahmen zu prüfen und auszuarbeiten, die gegen
die zu diesen Formen der Kinderarbeit beitragenden Faktoren
angehen; 

26. fordert alle Staaten, die das Übereinkommen der In-
ternationalen Arbeitsorganisation von 1973 über das Mindest-
alter für die Zulassung zur Beschäftigung (Übereinkommen
138) und ihr Übereinkommen von 1999 über das Verbot und
unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten
Formen der Kinderarbeit (Übereinkommen 182) noch nicht
unterzeichnet und ratifiziert haben beziehungsweise diesen
Übereinkommen noch nicht beigetreten sind, nachdrücklich
auf, dies zu erwägen;

27. fordert alle Staaten, insbesondere diejenigen, in de-
nen die Todesstrafe noch nicht abgeschafft wurde, auf,

a) die Todesstrafe für Personen, die zum Zeitpunkt der
Straftat jünger als 18 Jahre waren, so bald wie möglich durch
Gesetz abzuschaffen;

b) den Verpflichtungen nachzukommen, die sie nach
den einschlägigen Bestimmungen der internationalen Men-
schenrechtsübereinkünfte, namentlich des Übereinkommens
über die Rechte des Kindes512 und des Internationalen Paktes
über bürgerliche und politische Rechte523, eingegangen sind;

c) den Garantien zum Schutz der Rechte von Personen,
denen die Todesstrafe droht, sowie den Garantien, die in den
vom Wirtschafts- und Sozialrat verabschiedeten Schutzbe-
stimmungen der Vereinten Nationen festgelegt sind, Rech-
nung zu tragen; 

28. fordert alle Staaten außerdem auf, dafür Sorge zu tra-
gen, dass kein in Haft gehaltenes Kind zu Zwangsarbeit oder

körperlicher Züchtigung verurteilt wird oder ihm der Zugang
zu oder die Bereitstellung von Gesundheitsdiensten, Hygiene
und Sauberhaltung der Umwelt, Bildung, Unterweisung in
Grundfertigkeiten und Berufsausbildung vorenthalten wird;

29. legt den Staaten nahe, namentlich auf dem Weg der
bilateralen und multilateralen technischen Zusammenarbeit
und Finanzhilfe Maßnahmen zu Gunsten der gesellschaftli-
chen Wiedereingliederung von Kindern in schwierigen Situa-
tionen zu fördern, unter anderem unter Berücksichtigung der
Auffassungen, Fertigkeiten und Fähigkeiten, die die Kinder
unter ihren jeweiligen Lebensbedingungen entwickelt haben,
und gegebenenfalls unter sinnvoller Mitwirkung der Kinder
selbst;

Verhütung und Abschaffung des Verkaufs von Kindern, der
Kinderprostitution und der Kinderpornografie

30. fordert alle Staaten auf,

a) alle Formen der sexuellen Ausbeutung und des sexu-
ellen Missbrauchs von Kindern, namentlich alle pädophilen
Handlungen, so auch innerhalb der Familie oder zu gewerbli-
chen Zwecken, die Kinderpornografie und die Kinderprostitu-
tion, den Kindersextourismus, den Kinderhandel, den Verkauf
von Kindern und ihren Organen und die Nutzung des Internets
zu diesen Zwecken unter Strafe zu stellen und wirksam zu be-
strafen und wirksame Maßnahmen gegen die Kriminalisierung
von Kindern zu ergreifen, die Opfer von Ausbeutung gewor-
den sind;

b) sicherzustellen, dass die Täter, gleichviel ob aus dem
Inland oder dem Ausland, von den zuständigen nationalen Be-
hörden entweder in dem Land, in dem die Straftat begangen
wurde, in dem Land, dessen Staatsangehörigkeit der Täter be-
sitzt oder in dem er seinen Wohnsitz hat, in dem Land, dessen
Staatsangehörigkeit das Opfer besitzt, oder auf jeder anderen
nach innerstaatlichem Recht zulässigen Grundlage strafrecht-
lich verfolgt werden, und einander zu diesem Zweck ein
Höchstmaß an Hilfe im Zusammenhang mit Ermittlungen,
Straf- oder Auslieferungsverfahren zu leisten;

c) die Zusammenarbeit auf allen Ebenen zu verstärken,
um Netzwerke für Kinderhandel oder den Verkauf von Kin-
dern und ihren Organen zu verhindern und zu zerschlagen, und
fordert die Staaten, die das Zusatzprotokoll zur Verhütung, Be-
kämpfung und Bestrafung des Menschenhandels, insbesonde-
re des Frauen- und Kinderhandels, zum Übereinkommen der
Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organi-
sierte Kriminalität524 noch nicht unterzeichnet und ratifiziert
haben beziehungsweise ihm noch nicht beigetreten sind, auf,
dies zu erwägen;

d) in Fällen des Kinderhandels, des Verkaufs von Kin-
dern, der Kinderprostitution und der Kinderpornografie den
Bedürfnissen der Opfer wirksam Rechnung zu tragen, nament-
lich ihrer Sicherheit und ihrem Schutz, ihrer physischen und
psychischen Genesung und ihrer vollen Wiedereingliederung

523 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750. 

524 Resolution 55/25, Anlage II. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2005 II
S. 954, 995; öBGBl. III Nr. 220/2005.
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in die Gesellschaft, einschließlich auf dem Weg der bilateralen
und multilateralen technischen Zusammenarbeit und Finanz-
hilfe;

e) das Bestehen eines Marktes zu bekämpfen, der gegen
Kinder verübte kriminelle Praktiken dieser Art fördert, so auch
durch die Verabschiedung, wirksame Anwendung und Durch-
setzung von Präventiv-, Rehabilitations- und Strafmaßnahmen
gegen die Kunden oder gegen diejenigen Personen, die Kinder
sexuell ausbeuten oder sexuell missbrauchen, und durch die
Sensibilisierung der Öffentlichkeit;

f) zur Beseitigung des Verkaufs von Kindern, der Kin-
derprostitution und der Kinderpornografie durch die Verfol-
gung eines ganzheitlichen Ansatzes beizutragen, der die be-
günstigenden Umstände wie Unterentwicklung, Armut, wirt-
schaftliche Ungleichheiten, ungerechte sozioökonomische
Strukturen, gestörte Familienverhältnisse, fehlende Bildung,
Landflucht, Diskriminierung auf Grund des Geschlechts, kri-
minelles oder verantwortungsloses Sexualverhalten Erwach-
sener, Kindersextourismus, organisierte Kriminalität, schädli-
che traditionelle Praktiken, bewaffnete Konflikte und Kinder-
handel einbezieht;

Von bewaffneten Konflikten betroffene Kinder

31. verurteilt entschieden jede Rekrutierung oder jeden
Einsatz von Kindern in bewaffneten Konflikten unter Verstoß
gegen das Völkerrecht sowie sonstige Verstöße und Miss-
brauchshandlungen, die sich gegen von bewaffneten Konflik-
ten betroffene Kinder richten, und fordert alle Staaten und an-
deren Parteien bewaffneter Konflikte, die solche Praktiken an-
wenden, mit Nachdruck auf, sie zu beenden;

32. bekräftigt die wesentliche Rolle der Generalver-
sammlung, des Wirtschafts- und Sozialrats und der Menschen-
rechtskommission bei der Förderung und dem Schutz der
Rechte und des Wohls von Kindern, einschließlich von be-
waffneten Konflikten betroffener Kinder, und stellt fest, dass
der Sicherheitsrat bei der Gewährleistung des Schutzes von
Kindern, die von bewaffneten Konflikten betroffen sind, eine
zunehmend wichtige Rolle spielt;

33. fordert die Staaten auf,

a) anlässlich der Ratifikation des Fakultativprotokolls
zum Übereinkommen über die Rechte des Kindes betreffend
die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten525 das
Mindestalter für die Einziehung von Freiwilligen zu ihren na-
tionalen Streitkräften gegenüber dem in Artikel 38 Absatz 3
des Übereinkommens genannten Alter anzuheben, eingedenk
dessen, dass nach dem Übereinkommen Personen unter 18
Jahren Anspruch auf besonderen Schutz haben, und Schutzbe-
stimmungen zu beschließen, um zu gewährleisten, dass eine
solche Einziehung ohne Zwang oder Nötigung erfolgt;

b) alle durchführbaren Maßnahmen zu treffen, um die
Demobilisierung und wirksame Entwaffnung in bewaffneten

Konflikten eingesetzter Kinder sicherzustellen, und wirksame
Maßnahmen zu ihrer Rehabilitation, ihrer physischen und psy-
chischen Genesung und ihrer Wiedereingliederung in die Ge-
sellschaft durchzuführen, insbesondere durch Bildungsmaß-
nahmen, unter Berücksichtigung der Rechte und der besonde-
ren Bedürfnisse und Fähigkeiten von Mädchen;

c) von bewaffneten Konflikten betroffene Kinder insbe-
sondere vor Verstößen gegen das humanitäre Völkerrecht und
die internationalen Menschenrechtsnormen zu schützen und
dafür zu sorgen, dass sie im Einklang mit dem humanitären
Völkerrecht, einschließlich der Genfer Abkommen vom
12. August 1949526, rasch wirksame humanitäre Hilfe erhalten,
und fordert die internationale Gemeinschaft auf, die für Ver-
stöße Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen, unter an-
derem über den Internationalen Strafgerichtshof;

d) im Einklang mit dem humanitären Völkerrecht und
den internationalen Menschenrechtsnormen mit Vorrang alle
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die Rekrutierung
und den Einsatz von Kindern durch bewaffnete Gruppen, im
Gegensatz zu den Streitkräften eines Staates, zu verhindern,
namentlich durch die Einleitung von Politiken, die die Rekru-
tierung und den Einsatz von Kindern in bewaffneten Konflik-
ten nicht dulden, sowie der erforderlichen rechtlichen Schritte,
um solche Praktiken zu verbieten und unter Strafe zu stellen;

34. nimmt mit Dank Kenntnis von der Verabschiedung
der Resolution 1612 (2005) des Sicherheitsrats vom 26. Juli
2005 über den Schutz von Kindern, die von bewaffneten Kon-
flikten betroffen sind, sowie von den Anstrengungen, die der
Generalsekretär unternimmt, um den in der genannten Reso-
lution geforderten Überwachungs- und Berichterstattungsme-
chanismus einzurichten, unter Einbeziehung der Regierungen
und der zuständigen Akteure des Systems der Vereinten Na-
tionen und der Zivilgesellschaft, einschließlich auf Landes-
ebene, und in Zusammenarbeit mit ihnen;

35. anerkennt die seit der Festlegung des Mandats des
Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für Kinder und be-
waffnete Konflikte in den Ziffern 35 bis 37 der Resolution
51/77 der Generalversammlung vom 12. Dezember 1996 er-
zielten Fortschritte und empfiehlt dem Generalsekretär einge-
denk seines Berichts über die Maßnahmen des Systems der
Vereinten Nationen zu Kindern und bewaffneten Konflik-
ten527, das Mandat des Sonderbeauftragten um weitere drei Jah-
re zu verlängern; 

36. erinnert an die in Resolution 51/77 enthaltene Emp-
fehlung, der Sonderbeauftragte möge die internationale Zu-
sammenarbeit fördern, um sicherzustellen, dass die Rechte der
Kinder in Situationen bewaffneter Konflikte geachtet werden,
und dazu beitragen, dass die Maßnahmen der Regierungen und
der zuständigen Organe der Vereinten Nationen koordiniert
werden, sowie daran, dass die Regierungen und die zuständi-

525 United Nations, Treaty Series, Vol. 2173, Nr. 27531. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 2004 II S. 1354; LGBl. 2005 Nr. 26; öBGBl. III
Nr. 92/2002; AS 2002 3579.

526 Ebd., Vol. 75, Nr. 970-973. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1954 II
S. 781; LGBl. 1989 Nr. 18-21; öBGBl. Nr. 155/1953; AS 1951 181 207
228 300.
527 A/59/331.
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gen Organe der Vereinten Nationen ersucht wurden, mit dem
Sonderbeauftragten zusammenzuarbeiten;

III

HIV-infizierte und von HIV/Aids betroffene Kinder

37. erkennt an, dass Prävention, Betreuung, Unterstüt-
zung, einschließlich psychosozialer Unterstützung, und Be-
handlung für HIV-Infizierte und von HIV/Aids betroffene
Menschen, einschließlich Kindern, einander verstärkende Ele-
mente wirksamer Antwortmaßnahmen sind und in einen um-
fassenden Ansatz zur Bekämpfung der Pandemie eingeglie-
dert werden müssen, bekräftigt, dass die volle Verwirklichung
der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle ein wesent-
licher Bestandteil der globalen Reaktion auf die HIV/Aids-
Pandemie ist, und bekräftigt außerdem, wie wichtig es ist, jede
Form der Diskriminierung von Menschen mit HIV/Aids oder
dadurch gefährdeten Menschen, vor allem der anfälligsten un-
ter ihnen, zu beseitigen; 

38. fordert die Staaten auf,

a) bis 2010 durch Bildung, Vermittlung von Lebens-
kompetenzen für Jugendliche und den Einsatz kindgerechter
Medien den allgemeinen Zugang zu umfassenden Informatio-
nen über HIV/Aids-Prävention sicherzustellen und dafür zu
sorgen, dass diese Informationen sachdienlich, geschlechts-
und altersgerecht sind und zum rechten Zeitpunkt erfolgen,
Kinder und ihre Eltern oder Betreuungspersonen wirkungsvoll
in ihre Ausarbeitung einzubeziehen und Kinder als Träger von
Veränderungen anzuerkennen, um sie in die Lage zu verset-
zen, sich vor einer HIV-Infektion zu schützen; 

b) Jugendliche zu unterstützen, um sie zu einem positi-
ven und verantwortungsbewussten Umgang mit ihrer Sexua-
lität zu befähigen, damit sie sich vor einer HIV-Infektion
schützen können, und ihre Fähigkeit, sich vor HIV/Aids zu
schützen, durch entsprechende Maßnahmen zu stärken, unter
anderem durch die Bereitstellung von Gesundheitsversor-
gung, einschließlich auf dem Gebiet der sexuellen und der re-
produktiven Gesundheit, und durch eine die Gleichstellung der
Geschlechter fördernde Aufklärung über Prävention; 

c) Strategien, politische Maßnahmen und Programme
einzuleiten, die die Faktoren aufzeigen und angehen, die be-
stimmte Menschen besonders anfällig für eine HIV-Infektion
machen, als Ergänzung von Programmen zur Prävention von
Verhaltensweisen, die die Gefahr einer HIV-Infektion bergen,
beispielsweise riskantes Sexualverhalten und intravenöser
Drogenkonsum; 

d) sicherzustellen, dass bei der Verhütung und Bekämp-
fung von HIV/Aids Mädchen besondere Aufmerksamkeit er-
halten, in tiefer Besorgnis darüber, dass Frauen und Mädchen
von der weltweiten HIV/Aids-Pandemie unverhältnismäßig
stark betroffen sind, dass die Mehrzahl der HIV-Neuinfektio-
nen bei jungen Menschen auftritt und dass die Ungleichheit der
rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen Stellung, negative
Einstellungen oder Vorurteile, die die Fähigkeit von Mädchen
zur Ergreifung von Präventivmaßnahmen einschränken, sowie

Gewalt gegen Mädchen ihre Anfälligkeit für HIV/Aids erhö-
hen;

e) Maßnahmen zu ergreifen, um die Mutter-Kind-Über-
tragung des HI-Virus zu verhüten, einschließlich der Bereit-
stellung lebenswichtiger Medikamente, einer angemessenen
Schwangerschafts-, Entbindungs- und Wochenbettbetreuung,
freiwilliger und vertraulicher Beratungs- und Testmöglichkei-
ten für Schwangere und ihre Partner und Unterstützung für
Mütter, wie etwa Beratung über Optionen der Säuglingsernäh-
rung und Zugang zu Behandlung, einschließlich antiretrovira-
ler Behandlung;

39. fordert die Staaten außerdem auf,

a) den uneingeschränkten und gleichberechtigten Zu-
gang von Kindern zu Beratung, Tests und Betreuung auf frei-
williger, kostenloser und vertraulicher Basis sicherzustellen,
einschließlich erschwinglicher und wirksamer Medikamente
zur Behandlung von HIV und Aids und damit verbundenen op-
portunistischen Infektionen, eingedenk des Bedarfs an auf Ju-
gendliche ausgerichteten Diensten, und fordert die Staaten
nachdrücklich auf, mit der pharmazeutischen Industrie und an-
deren Interessenträgern zusammenzuarbeiten, um die Ent-
wicklung und allgemeine Verfügbarkeit von für Kinder geeig-
neten Medikamenten und Behandlungsformen sicherzustel-
len;

b) die Partnerschaften und die internationale Zusam-
menarbeit auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene
zu stärken, um infizierten und betroffenen Kindern Medika-
mente und damit zusammenhängende Technologien anzubie-
ten, die erschwinglich, leicht einzusetzen und problemlos er-
hältlich sind, und die Entwicklungsländer zu unterstützen, die
möglicherweise nicht über die finanziellen oder personellen
Kapazitäten für wirksame Gegenmaßnahmen zu der HIV/
Aids-Pandemie verfügen;

c) alle Aspekte der Prävention, Behandlung, Betreuung
und Unterstützung auf dem Gebiet von HIV und Aids in alle
Programme und Dienste der Gesundheitsversorgung zu inte-
grieren;

40. fordert die Staaten ferner auf, durch wirksame Maß-
nahmen die Stigmatisierung und Diskriminierung auf Grund
einer tatsächlichen oder vermuteten HIV-Infektion oder Aids-
Erkrankung des Kindes oder eines Elternteils zu beseitigen
und dafür zu sorgen, dass eine solche Infektion oder Erkran-
kung das Kind nicht am Genuss aller Menschenrechte hindert;

41. fordert die Staaten auf, geeignete Vorkehrungen zu
treffen, damit von HIV/Aids betroffene Kinder, die nicht mehr
bei ihren Eltern leben können, die Verbindung mit ihren Ver-
wandten und ihrer Gemeinschaft aufrechterhalten können, for-
dert alle Staaten nachdrücklich auf, den Rahmen der Vereinten
Nationen für den Schutz, die Betreuung und die Unterstützung
von Waisen und gefährdeten Kindern in einer Welt mit HIV
und Aids sowie seine wichtigsten Strategien umzusetzen, in-
dem sie unter anderem als festen Bestandteil ihrer umfassen-
den nationalen Planungs- und Haushaltsprozesse nationale
Aktionspläne für den Schutz und die Betreuung von Waisen
und gefährdeten Kindern verabschieden und durchführen, und
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ersucht die Geber, das System der Vereinten Nationen und die
Zivilgesellschaft, sie bei diesen Anstrengungen zu unterstüt-
zen;

42. fordert die Geber nachdrücklich auf,

a) bis 2007 für die vollständige und erfolgreiche Wie-
derauffüllung des Globalen Fonds zur Bekämpfung von Aids,
Tuberkulose und Malaria sowie der HIV/Aids-Komponenten
der Arbeitsprogramme der in der HIV/Aids-Bekämpfung en-
gagierten Einrichtungen und Programme des Systems der Ver-
einten Nationen zu sorgen, und stellt fest, dass die Finanzie-
rungslücke bei den internationalen Maßnahmen gegen HIV
und Aids zu einem großen Teil HIV/Aids-Waisen sowie durch
HIV/Aids gefährdete Kinder betrifft;

b) die Wirksamkeit ihrer Programme durch eine bessere
Abstimmung und die Beseitigung von Überschneidungen zu
steigern, und fordert die Geber und das System der Vereinten
Nationen auf, die Empfehlungen des Globalen Arbeitsteams
zur Verbesserung der Aids-Koordinierung zwischen multila-
teralen Institutionen und internationalen Gebern weiter umzu-
setzen;

Folgemaßnahmen

43. beschließt,

a) den Generalsekretär zu ersuchen, der Generalver-
sammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht
über die Rechte des Kindes vorzulegen, der Angaben über den
Stand des Übereinkommens über die Rechte des Kindes512 und
die in dieser Resolution angesprochenen Probleme enthält;

b) den Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für
Kinder und bewaffnete Konflikte zu ersuchen, der Generalver-
sammlung und der Menschenrechtskommission auch weiter-
hin Berichte vorzulegen;

c) den Unabhängigen Experten für die Studie der Ver-
einten Nationen über Gewalt gegen Kinder zu ersuchen, der
Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung sei-
nen abschließenden Bericht vorzulegen;

d) den Vorsitzenden des Ausschusses für die Rechte des
Kindes erneut zu bitten, der Generalversammlung auf ihrer
einundsechzigsten Tagung mündlich über die Arbeit des Aus-
schusses Bericht zu erstatten und dadurch die Kommunikation
zwischen der Generalversammlung und dem Ausschuss zu
verbessern;

e) auf ihrer Sondertagung über HIV und Aids im Jahr
2006 den Rechten der HIV-infizierten und von HIV und Aids
betroffenen Kinder besondere Aufmerksamkeit zu widmen;

f) diese Frage auf ihrer einundsechzigsten Tagung unter
dem Punkt "Förderung und Schutz der Rechte des Kindes"
weiter zu behandeln und dabei den Schwerpunkt auf Abschnitt
III, "Kinder und Armut", zu legen.

RESOLUTION 60/232
Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part I), Ziff. 21) 528.

60/232. Ad-hoc-Ausschuss über ein umfassendes und in-
tegratives Internationales Übereinkommen über
den Schutz und die Förderung der Rechte und der
Würde von Menschen mit Behinderungen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 56/168 vom 19. Dezem-
ber 2001, mit der sie beschloss, einen allen Mitgliedstaaten
und Beobachtern der Vereinten Nationen offen stehenden Ad-
hoc-Ausschuss einzurichten, der Vorschläge für ein umfassen-
des und integratives internationales Übereinkommen über die
Förderung und den Schutz der Rechte und der Würde von
Menschen mit Behinderungen prüfen soll, ausgehend von ei-
nem ganzheitlichen Ansatz, der bei Tätigkeiten in den Berei-
chen soziale Entwicklung, Menschenrechte und Nichtdiskri-
minierung verfolgt wird, und unter Berücksichtigung der
Empfehlungen der Menschenrechtskommission und der Kom-
mission für soziale Entwicklung,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 59/198 vom
20. Dezember 2004 und die einschlägigen Resolutionen der
Kommission für soziale Entwicklung und der Menschen-
rechtskommission,

erneut erklärend, dass alle Menschenrechte und Grund-
freiheiten allgemein gültig und unteilbar sind, einander bedin-
gen und miteinander verknüpft sind und dass Menschen mit
Behinderungen die volle Ausübung dieser Rechte und Freihei-
ten ohne Diskriminierung garantiert werden muss,

überzeugt von dem Beitrag, den ein Übereinkommen in
dieser Hinsicht leisten wird, und ermutigt durch die wachsende
Unterstützung der internationalen Gemeinschaft für ein sol-
ches Übereinkommen,

528 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola,
Antigua und Barbuda, Argentinien, Australien, Bangladesch, Belgien,
Benin, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Burkina
Faso, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische
Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominikanische
Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El
Salvador, Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Ghana, Gre-
nada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Honduras, Indonesien, Irak, Ir-
land, Island, Israel, Italien, Jamaika, Jordanien, Kamerun, Kanada, Kap
Verde, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Kuba, Lesotho,
Lettland, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Li-
tauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Mali, Malta, Marokko, Mauri-
tius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Namibia, Neuseeland, Nicaragua, Nie-
derlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Phil-
ippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien,
Sambia, San Marino, Schweden, Senegal, Serbien und Montenegro, Si-
erra Leone, Simbabwe, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Vincent und
die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Thailand, Timor-Leste, Tschechische
Republik, Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela (Boli-
varische Republik), Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes König-
reich Großbritannien und Nordirland und Zypern.
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mit Befriedigung die Fortschritte begrüßend, die bei den
Verhandlungen über den Entwurf eines Übereinkommens bis-
her erzielt wurden,

hervorhebend, wie wichtig die aktive Mitwirkung zwi-
schenstaatlicher und nichtstaatlicher Organisationen sowie na-
tionaler Menschenrechtsinstitutionen an der Arbeit des Ad-
hoc-Ausschusses ist und welchen wertvollen Beitrag sie zur
Förderung der vollen Ausübung aller Menschenrechte und
Grundfreiheiten durch Menschen mit Behinderungen leisten,

unterstreichend, wie wichtig die Mitwirkung der Sonder-
berichterstatterin der Kommission für soziale Entwicklung
über Behindertenfragen an der Arbeit des Ad-hoc-Ausschus-
ses ist,

in Anerkennung der wichtigen Beiträge, die alle Interes-
senträger bislang zur Arbeit des Ad-hoc-Ausschusses geleistet
haben,

1. begrüßt die Berichte des Ad-hoc-Ausschusses über
ein umfassendes und integratives Internationales Überein-
kommen über den Schutz und die Förderung der Rechte und
der Würde von Menschen mit Behinderungen über seine fünf-
te529 und sechste530 Tagung;

2. ersucht den Generalsekretär, die Berichte des Ad-
hoc-Ausschusses der Kommission für soziale Entwicklung auf
ihrer vierundvierzigsten Tagung und der Menschenrechts-
kommission auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung zuzuleiten,
und ersucht beide Kommissionen, auch künftig zur Arbeit des
Ad-hoc-Ausschusses beizutragen;

3. bittet die Mitgliedstaaten und die Beobachter, auch
weiterhin aktiv und konstruktiv an der Arbeit des Ad-hoc-Aus-
schusses mitzuwirken, damit der Entwurf eines Übereinkom-
mens fertiggestellt und der Generalversammlung vorzugswei-
se auf der einundsechzigsten Tagung mit Vorrang zur Annah-
me vorgelegt werden kann;

4. beschließt, dass der Ad-hoc-Ausschuss vor der ein-
undsechzigsten Tagung der Generalversammlung im Rahmen
der verfügbaren Mittel im Jahr 2006 zwei Tagungen abhalten
wird, wobei die eine fünfzehn Arbeitstage, vom 16. Januar bis
3. Februar, dauern und dazu dienen wird, eine vollständige Le-
sung des vom Vorsitzenden des Ad-hoc-Ausschusses erarbei-
teten Entwurfs eines Übereinkommens durchzuführen, und die
andere zehn Arbeitstage, vom 7. bis 18. August, dauern wird;

5. unterstreicht, wie wichtig es ist, dass das Amt des
Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschen-
rechte und die Sekretariats-Hauptabteilung Wirtschaftliche
und Soziale Angelegenheiten ihre Zusammenarbeit und Koor-
dinierung weiter verstärken, um technische Unterstützung für
die Arbeit des Ad-hoc-Ausschusses zu gewähren, und bittet
sie, im Vorfeld der Tagungen des Ad-hoc-Ausschusses Hin-
tergrunddokumente zur Unterstützung der Mitgliedstaaten

und der Beobachter bei den Verhandlungen über den Entwurf
eines Übereinkommens zur Verfügung zu stellen und im Rah-
men der verfügbaren Mittel und in enger zeitlicher und örtli-
cher Nähe zu den Tagungen und Tagungsorten des Ad-hoc-
Ausschusses Sachverständigentagungen und Seminare im Zu-
sammenhang mit dem Übereinkommensentwurf zu veranstal-
ten;

6. ersucht den Generalsekretär, dem Ad-hoc-Ausschuss
auch künftig die für die Durchführung seiner Arbeit erforder-
lichen Einrichtungen zur Verfügung zu stellen, und bittet den
Generalsekretär in diesem Zusammenhang, Haushaltsmittel
zu Gunsten des Behindertenprogramms der Vereinten Natio-
nen umzuschichten, damit die Verhandlungen über den Ent-
wurf eines Übereinkommens unterstützt werden können;

7. betont, dass weitere Anstrengungen unternommen
werden müssen, um für alle Menschen mit Behinderungen den
Zugang zu den Vereinten Nationen zu gewährleisten, wobei
hinreichende Vorkehrungen im Hinblick auf den Zugang zu
den Räumlichkeiten und zur Dokumentation zu treffen sind,
im Einklang mit dem Beschluss 56/474 der Generalversamm-
lung vom 23. Juli 2002;

8. ersucht den Generalsekretär, im Rahmen der verfüg-
baren Mittel und im Benehmen mit Behindertenorganisatio-
nen und dem Präsidium des Ad-hoc-Ausschusses innovative
Maßnahmen zur Bereitstellung ausgewählter Dokumente des
Ad-hoc-Ausschusses in für seh- und hörbehinderte Teilneh-
mer zugänglichen Formaten zu erkunden und umzusetzen;

9. legt den Mitgliedstaaten nahe, auch künftig Men-
schen mit Behinderungen und/oder andere Sachverständige
auf diesem Gebiet in die Delegationen aufzunehmen, die sie zu
den Tagungen des Ad-hoc-Ausschusses entsenden;

10. legt den Mitgliedstaaten, den Beobachtern, der Zivil-
gesellschaft, den internationalen Organisationen, den Finanz-
institutionen und dem Privatsektor eindringlich nahe, an den
gemäß ihrer Resolution 57/229 vom 18. Dezember 2002 ein-
gerichteten freiwilligen Fonds Beiträge zu entrichten und so
die Mitwirkung nichtstaatlicher Organisationen und Sachver-
ständiger aus den Entwicklungsländern, insbesondere den am
wenigsten entwickelten Ländern, an der Arbeit des Ad-hoc-
Ausschusses zu unterstützen;

11. ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass al-
le verfügbaren Informationen über Akkreditierungsverfahren,
Modalitäten und Unterstützungsmaßnahmen für die Teilnah-
me an der Arbeit des Ad-hoc-Ausschusses sowie die Kriterien
für die über den freiwilligen Fonds zur Verfügung stehende Fi-
nanzhilfe bei den nichtstaatlichen Organisationen weite Ver-
breitung finden;

12. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen um-
fassenden Bericht des Ad-hoc-Ausschusses zu übermitteln
und über die Durchführung der Ziffern 5, 6, 7, 8 und 11 dieser
Resolution Bericht zu erstatten.

529 A/AC.265/2005/2.
530 Siehe A/60/266.
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RESOLUTION 60/233

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/509/Add.3 und Corr.1, Ziff. 70)531.

60/233. Die Menschenrechtssituation in Myanmar

Die Generalversammlung,

geleitet von der Charta der Vereinten Nationen und der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte532 und unter Hinweis
auf die Internationalen Menschenrechtspakte533 und andere
einschlägige Menschenrechtsübereinkünfte,

erneut erklärend, dass alle Mitgliedstaaten gehalten sind,
die Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu
schützen und ihren Verpflichtungen aus den verschiedenen in-
ternationalen Rechtsakten auf diesem Gebiet nachzukommen,

in Bekräftigung ihrer früheren Resolutionen zur Men-
schenrechtssituation in Myanmar, zuletzt Resolution 59/263
vom 23. Dezember 2004, der Resolutionen der Menschen-
rechtskommission, zuletzt Resolution 2005/10 vom 14. April
2005534, und der Schlussfolgerungen der Internationalen Ar-
beitskonferenz vom 4. Juni 2005,

eingedenk der Resolution 1325 (2000) des Sicherheitsrats
vom 31. Oktober 2000 über Frauen und Frieden und Sicher-
heit, der Resolutionen 1265 (1999) vom 17. September 1999
und 1296 (2000) vom 19. April 2000 über den Schutz von Zi-
vilpersonen in bewaffneten Konflikten und der Resolution
1612 (2005) vom 26. Juli 2005 über Kinder in bewaffneten
Konflikten sowie des Berichts des Generalsekretärs über Kin-
der und bewaffnete Konflikte535,

in der Erkenntnis, dass gute Regierungsführung, Demo-
kratie, Rechtsstaatlichkeit und die Achtung der Menschen-
rechte für eine nachhaltige Entwicklung und ein dauerhaftes
Wirtschaftswachstum unverzichtbar sind, und bekräftigend,
dass die Bildung einer wirklich demokratischen Regierung in
Myanmar für die Verwirklichung aller Menschenrechte und
Grundfreiheiten unabdingbar ist,

bekräftigend, dass der Wille des Volkes die Grundlage für
die Autorität der öffentlichen Gewalt bildet und dass der Wille
des Volkes von Myanmar in den 1990 abgehaltenen Wahlen
klar zum Ausdruck gebracht wurde,

1. begrüßt

a) die Berichte des Sonderberichterstatters der Men-
schenrechtskommission über die Menschenrechtssituation in
Myanmar536 und die Berichte des Generalsekretärs537;

b) das persönliche Engagement und die Erklärungen des
Generalsekretärs betreffend die Situation in Myanmar;

c) die Anstrengungen, die die Vereinten Nationen und
andere internationale humanitäre Organisationen unterneh-
men, um den hilfsbedürftigsten Menschen in Myanmar die
dringend benötigte humanitäre Hilfe zu leisten;

d) die Freilassung von zweihundertneunundvierzig po-
litischen Gefangenen durch die Regierung Myanmars am
6. Juli 2005, gleichzeitig jedoch feststellend, dass nach wie vor
über eintausendeinhundert politische Gefangene inhaftiert
sind;

e) die Tatsache, dass die Regierung einen Ausschuss für
die Verhütung der Rekrutierung Minderjähriger als Soldaten
eingesetzt und im November 2004 einen Rahmenaktionsplan
zur Behandlung von Fragen betreffend die Rekrutierung von
Minderjährigen und betreffend Kindersoldaten verabschiedet
hat;

f) die Tatsache, dass Myanmar am 30. März 2004 das
Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenzüber-
schreitende organisierte Kriminalität und zwei dazugehörige
Protokolle, nämlich das Zusatzprotokoll zur Verhütung, Be-
kämpfung und Bestrafung des Menschenhandels, insbesonde-
re des Frauen- und Kinderhandels, und das Zusatzprotokoll ge-
gen die Schleusung von Migranten auf dem Land-, See- und
Luftweg538, ratifiziert und am 13. September 2005 ein im Ein-
klang mit dem Übereinkommen ausgearbeitetes Gesetz gegen
den Menschenhandel erlassen hat;

2. verleiht ihrer ernsthaften Besorgnis Ausdruck

a) über die anhaltenden systematischen Verletzungen
der Menschenrechte des Volkes von Myanmar, einschließlich
der bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Rechte, namentlich die Verletzungen des Rechts
auf einen angemessenen Lebensstandard, die Diskriminierung
und die Rechtsverletzungen, unter denen Angehörige ethni-
scher Gruppen, Frauen und Kinder insbesondere in Gebieten
zu leiden haben, für die keine Waffenruhe vereinbart wurde,
unter anderem, jedoch nicht ausschließlich, außergerichtliche
Tötungen, Vergewaltigung und andere Formen sexueller Ge-
walt, die von Angehörigen der Streitkräfte immer wieder ver-

531 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bulga-
rien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Maze-
donien, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Isra-
el, Italien, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen,
Portugal, Republik Korea, Rumänien, Schweden, Schweiz, Serbien und
Montenegro, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik,
Türkei, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland,
Vereinigte Staaten von Amerika und Zypern.
532 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
533 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57;
öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
534 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und Corr.1), Kap. II,
Abschn. A.
535 A/59/695-S/2005/72.

536 E/CN.4/2005/36 und A/60/221.
537 E/CN.4/2005/130 und A/60/422 und Corr.1.
538 Resolution 55/25, Anlagen I-III. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2005
II S. 954, 956; öBGBl. III Nr. 84/2005 (Übereinkommen); dBGBl. 2005
II S. 954, 995; öBGBl. III Nr. 220/2005 (Protokoll gegen Menschenhan-
del); dBGBl. 2005 II S. 954, 1007 (Protokoll gegen Schleusung).
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übt werden, den fortdauernden Einsatz der Folter, Todesfälle
in der Haft, politisch motivierte Festnahmen und fortdauernde
Gefängnis- und sonstige Haft, Zwangsumsiedlung, Zwangsar-
beit einschließlich Kinderarbeit, Menschenhandel, die Ver-
weigerung des Rechts auf Versammlungs-, Vereinigungs- und
Bewegungsfreiheit und des Rechts der freien Meinungsäuße-
rung, die weit verbreitete Missachtung der Rechtsstaatlichkeit,
die fortgesetzte Rekrutierung und den fortgesetzten Einsatz
von Kindersoldaten, den Einsatz von Landminen und die Be-
schlagnahme von Ackerland, Ernten, Vieh und anderem Ei-
gentum;

b) über die Verlängerung des Hausarrests der General-
sekretärin der Nationalen Liga für Demokratie, Aung San Suu
Kyi, und ihres Stellvertreters, Tin Oo, die anhaltende Verwei-
gerung ihrer Menschenrechte und Grundfreiheiten, einschließ-
lich der Bewegungs- und Vereinigungsfreiheit, sowie die fort-
dauernde Inhaftierung, insbesondere die Isolationshaft, ande-
rer hochrangiger Führer der Liga und der Führung anderer po-
litischer Parteien oder ethnischer Gruppen, insbesondere die
Inhaftierung von Khun Htun Oo und Sai Nyunt Lwin, Vorsit-
zender beziehungsweise Generalsekretär der Liga der Shan-
Nationalitäten für Demokratie, und Sao Hso Ten, Vorsitzender
des Friedensrats des Shan-Staats;

c) über die ständige Drangsalierung von Mitgliedern
der Nationalen Liga für Demokratie und anderer Politiker so-
wie darüber, dass trotz des diesbezüglichen Beschlusses der
Generalversammlung in ihrer Resolution 58/247 vom 23. De-
zember 2003 keine umfassende und unabhängige, in interna-
tionaler Zusammenarbeit erfolgende Untersuchung des am
30. Mai 2003 nahe Depayin verübten Angriffs eingeleitet wur-
de;

d) über das Fehlen eines die nationale Aussöhnung er-
leichternden strukturierten Sachdialogs mit Aung San Suu Kyi
und der Nationalen Liga für Demokratie und einigen repräsen-
tativen ethnischen Gruppen sowie die Beschränkungen, denen
die Liga und andere politische Parteien nach wie vor unterlie-
gen und die ihre Teilnahme an der Nationalversammlung ver-
hindert haben, namentlich die fortdauernde Schließung der
Regionalbüros der Liga;

e) über die von den Streitkräften unter Verstoß gegen
bestehende Waffenruhevereinbarungen geführten neuerlichen
Angriffe auf Gruppen, mit denen eine solche Vereinbarung be-
stand, und die anschließend fortdauernden Menschenrechts-
verletzungen sowie die Beeinträchtigung des Genusses der
Menschenrechte der betroffenen Bevölkerungsgruppen;

f) über die Tatsache, dass Menschenrechtsverteidigern
die Durchführung ihrer rechtmäßigen Aktivitäten nach wie vor
verweigert wird;

g) über die Lage der zahlreichen Binnenvertriebenen
und den Strom von Flüchtlingen in die Nachbarländer und er-
innert in diesem Zusammenhang an die Verpflichtungen My-
anmars nach dem Völkerrecht;

h) über die Tatsache, dass die Regierung Myanmars,
wie von der Internationalen Arbeitskonferenz 2005 festge-
stellt, die Empfehlungen der Untersuchungskommission der
Internationalen Arbeitsorganisation noch immer nicht umge-

setzt hat und bisher weder ihre erklärte Entschlossenheit,
Zwangsarbeit zu beseitigen und die erforderlichen Maßnah-
men zur Einhaltung des Übereinkommens der Internationalen
Arbeitsorganisation von 1930 über Zwangs- oder Pflichtarbeit
(Übereinkommen 29) zu ergreifen, noch ihr Engagement auf
höchster Ebene für einen sachorientierten politischen Dialog
zur Bewältigung des Problems der Zwangsarbeit unter Beweis
gestellt hat;

i) über die Tatsache, dass der Sondergesandte des Ge-
neralsekretärs für Myanmar und der Sonderberichterstatter der
Menschenrechtskommission über die Menschenrechtssitua-
tion in Myanmar dem Land trotz wiederholter Ersuchen seit
nahezu zwei Jahren keinen Besuch abstatten konnten;

j) über die verschiedenen Reisebeschränkungen gegen
Mitarbeiter der Vereinten Nationen und anderer internationa-
ler Organisationen, die sich darum bemühen, den Zugang für
humanitäre Hilfslieferungen in alle Teile Myanmars zu ermög-
lichen, und nimmt Kenntnis von dem damit verbundenen
Rückzug des Globalen Fonds zur Bekämpfung von Aids, Tu-
berkulose und Malaria;

3. fordert die Regierung Myanmars mit allem Nach-
druck auf,

a) den systematischen Menschenrechtsverletzungen in
Myanmar ein Ende zu setzen und die volle Achtung aller Men-
schenrechte und Grundfreiheiten zu gewährleisten;

b) der Straflosigkeit ein Ende zu setzen und gegen alle,
die Menschenrechtsverletzungen begehen, zu ermitteln und
sie vor Gericht zu stellen, einschließlich Angehöriger des Mi-
litärs und anderer Staatsbediensteter, gleichviel unter welchen
Umständen;

c) mit hohem Vorrang zu erwägen, Vertragspartei aller
internationalen Rechtsakte auf dem Gebiet der Menschenrech-
te und des humanitären Völkerrechts zu werden, und sicher-
zustellen, dass die bestehenden rechtlichen Verpflichtungen
eingehalten werden;

d) den vollen Genuss aller Menschenrechte zu fördern
und Menschenrechtsverteidigern die ungehinderte Durchfüh-
rung ihrer Aktivitäten zu gestatten und dabei ihre Sicherheit
und Bewegungsfreiheit zu gewährleisten;

e) der Rekrutierung und dem Einsatz von Kindersolda-
ten sofort ein Ende zu setzen und mit den zuständigen interna-
tionalen Organisationen voll zusammenzuarbeiten, um die De-
mobilisierung der Kindersoldaten, ihre Rückkehr nach Hause
und ihre Rehabilitation im Einklang mit den Resolutionen des
Sicherheitsrats 1539 (2004) vom 22. April 2004 und 1612
(2005) zu gewährleisten, und betont, dass die Regierung My-
anmars einen engen Dialog mit dem Kinderhilfswerk der Ver-
einten Nationen führen und mit dem Sonderbeauftragten des
Generalsekretärs für Kinder und bewaffnete Konflikte im Ein-
klang mit den Ratsresolutionen 1539 (2004) und 1612 (2005)
zusammenarbeiten muss;

f) Vergewaltigungen und anderen Formen sexueller
Gewalt, die von Angehörigen der Streitkräfte andauernd auf
breiter Ebene insbesondere an Frauen aus ethnischen Gruppen
verübt werden, ein Ende zu setzen und gegen alle Täter zu er-
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mitteln und sie vor Gericht zu stellen, um die Straflosigkeit für
solche Handlungen zu beenden;

g) der systematischen Vertreibung von Personen sowie
anderen Ursachen für Flüchtlingsströme in die Nachbarländer
ein Ende zu setzen, den Binnenvertriebenen in Zusammenar-
beit mit der internationalen Gemeinschaft den nötigen Schutz
und die erforderliche Hilfe zu gewähren und das Recht der
Flüchtlinge auf freiwillige Rückkehr in Sicherheit und Würde
unter Beobachtung durch geeignete internationale Organisa-
tionen im Einklang mit dem Völkerrecht, namentlich dem an-
wendbaren humanitären Völkerrecht, zu achten;

h) alle politischen Gefangenen sofort und bedingungs-
los freizulassen, namentlich die Führer der Nationalen Liga für
Demokratie, Aung San Suu Kyi und Tin Oo, und den Führer
der Liga der Shan-Nationalitäten für Demokratie, Khun Htun
Oo, sowie andere Führer der Shan, und ihnen die volle Betei-
ligung an einem alle Seiten einschließenden und glaubwürdi-
gen Prozess der nationalen Aussöhnung zu ermöglichen;

i) alle Beschränkungen einer friedlichen politischen
Betätigung aller Personen, einschließlich ehemaliger politi-
scher Gefangener, aufzuheben, indem unter anderem die Ver-
einigungsfreiheit und das Recht der freien Meinungsäußerung,
einschließlich der Medienfreiheit, garantiert werden, sicherzu-
stellen, dass das Volk von Myanmar ungehinderten Zugang zu
Informationen erhält, und davon Abstand zu nehmen, Perso-
nen für ihre friedliche politische Betätigung festzunehmen und
zu bestrafen;

j) dringend die von der Gruppe auf höchster Ebene und
der Internationalen Arbeitskonferenz aufgezeigten ernsten
Probleme zu lösen, namentlich klare Zusicherungen abzuge-
ben, dass gegen Personen, die Beschwerde wegen Zwangsar-
beit einlegen, nicht vorgegangen wird, ungeklärten Behaup-
tungen über Zwangsarbeit nachzugehen, die nötigen Sichtver-
merke auszustellen, um eine Stärkung der Präsenz der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation in Myanmar zu ermöglichen,
und die Bewegungsfreiheit des Verbindungsoffiziers ad inte-
rim zu achten;

k) mit dem Sondergesandten und dem Sonderberichter-
statter uneingeschränkt zusammenzuarbeiten, um in Myanmar
einen Übergang zu einer Zivilherrschaft herbeizuführen, und
sicherzustellen, dass beide vollen, freien und ungehinderten
Zugang zu Myanmar erhalten und dass niemand, der mit dem
Sondergesandten, dem Sonderberichterstatter oder einer inter-
nationalen Organisation kooperiert, in irgendeiner Form ein-
geschüchtert, drangsaliert oder bestraft wird, und dringend die
Fälle derjenigen zu überprüfen, die gegenwärtig von solchen
Strafmaßnahmen betroffen sind;

l) ohne weitere Verzögerung uneingeschränkt mit dem
Sonderberichterstatter zusammenzuarbeiten, um eine unab-
hängige internationale Untersuchung der anhaltenden Berich-
te über sexuelle Gewalt und andere von Angehörigen der
Streitkräfte in Shan, Karen, Mon und anderen Staaten began-
gene Übergriffe gegen Zivilpersonen zu erleichtern;

m) den Vereinten Nationen und internationalen humani-
tären Organisationen sofort sicheren und ungehinderten Zu-
gang zu allen Teilen Myanmars zu gewähren und uneinge-

schränkt mit diesen Organisationen zusammenzuarbeiten, um
sicherzustellen, dass die humanitäre Hilfe im Einklang mit den
humanitären Grundsätzen erfolgt und im Einklang mit dem
Völkerrecht, namentlich dem anwendbaren humanitären Völ-
kerrecht, zu den hilfsbedürftigsten Bevölkerungsgruppen ge-
langt;

n) sicherzustellen, dass die Disziplinierung in den Ge-
fängnissen keine Folter oder andere grausame, unmenschliche
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe darstellt und dass
die Haftbedingungen ansonsten den internationalen Normen
entsprechen, sowie Besuchsmöglichkeiten für alle Inhaftier-
ten, namentlich auch Aung San Suu Kyi, vorzusehen;

o) sicherzustellen, dass Regierungstruppen weder Nah-
rungsmittel noch Land beschlagnahmen noch Dörfer zerstö-
ren;

p) auch weiterhin Maßnahmen zur Bekämpfung der
HIV/Aids-Epidemie zu ergreifen;

4. fordert die Regierung Myanmars auf,

a) sicherzustellen, dass der verbleibende Teil der Natio-
nalversammlung, insbesondere die anstehende Ausarbeitung
eines Verfassungsentwurfs, tatsächlich alle Seiten einschließt,
indem allen politischen Parteien und Vertretern ethnischer
Gruppen die ungehinderte Teilnahme ermöglicht wird;

b) sicherzustellen, dass die der Nationalversammlung
vorgelegten Vorschläge für die Kapitel des Verfassungsent-
wurfs mit der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte532,
den Internationalen Menschenrechtspakten533 und anderen
Rechtsakten auf dem Gebiet der Menschenrechte vereinbar
sind;

c) die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass beste-
hende und neue politische Parteien ihre Tätigkeit vor dem Re-
ferendum und den Wahlen, die nach dem Sieben-Etappen-Plan
vorgesehen sind, frei entfalten können, und sicherzustellen,
dass alle wahlberechtigten Bürger in die Wählerverzeichnisse
für alle künftigen Referenden und Wahlen eingetragen sind
und dass diese gemäß den internationalen Normen unter voller
Beteiligung aller politischen Parteien durchgeführt werden;

d) gemeinsam mit allen ethnischen Gruppen in Myan-
mar im Wege des Dialogs und mit friedlichen Mitteln die so-
fortige Einstellung und dauerhafte Beendigung des Konflikts
anzustreben, namentlich indem sie dafür sorgt, dass der Pro-
zess der Ausarbeitung eines Verfassungsentwurfs den Anlie-
gen der ethnischen Gruppen, einschließlich der an der Natio-
nalversammlung teilnehmenden Gruppen, mit denen eine
Waffenruhe vereinbart wurde, Rechnung trägt und ihre Rechte
achtet, um die Wahrscheinlichkeit zu erhöhen, dass die Waf-
fenruhe zu einer dauerhaften politischen Lösung und zu dau-
erhaftem Frieden führt;

e) ihrer Verpflichtung zur Wiederherstellung der Unab-
hängigkeit der Justiz und ordnungsgemäßer Gerichtsverfahren
nachzukommen und weitere Schritte zur Reform des Rechts-
pflegesystems zu unternehmen;

5. ersucht den Generalsekretär,
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a) auch weiterhin seine Guten Dienste zur Verfügung zu
stellen und mit der Regierung und dem Volk Myanmars, ein-
schließlich aller für den nationalen Aussöhnungsprozess in
Myanmar maßgeblichen Parteien, weitere Gespräche über die
Menschenrechtssituation und die Wiederherstellung der De-
mokratie zu führen und der Regierung in dieser Hinsicht tech-
nische Hilfe anzubieten;

b) jede erforderliche Unterstützung zu gewähren, um
seinen Sondergesandten und den Sonderberichterstatter in die

Lage zu versetzen, ihr Mandat voll und wirksam wahrzuneh-
men;

c) der Generalversammlung auf ihrer einundsechzig-
sten Tagung und der Menschenrechtskommission auf ihrer
zweiundsechzigsten Tagung über die Fortschritte bei der
Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten;

6. beschließt, die Behandlung dieser Frage auf ihrer ein-
undsechzigsten Tagung fortzusetzen.
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RESOLUTION 60/17
Verabschiedet auf der 53. Plenarsitzung am 23. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/540, Ziff. 6)1.

60/17. Finanzierung der Operation der Vereinten Natio-
nen in Côte d'Ivoire

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
die Finanzierung der Operation der Vereinten Nationen in
Côte d'Ivoire2 und des entsprechenden Berichts des Beraten-
den Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen3,

unter Hinweis auf die Resolution 1528 (2004) des Sicher-
heitsrats vom 27. Februar 2004, mit der der Rat die Operation
der Vereinten Nationen in Côte d'Ivoire für einen Anfangszeit-
raum von zwölf Monaten ab dem 4. April 2004 einrichtete, und
die späteren Resolutionen, mit denen der Rat das Mandat der
Operation verlängerte, zuletzt Resolution 1609 (2005) vom
24. Juni 2005,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 58/310 vom
18. Juni 2004 über die Finanzierung der Operation und ihre
späteren diesbezüglichen Resolutionen, zuletzt Resolution
59/16 B vom 22. Juni 2005,

in Bekräftigung der in den Resolutionen der Generalver-
sammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII)
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 2000
festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung der
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen,

eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Operation
mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie
ihren Aufgaben gemäß den entsprechenden Resolutionen des
Sicherheitsrats nachkommen kann,

1. ersucht den Generalsekretär, den Missionsleiter zu
beauftragen, künftige Haushaltsvoranschläge im vollen Ein-
klang mit den Bestimmungen der Resolution 59/296 der Ge-
neralversammlung vom 22. Juni 2005 sowie anderer einschlä-
giger Resolutionen auszuarbeiten;

2. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu der
Operation der Vereinten Nationen in Côte d'Ivoire per 30. Sep-
tember 2005, namentlich von den noch ausstehenden Beiträ-
gen in Höhe von 153,8 Millionen US-Dollar, was etwa 22 Pro-
zent der gesamten veranlagten Beiträge entspricht, vermerkt
mit Besorgnis, dass nur siebenundzwanzig Mitgliedstaaten ih-
re Beiträge vollständig entrichtet haben, und fordert alle ande-
ren Mitgliedstaaten, insbesondere die Mitgliedstaaten mit Bei-
tragsrückständen, nachdrücklich auf, die Entrichtung ihrer
noch ausstehenden Beiträge sicherzustellen;

3. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre Beiträge
vollständig entrichtet haben, und fordert alle anderen Mit-
gliedstaaten nachdrücklich auf, alles zu tun, um sicherzustel-

len, dass ihre Beiträge für die Operation vollständig entrichtet
werden;

4. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen
durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zu-
sätzliche Belastungen erwachsen;

5. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Verzö-
gerungen, mit denen der Generalsekretär bei der Entsendung
einiger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war;

6. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu be-
handeln sind;

7. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmis-
sionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit
sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen
können;

8. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie mög-
lich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenständen in
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Ita-
lien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungskosten für die
Operation auf ein Mindestmaß zu beschränken;

9. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen3 an und ersucht den General-
sekretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen;

10. ersucht den Generalsekretär, für die vollinhaltliche
Durchführung der einschlägigen Bestimmungen ihrer Resolu-
tion 59/296 zu sorgen;

11. ersucht den Generalsekretär außerdem, alles Erfor-
derliche zu veranlassen, um sicherzustellen, dass die Opera-
tion so effizient und sparsam wie möglich verwaltet wird;

12. ersucht den Generalsekretär ferner, zur Senkung der
mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allgemeinen
Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin Anstrengungen
zu unternehmen, um in der Operation Ortskräfte auf Stellen
des Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den
Erfordernissen der Operation;

Revidierte Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 
1. Juli 2005 bis 30. Juni 2006

13. beschließt, auf dem Sonderkonto für die Operation
der Vereinten Nationen in Côte d'Ivoire zusätzlich zu dem ge-
mäß ihrer Resolution 59/16 B bereits veranschlagten Betrag
von 386.892.500 Dollar für den Zeitraum vom 1. Juli 2005 bis
30. Juni 2006 den Betrag von 51.276.000 Dollar für die Auf-
rechterhaltung der Operation während desselben Zeitraums zu
veranschlagen;

Finanzierung der bewilligten Mittel

14. beschließt außerdem, unter Berücksichtigung des
von der Generalversammlung gemäß ihrer Resolution 59/16 B

1 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
2 A/60/364.
3 A/60/420.
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bereits veranlagten Betrags von 386.892.500 Dollar für den
Zeitraum vom 1. Juli 2005 bis 30. Juni 2006 den zusätzlichen
Betrag von 28.946.129 Dollar für den Zeitraum vom 1. Juli
2005 bis 24. Januar 2006 entsprechend den in Resolution
58/256 der Generalversammlung vom 23. Dezember 2003 ak-
tualisierten Kategorien sowie unter Berücksichtigung des in
ihrer Resolution 58/1 B vom 23. Dezember 2003 festgelegten
Beitragsschlüssels für die Jahre 2005 und 2006 unter den Mit-
gliedstaaten zu veranlagen;

15. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Resolu-
tion 973 (X) vom 15. Dezember 1955 der auf die Mitgliedstaa-
ten entfallende jeweilige Anteil an dem Betrag von 4.064 Dol-
lar im Steuerausgleichsfonds, der den für die Operation bewil-
ligten geschätzten Mindereinnahmen aus der Personalabgabe
für den Zeitraum vom 1. Juli 2005 bis 24. Januar 2006 ent-
spricht, ihrer Veranlagung nach Ziffer 14 hinzuzurechnen ist;

16. beschließt, vorbehaltlich eines Beschlusses des Si-
cherheitsrats, das Mandat der Operation zu verlängern, den zu-
sätzlichen Betrag von 22.329.871 Dollar für den Zeitraum
vom 25. Januar bis 30. Juni 2006 nach dem in Ziffer 14 fest-
gelegten Schema und unter Berücksichtigung des in ihrer Re-
solution 58/1 B festgelegten Beitragsschlüssels für das Jahr
2006 zu einem monatlichen Satz von 4.273.000 Dollar unter
den Mitgliedstaaten zu veranlagen;

17. beschließt außerdem, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) der auf die Mitgliedstaaten entfallende jewei-
lige Anteil an dem Betrag von 3.136 Dollar im Steueraus-
gleichsfonds, der den für die Operation bewilligten geschätz-
ten Mindereinnahmen aus der Personalabgabe für den Zeit-
raum vom 25. Januar bis 30. Juni 2006 entspricht, ihrer Veran-
lagung nach Ziffer 16 hinzuzurechnen ist;

18. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf;

19. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzli-
che Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten
Personals zu gewährleisten, das unter dem Dach der Vereinten
Nationen an der Operation beteiligt ist, eingedenk der Zif-
fern 5 und 6 der Resolution 1502 (2003) des Sicherheitsrats
vom 26. August 2003;

20. bittet um freiwillige Beiträge für die Operation in
Form von Barzahlungen sowie in Form von für den General-
sekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je nach
Bedarf entsprechend den von der Generalversammlung fest-
gelegten Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind;

21. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Operation
der Vereinten Nationen in Côte d'Ivoire" auf ihrer sechzigsten
Tagung weiter zu behandeln.

RESOLUTION 60/18

Verabschiedet auf der 53. Plenarsitzung am 23. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/541, Ziff. 8)4.

60/18. Finanzierung der Stabilisierungsmission der Ver-
einten Nationen in Haiti

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
die Finanzierung der Stabilisierungsmission der Vereinten Na-
tionen in Haiti5 und des entsprechenden Berichts des Beraten-
den Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen6,

unter Hinweis auf die Resolution 1529 (2004) des Sicher-
heitsrats vom 29. Februar 2004, mit der der Rat seine Bereit-
schaft erklärte, eine Stabilisierungstruppe der Vereinten Na-
tionen einzurichten, um die Fortsetzung eines friedlichen und
verfassungsmäßigen politischen Prozesses und die Aufrecht-
erhaltung eines sicheren und stabilen Umfelds in Haiti zu un-
terstützen,

sowie unter Hinweis auf die Resolution 1542 (2004) des
Sicherheitsrats vom 30. April 2004, mit der der Rat beschloss,
die Stabilisierungsmission der Vereinten Nationen in Haiti für
einen Anfangszeitraum von sechs Monaten einzurichten, und
die späteren Resolutionen, mit denen der Rat das Mandat der
Mission verlängerte, zuletzt Resolution 1608 (2005) vom
22. Juni 2005, mit der der Rat das Mandat der Mission bis zum
15. Februar 2006 verlängerte und vorübergehend eine Erwei-
terung des Militäranteils und des Zivilpolizeianteils der Mis-
sion genehmigte,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 58/311 vom
18. Juni 2004 über die Finanzierung der Mission und ihre spä-
teren diesbezüglichen Resolutionen, zuletzt Resolution
59/17 B vom 22. Juni 2005,

in Bekräftigung der in den Resolutionen der Generalver-
sammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII)
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 2000
festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung der
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen,

eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission mit
den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren
Aufgaben gemäß den entsprechenden Resolutionen des Si-
cherheitsrats nachkommen kann,

1. ersucht den Generalsekretär, den Missionsleiter zu
beauftragen, künftige Haushaltsvoranschläge im vollen Ein-
klang mit den Bestimmungen der Resolution 59/296 der Ge-
neralversammlung vom 22. Juni 2005 sowie anderer einschlä-
giger Resolutionen auszuarbeiten;

2. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu der
Stabilisierungsmission der Vereinten Nationen in Haiti per
31. August 2005, namentlich von den noch ausstehenden Bei-
trägen in Höhe von 190 Millionen US-Dollar, was etwa
34 Prozent der gesamten veranlagten Beiträge entspricht, ver-
merkt mit Besorgnis, dass nur zwanzig Mitgliedstaaten ihre
Beiträge vollständig entrichtet haben, und fordert alle anderen
Mitgliedstaaten, insbesondere die Mitgliedstaaten mit Bei-

4 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.

5 A/60/176 und Corr.1.
6 A/60/386.
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tragsrückständen, nachdrücklich auf, die Entrichtung ihrer
noch ausstehenden Beiträge sicherzustellen;

3. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre Beiträge
vollständig entrichtet haben, und fordert alle anderen Mit-
gliedstaaten nachdrücklich auf, alles zu tun, um sicherzustel-
len, dass ihre Beiträge für die Mission vollständig entrichtet
werden;

4. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen
durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zu-
sätzliche Belastungen erwachsen;

5. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Verzö-
gerungen, mit denen der Generalsekretär bei der Entsendung
einiger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war;

6. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu be-
handeln sind;

7. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmis-
sionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit
sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen
können;

8. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie mög-
lich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenständen in
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Ita-
lien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungskosten für die
Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken;

9. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen dieser
Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlungen im Be-
richt des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen6 an und ersucht den Generalsekretär, ihre vollstän-
dige Umsetzung sicherzustellen;

10. beschließt, sich Ziffer 22 des Berichts des Beraten-
den Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen6 nicht
anzuschließen;

11. beschließt, unter Berücksichtigung der in den Zif-
fern 18 und 21 des Berichts des Beratenden Ausschusses für
Verwaltungs- und Haushaltsfragen6 vorgeschlagenen Kürzun-
gen den Gesamtbetrag der operationellen Kosten um
2.340.000 Dollar zu kürzen;

12. ersucht den Generalsekretär, für die vollinhaltliche
Durchführung der einschlägigen Bestimmungen ihrer Resolu-
tion 59/296 zu sorgen;

13. ersucht den Generalsekretär außerdem, alles Erfor-
derliche zu veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mission
so effizient und sparsam wie möglich verwaltet wird;

14. ersucht den Generalsekretär ferner, zur Senkung der
mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allgemeinen
Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin Anstrengungen
zu unternehmen, um in der Mission Ortskräfte auf Stellen des

Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den Er-
fordernissen der Mission;

Revidierte Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 
1. Juli 2005 bis 30. Juni 2006

15. beschließt, auf dem Sonderkonto für die Stabilisie-
rungsmission der Vereinten Nationen in Haiti zusätzlich zu
dem gemäß ihrer Resolution 59/17 B bereits veranschlagten
Betrag von 494.887.000 Dollar für den Zeitraum vom 1. Juli
2005 bis 30. Juni 2006 den Betrag von 46.414.900 Dollar für
die Aufrechterhaltung der Mission während desselben Zeit-
raums zu veranschlagen;

Finanzierung der bewilligten Mittel

16. beschließt außerdem, unter Berücksichtigung des
von der Generalversammlung gemäß ihrer Resolution 59/17 B
bereits zu einem monatlichen Satz von 41.240.583 Dollar ver-
anlagten Betrags von 494.887.000 Dollar für den Zeitraum
vom 1. Juli 2005 bis 30. Juni 2006 den zusätzlichen Betrag von
29.147.500 Dollar für den Zeitraum vom 1. Juli 2005 bis
15. Februar 2006 entsprechend den in Resolution 58/256 der
Generalversammlung vom 23. Dezember 2003 aktualisierten
Kategorien sowie unter Berücksichtigung des in ihrer Resolu-
tion 58/1 B vom 23. Dezember 2003 festgelegten Beitrags-
schlüssels für die Jahre 2005 und 2006 unter den Mitgliedstaa-
ten zu veranlagen;

17. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Resolu-
tion 973 (X) vom 15. Dezember 1955 der jeweilige Anteil der
Mitgliedstaaten an dem zusätzlichen Betrag von 104.100 Dol-
lar im Steuerausgleichsfonds, der für die Mission für den Zeit-
raum vom 1. Juli 2005 bis 15. Februar 2006 bewilligt wurde,
auf ihre Veranlagung nach Ziffer 16 anzurechnen ist;

18. beschließt, vorbehaltlich eines Beschlusses des Si-
cherheitsrats, das Mandat der Mission zu verlängern, den zu-
sätzlichen Betrag von 17.267.400 Dollar für den Zeitraum
vom 16. Februar bis 30. Juni 2006 entsprechend den in Reso-
lution 58/256 der Generalversammlung aktualisierten Katego-
rien und unter Berücksichtigung des in ihrer Resolution 58/1 B
festgelegten Beitragsschlüssels für das Jahr 2006 zu einem
monatlichen Satz von 3.867.900 Dollar unter den Mitglied-
staaten zu veranlagen;

19. beschließt außerdem, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) der jeweilige Anteil der Mitgliedstaaten an
dem zusätzlichen Betrag von 61.600 Dollar im Steueraus-
gleichsfonds, der für die Mission bewilligt wurde, auf ihre
Veranlagung nach Ziffer 18 anzurechnen ist;

20. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf;

21. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzli-
che Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten
Personals zu gewährleisten, das unter dem Dach der Vereinten
Nationen an der Mission beteiligt ist, eingedenk der Ziffern 5
und 6 der Resolution 1502 (2003) des Sicherheitsrats vom
26. August 2003;
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22. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in Form
von Barzahlungen sowie in Form von für den Generalsekretär
annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je nach Bedarf
entsprechend den von der Generalversammlung festgelegten
Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind;

23. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Stabilisie-
rungsmission der Vereinten Nationen in Haiti" auf ihrer sech-
zigsten Tagung weiter zu behandeln.

RESOLUTION 60/121

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/574, Ziff. 6)7.

60/121. Finanzierung der Mission der Organisation der
Vereinten Nationen in der Demokratischen Repu-
blik Kongo

Die Generalversammlung,

nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über
die Finanzierung der Mission der Organisation der Vereinten
Nationen in der Demokratischen Republik Kongo8 und des
entsprechenden Berichts des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen9,

unter Hinweis auf die Resolutionen des Sicherheitsrats
1258 (1999) vom 6. August 1999 und 1279 (1999) vom
30. November 1999 betreffend die Entsendung militärischen
Verbindungspersonals in die Kongo-Region beziehungsweise
die Einrichtung der Mission der Organisation der Vereinten
Nationen in der Demokratischen Republik Kongo sowie die
späteren Resolutionen, mit denen der Rat das Mandat der Mis-
sion verlängerte, zuletzt Resolution 1635 (2005) vom 28. Ok-
tober 2005,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 54/260 A vom
7. April 2000 über die Finanzierung der Mission und auf ihre
späteren diesbezüglichen Resolutionen, zuletzt Resolution
59/285 B vom 22. Juni 2005,

in Bekräftigung der in den Resolutionen der Generalver-
sammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII)
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 2000
festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung der
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen,

mit Anerkennung feststellend, dass freiwillige Beiträge für
die Mission entrichtet worden sind,

eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission mit
den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren
Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des Sicher-
heitsrats nachkommen kann,

1. ersucht den Generalsekretär, den Missionsleiter zu
beauftragen, künftige Haushaltsvoranschläge im vollen Ein-
klang mit den Bestimmungen der Resolution 59/296 der Ge-

neralversammlung vom 22. Juni 2005 sowie anderer einschlä-
giger Resolutionen auszuarbeiten;

2. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu der
Mission der Organisation der Vereinten Nationen in der De-
mokratischen Republik Kongo per 31. Oktober 2005, nament-
lich von den noch ausstehenden Beiträgen in Höhe von
220,9 Millionen US-Dollar, was etwa 7,8 Prozent der gesam-
ten veranlagten Beiträge entspricht, vermerkt mit Besorgnis,
dass nur vierzig Mitgliedstaaten ihre Beiträge vollständig ent-
richtet haben, und fordert alle anderen Mitgliedstaaten, insbe-
sondere diejenigen mit Beitragsrückständen, nachdrücklich
auf, die Entrichtung ihrer noch ausstehenden Beiträge sicher-
zustellen;

3. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre Beiträge
vollständig entrichtet haben, und fordert alle anderen Mit-
gliedstaaten nachdrücklich auf, alles zu tun, um sicherzustel-
len, dass ihre Beiträge für die Mission vollständig entrichtet
werden;

4. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen
durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zu-
sätzliche Belastungen erwachsen;

5. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Verzö-
gerungen, mit denen der Generalsekretär bei der Entsendung
einiger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war;

6. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu be-
handeln sind;

7. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmis-
sionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit
sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen
können;

8. bekundet ihre tiefe Besorgnis über die sehr hohe Per-
sonalabgangsquote und die damit zusammenhängenden
Schwierigkeiten bei der Rekrutierung und ersucht den Gene-
ralsekretär, seine fortlaufenden Anstrengungen zur Behebung
dieser Situation zu verstärken, so auch durch innovative An-
sätze, und dafür Sorge zu tragen, dass alle freien Stellen rasch
besetzt werden;

9. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie mög-
lich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenständen in
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Ita-
lien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungskosten für die
Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken;

10. begrüßt die Einrichtung und den Aufbau der Versor-
gungsbasis in Entebbe (Uganda) als eines regionalen Zen-
trums, das von den Missionen in der Region gemeinsam ge-
nutzt werden kann, um die Effizienz und Reaktionsgeschwin-
digkeit der logistischen Unterstützungsoperationen zu erhö-
hen, und ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung im Rahmen des während des zweiten Teils ihrer wieder-

7 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
8 A/59/657 und A/60/389.
9 A/60/536.
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aufgenommenen einundsechzigsten Tagung vorzulegenden
Übersichtsberichts über die durch die Nutzung dieser Basis er-
zielten Einsparungen und Effizienzsteigerungen sowie über
die erhöhte Wirksamkeit der regionalen Unterstützung für
Friedenssicherungseinsätze Bericht zu erstatten;

11. begrüßt außerdem die in der Mission eingeleiteten
Maßnahmen zur Verhütung, Ermittlung und Bekämpfung von
Vergehen seitens ihres Personals und legt dem Generalsekretär
nahe, verstärkte Anstrengungen zu unternehmen, um sicher-
zustellen, dass das gesamte Personal die Null-Toleranz-Politik
und die dazugehörigen Verfahren im Einklang mit den ein-
schlägigen Resolutionen der Generalversammlung befolgt; 

12. betont, dass der Sonderbeauftragte des Generalsekre-
tärs die Verantwortung für die Umsetzung der Politik der Ver-
einten Nationen bezüglich des Personalverhaltens tragen soll,
und ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass der
Sonderbeauftragte in allen derartigen Angelegenheiten voll
engagiert bleibt;

13. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen dieser
Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlungen im Be-
richt des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen9 an und ersucht den Generalsekretär, ihre vollstän-
dige Umsetzung sicherzustellen;

14. erinnert an ihre früheren Ersuchen um eine Überprü-
fung der Struktur der Mission, stellt mit Besorgnis fest, dass
die Überprüfung noch nicht abgeschlossen wurde, und ersucht
den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass sie eiligst abge-
schlossen wird und dass ihren Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen im Haushaltsantrag für die Mission für 2006/07
Rechnung getragen wird;

15. bekräftigt die entscheidende Rolle der Mission, ein-
schließlich im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit, bei der Vor-
bereitung und Durchführung des Referendums und der Wah-
len und ersucht den Generalsekretär, bei der Erstellung der
Haushaltsvoranschläge für 2006/07 auch alle früheren ein-
schlägigen Resolutionen der Generalversammlung zu berück-
sichtigen und sicherzustellen, dass der Mittelbedarf allen et-
waigen Änderungen des Missionsmandats auf Grund der Ent-
wicklungen nach den Wahlen Rechnung trägt, namentlich in
Bezug auf alle diejenigen Personal-, Unterstützungs- und Ein-
satzkomponenten, die unmittelbar mit den Wahlaktivitäten zu-
sammenhängen; 

16. betont, dass eine erfolgreiche Durchführung der
Wahleinsätze zwingend notwendig ist, und genehmigt die zu-
sätzliche Entsendung von insgesamt 507 Personen zur Unter-
stützung der Wahlen, bei gleichzeitiger optimaler Nutzung der
vorhandenen Personalressourcen und eingedenk der Notwen-
digkeit, sicherzustellen, dass sich der Entsendungszeitplan an
den Entwicklungen am Boden orientiert; 

17. ermächtigt den Generalsekretär, bis zum 30. Juni
2006 für die von den 395 Einzelauftragnehmern wahrgenom-
menen Aufgaben Ressourcen für Zeitpersonal zu verwenden,
und ersucht den Generalsekretär, jeden Vorschlag zur Um-
wandlung der von den 395 Einzelauftragnehmern besetzten
Stellen im Kontext der in den Entwurf des Haushaltsplans für
2006/07 aufzunehmenden Ergebnisse der umfassenden Über-
prüfung in vollem Umfang zu begründen;

18. ersucht den Generalsekretär, für die vollinhaltliche
Durchführung der einschlägigen Bestimmungen ihrer Resolu-
tion 59/296 zu sorgen;

19. ersucht den Generalsekretär außerdem, alles Erfor-
derliche zu veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mission
so effizient und sparsam wie möglich verwaltet wird;

20. ersucht den Generalsekretär ferner, sicherzustellen,
dass die Mission für Transportzwecke die verfügbaren Schie-
nen- und Binnenschifffahrtsverbindungen wirksam nutzt,
wenn sie zuverlässiger und kostengünstiger sind als Lufttrans-
porte und sicher genutzt werden können;

21. ersucht den Generalsekretär, sich zur Senkung der
mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allgemeinen
Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin zu bemühen, in
der Mission Ortskräfte auf Stellen des Allgemeinen Dienstes
zu beschäftigen, entsprechend den Erfordernissen der Mis-
sion;

Haushaltsvollzugsbericht für den Zeitraum vom 1. Juli 
2003 bis 30. Juni 2004

22. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über den Haushaltsvollzug der Mission im Zeitraum vom
1. Juli 2003 bis 30. Juni 200410;

Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. Juli 2005 
bis 30. Juni 2006

23. beschließt, für die Aufrechterhaltung der Mission der
Organisation der Vereinten Nationen in der Demokratischen
Republik Kongo im Zeitraum vom 1. Juli 2005 bis 30. Juni
2006 auf dem Sonderkonto für die Mission den Betrag von
1.133.672.200 Dollar zu veranschlagen, der den von der Ge-
neralversammlung gemäß ihrer Resolution 59/285 B bereits
genehmigten Betrag von 383.187.800 Dollar für den Zeitraum
vom 1. Juli bis 31. Oktober 2005 einschließt und der dem ge-
mäß derselben Resolution bereits veranschlagten Betrag von
20.220.700 Dollar für den Zeitraum vom 1. Juli 2005 bis
30. Juni 2006 für den Friedenssicherungs-Sonderhaushalt und
die Versorgungsbasis der Vereinten Nationen hinzugefügt
wird;

Finanzierung der bewilligten Mittel

24. beschließt außerdem, unter Berücksichtigung des ge-
mäß ihrer Resolution 59/285 B bereits veranlagten Betrags
von 350 Millionen Dollar für die Aufrechterhaltung der Mis-
sion im Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Oktober 2005 den zusätz-
lichen Betrag von 783.672.200 Dollar für die Aufrechterhal-
tung der Mission im Zeitraum vom 1. November 2005 bis
30. Juni 2006 entsprechend den in der Resolution 58/256 der
Generalversammlung vom 23. Dezember 2003 aktualisierten
Kategorien sowie unter Berücksichtigung des in ihrer Resolu-
tion 58/1 B vom 23. Dezember 2003 festgelegten Beitrags-
schlüssels für 2005 und 2006 unter den Mitgliedstaaten zu ver-
anlagen;

10 A/59/657.
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25. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Resolu-
tion 973 (X) vom 15. Dezember 1955 der auf die Mitgliedstaa-
ten entfallende jeweilige Anteil an dem Betrag von
15.664.375 Dollar im Steuerausgleichsfonds, der den für die
Mission bewilligten geschätzten zusätzlichen Einnahmen aus
der Personalabgabe für den Zeitraum vom 1. November 2005
bis 30. Juni 2006 entspricht, auf ihre Veranlagung nach Zif-
fer 24 anzurechnen ist;

26. beschließt, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre finan-
ziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission erfüllt haben,
ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften Haushalts-
mitteln und weiteren Einnahmen in Höhe von insgesamt
32.836.900 Dollar für die am 30. Juni 2004 abgelaufene Fi-
nanzperiode entsprechend den in ihrer Resolution 58/256 ak-
tualisierten Kategorien und unter Berücksichtigung des in ih-
rer Resolution 58/1 B festgelegten Beitragsschlüssels für das
Jahr 2004 auf ihre Veranlagung nach Ziffer 24 anzurechnen
ist;

27. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die
ihre finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission nicht
erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften
Haushaltsmitteln und weiteren Einnahmen in Höhe von insge-
samt 32.836.900 Dollar für die am 30. Juni 2004 abgelaufene
Finanzperiode nach dem in Ziffer 26 festgelegten Schema auf
ihre ausstehenden Verpflichtungen anzurechnen ist;

28. beschließt ferner, dass die geschätzten Mehreinnah-
men aus der Personalabgabe in Höhe von 466.700 Dollar für
die am 30. Juni 2004 abgelaufene Finanzperiode zu dem Gut-
haben aus dem in den Ziffern 26 und 27 genannten Betrag von
32.836.900 Dollar hinzuzurechnen sind;

29. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf;

30. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzli-
che Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten
Personals zu gewährleisten, das unter dem Dach der Vereinten
Nationen an der Mission beteiligt ist, eingedenk der Ziffern 5
und 6 der Resolution 1502 (2003) des Sicherheitsrats vom
26. August 2003;

31. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in Form
von Barzahlungen sowie in Form von für den Generalsekretär
annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je nach Bedarf
entsprechend den von der Generalversammlung festgelegten
Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind;

32. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Mission der
Organisation der Vereinten Nationen in der Demokratischen
Republik Kongo" auf ihrer sechzigsten Tagung weiter zu be-
handeln.

RESOLUTION 60/122

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/562, Ziff. 7)11.

60/122. Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen
in Sudan

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
die Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Su-
dan12 und des entsprechenden Berichts des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen13,

unter Hinweis auf die Resolution 1590 (2005) des Sicher-
heitsrats vom 24. März 2005, mit der der Rat die Mission der
Vereinten Nationen in Sudan für einen anfänglichen Zeitraum
von sechs Monaten ab dem 24. März 2005 einrichtete, und die
spätere Resolution 1627 (2005) vom 23. September 2005, mit
der der Rat das Mandat der Mission bis zum 24. März 2006
verlängerte,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 59/292 vom
21. April 2005 über die Finanzierung der Mission,

in Bekräftigung der in ihren Resolutionen 1874 (S-IV) vom
27. Juni 1963, 3101 (XXVIII) vom 11. Dezember 1973 und
55/235 vom 23. Dezember 2000 festgelegten allgemeinen
Grundsätze für die Finanzierung der Friedenssicherungsein-
sätze der Vereinten Nationen,

eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission mit
den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren
Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des Sicher-
heitsrats nachkommen kann,

1. ersucht den Generalsekretär, den Missionsleiter zu
beauftragen, künftige Haushaltsvoranschläge im vollen Ein-
klang mit den Bestimmungen der Resolution 59/296 der Ge-
neralversammlung vom 22. Juni 2005 sowie anderer einschlä-
giger Resolutionen auszuarbeiten;

2. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu der
Mission der Vereinten Nationen in Sudan per 30. September
2005, namentlich von den noch ausstehenden Beiträgen in Hö-
he von 127,9 Millionen US-Dollar, was etwa 26 Prozent der
gesamten veranlagten Beiträge entspricht, vermerkt mit Be-
sorgnis, dass nur sechsundsechzig Mitgliedstaaten ihre Beiträ-
ge vollständig entrichtet haben, und fordert alle anderen Mit-
gliedstaaten, insbesondere diejenigen mit Beitragsrückstän-
den, nachdrücklich auf, die Entrichtung ihrer noch ausstehen-
den Beiträge sicherzustellen;

3. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre Beiträge
vollständig entrichtet haben, und fordert alle anderen Mit-
gliedstaaten nachdrücklich auf, alles zu tun, um sicherzustel-
len, dass ihre Beiträge für die Mission vollständig entrichtet
werden;

4. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen
durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zu-
sätzliche Belastungen erwachsen;

11 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.

12 A/60/190.
13 A/60/428.
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5. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Verzö-
gerungen, mit denen der Generalsekretär bei der Entsendung
einiger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war;

6. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu be-
handeln sind;

7. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmis-
sionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit
sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen
können;

8. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie mög-
lich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenständen in
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Ita-
lien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungskosten für die
Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken;

9. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen dieser
Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlungen in dem
Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen13 an und ersucht den Generalsekretär, ihre
vollständige Umsetzung sicherzustellen;

10. bekräftigt ihre Resolution 59/296 und ersucht den
Generalsekretär, für die vollinhaltliche Durchführung ihrer
einschlägigen Bestimmungen zu sorgen;

11. stellt fest, dass die Entwaffnungs-, Demobilisie-
rungs- und Wiedereingliederungsmaßnahmen mit ihrer Reso-
lution 59/296 im Einklang stehen, und ermächtigt den Gene-
ralsekretär, die dafür vorgesehenen Mittel im Einklang mit den
Bestimmungen der genannten Resolution zu verwenden;

12. begrüßt die Schritte, die unternommen wurden, um
die Koordinierung und Zusammenarbeit mit den Organisatio-
nen, Fonds und Programmen entsprechend Ziffer 120 des Be-
richts des Generalsekretärs12 sicherzustellen und einen einheit-
lichen Arbeitsplan umzusetzen, der unter anderem Entwaff-
nungs-, Demobilisierungs- und Wiedereingliederungsmaß-
nahmen umfasst, und ersucht den Generalsekretär, der Gene-
ralversammlung über die weiter ergriffenen Maßnahmen und
erzielten Fortschritte Bericht zu erstatten und im Rahmen
künftiger Haushaltsanträge, beginnend mit dem Haushalt
2006/07, eine klare Beschreibung der jeweiligen Rollen und
Verantwortlichkeiten vorzulegen;

13. beschließt die Schaffung der in den Ziffern 38 bis 65
des Berichts des Generalsekretärs12 beantragten 740 Stellen für
Sicherheitskräfte, ermächtigt den Generalsekretär, eingedenk
der Ziffer 29 des Berichts des Beratenden Ausschusses für
Verwaltungs- und Haushaltsfragen13 Stellenumsetzungen vor-
zunehmen, um den sich wandelnden Sicherheitsanforderun-
gen im Missionsgebiet zu entsprechen, und ersucht ihn, im
Rahmen der Haushaltsvoranschläge für die Mission für
2006/07 darüber Bericht zu erstatten;

14. begrüßt die von der Mission durchgeführte Überprü-
fung der vorgeschlagenen Struktur der Mission und ersucht
den Generalsekretär, eingedenk der einschlägigen Bemerkun-

gen des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen weitere Ausführungen zu den im Managementbe-
reich erzielten Effizienzsteigerungen sowie zur Stärkung des
Überwachungs- und Rechenschaftssystems im Kontext einer
einheitlichen, gebietsgestützten und dezentralisierten Organi-
sationsstruktur zu machen und im Rahmen künftiger Haus-
haltsanträge, beginnend mit dem Haushalt 2006/07, darüber
Bericht zu erstatten;

15. erinnert an Abschnitt XVII Ziffer 4 ihrer Resolution
59/296 und ersucht den Generalsekretär in diesem Zusammen-
hang, im Wege der Zusammenarbeit zwischen den Friedens-
sicherungseinsätzen der Vereinten Nationen in der Region zu
erkunden, wie die Bereitstellung und Verwaltung der Unter-
stützungsressourcen und die Erbringung der Dienstleistungen
nach Möglichkeit optimiert werden können, bei gleichzeitiger
Sicherstellung dessen, dass diese Ressourcen und Dienstlei-
stungen den Friedenssicherungseinsätzen in der Region auf ef-
fektive Weise bereitgestellt werden, und im Rahmen der je-
weiligen Haushaltspläne für 2006/07 darüber Bericht zu er-
statten;

16. begrüßt es, dass die Einrichtung in Entebbe genutzt
wird, um die Effizienz und die Reaktionsgeschwindigkeit ihrer
logistischen Unterstützungsoperationen für die Friedenssiche-
rungsmissionen in der Region zu erhöhen; 

17. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche zu
veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mission so effizient
und sparsam wie möglich verwaltet wird;

18. ersucht den Generalsekretär außerdem, zur Senkung
der mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allgemeinen
Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin Anstrengungen
zu unternehmen, um in der Mission Ortskräfte auf Stellen des
Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den Er-
fordernissen der Mission;

Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. Juli 2004 
bis 30. Juni 2005

19. beschließt, für die Einrichtung der Mission der Ver-
einten Nationen in Sudan auf dem Sonderkonto der Mission
den Betrag von 222.031.700 Dollar für den Zeitraum vom
1. Juli 2004 bis 30. Juni 2005 zu veranschlagen;

20. beschließt außerdem, die Erhöhung der geschätzten
Einnahmen aus der Personalabgabe für den Zeitraum vom
1. Juli 2004 bis 30. Juni 2005 von 1.635.000 Dollar auf
2.313.100 Dollar zu genehmigen;

Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. Juli 2005 
bis 30. Juni 2006

21. beschließt ferner, für die Aufrechterhaltung der
Mission im Zeitraum vom 1. Juli 2005 bis 30. Juni 2006 auf
dem Sonderkonto für die Mission den Betrag von
969.468.800 Dollar zu veranschlagen, worin der von der Ge-
neralversammlung gemäß ihrer Resolution 59/292 bereits ge-
nehmigte Betrag von 315.997.200 Dollar für den Zeitraum
vom 1. Juli bis 31. Oktober 2005 eingeschlossen ist;

22. beschließt, die Erhöhung der geschätzten Einnahmen
aus der Personalabgabe für den Zeitraum vom 1. Juli 2005 bis
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30. Juni 2006 von 2.955.600 Dollar auf 12.661.600 Dollar zu
genehmigen;

Finanzierung der bewilligten Mittel

23. beschließt außerdem, den Betrag von
57.469.600 Dollar, der sich aus der Differenz zwischen dem
von der Generalversammlung gemäß ihrer Resolution 59/292
bereits veranlagten Betrag von 279.501.300 Dollar für den
Zeitraum vom 1. Juli 2004 bis 30. Juni 2005 und dem in Zif-
fer 19 genannten Betrag von 222.031.700 Dollar ergibt, auf
den Mittelbedarf für den Zeitraum vom 1. Juli 2005 bis
30. Juni 2006 anzurechnen;

24. beschließt ferner, unter Berücksichtigung des von der
Generalversammlung gemäß ihrer Resolution 59/292 bereits
veranlagten Betrags von 315.997.200 Dollar für den Zeitraum
vom 1. Juli bis 31. Oktober 2005 und des in Ziffer 23 genann-
ten Betrags von 57.469.600 Dollar den zusätzlichen Betrag
von 355.679.000 Dollar für den Zeitraum vom 1. November
2005 bis 24. März 2006 entsprechend den in Resolution
58/256 der Generalversammlung vom 23. Dezember 2003 ak-
tualisierten Kategorien und unter Berücksichtigung des in ih-
rer Resolution 58/1 B vom 23. Dezember 2003 festgelegten
Beitragsschlüssels für 2005 und 2006 unter den Mitgliedstaa-
ten zu veranlagen;

25. beschließt, dass im Einklang mit ihrer Resolution 973
(X) vom 15. Dezember 1955 der auf die Mitgliedstaaten ent-
fallende jeweilige Anteil an dem Betrag von 5.792.000 Dollar
im Steuerausgleichsfonds, der den für die Mission bewilligten
geschätzten zusätzlichen Einnahmen aus der Personalabgabe
für den Zeitraum vom 1. November 2005 bis 24. März 2006
entspricht, auf ihre Veranlagung nach Ziffer 24 anzurechnen
ist;

26. beschließt außerdem, vorbehaltlich eines Beschlus-
ses des Sicherheitsrats, das Mandat der Mission zu verlängern,
den zusätzlichen Betrag von 240.323.000 Dollar für den Zeit-
raum vom 25. März bis 30. Juni 2006 nach dem in Ziffer 24
festgelegten Schema und unter Berücksichtigung des in ihrer
Resolution 58/1 B festgelegten Beitragsschlüssels für das Jahr
2006 unter den Mitgliedstaaten zu veranlagen;

27. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Resolu-
tion 973 (X) der auf die Mitgliedstaaten entfallende jeweilige
Anteil an dem Betrag von 3.914.000 Dollar im Steueraus-
gleichsfonds, der den für die Mission bewilligten geschätzten
zusätzlichen Einnahmen aus der Personalabgabe für den Zeit-
raum vom 25. März bis 30. Juni 2006 entspricht, auf ihre Ver-
anlagung nach Ziffer 26 anzurechnen ist;

28. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf;

29. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzli-
che Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten
Personals zu gewährleisten, das unter dem Dach der Vereinten
Nationen an der Mission beteiligt ist;

30. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in Form
von Barzahlungen sowie in Form von für den Generalsekretär
annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je nach Bedarf

entsprechend den von der Generalversammlung festgelegten
Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind;

31. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Mission der
Vereinten Nationen in Sudan" auf ihrer sechzigsten Tagung
weiter zu behandeln.

RESOLUTION 60/234

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/561, Ziff. 7)14.

60/234. Finanzberichte und geprüfte Rechnungsab-
schlüsse sowie Berichte des Rates der Rechnungs-
prüfer

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 59/264 A vom
23. Dezember 2004 und 59/264 B vom 22. Juni 2005,

nach Behandlung der geprüften Rechnungsabschlüsse und
des Berichts des Rates der Rechnungsprüfer über die vom Ho-
hen Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen verwalte-
ten freiwilligen Beiträge für das am 31. Dezember 2004 abge-
laufene Jahr15, der Mitteilung des Generalsekretärs, mit der er
der Generalversammlung das Schreiben des Vorsitzenden des
Rates der Rechnungsprüfer vom 1. Juli 2005 zur Übermittlung
des Berichts des Rates über die Umsetzung seiner den Zwei-
jahreszeitraum 2002-2003 betreffenden Empfehlungen über-
mittelte16, sowie des entsprechenden Berichts des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen17,

in Anerkennung der schwierigen Bedingungen, unter de-
nen das Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten
Nationen seine Arbeit ausführt,

1. nimmt den Finanzbericht und die geprüften Rech-
nungsabschlüsse sowie den Bericht und den Bestätigungsver-
merk des Rates der Rechnungsprüfer für die vom Hohen
Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen verwalteten
freiwilligen Beiträge für den Zeitraum vom 1. Januar bis
31. Dezember 200415 an;

2. schließt sich den Empfehlungen im Bericht des Rates
der Rechnungsprüfer18 an;

3. schließt sich außerdem vorbehaltlich der Bestim-
mungen dieser Resolution den Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen17 an;

4. nimmt Kenntnis von Ziffer 18 des Berichts des Bera-
tenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen
und bittet den Ausschuss, im Zuge seiner künftigen Behand-

14 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
15 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 5E (A/60/5/Add.5).
16 A/60/113.
17 A/60/387.
18 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Sup-
plement No. 5E (A/60/5/Add.5), Kap. II.
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lung des Berichts über die Umsetzung der Empfehlungen des
Rates der Rechnungsprüfer weiteren Rat zu dem betreffenden
Vorschlag zu erteilen;

5. lobt den Rat der Rechnungsprüfer für die Qualität und
die gestraffte formale Gestaltung seines Berichts;

6. anerkennt die vom Hohen Flüchtlingskommissar der
Vereinten Nationen unternommenen Anstrengungen zur Um-
setzung der Empfehlungen des Rates der Rechnungsprüfer und
ersucht den Hohen Kommissar, sich verstärkt um die weitere
Umsetzung dieser Empfehlungen zu bemühen und den zustän-
digen Leitungsgremien regelmäßig über die dabei erzielten
Fortschritte Bericht zu erstatten; 

7. nimmt Kenntnis von der Besorgnis des Rates der
Rechnungsprüfer über die allgemeine Finanzlage des Amtes
des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen,
namentlich die weitere Aufzehrung der Rücklagen des Amtes,
und legt den Mitgliedstaaten nahe, dem Appell des Amtes um
Ressourcen rasch zu entsprechen;

8. verweist auf Ziffer 7 ihrer Resolution 58/249 A vom
23. Dezember 2003, mit der die Generalversammlung den Ge-
neralsekretär ersuchte, ihr über den Gesamtbestand der unge-
deckten Verbindlichkeiten der Vereinten Nationen und ihrer
Fonds und Programme für Leistungen an das Personal bei
Kündigung beziehungsweise nach Beendigung des Dienstver-
hältnisses Bericht zu erstatten und Maßnahmen vorzuschla-
gen, die Fortschritte bei der Bereitstellung der gesamten zur
Deckung dieser Verbindlichkeiten notwendigen Finanzmittel
sicherstellen würden;

9. nimmt Kenntnis von der Mitteilung des Generalse-
kretärs, mit der er der Generalversammlung das Schreiben des
Vorsitzenden des Rates der Rechnungsprüfer vom 1. Juli 2005
zur Übermittlung des Berichts des Rates über die Umsetzung
seiner den Zweijahreszeitraum 2002-2003 betreffenden Emp-
fehlungen übermittelte16;

10. ersucht den Generalsekretär, im Einklang mit Zif-
fer 6 ihrer Resolution 59/264 A die Maßnahmen zu ergreifen,
die erforderlich sind, damit die Berichte des Rates der Rech-
nungsprüfer rechtzeitig genug redigiert und übersetzt werden,
um sie der Generalversammlung unter Einhaltung der Sechs-
Wochen-Regel vorlegen zu können und so den Mitgliedstaaten
ausreichend Zeit zur Prüfung dieser umfangreichen Berichter-
stattung vor der einundsechzigsten Tagung der Generalver-
sammlung einzuräumen;

11. ersucht den Generalsekretär und die Leiter der Fonds
und Programme der Vereinten Nationen, in künftigen Berich-
ten über die Umsetzung der Empfehlungen des Rates der
Rechnungsprüfer anzugeben, innerhalb welches Zeitrahmens
diese Empfehlungen umzusetzen sind, wer die dafür zuständi-
gen Amtsträger sind und nach welchen Prioritäten die Umset-
zung erfolgt;

12. betont, dass die Umsetzung der Empfehlungen des
Rates der Rechnungsprüfer unerlässlich ist, um eine effiziente
Tätigkeit und wirksame interne Kontrollen zu gewährleisten,
und beschließt, die diesbezüglichen Maßnahmen genau zu ver-
folgen.

RESOLUTION 60/235

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/609, Ziff. 8)19.

60/235. Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste
über die Inspektion des Programm- und Verwal-
tungsmanagements der subregionalen Büros der
Wirtschaftskommission für Afrika

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 48/218 B vom 29. Juli
1994, 54/244 vom 23. Dezember 1999 und 59/272 vom
23. Dezember 2004,

nach Behandlung des Berichts des Amtes für interne Auf-
sichtsdienste über die Inspektion des Programm- und Verwal-
tungsmanagements der subregionalen Büros der Wirtschafts-
kommission für Afrika20,

1. erinnert an ihre Resolution 59/287 vom 13. April
2005 und ihren Beschluss, dass die Entwicklung Afrikas zu
den Prioritäten der Vereinten Nationen für den Zweijahreszeit-
raum 2006-2007 gehören soll;

2. erinnert außerdem an ihre Resolutionen 57/2 vom
16. September 2002 und 57/7 vom 4. November 2002 und be-
tont, welche wichtige Rolle der Wirtschaftskommission für
Afrika bei der Koordinierung der Tätigkeiten des Systems der
Vereinten Nationen zur Unterstützung der Neuen Partner-
schaft für die Entwicklung Afrikas21 auf regionaler Ebene zu-
kommt;

3. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Amtes für in-
terne Aufsichtsdienste über die Inspektion des Programm- und
Verwaltungsmanagements der subregionalen Büros der Wirt-
schaftskommission für Afrika20 und begrüßt die ersten Schrit-
te, die die Kommission zur Umsetzung der Empfehlungen des
Amtes unternommen hat;

4. fordert mit Nachdruck die vollständige und rasche
Umsetzung der Empfehlungen des Amtes für interne Auf-
sichtsdienste und ersucht den Generalsekretär, die Wirt-
schaftskommission für Afrika und ihre subregionalen Büros
bei ihren Anstrengungen zur Umsetzung der Empfehlungen
des Amtes zu unterstützen;

5. fordert insbesondere nachdrücklich dazu auf, die
subregionalen Büros auf geeignete Weise in die Strategie zu
integrieren, die die Wirtschaftskommission für Afrika ver-
folgt, um eine verstärkte Koordinierung und eine möglichst
wirksame Ressourcenverwaltung und Mandatsdurchführung
zu gewährleisten;

6. ersucht den Generalsekretär, dafür Sorge zu tragen,
dass die Kapazitäten und die Strategie der Wirtschaftskommis-
sion für Afrika und ihrer subregionalen Büros auf dem Gebiet
der Informations- und Kommunikationstechnologien vollstän-

19 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
20 A/60/120.
21 A/57/304, Anlage.
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dig in die Strategie der Vereinten Nationen für Informations-
und Kommunikationstechnologien integriert werden und dass
diese Kapazitäten in vollem Umfang zur Verbreitung von In-
formationen auf elektronischem Wege genutzt werden;

7. ersucht den Generalsekretär außerdem, verstärkte
Anstrengungen zur Besetzung der freien Stellen in den subre-
gionalen Büros zu unternehmen, unter anderem durch die Re-
krutierung von Bediensteten, deren operative Fähigkeiten und
fachliche Kenntnisse den Entwicklungsprioritäten der jewei-
ligen Subregion entsprechen;

8. nimmt mit Besorgnis Kenntnis von der Feststellung,
dass die subregionalen Büros der Wirtschaftskommission für
Afrika wegen des Mangels an ausreichenden Ressourcen zur
Wahrnehmung der Kernaufgaben, unzureichender Anleitung
und Unterstützung seitens der Kommissionszentrale und des
Fehlens einer klaren Definition der Rolle der subregionalen
Büros nur beschränkt in der Lage sind, in allen Ländern ihrer
jeweiligen Subregion als operativer Arm der Kommission zu
fungieren;

9. hebt den wichtigen Beitrag hervor, den die Wirt-
schaftskommission für Afrika und ihre subregionalen Büros
zur Unterstützung der Bemühungen der regionalen Wirt-
schaftsgemeinschaften Afrikas um die Verwirklichung der
Prioritäten und Ziele der Neuen Partnerschaft für die Entwick-
lung Afrikas leisten, und ist sich der Notwendigkeit bewusst,
die subregionalen Büros zu stärken;

10. ersucht den Generalsekretär, gesonderte Unterpro-
gramme für die subregionalen Büros der Wirtschaftskommis-
sion für Afrika zu entwickeln;

11. ersucht den Generalsekretär außerdem, für ein bes-
seres Zusammenwirken zwischen den regionalen Beratern und
den subregionalen Büros der Wirtschaftskommission für Afri-
ka zu sorgen, um eine engere Verbindung zu den Bedürfnissen
der Subregionen herzustellen;

12. ersucht den Generalsekretär ferner, der Generalver-
sammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen auf die
Empfehlungen des Amtes für interne Aufsichtsdienste ge-
stützten umfassenden Aktionsplan zur Stärkung der subregio-
nalen Büros vorzulegen, der zeitliche Vorgaben und eine klare
Festlegung der Verantwortlichkeiten auf Managementebene
enthält, und im Kontext dieses Aktionsplans sicherzustellen,
dass die Wirtschaftskommission für Afrika und ihre subregio-
nalen Büros mit ausreichenden Ressourcen zur weiteren Un-
terstützung der Neuen Partnerschaft für die Entwicklung Afri-
kas und der regionalen Wirtschaftsgemeinschaften Afrikas
ausgestattet werden, sowie dafür zu sorgen, dass die Empfeh-
lungen des Amtes für interne Aufsichtsdienste in vollem Um-
fang umgesetzt werden.

RESOLUTION 60/236

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/601, Ziff. 6)22.

60/236. Konferenzplanung

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung ihrer einschlägigen Resolutionen, nament-
lich der Resolutionen 40/243 vom 18. Dezember 1985, 41/213
vom 19. Dezember 1986, 43/222 A bis E vom 21. Dezember
1988, 52/214 vom 22. Dezember 1997, 54/248 vom 23. De-
zember 1999, 55/222 vom 23. Dezember 2000, 56/242 vom
24. Dezember 2001, 56/254 D vom 27. März 2002, 56/262
vom 15. Februar 2002, 56/287 vom 27. Juni 2002, 57/283 A
vom 20. Dezember 2002, 57/283 B vom 15. April 2003,
58/250 vom 23. Dezember 2003 und 59/265 vom 23. Dezem-
ber 2004,

sowie in Bekräftigung ihrer Resolution 42/207 C vom
11. Dezember 1987, in der sie den Generalsekretär ersuchte,
die Gleichbehandlung der Amtssprachen der Vereinten Natio-
nen sicherzustellen,

nach Behandlung des Berichts des Konferenzausschus-
ses23 und der entsprechenden Berichte des Generalsekretärs24,

sowie nach Behandlung des Berichts des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen25,

1. billigt den vom Konferenzausschuss vorgelegten
Entwurf des Konferenz- und Sitzungskalenders der Vereinten
Nationen für 2006 und 200726 unter Berücksichtigung der Be-
merkungen des Ausschusses;

2. ermächtigt den Konferenzausschuss, im Konferenz-
und Sitzungskalender für 2006 und 2007 die infolge der Maß-
nahmen und Beschlüsse der sechzigsten Tagung der General-
versammlung erforderlich werdenden Anpassungen vorzu-
nehmen;

3. stellt mit Befriedigung fest, dass das Sekretariat die in
den Resolutionen der Generalversammlung 53/208 A vom
18. Dezember 1998, 54/248, 55/222, 56/242, 57/283 B,
58/250 und 59/265 genannten Regelungen betreffend den or-
thodoxen Karfreitag sowie die offiziellen Feiertage Id al-Fitr
und Id al-Adha berücksichtigt hat, und ersucht alle zwischen-
staatlichen Organe, diese Beschlüsse bei der Planung ihrer Sit-
zungen zu beachten;

4. ersucht den Generalsekretär, dafür Sorge zu tragen,
dass etwaige Änderungen des Konferenz- und Sitzungskalen-
ders in strikter Übereinstimmung mit dem Mandat des Konfe-
renzausschusses und den anderen einschlägigen Resolutionen
der Generalversammlung vorgenommen werden;

5. beschließt, die Behandlung dieser Frage während des
ersten Teils ihrer wiederaufgenommenen sechzigsten Tagung
fortzusetzen;

22 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.

23 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 32 (A/60/32).
24 A/60/93 und Corr.1 und A/60/112.
25 A/60/433.
26 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Sup-
plement No. 32 (A/60/32), Anhang.
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6. beschließt außerdem, die Behandlung der Berichte
des Generalsekretärs über die Konferenzplanung27 und über
die Reform der Hauptabteilung Generalversammlung und
Konferenzmanagement28 wieder aufzunehmen, um Beschlüs-
se dazu zu fassen.

RESOLUTION 60/237

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/602, Ziff. 6)29.

60/237. Beitragstabelle für die Aufteilung der Ausgaben-
last der Vereinten Nationen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/237 C vom 23. De-
zember 1999, 57/4 B vom 20. Dezember 2002, 59/1 A vom
11. Oktober 2004, 59/1 B vom 23. Dezember 2004 und 59/312
vom 14. Juli 2005,

sowie unter Hinweis auf Regel 160 der Geschäftsordnung
der Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Beitragsausschusses
über seine fünfundsechzigste Tagung30,

sowie nach Behandlung des Schreibens des Präsidenten
der Generalversammlung an den Vorsitzenden des Fünften
Ausschusses vom 12. Oktober 200531,

ferner nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs
über mehrjährige Zahlungspläne32,

erneut betonend, dass alle Mitgliedstaaten nach Artikel 17
der Charta der Vereinten Nationen verpflichtet sind, die Aus-
gaben der Organisation nach einem von der Generalversamm-
lung festzusetzenden Verteilungsschlüssel zu tragen,

A

1. bekräftigt ihre Rolle gemäß Artikel 19 der Charta der
Vereinten Nationen sowie die beratende Funktion des Bei-
tragsausschusses gemäß Regel 160 der Geschäftsordnung der
Generalversammlung;

2. bekräftigt außerdem ihre Resolution 54/237 C;

3. ersucht den Generalsekretär, den Mitgliedstaaten die
in Resolution 54/237 C genannte Frist zur Kenntnis zu brin-
gen, so auch durch frühzeitige Ankündigung im Journal of the
United Nations (Journal der Vereinten Nationen) und durch di-
rekte Mitteilung;

4. fordert alle Mitgliedstaaten, die eine Ausnahme nach
Artikel 19 der Charta beantragen, nachdrücklich auf, zur Be-

gründung ihres Antrags möglichst viele Informationen beizu-
bringen und zu erwägen, diese Informationen vor Ablauf der
in Resolution 54/237 C genannten Frist zu übermitteln, damit
möglicherweise benötigte zusätzliche Detailinformationen zu-
sammengestellt werden können;

5. stimmt darin überein, dass die Nichtzahlung des zur
Vermeidung der Anwendung von Artikel 19 der Charta erfor-
derlichen gesamten Mindestbetrags durch Georgien, Guinea-
Bissau, die Komoren, Somalia, Tadschikistan und die Zentral-
afrikanische Republik auf Umständen beruhte, die diese Staa-
ten nicht zu vertreten hatten;

6. beschließt, dass Georgien, Guinea-Bissau, den Ko-
moren, Somalia, Tadschikistan und der Zentralafrikanischen
Republik die Ausübung des Stimmrechts in der Generalver-
sammlung bis zum Ende ihrer sechzigsten Tagung gestattet
wird;

7. nimmt Kenntnis von den Informationen, die die Ver-
treter von Liberia, Niger und São Tomé und Príncipe vorgelegt
haben;

8. kommt zu dem Schluss, dass die Nichtzahlung des zur
Vermeidung der Anwendung von Artikel 19 der Charta erfor-
derlichen gesamten Mindestbetrags durch Liberia, Niger und
São Tomé und Príncipe auf Umständen beruhte, die diese Staa-
ten nicht zu vertreten hatten, und bittet Liberia, Niger und São
Tomé und Príncipe, dem Beitragsausschuss entsprechende In-
formationen vorzulegen, falls künftig ähnliche Umstände vor-
liegen;

9. beschließt, dass Liberia, Niger und São Tomé und
Príncipe die Ausübung des Stimmrechts in der Generalver-
sammlung bis zum Ende ihrer sechzigsten Tagung gestattet
wird;

10. beschließt außerdem, dass künftige Ausnahmen nach
Artikel 19 der Charta allgemein bis zum Ende der Tagung der
Generalversammlung, auf der die entsprechenden Anträge ge-
prüft werden, zu gewähren sind;

B

11. bekräftigt Ziffer 1 ihrer Resolution 57/4 B;

12. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen in den Ziffern 63 bis 65 des Berichts des Beitragsaus-
schusses30 betreffend mehrjährige Zahlungspläne an, und er-
mutigt die Mitgliedstaaten mit Beitragsrückständen, die Vor-
lage eines solchen Plans zu erwägen;

13. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über mehrjährige Zahlungspläne31;

14. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, ihre
Beiträge vollständig, pünktlich und ohne Bedingungen zu ent-
richten;

C

15. nimmt Kenntnis von den Schlussfolgerungen und
Empfehlungen in den Ziffern 68 bis 70 des Berichts des Bei-
tragsausschusses30 betreffend Maßnahmen zur Förderung der
Begleichung von Beitragsrückständen;

27 A/60/93 und Corr.1.
28 A/60/112.
29 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
30 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 11 (A/60/11).
31 A/C.5/60/2.
32 A/60/66.
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D

16. beschließt, die für die Erstellung des Beitragsschlüs-
sels für den Zeitraum 2007-2009 zu verwendende Methodik
während des ersten Teils ihrer wiederaufgenommenen sech-
zigsten Tagung weiter zu behandeln, um dem Beitragsaus-
schuss Orientierungshilfen in dieser Frage zu geben.

RESOLUTION 60/238

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005 ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/603, Ziff. 6)33.

60/238. Personalmanagement

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf die Artikel 8, 97, 100 und 101 der Charta
der Vereinten Nationen,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 49/222 A und B
vom 23. Dezember 1994 und 20. Juli 1995, 51/226 vom
3. April 1997, 52/219 vom 22. Dezember 1997, 52/252 vom
8. September 1998, 53/221 vom 7. April 1999, 55/258 vom
14. Juni 2001, 56/280 vom 27. März 2002, 57/305 vom
15. April 2003, 58/296 vom 18. Juni 2004 und 59/266 vom
23. Dezember 2004 sowie ihre anderen einschlägigen Resolu-
tionen und Beschlüsse,

nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs34 und
des entsprechenden Berichts des Beratenden Ausschusses für
Verwaltungs- und Haushaltsfragen35, des Berichts des Amtes
für interne Aufsichtsdienste über die Verfügbarkeit der Kom-
petenzen, für die Mitarbeiter des Allgemeinen Dienstes inter-
national rekrutiert werden, auf lokalen Arbeitsmärkten36, und
des Berichts der Gemeinsamen Inspektionsgruppe "Überprü-
fung der von den Organisationen des Systems der Vereinten
Nationen geschlossenen Amtssitzabkommen: Fragen, die die
Bediensteten betreffen"37 sowie der diesbezüglichen Anmer-
kungen des Generalsekretärs und des Koordinierungsrats der
Leiter der Organisationen des Systems der Vereinten Natio-
nen38,

I
Personalstruktur des Sekretariats

1. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass bei
der Einstellung der Bediensteten ein Höchstmaß an Leistungs-
fähigkeit, fachlicher Eignung und Integrität der ausschlagge-
bende Gesichtspunkt ist und der Grundsatz der ausgewogenen
geografischen Verteilung gebührend berücksichtigt wird, im
Einklang mit Artikel 101 Absatz 3 der Charta der Vereinten
Nationen;

2. stellt fest, dass zentrale Ziele des Personalmanage-
ments in vielen Hauptabteilungen derzeit nicht erreicht wer-
den;

3. nimmt Kenntnis von der Einsetzung des Beirats für
Managementleistung, der die Gruppe für die Beachtung der
Rechenschaftspflicht ablöst, und von seinen Aufgaben und
seiner Zusammensetzung39;

4. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung zur Behandlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung ei-
nen Bericht über die vom Beirat für Managementleistung seit
seiner Einsetzung durchgeführten Aktivitäten vorzulegen, na-
mentlich darüber, wie er dem Ersuchen der Generalversamm-
lung in Abschnitt I Ziffer 10 ihrer Resolution 59/266 nachge-
kommen ist, das interne Rechenschaftssystem im Hinblick auf
die Politiken und Ziele im Bereich des Personalwesens zu stär-
ken, um die Programmleiter für ihre Ergebnisse bei der Ver-
wirklichung der in den Personal-Aktionsplänen enthaltenen
Ziele rechenschaftspflichtig zu machen;

5. stellt fest, dass auf Grund der zu erwartenden Pensio-
nierungen zahlreiche Mitgliedstaaten während des Zeitraums
2005-2009 möglicherweise nicht mehr vertreten oder unterre-
präsentiert sein werden, und ersucht den Generalsekretär, drin-
gend Maßnahmen zu ergreifen, um diese Frage anzugehen;

6. erinnert an Abschnitt IV Ziffer 8 ihrer Resolution
59/266 und ersucht den Generalsekretär erneut, in seinem Be-
richt über die Personalstruktur des Sekretariats das Ausmaß
der Unterrepräsentierung von Mitgliedstaaten zu analysieren;

7. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung eine Bewertung der
Rekrutierung für P-2-Stellen und P-3-Stellen vorzulegen, die
namentlich auf die Auswirkungen der nationalen Auswahlver-
fahren eingeht und gegebenenfalls Empfehlungen über mög-
liche Verbesserungen dieses Rekrutierungsverfahrens enthält;

II
Änderungen des Personalstatuts

und der Personalordnung

1. billigt die in der Anlage zu dieser Resolution enthal-
tenen Änderungen des Personalstatuts der Vereinten Natio-
nen40;

2. nimmt Kenntnis von den Änderungen der Personal-
ordnung41;

III
Andere Fragen

1. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die Praxis Be-
richt zu erstatten, nach der Bedienstete der Vereinten Nationen
auf ihre Daueraufenthaltsberechtigung in einem Land, dessen
Staatsangehörigkeit sie nicht besitzen, verzichten müssen, na-
mentlich über Fälle, bei denen Bediensteten ausnahmsweise

33 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
34 A/59/716, A/59/724, A/C.5/59/L.34, A/60/174, A/60/262, A/60/310,
A/60/365 und A/C.5/60/L.2.
35 A/59/786.
36 Siehe A/59/388.
37 Siehe A/59/526.
38 Siehe A/59/526/Add.1.

39 Siehe ST/SGB/2005/13.
40 Siehe A/60/365.
41 Siehe A/60/174.
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die Beibehaltung ihrer Daueraufenthaltsberechtigung geneh-
migt wurde, im Einklang mit Abschnitt 5.7 der Verwaltungs-
anweisung "Visastatus von Bediensteten mit Dienstort in den
Vereinigten Staaten, die nicht Staatsangehörige der Vereinig-
ten Staaten sind, ihrer Haushaltsmitglieder und Hausangestell-
ten, sowie von Bediensteten, die eine Daueraufenthaltsgeneh-
migung in den Vereinigten Staaten beantragt haben oder be-
sitzen"42, und über die Kriterien für die Genehmigung solcher
Ausnahmen;

2. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über die
Durchführung der in ihrer Resolution 56/280 verabschiedeten
Regeln betreffend die Rechtsstellung und die grundlegenden
Rechte und Pflichten der Amtsträger, die nicht Sekretariatsbe-
dienstete sind, und der Sachverständigen im Auftrag der Ver-
einten Nationen Bericht zu erstatten.

Anlage

Änderungen des Personalstatuts

Artikel 1.2
Interessenkonflikt

Buchstabe n) ist durch folgenden Wortlaut zu ersetzen:

n) Alle Bediensteten der Rangstufe D-1 oder L-6 und
der darüber liegenden Ränge haben bei ihrer Ernennung und
danach in vom Generalsekretär vorgeschriebenen Abständen
für sich selbst, für ihre Ehegatten und für ihre unterhaltsbe-
rechtigten Kinder Erklärungen über ihre Vermögensverhält-
nisse abzugeben und dem Generalsekretär auf Ersuchen bei
der Überprüfung der Richtigkeit der vorgelegten Informatio-
nen behilflich zu sein. In den Erklärungen über die Vermö-
gensverhältnisse ist namentlich zu bescheinigen, dass die Ver-
mögenswerte und die Wirtschaftstätigkeit der Bediensteten,
ihrer Ehegatten und ihrer unterhaltsberechtigten Kinder zu kei-
nem Interessenkonflikt mit ihren Dienstpflichten oder den In-
teressen der Vereinten Nationen führen. Die Erklärungen über
die Vermögensverhältnisse bleiben vertraulich und werden
nur auf Anweisung des Generalsekretärs benutzt, um Feststel-
lungen gemäß Artikel 1.2 m) zu treffen. Der Generalsekretär
kann verlangen, dass andere Bedienstete Erklärungen über ih-
re Vermögensverhältnisse abgeben, wenn er dies im Interesse
der Organisation für notwendig erachtet.

Artikel 10.2

Artikel 10.2 ist durch folgenden Wortlaut zu ersetzen:

Der Generalsekretär kann gegen Bedienstete, deren Füh-
rung nicht zufriedenstellend ist, Disziplinarmaßnahmen ver-
hängen.

Sexuelle Ausbeutung und sexueller Missbrauch stellen
schwere Verfehlungen dar.

Der Generalsekretär kann einen Bediensteten, der eine
schwere Verfehlung begangen hat, fristlos entlassen.

RESOLUTION 60/239

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/604, Ziff. 6)43.

60/239. Umsetzung der vom Amt für interne Aufsichts-
dienste auf Grund seiner Wirtschaftlichkeitsprü-
fung der Regionalkommissionen abgegebenen
Empfehlungen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/271 vom 23. Dezem-
ber 2004,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
die Umsetzung der vom Amt für interne Aufsichtsdienste auf
Grund seiner Wirtschaftlichkeitsprüfung der Regionalkom-
missionen abgegebenen Empfehlungen44,

nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs
über die Umsetzung der vom Amt für interne Aufsichtsdienste
auf Grund seiner Wirtschaftlichkeitsprüfung der Regional-
kommissionen abgegebenen Empfehlungen44.

RESOLUTION 60/240

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/605, Ziff. 6)45.

60/240. Zweiter Haushaltsvollzugsbericht für den Zwei-
jahreszeitraum 2004-2005 für den Internationa-
len Strafgerichtshof zur Verfolgung der Personen,
die für Völkermord und andere schwere Verstöße
gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsge-
biet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und
dem 31. Dezember 1994 verantwortlich sind, so-
wie ruandischer Staatsangehöriger, die für wäh-
rend desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von
Nachbarstaaten begangenen Völkermord und an-
dere derartige Verstöße verantwortlich sind 

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des zweiten Haushaltsvollzugsberichts
des Generalsekretärs für den Zweijahreszeitraum 2004-2005
für den Internationalen Strafgerichtshof zur Verfolgung der
Personen, die für Völkermord und andere schwere Verstöße
gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas
zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994
verantwortlich sind, sowie ruandischer Staatsangehöriger, die
für während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nach-
barstaaten begangenen Völkermord und andere derartige Ver-
stöße verantwortlich sind46, und des entsprechenden Berichts
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushalts-
fragen47,

42 ST/AI/2000/19.

43 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
44 A/60/378.
45 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
46 A/60/573.
47 Siehe A/60/591.
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unter Hinweis auf ihre Resolution 49/251 vom 20. Juli
1995 über die Finanzierung des Internationalen Strafgerichts-
hofs für Ruanda sowie auf ihre späteren Resolutionen zu dieser
Frage, zuletzt die Resolutionen 58/253 vom 23. Dezember
2003 und 59/273 vom 23. Dezember 2004,

1. nimmt Kenntnis von dem zweiten Haushaltsvollzugs-
bericht des Generalsekretärs für den Zweijahreszeitraum
2004-2005 für den Internationalen Strafgerichtshof zur Ver-
folgung der Personen, die für Völkermord und andere schwere
Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet
Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezember
1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer Staatsangehöri-
ger, die für während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet
von Nachbarstaaten begangenen Völkermord und andere der-
artige Verstöße verantwortlich sind46, und dem entsprechen-
den Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen47;

2. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen47 an;

3. fasst den Beschluss, den in ihrer Resolution 59/273
für den Haushalt des Internationalen Strafgerichtshofs für Ru-
anda bewilligten Betrag von 255.909.500 US-Dollar brutto
(231.506.500 Dollar netto) für den Zweijahreszeitraum 2004-
2005 um den Betrag von 3.307.300 Dollar brutto
(3.875.900 Dollar netto) auf den Gesamtbetrag von
252.602.200 Dollar brutto (227.630.600 Dollar netto) zu ver-
ringern.

RESOLUTION 60/241

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/605, Ziff. 6)48.

60/241. Finanzierung des Internationalen Strafgerichts-
hofs zur Verfolgung der Personen, die für Völker-
mord und andere schwere Verstöße gegen das hu-
manitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas
zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezem-
ber 1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer
Staatsangehöriger, die für während desselben
Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten
begangenen Völkermord und andere derartige
Verstöße verantwortlich sind

Die Generalversammlung,

nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über
die Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs zur
Verfolgung der Personen, die für Völkermord und andere
schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Ho-
heitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und dem
31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer
Staatsangehöriger, die für während desselben Zeitraums im
Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begangenen Völkermord
und andere derartige Verstöße verantwortlich sind, für den

Zweijahreszeitraum 2006-200749, über Personalbindung und
Kontinuitätsfragen50 und über die revidierten Ansätze infolge
von Wechselkurs- und Inflationsschwankungen51,

sowie nach Behandlung der entsprechenden Berichte des
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen52,

unter Hinweis auf ihre Resolution 49/251 vom 20. Juli
1995 über die Finanzierung des Internationalen Strafgerichts-
hofs für Ruanda sowie auf ihre späteren Resolutionen zu dieser
Frage, zuletzt die Resolutionen 58/253 vom 23. Dezember
2003 und 59/273 vom 23. Dezember 2004,

1. nimmt Kenntnis von den Berichten des Generalsekre-
tärs über die Finanzierung des Internationalen Strafgerichts-
hofs zur Verfolgung der Personen, die für Völkermord und an-
dere schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im
Hoheitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und dem
31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer
Staatsangehöriger, die für während desselben Zeitraums im
Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begangenen Völkermord
und andere derartige Verstöße verantwortlich sind, für den
Zweijahreszeitraum 2006-200749, über Personalbindung und
Kontinuitätsfragen50 und über die revidierten Ansätze infolge
von Wechselkurs- und Inflationsschwankungen51;

2. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen in den entsprechenden Berichten des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen52 an;

3. beschließt, für das Sonderkonto für den Internationa-
len Strafgerichtshof zur Verfolgung der Personen, die für Völ-
kermord und andere schwere Verstöße gegen das humanitäre
Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Janu-
ar 1994 und dem 31. Dezember 1994 verantwortlich sind, so-
wie ruandischer Staatsangehöriger, die für während desselben
Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begangenen
Völkermord und andere derartige Verstöße verantwortlich
sind, einen Betrag von insgesamt 269.758.400 US-Dollar
brutto (246.890.000 Dollar netto) für den Zweijahreszeitraum
2006-2007 zu veranschlagen, wie in der Anlage zu dieser Re-
solution im Einzelnen aufgeführt;

4. beschließt außerdem, dass sich die Gesamtbeiträge
für 2006 für das Sonderkonto auf 134.879.200 Dollar brutto
belaufen werden, was der Hälfte der geschätzten Mittelbewil-
ligungen für den Zweijahreszeitraum 2006-2007 entspricht;

5. beschließt ferner, den Betrag von 67.439.600 Dollar
brutto (61.722.500 Dollar netto) nach dem in ihrer Resolution
58/1 B vom 23. Dezember 2003 festgelegten Beitragsschlüs-
sel für den ordentlichen Haushalt der Vereinten Nationen für
2006 unter den Mitgliedstaaten zu veranlagen;

48 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.

49 A/60/265.
50 Siehe A/60/436.
51 Siehe A/60/600.
52 Siehe A/60/591 und A/60/7/Add.32 (der endgültige Wortlaut findet
sich in: Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Sup-
plement No. 7A).
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6. beschließt, den Betrag von 67.439.600 Dollar brutto
(61.722.500 Dollar netto) nach dem Beitragsschlüssel für die
Friedenssicherungseinsätze für 2006 unter den Mitgliedstaa-
ten zu veranlagen;

7. beschließt außerdem, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 der auf die Mitglied-
staaten entfallende jeweilige Anteil an den geschätzten Ein-
nahmen aus der Personalabgabe im Steuerausgleichsfonds in
Höhe von 11.434.200 Dollar, die für den Internationalen Straf-
gerichtshof für Ruanda für 2006 gebilligt worden sind, auf ihre
Veranlagung nach den Ziffern 5 und 6 anzurechnen ist;

8. beschließt ferner, die Bestimmungen der Artikel
3.2 d), 5.3 und 5.4 der Finanzordnung und Finanzvorschriften
der Vereinten Nationen53 für die Anrechnung von Guthaben
hinsichtlich des Betrags von 3.307.300 Dollar brutto
(3.875.900 Dollar netto), der andernfalls nach diesen Bestim-
mungen zu erstatten wäre, einstweilig außer Kraft zu setzen;

9. begrüßt die fortgesetzten Anstrengungen, die der In-
ternationale Strafgerichtshof für Ruanda im Einklang mit sei-
nem Statut unternimmt, um der Regierung Ruandas bei der
Stärkung des Justizsystems des Landes behilflich zu sein, und
ersucht den Gerichtshof, sich angesichts der geplanten Über-
gabe von Fällen zur Strafverfolgung durch Ruanda verstärkt
um den Kapazitätsaufbau im ruandischen Justizsystem zu be-
mühen, insbesondere durch Rekrutierungs-, Ausbildungs- und
Abordnungsprogramme für ruandische Juristen, Anwälte und
Menschenrechtsexperten;

10. erklärt erneut, wie wichtig es ist, im Rahmen des Ge-
samtmandats des Internationalen Strafgerichtshofs für Ruanda
und seiner Arbeitsabschlussstrategie ein wirksames Pro-
gramm für Öffentlichkeitsarbeit durchzuführen, und ersucht
den Gerichtshof, im Einklang mit seinem Mandat und im Be-
nehmen mit der Sekretariats-Hauptabteilung Presse und Infor-
mation Programme für die Öffentlichkeitsarbeit auszuarbeiten
und durchzuführen, die proaktiv sind, die vorhandenen Res-
sourcen optimal nutzen und zum Aussöhnungsprozess beitra-
gen, indem sie den Ruandern auf effektive Weise ein besseres
Verständnis der Tätigkeit des Gerichtshofs vermitteln.

Anlage

Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs zur 
Verfolgung der Personen, die für Völkermord und andere 
schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im 
Hoheitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und 
dem 31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruan-
discher Staatsangehöriger, die für während desselben 
Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begange-
nen Völkermord und andere derartige Verstöße verant-
wortlich sind

53 ST/SGB/2003/7.

Brutto Netto

(in US-Dollar)

Geschätzte Mittelbewilligung für 
den Zweijahreszeitraum 2006-2007 284.273.200 258.898.800

Revidierte Ansätze: Auswirkungen 
von Wechselkurs- und Inflations-
schwankungen (14.514.800) (12.008.800)

Vom Beratenden Ausschuss für 
Verwaltungs- und Haushaltsfragen 
vorgenommene Kürzungen – –

Vom Fünften Ausschuss vorge-
schlagene Kürzungen – –

Geschätzte ursprüngliche Mittelbe-
willigung für den Zweijahreszeit-
raum 2006-2007 269.758.400 246.890.000

Veranlagung für 2006 134.879.200 123.445.000

davon:

Nach dem Beitragsschlüssel für 
den ordentlichen Haushalt der 
Vereinten Nationen für 2006 
veranlagte Beiträge der Mit-
gliedstaaten 67.439.600 61.722.500

Nach dem Beitragsschlüssel für 
die Friedenssicherungseinsätze 
der Vereinten Nationen für 2006 
veranlagte Beiträge der Mit-
gliedstaaten 67.439.600 61.722.500
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RESOLUTION 60/242

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/606, Ziff. 6)54.

60/242. Zweiter Haushaltsvollzugsbericht für den Zwei-
jahreszeitraum 2004-2005 für den Internationa-
len Strafgerichtshof zur Verfolgung der Verant-
wortlichen für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des
ehemaligen Jugoslawien begangenen schweren
Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des zweiten Haushaltsvollzugsberichts
des Generalsekretärs für den Zweijahreszeitraum 2004-2005
für den Internationalen Strafgerichtshof zur Verfolgung der
Verantwortlichen für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehe-
maligen Jugoslawien begangenen schweren Verstöße gegen
das humanitäre Völkerrecht55 und des entsprechenden Berichts
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushalts-
fragen56,

unter Hinweis auf ihre Resolution 47/235 vom 14. Septem-
ber 1993 über die Finanzierung des Internationalen Strafge-
richtshofs für das ehemalige Jugoslawien und ihre späteren
Resolutionen zu dieser Frage, zuletzt die Resolutionen 58/255
vom 23. Dezember 2003 und 59/274 vom 23. Dezember 2004,

1. nimmt Kenntnis von dem zweiten Haushaltsvollzugs-
bericht des Generalsekretärs für den Zweijahreszeitraum
2004-2005 für den Internationalen Strafgerichtshof zur Ver-
folgung der Verantwortlichen für die seit 1991 im Hoheitsge-
biet des ehemaligen Jugoslawien begangenen schweren Ver-
stöße gegen das humanitäre Völkerrecht55 und dem entspre-
chenden Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen56;

2. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen56 an;

3. fasst den Beschluss, den in ihrer Resolution 59/274
für den Haushalt des Internationalen Strafgerichtshofs für das
ehemalige Jugoslawien bewilligten Betrag von
329.317.900 US-Dollar brutto (298.437.000 Dollar netto) für
den Zweijahreszeitraum 2004-2005 um 21.012.700 Dollar
brutto (21.962.900 Dollar netto) auf einen Gesamtbetrag von
308.305.200 Dollar brutto (276.474.100 Dollar netto) zu ver-
ringern.

RESOLUTION 60/243

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/606, Ziff. 6)57.

60/243. Finanzierung des Internationalen Strafgerichts-
hofs zur Verfolgung der Verantwortlichen für die
seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugo-
slawien begangenen schweren Verstöße gegen das
humanitäre Völkerrecht

Die Generalversammlung,

nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über
die Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs zur
Verfolgung der Verantwortlichen für die seit 1991 im Hoheits-
gebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen schweren
Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht für den Zweijah-
reszeitraum 2006-200758, über Personalbindung und Kontinui-
tätsfragen59 und über die revidierten Ansätze infolge von
Wechselkurs- und Inflationsschwankungen60,

sowie nach Behandlung der entsprechenden Berichte des
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen61,

unter Hinweis auf ihre Resolution 47/235 vom 14. Septem-
ber 1993 über die Finanzierung des Internationalen Strafge-
richtshofs für das ehemalige Jugoslawien und ihre späteren
Resolutionen zu dieser Frage, zuletzt die Resolutionen 58/255
vom 23. Dezember 2003 und 59/274 vom 23. Dezember 2004,

1. nimmt Kenntnis von den Berichten des Generalsekre-
tärs über die Finanzierung des Internationalen Strafgerichts-
hofs zur Verfolgung der Verantwortlichen für die seit 1991 im
Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen
schweren Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht für den
Zweijahreszeitraum 2006-200758, über Personalbindung und
Kontinuitätsfragen59 und über die revidierten Ansätze infolge
von Wechselkurs- und Inflationsschwankungen60;

2. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen in den entsprechenden Berichten des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen61 an;

3. beschließt, für das Sonderkonto für den Internationa-
len Strafgerichtshof zur Verfolgung der Verantwortlichen für
die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien
begangenen schweren Verstöße gegen das humanitäre Völker-
recht einen Betrag von insgesamt 305.137.300 US-Dollar brut-
to (278.559.400 Dollar netto) für den Zweijahreszeitraum
2006-2007 zu veranschlagen, wie in der Anlage zu dieser Re-
solution im Einzelnen aufgeführt;

4. beschließt außerdem, dass sich die Gesamtbeiträge
für 2006 für das Sonderkonto auf 152.443.900 Dollar belaufen
werden, was der Hälfte der geschätzten Mittelbewilligungen
für den Zweijahreszeitraum 2006-2007 entspricht, nach Be-
rücksichtigung des Betrags von 124.750 Dollar, der der Hälfte

54 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
55 A/60/575.
56 Siehe A/60/591.
57 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.

58 A/60/264.
59 Siehe A/60/436.
60 Siehe A/60/600.
61 Siehe A/60/591 und A/60/7/Add.32 (der endgültige Wortlaut findet
sich in: Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Sup-
plement No. 7A).
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der geschätzten Einnahmen für den Zweijahreszeitraum 2006-
2007 in Höhe von 249.500 Dollar entspricht;

5. beschließt ferner, den Betrag von 76.221.950 Dollar
brutto (69.577.475 Dollar netto) nach dem in der Resolution
58/1 B der Generalversammlung vom 23. Dezember 2003
festgelegten Beitragsschlüssel für den ordentlichen Haushalt
der Vereinten Nationen für 2006 unter den Mitgliedstaaten zu
veranlagen;

6. beschließt, den Betrag von 76.221.950 Dollar brutto
(69.577.475 Dollar netto) nach dem Beitragsschlüssel für die
Friedenssicherungseinsätze für 2006 unter den Mitgliedstaa-
ten zu veranlagen;

7. beschließt außerdem, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 der auf die Mitglied-
staaten entfallende jeweilige Anteil an den geschätzten Ein-
nahmen aus der Personalabgabe im Steuerausgleichsfonds in
Höhe von 13.288.950 Dollar, die für den Internationalen Straf-
gerichtshof für das ehemalige Jugoslawien für 2006 gebilligt
worden sind, auf ihre Veranlagung nach den Ziffern 5 und 6
anzurechnen ist;

8. beschließt ferner, die Bestimmungen der Artikel
3.2 d), 5.3 und 5.4 der Finanzordnung und Finanzvorschriften
der Vereinten Nationen62 für die Anrechnung von Guthaben
hinsichtlich des Betrags von 21.012.700 Dollar brutto
(21.962.900 Dollar netto), der andernfalls nach diesen Bestim-
mungen zu erstatten wäre, einstweilig außer Kraft zu setzen;

9. ermutigt den Internationalen Strafgerichtshof für das
ehemalige Jugoslawien, sich weiter darum zu bemühen, Fälle,
in denen es um Beschuldigte der mittleren und unteren Ebene
geht, nach Artikel 11 bis seiner Verfahrens- und Beweisord-
nung der jeweils zuständigen einzelstaatlichen Gerichtsbarkeit
im ehemaligen Jugoslawien zu übergeben.

Anlage

Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs zur 
Verfolgung der Verantwortlichen für die seit 1991 im Ho-
heitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen 
schweren Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht

62 ST/SGB/2003/7.

 Brutto Netto

(in US-Dollar)

Geschätzte Mittelbewilligung für 
den Zweijahreszeitraum 2006-2007  320.842.900 289.925.300

Revidierte Ansätze: Auswirkungen 
von Wechselkurs- und Inflations-
schwankungen (15.705.600) (11.365.900)

Vom Beratenden Ausschuss für 
Verwaltungs- und Haushaltsfragen 
vorgenommene Kürzungen (nach 
Neukalkulation)  – –

Vom Fünften Ausschuss vorge-
schlagene Kürzungen  – –

Geschätzte ursprüngliche Mittelbe-
willigung für den Zweijahreszeit-
raum 2006-2007 305.137.300 278.559.400

Geschätzte Einnahmen für den 
Zweijahreszeitraum 2006-2007  (249.500) (249.500)

Veranlagung für 2006  152.443.900 139.154.950

davon:

Nach dem Beitragsschlüssel für 
den ordentlichen Haushalt der 
Vereinten Nationen für 2006 
veranlagte Beiträge der Mit-
gliedstaaten  76.221.950 69.577.475

Nach dem Beitragsschlüssel für 
die Friedenssicherungseinsätze 
der Vereinten Nationen für 2006 
veranlagte Beiträge der Mit-
gliedstaaten 76.221.950 69.577.475
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RESOLUTION 60/244

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23 Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/593, Ziff. 7)63.

60/244. Haushaltsvoranschläge für besondere politische
Missionen, Gute-Dienste-Missionen und andere
von der Generalversammlung und/oder vom Si-
cherheitsrat genehmigte politische Initiativen:
Büro der Vereinten Nationen in Timor-Leste

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
Haushaltsvoranschläge für besondere politische Missionen,
Gute-Dienste-Missionen und andere von der Generalver-
sammlung und/oder vom Sicherheitsrat genehmigte politische
Initiativen64 und des entsprechenden Berichts des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen65,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs64 und dem entsprechenden Bericht des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen65;

2. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen dieser
Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlungen im Be-
richt des Beratenden Ausschusses an;

3. beschließt, die Stelle eines Stabschefs auf der Rang-
stufe D-1 zu bewilligen;

4. ersucht den Generalsekretär, für eine angemessene
Koordinierung der Tätigkeiten zur Förderung der Gleichstel-
lung der Geschlechter zu sorgen; 

5. ersucht den Generalsekretär außerdem, alles zu tun,
um bei den operativen Kosten Einsparungen zu erzielen, und
dabei den Empfehlungen des Beratenden Ausschusses Rech-
nung zu tragen;

6. billigt den Haushalt für das Büro der Vereinten Na-
tionen in Timor-Leste in Höhe von 23.782.100 US-Dollar
brutto (21.939.900 Dollar netto) für den Zeitraum vom
21. Mai bis 31. Dezember 2005;

7. stellt fest, dass sich der Mittelbedarf des Büros der
Vereinten Nationen in Timor-Leste nach Anrechnung der im
Rahmen der Vorausmission der Vereinten Nationen in Sudan
erzielten Einsparungen in Höhe von 6.301.700 Dollar auf
17.480.400 Dollar brutto (15.638.200 Dollar netto) beläuft; 

8. beschließt, in Übereinstimmung mit dem Verfahren
nach Ziffer 11 der Anlage I der Resolution 41/213 der Gene-
ralversammlung vom 19. Dezember 1986 für das Büro der
Vereinten Nationen in Timor-Leste einen Betrag von
15.638.200 Dollar in Kapitel 3 (Politische Angelegenheiten)
des Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum
2004-2005 zu veranschlagen;

9. beschließt außerdem, einen Betrag von
1.842.200 Dollar in Kapitel 34 (Personalabgabe) des Pro-
grammhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2004-2005
zu veranschlagen, der gegen einen Betrag gleicher Höhe in
Einnahmenkapitel 1 (Einnahmen aus der Personalabgabe) auf-
zurechnen ist.

63 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
64 A/60/425.
65 A/60/7/Add.10. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Official Re-
cords of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement No. 7A.
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RESOLUTIONEN 60/245 A und B

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/60/593/Add.2, Ziff. 6)66.

60/245. Programmhaushaltsplan für den Zweijahreszeitraum 2004-2005

A

ENDGÜLTIGE MITTELBEWILLIGUNG FÜR DEN ZWEIJAHRESHAUSHALT 2004-2005

Die Generalversammlung

1. nimmt Kenntnis von dem zweiten Bericht des Generalsekretärs über den Vollzug des
Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2004-200567 und dem entsprechenden Be-
richt des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen über den Haushalts-
vollzug im Zweijahreszeitraum 2004-200568;

2. stellt fest, dass aus Ziffer 3 des Berichts des Beratenden Ausschusses hervorgeht, dass
für die Durchführung des Beschlusses 60/539 der Generalversammlung vom 16. Dezember
2005 zusätzliche Ausgaben in Höhe von 257.200 US-Dollar erforderlich sind, wodurch sich der
in dem zweiten Bericht des Generalsekretärs über den Vollzug des Programmhaushaltsplans für
den Zweijahreszeitraum 2004-2005 unter den Ausgabenkapiteln ausgewiesene eingesparte Be-
trag von 81.965.400 Dollar entsprechend verringert;

3. fasst für den Zweijahreshaushalt 2004-2005 den folgenden Beschluss:

a) Der mit ihren Resolutionen 59/277 A vom 23. Dezember 2004, 59/282 vom 13. April
2005, 59/294 vom 22. Juni 2005 und 60/244 vom 23. Dezember 2005 bewilligte Betrag von
3.737.508.800 Dollar wird um 81.708.200 Dollar wie folgt vermindert:

66 Die in dem Bericht empfohlenen Resolutionsentwürfe wurden von dem Vorsitzenden des Ausschusses vorge-
legt.
67 A/60/572 und Add.1-4.
68 A/60/597.

Von der General-
versammlung in

ihren Resolutionen
59/277 A, 59/282,

59/294 und 60/244
bewilligter Betrag

Erhöhung (bzw.
Verringerung)

Endgültiger
Betrag

Kapitel (in US-Dollar)

Einzelplan I. Allgemeine Politik, Gesamtlei-
tung und Koordinierung

1. Allgemeine Politik, Gesamtleitung und Koor-
dinierung 61.543.200 1.915.500 63.458.700

2. Angelegenheiten der Generalversammlung 
und Konferenzdienste 560.256.500 (4.407.100) 555.849.400

Einzelplan I insgesamt 621.799.700 (2.491.600) 619.308.100

Einzelplan II. Politische Angelegenheiten

3. Politische Angelegenheiten 550.611.500 (59.847.300) 490.764.200

4. Abrüstung 18.739.900 (1.038.300) 17.701.600

5. Friedenssicherungseinsätze 92.859.800 (4.003.300) 88.856.500

6. Friedliche Nutzung des Weltraums 5.903.900 (62.200) 5.841.700

Einzelplan II insgesamt 668.115.100 (64.951.100) 603.164.000
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Von der General-
versammlung in

ihren Resolutionen
59/277 A, 59/282,

59/294 und 60/244
bewilligter Betrag

Erhöhung (bzw.
Verringerung)

Endgültiger
Betrag

Kapitel (in US-Dollar)

Einzelplan III. Internationale Rechtspflege 
und Völkerrecht

7. Internationaler Gerichtshof 34.936.000 (1.105.100) 33.830.900

8. Rechtsangelegenheiten 40.634.000 (124.700) 40.509.300

Einzelplan III insgesamt 75.570.000 (1.229.800) 74.340.200

Einzelplan IV. Internationale Entwicklungs-
zusammenarbeit

9. Wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten 143.027.700 (2.124.800) 140.902.900

10. Am wenigsten entwickelte Länder, Binnen-
entwicklungsländer und kleine Inselentwick-
lungsländer

4.358.600 (260.600) 4.098.000

11. Unterstützung der Neuen Partnerschaft für die 
Entwicklung Afrikas durch die Vereinten Na-
tionen

9.575.000 (1.306.800) 8.268.200

12. Handel und Entwicklung 114.802.300 (3.207.100) 111.595.200

13. Internationales Handelszentrum 
UNCTAD/WTO

26.136.300 (540.300) 25.596.000

14. Umwelt 10.915.800 118.800 11.034.600

15. Menschliche Siedlungen 16.012.800 (61.900) 15.950.900

16. Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege 10.040.200 658.300 10.698.500

17. Internationale Drogenkontrolle 21.476.100 (674.300) 20.801.800

Einzelplan IV insgesamt 356.344.800 (7.398.700) 348.946.100

Einzelplan V. Regionale Entwicklungszusam-
menarbeit

18. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in 
Afrika

96.242.000 (2.162.800) 94.079.200

19. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in 
Asien und im Pazifik

65.067.100 3.291.700 68.358.800

20. Wirtschaftliche Entwicklung in Europa 54.761.800 999.800 55.761.600

21. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in 
Lateinamerika und in der Karibik

85.371.400 (1.151.100) 84.220.300

22. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in 
Westasien

50.995.600 (862.400) 50.133.200

23. Reguläres Programm der technischen Zusam-
menarbeit

42.871.500 – 42.871.500

Einzelplan V insgesamt 395.309.400 115.200 395.424.600

Einzelplan VI. Menschenrechte und humani-
täre Angelegenheiten

24. Menschenrechte 64.571.300 (2.701.700) 61.869.600

25. Schutz und Hilfe für Flüchtlinge 66.243.900 775.500 67.019.400
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Von der General-
versammlung in

ihren Resolutionen
59/277 A, 59/282,

59/294 und 60/244
bewilligter Betrag

Erhöhung (bzw.
Verringerung)

Endgültiger
Betrag

Kapitel (in US-Dollar)

26. Palästinaflüchtlinge 34.641.000 1.297.700 35.938.700

27. Humanitäre Hilfe 24.275.300 (359.800) 23.915.500

Einzelplan VI insgesamt 189.731.500 (988.300) 188.743.200

Einzelplan VII. Öffentlichkeitsarbeit

28. Öffentlichkeitsarbeit 162.322.600 (883.800) 161.438.800

Einzelplan VII insgesamt 162.322.600 (883.800) 161.438.800

Einzelplan VIII. Gemeinsame Unterstüt-
zungsdienste

29A. Büro des Untergeneralsekretärs für Manage-
ment

11.518.000 204.500 11.722.500

29B. Bereich Programmplanung, Haushalt und 
Rechnungswesen

29.460.100 (529.400) 28.930.700

29C. Bereich Personalmanagement 58.562.300 (1.076.700) 57.485.600

29D. Bereich Zentrale Unterstützungsdienste 229.894.300 (1.814.800) 228.079.500

29E. Verwaltung, Genf 102.173.300 85.800 102.259.100

29F. Verwaltung, Wien 32.025.300 76.400 32.101.700

29G. Verwaltung, Nairobi 13.512.500 2.021.700 15.534.200

Einzelplan VIII insgesamt 477.145.800 (1.032.500) 476.113.300

Einzelplan IX. Interne Aufsicht

30. Interne Aufsicht 24.187.000 (426.900) 23.760.100

Einzelplan IX insgesamt 24.187.000 (426.900) 23.760.100

Einzelplan X. Gemeinsam finanzierte Verwal-
tungstätigkeiten und Sonderausgaben

31. Gemeinsam finanzierte Verwaltungstätigkei-
ten

10.445.200 124.800 10.570.000

32. Sonderausgaben 81.255.900 936.100 82.192.000

Einzelplan X insgesamt 91.701.100 1.060.900 92.762.000

Einzelplan XI. Ausgaben betreffend das Anla-
gevermögen

33. Bau-, Umbau- und Verbesserungsarbeiten so-
wie größere Instandhaltungsarbeiten

104.566.600 225.700 104.792.300

Einzelplan XI insgesamt 104.566.600 225.700 104.792.300

Einzelplan XII. Personalabgabe

34. Personalabgabe 417.544.800 11.806.200 429.351.000

Einzelplan XII insgesamt 417.544.800 11.806.200 429.351.000

Einzelplan XIII. Entwicklungskonto

35. Entwicklungskonto 13.065.000 – 13.065.000

Einzelplan XIII insgesamt 13.065.000 – 13.065.000
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b) der Generalsekretär wird ermächtigt, mit Zustimmung des Beratenden Ausschusses
Mittel zwischen einzelnen Haushaltskapiteln umzuschichten;

c) zusätzlich zu den in Buchstabe a) bewilligten Mitteln wird für jedes Jahr des Zweijah-
reszeitraums 2004-2005 aus dem aufgelaufenen Einkommen des Bibliotheksausstattungsfonds
ein Betrag von 125.000 Dollar zum Ankauf von Büchern, Zeitschriften, Karten und Bibliothek-
sausstattungsgegenständen sowie für andere mit den Zielen und Bestimmungen des Fonds im
Einklang stehende Ausgaben der Bibliothek im Palais des Nations bewilligt.

B

ENDGÜLTIGE EINNAHMENANSÄTZE FÜR DEN ZWEIJAHRESHAUSHALT 2004-2005

Die Generalversammlung

fasst für den Zweijahreshaushalt 2004-2005 den folgenden Beschluss:

a) Die mit ihren Resolutionen 59/277 B vom 23. Dezember 2004, 59/282 vom 13. April
2005, 59/294 vom 22. Juni 2005 und 60/244 vom 23. Dezember 2005 gebilligten Einnahmen-
ansätze in Höhe von 450.202.500 US-Dollar werden um 20.456.600 Dollar wie folgt erhöht:

b) die Einnahmen aus der Personalabgabe werden gemäß Resolution 973 (X) der Gene-
ralversammlung vom 15. Dezember 1955 dem Steuerausgleichsfonds gutgeschrieben;

c) in den Mittelbewilligungen des Haushalts nicht vorgesehene Ausgaben, die direkt zu
Lasten der Postverwaltung der Vereinten Nationen, der Besucherdienste, der Kantinen und da-
mit zusammenhängenden Dienste, des Garagenbetriebs, der Fernsehdienste und des Verkaufs
von Publikationen gehen, werden mit den bei diesen Tätigkeiten erzielten Einnahmen verrech-
net.

Von der General-
versammlung in

ihren Resolutionen
59/277 A, 59/282,

59/294 und 60/244
bewilligter Betrag

Erhöhung (bzw.
Verringerung)

Endgültiger
Betrag

Kapitel (in US-Dollar)

Einzelplan XIV. Sicherheit

36. Sicherheit 140.105.400 (15.513.500) 124.591.900

Einzelplan XIV insgesamt 140.105.400 (15.513.500) 124.591.900

Gesamtsumme 3.737.508.800 (81.708.200) 3.655.800.600

Einnahmenkapitel

Von der General-
versammlung in

ihren Resolutionen
59/277 B, 59/282,

59/294 und 60/244
bewilligter Betrag

Erhöhung (bzw.
Verringerung)

Abschließender
Voranschlag

(in US-Dollar)

1. Einnahmen aus der Personalabgabe 421.964.30 11.024.100 432.988.400

Einnahmenkapitel 1 insgesamt 421.964.300 11.024.100 432.988.400

2. Allgemeine Einnahmen 24.009.500 7.671.200 31.680.700

3. Dienste für die Öffentlichkeit 4.228.700 1.761.300 5.990.000

Einnahmenkapitel 2 und 3 insgesamt 28.238.200 9.432.500 37.670.700

Gesamtsumme 450.202.500 20..456.600 470.659.100
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RESOLUTION 60/246

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/608 und Corr.1, Ziff. 56)69.

60/246. Fragen im Zusammenhang mit dem Entwurf des
Programmhaushaltsplans für den Zweijahres-
zeitraum 2006-2007

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 41/213 vom 19. De-
zember 1986, 42/211 vom 21. Dezember 1987, 45/248 B, Ab-
schnitt VI, vom 21. Dezember 1990, 56/253 vom 24. Dezem-
ber 2001, 58/269 und 58/270 vom 23. Dezember 2003 und
59/275, 59/276 und 59/278 vom 23. Dezember 2004 sowie die
Ziffern 161 bis 167 ihrer Resolution 60/1 vom 16. September
2005,

in Bekräftigung des jeweiligen Mandats des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen und des
Programm- und Koordinierungsausschusses bei der Behand-
lung des Entwurfs des Programmhaushaltsplans,

nach Behandlung des Entwurfs des Programmhaushalts-
plans für den Zweijahreszeitraum 2006-200770 sowie der wei-
teren vom Generalsekretär vorgelegten Berichte71 und Erklä-
rungen über die Auswirkungen auf den Programmhaushalt72

und der diesbezüglichen Berichte des Beratenden Ausschusses
für Verwaltungs- und Haushaltsfragen73 und des Programm-
und Koordinierungsausschusses74,

1. bekräftigt, dass der Fünfte Ausschuss der zuständige
Hauptausschuss der Generalversammlung ist, dem die Verant-
wortung für Verwaltungs- und Haushaltsfragen obliegt;

2. bekräftigt außerdem Regel 153 ihrer Geschäftsord-
nung;

3. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen des Programm- und Koordinierungsausschusses an,
die in den Ziffern 61, 67 und 106 bis 122 seines Berichts74 ent-
halten sind;

4. stellt fest, dass die Prüfung der in den revidierten An-
sätzen enthaltenen Programmbeschreibungen75 spätestens im
September 2006 im Anschluss an ihre Prüfung durch den Pro-
gramm- und Koordinierungsausschuss erfolgen wird; 

5. schließt sich, vorbehaltlich der Bestimmungen dieser
Resolution und ohne damit einen Präzedenzfall zu schaffen,
den in Kapitel II des ersten Berichts des Beratenden Ausschus-
ses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen über den Entwurf
des Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum
2006-200776 enthaltenen Empfehlungen zu den stellenbezoge-
nen und nicht stellenbezogenen Mitteln an sowie den Empfeh-
lungen in seinen Berichten über die revidierten Ansätze für den
Mittelbedarf, einschließlich derjenigen im Zusammenhang
mit dem Ergebnis des Weltgipfels 200577 und den Erklärungen
über die Auswirkungen der von den Hauptausschüssen der Ge-
neralversammlung gefassten Beschlüsse auf den Programm-
haushalt;

6. beschließt, dass der in der Anlage zu dieser Resolu-
tion enthaltene Stellenplan für den Zweijahreszeitraum 2006-
2007 gilt;

7. beschließt außerdem, den in Ziffer 14 der Resolution
58/270 der Generalversammlung gebilligten Versuch im
Zweijahreszeitraum 2006-2007 fortzusetzen, und ersucht den
Generalsekretär, der Versammlung auf ihrer einundsechzig-
sten Tagung über die Durchführung des Versuchs Bericht zu
erstatten;

8. ersucht den Generalsekretär, im Rahmen der in Zif-
fer 7 genannten Regelung festzustellen, welche Stellen zur
Verfügung stehen, um den Anträgen auf neue Stellen zu ent-
sprechen, auf die in den Ziffern IV.2, IV.28 und IV.29 des er-
sten Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs-
und Haushaltsfragen über den Entwurf des Programmhaus-
haltsplans für den Zweijahreszeitraum 2006-200776 sowie in
Ziffer 5 des zweiten Berichts des Beratenden Ausschusses
über den Entwurf des Programmhaushaltsplans78 Bezug ge-
nommen wird;

9. verweist auf ihren Beschluss in Ziffer 3 b) ihrer Re-
solution 59/313 vom 12. September 2005 mit dem Titel "Eine
gestärkte und neu belebte Generalversammlung" und schließt
sich den Vorschlägen in Ziffer 3 der Erklärung des Generalse-
kretärs über die Auswirkungen auf den Programmhaushalt79

an;

10. beschließt, Mittel in Höhe des vom Generalsekretär
in seiner Erklärung über die Auswirkungen des Resolutions-
entwurfs betreffend ein Informationsprogramm über den Völ-

69 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
70 A/60/6 (Introduction), (Sects. 1-35), (Sect. 13)/Add.1, (Income
sects. 1-3) und A/60/6/Corr.1-3.
71 A/59/397, A/60/303, A/60/363 und A/60/537.
72 A/60/360, A/60/396, A/60/532, A/C.5/60/12, A/C.5/60/14,
A/C.5/60/15, A/C.5/60/16, A/C.5/60/17, A/C.5/60/20, A/C.5/60/21,
A/C.5/60/23, A/C.5/60/24 und Official Records of the General Assembly,
Sixtieth Session, Fifth Committee, 35. Sitzung (A/C.5/60/SR.35) und Kor-
rigendum.
73 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 7 und Korrigendum (A/60/7 und Corr.1), A/60/7/Add.1-5, 13 und
Corr.1 und 2, Add.14, 15, 16 und Corr.1, Add.17-21, 22 und Corr.1 und
Add.26-30 (der endgültige Wortlaut findet sich in: Official Records of the
General Assembly, Sixtieth Session, Supplement No. 7A), und Official Re-
cords of the General Assembly, Sixtieth Session, Fifth Committee,
35. Sitzung (A/C.5/60/SR.35) und Korrigendum.
74 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 16 und Korrigendum (A/60/16 und Corr.1).

75 A/60/537.
76 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 7 und Korrigendum (A/60/7 und Corr.1).
77 A/60/7/Add.5, 13 und Corr.1 und 2, Add.15, 17-20 und 25-32. Der end-
gültige Wortlaut findet sich in: Official Records of the General Assembly,
Sixtieth Session, Supplement No. 7A.
78 A/60/7/Add.1. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Official Records
of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement No. 7A.
79 A/C.5/59/35/Rev.1.
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kermord in Ruanda und der Änderung des Entwurfs auf den
Programmhaushalt80 erbetenen Betrags bereitzustellen;

11. erkennt an, dass der Generalsekretär beim Haushalts-
vollzug einen gewissen Handlungsspielraum haben muss, der
durch von der Generalversammlung festzulegende Parameter
eingegrenzt ist, zusammen mit klaren Mechanismen der Re-
chenschaftslegung über die Nutzung dieses Spielraums gegen-
über der Versammlung, auf der Grundlage von Empfehlungen
des Generalsekretärs, die der Versammlung auf ihrer wieder-
aufgenommenen sechzigsten Tagung zu unterbreiten sind;

12. ersucht den Generalsekretär, bei der Nutzung der
nicht stellenbezogenen Mittel weitere Effizienzsteigerungen
zu erzielen, und beschließt daher, die in Ziffer 5 erfassten nicht
stellenbezogenen Mittel in allen Kapiteln des Programmhaus-
haltsplans um jeweils 1,75 Prozent zu verringern;

13. ist sich dessen bewusst, dass die Bestimmungen die-
ser Resolution zu ändern wären, falls die Generalversammlung
im Einklang mit den festgelegten Verfahren einen als Antwort
auf Vorschläge des Generalsekretärs betreffend die Ziffern
161 bis 167 ihrer Resolution 60/1 erfolgenden Beschluss fasst;

14. beschließt, dass der Mittelbedarf des Entwicklungs-
kontos für den Zweijahreszeitraum 2006-2007 neu zu kalku-
lieren ist, und ersucht in diesem Zusammenhang den General-
sekretär, die diesbezüglichen Vorschläge in seinem Bericht81

weiterzuverfolgen und der Generalversammlung auf ihrer ein-
undsechzigsten Tagung Empfehlungen dazu zu unterbreiten,
auf welche Weise dem Entwicklungskonto zusätzliche Mittel
in Höhe von etwa 5 Millionen Dollar zugeführt werden könn-
ten.

Anlage

Stellenplan für den Zweijahreszeitraum 2006-2007

80 A/C.5/60/20.
81 A/59/397.

Kategorie 2006-2007

Höherer Dienst und obere Führungsebenen

Stellvertretender Generalsekretär 1

Untergeneralsekretär 29

Beigeordneter Generalsekretär 21

D-2 90

D-1 257

P-5 745

P-4/3 2.501

P-2/1 491

Zwischensumme 4.135

Allgemeiner Dienst

Oberste Rangstufe 278

Sonstige Rangstufen 2.710

Zwischensumme 2.988

Sonstige

Sicherheitsdienst 306

Ortskräfte 1.849

Felddienst 183

Handwerkliches und gewerbliches Personal 176

Zwischensumme 2.514

Gesamt 9.637
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RESOLUTIONEN 60/247 A bis C
Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/60/608 und Corr.1, Ziff. 56)82.

60/247. Programmhaushaltsplan für den Zweijahreszeitraum 2006-2007

A

MITTELBEWILLIGUNGEN FÜR DEN ZWEIJAHRESHAUSHALT 2006-2007

Die Generalversammlung

trifft für den Zweijahreshaushalt 2006-2007 den folgenden Beschluss:

1. Mittelbewilligungen in einer Gesamthöhe von 3.798.912.500 US-Dollar werden hier-
mit für die folgenden Zwecke gebilligt:

82 Die in dem Bericht empfohlenen Resolutionsentwürfe wurden von dem Vorsitzenden des Ausschusses vorge-
legt.

Kapitel

Betrag

(in US-Dollar)

Einzelplan I. Allgemeine Politik, Gesamtleitung und Koordinierung

1. Allgemeine Politik, Gesamtleitung und Koordinierung 74.813.500

2. Angelegenheiten der Generalversammlung und des Wirtschafts- und Sozialrats so-
wie Konferenzmanagement

586.776.200

Zwischensumme 661.589.700

Einzelplan II. Politische Angelegenheiten

3. Politische Angelegenheiten 432.026.900

4. Abrüstung 20.381.100

5. Friedenssicherungseinsätze 94.091.000

6. Friedliche Nutzung des Weltraums 5.906.800

Zwischensumme 552.405.800

Einzelplan III. Internationale Rechtspflege und Völkerrecht

7. Internationaler Gerichtshof 34.956.900

8. Rechtsangelegenheiten 42.289.400

Zwischensumme 77.246.300

Einzelplan IV. Internationale Entwicklungszusammenarbeit

9. Wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten 157.930.900

10. Am wenigsten entwickelte Länder, Binnenentwicklungsländer und kleine Inselent-
wicklungsländer 5.056.800

11. Unterstützung der Neuen Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas durch die Ver-
einten Nationen

10.791.900

12. Handel und Entwicklung 111.091.600

13. Internationales Handelszentrum UNCTAD/WTO 25.915.800

14. Umwelt 11.977.100

15. Menschliche Siedlungen 17.864.500

16. Internationale Drogenkontrolle, Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege 31.527.800

Zwischensumme 372.156.400
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Kapitel

Betrag

(in US-Dollar)

Einzelplan V. Regionale Entwicklungszusammenarbeit

17. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Afrika 106.011.400

18. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Asien und im Pazifik 71.858.100

19. Wirtschaftliche Entwicklung in Europa 54.176.700

20. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Lateinamerika und in der Karibik 94.630.400

21. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Westasien 53.416.900

22. Reguläres Programm der technischen Zusammenarbeit 45.622.000

Zwischensumme 425.715.500

Einzelplan VI. Menschenrechte und humanitäre Angelegenheiten

23. Menschenrechte 83.088.400

24. Schutz und Hilfe für Flüchtlinge 64.645.200

25. Palästinaflüchtlinge 35.184.800

26. Humanitäre Hilfe 26.140.500

Zwischensumme 209.058.900

Einzelplan VII. Öffentlichkeitsarbeit

27. Öffentlichkeitsarbeit 177.302.500

Zwischensumme 177.302.500

Einzelplan VIII. Gemeinsame Unterstützungsdienste

28. Management und Unterstützungsdienste 511.375.800

Zwischensumme 511.375.800

Einzelplan IX. Interne Aufsicht

29. Interne Aufsicht 31.330.100

Zwischensumme 31.330.100

Einzelplan X. Gemeinsam finanzierte Verwaltungstätigkeiten und Sonderausgaben

30. Gemeinsam finanzierte Verwaltungstätigkeiten 11.178.800

31. Sonderausgaben 92.798.000

Zwischensumme 103.976.800

Einzelplan XI. Ausgaben betreffend das Anlagevermögen

32. Bau-, Umbau- und Verbesserungsarbeiten sowie größere Instandhaltungsarbeiten 74.841.300

Zwischensumme 74.841.300

Einzelplan XII. Sicherheit

33. Sicherheit 190.131.400

Zwischensumme 190.131.400

Einzelplan XIII. Entwicklungskonto

34. Entwicklungskonto 13.954.100

Zwischensumme 13.954.100



VI.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Fünften Ausschusses

509

2. der Generalsekretär wird ermächtigt, mit Zustimmung des Beratenden Ausschusses für
Verwaltungs- und Haushaltsfragen Mittel zwischen einzelnen Haushaltskapiteln umzuschich-
ten;

3. für den Zweijahreshaushalt 2006-2007 sind 3,799 Milliarden Dollar veranschlagt.
2006 werden sich die Ausgaben voraussichtlich auf 1,899 Milliarden Dollar belaufen. Der Zwei-
jahreshaushalt wird eine uneingeschränkte Beitragsveranlagung aller Mitgliedstaaten für 2006
ermöglichen, im Einklang mit Artikel 17 der Charta der Vereinten Nationen. Der Generalsekre-
tär wird ausnahmsweise ermächtigt, einen ersten Teilbetrag in Höhe von maximal 950 Millionen
Dollar auszugeben, unter gleichzeitiger Einhaltung der bestehenden Verfahren betreffend die
jährliche Beitragsveranlagung der Mitgliedstaaten. Um die Verfügbarkeit von Mitteln für die
Programmdurchführung zu gewährleisten, wird die Generalversammlung zu gegebener Zeit auf
Ersuchen des Generalsekretärs einen Beschluss zur Tätigung von Ausgaben aus den verbleiben-
den Mitteln fassen;

4. die in den verschiedenen Haushaltskapiteln vorgesehenen Nettomittel für externe
Druckaufträge werden unter der Leitung des Beirats für Veröffentlichungen der Vereinten Na-
tionen als ein Gesamtbetrag verwaltet;

5. zusätzlich zu den in Ziffer 1 bewilligten Mitteln wird für jedes Jahr des Zweijahres-
zeitraums 2006-2007 aus dem aufgelaufenen Einkommen des Bibliotheksausstattungsfonds ein
Betrag von 75.000 Dollar zum Ankauf von Büchern, Zeitschriften, Karten und Bibliotheksaus-
stattungsgegenständen sowie für andere mit den Zielen und Bestimmungen des Fonds im Ein-
klang stehende Ausgaben der Bibliothek im Palais des Nations in Genf bewilligt.

B

EINNAHMENANSÄTZE FÜR DEN ZWEIJAHRESHAUSHALT 2006-2007

Die Generalversammlung

trifft für den Zweijahreshaushalt 2006-2007 den folgenden Beschluss:

1. Es werden geschätzte Einnahmen, die nicht Beiträge der Mitgliedstaaten sind, in einer
Gesamthöhe von 427.355.200 US-Dollar wie folgt gebilligt:

2. die Einnahmen aus der Personalabgabe werden gemäß Resolution 973 (X) der Gene-
ralversammlung vom 15. Dezember 1955 dem Steuerausgleichsfonds gutgeschrieben;

3. in den Mittelbewilligungen für den Haushalt nicht vorgesehene Ausgaben, die direkt
zu Lasten der Postverwaltung der Vereinten Nationen, der Besucherdienste, des Verkaufs sta-
tistischer Produkte, der Kantinenbetriebe und damit zusammenhängenden Dienste, des Gara-
genbetriebs, der Fernsehdienste und des Verkaufs von Publikationen gehen, werden mit den bei
diesen Tätigkeiten erzielten Einnahmen verrechnet.

Kapitel

Betrag

(in US-Dollar)

Einzelplan XIV. Personalabgabe

35. Personalabgabe 397.827.900

Zwischensumme 397.827.900

Gesamt 3.798.912.500

Einnahmenkapitel
Betrag

(in US-Dollar)

1. Einnahmen aus der Personalabgabe 401.734.800

2. Allgemeine Einnahmen 20.867.000

3. Dienste für die Öffentlichkeit 4.753.400

Gesamt 427.355.200
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C

FINANZIERUNG DER MITTELBEWILLIGUNGEN
FÜR DAS JAHR 2006

Die Generalversammlung

trifft für das Jahr 2006 den folgenden Beschluss:

1. Die Mittelbewilligungen, die sich zusammensetzen
aus einem Betrag von 1.899.456.250 US-Dollar, das heißt der
Hälfte der von der Generalversammlung in Ziffer 1 der Reso-
lution A für den Zweijahreszeitraum 2006-2007 bewilligten
Mittel in Höhe von 3.798.912.500 Dollar, und einem Betrag
von 47.626.700 Dollar, das heißt der von der Versammlung in
ihren Resolutionen 59/282 vom 13. April 2005, 59/294 vom
22. Juni 2005 und 60/244 und 60/245 A vom 23. Dezember
2005 gebilligten Erhöhung der revidierten Mittelbewilligun-
gen für den Zweijahreszeitraum 2004-2005, werden gemäß
den Artikeln 3.1 und 3.2 der Finanzordnung der Vereinten Na-
tionen83 wie folgt finanziert:

a) 22.242.700 Dollar, und zwar 12.810.200 Dollar, ent-
sprechend dem Nettobetrag der Hälfte der mit Resolution B
für den Zweijahreshaushalt 2006-2007 bewilligten geschätz-
ten Einnahmen, die nicht aus der Personalabgabe stammen, zu-
züglich 9.432.500 Dollar, entsprechend der Erhöhung der Ein-
nahmen, die nicht aus der Personalabgabe stammen, für den
Zweijahreshaushalt 2004-2005;

b) 1.924.840.250 Dollar, entsprechend den veranlagten
Beiträgen der Mitgliedstaaten nach ihrer Resolution 58/1 B
vom 23. Dezember 2003;

2. im Einklang mit Resolution 973 (X) der Generalver-
sammlung vom 15. Dezember 1955 ist der jeweilige Anteil der
Mitgliedstaaten an den Guthaben im Steuerausgleichsfonds
auf ihre veranlagten Beiträge anzurechnen, und zwar ein Ge-
samtbetrag von 218.242.100 Dollar, der sich wie folgt zusam-
mensetzt:

a) 200.867.400 Dollar, entsprechend der Hälfte der mit
Resolution B gebilligten geschätzten Einnahmen aus der Per-
sonalabgabe für den Zweijahreszeitraum 2006-2007;

b) 17.374.700 Dollar, entsprechend der von der Ver-
sammlung in ihren Resolutionen 59/282 vom 13. April 2005,
59/294 vom 22. Juni 2005 und 60/244 und 60/245 B vom
23. Dezember 2005 bewilligten Erhöhung der Einnahmen aus
der Personalabgabe für den Zweijahreshaushalt 2004-2005.

RESOLUTION 60/248
Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/608 und Corr.1, Ziff. 56)84.

60/248. Besondere Themen im Zusammenhang mit dem
Entwurf des Programmhaushaltsplans für den
Zweijahreszeitraum 2006-2007

Die Generalversammlung,

I
Internationales Handelszentrum UNCTAD/WTO

nach Behandlung der Programmhaushaltsvorschläge für
das Internationale Handelszentrum UNCTAD/WTO für den
Zweijahreszeitraum 2006-200785 und des entsprechenden Be-
richts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen86,

beschließt, die in Kapitel 13 (Internationales Handelszen-
trum UNCTAD/WTO) des Entwurfs des Programmhaushalts-
plans für den Zweijahreszeitraum 2006-200785 vorgeschlage-
nen Mittel in Höhe von 26.732.000 US-Dollar (zu einem
Wechselkurs von 1,27 Schweizer Franken für 1 Dollar) zu be-
willigen;

II
Sanierungsgesamtplan

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/249 vom 23. De-
zember 1999, 55/238 vom 23. Dezember 2000, 56/234 und
56/236 vom 24. Dezember 2001 und 56/286 vom 27. Juni
2002, Abschnitt II ihrer Resolution 57/292 vom 20. Dezember
2002 und Resolution 59/295 vom 22. Juni 2005 sowie ihren
Beschluss 58/566 vom 8. April 2004,

nach Behandlung des dritten jährlichen Fortschrittsbe-
richts des Generalsekretärs über die Durchführung des Sanie-
rungsgesamtplans87 und des entsprechenden Berichts des Be-
ratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen88,

sowie nach Behandlung der Berichte des Rates der Rech-
nungsprüfer89 und des Amtes für interne Aufsichtsdienste für
den Zeitraum von August 2004 bis Juli 200590,

1. ist sich der dringenden Notwendigkeit bewusst, mit
der Durchführung der Bauplanungs- und -vorbereitungsphase
des Sanierungsgesamtplans fortzufahren;

2. ermächtigt den Generalsekretär mit den Planungsar-
beiten, dem damit zusammenhängenden Projektmanagement
und dem Management der Bauvorbereitungen fortzufahren,
sofern diese Tätigkeiten unbeschadet des von der Generalver-
sammlung zu einem späteren Zeitpunkt zu fassenden Be-
schlusses über die Auswahl einer Strategie zur Durchführung
des Sanierungsgesamtplans unternommen werden können; 

83 ST/SGB/2003/7.
84 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.

85 A/60/6 (Sect. 13) und Add.1. 
86 A/60/7/Add.16 und Corr.1. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Of-
ficial Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 7A.
87 A/60/550 und Corr.1 und 2 und Add.1.
88 A/60/7/Add.12. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Official Re-
cords of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement No. 7A.
89 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 5 (A/60/5 (Vol. V)).
90 A/60/288.
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3. beschließt, aus der bestehenden Verpflichtungser-
mächtigung den Betrag von 8.198.000 Dollar in eine Mittel-
bewilligung umzuwandeln und für das Jahr 2006 zu veranla-
gen, um die Fortsetzung der Planungsarbeiten und das damit
zusammenhängende Projektmanagement sowie das Manage-
ment der Bauvorbereitungen, einschließlich der Deckung des
Bedarfs an Ausweichräumlichkeiten, zu finanzieren, wobei
dieser Betrag dem für die Durchführung des Sanierungsge-
samtplans in den ersten vier Monaten des Jahres 2006 notwen-
digen Mindestbetrag entspricht, ungeachtet dessen, welche
Strategie für den Sanierungsgesamtplan die Generalversamm-
lung zu einem späteren Zeitpunkt billigt;

4. beschließt außerdem, sich im März 2006 während
des ersten Teils ihrer wiederaufgenommenen sechzigsten Ta-
gung erneut vorrangig mit der Frage des Sanierungsgesamt-
plans zu befassen;

III
Verwaltungskosten des Gemeinsamen
Pensionsfonds der Vereinten Nationen

nach Behandlung des Berichts des Ständigen Ausschusses
des Gemeinsamen Rates für das Pensionswesen der Vereinten
Nationen über die Verwaltungskosten des Gemeinsamen Pen-
sionsfonds der Vereinten Nationen91, des Berichts des Gene-
ralsekretärs über die administrativen und finanziellen Auswir-
kungen des Berichts des Ständigen Ausschusses92 und der ent-
sprechenden Berichte des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen93,

1. schließt sich den Empfehlungen in den Berichten des
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen über die Verwaltungskosten des Gemeinsamen Pensions-
fonds der Vereinten Nationen94 und über die administrativen
und finanziellen Auswirkungen des Berichts des Ständigen
Ausschusses des Gemeinsamen Rates für das Pensionswesen
der Vereinten Nationen95 an;

2. genehmigt für die Verwaltung des Fonds Ausgaben
von insgesamt 91.722.700 Dollar netto für den Zweijahres-
zeitraum 2006-2007 und einen revidierten Ansatz von
89.563.100 Dollar netto für den Zweijahreszeitraum 2004-
2005, die direkt zu Lasten des Fonds zu verbuchen sind;

3. genehmigt außerdem eine Aufstockung der in Kapi-
tel 1 (Allgemeine Politik, Gesamtleitung und Koordinierung)
des Entwurfs des Programmhaushaltsplans für den Zweijah-
reszeitraum 2006-200796 vorgesehenen Mittel um den Betrag

von 1.079.000 Dollar für den Anteil der Vereinten Nationen an
den Verwaltungskosten des zentralen Sekretariats des Fonds;

4. ermächtigt den Gemeinsamen Rat für das Pensions-
wesen der Vereinten Nationen, zu den freiwilligen Beiträgen
zum Härtefonds für den Zweijahreszeitraum 2006-2007 bis zu
200.000 Dollar zuzuschießen;

IV
Antrag auf eine Subvention für das Institut der
Vereinten Nationen für Abrüstungsforschung

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/276 vom 23. Dezem-
ber 2004,

1. nimmt Kenntnis von der Mitteilung des Generalse-
kretärs über den Antrag auf eine Subvention für das Institut der
Vereinten Nationen für Abrüstungsforschung auf Grund der
Empfehlungen des Kuratoriums des Instituts zum Arbeitspro-
gramm des Instituts für 2006-200797 sowie dem entsprechen-
den Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen98;

2. stimmt dem Vorschlag zu, den Antrag auf eine Sub-
vention für das Institut der Generalversammlung alle zwei Jah-
re im Rahmen ihrer Behandlung des Entwurfs des Programm-
haushaltsplans für den betreffenden Zweijahreszeitraum zur
Prüfung und Billigung vorzulegen;

3. billigt den Antrag auf eine Subvention für das Institut
in Höhe von 468.100 Dollar für den Zweijahreszeitraum 2006-
2007 aus dem ordentlichen Haushalt der Vereinten Nationen,
mit der Maßgabe, dass keine zusätzlichen Mittelbewilligungen
in Kapitel 4 (Abrüstung) des Entwurfs des Programmhaus-
haltsplans für den Zweijahreszeitraum 2006-200799 erforder-
lich werden;

V
Revidierte Ansätze auf Grund der vom Wirtschafts- und

Sozialrat auf seiner wiederaufgenommenen Organisa-
tionstagung und seiner ersten Arbeitstagung 2005 ver-
abschiedeten Resolutionen und Beschlüsse

nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs100

und schließt sich den Bemerkungen und Empfehlungen in dem
Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen101 an;

VI
Haushaltsvoranschläge für besondere politische Missio-

nen, Gute-Dienste-Missionen und andere von der Ge-
neralversammlung und/oder vom Sicherheitsrat ge-
nehmigte politische Initiativen

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs102 und schließt sich den Bemerkungen und Empfehlungen

91 A/60/183.
92 A/C.5/60/18.
93 A/60/7/Add.7 und 22 und Corr.1. Der endgültige Wortlaut findet sich
in: Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supple-
ment No. 7A.
94 A/60/7/Add.7. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Official Records
of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement No. 7A.
95 A/60/7/Add.22 und Corr.1. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Of-
ficial Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 7A.
96 A/60/6 (Sect. 1).

97 A/C.5/60/3.
98 A/60/7/Add.8. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Official Records
of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement No. 7A.
99 A/60/6 (Sect. 4).
100 A/60/396.
101 A/60/7/Add.5. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Official Records
of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement No. 7A.
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in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs-
und Haushaltsfragen103 an;

2. bewilligt für die 26 im Bericht des Generalsekretärs102

behandelten Missionen einen Betrag von 100 Millionen Dollar
zu Lasten der in Kapitel 3 (Politische Angelegenheiten) des
Entwurfs des Programmhaushaltsplans für den Zweijahres-
zeitraum 2006-2007104 für besondere politische Missionen be-
antragten Mittel;

3. beschließt, den Bericht des Generalsekretärs über
Haushaltsvoranschläge für besondere politische Missionen,
Gute-Dienste-Missionen und andere von der Generalver-
sammlung und/oder vom Sicherheitsrat genehmigte politische
Initiativen während des ersten Teils ihrer wiederaufgenomme-
nen sechzigsten Tagung erneut zu behandeln;

4. stellt fest, dass von den für besondere politische Mis-
sionen in Kapitel 3 (Politische Angelegenheiten) des Entwurfs
des Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum
2006-2007 veranschlagten Haushaltsmitteln in Höhe von
355.949.300 Dollar ein Ausgabenrest von 255.949.300 Dollar
verbleiben wird;

VII
Bau zusätzlicher Bürogebäude bei der Wirtschafts-

kommission für Afrika in Addis Abeba

nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs105

und schließt sich den diesbezüglichen Empfehlungen in dem
Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen106 an;

VIII
Möglichkeit der Veranstaltung von Führungen und der

Betreibung von Buch- und Geschenkläden im Büro der
Vereinten Nationen in Nairobi und die dadurch entste-
henden Kosten

unter Hinweis auf ihre Resolution 58/263 vom 23. Dezem-
ber 2003,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs107 und
des entsprechenden Berichts des Beratenden Ausschusses für
Verwaltungs- und Haushaltsfragen108,

ersucht den Generalsekretär, zum 1. Januar 2006 im Büro
der Vereinten Nationen in Nairobi ein Programm für Führun-
gen einzurichten, und ersucht ihn in diesem Zusammenhang
außerdem, in den Haushaltsvollzugsberichten für den Zwei-

jahreszeitraum 2006-2007 unter Einnahmenkapitel 3 (Dienste
für die Öffentlichkeit)109 die Ist-Einnahmen und -Ausgaben
dieses Programms anzugeben;

IX
Maßnahmen der Wirtschafts- und Sozialkommission für

Asien und den Pazifik zur Rationalisierung der Über-
wachung und Evaluierung

1. begrüßt die Maßnahmen der Wirtschafts- und Sozial-
kommission für Asien und den Pazifik zur Rationalisierung
der Überwachung und Evaluierung im Einklang mit Resolu-
tion 58/269 der Generalversammlung vom 23. Dezember
2003, insbesondere die systematische und umfassende Durch-
führung von Selbstevaluierungsmaßnahmen;

2. ersucht die Kommission in diesem Zusammenhang,
im Rahmen des Entwurfs des Programmhaushaltsplans für den
Zweijahreszeitraum 2008-2009 über ihre Maßnahmen in die-
sem Bereich Bericht zu erstatten;

X
Arbeitsplan zur Reform der Wirtschafts-

kommission für Europa

begrüßt den von der Wirtschaftskommission für Europa in
ihrem Beschluss vom 2. Dezember 2005 verabschiedeten Ar-
beitsplan zur Reform der Kommission110, beschließt, dass die
Kommission die in ihrem Beschluss genannten Maßnahmen
umsetzen soll, und ersucht den Generalsekretär zu diesem
Zweck, die dafür erforderlichen Mittel in Kapitel 19 (Wirt-
schaftsentwicklung in Europa) des Entwurfs des Programm-
haushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2006-2007111 zu
veranschlagen;

XI
Verwaltungsbezogene und finanzielle Auswirkungen der

Beschlüsse und Empfehlungen im Bericht der Kom-
mission für den internationalen öffentlichen Dienst für
das Jahr 2005

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs112 und
des entsprechenden Berichts des Beratenden Ausschusses für
Verwaltungs- und Haushaltsfragen113,

1. beschließt, die im Bericht der Kommission für den in-
ternationalen öffentlichen Dienst114 empfohlene neue Perso-
nalabgabetabelle mit Wirkung zum 1. Januar 2006 zu billigen;

2. beschließt außerdem, sich während des ersten Teils
ihrer wiederaufgenommenen sechzigsten Tagung erneut mit
den anderen im Bericht des Generalsekretärs112 enthaltenen
Fragen zu befassen;

102 A/60/585 und Corr.1.
103 A/60/7/Add.24. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Official Re-
cords of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement No. 7A.
104 A/60/6 (Sect. 3).
105 A/60/532.
106 A/60/7/Add.21. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Official Re-
cords of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement No. 7A.
107 A/59/793.
108 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supple-
ment No. 7A und Korrigendum (A/60/7 und Corr.1), Ziff. VIII.72 und
VIII.73.

109 A/60/6 (Income sect. 3).
110 E/ECE/1434/Rev.1.
111 A/60/6 (Sect. 19).
112 A/60/421 und Corr.1.
113 A/60/7/Add.3. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Official Records
of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement No. 7A.
114 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supple-
ment No. 30 und Korrigendum (A/60/30 und Corr.1), Anhang VI.
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XII
Finanzielle Existenzfähigkeit des Ausbildungs- und

Forschungsinstituts der Vereinten Nationen

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/252 vom 22. Dezem-
ber 2004 und Abschnitt X ihrer Resolution 59/276 vom
23. Dezember 2004,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs115 und
des entsprechenden Berichts des Beratenden Ausschusses für
Verwaltungs- und Haushaltsfragen116,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs115 und dem entsprechenden Bericht des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen116;

2. beschließt, dem Ausbildungs- und Forschungsinsti-
tut der Vereinten Nationen einen Betrag in Höhe von
242.400 Dollar bereitzustellen, der dem Betrag zur Deckung
der im Rahmen des Grundausbildungsprogramms für den
Zweijahreszeitraum 2006-2007 anfallenden Miet-, Betriebs-
und sonstigen Verwaltungskosten entspricht;

3. erklärt erneut, dass das Institut, wann immer mög-
lich, systematisch 13 Prozent der Programmunterstützungsko-
sten aus zweckgebundenen Zuschüssen decken soll, um zu ge-
währleisten, dass die Finanzierung des Allgemeinen Fonds
stabil ist und das Institut seine Schulden bei den Vereinten Na-
tionen begleichen kann;

XIII
Ethikbüro, umfassende Überprüfung der Lenkungs- und

Aufsichtsmechanismen, einschließlich einer unabhän-
gigen externen Evaluierung des Rechnungsprüfungs-
und Aufsichtssystems, und unabhängiger beratender
Ausschuss für Rechnungsprüfung

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs117 und
des entsprechenden Berichts des Beratenden Ausschusses für
Verwaltungs- und Haushaltsfragen118,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs117 und dem entsprechenden Bericht des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen118;

2. erinnert an ihre Resolution 60/246 vom 23. Dezem-
ber 2005;

3. stellt fest, dass mit den bewilligten Mitteln ein Ethik-
büro eingerichtet und die in Ziffer 164 b) der Resolution 60/1
der Generalversammlung vom 16. September 2005 geforderte
Evaluierungsstudie durchgeführt werden könnte;

4. beschließt, den Unabhängigen beratenden Ausschuss
für Rechnungsprüfung einzurichten, mit dem Auftrag, die Ge-
neralversammlung bei der Wahrnehmung ihrer Aufsichts-

pflichten zu unterstützen, und ersucht den Generalsekretär, die
Aufgabenstellung des Ausschusses vorzulegen, ihre Kohärenz
mit dem Ergebnis der laufenden Überprüfung der Aufsichts-
mechanismen sicherzustellen und der Versammlung während
des zweiten Teils ihrer wiederaufgenommenen sechzigsten
Tagung über den damit zusammenhängenden Mittelbedarf
Bericht zu erstatten;

XIV
Außerordentlicher Reservefonds

nimmt davon Kenntnis, dass der außerordentliche Reserve-
fonds einen Ausgaberest von 4.966.000 Dollar ausweist;

XV
Auswirkungen von Wechselkurs- und

Inflationsschwankungen

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
die revidierten Ansätze auf Grund der Auswirkungen von
Wechselkurs- und Inflationsschwankungen119 und des entspre-
chenden Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen120,

nimmt Kenntnis von den revidierten Ansätzen, die sich aus
der Neukalkulation auf Grund der Auswirkungen von Wech-
selkurs- und Inflationsschwankungen ergeben;

XVI
Gemeinsame Inspektionsgruppe

billigt für die Gemeinsame Inspektionsgruppe für den
Zweijahreszeitraum 2006-2007 einen Bruttohaushalt in Höhe
von 10.511.100 Dollar;

XVII
Kommission für den internationalen öffentlichen Dienst

billigt für die Kommission für den internationalen öffent-
lichen Dienst für den Zweijahreszeitraum 2006-2007 einen
Bruttohaushalt in Höhe von 16.211.300 Dollar;

XVIII
Gemeinsam finanzierter Bruttohaushalt der

Hauptabteilung Sicherheit

billigt für die Hauptabteilung Sicherheit für den Zweijah-
reszeitraum 2006-2007 einen Bruttohaushalt in Höhe von
225.682.400 Dollar, der folgendermaßen untergliedert ist:

a) Sicherheitseinsätze im Feld: 201.423.900 Dollar;

b) Sicherheitsdienste im Büro der Vereinten Nationen
in Wien: 24.258.500 Dollar.

RESOLUTION 60/249

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/608 und Corr.1, Ziff. 56)121.

115 A/60/360.
116 A/60/7/Add.4. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Official Records
of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement No. 7A.
117 A/60/568 und Corr.1 und 2.
118 A/60/7/Add.23. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Official Re-
cords of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement No. 7A.

119 A/60/599.
120 A/60/7/Add.32. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Official Re-
cords of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement No. 7A.
121 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
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60/249. Unvorhergesehene und außerordentliche Ausga-
ben für den Zweijahreszeitraum 2006-2007

Die Generalversammlung

1. ermächtigt den Generalsekretär, mit vorheriger Zu-
stimmung des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen und vorbehaltlich der Finanzordnung und der
Finanzvorschriften der Vereinten Nationen122 sowie der Be-
stimmungen von Ziffer 3 dieser Resolution im Zweijahreszeit-
raum 2006-2007 Verpflichtungen zur Deckung unvorhergese-
hener und außerordentlicher Ausgaben einzugehen, die sich
entweder während des Zweijahreszeitraums oder danach erge-
ben, wobei die Zustimmung des Beratenden Ausschusses für
folgende Verpflichtungen nicht erforderlich ist:

a) Verpflichtungen bis zu einem Höchstbetrag von
8 Millionen US-Dollar pro Jahr im Zweijahreszeitraum 2006-
2007, von denen der Generalsekretär bestätigt, dass sie mit der
Wahrung des Friedens und der Sicherheit im Zusammenhang
stehen;

b) Verpflichtungen, von denen der Präsident des Inter-
nationalen Gerichtshofs bestätigt, dass sie sich auf folgende
Ausgaben beziehen:

i) die Bestellung von Ad-hoc-Richtern (Artikel 31 des
Statuts des Internationalen Gerichtshofs), bis zu einem
Höchstbetrag von insgesamt 200.000 Dollar;

ii) die Vorladung von Zeugen und die Ernennung von
Sachverständigen (Artikel 50 des Statuts) sowie die Ernen-
nung von Beisitzern (Artikel 30 des Statuts), bis zu einem
Höchstbetrag von insgesamt 50.000 Dollar;

iii) die Belassung von nicht wiedergewählten Richtern
im Amt bis zum Abschluss der Fälle, mit denen sie befasst
sind (Artikel 13 Absatz 3 des Statuts), bis zu einem
Höchstbetrag von insgesamt 40.000 Dollar;

iv) die Zahlung von Ruhegehältern und Reise- und Um-
zugskosten an in den Ruhestand tretende Richter sowie von
Reise- und Umzugskosten und Einrichtungsbeihilfen an
die Mitglieder des Gerichtshofs (Artikel 32 Absatz 7 des
Statuts), bis zu einem Höchstbetrag von insgesamt
410.000 Dollar;

v) die Tätigkeit des Gerichtshofs oder seiner Kammern
außerhalb von Den Haag (Artikel 22 des Statuts), bis zu ei-
nem Höchstbetrag von insgesamt 25.000 Dollar;

c) Verpflichtungen bis zu einem Höchstbetrag von
1 Million Dollar im Zweijahreszeitraum 2006-2007, von de-
nen der Generalsekretär bestätigt, dass sie für Sicherheitsmaß-
nahmen gemäß Abschnitt XI Ziffer 6 der Resolution 59/276
der Generalversammlung vom 23. Dezember 2004 erforder-
lich sind;

2. trifft hiermit den Beschluss, dass der Generalsekretär
dem Beratenden Ausschuss sowie der Generalversammlung
auf ihrer einundsechzigsten und zweiundsechzigsten Tagung
über alle nach den Bestimmungen dieser Resolution eingegan-

genen Verpflichtungen und die damit zusammenhängenden
Umstände Bericht zu erstatten und der Versammlung in Bezug
auf diese Verpflichtungen ergänzende Voranschläge vorzule-
gen hat;

3. beschließt für den Zweijahreszeitraum 2006-2007 für
den Fall, dass der Generalsekretär auf Grund eines Beschlus-
ses des Sicherheitsrats Verpflichtungen im Zusammenhang
mit der Wahrung des Friedens und der Sicherheit in Höhe von
mehr als 10 Millionen Dollar eingehen muss, dass diese An-
gelegenheit der Generalversammlung vorzulegen ist bezie-
hungsweise dass der Generalsekretär, falls die Versammlung
ihre Tagung unterbrochen hat oder nicht tagt, eine wiederauf-
genommene Tagung oder eine Sondertagung der Versamm-
lung zur Behandlung der Angelegenheit einzuberufen hat.

RESOLUTION 60/250

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 23. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/608 und Corr.1, Ziff. 56)123.

60/250. Betriebsmittelfonds für den Zweijahreszeitraum
2006-2007

Die Generalversammlung

trifft folgenden Beschluss:

1. Der Betriebsmittelfonds für den Zweijahreszeitraum
2006-2007 wird auf den Betrag von 100 Millionen US-Dollar
festgesetzt;

2. die Mitgliedstaaten leisten Vorauszahlungen an den
Betriebsmittelfonds entsprechend dem von der Generalver-
sammlung verabschiedeten Schlüssel für die Beiträge der Mit-
gliedstaaten zum Haushalt 2006;

3. auf diese Vorauszahlungen sind anzurechnen:

a) die Guthaben der Mitgliedstaaten, in Höhe des berei-
nigten Betrags von 1.025.092 Dollar, auf Grund der in den Jah-
ren 1959 und 1960 vorgenommenen Übertragungen von dem
Überschusskonto an den Betriebsmittelfonds;

b) die von den Mitgliedstaaten gemäß Resolution
58/274 der Generalversammlung vom 23. Dezember 2003
vorgenommenen Barvorauszahlungen an den Betriebsmittel-
fonds für den Zweijahreszeitraum 2004-2005;

4. sollte die Summe der Guthaben und der Vorauszah-
lungen eines Mitgliedstaats an den Betriebsmittelfonds für den
Zweijahreszeitraum 2004-2005 die Höhe der von dem Mit-
gliedstaat nach Ziffer 2 zu leistenden Vorauszahlung überstei-
gen, wird der Mehrbetrag auf die von dem Mitgliedstaat für
den Zweijahreszeitraum 2006-2007 zu entrichtenden Beiträge
angerechnet;

5. der Generalsekretär wird ermächtigt, folgende Beträ-
ge aus dem Betriebsmittelfonds vorzufinanzieren:

a) die Beträge, die erforderlich sind, um bis zum Ein-
gang der Beiträge die Mittelbewilligungen zu finanzieren; die-

122 ST/SGB/2003/7.

123 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
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se Vorschüsse sind zurückzuerstatten, sobald Einnahmen aus
Beiträgen dafür verfügbar werden;

b) die Beträge, die zur Finanzierung von Verpflichtun-
gen erforderlich sind, die auf Grund der Resolutionen der Ge-
neralversammlung, insbesondere Resolution 60/249 vom
23. Dezember 2005 über unvorhergesehene und außerordent-
liche Ausgaben, ordnungsgemäß genehmigt sind; der Gene-
ralsekretär stellt die für die Rückerstattung an den Betriebs-
mittelfonds erforderlichen Mittel in den Haushaltsvoranschlag
ein;

c) die erforderlichen Beträge für die Weiterführung des
revolvierenden Fonds zur Finanzierung verschiedener sich
selbst liquidierender Anschaffungen und Aktivitäten, soweit
sie zusammen mit den für denselben Zweck noch ausstehen-
den Nettobeträgen 200.000 Dollar nicht übersteigen; mit vor-
heriger Zustimmung des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen können Vorschüsse über den Ge-
samtbetrag von 200.000 Dollar hinaus geleistet werden;

d) mit vorheriger Zustimmung des Beratenden Aus-
schusses die Beträge, die für die Vorausbezahlung von Versi-
cherungsprämien erforderlich sind, wenn sich die Versiche-

rungsperiode über den Zweijahreszeitraum hinaus erstreckt, in
dem die Zahlung vorgenommen wird; während der Laufzeit
der betreffenden Versicherungspolicen stellt der Generalse-
kretär die Mittel zur Deckung der in jedem Zweijahreszeit-
raum fälligen Zahlungen in den Haushaltsvoranschlag für den
betreffenden Zweijahreszeitraum ein;

e) die Beträge, die erforderlich sind, damit der Steuer-
ausgleichsfonds bis zum Eingang der erwarteten Mittel seinen
laufenden Verpflichtungen nachkommen kann; diese Vor-
schüsse sind zurückzuzahlen, sobald die entsprechenden Mit-
tel im Steuerausgleichsfonds verfügbar sind;

6. reicht der in Ziffer 1 vorgesehene Betrag für die Er-
füllung der normalen Aufgaben des Betriebsmittelfonds nicht
aus, so wird der Generalsekretär ermächtigt, während des
Zweijahreszeitraums 2006-2007 Mittel aus den von ihm ver-
walteten Sonderfonds und Sonderkonten, zu den von der Ge-
neralversammlung in ihrer Resolution 1341 (XIII) vom
13. Dezember 1958 gebilligten Bedingungen, oder aus dem
Erlös von der Versammlung genehmigter Anleihen heranzu-
ziehen.
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RESOLUTION 60/19

Verabschiedet auf der 53. Plenarsitzung am 23. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/514, Ziff. 7)1.

60/19. Hilfsprogramm der Vereinten Nationen für Leh-
re, Studium, Verbreitung und besseres Verständ-
nis des Völkerrechts

Die Generalversammlung,

mit Dank Kenntnis nehmend von dem Bericht des Gene-
ralsekretärs über die Durchführung des Hilfsprogramms der
Vereinten Nationen für Lehre, Studium, Verbreitung und bes-
seres Verständnis des Völkerrechts2 sowie von den vom Bera-
tenden Ausschuss des Programms verabschiedeten Richtlinien
und Empfehlungen für die künftige Durchführung des Pro-
gramms, die in Abschnitt III des genannten Berichts wieder-
gegeben sind,

die Auffassung vertretend, dass das Völkerrecht an allen
Universitäten im Rahmen der Lehre der Rechtswissenschaften
einen angemessenen Platz einnehmen soll,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von den Anstrengun-
gen, die die Staaten auf bilateraler Ebene zur Unterstützung der
Lehre und des Studiums des Völkerrechts unternehmen,

nichtsdestoweniger davon überzeugt, dass die Staaten so-
wie die internationalen Organisationen und Institutionen er-
mutigt werden sollten, dem Hilfsprogramm weiter Unterstüt-
zung zu gewähren und ihre Aktivitäten zur Förderung der Leh-
re, des Studiums, der Verbreitung und eines besseren Ver-
ständnisses des Völkerrechts zu verstärken, vor allem soweit
diese für Personen aus den Entwicklungsländern von beson-
derem Nutzen sind,

in Bekräftigung ihrer Resolutionen 2464 (XXIII) vom
20. Dezember 1968, 2550 (XXIV) vom 12. Dezember 1969,
2838 (XXVI) vom 18. Dezember 1971, 3106 (XXVIII) vom
12. Dezember 1973, 3502 (XXX) vom 15. Dezember 1975,
32/146 vom 16. Dezember 1977, 36/108 vom 10. Dezember
1981 und 38/129 vom 19. Dezember 1983, in denen sie fest-
stellte oder daran erinnerte, dass es wünschenswert ist, bei der
Durchführung des Hilfsprogramms so weit wie möglich von
Mitgliedstaaten, internationalen Organisationen und anderen
Stellen zur Verfügung gestellte Mittel und Einrichtungen her-
anzuziehen, sowie in Bekräftigung ihrer Resolutionen 34/144
vom 17. Dezember 1979, 40/66 vom 11. Dezember 1985,
42/148 vom 7. Dezember 1987, 44/28 vom 4. Dezember 1989,
46/50 vom 9. Dezember 1991, 48/29 vom 9. Dezember 1993,
50/43 vom 11. Dezember 1995, 52/152 vom 15. Dezember
1997, 54/102 vom 9. Dezember 1999, 56/77 vom 12. Dezem-
ber 2001 und 58/73 vom 9. Dezember 2003, in denen sie dar-
über hinaus die Hoffnung zum Ausdruck brachte oder bekräf-
tigte, dass bei der Verpflichtung von Vortragenden für die Se-

minare im Rahmen des Stipendienprogramms für Völkerrecht
der Notwendigkeit Rechnung getragen wird, die Vertretung
der wichtigsten Rechtssysteme und ein ausgewogenes Ver-
hältnis zwischen den verschiedenen geografischen Regionen
zu gewährleisten,

1. billigt die in Abschnitt III des Berichts des General-
sekretärs2 enthaltenen Richtlinien und Empfehlungen, die vom
Beratenden Ausschuss des Hilfsprogramms der Vereinten Na-
tionen für Lehre, Studium, Verbreitung und besseres Ver-
ständnis des Völkerrechts verabschiedet wurden, insbesonde-
re soweit sie darauf gerichtet sind, im Rahmen einer Politik
größter finanzieller Zurückhaltung die bestmöglichen Ergeb-
nisse bei der Verwaltung des Programms zu erzielen;

2. ermächtigt den Generalsekretär, 2006 und 2007 die
in seinem Bericht vorgesehenen Maßnahmen durchzuführen,
insbesondere

a) die Vergabe einiger Völkerrechtsstipendien auf An-
trag der Regierungen von Entwicklungsländern im Jahr 2006
und im Jahr 2007, deren Anzahl im Lichte der dem Hilfspro-
gramm insgesamt zur Verfügung stehenden Mittel festzulegen
ist;

b) die Vergabe von mindestens je einem Stipendium im
Jahr 2006 und im Jahr 2007 im Rahmen des Hamilton-Shirley-
Amerasinghe-Gedächtnisstipendiums für Seerechtsfragen, so-
fern neue ausdrücklich für den Stipendienfonds entrichtete
freiwillige Beiträge vorhanden sind;

c) vorbehaltlich der dem Programm insgesamt zur Ver-
fügung stehenden Mittel die Unterstützung in Form eines Rei-
sekostenzuschusses für je einen Teilnehmer aus jedem Ent-
wicklungsland, der zu möglichen regionalen Kursen in den
Jahren 2006 und 2007 eingeladen wird;

und ermächtigt ihn außerdem, diese Aktivitäten gegebenen-
falls aus Mitteln des ordentlichen Haushalts sowie aus den für
die jeweilige Aktivität zweckgebundenen freiwilligen Finanz-
beiträgen zu finanzieren, die auf Grund der in den Ziffern 12
bis 14 enthaltenen Ersuchen eingehen;

3. dankt dem Generalsekretär für seine konstruktiven
Bemühungen, die Ausbildung und Ausbildungshilfe auf dem
Gebiet des Völkerrechts im Rahmen des Hilfsprogramms 2004
und 2005 zu fördern, insbesondere für die Veranstaltung der
vierzigsten3 und einundvierzigsten Tagung4 des Völkerrechts-
seminars, die 2004 beziehungsweise 2005 in Genf stattfanden,
sowie für die Aktivitäten des Sekretariats-Bereichs Rechtsan-
gelegenheiten im Zusammenhang mit dem Stipendienpro-
gramm für Völkerrecht und dem Hamilton-Shirley-Amer-
asinghe-Gedächtnisstipendium für Seerechtsfragen, deren
Durchführung der Abteilung Kodifizierung beziehungsweise
der Abteilung Meeresangelegenheiten und Seerecht oblag;

1 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Beratenden Ausschusses des Hilfsprogramms der Ver-
einten Nationen für Lehre, Studium, Verbreitung und besseres Verständ-
nis des Völkerrechts im Ausschuss vorgelegt.
2 A/60/441.

3 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-ninth Session,
Supplement No. 10 (A/59/10), Kap. XI, Abschn. E.
4 Ebd., Sixtieth Session, Supplement No. 10 (A/60/10), Kap. XII,
Abschn. E.
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4. ersucht den Generalsekretär, die Möglichkeit zu er-
wägen, zur Teilnahme an den verschiedenen Teilen des Hilfs-
programms Kandidaten aus Ländern zuzulassen, die bereit
sind, für die gesamten Teilnahmekosten aufzukommen;

5. ersucht den Generalsekretär außerdem, abzuwägen,
ob es besser wäre, die zur Verfügung stehenden Mittel und
freiwilligen Beiträge für Kurse auf regionaler, subregionaler
oder nationaler Ebene zu verwenden anstatt für die Abhaltung
von Kursen im Rahmen des Systems der Vereinten Nationen;

6. ersucht den Generalsekretär ferner, auch im nächsten
und in künftigen Zweijahreshaushalten die erforderlichen Mit-
tel für den Programmhaushalt des Hilfsprogramms bereitzu-
stellen, damit die Wirksamkeit des Programms aufrechterhal-
ten wird;

7. erkennt an, wie wichtig die im Bericht des General-
sekretärs aufgeführten periodischen Rechtspublikationen der
Vereinten Nationen5 sind, und befürwortet mit Nachdruck ihre
weitere Veröffentlichung;

8. begrüßt die Anstrengungen, die der Bereich Rechts-
angelegenheiten unternimmt, um die Treaty Series (Vertrags-
sammlung) der Vereinten Nationen und das United Nations
Juridical Yearbook (Juristisches Jahrbuch der Vereinten Na-
tionen) auf den neuesten Stand zu bringen, sowie die Anstren-
gungen, die unternommen werden, um die Treaty Series und
andere Rechtsinformationen im Internet verfügbar zu machen;

9. dankt dem Ausbildungs- und Forschungsinstitut der
Vereinten Nationen für seine Mitwirkung an dem Hilfspro-
gramm im Rahmen der im Bericht des Generalsekretärs be-
schriebenen Aktivitäten;

10. dankt außerdem der Haager Akademie für Internatio-
nales Recht für den wertvollen Beitrag, den sie nach wie vor
zu dem Hilfsprogramm leistet, indem sie Kandidaten im Rah-
men der Stipendienprogramme für Völkerrecht den Besuch
und die Teilnahme an dem Programm ermöglicht, das in Ver-
bindung mit den Kursen der Akademie veranstaltet wird;

11. nimmt mit Dank Kenntnis von den Beiträgen der Haa-
ger Akademie zur Lehre, zum Studium, zur Verbreitung und
zu einem besseren Verständnis des Völkerrechts und fordert
die Mitgliedstaaten und interessierte Organisationen auf, den
Appell der Akademie um weitere Unterstützung und nach
Möglichkeit höhere finanzielle Beiträge wohlwollend zu prü-
fen, damit die Akademie ihre Tätigkeit durchführen kann, ins-
besondere die Sommerkurse, die regionalen Kurse und die
Programme des Zentrums für Studien und Forschung auf dem
Gebiet des Völkerrechts und der internationalen Beziehungen;

12. ersucht den Generalsekretär, auch künftig für die Be-
kanntmachung des Hilfsprogramms zu sorgen und Mitglied-
staaten, Universitäten, philanthropische Stiftungen und andere
interessierte nationale und internationale Institutionen und Or-

ganisationen sowie Privatpersonen regelmäßig um freiwillige
Beiträge zur Finanzierung des Programms oder um die ander-
weitige Unterstützung seiner Durchführung und möglichen
Ausweitung zu bitten;

13. ersucht die Mitgliedstaaten sowie interessierte Orga-
nisationen und Privatpersonen erneut, freiwillige Beiträge un-
ter anderem für das Völkerrechtsseminar, das Stipendienpro-
gramm für Völkerrecht, das Hamilton-Shirley-Amerasinghe-
Gedächtnisstipendium für Seerechtsfragen sowie für die Au-
diovisuelle Völkerrechtsbibliothek der Vereinten Nationen zu
entrichten, und dankt denjenigen Mitgliedstaaten, Institutio-
nen und Privatpersonen, die hierfür bereits freiwillige Beiträge
entrichtet haben;

14. fordert insbesondere alle Regierungen nachdrück-
lich auf, freiwillige Beiträge für die Veranstaltung von regio-
nalen Fortbildungskursen auf dem Gebiet des Völkerrechts
durch das Ausbildungs- und Forschungsinstitut der Vereinten
Nationen bereitzustellen, insbesondere zur Deckung des Be-
trags, der zur Finanzierung der Tagegelder für die höchstens
fünfundzwanzig Teilnehmer an jedem der regionalen Kurse
benötigt wird, wodurch die künftigen Gastländer weniger be-
lastet würden und es dem Institut möglich wäre, die regionalen
Kurse auch in Zukunft zu veranstalten;

15. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung des Hilfsprogramms in den Jahren 2006 und 2007 Bericht
zu erstatten und ihr nach Konsultationen mit dem Beratenden
Ausschuss des Programms Empfehlungen für die Durchfüh-
rung des Programms in den darauf folgenden Jahren zu unter-
breiten;

16. beschließt, den Punkt "Hilfsprogramm der Vereinten
Nationen für Lehre, Studium, Verbreitung und besseres Ver-
ständnis des Völkerrechts" in die vorläufige Tagesordnung ih-
rer zweiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/20

Verabschiedet auf der 53. Plenarsitzung am 23. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/515, Ziff. 10)6.

5 A/60/441, Abschn. II.5.

6 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Algerien, Argentinien, Aserbaidschan, Äthiopi-
en, Australien, Belarus, Belgien, Belize, Bolivien, Brasilien, Bulgarien,
Chile, China, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Deutschland,
Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gambia, Griechen-
land, Guatemala, Haiti, Indien, Iran (Islamische Republik), Irland, Israel,
Italien, Japan, Jordanien, Kanada, Kenia, Kolumbien, Lettland, Liechten-
stein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malaysia, Marokko, Mexiko,
Mongolei, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Philippinen,
Polen, Portugal, Republik Korea, Rumänien, Russische Föderation,
Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Sierra Leone, Singapur,
Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, Südafrika, Thailand, Trinidad
und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Uganda, Ukrai-
ne, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Uru-
guay und Zypern.
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60/20. Bericht der Kommission der Vereinten Nationen
für internationales Handelsrecht über ihre acht-
unddreißigste Tagung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 2205 (XXI) vom
17. Dezember 1966, mit der sie die Kommission der Vereinten
Nationen für internationales Handelsrecht schuf, mit dem Auf-
trag, die fortschreitende Harmonisierung und Vereinheitli-
chung des internationalen Handelsrechts zu fördern und dabei
die Interessen aller Völker, insbesondere derjenigen der Ent-
wicklungsländer, an der umfassenden Ausweitung des inter-
nationalen Handels zu berücksichtigen,

in Bekräftigung ihrer Überzeugung, dass die fortschreiten-
de Modernisierung und Harmonisierung des internationalen
Handelsrechts durch den Abbau oder die Beseitigung rechtli-
cher Hindernisse für den internationalen Handelsverkehr, ins-
besondere soweit diese die Entwicklungsländer betreffen, ei-
nen bedeutenden Beitrag zur weltweiten wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit zwischen allen Staaten auf der Grundlage der
Gleichberechtigung, der Gerechtigkeit und des gemeinsamen
Interesses sowie zur Beseitigung der Diskriminierung im in-
ternationalen Handel und dadurch zum Wohl aller Völker lei-
sten würde,

nach Behandlung des Berichts der Kommission über ihre
achtunddreißigste Tagung7,

mit dem erneuten Ausdruck ihrer Besorgnis darüber, dass
die von anderen Organen ohne ausreichende Abstimmung mit
der Kommission unternommenen Tätigkeiten auf dem Gebiet
des internationalen Handelsrechts zu unerwünschter Doppel-
arbeit führen könnten, was nicht dem Ziel der Förderung von
Effizienz, Geschlossenheit und Kohärenz bei der Vereinheit-
lichung und Harmonisierung des internationalen Handels-
rechts entspräche,

in Bekräftigung des Mandats der Kommission, als zentra-
les Rechtsorgan des Systems der Vereinten Nationen auf dem
Gebiet des internationalen Handelsrechts die Rechtstätigkeit
auf diesem Gebiet zu koordinieren, insbesondere um Doppel-
arbeit zu vermeiden, namentlich zwischen den die internatio-
nalen Handelsregeln ausarbeitenden Organisationen, und bei
der Modernisierung und Harmonisierung des internationalen
Handelsrechts Effizienz, Geschlossenheit und Kohärenz zu
fördern, und über ihr Sekretariat auch künftig eng mit den an-
deren auf dem Gebiet des internationalen Handelsrechts täti-
gen internationalen Organen und Organisationen, einschließ-
lich der Regionalorganisationen, zusammenzuarbeiten,

1. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht der Kom-
mission der Vereinten Nationen für internationales Handels-
recht über ihre achtunddreißigste Tagung7;

2. lobt die Kommission für die Fertigstellung und Bil-
ligung des Entwurfs eines Übereinkommens über die Verwen-

dung elektronischer Mitteilungen bei internationalen Verträ-
gen8;

3. lobt die Kommission außerdem für die Fortschritte
bei der Überarbeitung ihres Mustergesetzes für die Auftrags-
vergabe für Güter, Bau- und Dienstleistungen9 und bei der
Ausarbeitung von Musterrechtsvorschriften für vorläufige
Maßnahmen im Bereich der internationalen Handelsschieds-
gerichtsbarkeit, des Entwurfs eines Rechtsinstruments über
Transportrecht und des Entwurfs eines Rechtsleitfadens über
Sicherungsgeschäfte;

4. unterstützt die Anstrengungen und Initiativen, die die
Kommission als zentrales Rechtsorgan des Systems der Ver-
einten Nationen auf dem Gebiet des internationalen Handels-
rechts unternimmt, um die Koordinierung der Rechtstätigkeit
der auf dem Gebiet des internationalen Handelsrechts tätigen
internationalen und regionalen Organisationen und die diesbe-
zügliche Zusammenarbeit zu verstärken, und appelliert in die-
ser Hinsicht an die zuständigen internationalen und regionalen
Organisationen, ihre Rechtstätigkeit mit derjenigen der Kom-
mission zu koordinieren, um Doppelarbeit zu vermeiden und
die Effizienz, Geschlossenheit und Kohärenz bei der Moder-
nisierung und Harmonisierung des internationalen Handels-
rechts zu fördern;

5. erklärt erneut, wie wichtig vor allem für die Entwick-
lungsländer die Arbeit der Kommission betreffend die techni-
sche Hilfe auf dem Gebiet der Reform und Entwicklung des in-
ternationalen Handelsrechts ist, und

a) begrüßt in diesem Zusammenhang die Initiativen der
Kommission, die darauf gerichtet sind, über ihr Sekretariat ihr
Programm für technische Hilfe auszubauen;

b) dankt der Kommission für die Durchführung von
Maßnahmen der technischen Hilfe in Aserbaidschan, Äthiopi-
en (für den Gemeinsamen Markt für das östliche und südliche
Afrika), Brasilien, China, Serbien und Montenegro, Sloweni-
en, Südafrika (für die Vereinigung der Rechtsreformorganisa-
tionen im östlichen und südlichen Afrika) und Thailand;

c) dankt den Regierungen, deren Beiträge die Veran-
staltung der Seminare und Informationsmissionen ermöglicht
haben, und appelliert an die Regierungen, die zuständigen Or-
gane des Systems der Vereinten Nationen sowie an Organisa-
tionen, Institutionen und Privatpersonen, freiwillige Beiträge
an den Treuhandfonds für Symposien der Kommission der
Vereinten Nationen für internationales Handelsrecht und nach
Bedarf zur Finanzierung von Sonderprojekten zu entrichten
und das Sekretariat der Kommission auch anderweitig bei der
Durchführung von Tätigkeiten auf dem Gebiet der technischen
Hilfe, insbesondere in Entwicklungsländern, zu unterstützen;

d) appelliert abermals an das Entwicklungsprogramm
der Vereinten Nationen und an die anderen für Entwicklungs-
hilfe zuständigen Organe, wie beispielsweise die Weltbank

7 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 17 (A/60/17).

8 Ebd., Kap. III und Anhang I.
9 Ebd., Forty-ninth Session, Supplement No. 17 und Korrigendum
(A/49/17 und Corr.1), Anhang I.
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und die regionalen Entwicklungsbanken, sowie an die Regie-
rungen im Rahmen ihrer bilateralen Hilfsprogramme, das Pro-
gramm der Kommission für technische Hilfe zu unterstützen,
mit der Kommission zusammenzuarbeiten und ihre Aktivitä-
ten mit denen der Kommission abzustimmen; 

6. stellt mit Bedauern fest, dass seit der sechsunddrei-
ßigsten Tagung der Kommission keine Beiträge an den Treu-
handfonds entrichtet wurden, der geschaffen wurde, damit
Entwicklungsländern, die Mitglied der Kommission sind, auf
Antrag und im Benehmen mit dem Generalsekretär ein Reise-
kostenzuschuss gewährt werden kann10, betont die Notwendig-
keit der Entrichtung von Beiträgen an den Treuhandfonds, da-
mit mehr sachverständige Vertreter aus Entwicklungsländern
an den Tagungen der Kommission und ihrer Arbeitsgruppen
teilnehmen können, und appelliert abermals an die Regierun-
gen, die zuständigen Organe des Systems der Vereinten Na-
tionen sowie an Organisationen, Institutionen und Privatper-
sonen, freiwillige Beiträge an den Treuhandfonds zu entrich-
ten;

7. beschließt, zwecks Gewährleistung der vollen Teil-
nahme aller Mitgliedstaaten an den Tagungen der Kommission
und ihrer Arbeitsgruppen während der sechzigsten Tagung der
Generalversammlung in dem zuständigen Hauptausschuss
auch weiterhin zu prüfen, ob den am wenigsten entwickelten
Ländern, die Mitglied der Kommission sind, auf deren Antrag
und im Benehmen mit dem Generalsekretär ein Reisekosten-
zuschuss gewährt werden kann;

8. erinnert daran, dass die Verantwortung für die Arbeit
der Kommission bei den Tagungen der Kommission und ihrer
zwischenstaatlichen Arbeitsgruppen liegt, und betont in dieser
Hinsicht, dass Informationen über Sachverständigentagungen,
die einen wesentlichen Beitrag zur Arbeit der Kommission lei-
sten, bereitgestellt werden sollen;

9. erinnert außerdem an ihre Resolutionen über Part-
nerschaften zwischen den Vereinten Nationen und nichtstaat-
lichen Akteuren, insbesondere dem Privatsektor11, und legt in
diesem Zusammenhang der Kommission nahe, weiter unter-
schiedliche Möglichkeiten für die Nutzung von Partnerschaf-
ten mit nichtstaatlichen Akteuren bei der Wahrnehmung ihres
Mandats zu erkunden, insbesondere auf dem Gebiet der tech-
nischen Hilfe, im Einklang mit den anwendbaren Grundsätzen
und Leitlinien und in Zusammenarbeit und Abstimmung mit
den sonstigen zuständigen Sekretariats-Bereichen, einschließ-
lich des Büros für den Globalen Pakt; 

10. ersucht den Generalsekretär erneut, im Einklang mit
den Resolutionen der Generalversammlung über mit der Do-
kumentation zusammenhängende Fragen12, in denen insbeson-
dere betont wird, dass eine Reduzierung der Länge von Doku-
menten weder die Qualität ihrer Aufmachung noch ihren Inhalt
beeinträchtigen darf, bei der Anwendung der Regel zur Be-

grenzung der Seitenzahl der Dokumente der Kommission die
besonderen Merkmale des Mandats und der Arbeit der Kom-
mission zu berücksichtigen; 

11. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin Kurz-
protokolle der Kommissionstagungen zur Ausarbeitung nor-
mensetzender Texte zur Verfügung zu stellen;

12. betont, wie wichtig es für die weltweite Vereinheitli-
chung und Harmonisierung des internationalen Handelsrechts
ist, dass die aus der Arbeit der Kommission hervorgehenden
Übereinkommen in Kraft treten, und legt zu diesem Zweck den
Staaten, die diese Übereinkommen noch nicht unterzeichnet
oder ratifiziert haben beziehungsweise ihnen noch nicht bei-
getreten sind, eindringlich nahe, dies zu erwägen;

13. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Erstellung
von Kompendien der Rechtsprechung betreffend Texte der
Kommission, insbesondere eines Kompendiums der Recht-
sprechung betreffend das Übereinkommen der Vereinten Na-
tionen über Verträge über den internationalen Warenkauf13

und eines Kompendiums der Rechtsprechung betreffend das
Mustergesetz über die internationale Handelsschiedsgerichts-
barkeit der Kommission der Vereinten Nationen für interna-
tionales Handelsrecht14, die die Verbreitung von Informatio-
nen über diese Texte unterstützen und ihre Nutzung, ihre Um-
setzung in innerstaatliches Recht und ihre einheitliche Ausle-
gung fördern werden; 

14. begrüßt den Beschluss der Kommission, im Rahmen
ihrer vierzigsten Tagung im Jahr 2007 einen Kongress über in-
ternationales Handelsrecht in Wien abzuhalten, mit dem Ziel,
die Ergebnisse der bisherigen Arbeit der Kommission sowie
der damit zusammenhängenden Arbeiten anderer auf dem Ge-
biet des internationalen Handelsrechts tätiger Organisationen
zu überprüfen, die gegenwärtigen Arbeitsprogramme zu be-
werten und künftige Arbeitsthemen und -bereiche zu prüfen,
und ist sich dessen bewusst, wie wichtig die Veranstaltung ei-
nes solchen Kongresses für die Koordinierung und Förderung
der auf die Modernisierung und Harmonisierung des interna-
tionalen Handelsrechts gerichteten Tätigkeiten ist;

15. stellt fest, dass im Jahr 2006 der dreißigste Jahrestag
der Verabschiedung der Schiedsordnung der Kommission der
Vereinten Nationen für internationales Handelsrecht15 durch
die Kommission ansteht, die weltweit zur Beilegung von Strei-
tigkeiten im Bereich des internationalen Handels und der in-
ternationalen Investitionen herangezogen wird, und begrüßt in
diesem Zusammenhang die eingeleiteten Initiativen zur Ab-
haltung von Konferenzen und anderen derartigen Veranstal-
tungen, um ein Forum zur Bewertung der mit der Schiedsord-
nung gewonnenen Erfahrungen und zur Erörterung ihrer mög-
lichen Überarbeitung zu schaffen;

10 Resolution 48/32, Ziff. 5.
11 Resolutionen 55/215, 56/76 und 58/129.
12 Resolutionen 52/214, Abschn. B, 57/283 B, Abschn. III, und 58/250,
Abschn. III.

13 United Nations, Treaty Series, Vol. 1489, Nr. 25567. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1989 II S. 586; öBGBl. Nr. 96/1988; AS 1991 307.
14 Official Records of the General Assembly, Fortieth Session, Supple-
ment No. 17 (A/40/17), Anhang I.
15 United Nations publication, Sales No. E.77.V.6. 
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16. erinnert an ihre Resolutionen, in denen sie die Be-
deutung von qualitativ hochwertigen, nutzerfreundlichen und
kostenwirksamen Webseiten der Vereinten Nationen sowie
die Notwendigkeit ihrer Entwicklung, ihrer Pflege und ihres
Ausbaus in mehreren Sprachen betonte16, lobt die neu gestal-
teten Webseiten der Kommission in den sechs Amtssprachen
der Vereinten Nationen und begrüßt die Anstrengungen, die
die Kommission fortlaufend unternimmt, um ihre Webseiten
im Einklang mit den anwendbaren Leitlinien zu pflegen und
zu verbessern. 

RESOLUTION 60/21

Verabschiedet auf der 53. Plenarsitzung am 23. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/515, Ziff. 10)17.

60/21. Übereinkommen der Vereinten Nationen über die
Verwendung elektronischer Mitteilungen bei in-
ternationalen Verträgen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 2205 (XXI) vom
17. Dezember 1966, mit der sie die Kommission der Vereinten
Nationen für internationales Handelsrecht schuf, mit dem Auf-
trag, die fortschreitende Harmonisierung und Vereinheitli-
chung des internationalen Handelsrechts zu fördern und dabei
die Interessen aller Völker, insbesondere derjenigen der Ent-
wicklungsländer, an der umfassenden Ausweitung des inter-
nationalen Handels zu berücksichtigen,

in der Erwägung, dass Probleme, die aus der Ungewissheit
darüber entstehen, wie die Verwendung elektronischer Mittei-
lungen bei internationalen Verträgen rechtlich zu bewerten ist,
ein Hindernis für den internationalen Handel darstellen,

in der Überzeugung, dass die Annahme einheitlicher Be-
stimmungen zur Beseitigung von Hindernissen, die der Ver-
wendung elektronischer Mitteilungen bei internationalen Ver-
trägen entgegenstehen, auch von Hindernissen, die sich aus der
Wirkungsweise bestehender Übereinkünfte auf dem Gebiet
des internationalen Handelsrechts ergeben können, die
Rechtssicherheit und die wirtschaftliche Berechenbarkeit bei
internationalen Verträgen verbessern würde und den Staaten
helfen könnte, Zugang zu modernen Handelswegen zu finden,

unter Hinweis darauf, dass die Kommission auf ihrer
vierunddreißigsten Tagung im Jahr 2001 beschloss, eine inter-
nationale Übereinkunft zu Fragen der elektronischen Ver-
tragsabwicklung auszuarbeiten, die auch auf die Beseitigung
von Hindernissen für den elektronischen Geschäftsverkehr in
bestehenden Übereinkommen zur Rechtsvereinheitlichung
und Handelsübereinkommen abzielt, und ihre Arbeitsgrup-
pe IV (Elektronischer Geschäftsverkehr) mit der Ausarbeitung
eines Entwurfs betraute18,

feststellend, dass die Arbeitsgruppe von 2002 bis 2004
sechs Tagungen der Ausarbeitung des Entwurfs eines Über-
einkommens über die Verwendung elektronischer Mitteilun-
gen bei internationalen Verträgen widmete und dass die Kom-
mission den Entwurf des Übereinkommens auf ihrer achtund-
dreißigsten Tagung im Jahr 2005 prüfte19 ,

sich dessen bewusst, dass alle Staaten und interessierten in-
ternationalen Organisationen eingeladen wurden, an allen Ta-
gungen der Arbeitsgruppe sowie an der achtunddreißigsten
Tagung der Kommission entweder als Mitglieder oder als Be-
obachter an der Ausarbeitung des Entwurfs des Übereinkom-
mens mitzuwirken, und uneingeschränkt Gelegenheit erhiel-
ten, das Wort zu ergreifen und Vorschläge zu unterbreiten,

mit Befriedigung feststellend, dass der Wortlaut des Ent-
wurfs des Übereinkommens vor der achtunddreißigsten Ta-
gung der Kommission an alle Regierungen und internationalen
Organisationen, die zu den Tagungen der Kommission und der
Arbeitsgruppe als Beobachter eingeladen waren, mit der Bitte
um Stellungnahme verteilt wurde und dass die eingegangenen
Stellungnahmen der Kommission auf ihrer achtunddreißigsten
Tagung vorlagen20,

mit Befriedigung Kenntnis nehmend von dem von der
Kommission auf ihrer achtunddreißigsten Tagung gefassten
Beschluss, der Generalversammlung den Übereinkommens-
entwurf zur Behandlung vorzulegen21,

Kenntnis nehmend von dem von der Kommission gebillig-
ten Entwurf des Übereinkommens22,

1. dankt der Kommission der Vereinten Nationen für in-
ternationales Handelsrecht für die Ausarbeitung des Entwurfs
des Übereinkommens über die Verwendung elektronischer
Mitteilungen bei internationalen Verträgen22;

2. verabschiedet das in der Anlage zu dieser Resolution
enthaltene Übereinkommen der Vereinten Nationen über die
Verwendung elektronischer Mitteilungen bei internationalen
Verträgen und ersucht den Generalsekretär, es zur Unterzeich-
nung aufzulegen;

3. fordert alle Regierungen auf, zu erwägen, Vertrags-
partei des Übereinkommens zu werden.

Anlage

Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Ver-
wendung elektronischer Mitteilungen bei internationalen
Verträgen

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens,

in Bekräftigung ihrer Überzeugung, dass internationaler
Handel auf der Grundlage der Gleichberechtigung und des ge-

16 Resolutionen 52/214, Abschn. C, Ziff. 3, 55/222, Abschn. III, Ziff. 12,
56/64 B, Abschn. X, 57/130 B, Abschn. X, 58/101 B, Abschn. V,
Ziff. 61-76, und 59/126 B, Abschn. V, Ziff. 76-95.
17 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
18 Official Records of the General Assembly, Fifty-sixth Session, Supple-
ment No. 17 und Korrigendum (A/56/17 und Corr.3), Ziff. 291-295.

19 Ebd., Sixtieth Session, Supplement No. 17 (A/60/17), Kap. III.
20 A/CN.9/578 und Add.1-17.
21 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 17 (A/60/17), Ziff. 167.
22 Ebd., Anhang I.
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genseitigen Nutzens ein wichtiges Element zur Förderung
freundschaftlicher Beziehungen zwischen den Staaten ist,

unter Hinweis darauf, dass die zunehmende Verwendung
elektronischer Mitteilungen die Wirtschaftlichkeit der Han-
delstätigkeiten verbessert, Handelsverbindungen fördert und
neue Zugangsmöglichkeiten für bisher entfernt gelegene Par-
teien und Märkte bietet und somit eine grundlegende Rolle bei
der Förderung des Handels und der wirtschaftlichen Entwick-
lung sowohl auf innerstaatlicher als auch auf internationaler
Ebene spielt,

in der Erwägung, dass Probleme, die aus der Ungewissheit
darüber entstehen, wie die Verwendung elektronischer Mittei-
lungen bei internationalen Verträgen rechtlich zu bewerten ist,
ein Hindernis für den internationalen Handel darstellen,

in der Überzeugung, dass die Annahme einheitlicher Be-
stimmungen zur Beseitigung von Hindernissen, die der Ver-
wendung elektronischer Mitteilungen bei internationalen Ver-
trägen entgegenstehen, auch von Hindernissen, die sich aus der
Wirkungsweise bestehender Übereinkünfte auf dem Gebiet
des internationalen Handelsrechts ergeben können, die
Rechtssicherheit und die wirtschaftliche Berechenbarkeit bei
internationalen Verträgen verbessern und den Staaten helfen
würde, Zugang zu modernen Handelswegen zu finden,

in der Auffassung, dass einheitliche Bestimmungen die
Freiheit der Parteien bei der Wahl geeigneter Medien und
Technologien unter Berücksichtigung der Grundsätze der
technologischen Neutralität und der funktionalen Gleichwer-
tigkeit achten sollten, soweit die von den Parteien gewählten
Mittel dem Zweck der einschlägigen Bestimmungen entspre-
chen,

in dem Wunsch, eine gemeinsame Lösung vorzusehen, um
rechtliche Hindernisse, die der Verwendung elektronischer
Mitteilungen entgegenstehen, in einer Weise zu beseitigen, die
für Staaten mit unterschiedlichen Rechts-, Gesellschafts- und
Wirtschaftsordnungen annehmbar ist,

sind wie folgt übereingekommen:

Kapitel I
Geltungsbereich

Artikel 1
Anwendungsbereich

1. Dieses Übereinkommen findet Anwendung auf die
Verwendung elektronischer Mitteilungen im Zusammenhang
mit dem Zustandekommen oder der Erfüllung eines Vertrags
zwischen Parteien, die ihre Niederlassungen in verschiedenen
Staaten haben.

2. Die Tatsache, dass die Parteien ihre Niederlassungen
in verschiedenen Staaten haben, ist nicht zu berücksichtigen,
wenn sie sich nicht aus dem Vertrag, aus Geschäftsbeziehun-
gen zwischen den Parteien oder aus Auskünften ergibt, die vor
oder bei Vertragsabschluss von den Parteien erteilt worden
sind.

3. Bei der Entscheidung über die Anwendbarkeit dieses
Übereinkommens ist weder zu berücksichtigen, welche Staats-
angehörigkeit die Parteien haben, noch ob sie Kaufleute oder

Nichtkaufleute sind oder ob der Vertrag handelsrechtlicher
oder bürgerlich-rechtlicher Art ist.

Artikel 2
Ausschlüsse

1. Dieses Übereinkommen findet keine Anwendung auf
elektronische Mitteilungen, die sich auf Folgendes beziehen:

a) Verträge, die für persönliche Zwecke oder für Zwek-
ke der Familie oder des Haushalts geschlossen werden;

b) i) Geschäfte auf regulierten Börsenmärkten; ii) Devi-
sengeschäfte; iii) Interbank-Zahlungssysteme, Interbank-Zah-
lungsvereinbarungen oder Abwicklungs- und Zahlungsaus-
gleichsysteme für Wertpapiere oder sonstige Finanzanlagen
oder -instrumente; iv) die Übertragung von Sicherungsrechten
an beziehungsweise den Verkauf, den Verleih, das Halten oder
eine Vereinbarung zum Rückkauf von intermediär verwahrten
Wertpapieren oder sonstigen Finanzanlagen oder -instrumen-
ten. 

2. Dieses Übereinkommen findet keine Anwendung auf
gezogene oder eigene Wechsel, Frachtbriefe, Konnossemente,
Lagerscheine oder übertragbare Urkunden und Instrumente je-
der Art, die den Inhaber oder Begünstigten berechtigen, die
Lieferung von Waren oder die Zahlung eines Geldbetrags zu
verlangen.

Artikel 3
Parteiautonomie

Die Parteien können die Anwendung dieses Übereinkom-
mens ausschließen, von seinen Bestimmungen abweichen
oder deren Wirkung ändern.

Kapitel II
Allgemeine Bestimmungen

Artikel 4
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Übereinkommens

a) bedeutet "Mitteilung" jede Darlegung, Erklärung,
Aufforderung, Benachrichtigung oder Anfrage, einschließlich
eines Angebots oder der Annahme eines Angebots, welche die
Parteien im Zusammenhang mit dem Zustandekommen oder
der Erfüllung eines Vertrags vorzunehmen haben oder vorneh-
men;

b) bedeutet "elektronische Mitteilung" jede von den
Parteien mittels Datennachrichten vorgenommene Mitteilung;

c) bedeutet "Datennachricht" die mit elektronischen,
magnetischen, optischen oder ähnlichen Mitteln, wie etwa
elektronischem Datenaustausch, elektronischer Post, Tele-
gramm, Telex oder Telefax, erzeugte, gesandte, empfangene
oder gespeicherte Information;

d) bedeutet "Sender" einer elektronischen Mitteilung ei-
ne Partei, von der oder in deren Namen die elektronische Mit-
teilung vor einer etwaigen Speicherung gesendet oder erzeugt
worden ist, nicht jedoch eine Partei, die nur als Übermittler für
diese elektronische Mitteilung tätig wird;
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e) bedeutet "Empfänger" einer elektronischen Mittei-
lung die vom Sender zum Empfang der elektronischen Mittei-
lung bestimmte Partei, nicht jedoch eine Partei, die nur als
Übermittler für diese elektronische Mitteilung tätig wird;

f) bedeutet "Informationssystem" ein System, das dazu
vorgesehen ist, Datennachrichten zu erzeugen, zu senden, zu
empfangen, zu speichern oder auf sonstige Weise zu verarbei-
ten;

g) bedeutet "automatisiertes Nachrichtensystem" ein
Computerprogramm oder ein elektronisches oder sonstiges
automatisiertes Mittel, das ganz oder teilweise benutzt wird,
um eine Aktion auszulösen oder auf Datennachrichten oder
Vorgänge zu reagieren, ohne dass eine natürliche Person jede
von dem System ausgelöste Aktion oder von ihm erzeugte Re-
aktion überprüft oder darin eingreift;

h) bedeutet "Niederlassung" jeden Ort, an dem eine Par-
tei eine nicht nur vorübergehende Einrichtung unterhält, um
einer wirtschaftlichen Tätigkeit nachzugehen, die nicht darin
besteht, (nur) auf bestimmte Zeit von einem bestimmten Ort
aus Waren zu liefern oder Dienstleistungen zu erbringen.

Artikel 5
Auslegung

1. Bei der Auslegung dieses Übereinkommens sind sein
internationaler Charakter und die Notwendigkeit zu berück-
sichtigen, seine einheitliche Anwendung und die Wahrung des
guten Glaubens im internationalen Handel zu fördern.

2. Fragen, die in diesem Übereinkommen geregelte Ge-
genstände betreffen, aber in diesem Übereinkommen nicht
ausdrücklich entschieden werden, sind nach den allgemeinen
Grundsätzen, die diesem Übereinkommen zugrunde liegen,
oder mangels solcher Grundsätze nach dem Recht zu entschei-
den, das nach den Regeln des internationalen Privatrechts an-
zuwenden ist.

Artikel 6
Ort der Parteien

1. Für die Zwecke dieses Übereinkommens wird ver-
mutet, dass eine Partei ihre Niederlassung an dem Ort hat, den
sie angibt, es sei denn, eine andere Partei weist nach, dass die
Partei, die diese Angabe macht, an dem angegebenen Ort keine
Niederlassung hat.

2. Wenn eine Partei keine Niederlassung angegeben
und mehr als eine Niederlassung hat, ist für die Zwecke dieses
Übereinkommens die Niederlassung maßgebend, die unter
Berücksichtigung der Umstände, die den Parteien vor oder bei
Vertragsabschluss bekannt waren oder von ihnen in Betracht
gezogen wurden, die engste Beziehung zu dem betreffenden
Vertrag hat.

3. Hat eine natürliche Person keine Niederlassung, so ist
ihr gewöhnlicher Aufenthalt maßgebend.

4. Ein Ort ist nicht schon allein deshalb eine Niederlas-
sung, weil a) sich dort Ausrüstung und Technik zur Unterstüt-
zung eines Informationssystems befinden, das von einer Partei
im Zusammenhang mit dem Zustandekommen eines Vertrags

genutzt wird, oder b) andere Parteien dort auf das Informa-
tionssystem zugreifen können.

5. Die Tatsache, dass eine Partei einen Domain-Namen
oder eine Adresse der elektronischen Post benutzt, die einem
bestimmten Land zugeordnet ist, begründet allein nicht die
Vermutung, dass sich ihre Niederlassung in diesem Land be-
findet.

Artikel 7
Informationspflichten

Dieses Übereinkommen berührt weder die Anwendung
von Rechtsvorschriften, nach denen die Parteien ihre Identität,
ihre Niederlassung oder andere Informationen offen legen
müssen, noch schützt es eine Partei vor den Rechtsfolgen,
wenn sie diesbezüglich ungenaue, unvollständige oder falsche
Angaben macht.

Kapitel III 
Verwendung elektronischer Mitteilungen bei internatio-
nalen Verträgen

Artikel 8
Rechtliche Anerkennung elektronischer Mitteilungen

1. Einer Mitteilung oder einem Vertrag darf nicht allein
deswegen die Rechtswirksamkeit oder Einklagbarkeit abge-
sprochen werden, weil sie in Form einer elektronischen Mit-
teilung vorliegen.

2. Dieses Übereinkommen schreibt nicht vor, dass eine
Partei elektronische Mitteilungen verwenden oder akzeptieren
muss, doch darf aus dem Verhalten einer Partei darauf ge-
schlossen werden, dass sie damit einverstanden ist.

Artikel 9
Formvorschriften

1. Dieses Übereinkommen schreibt nicht vor, dass eine
Mitteilung oder ein Vertrag einer bestimmten Form genügen
oder in einer bestimmten Form nachgewiesen werden muss.

2. Ist für eine Mitteilung oder einen Vertrag die Schrift-
form gesetzlich vorgeschrieben oder sind nach dem Gesetz
Rechtsfolgen vorgesehen, wenn die  Schriftform nicht einge-
halten wird, so genügt eine elektronische Mitteilung dieser
Vorschrift, wenn die darin enthaltenen Informationen zur spä-
teren Einsichtnahme zugänglich sind.

3. Ist gesetzlich vorgeschrieben, dass eine Mitteilung
oder ein Vertrag von einer Partei unterschrieben sein muss,
oder sind nach dem Gesetz bei fehlender Unterschrift Rechts-
folgen vorgesehen, so ist diese Vorschrift in Bezug auf eine
elektronische Mitteilung erfüllt, 

a) wenn eine Methode angewandt wird, die geeignet ist,
diese Partei zu identifizieren und ihre Absicht in Bezug auf die
in der elektronischen Mitteilung enthaltenen Informationen
anzuzeigen, und

b) wenn die angewandte Methode entweder

i) so zuverlässig ist, wie es dem Zweck, zu dem die
elektronische Mitteilung erzeugt oder übermittelt wurde,
unter Berücksichtigung aller Umstände, einschließlich ei-
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ner etwaigen diesbezüglichen Vereinbarung, entspricht
oder

ii) erwiesenermaßen für sich genommen oder zusam-
men mit weiteren Nachweisen die unter Buchstabe a be-
schriebenen Funktionen erfüllt hat.

4. Ist gesetzlich vorgeschrieben, dass eine Mitteilung
oder ein Vertrag im Original zur Verfügung zu stellen oder auf-
zubewahren ist, oder sind nach dem Gesetz Rechtsfolgen vor-
gesehen, wenn ein Original fehlt, so ist diese Vorschrift in Be-
zug auf eine elektronische Mitteilung erfüllt, 

a) wenn es eine zuverlässige Gewähr für die Integrität
der in ihr enthaltenen Informationen von dem Zeitpunkt an
gibt, in dem sie erstmals in ihrer endgültigen Form als elektro-
nische Mitteilung oder sonstige Mitteilung erzeugt wurde, und

b) wenn die in ihr enthaltenen Informationen, soweit
vorgeschrieben ist, dass sie zur Verfügung gestellt werden
müssen, der Person, der sie zur Verfügung zu stellen sind, an-
gezeigt werden können.

5. Im Sinne des Absatzes 4 Buchstabe a gilt Folgendes:

a) Für die Beurteilung der Integrität ist maßgebend, ob
die Informationen, abgesehen von Zusätzen oder Änderungen,
die sich im normalen Verlauf der Übermittlung, Speicherung
und Anzeige ergeben, vollständig und unverändert geblieben
sind, und

b) das erforderliche Maß an Zuverlässigkeit ist nach
dem Zweck, zu dem die Informationen erzeugt wurden, und
unter Berücksichtigung aller maßgeblichen Umstände zu be-
urteilen.

Artikel 10 
Zeit und Ort der Absendung und des Empfangs elektroni-
scher Mitteilungen

1. Der Zeitpunkt der Absendung einer elektronischen
Mitteilung ist der Zeitpunkt, in dem sie ein Informationssy-
stem verlässt, das der Kontrolle des Senders oder der Partei,
von der sie im Namen des Senders abgesandt wurde, untersteht
oder, falls die elektronische Mitteilung ein solches Informa-
tionssystem nicht verlassen hat, der Zeitpunkt, in dem die elek-
tronische Mitteilung empfangen wird.

2. Der Zeitpunkt des Empfangs einer elektronischen
Mitteilung ist der Zeitpunkt, in dem sie vom Empfänger unter
der von ihm bestimmten elektronischen Adresse abgerufen
werden kann. Der Zeitpunkt des Empfangs einer elektroni-
schen Mitteilung unter einer anderen elektronischen Adresse
des Empfängers ist der Zeitpunkt, in dem sie vom Empfänger
unter dieser Adresse abgerufen werden kann und dem Emp-
fänger bekannt wird, dass die elektronische Mitteilung an die-
se Adresse versandt worden ist. Es wird vermutet, dass eine
elektronische Mitteilung vom Empfänger abgerufen werden
kann, wenn sie an der elektronischen Adresse des Empfängers
ankommt.

3. Eine elektronische Mitteilung gilt als von dem Ort ab-
gesandt, an dem der Sender seine Niederlassung hat, und als
an dem Ort empfangen, an dem der Empfänger seine Nieder-

lassung hat. Der Ort der Niederlassung bestimmt sich nach Ar-
tikel 6.

4. Absatz 2 findet auch dann Anwendung, wenn sich das
Informationssystem, das eine elektronische Adresse unter-
stützt, an einem anderen Ort als demjenigen befindet, an dem
die elektronische Mitteilung nach Absatz 3 als empfangen gilt.

Artikel 11 
Aufforderungen zur Angebotsabgabe

Ein durch eine oder mehrere elektronische Mitteilungen
unterbreiteter Vorschlag zum Abschluss eines Vertrags, der
nicht an eine oder mehrere bestimmte Parteien gerichtet, son-
dern für Parteien, die Informationssysteme nutzen, allgemein
zugänglich ist, einschließlich Vorschläge, bei denen interakti-
ve Anwendungen zur Auftragserteilung durch solche Informa-
tionssysteme genutzt werden, ist als eine Aufforderung zur
Angebotsabgabe anzusehen, wenn daraus nicht eindeutig her-
vorgeht, dass die Partei, die den Vorschlag unterbreitet, die
Absicht hat, im Fall der Annahme gebunden zu sein.

Artikel 12
Verwendung automatisierter Nachrichtensysteme zum
Abschluss eines Vertrags

Einem Vertrag, der durch Zusammenwirken eines automa-
tisierten Nachrichtensystems und einer natürlichen Person
oder durch Zusammenwirken automatisierter Nachrichtensy-
steme zustande gekommen ist, darf die Rechtswirksamkeit
oder Einklagbarkeit nicht allein deswegen abgesprochen wer-
den, weil keine natürliche Person die einzelnen von den auto-
matisierten Nachrichtensystemen ausgeführten Aktionen oder
den sich daraus ergebenden Vertrag überprüft oder darin ein-
gegriffen hat.

Artikel 13
Verfügbarkeit von Vertragsbestimmungen

Dieses Übereinkommen berührt nicht die Anwendung von
Rechtsvorschriften, nach denen eine Partei, die alle oder einen
Teil der Bestimmungen eines Vertrags durch Austausch elek-
tronischer Mitteilungen aushandelt, der anderen Partei die
Vertragsbestimmungen enthaltenden elektronischen Mittei-
lungen in einer bestimmten Weise zur Verfügung stellen muss,
noch schützt es eine Partei vor den Rechtsfolgen, wenn sie dies
nicht tut.

Artikel 14
Fehler in elektronischen Mitteilungen

1. Unterläuft einer natürlichen Person in einer elektro-
nischen Mitteilung, die mit dem automatisierten Nachrichten-
system einer anderen Partei ausgetauscht wird, ein Eingabe-
fehler und gibt das automatisierte Nachrichtensystem der Per-
son keine Gelegenheit, den Fehler zu korrigieren, so hat diese
Person oder die Partei, in deren Namen sie gehandelt hat, das
Recht, den Teil der elektronischen Mitteilung, in dem der Ein-
gabefehler aufgetreten ist, zurückzuziehen, 

a) sofern die Person oder die Partei, in deren Namen sie
gehandelt hat, so bald wie möglich, nachdem sie von dem Feh-
ler Kenntnis erlangt hat, der anderen Partei davon Mitteilung
macht und darauf hinweist, dass sie in der elektronischen Mit-
teilung einen Fehler begangen hat, und
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b) sofern die Person oder die Partei, in deren Namen sie
gehandelt hat, von den gegebenenfalls von der anderen Partei
empfangenen Waren oder Dienstleistungen keinen Gebrauch
gemacht oder aus ihnen keinen wesentlichen Nutzen oder Wert
gewonnen hat.

2. Dieser Artikel berührt nicht die Anwendung von
Rechtsvorschriften, welche die Rechtsfolgen anderer als der in
Absatz 1 beschriebenen Fehler regeln.

Kapitel IV
Schlussbestimmungen

Artikel 15
Verwahrer

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen wird hiermit
zum Verwahrer dieses Übereinkommens bestimmt.

Artikel 16 
Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme oder Genehmi-
gung

1. Dieses Übereinkommen liegt vom 16. Januar 2006
bis zum 16. Januar 2008 am Sitz der Vereinten Nationen in
New York für alle Staaten zur Unterzeichnung auf.

2. Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation, An-
nahme oder Genehmigung durch die Unterzeichnerstaaten.

3. Dieses Übereinkommen steht allen Staaten, die nicht
Unterzeichnerstaaten sind, von dem Tag an zum Beitritt offen,
an dem es zur Unterzeichnung aufgelegt wird.

4. Die Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- und
Beitrittsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten
Nationen hinterlegt. 

Artikel 17
Teilnahme von Organisationen der regionalen Wirt-
schaftsintegration

1. Eine von souveränen Staaten gebildete Organisation
der regionalen Wirtschaftsintegration, die für bestimmte durch
dieses Übereinkommen erfasste Angelegenheiten zuständig
ist, kann dieses Übereinkommen ebenso unterzeichnen, ratifi-
zieren, annehmen, genehmigen oder ihm beitreten. Die Orga-
nisation der regionalen Wirtschaftsintegration hat in diesem
Fall die Rechte und Pflichten eines Vertragsstaats in dem Um-
fang, in dem sie für Angelegenheiten zuständig ist, die durch
dieses Übereinkommen erfasst sind. Soweit in diesem Über-
einkommen die Zahl der Vertragsstaaten maßgeblich ist, zählt
die Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration nicht
als weiterer Vertragsstaat zusätzlich zu ihren Mitgliedstaaten,
die Vertragsstaaten sind.

2. Die Organisation der regionalen Wirtschaftsintegra-
tion gibt bei der Unterzeichnung, der Ratifikation, der Annah-
me, der Genehmigung oder dem Beitritt gegenüber dem Ver-
wahrer eine Erklärung ab, in der sie die durch dieses Überein-
kommen erfassten Angelegenheiten bezeichnet, für die ihr von
ihren Mitgliedstaaten die Zuständigkeit übertragen wurde. Die
Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration notifiziert
dem Verwahrer umgehend jede Veränderung in der Verteilung
der in der Erklärung nach diesem Absatz bezeichneten Zustän-
digkeit einschließlich neu übertragener Zuständigkeiten.

3. Eine Bezugnahme in diesem Übereinkommen auf ei-
nen "Vertragsstaat" oder "Vertragsstaaten" gilt gleichermaßen
für eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration,
wenn der Zusammenhang dies erfordert.

4. Dieses Übereinkommen hat keinen Vorrang vor ent-
gegenstehenden Vorschriften einer Organisation der regiona-
len Wirtschaftsintegration, die auf Parteien anwendbar sind,
deren jeweilige Niederlassungen sich in Mitgliedstaaten der
betreffenden Organisation befinden, soweit diese Gegenstand
einer Erklärung nach Artikel 21 sind.

Artikel 18
Wirkung in inländischen Gebietseinheiten

1. Ein Vertragsstaat, der zwei oder mehr Gebietseinhei-
ten umfasst, in denen auf die in diesem Übereinkommen ge-
regelten Gegenstände unterschiedliche Rechtsordnungen an-
gewendet werden, kann bei der Unterzeichnung, der Ratifika-
tion, der Annahme, der Genehmigung oder dem Beitritt erklä-
ren, dass dieses Übereinkommen sich auf alle seine Gebiets-
einheiten oder nur auf eine oder mehrere derselben erstreckt;
er kann seine Erklärung jederzeit durch eine neue Erklärung
ändern.

2. Diese Erklärungen sind dem Verwahrer zu notifizie-
ren und haben ausdrücklich anzugeben, auf welche Gebiets-
einheiten das Übereinkommen sich erstreckt.

3. Erstreckt sich dieses Übereinkommen auf Grund ei-
ner Erklärung nach diesem Artikel auf eine oder mehrere, je-
doch nicht auf alle Gebietseinheiten eines Vertragsstaats und
befindet sich die Niederlassung einer Partei in diesem Staat, so
wird diese Niederlassung für die Zwecke dieses Übereinkom-
mens nur dann angesehen, als befinde sie sich in einem Ver-
tragsstaat, wenn sie sich in einer Gebietseinheit befindet, auf
die das Übereinkommen sich erstreckt.

4. Gibt ein Vertragsstaat keine Erklärung nach Absatz
1 ab, so erstreckt sich das Übereinkommen auf alle Gebiets-
einheiten dieses Staates.

Artikel 19
Erklärungen zum Anwendungsbereich

1. Jeder Vertragsstaat kann nach Artikel 21 erklären,
dass er dieses Übereinkommen nur anwendet,

a) wenn die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Staaten
Vertragsstaaten dieses Übereinkommens sind oder

b) wenn die Parteien vereinbart haben, dass es anzuwen-
den ist.

2. Jeder Vertragsstaat kann die Gegenstände, die er in
einer Erklärung nach Artikel 21 bezeichnet, vom Anwen-
dungsbereich dieses Übereinkommens ausschließen.

Artikel 20
Mitteilungen, die nach anderen völkerrechtlichen Über-
einkünften ausgetauscht werden

1. Dieses Übereinkommen findet Anwendung auf die
Verwendung elektronischer Mitteilungen im Zusammenhang
mit dem Abschluss oder der Erfüllung eines Vertrags, auf den
eine der folgenden völkerrechtlichen Übereinkünfte, deren
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Vertragsstaat ein Vertragsstaat dieses Übereinkommens ist
oder wird, anzuwenden ist:

Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstrek-
kung ausländischer Schiedssprüche (New York, 10.Juni
1958)

Übereinkommen über die Verjährung beim internationalen
Warenkauf (New York, 14. Juni 1974) und das zugehörige
Protokoll (Wien, 11. April 1980)

Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge
über den internationalen Warenkauf (Wien, 11. April
1980)

Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Haftung
der Betreiber von Güterumschlagstellen im internationalen
Handel (Wien, 19. April 1991)

Übereinkommen der Vereinten Nationen über unabhängi-
ge Garantien und Stand-by Letters of Credit (New York,
11. Dezember 1995)

Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Abtre-
tung von Forderungen im internationalen Handel (New
York, 12. Dezember 2001).

2. Dieses Übereinkommen findet ferner Anwendung
auf elektronische Mitteilungen im Zusammenhang mit dem
Zustandekommen oder der Erfüllung eines Vertrags, auf den
eine in Absatz 1 nicht eigens bezeichnete andere völkerrecht-
liche Übereinkunft anzuwenden ist, deren Vertragsstaat ein
Vertragsstaat dieses Übereinkommens ist oder wird, es sei
denn, der Staat hat nach Artikel 21 erklärt, dass er durch diesen
Absatz nicht gebunden ist.

3. Ein Staat, der eine Erklärung nach Absatz 2 abgibt,
kann auch erklären, dass er dieses Übereinkommen gleich-
wohl auf die Verwendung elektronischer Mitteilungen im Zu-
sammenhang mit dem Zustandekommen oder der Erfüllung ei-
nes Vertrags anwenden wird, auf den eine bestimmte völker-
rechtliche Übereinkunft anzuwenden ist, deren Vertragsstaat
der Staat ist oder wird.

4. Jeder Staat kann erklären, dass er dieses Überein-
kommen auf die Verwendung elektronischer Mitteilungen im
Zusammenhang mit dem Zustandekommen oder der Erfüllung
eines Vertrags, auf den eine in der Erklärung dieses Staates be-
zeichnete völkerrechtliche Übereinkunft anzuwenden ist, de-
ren Vertragsstaat der Staat ist oder wird, einschließlich der in
Absatz 1 genannten Übereinkünfte, auch dann nicht anwenden
wird, wenn dieser Staat die Anwendung von Absatz 2 nicht
durch eine Erklärung nach Artikel 21 ausgeschlossen hat.

Artikel 21
Verfahrensweise bei Erklärungen und deren Wirkungen

1. Erklärungen nach Artikel 17 Absatz 4, Artikel 19 Ab-
sätze 1 und 2 sowie Artikel 20 Absätze 2, 3 und 4 können je-
derzeit abgegeben werden. Erklärungen, die bei der Unter-
zeichnung abgegeben werden, bedürfen der Bestätigung bei
der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung.

2. Erklärungen und Bestätigungen von Erklärungen be-
dürfen der Schriftform und sind dem Verwahrer zu notifizie-
ren. 

3. Eine Erklärung wird gleichzeitig mit dem Inkrafttre-
ten dieses Übereinkommens für den betreffenden Staat wirk-
sam. Eine Erklärung, die dem Verwahrer nach diesem Inkraft-
treten notifiziert wird, wird jedoch am ersten Tag des Monats
wirksam, der auf einen Zeitabschnitt von sechs Monaten nach
ihrem Eingang beim Verwahrer folgt. 

4. Jeder Staat, der eine Erklärung nach diesem Überein-
kommen abgibt, kann sie jederzeit durch eine an den Verwah-
rer gerichtete schriftliche Notifikation ändern oder zurückneh-
men. Die Änderung oder Rücknahme wird am ersten Tag des
Monats wirksam, der auf einen Zeitabschnitt von sechs Mo-
naten nach Eingang der Notifikation beim Verwahrer folgt.

Artikel 22 
Vorbehalte

Vorbehalte zu diesem Übereinkommen sind nicht zulässig.

Artikel 23
Inkrafttreten

1. Dieses Übereinkommen tritt am ersten Tag des Mo-
nats in Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von sechs Monaten
nach Hinterlegung der dritten Ratifikations-, Annahme-, Ge-
nehmigungs- oder Beitrittsurkunde folgt.

2. Für einen Staat, der dieses Übereinkommen nach
Hinterlegung der dritten Ratifikations-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde ratifiziert, annimmt oder geneh-
migt oder ihm beitritt, tritt es am ersten Tag des Monats in
Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von sechs Monaten nach
Hinterlegung seiner Ratifikations-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde folgt.

Artikel 24
Zeitliche Geltung

Dieses Übereinkommen und jede Erklärung finden nur An-
wendung auf elektronische Mitteilungen, die nach dem Tag er-
folgen, an dem das Übereinkommen oder die Erklärung für den
jeweiligen Vertragsstaat in Kraft tritt beziehungsweise wirk-
sam wird.

Artikel 25
Kündigungen

1. Jeder Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen
durch eine an den Verwahrer gerichtete schriftliche Notifika-
tion kündigen.

2. Die Kündigung wird am ersten Tag des Monats wirk-
sam, der auf einen Zeitabschnitt von zwölf Monaten nach Ein-
gang der Notifikation beim Verwahrer folgt. Ist in der Notifi-
kation für das Wirksamwerden der Kündigung eine längere
Frist angegeben, so wird die Kündigung nach Ablauf dieser
längeren Frist nach Eingang der Notifikation beim Verwahrer
wirksam.

GESCHEHEN zu New York am [...] 2005 in einer Urschrift,
deren arabischer, chinesischer, englischer, französischer, rus-
sischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich
ist.
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ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten, von ihren
Regierungen hierzu gehörig befugten Bevollmächtigten dieses
Übereinkommen unterschrieben.

RESOLUTION 60/22

Verabschiedet auf der 53. Plenarsitzung am 23. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/516, Ziff. 8)23.

60/22. Bericht der Völkerrechtskommission über ihre
siebenundfünfzigste Tagung

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts der Völkerrechtskom-
mission über ihre siebenundfünfzigste Tagung24,

unter nachdrücklichem Hinweis auf die Wichtigkeit einer
Förderung der Kodifizierung und fortschreitenden Entwick-
lung des Völkerrechts als Mittel zur Verwirklichung der Ziele
und Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen sowie der
Erklärung über Grundsätze des Völkerrechts betreffend
freundschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit zwi-
schen den Staaten im Einklang mit der Charta der Vereinten
Nationen25,

in der Erwägung, dass es wünschenswert ist, rechtliche
und redaktionelle Fragen, insbesondere auch Themen, die der
Völkerrechtskommission zur eingehenderen Prüfung unter-
breitet werden könnten, an den Sechsten Ausschuss zu über-
weisen und den Sechsten Ausschuss und die Kommission in
die Lage zu versetzen, stärker zur fortschreitenden Entwick-
lung und Kodifizierung des Völkerrechts beizutragen,

unter Hinweis auf die Notwendigkeit, diejenigen völker-
rechtlichen Themen weiter zu untersuchen, die sich wegen des
Interesses, das ihnen die internationale Gemeinschaft nunmehr
beziehungsweise erneut entgegenbringt, für die fortschreiten-
de Entwicklung und Kodifizierung des Völkerrechts eignen
würden und die deshalb in das künftige Arbeitsprogramm der
Völkerrechtskommission aufgenommen werden könnten,

die Abhaltung des Völkerrechtsseminars begrüßend und
mit Dank Kenntnis nehmend von den freiwilligen Beiträgen,
die an den Treuhandfonds der Vereinten Nationen für das Völ-
kerrechtsseminar entrichtet wurden,

betonend, dass es nützlich ist, die Aussprache über den Be-
richt der Völkerrechtskommission im Sechsten Ausschuss so
auszurichten und zu gliedern, dass die Voraussetzungen für ei-
ne konzentrierte Beschäftigung mit jedem der in dem Bericht
behandelten Hauptpunkte und für Erörterungen konkreter
Themen gegeben sind,

in dem Wunsche, im Kontext der Neubelebung der Aus-
sprache über den Bericht der Völkerrechtskommission das Zu-
sammenwirken zwischen dem Sechsten Ausschuss als Organ
von Regierungsvertretern und der Kommission als Organ un-

abhängiger Rechtssachverständiger weiter zu verstärken, mit
dem Ziel, den Dialog zwischen den beiden Organen zu ver-
bessern,

unter Begrüßung von Initiativen, die darauf gerichtet sind,
im Sechsten Ausschuss interaktive Aussprachen, Podiumsdis-
kussionen und Fragestunden abzuhalten, wie in ihrer Resolu-
tion 58/316 vom 1. Juli 2004 über weitere Maßnahmen zur
Neubelebung der Tätigkeit der Generalversammlung vorgese-
hen,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht der Völkerrechts-
kommission über ihre siebenundfünfzigste Tagung24 und emp-
fiehlt der Kommission, ihre Arbeit an den derzeit auf ihrem
Programm stehenden Themen unter Berücksichtigung der
schriftlich oder in den Aussprachen in der Generalversamm-
lung mündlich abgegebenen Stellungnahmen und Bemerkun-
gen der Regierungen fortzusetzen;

2. dankt der Völkerrechtskommission für die auf ihrer
siebenundfünfzigsten Tagung geleistete Arbeit und legt der
Kommission nahe, ihre Arbeit zu denjenigen Themen, die na-
hezu abgeschlossen sind, während ihrer achtundfünfzigsten
Tagung zu beenden, unter Berücksichtigung der von den Re-
gierungen während der Aussprachen im Sechsten Ausschuss
geäußerten Auffassungen sowie aller schriftlichen Stellung-
nahmen, die die Regierungen möglicherweise übermitteln;

3. macht die Regierungen darauf aufmerksam, wie
wichtig es ist, dass der Völkerrechtskommission ihre Auffas-
sungen zu den folgenden von der Kommission auf ihrer sechs-
undfünfzigsten Tagung verabschiedeten Entwürfen vorliegen:

a) den Artikelentwürfen und Kommentaren über diplo-
matischen Schutz26;

b) den Entwürfen von Grundsätzen für Verlustzuwei-
sungen im Falle grenzüberschreitender Schäden durch gefähr-
liche Tätigkeiten27;

4. bittet die Regierungen, der Völkerrechtskommission
entsprechend der Aufforderung in Kapitel III ihres Berichts28

Informationen zu den folgenden Fragen vorzulegen:

a) die gemeinsame Nutzung natürlicher Ressourcen;

b) die Auswirkungen bewaffneter Konflikte auf Verträ-
ge;

c) die Verantwortlichkeit internationaler Organisatio-
nen;

d) die Ausweisung von Ausländern;

e) einseitige Handlungen von Staaten;

f) Vorbehalte gegen Verträge;

5. billigt den Beschluss der Völkerrechtskommission,
das Thema "Verpflichtung zur Auslieferung oder Strafverfol-

23 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vertreter Jordaniens im Namen des Präsidiums vorgelegt.
24 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 10 (A/60/10).
25 Resolution 2625 (XXV), Anlage.

26 Official Records of the General Assembly, Fifty-ninth Session, Supple-
ment No. 10 (A/59/10), Ziff. 59.
27 Ebd., Ziff. 175.
28 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 10 (A/60/10), Ziff. 24-29.



VII.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Sechsten Ausschusses

530

gung (aut dedere aut iudicare)" in ihr Arbeitsprogramm auf-
zunehmen;

6. bittet die Völkerrechtskommission, auch künftig
Maßnahmen zur Steigerung ihrer Effizienz und Produktivität
zu ergreifen;

7. legt der Völkerrechtskommission nahe, auf ihren
künftigen Tagungen auch weiterhin kostensparende Maßnah-
men zu ergreifen, ohne die Effizienz ihrer Arbeit zu beein-
trächtigen;

8. nimmt Kenntnis von Ziffer 502 des Berichts der Völ-
kerrechtskommission und beschließt, dass die nächste Tagung
der Kommission vom 1. Mai bis 9. Juni und vom 3. Juli bis
11. August 2006 im Büro der Vereinten Nationen in Genf statt-
finden wird;

9. begrüßt den verstärkten Dialog zwischen der Völker-
rechtskommission und dem Sechsten Ausschuss auf der sech-
zigsten Tagung der Generalversammlung, betont, dass es wün-
schenswert ist, den Dialog zwischen den beiden Organen wei-
ter auszubauen, und befürwortet in diesem Zusammenhang
unter anderem die Fortführung der Praxis informeller Konsul-
tationen in Form von Gesprächen zwischen den Mitgliedern
des Sechsten Ausschusses und den Mitgliedern der Kommis-
sion, die an der einundsechzigsten Tagung der Versammlung
teilnehmen;

10. legt den Delegationen nahe, sich während der Aus-
sprache über den Bericht der Völkerrechtskommission so weit
wie möglich an das vom Sechsten Ausschuss vereinbarte ge-
gliederte Arbeitsprogramm zu halten und die Abgabe knapper
und an der Sache orientierter Erklärungen zu erwägen;

11. legt den Mitgliedstaaten nahe, zu erwägen, sich wäh-
rend der ersten Woche, in der der Bericht der Völkerrechts-
kommission im Sechsten Ausschuss erörtert wird (Woche des
Völkerrechts), auf der Ebene der Rechtsberater vertreten zu
lassen, um Erörterungen von Völkerrechtsfragen auf hoher
Ebene zu ermöglichen;

12. ersucht die Völkerrechtskommission, auch weiterhin
besonders darauf zu achten, in ihrem Jahresbericht bei jedem
Thema alle konkreten Fragen aufzuzeigen, hinsichtlich deren
es für sie von besonderem Interesse wäre, als wirksame Ori-
entierungshilfe für ihre weitere Arbeit entweder im Sechsten
Ausschuss oder in schriftlicher Form die Auffassungen der Re-
gierungen zu erfahren;

13. nimmt Kenntnis von den Ziffern 503 bis 509 des Be-
richts der Völkerrechtskommission betreffend die Zusammen-
arbeit mit anderen Organen und legt der Kommission nahe,
Artikel 16 Buchstabe e und Artikel 26 Absätze 1 und 2 ihrer
Satzung weiter anzuwenden, um die Zusammenarbeit zwi-
schen der Kommission und anderen mit dem Völkerrecht be-
fassten Organen weiter zu festigen, eingedenk der Nützlichkeit
dieser Zusammenarbeit;

14. stellt fest, dass die Abhaltung von Konsultationen mit
nationalen Organisationen und individuellen Sachverständi-
gen auf dem Gebiet des Völkerrechts den Regierungen dabei
behilflich sein kann, zu entscheiden, ob sie Stellungnahmen
und Bemerkungen zu den von der Völkerrechtskommission

vorgelegten Entwürfen abgeben sollen, beziehungsweise die-
se Stellungnahmen und Bemerkungen auszuarbeiten;

15. bekräftigt ihre früheren Beschlüsse betreffend die un-
verzichtbare Rolle, die die Abteilung Kodifizierung im Sekre-
tariats-Bereich Rechtsangelegenheiten bei der Unterstützung
der Völkerrechtskommission innehat;

16. billigt die Schlussfolgerungen der Völkerrechtskom-
mission in Ziffer 498 ihres Berichts und bekräftigt ihre frühe-
ren Beschlüsse hinsichtlich der Dokumentation und der Kurz-
protokolle der Kommission29;

17. gibt der Hoffnung Ausdruck, dass das Völkerrechts-
seminar auch weiterhin in Verbindung mit den Tagungen der
Völkerrechtskommission abgehalten wird und dass einer im-
mer größeren Zahl von Teilnehmern, insbesondere aus Ent-
wicklungsländern, Gelegenheit geboten wird, an diesem Se-
minar teilzunehmen, und appelliert an die Staaten, auch künf-
tig dringend benötigte freiwillige Beiträge an den Treuhand-
fonds der Vereinten Nationen für das Völkerrechtsseminar zu
entrichten;

18. ersucht den Generalsekretär, dem Völkerrechtssemi-
nar nach Bedarf ausreichende Dienste, so auch Dolmetsch-
dienste, zur Verfügung zu stellen, und legt ihm nahe, weiter zu
prüfen, wie Aufbau und Inhalt des Seminars verbessert werden
können;

19. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Völker-
rechtskommission das Protokoll der auf der sechzigsten Ta-
gung der Generalversammlung abgehaltenen Aussprache über
den Bericht der Kommission mit etwaigen schriftlichen Aus-
führungen, die die Delegationen im Zusammenhang mit ihren
mündlichen Ausführungen verteilen, zur Kenntnisnahme zu-
zuleiten und entsprechend der hergebrachten Praxis eine nach
Themen geordnete Zusammenfassung der Aussprache erstel-
len und verteilen zu lassen;

20. ersucht das Sekretariat, den Staaten möglichst bald
nach Abschluss der Tagung der Völkerrechtskommission Ka-
pitel II ihres Berichts mit der Zusammenfassung der Arbeit
dieser Tagung, Kapitel III mit den konkreten Fragen, hinsicht-
lich deren die Auffassungen der Regierungen für die Kommis-
sion von besonderem Interesse wären, und die in erster oder
zweiter Lesung von der Kommission verabschiedeten Artikel-
entwürfe zuzuleiten;

21. empfiehlt, dass die Aussprache über den Bericht der
Völkerrechtskommission auf der einundsechzigsten Tagung
der Generalversammlung am 23. Oktober 2006 beginnt.

RESOLUTION 60/23

Verabschiedet auf der 53. Plenarsitzung am 23. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/517, Ziff. 10)30.

29 Siehe Resolutionen 32/151, Ziff. 10, und 37/111, Ziff. 5, sowie alle
nachfolgenden Resolutionen über die Jahresberichte der Völkerrechts-
kommission an die Generalversammlung.
30 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von Ägyp-
ten im Ausschuss eingebracht.
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60/23. Bericht des Sonderausschusses für die Charta und
die Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 3499 (XXX) vom
15. Dezember 1975, mit der sie den Sonderausschuss für die
Charta und die Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen ein-
setzte, sowie auf ihre auf späteren Tagungen verabschiedeten
einschlägigen Resolutionen,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 47/233 vom
17. August 1993 über die Neubelebung der Tätigkeit der Ge-
neralversammlung,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 47/62 vom
11. Dezember 1992 über die Frage der ausgewogenen Vertre-
tung und der Erhöhung der Zahl der Mitglieder im Sicherheits-
rat,

Kenntnis nehmend von dem Bericht der Offenen Arbeits-
gruppe zur Frage der ausgewogenen Vertretung und der Erhö-
hung der Zahl der Mitglieder im Sicherheitsrat und zu anderen
mit dem Sicherheitsrat zusammenhängenden Fragen31,

unter Hinweis auf diejenigen Teile ihrer Resolution
47/120 B vom 20. September 1993, die für die Tätigkeit des
Sonderausschusses von Bedeutung sind,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 51/241 vom
31. Juli 1997 über die Stärkung des Systems der Vereinten Na-
tionen und ihre Resolution 51/242 vom 15. September 1997
mit dem Titel "Ergänzung zur 'Agenda für den Frieden'", mit
der sie die der Resolution als Anlage beigefügten Texte betref-
fend die Koordinierung und die Frage der von den Vereinten
Nationen verhängten Sanktionen annahm,

besorgt über die besonderen wirtschaftlichen Probleme,
vor die sich bestimmte Staaten infolge der Durchführung von
Vorbeugungs- oder Zwangsmaßnahmen gestellt sehen, die der
Sicherheitsrat gegen andere Staaten ergriffen hat, sowie be-
rücksichtigend, dass die Mitglieder der Vereinten Nationen
nach Artikel 49 der Charta der Vereinten Nationen verpflichtet
sind, einander bei der Durchführung der vom Sicherheitsrat
beschlossenen Maßnahmen gemeinsam handelnd Beistand zu
leisten,

unter Hinweis darauf, dass Drittstaaten, die sich vor beson-
dere wirtschaftliche Probleme dieser Art gestellt sehen, nach
Artikel 50 der Charta das Recht haben, den Sicherheitsrat
zwecks Lösung dieser Probleme zu konsultieren,

sowie unter Hinweis darauf, dass der Internationale Ge-
richtshof das Hauptrechtsprechungsorgan der Vereinten Na-
tionen ist, und in Bekräftigung seiner Befugnisse und seiner
Unabhängigkeit,

Kenntnis nehmend von der laufenden Debatte betreffend
die überarbeiteten Arbeitspapiere zu den Arbeitsmethoden des
Sonderausschusses,

sowie Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalse-
kretärs über das Repertory of Practice of United Nations Or-
gans (Repertorium der Praxis der Organe der Vereinten Na-
tionen) und das Repertoire of the Practice of the Security
Council (Repertorium der Praxis des Sicherheitsrats)32,

ferner Kenntnis nehmend von den Ziffern 106 bis 110, 176
und 177 des Ergebnisses des Weltgipfels 200533,

eingedenk des Beschlusses des Sonderausschusses, in dem
er seine Bereitschaft bekundete, gegebenenfalls an der Umset-
zung von Beschlüssen mitzuwirken, die auf der Plenartagung
auf hoher Ebene der sechzigsten Tagung der Generalversamm-
lung im September 2005 im Hinblick auf die Charta und et-
waige Änderungen derselben gefasst werden könnten34,

unter Hinweis auf die Bestimmungen ihrer Resolutionen
50/51 vom 11. Dezember 1995, 51/208 vom 17. Dezember
1996, 52/162 vom 15. Dezember 1997, 53/107 vom 8. De-
zember 1998, 54/107 vom 9. Dezember 1999, 55/157 vom
12. Dezember 2000, 56/87 vom 12. Dezember 2001, 57/25
vom 19. November 2002, 58/80 vom 9. Dezember 2003 und
59/45 vom 2. Dezember 2004,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 59/44 vom
2. Dezember 2004,

nach Behandlung des Berichts des Sonderausschusses
über seine Tagung 200535,

mit Dank Kenntnis nehmend von der Arbeit, die der Son-
derausschuss geleistet hat, um die Staaten dazu zu ermutigen,
ihre Aufmerksamkeit auf die Notwendigkeit der Verhütung
und friedlichen Beilegung ihrer Streitigkeiten zu lenken, die
geeignet sind, die Wahrung des Weltfriedens und der interna-
tionalen Sicherheit zu gefährden,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Sonderaus-
schusses für die Charta und die Stärkung der Rolle der Ver-
einten Nationen35;

2. beschließt, dass der Sonderausschuss seine nächste
Tagung vom 3. bis 13. April 2006 abhalten wird;

3. ersucht den Sonderausschuss, auf seiner Tagung
2006 im Einklang mit Ziffer 5 der Resolution 50/52 der Gene-
ralversammlung vom 11. Dezember 1995

a) die Behandlung aller Vorschläge betreffend die Fra-
ge der Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Si-
cherheit unter allen Aspekten fortzusetzen, um die Rolle der
Vereinten Nationen zu stärken, und in diesem Zusammenhang
andere Vorschläge betreffend die Wahrung des Weltfriedens
und der internationalen Sicherheit zu behandeln, die dem Son-

31 Official Records of the General Assembly, Fifty-ninth Session, Supple-
ment No. 47 (A/59/47).

32 A/60/124.
33 Siehe Resolution 60/1.
34 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 33 (A/60/33), Ziff. 77.
35 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 33 (A/60/33).
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derausschuss bereits vorgelegt wurden beziehungsweise auf
seiner Tagung 2006 noch vorgelegt werden könnten;

b) die Frage der Anwendung der Bestimmungen der
Charta der Vereinten Nationen betreffend die Gewährung von
Hilfe an Drittstaaten, die von der Anwendung von Sanktionen
nach Kapitel VII der Charta betroffen sind, auch weiterhin mit
Vorrang sowie in sachlich angemessener Weise und in dem
entsprechenden Rahmen zu behandeln, auf der Grundlage aller
diesbezüglichen Berichte des Generalsekretärs36 und der zu
diesem Thema unterbreiteten Vorschläge;

c) die Frage der friedlichen Beilegung von Streitigkei-
ten zwischen Staaten auf seiner Tagesordnung zu belassen;

d) nach Bedarf die Vorschläge zu prüfen, die die Gene-
ralversammlung im Rahmen der Umsetzung der Beschlüsse
der Plenartagung auf hoher Ebene der sechzigsten Tagung der
Versammlung im September 2005 im Hinblick auf die Charta
und etwaige Änderungen derselben an ihn überweisen wird; 

e) mit Vorrang weiter Mittel und Wege zur Verbesse-
rung seiner Arbeitsmethoden und zur Verstärkung seiner Ef-
fizienz zu behandeln, mit dem Ziel, allgemein annehmbare
Maßnahmen zur künftigen Umsetzung aufzuzeigen;

4. bittet den Sonderausschuss, auf seiner Tagung 2006
weiter neue Themen zu benennen, die er im Rahmen seiner
künftigen Tätigkeit behandeln könnte, mit dem Ziel, einen
Beitrag zur Neubelebung der Tätigkeit der Vereinten Nationen
zu leisten;

5. nimmt Kenntnis von der Bereitschaft des Sonderaus-
schusses, im Rahmen seines Mandats die Hilfe zu gewähren,
die von anderen Nebenorganen der Generalversammlung im
Hinblick auf Fragen, mit denen diese befasst sind, möglicher-
weise beantragt wird;

6. ersucht den Sonderausschuss, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Tätigkeitsbe-
richt vorzulegen;

7. anerkennt die wichtige Rolle des Internationalen Ge-
richtshofs, des Hauptrechtsprechungsorgans der Vereinten
Nationen, bei der gerichtlichen Entscheidung von Streitigkei-
ten zwischen Staaten und den Wert seiner Arbeit sowie die
Wichtigkeit der Heranziehung des Gerichtshofs für die fried-
liche Beilegung von Streitigkeiten;

8. betont, dass es wünschenswert ist, praktische Mittel
und Wege zur Stärkung des Gerichtshofs zu finden, wobei ins-
besondere die auf Grund seines Arbeitsaufkommens entstan-
denen Bedürfnisse zu berücksichtigen sind;

9. nimmt Kenntnis von den Fortschritten bei der Erstel-
lung von Studien des Repertory of Practice of United Nations
Organs und ihrer Veröffentlichung im Internet in drei Spra-

chen sowie von den Fortschritten bei der Aktualisierung des
Repertoire of the Practice of the Security Council und der Vor-
abveröffentlichung einzelner Kapitel im Internet;

10. begrüßt die Einrichtung des Treuhandfonds zur Be-
seitigung des Rückstands bei dem Repertory of Practice of
United Nations Organs und legt den Staaten nahe, freiwillige
Beiträge an den Treuhandfonds zu entrichten und die Frage der
Finanzierung des Repertory privaten Institutionen und Perso-
nen zur Kenntnis zu bringen, die möglicherweise bereit sind,
diesbezügliche Unterstützung zu gewähren, und zu erwägen,
auf freiwilliger Basis und ohne Kosten für die Vereinten Na-
tionen die Dienste beigeordneter Sachverständiger bei der Er-
stellung der Studien zu finanzieren;  

11. spricht sich dafür aus, zur Erstellung der Studien die
Zusammenarbeit mit akademischen Institutionen zu verstär-
ken und auf das Praktikantenprogramm zurückzugreifen; 

12. ersucht den Generalsekretär, sich im Rahmen des
derzeitigen gebilligten Haushaltsplans auch künftig darum zu
bemühen, dass alle Fassungen des Repertory of Practice of
United Nations Organs möglichst rasch in elektronischer
Form zur Verfügung stehen;

13. unterstützt die Anstrengungen, die der Generalsekre-
tär unternimmt, um den Rückstand bei der Veröffentlichung
des Repertoire of the Practice of the Security Council zu be-
seitigen;

14. befürwortet die Entrichtung von Beiträgen an den
Treuhandfonds für die Aktualisierung des Repertoire of the
Practice of the Security Council;

15. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht über
das Repertory of Practice of United Nations Organs und das
Repertoire of the Practice of the Security Council vorzulegen;

16. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung unter dem
Punkt "Bericht des Sonderausschusses für die Charta und die
Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen" einen Bericht über
die Anwendung der Bestimmungen der Charta der Vereinten
Nationen betreffend die Gewährung von Hilfe an Drittstaaten,
die von der Anwendung von Sanktionen betroffen sind, vor-
zulegen;

17. beschließt, den Punkt "Bericht des Sonderausschus-
ses für die Charta und die Stärkung der Rolle der Vereinten Na-
tionen" in die vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzig-
sten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/24

Verabschiedet auf der 53. Plenarsitzung am 23. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/520, Ziff. 8)37.

36 A/48/573-S/26705, A/49/356, A/50/60-S/1995/1, A/50/361, A/50/423,
A/51/317, A/52/308, A/53/312, A/54/383 und Add.1, A/55/295 und
Add.1, A/56/303, A/57/165 und Add.1, A/58/346, A/59/334 und
A/60/320.

37 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Bulgarien, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Kanada und
Zypern. 



VII.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Sechsten Ausschusses

533

60/24. Bericht des Ausschusses für die Beziehungen zum
Gastland

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Ausschusses für die Be-
ziehungen zum Gastland38,

unter Hinweis auf Artikel 105 der Charta der Vereinten
Nationen, das Übereinkommen über die Vorrechte und Immu-
nitäten der Vereinten Nationen39, das Abkommen zwischen
den Vereinten Nationen und den Vereinigten Staaten von
Amerika über den Amtssitz der Vereinten Nationen40 sowie die
Verantwortlichkeiten des Gastlandes,

sowie unter Hinweis darauf, dass der Ausschuss im Ein-
klang mit Ziffer 7 der Resolution 2819 (XXVI) der General-
versammlung vom 15. Dezember 1971 Fragen, die im Zusam-
menhang mit der Durchführung des Abkommens zwischen
den Vereinten Nationen und den Vereinigten Staaten von
Amerika über den Amtssitz der Vereinten Nationen auftreten,
prüfen und das Gastland diesbezüglich beraten soll,

in der Erwägung, dass die zuständigen Behörden des Gast-
landes auch weiterhin wirksame Maßnahmen ergreifen sollen,
um insbesondere alle Handlungen zu verhindern, welche die
Sicherheit der Vertretungen und ihres Personals beeinträchti-
gen,

1. schließt sich den Empfehlungen und Schlussfolge-
rungen in Ziffer 72 des Berichts des Ausschusses für die Be-
ziehungen zum Gastland38 an;

2. ist der Auffassung, dass die Aufrechterhaltung ange-
messener Bedingungen für ein normales Arbeiten der bei den
Vereinten Nationen akkreditierten Delegationen und Vertre-
tungen und die sehr wichtige Frage der Achtung ihrer Vorrech-
te und Immunitäten im Interesse der Vereinten Nationen und
aller Mitgliedstaaten liegen, und ersucht das Gastland, auch
künftig möglicherweise auftretende Probleme auf dem Ver-
handlungsweg zu lösen und alles Erforderliche zu tun, um jede
Störung der Tätigkeit der Vertretungen zu verhindern;

3. stellt fest, dass der Ausschuss auch weiterhin die
Durchführung des Programms für das Parken diplomatischer
Fahrzeuge41 überprüfen wird, mit dem Ziel, die Probleme zu
beheben, die einige Ständige Vertretungen diesbezüglich hat-
ten, und kontinuierlich sicherzustellen, dass es ordnungsge-
mäß auf faire, nichtdiskriminierende, wirksame und demzu-
folge völkerrechtskonforme Weise durchgeführt wird, und
dass er mit der Angelegenheit befasst bleiben wird;

4. dankt dem Gastland für seine Bemühungen und hofft,
dass die in den Ausschusssitzungen aufgeworfenen Probleme
auch künftig im Geiste der Zusammenarbeit und im Einklang
mit dem Völkerrecht gelöst werden;

5. stellt fest, dass einige der Reisebeschränkungen, die
das Gastland den Bediensteten bestimmter Vertretungen und
den Bediensteten des Sekretariats mit bestimmter Staatsange-
hörigkeit zu einem früheren Zeitpunkt auferlegt hatte, wäh-
rend des Berichtszeitraums aufgehoben wurden, ersucht das
Gastland, die Aufhebung der verbleibenden Reisebeschrän-
kungen zu erwägen, und nimmt in diesem Zusammenhang
Kenntnis von den im Bericht des Ausschusses wiedergegebe-
nen Standpunkten der betroffenen Staaten sowie von den
Standpunkten des Generalsekretärs und des Gastlandes;

6. stellt außerdem fest, dass der Ausschuss von dem
Gastland erwartet, dass es sich gemäß Artikel IV Abschnitt 11
des Abkommens zwischen den Vereinten Nationen und den
Vereinigten Staaten von Amerika über den Amtssitz der Ver-
einten Nationen40 verstärkt darum bemühen wird, die rechtzei-
tige Ausstellung von Sichtvermerken für die Einreise von Ver-
tretern der Mitgliedstaaten, die aus dienstlichen Gründen nach
New York reisen, zu gewährleisten, und stellt fest, dass der
Ausschuss von dem Gastland erwartet, dass es sich verstärkt
darum bemühen wird, einschließlich durch die Ausstellung
von Sichtvermerken, die Teilnahme von Vertretern der Mit-
gliedstaaten an anderen Tagungen der Vereinten Nationen
nach Bedarf zu erleichtern;

7. stellt ferner fest, dass mehrere Delegationen um eine
Verkürzung der von dem Gastland angewandten Frist für die
Ausstellung von Sichtvermerken für die Einreise von Vertre-
tern der Mitgliedstaaten ersucht haben, da diese Frist die volle
Teilnahme von Mitgliedstaaten an den Tagungen der Verein-
ten Nationen erschwert;

8. ersucht den Generalsekretär, sich weiter aktiv mit al-
len Aspekten der Beziehungen der Vereinten Nationen zum
Gastland zu befassen;

9. ersucht den Ausschuss, seine Arbeit in Übereinstim-
mung mit Resolution 2819 (XXVI) der Generalversammlung
fortzusetzen;

10. beschließt, den Punkt "Bericht des Ausschusses für
die Beziehungen zum Gastland" in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 60/25

Verabschiedet auf der 53. Plenarsitzung am 23. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/521, Ziff. 7)42.

60/25. Gewährung des Beobachterstatus in der General-
versammlung an die Lateinamerikanische Inte-
grationsvereinigung

Die Generalversammlung,

in dem Wunsche, die Zusammenarbeit zwischen den Ver-
einten Nationen und der Lateinamerikanischen Integrations-
vereinigung zu fördern,

38 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 26 (A/60/26).
39 Resolution 22 A (I). Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1980 II S. 941;
LGBl. 1993 Nr. 66; öBGBl. Nr. 126/1957.
40 Siehe Resolution 169 (II).
41 A/AC.154/355, Anlage.

42 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Argentinien, Bolivien, Brasilien, Chile, Ecuador,
Kolumbien, Kuba, Mexiko, Paraguay, Peru, Uruguay und Venezuela
(Bolivarische Republik). 
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1. beschließt, die Lateinamerikanische Integrationsver-
einigung einzuladen, an den Tagungen und an der Arbeit der
Generalversammlung als Beobachter teilzunehmen;

2. ersucht den Generalsekretär, die erforderlichen Maß-
nahmen zur Durchführung dieser Resolution zu ergreifen.

RESOLUTION 60/26

Verabschiedet auf der 53. Plenarsitzung am 23. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/522, Ziff. 7)43.

60/26. Gewährung des Beobachterstatus in der General-
versammlung an den Gemeinsamen Fonds für
Rohstoffe

Die Generalversammlung,

in dem Wunsche, die Zusammenarbeit zwischen den Ver-
einten Nationen und dem Gemeinsamen Fonds für Rohstoffe
zu fördern,

1. beschließt, den Gemeinsamen Fonds für Rohstoffe
einzuladen, an den Tagungen und an der Arbeit der General-
versammlung als Beobachter teilzunehmen;

2. ersucht den Generalsekretär, die erforderlichen Maß-
nahmen zur Durchführung dieser Resolution zu ergreifen.

RESOLUTION 60/27

Verabschiedet auf der 53. Plenarsitzung am 23. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/533, Ziff. 7)44.

60/27. Gewährung des Beobachterstatus in der General-
versammlung an die Haager Konferenz für Inter-
nationales Privatrecht

Die Generalversammlung,

in dem Wunsche, die Zusammenarbeit zwischen den Ver-
einten Nationen und der Haager Konferenz für Internationales
Privatrecht zu fördern,

1. beschließt, die Haager Konferenz für Internationales
Privatrecht einzuladen, an den Tagungen und an der Arbeit der
Generalversammlung als Beobachter teilzunehmen;

2. ersucht den Generalsekretär, die erforderlichen Maß-
nahmen zur Durchführung dieser Resolution zu ergreifen.

RESOLUTION 60/28

Verabschiedet auf der 53. Plenarsitzung am 23. November 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/534, Ziff. 7)45.

60/28. Gewährung des Beobachterstatus in der General-
versammlung an die Iberoamerikanische Konfe-
renz

Die Generalversammlung,

in dem Wunsche, die Zusammenarbeit zwischen den Ver-
einten Nationen und der Iberoamerikanischen Konferenz zu
fördern,

1. beschließt, die Iberoamerikanische Konferenz einzu-
laden, an den Tagungen und an der Arbeit der Generalver-
sammlung als Beobachter teilzunehmen;

2. ersucht den Generalsekretär, die erforderlichen Maß-
nahmen zur Durchführung dieser Resolution zu ergreifen.

RESOLUTION 60/42

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/518, Ziff. 12)46.

60/42. Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über
die Sicherheit von Personal der Vereinten Natio-
nen und beigeordnetem Personal

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/47 vom 2. Dezember
2004 über den Umfang des Rechtsschutzes nach dem Über-
einkommen über die Sicherheit von Personal der Vereinten
Nationen und beigeordnetem Personal,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 49/59 vom 9. De-
zember 1994, mit der sie das Übereinkommen über die Sicher-
heit von Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem
Personal ("Übereinkommen") verabschiedete,

feststellend, dass zum gegenwärtigen Zeitpunkt neunund-
siebzig Staaten das Übereinkommen, das am 15. Januar 1999
in Kraft trat, ratifiziert haben beziehungsweise ihm beigetreten
sind,

im Kontext des Übereinkommens und seines Fakultativ-
protokolls bekräftigend, wie wichtig es ist, die Integrität des
humanitären Völkerrechts zu bewahren,

sowie erneut erklärend, dass das gesamte humanitäre Per-
sonal sowie Personal der Vereinten Nationen und beigeordne-
tes Personal verpflichtet ist, im Einklang mit dem Völkerrecht
und der Charta der Vereinten Nationen die innerstaatlichen43 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-

schuss eingebracht von: Angola, Äthiopien, Botsuana, Costa Rica,
Deutschland, Ghana, Kamerun, Kap Verde, Kenia, Lesotho, Madagaskar,
Nigeria, Pakistan, Republik Korea, Sierra Leone, Spanien, Sudan, Ugan-
da, Vereinigte Republik Tansania und Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland. 
44 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Belarus, Belgien, China, Dänemark, Deutsch-
land, Frankreich, Griechenland, Italien, Jordanien, Kanada, Lettland, Li-
tauen, Luxemburg, Malta, Marokko, Neuseeland, Niederlande, Öster-
reich, Portugal, Republik Korea, Rumänien, Russische Föderation,
Schweden, Serbien und Montenegro, Slowenien, Spanien, Tschechische
Republik, Türkei, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland und Zypern. 

45 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Andorra, Argentinien, Bolivien, Brasilien, Chile,
Costa Rica, Dominikanische Republik, Ecuador, El Salvador, Guatemala,
Honduras, Kolumbien, Kuba, Mexiko, Nicaragua, Panama, Paraguay, Pe-
ru, Portugal, Spanien, Uruguay und Venezuela (Bolivarische Republik).
46 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ad-hoc-Ausschusses über den Umfang des Rechts-
schutzes nach dem Übereinkommen über die Sicherheit von Personal der
Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal und der Arbeitsgruppe
im Namen des Präsidiums vorgelegt.



VII.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Sechsten Ausschusses

535

Rechtsvorschriften des Landes, in dem es im Einsatz ist, zu
achten,

zutiefst besorgt über die zunehmenden Gefahren und Si-
cherheitsrisiken, denen Personal der Vereinten Nationen und
beigeordnetes Personal auf Feldebene ausgesetzt ist, und ein-
gedenk der Notwendigkeit, seine Sicherheit so umfassend wie
möglich zu schützen,

nach Behandlung des Berichts des mit Resolution 56/89
vom 12. Dezember 2001 eingesetzten Ad-hoc-Ausschusses
über den Umfang des Rechtsschutzes nach dem Übereinkom-
men über die Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen
und beigeordnetem Personal47 und des Berichts der Arbeits-
gruppe des Sechsten Ausschusses48,

unter Hinweis auf Ziffer 167 des Ergebnisses des Weltgip-
fels 200549, in der die Notwendigkeit betont wurde, während
der sechzigsten Tagung der Generalversammlung die Ver-
handlungen über ein Protokoll zur Ausweitung des Rechts-
schutzes von Personal der Vereinten Nationen und beigeord-
netem Personal abzuschließen,

unter Betonung der Notwendigkeit, die Universalität des
Übereinkommens zu fördern und dadurch die Sicherheit des
Personals der Vereinten Nationen und des beigeordneten Per-
sonals zu stärken,

den Staaten nahe legend, gegebenenfalls innerstaatliche
Rechtsvorschriften zu erlassen, um die Durchführung des
Übereinkommens und des Protokolls zu ermöglichen,

1. verabschiedet daher das in der Anlage zu dieser Re-
solution enthaltene Fakultativprotokoll zum Übereinkommen
über die Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen und
beigeordnetem Personal und ersucht den Generalsekretär in
seiner Eigenschaft als Verwahrer, das Protokoll zur Unter-
zeichnung aufzulegen;

2. bittet die Staaten, Vertragspartei des Fakultativproto-
kolls zum Übereinkommen über die Sicherheit von Personal
der Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal zu wer-
den.

Anlage

Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die Sicher-
heit von Personal der Vereinten Nationen und beigeordne-
tem Personal

Die Vertragsstaaten dieses Protokolls,

eingedenk des am 9. Dezember 1994 in New York be-
schlossenen Übereinkommens über die Sicherheit von Perso-
nal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal,

zutiefst besorgt über die immer wiederkehrenden Angriffe
gegen Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetes Per-
sonal,

in Erkenntnis, dass Einsätze der Vereinten Nationen, die
zum Zweck der Leistung humanitärer oder politischer Hilfe
oder von Entwicklungshilfe im Rahmen der Friedenskonsoli-
dierung sowie zum Zweck der Leistung humanitärer Nothilfe
durchgeführt werden und die für Personal der Vereinten Na-
tionen und beigeordnetes Personal mit besonderen Risiken
verbunden sind, es erfordern, den Umfang des nach dem Über-
einkommen vorgesehenen rechtlichen Schutzes für dieses Per-
sonal auszuweiten,

überzeugt von der Notwendigkeit, über wirksame Rege-
lungen zu verfügen, um sicherzustellen, dass die Urheber von
Angriffen gegen Personal der Vereinten Nationen und beige-
ordnetes Personal, das an Einsätzen der Vereinten Nationen
beteiligt ist, vor Gericht gebracht werden,

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel I
Verhältnis zwischen dem Protokoll und dem Übereinkom-
men

Dieses Protokoll ergänzt das am 9. Dezember 1994 in New
York beschlossene Übereinkommen über die Sicherheit von
Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal
(im Folgenden als "Übereinkommen" bezeichnet); zwischen
den Vertragsparteien dieses Protokolls werden das Überein-
kommen und das Protokoll als eine einzige Übereinkunft an-
gesehen und ausgelegt.

Artikel II
Anwendung des Übereinkommens auf Einsätze der Ver-
einten Nationen

1. Die Vertragsparteien dieses Protokolls wenden das Über-
einkommen zusätzlich zu den Einsätzen im Sinne des Arti-
kels 1 Buchstabe c des Übereinkommens auf alle anderen Ein-
sätze der Vereinten Nationen an, die von einem zuständigen
Organ der Vereinten Nationen in Übereinstimmung mit der
Charta der Vereinten Nationen festgelegt und unter der Auto-
rität und Kontrolle der Vereinten Nationen durchgeführt wer-
den zum Zweck

a)  der Leistung humanitärer oder politischer Hilfe oder
von Entwicklungshilfe im Rahmen der Friedenskonsolidie-
rung oder

b) der Leistung humanitärer Nothilfe.

2. Absatz 1 findet keine Anwendung auf ständige Büros der
Vereinten Nationen, wie den Sitz der Organisation oder ihrer
Sonderorganisationen, die im Rahmen einer Vereinbarung mit
den Vereinten Nationen errichtet wurden.

3. Ein Gaststaat kann gegenüber dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen eine Erklärung darüber abgeben, dass er
dieses Protokoll nicht auf einen Einsatz nach Absatz 1 Buch-
stabe b anwenden wird, der allein zum Zweck der Reaktion auf
eine Naturkatastrophe durchgeführt wird. Eine derartige Er-
klärung ist vor der Entsendung des Einsatzes abzugeben.

47 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 52 (A/60/52).
48 A/C.6/60/L.4.
49 Siehe Resolution 60/1.
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Artikel III
Verpflichtung eines Vertragsstaats in Bezug auf Artikel 8
des Übereinkommens

Die Verpflichtung eines Vertragsstaats dieses Protokolls in
Bezug auf die Anwendung des Artikels 8 des Übereinkom-
mens auf die Einsätze der Vereinten Nationen im Sinne des Ar-
tikels II dieses Protokolls berührt nicht sein Recht, Maßnah-
men in Ausübung seiner innerstaatlichen Gerichtsbarkeit über
Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetes Personal
zu ergreifen, die gegen die Gesetze und sonstigen Vorschriften
dieses Staates verstoßen, sofern diese Maßnahmen nicht gegen
andere völkerrechtliche Verpflichtungen des Vertragsstaats
verstoßen.

Artikel IV
Unterzeichnung

Dieses Protokoll liegt zwölf Monate lang, vom 16. Januar
2006 bis zum 16. Januar 2007, am Sitz der Vereinten Nationen
für alle Staaten zur Unterzeichnung auf.

Artikel V
Zustimmung, gebunden zu sein

1. Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation, Annahme oder
Genehmigung durch die Unterzeichnerstaaten. Die Ratifika-
tions-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden beim
Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.

2. Dieses Protokoll steht nach dem 16. Januar 2007 allen
Nichtunterzeichnerstaaten zum Beitritt offen. Die Beitrittsur-
kunden werden beim Generalsekretär der Vereinten Nationen
hinterlegt.

3. Jeder Staat, der nicht Vertragsstaat des Übereinkommens
ist, kann dieses Protokoll ratifizieren, annehmen, genehmigen
oder ihm beitreten, sofern er gleichzeitig das Übereinkommen
in Übereinstimmung mit dessen Artikeln 25 und 26 ratifiziert,
annimmt, genehmigt oder  ihm beitritt.

Artikel VI
Inkrafttreten

1. Dieses Protokoll tritt dreißig Tage nach Hinterlegung von
zweiundzwanzig Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs-
oder Beitrittsurkunden beim Generalsekretär der Vereinten
Nationen in Kraft.

2. Für jeden Staat, der dieses Protokoll nach Hinterlegung der
zweiundzwanzigsten Ratifikations-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde ratifiziert, annimmt, genehmigt
oder ihm beitritt, tritt es am dreißigsten Tag nach Hinterlegung
der Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitritts-
urkunde durch diesen Staat in Kraft.

Artikel VII
Kündigung

1. Ein Vertragsstaat kann dieses Protokoll durch eine an den
Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete schriftliche
Notifikation kündigen.

2. Die Kündigung wird ein Jahr nach Eingang der Notifika-
tion beim Generalsekretär der Vereinten Nationen wirksam.

Artikel VIII
Verbindliche Wortlaute

Die Urschrift dieses Protokolls, dessen arabischer, chine-
sischer, englischer, französischer, russischer und spanischer
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird beim Generalse-
kretär der Vereinten Nationen hinterlegt; dieser übermittelt al-
len Staaten beglaubigte Abschriften.

Geschehen zu New York am ... (Tag) ... (Monat) ... (Jahr).

RESOLUTION 60/43

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 8. Dezember 2005, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/60/519, Ziff. 10)50.

60/43. Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen
Terrorismus

Die Generalversammlung,

geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der
Vereinten Nationen,

unter Hinweis auf die Erklärung anlässlich des fünfzigsten
Jahrestags der Vereinten Nationen51,

sowie unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen52,

ferner unter Hinweis auf das Ergebnisdokument des Welt-
gipfels 2005 und insbesondere den Abschnitt über Terroris-
mus53 bekräftigend,

unter Hinweis auf die in der Anlage zur Resolution 49/60
vom 9. Dezember 1994 der Generalversammlung enthaltene
Erklärung über Maßnahmen zur Beseitigung des internationa-
len Terrorismus sowie die in der Anlage zur Resolution 51/210
vom 17. Dezember 1996 enthaltene Zusatzerklärung zu der
Erklärung von 1994 über Maßnahmen zur Beseitigung des in-
ternationalen Terrorismus,

sowie unter Hinweis auf alle Resolutionen der Generalver-
sammlung über Maßnahmen zur Beseitigung des internationa-
len Terrorismus und alle Resolutionen des Sicherheitsrats über
Bedrohungen des Weltfriedens und der internationalen Sicher-
heit durch terroristische Handlungen,

überzeugt, dass es wichtig ist, dass die Generalversamm-
lung als universales Organ mit entsprechender Zuständigkeit
sich mit Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen Ter-
rorismus befasst,

zutiefst beunruhigt darüber, dass weltweit nach wie vor ter-
roristische Handlungen verübt werden,

erneut nachdrücklich die abscheulichen Terrorakte verur-
teilend, die zu ungeheuren Verlusten an Menschenleben, Zer-
störungen und Sachschäden geführt haben, namentlich dieje-
nigen, auf die die Generalversammlung mit der Verabschie-

50 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vertreter Polens im Namen des Präsidiums vorgelegt.
51 Siehe Resolution 50/6.
52 Siehe Resolution 55/2.
53 Siehe Resolution 60/1.
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dung ihrer Resolution 56/1 vom 12. September 2001 und der
Sicherheitsrat mit der Verabschiedung seiner Resolutionen
1368 (2001) vom 12. September 2001, 1373 (2001) vom
28. September 2001 und 1377 (2001) vom 12. November 2001
reagiert haben, sowie diejenigen, die seit der Verabschiedung
der letztgenannten Resolution verübt wurden,

unter Hinweis auf die nachdrückliche Verurteilung des
grauenhaften und gezielten Anschlags auf das Hauptquartier
der Hilfsmission der Vereinten Nationen für Irak am
19. August 2003 in Bagdad, wie sie in ihrer Resolution 57/338
vom 15. September 2003 und in der Resolution 1502 (2003)
des Sicherheitsrats vom 26. August 2003 zum Ausdruck ge-
bracht wurde,

bekräftigend, dass die Staaten sicherstellen müssen, dass
jede Maßnahme, die sie zur Bekämpfung des Terrorismus er-
greifen, mit allen ihren Verpflichtungen nach dem Völkerrecht
im Einklang steht, und dass sie diese Maßnahmen im Einklang
mit dem Völkerrecht, insbesondere den internationalen Men-
schenrechten, dem Flüchtlingsvölkerrecht und dem humanitä-
ren Völkerrecht, ergreifen müssen,

betonend, dass es notwendig ist, die internationale Zusam-
menarbeit zwischen Staaten und zwischen internationalen Or-
ganisationen und Einrichtungen, regionalen Organisationen
und Abmachungen und den Vereinten Nationen weiter zu stär-
ken, um den Terrorismus in allen seinen Arten und Erschei-
nungsformen, gleichviel wo und von wem er begangen wird,
zu verhüten, zu bekämpfen und zu beseitigen, im Einklang mit
den Grundsätzen der Charta, des Völkerrechts und der ein-
schlägigen internationalen Übereinkünfte,

Kenntnis nehmend von der Rolle, die dem Ausschuss des
Sicherheitsrats nach Resolution 1373 (2001) betreffend die
Bekämpfung des Terrorismus dabei zukommt, die Durchfüh-
rung der genannten Resolution zu überwachen, namentlich die
Ergreifung der erforderlichen finanziellen, rechtlichen und
technischen Maßnahmen durch die Staaten und die Ratifika-
tion oder Annahme der einschlägigen internationalen Überein-
künfte und Protokolle,

eingedenk der Notwendigkeit, die Rolle der Vereinten Na-
tionen und der zuständigen Sonderorganisationen bei der Be-
kämpfung des internationalen Terrorismus zu stärken, sowie
der Vorschläge des Generalsekretärs im Hinblick auf die Stär-
kung der diesbezüglichen Rolle der Organisation,

sowie eingedenk der unbedingten Notwendigkeit, die in-
ternationale, regionale und subregionale Zusammenarbeit zu
stärken, um so die Kapazitäten der einzelnen Staaten zur Ver-
hütung und wirksamen Bekämpfung des internationalen Ter-
rorismus in allen seinen Arten und Erscheinungsformen aus-
zubauen,

mit der erneuten Aufforderung an die Staaten, den Anwen-
dungsbereich der bestehenden völkerrechtlichen Bestimmun-
gen über die Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des
Terrorismus in allen seinen Arten und Erscheinungsformen
dringend zu überprüfen, um sicherzustellen, dass es einen um-
fassenden rechtlichen Rahmen gibt, der alle Aspekte der Frage
erfasst,

betonend, dass Toleranz und der Dialog zwischen den Kul-
turen sowie eine verstärkte interreligiöse und interkulturelle
Verständigung zu den wichtigsten Faktoren gehören, wenn es
darum geht, die Zusammenarbeit und den Erfolg bei der Be-
kämpfung des Terrorismus zu fördern, und die verschiedenen
diesbezüglichen Initiativen begrüßend,

erneut erklärend, dass eine terroristische Handlung unter
keinen Umständen gerechtfertigt werden kann,

unter Hinweis auf die Resolution 1624 (2005) des Sicher-
heitsrats vom 14. September 2005 und eingedenk dessen, dass
die Staaten sicherstellen müssen, dass jede Maßnahme, die sie
zur Bekämpfung des Terrorismus ergreifen, mit ihren Ver-
pflichtungen nach dem Völkerrecht im Einklang steht, insbe-
sondere mit den internationalen Menschenrechtsnormen, dem
Flüchtlingsvölkerrecht und dem humanitären Völkerrecht,

Kenntnis nehmend von dem am 25. Februar 2003 in Kuala
Lumpur verabschiedeten Schlussdokument der dreizehnten
Konferenz der Staats- und Regierungschefs der nichtgebunde-
nen Länder54, in dem die gemeinsame Position der Bewegung
der nichtgebundenen Länder zum Terrorismus wiederholt und
die vorherige Initiative der vom 29. August bis 3. September
1998 in Durban (Südafrika) abgehaltenen zwölften Konferenz
der Staats- und Regierungschefs der nichtgebundenen Län-
der55 bekräftigt wurde, mit der zur Einberufung einer interna-
tionalen Gipfelkonferenz unter der Schirmherrschaft der Ver-
einten Nationen zur Ausarbeitung konzertierter gemeinsamer
Antwortmaßnahmen der internationalen Gemeinschaft auf
den Terrorismus in allen seinen Arten und Erscheinungsfor-
men aufgerufen wurde, sowie von anderen einschlägigen In-
itiativen,

eingedenk der jüngsten Entwicklungen und Initiativen auf
internationaler, regionaler und subregionaler Ebene zur Ver-
hütung und Bekämpfung des internationalen Terrorismus,

Kenntnis nehmend von den Anstrengungen zur Verhütung,
Bekämpfung und Beseitigung des Terrorismus in allen seinen
Arten und Erscheinungsformen, gleichviel wo und von wem
er begangen wird, die auf regionaler Ebene, insbesondere
durch die Ausarbeitung und Einhaltung regionaler Überein-
künfte, unternommen werden,

unter Hinweis auf ihren in den Resolutionen 54/110 vom
9. Dezember 1999, 55/158 vom 12. Dezember 2000, 56/88
vom 12. Dezember 2001, 57/27 vom 19. November 2002,
58/81 vom 9. Dezember 2003 und 59/46 vom 2. Dezember
2004 gefassten Beschluss, dass sich der Ad-hoc-Ausschuss
nach Resolution 51/210 der Generalversammlung vom
17. Dezember 1996 mit der Frage der Einberufung einer Kon-
ferenz auf hoher Ebene unter der Schirmherrschaft der Verein-
ten Nationen zur Ausarbeitung konzertierter gemeinsamer
Antwortmaßnahmen der internationalen Gemeinschaft auf
den Terrorismus in allen seinen Arten und Erscheinungsfor-
men befassen und sie auf seiner Tagesordnung belassen soll,

54 A/57/759-S/2003/332, Anlage I.
55 Siehe A/53/667-S/1998/1071, Anlage I, Ziff. 149-162.
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im Bewusstsein ihrer Resolutionen 57/219 vom 18. De-
zember 2002, 58/187 vom 22. Dezember 2003 und 59/191
vom 20. Dezember 2004,

nach Prüfung des Berichts des Generalsekretärs56, des Be-
richts des Ad-hoc-Ausschusses nach Resolution 51/21057 und
des Berichts der Arbeitsgruppe des Sechsten Ausschusses
nach Resolution 59/4658,

1. verurteilt nachdrücklich alle Handlungen, Methoden
und Praktiken des Terrorismus in allen seinen Arten und Er-
scheinungsformen, gleichviel wo und von wem sie begangen
werden, als kriminell und nicht zu rechtfertigen;

2. erklärt erneut, dass kriminelle Handlungen, die dazu
gedacht oder darauf angelegt sind, die breite Öffentlichkeit, ei-
nen bestimmten Personenkreis oder bestimmte Personen zu
politischen Zwecken in Terror zu versetzen, unter keinen Um-
ständen zu rechtfertigen sind, gleichviel welche politischen,
weltanschaulichen, ideologischen, rassischen, ethnischen, re-
ligiösen oder sonstigen Erwägungen zu ihrer Rechtfertigung
geltend gemacht werden;

3. fordert alle Staaten erneut auf, im Einklang mit der
Charta der Vereinten Nationen und den entsprechenden Be-
stimmungen des Völkerrechts, einschließlich der internationa-
len Menschenrechtsnormen, weitere Maßnahmen zu beschlie-
ßen, um Terrorismus zu verhüten und die internationale Zu-
sammenarbeit bei der Bekämpfung des Terrorismus zu stär-
ken, und zu diesem Zweck insbesondere die Ergreifung der in
Ziffer 3 a) bis f) ihrer Resolution 51/210 dargelegten Maßnah-
men zu erwägen;

4. fordert alle Staaten außerdem erneut auf, im Hinblick
auf die effizientere Umsetzung der einschlägigen Rechtsin-
strumente nach Bedarf und soweit angezeigt verstärkt Infor-
mationen über Tatsachen im Zusammenhang mit dem Terro-
rismus auszutauschen und dabei die Verbreitung ungenauer
oder nicht nachgeprüfter Informationen zu vermeiden;

5. fordert die Staaten erneut auf, terroristische Aktivi-
täten weder zu finanzieren, zu begünstigen, dafür auszubilden
noch auf andere Weise zu unterstützen;

6. fordert die Staaten nachdrücklich auf, sicherzustel-
len, dass ihre Staatsangehörigen oder andere Personen und
Einrichtungen in ihrem Hoheitsgebiet, die vorsätzlich Gelder
zu Gunsten von Personen oder Institutionen bereitstellen oder
sammeln, die terroristische Handlungen begehen oder zu be-
gehen versuchen, sich an deren Begehung beteiligen oder die-
se erleichtern, mit Strafen belegt werden, die der Schwere die-
ser Taten entsprechen;

7. erinnert die Staaten daran, dass sie nach den einschlä-
gigen internationalen Übereinkünften und Protokollen sowie
den Resolutionen des Sicherheitsrats, namentlich Resolution

1373 (2001), verpflichtet sind, sicherzustellen, dass die Urhe-
ber terroristischer Handlungen vor Gericht gestellt werden;

8. erklärt erneut, dass die internationale Zusammenar-
beit sowie die Maßnahmen der Staaten zur Bekämpfung des
Terrorismus im Einklang mit den Grundsätzen der Charta,
dem Völkerrecht und den einschlägigen internationalen Über-
einkünften stehen sollen;

9. begrüßt es, dass das Internationale Übereinkommen
zur Bekämpfung nuklearterroristischer Handlungen59 verab-
schiedet und zur Unterzeichnung aufgelegt wurde, nimmt
Kenntnis von der Verabschiedung der Änderung des Überein-
kommens über den physischen Schutz von Kernmaterial60, des
Protokolls von 2005 zum Übereinkommen zur Bekämpfung
widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der See-
schifffahrt61 und des Protokolls von 2005 zum Protokoll zur
Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicher-
heit fester Plattformen, die sich auf dem Festlandsockel befin-
den62, und legt allen Staaten eindringlich nahe, mit Vorrang zu
erwägen, Vertragsparteien dieser Rechtsinstrumente zu wer-
den;

10. legt allen Staaten, die noch nicht Vertragspartei der
in Ziffer 6 der Resolution 51/210 der Generalversammlung ge-
nannten einschlägigen Übereinkünfte und Protokolle sowie
des Internationalen Übereinkommens zur Bekämpfung terro-
ristischer Bombenanschläge63, des Internationalen Überein-
kommens zur Bekämpfung der Finanzierung des Terroris-
mus64 und des Internationalen Übereinkommens zur Bekämp-
fung nuklearterroristischer Handlungen geworden sind, ein-
dringlich nahe, dies mit Vorrang und im Einklang mit den Re-
solutionen des Sicherheitsrats 1373 (2001) sowie 1566 (2004)
vom 8. Oktober 2004 zu erwägen, und fordert alle Staaten auf,
nach Bedarf diejenigen innerstaatlichen Rechtsvorschriften zu
erlassen, die zur Umsetzung der Bestimmungen dieser Über-
einkünfte und Protokolle erforderlich sind, sicherzustellen,
dass die Zuständigkeit ihrer Gerichte es ihnen ermöglicht, die
Urheber terroristischer Handlungen vor Gericht zu stellen, und
zu diesem Zweck mit anderen Staaten und zuständigen inter-
nationalen und regionalen Organisationen zusammenzuarbei-
ten und ihnen Unterstützung und Hilfe zu gewähren;

11. legt den Staaten eindringlich nahe, mit dem General-
sekretär, miteinander sowie mit interessierten zwischenstaat-
lichen Organisationen zusammenzuarbeiten, um sicherzustel-

56 A/60/228 und Add.1; siehe auch A/60/164.
57 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 37 (A/60/37).
58 A/C.6/60/L.6.

59 Resolution 59/290, Anlage.
60 Am 8. Juli 2005 von der Konferenz zur Prüfung vorgeschlagener Än-
derungen des Übereinkommens über den physischen Schutz von Kern-
material verabschiedet.
61 Am 14. Oktober 2005 von der Diplomatischen Konferenz zur Änderung
der Verträge zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen verabschie-
det (LEG/CONF.15/21).
62 Am 14. Oktober 2005 von der Diplomatischen Konferenz zur Änderung
der Verträge zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen verabschie-
det (LEG/CONF.15/22).
63 Resolution 52/164, Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2002 II S.
2506; LGBl. 2002 Nr. 189; öBGBl. III Nr. 168/2001; AS 2004 2521.
64 Resolution 54/109, Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2003 II S.
1923; LGBl. 2003 Nr. 170; öBGBl. III Nr. 102/2002; AS 2004 2535.
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len, gegebenenfalls im Rahmen der bestehenden Mandate,
dass den Staaten, die Hilfe benötigen und beantragen, um Ver-
tragsparteien der in Ziffer 10 genannten Übereinkünfte und
Protokolle zu werden und diese durchzuführen, technische und
sonstige sachverständige Beratung zuteil wird;

12. stellt mit Dank und Befriedigung fest, dass in Über-
einstimmung mit der Aufforderung in Ziffer 9 der Resolution
59/46 eine Reihe von Staaten Vertragsparteien der dort ge-
nannten einschlägigen Übereinkünfte und Protokolle gewor-
den sind, in Verwirklichung des Ziels einer breiteren Annahme
und Durchführung dieser Übereinkünfte;

13. bekräftigt die Erklärung über Maßnahmen zur Besei-
tigung des internationalen Terrorismus sowie die Zusatzerklä-
rung zu der Erklärung von 1994 über Maßnahmen zur Besei-
tigung des internationalen Terrorismus und fordert alle Staaten
auf, sie umzusetzen;

14. fordert alle Staaten auf, zusammenzuarbeiten, um
terroristische Handlungen zu verhüten und zu bekämpfen;

15. fordert alle Staaten und den Generalsekretär nach-
drücklich auf, bei ihren Anstrengungen zur Verhütung des in-
ternationalen Terrorismus den bestmöglichen Nutzen aus den
bestehenden Institutionen der Vereinten Nationen zu ziehen;

16. ersucht die Unterabteilung Terrorismusverhütung
des Büros der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbre-
chensbekämpfung in Wien, weitere Anstrengungen zu unter-
nehmen, um kraft ihres Mandats die Kapazitäten der Vereinten
Nationen auf dem Gebiet der Terrorismusverhütung auszu-
bauen, und erkennt im Zusammenhang mit Resolution 1373
(2001) des Sicherheitsrats die Rolle an, die ihm dabei zufällt,
den Staaten behilflich zu sein, Vertragsparteien der einschlä-
gigen internationalen Übereinkünfte und Protokolle betref-
fend den Terrorismus, einschließlich des Internationalen
Übereinkommens zur Bekämpfung nuklearterroristischer
Handlungen zu werden und diese durchzuführen, und die Me-
chanismen der internationalen Zusammenarbeit in Strafsachen
im Zusammenhang mit dem Terrorismus zu stärken, so auch
durch den Aufbau nationaler Kapazitäten;

17. begrüßt es, dass das Sekretariat im Rahmen der
United Nations Legislative Series (Gesetzessammlung der
Vereinten Nationen) den zweiten Band der National Laws and
Regulations on the Prevention and Suppression of Internatio-
nal Terrorism65 (Innerstaatliche Gesetze und sonstige Rechts-
vorschriften zur Verhütung und Bekämpfung des internatio-
nalen Terrorismus) veröffentlicht hat, der von der Abteilung
Kodifizierung des Sekretariats-Bereichs Rechtsangelegenhei-
ten gemäß Ziffer 10 b) der Erklärung über Maßnahmen zur Be-
seitigung des internationalen Terrorismus zusammengestellt
wurde;

18. bittet die regionalen zwischenstaatlichen Organisa-
tionen, dem Generalsekretär Informationen über die von ihnen
auf regionaler Ebene getroffenen Maßnahmen zur Beseitigung
des internationalen Terrorismus sowie über die von diesen Or-
ganisationen abgehaltenen zwischenstaatlichen Tagungen
vorzulegen;

19. ersucht den Generalsekretär, Vorschläge zu unter-
breiten, die darauf gerichtet sind, das System der Vereinten
Nationen verstärkt in die Lage zu versetzen, die Staaten bei der
Bekämpfung des Terrorismus zu unterstützen, und die Koor-
dinierung der diesbezüglichen Maßnahmen der Vereinten Na-
tionen zu verbessern;

20. nimmt Kenntnis von den Fortschritten, die bei der
Ausarbeitung des Entwurfs eines umfassenden Übereinkom-
mens über den internationalen Terrorismus auf den Tagungen
des Ad-hoc-Ausschusses nach Resolution 51/210 der General-
versammlung vom 17. Dezember 1996 und der Arbeitsgruppe
des Sechsten Ausschusses nach Resolution 59/46 der General-
versammlung erzielt wurden, und begrüßt die fortgesetzten
Bemühungen zu diesem Zweck; 

21. beschließt, dass der Ad-hoc-Ausschuss die Erarbei-
tung des Entwurfs eines umfassenden Übereinkommens über
den internationalen Terrorismus beschleunigt fortsetzen und
die mit Resolution 54/110 der Generalversammlung auf seine
Tagesordnung gesetzte Frage der Einberufung einer Konfe-
renz auf hoher Ebene unter der Schirmherrschaft der Vereinten
Nationen weiter erörtern wird;

22. beschließt außerdem, dass der Ad-hoc-Ausschuss
vom 27. Februar bis 3. März 2006 tagen wird, um das in
Ziffer 21 genannte Mandat zu erfüllen; 

23. ersucht den Generalsekretär, dem Ad-hoc-Ausschuss
auch weiterhin die erforderlichen Einrichtungen zur Verfü-
gung zu stellen, damit er seine Arbeit wahrnehmen kann;

24. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss, der Generalver-
sammlung auf ihrer sechzigsten Tagung Bericht zu erstatten,
sofern der Entwurf eines umfassenden Übereinkommens über
den internationalen Terrorismus fertiggestellt wird;

25. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss außerdem, der Gene-
ralversammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über den
Stand der Erfüllung seines Mandats Bericht zu erstatten;

26. erwartet mit Interesse die Vorlage eines von dem Ge-
neralsekretär aktualisierten umfassenden Verzeichnisses der
Antwortmaßnahmen des Sekretariats gegenüber dem Terroris-
mus im Rahmen seines Berichts über Maßnahmen zur Besei-
tigung des internationalen Terrorismus;

27. beschließt, den Punkt "Maßnahmen zur Beseitigung
des internationalen Terrorismus" in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

65 ST/LEG/SER.B/23 und 24.
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Anhang I

Zuweisung der Tagesordnungspunkte1

Plenum

1 Gemäß Resolution 58/316 vom 1. Juli 2004 wird die Tagesordnung nach den Prioritäten der Organisation geordnet.

1. Eröffnung der Tagung durch den Präsidenten der Generalversammlung

2. Minute stillen Gebets oder innerer Sammlung

3. Vollmachten der Vertreter auf der sechzigsten Tagung der Generalversammlung:

a) Ernennung der Mitglieder des Vollmachtenprüfungsausschusses

b) Bericht des Vollmachtenprüfungsausschusses

4. Wahl des Präsidenten der Generalversammlung

6. Wahl der Vizepräsidenten der Generalversammlung

7. Arbeitsplan, Annahme der Tagesordnung und Zuweisung der Tagesordnungspunkte: Berichte des
Präsidialausschusses

8. Generaldebatte

A. Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit

9. Bericht des Sicherheitsrats

10. Unterstützung der Bemühungen der Regierungen um die Förderung und Konsolidierung neuer
oder wiederhergestellter Demokratien durch das System der Vereinten Nationen

11. Die konfliktfördernde Rolle von Diamanten

12. Verhütung bewaffneter Konflikte

13. Die Situation in Zentralamerika: Fortschritte bei der Gestaltung einer Region des Friedens, der
Freiheit, der Demokratie und der Entwicklung

14. Die Situation im Nahen Osten

15. Palästina-Frage

16. Südatlantische Zone des Friedens und der Zusammenarbeit

17. Die Situation in Afghanistan und ihre Auswirkungen auf den Weltfrieden und die internationale
Sicherheit

18. Notwendigkeit der Beendigung der von den Vereinigten Staaten von Amerika gegen Kuba ver-
hängten Wirtschafts-, Handels- und Finanzblockade

19. Zypern-Frage

20. Bewaffnete Aggression gegen die Demokratische Republik Kongo

21. Frage der Falklandinseln (Malvinas)

22. Die Situation der Demokratie und der Menschenrechte in Haiti

23. Bewaffnete israelische Aggression gegen die irakischen kerntechnischen Anlagen und ihre
schwerwiegenden Auswirkungen auf das bestehende internationale System für die friedliche Nut-
zung der Kernenergie, die Nichtverbreitung von Kernwaffen sowie den Weltfrieden und die inter-
nationale Sicherheit

24. Folgen der Besetzung Kuwaits durch Irak und der irakischen Aggression gegen Kuwait
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Anhang I – Zuweisung der Tagesordnungspunkte

25. Erklärung der Versammlung der Staats- und Regierungschefs der Organisation der afrikanischen
Einheit über den von der gegenwärtigen Regierung der Vereinigten Staaten im April 1986 aus der
Luft und von der See aus geführten militärischen Angriff auf die Sozialistische Libysch-Arabische
Volks-Dschamahirija

40. Die Situation in den besetzten Gebieten Aserbaidschans

B. Förderung eines nachhaltigen Wirtschaftswachstums und einer nachhaltigen Entwicklung im
Einklang mit den einschlägigen Resolutionen der Generalversammlung und den jüngsten Konfe-
renzen der Vereinten Nationen

41. Bericht des Wirtschafts- und Sozialrats

42. Globale Agenda für den Dialog zwischen den Kulturen

43. Kultur des Friedens

44. Weiterverfolgung der Ergebnisse der Sondertagung über Kinder

45. Weiterverfolgung der Ergebnisse der sechsundzwanzigsten Sondertagung: Umsetzung der Ver-
pflichtungserklärung zu HIV/Aids

46. Integrierte und koordinierte Umsetzung und Weiterverfolgung der Ergebnisse der großen Konfe-
renzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und Sozialbereich und auf damit
zusammenhängenden Gebieten

47. 2001-2010: Dekade zur Zurückdrängung der Malaria in den Entwicklungsländern, insbesondere
in Afrika

48. Sport im Dienste von Frieden und Entwicklung:

a) Schaffung einer friedlichen und besseren Welt mit Hilfe des Sports und des olympischen
Ideals

b) Internationales Jahr des Sports und der Leibeserziehung

49. Informations- und Kommunikationstechnologien im Dienste der Entwicklung

51. Weiterverfolgung und Umsetzung der Ergebnisse der Internationalen Konferenz über Entwick-
lungsfinanzierung

60. Weltweite Krise der Straßenverkehrssicherheit

62. Soziale Entwicklung, einschließlich Fragen im Zusammenhang mit der Weltsoziallage sowie der
Jugend, dem Altern, den Behinderten und der Familie

C. Entwicklung Afrikas

66. Neue Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas: Fortschritte bei der Durchführung und internatio-
nale Unterstützung:

a) Neue Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas: Fortschritte bei der Durchführung und in-
ternationale Unterstützung

b) Konfliktursachen und die Förderung dauerhaften Friedens und einer nachhaltigen Entwick-
lung in Afrika

D. Förderung der Menschenrechte

72. Gedenken an den Holocaust

E. Wirksame Koordinierung der humanitären Hilfsmaßnahmen

73. Verstärkte Koordinierung der humanitären Hilfe und Katastrophenhilfe der Vereinten Nationen,
einschließlich der Wirtschaftssonderhilfe:

a) Verstärkte Koordinierung der humanitären Nothilfe der Vereinten Nationen

c) Verstärkung der internationalen Zusammenarbeit und Koordinierung der Anstrengungen zur
Untersuchung, Milderung und Minimierung der Folgen der Katastrophe von Tschernobyl
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d) Hilfe für das palästinensische Volk

e) Internationale Nothilfe für Frieden, Normalität und den Wiederaufbau des kriegszerstörten
Afghanistan

F. Förderung der Gerechtigkeit und des Völkerrechts

74. Bericht des Internationalen Gerichtshofs

75. Ozeane und Seerecht:

a) Ozeane und Seerecht

b) Nachhaltige Fischerei, namentlich durch das Übereinkommen von 1995 zur Durchführung
der Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen vom 10. Dezem-
ber 1982 über die Erhaltung und Bewirtschaftung von gebietsübergreifenden Fischbeständen
und Beständen weit wandernder Fische und damit zusammenhängende Übereinkünfte

76. Bericht des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Personen, die für Völkermord
und andere schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas zwi-
schen dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer
Staatsangehöriger, die für während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten be-
gangenen Völkermord und andere derartige Verstöße verantwortlich sind

77. Bericht des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Verantwortlichen für die seit
1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen schweren Verstöße gegen das hu-
manitäre Völkerrecht

81. Bericht des Internationalen Strafgerichtshofs

G. Abrüstung

84. Bericht der Internationalen Atomenergie-Organisation

I. Organisations-, Verwaltungs- und sonstige Fragen

109. Unterrichtung durch den Generalsekretär nach Artikel 12 Absatz 2 der Charta der Vereinten Na-
tionen

110. Bericht des Generalsekretärs über die Tätigkeit der Vereinten Nationen

111. Wahlen zur Besetzung frei gewordener Sitze in den Hauptorganen:

a) Wahl von fünf nichtständigen Mitgliedern des Sicherheitsrats

b) Wahl von achtzehn Mitgliedern des Wirtschafts- und Sozialrats

c) Wahl von fünf Mitgliedern des Internationalen Gerichtshofs

112. Wahlen zur Besetzung frei gewordener Sitze in den Nebenorganen und andere Wahlen:

a) Wahl von zwanzig Mitgliedern des Programm- und Koordinierungsausschusses

b) Wahl von neunundzwanzig Mitgliedern des Verwaltungsrats des Umweltprogramms der
Vereinten Nationen

c) Wahl des Exekutivdirektors des Umweltprogramms der Vereinten Nationen

d) Wahl des Exekutivdirektors des Programms der Vereinten Nationen für menschliche Sied-
lungen

113. Ernennungen zur Besetzung frei gewordener Sitze in den Nebenorganen und andere Ernennungen:

f) Ernennung von Mitgliedern des Konferenzausschusses

114. Aufnahme neuer Mitglieder in die Vereinten Nationen

115. Durchführung der Resolutionen der Vereinten Nationen

116. Neubelebung der Tätigkeit der Generalversammlung
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117. Frage der ausgewogenen Vertretung und der Erhöhung der Zahl der Mitglieder im Sicherheitsrat
und damit zusammenhängende Fragen

118. Reform der Vereinten Nationen: Maßnahmen und Vorschläge

119. Stärkung des Systems der Vereinten Nationen

120. Weiterverfolgung der Ergebnisse des Millenniums-Gipfels

154. Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und der Organisation für Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa

157. Wahl von Richtern des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Verantwortlichen für
die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen schweren Verstöße gegen
das humanitäre Völkerrecht

160. Folgemaßnahmen zu den Empfehlungen des Unabhängigen Untersuchungsausschusses für das
Programm der Vereinten Nationen "Öl für Lebensmittel" betreffend Verwaltungsführung und in-
terne Aufsicht

Erster Ausschuss

5. Wahl der Amtsträger der Hauptausschüsse

G. Abrüstung

85. Reduzierung der Militärhaushalte:

a) Reduzierung der Militärhaushalte

b) Objektive Informationen über militärische Angelegenheiten, einschließlich der Transparenz
der Militärausgaben

86. Entwicklungen auf dem Gebiet der Information und Telekommunikation im Kontext der interna-
tionalen Sicherheit

87. Verbot der Entwicklung und Herstellung neuer Arten von Massenvernichtungswaffen sowie neuer
derartiger Waffensysteme: Bericht der Abrüstungskonferenz

88. Antarktis-Frage

89. Verwirklichung der Erklärung des Indischen Ozeans zur Friedenszone

90. Vertrag über eine kernwaffenfreie Zone in Afrika

91. Festigung der mit dem Vertrag über das Verbot von Kernwaffen in Lateinamerika und der Karibik
(Tlatelolco-Vertrag) geschaffenen Rechtsordnung

92. Verifikation unter allen Aspekten, einschließlich der Rolle der Vereinten Nationen auf dem Gebiet
der Verifikation

93. Die Rolle von Wissenschaft und Technologie im Kontext der internationalen Sicherheit und der
Abrüstung

94. Schaffung einer kernwaffenfreien Zone in der Nahostregion

95. Abschluss wirksamer internationaler Vereinbarungen zur Sicherung der Nichtkernwaffenstaaten
gegen den Einsatz oder die Androhung des Einsatzes von Kernwaffen

96. Verhütung eines Wettrüstens im Weltraum

97. Allgemeine und vollständige Abrüstung:

a) Notifizierung von Kernversuchen

b) Verbot der Ablagerung radioaktiver Abfälle

c) Reduzierung der nichtstrategischen Kernwaffen

d) Transparenz auf dem Gebiet der Rüstung
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e) Nationale Rechtsvorschriften über den Transfer von Waffen, militärischem Gerät sowie Gü-
tern und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck

f) Flugkörper

g) Beachtung von Umweltnormen bei der Ausarbeitung und Durchführung von Abrüstungs-
und Rüstungskontrollübereinkünften

h) Förderung des Multilateralismus auf dem Gebiet der Abrüstung und der Nichtverbreitung

i) Einberufung der vierten Sondertagung der Generalversammlung über Abrüstung

j) Durchführung des Übereinkommens über das Verbot der Entwicklung, Herstellung, Lage-
rung und des Einsatzes chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher Waffen

k) Unterstützung der Staaten zur Eindämmung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und
zur Einsammlung dieser Waffen

l) Auf dem Weg zu einer kernwaffenfreien Welt: Beschleunigte Erfüllung der Verpflichtungen
auf dem Gebiet der nuklearen Abrüstung

m) Nukleare Abrüstung

n) Zusammenhang zwischen Abrüstung und Entwicklung

o) Verringerung der nuklearen Gefahr

p) Maßnahmen zur Verhinderung des Erwerbs von Massenvernichtungswaffen durch Terrori-
sten

q) Folgemaßnahmen zu dem Gutachten des Internationalen Gerichtshofs über die Rechtmäßig-
keit der Drohung mit oder des Einsatzes von Kernwaffen

r) Durchführung des Übereinkommens über das Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der Her-
stellung und der Weitergabe von Antipersonenminen und über deren Vernichtung

s) Kernwaffenfreie südliche Hemisphäre und angrenzende Gebiete

t) Der unerlaubte Handel mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten

u) Vertrauensbildende Maßnahmen im regionalen und subregionalen Umfeld

v) Konventionelle Rüstungskontrolle auf regionaler und subregionaler Ebene

w) Regionale Abrüstung

x) Verhütung des unerlaubten Transfers tragbarer Flugabwehrsysteme, des unbefugten Zu-
gangs zu ihnen und ihres unbefugten Einsatzes

y) Haager Verhaltenskodex gegen die Verbreitung ballistischer Flugkörper

z) Informationen über vertrauensbildende Maßnahmen auf dem Gebiet der konventionellen
Waffen

aa) Bilaterale Reduzierung der strategischen Kernwaffen und der neue strategische Rahmen

bb) Schaffung einer kernwaffenfreien Zone in Zentralasien

cc) Konferenz der Vereinten Nationen zur Bestimmung möglicher Maßnahmen zur Beseitigung
nuklearer Gefahren im Kontext der nuklearen Abrüstung

dd) Probleme infolge der Anhäufung von Beständen überschüssiger konventioneller Munition

98. Überprüfung und Durchführung des Abschließenden Dokuments der zwölften Sondertagung der
Generalversammlung:

a) Regionale vertrauensbildende Maßnahmen: Aktivitäten des Ständigen beratenden Ausschus-
ses der Vereinten Nationen für Sicherheitsfragen in Zentralafrika

b) Regionalzentren der Vereinten Nationen für Frieden und Abrüstung
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c) Regionalzentrum der Vereinten Nationen für Frieden, Abrüstung und Entwicklung in Latein-
amerika und in der Karibik

d) Regionalzentrum der Vereinten Nationen für Frieden und Abrüstung in Asien und im Pazifik

e) Regionalzentrum der Vereinten Nationen für Frieden und Abrüstung in Afrika

f) Übereinkommen über das Verbot des Einsatzes von Kernwaffen

99. Überprüfung der Durchführung der Empfehlungen und Beschlüsse der zehnten Sondertagung der
Generalversammlung:

a) Beirat für Abrüstungsfragen

b) Institut der Vereinten Nationen für Abrüstungsforschung

c) Bericht der Abrüstungskonferenz

d) Bericht der Abrüstungskommission

100. Die Gefahr der Verbreitung von Kernwaffen im Nahen Osten

101. Übereinkommen über das Verbot oder die Beschränkung des Einsatzes bestimmter konventionel-
ler Waffen, die übermäßige Leiden verursachen oder unterschiedslos wirken können

102. Festigung von Sicherheit und Zusammenarbeit in der Mittelmeerregion

103. Vertrag über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen

104. Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung bakteriologischer
(biologischer) Waffen und von Toxinwaffen sowie über die Vernichtung solcher Waffen

105. Überprüfung der Verwirklichung der Erklärung über die Festigung der internationalen Sicherheit

I. Organisations-, Verwaltungs- und sonstige Fragen

116. Neubelebung der Tätigkeit der Generalversammlung

Ausschuss für besondere politische Fragen und Entkolonialisierung
(Vierter Ausschuss)

5. Wahl der Amtsträger der Hauptausschüsse

A. Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit

26. Verwirklichung der Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und
Völker

27. Unterstützung von Antiminenprogrammen

28. Auswirkungen der atomaren Strahlung

29. Internationale Zusammenarbeit bei der friedlichen Nutzung des Weltraums

30. Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten

31. Bericht des Sonderausschusses zur Untersuchung israelischer Praktiken, die die Menschenrechte
des palästinensischen Volkes und anderer Araber der besetzten Gebiete beeinträchtigen

32. Umfassende Überprüfung aller Teilaspekte des Fragenkomplexes der Friedenssicherungseinsätze

33. Informationsfragen

34. Informationen aus den Gebieten ohne Selbstregierung, übermittelt gemäß Artikel 73 Buchstabe e
der Charta der Vereinten Nationen

35. Wirtschaftliche und sonstige Aktivitäten, die sich nachteilig auf die Interessen der Völker der Ge-
biete ohne Selbstregierung auswirken
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36. Verwirklichung der Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und
Völker durch die Sonderorganisationen und die mit den Vereinten Nationen verbundenen interna-
tionalen Institutionen

37. Von Mitgliedstaaten angebotene Studien- und Ausbildungsmöglichkeiten für Einwohner der Ge-
biete ohne Selbstregierung

I. Organisations-, Verwaltungs- und sonstige Fragen

116. Neubelebung der Tätigkeit der Generalversammlung

Zweiter Ausschuss

5. Wahl der Amtsträger der Hauptausschüsse

A. Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit

38. Ständige Souveränität des palästinensischen Volkes in dem besetzten palästinensischen Gebiet,
einschließlich Ost-Jerusalems, und der arabischen Bevölkerung des besetzten syrischen Golan
über ihre natürlichen Ressourcen

B. Förderung eines nachhaltigen Wirtschaftswachstums und einer nachhaltigen Entwicklung im
Einklang mit den Resolutionen der Generalversammlung und den jüngsten Konferenzen der Ver-
einten Nationen

49. Informations- und Kommunikationstechnologien im Dienste der Entwicklung

50. Fragen der makroökonomischen Politik:

a) Internationaler Handel und Entwicklung

b) Internationales Finanzsystem und Entwicklung

c) Auslandsverschuldungskrise und Entwicklung

51. Weiterverfolgung und Umsetzung der Ergebnisse der Internationalen Konferenz über Entwick-
lungsfinanzierung

52. Nachhaltige Entwicklung:

a) Umsetzung der Agenda 21, des Programms für die weitere Umsetzung der Agenda 21 und
der Ergebnisse des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung

b) Weiterverfolgung und Umsetzung der Strategie von Mauritius für die weitere Durchführung
des Aktionsprogramms für die nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaaten unter den
Entwicklungsländern

c) Internationale Strategie zur Katastrophenvorsorge

d) Schutz des Weltklimas für die heutigen und die kommenden Generationen

e) Nachhaltige Entwicklung in Bergregionen

f) Förderung neuer und erneuerbarer Energiequellen, einschließlich der Durchführung des
Weltsolarprogramms 1996-2005

g) Durchführung des Übereinkommens der Vereinten Nationen zur Bekämpfung der Wüsten-
bildung in den von Dürre und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen Ländern, insbesonde-
re in Afrika

h) Übereinkommen über die biologische Vielfalt

i) Hilfe für arme Gebirgsländer zur Überwindung von Hindernissen auf sozioökonomischem
und ökologischem Gebiet

53. Umsetzung der Ergebnisse der Konferenz der Vereinten Nationen über Wohn- und Siedlungswe-
sen (Habitat II) und Stärkung des Programms der Vereinten Nationen für menschliche Siedlungen
(VN-Habitat)
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54. Globalisierung und Interdependenz:

a) Globalisierung und Interdependenz

b) Wissenschaft und Technologie im Dienste der Entwicklung

c) Internationale Migration und Entwicklung

d) Verhütung und Bekämpfung korrupter Praktiken und der Übertragung von Geldern illegaler
Herkunft sowie Rückgabe solcher Vermögenswerte an die Ursprungsländer

55. Gruppen von Ländern in besonderen Situationen:

a) Dritte Konferenz der Vereinten Nationen über die am wenigsten entwickelten Länder

b) Spezifische Maßnahmen im Zusammenhang mit den besonderen Bedürfnissen und Proble-
men der Binnenentwicklungsländer: Ergebnisse der Internationalen Ministerkonferenz der
Binnen- und Transitentwicklungsländer, der Geberländer und der internationalen Finanz-
und Entwicklungsinstitutionen über die Zusammenarbeit im Transitverkehr

56. Beseitigung der Armut und andere Entwicklungsfragen:

a) Durchführung der ersten Dekade der Vereinten Nationen für die Beseitigung der Armut
(1997-2006)

b) Frauen im Entwicklungsprozess

c) Erschließung der Humanressourcen

57. Operative Entwicklungsaktivitäten:

a) Operative Entwicklungsaktivitäten des Systems der Vereinten Nationen

b) Süd-Süd-Zusammenarbeit: Wirtschaftliche und technische Zusammenarbeit zwischen Ent-
wicklungsländern

58. Ausbildung und Forschung:

a) Ausbildungs- und Forschungsinstitut der Vereinten Nationen

b) Fortbildungsakademie des Systems der Vereinten Nationen in Turin (Italien)

59. Auf dem Weg zu globalen Partnerschaften

E. Wirksame Koordinierung der humanitären Hilfsmaßnahmen

73. Verstärkte Koordinierung der humanitären Hilfe und Katastrophenhilfe der Vereinten Nationen,
einschließlich der Wirtschaftssonderhilfe:

b) Wirtschaftssonderhilfe für bestimmte Länder oder Regionen

I. Organisations-, Verwaltungs- und sonstige Fragen

116. Neubelebung der Tätigkeit der Generalversammlung

125. Programmplanung

Dritter Ausschuss

5. Wahl der Amtsträger der Hauptausschüsse

A. Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit

39. Bericht des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen, Fragen im Zusammenhang mit
Flüchtlingen, Rückkehrern und Vertriebenen sowie humanitäre Fragen

B. Förderung eines nachhaltigen Wirtschaftswachstums und einer nachhaltigen Entwicklung im
Einklang mit den Resolutionen der Generalversammlung und den jüngsten Konferenzen der Ver-
einten Nationen
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61. Umsetzung der Ergebnisse des Weltgipfels für soziale Entwicklung und der vierundzwanzigsten
Sondertagung der Generalversammlung

62. Soziale Entwicklung, einschließlich Fragen im Zusammenhang mit der Weltsoziallage sowie der
Jugend, dem Altern, den Behinderten und der Familie

63. Folgemaßnahmen zum Internationalen Jahr der älteren Menschen: Zweite Weltversammlung über
das Altern

64. Förderung der Frau

65. Umsetzung der Ergebnisse der Vierten Weltfrauenkonferenz und der dreiundzwanzigsten Sonder-
tagung der Generalversammlung "Frauen 2000: Gleichstellung, Entwicklung und Frieden für das
21. Jahrhundert"

D. Förderung der Menschenrechte

67. Förderung und Schutz der Rechte der Kinder

68. Indigene Fragen

69. Beseitigung von Rassismus und Rassendiskriminierung:

a) Beseitigung von Rassismus und Rassendiskriminierung

b) Umfassende Verwirklichung und Weiterverfolgung der Erklärung und des Aktionspro-
gramms von Durban

70. Selbstbestimmungsrecht der Völker

71. Menschenrechtsfragen:

a) Anwendung der Rechtsakte auf dem Gebiet der Menschenrechte

b) Menschenrechtsfragen, einschließlich anderer Ansätze zur besseren Gewährleistung der ef-
fektiven Ausübung der Menschenrechte und Grundfreiheiten

c) Menschenrechtssituationen und Berichte der Sonderberichterstatter und Sonderbeauftragten

d) Umfassende Verwirklichung und Weiterverfolgung der Erklärung und des Aktionspro-
gramms von Wien

e) Bericht des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte

H. Drogenkontrolle, Verbrechensverhütung und Bekämpfung des internationalen Terrorismus in
allen seinen Arten und Erscheinungsformen

106. Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege

107. Internationale Drogenkontrolle

I. Organisations-, Verwaltungs- und sonstige Fragen

116. Neubelebung der Tätigkeit der Generalversammlung 

Fünfter Ausschuss

5. Wahl der Amtsträger der Hauptausschüsse

I. Organisations-, Verwaltungs- und sonstige Fragen

113. Ernennungen zur Besetzung frei gewordener Sitze in den Nebenorganen und andere Ernennungen:

a) Ernennung von Mitgliedern des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushalts-
fragen

b) Ernennung von Mitgliedern des Beitragsausschusses

c) Bestätigung der Ernennung von Mitgliedern des Anlageausschusses
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d) Ernennung eines Mitglieds des Rates der Rechnungsprüfer

e) Ernennung von Mitgliedern der Kommission für den internationalen öffentlichen Dienst

116. Neubelebung der Tätigkeit der Generalversammlung

121. Finanzberichte und geprüfte Rechnungsabschlüsse sowie Berichte des Rates der Rechnungs-
prüfer:

a) Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen

b) Vom Hohen Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen verwaltete freiwillige Beiträge

c) Sanierungsgesamtplan

122. Überprüfung der administrativen und finanziellen Effizienz der Vereinten Nationen

123. Programmhaushaltsplan für den Zweijahreszeitraum 2004-2005

124. Entwurf des Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2006-2007

125. Programmplanung

126. Verbesserung der Finanzlage der Vereinten Nationen

127. Konferenzplanung

128. Beitragsschlüssel für die Aufteilung der Ausgabenlast der Vereinten Nationen

129. Personalmanagement

130. Gemeinsame Inspektionsgruppe

131. Gemeinsames System der Vereinten Nationen

132. Bericht des Generalsekretärs über die Tätigkeiten des Amtes für interne Aufsichtsdienste

133. Rechtspflege bei den Vereinten Nationen

134. Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Personen, die für Völker-
mord und andere schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas
zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer
Staatsangehöriger, die für während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten be-
gangenen Völkermord und andere derartige Verstöße verantwortlich sind

135. Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Verantwortlichen für die
seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen schweren Verstöße gegen das
humanitäre Völkerrecht

136. Verwaltungs- und haushaltstechnische Aspekte der Finanzierung der Friedenssicherungseinsätze
der Vereinten Nationen

137. Finanzierung der Operation der Vereinten Nationen in Burundi

138. Finanzierung der Operation der Vereinten Nationen in Côte d'Ivoire

139. Finanzierung der Friedenstruppe der Vereinten Nationen in Zypern

140. Finanzierung der Mission der Organisation der Vereinten Nationen in der Demokratischen Repu-
blik Kongo

141. Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Osttimor

142. Finanzierung der Unterstützungsmission der Vereinten Nationen in Osttimor

143. Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Äthiopien und Eritrea

144. Finanzierung der Beobachtermission der Vereinten Nationen in Georgien

145. Finanzierung der Stabilisierungsmission der Vereinten Nationen in Haiti

146. Finanzierung der Tätigkeiten auf Grund der Resolution 687 (1991) des Sicherheitsrats:

a) Beobachtermission der Vereinten Nationen für Irak und Kuwait
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b) Sonstige Tätigkeiten

147. Finanzierung der Übergangsverwaltungsmission der Vereinten Nationen im Kosovo

148. Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Liberia

149. Finanzierung der Friedenstruppen der Vereinten Nationen im Nahen Osten:

a) Beobachtertruppe der Vereinten Nationen für die Truppenentflechtung

b) Interimstruppe der Vereinten Nationen in Libanon

150. Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Sierra Leone

151. Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Sudan

152. Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen für das Referendum in Westsahara

Sechster Ausschuss

5. Wahl der Amtsträger der Hauptausschüsse

F. Förderung der Gerechtigkeit und des Völkerrechts

78. Hilfsprogramm der Vereinten Nationen für Lehre, Studium, Verbreitung und besseres Verständnis
des Völkerrechts

79. Bericht der Kommission der Vereinten Nationen für internationales Handelsrecht über ihre acht-
unddreißigste Tagung

80. Bericht der Völkerrechtskommission über ihre siebenundfünfzigste Tagung

82. Bericht des Sonderausschusses für die Charta und die Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen

83. Umfang des Rechtsschutzes nach dem Übereinkommen über die Sicherheit von Personal der Ver-
einten Nationen und beigeordnetem Personal

H. Drogenkontrolle, Verbrechensverhütung und Bekämpfung des internationalen Terrorismus in
allen seinen Arten und Erscheinungsformen

108. Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen Terrorismus

I. Organisations-, Verwaltungs- und sonstige Fragen

116. Neubelebung der Tätigkeit der Generalversammlung

153. Bericht des Ausschusses für die Beziehungen zum Gastland

155. Gewährung des Beobachterstatus in der Generalversammlung an die Lateinamerikanische Integra-
tionsvereinigung

156. Gewährung des Beobachterstatus in der Generalversammlung an den Gemeinsamen Fonds für
Rohstoffe

158. Gewährung des Beobachterstatus in der Generalversammlung an die Haager Konferenz für Inter-
nationales Privatrecht

159. Gewährung des Beobachterstatus in der Generalversammlung an die Iberoamerikanische Konfe-
renz.
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Verzeichnis der Resolutionen

Nummer Titel Punkt
 Plenar-
sitzung Datum Seite

60/1 Ergebnis des Weltgipfels 2005............................................... 48 und 
121

8. 16. September 2005 3

60/2 Jugendpolitiken und Jugendprogramme ................................ 62 28. 6. Oktober 2005 27

60/3 Internationale Dekade für eine Kultur des Friedens und der
Gewaltlosigkeit zu Gunsten der Kinder der Welt 2001-2010 43 36. 20. Oktober 2005 28

60/4 Globale Agenda für den Dialog zwischen den Kulturen ....... 42 36. 20. Oktober 2005 30

60/5 Verbesserung der weltweiten Straßenverkehrssicherheit....... 60 38. 26. Oktober 2005 32

60/6 Bericht der Internationalen Atomenergie-Organisation......... 84 41. 31. Oktober 2005 33

60/7 Gedenken an den Holocaust .................................................. 72 42. 1. November 2005 34

60/8 Schaffung einer friedlichen und besseren Welt mit Hilfe des
Sports und des olympischen Ideals........................................ 48 a) 43. 3. November 2005 35

60/9 Sport als Mittel zur Förderung der Bildung, der Gesundheit,
der Entwicklung und des Friedens......................................... 48 b) 43. 3. November 2005 37

60/10 Förderung des interreligiösen Dialogs und der Zusammenar-
beit für den Frieden................................................................ 43 43. 3. November 2005 38

60/11 Förderung von Verständnis, Harmonie und Zusammenarbeit
auf dem Gebiet der Religion und der Kultur ......................... 43 43. 3. November 2005 39

60/12 Notwendigkeit der Beendigung der von den Vereinigten
Staaten von Amerika gegen Kuba verhängten Wirtschafts-,
Handels- und Finanzblockade................................................ 18 45. 8. November 2005 42

60/13 Verstärkung der Soforthilfe, der Rehabilitation, des Wieder-
aufbaus und der Vorbeugung nach der Erdbebenkatastrophe
in Südasien – Pakistan ........................................................... 73 52. 14. November 2005 43

60/14 Verstärkung der internationalen Zusammenarbeit und Koor-
dinierung der Anstrengungen zur Untersuchung, Milderung
und Minimierung der Folgen der Katastrophe von Tscher-
nobyl ...................................................................................... 73 c) 52. 14. November 2005 44

60/15 Verstärkung der Soforthilfe, der Rehabilitation, des Wieder-
aufbaus und der Vorbeugung nach der Tsunami-Katastrophe
im Indischen Ozean ............................................................... 73 52. 14. November 2005 47

60/16 Achthundert Jahre mongolische Staatlichkeit........................ 42 52. 14. November 2005 49

60/17 Finanzierung der Operation der Vereinten Nationen in Côte
d'Ivoire ................................................................................... 138 53. 23. November 2005 483

60/18 Finanzierung der Stabilisierungsmission der Vereinten Na-
tionen in Haiti ........................................................................ 145 53. 23. November 2005 484
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Nummer Titel Punkt
Plenar-
sitzung Datum Seite

60/19 Hilfsprogramm der Vereinten Nationen für Lehre, Studium,
Verbreitung und besseres Verständnis des Völkerrechts........ 78 53. 23. November 2005 519

60/20 Bericht der Kommission der Vereinten Nationen für interna-
tionales Handelsrecht über ihre achtunddreißigste Tagung ... 79 53. 23. November 2005 520

60/21 Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Verwen-
dung elektronischer Mitteilungen bei internationalen Verträ-
gen.......................................................................................... 79 53. 23. November 2005 523

60/22 Bericht der Völkerrechtskommission über ihre siebenund-
fünfzigste Tagung .................................................................. 80 53. 23. November 2005 529

60/23 Bericht des Sonderausschusses für die Charta und die Stär-
kung der Rolle der Vereinten Nationen.................................. 82 53. 23. November 2005 530

60/24 Bericht des Ausschusses für die Beziehungen zum Gastland 153 53. 23. November 2005 532

60/25 Gewährung des Beobachterstatus in der Generalversamm-
lung an die Lateinamerikanische Integrationsvereinigung .... 155 53. 23. November 2005 533

60/26 Gewährung des Beobachterstatus in der Generalversamm-
lung an den Gemeinsamen Fonds für Rohstoffe.................... 156 53. 23. November 2005 534

60/27 Gewährung des Beobachterstatus in der Generalversamm-
lung an die Haager Konferenz für Internationales Privatrecht 158 53. 23. November 2005 534

60/28 Gewährung des Beobachterstatus in der Generalversamm-
lung an die Iberoamerikanische Konferenz ........................... 159 53. 23. November 2005 534

60/29 Bericht des Internationalen Strafgerichtshofs........................ 81 53. 23. November 2005 49

60/30 Ozeane und Seerecht.............................................................. 75 a) 56. 29. November 2005 51

60/31 Nachhaltige Fischerei, namentlich durch das Übereinkom-
men von 1995 zur Durchführung der Bestimmungen des
Seerechstübereinkommens der Vereinten Nationen vom
10. Dezember 1982 über die Erhaltung und Bewirtschaftung
von gebietsübergreifenden Fischbeständen und Beständen
weit wandernder Fische und damit zusammenhängende
Übereinkünfte ........................................................................ 75 b) 56. 29. November 2005 63

60/32 Die Situation in Afghanistan und ihre Auswirkungen auf den
Weltfrieden und die internationale Sicherheit sowie interna-
tionale Nothilfe für Frieden, Normalität und den Wiederauf-
bau des kriegszerstörten Afghanistan ....................................

A. Die Situation in Afghanistan und ihre Auswirkungen auf
den Weltfrieden und die internationale Sicherheit ...........

17 und 
73 e) 58. 30. November 2005 74

B. Internationale Nothilfe für Frieden, Normalität und den
Wiederaufbau des kriegszerstörten Afghanistan ..............

17 und 
73 e) 58. 30. November 2005 77

60/33 Aufschub des Zeitraums des reibungslosen Übergangs für
das Aufrücken der Malediven aus der Liste der am wenigsten
entwickelten Länder............................................................... 41 58. 30. November 2005 80

60/34 Öffentliche Verwaltung und Entwicklung ............................. 41 58. 30. November 2005 81
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Nummer Titel Punkt
Plenar-
sitzung Datum Seite

60/35 Verstärkung des Kapazitätsaufbaus im Bereich der öffentli-
chen Gesundheit auf globaler Ebene ..................................... 120 58. 30. November 2005 82

60/36 Ausschuss für die Ausübung der unveräußerlichen Rechte
des palästinensischen Volkes ................................................. 15 60. 1. Dezember 2005 85

60/37 Sekretariats-Abteilung für die Rechte der Palästinenser ....... 15 60. 1. Dezember 2005 86

60/38 Besonderes Informationsprogramm der Sekretariats-Haupt-
abteilung Presse und Information über die Palästina-Frage .. 15 60. 1. Dezember 2005 87

60/39 Friedliche Regelung der Palästina-Frage............................... 15 60. 1. Dezember 2005 88

60/40 Der syrische Golan ................................................................ 14 60. 1. Dezember 2005 90

60/41 Jerusalem ............................................................................... 14 60. 1. Dezember 2005 92

60/42 Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die Sicher-
heit von Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem
Personal.................................................................................. 83 61. 8. Dezember 2005 534

60/43 Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen Terroris-
mus......................................................................................... 108 61. 8. Dezember 2005 536

60/44 Objektive Informationen über militärische Angelegenheiten,
einschließlich der Transparenz der Militärausgaben ............. 85 b) 61. 8. Dezember 2005 123

60/45 Entwicklungen auf dem Gebiet der Information und Tele-
kommunikation im Kontext der internationalen Sicherheit... 86 61. 8. Dezember 2005 124

60/46 Verbot der Entwicklung und Herstellung neuer Arten von
Massenvernichtungswaffen sowie neuer derartiger Waffen-
systeme: Bericht der Abrüstungskonferenz ........................... 87 61. 8. Dezember 2005 126

60/47 Antarktis-Frage ...................................................................... 88 61. 8. Dezember 2005 127

60/48 Verwirklichung der Erklärung des Indischen Ozeans zur
Friedenszone .......................................................................... 89 61. 8. Dezember 2005 128

60/49 Vertrag über eine kernwaffenfreie Zone in Afrika ................ 90 61. 8. Dezember 2005 129

60/50 Festigung der mit dem Vertrag über das Verbot von Kern-
waffen in Lateinamerika und der Karibik (Tlatelolco-Ver-
trag) geschaffenen Rechtsordnung......................................... 91 61. 8. Dezember 2005 129

60/51 Die Rolle von Wissenschaft und Technologie im Kontext der
internationalen Sicherheit und der Abrüstung ....................... 93 61. 8. Dezember 2005 130

60/52 Schaffung einer kernwaffenfreien Zone in der Nahostregion 94 61. 8. Dezember 2005 131

60/53 Abschluss wirksamer internationaler Vereinbarungen zur Si-
cherung der Nichtkernwaffenstaaten gegen den Einsatz oder
die Androhung des Einsatzes von Kernwaffen...................... 95 61. 8. Dezember 2005 133

60/54 Verhütung eines Wettrüstens im Weltraum........................... 96 61. 8. Dezember 2005 134

60/55 Einhaltung der Nichtverbreitungs-, Rüstungsbegrenzungs-
und Abrüstungsübereinkünfte................................................ 97 61. 8. Dezember 2005 136
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Nummer Titel Punkt
Plenar-
sitzung Datum Seite

60/56 Auf dem Weg zu einer kernwaffenfreien Welt: Beschleunig-
te Erfüllung der Verpflichtungen auf dem Gebiet der nuklea-
ren Abrüstung ........................................................................ 97 l) 61. 8. Dezember 2005 137

60/57 Verbot der Ablagerung radioaktiver Abfälle ......................... 97 b) 61. 8. Dezember 2005 138

60/58 Kernwaffenfreie südliche Hemisphäre und angrenzende Ge-
biete ......................................................................................... 97 s) 61. 8. Dezember 2005 140

60/59 Förderung des Multilateralismus auf dem Gebiet der Abrü-
stung und der Nichtverbreitung ............................................. 97 h) 61. 8. Dezember 2005 141

60/60 Beachtung von Umweltnormen bei der Ausarbeitung und
Durchführung von Abrüstungs- und Rüstungskontrollüber-
einkünften .............................................................................. 97 g) 61. 8. Dezember 2005 143

60/61 Zusammenhang zwischen Abrüstung und Entwicklung........ 97 n) 61. 8. Dezember 2005 143

60/62 Haager Verhaltenskodex gegen die Verbreitung ballistischer
Flugkörper.............................................................................. 97 y) 61. 8. Dezember 2005 145

60/63 Regionale Abrüstung ............................................................. 97 w) 61. 8. Dezember 2005 146

60/64 Vertrauensbildende Maßnahmen im regionalen und subre-
gionalen Umfeld .................................................................... 97 u) 61. 8. Dezember 2005 147

60/65 Erneuerte Entschlossenheit zur völligen Beseitigung der
Kernwaffen ............................................................................ 97 61. 8. Dezember 2005 148

60/66 Transparenz und vertrauensbildende Maßnahmen bei Welt-
raumtätigkeiten ...................................................................... 97 61. 8. Dezember 2005 149

60/67 Durchführung des Übereinkommens über das Verbot der
Entwicklung, Herstellung, Lagerung und des Einsatzes che-
mischer Waffen und über die Vernichtung solcher Waffen .. 97 j) 61. 8. Dezember 2005 150

60/68 Auseinandersetzung mit den negativen Auswirkungen der
unerlaubten Herstellung, Verbringung und Verschiebung
von Kleinwaffen und leichten Waffen und ihrer exzessiven
Anhäufung auf die humanitäre Lage und die Entwicklung ... 97 61. 8. Dezember 2005 151

60/69 Nationale Rechtsvorschriften über den Transfer von Waffen,
militärischem Gerät sowie Gütern und Technologien mit
doppeltem Verwendungszweck ............................................. 97 e) 61. 8. Dezember 2005 153

60/70 Nukleare Abrüstung............................................................... 97 m) 61. 8. Dezember 2005 153

60/71 Unterstützung von Staaten zur Eindämmung des unerlaubten
Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen und zur Ein-
sammlung dieser Waffen ....................................................... 97 k) 61. 8. Dezember 2005 156

60/72 Weiterverfolgung und Umsetzung der auf den Konferenzen
der Vertragsparteien in den Jahren 1995 und 2000 zur Über-
prüfung des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kern-
waffen eingegangenen Verpflichtungen zur nuklearen Abrü-
stung....................................................................................... 97 61. 8. Dezember 2005 158

60/73 Verhütung des Risikos des radiologischen Terrorismus ....... 97 61. 8. Dezember 2005 159
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60/74 Probleme infolge der Anhäufung von Beständen überschüs-
siger konventioneller Munition.............................................. 97 dd) 61. 8. Dezember 2005 161

60/75 Konventionelle Rüstungskontrolle auf regionaler und subre-
gionaler Ebene ....................................................................... 97 v) 61. 8. Dezember 2005 161

60/76 Folgemaßnahmen zu dem Gutachten des Internationalen Ge-
richtshofs über die Rechtmäßigkeit der Drohung mit oder des
Einsatzes von Kernwaffen ..................................................... 97 q) 61. 8. Dezember 2005 162

60/77 Verhütung des unerlaubten Transfers tragbarer Flugabwehr-
systeme, des unbefugten Zugangs zu ihnen und ihres unbe-
fugten  Einsatzes .................................................................... 97 x) 61. 8. Dezember 2005 164

60/78 Maßnahmen zur Verhinderung des Erwerbs von Massenver-
nichtungswaffen durch Terroristen........................................ 97 p) 61. 8. Dezember 2005 165

60/79 Verringerung der Atomgefahr ............................................... 97 o) 61. 8. Dezember 2005 166

60/80 Durchführung des Übereinkommens über das Verbot des
Einsatzes, der Lagerung, der Herstellung und der Weitergabe
von Antipersonenminen und über deren Vernichtung........... 97 r) 61. 8. Dezember 2005 168

60/81 Der unerlaubte Handel mit Kleinwaffen und leichten Waffen
unter allen Aspekten .............................................................. 97 t) 61. 8. Dezember 2005 169

60/82 Informationen über vertrauensbildende Maßnahmen auf dem
Gebiet der konventionellen Waffen....................................... 97 z) 61. 8. Dezember 2005 171

60/83 Regionalzentren der Vereinten Nationen für Frieden und Ab-
rüstung ................................................................................... 98 b) 62. 8. Dezember 2005        171

60/84 Regionalzentrum der Vereinten Nationen für Frieden, Abrü-
stung und Entwicklung in Lateinamerika und in der Karibik 98 c) 62. 8. Dezember 2005 172

60/85 Regionalzentrum der Vereinten Nationen für Frieden und
Abrüstung in Asien und im Pazifik ....................................... 98 d) 62. 8. Dezember 2005 174

60/86 Regionalzentrum der Vereinten Nationen für Frieden und
Abrüstung in Afrika ............................................................... 98 e) 62. 8. Dezember 2005 174

60/87 Regionale vertrauensbildende Maßnahmen: Aktivitäten des
Ständigen beratenden Ausschusses der Vereinten Nationen
für Sicherheitsfragen in Zentralafrika.................................... 98 a) 62. 8. Dezember 2005 175

60/88 Übereinkommen über das Verbot des Einsatzes von Kern-
waffen .................................................................................... 98 f) 62. 8. Dezember 2005 177

60/89 Fünfundzwanzigster Jahrestag des Instituts der Vereinten
Nationen für Abrüstungsforschung........................................ 99 b) 62. 8. Dezember 2005 178

60/90 Bericht der Abrüstungskonferenz .......................................... 99 c) 62. 8. Dezember 2005 179

60/91 Bericht der Abrüstungskommission ...................................... 99 d) 62. 8. Dezember 2005 180

60/92 Die Gefahr der Verbreitung von Kernwaffen im Nahen Osten 100 62. 8. Dezember 2005 181
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60/93 Übereinkommen über das Verbot oder die Beschränkung des
Einsatzes bestimmter konventioneller Waffen, die übermäßi-
ge Leiden verursachen oder unterschiedslos wirken können. 101 62. 8 Dezember 2005 182

60/94 Festigung von Sicherheit und Zusammenarbeit in der Mittel-
meerregion ............................................................................. 102 62. 8. Dezember 2005 184

60/95 Vertrag über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen 103 62. 8. Dezember 2005 185

60/96 Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung, Herstel-
lung und Lagerung bakteriologischer (biologischer) Waffen
und von Toxinwaffen sowie über die Vernichtung solcher
Waffen ................................................................................... 104 62. 8. Dezember 2005 186

60/97 Unterstützung von Antiminenprogrammen ........................... 27 62. 8. Dezember 2005 193

60/98 Auswirkungen der atomaren Strahlung ................................. 28 62. 8. Dezember 2005 194

60/99 Internationale Zusammenarbeit bei der friedlichen Nutzung
des Weltraums ....................................................................... 29 62. 8. Dezember 2005 195

60/100 Hilfe für Palästinaflüchtlinge................................................. 30 62 8. Dezember 2005 201

60/101 Infolge der Feindseligkeiten vom Juni 1967 und späterer
Feindseligkeiten vertriebene Personen .................................. 30 62. 8. Dezember 2005 202

60/102 Tätigkeiten des Hilfswerks der Vereinten Nationen für Palä-
stinaflüchtlinge im Nahen Osten ........................................... 30 62. 8. Dezember 2005 203

60/103 Grundbesitz von Palästinaflüchtlingen und daraus erwach-
sendes Einkommen ................................................................ 30 62. 8. Dezember 2005 205

60/104 Tätigkeit des Sonderausschusses zur Untersuchung israeli-
scher Praktiken, die die Menschenrechte des palästinensi-
schen Volkes und anderer Araber der besetzten Gebiete be-
einträchtigen .......................................................................... 31 62. 8. Dezember 2005 206

60/105 Anwendbarkeit des Genfer Abkommens vom 12. August
1949 zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten auf das
besetzte palästinensische Gebiet einschließlich Ost-Jerusa-
lems und die anderen besetzten arabischen Gebiete.............. 31 62. 8. Dezember 2005 208

60/106 Israelische Siedlungen in dem besetzten palästinensischen
Gebiet einschließlich Ost-Jerusalems und in dem besetzten
syrischen Golan ....................................................................... 31 62. 8. Dezember 2005 209

60/107 Israelische Praktiken, die die Menschenrechte des palästi-
nensischen Volkes in dem besetzten palästinensischen Ge-
biet einschließlich Ost-Jerusalems beeinträchtigen ............... 31 62. 8. Dezember 2005 211

60/108 Der besetzte syrische Golan................................................... 31 62. 8. Dezember 2005 214

60/109 Informationsfragen ................................................................

A. Information im Dienste der Menschheit ........................... 33 62. 8. Dezember 2005 215

B. Informationspolitik und Informationstätigkeit der Verein-
ten Nationen...................................................................... 33 62. 8. Dezember 2005 216
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60/110 Informationen aus den Gebieten ohne Selbstregierung, über-
mittelt gemäß Artikel 73 Buchstabe e der Charta der Verein-
ten Nationen........................................................................... 34 62. 8. Dezember 2005 224

60/111 Wirtschaftliche und sonstige Aktivitäten, die sich nachteilig
auf die Interessen der Völker der Gebiete ohne Selbstregie-
rung auswirken ...................................................................... 35 62. 8. Dezember 2005 225

60/112 Verwirklichung der Erklärung über die Gewährung der Un-
abhängigkeit an koloniale Länder und Völker durch die Son-
derorganisationen und die den Vereinten Nationen ange-
schlossenen internationalen Institutionen .............................. 36 62. 8. Dezember 2005 227

60/113 Von den Mitgliedstaaten angebotene Studien- und Ausbil-
dungsmöglichkeiten für Einwohner der Gebiete ohne Selbst-
regierung ................................................................................ 37 62. 8. Dezember 2005 230

60/114 Westsahara-Frage................................................................... 26 62. 8. Dezember 2005 230

60/115 Neukaledonien-Frage............................................................. 26 62. 8. Dezember 2005 231

60/116 Tokelau-Frage........................................................................ 26 62. 8. Dezember 2005 233

60/117 Die Fragen Amerikanisch-Samoas, Anguillas, Bermudas,
der Britischen Jungferninseln, der Kaimaninseln, Guams,
Montserrats, Pitcairns, St. Helenas, der Turks- und Caicosin-
seln und der Amerikanischen Jungferninseln ........................

A. Allgemeines ...................................................................... 26 62. 8. Dezember 2005 234

B. Einzelne Hoheitsgebiete................................................... 26 62. 8. Dezember 2005 237

60/118 Verbreitung von Informationen über die Entkolonialisierung 26 62. 8. Dezember 2005 242

60/119 Verwirklichung der Erklärung über die Gewährung der Un-
abhängigkeit an koloniale Länder und Völker....................... 26 62. 8. Dezember 2005 243

60/120 Zweite Internationale Dekade für die Beseitigung des Kolo-
nialismus ................................................................................ 26 62. 8. Dezember 2005 245

60/121 Finanzierung der Mission der Organisation der Vereinten
Nationen in der Demokratischen Republik Kongo................ 140 62. 8. Dezember 2005 486

60/122 Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Sudan. 151 62. 8. Dezember 2005 488

60/123 Sicherheit des humanitären Personals und Schutz des Perso-
nals der Vereinten Nationen................................................... 73 63. 15. Dezember 2005 93

60/124 Verstärkte Koordinierung der humanitären Nothilfe der Ver-
einten Nationen...................................................................... 73 a) 63. 15. Dezember 2005 96

60/125 Internationale Zusammenarbeit bei der humanitären Hilfe
bei Naturkatastrophen: von der Nothilfe zur Entwicklung.... 73 a) 63. 15. Dezember 2005 99

60/126 Hilfe für das palästinensische Volk........................................ 73 d) 63. 15. Dezember 2005 101

60/127 Erweiterung des Exekutivausschusses des Programms des
Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen ........ 39 64. 16. Dezember 2005 333

60/128 Hilfe für Flüchtlinge, Rückkehrer und Vertriebene in Afrika 39 64. 16. Dezember 2005 333
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60/129 Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Natio-
nen.......................................................................................... 39 64. 16. Dezember 2005 336

60/130 Umsetzung der Ergebnisse des Weltgipfels für soziale Ent-
wicklung und der vierundzwanzigsten Sondertagung der
Generalversammlung ............................................................. 61 64. 16. Dezember 2005 339

60/131 Durchführung des Weltaktionsprogramms für Behinderte:
Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele für
Menschen mit Behinderungen ............................................... 62 64. 16. Dezember 2005 341

60/132 Die Rolle der Genossenschaften in der sozialen Entwicklung 62 64. 16. Dezember 2005 344

60/133 Folgemaßnahmen zum zehnten Jahrestag des Internationalen
Jahres der Familie und danach............................................... 62 64. 16. Dezember 2005 345

60/134 Folgemaßnahmen zum Internationalen Jahr der Freiwilligen 62 64 16. Dezember 2005 346

60/135 Folgemaßnahmen zur Zweiten Weltversammlung über das
Altern ..................................................................................... 63 64. 16. Dezember 2005 348

60/136 Eingehende Studie über alle Formen der Gewalt gegen
Frauen .................................................................................... 64 64. 16. Dezember 2005 349

60/137 Entwicklungsfonds der Vereinten Nationen für die Frau ...... 64 64. 16. Dezember 2005 350

60/138 Verbesserung der Lage der Frauen in ländlichen Gebieten... 64 64. 16. Dezember 2005 353

60/139 Gewalt gegen Wanderarbeitnehmerinnen.............................. 64 64. 16. Dezember 2005 355

60/140 Folgemaßnahmen zur Vierten Weltfrauenkonferenz und vol-
le Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform von
Beijing sowie der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Son-
dertagung der Generalversammlung...................................... 65 64. 16. Dezember 2005 358

60/141 Mädchen ................................................................................ 67 64. 16. Dezember 2005 361

60/142 Aktionsprogramm für die Zweite Internationale Dekade der
indigenen Bevölkerungen der Welt ....................................... 68 64. 16. Dezember 2005 365

60/143 Unzulässigkeit bestimmter Praktiken, die zum Schüren zeit-
genössischer Formen des Rassismus, der Rassendiskriminie-
rung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhän-
gender Intoleranz beitragen.................................................... 69 64. 16. Dezember 2005 366

60/144 Weltweite Bemühungen um die vollständige Beseitigung
von Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlich-
keit und damit zusammenhängender Intoleranz und umfas-
sende Umsetzung und Weiterverfolgung der Erklärung und
des Aktionsprogramms von Durban ...................................... 69 64 16. Dezember 2005 368

60/145 Universale Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts
der Völker .............................................................................. 70 64. 16. Dezember 2005 373

60/146 Das Recht des palästinensischen Volkes auf Selbstbestim-
mung ...................................................................................... 70 64. 16. Dezember 2005 374
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60/147 Grundprinzipien und Leitlinien betreffend das Recht der Op-
fer von groben Verletzungen der internationalen Menschen-
rechtsnormen und schweren Verstößen gegen das humanitä-
re Völkerrecht auf Rechtsschutz und Wiedergutmachung .... 71 a) 64. 16. Dezember 2005 375

60/148 Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedri-
gende Behandlung oder Strafe............................................... 71 a) 64. 16. Dezember 2005 380

60/149 Internationale Menschenrechtspakte...................................... 71 a) 64. 16. Dezember 2005 383

60/150 Bekämpfung der Diffamierung von Religionen .................... 71 b) 64. 16. Dezember 2005 386

60/151 Subregionales Zentrum für Menschenrechte und Demokratie
in Zentralafrika ...................................................................... 71 b) 64. 16. Dezember 2005 388

60/152 Die Globalisierung und ihre Auswirkungen auf den vollen
Genuss aller Menschenrechte ................................................. 71 b) 64. 16. Dezember 2005 389

60/153 Einrichtung eines Menschenrechtsausbildungs- und -doku-
mentationszentrums der Vereinten Nationen für Südwest-
asien und die arabische Region.............................................. 71 b) 64. 16. Dezember 2005 392

60/154 Nationale Institutionen zur Förderung und zum Schutz der
Menschenrechte ..................................................................... 71 b) 64. 16. Dezember 2005 393

60/155 Menschenrechte und einseitige Zwangsmaßnahmen............. 71 b) 64. 16. Dezember 2005 395

60/156 Stärkung der internationalen Zusammenarbeit auf dem Ge-
biet der Menschenrechte ........................................................ 71 b) 64. 16. Dezember 2005 397

60/157 Recht auf Entwicklung .......................................................... 71 b) 64. 16. Dezember 2005 399

60/158 Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten bei der Be-
kämpfung des Terrorismus .................................................... 71 b) 64 16. Dezember 2005 402

60/159 Menschenrechte in der Rechtspflege ..................................... 71 b) 64. 16. Dezember 2005 405

60/160 Wirksame Förderung der Erklärung über die Rechte von Per-
sonen, die nationalen oder ethnischen, religiösen und sprach-
lichen Minderheiten angehören ............................................ 71 b) 64. 16. Dezember 2005 407

60/161 Erklärung über das Recht und die Verpflichtung von Einzel-
personen, Gruppen und Organen der Gesellschaft, die allge-
mein anerkannten Menschenrechte und Grundfreiheiten zu
fördern und zu schützen......................................................... 71 b) 64. 16. Dezember 2005 409

60/162 Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen bei der Steige-
rung der Wirksamkeit des Grundsatzes regelmäßiger und un-
verfälschter Wahlen und der Förderung der Demokratisie-
rung ........................................................................................ 71 b) 64. 16. Dezember 2005 411

60/163 Förderung des Friedens als grundlegende Voraussetzung für
den vollen Genuss aller Menschenrechte durch alle Men-
schen ...................................................................................... 71 b) 64. 16. Dezember 2005 413

60/164 Achtung vor den Grundsätzen der nationalen Souveränität
und der Vielfalt der demokratischen Systeme bei Wahlvor-
gängen als wichtiger Bestandteil der Förderung und des
Schutzes der Menschenrechte................................................  71 b) 64. 16. Dezember 2005 415
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60/165 Recht auf Nahrung .................................................................  71 b) 64. 16. Dezember 2005 417

60/166 Beseitigung aller Formen von Intoleranz und Diskriminie-
rung auf Grund der Religion oder der Weltanschauung ........ 71 b) 64. 16. Dezember 2005 420

60/167 Menschenrechte und kulturelle Vielfalt.................................  71 b) 64. 16. Dezember 2005 423

60/168 Schutz und Hilfe für Binnenvertriebene ................................ 71 b) 64. 16. Dezember 2005 426

60/169 Schutz von Migranten............................................................ 71 b) 64. 16. Dezember 2005 428

60/170 Die Menschenrechtssituation in der Demokratischen Repu-
blik Kongo ............................................................................. 71 c) 64. 16. Dezember 2005 433

60/171 Die Menschenrechtssituation in der Islamischen Republik
Iran .........................................................................................  71 c) 64. 16. Dezember 2005 436

60/172 Die Menschenrechtssituation in Turkmenistan .....................  71 c) 64. 16. Dezember 2005 439

60/173 Die Menschenrechtssituation in der Demokratischen Volks-
republik Korea ....................................................................... 71 c) 64. 16. Dezember 2005 442

60/174 Die Menschenrechtssituation in Usbekistan .......................... 71 c) 64. 16. Dezember 2005 443

60/175 Stärkung des Programms der Vereinten Nationen auf dem
Gebiet der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege,
insbesondere seiner Kapazität zur technischen Zusammenar-
beit .........................................................................................  106 64. 16. Dezember 2005 446

60/176 Afrikanisches Institut der Vereinten Nationen für Verbre-
chensverhütung und die Behandlung Straffälliger................. 106 64. 16. Dezember 2005 449

60/177 Folgemaßnahmen zum Elften Kongress der Vereinten Natio-
nen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege ........... 106 64. 16. Dezember 2005 450

60/178 Internationale Zusammenarbeit zur Bekämpfung des Welt-
drogenproblems ..................................................................... 107 64. 16. Dezember 2005 455

60/179 Unterstützung für Afghanistan mit dem Ziel, die wirksame
Umsetzung seines Durchführungsplans für die Suchtstoffbe-
kämpfung zu gewährleisten ................................................... 107 64. 16. Dezember 2005 461

60/180 Die Kommission für Friedenskonsolidierung........................ 46 und 
120 66. 20. Dezember 2005 103

60/181 Vollmachten der Vertreter für die sechzigste Tagung der Ge-
neralversammlung..................................................................  3 b) 67. 20. Dezember 2005 106

60/182 Die konfliktfördernde Rolle von Diamanten: Zerschlagung
der Verbindung zwischen dem illegalen Handel mit Rohdia-
manten und bewaffneten Konflikten als Beitrag zur Verhü-
tung und Beilegung von Konflikten ...................................... 11 67. 20. Dezember 2005 106

60/183 Ständige Souveränität des palästinensischen Volkes in dem
besetzten palästinensischen Gebiet, einschließlich Ost-Jeru-
salems, und der arabischen Bevölkerung des besetzten syri-
schen Golan über ihre natürlichen Ressourcen...................... 38 68. 22. Dezember 2005 249

60/184 Internationaler Handel und Entwicklung............................... 50 a) 68. 22. Dezember 2005 250
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60/185 Einseitige wirtschaftliche Maßnahmen als Mittel zur Aus-
übung politischen und wirtschaftlichen Zwangs auf Entwick-
lungsländer............................................................................. 50 a) 68. 22. Dezember 2005 254

60/186 Internationales Finanzsystem und Entwicklung .................... 50 b) 68. 22. Dezember 2005 255

60/187 Auslandsverschuldungskrise und Entwicklung ..................... 50 c) 68. 22. Dezember 2005 258

60/188 Weiterverfolgung und Umsetzung der Ergebnisse der Inter-
nationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung.......... 51 68. 22. Dezember 2005 261

60/189 Bericht des Verwaltungsrats des Umweltprogramms der
Vereinten Nationen über seine dreiundzwanzigste Tagung .. 52 68. 22. Dezember 2005 264

60/190 Globaler Ethikkodex für den Tourismus ............................... 52 68. 22. Dezember 2005 266

60/191 Internationales Jahr der Kartoffel 2008 ................................. 52 68. 22. Dezember 2005 267

60/192 Internationales Jahr des Planeten Erde 2008 ......................... 52 a) 68. 22. Dezember 2005 267

60/193 Umsetzung der Agenda 21, des Programms für die weitere
Umsetzung der Agenda 21 und der Ergebnisse des Weltgip-
fels für nachhaltige Entwicklung ........................................... 52 a) 68. 22. Dezember 2005 268

60/194 Weiterverfolgung und Umsetzung der Strategie von Mauriti-
us für die weitere Durchführung des Aktionsprogramms für
die nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaaten unter
den Entwicklungsländern....................................................... 52 b) 68. 22. Dezember 2005 271

60/195 Internationale Strategie zur Katastrophenvorsorge................ 52 c) 68. 22. Dezember 2005 272

60/196 Naturkatastrophen und Anfälligkeit ...................................... 52 c) 68. 22. Dezember 2005 275

60/197 Schutz des Weltklimas für die heutigen und die kommenden
Generationen.......................................................................... 52 d) 68. 22. Dezember 2005 277

60/198 Nachhaltige Entwicklung der Berggebiete ............................ 52 e) 68. 22. Dezember 2005 278

60/199 Förderung neuer und erneuerbarer Energiequellen, ein-
schließlich der Durchführung des Weltsolarprogramms ....... 52 f) 68. 22. Dezember 2005 281

60/200 Internationales Jahr der Wüsten und der Wüstenbildung
2006 ....................................................................................... 52 g) 68. 22. Dezember 2005 282

60/201 Durchführung des Übereinkommens der Vereinten Nationen
zur Bekämpfung der Wüstenbildung in den von Dürre
und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen Ländern, insbe-
sondere in Afrika ................................................................... 52 g) 68. 22. Dezember 2005 283

60/202 Übereinkommen über die biologische Vielfalt...................... 52 h) 68. 22. Dezember 2005 285

60/203 Umsetzung der Ergebnisse der Konferenz der Vereinten Na-
tionen über Wohn- und Siedlungswesen (Habitat II)  und
Stärkung des Programms der Vereinten Nationen für
menschliche Siedlungen (VN-Habitat) .................................. 53 68. 22. Dezember 2005 287

60/204 Die Rolle der Vereinten Nationen bei der Förderung der Ent-
wicklung im Kontext der Globalisierung und der Interdepen-
denz........................................................................................ 54 a) 68. 22. Dezember 2005 289



564

Anhang II – Verzeichnis der Resolutionen

Nummer Titel Punkt
Plenar-
sitzung Datum Seite

60/205 Wissenschaft und Technologie im Dienste der Entwicklung 54 b) 68. 22. Dezember 2005 293

60/206 Erleichterung der Geldüberweisungen von Migranten und
Verringerung der Überweisungskosten ................................. 54 c) 68. 22. Dezember 2005 294

60/207 Verhütung und Bekämpfung korrupter Praktiken und der
Übertragung von Vermögenswerten illegaler Herkunft sowie
Rückgabe dieser Vermögenswerte, insbesondere an die Ur-
sprungsländer, im Einklang mit dem Übereinkommen der
Vereinten Nationen gegen Korruption................................... 54 d) 68. 22. Dezember 2005 295

60/208 Spezifische Maßnahmen im Zusammenhang mit den beson-
deren Bedürfnissen und Problemen der Binnenentwicklungs-
länder: Ergebnisse der Internationalen Ministerkonferenz der
Binnen- und Transitentwicklungsländer, der Geberländer
und der internationalen Finanz- und Entwicklungsinstitutio-
nen über die Zusammenarbeit im Transitverkehr .................. 55 b) 68. 22. Dezember 2005 297

60/209 Durchführung der ersten Dekade der Vereinten Nationen für
die Beseitigung der Armut (1997-2006)................................ 56 a) 68. 22. Dezember 2005 300

60/210 Frauen im Entwicklungsprozess ............................................ 56 b) 68. 22. Dezember 2005 307

60/211 Erschließung der Humanressourcen ...................................... 56 c) 68. 22. Dezember 2005 311

60/212 Süd-Süd-Zusammenarbeit .....................................................  57 b) 68. 22. Dezember 2005 312

60/213 Ausbildungs- und Forschungsinstitut der Vereinten Nationen 58 a) 68. 22. Dezember 2005 314

60/214 Fortbildungsakademie des Systems der Vereinten Nationen
in Turin (Italien) .................................................................... 58 b) 68. 22. Dezember 2005 315

60/215 Auf dem Weg zu globalen Partnerschaften ........................... 59 68. 22. Dezember 2005 316

60/216 Internationale Zusammenarbeit und Koordinierung für die
Wiederherstellung der Gesundheit der Bevölkerung, die Sa-
nierung der Umwelt und die wirtschaftliche Entwicklung der
Region Semipalatinsk in Kasachstan..................................... 73 b) 68. 22. Dezember 2005 318

60/217 Wirtschaftshilfe für den Wiederaufbau und die Entwicklung
Dschibutis .............................................................................. 73 b) 68. 22. Dezember 2005 319

60/218 Humanitäre Hilfe und Rehabilitation für Äthiopien .............. 73 b) 68. 22. Dezember 2005 321

60/219 Humanitäre Hilfe für Somalia und Unterstützung des wirt-
schaftlichen und sozialen Wiederaufbaus des Landes........... 73 b) 68. 22. Dezember 2005 322

60/220 Humanitäre Hilfe und Rehabilitation für El Salvador und
Guatemala .............................................................................. 73 b) 68. 22. Dezember 2005 324

60/221 2001-2010: Dekade zur Zurückdrängung der Malaria in den
Entwicklungsländern, insbesondere in Afrika ....................... 47 69. 23. Dezember 2005 108

60/222 Neue Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas: Fortschritte
bei der Durchführung und internationale Unterstützung ....... 66 a) 69. 23. Dezember 2005 111

60/223 Umsetzung der Empfehlungen in dem Bericht des General-
sekretärs über Konfliktursachen und die Förderung dauerhaf-
ten Friedens und einer nachhaltigen Entwicklung in Afrika . 66 b) 69. 23. Dezember 2005 114
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60/224 Vorbereitung und Organisation der für 2006 anberaumten
Folgetagung über die Ergebnisse der sechsundzwanzigsten
Sondertagung: Umsetzung der Verpflichtungserklärung zu
HIV/Aids................................................................................ 45 69. 23. Dezember 2005 116

60/225 Hilfe für die Überlebenden des Völkermordes in Ruanda
1994, insbesondere für Waisen, Witwen und Opfer sexueller
Gewalt.................................................................................... 73 a) 69. 23. Dezember 2005 118

60/226 Transparenz auf dem Gebiet der Rüstung.............................. 97 d) 69. 23. Dezember 2005 187

60/227 Internationale Migration und Entwicklung............................ 54 c) 69. 23. Dezember 2005 325

60/228 Dritte Konferenz der Vereinten Nationen über die am wenig-
sten entwickelten Länder: Tagung auf hoher Ebene zur um-
fassenden globalen Halbzeitüberprüfung der Durchführung
des Aktionsprogramms für die am wenigsten entwickelten
Länder für die Dekade 2001-2010 ......................................... 55 a) 69. 23. Dezember 2005 327

60/229 Künftige Tätigkeit des Internationalen Forschungs- und Aus-
bildungsinstituts zur Förderung der Frau............................... 64 69. 23. Dezember 2005 463

60/230 Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskrimi-
nierung der Frau..................................................................... 64 69. 23. Dezember 2005 464

60/231 Rechte des Kindes.................................................................. 67 69. 23. Dezember 2005 467

60/232 Ad-hoc-Ausschuss über ein umfassendes und integratives In-
ternationales Übereinkommen über den Schutz und die För-
derung der Rechte und der Würde von Menschen mit Behin-
derungen ................................................................................ 71 b) 69. 23. Dezember 2005 474

60/233 Die Menschenrechtssituation in Myanmar ............................ 71 c) 69. 23. Dezember 2005 476

60/234 Finanzberichte und geprüfte Rechnungsabschlüsse sowie
Berichte des Rates der Rechnungsprüfer ............................... 121 69. 23. Dezember 2005 490

60/235 Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste über die In-
spektion des Programm- und Verwaltungsmanagements der
subregionalen Büros der Wirtschaftskommission für Afrika 122 69. 23. Dezember 2005 491

60/236 Konferenzplanung.................................................................. 127 69. 23. Dezember 2005 492

60/237 Beitragstabelle für die Aufteilung der Ausgabenlast der Ver-
einten Nationen...................................................................... 128 69, 23. Dezember 2005 493

60/238 Personalmanagement ............................................................. 129 69. 23. Dezember 2005 494

60/239 Umsetzung der vom Amt für interne Aufsichtsdienste auf
Grund seiner Wirtschaftlichkeitsprüfung der Regionalkom-
missionen abgegebenen Empfehlungen................................. 132 69. 23. Dezember 2005 495
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60/240 Zweiter Haushaltsvollzugsbericht für den Zweijahreszeit-
raum 2004-2005 für den Internationalen Strafgerichtshof zur
Verfolgung der Personen, die für Völkermord und andere
schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Ho-
heitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und dem
31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer
Staatsangehöriger, die für während desselben Zeitraums im
Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begangenen Völkermord
und andere derartige Verstöße verantwortlich sind ............... 134 69. 23. Dezember 2005 495

60/241 Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs zur Ver-
folgung der Personen, die für Völkermord und andere schwe-
re Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheits-
gebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und dem
31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer
Staatsangehöriger, die für während desselben Zeitraums im
Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begangenen Völkermord
und andere derartige Verstöße verantwortlich sind ............... 134 69. 23. Dezember 2005 496

60/242 Zweiter Haushaltsvollzugsbericht für den Zweijahreszeit-
raum 2004-2005 für den Internationalen Strafgerichtshof zur
Verfolgung der Verantwortlichen für die seit 1991 im Ho-
heitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen schwe-
ren Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht................... 135 69. 23. Dezember 2005 498

60/243 Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs zur Ver-
folgung der Verantwortlichen für die seit 1991 im Hoheits-
gebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen schweren
Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht ......................... 135 69. 23. Dezember 2005 498

60/244 Haushaltsvoranschläge für besondere politische Missionen,
Gute-Dienste-Missionen und andere von der Generalver-
sammlung und/oder vom Sicherheitsrat genehmigte politi-
sche Initiativen: Büro der Vereinten Nationen in Timor Leste 123 69. 23. Dezember 2005 500

60/245 Programmhaushaltsplan für den Zweijahreszeitraum 2004-
2005 .......................................................................................

A. Endgültige Mittelbewilligung für den Zweijahreshaushalt
2004-2005......................................................................... 123 69. 23. Dezember 2005 501

B. Endgültige Einnahmenansätze für den Zweijahreshaus-
halt 2004-2005.................................................................. 123 69. 23. Dezember 2005 504

60/246 Fragen im Zusammenhang mit dem Entwurf des Programm-
haushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2006-2007......... 124 69. 23. Dezember 2005 505

60/247 Programmhaushaltsplan für den Zweijahreszeitraum 2006-
2007 .......................................................................................

A. Mittelbewilligungen für den Zweijahreshaushalt 2006-
2007 ................................................................................. 124 69. 23. Dezember 2005 507

B. Einnahmenansätze für den Zweijahreshaushalt 2006-
2007 .................................................................................. 124 69. 23. Dezember 2005 509

C.  Finanzierung der Mittelbewilligungen für das Jahr 2006 124 69. 23. Dezember 2005 510
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60/248 Besondere Themen im Zusammenhang mit dem Entwurf des
Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2006-
2007 ....................................................................................... 124 69. 23. Dezember 2005 510

60/249 Unvorhergesehene und außerordentliche Ausgaben für den
Zweijahreszeitraum 2006-2007 ............................................. 124 69. 23. Dezember 2005 513

60/250 Betriebsmittelfonds für den Zweijahreszeitraum 2006-2007 124 69. 23. Dezember 2005 514
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